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Erſte Sitzung. 


Montag, den 8. October 1877. 
(Die Sigung wird um 10 Uhr 25 Minuten eröffnet.) 


ALLES LESEN. 


Profeffor Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Im Auftrage des Aus- 
ſchuſſes eröffne ich hiermit die fünfte Jahreöverlammlung des Vereins für Soctal- 
politit. — Geftatten Sie mir zunäcft, Ihnen im Namen des Ausichuffes einige 
Mittheilungen zu machen. 

Der Ausihuß Hat die diesjährige Verſammlung nah Berlin, nicht wie 
früher nad Eiſenach, berufen. Er ift dabei keineswegs Willens geweien, unfere 
Berfammlung in eine Wandewerfammlung zu verwandeln, fondern wir find 
nod immer wie früher der Anſicht, Die auch die Zuftimmung der Generalver- 
jammlung gefunden bat, daß wir wohl thun, zu verzichten auf die unleugbaren 
fleinen Annehmlichkeiten, welche ein Tagen in verjchtedenen Orten Deutſchlands 
mit fi führt, — daß wir dagegen bemüht jein müffen, wenn irgend möglich 
immer an einem und bemfelben Orte zufammenzutommen, um dadurd mehr 
ftändige Mitglieder und einen mehr ſich „leihbleibenden Charakter der Ver— 
fammlungen zu erlangen, als das in Wanderverfammmlungen möglich if. Wir 
haben e8 ja von vornherein nicht ſowohl für unfere Aufgabe gehalten, durch 
unfere Verfammlungen und unfere Reden in weiteren Kreiſen Anhänger zu ges 
winnen und Propaganda zu machen, als eine Gelegenheit zu bieten zu Erörte— 
rungen über joctalpolitiiche Fragen, am melder fih Männer der verjchiedeniten 
Parteien, Männer der Wiſſenſchaft und des wirfjamen Yebens betheiligen fünnen. 
Aber wenn wir und jo umjahen nad einem dauernden Orte für unfere Ber: 
Tammlungen, jo konnten wir und der Erkenntniß nicht verjchließen, daß Berlin 
vor Eiſenach einen wejentlihen Borzug hat. Schon die äußere Einrichtung der 
Berjammlung, das Untertommen der Mitglieder und dergleichen, welche in einer 
fleinen Yandftadt mande Schwierigkeiten haben, machen in Berlin feine Sorge. 
Bor Allem aber glaubten wir, daß es der großen Mehrzahl unferer Mitglieder 
in Diefer Jahreszeit viel angenehmer fein würde, eine Reife nad Berlin zu 
machen als nah Eifenah. Wer nur irgend an dem öffentlichen Yeben unferes 
Boltes Theil nimmt, wird von Zeit zu Zeit gern in die Hauptftadt des deut» 
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ſchen Reiches gehen, im ver ſich das politiiche Yeben Deutichlands mehr und 
mehr concentrirt, und wird -—— ganz abgefehen von unjeren Verhandlungen, — 
von einem .» vorübergehenden Aufenthalte in der Reichshauptſtadt mannigfache 
Anregungen mit fih nad Haufe nehmen. Dazu fommt, daß wir bier in Berlin 
immer eime große Anzahl der tüchtigften und thätigften Mitglieder anweſend 
finden, diefen Die Reife eriparen und uns die Sicherheit verſchaffen, daß fie an 
den Berhandlungen theilnehmen. 

Meine Herren! Zum erften Male begrüßen wir ferner in unferer Mitte 
die Mitglieder des volfswirtbichaftlihen Congreſſes auf Grund des Abkommens, 
welches ım vorigen Jahre von unferer Generalverfammlung genehmigt ift. Die 
Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Congreſſes werden in Folge dieſer Ueber: 
einfunft an unferen Abſtimmungen, ſoweit fie nicht innere Angelegenheiten un- 
jeres Bereind, wie befondere Wahlen, betreffen, theilnehmen und bei den Debatten 
als gleichberedhtigte Mitglieder ſich betbeiligen können. Der Grundgedanke dieſes 
Abkommens ift vielleicht den Herren, die Das vorige Mal nicht anweſend waren, 
noch nicht jo ganz gegenwärtig. Ich darf daher wohl noch einmal ausiprechen, 
Daß wir der Anfiht waren, es bejtänden allerdings im Deutichland zmei ver: 
Ichtedene Schulen der Nationalökonomie, von denen die eine mehr betont die er— 
ziehende Wirkſamkeit des freien Verkehrs, die Kräftigung, welche hervorgeht aus 
der ungehinderten freien Bewegung, — Die andere dagegen mehr Gemicht legt 
auf die Aufgabe des Staates, die Schwachen, die Hilflofen zu ſchutzen und zu 
ſtärken, und welche dafür hält, daß der Staat in ſeiner Rechtsordnung nicht 
nur dem Einzelnen eine möglichſt freie Bewegung und Entwickelung gewähren 
muß, ſondern auch vor Allem bedacht fein muß, die harmoniſche Entwickelung 
des Ganzen zu fihern. Wir waren daher der Memung, daß es auch zweck— 
mäßig jet, wenn zunächft wenigitens, diefe beiden Richtungen ſich in verichtedenen 
Bereinen verförperten. Aber andrerſeits jtehen nicht nur der rechte und der 
Iinfe Flügel der beiden Schulen fich überaus nahe, ſondern e8 kommt binzu, 
daß dieſer Gegenfag bei vielen volkswirthſchaftlichen Fragen vor anderen wirth— 
Ichaftlichen. und politifchen Geſichtspunkten zurücdtritt, und jo haben wir denn 
ſchon in Bremen geſehen, daß bet ſämmtlichen Abftimmungen, die Dort vorge- 
nommen wurden, Die Durch die Abſtimmung ſich ſcheidenden Theile nicht zu= 
Tammenfielen mit den Mitalievern des Vereins für Soctalpolitit und des volks— 
wirthichaftlichen Gongrefies, fondern ein Imeinanderübergehen jtattfand. Endlich 
aber jind wir der Meinung, daß felbjt da, wo dieſer Gegenjag in voller Schärfe 
berwortritt, unfere nationale Bildung und Gefinnung einen hinlänglich ſichern 
Boden gewähren, um auf demjelben alle Fragen ruhig erörtern zu können und 
daß von einer folden Erörterung beide Theile Gewinn haben können und 
vor mannigfachen infeitigfeiten bewahrt werben. Ich begrüße daher im 
Namen des Ausſchuſſes die Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Gongreffes und 
ſpreche die Hoffnung aus, daß ſich unſer Abkommen in dieſer Verſammlung 
gerade ſo bewähren möge, wie es ſich in Bremen unſeres Erachtens bewährt 
hat. (Bravo!) 


Ich fordere Sie nun auf, ſich zu conſtituiren und zunächſt den Präſidenten 
für Ihre Verhandlungen zu wählen. 
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Profefior Dr. Brentano (Breslau): Ich ſchlage Herrn Profeſſor Dr. 
Naſſe (Bonn) zum Präfidenten vor. (Allgemeine Zuftimmung.) 


Profeſſor Dr. Nafje (Bonn): Meine Herren! Ich bin bereit die Wahl 
anzunehmen, in der Hoffnung, daß Ste in derjelben Weile wie früher mir ſo— 
wohl Ihre freundliche Nachſicht wie Ihre gütige Unterftügung angedeihen laſſen 
werden. Daß ich dem Verein gern meine ſchwachen Kräfte zur Dispofition 
ftelle, brauche ich wohl kaum zu verfichern. 

Wir Alle, glaube ih, der Eine mehr, der Andere weniger, find immer 
auf focialpolitiihem Gebiete in Gefahr, zu verfallen entweder jenem Optimismus, 
der in älterer Zeit auf dem Gebiete der wirtbichaftlihen Theorie worgeherricht 
bat, oder dem Peſſimismus, der im neuerer Zeit in Deutjchland um fich zu 
greifen droht. Beide Stimmungen haben einen lähmenden Einfluß auf unfere 
Kräfte und eine erichlaffende Wirkung auf unfere Thätigkeit. Ich glaube, wir 
bedürfen der gegenfettigen Anregung, um die ın und Allen vorhandene ideale 
Richtung zu Fräftigen und uns zu ftärfen in dem Vertrauen, daß e8 mehr und 
mehr gelingen werde, den ſchweren wirthichaftlichen Drud, unter dem die große 
Maſſe der Menjchen ihr Yeben zubringt, einigermaßen zu Iinvern, daß es vor 
Allen gelingen werde, die fittlichen Schäden, mit denen unfer wirthichaftliches 
Yeben in vieler Beziehung behaftet ift, und die im Yaufe der Tegten Jahre gerade 
in Deutichland vielfady bejonders fichtbar heroorgetreten find, mehr und mehr 
zu befeitigen, unfer wirtbichaftliches Yeben zu reinigen und zu veredeln. Meine 
Herren! Ich erkenne e3 mit dem größten Danke an, daß ich im diefer Bezie— 
bung dur die Verſammlung des Bereind mich jedesmal gehoben und gefördert 
gefühlt habe, und wenn aud nur dieſes Reſultat bei und durch unfere Ber: 
einigung erreicht werden follte, jo lohnt es ſich wohl, ihr einige Zeit und einige 
Mühe zu opfern, 

Im Einverftändnig mit dem Ausſchuß erlaube ich mir zu Bicepräfidenten 
vorzuichlagen: den früheren Präjidenten unferer Generalverfammlung, der feiner 
Zeit die erfte Conftituirung unferes Vereins geleitet hat, Herrn Profeſſor Gneiſt, 
ferner den Bicepräfidenten unſeres Ausſchuſſes, den Herm Staatöminifter reis 
bern von Roggenbad, und den Borfigenden des volfswirthichaftlichen Con: 
greſſes, Herrn Juſtizrath Dr. Braun. 


(Allgemeine Zuſtimmung. — Die vorgeſchlagenen Herren erklären ſich 
zur Annahme des Amtes als Biecepräſidenten bereit.) 


Als Schriftführer erlaube ich mir vorzuſchlagen die Herren: Landesöko— 
nomierathb Dr. Thiel (Berlin), Profeſſor Dr. Held (Bonn), Profeffor Dr. 
Brentano (Breslau) und Handelöfammerfecretär Kirbach (Plauen). Die 
Rednerliſte wird heute Herr Profeflor Dr. Held führen. 


Geſchäftliche Mittheilungen. — Eingegangene Entfbuldigungsichreiben 
und zur Bertheilung eingereichte Schriften.) 
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Meine Herren! Der Ausihup hat die Tagesordnung für die 
drei Tage unferer Berathungen jo feftgeftellt, daß er vorfchlägt für den heu— 
tigen Tag 

die &ommunalfteuerfrage, morgen die Frage des Han— 
delsvertrags, und übermorgen die Frage der Reform der 
Gewerbeordnung zu behandeln. (Zuftimmung.) 


Wir gehen alfo jet zur heutigen Tagesordnung über. 


Ich gebe zunächſt das Wort dem Referenten, Herm Profefior Dr. Adolph 
Wagner (Berlin). | 


Referat 
von Brof. Dr. Adolph Wagner (Berlin) über die 
Communalfeuerfrage. 





nn 


Meine Herren! Geftatten Ste mir, daß ih mein Referat mit einigen 
einleitenden Worten binfichtlih der Art und Weile beginne, wie ich den Gegen— 
ftand auffaſſen und behandeln will. Ich bemerfe in diefer Beziehung zunächſt, 
daß ich meine Aufgabe darin gefunden babe, vornehmlich über die principielle 
Frage der Commumalbefteuerung zu ſprechen im Gegenfag zu der concreten Com— 
munalfteuerfrage, wie fie in einzelnen Yändern, ſpeciell in unferem größten deut— 
ſchen Staate, in Preußen, augenblidlic vorliegt. Natürlich bringt e8 der Gegen- 
ftand mit ſich und die principtelle Erörterung nicht minder, auf Die deutjchen 
und preußifchen Verhältniffe der Communen vorzugsweile unfere Aufmerkſamkeit 
zu Ienfen; aber e8 ſchien mir, daß wir und doch nicht allein mit den preußifchen 
Dingen beihäftigen können, einmal, weil wir neben den preußiichen Verhält— 
nifjen in der That doch in Deutichland andere mannigfache Berjchiedenheiten zu 
berücfichtigen haben; dann aber auch, weil der ganze Charakter diefer Verſamm— 
[ung derartig ıft, daß vor Allem die großen allgemeinen leitenden Principien in 
der Boltswirthihafts - und Soctalpolitit behandelt werden follen. Mein Herr 
GSorreferent wird ſpäter vornehmlich über die preußiſchen Berhältniffe Iprechen, 
und injofern erfolgt dadurch gewiſſermaßen die Ergänzung meiner eigenen Er: 
örterungen. 

Indem ich die principielle Trage voranftelle, ftelle ich. mich auf einen 
Standpunft, den auch unfere fogenannte gegneriſche national-ökonomiſche Schule, 
die Freihandelsihule, in Eongreffen und Aufſätzen in ihren Zeitſchriften ein— 
genommen bat, und infofern ftehe ich mit ihr auf demielben Boden. Ich halte 
nur, wenn Sie mir das zu bemerken erlauben, die Principien, die der volfs- 
wirtbichaftlihe Congreß hier vertreten bat, nicht durchweg für die richtigen. 
Auf der anderen Seite made ih Front gegen mande Anhänger der focials 
politiihen Richtung, die gewarnt haben, Principien aufzuftellen. Ein hervor— 
ragendes Mitglied der Verſammlung hat fih fogar zu dem Ausiprud ver: 
ftiegen, er hätte eine „principielle Abneigung gegen Principien‘. Ich will das 
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nicht umdrehen, weil man daraus leicht eine ſeltſame Conſequenz ziehen könnte. 
Jedenfalls aber habe ich Diefe Abneigung nicht. 

Alsdann fragt es fi, welche Seite der Communalfteuerfrage bier be= 
handelt werben fol. Die ganze Frage hängt ja auf das Engfte zujammen mit 
unferen gelammten öffentlihen Rechtszuſtänden, namentlih mit den großen Fragen 
der Auseinanderjegung zwiſchen dem Staat und den Selbftverwaltungsförpern. 
Diefe Seite muß alio berührt werden; ich halte e8 aber nicht für meine Auf: 
gabe, jie voran zu ftellen. Ich werde ftatt diefer, ich möchte jagen öffentlich- 
rechtlichen Seite die mirthihaftlide und, wenn ich fie jo nennen darf, Die 
„rechts-philoſophiſche“ Seite bejonderd ins Auge fallen, d. h. ich werde die 
Frage beantworten: weldyes Communalfteueriyftem ıft von dent Standpunft der 
Boltswirthihaft und Socialpolitit und der Gerechtigkeit aus zu verlangen ein= 
mal Hinfichtlich feiner Wirkung auf die Production und auf die einzelnen Bes 
ſteuerten) und andererſeits hinfichtli der Wirkung der communalen Yeiftungen 
auf die Angehörigen der Commune? 

Ber der principiellen Grörterung liegt die Gefahr nahe, zu allgemeine 
Sätze aufzuftellen, die vielleicht deshalb Leichter eine Zuftimmung von jehr vers 
ichiedenen Seiten aus finden, die aber auch nicht immer allzuviel eigentlichen 
Kern und Inhalt haben. Ich habe deshalb geglaubt, wir müßten aud bei 
der principiellen Erörterung doc ſchon etwas mehr in das Detail eingehen. Da 
ftegt aber wieder die Gefahr vor, zu weit zu gehen, umd ich muß der Ber: 
jammlung überlaffen, zu entſcheiden, ob ich im diefer Beziehung nicht ſchon zu 
weit gegangen bin. 

Ich bemerfe, daß die heutige Verhandlung an diejenige anfnüpft, die vor 
zwei Jahren in Eiſenach iiber die StaatSbefteuerung gepflogen ift, wo man zu 
einigen allgemeinen Reſolutionen gelangte, die ih wohl als befannt vorausjegen 
fann. Bett handelt e8 fi darum, diefen Gegenftand als in der Hauptſache 
abgemacht zu betrachten und, an ihn anknüpfend, für unfere Fragen mehr ın 
die Details einzugeben. 

Ih babe, wie Ste jehen, eine Reihe von Theſen aufgeſtellt, und möchte 
mir binfichtlich deren auch noch ein NRechtfertigungswort erlauben. Man wirft 
uns Univerfitätöprofefforen neuerdings vor, Daß wir Inhaber eine® Haupt: oder 
Nebenmonopold ſeien und feine Concurrenz unter ung ftattfinde. Wer das ſagt, 
fennt die Berhältniffe nicht, und mir iſt 3. B. gleich geftern das geflügelte Wort 
zu Obren gelommen, ich hätte nicht Theſen, ſondern gleih ein Hand: und Lehr— 
buch der Sommunalbefteuerung geichrieben : gewiß eine tronifche Aeußerung eines 
der wertben Herren Gollegen. Wäre Died der Fall, jo wäre dies „Lehrbudy‘ 
zwar immer noch mäßiger im Umfang geworden, als ein anderes, dejien Yänge 
mir auch vorgeworfen ift. Aber der fleine Hieb hat doch „geſeſſen“ und ver— 
anlapt mich zu einer, wenn Sie wollen, „Entſchuldigung“. 

Ich habe die erfte Reihe der Theſen, 1—9, hauptſächlich als allgemeine 
leitende Grundfäge aufgeftellt, die die Berfammlung vorzüglich zu beichäf- 
tigen haben und eventuell zur Abftimmung zu bringen fein werden. Die Puntte, 
die ich ald zweite Abtheilung bezeichne, betreffen die Ausführung der 
Communalbefteuerung, die dritte Abtheilung dagegen ift eine Skizze 
eines Programms meiner weiteren Ideen, wie ich fie vorlegen werde. Ich 
meine, ich hätte Freunden und Gegnern einen Dienft geleiftet, indem ich hier 
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meine Meinung fo präcis zulammengefaßt habe, wie «8 im mündlichen VBortrage 
nicht jo leicht ift, und wie man es beim Hören jelbft eines jo langfam ge— 
Iprochenen Vortrages, wie des meinigen (Heiterkeit), nicht genau verfolgen kann. 
Jedenfalls haben Sie die Quinteſſenz meiner Anfichten auf den Papier, — 
zur Beiftimmung oder zur Bekämpfung. 

Ich Halte es nicht für meine Aufgabe, bier ın Geſchichte und Statiftif der 
Sommunalbefteuerung einzugehen, auch nicht zu veferiren über den Öutachtenband. 
Sch, wie gewiß wir Alle — das will ich gleich bier ausſprechen — ſind den ein» 
zelnen Herren, die darin Gutachten geliefert haben, zu großem Danf verpflichtet 
für die reiche Belehrung und Anregung, welche wir dadurd erhalten haben. Ich ſetze 
aber bei den Anmejenden die Kenntnif der Anfichten der Herren Gutachter voraus. 

Endlich bemerke ih, daß ich vorzugsweiſe Die Ortögemeinde ind Auge 
faſſen merde, nicht die weiteren Communalverbände, obaleih man jagen künnte, 
in dem Thema läge das auch mit Darin. 

Was nun die Frage jelbft anlangt, jo werden wir von gemiljen princi= 
piellen Standpuntten ausgehen müſſen, über die ich ein Wort vorausſchicken 
muß. Man kann ſich nicht einigen über die vraftiichen und Detailfragen der 
Sommunaljteuergeleggebung, wenn man nit nenigſtens gleichen Boden ein: 
nimmt binfichtlich dreier Hauptpunkte: erſtens binfichtlih der Auffaſſung von 
Staat und Gemeinde, zweitens binfichtlih Der Auffafiung der Volkswirth— 
ſchaft im Allgemeinen und der Stellung von Staat und Gemeinde zu ihr, 
Drittens binfichtlich der allgemeinen Grundſätze und der Gerechtigkeitsaxiome der 
Beiteuerung. 

Es iſt deshalb nothwendig, in der Kürze über Staat und Gemeinde, 
Boltswirthichaft und Beiteuerung ein Wort einzureiben, gewiſſermaßen die Prä- 
miſſen woranzuftellen, aus denen Die Conjequenzen für unfere Frage gezogen 
werden follen. Ich thue das um jo mehr, als gerade hier die principiellen 
Gegenfäge zu der Richtung der deutichen Freibandelsichule vorliegen. 

Was zunächft die Stellung von Staat und Gemeinde anlangt, 
io ſehe ih im ihmen im Weſentlichen Vertreter jene® großen Syſtems ın der 
Boltswirtbichaft, Das ich als das gemein-wirthſchaftliche bezeichne gegenüber dem 
fogenannten privat =wirthichaftlichen des freien Verkehrs. In dieſem Tetteren 
maltet wejentlich die Triebfeder des wirthichaftlichen Eigennutzes, waltet Dem: 
gemäß das Geſetz von Angebot und Nachfrage, das Gele des jpeciellen Ent: 
gelted oder, wie man. mit eimem Worte jagen fann, der Individualismus. 
Dagegen in dem gemein «wirthichaftlihen Syſtem walten andere Grundjäge, 
wejentlic die Rüdjichten auf die Eriftenz und das Gedeihen der Geſammtheit, 
auch jene viel beipöttelten ethiſchen Grundfäge. In dem gemein-wirtbichaftlichen 
Syftem wird mieder eine Hauptgruppe gebildet durch das, was ich ale 
Zwangsgemeinwirthichaft bezeichne: dieſe beruht auf dem Princip der Gewalt, 
ver Autorität. Dies Princip der Autorität ſteht dem des egoiſtiſchen Indivi— 
dualismus gegenüber, und Vertreter dieſes Princips der Autorität in der Ge: 
neinwirthichaft und damit in der Bolköwirthichaft find im erjter Linie Stant 
und Gemeinde, die beiden großen territorialen Zwangsgemeinwirthſchaften. 

Mit diefer Auffafjung von Staat und Gemeinde in der Voltswirthichaft 
fontraftirt diejenige Richtung befonder8 der älteren Smith'ſchen Schule und ihrer 
Fortiegung, der heutigen fogenannten „deutfchen Freihandelsſchule“, welche nur 
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da von Volkswirthſchaft ſprechen will, wo Ye Verlehr, nicht wo Zwang, 
Autorität und Macht if. Ich halte das für eimleitig und glaube, wir fünnen 
und müſſen den Thatfachen gemäß fagen: die Volkswirthſchaft befteht aus den 
beiven Gruppen: Gemeinwirthſchaft und Privatwirthſchaft. 

Was jpeciell den Staat anlangt, jo ftehe ich jener Anficht entgegen, die 
von Vertretern des voltöwirthichaftlihen Congrefjes dahin formulirt iſt, daß 
der Staat nur den Zweck babe, Macht zu repräfentiren und Recht zu fügen, 
wie es ſelbſt noch neuerdings formulirt wurde, daß er welentlic eine Afferuranz: 
anftalt fein jol für Recht, Rechtsbildung und Redtsanwendung, für Eigenthum 
und Perſon. Ich glaube, wir müſſen ftatt deſſen fagen: ebenbürtig daneben 
fteht im Staate der Zweck: Gultur und Wirthſchaft zu fördern. Das tft von 
Bedeutung für unfere Frage. 

Jene volkswirthſchaftliche Schule geht nämlich von der Borausfegung aus, 
daß der Staat vertreten ſoll wejentlih Net und Macht, die Gemeinde meient: 
lich das Wirthichaftögebiet. Wie e8 gelegentlich formulixt ift: der Staat berriche, 
die Gemeinde wirthichafte, meines Erachtens eine durchaus einfeitige Auffafjung. 
Mir können nur jagen, Staat und Gemeinde haben beide zu herrſchen und zu 
wirtbichaften, nur daß beim Staat das Herrihen voran und das Wirtbichaften 
in zweiter Linie fteht, während bei der Gemeinde umgefehrt die Verfolgung der 
Wirthichafts- und ulturzwede relativ wichtiger ift. 

Ferner werden wir, mas den weiteren Unterfchied von Staat und Gemeinde 
anlangt, hervorheben müfjen, daß die Yeiftungen dieſer beiden Körper noch in 
anderer Hinficht verſchieden find: diejenigen des Staates werden mehr für die 
Geſammtheit vorgenommen, laſſen fih auch nicht als Tpecielle Vortheile des 
Einzelnen fo leicht nachweiſen, vielmehr, won Vortheilen ift oft gar nicht Die 
Rede, jondern von Pflichten des Einzelnen gegen die Gemeinſchaft. 

Anders bei der Commune, bei der Ortögemeinde und den meiteren Ver— 
bänden. Da ift das individuelle Vortheildmoment wichtiger, und namentlich 
zeigen fi viele Communalleiftungen ſpeciell als Bortheile, als Werthzuwüchſe 
zu Gunſten des Eigenthums der Einzelnen und ihrer Wirthſchaft. Das iſt von 
großer Bedeutung für die Befteuerungsfrage. 

Mir werben aljo jagen müflen, daß von vornherein nicht ganz dieſelben 
Steuerprincipien in Staat uud Gemeinde obwalten fünnen; denn wenn auch 
beide homogene Bildungen find, jo find fie doc dem Grade nach verſchieden. 

Die Stellung von Staat und Gemeinde zur Volkswirthſchaft 
habe ich im Bisherigen ſchon im Allgemeinen mit berührt. Ich füge noch ein 
weiteres Wort hinzu. In dem jogenannten privatwirthſchaftlichen Syiteme, das 
einfeitigerweie die ältere Nationalöfonomte und ihr Nachfolger , die deutſche 
Freihandelsſchule, identifizirt mit der Volkswirthſchaft, iſt immer nur von Einem 
Prineip der Entgeltlichkeit im Verkehr die Rede, von dem von „Leiſtung und 
Gegenleiſtung.“ Demgemäß iſt denn auch die Neigung bei dieſer Richtung zu 
verfolgen, überall nach dieſem Entgeltlichkeitsprincip die Verhältniſſe zu reguliren. 
Insbeſondere ſoll auch im Steuerweſen die Sache ſo ſein, daß Leiſtung und 
Gegenleiſtung ſich genau entſpricht. Daß läßt ſich aber einmal nur mit der 
größten Willfür durchführen, eigentlich garnicht, ſodann ift es aber auch grund- 
ſätzlich falſch. Wir werben vielmehr jagen müfjen: in Staat und Gemeinde 
handelt e8 ſich vielfah um Yeiftungen, die Allen zu gute fommen, wo man aber 
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nicht berechnen fann, in weldem Maße fie dem Einzelnen nüsen, wo vielmehr 
mit vereinten Kräften, mit den Mitteln Aller die gemeinfamen Zwecke durch— 
geführt werden follen. Da nad) der Yeiftung und Gegenleiftung durchweg zu 
gehen, ift unmöglich und prineipiell falſch. Wir müſſen vielmehr nur von Fall 
zu Fall jehen, wo das Princip von Leiftung und Gegenletftung anwendbar tft, 
und ich ſtimme injomeit der Treihandelsichule bei. Aber hüten wir uns in der 
Gemeinde wie im Staate vor der Meinung, daß ſtet s von Leiftung und Gegen: 
leiftung die Rede fein fünne oder müſſe. 

Das Rejultat nun der Entwidlung von Staat und Gemeinde der Volks— 
wirtbichaft gegenüber Tiegt in der Beobachtung vor und läßt fi kurz jo 
zulammenfaffen: ftehe man zu diefen Dingen, wie man will, jo fann man nicht 
verfennen, in unjerer heutigen Voltswirtbichaft tritt mehr und ſchärfer und auch 
berestigter Eined hervor, was ich mich nicht ſcheue den communiftiichen 
Charakter der ganzen Volkswirthſchaft zu nennen. Mehr und mehr 
wird in der That unſere Volkswirthſchaft communiftiih und mehr und mehr 
merben deshalb für fie die Steuerfragen practiihb fo wichtig, weil der Bedarf 
zur Dedung der Staatd- und Communal-Ausgaben immer größer wird und die 
Steuewertheilung doch nur zu einem Theile nad „Leiftung und Gegenleiſtung“ 
erfolgen kann. 

Es fragt fib nun, wie fol man ſich denn grundſätzlich zu ber ganzen 
Steuerfrage im Allgemeinen ftellen. Man wird jagen müffen: Die allgemeinen 
Steuerprincipien find auch hier einmal offenbar eine Conſequenz der Anſchauung 
von Staat und Gemeinde, jodann eine Sonfequenz gewiſſer Ariome der Gerech- 
tigkeit, von denen ich behaupten möchte, fie laſſen ſich im Einzelnen nicht immer 
unbedingt völlig rational begründen. Es walten da Momente ob, die gewiljer: 
maßen in das Gebiet des Glaubens hinüberfpielen. Ob man, wie id es thue, 
die progrefjive Steuer für gerechtfertigt hält oder, mie Andere, die proportionale, 
das läßt fih mit Gründen und Gegengründen belegen, aber bier wird zulett 
doch der Wille — geleitet Durch das, was man nady feiner ganzen Anſchauung der 
Boltswirthichaft einmal für recht hält, — den Ausſchlag geben. Endlich werden 
wir die allgemeinen Befteuerungsprincipien noch mit beftimmen müfjen nad den 
Wirkungen der Yeiftungen auf die Einzelnen und nad den Wirkungen der 
Steuerarten auf diefe Einzelnen. 

Zuſammenfaſſend, glaube ih nun folgende Anficht aufftellen zu können. 

Es iſt irrig zu meinen, man fünne einen einzelnen leitenden Grundſatz 
an die Epige der Befteuerung ſtellen. Es ift infofern irrig zu meinen, 
man könne 3. B. nad dem Princip von Yeiftung und Gegenleiftung Alles 
geſtalten; aber ich halte für grade fo irrig, wenn man die Meinung begt, nach 
dem Princip der jogenannten ‚Leiftungsfähigkeit Alles beftimmen zu fünnen. 8 
giebt fein alleiniges, - fein abjolute® Steuerprincip. Diefe Hauptfteuerprincipien 
von „Leiftung und Gegenleiftung‘‘ und der Befteuerung nach der „Leiftungs- 
fähigleit“ jind vielmehr richtig mit einander zu combiniren. Alsdann kann 
man jagen: im Staat fteht das Princip der Yeiftungsfähigteit mehr voran, 
gegenüber dem von Yeiftung und Gegenleiftung, in der Commune weniger, aber 
Doch im der Weile, daß auch in der Commune das Princip der Befteuerung 
nad der Leiftungsfähigfeit immer noch das Hauptprincip bleibt. 

Was die Durchführung der Beftenerungsgrundjäge anlangt, 
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jo ift e8 für unjere Communalfteuerfrage geboten, ın aller Kürze auch für die 
Staatöftener dieſes Problem zu behandeln. In der Hinficht kann ich mich um 
jo kürzer faſſen, als ih mich tm Wejentlichen den Erörterungen reſp. Beichlüffen 
anznichliegen vermag, die vor zwei Jahren auf der Verlammlung in Eiſenach, 
Der ich nicht jelbit beimohnen konnte, gefaßt ſind. Wir werben jagen müfjen, 
es iſt Darauf Hinzuzielen, daß die Einfommenbeftenerung mehr und mehr ın 
den Vordergrund tritt, aber auch nur Das, nicht daß fie Die alleinige fer; Terner 
daß bei der Einfommenbefteuerung auch nicht allein gegangen wird nad dem 
Einfommen, jondern nad drei dabei mitipielenden Momenten. Zunächſt nad) 
der Duelle des Einfommend. Es ıft ein Unterſchied, ob das Einfommen aus 
Gapitalien, aus Grund und Boden und Häufern, oder aus Arbeitöleiftungen 
herrührt. Ich berühre hier Die oft beiprocene Frage der Untericheidung von 
fundirtem und unfundırtem Einkommen. Ich glaube, es iſt nothwendig, in der 
Staatd- und Communalbeftenerung dieſe Unterſcheidung feitzubalten. Ferner ıft 
eine Unterjcheidung zwiſchen größerem und fleinerem Einkommen in der Weile 
zu machen, daß wir und für Progrefiion der Steuer erflären. — Wir redht- 
fertigen Dies Dadurch, daß wir nachweilen: die Yeiftungsfähigfeit fteigt in ftärferem 
Verhältniß als das Einkommen. 

Man kann das ja jogar ftatiftiich erhärten, zuerſt it e8 von Dr. Engel 
für den Nahrungsbedarf, jpäter von Anderen fir den Wohnungsbedarf nach— 
gewieſen, und es läßt fich überhaupt leicht zeigen, daß, je kleiner das Einkommen 
iſt, deſto mehr verwendet werden muß auf Die nothmwendigen Bebürfniffe. Eben 
deswegen iſt es gerechtfertigt, die Progreſſivſteuer einzuführen, umſomehr, wenn 
ſolche Steuern beſtehen, von denen nicht geleugnet werden kann, daß ſie umge— 
kehrt progreſſiv wirken, — ich nenne in der Gemeinde die Miethöfleuer , ich 
nenne im Staate die Maſſe von indirecten Verbrauchſteuern, die wir noch auf 
lange Zeit hinaus in Deutſchland nicht bejeitigen fünnen, jondern wahrſcheinlich 
jelbjt noch weiter ausdehnen müfjen. 

Endlih aber it bei fundirtem und unfundirtem Einkommen, größerem 
und fleinerem Einfommen noch zu unterjceiden, ob beiondere Momente die 
Leiſtungsfähigkeit der Perfonen mit gleichem Einfommen modifiziren, id) erinnere 
an Umftände wie Gejundheitöftand, Sinderzahl u. ſ. w.; auch das ift bei 
Congreßverhandlungen berührt worden, ich beziehe mich darauf. Darum kann 
ich jagen, die Einkommenſteuer fol mehr Boden gewinnen, aber die erwähnten 
Umftände find dabei zu berüdfichtigen. 

Bon Ergänzungsiteuern nenne ich namentlich die Vermögensſteuer, durch 
die manche Zwede befjer durchgeführt werden fünnen als durch Die bisherigen 
mangelhaften Ertragsſteuern. 

Was dann das Princip von Leiſtung und Gegenleiſtung anlangt, ſo ſehe 
ich darin ein zweites leitendes Princip, nur daß es für die Commune eine 
relativ größere Bedeutung hat. Das Gebiet der Anwendung läßt ſich im 
Allgemeinen wohl jo bezeichnen. Nach dem Imterefje jol man die Steuern auf: 
legen, wenn man nachweiſen kann, daß von gewiffen Staats- und Communals 
leiftungen Sondervortheile auf die oder jene Perſonen, auf den oder jenen Beſitz 
ausgehen, — und wenn man wenigitens, einigermaßen dieſe Sondervortheile 
meſſen kann. Genau nach Heller und Pfennig kann das nie ein Menſch 
berechnen, das it aber fein Grund, weshalb man fie nicht berüdfichtigen ol. 
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Bor allem iſt in der Gemeinde darauf Rücdjicht zu mebmen, daß der Grund» 
befig, in den Städten zumal der Hausbeſitz, ftärker durch Steuern betroffen 
wird, weil er ſolche Sondervortheile bezieht. 

Das, meine Herren, find die allgemeinen Grundſätze, die ich in der Steuer> 
frage voranftelle. Was nun unjere Communalſteuerfrage ſpeciell anlangt, jo ift 
Ihnen ja befannt und aud in den Gutachten öfters betont, daß die Theorie 
jih verhältnißmäßig noch ſehr wenig damit beſchäftigt hat. Erſt im neuerer 
Zeit beginnt das und wir werden mit Necht Jagen, wir verdanken mit die erfte 
bedeutendere Anregung dem volkswirthſchaftlichen Congreſſe; die leitenden Gedanten 
rühren meift von Prince-Smith und befonders von Faucher ber und find dann 
von Andern weiter ausgeführt worden. Ein weſentlicher Fortichritt wird in 
dem Öutachtenband gemacht, der für die Wiffenichaft außerordentlich anzuerkennen 
ft. Dazu kommen einige neuere Schriften, zum Betipiel die von Dr. Fried 
berg. Sch nenne noch eine, der ich dankbar fein muß, weil ich fie in den 
legten Tagen nocd in den Aushängebogen habe benugen können, die des öfter: 
reichiſchen Profeſſors von Bilinski, eines geboren Polen, der ein größeres 
Werk über Communalfteuer gefchrieben bat, dem ich manche Anregung verdante, 
obgleih ih in vielen Dingen nicht mit ihm übereinftimme. 

Die Praxis betreffend, jo walten viele Verichhiedenheiten ob; im Großen 
und Ganzen fünnen wir aber jagen, daß auf vem Continent eine gewiſſe Bor: 
ltebe zu dem Zuſchlagsſyſtem fich zeigt, im Gegenfag zu den englijchen Ber- 
hältniſſen, wo Eie ein befonderes Syſtem von Zweckſteuern für bejtimmte, 
auszuführende communale Aufgaben finden. Im Preußen iſt ja aud Das Zu: 
ſchlagsſyſtem im Ganzen das Weberwiegende, obgleich zu beachten ift, daß noch 
ın den Städten nahezu die Hälfte der Einnahmen nicht aus Zufchlägen, jondern 
aus aparten Steuern hervorgeht. Ferner hat man Frankreich ald das typiſche 
Yand der Zuſchläge bezeichnet. Im diefer Beziehung möchte ih vor einem Irr— 
thum warnen. In den größeren Städten Frankreichs iſt der Oetroi jo be— 
deutend, daß 3/,—*/, der Steuereinnahmen nicht aus Zuſchlägen, ſondern aus 
diefem Octroi berrübren. 

Die größere Bedeutung der Communaljteuerfrage für die Theorie und 
Praxis und damit der Erflärungsgrund, daß wir und bier damit näher be— 
ſchäftigen, Tiegt num in den befannten modernen Berhältniffen, einmal in dem 
mehr communiftiichen Charakter der Volkswirthſchaft. Mehr und mehr find 
eine Menge Yeijtungen den Privaten abgenommen umd auf die Kommunen über: 
tragen, ich erinnere an Verfehrsanjtalten, an Markthallen, an Canalifirungs- 
arbeiten, an Gas- und Waflerleitungen u. dgl. - Dann kommt fpeciell in Deutjch- 
land in Betracht die Auseinanderfegung zwifchen dem Staat und den autonomen 
Selbjtverwaltungstörpern. Das hat auch vielfach, die Anregung gegeben, die 
Steuerfrage in die Hand zu nehmen, weil die Anforderungen an die Commune 
und Gommunabverbände gejtiegen find. Ferner ift noch ein Punkt wichtig, den 
ih bier erledigen möchte, nämlich der, der umter andern ganz mit Recht von 
den preufßtichen Gommunalbeamten als bejonders vrüdend betont iſt, daß der 
Staat mehr und mehr durch feine moderne Gefetgebung und Einrichtungen 
eigentliche Staatsleiftungen auf die Communen überwäßt hat und verlangt, daß 
fie die Ausgaben tragen. Es ift nothwendig, daß da, mo die Gemeinde wirklich 
Staatözwede ausführt, fie aud vom Staat Unterſtützung erhält; es tjt Dies 
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deshalb nothmwendig, weil an die verichiedenen Gemeinden jehr verichiedene An- 
forderungen gejtellt werben. Ich jtimme da ganz den Ausführungen eines 
preußiſchen Communalbeamten, de8 Bürgermeijterd Brecht in Quedlinburg, bei, 
der einen. Vortrag auf dem Harzer Städtetag gehalten hat und darın diejen 
Punkt ganz beſonders hervorhebt. 

Die Einrichtung der Communalſteuer nun wird ſich offenbar aus den 
Prämiſſen ergeben, die ich vorangeſtellt habe, alſo aus dem Charakter der 
Gemeinde, aus ihrer Stellung zum Staat, aus der Stellung der Gemeinde 
zur Volkswirthſchaft und aus der Anerkennung alleiniger Steuerſouverainität 
des Staates, ſowie aus der nothwendigen Rückſicht auf die Staatsbeſteuerung. 
Wer wie die Vertreter der Freihandelsſchule meint, daß die Gemeinde nur 
ein wirthſchaftlicher Verband ſei, muß zu ganz anderen Conſequenzen kommen, 
als ich von meinem Standpunkte aus. Ich ſage, eine Gemeinde iſt auch ein 
wirthſchaftlicher Verband, aber ſie iſt noch weit mehr. Deshalb komme ich 
nicht zu dem Grundſatz der Beſteuerung ausſchließlich nach dem Intereſſe. 

Das Verhältniß von Staat und Gemeinde anlangend, fo iſt &8 wechſelnd; 
man kann nicht unbedingt jagen, was Sache der Gemeinde, was des Staates 
fein foll; da find Zeit: und Ortöverhältnifje, auch technifhe Momente von 
Einfluß. Ferner wird entichieden von Einfluß fein die Erfahrung, die man 
macht über das Walten der freien Concurvenz im privatwirthichaftlihen Verkehr. 
Wäre jene optimiftiihe Anſchauung der Freihandelsſchule richtig, daß die freie 
Goncurrenz, wie das ausgeſprochen ift, Die einzig richtige Marime wäre, fie und 
fie allein die jegenbringende Orbnungsftifterin, dann wäre, e8 richtig, immer 
die möglihft freie Goncurrenz zur Geltung zu bringen. Wo wir dagegen 
iehen, daß die freie Goncurrenz zu Schäden führt, die wir nicht befeitigen 
fünnen, wo fie an den Einzelnen Anforderungen ftellt, daß man yerfiflirend 
fagt, es werde bei ihr vorausgejegt, daß Jeder ein technifcher Sachverftändiger 
für alle Waaren fei, da muß Staat und Commune eine Controle der Yeiftungen 
übernehmen. Dadurd; werden aber neue Aufgaben und mithin Ausgaben für 
Commune und Staat binzumwadlen. 

Ber der Gemeinde ıft ferner binfichtlich der Yeiftungen Eines zu beachten. 
Ein großer Theil der Communalleiftungen gehört unmittelbar ver eigentlichen 
materiellen Wirtbihaftsiphäre an. Alles, mas Wegeweſen, Strafeneinrichtungen 
u. ſ. w. anlangt, das jchlägt ſich am meiften nieder als fpecieller Vortheil des 
Grundbeſitzes, und deöwegen glaube ich, ift ed won vornherein gerechtfertigt, zu 
jagen, der Grundbefig, zumal der ftädtiiche, muß in der Communalbefteuerung 
relativ ftärfer herangezogen werden, als in der allgemeinen Staatöbejtenerung. 
Es ift das eine Confequenz, zu der ich auch von meinem Ausgangspunfte ge 
fange; dieſelbe Confequenz, welche von der deutichen Freihandelsſchule meines 
Erachtens mit Recht gezogen wird. 

Endlich haben wir auf die Steuerfouverainetät des Staats umd auf feine 
Befteuerung aus verjchtedenen andern Rüdfichten bier Bezug zu nehmen. Obne 
Zweifel kann der moderne Staat der Gemeinde feine eigene Souveränetät in 
Steuerſachen zuſchreiben; deswegen werben wir mit Hecht verlangen müſſen: 
feine Steuerautonomie in dem Sinne, daß die Gemeinde ſouverän beftimmt, 
was für Steuern fie auflegen fol, mie fie fie durchführen fol. Die Haupt» 
grundfäge der Communalbeſteuerung müfjen bier wielmehr durd den Staat refp. 
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durch ſein Geſetz gegeben werden. Der Staat hat hier audy zu wahren das 
Intereffe der verfchtedenen Claſſen und Communen und auch fein eigenes fidca- 
liſches Intereſſe, welches durch eine zu rückſichtsloſe Befteuerung ſeitens der 
Communen mannigfad geftört werben kann. 

Bon diefen principiellen Gefichtöpunften wende ich mich num zu einer knrzen 
Erläuterung meiner Theſen ſelbſt. Hinfichtlich der allgemeinen, leitenden Grund— 
fäte müfjen wir, glaube ih, voranftellen den Sag: daß die Kommunal» 
befteuerung nicht vollftändig mit der Staatöbefteuerung fich deden fanı. Es 
erklärt fi das vor Allem daraus, daß die Staatöbeftenerung felbft weſentliche 
Mängel hat, die in der Communalbeſteuerung fehr empfindlich nachwirken würden, 
und daß, wie ih vorhin ausführte, Commune und Staat zwar homogene 
Gebilde find, die aber gradweiſe bedeutende Berjchiedenheit zeigen. Es läßt ſich 
ja gar nicht leugnen, daß die Staatöbefteuerung überall in ihrer concreten Geſtalt 
ein zufälliges Produkt der gejchichtlihen Entwidelung if. Wenn Sie irgend 
einen einzelnen Staat anjehen, jo ergiebt fich das ſofort. Das Verhältniß der 
directen Steuern zu den indirecten ift da jo, da jo; es hat fih in Preußen 
ganz zufällig jo entwidelt, wie es jett bejteht, mit den einzelnen Arten von 
directen Steuern, den ganzen Kategorien, iſt das nicht anders. Die preußiſchen 
Reformen von 1820, 1851, 1873 find Etappen in der Entwicklungsgeſchichte 
ver preufifchen Directen Steuern, auf die eine Menge zufälliger Umjtände ein= 
gewirkt haben. Es fällt deswegen gleih auf, daß der Verfaſſer des Entwurfs für 
die preußische Communalfteuer von der Anficht ausgeht, die in den preußijchen 
Geheimrathskreiſen nicht jelten ift, die preußiiche Staatöbefteuerung ſei etwas 
ſo Vorzügliches, daß man fich felbitverftändlih daran anlehne. Wer aber fann 
leugnen, daß wir ed hier mit Willfürlichkeit über Willfürlichkeit zu thun haben. 
Es fehlt bier 3. B. gleich eine Beſteuerung der Gapitaldzinfen. Wir haben 
eine Grund und Gebäudeſteuer, auch eine — ſchlechte — Gewerbefteuer, aber 
feine Bejtenerung desjenigen Einkommens, das mit das leiſtungsfähigſte if. 
Zu jenen drei Extraftenern tritt in Preußen das Syſtem der Claſſen- und 
claffifieirten Eintommenfteuer, das in feiner Stala ſehr willtürlih it. Warum 
joll man den nahezu dreiprocentigen Fuß der Einkommenſteuer für das ein für 
alle Mal Richtige erklären? Ich kann da die Auffaffung der Denfjchrift nur 
als einfeitig bezeichnen. Wenn dort gejagt wird, e8 berubten alle diefe Be— 
jtimmungen auf den genaueſten fachlichen Erwägungen, fo ijt das eine Behaup— 
tung, die nicht begründet werben fann. Wenn dort behauptet wird, daß der 
Rückſicht auf die Steuererleihterung der unteren Stände durch die Reform von 1873 
volftändig Rechnung getragen fer, fo fann ich das auch nur beftreiten. Daß 
man die Yeute bis zu 140 Thlr. frei gelaflen und auch die meiteren Glafien 
etwas niedriger befteuert hat, iſt gut, aber noch nicht genügend. Eben weil 
die Staatöbeftenerung durchaus mangelhaft ift, können wir jomit nidyt mit dem 
Zuſchlagsſyſtem allein ausfommen. Ferner aber müfjen mir hinzufügen, Staat 
und Commune haben vtelfady gemeinfame Aufgaben, aber nicht durchweg. 
Darum ziehe ich ven Schluß: ſelbſt eine reformirte Staatsjteuer, die ben 
Staatsbedürfnifjen nad allen Seiten möglichſt Rechnung trüge, emtfpricht den 
communalen Berbältnifien noch nicht. Gewiß müſſen wir eine Staatsfteuer- 
Reform verlangen, auch weil fie einer Reform der Communaljteuer nüten wird. 
Aber ausreichend ift fie noch nicht. So ftelle ih die Sätze auf: 
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1) Ber dem engen Zufammenhang zwiſchen Staats: und Communal- 
befteuerung ſetzt Die befriedigende Oeftaltung der legteren eine zweckmäßige Ein: 
richtung der eriteren voraus. Eine eriprießliche Reform der Communalbeſteuerung 
ift daher meiftens von einer gleichzeitigen Reform der Staatsbe— 
fteuerung abhängig. 

2) Die unmittelbare Anknüpfung der Comimunalbejteuerung ausſchließ— 
lich in Form eines Syſtems von Zuſchlägen an die Staatsbefteuerung 
iiberhaupt — welche letztere regelmäßig nicht ein wirkliches Steuerfuften, ſon— 
dern ein Product zufälliger gefchichtlicher Entwidelung iſt — oder an beftimmte 
Arten’von Steuern, wie Die Directen oder wie fpeciell die Perlonal- und Ein- 
fommenfteuern, ıft Schon deshalb unzuläffig. 

3) Eine folhe Beſchränkung auf Zujhläge zu Staatöjteuern ıft 
aber auch überhaupt weder grundjäglich geboten, noch zweckmäßig, weil Weſen 
und Aufgaben des Staatd und der Communen doch nur theilweiſe zufammen- 
fallen. 

Die anderen Forderungen für eine gute Kommunalbeſteuerung babe ich 
zufammengeftellt in den Theſen 4, 5 x. Ich glaube, &8 muß auch bei der 
Gemeinde das Princip der Befteurung nad der Yeiftungsfähigfeit voran- 
aeftellt werden, aber ich babe gleich Hinzugefügt, daß Dies Princip hier nicht fo 
im Bordergrund fteht wie im Staate. Ich bitte Das nicht jo mißzuverjtehen, 
als ob ich jagen wollte, es ftände überhaupt zu rück gegen das Princip des 
Intereſſes. Es iſt nur der relative Raum, den jedes Syſtem einnimmt, 
anders vertheilt, — beim Staat mehr nad der Yerftungsfähigkeit, weniger nad) 
dem Interefje, bei der Kommune dagegen umgekehrt etwas mehr nach dem Intereffe, 
etwas weniger nad der Yerftungsfähigtett, im Ganzen aber auch in der Kom— 
mume mehr nad der Yeiftungsfähigfet. Das läßt ſich principiell bei der Kom— 
mune dadurch rechtfertigen, Daß nachweisbar eine Reihe kommunaler Yeiftungen 
Ipecrell Einzelnen Sondervortheile gewähren oder Kofteneriparniffe verurſachen. Es 
läͤßt fich auch ſteuertechniſch dadurch vechtfertigen, daß mir Diele Princip der 
Beftenerung nadı dem Intereſſe in Der Gemeinde viel leichter verwirklichen fünnen. 
Es it 3. B. in einer Gemeinde ohne Zweifel leichter, eine ordentliche Ertrag: 
ſteuer aufzulegen, auch eine Vermögensſteuer, als im Staate. Es läßt ſich auch 
ein zweclmäßiges Gebühren: und Beitragsſyſtem vielfach leichter in der Gemeinde 
organiſiren als im Staate. So können wir aus principiellen wie aus äußeren 
Opportunitätsgründen behaupten, das Princip von Leiſtung und Gegenleiſtung 
darf im der Kommune immerhin eine größere Rolle Ipielen für die Durch— 
führung richtiger Steuerpolitik. 

Nun müſſen wir meines Erachtens nach einer Grundlage ftreben, die ung 
Die Anwendung der beiden Hauptiteuerprincipien in der Praxis verhältnißmäßig 
nicht allzu ſchwierig made. Es iſt befanntlich oft gefagt worden, unter andern 
auch von dem verehrten Herrn Kollegen Prof. Gneift, dag man der Kommune 
nit zu große Freiheit in der Beftenerung laffen kann, damit nicht Klaſſen— 
kämpfe entitehen, damit nicht Die etwa herrſchende Ktlafje in der Kommune ihre 
Macht ausbeute zu Ungunften Anderer. Gewiß tt das ein Bunkt, an den wir 
durchaus anzufnüpfen haben. Um ihn praftiih durchzuführen, bat man auch 
in den preußtichen Kommunalfteuergejegentwurf verſchiedene Punkte hineingebradht, 
3. B. ein Aufſichtsrecht des Staates neben der Gefeggebung, und die Zulaflung 
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von Ertvazujchlägen zu gewifien Steuern nur innerhalb gewifjer Grenzen u. dgl. 
m. Das ıft auf der einen Seite richtig, aber nothwendiger jcheint mir zu fein, 
nach einem objektiven Kriterium von praftiicher Brauchbarkeit für die Anwendung 
der beiden Steuerprincipten zu ftreben. Zu vielem Behufe lege ich Gewicht 
Darauf, daß wir den Ausgabeetat der Kommunen nad) beitimmten Geſichts— 
punkten theilen. Dean wird geltend wachen, daß eine ſolche Theilung bier und 
da willtürlih ift. Das halte ich für feinen durcichlagenden Einwand; ganz 
chne eine ſolche Willkür kommen wir in folchen praftiichen Fragen niemals aus. 
Aber für die praftiichen Bedürfniſſe läßt fich dieſe Scheidung ausreichend durch— 
führen. 

Dieſe Scheidung bemerfftelligen wir folgendernaßen. Wir finden einmal 
Ausgaben, die bejtimmten Perjonen und Wirthichaften vorzugsweiſe zu Gute 
fommen, jodann auch Ausgaben, die einem allgememen und öffentlichen Intereſſe 
dienen. Für Ausgaben der erfteren Art, 3. B. des Schulweſens, des Wege- 
weſens ꝛc. jolen die Interefjenten mehr herangezogen werden, aber es dürfen 
Hefte dieſer Ausgaben bleiben, die jo zulagen aus dem allgemeinen Stadtſäckel 
beftritten werden, weil theilweiſe aud ein allgemeines Intereſſe mitjptelt. 

Tiefe Therlung der Ausgaben babe ih in den Thejen 5—6 und in 
näherer Ausführung in Theſe 10 vorgeichlagen. Ich untericheide allgemeine 
Ausgaben, worunter großentheild das gehört, . was der Staat der Kommune 
überträgt an allgemeinen Aufgaben; ferner Die erwähnten Reſte won Sonder- 
ausgaben ; endlich find zweifelhafte Ausgaben hierher zu ftellen. Ich unterſcheide 
jodann beſondere Ausgaben und glaube dieſe weiter Ipectalifiren zu dürfen in 
ſolche, die mehr allgemeine Kultur, geiftige und fittliche Intereſſen anlangen, 
3. B. das gelammte Schulweſen und ſolche, die ſich niederichlagen als Vortheile 
für den Grundbeſitz, Gebäude-Gewerbe zc., Ausgaben, welde man wohl als 
Berfehrsausgaben zulammengefaßt hat und welche ich näher bezeichne als Aus- 
gaben, die das Wegeweſen betreffen, die Bewohnbarfeit und Benupbarfeit eines 
Drted zu gewerblichen Zwecken verbefjern u. dgl. m.: wirthſchaftliche Ausgaben 
tm dieſem Sinne, 

Anfnüpfend an dieſe Eintheilung muß nun für die allgemeinen Ausgaben, 
weil fie im Interefje ver Geſammtheit erfolgen, das Princip der Leiſtungsfähig— 
feit gelten, für die befonderen Ausgaben muß mitwirken das Princip der Lei— 
ftung und Gegenleiftung. 

So viel zur Erläuterung der Thefen 5, 6 und 10, 11. Es genüge bier 
für Die weitere Durchführung des Gedantens auf lettere 2” Thejen zu verweilen. 

In Theſe 7 babe id ein Princip bingeftellt, für deſſen Rechtfertigung ich 
mich auf meine Erärterung über Steuern im Allgemeinen und auf die Ver: 
bandlungen ın Eifenah im Jahre 1875 beruf. Wir müflen auch in der Ge: 
meinde eine höhere Belaftung des funpirten und eine progreljiwe Beſteuerung 
des größeren Einkommens verlangen. 

Die Durchführung dieſer Principien in der praftifchen Stenergefeggebung 
denfe ich mir jo, wie e8 in Thefe 8 dargelegt ift. Die einzige Einkommen 
jteuer veiht in der Kommune gewiß noch weniger aus wie im Staat. Neben 
ihr ſcheint mir den Eiſenacher Erörterungen gemäß die Vermögensiteuer vor- 
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theilhaft zu fein. Denken wir aber daran, daß wir in Deutichland bis jetzt 
Bermögensfteuern faum haben, jo werben wir doch nod andere Steuern in 
Betracht ziehen müſſen, und da find die Ertragsfteuern, insbejondere Realſteuern 
hervorzuheben, wie die Grund- und Gebäubdefteuer, die für ftädtifche Gemeinden 
leicht aufzulegen und eime durchaus zweckmäßige ift, wober die Gebäubefteuer 
nicht mit der Miethsſteuer identifizirt werben darf. 

Das Princip der Beſteuerung nach dem Intereſſe ſoll, nach meinen Vor— 
ſchlägen in Theſe 9, auf dreierlei verſchiedene Weiſe durchgeführt werden: zu— 
nächſt durch Gebühren und Beiträge. 

Ich erinnere daran, daß wir unter Gebühren folhe Steuern verftehen, 
wo bauptjächlich Sondervortheile des Einzelnen oder Koftenprovofationen, Die 
ein Einzelner madt, durch die Steuer getroffen werden. Ich möchte auch die 
jogenannten Beiträge als Gebühren bezeichnen, die nady einer Art Abfindungs- 
princip regulirt werden. Diefe Gebühren und Beiträge denfe ich mir möglichft 
ausgedehnt. Wie das geichehen ſoll, fünnen wir nicht im Einzelnen erörtern, 
das führt uns in die Spectalfrage der Wege: und Sculgelver x. hinein. Ich 
erfläre mich nur dahin und ſtimme darın auch mit den Grundſätzen der deut— 
ihen Freihandelsſchule überein, dies Syſtem möglichft auszudehnen. Ich bin 
z. B. keineswegs für unbedingte Schulgelvfreiheit. 

Neben diefen Gebühren und Beiträgen muß nod eine andere Form ges 
wählt werden, um die Sondervortheile zu treffen. Diefe fann in höheren Ber: 
mögend- und Ertragsfteuern derjenigen liegen, welche ſolche Sondervortheile bes 
ziehen. Das ift auch in der Praxis mehrfach jo und wird auch in dein preußtichen 
Steuerentwurf befürwortet. Es jollen 3. B. für Zwede der Verfehrsanlagen 
und vergl. höhere Procentfäge der Grund- und Gebäudeftener erhoben werben. 


ALS dritten Punkt babe ih mir nun unter Ic einen Sag anzuführen ers 
laubt, der wohl am meiften auf Widerſpruch ftoßen wird, den ich aber meiner 
grundſätzlichen Anſchauung nach nicht weglaſſen konnte, obgleich) ich vorausfehe, 
daß er Oppoſition finden und wahrſcheinlich nicht angenommen werden wird. 
Ih werde dann jedenfall jagen können: dixi et salvavi animam meam! 
Ich glaube, daß insbefondere in den Städten große Werthzumüchle entitehen, 
die durch feine der anderen Arten von Steuern und feine Beiträge und Ges 
bühren genügend getroffen find; Werthzuwüchſe, die auf der ganzen Entwidelung 
des Staates und der Commune beruhen, die der Einzelne einheumft ohne Gegen: 
leiftung. Dies find bejonders Werthzuwüchſe für das Grundeigenthum , welche 
aus auffteigender ftädtiicher Conjunctur hervorgehen. Diefe Werthzuwüchſe Durch 
Steuern zu treffen, ift ein nothwendiges Erforderniß der Steuergerechtigkeit, der 
jocialen Gerechtigkeit und eine Folge des Princip8 von Yeiftung und Gegen= 
leiftung; fie lafien ſich auch leichter treffen = ein anderes Einkommen durch 
Beſitzwechſelabgaben und Erbſchaftsſteuern. Ich habe das in der Skizze näher 
ausgeführt und werde mir bei der Erläuterung meines detaillirten Steuerprogramms 
erlauben, darauf noch weiter einzugehen. 

Hiermit hätte ich meine Theſen unter 1—9, zum Theil auch 10 und 
11 vor Ihnen zu motiviren geſucht. Ich füge jet noch ein Wort hinzu bins 
fichtlich des Punktes 12, der ohne Zweifel von großer praftiicher Bedeutung ift, 
befanntlih in Preußen einer der Gründe war, warum man die Communals 
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fteuerfrage jetzt anregte, und deshalb aud im preußiſchen Entwurf eine große 
Holle jpielte. Ich bin früher direct mehrfach aufgefordert, unter anderen von 
unjerem verehrten Borfigenden Herren Profefjor Waffe, gerade diefen Punkt in 
meinem Referat hervorzuheben. Indeſſen habe ich mich doch mehr und mehr 
überzeugen zu müſſen geglaubt, daß die Frage der Befteuerung der Forenſen, 
juriftifchen Perjonen u. ſ. w. uns unvermeidlich jo ſehr in das fteuertechnifche 
Detail hineinführt, daß e8 für eine Berfammlung wie dieſe, zumal bei der fnappen 
Zeit, unmöglich ift, dieſe Frage zu Discutiven. Ich glaubte mich deöwegen dars 
auf beichränfen zu follen, nur das allgemeine Princip, das mir richtig zu fein 
ſcheint, voran zu ftellen. Das babe ich in Theſe 12 gethan. Wie Sie ſehen, 
babe ich mich für möglichite Ausdehnung der Befteuerung all diefer Perfonen 
erflärt. ch rechtfertige das folgendermaßen. Wir müſſen davon auögehen : 
alle Communalleijtungen find gewiſſermaßen PBroductionsbedingungen für jedwede 
Wirthſchaft, Erwerböbedingungen für jedwedes Eimfommen und Befig innerhalb 
der Commune. Ob derjenige, der Rechtsſubject ift, eine phyſiſche Perſon oder 
eine Gefellichaft, der Fiscus oder eine andere Commune iſt, ift zunächft gleich. 
Wenn man betont hat, Die Actiengejellichaft ſolle für Verkehrsanlagen beitragen 
und für diejenigen Yeiftungen, die ihr zu Gute fommen, jo begnüge ich midy nicht 
damit, fordere vielmehr: ed muß die Ermwerbögefellichaft beitragen auch zu den 
allgemeinen Ausgaben, die ihr zwar nicht Direct, aber imdirect zu Gute fommen. 
Wenn man jagt, eine juriftiiche Perſon hat feine Kinder, e8 ſei aljo unzuläſſig, 
fie zum Schulgeld heranzuziehen, jo jage ich, Diejenigen, die an juriftiichen Per— 
fonen interejfirt find, haben ein Interefje daran, daß für die Bildung ihrer 
Arbeiter möglicht viek geichehe, und eine Pflicht, dazu beizutragen. Deshalb 
find Beiträge für das Armenweſen, Schulweien u. |. w. gerechtfertigt. Es ift 
daher auch zu fordern, daß in denjenigen Staaten, wo die Ertragöbejteuerung 
unvolllommen auögebildet ift und wo fupplementäre Einftommenbefteuerung be- 
fteht, wie in Preußen, dieſe Perfonen auch zu letzterer herangezogen werden. Es 
fpielt hier auch Die jocialpolitiiche Seite der Frage mit, ob das Einfommen der 
unteren Claſſen nad unferem Syſtem der freien Goncurrenz, der „freien Ber: 
träge” genügend regulirt wird, Das möchte ich vielfach beftreiten. Wenn die 
unteren Claſſen eine größere Zahl von Armen liefern, jo erflärt e8 ſich mit— 
unter mit daraus, daß ihre Löhne zu niedrig und ihre Ausgaben zu body find, 
und ed muß ein Ausgleich dadurch herbeigeführt werden, daß die Wohlhabenderen 
durch Steuern den Lohn ergänzen, die juriftiichen Perſonen u. ſ. w. nicht minder 
als die phyſiſchen, indem jie Armen, Schulwejen ze. bejtreiten. 

Nicht minder gilt das aud für den Fiscus. Wir könnten vielleicht von 
ver Befteuerung des Fiscus zu Communalzweden abjehen, wenn das Fiscal- 
vermögen und der Erwerb aus orten u. dgl. über Das ganze Staatögebiet 
gleichmäßig verbreitet wären, jede Kommune eine gleiche Quote davon hätte, 
wenn die Gommunalleiftungen überall diejelben wären und die Steuern der Com— 
munen in bdenfelben Beträgen im Berhältnig zur Geſammteinnahme ftänden. 
Dann, könnte man jagen, füme es auf daflelbe hinaus, ob man jeder Commune 
von dem Staate etwas gäbe und wieder durch die ganze Staatöbefteuerung 
nähme. Da aber der Staatsbefig jehr ungleich vertheilt tft, jo muß Died da— 
durch ausgeglichen werben, daß wir den Fiscus möglichft mit befteuern. Daß 
das unmöglich fein fol, wie die Dentihrift zu dem preußiichen Communalfteuer: 
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entwurf behauptet, kann ich nicht zugeben. Wie foll es unmöglich fein, wenn 
man die Privateifenbahnen befteuert, auch die Staatdeilenbabnen zu befteuern ? 
Ic halte es, obgleich ich für Staatsbahnen bin, fir eine Ungerechtigkeit, die 
Staatöbahnen bierin anders zu ftellen, als die Privatbahnen. Das habe ich in 
Theje 12 hervorgehoben, und follte es heute zu einer Abftimmung darüber 
fommen, jo würde ich e8 noch näher durchführen. 

Eine andere ftrittige Frage ıft in Preußen gegenwärtig die Belteuerung 
der Beamten. Auch dies halte ich für eine ſolche Spectalfrage, daß ich verzichtet 
babe, darauf einzugehen. Ich möchte meine Meinung dahin furz präciiren: 
So lange in Preußen eine jo unvolltommene Einfommenfteuer exiſtirt, daß eine 
große Menge von Yeuten nicht mit drei Procent, wie das Geſetz vorichreibt, 
ſondern wahricheinlich oft nicht mit der Hälfte betroffen werden, To lange ift 
von einem „Beamtenprivileg‘ bet der halben Communalfteuer thatjächlich feine 
Rede. 

Das ſind die Grundſätze der Communalbeſteuernng, die ich in der Skizze 
meines Programms nun im Einzelnen durchgeführt habe. 

Ih babe nach einer mündlichen Beſprechung mit unſerem Herrn Vorſitzen— 
den, der wünſcht, daß bie Referenten wenigftens nicht über eine Stunde ſprechen 
möchten, wenn ich genau jehe, noch eine halbe Biertelftunde Zeit. Diele möchte 
ich zur Begründung meiner Sfizze eines Programms verwenden. 
Id thue das, da ich weniger Zeit auf mein Referat verwandt babe, als ich 
dazu zu bedürfen glaubte, und ich mir_trogdem einbilde, leidlich langſam ger 
ſprochen zu haben. (Heiterfeit.) 

Was die Durchführung im Einzelnen anlangt, jo müfjen wir mehr unter: 
ſcheiden, als im unſerer Gejeggebung und aud im preußiichen Entwurf gefchieht, 
zwiſchen dem verſchiedenen Kategorien der Drtögemeinden, ch ftimme der Auf: 
faſſung Bruchs in feinem Gutachten darın bei. Stadt: und Landgemeinde zu 
trennen, ift die Hauptſache. Aber auch induftrielle Yandgemeinden untericheiden 
fich wejentlih von den fleinen Aderftädten und agrariichen Gemeinden. Eines 
ſchickt fich nicht für Alle, das gilt entſchieden auch bier. Bet den Landgemeinden 
wird man gewiß für den engeren Anjchluß an die Staatöbefteuerung ſich er— 
flären müfjen. Es ıft bekannt, daß heute noch manche Yandgememden faum 
einen Steuerbedarf haben, z. B. weil fie glüdliher Weiſe noch eigenes Ver— 
mögen befiten. Ich bin daher Hier mehr für Das Zuſchlagſyſtem, indeſſen auch 
mit den Modificationen, die ich unter 2a und b angegeben babe; fpeciell lege 
ich Werth auf a. Wir haben befanntlich in Preußen und anderdwo das Syſtem 
des jogenannten VBarzellarfatafters, das ſchon für Staatözwede höchſt unvoll— 
kommen ift, nach dem wir aber die relative Steuerpflichtigteit der großen Ab- 
theilungen des Staatögebiet8 noch leidlich beftimmen können, 3. B. wie in 
Preußen, weldye Quote von 10 Mill. Thl. in jeder Provinz erhoben werben fol. 
Sobald wir aber mehr in die Feimeren Verbände, Regierungsbezirke, Kreiſe, 
Communen, und vollends zu den Einzelnen hinabgehen, deſto unberechtigter wird 
jened Syſtem. Denn die Umftände, die den Reinertrag bejtimmen, werben 
immer variabler, ohne daß, wie zwiſchen größeren Theilen des Staats- 
gebietö, wieder eine Ausgleihung erfolgt. Alles was uns Thünen gelehrt bat 
über die Momente, welche den Reinertrag beitimmen, wird ignorirt. Die Lage 
der Srundftüde zum Wirthichaftshofe, der Parzellen zu einander, die größeren 
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und geringeren Parzellirungen, das alles ſind Momente, die man in der Ge— 
meinde ſehr wohl beachten kann. Man berückſichtigt, daß der eine Bauer feine 
Grundſtücke viel beſſer arrondirt hat ald der Andere, und der Eine fein Gut 
beffer zum Hofe liegen bat, al8 der Andere. Man kann wohl felbft die ſchwie— 
rige Frage berüdfichtigen, ob der Eine mehr oder weniger verſchuldet ift, als 
der Andere, jo daß wir Mittel und Wege befümen, aus dem Ertragsſyſtem in 
das Einfommenfteueriyften hinüber zu geben. 


Ebenſo läßt fih aud in der Yandgemeinde, wie das im preußtichen Ent— 
wurf vorbehalten tt, das Princip der Bejteuerung nady dem Intereſſe durch— 
führen, wie ih in b fage. 

Was die Städte anlarigt, To beziehe ih mich für Nr. 3 Punkt a auf 
das, was ich vorhin über das ftädtiiche Grundeigenthum äußerte. Bet keiner 
Art von Grundeigenthum bin ih Hinfichtlich feiner ſocialpolitiſchen und wirth- 
Ichaftlihen Funktion ſo fkeptifch wie bei dem großſtädtiſchen. Mindeſtens werben 
wir befonderd geartete Steuern dafür verlangen müſſen. Es ift meines Er— 
achtens unerhört, daß Jemand, der ein Grundftüd für ein paar taufend Thaler 
kauft, ed jahrelang Liegen läßt, nichts thut und nichts leiftet, dennoch ungeheure 
Gewinne in riefigen Spekulationspreifen erlangt. Diefen „Gewinn“ — nicht 
Berdienft! — durch Steuem für die Gemeinschaft tributpflichtig zu machen, 
halte ih durchaus für richtig. Ich weiß ein Beſpiel, wie Jemand in einer 
Straße Berlins ein Haus für 40,000 Thaler faufte, e8 S—10 Jahre be- 
wohnte und dann für 120,000 Thaler verkaufte, ohne weitred Geld hineinge— 
ftedt zu haben. Solche Beiſpiele find keineswegs extrem. Diefe 80,000 Thaler, 
diefer zufällige Gewinn gehört eigentlich derjenigen Gemeinjchaft, die ihn durch 
die Gelammtentwidelung der Stadt zuwege gebracht hat und muß ihr wenigſtens 
theilweife durch Steuern übertragen werden. Ausführbar ıft das recht wohl. 
Kommen wir zu einer Specialdebatte, jo werde ich das darlegen. 


Die indirefte Verbrauchöbefteuerung der Städte hat in einer Beziehung 
weniger Bedenken ald die des Staated. Ich halte für das fchwerfte Bedenken 
gegen die Verbrauchsſteuer das, daß fie umgekehrt progrejjiv das Einkommen 
belaftet, d. h. das fleine ſchwerer als das große, und daß auf Ueberwälzung 
bier nicht genügend „gerecynet werden kann. Anders in der Commune; wo wir 
Freizügigkeit haben, da fünnen ſich die Yöhne leichter fo geftalten, um den Zus 
wachs zu den Preiſe der befteuerten Artifel auf den Gonjumenten reſp. auf 
den Arbeitgeber abzumälzen. Deswegen bin ich bei den großen Städten weniger 
gegen indirekte Befteuerung als beim Staate, indeijen mit den Einſchränkungen, 
wie ich fie im Nr. 3 meines Programmes unter b bezeichnet habe. Wo man 
ein altes Detroi bat, mag man fich befinnen es abzuſchaffen. Ich gebe dem 
Bürgermeifter Zürn aus Bayern in feinem Gutachten Recht, aud den Herren 
aus Eljaß-Lothringen, auch denjenigen, die gejagt haben: mo wir Staatöfteuern 
der Art haben, mag auch ein Lofalzuichlag beftehen. Wo wir aber Diele 
Steuern los geworden find, wie in Preußen, möchte ich mid) doch befinnen, 
fie wieder einzuführen. Und zwar deswegen: man kann bezweifeln, ob die freie 
Konkurrenz jo fungirt, daß der Wegfall der Steuer im finfenden Preiſe hervor— 
tritt. Mit Recht hat Fürft Bismard gejagt, ob wir durch Aufhebung der 
Mahl und Schlachtſteuer billigered Brot und Fleiſch befommen haben, ift 

j * 


20 A Wagner. 


zweifelhaft. Aber wir können ficher fein, wenn wir fie heute einführen, jo be= 
fommen wir theurere Preiſe. 


Sehr ungünftig urtheile ih über die kommunale Miethsſteuer. Ich 
glaube, fie iſt eime ſchlechte Einfommenfteuer, weil man aus der Mietye nicht 
auf das Einkommen ſchließen kann. Sie ift eine umgekehrte Progreffivfteuer, 
weil die Heinen Yeute velativ mehr Miethe zahlen als die großen, jie tragen 
einen größeren Prozentſatz ihres Einkommens bei. Die Steuer trifft auch eines 
‚ der nothwendigften Bedürfniſſe. So gut mie wir und gegen die Mahl: und 
Schlachtſteuer ertlären, müfjen wir und auch gegen die Miethöftener erklären, 
die dad wichtigfte Bedürfniß vertheuert. Unverſtändlich ift mir, wie einige Frei— 
händler die Miietböftener als eine richtige Steuer nad dem Princip von Yeiftung 
und Gegenleiftung vechtfertigen, jogar fordern fünnen, wie Faucher. Denn dieje 
Steuer entipricht diefem Princip weniger ald mandıe andern Steuern. Daß 
man fie in Berlin neben der Einfommenfteuer aufrecht bält, ift meines Erachtens 
unrichtig. 


Die Gebäudefteuer halte ich für große Städte für eine der beiten. 
Keine ift jo leicht zu erheben, feine hat eine fo leichte Kontrole, und wenn man 
jagt, e8 kann die Gebäudefteuer auf die Mietber abgewälzt werden, fo muß fich 
das im Verkehr erft herausftellen; bei berabgehender Konjunktur wird ein folche 
Abwälzung auf den Miether nicht fehr leicht, oft gar nicht ftattfinden. Nur 
muß man fid) nicht täufchen: die ftabile Staatöfteuer ift nicht geeignet für 
Kommunen, fie muß eine wechlelnde werden und dafür haben wir im Oeſterreich 
gute Beispiele. Da baben fie meifterhaft verftanden, diefe Steuer richtig aus— 
zubilden, und manche derartige Erfahrung fünnte aud in Breufen Beachtung 
finden. Namentlid würde der Theil der Ausgaben dur die Gebäudeſteuer 
gededt, der vorzugsweife den Hausbefigern und Grumdbefigern zu Gute kommt, 
alſo was ſich auf Wegeweſen ıc. bezieht. 


Unter e) habe ih mich furz über Einfommenfteuer ausgeſprochen. 
Die Staatseinfommenfteuer als vorhanden angenommen, müfjen wir, glaube 
ich, mit dem Entwurf des preußiſchen Rommumalftenergeletses Tagen: neben ihr 
darf feine aparte Einkommenſteuer zugelafjen werden, es fann das Einkommen 
nicht von zwei öffentlichen Körpern auf verfchiedene Weiſe - feftgeftellt werdern. 


Dann verlange ich aber eine Form der Einkommenſteuer, wie fie in andern 
Staaten befteht und leicht durchgeführt werden fann. Ich Kalte nämlich die 
obligatorifche Selbiteinihägung und weitgehende Deffentlichfeit (eventuell auch 
Contingentirung) in Preußen für geboten. Bon den jet geltenden Vorjchriften 
muß man jagen, fie laufen darauf hinaus: waſch mir den Pelz und mad mic 
nicht map, denn was ıft e8 Andres, wenn man zwar möglichft genau abſchätzen 
ſoll, aber nicht in die perfünlichen Verhältniſſe eindringen darf. Wie das ge- 
macht werden fol, ift mir und wie ich glaube Vielen unverftändlich. 


Wenn wir aber aud die Staatseinfommenfteuer zu Grunde legen, To tft 
durchaus nicht gejagt, daß wir dieſelbe Scala fefthalten muſſen. Profeffor Neu— 
mann bat beredinet, wie hoch die Communalfteuer am Rhein kommen und wie 
fie für die untern Klaſſen vollends erbrüdend wäre, wenn man nicht eine ftärtere 
Progreljion für die höher Beſteuerten einführte. Auch haben wir bei der Com— 
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munaleinkommenſteuer Rückſicht darauf zu nehmen, welche andere Steuern be— 
ſtehen. Wo wir indirekte Verzehrungsſteuern und die Miethöftener haben, werden 
wir aud eine höhere Einfommenfteuer verlangen als in der Commune, die feine 
folchen Steuern befiten. 


Endlich habe ich mich unter f) über die allgemeine Vermögens— 
fteuer ausgefprohen, — ich berufe mich auf die Eifenacher Verhandlungen 
und auf die Neumannjchen Schriften u. ſ. w. Ich war früher nicht unbedingt 
dafür und glaubte, daß man durch eine höhere Befteuerung des fundirten Ein= 
fommend den Zweck erreichen könne; aber ich babe mich überzeugt, daß die Be- 
fteuerung des Bermögens ein zeitgemäßer Weg fein dürfte. Ber der allgemeinen 
Bermögensftener muß das mobile Gapitalvermögen entipredend herangezogen 
werden und auch das gewerbliche ſowie das blofe Nutvermögen. Bet uns 
haben wir num ſolche Staatöftenern nod jo gut wie gar nit. Es ift aud 
nicht wahrſcheinlich, daß nach dem Eiſenacher Beſchluß die deutjchen Staaten jie 
gleih einführen ; bis jett jehen wir wenig ©eneigtheit Dazu. Aber deſto mehr 
fünnie man in der Commune möglichft freien Spielraum dafür geben und ihr 
fo erlauben, Zwecke auszuführen, die man fonft durch Ertragsftener auszuführen 
ſuchte. Inſofern bin ich für eine folhe allgemeine VBermögensfteuer. 


Damit babe ich, indem ich glaube, den mir geftatteten Zeitraum von einer 
Stunde nur um fünf Mimuten überfchritten zu haben, das vorgeführt, was id) 
über dies Thema auf dem Herzen babe. Ich . Schließe mit einer Bemerkung, 
die Ste einem Kathederfocialiften gerade an dieſem Orte nicht verübeln wollen. 
Meines Erachtens ift die Communalftenerfrage wie jede derartige ein Thema, 
das nicht mur die Steuer: und politiichen Verhältniſſe betrifft, ſondern Das recht 
eigentlich ein ſocialpolitiſches Gebiet berührt. Meines Erachtens können wir 
auf feinem Gebiete ſelbſt radikalen Korderungen des Soctalismus oder, um praf- 
tiich zu Sprechen, der Social-Demofratie jo weit entgegenfommen ald auf dem 
Gebiet der Steuern. Nicht wie die Social-Demofraten vor einigen Jahren in 
Berlin fagten, daß bei 4000 Thaler Einfommen jchon 60 %/, Steuer ein- 
treten Tolle, was ih — ich bitte e8 zur bemerken — natürlich auch verwerfe. 
Jedes richtige Princip läßt fi durch Uebertreibung ad absurdum führen. 
Aber jedenfalls dürfen wir eine höhere Brogrelfion befürworten. Ich fage weiter : 
auf feinem Gebiete laſſen ſich Umgeftaltungen fo leicht durchführen, wenn man 
nur will, Cine Umgeftaltung des privaten Grundeigenthums, eine principiell 
andere Organifation unferer ganzen Production, eine Erjegung des Privat— 
fapital8 durch „öffentliches“ iſt felbit auf dem Papier jehr ſchwierig, fie nur 
zu „denken“, geichweige fie auszuführen, eine gewaltige Yeiftung. Aber eine Um: 
geftaltung der Befteuerung ift auf dem Papier leicht und ın der Praxis relativ 
nicht zu jchwer, wenn — man nur will. Haben wir aber Steuerreformen in 
der Richtung der Eiſenacher Beſchlüſſe und meiner Vorſchläge durchgeführt, dann 
Dürfen wir und jagen, haben wir zwar immer nur einen Kleinen Theil, aber 
doch einen Theil der focialen Frage ernftlih behandelt, haben ven in diefem 
Punkte vielfach berechtigten Angriffen der unteren Glaffen auf unjere Steuer: 
geſetzgebung einen Angrifföpunft entriffen, und das halte ih in der That für 
einen Vortheil. 

Infofern möchte ich gerade meine Auffaffung empfehlen. Als echte Social- 
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politifer werden wir dann nicht nur die ftäbtilchen und ländlichen Bebirfniffe 
durch eine befjere Communalbefteuerung leichter befriedigen, nicht blo8 die Aus- 
dehnung der commumnalen Thätigfeit von Stadt und Yand befördern, ſondern 
wir führen auch die Ungerechtigfeiten, die tm Beſteuerungsweſen vorhanden find, 
auf ein geringftmögliches Maaß zurüd. — Damit, meine Herren, ſchließe ich. 
Lebhafter Beifall.) 


Thejen 
des Referenten Profeifor Dr. Adolph Wagner 
in der Commmnalftenerfrage. 


—e—— 


I. Allgemeine leitende Grundſütze. 
(Nr. 1—9 zur Abftimmung geftellt.) 


1) Bei dem engen Zuſammenhang zwilchen Staats- und Communalbe- 
fteuerung ſetzt die befriedigende Geftaltung der Ietteren eine zweckmäßige Ein— 
richtung der erfteren voraus. Eine erfprießliche Neform der Communalbefteue- 
rung ift daher meiſtens von einer gleichzeitigen Reform der Staats— 
befteuerung abhängig. 

2) Die unmittelbare Anfnüpfung der Communalbefteuerung ausſchließ- 
lich in Form eines Syftems von Zuſchlägen an die Staatöbefteuerung 
überhaupt — welche letztere regelmäßig nicht ein wirkliches Steuerſyſtem, ſondern 
ein Produkt zufälliger geſchichtlicher Entwidlung ift — oder an beſtimmte Arten 
von Steuern, wie die direkten oder wie |peciell die Perlonal- und Eintommen= 
und Ertragöfteuern, ift ſchon deßhalb unzuläffig. 

3) Eine folhe Beihräntung auf Zufhläge zu Staatsfteuern ıft 
aber auch überhaupt weder grumdfäglich geboten, noch zweckmäßig, weil Weſen 
und Aufgaben ded Staats und der Communen doch nur theilmerfe zufammen- 
fallen. 

4) Wie im Staate muß zwar aud in der Commune das Princip der 
Befteuerung nah Mafgabe der Leiftungsfähigkeit im Ganzen 
vorwalten, aber nit in demſelben Grade wie dort. Nach der Art 
der communalen Aufgaben und Ausgaben und nad den mwirtbichaftlichen Wir— 
kungen diefer Ausgaben auf die ökonomiſche Lage der Einzelnen bat vielmehr 
das Brincip der Beſteuerung nah Maßgabe des Interejfes bier 
eine größere Berechtigung und geftattet e8 auch leichter eine umfafjendere 
Anwendung in der.Commune als im Staate. 
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5) Die Beftenerung nad der Yeiftungsfähigkeit ift für Die Dedung der— 
jenigen Communalausgaben geboten, welde für wirklich einigermaßen allge: 
meine Zwecke verwendet werben („allgemeine Ausgaben‘ i. d. ©.). 


6) Die Befleuerung nah dem Intereſſe muß möglichſt da Play greifen, 
mo eine Communalausgabe für Einzelne allein over in höherem Maße 
als für Andere bkonomiſche Bortheile Idhafft („beiondere Ausgaben‘ 
EB): 

7) Die Befteuerung nach der Yeiftungsfähigfeit verlangt auch in der Com— 
mune eine höhere Belaftung des fundirten und eine progrefjive 
Befteuerung des größeren Einkommens. 

8) Die Einfommenfteuer allein reicht zur Verwirklichung des Princips der 
Beftenerung nad; der Yeiftungsfähigfeit grade in der Commune nicht aus. Am 
Beften tritt auch hier wie im Staate die Einfommenfteuer in Verbin 
dung mit einer allgemeinen Bermögensfteuer. Indeſſen find zwed= 
mäßig geftaltete Ertragsfteuern, beionders Realſteuern wie die Grund— 
und Gebäudefteuer, für die Commune ebenfalld empfehlenswerth und bier 
auch leichter aufzulegen als im Staate, 

9) Zur Durdführung des Princips der Befteuerung nad dem Intereſſe 
dient: 

a. ein durchgebildetes Syſtem von Gebühren und Beiträgen zur voll» 
ftändigen oder theilmeifen Dedung folder „beſonderer““ Gommunalaus- 
gaben, welche Einzelnen im böheren Maße zu Gute fommen als Anderen; 


b. die Berüdfichtigung der Sondervortheile, welche Einzelne durch Com— 
munalausgaben erlangen, in der Anlegung der Bermögensiteuern und 
auch der Ertragsfteuem; 


c. die höhere, bez. die Ertrabeftenerung folden Befiges, welchem 
die ganze Gommunalentwidlung und die Gefammtheit der Communal⸗ 
leiſtungen ohne entſprechende perſönliche Leiſtungen des Be— 
ſitzers Werth zuwachſen laſſen. Dies gilt beſonders vom Grund— 
beſitz, zumal in den Städten. 


II. Hauptgrundjäge für die Ausführung der Communalbeſteuerung. 
(Die Nummern 10—12 enthalten die Kormulirung einiger weiteren Hauptpunfte im 
Bortrage des Referenten. Ob fie fpeciell zur Abftimmung geftellt werben follen, 
behält fih der Referent nah Maßgabe der verfügbaren Zeit zu entjcheiden vor.) 

10) Die Ausführung der Communalbefteuerung verlangt thunlichft eine 
Gliederung des Ausgabe:Etatd in 


a, wirflih allgemeine Ausgaben; 

b. bejondere Ausgaben wejentlih für Culturzwede (4.8. Schulwefen), 
(„Gulturausgaben“); 

ec. bejondere Ausgaben für Wegewefen und für Alles, was die Be- 
wohnbarteit und die Benutzbarkeit eines Orts zu gewerb- 
lihen Zweden beſſert (5. B. Straßenreinigung, Bewäſſerung, Waf- 
ferleitung, Canaliſirung, Beleuchtung u. ſ. w.) („wirthſchaftliche 
Ausgaben“). 
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Im Zweifel wird eine Ausgabe oder der Reſt einer foldyen zur erften 


Kategorie gerechnet. 


11) Das Verhältniß der verichtedenartigen Steuern, weldye in der Come 


mune Anwendung finden, ift in Anfnüpfung an diefe Gliederung der Ausgaben 
folgendermaßen geſetzlich feftzuftellen: 


il» 


Für die „allgemeinen“ Ausgaben dienen in erjter Pinie die etwaigen 
Verbrauchs- und Verkehrsſteuern, dann hauptſächlich die Ein— 
kommen- und die Vermögensſteuer. Geſetzlich iſt ine Marimal— 
quote dieſer Ausgaben zu bezeichnen, welche davon durch Ertrags— 
ſteuern beſtritten werden darf. 


. Für die „beſonderen“ Ausgaben der erſten Art dienen zunächſt 


Gebühren u. dgl. Der Reſt mird gededt wie die allgemeinen Aus— 
gaben. 

Für die „befonderen” Ausgaben der zweiten Art dienen zunächft 
ebenfalls Gebühren und Beiträge. Der Reſt wird bauptlächlich durch 
Ertragsfteuern, bez. dur die Beſteuerung des immobilen Ver— 
mögens gedeckt. Gejeglih wird eine Maximal quote feſtgeſetzt, 
welche davon durch Die Einkommen- und die allgemeine BVermögens— 
fteuer gededt werden darf. 


12) Der Befteuerung der Commune unterliegt aller in ihrem Ge: 


biete befindliche Befig und bier gewonnene Erwerb. Daher 
a. haben die Forenfen, die juriftifchen Perjonen, die Erwerbsgeſellſchaften, ver 


Fiscus und andere Kommunen diefelben Ertrags= (und thunlichſt aud 
diefelben allgemeinen Bermögend=) Steuern zu entrichten, wie die phy— 
ſiſchen Perſonen, welche in der Commune wohnen. 


. Auch der communalen Einkommen befteuerung unterliegt das aus 


dem betreffenden Befig und Erwerb ſtammende Einfommen aller dieler Per— 
jonen im Princip ebenfo. Bei der Durchführung dieſes Grundſatzes ift 
nab einzelnen Arten diefer Perfonen und dieſes Beliged und Er: 
werbs zu unterfcheiden, wobei Compromiſſe zwifchen den Grundſätzen der 
Eintommen= und Ertragsbefteuerung geboten find, um den Schwierig: 
keiten im der Feſtſetzung des fteuerpflichtigen Einfommens zu entgehen. 
Namentlich kann ſich ftatt der Einkfommenbefteuerung ein entiprechend 
höheres Ausmaß der Ertragsfteuern empfehlen. 


III. Skizze eines Programmes zur Ausführung der Communal-⸗ 


beitenerung im Einzelnen. 


(Al8 Grundlage für die an das Referat fi etwa anfchließende Specialbebatte.) 


I) Die größeren Communalverbände (Provinzen, Kreiſe) 


und die Ortsgemeinden, ferner die verjchiedenen Arten der legteren, ind= 
bejondere 


a. 


wejentlich Yandwirthichaft treibende Yandgemeinden und kleine Ader= 
ſtädte, 


b. 
c. 
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Mittelftädte und induftrielle Zandgemeinden, 
Großſtädte 


ſind bei der Durchführung der Communalbeſteuerung mehrfach zu unterſcheiden. 


2) In der erften Kategorie (a) empfiehlt ſich ein engerer Anſchluß 


an die direkten StaatSfteuern mittelft Zuſchlägen, indeflen mit 
aud hier unter Zuftimmung der Aufjichtsbehörde erlaubten Abweichungen. 


d. 


a. 


Insbeſondere ift bei Zufchlägen zur Grundfteuer eine Abmeihung von 
der Steuervertheilumg nad dem Katafter zuläflig unter Berüdjichtigung 
von jolden Umftänden, welde den Wirtbichaftsbetrieb bejonderd begün— 
ftigen oder erjchweren. 


. Die Befteuerung nad) vem Intereſſe läßt fich bei einzelnen Commu— 


nalausgaben, beſonders bei den „wirthſchaftlichen“, auch noch durch höhere 
Zufchläge zu den Ertragsfteuern, namentlich zur Grundjteuer durch— 
führen. 
3) In den Städten, befonderd in den Großſtädten, ift 


als Zuſchlag zu der betreffenden Staatöftener oder ald eigene Communal⸗ 
fteuer eine Befteuerung des vom Eigenthbümer niht Durd eigne 
Terftungen verdienten Werthzuwachſes des Grund- und 
Gebäude-Eigenthums geboten, gerade um das Princip von Leiſtung 
und Gegenleiftung durchzuführen. Zu diefem Behufe kann eine nad) der 
Höhe dieſes Werthzuwachſes fih richtende Verfehrsftener in Form 
einer Beſitzwechſelabgabe und eine Erbſchaftsſteuer Dienen. 
Daneben empfiehlt fih für ganz oder faſt ganz unbenugte Bauftellen 
eine laufende Befteuerung nah Maßgabe eines fingirten Ertrags, 3. B. 
von der Höhe mie bei einem Haufe mittleren Umfangs in der betreffenden 


" Gegend. 
. Die indirecte VBerbraudsbefteuerung it zulällig in Form 


von Zuſchlägen zu dem betreffenden Staatsfteuern; auch, zumal in 
größeren Städten, nicht unbedingt verwerflihd im Form alt= 
beftehbender ftädtifcher Steuern (Detroit); Dagegen als neu ein— 
zuführende Gommunalfteuer im Allgemeinen nicht räthblid. Wo 
fie ftattfindet, muß eine um fo ftärkere Progrefjion der Einfommenfteuer 
verlangt werden. 


. Die communale Miethöfteuer ift eine beſonders ſchlechte Ver— 


brauchsſteuer⸗ Form. Ebenſowenig genügt ſie ſtatt einer Einkommen— 
ſteuer. Desgleichen iſt ſie neben einer ſolchen unrichtig. Das Princip 
der Beſteuerung nach dem Intereſſe verwirklicht ſie nicht gehörig. Wo 
ſie beſteht, muß ſie wenigſtens progreſſiv ſein, d. h. nach der Höhe der 
Miethe im Procentſatz ſteigen, gerade um das Einkommen einigermaßen 
proportional zu treffen. 


.Von den Directen Ertragsſteuern empfiehlt ſich in Städten be— 


jonder8 eine vom Eigenthümer gezahlte Gebäudefteuer, in Berbin- 
dung mit einer Steuer auf Bauftellen. Die betreffende Staatöfteuer 
eignet ſich aber häufig nicht als Orundlage von Zuſchlägen für bie Ge⸗ 
meinde. Vielmehr iſt eine beſondere bewegliche Steuer nach dem jährlichen 
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Ertrage zu verlangen und auch verbältnigmäßig leicht und richtig durch— 
zuführen. Durch dieſe Steuer ift der Haupttheil der Koften der 
„wirtbihaftliden” Communalausgaben zu beftreiten. 


. Wo eine Staats-Einfommenfteuer (incl. Glaffenfteuer) befteht, muß die 


communale Einfommenfteuer in der Form von Zuſchlägen 
zu ihr aufgelegt werden. Abweihungen im Umfang und im 
Steuerfuß (Progreffion) find jedoch zuläffig und beſonders mo 
Verbrauchsſteuern und die proportionale Miethöftener beftehen, ift eine 
weitere Freilaſſung des fleinen und eine ftärkere Progreljion bei dem 
höheren Einkommen geboten. 


. Ebenſo hat fi die communale allgemeine Bermögensfteuer an 


diejenige des Staates anzulehnen. Es empfiehlt fih aber auch, bei dem 
noch rechtmäßigen Mangel einer ſolchen, gerade in den Städten ſelbſt— 
ftändig mit dieſer VBermögensfteuer vorzugehen; mit ihr, zur Durchführung 
des Princips der Beftenerung nad der Leiſtungsfähigkeit, allgemein das 
fundirte Einfommen höher zu treffen und durch fie — zugleich 
zur Durchführung des Principd der Befteuerung nad den Intereſſe — 
das Immobiliar= und zum Theil dad gewerblihe Vermögen 
zur Dedung der „wirthſchafthichen“ Ausgaben tärter herbei⸗ 


zuziehen. 


Gorreferat 
von Oberbürgermeifter Wegner (Duisburg) über die 


Reform der Commmnalbeftenerung. 


Wenn ich als Vertreter einer rheiniſchen Stadt die Ehre habe, in diefer 
hochanſehnlichen Berfammlung einen Bortrag „über die Communal- Steuer: 
frage” zu halten, jo ift Died aus der Beranlaflung des Herrn Borfigenden 
Ihres Vereins hervorgegangen, der es als wünſchenswerth bezeichnet hatte, daß 
dieſe fo wichtige Frage, deren Regelung durch ein Geſetz beabjichtigt wird, auch 
von dem Standpunfte eines preußiſch-⸗rheiniſchen Gommunalbeamten beleuchtet würde. 

Borausihiden muß ich, Daß ich erit dann mich zur Uebernahme des Cor— 
referats entichloffen babe, nachdem zwei andere rheiniſche Collegen, — weldye 
mehr, als ich, befähigt gewejen wären, über das Communal-Steuerwejen ein 
Beachtung verdienendes Wort zu Sprechen — fich gezwungen geſehen hatten, das 
ihnen angetragene Mandat abzulehnen. 

Mein Vortrag wird — um aud) Died von vorn herein zu betonen — in 
enge Grenzen eingewiefen, durch den Umstand, daß ich num in der Lage und im 
Stande bin, die Communal-Steuergejeggebungsfrage, weniger nom theoretijch- 
wiffenihaftlihen, als vielmehr vom Standpunfte eines praftiichen Berwaltungs- 
beamten aus zu erörtern, 

Deshalb bin ich bei den nachfolgenden Erwägungen von dem Gefichtöpuntte 
geleitet worden, für ein zu erlafiende® Communal-Steuergeleg nur jolde For: 
derungen geltend zu machen, weldhe, mit Nüdficht auf die bisherige Rechts— 
entwidlung des preußischen Staats- und Communalſteuer-Weſens in nicht zu 
weiter Form, al8 wirklich erreihbar ericheinen, objchon fie vor dem Forum 
einer abftract-wifjenfchaftlichen Kritik vielleicht nicht beftehen möchten und welche, 
— worauf ich mein Augenmerk richte — geeignet jein könnten, in baldiger 
Zulunft die Gemeinden, insbejondere die Städte, von dem 
vorhandenen übermäßigen Steuerdrud zu befreien, und eine 
zwedmäßigere Bertheilung der Steuerlaften herbeizuführen. 

Endlich ſchien e8 mir angezeigt zu fein, meiner Betrachtung vorzugsmeile 
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die Steuerverhältniffe der Städte des induftriellen Rheinlands und Weftfalens 
zu Grunde zu legen. 


Meine Herren! Die finanzielle Lage der Städte im Allgemeinen, ins— 
bejondere in den Induſtriebezirken Rheinlands und Weftfalens, ift feit Jahren 
eine überaus geſpannte. 

Wo 250 — 300 9%, der direkten Staatöfteuern als Communalfteuer- 
Zuſchlag erhoben werten, fühlt man ſich noch verhältnißmäßig wohl; nicht felten 
aber it es, daß gegenwärtig zur Aufbringung der Gemeindebedürfniffe 400, 
500, ja bi8 zu 600 °/, der direkten Staatöfteuern den Einwohnern auferlegt 
werden müſſen. 

Died beweiſen die ftatiftiichen Nachrichten, die ich von einer Anzahl von 
Städten der Negterungsbezirfe Düfjelvorf und Arnsberg mit einer Seelenzahl 
über 10,000 über die Steuerverhältniffe der Testen 5 Jahre erbeten und 
erhalten babe!). 

Darnach ift e8 nicht zweifelhaft, daß in den gedachten Regierungsbezirken, 
zumal im den Theilen, deren ſich die Induftrie bemächtigt hat, aud in den 
Etüdten unter 10,000 Seelen, wie aud) in den Yandgemeinden Die gleichen 
Berhältnifie obwalten. 

Ich bin deshalb volftändig mit dem Herrn Dr. Ernft Brud zu Breslau 
einverftanden, wenn er in feinem dem Vereine erftatteten Gutachten über die 
Communal-Steuerfrage jagt, „daß eine Steuerauflage von 300 bi 500 %%, 
auf alle oder einzelne, wenn auch nur höhere Einfommensfäge, ein offenbar 
ſchwerer Uebelftand jet.’ 

Aber entgegentreten möchte ich an dieſer Stelle der weiteren Auslaſſung des 
Herrn Bruch: „daß eme ſolche Belaftung von den aus den Gemeindeorganen 
jelbft hervorgehenden Einihägungs-Commilfionen als ein gemügender Grund 
angelehen werde, um die Einſchätzung (zur Staats-Claſſen- reſp. Einkommen» 
fteuer) möglichſt niedrig zu halten und daß hierin eine herbe Ungerech— 
tigfeit gegenüber denjenigen Städten liege, welde — mit einem felbftftändig aus- 
gebildeten Abgaben: und Steuer-Syftem ausgeftattet — in ihren Einſchätzungs— 
Commiſſionen gemohnt ſeien, das nicht übermäßig belaftete Einfommen auch 
feinem vollen Betrage nach zu Ichägen. 

Da vieler ſchlimme Vorwurf einer vermeintlich berben Ungerectigfeit aus— 
drüdlich ganz allgemein vielen rheiniſchen Fabrikſtädten gemacht ift, fo 
fühle ich mich gedrungen, zur Ehre diefer rheiniichen Städte und ihrer Ein- 
ſchätzungsorgane dieſes herbe Urtheil umſomehr zurüdzumeiien, als es bemeislos 
geblieben ift, indem Herr Bruch felbit bekennt: „daß der ftatiftifche Nachweis 
vorausſichtlich nicht ſchwer zu führen fein würde, daß, je ſtärker die Staats- 
fteuerfäge mit communalen Zufchlägen belaftet jeien, die Einfhägungen um fo 
niedriger außfielen, daß aber allerdings eine ftatiftifche Kritif der Einfommend- 
ſchätzungen noch gänzlich fehle.“ 

Dagegen möchte ih in aller Kürze doch darauf hinweiſen, daß die Vor— 
figenden der Claſſenſteuer- und reſp. der Staatd-Einfommenfteuer-Einfhätungs- 


1) Die Zufammenftellung dieſer Nachrichten ift am Schlufje dieſes Referats ab» 
gebrudtt. (A. d. R.) 
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Eommiffionen der rheiniichen Städte jeit Jahren e8 als ihre unabweisbare Pflicht 
angejchen und darauf hingewirtt haben, daß auf Grumd der beftehenden Geſetze 
und Inftructionen das Einkommen der Cenfiten möglichft richtig erfaßt werde, 
gerade weil der Umftand, daß zur Aufbringung der Gemeindebedürfnifie Zu— 
Ichläge von mehreren Hundert Procenten zu den Staatöftenern erforderlich find, 
jede unzutreffende und ungleihartige Einfhägung zur Clafjen- und reſp. Ein- 
fommenftener zu einem doppelten und dreifachen Unrecht gegen alle diejenigen 
Steuerpflihtigen anjchwellen würde, deren Einfommen richtig geſchätzt worden tft. 

Ein ganz Anderes ift es, ob überhaupt und im Allgemeinen, ſei e8 in den 
öftlichen oder weſtlichen Provinzen des preußiſchen Staates, nad) dem zeitigen 
Stande unferer Gejeggebung das Einkommen der fteuerpflichtigen Perſonen, 
namentli in den höheren Einfommensftufen, richtig und gleihmäßig erfaßbar ift. 

Auf Diefen Punkt werde ih im Verlaufe meiner Abhandlung zurüd- 
fommen. — 

In der That, jene hohen Ziffern der Zufchläge zu den Staatöfteuern in 
den rheinifchen (und weitfäliichen) Zabritftädten, nicht minter wie in den Induftrie> 
ſtädten Schleſiens und anderer Provinzen, finden ihre fachliche Erklärung. 

Eine nicht unerheblihe Anzahl von Stadtgemeinden tft in den legten Jahr: 
zehnten in Folge des mächtigen Aufſchwunges der Inbuftrie, insbeſondere des 
Bergmertö- und Eifenbetriebes jo zu jagen, aus der Erde geftampft worden. 

Mit keinerlei Grund» oder anderem Bermögen ausgeltattet, und faft voll- 
ftändig bar eines alten angelefienen vermögenden Bürgerftandes, find fie aus: 
Ichlieglich zur Beftreitung der von Yahr zu Jahr anfchwellenden Bedürfniffe für 
eine Fülle von wirthſchaſtlichen Einrichtungen lediglich auf die Steuerfraft der 
Eingeſeſſenen angewiefen geweſen, indem jie die Mittel zur Beftreitung außer: 
ordentlicher Ausgaben Lediglidh auf dem Wege der Anleihe beihaffen mußten. 

Während das Armen-Budget mit jedem Jahre erhöhte Anforderungen ftellte, 
mußten zur Hebung des Volksſchulweſens, das an verjchiedenen Orten in faft 
unglaublicher Weife darnieder lag, ganz bedeutende Aufwendungen gemacht werben, 
die den Stadthaushalts-Etat dauernd und wiederfehrend befafteten. 

Mit diefer Steigerung der Ausgaben ftand zwar naturgemäß im Ver— 
hältniß das ſtete Wachſen der Bevölkerung, allein die Yeiftungsfähigfeit der 
zahlreih einwandernden Perſonen, da fie überwiegend dem Arbeiterftande ange- 
hörten, reichte nicht im Entfernteften Hinan an die Summe der Ausgaben, die 
fie dem ſtädtiſchen Haushalte verurfachten. 

Co lange in Städten der gejchilverten Art Handel und Gewerbe blühten, 
wurde die Belaftung weniger empfunden; fie hat ſich aber gegenwärtig faft bis 
zur Unerträglichkeit gefteigert, nachdem die Wirkungen der in der zweiten Hälfte 
des Yahres 1873 ausgebrochenen Handels: und Geſchäftskriſis aud die finan= 
ziellen Berhältniffe der Gemeinden in innige Mitleidenſchaft gezogen haben, 

Konnte e8 doch Thatfache werden, daß eine Stadt in Rheinland ſich ges 
zwungen geſehen hat, ihre Unmöglichkeit zu erflären, die Bedürfniſſe für das 
Armenweien aus eigener Kraft aufzubringen und die Hülfe des Yandarmen= 
verbandes anzurufen; wie es nicht weniger eine Thatjache ſein joll, daß man 
einer andern Stadt in Weftfalen, deren zeitigen Steuerverhältniffe geradezu als 
troftlofe bezeichnet werden, zur Erwägung gegeben bat, ob fie nicht die Städte— 
Berfaffung aufgeben und zur Berfaflung der Landgemeinden zurückkehren wolle. 
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Jenen jo plötzlich emporgewachſenen Stadtgemeinden gegenüber befinden 
fich zwar Diejenigen in einer relativ erträgliceren Yage, melde einen hiſtoriſchen 
Hintergrund, einen alten angefeflenen und yermögenden Yürgerftamm und auch 
mehr oder weniger Grund: und Gapital:Bermögen aufzumweifen haben; aber 
aud für fie find die gedachten wirfenden Urjachen für den erhöhten Steuerdrud 
vorhanden, der noch mehrere Jahre andauernd und fühlbar fein wird, aud) wenn 
ihon Gewerbe und Induſtrie wieder in Aufſchwung begriffen fein werden, 

Aber auch abgejehen von der durch Diele außergewöhnliche Wirthichaftslage 
bervorgerufenen finanziellen Salamität der Gemeinden, jo tft doch weiter wenigſtens 
für die Städte der Jnduftriebezirte die Annahme begründet, daß fie in den meiften 
Fällen Telbft bei wiedergemonnenen normalen Verhältniſſen nacı dem Stande der 
heutigen Steuer-Oejeßgebung auch in Zukunft zur Aufbringung einer Communal— 
fteuer verurtheilt Ten werden, welche zwilchen 200 und 400 °/, der direkten 
Staatöfteuern ſchwanken wird. 

Mit begreiflihen Intereffe nahmen deshalb die Gemeinde-Berwaltungss 
behörden den im Staats-Minifterium ausgearbeiteten „Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Aufbringung der Gemeinde-Abgaben” im Auguft 1876 zur Begut— 
achtung entgegen, in der Unterftellung, daß die Beftunmungen defjelben den Ge— 
meinden Die Mittel und Wege worzeichnen möchten, welche eine zweckmäßigere 
Bertheilung der Steuerlaft, als bisher, und eine Herabminderung derjelben herbei= 
zuführen im Stande ſeien. 

Bevor ih mich mit den Grundprincipien und den Beflimmungen des 
Entwurfs beicäftige, halte ich e8 für geboten, mit einigen Worten darauf ein= 
zugeben, einerſeits, ob nicht die Gemeinden, da eine Einfchränfung ihrer Ausgaben, 
ſoweit &8 in ihren Willen geftellt wäre, in nennenswerther Art, naturgemäß nicht 
möglich erſcheint, jelbftthätig im Stande feten, durch Ausdehnung des Gemeinde— 
Eigenthums, wie dur Vermehrung ihrer Einnahmen auf dem meiten Gebiete 
ihrer wirthihaftlihen Thätigfett den Bedarf an Steuern zur Ausgleihung ihres 
jährlichen Deficits auf ein Mindermaaß herabzuführen; und ob nicht andererjeits 
es die Pflicht ded Staates fer, den Gemeinden ganz oder wenigſtens zum Theil 
für Diejenigen ſehr erheblichen Koften gerecht zu werden, welde fie als Organe 
des Staates auf den ihnen zugewiefenen Gebieten der inneren Staatö-VBerwaltung, 
insbefondere des Armen: und höheren wie niederen Schulwejens, ſowie der öffent: 
lichen Wohlfahrts- und Sicherheits-Polizei u. ſ. w. aufzuwenden haben, 

Nah beiden Richtungen hin kann eine ins Gewicht fallende Ber: 
bejjerung der Gemeindefinanzen vorerft nicht verhofft werben. 

Eine Bermehrung von Gewinn bringendem Gemeinde-Eigenthum, insbeſondere 
von Orundftüden, iſt bei den geftiegenen Werthen des Grund und Bodens für 
die Gemeinden ganz unausführbar, nachdem fie zu einem Theile bedauerlicher- 
weiſe in den rüdliegenden Jahrzehnten der Stagnation ſich ihrer oft bedeutenden 
Liegenſchaften manchmal zu Spottpreifen entäußert haben. 

Umgekehrt muß betont werden, daß im der neueren Zeit Die Gemeinde- 
Berwaltungen in umſichtiger Weiſe beftrebt gewejen find, ihre Befigungen, ſoweit 
ſolche vorhanden, insbeſondere Waldungen, durch rationelle Bewirthſchaftung 
möglichſt nutzbringend zu machen, wie ſie nicht weniger ſich zum Ziele geſetzt 
haben, gemeinnützige Veranſtaltungen, wie beiſpielsweiſe Sparcaſſen, ſowie Gas— 
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anftalten und Waſſerwerke, faft überall mit Gewinn bringendem Erfolge für den 
Stadtjädel, ind Leben zu rufen. 

Dagegen jcheint eine wefentliche Entlaftung der Gemeinden rücdjichtlich der 
Aufwendungen für die Zwede der ihnen obliegenden Geſchäfte der inneren Staats- 
Berwaltung des Armen-, Schulwejend x. auf längere Zeit hinaus außer dem 
Bereiche der Möglichkeit zu Liegen, wenngleich dieſe Entlaftung bei jeder Gelegen- 
beit uuaufhörlich gefordert werden muß. 

Denn mas das Syitem der Vertheilung diefer öffentlichen Yaften in Preußen 
anlangt, jo ift daſſelbe grundfäglih auf die abjolute und volle Verpflichtung der 
Drtögemeinde aufgebaut und die Betheiligung des Staates an denſelben ift eine 
fubfidiäre, d. h. fie tritt nach den gemachten Erfahrungen nur in feltenen Fällen, 
in denkbarſt geringem Umfange und öfters erft dann ein, wenn die überbürdete 
Drtögemeinde thatfächlich an der Grenze ihrer Leiftungsfähigkeit angekommen iſt. 

Eine wirffamere Theilnahme des Staates an Ddiefen Verpflichtungen der 
Gemeinden hätte eine durchgreifende Umgeftaltung der verſchiedenen Gebiete des 
Stantö-Verwaltungsreht8 tm Gejeggebungsmege zur Vorausſetzung, melde 
güuftigiten Falls erſt nad) einer Reihe von Jahren zu erreichen fein wird, 

Wenn jomit nad) den beiprochenen Richtungen bin eine befriedigende Ent- 
laftung der Gemeinden von dem conftatirten Steuerdrud, die doch unauffchieblich 
und dringend nothwendig ift, nicht angebahnt werden kann, jo muß unterſucht 
werben, ob eine zweckmäßigere Bertheilung der Steuerlaft und eine Herabminderung 
derielben auf dem Wege einer neuen Communalſteuer-Geſetzgebung zu erreichen 
tft, da die zeitigen Gefegeöbeftimmungen über das gemeindliche Steuerweſen fich 
als nicht ausreichend ermiefen haben, in der überwiegenden Mehrzahl der 
Gemeinden, insbefondere der Städte, ein übermäßiges Anwachlen der Steuerlaft 
zum ſchließlichen Schaden des Gemein: wie des Staatöwelens zu verhüten. 

Dies führt zunächſt dazu, ſich die zeitigen gefeglichen Normen des Gemeinde- 
fteuerreht8 zu vergegenwärtigen, um dieſelben mit den Grundprincipien des neuen 
Communalfteuer-Gejegentwurfd in Vergleich zu jegen. 

Preußen hat fein einheitliches Gemeindeſteuerrecht, die Beſtimmungen deſſelben 
befinden ſich zerſtreut und mehr oder weniger übereinſtimmend in den Gemeinde— 
verfafjungs-Gefegen. Doc; aber beruhen dieſelben, vielleicht abgejehen von den 
neuen Provinzen, wenigftens für die Stabtgemeinden auf gleicher principieller 
Grundlage. 

Die Städte-Drdnung für die öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 bat 
im 8 53 folgende Beſtimmungen über da8 Gemeindefteuerrecht : 

„Soweit die Einnahmen aus dem ſtädtiſchen Bermögen nicht hinreichen, 
um Die durd) das Bedürfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde erforder: 
lihen Geldmittel zu beſchaffen, *tünnen die Stadtverordneten die Aufbringung 
von Gemeindefteuern beſchließen. Dieſe können beſtehen: 

J. in Zuſchlägen zu den Staatsſteuern, wobei folgende Beſtimmungen gelten: 

1. die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht belaſtet 

werden; 

2. bei Zuſchlägen zur Claſſen- und claſſifiecirten Einkommenſteuer muß 

jedenfalls das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigenthum außer 
Berechnung bleiben; 
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3. die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

a. für alle Zufchläge zur Einkommenſteuer; 

b. für Zuſchläge zu den übrigen divekten Steuern, wenn der Zuſchlag 
entweder 50 %/, der Staatöfteuern überfteigen oder nicht nach gleichen 
Sägen auf diefe Steuern vertheilt werden jol. Zur — 
oder geringeren Belaſtung der letzten SRH: bedarf es 
diefer Genehmigung nicht ; 

c. für Zufchläge zu den indirecten Steuern. 

I. in beionderen direkten oder indirekten Gemeindefteuern, welche der Geneh— 
migung der Regierung bedürfen, wenn fie neu eingeführt, erhöht,. oder 
in ihren Srundtägen verändert werden jollen.‘ 

Diejelben Beftimmungen, mit einer geringen Abmeihung finden ſich auch in 
den Städteordnungen für die weftlihen Provinzen. 

Hiernach find 2 Arten von Communalfteuern vorhanden: 

I. Zujchläge zu den direkten oder indireften) Staatsfteuern ; 

II. befondere Gemeindefteuern, welch letztere wieder divefte oder indirekte ſein 
fönnen. 

Meines Wiſſens find weitaus in der übergroßen Mehrzahl der preußiſchen 
Städte die Zufchläge zu den dDirecten Staatöjteuern vertreten. 

Ungleich feltener find Gemeindezuichläge zu den indirecten Steuern, da die 
Entwidelung dieſer Steuerquellen durch die Staatd-Steuer: und Zoll-Gejetgebung 
von vornherein den Gemeinden verſchränkt worden ift. 

Auch befondere directe Gemeinde-Eintommenfteuern haben verhältnigmäßig 
in den Städten wenig Boden gewinnen fünnen. Während fie fih, wie man 
meint, in der Dee felbfiftändig und unabhängig von den Normen der Staats- 
Claſſen⸗ und Einfommenfteuern hätten entwideln follen, hat fid in den Gemeinden, 
wo fie beftanden haben und noch heute beftehen, gezeigt, daß fie meiſtens nicht® 
anderes, als eine zahme Unterordnung unter die Scalen und Tarife der Staatö- 
fteuern gewefen find, Danf der von den Auffihtsbehörden erlaſſenen Inftructionen 
und der ald Zwangsmuſter worgefchriebenen Normal-Scematen. 


Noch in den Testen drei Jahren find deshalb Stadtgemeinden, wie z. B. 
Crefeld, Dazu übergegangen, ihre eigenen Communal = Einfommenfteuernormen 
über Bord zu werfen und zum reinen Zuſchlagsſyſtem zu den direkten Staats- 
fteuern überzugeben. 

Wenn die meiften Städte Communalftener-Regulative haben, fo find fie nur 
zu dem Zwecke gemacht, Ausführumgsbeftimmungen über das reine Zulchlags- 
Princip und ferner die Möglichkeit zu haben, die Forenſen und juriſtiſchen 
Perſonen von ihrem Einkommen aus dem in der Gemeinde gelegenen Grundbeſitz 
und Gewerbe heranziehen zu können. 

Eine beſondere Gemeinde-Mieths- oder Hausſteuer, die in die vorge— 
dachte Kategorie der felbftändig conftruirten Gemeindefteuern einzumeiien find, 
findet ſich ebenfall nur vereinzelt vorzugsweiſe in Grofftädten. 

Die Zuläffigfeit der vierten Steuerjorte endlich, der befonderen indireften 
Communalfteuern, ift Dur die wegen Fortdauer und Erweiterung des Zoll: 
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und Handelsvereins gefchlofienen Verträge vom 4. April 1853, fowie in den 
dazu gehörigen Separatartifeln getroffenen, aud durch den Zoll: und Handels— 
vertrag vom 8. Juli 1867 aufrecht erhaltenen Vereinbarungen unzuläffig ges 
macht worden. 

Schlieklic ift auch dur das Gefeß vom 25. Mai 1873 den Gemeinden 
die Möglichkeit benommen, Zuſchläge zu der Mahl: und Schlachtſteuer weiter 
zu erheben, indem die Mahlfteuer gänzlich aufgehoben und der Schlachtfteuer 
als einer Gemeinbeftener meines Erachtens die Art an die Wurzel gelegt ift, 
wenngleich das Geſetz es geftattet, diefelbe für die Gemeinde fortzuerheben, wenn 
dahıngehende Gemeindebeſchlüſſe vorliegen. 

Die hie und da etwa vorhandene Wildpretfteuer, jowie die allgemein ver: 
breitete Hundefteuer, um auch dieſe zu erwähnen, dürften nicht weiter in Be- 
tradıt fommen. — 

Betrachtet man nun die Grundprincipien ded vorliegenden neuen Com— 
munalfteuer = Gejegentwurfs, jo ergiebt fih, um nur das Weſentliche herauszu- 
heben , Folgendes: 

Als Generalregel ift bingeftellt, daß die Bertheilung der Gemeindeab- 
gaben nad) dem Verhältniſſe der direkten Staatsſteuern durch Zuſchläge zu er 
folgen babe. 

Zuſchläge zur Staats- Claſſen- und Einfommenfteuer dürfen nicht ohne 
gleichzeitige Heranziehung der Grund» und Gebäubdefteuer, und umgefehrt, er— 
hoben werben. 

In Ermangelung eines Gemeindebejchluffe® müſſen die Gemeindeabgaben 
auf ſämmtliche direkten Staatöfteuern (einſchließlich der Gemwerbefteuer, jedoch mit 
Ausihluß der Haufirgemerbeftener) gleihmäßig verteilt werden. Jedoch iſt e8 
den zu fafjenden Gemeindebeichlüffen vergönnt, innerhalb gezogener Minimal— 
und Dlarimalgrenzen die Grund= und Gebäudeſteuer mehr oder weniger mit 
Zufchlägen heranzuziehen, während die Gewerbefteuer gänzlich freigelaffen wer: 
den fann. 

Die Beibehaltung oder neue Durchführung von bejonderen direften 
Communal:Cinfommenfteuern wird als unzulälfig bezeichnet. Da— 
gegen können die fonftigen zur Seit beftehenden bejonderen direkten ſowie in- 
direlten Gemeindeabgaben mit Genehmigung der Auffihtsbehörde berbehalten 
werden; eine neue Einführung folcher befonderer Gemeindeabgaben kann jedoch) 
nur ausnahmsweiſe unter Zuftinmung der Auffichtöbehörde, ſowie unter 
ſtets widerruflicher Genehenigung der Minifter des Innern und der Finanzen 
erfolgen. 

— unbefangenen Urtheile tann es nicht zweifelhaft fein, daß, wie nad) 
der biäherigen Yage der Gommunalfteuer- Gejetgebung, das Zuihlagsprincip 
zu den direkten Staatöfteuern für den weitaus größten Theil der Gemeinden, 
wie ich nachgewieſen zu haben glaube, prävalirt hat und durch Referipte und 
Berfügungen der Auffichtsbehörden allmählih zu einem immer entjchiedenerem 
Ausorude gelangt ift, fo aud das Zuſchlagsprincip nach dem neuen Geſetzent— 
wurfe beftimmt iſt, zur faſt ausſchließlichen Herrihaft in den Gemeinden 
zu gelangen, da doc in der That den als zuläfjig bezeichneten bejonderen 
direften und indireften Gemeindeabgaben durd die worgejehenen Gautelen der 
Auffichtsbehörden der Keim jeglicher Entwidelungsfähigkeit genommen: ift. 
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Wenn num aber, wie vorhin behauptet ift, die zeitigen Gefegesbeftimmungen 
über das gemeindlihe Steuerwefen ſich nicht als ausreichend erwiejen haben, in 
der überwiegendem Mehrheit der Gemeinden, insbeſondere der Städte, ein über- 
mäßiges Anwachſen der Steuerlaft zu verhüten, wie ſoll da Die geplante neue 
Geſetzgebung e8 ermöglichen fünnen, die Gemeinden von dem Steuerdrude zu 
entlaſten, da doch die Grundprincipien des gemeimdlichen Steuerweſens nah wie 
vor unverändert beftehen bleiben follen ? 


Un diefem Punkte angelangt, fühlt man ſich vor die Frage geftellt, die 
aud von dem Bereine zur Begutachtung aufgeworfen worden ift: 
„ob es nämlich nicht eine Forderung der Nothwendigfeit und der Conſequenz 
jet, daß den Gemeinden, insbeſondere den Städten, jei e8 im Wege der Ge— 
jeggebung oder der Steuerautonomie, freie Bahn gegeben werde, um ein be— 
fondered, von dem Staatöfteuerweien gänzlid unabhängiges Communalſteuer— 
weſen zu organifiren und weiter zu entwideln ?“ 
Ich ftehe nicht an, die Frage aus theoretiſchen und praftiihen Gründen 
im großen Ganzen zu verneinen und, wenn auch nicht ausfchließlich, jo doch im 
Weſentlichen dem Zuſchlagsprincip das Wort zu reden, obſchon ich mir nicht 
verheble, daß hervorragende Männer der Wiflenichaft wie der Praris einen zum 
Theil weit davon entfernten Standpunkt einnehmen, — aber unter dem nidt 
genug zu betonenden Vorbehalte, daß einer auf dem Zuſchlags— 
princip baſirten Communalſteuer-Geſetzgebung unabweislich 
als Erſtes eine Reform der ſtaatlichen Klaffen: und Einkom— 
menfteuer vorbergegangen fein muß. — 


Hiermit bin ich zunächſt auf den Punkt geftellt, bie Wefenheit des 
Staates und der Ortsgemeinde einer furzen Betrachtung zu unterziehen, um 
daran die Statthaftigfeit meiner Anſicht nachzuweiſen. 


Im Allgemeinen kann ich den Ausführungen des Verfaſſers der Denkſchrift 
über die Reform der Gemeindefteuer: Geſetzgebung beitreten, wenn er ſagt: „Es 
erſcheint aber auch der Grundſatz, daß die Vertheilung de Gemeindeabgaben 
in der Regel nach dem Verhältniß der direlten Staatsſteuern zu erfolgen habe, 
deshalb ald gerechtfertigt, weil die Aufgaben des Staates und der Ge— 
meinden, wenn aud nicht identiih, doch weſentlich aleihartig find.‘ 

Allerdings wohl, auf dem weiten Gebiete der äußeren Verwaltung waltet 
der Staat ausſchließlich, ohne daß den Gemeinden irgendwie eine Mitwirkung 
vergönnt wäre, auf dem Gebiete der Geſetzgebung und der Juſtizverwaltung, wie 
der auswärtigen Politik und des Heerweſens. 


Dagegen treffen Staat und Gemeinde auf dem Gebiete der inneren Staats— 
verwaltung durchaus als gleichwerthige Factoren zuſammen, ja ſogar, wie ſchon 
früher erwähnt worden tft, in der Weile, daß der Etaat wichtige Zweige ber 
inneren Verwaltung, wie die öffentliche Wohlf hus und Sicherheitspolizei, die 
Armenpflege und das Schulweſen, den Gemeinden delegirt hat, ſich nur die 
Oberaufſicht vorbehaltend, freilich aber auch den Gemeinden alle Yaften auf: 
bürdend, die mit der Erfüllung dieſer Aufgaben verbunden find. 

Siernad; ftehen Staat und Gemeinde in gemeinfamer Arbeit zur Förderung 
der generellen und fittlihen Gulturzwede ihres Volkes, erfterer, um, wie e8 in 
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der Schrift des Dr. Robert Friedberg, „Finanzwiſſenſchaftliche Erörterungen 
über die Beſteuerung der Gemeinden“ (Berlin, Juni 1877), zu leſen iſt, „als 
zuſammenfaſſender Gegenorganismus der durch Intereſſengegenſätze geſpaltenen 
Geſellſchaft die Allgemeinheit aller ſeiner Unterthanen umfaſſend und ſeine Thätig— 
leit auf diejenigen Funktionen beſchränkend, welche dem großen Ganzen gemein— 
ſam zu Gute kommen“; — letztere (die Gemeinden) „als ein von der Staats— 
verwaltung unabhängiger Organismus ver vollziehenden Gewalt und in 
Ergänzung derjelben auf dem Grunde der Selbftwerwaltung vie örtlichen Be— 
Den berücfichtigend und das Befondere der Staatseinheit zur Geltung 
ingend“. 

Wie man dem gegenüber die Gemeinden ausſchließlich als eine „wirthſchaft— 
liche Intereſſen-Zwangs-Genoſſenſchaft'“ nad) dem Principe von Yeiftung und 
Gegenleiftung — etwa nach dem Mufter eines Deich: oder Meliorationdverbandes 
— bezeichnen fann, iſt unerfindlic. 

Wäre dem fo, fo müßte im dem unaufbhörlichen Wiverftreite der Einzel- 
mie der Öruppeninterefien der Gemeindeverband zur Zerfegung und Auflöfung 
gelangen, und welcher Beamte follte wohl gefunden werden, der auf die Dauer 
es fertig brächte, die Geichäfte einer ſolchen ausſchließlichen Intereffenwirthichaft 
zu führen und zu leiten. Im der That, nur die Staatsidee ift es, die den 
Gemeindeverband zu einem lebens- und entwidelungsfähigen Berwaltungsorga- 
nismus ftempelt. 


Um fo mehr dagegen kann zugegeben werden, daß die Gemeinde neben ber 
Bermwaltung von Geſchäften der inneren Staatöverwaltung recht eigentlid eine 
fie allein angehende und ganz außer dem Zuſammenhange mit dein Staate- 
begriffe ftehende Sphäre wirthſchaftlicher Aufgaben hat, die Lediglich, fei e8 dem 
Individuum, fei e8 der Geſammtheit der Ortseingeſeſſenen oder auch einzelnen 
Gruppen derfelben, zu Gute fommen. 

Es würde zu weit führen, dies de8 Näheren zu beleuchten, und es wird 
genügen, darauf hinzuweiſen, daß Gasanftalten, Waflerwerfe, Canalifationen, 
Badeanftalten, Straßenbauten, Pferdeeifenbahnen, Berfchönerungsanlagen und 
eine Reihe anderer Dinge ſolche Einrichtungen find, die für das Wohlbehagen 
der Ortseingeſeſſenen ins Yeben gerufen find. 

Wenn es nun ridtig ıft, daß das Steuerredt des Staates und 
des Öemeindeverbandes auß dem Begriffe und dem Weſen der— 
felben heraus conftruirt werden muß, jo würde daraus folgen, daß 
beide — Staat und Gemeinde — auf die gleihen Steuerarten angewiejen find, 
infofern und infomweit fie, wie nachgewiejen jein dürfte, gleichartige und gleich 
werthige Aufgaben des Staatsweſens erfüllen, daß aber die Ortsgemeinde, weil 
fie außerdem rein wirthſchaftliche Zwecke verfolgt, darauf hingeführt wird, ihre 
Eingejeffenen für diefe wirthſchaftlichen Sonderleiftungen — und zwar nach dem 
Princip von Yeiftung und Gegenleiftung — beſonders zu belaften. 

Es Tiegt nahe, mich der Imconfequenz zu zeihen, da doch oben die Mei— 
nung aufgeftellt worden iſt, daß für das Gemeindefteuerweien im großen Ganzen 
das Zuſchlagsprincip zu den Staatöfteuern gerechtfertigt heine. 

Zur Löſung dieſes anfcheinenden Widerfpruhs — um diefen Punkt vor= 
weg zu erörtern — mag die Behauptung vergönnt fein, daß einmal die Con— 
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ftruction von neuen Gommunalfteuern in richtiger Weife nah dem Grundjage 
von Leiſtung und Gegenleiftung als jchmwierig erachtet werden muß und daß 
Ihon heute nach der Yage der Gefeggebung und ber Praris innerhalb der Ge— 
meinden dem Princip von Leiſtung und Gegenleiftung durd das Zuſchlagsſyſtem 
zu der ftaatlihen Grund» und Gebäudefteuer in Berbindung mit dem gemeind= 
lihen Beitragd= und Gebührenfyftem genügend Rechnung getragen jcheint. 

Wenn das Intereſſe und der Vortheil der Ortseingeſeſſenen durch eine von 
jenem Grundſatze der Yeiftung und Gegenleiftung getragene Communaljteuer 
erfaßt werden follte, jo müßte e8 möglid fein, daß diejenige Zahl ver Ein— 
mohner wenigftens einigermaßen zutreffend außgejondert würde, Die von Der 
Einen oder Anderen der vieljeitigen Gemeindeveranftaltungen und Einrichtungen 
Gebraudh macht und davon Nugen zieht, während deg andere Theil mit der 
Steuer zu verfchonen jein würde, der die Benugung jener verſchmäht oder gar 
nit im Stande iſt, diefelben für feine Zwede in Benugung zu nehmen. 

Niemand kann e8 enfthaft nehmen, daß mit diefem Hinweis gemeint fein 
fönnte: jo viel gemeindliche Einrichtungen und Anjtalten vorhanden, jo viele 
Steuerforten jeien für die daran betheiligten Bewohner berauszufünfteln. 

Niemand wird es aber auch andererſeits in Abrede ftellen fünnen, daß 
nad der Lage der Dinge aud nicht annähernd die verjchiedenen Intereflen und 
Bortheile gegen einander abgewägt werden fünnen, denn, um nur einige Bei— 
ſpiele anzuführen: eine Straße dient nicht blos den Grundbefigern, die daran 
wohnen, jondern fie dient auch dem allgemeinen Verkehr; eine Gasanftalt, ein 
Waſſerwerk oder eine Canaliſation, fie Ihaffen nicht nur Dem Nugen, der fie 
gebraucht, ſondern fie find auch dazu da, die erftere, durch gute Straßenbeleud)- 
tung die Öffentliche Sicherheit zu fördern, die letzteren, um die allgemeinen Ge— 
jundbeitöverhältnifje zu verbeſſern. 

Mit einem Worte: alle gemeimdlihen Wirthichaftseinrichtungen find ge= 
meinnügiger Art, wenn fie auch außerdem und nebenher dem Einen mehr 
zum Bortheil gereichen al8 dem Anderen, oder jelbft — wenn auch gewiß nur 
in jeltenen Fällen — einem Dritten feinerlei Nuten gewähren. 

Allerdings giebt e8 in den Gemeinden vorzugsweiſe eine Kategorie von 
Eingefeffenen, denen im Allgemeinen die Bortheile der Gemeindeeinrichtungen in 
erhöhterem Maße, als den Anderen, zufallen, nämlich den Befigern von Grund» 
ftüden, Liegenſchaften und Häufern. 

Es find deshalb von verſchiedenen Seiten theils Forderungen formulirt, 
theil8 bejondere Communalfteuerquellen in Borihlag gebradıt worden, weldye 
geeignet jeien, gegenüber dem WRealbefige dem Princip von Yeiftung und Gegen— 
leiftung Rechnung zu tragen und gleichzeitig eine Entlaftung der Gemeinden 
von dem Gteuerdrude herbeizuführen. 

Zunädft hat man, wie e8 mehrfach von VBerwaltungsbeamten, auf Städtes 
tagen oder im fonftigen Berfammlungen geſchehen ift, verlangt, daß den Ge— 
meinden zur Dedung der fir den Staat aufzumendenden Koften die ftaatliche 
Gebäudes und reſp. Grundſteuer ganz oder wenigſtens zum Theil ald Einnahme: 
quelle übermwiefen werden möchte. 

E8 wird zuzugeben fein, daß die Ueberweiſung der Grund- und veip. 
Gebäudefteuer an die Gemeinden immerhin eine Abichlagszahlung fein würde, 
und ficherlich würde feine fich fträuben, eine folde Dotation entgegenzunehmen. 
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Alleın es iſt nur zu fehr die Befürdtung begründet, daß der Staat nicht 
gewillt und nicht im Stande iſt, dieſen Wunſch zu erfüllen, weil er dadurch 
circa 46 Millionen verluſtig würde, für die für jetzt wenigſtens kaum anderweite 
Deckung vorhanden ſein möchte. 


Wenn einmal. von Jemandem die Bemerkung gemacht orte ift, daß 
mande Gemeinden, insbejondere Landgemeinden, mit einem folchen reihen Segen 
nicht8 anzufangen wiſſen würden, jo mag in ſolchem ſcherzhaft klingenden Worte 
ein Körnlein Wahrheit enthalten fein, jedenfalls würde für die übergroße Zahl 
‚der Städte durch die Ueberweilung felbft der ganzen Gebäudefteuer (auf bie es 
bei den Städten hauptſächlich ankommt) feineswegs der finanziellen Miflage der— 
felben auch nur einigermaßen durchgreifend Abhülfe geichaffen fein. 


Um nur ein Beifpiel, die Verhältniffe meiner eigenen Stadt, die ich vers 
trete, anzuführen, jo würde die Ueberweifung der ganzen Gebäudefteuer , welche 
für das Jahr 1877/78 in runder Summe 36,000 Mark beträgt, das Com- 
munalfteuerdefictt von rund 713,000 Mark nur um etwa ein Zwanzigſtel her— 
unterichrauben, ein verfchmwindender Erfolg der Thatſache gegenüber, daß für 
das gedachte Wirthichaftsjahr 365 Procent der Staats- (Klajjen-) und Ein- 
fommenfteuer aufgebracht werden müfjen; ja noch mehr, da bei einer Ueber— 
weiſung der Gebäudefteuer es doch wohl nicht angängig wäre, dag Zuſchläge, 
mie biöher, zu diefer Steuer erhoben werden fünnten, jo würde in dem gedachten 
Falle der gewonnene Bortheil mehr wie aufgewogen durch den Umftand, daß 
der Procentiag von 365 der Staats - Einfommenfteuern erft gewonnen worden 
ift, nachdem die Gebäude: wie auch die Grundfteuern vorweg mit 1821/, Proc. 
ihres Betrages belaftet worden find. 


Für die rheinischen Städte würde die Ueberweifung der ganzen Gebäude— 
fteuer im großen Ganzen gerade den Effect haben, daß durd fie die jährlichen 
Repartitiondauflagen der Provinzialverwaltung gededt würden, obſchon die Städte, 
beiläufig bemerkt, irgend welden, auch nur Meinften Vortheil von diefer hohen 
Belaftung bisher nicht veripürt haben. 

Man bat num weiter mehrjeitig den Vorſchlag gemacht, für Die Gemeinden 
eine eigene neue Gommunal=- Grund: (Gebäudes) Steuer, unab- 
hängig von der Staatäfteuer, der gleichen Kategorie zu conftruiven. Insbeſondere 
möchte ich bier des Vorſchlags gedenten, der von dem Dr. Robert Friedberg in 
feiner bereits angezogenen Schrift gemacht ift. Friedberg fagt — nachdem er 
dem Gedanken der Ueberlafjung der Staats: Grund- und Gebäudefteuer an 
die Gemeinden widerfprodyen hat, weil einmal nicht abzufehen ſei, warum fich 
der Staat diefer Steuern begeben follte, und meil andererſeits dieſelben, wie 
fie nun einmal beftehen, keineswegs Mufter der Vollkommenheit jeten, Folgendes : 


„Es iſt das Befte, den Staat in der Befteuerung des Grundbefites 
jeinen eigenen Weg gehen zu laſſen und für die Gemeinden die Erreihung 
dieſes Zieles auf andere Weiſe zu verfuchen. 

Ein Fingerzeig dafür ift bereits gegeben, einerjeits in der Veranlagung 
der engliichen poor rate, andererjeitö in den in einigen Gemeinden Preußens 
beftehenden Haußfteuern. 

Beide beruhen darauf, daß der Ertrag eine® Grundſtücks nad ber 
Höhe der Miethe oder Pacht auf dem Wege der Selbftverwaltung abgeſchätzt 
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wird, nur mit dem Unterſchiede, daß die poor rate eine Repartitions⸗, die 
Hausſteuer eine Quotitätsfteuer ıft. Die Anmendung des beiden gemeinſamen 
Grundſatzes erreicht volllommen das, was wir bezweden, auf bejjerem Wege 
als die ftaatlihe Grund- und Gebäudefteuer, und eröffnet gleih ver 
Eintommenfteuer der Selbftverwaltung ein meite8 Gebiet fruchtbringender 
Tätigkeit. 

Die Einſchätzungs- und Verwaltungs:Grundfäge einer ſolchen eommunalen 
Nealjteuer, fagt Dr. Friedberg weiter, find an und für ſich Far. Es müſſen 
von dem Rohertrage eines ftädtiihen Grundftüds die Verwaltungs: und Res 
parirungstoften, ſowie eine Amortifationsquote für das fich in jener Subftanz 
von Jahr zu Jahr verichlechternde Gebäude abgezogen werden, um den Rein— 
ertrag zu erhalten. Ebenfo muß bet dem ländlichen Grund und Boden 
möglichft genau der Pachtwerth, d. 5. der Preis fiir die Benugung des 
Bodens ermittelt werben. 

Es wird nur, führt er fort, allzuhäufig überjehen, daß Das, was man 
gewöhnlich den Ertrag des Grund und Bodens nennt, eigentlich der Ertrag 
eines landwirthichaftlichen Gewerbes ift. Gerade an diefer Stelle zeigt ſich 
der tiefgreifende Unterſchied zwiſchen ſtädtiſchem und ländlichem S'rundbefig. 

Während der erftere, mit dem einmal fertigen Gebäude, wie ein Renten— 
fonds fungirt, gewährt der lettere erft einen Ertrag durch Anwendung ums 
laufenden Capitals und ſtets erneuter Arbeitsleiftungen. Es kann daher der 
ftädtiiche Hausbefiger nicht mit dem ſelbſtwirthſchaftenden, fondern mit dem 
verpachtenden Ländlichen Grundbeſitzer verglichen werben. 

Für unfere Zwecke müfjen wir demgemäß den Pachtwerth eines länd— 
lihen Grundftüds zum Steuerobjecte machen, da e8 fih um eine Realjteuer 
und nidt um eine landwirthſchaftliche Gemerbefteuer handelt.“ So Dr. 
Friedberg. 

So ſehr auch diefe Fingerzeige der größten Beachtung werth fcheinen, und 
fo jehr aud die dafür angeführten Gründe (auf die an diefer Stelle nicht 
weiter eingegangen werden fann) ftihhaltig fein mögen, fo wird doch wohl auf 
dem Wege einer fpecifilchen gemeindlichen Grund» und Gebäubdefteuer in Bälde 
eine wirkſame Befreiung der Gemeinden von der GSteuerlaft faum erzielt 
werben fünnen. 

Zwar der Einwand, daß eine bejondere Gemeinde: Grund- und Gebäude: 
fteuer jo lange nicht denkbar fei, als eine ſolche als Staatsfteuer beftehe, weil 
der Grundbeſitz, der vom Staate ſchon mit „10 9%, ded Reinertraged in An- 
ſpruch genommen werde, alsdann doppelt und vielleicht darüber hinaus belaftet 
fein würde, würde ein binfäliger fein, weil ja alsdann jelbftverftändlich von 
den Zufchlägen zu den ftaatlihen Grund: und Gebäudeſteuern nicht mehr bie 
Rede fein könnte, allein es kann die Befürchtung nicht unterbrüdt werben, daß 
der Staat, jo wenig er duldet und geduldet hat, daß neben feiner Einfommen- 
fteuer her eine ſpecifiſche, anders geartete Gemeindeeinfommenfteuer fi 
entwidelt, fo auch nicht gemwillt fein wird, eine grundſätzlich verſchieden geartete 
Gemeinde-Grundftener entftehen zu laſſen. 

Dazu kommt weiter, daß zur Zeit die vielfach conftatirte Abneigung der 
Gemeinden (die nicht blos bei den interefjirten und an der Verwaltung des 


Communalbefteuerung. 39 


Gemeinwejens betheiligten Realbefigern, fondern auch bei den Verwaltungsbeamten 
einer Reihe von Etädten vorhanden ift) die Grundſtücke neben dem Einkommen 
der Befiger noch beſonders zu belaften'), eine Reform in dem angedeuteten Sinne 
zur Zeit wenig förderlich erjcheinen läßt. | 

Hat doch in der That gerade in der Rheinprovinz in diefem Jahre die 
Auffichtsbehörde fich veranlagt gejehen, auf einzelne Gemeindeverwaltungen und 
Vertretungen einen gelinden Drud auszuüben, damit diefelben, hie und da nad 
längerem Widerftreben, zur Aufbringung des Gommunaljteuerdeficits den Grund— 
befig durd Erhebung von Zuſchlägen heranzogen. 

Endlich erübrigt e8, Darauf hinzuweiſen, daß der Standpunkt der Beſteuerung 
des Grundbefiged nach dem Principe von Yeiftung und Segenleiftung, in neuefter 
Zeit, m. E., durdaus hat ein veränderter werden müſſen, nachdem die 
Straßenbaulajt auf Grund des Strafenbebauungs- Gefeges und der hiernach 
erlafjenen Ortsſtatute im Weſentlichen auf die Grundeigenthümer abgewälzt 
worden ift. 


Hiernah komme ich zu dem negativen Refultate, daß vorerft zur Heran= 
ziehung des Grundbeſitzes nad; dem Principe: Yeiftung und Genenleiftung , die 
Eonftruction einer ſelbſtſtändigen Communal= Grundfteuer wenig Ausjicht auf 
Erfolg hat und daß man ſich deshalb im Allgemeinen wird beſcheiden müffen, 
dem gedachten Principe durd Erhebung von höheren oder niederen Zuſchlägen 
zur Grund: und Gebändefteuer je nady den örtlichen Verhältniffen gerecht zu 
werden. 

Zu diefem Schluß führt auch der Paſſus in der Denkichrift über die 
Semeindefteuer-Gejetgebungs-Reform, wo gejagt ift: 


„dagegen kann allerdings die Richtigkeit jener Behauptung in dem beſchränk— 
teren Umfange, daß, da ein erheblicher Theil der Gemeinde-Abgaben vorzugs- 
weiſe zu wirthichaftlichen Sweden verwendet werden, bei der Aufbringung der 
Gemeinde: Abgaben der Grundfag von „Yeiftung und Gegenleiftung“ nicht 
gänzlich unberüdjichtigt bleiben dürfe, nicht bejtritten werden. 

Eine genaue Berechnung der Höhe des bezüglichen Antheild der Gemeinde— 
Abgaben behufs gefonderter Aufbringung derjelben durch Grund-Abgaben ift 
zwar bei der gemilchten Natur der Erfteren nicht ausführbar, es rechtfertigt 
ſich aber durch diefe Nüdficht die im $ 2 des Entwurfes aufgeitellte Regel 
der Mitheranziehung der Grund- und Gebäudefteuer bei der Aufbringung der 
Gemeindebedürfniſſe.“ 


Mit einem Worte ſoll noch der ſtädtiſchen Miethsſteuer gedacht werden, 
bie vereinzelt in großen Städten vorkommt. 

Wenn es dahin geitellt fein fann, daß fie, wo fie einmal eingeführt ift, 
bejonders in Großſtädten ihren Zweck erreihen mag und beizubehalten ift, fo 
fönnte ich ihrer Einführung doch nicht das Wort reden, da ich rüchkſichtlich des 
Charafterd derjelben mic vollftändig dem Urtheile des Profeſſor Meier ans 
ſchließen kann, daß diejelbe entweder eine Abart der Grundfteuer oder der Ein- 
fommenfteuer, oder von beiden Etwas fer; daß diejelbe aber jedenfalls verwerflich 





1) Die am Schluffe angehängte Steuer-Nachweifung bemweift dies. (A. d. R.) 
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fei, weil fie in der That eine Progrefjion nady unten bildet, und zum Einfommen 
in einem umgelehrten Verhältniß ſteht. 

Aus ihrem für die Gemeindebefteuerung ungeeigneten Wejen tft e8 denn 
auch zu erklären, daß die übergroße Mehrzahl der Städte ihre Einführung 
niemals verjucht bat. | 

Wenn nun, was den Grundbefit angeht, das Intereſſe deſſelben an ben 
Gemeinde-Einrichtungen, werm auch nicht in vollfommener Weile, jo doch einiger= 
maßen genügend, zu den Gemeindetoften herangezogen wird, fo iſt m. E. ber 
übrige Theil der Einwohnerſchaft in den Städten allerwärts durdy ein entwideltes 
Gebührenfyften nach dem Principe von Leiſtung und Gegenleiftung hinlänglich 
in Anſpruch genommen. 

Es find dies doch wohl fo befannte Dinge, daß fie einer längeren Aus—⸗ 
einanderjegung nicht bedürfen werben. 

Alle Städte, gewiß ausnahmslos, erheben für ihre höheren Lehranſtalten 
Schulgelder, und zwar fehr erhebliche, von allen Denjenigen, die ihren Kindern 
eine höhere und allgemeinere Bildung zu Theil werben lafjen fünnen und wollen. 
Ich glaube nicht fehlzugreifen, wenn ich, wenigftens für die Induftrie= Bezirke 
Rheinlands und Weftfalens annehme, daß der mittlere Durchſchnittsſatz der 
Schulgelder auf Gymnaſien, Realſchulen, höheren Bürger: und Töchterſchulen 
zwilchen 890—100 Mark pro Kopf jährlich ſchwanken wird. Eine Anzahl von 
Städten hat meine® Wiſſens den Schulgelverfägen die Eintommens-Berhältniffe 
der Eltern der die Anftalt befuchenden Kinder zu Grunde gelegt, jo dafs beijpiels- 
weile in meiner Stadt der Minimal-Schulgelvfag auf dem Gymnafium wie der 
Realſchule 90 Mark, dagegen der Marimaliag 150 Mark beträgt. 

Das find doch in der That hohe Gebühren für die Benugung eines ſtädti— 
hen Inſtituts, um jo mehr, als es keineswegs überwiegend der Fleinere Theil 
der reichen Bürger ift, deren Söhne die Claſſen füllen, als vielmehr der mittlere 
Bürger- und Beamtenftand, dem die Aufbringung folcher erheblicher Beiträge 
ſehr oft recht ſchwer fällt. 

Auch die Erhebung von Schulgeldern in den Elementarjchulen ift eine weit 
verbreitete, wenn e8 auch Gemeinden giebt, die von diefer Gebühren-Einnahme 
abgejeben haben. 

In vielen Orten ſchwankt dieſes Schulgeld zwiſchen drei und ſechs Mark 
pro Jahr und Kopf, und Taufende von Fabrikarbeitern und Taglöhnern würden 
ſehr häufig an Schulgeldern das drei- und vierfache ihres Staats-Claſſenſteuer— 
ſatzes aufzubringen haben, wenn nicht eine milde Prariß der Gemeinde- und 
Schulbehörden in Fällen der Noth das ganze Schulgeld, in Fällen der Bebürf- 
tigkeit und Würdigkeit wenigftens einen verhältnigmäßigen Theil deſſelben erliegen. 

Für die Benugung der Gas: und Waſſerwerke werben faft ausnahmslos 
von den Bermaltungen ſolche Gebühren Tarife aufgeftellt und in Anwendung 
gebracht, daß die Einnahmen aus den Gas- und Waflerlieferungen beftimmt 
find, nicht num die Betriebs: und Amortifationstoften, fowie die Verzinfung des 
Anlagecapital® zu deden, jondern auch außerdem reine Ueberſchüſſe zu gewähren. 

Auch die Koften von plänmäßigen unterirdifhen Entwäfferungs = Anlagen 
können jet, wie ed mehrfach geichehen ift, auf Grund der nach dem neuen 
Bebauungsgejeg zu erlaffenden Ortsftatute auf die Hauseigenthümer abgemälzt 
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werden, und erfreulich iſt es zu conſtatiren, daß die Hausbeſitzer freiwillig ſich 
bereit finden, entſprechende Gebühren für dieſe wohlthätige Einrichtung in den 
Gemeinden zu entrichten, wo ein ortsſtatutariſcher Zwang noch nicht eingeführt iſt. 

Weiter iſt ja, ſelbſt durch das Geſetz, die Gebühr für die Benutzung öffent— 
licher Schlachthäuſer dahin geregelt, daß dieſelbe in ſolcher Höhe erhoben werden 
tann, daß außer den Betriebskoſten auch die Verzinſung und Amortiſation des 
Anlagecapitals beſtritten werben. 

Nicht minder endlich, um dieſen Punkt abzuſchließen, werden in den Ge— 
meinden für die Benutzung einer großen Reihe anderer Anlagen und Einrich— 
tungen, wie Lagerplätzen, Waarenhallen, Ladebrücken, Häfen, Marktplätzen, 
Badeanftalten und dergleichen entſprechende Gebühren erhoben, während Niemand 
bedauern wird, daß die Erhebung folcher Zölle für die Benutzung von Straßen 
und Chaufjeen im Intereſſe des freien Verkehrs in Wegfall getommen ift. 

Nachdem der Beweis erbracht zu fein jcheint, daß für die Gemeinden, in 
ſoweit fie ihr Steuerrecht gegen ihre Eingefeflenen nad dem Principe von 
„Teiftung und Gegenleiftung“ geltend zu machen haben, vorerft ein jelbitftändiger 
und unabhängiger Weg der Befteuerung im Großen und Ganzen nicht vor- 
gezeichnet ift, bleibt die ſchon oben aufgeftellte Behauptung mit einigen Worten 
zu erörtern übrig, daß die Gemeinden in ihrer Eigenſchaft als gleid- 
artige und gleihwerthige Organismen, wie der Staat jelbft, 
auf dem großen Gebiete der inneren Staatöverwaltung nidt in 
der Yage find, ein befonderes, vom Staatsfteuerweien unabhängiges Communal- 
fteuermefen aufzubauen und in erjprießlicher Weife weiter zu entwideln. 

Der preußiſche Staat erhebt einerjeitd indirecte Verbrauchsſteuern, ein- 
ſchließlich der Stempel» und Erbicaftsfteuern, ſowie andererſeits directe Steuern, 
nämlich die Eiſenbahnſleuern, die Grund: und Gebäudeſteuern, ferner die Gewerbe— 
fteuern und endlich die Claſſen- und Eintommenfteuer. 

Die allgemeine Einführung von indirecten Berbrauchöfteuern in den Ge— 
meinden bat keinerlei Ausfiht auf Erfolg, weil eine conjequente Zoll- und 
Handelögejeßgebung, wie ſchon angeführt wurde, den Kreis derjelben nahezu bis 
auf eine einzige, die Schlachtfteuer, verengt hat, wie fie ja auch niemals in dem 
übergroßen Theile der Städte eine erwähnenswerthe Ausbildung erfahren haben, 
und weil ferner die Erhebung jolder Abgaben wohl innerhalb des großen 
Staatöverbandes und vielleicht auch in der einen oder anderen Großſtadt thunlich 
erſcheint, in der Ueberzahl der Gemeinden aber mit den dadurch erwachſenden 
Koften und den fonftigen Schwierigkeiten der VBereinnahmung in feinem Verhältniß 
ftehen würde. 

So fehr anzuerkennen ift, daß die Städte, welche einmal die eine oder 
andere indirecte Conſumſteuer, insbeſondere die Schlachtfteuer ‚haben und über 
den Apparat zu deren Erhebung verfügen, zwedmäßig handeln, fich dieſe Ein- 
nahmequelle zu erhalten, zumal die Erfahrung gezeigt hat, daß die Preife des 
betreffenden Conſumartikels, insbefondere des Fleiſches, nach Aufhebung ber 
Schlachtſteuer nicht herabgeſunken find, umgekehrt aber die Güte dieſes Conſum— 
artikels fich verfchiedentlih verfchlechtert hat, — fo wenig wird man jich für 
deren allgemeine Neueinführung begeiftern können. 

Vielmehr fann man dagegen nur wünſchen und hoffen, daß die Staats— 
Verwaltung durch Auflegung neuer oder Erhöhung beftehender Confumtions- 
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Steuern in zwedmäßiger Weile die hieraus fließenden Quellen ihrer Einnahmen 
in beträchtliher Weile vermehrt, damit fie einerjeits in die Lage kommen kann, 
ihre Einnahmen aus anderen Steuerarten, auf welche vorzugsweiſe die Gemeinden 
angewiejen find, zu beichränfen und andererjeitö von den (Nemeinden wenigſtens 
einen verhältnigmäßigen Theil der Laſten zu nehmen, die die legteren bisher im 
Staatöinterefie zu tragen gezwungen gemejen find. 

Weiter ift num, was Die directen Staatsfteuern anlangt, ſchon der Meinung 
Ausdrudf gegeben, daß wie an eine einfache Ueberlafjung der ftaatlihen Grund- 
und Gebäudefteuer an die Gemeinden nicht zu denken fer, jo auch für eine be= 
ſonders zu conftruirende gemeindlihe Realſteuer große Schwierigkeiten vor= 
handen jeien. 

Eine joldhe Gemeinde = Grund- und Gebäudefteuer, um die oben gemachten 
Ausführungen noch zu vervollftändigen, müßte, wenn fie für die Verminderung 
des Steuerbrudes, wenigftend für die Städte und Gemeinden ber Induftrie= 
Bezirke einen fühlbaren Effect haben follte, wenn nicht höhere, jo doch mindeftens 
die doppelten Erträgniſſe ergeben, welche gegenwärtig aus Den gedachten Com— 
munen nad) den Beranlagungsgrundjägen der Staats- Grund: und Gebäudes 
fteuer für den Staatsfädel gewonnen werden. 


Wenn nun aber der Staat den‘ landwirthſchaftlich benugten Boden bereits 
mit einer Rente von pr. pr. 10%, des cataftrirten Reinertrages, der allerdings 
den thatſächlichen Reinertrag lange nicht erreicht, und die Gebäude mit 4 9%, 
des freilich auch hinter der Wirklichkeit erheblich zurüdbleibenden Miethwerthes 
belaftet hat, jo möchte ich doch erft abwarten, auf welchen Unterlagen eine im 
ihren Erträgnifien jo vielmal höhere Communal= Realfteuer faufgebaut werden 
jollte, ohne daß ſämmtliche Grund: und Hausbefiger über Vergewaltigung 
Klage erhöben, ä 

In der That, mid dünft, daß man auf diefem Wege leicht in die Lage 
fommen könnte, wider Willen, anftatt einer Gommunal : Realfteuer eine Abart 
der Einkommenſteuer zu conftruiren, mit dem Grfolge, daß der Grundbefiger 
eine zweite Einfommenfteuer zu entrichten hätte, nur mit dem Unterſchiede, daß 
bei der eigentlichen Einftommenfteuer die Schulden berüdfichtigt würden, während 
jie ber der anderen, als einer Ertragsftener, außer Anſatz blieben. 


An allerwentgften aber verträgt e8 m. E. der Begriff und das Weſen 
der Einfommenfteuer, daß eine ſolche fi) in unabhängiger Weile von den 
Normen und Grundprincipien der des Staates entwidele. 

Denn entweder ıft der Begriff des Einfommend ein und derfelbe, 
dann wäre die Eriftenz zweier Einfommenfteuer:Arten bei gleihartigen und 
gleichwertbigen Verbänden zur Beihaffung der Mittel Behufs Erfüllung ihrer 
geftellten fittlihen ulturzwede ein Nonfens, oder aber der Einkommens— 
begriff fände bier eine andere Auslegung als dort, jo müßte die Anwendung 
folder verichiedener Begriffe zum Unrecht und zur Gorruption führen, 

In der That, das Eintommen eines Menſchen fann nur immer ein und 
dafjelbe fein, mag er num aus demfelben dem Staate oder der Gemeinde feinen 
Ihuldigen Tribut entrichten; denn es ift Die Geſammtſumme deſſen, was er 
während einer gemifjen Zeitdauer nad Abzug der darauf verwendeten Koften 
erwirbt, möge es ſich ald Gewinn aus Bermögensftüden oder als Ertrag aus 
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jeiner Arbeitöthätigkeit darftellen und möge daſſelbe zur Confumtion oder zur 
Bergrößerung des vorhandenen Vermögens: dienen. 

Und wäre jelbft unbeftritten das ftaatliche Einfommenfteuer = Syftem- ein 
verwerfliches, oder zeigte es jo erhebliche Mängel, daß fich feine Anwendung 
auf communale Verhältniſſe verböte, jo würde immer nur für mich daraus 
folgen, daß, jo lange der Staat feine Unterthanen nad ihrem Einfommen zur 
Steuer heranzieht, er verpflichtet ift, jo weit es in der Möglichkeit Tiegt, dem 
Begriffe und Weſen des Einfommens ebenjo ſehr durch richtige Beranlagungs- 
Grundfäge, ald durch den wirfliden Verhältniſſen möglichft entiprechende Tarife 
und Scalen gerecht zu werden, da e8, ſchon des natürliben Abhängigfeitöver: 
hältniffes wegen, in welchem die Gemeinden zum Staate ftehen, nicht angängig 
ericheint, wie es auch aus andern Gründen nicht möglich ift, daß in umgefehrter 
Meile eine das wahrhafte Welen des Einkommens erfalfende Steuer von den 
Gemeinden gebildet und dem Staate ald Mufter vorgeftellt würde. 

Nach dem Geſagten — Die Gewerbeſteuer glaube idy Schon der beſchränkten 
Zeit halber übergehen zu dürfen — möchten die vorgebrachten Gründe einiger= 
maßen ald geeignet befunden werden können, zu Gunſten einer dringend noth— 
wendig gewordenen Communalfteuer-Reform dem Principe des Zuſchlags zu den 
directen Staatsfteuern für die Gemeinden zur Aufbringung ihrer Communal⸗ 
bedürfniſſe das Wort zu reden. 


Irogdem man biernah mit dem Grumdprincip des befannt gewordenen 
Gommunalfteuer = Gefegentwurfs einverftanden fein fann, jo muß dod auf das 
Entjchiedenfte befümpft werden, daß ein folder Entwurf Geſetz werde, jo lange 
nicht eine durchgreifende Verbeſſerung zunäcft der ftaatlihen Einfommenfteuer — 
zu der aud) die Claſſenſteuer zu rechnen — vorbergegangen ift. 

Eine Eommunalfteuer: Reform auf dem Fundamente des Zuichlagsprincips, 
ohne daß vorher eine Beleitigung der Schäden und Mängel der ftaatlichen Ein— 
fommeufteuer ftartgefunden hätte, wäre überhaupt feine Reform, jondern nur 
eine Uniformirung, die Alles ſchließlich beim Alten ließe und nicht im Stande 
wäre, die gebotene Herabminderung des Steuerdruded in den Städten einzuleiten, 

Und wenn der Verfaſſer der Denkihrift zum Communalfteuergejeg-Entwurf 
die unfehlbare Glafjicität der fundamentalen Grundſätze für die Staats-Claſſen— 
und Einfommenfteuer für erwielen hält, indem er ausführt: 

„Die Abftufung des Einkommens und der Steuerfüge in den Tarifen der 
beiden genannten Staatöfteuern beruht auf forgfältigen, in dem Syften und 
Weſen der legteren begründeten Erwägungen, welde in allen Fällen, wo die 
Bertheilung von Gemeinde-Abgaben nadı den Grundſätzen jener Steuern ftatts 
finden joll, gleihmäßige Geltung behalten. Abänderungen des Verhältniſſes 
der einzelnen Tarifläge zu einander und zm den bezüglichen Einfommenftufen 
können durch Locale Eigenthümlichkeiten diefer oder jener Gemeinde nicht füglich 
gerechtfertigt werden. Ebenjowenig fann die Erhebung von Communal-Ein- 
fommenftenern nach ſolchen Tarifen für zuläffig erachtet werden, deren Steuer: 
läge gegen diejenigen der genannten Staatöfteuern ftärfer anfteigen. 

Der früher zur Rechtfertigung foldyer progreifiven Gommunal-Einfommen- 
fteuern angeführte Grund, daß diefelben zur Schonung der unteren Brvölferungs: 
clafje gereichten, hat feit der dur das Geſetz vom 25. Mat 1873 erfolgten 
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Einführung des neuen Elafjenfteuer-Tarifs, durch welchen diefer Anforderung 
in ausreihendem Maße Rechnung getragen wird, feine Bedeutung verloren, 
und treten jet Die gegen derartige Progreffiofteuern obwaltenden principiellen 
Bedenken ausihließlih in den Vordergrund. Behufs Herbeiführung einer 
der Leiftungsfähigfeit der verſchiedenen Einwohnerelaſſen entſprechenden Ber- 
tbeilung der Steuerlaft Handelt es fih zur Zeit im Wefentliden 
nur darum, das Einkommen derfelben, namentlid aud in 
den höheren Stufen ridtigzu veranlagen, ein Ziel, zu deffen 
Erreihung die Gemeinden felbft durch Erfüllung der ihnen 
in diefer Hinfiht obliegenden Pflihten beizutragen in der 
Lage find —“ jo muß dem widerfprochen werden, inſoweit nicht aus dem 
Schlußpaſſus diefer Ausführung ein Anerfenntniß berausgelefen werden fann, 
daß wir zur Zeit im preußifchen Staate von dem Ziele einer möglichft gleich— 
mäßigen Einſchätzung des Einkommens nod) weit entfernt find. 

Man darf fich nicht fcheuen, — denn der Ernft der Sache erfordert e8 — 
einer ſolchen Anſchauung Ausdrud zu geben: daß nad) der zeitigen Lage der 
Staatöfteuer : Gefeggebung im preußiichen Staate in den öftlichen wie in den 
weitlihen Provinzen eine gewaltig große Summe des Einkommens ſich der Ver— 
anlagung entziehe, wenn eine ſolche Meinung, auf Grund practifcher Erfahrungen 
bis zur Ueberzeugung durchgedrungen ift. 

Wol giebt das Gefeß die Gefichtöpunfte in detaillirter Weife an, nad 
welchen alle die verfchtedenen Einkommensmerkmale eines Genfiten eruirt und 
zufammengefaßt werden follen, wenngleich dafjelbe mit einem gewiffen Wohl- 
wollen daran die Weifung knüpft, daß ein läftige8 Eindringen in die Berhältnifje 
ber zu befteuernden Perfonen vermieden werden folle, allein trogdem wird ein 
Jeder, der jemald in Einfhätungs= Commiffionen längere oder fürzere Zeit 
thätig geweſen ift, erfahren haben, wie häufig rathlos, ſelbſt nach Tangjähriger 
Praris man ift, wenn e8 gilt, das Einkommen eines Steuerzahlerd richtig zu 
erfaſſen. 

Dieſe Schwierigkeiten in der Ermittlung der Wahrheit, die in den unteren 
Claſſenſteuer-Stufen noch verhältnißmäßig gering find, in den mittleren und 
oberen Stufen derjelben, wie aud in den Anfangsftufen der Staatseinfommen- 
fteuer ſchon erheblicher werden, fie ericheinen in den hoben Einfoinmens-Regionen 
al8 geradezu unüberwindlih. Denn feine Einſchätzungs-Commiſſion, oder einzelne 
Mitglieder derfelben, wenn fie nicht durch einen zufälligen Umftand von ber 
Wirflichfeit unterrichtet find, werden zu jagen wiffen, ob Jemand ein Gapital- 
vermögen von einer Million, oder ein und eine halbe Million befige oder ob 
die Summe feiner jährlichen Einnahme aus Grundbefig und anderen Werth- 
objecten, wie aus feiner fonftigen gewerblichen oder wirtbichaftlichen oder geiftigen 
Thätigteit 50,000 oder 70,000, 150,000 oder 200,000 betrage. 

Bielleiht wäre Mancher in der Lage, für einzelne Fälle einer weitaus 
irrigen und fälfchlichen Befteueruug Illuſtrationen intereffanter Art beizubringen, 
allein es giebt auch Thatſachen, die einer fpeciellen Beweisführung nicht bedürfen, 
weil fie ebenfo fehr in der Natur der Sache Tiegen, wie auf Notorietät beruhen. 

E8 dürfte deshalb genügen, darauf hinzuweiſen, daß die Geſetzgebung felbft 
bi8 vor wenigen Jahren ein Zahreseinfommen von über 240,000 Thaler zum 
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Zwecke der Beftenerung überhaupt nicht fannte und e8 aljo für fteuerfrei 
erklärte, obſchon ficherlih Fein Zweifel beftand, daß höhere Einfommen über 
jene Summe beftanden, vermuthlich doch aus feinem anderen Grunde, ald dem 
der Unmöglichkeit, Toldye hohe Einfommensfummen im Wege der Schägung zu firtren. 

Und nicht minder fcheint dem Privilegium der Staatsbeamten nach dem 
Gefege vom 11. Juli 1822 lediglih das Zugeſtändniß zu Grunde zu liegen, 
daß dieſelben einer billigen Schonung bedürfen, weil ihr Gehalts - Einfommen 
bi8 zum letten Pfennig befannt ift, während daffelbe von allen anderen Steuer: 
pflichtigen nicht gejagt werden fann. 

Die Motive zum Gefeß-Entwurf ftehen denn — nicht an, ein ſolches 
Bekenntniß abzulegen, wenn es in denſelben heißt: 


„Die Beſtimmungen zu Gunſten der Staatsbeamten werden zwar formell 
als ein Privilegium bezeichnet, enthalten aber materiell keine Bevorzugung, 
ſondern nur eine Ausgleichung, welche nothwendig iſt und bleiben wird, 
ſo lange die factiſche Unmöglichkeit vorliegt, die übrigen Claſſen der Steuer— 
pflichtigen in der gleichen Weiſe, wie die Beamten, mit dem vollen Be— 
trage ihres Einkommens zur Veranlagung zu bringen.“ 


Wenn ſolche Verhältniſſe, die nicht erſt durch eine ſtatiſtiſche Kritik der 
Einkommensſchätzungen erwieſen zu werden brauchen, vorliegen, ſo iſt es unab— 
weislich ſchon eine einfache Forderung der Gerechtigkeit, daß dieſen Uebel— 
ſtänden, ſo weit es in menſchlicher Kraft liegt, Abhülfe geſchaffen werde. 

Denn die Beſteuerung des Einkommens im Staate wie in der Gemeinde, 
erfolgt nach dem Principe der Leiſtungsfähigkeit; gerade die Einkom— 
menſteuer zeichnet ſich gegenüber den indirecten Verbrauchsſteuern, ſowie gegenüber 
den Ertragsſteuern dadurch aus, daß ſie einen ſittlichen Hintergrund hat, 
weil in ihr vorzugsweiſe der Gedanke verkörpert iſt, daß der Staat, wie die 
Gemeinden befugt ſind, zur Erfüllung ihrer ſittlichen Culturzwecke ausnahmslos 
alle ihre Angehörigen, je nach ihrem Vermögen und nach ihrer Kraft, nöthigen— 
falls ſelbſt bis zur Opferbereitſchaft, heranzuziehen und daß die Solidarität der 
Intereſſen dieſer Organismen eine ſolche iſt, daß Einer für Alle und Alle für 
Einen ftehen müfjen. 

Jede zu geringe Belaftung des Einen muß daher zum Unrechte werden 
gegenüber dem Anderen, deſſen Leiftungsfähigfeit und Kraft verhältnigmäßig 
ftärfer in Anfpruc genommen worden ift, 

Diefer Gefichtspunft fällt für die Eriftenzbedingungen gerade der Gemeinden 
um fo ſchwerer ind Gewicht, ald fie nad den bisherigen Ausführuns 
gen ungleih mehr als der Staat baraufangewiefen find, ihren 
Hauptbedarf an Mitteln zur Erfüllung. ihrer Zwede auß der 
Befteuerung des Einfommensihrer Angehörigen zuentnehmen. 


Gewiß ift es nun eine überaus fchwierige Aufgabe, Grundfäge ausfindig 
zu machen, welche einigermaßen Sicherheit für eine zutreffende Ermittelung des 
Einkommens der Steuerpflichtigen gewähren ; ſicher iſt, daß auch bei der denk— 
barft beften Einfommend-%seranlagung immer noch eine Fülle von Irrungen und 
Unrichtigfeiten vorhanden fein wird, weil die Formeln derjelben der Vielgeftaltig- 
feit der Verhältniſſe nicht zu folgen vermögen, allein wu dem Sate, daß Das 
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Beite des Guten Feind ift, dürfen ſolche Bedenken nicht abhalten, die als 
ſchreiend erfannten Mängel durch Verbeſſerungen zu befeitigen. 


Nach folgenden Richtungen hin wird eime Reform der ftaatliben Ein— 
fommenfteuer für unabweisbar erachtet: 


1) Die Ermittelung des Einkommens — abgelehen von den unteren Claffen« 
fteuerftufen, wo aus praftiihen Gründen eine einfache Claſſenſchätzung ge— 
nügend erjheint — muß auf dem Wege der Selbiteinichägung mit 
eidesftattliher BVerficherung unter Anwendung und reſp. Verhängung 
von Freiheit3- und Seloftrafen im Falle nachgemiejener, wiſſentlich falſcher 
Angaben unter Auffiht und Yeitung einer Einſchätzungs-Commiſſion 
erfolgen. 

Man bat eine Tolhe obligatoriſche Selbſteinſchätzung eine ‚Prämie auf 
den Betrug‘ genannt; allein ebenfowenig fann es zu einer Hebung und Ber- 
beflerung der allgemeinen Moral dienen, wenn fi feit Jahren gewiffermaßen 
als ein Rechtsbegriff die Anſchauung durchgebildet hat, daß die Peiftungsfähig- 
keit des Steuerpflictigen durch die Scägung der Commiljion vol und richtig 
erfaßt jet, wenn jchon der Genfit beſſer weiß, daß er vielleicht mit nicht viel 
mehr, als der Hälfte feines wirklihen Eintommens in Anfprud genommen ift. 

Iſt es doch jo weit gefommen, daß es ald eine ganz beſonders zu rühmende 
That angejehen worben ift, wenn ein Genfit, was in vereinzelten Füllen ge- 
ſchehen iſt, die Einſchätzung zu einem höheren Einkommensſatze gefordert hatte, 
als von der Commiſſion ermittelt war. 

Man fann von dem Rechtsſinn und der Gemwijjenhaftigkeit der großen Mehr: 
beit der Einfommenfteuerpflichtigen erwarten, daß fie, wenn das Geſetz Died ver- 
langt, ihr Einkommen in zutvejfender Weile declariren, und durch ein ſolches 
Beijpiel würden Andere, wenn aud vielleicht Anfangs mit einigem Wivermillen, 
in gleiher Weile zur Wahrheit mit fortgerijjen werden, zumal wenn die Re— 
ſultate der obligatoriihen Selbſteinſchätzung in ausgedehntefler Weife der volliten 
Deffentlichkeit überantwortet würden, und wenn ferner — worauf ih noch mit 
einigen Worten zurückkomme — die auf diefem Wege ermittelten Einkommens-— 
ſummen nur zu einem feftbeftimmenden Betrage dem Staat über: 
wieſen werben dürfen, im Uebrigen aber zur Dispojition der Gemeinden ftehen, 
um auf dem Zufchlagswege ihre Bedarfsiummen zu befchaffen. 

Es ift nun der Einwand erhoben worden, daß bei dein ſchwankenden Be— 
griffe des Einkommens 8 für viele Steuerpflichtige ſehr ſchwierig, wenn nicht 
unmöglich ſei, diejenigen Ausgaben” auszufondern, welche als Gejchäftsuntoften 
von der Befteuerung frei zu laſſen, und wieder ſolche, welche in der Summe 
des Einfommens einzurechnen ſeien; allein wäre e8 ber Fall, fo würde doch 
nur daraus folgen, daß, wenn der Genfit jelbft nicht im Stande ift, fein zu 
befteuerndes Einfommen in volltommener Weile auszuziehen, dies noch viel weniger 
in der Möglichkeit einer Einſchätzungs-Commiſſion Liegt. 

Thatjächlich aber Liegt die Sadye der Art, daß Gewerbetreibende und Ge— 
ſchäftsleute nicht minder, wie Capitaliften und Beamte, recht wohl dasjenige Ein: 
fommen fennen und anzugeben wiſſen, welches nad) den zu erlafjenden Normen 
der Einihägung unterliegt, ſei e8 nun, daß entweder nach den zu erlaffenden 
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Beſtimmungen das Einfommen des Vorjahres oder dr Durchſchnitt 
der legten drei Jahre den Mafftab für die Beſteuerung abzugeben hat. 

Dan bat weiter darauf hingewiefen, Daß man durch eine obligatorifche 
Selbjteinihägung, insbejondere Geſchäftsleute häufig Dazu zwingen würde, ein 
höheres Einkommen, als wirflid vorhanden, zu declariren, um nicht den ihnen 
benöthigten Credit zu ſchmälern. 

Allein eine ſolche Erwägung verdient gar keine Berückſichtigung; denn auch 
nach der Lage der zeitigen Einkommenſteuer-Geſetzgebung kommen Fälle vor, und 
find vorgefommen, wo Geſchäftsleute, die thatſächlich überbürdet waren, im 
Intereſſe ihres Credits den Weg der Reclamation verſchmäht haben; im Uebrigen 
aber würde e8 nur im Intereſſe einer gejunden Ereditwirthichaft Liegen, wenn 
das Einfommen eines Jeden den Andern offenbar wäre, welche mit ihm in ge— 
ſchäftlichen Beziehungen irgend welcher Art fteben. 

Es kann ferner nicht beftritten werden, daß die obligatorische Selbitein- 
ſchätzung von vielen Seiten noch als eine gewiſſe Ungeheuerlichteit angelehen 
wird; allein es ift doch der Nachweis zu führen, daß fie wentgftend in ihren 
Anfängen grundjfäglih von der Geſetzgebung als berechtigt anerfannt ift, wenn- 
gleih fie wohl, nur in den ſeltenſten Fällen zur praftifcyen Anwendung ge— 
fommen ift. 

Denn im $ 26 des Geſetzes vom 1. Mai 1853 und 25. Mai 1873 ift 
rüdfichtlih der Behandlung der Reclamationen beftimmt, daß die Bezirks-Com⸗ 
mifjion behufs Prüfung der Reclamationen zupörderft zwar ebenfalld den nad: 
gelaffenen milderen Weg, die Wahrheit zu ergründen, zu betreten habe, daß fie 
aber demnächſt die Befugniß habe, eine genaue Feſtſtellung der Vermögens⸗ und 
Eintommendverhältniffe des Neclamanten zu veranlafien, und zu dieſem Behufe 
das Recht habe, Zeugen eidlich durch das Gericht vernehmen zu laffen, dem 
Reclamanten in detaillirtefter Art formulirte Fragen vorzulegen, die Einjicht der 
Handlungsbücher und Vorlegung von Documenten aller Art zu verlangen, end- 
fh auch dem Reclamanten die Abgabe einer eideöftattlichen Erklärung in wört- 
lich vorzuichreibender Form vorzulegen, deren willentlich unrichtige Abgabe ihn 
doch mit dein Strafgefegbuhe in Conflict bringen müßte. 

Nicht minder endlich fünnten die Einſchätzungs-Commiſſionen auf indirectem 
Wege ſchon jegt einen großen Theil der Eintommenfteuerpflichtigen zur Declaration 
ihres Bermögens thatſächlich auf den Weg der Selbfteinichägung drängen, wenn 
fie, was fie freilich nicht thun werden, ſolche Einfommensfäge arbitrirten, welche 
eine thatjächliche Ueberbürdung des Steuerpflictigen zur Folge haben würden. 

Ein weiterer Mangel des ftaatlihen Einfommenfteuer-Syftems tft ferner: 


2) daß rücdfichtlih der Quellen de8 Einkommens ein Unterfchied nicht ge- 
macht ift und fundirtes Einkommen aus apital-Bermögen (der Grund: 
und Häuferbefig fcheidet aus, weil die Erträgniffe aus demjelben bereits 
mit Zufchlägen zu belaften fein würden) nicht ftärfer, als unfundirtes aus 
Arbeitöleiftung herangezogen ift. 

Allein wenn auch deshalb vielleicht eine verhältnißmäßig ftärfere procentale 
Belaftung des fundirten Einkommens gerechtfertigt fein oder aber im Intereſſe 
der Gemeinden für diejelben zur eigenen Benutung eine befondere BVermögens— 
fteuer zu conftruiren fein möchte, fo laſſe ich doch ſolche zu ftellende Forderun— 
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gen für jet auf fich beruhen, weil fie erft im meiterer Ferne verwirklicht werden 
könnten und die dringende Reform der Staatseintommenfteuer behufs Entlaftung 
der Gemeinden von dem vorhandenen Steuerdrud nur noch mehr verzöger 
würden. - 

Es bleibt noch übrig, in möglichfter Kürze 

3) die Frage der Progreffion der ftaatliben Claſſen- und Einfommenfteuer 
einer Erörterung zu unterziehen. 

Es iſt hier nicht der Play, zu unterſuchen, ob die Progrejfion der perfün= 
lichen Staatöfteuern, um dem Principe der Yeiftungsfähigfeit gerecht zu werben, 
vom theoretiſch⸗wiſſenſchaftlichen Standpunfte aus, überhaupt zuläffig ericheint 
oder nicht, jondern vielmehr, ob die nach den Tarifen und Scalen des Ge— 
ſetzes thatfählic vorhandene Progreljion als zwedmäßig und entfprechend an— 
erfannt werden fann. 

Man hat zwar auszuführen verſucht, daß eine progreffive Eintommenfteuer 
Ichlieglich zum Kommunismus führen müffe, aber mir fcheint, daß bei einer ſolchen 
Anficht überjehen ift, daß die Progrefjion ihre vernünftige Begrenzung bat, nach 
dem Maßſtabe, daß die Steuer aus dem Einkommen vom armen wie vom 
reihen Manne ald eine im großen Ganzen gleihmäßig empfundene 
Laſt ſich darſtellen muß, und daß doch thatjächlich die progreſſive Einkommen— 
ſteuer ſeit einer großen Reihe von Jahren nicht minder im preußiſchen Staate 
innerhalb enger Grenzen, von etwa 1, bis 3 %,, wie in einer großen Anzahl 
Städte in ungleich größeren Abftänden von etwa */, bis 10, 12 %, und dar- 
über hinaus beftanden bat, ohne daß zerfegende Wirkungen derſelben verfpürt 
worden wären, 

Die Denkichrift zu dem Communalfteuergefegentwurf nimmt nun obne 
Weitered an, daß die in Geltung ftehenden Abftufungen des Einkommens und 
der Steuerfäge in den Tarifen der Staats = Clafjen- und Eintommenfteuer Die 
richtigen ſeien, weil jie auf jorgfältigen, in dem Syſtem und Weſen der letzteren 
begründeten Erwägungen berubten, allein diefer Behauptung kann mit dem— 
jelben Rechte die Meinung gegenüber geftellt werden, daß die Grenze der Pro- 
grejfion bet einem Einkommen von 3000 Mark zu niedrig bemefjen fe, anderer- 
ſeits, daß es gerechtfertigt jcheine, die höheren Einktommensftufen mit einem 
gefteigerten Procentjag zu belaften. 

Ich ftehe nicht an, zu erklären, daß in vielen Fällen ein Eintommen von 
3000 Mark doch nur eben binreiht, die Nothdurft des Lebens zu beftreiten, 
und deshalb eine Belaftung mit 3 %/, erft bei einem Einkommen von 4500 bis 
6000 Mark zweckmäßig ericheinen kann, wie ich nicht anftehe, der Anficht Aus- 
drud zu verleihen, daß ein Einfommen von 40 bi8 50,000 Mark und darüber 
hinaus vielmehr im Stande ift, eine Belaftung von 4 und felbit 5 %, zu er= 
tragen, weil auch bei dieſer ftärkeren Inanſpruchnahme des Einkommens die 
durchaus berechtigten Lebensgewohnheiten und fonftigen Einrichtungen oder Ans 
Iprüche der betreffenden Steuerzahler feinerlei irgendwie fühlbare Einſchränkung 
erfahren würden. N 

Indeſſen, da der Streit um eine andere Progreffion der ftaatlihen Ein- 
kommenſteuer die Reform derfelben und die davon abhängige Reform der Com— 
munalfteuer-Gefeggebung vielleicht auf unbeftimmte Zeit hinausſchieben könnte, 
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ſo wird man ſich mit den beſtehenden Verhältniſſen für jetzt beſcheiden können, 
wenn nur das vor Allem zu erſtrebende Ziel erreicht iſt, daß das Einkommen 
möglichſt richtig zur Veranlagung gebracht wird. 

Man müßte jedoch auf eine Reform der Staats = Claſſen- und Ein— 
kommenfteuer nad) diefer Richtung hin verzichten, wenn nidyt damit gleichzeitig 
eine Gontingentirung der Einkommenſteuer verbunden würde, wie fie für 
die Glaffenfteuer bereits eingeführt. 

Nicht aus dem Grunde, weil der Zuftand einer unrichtigen und falfchen 
Beranlagung zu den gedachten Steuern dann lieber fortdauern möchte, Damit 
nur nicht der Staat jo viel höhere Einnahmen aus der Beſteuerung des Ein: 
fommens erzielen könnte, als vielmehr desyalb, weil un Falle der Nidt- 
tontingentirung fein nennenswerthes Einfommen frei bleiben 
würde, um zur Dispofition der Öemeinden für ihre Ausgaben- 
Bedürfniſſe geftellt zu werdeu. 

Gewiß ift, daß der Erfolg einer ſolchen Umgeftaltung der jtaatlidıen 
Claſſen- und Einfommenjteuer für die Communalbefteuerungsfrage nicht mit uns 
zweifelhafter Sicherheit vorhergefagt werden kann; aber erlaubt ift es, der 
Meinung Ausdrud zu geben, die gleihmäßig von vielen Berwaltungsbeamten, 
wie von den Steuerzahlern felbft getheilt wird, daß, wenn anders die obigen 
Ausführungen im großen Ganzen zutreffend find, binnen kurzer Zeit die hoben 
Procentfäge der gemeindlichen Steuern um ein Viertel ihres zeitigen Ertrages, 
wenn nicht, je nach den örtlichen Verhältniffen, nod darüber hinaus, herab: 
finfen und im Yaufe der Zeit allmälig einer weiteren Herabminderung entgegen 
gehen würden. — 

Es erübrigt noch, auf einige der wichligſten Einzelheiten des Communal— 
ftenergejeg-Entwurfeö einzugehen: 


1) Die vorgefehene Befreiung der activen und inactiven Milttairperfonen, 
jowie der Geiftlichen, Kirchendiener und Elementarlehrer von der Theil: 
nahme an den Gemeindeabgaben ift nicht begründet. Wenn man fid) 
allerdings zu bejcheiden hat, daß die Frage der Heranziehung der Diilitair- 
perfonen zu den Communallaſten durch die Reichs-Geſetzgebung zum Aus- 
trag zu bringen ift, jo kann ſie doch für die übrigen Beamtencategorien 
nicht länger zweifelhaft ericheinen, weil der einzige, in den Motiven geltend 
gemachte Umſtand: daß diefe Perſonen an der Erhöhung der Beſoldungen, 
welche den Beamten im Yaufe der legten Jahre zu Theil geworden find, 
nicht überall in gleihem Maße Theil gehabt haben, höchſtens zu ber 
Conſequenz führen fünnte, daß auch deren Gehälter dringend eine ent- 
Iprechende Aufbeflerung zu erfahren haben. Der Grund ift aber, wenig- 
ftens für die Mehrzahl der Städte, nicht einmal mehr zutreffend, weil in 
den legten Jahren die Stellen der Geiftlihen und Lehrer ſehr erheblich) 
und angemefjen, wenn nicht jogar reichlich dotirt worden find. 


2) Die Aufrehthaltung des Privilegiums der übrigen unmittelbaren und 
mittelbaren Staatöbeamten nad dem Gefege vom Juli 1822 muß bin- 
fällig werben, ſobald die worgefchlagene Reform der Staats-Claſſen- und 
Eintommenfteuer ins Werk gelegt iſt; bis dahin fünnen die Beamten bei 
der conftatirten Ungleichheit der Belaftung des Einfommens, die jich für 
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die Aufbringung der Gemeindebevürfniffe verdreifahen und vervierfadhen 
würde, jenes Schutzes nicht entbehren, wenn anders ihre Eriftenz nicht in 
Frage kommen joll. 

3) Bon der Heranziehung der Forenfen und juriftiichen Perſonen, ebenfo 
des Reichs- und Staatöfiscus, der Gemeinden und der weiteren Com— 
munal-Berbände, wie auch insbejondere der Erwerbs- und Actien-Gefell- 
Ihaften aller Art im Wege der jpeciellen Veranlagung, fer e8 num zur 
Grund= und reſp. Gebäubefteuer, fer es zur Einfommenfteuer nad fingirten 
Sägen, fann nicht abgefehen werden, ſchon aus dem praftiichen Grunde 
nicht, weil die Bezüge aus diefer Befteuerung für einen großen Theil der 
Gemeinden eine fo erhebliche Quote ihrer Einnahmen darftellen, daß die 
erhoffte Entlaftung derjeiben im Sinne der befürmorteten Reform im 
Falle ihrer Befreiung von der Befteuerung des Einkommens nicht ein: 
treten würde. 


Died erhellt aus den ftatiftifchen Nachrichten, die von Städten der 
Regierungsbezirke Düfjeldorf und Arnsberg vorliegen. 


Wenn zu Gunſten des Fıscus ıc., wie auch zu Gunften der Erwerb$- und 
Actien-Geſellſchaften, insbeſondere rücfichtlih der Befteuerung des Einfommens, 
der Grund geltend gemacht wird, daß ein fleuerbares Ginfommen gar nicht vor- 
handen, oder nicht zu ermitteln fer, jo muß dem widerjprochen werden. 

Denn beiſpielsweiſe läßt fich recht wohl nachweiſen, daß und welches Ein- 
fommen der Fiscus aus der Bank, aus Gütern oder aus Bergwerfen und 
Jonftigen Unternehmungen, wie Fabrifen, Hafenanlagen :c. erzielt, wie ja auch 
bisher die Erträgniffe der früher preußiſchen, jest Reichs-Bank, der com— 
munalen Cintommensbefteuerung unterworfen gewelen find, und nicht minder 
wird das Einfommen der Erwerbs- und Actien-Geſellſchaften Durch die Bilanzen 
den Gemeinden befannt gegeben. 

Der principielle Grundfag, daß juriftiiche Perſonen einer perlönlichen Be: 
fteuerung nady dem Einkommen überhaupt nicht unterworfen werden fönnen, 
dürfte vor den praftiichen Gonfequenzen zurüdtreten müſſen, zumal die Richtig: 
feit dejjelben gegenüber den Erwerbs-Geſellſchaften mit Recht angezweifelt werben 
fann. Denn da die Beſteuerung nad dem Einfommen in der Gemeinde ftatt: 
zufinden hat, wo die Quelle deijelben ıft, jo würden eigentlih ſämmtliche aus- 
wärtigen Actionaire des Werks, je nadı ihren Dividendenbezügen, weil fie, wenn 
auch antheilig, an dem betreffenden Orte ein Gewerbe betreiben, der Einkommen— 
befteuerung unterliegen. 

Da aber die Actionaire entweder nicht befannt, oder zu ermitteln find, 
jo wird die Geſammtheit der Actionaire, d. b. das Werk jelbft, befteuert, während 
den einzelnen Actionairen überlafien bleibt, zur Vermeidung einer ‘Doppel: 
beftenerung am Orte des Wohnfites verhältnigmäßige Abichreibung zu verlangen. 

Aeußerſten Falls würde ohne Schaden für den Rechtsbegriff Die Beſteuerung 
der Erwerbs-Geſellſchaften nach ihrem Einfommen eine Anomalie fein, die ihre 
Rechtfertigung finden würde in der Erwägung, daß diejelben in der Regel der 
Gemeinde auferordentlih hohe Ausgaben, insbejondere durch Anhäufung von 
Arbeitermafien, für Schulzwede wie für das Armenweſen, verurſachen, für die 
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fie den Gemeinden in ausgedehnten Maße gerecht werden müſſen, was nad) 
dem Stande unferer Steuergefeßgebung durch Zuſchläge zu der Real- und Ge 
werbefteuer erfahrungsmäßig nicht im Entfernteften möglich ift. 

Weitere bedenkliche Beitimmungen des Geſetz-Entwurfes, wie 3. B. über 
die Art der Ermittelung des Einfommens folder Geſellſchaften, insbefondere der 
Eifenbahnen, zur einen Hälfte nach Verhältnig der erwachſenen Brutto-Ausgaben 
an Gehältern und Arbeitslöhnen, zur anderen Hälfte nach Verhältniß der in 
der Gemeinde vorhandenen Yängen der durchgehenden Geleife ſcheide id aus dem 
Kreife der Erörterung aus, da diefelben vorausfihtlih in Folge der abgegebenen 
Gutachten bei Wiedervorlegung des umgearbeiteten Entwurfs entiprechende Ver— 
befferung erfahren haben werben. — 

Somit komme ich zum Schluſſe meiner Betrachtung, indem ich das Re— 
ſultat derſelben dahin zuſammenfaſſe: 

I. Soweit überwiegend theoretiſche Erwägungen Platz greifen, find die von 
dem Herm Referenten in Seinen Theſen formulirten Forderungen im 
großen Ganzen als berechtigt anzuerkennen; 

TI. Aus vorwiegend praftifchen Gründen dagegen würden ſich worerft bie 
Forderungen für eine Reform des Communalfteuerweiens im Wefent- 
lichen auf folgende Punkte zu bejchränten haben: 

1. Es ift den Gemeinden (inöbefondere den Städten) zu geftatten, vor: 
handene oder hergebrachte indirecte Verbrauchsſteuern, wie auch bisher zur An— 
wendung gekommene Zuſchläge zu einzelnen ſtaatlichen indirecten Verbrauchs: 
ſteuern fortzuerheben; wo es zweckmäßig erſcheint, iſt in den Gemeinden auch 
die Neu-Einführung der einen oder anderen ſelbſtändigen Verbraudöftener nicht 
unjtatthaft. 

2. Wo in den Gemeinden (indbejondere in Städten) befondere directe 
Gemeinde = Object: oder Ertragsfteuern (Mieths- Haus: ꝛc. Steuern) beftehen, 
fünnen dieſelben forterhoben werden. 

Die Neu-Einführung folder Steuerarten ift geeigneten Falls nicht gänz- 
lich ausgeſchloſſen. 

3. Beſondere directe Gemeinde-Einkommenſteuern find unſtatthaft. 


4. Im Uebrigen find in der Regel zur Aufbringung der Gemeindebedürf— 
niſſe Zuſchläge zu den directen Staatöftenern zu erheben und zwar Zufchläge 
zur Grund= Gebäude: und Gemerbefteiter innerhalb gezogener Minimal= und 
Martmalgrenzen um dem Grundfage von „Leiftung und Gegenleiftung”, ſowie 
ferner Zuſchläge zur Staats- Claſſen- und Eintommenfteuer, um dem Principe ' 
der „Leiſtungsfähigkeit“ gerecht zu werben. 

5. Eine nad dieſen Gefichtspuntten hin zu verwirflichende Reform des 
Communalfteuerweiens bat jedoch umerläßlich eine Reform vorerft der Staats- 
Klafien- und Einfommenfteuer zur Borausfegung. 

6. Die Reform diefer directen Staatöfteuern iſt vor Allem im Wefentlichen 
nad folgenden zwei Richtungen bin durchzuführen : 

a. wie die Klafjenftener muß auch die Staats-Einfommenfteuer con: 
tingentirt werben; 
4* 
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b. die Ermittelung des Einkommens der klaſſen- und einkoinmenſteuer— 
pflichtigen Perſonen (mit Ausſchluß der Pflichtigen der unteren Klaſ— 
ſenſteuerſtufen, deren Beſteuerung aus praktiſchen Gründen durch 
commiſſariſche Klaſſenſchätzung zu bewirken iſt) muß unter Mitwirkung 
und Controle einer zu bildenden Einſchätzungs-Commiſſion und nach 
Maßgabe zu erlaſſender ſpecieller Inſtructionen auf dem Grunde der 
obligatoriſchen Selbſteinſchätzung unter Feſtſetzung und Verhängung 
von Strafen bei wiſſentlich falſcher Declaration des Einkommens 
unter Anwendung des Prinecips der vollſten Oeffentlichkeit der 
Schaãtzungsreſultate erfolgen. 


Möchte ſolchen Anſprüchen die Erfüllung verſagt werden, ſo ſcheint es beſſer 
zu fein, eine, wenn auch noch fo dringend nothwendige Reform der Communals 
ſteuer⸗-Geſetzgebung nod länger hinauszufchteben, als fie in jolde Bahnen ein— 
zumweifen, welde einer wirkſamen Verbeſſerung der vorhandenen Uebelftände des 
Communalfteuerwefens auf eine längere Reihe von Jahren hinaus hinderlich 
fein würden. 
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1873| 80,000 e257, 668 10 ia2 360 56 93,264 — 
1874| 83.000 |273.937/931144.837/08, 97.769 60 


1875| 86,266 [308,520 97153,511/10'106,749'60 
1876| 88,176 1329,688|24154,515/41 109,132/40 


1855 | 90,000 [823,941 09|163,882 84 106,232 50 
: | 







Al AA AA 


8 9 















— 


* 
J 


861,796 61 
937,661 92 
1,020,194 — 
1,101,210.19 


1,221,152)81 


787,005 72 74,790,89 
345, 33183 92, 130 00 
888,593 —- 131,601 - 

1,032,618 00 68,592 10 


1,128,257|55| 92,895 26 





Barmen. 

























194,761/50 70,930 74, 83,139 —| 665,350 95 
204,828 — 72,036 28| 87,195 —| 764,581.37 
228,984 —| 73,586. 23| 88,683 —] 814,401 44 
251.694 —.75,678 —| 87,378 —| 859,265 35 


56,490 
56,490 
57,105 
62,905 


65,463 


598,150 95 67,200 — 

696,564.37, 68,017 - 

747,086.84 67,314 60 

775,096 75 84,168 60 

27124 — 78,508 —101,835 —| 1,012,539 94 | 909,519'89 103,020.05 
1 | 


Crefeld. 








* 
| 
1828) 255 | — II — = 554,889 —| 448,339 — 106,500 — 
u 1. 36084 - 
I | | 4 
&|lı874| 76,979 — | — 1 — A ° 701,967,—| 619,257|— 82,710) - 
2 ae | 
[1875| 80,568 Isı846— — —, — 869,839 — | 783,833 — 86,006 — 
1876| 81,306 1534,7566— | — — |-1 877,630—| 802,350 —| 75,280 — 
185; | 82,985 |542,4281—177,34951), — |—I 1,302,366 15 |1,214,491 35, 87,874 80 





) Die Schultoften werben aus der Communalkaſſe beftritten und wird eine befondere Schulfteuer micht 


erhoben. 

9, Es befteht hier eine befonbere Gommunal- Eintommenfteuer und werden Zuſchläge zu ben birecten 
Staatöftenern nicht erhoben. Cine Schulftener eriftirt hier nicht. Die Schulfoften werden aus ber 
Gommunalftener beftritten. Erft mit bem Jahre 1875 wird das Einkommen aus der Glafien- reip. Ein: 
fommenfteuerheberolle ber Gommunal-Einfommenfteuer pure zu Grunde gelegt und ig! fih der Prozent- 
ſatz ge on öftener, welcher ald Gommunal-Eintommenfteuer erhoben wurde, auf bie in Golonne 12 an- 
egebenen e. 
te 3) 1878 u 1874 wurde no Schlacht- und Mablfteuer erhoben. 


weifung 
gierungsbezirfs Düffeldorf und der Provinz Weitfalen. 

















An —— Zur Aufbringung der Zur Deckung des 
munalſteuer 244 
(Golonne 7) Gommnunalfteuer wurden ums Die Schuljteuer-Deficits 
Participiren ubrin: 

— gelegt aufz wurden umgelegt 
nn - — — — — — em — — — gen € — — nen 

4 — " * = - a — n 22 I & 2 

BE EES|E, 52 | 73—Sculſteuer3338 

> » oo „2ol2 78 32 555 3:3 ».3 ses | #55 5 

ug | DATIBESS 32552 betrug us: 2382 

—535*575 Ba | uud -Lu2 br‘ u. 


> 
— 
< 











Ms | Yen | 166,6 = F | ——— 
I, 8 166,98 — — — Zu =— — 
| 6,5 215 100 = = — Ar — 





Zielage zur Schlacht: und Mahlſteuer. 
) Die Gommunal-Eintommenftener wurde nad verichiedenen Proyentfägen erhoben und zwar nah Gin- 
'ommensAnfclägen: 
a. bon einem Gintommen bon 300 Mark 1'/,%, oder 3,7, M. 
b. don 375 Mark Eintommen 29%, oder 7, fm. 
c. bon 450 Mark 219°, ober 11,4, M. 
d. don 750 Marl 4%, oder 30 2,7 don 900 Markt und höher 5%%,. 
°) Die Schultoften ftehen im Gommunal-Etat. 


56 Wegner. 











Bon ber Gommunal: 





Dad u. 
Betrag der aufgebrachten Heuer 
Sommunal- i&olomme 7) 

Pr (nach bem Soll der Rollen) z . 
u . ſteuer⸗Soll brachten auf 
= |, | Bewöl- i — 
511 Klaffen⸗ u. Grund- u. Gewerbe: Jbetrug nad) die die Foren: 
= | #7 | ferung race 
S Einkom- | Gebäude- ſteuer exel. der Ein— ſen — 

menfteuer | ſteuer Hanſirer Heberolle geſeſſenen ſtiſchen 

| Berfonen - 
AROAA AA 64 AA MA 





= 9 


1873| 32,102 ſ118,9068 - 42,996 54 38,440251 371,814 284, 186 187,628 





& * 
1874| 34,666 |141,08550' 44 251 93 40,484 251 569,487 881 358,209 88 211,278 — 
3! |1875| 36,027 |157,605,— |, 46,248 80| 43,373 —] 648,022 54] 424,582 58.223,439 9u 
4 1876| 36,706 157,260 —| öö3 46,361 686.392 10| 461,877:10224,515 
er | 36,870 |155,922| - : 50,17775| 45,083- 739,506 60| 551,225 87.1188,280 73 








906,615/06 856,108 86 50,505 20 
1,020,446|51| 962,248.31| 58,198 20 
1,059,85247]1,005,946 07| 53,906 40 
1,152,49666|1,097,501 86! 54,994|S0 


1.202.924 56[1,126,573186| 76,351 20 


75,000 1313,029'40|151,256 51,134,827 10 
78,000 155,921 .60154,127 511138,976 

80,000 1358,620 11,160,570 631139,945 60 
80,599 1370,392 18'162,856 30144,053 90 


52,000 [392,500 14 170,785179 146,329|30 








1873| 28,442 | 76,152 — 30,913/58| 34,311 245,976 81] 190,333173 55, 643 08 
1874| 30,014 | 88,799, — 32,019)65' 36,996 293,736 43| 225,380 35 68,356/08 
1575| 31,970 | 91,398 — 33,451/20, 39,393'—] 317,508.49| 257,336 52 60,17197 
1876| 33,438 | 97,506/—|| 34,878115| 42,885 —| 339,747 23] 282,118'37| 57,628 86 


185 | 34,996 106,137, 36,788} | 45,420 —| 532,146 51| 418, 068 23 114, 078 28 


——— —w mm — — — — — — nn ——— — — 


1873| 49,362 45, 292 25 55,978 95) 48.708.101 567,489 447,337 113:120,151:87 


1374 | 56,356 127,880 60 57,992.78| 54, 04 23041  628,416:63] 542,783,— | 85,633163 
1875| 51,098 386,752 40 64,568122, 59,219 30]  606,42431] 505,389 211101,085]10 
INTb | 52,232 383,511173| 75,972 30 59,121 —] 756,823 1711 601,892 78 154, 030 39 
\ ' 
: I} ' 

’ ! I | — um - 
18. | 52,280 1284,533/20! 73, 821 16 57,678 —|  639,39976] 534,285/67105,114.09 


Ih ! | | 


) Pro 1878 gahlten die Gingefeifenen an Gommunal«- und Sculjteuer ı&ol. 12-14 und I6—I8) zus 
—— — ber Klafſen und Finkommenſteuer, 120.0 9% der Grund- und Gebäubdefteuer, 24,0 %o der 

emerbeftener. 

*) Die Schulftener wurde auf die Gommumnalfteuer der zu der betr. Schulfocietät gehörigen Eingefefienen 
umgelegt und berechnet fich bei Reduction auf die Etaatsftenern nad den angelehten Sähen: dabei ift der 
Durchſchnitteſatz der verſchiedenen Schulfocietäten in Berechnung gezogen: 

*) Bom 1. Januar 1574 find bie Sorietätsichulen aufgelöft und die gefammten Schultoften auf den Gom« 
munaletat übernommen. 

+) Die Gommunal-Bebürfnifie werden nad Maßgabe eines Regulativs in Form einer directen Gemeinde- 
Ginlommenfteuer aufgebradit. 

Bas in Spalte 4 der in $ 3 des Regulativs enthaltenen Scala angegebene Einfommen ift jeit mehreren 
Jahren mit 12%, ur Gommunalftener herangezogen worden. Die Gommunalftenerfäge betragen demnach 
bei ben Kinkommenpflichtigen 400%, der Staatöfteuer, bei den slaffenftenerpflichtigen find diefelben ent» 
ſprechend geringer. 











An ber Gom: 
munaljteuer 
(Golonne 7) 
participiren 
bemnad 


geſeſſenen 


die Ein— 
ſen u. jur. 


6,5 25,47 
los — — 
TE u Te 
78 56 21,4 


78,08 21 ‚17 
86,47 13,95 
833 16,55 
Tan U, 
33,56 16, 44 


Perſonen 















H 


auf Klafien- 
Einkommen ⸗ 





°) 307 


*) 373 
9 350 
10) 450 


12) 


Statiftifhe Zuſammenſtellung. 





— — 


ſteuer 


?) 359. 


gelegt 


auf Grund» 
u. Gebäube:' 








fteuer 


Zur Aufbringung der 
Communaljteuer wurden um: 


auf 
Gewerbe: 





teuer 


aufzubrin: 
gende 


Schulſteuer 


betrug 


187,288 
251,255 


283,290 
320.436 


264,198 










87 
ı14 
98 


80 





Zur Deckung des 
Schulſteuer⸗Deficits 
wurden — 


z222 
— — 
es2 52% 
zen; Dis 
= Eu 523 
se su 
ẽ735 50 
32 ee 








263%/,| 69 
230 | 69 
290 9 
3881/, 105 


445 160 


) 


. 
we 
za 
s2® 
wi 

3 









>, Die Schulkoften werben aus der Gemeindekaſſe beftritten. Eine bejondere Schulfteuer wird nicht erhoben. 
9 Progreffivfteuer 


1. Stufe — 0, 71, Stufe — % 91. Stufe — % "1. Stufe Ale 0,1. Stufe 100 9, 
2. 1581, „ 2. 16 „2. 197 8... 2, Fr. De 
3. 2141], „ 3. u 2117 18. 3. 224 3. 210 . 8, 2.31 5 
4 „ 35 4. u He mn m WB -„ L> u. MS. 4. 300 
5. 275, 5. 2927/ „ 3. 208 5, 20, 5. 450 
du MM 2 „ I18tıg „ 68. 336 6. 315 „ 6. 3 400 
33318864 J— 7. 30 „ . „450 


, Die Schultoften ftehen im Sommunaletat. 

2) Yuf Stufe I wurden pro 1873 100%, und auf Stufe 2 und höher 1759/, umgelegt. 

's, Au Stufe 1 wurden pro 1876 10099, Stufe 2 150 0%, und höher 17009 umgelegt 

"4, Auf Stufe 1 wurden pro 1877/78 100%, Stufe 2 120%, Stufe 3 130%, Stufe 4 140%, und 
und höher 1900, umgelegt. 


Stufe 5 
















































































58 Wegner 
Daß Bon ber Gommunal: | 
Betrag der aufgebradhten fteuer 
Gommunal- (Golonne 7) 
2 ſnach dem Soll der Rollen) ſteuere ft brachten auf 
E | 5 | Bewöl: — Bl en 
E & ferung laffen u. rer u. | Gewerbe: betrug nad) bie bie Foren: 
S Einkom— Gebäude: || teuer excl. der Ein: ‚Tem u. juri: 
menſteuer teuer Heberolle geſeſſenen ſtiſchen 
| | Perfonen 
AR AHA AA HH AL AA RAR 
1 4 5 7 | 8 9 
#[lıs73| 2954 | 10500 3,60760° 383260| 34,88025| 33781109) 1,099 1ı 
=11|1874| 2,987 | 12,126 3,61764 4,314) 38,404 73| 37,18199 1,222 74 
a’ 1875| 3251 | 12,10720 3,74791 4,62720| 40,23022] 39,01373) 1,21649 
&\ 1876| 3,267 | 12,094 26 3,89298 4512 — 50,877174| 49 338.08 1,539 66 
a 18% | 3,657 | 12,306— 3,904 75, 433380] 52403114] 5118246 1,2206 
| « | 
I N T 
| 1873| 7,498 | 33,980.40 11,45315 | 12.833005 124,480 26] .106,373/76 18,106 50 
‚Ilıszal 7'587 | 38/807 11/439.27| 13/628 80| 129,819'04| 111,436.77| 17,882 27 
&)|1375] 7,624 | 34,153.67, 11,562'20 13,01280] 166,591,34] 148,638 10 17,953 24 
2) 1876| 7,550 | 33/991 52 11,130,62, 13,128 —| 167,684 71| 149,648 71, 18,036 
u | | | 
1 18% 7,440 | 34,934 61 11,233 57, 12,191 20| 170,068 60] 151,954 48 a 
i 4 
& 9,244 | 16,926 — 10,483 90 4,57920| 65, 026 651 56,651.25 8,375 40 
= | | | | 
5 9,232 | 17,370 10,5580 — 4,260 —| 71,20445| 62,32145 8,883 — 
= 9441 | 18,348 — 10,63051 4,134—] 82,302 90] 73,496 90 9,306 — 
E 9,200 | 18,228 — 10,64645 4050| 83,47954 74,85034 8,629 20 
= 9,141 | 18,420 10,65274 4,062 —| 94,97146| 84,791 46 10,180/— 
s 14,786 | 63,508 30 16,256 91, 8 204,225 Al| 177,74641) 26,479 
[=] | || | a | 
S 15,058 | 70,358 16,920— 30, 219,002 17| 196,685 17! 22,317 
= 15.124 | 80,613 — | 17,704 13 30,630 25| 238,973 58] 213,721 25. 25,252138 
= 15.264 | 80, 106.— 1751813 6, 30,164 75] 253,455 79| 224,118191, 29,336 88 
1-3 17 
- 15,108 | 71, 997 18.48857 29,89975| ° 218,315 95| 196, 142 20 22,173.75 





L; 

9, z 2 

8 300 

4 und 
höher 339 


2 1. Stufe 66,9%. 9) 1. Stufe 66,5% 
2. "„ 0 „ 2, „200 
3 


. „ und 
böher 351,25 „ 


3. und 
höher 358,06 „ 


9 


1. un. 100 %o 
2, 
8. — 


ai 
höher 445 


6, Die geſammten Schulkoſten find auf ben Gommunal-Etat übernommen. 
?) Höchfter Progentiak der Klaſſen und Einkommenſteuer. 
8) Vom 1. Januar 187: ab find die Schhulfoften auf den Gommunal:&tat übernommen. 


zum 
H 


Höher 4: 





51 . Stufe 100 % 


2A 


und " 
3. 


Statiftifhe Zuſammenſtellung. 59 




































































“ 5 Zur Aufbringung der Zur Deckung des 
Gotonnen) | Gommunalftener wurden um⸗ Die Schulftener-Deficits 
— gelegt aufzubrin | wurden umgelegt 
* — — 1.7 ende ——— I — — 
— —— 3. 
5 5 > = = * FE . ur Schulſteuer ER Br 
S 78 2 = 2 523 Ss *58 
1 23227belrus 
—35*—727 a u: | °® 
N | N f 
% a * | % s 0 —* * 





12, 
11) | | 
89,a5 10,,, 260,145 | 100 d,a8 — — u: Su; — 
89, 10,54 250 100 84 — — — — 
|. Klee 250 100 m * —AA—— re 
—0 250 | 10 Ban * BF PER 
| 





9, &8 wurben 5* den —— — erhoben: 


1876 1877/78 1873 1874 1875 1876 1877/78 
. — o n Yo % % a % % 9% 
Stufe 1 135 100 23900 200 200 Stufe 6 35 45 550 510 59% 
„ 2 10 15 00 35 300 7 415 45 50 510 50 
* 2 300 400 325 380 „NA 925 550 510 5% 
350 —8 410 480 „ 9 u. höher 
470 550 495 595 50 510 5% 


tufe der Klafjenfteuer wurde nur mit 1009 . belaftet. 


375 
N Di e Ei ultofien J en im musik btsi, 
12 Die Schulloſten And ier auf ben Gommunal-Gtat übernommen. 


60 Wegner. 















* I Bon der Gommunal: | 
Betrag der aufgebrachten ſteuer 
3 18 s Gommunals (Golonne 7) 


(nad) dem Soll der Rollen) 




































































E Bevöl⸗ BERBER i jteuer-Soll _ — auf 
E ferung atlaſſen⸗ 1 Grunde u. Gewerbe: | betrug nach ie die 7 Foren- 
>) Eintom- | Gebäude: ſteuer excl. der Gin: ſen u. juris 
menfteuer | ſteuer | Haufirer Heberolle geiefienen | „Aiychen 
\ Berjonen 
AA MA A MA Ma 
4 | 5 | 6 u | 9 
‚{11873] 13,922] 53; ar) 30,877147| 21,381 75 103,294 10 33,877 Io9. 19,417 01 
==| 11874 14,29] 58,384 58) 30,966 59| 22,369 75 120,317 37 92.07 268 28,244 69 
=/ [1875| 14,743] 64,187.86| 32,069|60 23)55275| 139/948 65| 105,757 19 34.191 46 
“1876| 15,504] 63,788°04 31,171101) 24,23590| 148,019 53] 114,21285, 33/806 6x 
* 18.,| 15,934] 64, 923 81 31,942j88 24,145/90| 184,827 82] 149,710 23) 35,117 59 
| | | 
={|1873]| 12,598] 32,66250 11,031.65) 5763] 53,43445| 20,663 01° 32,771/44 
S|lıs74| 13/712] 43/800 - 11,728 38 6,306 |  147.27248| 46,577 98 100,694 50 
3 1875 14,919] 52,311 — | 12,76449, 6, ‚912 172,167,15| 60,218,.02 111,949'13 
Sı [1876| 15,057] 52,551 1125.08 11721 271,299 83] 127,677 251143,622 5 
ww . 
el | | 
3| 18:5 | 14,679] 44,229 —- 15,458147 11,409 —| 204,653)06 


136,492 58 68, 160 40 




















73| 28,7908156655 — 28,804 42 28,608\—-| 214,554 —| 198,003 — 16,5 
‚Iieza| 2%562 | 82961. 2487600 30,828 | 236,370 _| 21032 _ 197738. 
=111875| 25,536 | 66,912)— 25,686.08| 30,034] 257,140 —| 241,509 — 15,681 
&} |1876| 26,075 | 68,738— 26,894 — 34,602 —| 200,474 85| 237,481: 7 22,993 50 
ES] 18; | 26,200 | 72,456 26,996-- 35,045 —| 368,364 | - | 344,390. 23,974, — 

= | | | 

N | 

f | ' 

| 








| | | 
| ıs73| 13,948 | 40,498.37. 18,286 94, 17.943125] 130,991 10) 124,02385 6,9672 
I | = 
14,376 | 42,698 05. 18,405 oe 17,112 9 145,745 30] 136,919160  ,82570 
575] 14,762 | 43,238.92, 18,83139' 18,17350] 148,949 8041 140,727.60 8222 20 
1876| 15,539 | 42,971 12 18,083/97) 17,642.40| 159,981 .32] 151,159:52 8,821. »0 





Rheydt 
77 
I1-J 

U Hi 











18.5 16,322 45,984 — 18,460 12 19,314 55] 164,519 861 156,141 66, 8,37812U0 
er | ‚ | 
1) 1873 Mlaflenfteuerftufe 2—33,350/0, dedgl. 38-750 ,. 
1874 beögl. er vo. 
1875 besgl. 2 


1876 beögl. 2 ner deögl. 3—1009;,. 

1877/78 desgl. 15099, beögl. 2—66,05 0, desgl. 3—1250,. 
?) Die Schulkoften ftehen im Gommunal-&tat. 
*) Stufe 1 der PragenRenet ift mit 100%, belegt. 

1877.78 desgl. 200%, 


4, Nom 1. Januar 1874 an find ſämmtliche Schulkoften auf den SGommunal-&tat übernommen bei gleich— 
jeitiger Aufbebung ber Schulgelber, 


Statiftiihe Zufammenftellung. 6l 

















An der Com: Zur Aufbringung der Zur Dedung des 




















munaljteuer ; 5 
—— 7) GCommunaljteuer wurden ums Die Schulfteuer-Deficits 
participiren un, 
nn gelegt en wurden umgelegt 
a — oo gen — — — — 
= ” * er 2 e 1) 2 & = 24 » > & & 
EE 888 & Es #32 | a Schulftener KH a3.| 3, 
u =: “23 53 233 a 2» 4 See | #92 | 2085 
28 | 35Rl5 5 En u. gt, | ® 





— 
s 












292 | 
280 167 











94,4 | Ö,58 | 
Yu | 9 260 170 100 - * e 
4,01 ‚00 310 170 100 — | 











5) Stufe 1a — 75% 9 Stufela— —!%o 9 une - - 150 9 s, Stufe 1 -- 00 9%, 
" 1b — I 2 ib — 50 " " 2 — 20 
ei „ 2 -— r ı_m“ „ 3- Mm. 
" - 7 220 " * 3 — 
2 saneten ftehen im Snmusa” Etat. 
10) 874 1876 1877178 
Rtafenfeuerflufe?— 50 0%, Rtafen as —3* aienen —— Klafjenft.2—150% Klaſſenſt. 1— 10090 
—113 — 100, * 3—200 ) 


* —,. 7 — * 2212 
4 —— 0: " 4250 " " 3 200 " 
[70 4 —* BT " 


1, Schulfojten ftehen im Gommunal-Gtat. 


Wegner. 


62 







































Das 
ee —— Be > “| Sommunat- 
» m 
2 ſteuer⸗Soll 
Klaſſen⸗ Grund⸗ u. Gewerbe: | betrug nach 
8 Eintom» | Gebäude: | fteuer excl. der 
menfteuer | ſteuer | Haufirer Heberolle 






AR 






















































1 
1873| 14,133 38,935 50| 16,808] 10 22,898 — 
El|ıs7a| 14,183 a 17,173 54 2,746, — 
&?|1875| 15,115 | 48,561, —, 17,747124 23,436 - 
31876] 15,115 | 49,908 — 17 ‚646.09 24,924 — 
1855 | 15,115 50,571 —) 18,262 49 26,112 — 
1873| 7,539 | 44 nano 11,662110 18,273) - 
:| 1874| 7,643 | 67,404 — 11,280 93. 19,329|50 
&’ 1875| 159 | 65.730 — 1147570. 2112750 
z||1376| 8016 | 65,678, - 1,3453. 21,314 50 
18: | 8,233 | 51,132 6, 12,31599, 21,903 50 
1873] 5,143 | 12,969 - PT 4,296 — 
| 1874| 5.364 | 14,376. | 5,403. 92 4,339. — 
S)i1875| 5,663 | 16,547 — 5813175 4,718 — 
8186| 5,772 17,992, 6,605163 5.277 
| 185 | 6,693 | 16,397) — aaa 5,340 — 
\ 
18,536 | 36,27 0 25,992 78 19,777 75 
* 18,559 35,298. — 20,263 75 
* 19,705 | 36,948) —| 26,499 54 06 
? 19,880 | 39,792 25.292,43 20.274 40 
20,009 | 41,239 — 26,122)86) 21,851190 








ı) Es wurden don den Steuerſtufen — * 1875 
4 


—D %o 0% 
Stufe 1 150 * 200 200 
„2 200 20 200 200 
8 Mb 30 250 300 
"4 35 30 310 400 
5 50 30 370 40 
493,05 40 45 5 

ab höher. 


2) Die Schultoften ftehen im Gommunal-Etat. 





174,759 | 


176,505 
190.495 
297.660 


236,413 


. 103,399 


107,776 


118,912 | 


126.216 
145,587 


135,392 


128,662 
151,167 
172,566 


1876 1077 ” 


erg! 


N. rar Freien der ie und katholiſchen Schul-Sorietäten. 


om 1. Januar 1 
Gommunal-Gtat un 








| 





212,690 34 











5l 
09 
87 





Von ber Gommunal: 





fteiter 
(Golonne 7) 
brachten auf 





die 





Eins | 
gejeflenen | 
Far 
8 








155,071 60 
159,848 97. 


170,704 
203,642): 
208,879 

83,342 

90,246 93 
101,397'34 
107,967 93 
127,913'75 





15,684|34 


17,348 51 
41,129 48 


46,580.08 
56 


38,686 


123,335 


115,017 
132,765 30 
148.609 52 


191,064 61) 








ı 24,018 


28 
92 13,644 59 


| die Foren. 
‚Ten u. juri 


ſtiſchen 
— 





19,687 
16,657 
19,790 


20,056 3 


17.5295 
17515 4 
18,248 IK 


17,673 6 





9,1520: 
13,897 08 
37,716 & 
34,743 0 


16,716 6( 


12,057 41 





18,401|79 
23.957 35 
— 





Societätsſchulen aufgelöft und die gefammten Schulloſten auf den 


ed by Google 
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en Meng Zur Aufbringung der Zur. Dedung des 

(Goloune 7) Communalſteuer wurden um: Die Schulfteuer-Deficits 
darticipiren m⸗ 

— gelegt — wurden umgelegt 
- — ü*⸗z — — Dr * —— * gen ec — — — — —— 
= = = Pr — * * * & 2 22 * 4 en 
EEE IBAB|IE, Ex 832: 85 | Sculftuer [EEE 33, 8 
— — =) ,.. © ‚g = je} 3 » =2 2 wo “og „io zen 
on. mAapI a =38 | BEE 5353 betru se 95: | s2E 
— — Er e. = | 3= 2 m q 8 Fri [2 win 
2u | 2eER|ls E87 | 52T 538 SE 32 | 9 

a» = S 8 = u” 32 


= 




















>) 1873 Maffenfteuerjtufe 1 u. 2 0, 

1874 Maffeniteuerftufe l 100 of, 

r = 2 150 „ 

* . 3 250 „ 

Pro 1875 ebenio. 

1876 Maffenfteuerftufe 1 100 9%, 

" " 2 150 " 

" " 8 " 

z 4 300 „ 

1877/78 Maffenfleuerftnfe 1 100 do 
* 

" . 3 250 „ 

4 350 „ 


6, Die Schulkoften ftehen im Gommunal-Gtat. " 











































64 Wegner. 
Das Von der Communal— 
Betrag der aufgebrachten teuer 
4 Communal⸗ (Golonne 7) 
Pr (nad bem Soll der Rollen) 
2 » | Revöl- ſteuer Soll brachten auf 
— sen = — —— = mm — — — 
= > kerung Klaſſen- u. Grund- u. Gewerbe: betrug nach die die Foren: 
S Eintom: | Gebäude: ſteuer excl. der Gin: ‚Ten u. juri— 
menftener , teuer Hauſirer Heberolle gejeffenen ſtiſchen 
| i Perſonen 
AR A44 RR A A 4 
ıl2| 3 4 1 5 ı I 8 19 
a 14 | | | u | ıl 
1873] 18,517 | 22,044150 31,316159 29519 48,945 05 41,356.99 7588 06 
= \|ı874| 18,517 | 26,755 90 30,894 52 29,35083| 58,468 781 48,677 51 9788122 
2 1875| 19,104 | 97,611,60| 31,06413 29,364,24| 94,913 811 84,14645. 10,767'36 
= 11 1876| 18,974 | 96,753 30, 30,124 95 28,72727 98341 22 87.835120 11,006 02 
18, | 19,875 So 30,33991, 28,198 —| 120,363 69] 105,641,78 14,721 81 
I 4 
5 | 
5 12,874 —, 6,222 - | 336840] 43,964 43,438:—| 526 — 
= 14493— 7215-) 4233—] 52,908 || 52355 -| 553 — 
= 14,923 - , 721627), 3,849 —| 52,869 35| 52,23835 631 — 
2 14995 - 7,8800 - 3,745 -] 52,889 —| 52,249185 639 15 
E 14,565 — 7,63331| 4,53840| 69,489 68] 68768168] 721 — 
E2 ! De. | | | | 
fi | | 
— — — — 
z2jl1874| — — na ee. = _ 1 æ. — 
= 58111875] 20,468 [128,260 50 10,876333 2,487) -] 267,744 26] 116,898 26 150,846 — 
s2| 1876| 20,374 [121,071 — |, 14,367 22 2,625 —| 253,610 851 112,963 85 140,647. — 
a| 18:5 | 21,223 | 89,351, — 15,98818, 2,661,—| 274,937 23| 143,297 531131,639,70 
| | h ! 
1873| 7,715 | 27,42150) 7,384l92) 8301 — 43,108 joı| 42,021 18: 1,0868 
u | | | 
= 1[1874| 7,743 | 29,124 — 8,129 533 8,323 —] 46,446 591 45,08959 1357 — 
S1875| 7791 | 29,655 —, 834175, 8,790 —4 53,662 —| 52/090 1,572 —— 
= 1876] 7,811 | 33,027 — 8,72858 9,120 —| 59,608 —| 57,034 -| 2,574 — 
185 | 7,869 | 33,912,— 9,326/49 9,429 =9,024 25] 56366)25| 2,658 
| | | | u | N 
s 11873 22,795 (117,033 — 22,500 — | 31,540 —ı 194,972 12] 157, 10 65 37,864 47 
2 1] 1874| 23,643 [100,767 24,110 — | 32,091 —| 199,966 94] 158,403 11 41,563 8% 
= 1875| 25,251 [103,372 — 26,699 —ı 33,651 —| 236,125 32] 185,790.94. 50,334 38 
3 ||1876| 26,377 [120,294 —| 29/278 79) 33789 —| 250,581 66] 204.639)57 45.942 09 
7 | mn! 
187% | 26,759 [125,748 —, 32,94524 34,110 -| 240,271 29) 205,07620 35,195 0% 





:) In den Jahren 1873 und 1874 wurden in Wefel außer den nebenftehend aufgeführten Gommunal: 
fleuern no 50%, ulolag zur Dahl u. Schlachtfteuer und "5 Robertrag der Mahliteuer erhoben. Die 
Klafienfteuer beftand nur in der ‚seldmarf, An Stelle der Mahl- u. Schladhtiteuer trat bom Jahre 1875 ab 
die Klafienfteuer. — 9) Die Schulſteuer wird dur Umlage auf die Gommunaljtener aufgebradt. 


', Bon ber in Hlafienfteuer und Staatd-Kinfommenfteuer. 
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An der Kom. 




























Zur Aufbringung der 

munalfteuer 

(Solonne 7) Sommunalfteuer wurden um— 

—— gelegt aufzubrin⸗ 

— —— gende — 
— u - » & 22 » 
EEE & 33. | 2 „| Sculfteuer [288 
2* — 553 585 —— 
Pr & u. 23 betrug “55 

3% E ie gar 
i o 





a 
© 








| N 10,792 
N 14,243 
Moe | 14,795 
| 17,671 
9,50 | 21,665 

' 90 19 5 | 8 ’ 
a: | Ba — _ 
m : 18m 0 18 = = 
Ba I isho 88— _ 


4) Die Gemeinde Altendorf ift erft am 1. Januar 1875 gebildet worben. 
5) Die * find auf den Communal⸗Etat übernommen. 
9) Die Schulftener wird nad dem —— 
Iänitt der derſchiedenen (4) Schulfocietäten (3 ebang. u. 1 fat 
?) Die Schultoften werden aus der Gommunaltafje beftritten. 


Säriften XIV. — Verhandlungen 1877. 


angegeben. 












16] 58,0 | 


53] 62,25 
82] 58,15 
04 66,50 






12] 83,2 


Zur Dedung des | 
Schulfteuer-Deficits 
wurden umgelegt 











fteuer 





auf Grunb- 
2 u. Gebäude» 





1114 
—1414 


ſteuerfuße a ebracht. Der Prozentſatz ift nad dem Durch⸗ 


3 











66 Wegner. 
u 7 Das Bon der Communal-⸗ 
fteuer 
Bern be ehe (gommnat| 7 
2|,. Bevöl- 2 fteuer-Soll braten auf 
.- ser — — — — — — — 
— kerung Klaſſen— u. Grunde u. Gewerbe: [betrug nach bie ‚bie Foren⸗ 
>) Einkom- | Gebäude: ſteuer excl. o- a Gin: = — 
Heberolle ſtiſchen 
menſteuer ſteuer | Hauſirer geſeſſenen a 
AR AR AA a4 ARM aA 
1 | 3 4 | I 6 8 19 










21,490 |100,156 50 22,031 10. 


| 26,604 —| 206,104 50 
1874| 25,174 [126,918 — 22,829 41! 30,729 —| 319,928 7 
E | [1875| 27,598 [137,541 | 27,17859 34,068—| 298,398 81 
3 | | } | 
3111876| 27,926 138,720 — 31,386 30. 36,327 —| 277,690 58 
ıs | 97,283 [118,302 — 37,120 70 35,979—| 253,579 65 
| | 












165,387 — 40,717,50 


254,321 70 65,607, 
| 

225,549 31| 73,849 50 
226,512.08 


202,102 — 


51,178 50 


51,477 — 






























| | | 
Pi 48,681 [181,404 50. 56,746 01. 58,088 —| 326,030 25] 274,240 80, 51,789 45 
5 50,366 [258.902 — 60,13127 61,563 -| 563,752 30] 467,815 27 95,937 03 
= 54,687 [289,668 — 64,250 50° 64.542 —| 566,059 64] 466,762 51 99,297 13 
= 57,763 |971,269 —| 69,873 47, 64,821,—| 677,322 58] 590,331 —|| 86,991 58 
a 56,555 [256,929 79,735 02 62,346 —| 687,068 29| 575, 081 43 111, 986 86 
&| 1873| 9,050 | 25,11750 534510 3,854] 59,457 501 3145612 28,001 38 
51874] 10,054 | 29.97 — 595533 43% —| 89/330 50 44,19885. 45,701 65 
=l|1875| 10,485 | 24x80 6,297 5,952] 135,340 70,259 —, 65,081 — 
z| |1876| 10,754 | 35.934,40. 7,69126 6,623 —] 130,661 77,164 74| 53,497 07 
a||ı; | 11,313 | 34,410 96: 9,449 07: 10,179 —| 134,046 881 81,98352. 52,363 36 
1873| 12,935 | 57,046 50! 18,535.97. 19,350 —| 99,109 24| 91,121 21 7,988 
=] [1874| 13,894 | 57,402 - 19,839 76. 20,814-—| 125,172 96] 115,458 96, 9,714 — 
5) 1875| 16,084 | 60,780 —: 20,768 80. 23,929 | 147.916 13| 186,711113, 11.205) 
Z] | 1876] 24,215 | 86,173. 32,170, 65 30,456—| 362,800 &3| 321,156.63. 41,644120 
=) J 
18-, | 24,910 | 93,954 — 35,870 58 32,431 | 418,867 59 379,184 23) 39,683 36 


das: Schulfteuern werben je don den beiden Schulgemeinben befonders aufgebracht, weshalb bier der 
Durchſchnitts⸗Prozentſatz angefegt ift. 

Außer der in Gol. 15 angegebenen Sculfteuer wird aus ber Stabdtkaſſe en Deinen bon 12 M. pro Hind 

., 19 


an bie Schulfafien gezahlt. 
43,000 


43,000 M.. 


1877,78: 


Derielbe betri: 
1 M. — Zu ben Schulverbänden von Bodum 
welde zu dem Golonne 15 angegebenen Deftcit mit beitragen, jedod in 


1873: 


20,000 M., 


1874: 


ihüfle der Stabdtfafie mit gegen die Stadt erhöhten Prozentjäge 


I 


2) Die 


der Progentfähe angegeben ift, 


Schulſteuer wird don den einzelnen Schuli 


33,000 


5: 39,000 M.. 
qehdren and noch Yandgemeinden, 
üchſicht auf die borerwähnten Zu- 


1876: 


n. 
orietäten aufgebracht, weshalb hier der Durkichnitt 
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I — F J - * u j . j - 
Un der, Com, Zur Aufbringung der Zur Dedung des 
| (Galonne 7) Gommunalfteuer wurden um— Die Schulftener-Deficits 
participiren 
— gelegt aufzubrin⸗wurden umgelegt 
5* — — — gende — — — 
25 82 * rt 2 s 22 u ” & „s 
SE 52 2 _5u1| #3. a Schulfteuer | 358 | 32. #2, 
EIS Tel sa u3 | ESS 555 zus ı BSE 58 
TEL IR EFF En F In betrug asE WI: | s2E 
Ze ZeEerRIS 5$ s® 5 E Guß 30 3 
a2.» — & = gar 32 
0 
0 























Wan 125. O1 Al „9307 sl 3 17, 
eb. Alu, | | 
de Am 175 Sr, 15 Ber 71,962 251 535 | — 
14 
Bar ı Yıs 150 er 150 | 50 101,956 29] 732. u — 
e 5 
PR 1.9 150 She 150 50 108,355 571 75 Fr En 
eb. 5 | | 
Ye Dam 150 Stb.150| 50 103,391 681 32, Mu — 
Geb. 50 | - 
| 3) Bi | 
Mu | Lege 160 — Er 139,359 7601 8, Bu — 
dr ı 17a 160 = = 174,148 85] 8, | 810 | — 
82, 17 24 175 — | — 207 ‚76 07 74 77 0 | 
| 10 2m 2 = 260519 11105 16  — 
Bi 2o0 100 — 309,885 selıa 12d9 — 






92,428 







2 7,18 46,403 96,50 — — 
32,4 1; 65,311 31] 125 — 
8 lI 79,755 0 —|ı 






130,146 


’, Auf die Grund- und Gebäubdeiteuer wird nur bei der katholiſchen Schulfocietät Schulfteuer umgelsgt. 


Pro 1873 find Schulfteuern nidht erhoben. Aus der Kommunalkaſſe iſt ber Betrag ad 17,076 zum 


Gultafien- Deficit gezahlt. 

5) Schulfteuer & nicht erhoben, * der Pemeinhetafie find 35,910 M. gezahlt. 

°) Die Hebelifte pro 187778 —— ch nicht ſef 
u tab angelebt wird don dem einzelnen re Eocietäten aufgebracht, weshalb hier ber Durchſchnitts⸗ 
dientiab angeieht i 

Sy Um Er 1876 wurden bie politifhen Gemeinden Gilpe und Wehringhaufen mit der Stabt 
* Eng 

5* 

















































68 Wegner. i 
— —— — —— — — — —— — — — —— 
Das Von der Communal: 
Betrag der aufgebrachten hr es M 
2 J ga (nad dem Soll ber Rollen) | fteuer- Soll brachten auf 
5 — ferung Klafjen: — u.|Sewerde betrug ah | die | bie Foren- 
8 Eintom- | Gebäudes | jteuer exc der Ein: + juri⸗ 
menſteuer ſteuer Hauſirer Heberolle | geſeſſenen — 
A AR AR A A 44 
1:| 2 3 | 5 | 6.4 7 8 9 
1873| 18,243 ee 21,910 84 a: 66,091 22 40,498 75) 25,592 47) 
= || 1874| 19,066 | 58,050 22,119 — 19,809-—| 68,081 30] 45,130 98 22.950 32 
= 1875| 18/877 | 59 760— 247411 20.346 —| 108,134 19] 75,285 23. 32,848 96 
2 \| 1876| 19,527 | 62,272 23,299 17 20,082 —] 101,572 82] 76,22026, 25,352.06 
18% | 19,594 | 65,103— 23,884 79 21,816] 120926 oe] Saal 24,128,27) 
1873| 11,794 | 25,803 1 10,019 45, 1,532 76,662 81| 45,733 15| 30,929 66 
s 1874| 12,601 29,640 11,443 51) 8868| "80,701 881 43,266 31) 37,435 57 
2 }\ıs75| 12.966 | 20,064 — 10,548 — 9,660 | 149,026 79] 85,60496. 63,421 88 
= \l1876| 12,719 | 29,352 —. 10,72829 8,406 —| 126,884 85| 92,836 87| 34,047 98 
“ II13%! | 12,005 | 26,506 — | 10,877116. 8,598—| 141,987 156 104,039 10) 37,948 46 
| RE EN | 
83] — _ 4 4-1 — 4 — 
1874 ? | ge — J — 
liſe 7727 | 17,000) 7,458) 4869] 115,340 97] 77,556,97| 37,784. — 
2 | \ | | | 19 
z\lı6| 774 16,499, — 8,160 ‚ 5,500] 109,165 | 95,809|37, 18380. 
* 8,300 | 5397] 97,144 91] 94,789 . 2,355 91 
) | 4 } | | 





15,727 
15,848 
16,131 
16,686 


16,818 










Jierlohn. 








7135 


20,118 — 


62,832) 198 


62, ‚961 — 
65,187 - 
64,686 


67,186 


1 


20,320 30, 21,072 — 
41 21,273.03, 2,173 — 
2142476, 22,461 


ı 21 ‚604 23,631 — 





162,942 


174,997 | 


181,679 
191,855 


219,145 


‚41| 200,842 a 










152, 250 50 

155 245 530 
169, 32 97 
176,868 67) 


10,691 50 
19,752 60 
12,357 — 
14,987 20 


18,303 — 


| 





1) Die pro 1873/75 angefeßte —* 
ebangeliihen Schulgemeinde wurde 
—* Kg e gededt. 


ahre 1876 ab wird aud bei der ebangeliihen Schulgemeinde eine —* —— umge 
er gr =; MAL 16-18 tft in — — ⸗ 


dur 


ut, 


te Schuliteuer wurbe auf die 


» 
jübifipe 


angeſetzt. 


deficits —9— der Kämmerei⸗-Ka 
Die bier angeſ 


slah * — Schul · Socie 


Ungehörigen der drei Gaul-Socetäten. (evangel,, ah? 
aelegt und ift bier der Durchichnittd-Prozentia 
ro 1875 und 1876 wurden die Schul 


en pro 1877/78 bei ben Evangeliichen. 
Fr — Re. 


täten in Ania 


Ifteuer wurde bei ber fatholiihen Schulgemeinde erhoben, bei ber 
ine befondere Sähulfteuer umgelegt, vielmehr das Sähultaflen-Deficit 


ebrach 
—&8 um · 


e 
Kun betrifft die katbol: und 
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——— Zur Aufbringung der Zur Deckung des 
(Golonne 7) Gommunalfteuer wurden ums Die Schulfteuer-Deficitö 
— gelegt aufzubrin⸗wurden umgelegt 

ECK gende I — 

3 51Eesnineuer [BES #3, 8, 

se Sae|a3558 | 858 855] em jase Sz& 3 

anal: 5° |, | © Be . 
| %, 0), 9, 0 W Ab 7, 1% 
0 11 13 14 15 16 | 17 | 18 

Ä FE Mc — 

"0 98,45 = _ 15,690 as — — 
ee 1 ‚ss 20,33 20,23 15,884 IK 1293,93 — = 
63 = 140 35 17,749 1 = 

dos 25,08 125 ‚, Blas Sl, 1°) 61, 159 581 150 3,5 das 

0, 19,08 160 40 40 68,705 83 176,95 dus His 





a Br | 466. — 1% 





Nas 12, * | 100 | 100 — — = 

Tg 2, 600 — — — — — 
9 

— — 

3, 6 283, — _ 48,157 40p9 115 — 
m ' lm = — — 49,249 n 115 — — 
By 6,90 300 = A 58.100 Bu 2) 
ns 1a 3% — — 62,623 m Ta — 


m245 alı0 | — — 


== 
& 

x 
2 
2 
| 


’) Die Stadt Hadpe * erſt 1875 von der Landgemeinde getrennt. k 
’) Rachdem die Heranziehung einer hiefigen Altien-Gommanbdit- Gefellichaft N Gommunal-&infommen» 
teuer ai — nahen. erflärt,, wurde pro 1875 der Verſuch gemadt, die nat auswärts woh⸗ 
—* —— en zu befteuern. Auf deren Reclamation As indeß fpäter die Auffitsbehörbe bie In— 
ıb „ ellun at. Der angejegte — das erſte Veranlagungsſoll. 
ie S Aefniffe find auf den Gommunal-&ta 
Die 1. aut —— ufe iſt nur mit 400 %, one 
» Die Schulftener 8 bon den einzelnen Shu focietäten aufgebracht, weshalb hier der Durchſchnitt 
er Progentjäße angefegt ik. 


t —— 
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Begner. 
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Pe 
Er 
=; 
7 






— 


— — 


Bon der Communal⸗ 


















1 
u (lı873| 7,427 
2 111874] 7,655 
= 111875] 7,997 
5 111876 8,262 
2 77 
3 ||ie7] #0 
1873] 16,512 
= 1874| 16,796 
= 411875] 17,088 
” ||1876| 17,190 
185, | 17,190 
.[}1873| 25,685 
©1[1874| 26,167 
=)’ 1875| 35,705 
= 1876 36,187 
18% | 36,569 
1873] 13,010 
nad ber 
Zählung 
j pro 1871. 
eilı1874| be. 
2}1]1875]| 13,728 
8 nad ber 
2 rg 
*118726 


0. 



















































































Das 
ebrachten ſteuer 
ige — ie - Sonmımal- 
2 fteuer-Soll brachten auf 
Klaſſen⸗ u. Grund⸗ u. | Gewerbe: betrug nach bie bie Foren⸗ 
Eintom» | Gebäude: N ſteuer exel der a Ein: — 
Heberolle enen en 
menfteuer ſteuer || Haufirer geiefl — 
AHA A % 
4 | 5 6 7 | 8 9 
97,207|-| 11,199 20] 8820|-]| 54,116 50] 5407850  838— 
28.7881 11,513150. 9288|] 65,736 —| 65,82—| 45360 
29,919—| 11,79467| 9,423 —]| 67,110 80) 66,710 400,50 
31,347 12,087 25) 9,537—| 75,619 120 1523280) 386146 
31,974|—| 12,646.49| 10,317 —| 77,169 bo — 492) — 
96,120 —| 32,683 68, 21,961—| 156,392 25| 117,513 22) 38,879)08 
98 666 — 32,88858| 22,169 —| 159,411 70] 123,139.08| 36,272/82 
99,255|—| 33,254 os 21,839 | 154,200 99 123,293 73 25,907, 4 
; —4 
96,339|50 en 21858150] 168,151 m 143,900,89| 24,250) 54 
100,482 — 34,228 99| 21,423! —] 169,649 95 149,139,02 20,5109: 
165,192 | 49,427'69| 37,029] 157,778 '70| 152,522,70| 5,256 — 
165.7831—| 49.621 86| 37,527 —l 156.012 --| 147,909: 8,108 
191,024 10 61,584 27, 48.722 —]| 214,846 34] 199,433 34| 15,413 — 
199,636 .60| 62,331.28| 47,004:—| 222,590 —| 207,196,80| 15,393 2% 
[205,542 96) 68,155 89 46,416—| 230,890 —| 215,489 88) 15,400 13 
65,002'50, 21,461 77| 16,298 69,994 63,760 23] 6,2345: 
64,506 — 21,55144 15,961] 76,080 — 69,934 57) 6,1454 
72,387 — 21,990108 15,972 —] 77,356 ı85| 71,373 28] 5,9885 
| f | | 
J 3 
74 288 — 21,527 77 16,719,—| 77,384 091 71,212 051 6.4172 0 
| 9 
12,597|-) 21,818)06 16,788] 73,991 |s7| 68,011 87 5,980.- 








N ae Schulſteuer wird don den einzelnen Schulfocietäten aufgebradgt, bier ift ber Durdfchnittsic 
e 


2) Bon ber Hlafien- und Gintommenftener find 150 und von der Grund- und Gebänbdefteuer 50° 
Die weiteren 8,35%/0 find zur Beftreitung ber reiäftener erhoben. r a erhoße 


3) An Kreiöftener find 12,50 % erhoben. 
4) Dom Jahre 1875 ab ift die Areiäftener nicht beſonders ausgeſchrieben. 
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Zur Aufbringung der Zur Dedung des 






































(Golonne 7) Communalfteuer wurden um- Die Schulfteuer-Deficits 
ie” gelegt aufzubrin- | wurden umgelegt 
a 7 gende ——— —— 
Geha day ge helfen (SEE Eis 
snaa2|258| °82 betrug |E5 SB: “28 
u Er * un 5 
0 




















ar 23,04 20) 77,0 — | bei 
Hs 25,069 — 1 — — 
—2 34 — ra 
By 290222 6010 | — — 
9,46 sm 110 | — | — 
Cr 2 — — — 
oa ee HT 
8, ein LEBEN. -r- 
| —E — _ — | — 
Fer, oo 4 EN zu 
I, 98 Mi ) | — | — 
Hs 21,214 32 -- a | Eu 
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°) Die Schultoften ftehen im Gommunal-Etat. 

Beitr Zur oe. ber Schulbebürfnifie der einzelnen Scyulfocietäten ift bei jeder Societät ein verſchiedener 
a der Staatö-, Grund», Gebäude-, Einfommen- und ————— zur — gel t, hierbei wurde 
h e Grund» und Gebäude», fowie die Ginfommen- und Slaflenftener mit gleich hohen Progentiägen 


3 Die SQulfteuer mwurbe auf die Klaflen- und Eintommenfteuer der fatholifhen Schul-Societät umgelegt. 
) Dur den großen Brand am 129. 75 ift ein bedeutender Betrag an Gebäubefteuer ausgefallen, 
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Das 
Betrag der aufgebrachten fteuer 
* dem Soll I aM Gommunal- (Colonue 7) 
* ſtexuer·Soll brachten auf 
Klaſſen⸗ Grund· u.| Gewerbe: betrug nach bie die Foren⸗ 
Eintom: | Gebäudes | fteuer excl. der Gin: ſen u. juri- 
menftener | fteuer Haufirer Heberolle geſeſſenen | ftifchen 
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Per: Schulſteuer wird don ben einzelnen Schulfocietäten (kath. u. evangelL) aufgebracht und ift bier 
ber uhign tt der Progentfäge angelegt. 
ie Schulfteuer wird au —*6 don den beiden Schul ⸗Societäten; bier iſt der Durchſchnittsſatz angeſetzt. 
9) Auf die Grundſteuer 300 und auf die Gebäudefteuer 150%, umgelegt. 
Pi 9 In den Jahren 1873 1875 wurden bie Bebürfnifie der Schulgemeinde ſämmtlich auf den Stabtetat 
ernommen. 
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An oe Zur Aufbringung der Zur Dedung des 
munalfteuer 
(Gelonne 7) Communalfteuer wurden ums Die Schulfteuer-Deficits 
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21008 und 1877 finb die Bebürfniffe der fatholiichen Schulgemeinde vurch eine befondere Schulfteuer 
gededt worden. Es find daher don den Mitgliedern der evang. Schulfocietät an Gommunaliteuer erhoben : 
don ber Klaſſen- und Einkommenſteuer fowie von der Grunbfteuer 00 %,, von ber Gebäude: und ber Gewerbe: 
feuer 150%, ; bon den Mitgliedern ber katholiigen Sculiocietät: don der Klaſſen- und Eintommenjteuer 
fowie von der Grundfteuer 2000%/,, bon der Gebäude und der Gewerbefteuer 100%), 
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Nach kurzen geſchäftlichen Mittheilungen des Vorfigenden wird die Sigung 
auf eine halbe Stunde unterbrochen. 


Borfigender Profeſſor Dr. Naſſe: Ich eröffne die unterbrochene Sitzung. 


Außer den Thefen der Herren Referenten liegen folgende Anträge vor: 


Antrag 


zur Stage der Gemeinde-Beftenerung, 


—se ,⸗) 


1) Entſprechend der doppelten Natur der Gemeinde als eines ſtaatlichen 


2 


3 


— 


— 


Organs und eines wirthſchaftlichen Intereſſen-Verbandes ſind auch die 
Gemeinde-Steuern theils nach der Leiſtungsfähigleit der Gemeindeglieder, 
theils nach den beſonderen Vortheilen zu bemeſſen, welche die mit Grund— 
beſitz oder mit einem Gewerbebetriebe an den Gemeinde Einrichtungen 
Betheiligten von dieſen empfangen. 

Nach der Leiſtungsfähigkeit ſind vornehmlich die Beiträge zu den allge— 
meinen Verwaltungs-Ausgaben und zu den Ausgaben für Culturzwecke 
(Schulen u. |. w.) zu bemefjen, ſoweit lettere nicht Durch Gebühren ge- 
deckt werden. Hierfür empfiehlt fih in erfter Linie die progreffive Ein- 
fommenfteuer in Verbindung mit einer Vermögensfteuer, und zwar, wo 
diefe Steuern al8 Staatöfteuern beftehen, in der Form von Zufclägen. 
Verbrauhs-Abgaben zur Dedung der allgemeinen Ausgaben find in ber 
Form von Zufchlägen zu den Staatöfteuern oder als althergebradhte 
ftäbtifche Steuern (Octroi), zumal in den größeren Städten, nicht un: 
bedingt zu verwerfen, fofern durch die Einrichtung des Steuerweſens im 
Uebrigen dafür gelorgt ift, daß die ärmeren Claſſen nicht ungebührlich 
belaſtet werben. 
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4) Nach dem Intereſſe find die Beiträge zu den wirthſchaftlichen Ausgaben 
(Straßen: und Ufer- Bauten, Canalifation u. |. w.) umzulegen, und 
zwar — abgejehen von Gebühren, ſoweit dieſe ohne Beläftigung des 
Verkehrs möglich find — am beiten in der Form einer beweglichen realen 
Ertragäfteuer, welche vorzugsweiſe ‚ven aus dem Gemeinde-Berband herz 
fließenden Werthzuwachs des Grundbeſitzes zu berüdjichtigen bat. 

5) Tie Grundſätze der Gemeinde-Beſteuerung find, um einerſeits den Inter— 
eſſenkampf in den Gemeinden, andexerſeits die fortwährende Einmiſchung 
der Oberbehörden zu vermeiden, durch Staatögeleg feftzuftellen. 


Dr. Genſel. 


Thejen zur CommunalftenersFrage. 


I. Es ift durch Staatögefeg und zwar mit Rückſicht auf gleichzeitig noth- 
wendige Staatöfteuer-Neform zu beftimmen, welche Arten von Abgaben 
in den verichtedenen Gemeinden erhoben werden follen. 

I, In Städten und Yandgemeinden jollen hauptlädlih erhoben werben : 

1) beiondere Beiträge von nachweislichen Interefjenten ; 

2) Realfteuern, namentlih von Grund und Boden und Gebäuden ; 

3) WBerfonalfteuern von allen in der Commune lebenden, ökonomiſch 
jelbftftändigen phyſiſchen Perfonen ; 

4) in großen Städten indirecte Berbrauchsfteuern zum theilmeifen 
Erſatz von Nr. 3. 

Ill. Das Staatögefeß Toll das Verhältniß, in welchem diefe verjchtedenen 
Haupt- -Ausgabearten benugt werden dürfen, mit Rüdficht auf die Haupt: 
zweige der communalen Verwaltung und die betreffenden Communal- 
Ausgabepoften feftitellen, jo daß der Ertrag der Realftenern die Aus— 
gaben der Commune für wirtbichaftliche Verwaltung ungefähr dedt. 

IV. Beiträge und Realfteuern follen unabhängig von ähnlichen Staatöfteuern, 

Communal-, PBerlonal:, insbefondere Einkommen-Steuern im Anſchluß 
an die entfpredhenden Staatöitenern eingeſchätzt werden. 


Held. 


Reſolutionen zur Communalſteuer-Frage. 


1. Bei der bevorſtehenden Reform des Communalſteuer-Weſens iſt für ganz 
Deutſchland, wo immer thunlich, ein Syſtem von Zuſchlägen in erſter Linie 
zu ſtaatlichen Einkommenſteuern, in zweiter Linie und unter geſetzlich feſt— 
zuſtellenden Einſchränkungen, zu ſtaatlichen Ertragsſteuern zu empfehlen. 
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2. Fir Leitungen an Eingelperfonen wie an einzelne Gruppen von Intereſſenten 
jind Gebühren und bejonderd aufzulegende Ertragsfteuern zu geftatten. 

3. Conſum- und Berzehrungd:Steuern dürfen nicht neu eingeführt, wohl aber 
einftwetlen noch beibehalten werden, doch iſt auf ihre Berminderung und 
allmälige Abſchaffung hinzuwirken. 

4. Für juriſtiſche Perſonen und Forenſe iſt eine beſondere, den bisher in 
mehreren Landestheilen ihnen auferlegten Sätzen der Einkommenſteuer un— 
gefähr entſprechende Ertragsſteuer vorzuſchreiben. 


Seyffardt=-Grefeld. 


Borjigender Profeſſor Dr. Naſſe: Ich gebe zur Geſchäftsordnung Das 
Wort dem Herrn Referenten Profefior Dr. Wagner. 


Referent Profeflor Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren! Ich möchte 
mir erlauben, in Rüdficht auf einige mir fundgegebene Wünſche einige formelle 
Aenderungen zu machen. An Stelle der drei eriten Punkte auf Seite 1 meiner 
Thejen würde ich folgenden Satz jtellen: 


1) Die Commmmalbefteuerung kann bei den notoriihen Mängeln ver 
Staatöbeiteuerung und bei der partiellen Berjchiedenheit der Aufgaben des 
Staated und der Communen nicht auf die Zufchläge zu den Staats— 
fteuern beſchräukt werben. 


Dann würde ald 2) Die Nr. 4 folgen mit Weglaffung des mittleren 
Satzes, an die Stelle von 3) würde treten der Sa unter 10), und Nr. 4) 
würde dann Die jegige Nr. 5) einnehmen. Auf diefe Weile reducirten fich meine 
Vorſchläge ungefähr auf Zweidrittheil des bisherigen Umfanges. 


Borfigender Profeſſor Dr. Naſſe: Wir treten jest in die Discuffion ein. 
Herr Seyffardt (Erefeld) hat das Wort. 


L. F. Seyffardt (Erefeld): Meine Herren! Die beiden Herren Referenten 
baben ſich von den Ertremen in Steuerfadhen, von denen das eine die Ideal— 
fteuer abgejehen von jedem nod jo aut arbeitenden Syſtem von beſtehenden 
Steuern beliebt, das andere die beftehenden Steuern für die allen richtigen und 
die Idealſteuer für außer aller Frage erachtet, fern gehalten. Ich glaube, fie 
haben jehr wohl daran gethan, denn in einer Berlammlung, in der die ver: 
Ichtedenen fir Steuerwejen interejlirten Elemente ſich miſchen, wie es bier der 
Fall ift, in der weder die Praftifer, die ja häufig für das zweitgenannte Extrem 
ſchwärmen, nod die politiihen Theoretiker, die dem erjten Extrem zuzuneigen 
pflegen, vorberrichen, müſſen wir verjuchen, den gemeinſamen Geſichtspunkt auf- 
zufinden, von dem wir die Steuerfrage betrachten können, um dieſen Gejichts: 
punkt im Auge behaltend weiter zu bauen, 

Ich glaube nun, day dieſer Gefichtöpunkt die Idee fein muß, auf der 
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Baſis der hiſtoriſchen Entwickelung dem Gemeinwohl nützliche zukünftige Geftal- 
tungen anzubahnen. Es ſtellt ſich uns hierbei die große ſchon von dem erſten 
Herrn Referenten hervorgehobene Schwierigkeit entgegen, daß die Entwickelung 
des Communalfteuerweiens in den einzelnen beutfchen Ländern eine jo außer— 
ordentlich verjchiedene ift. Welcher Abitand zwifchen der Entwidelung im Süden 
und in den mittelveutichen Staaten, wo nad den Gutachten, Die in dankens— 
werther Weiſe uns durch den Berein geboten find, die indirecte Steuer nicht 
nur als die einzig richtige, ja ſogar als die Steuer der Zufunft hingeftellt 
wird, — und der Entwidelung in Norddeutſchland, wo faum Meinungs: 
verjchierenheiten über die Vorzüge der directen Steuern herrſchen! 

Bei dDiefer Lage der Sache, meine Herren, und da ja überhaupt die Ent- 
widelung des Gommunalfteuerfyftems Sade der Einzelftaaten bleiben wird, 
glaube ih, wird e8 für alle Diejenigen, die ſich an der Discuffion betheiligen, 
wünſchenswerth fein, ſich möglichit zu bejchränfen, ſoweit nicht allgemeine Geſichts— 
punfte in Frage kommen, auf Die Beſprechung der Steuerverhältnifje in denjenigen 
Partifularftaaten, deren Berhältnifje fie genauer fennen. Für mich wird dieſer 
Partitularftaat mein engered Vaterland Preußen fein, nicht nur aus dem 
Grunde, den der erfte Herr Referent angeführt hat, weil e8 der größte deutſche 
Partifularftaat ift, ſondern weil innerhalb feiner Grenzen ſich jo verfchieden- 
artige wirthichaftliche und fociale Verhältniſſe gruppiven, daß die VBorausfegung 
einigermaßen gerechtfertigt ift, Daß ein bier paffendes Steuerfyften menigftens 
nicht ungeeignet für die übrigen Theile Deutſchlands ift. 

Ih Habe aber noch einen bejonderen Grund, weshalb ich gerade bie 
preußtiche Entwicelung im Communalſteuerweſen bejonder8 hervorheben möchte. 
Ich glaube, daß fie ohne directen oder indirecten Drud der Geſetzgebung noch 
auch irgend welcher anderer Factoren in einer Richtung erfolgt ift, die ich für 
Die richtige und eriprießliche halte, — ganz entgegen dem Herrn Korreferenten, ber 
aus demſelben Yandestheil ftammt wie ih, und Ihnen über diefe Entwidelung 
feine Klageliever gelungen hat, ohne indeß ſeinerſeits in der Yage geweſen zu 
fein, eine beftimmte Divective zu geben, wie man in Zukunft practiich die Diuge 
anfalfen jolle. Denn wenn er als Refolution oder Duintefjenz alles deſſen, 
was er vorgetragen bat, Hinftellt, wir müſſen zuvörderſt eine Reform des 
gelammten Staatöfteueriyftems verlangen, jo beißt das einfach, wir wollen fort- 
fahren, über die Sache zu disfutiren, aber doch einftweilen die Regelung auf 
eine zufünftige Zeit. vertagen. 

Meine Herren! Indem ich mich ausſpreche für die Entwidelung, wie fie 
namentlih in Preußen ftattgefunden hat, jo plaidire ih für eine Befteuerung 
auf Grundlage der Idee der Yeiftungsfäbigkeit umd der Steuergerechtigkeit, die 
zwar beide von Herrn Profeffor Wagner betont werden, aber doch nicht in allen 
von ihm vorgeichlagenen Thefen mit voller Klarheit zum Ausdrud gefommen 
find. Sie erfennen leicht, daß durch dieſes Princip die durch die Staatsſteuern 
nad) unten progreſſiv betroffenen niederen Schichten der Gefellihaft in den 
Communalſteuern günftiger gegenüber den VBermögenden geftellt werden. Es ift 
dies für mic der durchſchlagendſte Geſichtspunkt in Steuerfachen, und ich glaube 
auf Ihren Beifall rechnen zu fünnen, wenn ich Tage, daß er, wenn er auch nicht 
der einzige Geſichtspunkt fein und bleiben darf, er doch niemals ganz außer 
Augen zu jegen ift. 
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Bon der Abwälzung iſt im Laufe der Referate verichiedentlich die Rede 
geweſen. Nach meiner Anficht ift gerade die Bedeutung der Entwidelung des 
Sommunalfteuerweiend im preußiſchen Staat darin zu juchen, daß man von 
dem Verſuch einer Abwälzung abgejehen bat, die doch nichts anderes ift, als 
daß man die Gerechtigkeit, die im Syſtem liegen ſoll, gewifjermaßen dem Zufall 
anbeimftellt, den Zufall an die Stelle des denkenden Geſetzgebers treten läßt. 

Nun ftelt man ja dieſer meiner Anficht, daß in erfter Yinie immer das 
Verhältniß der einzelnen Gefellihaftsclaffen zu einander betrachtet werben müſſe, 
entgegen, es dürfe doch dies nicht der einzige Grundſatz fein. Damit bin ich 
einverftanden,, aber andrerjeitd glaube ich, ‘wenn e8 num einmal, wie doch all- 
gemein zugeftanden wird, klar tft, daß durch die indirecten Steuern die unteren 
Schichten ftärker getroffen werden, daß wir dann nad; der Meinung des Herm 
Profefjor Held in feinem trefflihen Buch über die Einfommenfteuer doch Tieber 
von der Abwälzung abſehen und direct dem VBermögenden . dasjenige zur Yait 
ichreiben, was er jchlieplih Durch die Abwälzung doch bezahlen muß. 

Nun bin ich gegen die Anwendung der indirecten Steuer injofern nicht 
principtell, daß ich fie für alle Verhältniſſe ausgeichloffen jehen möchte. Ich 
würde mir jehr wohl denfen können, daß, wenn die Umftände e8 jo fügten, man 
für die unteren Schichten eine indirecte Sommunalfteuer einführte, die zur Folge 
hätte, daß man fie mit Directen Steuern verſchonte. Wie die Dinge aber liegen, 
jehe ich in der Entwidelung in Preußen das ſchöne Rejultat, daß die geringeren 
Stände weſentlich vor Meberlaftung, die fie haben würden, wenn wir ein indi= 
rectes Steuerſyſtem au im Communalſteuerweſen hätten, geſchützt find. Unſer 
indirectes Steuerweſen iſt ja ſo ausgebildet bezüglich der Staatsſteuer und es 
wird in Zukunft noch eine weitere Ausbildung ſo lange erleiden müſſen, als 
unfer berechtigter Partikularismus in Steuerſachen dem deutſchen Reich jo leich‘ 
feine directen Steuern gewähren wird. Eine ganz bedeutende Entlaftung der 
unteren Stände erblide ich num in der ziemlich allgemein durchgeführten gänzlichen 
Beleitigung der Schlaht- und Mahlfteuer, trog den etwas unbeſtimmten 
Aenferungen der heutigen Herren Referenten und den viel beftimmteren 
einiger der Herren Gutachter. Sprechen doch unter den Legtern der Gutachter 
aus Bayern und der aus den mitteldeutichen Staaten ganz naiv aus, daß der 
Bortheil der Nichterhebung der Schlacht- und Mahliteuer nur den Händlern, 
den Bädern und Schlähtern zu Theil geworden wäre. Ich darf mic wohl 
enthalten, des Näheren hierauf einzugehen. Was wären wir Freihändler in 
Confequenz diefer Anfhauung für Narren, wenn wir fortführen, darauf hinzu— 
wirken, daß die Schutzölle befeitigt, Daß auch die Zölle für eine Neihe von 
Conjumgegenftänden erniedrigt würden, wenn das einzige Refultat das wäre, 
die Zwiſchenhändler zu bereichern?! 

Noch auf einen Geſichtspunkt möchte ih aufmerffam machen. 8 ift der 
Gefichtspunft, der gerade von hervorragenden Mitgliedern dieſes Vereins fo oft 
betont worden ift. Es ift gewiß erforderlihd, daß bei der Förderung der 
nationalen Production die Vertheilung auf die einzelnen Staatsbürger niemals 
außer Acht bleibe und daß e8 nicht allein darauf anftomme, eine immer größere 
Fülle von Gütern zu erzeugen. Meine Herren, es haben die fih daran 
Ihliegenden Gonfequenzen viel mehr Widerfpruch erfahren, als der Ausſpruch 
ſelbſt. Den Ausfpruch theile ih im vollſten Maße, Die Confequenzen aber nicht, 
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daß unfer Staat fi zwar im Allgemeinen folgerichtig und feft in wirth: 
ſchaftlichen Principten, doch in Bezug auf die Wirkſamteit feiner Organe in allen 
Detailfragen eher täppiſch als feinfühlig erwieſen hat. Im Steuerfahen aber 
handelt es ſich nicht darum, fünftlic eine andere Bertheilung des Vortheils, 
der bei der nationalen Production erwächſt, zu veranftalten, — es handelt fich 
nur darum, von den umteren Ständen eine Fünftlihe ihnen zur Yaft fallende 
Benachtheiligung fern zu halten. 

Wenn id ald Mancheſtermann, als der ich mich bekenne, in dieſer Rich— 
tung mich ausipreche, dann glaube ich, die Hoffnung hegen zu dürfen, daß Der 
ältere Stamm des Bereins für Soctalpolitit um fo entjchiedener eintreten wird, 
um auch in der Steuerfrage zu zeigen, wie ernſt es ihm mit ber jocialen 
Reform ıft. 

Meine Herren! Ich darf nun wohl übergehen zu der Darlegung der 
direkten Befteuerung, die ih mit Zuſchlägen belegt wünjche, um den Communal⸗ 
bedarf zu deden. Es ift viel über die Gebühren und Beiträge geſprochen und 
allgemein anerkannt worden, daß nad der Richtung hin Die Gemeinden voll 
berechtigt find, ſich Einnahmen zu ſchaffen; nur darf man nicht erwarten, daß 
die Erträge gegenüber den jo außerordentlich hoch - geftiegenen Ausgaben ber 
Sommumen gar beträchtlid werden. Ich möchte glauben, daß es fich ähnlich 
verhält mit den Specialfteuern, die dafür auferlegt werden, daß beftimmte Ber: 
ionen, Claſſen, Kategorien, Stadttheile ein bejonderes Interefle an dieſer oder 
jener communalen Einrihtung haben. Es wird die Berechtigung ſolcher Steuern 
faum angegriffen, nur jobald fie vorgejchlagen werden, erheben ſich Die Inter- 
eſſenten mit großer Macht und es hält in jedem einzelnen Falle außerordentlich 
ſchwer, fie einzuführen. Im dem Öutachten von Herrn Yudwig-Wolf wird vie 
Bedeutung ſolcher Specialfteuern für Die Stadt Merane mit 28 bis 34 %, 
beziffert. Für unſere rheiniſchen Städte würde diefer Procentſatz faum 5 bis 
10 0 überjteigen. Herr Oberbürgermeifter Wegner bat ſchon darauf hinge— 
wiejen, wie das, was in der Richtung geichehen kann, heute Schon in den Städten 
bei uns geſchieht, wie z. B. für Gymnaſien und Realſchulen dort höhere Schul⸗ 
gelder eingezogen werden als in den meiften öftlicyen Provinzen ꝛc. x. 

Auf alle Fälle wird es aber erforderlich fein, neben diefen Beiträgen und 
Specialjteuern die direkten Steuern heranzuziehen und es fragt ſich num, welche 
derſelben die geeignetite iſt. Es kann zuerit daran gedacht werden, Mieths— 
oder Hausfteuern einzuführen, und was dadurch nicht aufgebracht wird, würde 
die Claſſen- und claflificirte Einkommenſteuer leiſten müſſen. Man kann m 
zweiter Linie die Ertragsfteuern ded Staates mit Zuſchlägen belegen, und was 
dann nicht geleiftet ift, würde abermals der Claſſen- und clajlificirten Ein- 
tommenſteuer zur Laſt fallen. Endlid — und das tft, was ich befürworten 
möchte — man joll abjeben von Mieth8- und Hausftenern und Ertragsfteuern 
und einfach auf die Claſſen- und clajlificırte Eintommenfteuer zurüdgreifen, wenn 
man der Steuergerectigfett nahe kommen will, 

Bezüglich der Mierhöfteuer hat der Herr Referent ſchon ausgeführt, daß 
ſie eine ſehr ſchlechte Steuer iſt, daß ſie gerade den gemeinen Mann außer— 
ordentlich belaſtet. Alle Statiſtiler ſind darüber einig, daß in dem Budget des 
gemeinen Mannes die Miethe einen viel größeren Procentſatz bildet als bei den 
mittleren Ständen und einen noch größeren, als bei den reicheren Bevölkerungs— 
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claſſen. Es kann aljo nicht ausbleiben, daß man durd die Etablirung der 
Mietböfteuer eine unmittelbare Entlaftung der Bermögenden berbeiführt. 

Eines ift mir unbegreiflic gewejen, wie Herr Wagner, wenn er dieſe An— 
ſchauung von der Miethöfteuer hat, ſich für eine Hausftener ausſprechen fann. 
Beide kommen nad meiner Anſicht ganz auf denjelben Efjeft hinaus, praftifch 
wenigftens würde ih das überall, wo ich die Berhältniffe fenne, genau beweiſen 
fönnen und jelbft für Berlin würde diefer Beweis nicht ſchwer halten. Greifen 
wir doch einen Ort heraus, wo nur Zuſchläge zur clafjificirten Einfommenfteuer 
erhoben werden umd unterjuden wir, was die niedrigen Schichten bezahlen 
müßten, wenn Miethöfteuer erhoben würde. In meiner Baterftadt Crefeld 
haben wir progrejfive Zufchläge zu der Einkommenſteuer. Es bezahlt der ın 
der unterften Clafjenfteuerfiufe Veranlagte heute 200 %, Zuſchlag, das find 
ſechs Marl. Nah dem Cap, der für Berlin maafigebend ift bezüglich ber 
Haus» und Miethöfteuer, nämlid 2°/, %, für Hausfteuer und 6°, 9, für 
Miethöfteuer, würden die zwölf Durdjchnittsfamilien jener Stufe in meiner 
Baterftadt, deren Miethe ih genauer zu unterfuchen VBeranlaffung genommen 
babe, bei einer durchſchnittlichen Miethe von 133 Mart 12 Markt an Mieth3- 
jteuer zu zahlen haben, fie würden alſo durch die Miethöfteuer allein mit 200 9%, 
ihrer bisherigen Geſammt-Communalſteuer getroffen werden. Vergleicht man 
nun hiermit den Turdichnitt von zwölf Familien, die in der erften Einfommen- 
fteuerftufe ftehen und heute 414 Mark Communal-Einfommenfteuer zahlen, jo 
würden dieje bei einem Miethöwerth von 825 Markt nur 73 Mark an Miethö- 
fteuer aufzubringen haben, aljo nur 17%, 9%, ihrer bieherigen Steuer. Sie 
jehen aus diefem Beijpiel, daß mit der Einführung von Mieth8- und Hausfteuern 
eine bedeutende Entlaftung der Vermögenden bewirkt wird. 

Der zweite Weg, die Bebürfnifje der Communen zu deden, befteht in 
Zufchlägen zu Ertragsiteuern, ergänzt durch Zuſchläge zur Claſſen- und Ein- 
fommenjteuer. Faſſen wir Die einzelnen Ertragsfteuern, wie fie heute eriftiren, 
und nicht, wie fie reformirt werden können, ind Auge, denn wir dürfen nicht 
glauben, daß die von den beiden Herren Referenten gewünjchte Berbefjerung 
unferer beftehenden Steuern jo gar raſch Pla greifen werde! Schon Herr 
Wagner hat gejagt, daß unjere Gewerbefteuer eine abjolut jchlechte Steuer 
it, und zwar, weil fie gerade den Heinen Gewerbtreibenden mit unnachfichtiger 
Schärfe faßt, während fie den mittleren Kaufmann, bejonderö aber den Groß— 
industriellen mit geradezu lächerlichen Beiträgen beranzieht. Wie fann e8 ge— 
vechtfertigt werden, wenn man die' höchſtbeſteuerten Induſtriellen — einige Wenige 
auögenommen — nit 200, 400 bi8 500 Mark belaftet, während man einen Bäder, 
Schneider, Metzger mit 60, 80 und 100 Mark heranzieht. Wir werden das 
Uebel aber durch Zuſchläge nur vermehren. 

Die zweite Ertragsſteuer ift die Grundfteuer. Ih weiß nun jehr 
wohl, wie die Agrarier durch ihre übertriebenen Forderungen fi wenig Sym— 
pathien erworben haben; in Bezug auf die Steuern muß ich ihnen aber man- 
nichfach Recht geben. Die Landwirthſchaft iſt Durch Die internationale Concurrenz 
doch in ſchlimmerer Weife getroffen, als die Induftrie, da ihr feine Schutzzölle 
bewilligt werden und ihre ungünftige Poſilion noch dur viele andere Momente 
verftärft wird, z. B. durch die Differentialzölle der Eiſenbahnen. Alle Klagen 
der Induftrie ftügen ſich auf das Gefühl der Unbehaglichkeit, un den mit nie 
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dageweſener Schärfe eingetretenen ſchlechten Conjuncturen. Objectiv betrachtet, 
muß jie aber zugeftehen, daß fie in ven Testen Decennien viel beſſer daran 
geweſen ift als die Yandwirthicaft, und daher ein Syſtem von Extrazufchlägen 
zur Grundſteuer nicht berechtigt iſt. 

Endlih die Gebäudefteuer. Nach dem, was ich über die Mieths— 
ftener gejagt habe, braude ich hier nichts weiter auszuführen. Diefe Steuer 
wird gänzlih auf die Miether abgemälzt und es wird nicht der getroffen, ver 
befigt oder die größere Yerftungsfähigfeit hat. Zufchläge zur Gebäudefteuer 
müfjen nothwendiger Weiſe daher Die Ungerechtigkeit vermehren. 

So fehen wir, daß, welde der beftehenden Ertragäfteuern wir auch heran 
holen, eine Entlaftung des Bermögenden, namentlich jo weit er über mobiles 
Gapital verfügt, erfolgt. 

Ic wundere mid immer, daß namentlib von den Herren, Die ſich der 
Theorie befleißigen, auf die Ertrags- und Specalfteuern jo viel Werth gelegt 
wird, ald wenn durch jchärferes Heranziehen vieler Steuerarten das Heil ver 
Zufunft gefördert würde. In dem Referat des Herm Wagner habe ich, wie 
bei manden anderen Gelegenheiten, eine fleine Erklärung dafür gefunden; es 
ift die Antipathie, die in den meiteften Kreiſen gegen die Claſſe von Menſchen 
herrſcht, Die bei dem Einftrömen der Yandbevölferung in die Städte ihren 
günftig gelegenen Grund und Boden zu außerordentlich hoben Preiſen verwerthen 
fönnen, und fo obne die geringfte eigene Arbeit reich werben. Ich theile die 
Antipathie der Herren gegen diefe Gefellichaft, jo weit fie im Communalleben 
fih bisher durch nichts weniger als Lebendige Theilnahme an feinem Wohle 
ausgezeichnet hat; aber ich fann feinenfalld glauben, daß durch Ertrags- oder 
Spetialfteuern den Leuten irgendwie hinter die Kirihen zu kommen if. Nur 
durch Heraufichrauben in der Einfommenfteuer kann man fie greifen. Es iſt 
in der Praxis anerfannt: Abwälzung kann nur bei Objectöfteuern, niemals bei 
Perfonalfteuern ftattfinden. Wo Unternehmer, die durch die Einfoinmenfteuer 
verſchieden herangezogen werben, concurriven, wird allemal der im Vortheil fein, 
der am wenigften Steuern zu bezahlen hat; nach feiner Steuer regelt ſich die 
Coneurrenz, jo daß von einer Abmälzung faum oder gar nicht die Rede fein fann. 

So, meine Herren, komme ich zu dem Schluß, daß am Rictigften die 
Bedürfniffe der Gemeinde, jo weit jie nicht durch Gebühren und Specialfteuern 
gedeckt find, durch progrefjive Zuſchläge zu der Claſſen- und Einfommenfteuer 
zu deden jind. Daß die Vertheilung ſich dabei nicht mit Der bereits in der 
betreffenden Steuer beftehenden Progreſſion begnügen darf, ift überall practifch 
zur Geltung gefommen, wo die Zuſchläge bis zu 200 oder 300 %/, geitiegen 
find. Ueber die Berechtigung der Progreffion vom Standpunkt der Theorie 
brauche ich mich wohl nicht auszulafen, nad den von den Herren Wagner, 
Held, Neumann u. U. ſiegreich durchgeführten Gründen. 

Meine Herren! Beim Eingang meines Vortrags babe ich auf die Ber: 
Ichtedenheit der Entwidlung der Communalſteuer-Verhältniſſe in Deutichland 
bingewiejen. Sch werde mich zur Vertheidigung meiner Anfichten daher vor: 
zugsweiſe gegen Diejenigen Herren zu wenden haben, die meinem engeren Yandes- 
theile angehören und den meinigen entgegenftchende Wahrnehmungen gemacht 
umd öffentlich ausgeiprodhen haben. Ich denfe dabei vornehmlich an den hoch— 
verehrten VBorfigenden diefer Verfammlung. an den in Steuerfragen jo außer— 
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ordentlich kompetenten Herrn Profeſſor Naſſe. Belonderd denke ich an fen 
Wort, daß die Hauöbefiger in den verichiedenen Gemeinden em ganz beſonderes 
Interefie Dabei hätten, gerade die Zuſchläge zu der Claſſen- und Eintommen- 
fteuer zu poufjiren. Meine Herren! Ich babe mir große Mühe gegeben, in 
unjerem Yandestheile Erempel herauszufinden, wo dieſe Anſchauung Platz griffe. 
Zuvörderit habe ich faum irgendwo einen Gegenſatz zwilchen den Haußbefigern 
und Befigern überhaupt herausfinden, nod viel weniger erfahren können, daß 
man Hausbefiger für bejonder® geeignet eradhte, um in der communalen Selbit- 
verwaltung zu arbeiten. So lange mir aljo nicht Beiſpiele aus meinem Yandes- 
theil gebracht werden, muß ich Dabei bleiben, daß die in unjerer Provinz jeit 
Decennien bervorgetretene Bewegung, Zuſchläge zur Glafjen und Eintommen- 
fteuer zu erbeben, dem trog der Dreiclaffenwahl ſich ergebenden Bedürfniß, die 
Interejjen der einzelnen Geſellſchaftsſchichten niemals in den Vordergrund zu 
drängen gegenüber den Intereſſen der Allgemeinheit zuzuichreiben ift. Erſt feit 
der Zeit Datirt Diefe Bewegung, ſeit wir in mehreren der größten und wichtigften 
Aufgaben der Gommunalverwaltung, dem Armen- und Schulweſen, vie ja 
weitaus Das meiſte Geld verichlingen, mit der engherzigen Tradition der ver- 
gangenen Generation gebrochen haben. Wie ſchlimm es damit ausſah, bat ja 
Herr Oberbürgermeiter Wegner beftätigt in feinem Referat. Dean bezahlt 
nun allerdingd bei uns heute wie immer vorher die Steuern mit Murten, 
aber wir können den großen Vortheil conftatiren, Daß, ſeit Die vermögenden 
Glajjen in jo ganz anderer Weile herangezogen werden, ſich ein Gemeinveleben 
berauögebilvet hat, Das mit vielem altem Zopf ein Ende gemacht hat und die 
Gontrole über die Verwendung der Steuern mit ftrenger Umficht übt. Ich 
glaube, daß dies ein Erfolg iſt, den wir nicht body genug anjchlagen können; 
denn wie ſchön es auch iſt, den Bejig und die günftigere äußere Yebenöftellung 
zu einem Antriebe zu größeren focialen Berpflihtungen zu verwerthen, jo ſchwer 
bleibt es doch, bei der Mehrzahl der Menſchen eine joldye ethiiche Forderung 
au zur Anerkennung zu bringen. Daß aber die vermögenderen Glafjen ın 
ganz andrer Weife als früher zu den Communalſteuern herangezogen werden, 
das beweift Ihnen jedes Einfommenfteuerbüchlein, wie fie jegt im Weiten gedrudt 
werden. Während die untern Schichten nur das Doppelte und Dreifadhe von 
vor 30 Jahren zu bezahlen haben, müfjen die Vermögenderen das dreißig-, 
vierzigfache beitragen, und ich füge hinzu, nach meiner innigften Ueberzeugung 
vermögen fie dies leichter, ald e8 den unteren Stufen wird, ihre Quote zu ent- 
richten. 

Es bleibt mir num nody übrig, einer Steuer Erwähnung zu thun, die 
auch zu den direkten gehört und deren Herr Profeſſor Wagner auch des Brei— 
teren gedacht hat, nämlich der Steuer auf das Vermögen. Da Herr Profejjor 
Wagner aber die Befürwortung dieſer Steuerart weniger in dem Detail aus- 
geführt hat, jo werden Sie mir geftatten, daß ich mich mehr am die Vorſchläge 
halte, die Herr Profeffor Nafie in dem Gutachten, von dem Sie Alle Kenntniß 
haben, "dargelegt hat. Herr Profeſſor Nafje ift, wie Sie willen, ein Freund 
der Ertragsſteuern im Ganzen; er hat die Nachtheile der Zuſchläge zu den 
direkten Steuern immer fehr objectiv und ich glaube, im Großen und Ganzen 
aud) richtig präcifirt; aber ih muß aufrecht erhalten, daß gegenüber den Vor— 
tbeifen, die ich eben gefchilvert habe, alle dieſe Nachtheile ein jehr geringes Ge: 
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wiht in die Waagſchale werfen. Was er gejagt hat über die bisher falſche 
Befteuerung der Forenſen und juriftifchen Perſonen kann ich unterfchreiben. Ich 
glaube auch, daß wir auf die Dauer, wenn wir die mannigfach eingetretenen 
großen Härten vermeiden wollen, im ungefähren Betrag der bisherigen Zuſchläge 
zu der Einfommenfteuer, ven die Forenjen zu zahlen haben, .eine Ertragfteier 
einführen müfjen. Was mid; aber bejonderd an dem Gutachten des Herrn 
Profeffor Naſſe gefreut hat, war, daß er nicht den Standpunft der meiften An: 
bänger der Ertragfteuern heilt, die vernögenderen Claſſen entlaften zu wollen. 

Prineiipell fünnte ih num mit einer die Nugungen aus vorhandenem Ber: 
mögen treffenden bejondern Steuer ſchon einverftanden fein, nicht aber die Mög— 
lichkeit und Sacgemäßbeit ihrer Durchführung anerfennen. Herr Profeſſor 
Naſſe Iclägt drei Wege vor, um eine Bermögenöftener aufzuerlegen. Der erjte 
Weg würde der fein, die Mietheeriräge ſowie die Ergebniſſe landwirthichaftlicher 
und induftrieller Production mit einer Ertragfteuer zu belaften. Ya, alles, mas 
ich gegen Zuſchläge zu Ertragfteuern fhon gejagt habe, paßt hierauf aud, und 
es würde von ihm nachzuweiſen fein, daß die von ihm vorgejchlagenen neuen 
Steuern beffer wären als die beftehenden. Sehr ſchwierig wird das allerdings 
nicht fein, aber e8 würde doch dadurch die Sache recht jehr im die Zufunft Hin- 
ausgefchoben werden. — Der zweite Weg ıft der, die auß beiden erwähnten 
Kategorien entipringenden Gewinne und die Miethserträge mit einer Vermögens: 
fteuer zu belaften. Wenn das nun nicht blog ein anderer Namen für biefelbe 
Sache ift, jo bin ich feit überzeugt, daß der bloße Name einer Vermögensſteuer 
binreichen würde, um ihre Ergebniffe bei der Einſchätzung zur Claſſen- und Ein: 
fommenfteuer in Anrechnung gebracht zu jeher, — Der dritte Weg, den Herr 
Profefjor Naſſe vorichlägt, ift der, die Immobilien, wie jie vor unfern Augen 
daliegen, einer neuen Einſchätzung zu unterwerfen, die auf andern Principien 
beruht als die Einſchätzung zur Grund- und Gebäudefieuer des Staated, und 
die Induftriellen nach der Zahl der Yohnarbeiter zu belaften, die ſie befchäftigen. 
Das Erftere dürfte nad) Analogie von Staats- Grund: und Gebäudefteuer 
zwar als ſchwierig, aber doch als möglich zu bezeichnen, das letztere würde ſogar 
ſehr Leicht umd einfach fein. Aber mürden die, die gezwungen find, den Kopf 
ins Loch zu fteden, das fo geduldig thun? Würden jie nicht wünſchen, daß 
die Befiger von Actien, Staatspapieren u. dgl. in ähnlicher Weife herangezogen 
würden? Wir würden dann für jede einzelne diefer Kategorien eine befondere 
Steuer baben müffen, und während wir ſchon jest glauben, daß die Steuern 
fo complicirt find, daß die Einihäßungsfaftoren die Arbeit kaum mehr leifteu 
fönnen, würden mir geradezu die doppelte Arbeit haben. So meine ich denn, 
wenn Herr Profeffor Raſſe feine Eigenſchaft ald Mitglied des preußiſchen Ab: 
georbnetenhaufes gegen diejenige des Profeſſors der Nationaldconomie ind Gefecht 
führen wollte, ev fich meinen Bedenken anjchliegen müßte. 

Ih glaube nun in der That, daß die von dem geehrten Herin gewünjchte 
ftärfere Heranziehung des fundirten Einfommens und ded Vermögens heute jchen 
in viel höherem Maaße ertftirt, al8 gemöhnlid angenommen mird; fie wird 
von allen Einfhägungscommilfionen erftrebt, wenn Ste fahen, wie die Yeute 
praftifch arbeiten. Iſt denn die ziemlich hohe Progreſſion ber den Zuſchlägen, 
von der vorhin die Rede war, etwas andered als ein Heranziehen Des Ver: 
mögens, find die jogenannten Privilegien des Staatsbeamten etwas anderes als 
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eine Sicherftellung gegen Weberlaftung gegenüber den Verınögenden? Herr Pro— 
feligr Wagner hat ja ausgeführt, daß das wirflich fein Privilegium ift; es ift 
nur ein Schuß für die Beamten, damit fie nicht im fcheinbar richtiger, effectiv 
aber unrichtigfter Weiſe fchärfer herangezogen werden. Ueberhaupt glaube ich 
der Anficht fein zu dürfen, daß, wenn die Herren fich gegen die Zuſchläge zur 
Einfommenjteuer wenden, weil die heutige Einfommenfteuer jo mangelhaft ſei, 
fie jih dann mehr auf die Erkenntniß der Theorie als auf die Erkenntniß der 
Dinge, wie fie jih im praktiſchen Yeben vollziehen, berufen. Ueberall dort wird 
die Einfommeniteuer am fchlehteften veranlagt, wo man zu jehr den bureau— 
kratiſch-fiskaliſchen Standpunkt in den Vordergrund ftellt; überall da wird fie 
am richtigiten veranlagt, wo man fih an die allgemein erkennbaren Merkmale 
bält, Der gegenwärtige Finanzminifter in Preußen ift meiner Anjiht nach auf 
dem verkehrten Wege, wenn er durch immer mehr ind Detail gehende Beftim: 
mungen eine richtigere Einſchätzung herbeiführen zu können glaubt. Er hat die 
Beamten der Verwaltung Dadurch nahezu in Verzweiflung gebradt. Sie haben 
da an dem Gorveferenten einen verehrten Herrn kennen gelernt, der erklärt hat, 
es gebe bald jo nicht mehr weiter. Jedenfalls ift es jest ſchon jo, daß fait 
alle Einſchätzungscommiſſionen im ganzen Lande eine Phalanr bilden, die fich 
gegen den Finanzminiſter wendet um zu verhindern, daß Ueberbürdungen vor: 
fommen. Dagegen wird nun das Mittel ergriffen, daß man neuerdings Die 
Borjigenden der Einihägungssommiljionen verpflichtet hat, eine Voreinſchätzung 
zu machen, und es wird Dann gewillermaßen ein Wehe den Steuereinſchätzungs— 
commijjionen zugerufen die nicht folgen. Wie hat ſich aber die Sache praktiſch 
gemaht? Die Herren Vorjigenden ſchätzen meiſt auch generaliter ein, wie ſonſt 
die Commiſſionen, und füllen nachträglich die einzelnen Pojitionen aus, aus denen 
die Generalſumme ſich ergeben fol. Wie ungerecht wird aber, wenn von oben 
ber eingegriffen wird, die Sache überhaupt betrieben? Wenn es zu dem legten 
Stadium fommt, daß ein armer Steuerpflichtiger fih überlajtet glaubt und recla= 
mirt, Dann werden Bertrauenöperfonen ernannt, Die nicht darüber zu befinden 
haben, ob der Mann im Verhältniß zu den Uebrigen überlaftet ift; nein, dieſe 
Bertrauendmänner haben nur zu berichten, ob die von dem Steuerpflihtigen 
berichteten Thatſachen ſtimmen oder nit. Diele können nun alle der Gorrectur 
bedürfen, die Abweiſung der Reclamation zur Nothwendigkeit machen, und doc) 
fann der Steuerpflichtige im böhften Maaße überlaftet fein; denn wenn Einer 
mit dem vollen Eintommen veranlagt wird und alle Uebrigen mit 50 %/,, fo 
ſchließt das doch eine große Ungerechtigkeit in ſih. So glaube ih, daß wir 
eine Verbeſſerung unjerer Claſſen- und Einfommenfteuer nicht auf dem von dem 
Finanzminifter Camphauſen bisher beliebten Wege zu erwarten haben, ſondern 
um Gegentheil durch Fallenlaſſen des allzu ängftlihen Eindringens in die Ber: 
hältnifje. Wenn der Herr Minifter nur einen Theil der Arbeitötraft, die nöthig 
ft, um alle die einzelnen Beſtimmungen zu geben, fie zu widerrufen oder abzu— 
ändern, darauf verwendete, praftifch Durch perſönliche Anſchauung eingreifen zu 
laſſen, wie das in andern Refforts geſchieht, danı würde ein Kefultat zu er: 
reichen fein, — niemal® aber auf dem bisherigen Wege. 

Meine Herren! Ich babe mir erlaubt, die Quinteſſenz der Erfahrungen 
im praftijchen Leben, die ich Ihnen vorgetragen habe, in einigen kurzen Theſen 
zufammenzufafien, die ich Ihrer freundlichen Aufnahme empfehle. (Bravo!) 
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Profeffor Dr. Held (Bonn): Meine Herren! Zunächſt eine Bemer— 
fung zur Geſchäftsordnung. Ich halte e8 nämlich für abfolut unthunlih und 
würde e8 für unwürdig halten, während der Reden der Referenten, die eine 
Stunde ſprechen, zu rauen; aber während der Debatte können ‘doch mande 
guten Gedanken kommen, wenn geraucht wird; Mancher bleibt auch Lieber figen, 
und ich glaube, daß mährend der Debatte ein mäßiges Rauchen geftattet wer- 
den darf. | 

“ Ferner bemerte ich zur Geſchäftsordnung, daß wir in Eiſenach immer eine 
Beſchränkung auf zehn Minuten für die Redner in der Debatte hatten. Ich 
bitte das wieder einzuführen, daß jeder Redner nad zehn Minuten unterbrochen 
wird umd nur mit Genehmigung der Berfammlung weiterfpricht; es wirkt dies 
immerhin von Anfang an beichräntend. 


(Die Berfammlung beichliegt dem letteren Antrage gemäf.) 


Nun zur Sade, — oder vielmehr zuerft zur Perſon. Da id nämlich 
perſönlich provocirt worden bin, fo muß ich auch zuerft perjönlicd antworten. 
Mein geehrter Freund, der erfte Herr Referent, hat jenes parador® Dictum von 
einer principiellen Abneigung gegen Principien citirt. Das war ein Paradoron, 
welches mir im Eifer der Rede vor zwei Jahren entichlüpft iſt. Ich will mir 
erlauben, genau zu fagen, was ich damit meinte. Es fann mir damit natürlich 
nicht beifallen, leitende Gedanken bei Geſetzgebungs- oder gar wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten zu perhorreßziren; aber e8 giebt allerdings einen gewiſſen Mifbraud 
mit Principten, der nicht ganz felten ift, und gegen den bin ich ehr eingenommen. 
Ich bin zunächft in Steuerfragen namentlih gegen allzu einfache Principien, die 
ſich mit wenig Worten anſpruchsvoll in die Welt einführen und dann bei jeder 
Anwendung entweder unpraktiich find over eine Quelle von Zmeifel und Streit 
bilden. So 3. 8. ift e8 eine befannte Sache — es ift ja gebrudt — daß ich 
die Leiſtungsfähigkeit nicht al8 ein allgemeines Princip für die Vertheilung aller 
Steuerlaft gelten laſſen kann, weil dies Princip in der Anwendung viel zu viel 
Ausnahmen Hat und viel zu firittig if. Dann bin ich auch gegen foldye Prin= 
cipien, die bei häufigerem Gebrauch zu Schlagwörtern herabfinten. Gerade ver 
erfte Herr Referent bat ja bier gegen ältere Richtungen der Nationalöfonomie 
polemifirt. Wir jehen ja Alle, daß bei vielen älteren Richtungen fich häufig 
und leiht ein Geſetz da einftellte, wo die Kenntnig der Thatfachen fehlte. Wenn 
die® jo leicht eintritt, jo müffen wir uns auch hüten, daß wir nicht allzu ſchnell 
principielle Forderungen ftellen aus einem allgemeinen politiichen Gedanken heraus. 
Wir fommen fonft ſehr leicht in Schlagwörterwirthichaft hinein, welche und von 
dem realen Boden einer gewiffenhaften Unterfuhung der Thatfachen abführen 
fünnte. 

Erlauben Sie mir einige Beiſpiele. 

Gewiß ift e8 ein wichtiges Princip der jegigen Steuerreform, daß die Ber 
fteuerung auf eine Entlaſtung der Aermeren bedacht fein ſoll, nicht nur auf die 
der Neicheren. Ich bin mit meinem Freunde Seyffardt über dieſes Princip 
einig, dermody haben wir jehr verichiedene Memungen über die praftiiche Ge— 
ftaltung der. Gommunalfteuerfrage. Wenn wir uns beide auf das Princip ftellen 
würden, jo würden wir mit demſelben Princip in der Hand uns jchlagen, und 
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das Princip würde ein Schlagwort, mit dem man ſich nur ftreiten würde, ohne 
daß etwas bewiejen werden künnte. Aehnlich wideripricht es meinen Neigungen, 
wenn von Gommunalfteuern die Rede ift und dabeı Worte fallen wie: privat- 
rechtliches, gemeinwirthſchaftliches Syſtem, Communismus, Eocialismus, Etaats- 
communtsmus und wie fie der Neihe nach heißen mögen. Meine Herren, wir 
fönnen bier nicht zu jedem diefer Worte einen gemügenden Commentar geben, was 
wir darunter verftehen,; wohl aber vermengen ſich in den Ohren jedes Zuhörers 
bei ſolchen Worten Gedanken und Gefühle, diefe verwirren fich, und wenn man 
beanſprucht, etwas Principielles zu jagen, ohne e8 näher und präcis ausführen 
zu können, jo fann ich das nicht für ſehr erſprießlich halten. 

Ich habe ferner in meinen Theſen von allen Principten abgeſehen, die in 
der Yuft ſchweben. Wir brauden in Steuerſachen Principien für Fortbildung 
des Beſtehenden, aber nicht Principien, die ohne Weiteres in die Welt hinein— 
geſetzt werden können, und darin bin ich ſachlich mit dem Herren Referenten 
einverſtanden, reſp. er mit mir. Vielleicht gehe ich darin aber doch etwas weiter, 
einen Ausdruck, wie er ihn in den Theſen hat, von „zufälliger hiſtoriſcher Ent— 
wickelung“ würde ich nicht gebrauchen, denn für mich giebt es keine zufällige 
geſchichtliche Entwickelung. Die geſchichtliche Entwickelung unſerer Steuern iſt 
das Product von Machtverhältniſſen, an die wir anknüpfen müſſen und nur 
mit deren allmählicher Aenderung wir die Steuern ſelbſt ändern können. Die 
geſchichtliche Entwickelung iſt die natürliche Baſis, von der wir ausgehen müſſen, 
die wir nicht durch principielle Steuertheorien unter Perhorrescirung der geſchicht- 
lichen Entwidelung al8 zufällig erjegen dürfen. 

Meine Theſen entftanden, weil mir die des Herrn Referenten, mit denen 
ib in vielen Punkten übereinftimme, zu lang Schienen, eine einfache Kürzung 
aber nicht möglich war wegen manden materiellen Diſſenſes Ber einem Ber: 
gleich unferer beiderfeitigen Thejen werden Sie finden, daß in den meinigen der 
Begriff der Leiſtungsfähigkeit ganz fehlt, ich ſpreche nur von Perjonals 
ſteuer, die praftiihe Sache bei ihrem gewöhnlichen Namen nennend und Die Ge— 
danken, über die Streit iſt, weglafiend. 

Dann habe ich weggelafien das Poftulat der Progreſſion. Warum? Jede 
Perſonalſteuer iſt progreſſiv; es giebt bei uns in Wirklichtkeit feine andere; denn 
unjere Claſſen- und Eintommenfteuer it es bis zu einem gemiffen Grade auch, 
und die Perionalfteuern, die nicht entſchieden progreſſiv find, fangen immer erft 
bei einem gewilfen Minimum des Einkommens an. Ganz allgemein braucht 
man aljo nicht zu Tagen progrefjive Berfonaliteuer, ſondern blos Perſonalſteuer. 
Würde ich progreijio Hinzufegen, jo würde ich mich fragen: eine wie ftarfe Pro— 
greifion? und würde mich verpflichtet halten, dieje Frage zu beantworten. Das 
könnte ich aber nicht und Niemand fann ed, meil die Dinge in den einzelnen 
Communen und Staaten je nach den anderen noch vorhandenen Steuern jo ver— 
ſchieden liegen, da man das Maß der wünſchenswerthen Progrejiion in einem 
allgemeinen Sage nicht fallen fann. Ja in manden Communen ift die Pro: 
greifion ſchon ſoweit ausgedehnt, daß man an der Grenze des praftiich Mög— 
lichen angekommen iſt. 

Ferner fehlt die allgemeine Bermögensſteuer in meinen Theſen. 
Um VBerwechſelungen rorzubeugen, bemerke ich, daß wir unter allgemeiner Ver— 
möge nöfteuer eine Perſonalſteuer verſtehen, welche auf die Schulden Rückſicht 
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nimmt, die aber das fundirte Einfommen allein trifft im Gegenfag zum un— 
fundirten, alfo nicht alles Einfommen. Ste unterjcheidet fi) alfo wejentlih von 
den iſolirten Ertragäfteuern auf Grund und Boden, Gebäude, gewerbliche 
Etabliffements u. |. w. 

Wenn man diefe allgemeine VBermögenöfteuer, die bisher nur in einigen 
Scmeizercantonen und fonft an wenigen mafgebenvden Orten eriftirt, in unfer 
Steuerſyſtem einfügen will, jo muß man ſich vorher entſcheiden, ob der Staat 
oder die Communen oder das Reich diefen Verſuch zuerft machen follen. Ich 
glaube, diefen Berfuh kann zunähft nur derjenige Organismus machen, der 
die Einfommenfteuer in der Hand bat, weil die allgemeine Bermögensfteuer ein 
Correlat, ein Supplement der allgemeinen Einfommenfteuer wird. 


Nun ſcheint mir da eine Schwierigkeit vorzuliegen. Wenn ich e8 für wichtig 
halte, daR in den Communen, um die Einfommenfteuer nicht zu ehr hinauf: 
zuichrauben, Realjteuern, namentlich Gebäupefteuer u. ſ. w. da fein müffen und 
dies den Communen jelbitftändig in die Hand gegeben werden muß, jo können 
wir ihnen nicht gleichzeitig die allgemeine Vermögenöfteuer octroyiren. Wie 
jollen fie Beides zufammen machen? Soll e8 zufammen oder getrennt gemacht 
werden? Welche Rückſicht jollen die Steuern auf einander nehmen? Dies 
ſchien mir viel zu viel Vorfrage zu fein, al8 daß wir. heute Darüber abftunmen 
könnten. 

Endlich fehlt in meinen Theſen der Wagner'ſche Gedanke von der Extra: 
bejteuerung des unverdienten Gewinne. Meine Herren, wir haben e8 in ven 
legten Jahren maſſenhaft erlebt, daß unverbiente Gewinne gemacht wurden, aber 
wer entjcheidet denn darüber, inwieweit ein Gewinn verdient ift und wie weit 
niht? Neben den Ertragewinnen ſtädtiſcher Hausbefiger exiftiren colofjale 
Ertragewinne aus Handelögeihäften u. ſ. w., die nicht mit Grund und Boden 
verbunden find. Dieſe beionders zu befteuern, unternehmen wir nicht, weil es 
einfach nicht geht. Es ift denn aud das Eigenthümliche mit diefen Gewinnen, 
daß fie oft ebenfo ſchnell wieder zerrinnen, als fie gemonnen werden, wie wir 
e8 jetzt bei dem Rüdichlag erleben. Someit dieſe unverdienten Gewinne mora= 
liſch verlegend für uns find, ſoweit wir finden, daß Menfchen, die nichts Leiften, 
vielleicht nur Schädliches, und ungebilvet find, dur ihren Gewinn allein zu 
einer großen Stellung kommen, fowett died ein Unweſen ift, wird nicht die 
Steuer helfen können, fondern nur die öffentlihe Meinung, melde vergleichen 
Parvenus aus den befjeren reifen verbannt. 

Die Extrabefteuerung dieſer Gewinne läßt ſich nicht allgemein machen, denn 
nicht alle diefe Gewinne laſſen fich faffen, und man kann es auch nicht einmal 
ald em vom Standpunkt der Moral abjolut notbwendiges Postulat hinſtellen. 
Diefe periodifchen Conjuncturgemwinne müfjen, wie Herr Wagner felber ſagt, 
Durch — — und Erbſchaftsſteuern gefaßt werden, und das 
müſſen wir dem Staate überlaſſen. Ich glaube auch nicht, daß unſere Com— 
munalbehörden fie gerne übernehmen würden, zumal dann wieder die Frage der 
Abgrenzung der verjchiedenen Communen gegeneinander recht ftreitig werben 
würde; es würden ſich heikle Proceſſe entwideln zur Freude der Advocaten, aber 
zur Unfreude derjenigen, die fich mit einer gefunden und möglichft einfachen Re— 
aulirung der Communalbeſteuerung befaflen. So viel Einnehmendes alſo der 
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Gedanke bat, fo laſſe ich ihn doch weg, weil ich glaube, die Hinübernahme dieſes 
Punktes in die Communalfteuerfrage {ft materiell nicht richtig. 

Dagegen kam es mir in meinen Theſen befonder8 darauf an, daß einmal 
das ganze Communalweſen auf Staatögefeg beruht, daß das Staatsgefe ihm 
den Rahmen giebt, aber innerhalb defielben die Commune in der Berwaltung 
frei if. Das fteht in doppeltem Gegenſatz zu den beftehenden Einrichtungen. 
Es ſoll nicht die Frage, ob eine Steuer in den Gommunen zuläffig ift, oder 
nicht, abhängig fein von der zufälligen Bewilligung der Regierung, fondern von 
dem Geſetz; es foll die nähere Ausführung lediglidh den fommunalen Organen 
nach ihrer Kenntniß der thatfächlihen Berhältnifje und ohne weitere Verſchlep— 
pung zuftehen, Ich glaube, dieſes allgemeine Poſtulat iſt durchaus in Har— 
monte mit denjenigen Gedanken von Selbftverwaltung, die wir gegenwärtig ent» 
wideln, daß das ftaatliche Geſetz jouverän über Alle ift, darunter aber in ein= 
zelnen Kreifen nad) Yofal- und Competenzabgrenzung fich ein’ reiches ſelbſtſtändiges 
Yeben im Dienfte des Staates entwideln muß. 

Dann fam es mir darauf an, daß wir und erflären gegen das einfache 
Syitem der Zuſchläge zu den Staatöfteuern. Es iſt gejagt, es ſei bier eine 
colofjale Berfchievenheit möglih, je nachdem die Zuſchläge zu den oder den 
Steuern genommen werden. Zu allen Staatöfteuern fann man feine Zujchläge 
machen. Ich glaube aber, es ift ein verftändlicher Gedanfe, wenn ich meine, 
es ſolle der Commune überhaupt möglich fein, gemiffe Steuern felbftftändig aus: 
zubilden, die es im Staat entweder gar nicht giebt, oder die mehr mit einander 
zulammenhängen. Es hat das den Grund, daß es verſchiedene Steuerarten 
giebt, die die Kommune befonders gut, andere, die der Staat bejonders gut 
einfhägen kann, und da ift eine Theilung entſchieden am Plate. 

Dann jteht in den Thejen die Sadye mit den Beiträgen, Die in den ver— 
jchiedenen Gutachten hervorgehoben ift. Weiter fommt es mir darauf an, daß 
Perſonal- und Realfteuern beide überhaupt in ver Commune vorfommen, und 
nicht nur aus den Gründen, die von den Herren Wagner und Naffe in feinem 
Gutachten hervorgehoben morden find, 


Die Staatseinfommenfteuer ift diejenige Steuer, welche von allen gleichſam 
die ftaatlichfte ift, indem bei ihr der Gegenſatz zu dem Princip von Leiftung 
und Gegenleiftung am ftärfften zum Ausdrud kommt. Sie leidet bei und an 
einer ſchlechten Einihägung. Wenn Sie den idealen Gedanken, die wir mit 
der Perjonalfteuer im Staate verbinden, wirklich gerecht werden wollen, jo muß 
die Einihägung eime beffere werden. Das ift aber praftiich jo lange unmög: 
lich, als coloſſale Zufchläge in den Communen zu -der Staatseinfommenfteuer 
erhoben werden. Wenn 600 Proc. Zuſchlag in einzelnen Communen vortommen 
und 3—400 Proc. nicht mehr ungewöhnlich find, dann frage ich, ob nicht jede 
Behörde ſich gedrängt fühlen wird, dies durch milde Einſchätzung zu corrigiren, 
einfach weil es nicht anders gebt. Nebenbei bemerkt wird durch ſolche hohe 
Communalzufchläge bei milder Einfhägung der Staat gleihlam zu Gunſten 
der Commune beftoßlen — was weder ein würdiges noch zweckmäßiges Ver: 
hältniß ift. 

Es erſcheint mir ſonach als ein befonderer Grund dafür, daß wir bie 
Ausbildung der Realfteuern in der Commune wünjchen müfjen, der, daß mir 
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nur ſo die Einfommenfteuer rein und ihre richtige Ausbildung für den Staat 
möglich erhalten. 

Aus dem ähnlihen Grunde halte ih in den großen Städten indirecte 
Steuern für zuläflig, nicht etwa Wiederberitellung der Mahl: und Schlacht- 
fteuer, aber Einführung der Bierfteuer u. ſ. w., die ſich in Süddeutſchland be- 
währt bat. Dadurch könnte man die Perjonaliteuer der Commune in den unteren 
Stufen jehr gerinn machen und würde aud allerleı Schwierigkeiten der Ein— 
Ihägung und Erhebung, namentlidy allerlei Gebäffigfeiten bei der Sade, ver- 
meiden. 

Die Frage der juriftiichen Perfonen und Forenien will ih, da ich ja ſchon 
die erlaubte Zeit überichritten habe, übergehen und nur erwähnen, daß dieſe 
Trage nur vernünftig geregelt werden fann, wenn Perjonal» und Realfteuern 
beide in der Commune getrennt ausgebildet find. 

Dieſe Perjonen müfjen dann jelbftverftänplih Nealfteuern zahlen, während 
bei den Perjonalfteuern eine Heranziehung nicht mehr nothwendig ift, wenn die 
einzelnen Perſonen, aus denen die juriſtiſche Perſon befteht, ſchon dazu heran— 
gezogen und richtig eingejchätt find und die Forenjen anderwärts Gommunal- 
perfonalfteuer zahlen. Ich ſchließe, meine Herren, mit der Bemerkung, daß, 
wenn ich gegenüber dem erften Herin Referenten mancherlei Oppofition machen 
mußte, dieſe Oppofition hauptfählih darauf geichoben werden muß, daß ich in 
der Kürze der Zeit die Berfchiedenheit betonen mußte, Das dagegen, worin wir 
einig find, kürzer behandeln konnte. Sie Alle wilfen, daß wir ganz einig find 
in gewiſſen Grundgedanken der ſocialen Reform, in gewiſſen idealen Anforde— 
rungen an das Verhalten der Einzelnen auf wirthichaftlihem Gebiet und an 
den Gang der Gejeggebung; daß wir einig find in Bezug auf eine Maſſe von 
einzelnen Fragen in den Finanzen und in der NWationalöfonomie, bejonders 
darin, daß, wie ich ſchon mit Beziehung auf Herrn Seyffardt erwähnt habe, 
die Geſetzgebung in Steuerfachen niemals den Egoismus der Befigenden ftärfen 
und ihm dienftpflichtig werben dürfe Wir unterfcheiden uns aber darin, daß 
e8 mir im höchſten Grade darauf anfommt, bet allen praftiihen Poftulaten ein 
gewiſſes Maß zu halten. Es find ja genug Andere da, melde die letzten Ziele 
einer Bewegung in glänzenderer Weiſe formuliren und dafür eintreten fünnen. 
Meinen Freund Herrn Prof. Wagner wird es deshalb nicht Wunder nehmen, 
wenn ich es mir zur bejonderen Aufgabe made, das praktiſch Mögliche, das 
Maßhalten in allen Dingen hervorzuheben. (Beifall) 


(Ein Antrag ded Herrn Philippion [Berlin] auf Vertagung der De— 
batte wird abgelehnt.) 


Juſtizrath Dr. Braun (Berlin): Meine Herren! Ich babe mid; zum 
Worte gemeldet während des erſten Dritteld des Vortrages des erſten Re— 
ferenten, und zwar zu jener Zeit, wo er von dem „communiſtiſchen Charakter‘ 
der heutigen Bewegung ſprach, von dem Vorzug, den die „Gemeinwirthſchaft“ 
babe vor der Privamirtbidaft, von den Schäden der Goncurvenz, von der Un— 
zulänglichfeit des Geſetzes von Angebot und Nachfrage u. ſ. w. In der ferneren 
Entwidelung ſeines VBortrages nahm ich meine Meldung wieder zurüd, weil ich 
gar feinen Zuſammenhang fand zwijchen den praktiſchen Dingen, die er vorſchlug, 
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und den commmuniftifcher oder quasi-communiftiichen Theorien, zu welchen er 
fih im Eingang befannt hatte. Unter feinen Ausführungen über die Verſchieden— 
beit von Staat und Gemeinde, von der Differenzirung der verjchiedenen Func- 
tionen der Gemeinde, von dem Princip der Yeiftungsfähigkeit und dem Princip 
von Yerftung und Gegenleiftung oder Imterefjenbefteuerung u. ſ. w., — unter 
alle dem fand ich eine Reihe Tieber, alter Bekannter, die mir ſehr ans Herz 
gewachſen find. Tas find Ausführungen, die gemacht worden find, wie Der 
Herr Referent jelber anerkennt, von Herrn Prince: Smith und Herm Faucher, 
die in der vollswirthſchaftlichen Bierteljahrihrift von Michaelis und Taucher 
— nebenbei bemerkt, darf ich beicheidener Weile hinzufügen, aud) von mir — 
vertreten worden find, die wir Discutirt haben auf dem voltöwirthichaftlichen 
Congreß in Hamburg im Jahre 1867, die Damals von dem Congreß jelber 
in eme kurze, bündige Formel gebracht wurden. Kurz, alles das jchten 
mir feinen Grund zu bieten zu der fortwährenden, — ih muß jagen, in 
einem Bereine, deſſen Gäfte wird find, und in dem Wunde des erſten Re— 
ferenten etwas auffälligen Polemik gegen die Freihandelöpartei und einzelne 
Mitglieder Dderjelben, die übrigens nichts zu jagen hat, da ja ſolche Angriffe 
bis jett die Partei noch nicht über den Haufen gemorfen haben und es wohl 
in Zufunft aud nicht thun werden. 

Nun machte ich mic daran, in den Theſen des Herrn Referenten, von 
welchen ich, anmwendend die Worte eines berühmten Kirchenvaters, jagen möchte, 
daf fie verissima mixta falsissimis enthalten, d. h. unzweifelhafte Wahrheiten 
gemifcht mit unzweifelhaften Irrthümern — ich machte mich aljo daran, dieje 
Theſen zu jcheiden, in der Abficht, dasjenige, was ich für richtig hielt, zur An— 
nahme bei der Abftimmung zu empfehlen und das Uebrige auszuſcheiden. In 
dem Augenblide nun befam ich den Antrag des Herrn Prof. Held und fand 
darın dieſe Scheidung vollzogen, beſſer als ich fie hätte machen fünnen, da ich 
nicht wagte, mich fo ungenirt über die Thefen des Heren Referenten hinweg— 
zufegen, wie e8 Herr Prof. Held mit Recht gethan hat. Nur möchte id Herrn 
Prof. Held bitten, in I ftatt „ſollen““ zu ſagen „dürſen“, d. h. das Staatö- 
gejeg ſoll beftimmen, welche Steuern die Gemeinde erheben darf, und fie ſoll 
nicht vorjchreiben,, welche Steuern fie erheben joll und muß, — denn es 
giebt noch in Deutjchland Gemeinden, die gar nicht Urſache haben, Steuern zu 
erheben, weil fie von den Erträgniffen ihres Vermögens leben fünnen. Zweitens 
auch möchte ic dadurch das Mißverſtändniß vermieden willen, daß etwa in Dem 
Geſetz geſagt werden foll, es jollen immer die unter I, II, III und IV ge 
nannten Steuern als gleichzeitig erhoben werden. Das will aud Herr 
Profeffor Held nicht, fie ſollen fubjidiär erhoben werden je nach der ſpeciellen 
Lage, nah Ort und Zeit und Umftänden, die auferordentlich verſchieden find. 
Denn es hat fi in Deutichland das Communalſteuerſyſtem nicht nach einem 
einheitlichen Princip, fondern nad den verichiedenften biftorifchen Geftaltungen 
entwidelt umd es ſteckt in der Trage der GCommunalbefteuerung ebenio viel 
adminftrativ = politifch =technifches al8 volkswirthſchaftliches und jocial= politiiches 
Element. Deshalb gerade iſt mir der Antrag Held jo zufagend, weil er die 
Freiheit läßt für eine verichiedenartige, individualiſirende Steuerverfajlung der 
einzelnen Gemeinden und ein Schupgitter um das Gebiet herumpflanzt, um die 
Gemeinde zu verhindern, daß fie übergreife. Dem wenn die Gemeinde ſou— 
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verän wird, ſo wird ſie die Pariſer „Commune“. Innerhalb aber des durch 
das Geſetz abgegrenzten Platzes giebt der Antrag der Gemeinde die Freiheit 
und entlaſtet ſie von der Bevormundung; das iſt der große Vortheil dieſes 
Antrages. 

Wenn nun der erſte Herr Referent polemiſirt hat gegen die Auffaſſung 
der Freihandelsſchule, welche allerdings geſagt hat, der Staat herrſcht, die Ge— 
meinde wirthſchaftet, und gegen die Unterſchiede zwiſchen Staat und Gemeinde, 
die wir gezogen haben, — ſo bitte ich, mir darüber noch ein kurzes Wort zu 
geſtatten, das ich namentlich auch anwenden möchte, um zu ſprechen von einem 
Dbject, deſſen bis jetzt noch wenig oder gar nicht gedacht worden iſt und das 
doch verdient, daß feiner. hier gedacht werde, das iſt nämlich die Landgemeinde. 
Die Pandgemeinde hat nicht die Entwidelung gemacht won Separat- und ‘Privat- 
und perjönlihen Eigenthum zum Communismus, jondern umgefehrt vom Com: 
munismus zum freien, veräußerlichen, theilbaren, perföntihen Eigentum. Werfen 
Sie doch einen Blick auf die wirthichaftliche Entwidelung der Yandgemeinde. Sie 
lebte zu Anfang in Gemeinſchaft des Flureigenthums, wie e8 in Rußland nod) 
zum Theil der Fall ift, wo die ganze Gemeinde, „Mir“ genannt, gemeinfchaftlich 
baut und erntet und die Ernte entweder gemeinfchaftlich verzehrt oder nad Fa— 
milten theilt, d. h. nach fogenannten Seelen, nad ſelbſtſtändigen männlichen 
Perfonen. Aus diefem Communismus Hat ſich die Gemeinde allmählich ent- 
widelt dadurd, daß man von Zeit zu Zeit die einzelnen Hufen verloofte, alle 
ſechs, alle neun Jahre. Dadurch gab es wenigitend eine Art von Perjonal: 
eigenthum, und nachher ift der Mann dann wirklih Herr feiner Hufe geworben 
entweder in der Art, daß er eine geichloffene Hufe hatte oder eine vielgliedrige, 
die in die verſchiedenen Gewanne vertheilt war. Nicht aber genug damit, daß 
die Gemeinde ſich ſelbſt ihre Berfaffung, ihre Befteuerung aus dieſem Urbrei, 
aus dieſem Chaos des Communismus entwidelt hat, hat fie ſich in denjenigen 
Ländern, wo nit der Staatöabjolutismus, wo nicht die Gentralifation, wo 
nicht die Bevormundung ihren Weg beſchränkt hat, noch weiter differenzirt zu 
den Einzeigemeimden. Das ift das germanifche Princip im Gegenfag zu dem 
franzöfiichen. Die Zufchlagiteuern find in Deutfhland importirt unter Dem 
Einflug des franzöfiihen Büreaukratismus und Centralismus, da ift die Ge: 
meinde gar kein Individuum geblieben, jondern fie ıft nur der unterfte und 
Hemfte Berwaltungsbezirt des Staates, weiter nichts. Danach iſt es natürlich, 
daß die Gemeinde Steuern erhebt als Zuſchlag zu den Staatöfteuern, wie aud) 
der Maire nicht der Nepräjentant einer jelbitftändigen NWorporation, jondern der 
Knecht des Präfecten it. Das ıft confequent und muftergültig für die, für die 
e8 paßt. Für und paßt es nit; unfere Gemeinden — ich nenne Die Ge— 
meinden in England, in der Schweiz, in den Niederlanden — haben jich in 
ſich differenzirt, und das ſcheint bier in Preußen wenig befannt zu fein, darum 
fage ih 8 — in Schulgememden, in Viehgemeinden, in Stielgemeinden, 
in Kirchengemeinden, in Wegegemeinden u. ſ. w., und zu dieſen einzelnen 
Zweden werden von den einzelnen Interejjenten die zur Erreichung dieſer Zwecke 
erforderlichen Beiträge, Quoten, Raten, „rates“, oder wie man es nennt — 
erhoben. Da haben Sie das Princip von Yeiftung und Gegenleiſtung, wie es 
fir undurhführbar erflärt wird, in feiner volljtändigften Gonfequenz durchgeführt. 
Sch will nicht behaupten, daß wir mit gleichen Füßen in dies Princip binein= 
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fpringen müſſen oder auch nur können, wir müſſen vorfichtig fein in unjerer 
Entwidelung. 

Aehnlich ift die Entwidelung der Stadtgemeinde. Wenn Sie da den 
hiftorifch = politiſchen, wirthihaftlihen Berlauf verfolgen, jo werben Sie jehen, 
Daß auch die Stadtgemeinde fich differenzixt, denn im Anfang waren Stadt und 
Staat identifch, d. 5. die Grenzen des Staated waren identijch mit der Grenze 
des wirthſchaftlichen Weichbilves. Erſt allmählih haben ſich dieſe Gebiete zu 
einem Geſammtſtaat zulammengejchloffen, und der Bürger, der früher nur inner: 
halb feiner Mauern Recht und Freiheit und Sicherheit genoß, genießt das num 
in dem geſammten Staatögebiet; er hat aber dagegen feine Herrichaft, feine 
Macht, fein politifches Regiment abgeben müſſen an den Staat, das ift natür- 
lich. In ihrem Innern bat fih dann die Stadt weiter differenzirt im mehr 
allgemeine, un mehr forporative und in wirthſchaftliche Zwecke. Aber das kann 
man nicht leugnen, wenn wir feithalten wollen an dem: a potiori fit nominatio, 
daß dann das Prädicat Wirthſchaft mehr der Gemeinde und das Prä- 
dicat Herrihaft mehr dem Staat zufommt So ſehen Sie, daß ſich 
die Begriffe differenziren, und wir würden einen Rückſchritt machen zu über: 
wundenen Zuftänden, wenn man mit dem „communiftifchen Charakter” und mit 
der „Gemeinſchaft“ wie mit einem naffen Schwamm darüber fahren und alle 
dieje reihen Entwidelungen auswiſchen wollte. Ich babe nicht® gegen Die ges 
meinſchaftliche Wirthichaft, machen Sie fie fo viel, wie Sie wollen, aber auf 
eigene Gefahr und Koften, wenden Sie femen Zwang dazu an und lafjen 
Sie die draußen, die nicht mitjpielen wollen. Das ift ein freier, gleicher, achtungs- 
werther Communismus, den ih mir gefallen laſſen will. Aber nur feinen 
Zwangscommunismus! 

Wenn nun aber zum Schluß geſagt wird, daß wir, wenn wir auf die 
Wagner'ſchen Propoſitionen eingingen, Damit eine „Löſung der ſocialen Frage“ 
vorbereiten oder gar machen und damit dem Socialismus und Communiémus 
ein Entgegenfommen zeigen, To ſage ih, das iſt gerade für mich ein Grund, 
gegen diefe Antrige zu flimmen, ich will fein ſolches Entgegenkommen. Ent: 
weder ift das bisherige wirthſchaftliche Syſtem das richtige, dann will ich feinen 
Communismus, — oder der Sommunismus bat Recht, dann ſoll er das wirth- 
ſchaftliche Syſtem in Trümmer fchlagen, daß auch nicht das Geringfte übrig 
bleibt, folgend dem großen Grundjag: „Alles, was beiteht, ift werth, daß es 
zu Grunte gebt!’ Kein Compromiß! Dafür ift fein Plag dal 


Profeffor Dr. Naffe (Bonn) !): Meine Herren! Geftatten Sie, daß ich 
von den großen Principienfragen Sie fofort Hineinführe in eine fpecielle Frage 
der Sommumnalbefteuerung, die aber, wie ich glaube, eine weitreichende Bedeutung 
hat, weil in ihr der Angelpunft Liegt für die Entiheidung der ja auch bier 
ihon vielfach berühtten Frage, ob überwiegend Perfonalbefteuerung oder ob 
überwiegend Realbefteuerung bei der Aufbringung der Gemeindelaften herrſchen 
fol. Ich knüpfe ebenfalls, wie die meiften Vorredner, an den gebaltreichen 
Vortrag meines verehrten Herrn Collegen, des erſten Neferenten, an und an 
feine und in extenso vorliegenden Thejen. 


1) An deffen Stelle Herr Profeſſor Gneift den Vorſitz führt. 
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Der Herr Referent ift ausgegangen davon, daß in erfter Linie die Com- 
munalfteuern zu vertheilen ſeien nad) der Yeiftungsfähigfeit, und zwar foll 
die Yeiftungsfähigfeit Durch eine progreffive Einfommenfteuer und eine Vermögens 
ftener getroffen werben. Er wünſcht eine progrejfive Einfommenfteuer mit Rück— 
fiht auf die Drüdenderen Bedürfniſſe in den unteren Stufen des Einkommens, 
wo die dringenden Bedürfniffe einen größeren Theil des Einkommens abjorbiren, 
ald in den höheren. Zu gleicher Zeit aber empfiehlt der Herr Neferent eine 
Heranziehung der Forenjen, der Ermerbögejellihaften und des Fiscus zu Der 
progrelfiven Einkommenſteuer, die der Yeiftungsfähigkeit der einzelnen Steuer: 
pflichtigen ſich anſchließen jol. Darin ſcheint mir ein großer und evidenter 
Widerſpruch zu Liegen, das zeigt ſich ſchon bei ver progrefjiven Einkommen— 
befteuerung der Forenjen. Es fann ja ein jehr reicher Mann in irgend einer 
Gemeinde ein Grundftüd haben, das nur wenige Hundert Thaler einträgt, ich 
will jagen 500 Thaler, — und es fann ein viel weniger wohlhabender Dann 
ein Grundftüd haben, weldes ihm 2 — 3000 Thaler einträgt; — nad dein 
Princip der progrefjiven Befteuerung muß der reihe Mann mit dem niedrigen 
Steuerfag von — 8 Broc. herangezogen werden, der weniger Reiche aber, 
der nur in der fpeciellen Gemeinde eine größere Einnahme bat, joll nad) einem 
böheren Steuerfuß zahlen kraft der progrejliven Eintommenfteuer. Das ſcheint 
mir in ver That eine Widerfinnigfeit. Wollte man in einem joldyen Yalle aber 
jagen, wir müſſen das allerdings anders machen, wir müfjen und anſchließen an 
das Geſammteinkommen ded Berreffenden, und wenn der reihe Mann auch nur 
300 — 500 Thaler aus jeinem Grundbejig bezieht, jo muß er, weil er der 
reihe Mann tft, dann einen, viel höheren Procentiag zahlen, als der minder 
MWohlhabende, jo wird Das völlig unausführbar fein. Das Gejammnteigenthum 
der Forenjen tft den Kommunen nicht befannt und fann von ihnen ſehr häufig 
gar nicht ermittelt werden. Wollte man auch eine gegenjeitige Mittheilung 
der Einfhägungen zwiſchen den Gemeinden einrichten, jo jind die Forenſen ja 
nicht alle Preußen, wohnen nicht alle in Staaten, in denen überhaupt eine Ab- 
Ihägung des Einkommens ftattfindet. In der bei weiten größten Zahl ber 
europätihen Staaten und aud der Mehrzahl der deutichen Staaten finden gar 
feine Ermittelungen ded Geſammteinkommens ftatt; man fann ſich alſo in einem 
folden Falle an das Geſammteinkommen gar nicht anſchließen. Ich glaube 
aber, die Gemeinde geht ed aud gar nichts an, ob der Diann, der in Paris 
lebt und bei ihr ein Grundftüd bat, ein mehr oder weniger wohlhabender ift. 
Für fie handelt es fih nur um vein wirthichaftlihe Beziehungen zu demfelben. 
Er ift nicht Mitglied der Gemeinde und unfered® Staates und bat feine perfön- 
Tichen Pflichten gegen Beide. Möglicherweiſe find wir jogar im Kriege mit dem 
Staate, dem der betreffende Forenſe angehört. Da tft es offenbar unbillig, zu 
verlangen, daß er nad jeiner Steuerfähigkeit, d. h. doch fraft feiner Bürger: 
pflicht, beitrage. 

Aus dem Prineip der Einkommenbeſteuerung der Forenjen folgt ferner, 
daß Die Forenſen im ihren Wohnortögemeinden von ihrem Gewerbebetrieb und 
Grundbejig, der in anderen Gemeinden ſchon zur Communalſteuer herangezogen 
ift, nicht8 zahlen. Das ıft bei uns Durch Die meiſten Steuergejege , ausdrüdlich 
ausgeiprochen und ift auch in der Natur der Dinge begründet, weil nur fo 
eine unbillige Doppelbefteuerung vermieden werden kann. Aber aud da kommt 
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man mit der Vertheilung der Yaften nad der Steuerfühigkeit in Conflikt. Der 
Rittergutsbeſitzer, der im der Stadt wohnt und fein Einkommen bat, als aus 
feinem Rittergute, muß, obwohl er in der Stabt wohnt, feine Kinder in die 
ſtädtiſche Schule ſchickt und die anderen ftädtiichen Einrichtungen benugt, nad 
dieſem Princip völlig frei fein von Communalfteuer. An feiner Steuerfähigteit 
ift gewiß nicht zu zweifeln, jeine perfönlichen Beziehungen zur Stadt find uns 
Teugbar, er joll aber nicht zahlen, weil er ſchon wo anvers zahlt. 

Meine Herren! Noch ftärker tritt der Widerfpruch, der im diefem Prineip 
liegt, zu Tage bei der progreſſiven Eintommenfteuer des Fiscus. Den Fiscus 
nad) jeiner Steuerfähigfeit zu den Communallaften heranziehen zu wollen, ſcheint 
mir ein ganz ſeltſamer Gedanke. Seine Steuerfähigkeit iſt eine nahezu unbe: 
grenzte, er kann fi immer durch Steuern erholen, die er auflegt. Vom Stand» 
punft der Zteuerfähigket aus fünnte man ihm die böchiten Procentſätze als 
Steuer auflegen, ja jenen Ertrag aus privatwirthſchaftlichem Erwerbe ganz 
nehmen, ihn aber deshalb, weil er in der einen Gemeinde 5000, in der anderen 
50,000 bezieht, mit verſchiedenem Steuerfuß beranzıehen, ſcheint mir ungereimt. 
Die Berichiedenheiten des Steuerfußes find nur aus Nüdfiht auf vie Bedürf— 
niffe der Perſon gerechtfertigt, und ſolche Bedürfniſſe find beim Fiscus und den 
Ermerbögefellihaften gar nicht vorhanden. Denn das liegt doch auf der Hand, 
daß man von einem Bedürfniß folder wirklich nicht eriftirender ‘Perfonen, welches 
eine Degreifion oder Progreffion in dem Steuerfuße rechtfertigte, gar nicht 
reden kann. 

Meine Herren! Der erfte Herr Referent bat fir die Beftenerung der 
Forenjen angeführt, daß alle Gommunalleiftungen Erwerböbedingungen feien und 
als ſolche bezahlt werden müßten. Das ift aber feine Begründung aus dem 
Prineip der Steuerfühigteit und der Bürgerpflicht das ıft das Hercinziehen des 
Principe von Leiſtung umd Gegenleiftung. Wenn ich Erwerbsbedingungen be— 
zablen lafjen will, jo vertbeile ich dieſe nicht nady der Steuerfähigfeit, ſondern 
nadı dem Erwerbe. Diele Koften find dann eine Art von Productionskoſten, 
die ich entſprechend dem Product und nicht durch eine progreffive Einkommen— 
fteuer zu vertbeilen habe. Wenn ih aber aud von der PBrogrefjion der Ein- 
fommenfteuer abſehen wollte, jo würde der Gedanke, alle Commumalleiftungen 
find Erwerböbeningungen und deshalb müſſen die Forenjen zur Einfommmmen- 
fteuer herangezogen werden, auch durch eine nicht progreſſive, proportionale Ein- 
fommenfteuer nicht. wohl ausgeführt werden können; denn bei jeder Einkommen— 
fteuer müſſen die Schulden Desjenigen außer Betracht bleiben, der zum Ein— 
fommen eingeichägt wird. Es wird alſo ein Unterfchied gemacht in der Ein- 
ſchätzung der Perjonen, die Hypotheken auf ihren Grundftüden haben, und derer, 
die feine haben. Der verichuldete Forenſe wird ſehr wenig, der nichtverjchuldete 
bedeutende Einfommenjteuer zu zahlen haben. Wenn aber der ganze Ertrag an 
Ermwerböbedingungen geknüpft ift, die bezahlt werden müſſen, jo muß auch ber 
ganze Ertrag aus dem Grundſtück verfteuert werden, einerlei, ob der Ertrag an 
den Eigenthümer geht over getheilt wird zwiſchen Eigenthümer und Hypotheken— 
gläubiger. Es wird aud, namentlich in den fleineren Yandgemeinden, in denen 
eine große Fabrif oder ein Rittergut Liegt, den Bauern jehr wenig einleuchten, 
daß, wenn die Fabrik und das Gut, fo lange fie nicht verſchuldet waren, faft 
die ganze Communallaſt getragen, dam, wenn der auswärts wohnende Fabrikant 
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oder Gutöbefiger ſchlechte Geſchäfte an der Börje gemacht haben, auf einmal 
der Gutöbejiger wenig oder gar nicht zu ben Communallaften beitragen fol, 
daß gelagt wird, die Eintommenbefteuerung des verſchuldeten Gutstefigerd oder 
Fabrifanten muß ermäßigt oder aufgehoben werden, nun müßt Ihr, Tagelöhner 
und Bauern, faft die ganze Communallaft tragen. Zwar bleibt e8 im Uebrigen 
beim Alten, der Fabrikant verfährt nad) wie vor Eure Wege, die große Zahl 
ver Tagelöhner, die die Fabrik angezogen hat, bringt Euch eine Menge Schul— 
und Armenlaften, aber die Berältnifie des Mannes, den Ihr perfönlich nicht fennt 
und der nicht unter Euch wohnt, haben ſich geändert, jett müßt Ihr zahlen, 
nicht mehr der Fabrifant oder Kittergutsbefiger. 

Id) glaube daher, daß Diefer ganze Gedanke der Einfommenbeftenerung 
der Forenfen, des Fiscus, der Actiengejellichaft ein verkehrter iſt, und daß rein= 
lich zu Sondern iſt zwiſchen vealen wirthichaftlichen und rein perfönlichen Be— 
ziebungen, und daß beide Arten von Beziehungen in befonderen Steuern ihren 
Ausdruck finden müflen. — Ich kann mich auch den Ausführungen des Herm 
Seyffardt nicht anfchließen, der für Die Forenien, Erwerbögelellihaften und den 
Fiscus eine beſondere Ertragäfteuer haben will. Er hat fi, wie e8 jcheint, 
dem Widerfinn nicht verſchloſſen, der darin Liegt, diefe fingirten Perjonen nad) 
ihrer Steuerfähigfeit durch perfönliche Eintommenfteuern heranzuziehen, deshalb 
will er ihnen bejondere Ertragsfteuern auferlegen. Solde Ertragsfteuern aber 
dürfen nicht blos die Forenſen und Actiengeſellſchaften treffen, ſondern müſſen 
alles in der Gemeinde Liegende oder mwerbende Vermögen belaften, wenn fie ges 
recht fein jollen. Geben Sie die Fälle durch, im denen es nothwendig ift, daß 
Auswärtige zu den Communallaften beitragen follen, wie fie der Herr Referent 
ausgeführt hat, überall da, wo Auswärtige herangezogen werden follten, befteht 
eigentlich auch eine befondere Communalfteuerpflict für alles Vermögen in Der 
Gemeinde, und diefe Pflicht gebt neben der perſönlichen Verpflichtung der Ge— 
meindemitglieder ber, nad ihrer Bürgerpflicht und Steuerfähigfeit beizutragen. 

Endlich möchte ich auf ein paar Bemerkungen, die Herr Seyffarbt perjönlich 
gegen mid) gerichtet hat, etwas erwidern. Er hat mir vorgeworfen, daß ich ım 
meinem Gutachten behauptet habe, die Haus: und Grundbefiger hätten ein In— 
tereffe, die Zuichläge zur Eintommenfteuer im Gegenjat zu den Zuichlägen zu den 
Ertragsiteuern zu fteigern. Nun muß ich geftehen, «8 Liegt in der Natur ber 
Dinge, daß ein ſolches Interefje da ıft. Wenn die Hausbefiger Die Zufchläge zu der 
Eintommenfteuer fteigern und die Zuſchläge zu der Gebäudeſteuer herabjegen, jo 
zahlen fie weniger Steuer, al® wenn fie umgefehrt die Gebäudeſteuer mehr, die 
Eintommenfteuer weniger belaften. Daß ihr Intereffe dabei weientlih ind Spiel 
fommt, wird daher faum zu leugnen fein. Es ift möglich, daß fie in vielen 
Fällen ſich von anderen Geſichtspunkten als von ihrem Intereſſe leiten lafien. 
Aber obwohl und Katheverfoctaliften vorgeworfen wird, daß wir ideale An— 
ihauungen von der menichlihen Natur hätten, jo muß ich doch geſtehen, daß 
ich glaube, daß bei der Beſtimmung der Procentſätze Das Privatintereſſe der 
Beftimmenden nicht ganz ohne Kinfluß fein wird. Wie viel Precentfäge von 
den einzelnen Steuern erhoben werden, ift oft genug Gegenftand des Kampfes 
und wird in verfchiedenen Gemeinden außerordentlich verſchieden behandelt. Ich 
fenne viele Gemeinden, melde dieſelben Procentlätße zu der Gebäude: und Ein— 
foınmenfteuer erheben, andere, wo die Hälfte oder ein Biertel von den Real— 
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feuern erhoben werden, andere, in denen diefe ganz frei bleiben. Daß dieſe 
willkürliche Berjchiedenheit zum Intereſſenkampf führen muß, wird kaum zu 
leugnen jein. 

Endlich hat man mich interpellirt, weshalb ich Vorfchläge zur Einführung 
einer allgemeinen Vermögensſteuer gemacht habe, und bat gejagt, das ſei mu- 
tatis mutandis eigentlich dafjelbe wie Zufchläge zu unjeren Ertragsfteuern. Ich 
babe ſolche Vorſchläge gemacht, weil unfere Grund» und Gebäudejteuern jo un: 

gleih das in der Gemeinde liegende Vermögen belaften, in Preußen bald mit 
91/, Proc., bald mit 4 Proc., bald mit 2 Proc. Die Gewerbefteuer aber ift 
gar nicht in der Lage, den Öroßgewerbebetrieb jeinem Reinertrag entiprechend 
zu belaften, und es ift deshalb kaum möglich, hohe Zufchläge zu diefen ungleich— 
mäßigen hiſtoriſch entftandenen Steuern zu m 

Im Uebrigen ſchließe ih mid, vollftändig den Ausführungen des Herrn 
Profefjor Held an und ftimme feinen Thejen zu mit der kleinen Mobdification, 
welche Herr Dr. Braun empfohlen hat; nur in dem Sage II, 4 bin id) ver- 
fchiedener Anfiht. Ich möchte nicht empfehlen, in Grofftädten indirecte Ver⸗ 
brauchsfteuern einzuführen. Ich würde beantragen, viefen Punkt zu ftreidhen 
oder eine Trennung bei der Abftunmung eintreten zu laſſen. Ich will nur ganz 
kurz die weientlichjten Gründe hervorheben, die mich dazu beftunmen. 

Ih Bin durdaus fein Gegner der indirecten Steuern, um Gegentheil, ich 
glaube, daß innerhalb gewilfer Grenzen fie jehr zwedmäßig find und daß ins— 
befondere die unteren Glafjen ihren Steuerbetrag in Form von indirecten Steuern 
leichter entrichten, ald in Form von directen. Sch glaube auch, daß die noth— 
wendige Baſis für eine Steuerreform in Deutfchland fein muß, daß das Reich 
Die indirecten Steuern mehr ausnützt. Aber als Gemeindeiteuern verurfachen 
die indirecten Steuern vielmehr Berkehröftörungen wie als Staats: und Reichs— 
ftener. Wir find in Deutichland ebenjo glüdlich wie die Engländer, daß wir 
unfere großen Verbrauchsſteuern an den Grenzen des Yandes erheben, wenn bie 
Warren in das Yand eintreten, und an den inländiichen Productionäorten we— 
niger fteuerpflichtiger Gegenftände, Dranntweindrennereien, Zuderfabrifen, Bier 
Brauereien, Salzwerken, tm Uebrigen herrſcht vollftändig freier Verfehr im ganzen 
Lande mit all diefen Gegenftänden. Im Frankreich fteht der ganze innere Ver— 
fehr mit den verſchiedenſten fteuerpflichtigen Artikeln unter der jorgfältigften 
Steuercontrole. Alle Städte jind mit Zolllinien umgeben. Der Transport 
einer Menge von Waaren darf nur unter Steuercontrole geichehen. Der Handel 
muß ſich den Täftigften Beichränfungen unterwerfen. Ich bin überzeugt, daß 
wir Norddeutſche uns niemals eine foldhe Gontrole gefallen laſſen würden, wie 
fie in Frankreich iſt (Hörtl) 

Wie viele Gegenftände giebt es überhaupt, die dort ohne einen Steuer: 
begleitichein transportirt werden fünnen? Die Gensdarmen auf dem Lande 
jehen im jedes Fuhrwerk hinein und an allen Thoren der Städte ftehen Beamte, 
die Alles controlliren. Ich kann daher die jet um ſich greifende Bewunderung 
der franzöfiihen Art indirecter Beſteuerung nicht theilen. Insbeſondere wäre 
es ein bedauernswerther NRüdichritt, wenn wir wieder zu Zolllinien kämen, die 
Stadt und Yand von einander fcheiden. Wenn wir aber indirecte Verbrauchs— 
fteuern für die Communen haben wollen, jo werden wir ſolche Zolllinten ein= 
führen müſſen, die große Erhebungskoſten und trogdem in vielen Fällen ums 
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fangreiche Defraudation verurſachen. Denn wenn man die ſtädtiſche Conſumtion 
von Fleiſch, Bier oder Brod bejteuern will, jo muß man controlliven, daß Die 
ſteuerpflichtigen Gegenftände nicht unverjteuert vom Yande im die Stadt hinein- 
gebracht werben. 

Dazu kommt, da ſolche indirecten Berbrauchsfteuern ein Privilegium der 
Großſtädte find, welches ich ihnen zu geben bei der gegenwärtigen Yage der 
Dinge gar feine Veranlaffung ſehe. Die Großſtädte haben dann für die Auf- 
bringung ihrer Laſten einen Bortheil, der der ganzen übrigen Bevölterung ent- 
gebt; denn die Yandgemeinden können eine wirfjame Controle, wie fie commu— 
nale Oetrois erfordern, nicht einführen, können ſich nicht mit Zolllinien umgeben. 
Es tft dies aber auch ein Privilegium, weldes auf Koften der übrigen Steuer— 
pflichtigen den Großſtädten gegeben wird; denn die Bertheilnng der Steuerlaft 
bet einer ſolchen indirecten Communalſteuer iſt jehr zweifelhaft. Es iſt nament: 
lich ungewiß, ob der ganze Betrag des Detroid auf die Conſumenten über- 
gewälzt oder ob nicht ein Theil von den Produzenten und denen, welche die jteuer- 
pflichtigen Gegenftände in die Städte bringen, getragen wird. In Belgien, wo 
man die ftädtiichen Oetrois aufgehoben hat, war man der Meinung, Daß das 
Land durch fie mit belaftet werde, und mit großen Ipfern für die Staatskaſſe 
bat man die Städte entfchädigt, weil man jagte, Das Yand hat von der Auf- 
bebung große Bortheile, dieſe Auflagen belafteten nicht nur die Städte, fondern 
aud das Yand. Darum fordert es das allgemeine Intereſſe, daß fie befeitigt 
werben, und können wir den Städten für die Aufgabe ihres althergebradyten 
Rechts eine Entſchädigung aus der gemeinen Kaſſe geben. 

Tann aber iſt es auch unbillig, daß die großen Städte in die Yage ge: 
bracht werden, alle Yeute, die vorübergehend fich in ihnen aufhalten, durch in— 
directe Gonfumtionsfteuern zur Steuer heranzuziehen, während Died das platte 
Yand nicht kann. Ber uns find die drüdendften Yaften nicht gerade in den 
großen Städten vorhanden, Sondern es giebt kleine Städte und Yandgemeinven, 
die ebenjo bohe communale Zuſchläge zu den Steuern haben, wie die großen 
Städte, und diefe Zujchläge ſchwerer tragen, weil jie weniger präftationsfühige 
Leute haben, In unferer Zeit, in der ohnehin die Tendenz zur Concentrirung 
in großen Städten jo groß ıft, jehe ich feine Beranlaffung, ihnen bei der Some 
munalbefteuerung irgend weldye Privilegien zu geben. (Beifall.) 


(Ein Antrag auf Bertagung wird abgelehnt, dagegen der 
Schluß der Debatte angenommen.) 


Dr. 3 Genſel (Leipzig) (zur Geſchäftsordnungſ: Ich möchte 
erklären, daß ich im Welentlichen übereinitimme mit den Theſen des Herren 
Profefjor Held. Gegenüber den Theſen des Herrn Referenten befand ich mich 
ungefähr in der Yage, wie jie von zwei Rednern ausgeführt worden tft; ich fand 
das Meifte, was ich für wünſchenswerth für die Beſchlußfaſſung hielt, darin, 
daneben aber mehrere Punkte, von denen ich glaubte, daß jie eliminirt werden 
müßten, und vor allen Dingen ſchienen mir die Thefen zu lang für die Beſchluß— 
fafjung. Nachdem aber num von Herin Prof. Held die Theſen aufgeftellt find, 
mit denen ich in allen PBunften bis auf Nr. II. 4, gegen den ich mich ebenfalls 
erflären müßte, übereinftimme, jo ziehe ich meine Nejolution hiermit zurüd. 
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Nachdem der Herr Correferent auf das Schlußwort verzichtet bat, nimmt 
zum Schluß das Wort: 


Referent Profefjior Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren, ih muf 
mir dod erlauben, Ihre Geduld auf kurze Zeit noch in Anfprud zu nehmen, 
ſodaß ich den Termin von 10 Minuten vielleiht überſchreiten werde, 

Ic bin von verfchiedenen Seiten in formeller und materieller Weiſe an: 
gegriffen worden, und da ich in dieſer Hinficht durchaus Anhänger der freien 
Coneurrenz bin, mid) au vor offenen Angriffen nicht jcheue, jo werde ich auch 
darauf recht gern antworten, Anderd verhält es fich mit verſteckten Angriffen, 
die ich mit Verachtung übergebe. 


Dr. Braun (Berlin): Hat bier Jemand einen verſteckten Angriff gemacht ? 


Vicepräfident Profeſſor Gneiſt: Ich glaube, der Redner bat das anders 
gemeint. 


Referent Proieffor Wagner (Berlin): Die Auffafjung des Herm Dr. 
Braun ift eine vollftändig faliche gemefen. Wenn ih in einer Berlammlung 
von Angriffen ſpreche, jo verfteht e8 ſich von ſelbſt, daß fie offene iind. Wenn 
id aber auf Angriffe von anderwärts ber bindeute, fo fann ich dieſe werftedte 
nennen. Wenn man zum Beiſpiel anonym oder pieudonym gegen mich fchreibt 
oder ſchreiben läßt, wie geſchah und geichteht, in Zeitungen u. ſ. w., fo nenne 
ich Das einen verftedten Angriff. Und darum fage ich: ich übergehe fie mit der 
gebührenden, ftillichweigenden Verachtung. 

Der erfte Herr Redner, Herr Seyffardt, warf mir meinen principiellen 
Standpunkt vor und meinte dagegen, daß man die hiftoriiche Entwidelung gelten 
Tafjen müfje. Ich ftunme damit überein und babe das auch in meinen Theſen 
zu thun verſucht. Ich bin keineswegs vadifal und unhiſtoriſch verfahren, id) 
erinnere zum Beiſpiel an meine Auffalfung der inpirecten Verbrauchsſteuern. 
Herr Seyffardt fagte dann, es ſei ein Widerfpruch, wenn man für die Mieths— 
fteuer und gegen die Hausftener fich erfläre. - Diefen Widerjprud kann ich nicht 
gelten laſſen. Gewiß, in beiden Fällen wird immer eine Abwälzungstendenz 
beftehen; der Hauseinenthümer wird immer fuchen, die Hausfteuer durch einen 
höheren Miethspreis auf die Miether abzuwälzen, — aber er muß doch erft 
fehen, ob e8 ihm gelingt. Ich wiirde mich auch gar nicht Davor fcheuen, wenn 
nad; Analogie der engliichen Geſetzgebung in ähnlichen Fällen fejtgeftellt würde, 
daß mwentsftens contractlich die Hausſteuer nicht abgemwälzt werden darf, während 
in den berüchtigten Berliner Gontractformularen fteht, daß eine Erhöhung ber 
Hausfteuer der Miether mittragen muß. Ber der Miethöfteuer iſt Diefe Ab- 
mwälzung ſchon eingetreten, da wird der Miether gleich getroffen und infofern 
Liegt die Frage bier weſentlich verſchieden. 

Ich wende mich nun zu dem verehrten Collegen, Herrn Profefjor Held, 
zu dem ich hier wie Tonft in mancher ſachlichen Oppofition ftehe, aber, wie er 
zum Schluß hervorgehoben hat, geht dieſe keineswegs auf Das perſönliche Gebiet 
über. Was ich meinerjeits ihm und auch feinen Theſen worwerfe, ıft das, daß 

- * 
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er, wenn Site mir den Ausdrud nicht verübeln wollen, wie die Kate um den 
heißen Brei herumgeht. Er will wie gewöhnlich das nicht hervorgehoben willen, 
worauf e8 gerade anfommt, das klare Princip. - . 

Was zunächſt den ganzen Einwand anlangt, den er gegen meine principielle 
Auffafjung gemacht Hat, dag man nicht mit gewiffen Schlagwörtern operiren 
folle, jo fage ih, «8 ift in einer größeren wifjenfchaftlichen Berfammlung 
nnmöglic, von einer Menge von Ausdrüden allgemeiner Natur zu abftrahiren. 
Daß man über jeden Ausprud bifferiven fann, ift wahr, in der Hauptſache fteht 
aber der Sinn diefer Ausdrüde feft. Sie dienen dann als befannte Münze im 
der Debatte und haben Das Gute, die principielle Seite der Streitfragen ſcharf 
beroortreten zu laſſen. 

Profeffor Held hat ferner gejagt, ich befände mich mit meiner Auffaffung 
durchaus im Widerſpruch mit der Praris und der Geſchichte, weil ich von 
einer zufälligen geſchichtlichen Entwidelung jpräde Da waltet m. E. ein 
Mißverſtändniß ob. Natürlich fann man fagen, die geichichtlihe Entwidelung 
ift ein fo und jo nothmwendig bedingter, inſoweit natürlicher Prozeß. Aber man 
treibe doch, Bitte, mit diefer Auffaffung feinen Mißbrauch. Wem wir zum 
Berfpiel in Preugen ein Defizit von fo und fo vielen Millionen im zweiten 
Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts jehen und wahrnehmen, welchen Einfluß diejer 
Umftand auf die Steuergeleßgebung übte, fo kann ich das als „zufällige Ent- 
widelung“ bezeichnen. Vollends habe ich ein Recht, zu lagen, daß die Staatefteuer- 
entwidelung der Commumalbefteuerung gegenüber etwas „zufälliges‘ jet und 
man jene daher nicht ald maßgebend für diefe hinftellen fünne. Darüber 
fann doch wirklich fein Zwieſpalt fein. 

Die legte Erörterung ded Herrn Held gegen meinen Vorſchlag der Extra= 
befteuerung der ökonomiſch „unverdienten‘ Gewinne u. |. w. babe ih von 
feinem Standpunft und aud von dem vieler anderer Herren aus vorausgelegt. 
Es wurde von ihm entgegnet, ſolche Gewinne könnten auch bei anderm Ber: 
mögen al8 bet dem unbeweglichen vortommen. Denjelben Einwand hat mir 
Herr v. Wedemeyer befannten Andenkens in einer landwirthſchaftlichen Ber 
jammlung gemacht; zum Beifpiel wenn Jemand bei einem Pferbeverfauf einen 
großen Gewinn macht, jo verlange das dann auch eine Ertrabejteuerung. Da 
liegt aber ein Unterfchied, den ein Nationalöfonem nicht überjehen jollte. 
Wir haben e8 beim Boden nicht mit zufälligen, ſondern mit normalen Ent— 
widelungen und mit einer Verjchievenheit der Preisgejege Des Bodens und ber 
bemeglihen Güter zu thun. Die Preife des Grund und Bodens bieten Die 
größten Auffälligkeiten dar; wir fünnen das an Preifen aus Berlin nachweiſen, 
das Beispiel des Humboldt'ſchen Haufes iſt mit Necht angeführt worden. Bei 
andern Dingen fünnen wir den Yeuten auch nicht fo in die Karten jehen. Eine 
folde permanente Tendenz der Preiöfteigerung unter dem Einfluß der Entwidlung 
der Volks- und fpeciell der Stadtwirtbichaft Tiegt aber dabei auch nicht vor. 

Damit erledigt ſich nod em Punkt, den Herr Seyffardt angeführt bat. 
Er hat gefagt, es jei wohl für meine Auffafjung maßgebend gemwefen die 
Erfahrung der legten Jahre. Gewiß mit, aber nicht allein mafgebend! Ich 
gebe zu, die Erfahrungen der legten Jahre find etwas Ausnahmömeries geweſen, 
aber wir werden auch im Berlauf von weiteren Jahrzehnten die Erfahrung der 
Ueberipefulation und Des Schwindels ſowie des Rückſchlags wieder machen, auch 
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wenn nicht fo eigenthlimliche Factoren wie die franzöſiſche Kriegscontribution 
mitwirken. 

Auch mit der Speculation nad der jegigen Zeit der Decadence werben 
wir, wenn nicht unerwartet ftörende Weltereigniffe eintreten, wieder eine ähnliche 
Reihe von Entwidelungen jehen. Das Liegt einfach im Character des modernen 
Wirthſchaftsſyſtems der freien Concurrenz. Es ift eine Täufchung zu meinen, 
die Yeute werden durch Erfahrung gemigigt werden und das Speculiren fein 
laſſen. Gerade umgekehrt, bei der erften fich bietenden Gelegenheit werden fie 
es wiederholen. Eine kleine Probe hatten wir ſchon im Auguft und September 
dieſes Jahres wieder. 

Meine Forderung in Betreff der Beſteuerung jener-Gewinne iſt auch 
keineswegs, wie Herr Held meinte, ein moraliſches, ſondern recht eigentlich 
ein ökonomiſches Poſtulat, welches freilich der mißliebigen principiellen Be— 
handlung volkswirthſchaftlicher Probleme entſpringt. 

Der Einwand, die Staatsimmobilienabgaben ſeien ſchon zu hoch, trifft 
meinen Vorſchlag nicht: ich will gerade weſentlich den vom Einzelnen ökonomiſch 
nicht verdienten Werth zuwachs treffen laſſen und halte das grade bei Grund— 
ftüden und Häufern recht wohl für durchführbar. 

Gegen die Herren Held und Waffe bemerfe ich dann nochmals, daß die 
fnappe Zeit und der Character des Gegenjtandes mir Die genauere Behandlung 
der Frage der Befteuerung der juriftiihen Perfonen und Forenſen hier nicht zu 
gejtatten jcheint. Ich vermiſſe indefjen in den Ausführungen beider Herren Den 
genügenden Beweis, daß eine Einfommenbejteuerung diefer Perſonen unzuläffig ſei. 

Ebenjo wenig fann ich mich von Herm Prof. Naſſe als richtig aufgefaßt 
bezeichnen, wenn er meint, ich hätte gewiljermaßen durch die Art meiner Recht— 
fertigung dieſer Befteuerung mid auf das Princip von Yeiftung und Gegen- 
leiftung geftügt. Ich gebe Letzteres in gewiffen Umfange zu, halte e8 aber aud) 
bier für richtig. Doch Hinfichtlih der Befteuerung der juriftiichen Perjonen und 
Forenſen will ih, wie gelagt, wegen der Detaillirung der Frage auf weitere 
Ausführungen verzichten, ich halte die ganze Frage für noch nicht Durchaus 
ſpruchreif, würde mid) aber einigen Erörterungen des Herrn Profeſſor Naſſe 
anſchließen können. 

Meine Herren! Ich komme nun zu dem Vorſitzenden des volkswirthſchaft— 
lichen Congreſſes, der geglaubt bat, mid) auf die Zufammenbangslofigkeit und 
auf Widerfprücde meiner Auseinanderfegungen aufmerffam machen zu müſſen, 
— wie ich anerfenne, bier in offener Weife. Ich muß aber zuvor einen Irrthum 
berichtigen. Jener Herr hat angedeutet, ich hätte nad großen Reden über 
„Gommunismus“ u. ſ. w. weſentlich feine „alten Bekannten‘ vorgeführt, — 
aljo eben feine oder richtiger feiner Parteigenofien „alte Gedanken“ aufgemärmt 
binfichtlih der Leiftung und Gegenleiſtung. Er hat jedoch ſelbſt anerkennen 
müflen: ich babe Faucher und Prince-Smith als Vertreter diefer Lehre genannt 
und ausgeführt, wie weit diefe, m. E. Recht, wie weit fie Unrecht haben. 
Allerdings, ih habe feine weiteren Namen hinzugefügt, aber Alles, was ich 
von Anderen bier hätte fagen fünnen, wäre geweſen, fie hätten die Gedanfen 
jener aufgewärmt und weiter ausgeführt. Webrigens darf ich bemerten, daß ich 
fonft die Arbeiten de$ Herrn Dr. Braun, zum Beispiel jelbit feine Reiſeſtudien 
über Rumänien und deren Beurtheilung durdaus nicht ignorire. (Heiterfeit.) 
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Es ift mir alſo Zufammenhanglofigfeit und Widerſpruch vorgeworfen. 
Ich kann aber die Beweisführung des Herren Braun nicht al3 eine wirflic ge— 
lungene anerkennen. Ich bin ausgegangen von principiellen Auffaffungen und 
babe hiermit den Boden betreten, den mit Recht die Freihandelsſchule feit 
Jahren eingenommen bat. Ste hat fefte Principien aufftellen wollen, zum 
Beiſpiel das Princip von Leiſtung und ©egenleiftung, um darauf die Steuern 
zu bafiren. Ich Habe dieſes Princip in einer Beziehung anerkannt, babe aber 
gejagt, es iſt kein abjolutes. Ich habe mehrfach betont, hier ſtimme ich mit 
der Freihandelsſchule jo und jo weit überein, mehr ald in anderen Punkten, 
aber darın weiche ih ab, weil wir über die Stellung des Staates und der 
Gemeinde zur Volkswirthſchaft u. ſ. m. auseinandergeben, alſo darüber uns zu 
vereinigen Juchen müffen. Von diefem Geſichtspunkte aus bin ich zu der Auf: 
fafjung gelommen, daß wir in unferer heutigen Boltswirthichaft in dem Sinne 
eine „communiſtiſche“ Entwidlung haben, al® wir mehr und mehr Thätigfeit 
von Privaten, Actiengeſellſchaften u. ſ. w. auf die öffentlichen Körperichaften, 
zum Beiſpiel auf die Commune, übertragen jehen. Ich erinnere an Einrich— 
tungen wie Oasanftalten, Waflerwerke, Pferdebahnen u. ſ. w., Uebertragungen 
an den Staat im Poſt- und Eiſenbahnweſen. Freilich befinde ih mich mit 
diefen Auffaflungen im Widerjpruc mit dem, mas früher won Andern gelagt 
ift. Herr Dr. Carl Braun hat felbft vor wenigen Jahren die Auffaffung 
vertreten, dar die Zeit hoffentlid; füme, wo Pot und Eiſenbahnen nicht mehr 
dem Staate gehören, fondern den Privaten überlaffen fein würden. Ich babe 
dieſe Auffaffung nicht. Wir fehen, wie der Staat in das Eijenbahn: und 
Bankweſen u. |. w. mehr und mehr eingreift und Dinge übernimmt, die früher 
Private ausführten. Das nenne ich die „communiftifche‘ Entwidlung und diefen 
Ausdrud halte ih vollftändig feſt. Da befteht aber num ein fehr guter Zus 
ſammenhang zwifchen der Brämiffe und der Conjequenz, die ich gezogen hatte. 

Ich ſage wegen diefes commumiftiichen Characters unferer Volkswirthſchaft 
wird das Gebiet der Staats- und Communalthätigfeit immer größer, und wir 
werden Daher ſuchen müfjen, pafjende Mittel zu jchaffen, damit dieſe Thätigkeit 
weiter ausgedehnt werben fann. 

Wenn mir gejagt ift, ich hätte Prämiſſen aufgeftellt und nicht gewagt, den 
Schluß daraus zu ziehen, fo halte ich diefe Behauptung als durch meine jegigen 
Ausführungen widerlegt. Ich kann mich in diefer Beziehung feines Widerſpruchs 
zwijchen meiner Prämiſſe und den Conſequenzen ſchuldig fühlen; daß ich aber 
ſoweit e8 mir wichtig ſchien, compromittirt habe, habe ih an die Spige geftellt. 

Eine Confequenz nämlich meiner dargelegten Auffaffung der Natur und 
Function des Staatd und der Commune iſt Die Nechtfertigung des Principe 
der Yeiftungsfähigkeit, das die Freihandelsichule eigentlich folgerichtig ganz 
verwerfen müßte. 

Es ıft ferner von Herm Dr. Braun auf den auch von mir hervor— 
gehobenen Punkt hingewiefen, daß, mie er jagt, in der Gemeinde gemirtbichaftet 
und im Staat geberricht werde. Er ift dabei zuletst zu denfelben Conkluſionen 
gefommen, wie ich heute Morgen. Ich habe geäußert, man kann nicht durch— 
weg jagen, der Staat berricht und die Gemeinde mirtbichaftet, fondern der 
Staat berricht in größerem Maße und die Gemeinde wirtbichaftet in höherem 
Maße. Er hat alfo jest ganz daffelbe anerkannt. 
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Zum Schluß- hat Herr Dr. Braun ſich ebenfallß gegen die Bemerkung 
gewandt, mit der ich geichlofien hatte. Er hat gefagt, er wolle fein Com— 
promiß mit dem Socialimus oder Communismus. Nun, das ift ſehr ehren- 
werth, aber ich fage, diefe Stellungnahme tft feine Sade. Wir Social— 
politifer wollen uns Dagegen nicht zu ſolchen Grumbfägen und zu folder 
Zufpigung der Gegenſätze bekennen, die dahin führen würden, daß wir aus 
Principienreiterei in einen vollftändigen focialen und wirthſchaftlichen Ruin 
bineinfommen,, der ohne Compromiß mit dem Richtigen im Socialismus nicht 
ausbleibt. Meines Eradytend müfjen wir uns durch die ſocialiſtiſchen Angrifie, 
Die gegen uns erfolgen, burchzuarbeiten ſuchen, aber aud vom Gegner lemen. 

Ich jehe da num bereits umd mit Recht überall „Reaction‘ in dem Sinne, 
Daß wir zugeitändli mit dem laisser-faire, mit dem Individualismus zu 
Ende find. Wir kommen damit zu dem, was ich als das Communiſtiſche be= 
zeichne, wo wir jtatt durch die private Speculation, durch Die Organe der 
Gemeinwirthſchaft eine Menge Dinge ausführen laſſen. Das fteht aber freilich 
in Directem Gegenjfag damit, daß Eifenbahnen und Poft und vieles Andere 
micht mehr zu den Angelegenheiten des Staates, jendern wie Herr Braun will, 
zu denen der Privaten gehören ſollen. 

Ih hätte noch einige Specialausführungen des Herm Dr. Braun zu 
fritifiren, zum Beiſpiel was er über die Entwicklung des Agrarrechts geſagt 
hat. Auch hier ſehen wir mehr und mehr ein, daß wir mit dem Judividualismus 
zu einem Ertrem gediehen find und daß jene rüchſichtsloſe Freiheit des Indi⸗ 
viduums in Agrarſachen ſich nicht aufrecht erhalten läßt. Zwang im gemein: 
nügigen Intereſſe ift vielmehr auch Hier unentbehrlih und öfters wieder 
eingeführt. 

Damit hätte ich die einzelnen Redner, ſoweit e8 in der Kürze möglich 
war, zu widerlegen geſucht. Ich erlaube mir jet noch einige Worte über die 
Anträge. 

- Im Grunde genommen befteht zwijchen den vorliegenden 4 Anträgen fein 
jo gar großer jachlicher Wideripruch. Herr Dr. Genſel bat zu meiner Ber: 
wunderung zum Schluß gelagt, daß er im Wejentlichen mit Herrn Profeffor 
Held übereinftimme, ic) finde Awifchen jeinem und meinem Antrage ‚mehr Ueber- 
einftunmung, ſachlich und jelbft formell faft vollftändige. 

Was den Antrag des Herm Seyffardt anlangt, jo fann id mid 
mit demjelben nicht ganz einverftanden erklären. Ein Zuſchlagſyſtem halte ich 
für nicht ausreichend aus den Gründen, die von mir und von anderen Rebnern 
dargelegt find. Im Uebrigen ſtimme ich mit ſeinen Auffaſſungen vielfach 
überein. Ich Ipreize mich nicht auf die Form. Was Die Thejen des Herrn 
Profeſſor Held anlangt, jo babe ich zuerft auch gejagt, im Grunde genommen 
ift der Diſſens nicht jo groß, nur, daß fie wie gewöhnlich, die Principien vers 
büllen oder umgehen. Nachdem aber Herr Dr. Braun ſich für diefe Theſen 
erklärt hat, habe ich fie mir nochmals angejehen und bin zu der Anficht ges 
fommen: ich verftehe, warum Herr Braun fi denjelben anſchließt, nämlich 
deshalb, weil bei ihrer Princtplofigfeit die verſchiedenſten Perſonen zuftiminen 
fönnen, ohne eigentlich ihren Anfichten viel zu vergeben. Es kann fogar dahin 
fommen, daß man auf Grund diefer Thefeun melentlih nur das Princip von 
Yeiftung und Gegenleiftumg durchzuführen glaubt. Nad dem Amendement 
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des Herrn Braun iſt das noch weiter möglich; es heißt „in Stadt- und Land— 
gemeinden ſollen — erhoben werden“ — nach dem Vorſchlage des Herrn 
Dr. Braun nur „dürfen.“ Unter „dürfen“ aber kann man alles bringen, 
damit iſt vollends nichts geſagt; im Grunde heißt dieſe Theſe des Herrn Pro— 
feſſor Held nur: das, was in der Prariß beſteht, kann auch weiter beſtehen. 
Zielpunfte zu geben, wird damit ganz unterlafien. 

In dem Punkt drei wird das, was ich befürworte, auch ähnlih, nur 
weniger im Einzelnen beftummt und unzmweideutig ausgebrüdt. ‘Ich glaube, 
man fann da doc noch etwas weiter gehen. Wie nun die Stellung der Herren 
ift, jo Habe ih wohl faum Ausiiht, die Majorität für meine Thejen zu 
befommen. Da aber der fachliche Unterfchied und auch der formelle doch nicht 
ganz unbedeutend find, fo ſehe ich feinen Grund, warum ich von vornherein 
die Anträge zurüdziehen fol. Ich bitte alfo, formell darüber abzuftimmen und 
dann in der Reihe, wie der Herr Präftdent vorichlagen wird, über die übrigen 
Anträge zu bejchließen. 


Borfigender Profefior Dr. Gneift: Ehe wir zur Abftimmung kommen, 
babe ih nod das Wort zu einer perjönlihen Bemerkung in Bezug auf das 
Schlußwort des Herrn Referenten zu geben Herrn Dr. Braun. 


Juſtizrath Dr. Braum (Berlin): Herr Profefior Wagner bat mir in 
einer Weile, wie fie im Schlußwort im Allgemeinen nicht gebräuchlich ift, die 
Ehre erwiefen, mich mit Dingen anzugehen, die vollftäindig außerhalb der heu— 
tigen Debatte liegen. Er hat mir die Ehre erwiejen, ein Capitel über Rumänien 
zu erwähnen, was in meiner türkischen Reiſe fteht. Ich möchte nicht wiünfchen, 
daß ihm gegenüber ſich meine Behauptungen fo bewahrbeiten, wie fie ſich 
Rumänien gegenüber bewahrheitet haben. 

Dann bat er behauptet, ih hätte irgendwo und irgendwann — wann 
und wo hat er nicht gefagt — geäußert, man ſolle die Poft, den Zelegraph 
und die Eifenbahnen an die Privaten abgeben. Ich möchte ihn inftändigft 
bitten, mir doch zu jagen, wo und wann diefe Aeußerung gefallen ift, — ich 
weiß nicht das Geringfte davon. 


Profeffor Dr. Wagner (Berlin) (in perfönliher Bemerkung): Was 
zunächſt die ganz beiläufige Bemerkung wegen der rumänifchen Arbeit anlangt, 
jo erflärt fih das auf folgende Weife, Herr Dr. Braun hat mich Darauf 
aufmerffam gemacht, daß ich ihm nicht fpeciell genannt hätte, und hat eine Reihe 
von Punkten genannt, die von ihm herrühren. Herr Dr. Braun bat dieſe 
Punkte aber ähnlih wie Prince-Smith und Faucher formulirt, Mit der Be 
merkung über Rumänien hatte ich nur andeuten wollen, angeſichts feiner Klage 
über Ignorirung feiner literarifchen Yeiftungen, daß ich feine Arbeiten recht wohl 
fenne, Vethf die rumänifchen Studien. Bezüglich dieſer Arbeit über Rumänien 
bat fih ja ſogar ein recht bemerfenswerther Gegner des Herrn Dr. Braun 

efunden, der ſich felbft ald Rumänier bezeichnet hat und allerdingd wunder— 
ae Dinge über Herrn Braun’8 Studien beridtet. Auch das ift mir nicht 
unbefannt. Doc das nur beiläufig. 

Was jedoh die Aeuferumg über Poft und Telegraphie anlangt, jo babe 
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ich fie in einem Auffag gelefen, der etma — ich glaube nicht zu irren — in 
der 1865er oder 66er Bierteljahrichrift erfchienen ift, nicht eigentlich als 
Referat, aber als eine einleitende Abhandlung über die Communalfteuerfrage, 
die auf dem Hamburger Congreile vorfam, — fie ftand im Beginn eines Heftes. 
Das kann ich zu meiner Mechtfertigung aus dem Gedächtniß jagen. Ich habe 
die Zeitichrift im Augenblid nicht zur Dispofition,; ſowie mir aber die Zeit 
dazu gegeben ift, kann ich fie an einem der folgenden Tage vorlegen. 


Yuftizratd Dr. Braun — (zur perſönlichen Bemerkung): Ih muß 
beſtreiten, daß dieſe Aeußerung in dieſem Aufſatze ſteht. Es ſteht darin, wenn 
einmal die Geſellſchaft ſtark genug wäre, Telegraphie ohne den Staat beſorgen 
zu können, ſo wäre das recht gut, einſtweilen wäre ſie noch nicht ſtark genug. 
Daß ich von jeher für die Reichspoſt gearbeitet habe, den Fürſten Thurn und 
Tarxis babe depoſſediren helfen und alles das, um dem Reich die Poſt zu geben, 
fonnte Herr Profeffior Wagner wohl willen. 


(In der nun folgenden Abftimmung wird der Antrag des Herrn 
Seyffardt abgelehnt und der Antrag des Herrin Profeffor Held 
in der durch Herrn Dr. Braun modificirten Faffung („ürfen“ ftatt 
„ſollen“) mit Ausihluß des Punkte II. 4 in folgender Form an— 
genommen: 


I. &8 ift durch Staatsgejeg und zwar mit Nüdficht auf gleichzeitig noth— 
wendige Staatöfteuer-Reformen zu beftimmen, welche Arten von Abgaben 
in den verfchiedenen Gemeinden erhoben werden Dürfen. 

II. In Städten und Pandgemeinden follen hauptlächlich erhoben werben: 

1) befondere Beiträge von nachweislichen Intereffenten ; 

2) Realfteuern, namentlih von Grund und Boden und Gebäuden ; 

3) Perfonalfteuern von allen in der Commune lebenden, ökonomiſch felbit: 
ftändigen phyſiſchen Perjonen. 

III. Das Staatögefeg fol das Verhältniß, in welchem dieſe verjchiedenen 
Haupt: Ausgabearten benugt werden dürfen, mit Rückſicht auf die Haupt- 
zweige der commımalen Verwaltung und die betreffenden Communal- 
Ausgabepoften feftftellen, jo daß der Ertrag der Realfteuern die Ausgaben 
der Commune für wirtbichaftlihe Verwaltung ungefähr dedt. 

IV. Beiträge und Xealfteuern jollen unabhängig von ähnlichen Staatsfteuern, 
Communal = Berfonal=, insbejondere Eintommen-Steuern im Anſchluß an 
die entfprechenden Staatöfteuern eingeſchätzt werben. 


Darauf ſchließt der Vicevorfigende Profeſſor Dr. Gneift die Sitzung 
um 5 Uhr, 
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Zweite Sitzung. 


Dienstag, den 9. October 1877. 
(Die Sıgung wird um 10 Uhr 30 Minuten eröffnet.) 





Der Vorfigende Profefior Dr. Naſſe eröffnet mit kurzen geichäftlichen 
Mittheilungen die Sigung und ertheilt zur Geſchäfts-Ordnung das Wort an 


Herrn Juſtizrath Dr. Braun (Berlin): Meine Herren! Nach der ur— 
ſprünglichen Beftimmung war neben dem Referenten, Herrn Dr. Weigert, Herr 
Dr. Hertzka als Gorreferent bezeichnet worden. Der Letztere hat mich erfucht, 
der verehrlihen Berfammlung mitzutheilen, daß er durch dringende Geſchäfte 
verhindert ift, bier zu erjcheinen und feinem Amt als Gorreferent Genüge zu 
leiſten. Da e8 nun wünſchenswerth ift, daß in den Referaten Sonne und Wind 
gleichmäßig vertheilt ift, jo Fönnte man den an und für ſich bedauerlichen Um— 
ftand, daß Herr Herta verhindert ift, dazu benugen, einen Referenten aus der 
Gegenpartei zu ernennen. So viel ich weiß, wird Herr Dr. Weigert auf der 
Seite des Freihandels ftehen, und da wir viele Mitglieder in der Berfammlung 
haben, die glauben, daß die deutſche Induftrie oder wenigftens einzelne Zweige 
derjelben bis zu einem gewifjen Grabe des Schutzzolles bedürfen, jo möchte ich 
anheimgeben, ob es nicht zwedmäßig ſei, aus den Reihen diefer Partei einen 
Gorreferenten zu beftellen und erlaube mir zu diefem Zwecke Herrn Bued in 
Vorſchlag zu bringen. 


(Die Verſammlung ift Damit einverftanden, nachdem ſich Herr YBued 
zur Uebernahme des Correferates bereit erflärt hat.) 


Vorfigender Profefjor Dr. Naſſe: Gegenftand unferer heutigen Tages- 
ordnung. ift: 


Berbandlungen über den Handeldvertrag mit Defterreid. 


Zunächſt ertheile ih das Wort dem Referenten Herrn Dr. Weigert zur 
Erftattung feines Neferates. 
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Referat 


von Dr. Mar Weigert (Berlin) über den 
Deutſch-Oeſterreichiſchen Handelsvertrag. 


Meine Herren! Als ich Anfangs dieſes Jahres von dem geſchätzten Bor: 
ftande des Vereins für Soctalpolitit den ehrenden Auftrag erhielt, bei der näch— 
ften Generalverfammlung über den deutſch-öſterreichiſchen Handelsvertrag zu 
referiren, war ich der Hoffnung, Ihnen heute nicht meine eigenen Anſchauungen, 
Wünſche und Ideen mittheilen zu dürfen, fondern Ihnen über die Zukunft unferes 
Handelövertragd mit Oeſterreich pofitive Nachricht geben zu können. Ich glaubte, 
daß die Berhandlungen, welche ficdy über die Erneuerung des am 31. December 
a. c. ablaufenden Handelsvertrags zwiſchen den Regierungen Deutichlands und 
Defterreih-Ungarns jetzt länger als ſechs Monate hinziehen, ihr Ende erreicht 
haben würden und daß uns der Entwinf des neuen Handeldvertrages in kritifir- 
barer Form vorläge. 

Leider ift dem nicht jo. Wir wiſſen heute noch nicht, in welchem, Stadium 
fi die Verhandlungen befinden; durch die Zeitungen gingen die verfchiedenften 
ſich widerſprechendſten Berichte, welche einmal ein Scheitern derfelben melbeten, 
ein anderes Mal ihren günftigen Abſchluß als gefichert anzeigten. Wir erfuhren, 
daß die bdeutichen Unterhändler unverrichteter Sache nach Haufe zurüdkehrten, 
ſahen fie mit neuen Inftructionen wieder nah Wien reifen, — wiederum ihr 
unerquidliches Werk aufnehmen, um abermald ad informandum nad Berlin 
zu fommen, — und wo fie ſich heute befinden, fan Ihnen nur ein unermüd— 
licher bis in die Häuslichkeiten dringender Reporter jagen. Dfficielle Mitthei- 
lungen find über ven Verlauf der Verhandlungen, über die Art der Schwierig— 
feiten, welche fi) in den Weg ftellten, nicht in die Deffentlichkeit gedrungen. 
Ich bin weit entfernt, unferer Regierung daraus einen Vorwurf zu machen. 
Sie kennt die Wünfche und Intereſſen des Yandes, weiß worauf fie ihr Augen: 
merk zu richten hat und die Beröffentlihupg jedes Stadiums der Verhandlungen 
würde in dem gegenwärtigen bedauerlichen Kampfe der handelspolitiichen Parteien 
nur zu einer Verwirrung und einem Vordrängen der einzelnen Intereſſen Ver— 
anlaffung gegeben haben und der ruhigen Vertretung der Interefjen Der Ge— 
ſammtheit wenig förderlich gewejen fein. Wer mit den Berhältnifien auch nur 
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oberflächlich vertraut ift, weiß worüber die Kämpfe entbrannten, woher Die Ver— 
zögerung, vielleicht da8 Scheitern der Verhandlungen rührt. 

Ihr Referent, meine Herren, bittet um die Erlaubnig — ohne fih auf 
Gonjecturalpolitit einzulafien — darlegen zu dürfen, welche Ansprüche Deutjch- 
land an einen neuen Handelövertrag mit Dejterreich zur ftellen hat und wie Die 
Stimmung in Defterreih denſelben gegenüber fteht. Wir werden alsdann die 
Eventualität ind Auge zu fallen haben, daß mit Berüdfichtigung der billigen 
Anſprüche Deutſchlands ein neuer Handelövertrag mit Defterreih nicht zu ers 
reihen iſt und die Stellung Deutichlands unter diefen Verhältniſſen zu erörtern 
haben. Zur Charafterifirung unferer jegigen handelspolitiihen Stellung Defterreich 
gegenüber und den dortigen Strömungen beginne ih mit eimem kurzen hiſtori— 
Ihen Rückblicke. 

Der Handelöverfehr zwiſchen Deutfehland und Defterreih in der zweiten 
Hälfte vieles Jahrhunderts ift durch die Verträge vom 19. Februar 1853, 
vom 11. April 1865 umd 9. März 1868 geregelt geweſen. Der Yegtere tit 
der mit Ende dieſes Jahres ablaufende. Der Bertrag vom Jahre 1853 be- 
rubte auf dem Principe ausſchließlicher gegenleitiger Zollbegünftigungen und ges 
nügte den Forderungen der ſüddeutſchen Zollvereinsregierungen, welche einen 
engeren Anſchluß des Zollvereins an Defterreih wünſchten. Es war durch ihn 
Defterreih nicht nur eine Handhabe gegeben, um ven jelbftändigen Beftrebungen 
des Zollvereind, den DTarifünderungen und Handelöverträgen gegenüber feine 
Stimme geltend zu machen, «8 war aud eine Grundlage geſchaffen, für die 
Dppofition der dem öfterreichiichen Streben zugeneigten Regierungen im Zoll— 
vereine gegen Die Tarifreformbeftrebungen Preußens und das Nefultat ift ein 
zwölfjähriger Stillitand der Tarifgeleggebung des Zollvereind geweſen. Nachdem 
der Zollverein durch den Vertrag mit Franfreih vom 2. Auguft 1862 in das 
Syſtem der weſteuropäiſchen Verträge eingetreten, dadurch mit den Differenzial- 
zolltarifen gebrochen und den mit ihm Vertrag ſchließenden Staaten das Recht 
der meiftbegünftigten Nation eingeräumt hatte, fuchte Defterreih diefen Vertrag 
als eine Störung und Hmtenanjegung des zwilhen ihm und dem Zollvereine 
begründeten Vertragsverhältniſſes Hinzuftellen und verlangte eine Beſeitigung. 
Es ſprach dadurd offen aus, daß es Das vertraggmäßige Ziel der Zolleinigung 
dahın auslegte, daß der Zollverein feinen Tarif nicht veformiren dürfe, ohne 
Defterreih8 Einwilligung dazu einzuholen. Für die Zarifpolitit des Zollvereind 
jollten nicht die Intereſſen des Verkehrs, nicht die Entwidelung der Imduftrie 
und Kultur, fondern einzig der Zwed der Zolleinigung maßgebend fein. Die 
würdige Antwort Preußens ſolchen Ansprüchen gegenüber war, daß es diefelben 
al8 unbegründet zurüdwied, den mit Frankreich abgejchloffenen Punctationen 
treu blieb und „Das Feithalten am gegebenen Worte” als den einen leitenden 
Geſichtspunet anerkannte. Der umerquidlide Depeſchenwechſel, welcher fich 
über dieſes Thema mit Defterreih entwidelte, die durch feinen Widerftand aufs 

eftachelten mit ihm befreundeten Zollvereinsregierungen bewirften, daß der mit 

anfreih im Jahre 1862 vereinbarte Handelövertrag erft am 1. Juli 1865, 
alſo nad einer Verzögerung von Brei Jahren, zur Ausführung fan, eine 
Berzögerung, welde für unfere geſammte Induftrie von unberegenbarem Nach— 
tbeile geweſen ift. 

ALS Deiterreich einſah, daß feine unberechtigten Anſprüche an der Feſtig— 
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feit Preußens jcheiterten, wurden die ſich jehr verzögernden Bertragsverhandlungen 
ernjter aufgenommen, und am 11. April 1865 zum Abjchluffe gebracht. Dieſer 
Bertrag, der im wefentlichen ımit dem jest ablaufenden vom 9. Mär; 1868 
übereinftimmt, und fih nur durd einige von beiden Seiten gewährte Zoller— 
mäßigungen von ihm unterfcheidet, ift von dem Vertrage vom 19. Februar 1853 
in jehr weſentlichen Beziehungen verſchieden. 

Er iſt der erfte zwilcyen Defterreihb und dem Zollverein abgeſchloſſene 
Handelövertrag, während ver frühere zwiſchen Dejterreih und Preußen abge— 
jchloffen war. Die gegenfeitigen von beiden Seiten in umfangreicher Weife 
gemährten Berfehrserleichterungen find zwar wie 1853 formell an Die Bedingung 
des unmittelbaren UebertrittS der Waaren aus dem freien Verlehr des einen 
Gebiets in das andere geknüpft; allem während der Vertrag von 1853 darauf 
bajirte, daß die eingeräumten Zollbegünftigungen ausſchließliche feien, ift 
died bei dem 1865er VBertrage nicht der Fall. Der Zollverein macht feinen 
aligemeinen Tarif zum vertragsmäßigen, jo daß die Zollfäge während der Dauer 
des Vertraged mit Defterreih nicht erhöht werden fünnen und gefteht demfelben 
außerdem die Beginftigungen zu, welde er anderen Staaten gewähren würde. 
Deiterreich hatte ſich zwar völlig freie Hand gelaffen, die dem Zollverein ein: 
geräumten Zollermäßigungen als ausſchließliche zu betrachten; die Zeit bat aber 
gelehrt, daß es fich nicht allein dem freihändlerifchen Zuge der durdy die civilt= 
firten Staaten Europa's gung, widerlegen fonnte und ed bald in die Reihe Der 
weſteuropäiſchen Vertragsſtaaten eintreten laſſen. 

Mit unerheblichen Aenderungen aus dem 1853er Vertrage in den von 
1865 und 1868 übernommen wurde das Zollkartel; d. h. die zur Ver— 
hütung und Beſtrafung des Schleichhandels feſtgeſetzten Beſtimmungen. Es 
verpflichtet die Beamten des einen Theils beabſichtigte oder ausgeführte Ueber: 
tretungen der Zollgeſetze des andern Theils von denen fie Kenntnig erhalten, 
durch alle gejeglichen Mittel ihrerleitS zu verhindern. Zu diefem Zwede jollen 
die beiberfeitigen Aufiihtsbeamten ſich gegenſeitig mit Nachrichten unterftügen, 
auch befugt fein das jenleitige Gebiet zur Berfolgung von Schmuggelipuren zu 
betreten, und bei der betreffenden Behörde die erforderliche Unterjtügung für 
weiter nöthige Ermitflungen finden. Beremigungen zum Zwecke des Schleich 
bandels, ſowie Niederlagen zu gleihem Behufe follten nicht geduldet, überhaupt 
Läger umverzollter fremder Waaren innerhalb der Grenzbezirte nur am Site 
von Zollftelen und unter gewiſſen Controllen zugelafjen werden, Die Mitwirkung 
der beiderjeitigen Zollſtellen behufs Controlle und Abfertigung verbotener und 
zollpflichtiger Waaren wird zugefihert. Diefe Vereinbarung, welche jelbft unter 
ber Borausfegung, daß die Grenzbewachung beiderfeits eine gleich wirfjame ift — 
nur dann auf wirfliher Gegenfeitigfeit beruhen würde, wenn die Eingangszölle 
des einen Staated diejelben wären, wie die des anderen, gewährte Defterreich, 
welches höhere Tarifſätze hatte wie der Zollverein, einen einfeitigen fehr werth— 
vollen Bortheil, der jogar mit den eigenen Imterefien des letzteren ſchwer ver- 
einbar war. 

Dies iſt im Großen und Ganzen die Bafis, auf welcher unfere Handels- 
beziehungen mit Defterreih jich gründeten. Die Erleichterungen des Verkehrs, 
welche die beiden einander jo nahe ftehenden Bölfergebiete ſich mit jedem neuen 
Handelövertrage gemährleifteten, haben beiden Theilen die wejentlichften Vortheile 
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gebracht, Handel und Verkehr hat ſich büben und drüben gehoben und eim 
immer engerer Arbeitdaustaufh Plat genriffen. Es betrug der Werth der 
Ausfuhr aus und über Deutihland nad Oeſterreich: 
im Jahre 1855 112,2 Mill. Gulden, 
. „ 1865 1778 „ = 
R „ 1375 3909 „ . 
Der Werth der Einfuhr aus Oefterreich nach und über Deutichland : 
im Jahre 1855 85,7 Mill. Gulden, 
1865 201,2 „ 4 
” „ 1875 3028 „ r 

Wir ſehen alfo, daß ſich in einem Zeitraume von 20 Jahren ſowohl die 
Ausfuhr wie die Einfuhr faft vervierfacht haben und erkennen gleichzeitig, daß 
der überwiegende Vortheil nicht etwa auf Seiten des Landes war, welches die 
höheren Eingangszölle beit, Tondern daß die Ausfuhr aus Deutſchland unge— 
achtet der größeren Gonceffionen, welche es dargeboten hatte, in größerem Maße 
geftiegen iſt, als die öfterreichiiche ! 

Der Gedanfe an eine Zolleinigung zwiſchen beiden Yändern war wenigſtens 
in Defterreich nicht aufgegeben worden. Wenn auch vielfadh mit politifcyen 
Intereſſen verquidt, war fie doc, felbft in induftriellen Kreiſen Oeſterreichs eine 
mit Vorliebe ventilirte Idee, wie die parlamentariihen Verhandlungen des 
Yandes zeigen. Am 15. Juli 1862 konnte Graf Rechberg auf eine von 
113 Abgeordneten eingebrachte Interpellation, welche dieſen Gegenftand betraf, 
antworten: „Es hat der faiferlihen Regierung nur erwünſcht fein fünnen, daß 
fih in den zunächft betbeiligten induftriellen Kreifen der Wunſch nach einer deutſch- 
öfterreihiichen Zolleinigung kundgibt, verbunden mit dem gefteigerten Bertrauen 
in die eigene Yeiftungsfähigfeit, und daß Defterreih mit dem Anerbieten ber= 
vortreten Darf auf der Grundlage voller gegenjeitiger Freiheit des Handeld und 
Verkehrs, beſchränkt nur durch die Mafregeln, welche die Verſchiedenheit der 
inneren Befteuerung und der Beftand der Staatsmonopole erforderlih macht, 
jhon jegt den Bund der beiden großen Körper zu vollziehen“. Aehnliche Aeuße— 
rungen finden ſich in der Thronrede, mit welder der öfterreichiiche Reichsrath 
im November 1864 eröffnet wurde, und in jpäteren Depeſchen ber leitenden 
Staatömänner. 

Und wie fteht e8 heute! Nachdem Defterreich Jahrzehnte lang im engften 
Vertragsverfehr mit Deutichland geftanden, welder ihm weſentliche Vortheile 
gegenüber dem, mas es als Gegenleiftung bot, eingeräumt hat, nachdem feine 
Induftrie und fein Handel in überrafchender Weife zugenommen haben, ift nicht 
nur die Idee einer Zolleinigung mit Deutichland verraucht (allerdings ein Plan, 
für den wir und nicht erwärmen können), ſondern aud der Neuichliefung eines 
Handelövertrages ftellen ſich — mitten in einem politiichen Verfehr beider Yänder, 
wie er freundjchaftlicher wohl nie beftanden hat — Schwierigkeiten entgegen, 
welche vieleicht einen Vertrag unmöglih machen und einen Zollkrieg herbei— 
führen, der in den Beziehungen der Staaten des ciwilifirten Europa's feit Jahr— 
zehnten ohne Analogon iſt. Dieſelben Männer, welche an der Spike der 
citirten Interpellation auf Zolleinigung mit Deutſchland ftanden, die Stene, die 
Liebig und Andere find heute die Führer der Bemegung, welche jeden Bertrag 
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mit Deutichland vereiteln wollen und in ein Chaos Hineinfteuern, aus dem fich 
ein Ausgang nur auf Koften werthvoller beftehender Berhältnifje finden laſſen 
wird. 

Dieſe ſchutzzöllneriſche Bewegung in Defterreich, die von den angejeheniten 

Fabrikanten der mächtigften Induftrien geleitet wird, und ihr Heer zujammen- 
fett theils aus zerrütteten Eriftenzen, melche durch die fieberhafte Ausdehnung, 
die ihre Fabriken in den Grünverjahren erfahren haben, nad erfolgten Rückſchlag 
die Production im Widerjpruc mit dem Conſum ſehen, theild aus jener fritif- 
Iofen Menge, der das Schlagwort „Schuß der nationalen Arbeit“ electriih in 
die Glieder geſchlagen ift, ift e8, welche ihren jchwermwiegenden Einfluß durch 
-Keihthum und politiihe Stellung geltend macht, einer Kegierung gegenüber, 
die, wenn wir das Rundſchreiben des öſterreichiſchen Handelöminifterd an die 
Handelöfaınmern betrachten, den feften Willen hat, das Syftem der Hanbels- 
verträge mit der Klaujel der meiftbegünftigten Nation aufrecht zu erhalten! 

Borichläge zweierlei Art find es, welche gemacht werden. Es wird ent» 
weder Das Spftem der Handelöverträge im Allgemeinen verurtheilt und ein 
autonomer Zolltarif beliebt. Intereffant find die Anfichten, welde die 
öfterreihiichen Handelskammern zu diefem Behufe ins Feld führen. Ste erheben 
ſich fat alle zu dem politiichen Gefichtspunfte, daß die Handelsvecträge das 
befte Mittel jeien, den Miniſterien zu geftatten, ihren Willen Durchzufegen, ohne 
durch die conftitutionellen Vertretungen behindert zu werben, daß die einheimifche 
Regierung und die Volfövertretung durch fie eine Einbuße an Dispofitionsrecht 
und Machtbefugniß erleide und fpeciell Oeſterreich durch die Klauſel der meift- 
begünftigten Nation die Möglichkeit erſchwert werde, den benachbarten Stanten 
des Oſtens und Südoſtens befondere Bergünftigungen einzuräumen, worin das 
wichtigfte Mittel liegen möchte, um für feine Exporte nach jenen Yändern Er— 
leichterungen zu befommen. — Das conftitutionelle Mäntelchen, welches ſich die 
Protectioniften bier umhängen tft ſehr fadenſcheinig. Allerdings madt 
ein Bertragstarif ed unmöglich, nah Belieben einer [hugßzöll: 
nerifhen Bolfvertretung in jeder Seſſion Zollerhöhungen im Intereſſe 
einer Minderheit durchzuſetzen, aber er gibt der Induftrie allein die ftabile 
Grundlage, auf der fie gedeihen und fich entwideln kann; — er bildet einen 
wohlthätigen Damm gegenüber den Sonderintereſſen mächtiger Kreife und ift 
die Auferlegung des nothwendigen Zwanges, deſſen wir ſchwachen Menſchen bes 
dürfen, um nicht das Recht Anderer gegenüber dem eigenen Nugen zu vergeflen. 

Im Uebrigen iſt e8 auch thatſächlich unrichtig, Daß Handelsverträge das 
Dispofitionsrecht der vertragfchließenden Staaten über ihre Zolltarife beeinträch- 
tigen. Wir haben z. B. in Deutſchland einen autonomen Zolltarif (vom 
1. October 1873) und die nad demſelben vorgenommenen Aenderungen find 
ebenfall® autonom von der deutſchen Geſetzgebung durchgeführt worden, ohne 
daß wir durch die beftehenden Handelöverträge daran gehindert wurden. Aber 
allerdings laſſen fi, wo Conventionstarife beſtehen, Aenderungen der Zollgeſetz⸗ 
gebung nur in freihändleriſchem Sinne ausführen. Und darin liegt der 
freihändleriſche Character der Handelsverträge, der nicht 
auf der in dem Vertragstarife feſtgeſetzten Höhe der Zölle 
beruht, ſondern vielmehr auf der Unmöglichkeit, ſchutzzölhlne— 
riſche Gelüfte für die Dauer der Bertragszeit — zu 
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machen. Ein Gonventionstarif ftellt die äußerfte Schranke dar, hinter welche 
die ſchutzzöllneriſchen Anfprüche zurücgetrieben find, — ein autonomer Tarif 
bildet die ungededte Pofition, gegen welche die Schußzöllner ihre Geſchlitze ſpielen 
laſſen fünnen! Darum der Kampf der Freihbändler gegen auto= 
nome Tarife, ganz abgejehen von ihrer Höhe, meil fie die 
Stabilität der Zollverhbältnifje und mit ihr die gedeihlide 
Entwidelung der Induftrie beeinträhtigen. — 

In wiefern aber Defterreih dur Handelöverträge mit den weftlichen 
Induftrieftaaten in der Befugniß beſchränkt fein fol, feinen öftlihen Nachbarn — 
Rumänien, Serbien, der Türkei, dem aftatifhen Orient — Vortheile einzu— 
räumen, dur welde fein Export nad jenen Yändern begünftigt würde, ift 
nicht erfichtlih. Ermäßigt es feine Zölle auf Rohproduete und erleichtert da— 
durdy den Export jener Yänder, fo würden die wefteuropätichen Induftrieftaaten 
von diefen Herabjegungen wenig Vortheile haben, da ihr Export vorzugsmeije 
in Imduftrieerzeugniffen befteht, während Defterreih gar nichts im Wege ftebt, 
fih von den öſtlichen Nachbarn, welche noch nicht in das Syſtem der wefteuro- 
päifchen Handelöverträge eingetreten find, Separatvergänftigungen für den Export 
öfterreichiiher Fabrikate auszubedingen. 

Ja man kann fid) in Oeſterreich ſogar für Handels- und Schifffahrtöverträge 
erwärmen, verfennt die mannigfachen Vortheile derjelben nicht und wünſcht ihrer 
auch ferner theilhaftig zu bleiben, — nur das Hineinziehen Y8 Zolltarifs 
in diefe Verträge müſſe vermieden und diefer automom bergeftellt werden! 

Allerdings kann es den öſterreichiſchen Schugzöllnern nur angenehm fein, 
wenn Deuticland ihnen aud ferner thätige Beihilfe zur Unterdrückung des 
Schmuggels Teiftet und fie theilnehmen läßt an feinen wirthichaftlichen Ein— 
richtungen; es befteht aber gewiß; fein Zweifel, daß in heutiger Zeit, wo bie 
gleihe Behandlung der Angehörigen civilifirter Länder eine jelbftverjtändliche ıft, 
wo der Schug ded Eigenthums, die meiften Beftimmungen für die Schifffahrt 
und Anderes durch das Völkerrecht geregelt find, Handelöverträge ohne Zolltarife 
geringe Bedeutung haben und ohne dies wichtigfte Requifit derjelben kein Staat 
fi) Andern gegenüber zu einem Handelövertrage herbei laſſen wird. — 

Wil die Regierung aber durdaus einen Handelövertrag, verbunden mit 
einem Zolltarif, mit Deutſchland abichließen, jo darf dies, jagen die öfterreicht- 
hen Schugzöllner, nur geichehen, wenn der heimiſchen Imduftrie ein größerer 
Schuß gewährt wird, ald bisher, und ihr die werthvollen Verkehrserleichterungen 
von Seiten Deutichlands erhalten bleiben. Wem fällt nicht bei diefer Haltung 
der Goethe'ſche Vers ein: 

Mann mit zugeknöpften Taſchen, 

Dir thut Niemand was zu lieb, 
Hand wird nur von Hand gewaſchen, 
Wenn du nehmen willft, fo gieb! 

Die ſeit Jahrzehnten vertragsmäßig beftehenden Zollſätze erhöhen, die 
vereinbarten Begünftigungen annulliren, und auf der anderen Seite die von Deutich- 
land autonom eingeführten Zollermäßigungen genießen wollen, ift eine Haltung, 
die, wenn fie zu derjenigen der öfterreichtichen Regierung gemacht wird, wahrlid 
nicht günftige Ausfichten für den Abſchluß eines Handelövertrages eröffnet. Die 
einzelnen Bofitionen, melde beſonders heanftandet werden, laſſen fich bei dem 
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Dunkel, das die Verhandlungen bevedt, nicht erkennen. Aus ten vorliegenden 
Berichten der Handelfammern geht aber hervor, daß, wie ftetd die wichtigjten 
Induſtrien, jo aud hier die Induftriebarone aus der Eiſen- und ZTertilinduftrie 
um ihr Bettlerbrod fümpfen. Die Eifeninduftrie opponirt gegen die Concefjionen, 
welche Deutſchland für die Aufhebung feiner Eifenzölle verlangt, und die Tertil- 
induftrie, voran die Baumwollſpinner und Druder fordern Erhöhung der Zölle 
auf Garne und Aufhebung des Appreturverfahrens, 

Diefer letztere Punkt bildet unzweifelhaft eine der wichtigiten Differenzen 
in den ſchwebenden Berbandlungen und verdient eine ausführlichere Beleuchtung. 

Der Beredelungsverfehr oder dad Appreturverfahren ift eine bereits im 
ihren Anfängen aus dem vorigen Jahrhundert ftammende Einrichtung, welche 
aber erft durch den Handelövertrag vom 19. Februar 1853 größere Ausdeh— 
nung empfing und bejagt, daß Waaren verfchtedener Art, welde behufs Be— 
arbertung, Veredelung u. dgl. aus dem emen Staate nady dem Andern unter 
gewiljen Formalitäten eingeführt worden find, unter Beobachtung bejonderer 
Vorſchriften, wenn ihre weientliche Belchaffenheit unverändert bleibt und die 
Identität der aus: und wieder eingeführten Waaren außer Zweifel ift, beiderſeits 
Befreiung der Eingangs und Ausgangsabgaben genieken follen. 

Diefe Einrichtung entwidelte eine rege Arbeitstheilung zwiſchen beiden 
Nachbarſtaaten und auf den verichiedenften induftriellen Gebieten, — der Weberei, 
Färberei, Bleiherei, Druderet, dem Maſchinenbau, der Yederinduftrie und zahl— 
reichen anderen — bildeten ſich hüben und drüben Gewerbzweige aus, welche 
die Tertigitellung, die Veredelung der im anderen Yande vorbereiteten Gegen— 
ftände übernahmen. Bei den Anfangs mangelnden Communicationsverhältnifien 
vorzugsweiſe auf den Grenzverkehr beichränft, wurde mit Zunahme der Eifen- 
bahnen die Veredelung auch in entfernteren Gegenden ausgeführt, — natürlich) 
erichwert durch Die Dadurch eintvetende Erhöhung der Transportipeien. Einen 
ganz bejonderen Umfaug hat der Beredelungsverfehr in der Baumwolleninduſtrie 
erreicht, wo die Deutiche Druderer der üfterreichiichen Weberei in die Hände 
arbeitet, und gegen diefen Verkehr‘ richtet ſich die Agitatton in Oeſterreich. 

Natürlich, die öſterreichiſche Kattundruderei, welche fich durch Die Concurrenz 
der deutſchen Druder beeinträchtigt glaubt, ift eine mächtige Induftrie, aus einer 
fleinen Anzahl impoſanter Inftitute beftehend, welche den nöthigen Einfluß be 
figen, um ihre Anjichten an maßgebender Stelle geltend zu machen, gegen welche 
die Baummollenweber, eine große Zahl zum Theil Eleinerer Unternehmer, ſchwer 
ſich Gehör verſchaffen fünnen. Und diefe Induſtrie, welche circa 25,000 medyas 
niſche Webftühle beichäftigt, verdankt ihre jegige Bedeutung weſentlich der Ein- 
führung des AUppretumerfahrene, Bis zum Jahre 1854 beftand in der Baum: 
wollinduftrie in Defterreih nur Handmeberei, die von 50—100 fleineren und 
größeren Fabrikanten betrieben wurde. Ihnen gegenüber ftanden als Käufer 
ihrer Waaren 4—5 mächtige Drudereien, welche fi” natürlid im Einfaufe 
möglichft geringe Concurrenz machten und dem großen Berfäuferfreife den Preis 
dictiven konnten. Aus jener Zeit ftammt das ſprüchwörtlich gewordene Weber: 
elend. Erft mit Einführung des Appreturverfahrens im Jahre 1854 befferte 
fi die Yage. Der öſterreichiſche Weber war nicht mehr auf den öfterreichtichen 
Druder angewiefen, ſondern konnte die deutſche Druderet aufjuchen. Der 
mechanische Webftuhl wurde eingeführt, die Weberei dehnte ſich aus und erzeugt 
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heute circa 4 Mill. Druckſtücke. Durch die auswärtige Concurrenz gezwungen, 
mußte vie öſterreichiſche Druderet mit der Zeit mitgehen, fie vervollfommnete 
ihre Yabrifate, dehnte ſich quantitativ aus und concurrirt heute nach aller Fach— 
fenner Urtheil vollftändig mit den deutſchen Leiftungen. Die Ausdehnung der 
öfterreichtfchen Druderei ift aber nicht groß genug, um das won der öfterreichtichen 
Weberet hergeftellte Duantum an roher Waare vollftändig bedruden zu können. 
Nach ſachkundiger Angabe beträgt ihre Yeiftung bei Anfpannung aller Kräfte 
faum 2 Mil. Stüd Waare. Schlägt man zu diefer ſchon ſehr hoch gegriffenen 
Zahl noch '/, Mill. Stüde, die in Oeſterreich gebleiht und gefärbt werben, 
jo bleibt eine Lücke von 11, Mill. Stüden, melde die Weberei liefert, und die 
von den beftehenden Drudereien nicht bedrudt werden können. Für fie tritt 
jest die deutſche Druderei ein. Wollte die öfterveichiiche Drudinduftrie fih dem 
ent|prechend ausdehnen, jo müßten 6—7 Drudereien von dem Umfange der 
größten jet beftehenden errichtet werden, was ein Anlagecapital von vielleicht 
50 Mill. Gulden erforderte! Es wird ſo leicht Keiner ſanguiniſch genug ſein 
um zu glauben, daß dieſer Erſatz ſo bald und ſo leicht geſchafft werden könne, 
und wenn dieſe Eventualität ſelbſt mit der Zeit einträte, ſo könnte die Weber— 
induſtrie dieſen Uebergang nicht ertragen und würde in der Zwiſchenzeit zu 
Grunde gehen. 

Die ſchutzzöllneriſchen Anſprüche kommen alſo auch hier wieder auf das 
Beſtreben heraus, auf den beſtehenden Verhältniſſen gedeihlich ſich 
entwickelnde Induſtrien zu benachtheiligen zu Gunſten von 
Induſtrien, die ſich unter den neugeſchaffenen Verhältniſſen 
möglicher Weiſe ausbilden könnten! Wer denkt nicht an den Sperling 
in der Hand und die Taube auf dem Dache! 

Aber nicht minder wichtig wie für Oeſterreich iſt das Appretur-Verfahren 
für Deutſchland. Die, beſonders ſeit Annexion des Elſaß hoch bedeutende Baum— 
wolldruckerei Deutſchlands findet durch daſſelbe einen Abzugscanal nach Oeſterreich, 
der die Concurrenz in Deutſchland entlaſtet. Es iſt für die deutſche Druckerei 
eine Lebensfrage wie für die öſterreichiſche Weberei! Aus dieſer unverhohlen 
gegebenen Erklaͤrung der deutſchen Drucker, aus ver lebhaften Agitation, welche 
ſich unter ihnen für Beibehaltung des Appretur-Berfahrene erhoben bat, ſchöpfen 
die öſterreichiſchen Schußzöllner eigenthümlicher Weile ein Argument gegen daſſelbe. 

Diefe Agitation, — jo argumentiren jene Herren — ift der befte Beweis des 
Nugens, den Deutichland aus dem Appreturverfahren zieht, — alfo des Schadens, 
der Oeſterreich daraus erwächſt! E8 lohnt ſich nicht der Mühe, folden Schluß— 
folgerungen entgegenzutreten. Wer aus den Vortheilen, welde dem einen con 
trabirenden Theile aus einem Vertrage erwachſen, den Schaden des anderen 
Theiles herleiten will, bat wahrlich von der Natur wechſelſeitiger Handels⸗ 
beziehungen einen mehr als kindlichen Begriff! 

Eine weitere Angriffspofition gegen das Appreturverfahren beſteht darin, 
daß man fich genen feine Auswüchſe und Umgebungen wendet. Man 
Hagt, daß aus dem Elſaß rohe baummollene Gewebe nad einem öſterreichiſchen 
Grenzorte gefandt, dort ganz ordnungsmäßig verzollt, alsdann im Wege des 
Appreturverfahrens zollfrei nach dem Elſaß zurüdgeführt, daſelbſt gefärbt und 
bedrudt und wieder zollfrei nach Defterreich eingeführt werden! Dieſes Verfahren 
ift allerdings gerade nicht im Sinne der Gefeßgeber, welche durch das Appretur- 
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verfahren eine Arbeitötheilung zwiſchen deutſchen und öſterreichiſchen Induſtrien 
einführen wollten, — es iſt ein Mißbrauch, aber ein vollfommen Legaler ; denn 
durch die Berzollung der deutichen rohen Waare an der öfterreichiichen Grenze 
ift diejelbe öfterreichiiche Waare und der Vortheile des Appreturverfahrens theil- 
baftig geworden! Die öfterreihiichen Kläger erfeunen dies aud ausdrücklich an, 
— Ber wird nun dadurch beſonders geſchädigt? Der öſterreichiſche Druder, 
der, während er mit dort fabricirter roher Waare Die Concurrenz der Drudereien 
des Elſaß gegen den Bortheil zweimaliger Hin= und Herfracht zu beftehen hat, 
während er in dem erwähnten Falle eine dreimalige Fracht zu feinen Gunjten 
bat? Oder der öfterreichtiiche Weber, der bei einem Zolle von 16 fl. auf robe 
Waore fi jo gut wie vollftändig von der deutichen Concurrenz emancıpirt bat? 
Der der Staat, der, während öfterreihtihe Waare im Wege des Appretur- 
verfahrens zollfrei aus- und eingeht, hier den regulären Zoll von 16 fl. p. Etnr. 
erhält? Wahrlich Feiner! Wenigftens von Seiten der Weber, welche Die einzig 
Benadtheiligten jein könnten, ift wegen dieſer Fälle feine Anklage gegen das 
Appreturverfahren geführt worden. 

Aber immerhin Liegt ein gewiſſer Mißbrauch hier vor. Iſt derſelbe aber 
fo bedeutend, daß feinetwegen eine große jegensreiche Inftitution in ihrem Beſtande 
bedroht fein follte? Rechnen wir einmal nah! Die im Jahre 1874 aus 
Defterreih im Wege des Appreturverfahrens nad” Deutichland eingeführten und 
von da zollfrei (gefärbt oder bedrudt) wieder nad Defterreih zurüdgeführten 
Baunmollgewebe beliefen fi auf 64,980 Ctur. Dagegen betrug in demfelben 
Jahre die zollpflicytige Einfuhr von Baumwollwaaren (glatte, rohe, dichte) aus 
Deutſchland nach Defterreih 1511 Ctur. Nehmen wir felbft an, daß dieſes 
ganze Quantum — was entichieden unrichtig ift — im Wege des Appretur: 
verfahrens nach Deutichland zurüdgeführt und zollfrei nach Defterreich wieder 
eingebracht worden wäre, jo würde die jo jtreng gerügte und gefährliche Um— 
gehung des Appreturverfehrs ſich auf ca. 21/, °/, des Umſatzes belaufen! 

Man fieht aus diefem Beifpiel aufs Neue, wie vorſichtig man ſchutz— 
zöllneriſchen Argumenten gegenüber fein muß und wie felten fie vor unbefangener 
Kritit ftihhaltig jind, — 

Der Veredlungsverkehr, welcher außer in der Druckerei auch — beſonders 
in den deutich-öfterreichiichen Grenzſtädten — eine werthvolle Arbeitstheilung auf 
dem Gebiete der Weberei, Färberei und Bleicherei herbeigeführt hat, ift für 
viele Induftrien beider Länder eine Lebensfrage, fein Aufhören würde jeit 
mehreren Jahrzehnten feit etablirte Yeiftungen weſentlich beeinträchtigen und muß 
ausgeſprochen werden, daß die Beibehaltung des Veredlungsverkehrs in feinem 
bisherigen Umfange eine der wichtigſten Erforderniſſe für einen zwiſchen 
Deutihland und Defterreidh neu abzufchließenden Handelsvertrag ift. 

Ein Appreturzoll, wie er von manden Seiten in Oeſterreich beantragt 
wird, würde, wenn er in ber vorgeichlagenen Höhe Einführung fände, den 
Beredlungsverfehr vollftändig illuforiih machen, da bei den großen Transport- 
und anderen Spejen, welde auf vemielben Iaften, feine Benugung feinen 
Bortheil böte. — - 

Diefelben öfterreihiihen Handeläfammern aber, welche mit allen möglichen 
und unmöglihen Gründen den Veredlungsverkehr als eine Abjurbität bekämpfen, 
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treten für die Aufrechterhaltung einer anderen in dem Bertragsverfehr mit 
Deutichland enthaltenen Beſtimmung — der jedenfall die Bezeichnung als 
Abnormität zukommt — ein, nämlich die freie Einfuhr von roher Leinwand 
auf den Grenzftreden Leobſchütz-Seidenberg und Oftrig-Schandau. Dieſe bereit® 
aus dem vorigen Jahrhundert herrübrende Zollbefreiung, welche die engften 
Beziehungen zwiſchen der öfterreichiichen Leinenweberei und der deutichen Bleicherei, 
Druderei, ſowie dem deutlichen Zwiſchenhandel herbeigeführt hat, bildet eine 
wertbuolle Gabe Deutichlands, deren Entziehung die böhmifche Leinenweberei 
empfindlich ſchädigen würde. Die zollfrete Einfuhr von Leinenwaaren aus 
Oeſterreich auf den erwähnten Grenzftreden betrug: 

1873 — Cinr. 58,895 


1874 — „ 51,230 
1875 — „67,205 
1876 — „ 55,090 


aljo ein Erport, welcher dem vermeintlihen Vortheil, den Deutichland aus dem 
Arpretumwerfahren in den Drudereien zieht, mindeſtens das Gleichgewicht hält. 

Daß wir e8 hier mit einer Anomalie zu thun haben, da, während Leinen= 
garne mit einem Eingangszolle belegt find, Yeinengewebe zollfrei eingehen, unter: 
liegt feinem Zweifel. Das Ueberſehen derſelben Seitens der öfterreichiichen 
Schutzzöllner und das Betonen der im Veredlungsverkehr liegenden Ausnahms: 
beftimmungen, bemeift, Daß bet unferen öfterreichiichen Gegnern nicht die Stimme 
der Gerechtigkeit und Billigkeit, fondern die Sonderinterejlen der einzelnen 
Induſtriebranchen maßgebend find, daß nicht der gegenfettige Verkehr der beiden 
benadybarten Yänder gefördert werden fol, jondern nur in der Schädigung des 
anderen der eigene Bortheil erblidt wird. 

Wir dagegen find der Anfiht, daß ebenfo, wie der Veredlungsverkehr 
Deutjchland und Defterreich wejentlichen Nuten gebradt bat, jo aud die bis— 
berige zollfreie Leineneinfuhr, wenn auch der Bortheil vorwiegend auf Seite 
Defterreih8 Liegt, in Deutichland jo mannigfache Beziehungen begründet hat, 
daß wir ihren Fortbeſtand befürworten. Die geringen Yeinenforten, welche 
Defterreih exportirt, geben der vaterländiichen Druderei und Bleicherei Be— 
Ihäftigung; der deutſche Zwiſchenhandel hat den Export diefer Artikel den 
Defterreihern ganz erheblid aus der Hand gemommmen ; ein Aufhören des be— 
ftehenden Verhältniffes würde, da Böhmen billiger productrt als Schlefien, ges 
wiſſe billige Artikel vollftändig für Deutichland verſchwinden Taffen, und nicht 
etwa der deutſchen Yeinenindufirie, jondern höchſtens der Baumwolleninduſtrie 
Nuten ſchaffen, deren Erzeugniſſe die billigeren Leinwandſorten erjegen müßten. 

Wenn wir fomit die Stellung der öſterreichiſchen Schußzöllner, inſoweit fie 
aus den rührigen Kreiſen der tonangebenden Induſtrien in Handelskammer— 
berichten, Gemwerbetagen und Volksverſammlungen zu Tage beförrert worden 
find, charakterifirt haben, berühre ih die Stellung, welche unfere deutſchen In— 
duftriellen genommen haben. Im Ganzen find diefelben einem Handelsvertrage 
mit Defterreih freundlid. Man ift jelbft in ſchutzzöllneriſchen Streifen geneigt, 
Defterreih Conceffionen zu machen, aber man verwahrt ſich gegen Die Ausdehnung 
des mit Defterreich zu vereinbarenden Zolltarif8 auf andere Staaten. Die den 
bisherigen Handelverträgen der weſteuropäiſchen Staaten angefügte Claufel der 
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meiftbegünftigten Nation wird bekämpft. — Wir haben heute mit einem deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Handelövertrage und zu beichäftigen, und ich kann daher bie 
Widerlegung diefer Forderung unterlaffen, indem ich bemerke, daß eine freiheit: 
liche deutfche Handelöpolitit jo leicht nicht die Vortheile vergeflen wird, welche 
der durch den erwähnten Fortjchritt erzeugte Bruch in das Syſtem der Differential» 
zölle herbeigeführt hat. — 

Im Allgemeinen ift aber nicht zu leugnen, daß die ſchutzzöllneriſche Bes 
wegung, welche in Deutichland Plag gegriffen hat, der weſentlichſte Verbündete 
für die Schugzoll-Agitation in Defterreich geworden ift, und wenn wir die vom 
dem Gentralverbande deutſcher Induftrieller ausgearbeitete Denkſchrift über den 
deutfch-öfterreichiichen Handelsvertrag in die Hand nehmen, fo ift an Alles eher 
zu denfen, als eine Berftändigung auf Grund des darın enthaltenen abenteuer- 
lichen Entwurfes eines deutihen Zolltarifs. Ich glaube keinen Fehlſchluß zu 
thun, wenn ich behaupte, daß den fchußzöllneriichen Anfprüchen Defterreich®, 
gegen welche Deutfchland Oppofition einlegt, fchwerwiegende, auf gleiher Grund» 
lage beruhende Forderungen Deutſchlands entgegen jtehen, und daß die Ber 
ftändigung nur durch dieſe Yage der Dinge verzögert, vielleicht vereitelt wird. — 
Wenn auch unfere Schugzöllner es vielleicht nicht offen eingeftehen, — ihnen 
ift zweifellos ein Scheitern des deutſch-öſterreichiſchen Handels— 
vertragesd eine ſehr erwünjhte Sade, weil ihren Beftrebungen 
die Gonventionstarife mit der Clauſel der meiftbegünftigten 
Nation hinderlid find und fie ihre Erfüllung nur unter einer 
autonomen Zollgefeggebung erhoffen können. 

Bis jegt hegen wir aber immer noch die Hoffnung, daß die einfichtigen 
Regierungen der benachbarten befreundeten Yänder ſich nicht durch die Sonder: 
interejien, welche die einzelnen mächtigen Induſtrien geltend machen, in ihrer 
Fürſorge für das Gefammtinterefje ihrer Yünder beirren laſſen werden, ſondern 
den Abſchluß eines Handelövertrages herbeiführen werben, der wie die ſeitheri— 
gen, die Verkehröfreiheit begünftigend, die commercielle Verbindung der beiden 
fi) jo nahe ftehenden Völkergebiete fördern wird, 

Deutichland muß von einem ſolchen Handelövertrage verlangen, Daß es 
Defterreih gegenüber nicht ungünftiger geftellt wird, als es fi) unter dem bis— 
berigen Bertrage befunden hat. 

Es muß im Wefentlichen die Aufrechterhaltung der bisherigen vertrags— 
mäßigen Zollfäge beanſpruchen, mit jenen Modifitationen, welche ſich als zeit- 
gemäß herausgeftellt haben, die im einer rationelleren Claſſificirung mancher 
Zoflpofitionen beftehen. Zollermäßigungen find befonders für die Eifeninduftrte 
zu erwirfen. 

* Der Veredlungsverkehr muß in demſelben Umfange wie bisher erhalten 
leiben. 

Dagegen ſieht Deutſchland von Zollerhöhungen Oeſterreich gegenüber ab, 
es räumt ihm auch für die Zukunft die durch das Zollkartel gewährten ein— 
ſeitigen Vortheile ein. 

Beide Staaten ſichern ſich die Rechte der meiſtbegünſtigten Nation zu. 

Dieſen Wünſchen giebt die Ihnen zur Annahme vorgelegte erſte Theſe 
Ausdruck. 
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Leider aber drängen die Verhältniſſe gebieteriſch dazu, die Eventualität ins 
Auge zu faſſen, daß Oeſterreich ſich den deutſchen Forderungen gegenüber ab— 
lehnend verhält, und die Frage zur Erledigung kommt, ob Deutſchland einen 
die Intereſſen ſeiner Induſtrie weſentlich beeinträchtigenden Handelsvertrag mit 
Oeſterreich abſchließen oder von einem ſolchen ganz abſehen ſoll. 

Wie ſchwer es den Freunden der freihändleriſchen Handelspolitik fällt, den 
letzteren Weg zu gehen und ſomit der ſchutzzöllneriſchen Agitation die ihr durch 
die Handelsverträge angelegten Feſſeln abzuſtreifen, wie verhängnißvolle Wirren 
ſie auch bei dem alsdann entſtehenden Drängen mächtiger Induſtriezweige nach 
Zollerhöhungen für unſere Induſtrie und unſeren Handel entſtehen ſieht, — es 
beſteht doch keine Frage, daß ſie einer vertragsmäßig verſchlechterten Stellung 
unſererſeits eine vertragsloſe vorzieht. Aber ſie geht von der Anſicht aus, daß 
das Aufhören mancher Verkehrserleichterungen, der ſtabilen Grundlage für die 
induſtriellen und Handelsverhältniſſe, ſehr bald ſolche Unzuträglichkeiten herbei— 
führen wird, daß die Erneuerung des jetzt abgeſtreiften Vertragsverhältniſſes 
von beiden Seiten mit erneuter Kraft geſucht werden wird. 

Wir haben uns in die Vortheile, welche die Handelsverträge gebracht, ſo 
hineingelebt, daß wir uns ihrer nicht mehr bewußt werden, und erſt, wenn die 
Zollplackereien und Chikanen wieder aus ihrem Grabe auferſtanden ſind, werden 
wir uns nach den Segnungen der Handelsverträge zurückſehnen! — 

Für Deutſchland heißt es alſo, im Falle eine günſtige Einigung mit Oeſter— 
reich nicht zu erzielen iſt, keinen Handelsvertrag ohne Zolltarif, ſondern auto— 
nome Grenzzölle, für welche nicht die Stellung auf den Fuß der meiſtbegünſtigten 
Nation maßgebend iſt. 

Wir befinden uns Oeſterreich gegenüber in dieſer Beziehung in der vor— 
theilhafteſten Lage. Unſere geographiſche Poſition bringt es mit ſich, daß wir 
von Oeſterreich nicht ungünſtiger als andere Staaten geſtellt werden können, 
denn der größte Theil des Imports Oeſterreichs aus England, Belgien, Frank— 
reich geht über unſere Grenzen, iſt alſo von dem unfrigen nach dort nicht zu 
trennen; — wir dagegen beziehen öſterreichiſche Erzeugniſſe Direft von der öfter: 
reichiichen Grenze und können diejelben ungünftiger behandeln als die Erzeuge 
niffe der anderen Induſtrieländer. Welche Beripective fih da eröffnet, wenn 
wir an die Zölle denken, mit denen wir öſterreichiſch-ungariſchen Wein, Getreide, 
Schlachtvieh, Braunkohle u. dgl. belegen können, wage ich nur anzudeuten. — 

Eine Folge der Nichterneuerung eines Handeldvertraged mit Defterreich 
würde das Aufhören des mit ihm beftehenden Zollfarteld fein. Wir werben 
der öfterreichiichen Finanzwirthſchaft nicht bei der Unterbrüdung des Schmuggels 
behülflih fein. Wir haben ihr ſchon bisher durch diefe Hülfe einen werthvollen 
und einfeitigen Vortheil gewährt, der natürlih um fo größer werden würde, je 
höher die öſterreichiſchen Eingangszölle find. Wir werden vielmehr nicht ungern 
unferem Verkehr auf Umwegen Erleichterungen zugewendet jehen, melde auf 
legalem Wege nicht erreichbar find. Wer die fchlefiich = böhmtiche Grenze Fennt, 
weiß, wie trefflich diefelbe für den Schleihhandel geeignet ift, und bie öfter: 
reihiiche Finanzverwaltung wird bald einfehen, daß eine Erhöhung der Zoll» 
einnahmen aus einer Erhöhung der Zollfäge nicht zu refultiven braucht! 

Mit dem Aufhören eines Bertragsverhältnifies zwiſchen Deutichland und 
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Defterreih ſchwindet auch die biöherige freie Einfuhr von Rohleinen an der 
ſchleſiſch-ſächſiſchen Grenze. Welch bedeutenden Vortheil die öfterreichifche Yeinen- 
weberei aus diefer Inſtitution gezogen bat, ift bereitS dargelegt worden. 

Wir verfennen nicht die Nachtheile, welde alle dieſe Veränderungen auch 
für und mit fih bringen werden, wie viele feft etablirte Verhältniſſe geſchädigt, 
ja vielleicht vernichtet werden und wie Neugeftaltungen fih nur möglider- 
weile entwideln würden ! 

Aber der Kriegäzuftand, in den wir verfeßt werben, rechtfertigt außer— 
gewöhnliche Mittel ; der Krieg ift ein Ausnahmezuftand, fein Ziel der Friede; 
je energifcher er geführt wird, defto eher ift der Friede zu erwarten. 

Beftimmte Vorſchläge, welche Ketorfionen Deutichland Defterreih gegen: 
über vornehmen ſoll, made ich nicht. Wir wiffen noch nichts Beftimmtes über die 
Haltung Defterreih8 und können erft unjere Mafnahınen treffen, wenn feine 
Stellung nach Scheitern des Vertrags befannt if. 

Auch ift es nit nothwendig, daß wir überhaupt Erſchwerungen des 
Verkehrs eintreten lafjen und ihm eine ungünftigere Stellung als anderen Yändern 
einräumen. Niemand kann größerer principieller Gegner der unter dem Namen 
der Kampfzölle befammten Maßregeln fein, als ih; — es find zweischneidige 
Schwerter, die häufig den, der fie führt, mehr verlegen, als den, melden fie 
treffen jollen! Nichtödeftoweniger find fie nicht ganz zu vermwerfen, wo ſich 
vielleicht ein Vortheil durch fie herbeiführen Täßt. 

Ohne beftimmte Vorſchläge zu machen, mur die Möglichfeit derjelben ins 
Auge faſſend, proponire ich Ihnen zur Annahme die zweite Theſe, welche zeigt, 
daß wir Rüftzeug haben, um den Kampf mit Defterreich eventuell zu beginnen. 

Meine Herren! Ein biefige8 Blatt machte vorgeftern, mit Bezug auf 
diefe Verhandlungen und mein Referat über den deutichzöfterreichtichen Handels: 
vertrag, Die Bemerkung, daß ich demſelben wohl die Yeichenrede halten wiirde! 
Nun, meine Herren, ich halte den Handelsvertrag noch nicht für todt; im Gegen— 
theil, wenn auch durch die ſchweren Geburtöwehen etwas ſchwächlich, jo dod für 
vollftändig lebensfähig, und wünjche und glaube, daß wir ihm heut etwas anf 
die Beine helfen können! Meine freunde bitte ich hierzu um ihre Unterftügung, 
— meine Gegner aber erinnere ich aufs Neue an die jchwere Verantwortlich 
feit, die fie auf ihr Gewiſſen laften, wenn fie durch ihr Verhalten den Handels— 
vertrag zwilchen Deutichland und Defterreih zum Scheitern bringen. 

Ich bitte um die Annahme meiner Thefen. 


Theſen. 


— — — 


1) In einem neuen Handelsvertrage mit Oeſterreich- Ungarn darf Deutſch- 
land nicht ungünftiger geftellt werben, als bisher. Insbeſondere muß der Ber- 
edlungäverfehr (das Appreturverfahren) in demfelben Umfange, wie bisher, bei- 
behalten werden. 

Beide Staaten fihern ſich alsdann die Rechte der meiftbegünftigten 
Nation zu. 

2) Falls Defterreich Ungarn mit Deutichland feinen Handelövertrag auf 
der unter Nr. 1 bezeichneten Grundlage zu ſchließen gemillt ift, Liegt für Deutich- 
land feine Beranlafjung vor, Defterreich = Ungarn auf den Fuß der meiftbegün= 
ftigten Nation zu ftellen. 


Gorreferat 
vom General: Secretär H. A. Bued (Düffeldorf) über den 
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Meine Herren! Wenn meine Parteigenofien und Freunde, ſo wie ich, 
eine von der Ihrigen abweichende Stellung einnehmen, ſo halten wir uns als 
Mitglieder der beiden hier tagenden Vereinigungen, namentlich des volkswirth- 
ſchaftlichen Congreſſes, dem ja der heutige Tag hauptſächlich gehört, dazu be— 
rechtigt. Andererſeits iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß in dieſen beiden Vereinen 
bisher eine ganz andere Strömung die herrſchende war, und daß die Vertreter 
dieſer beiden Vereine berechtigt geweſen wären, es ung zu überlaffen, jo gut 
wir eben gelegentlih tonnten, unfere Anfichten bier zur Geltung zu bringen. 
Die Herren haben e8 vorgezogen, diefe Stellung nicht einzunehmen, ſondern fie 
haben uns einen bevorzugten Plag eingeräumt, von dem aus wir unjere An- 
fihten hier vertreten fönnen. Ich glaube, meine Herren, bei meinen Geſinnungs— 
genofjen Befriedigung bervorzurufen und meine nächſtliegende Pflicht zu erfüllen, 
wenn ich den Herren für diefe loyale Handlungsweife meinen Dant ausſpreche 
(Bravo!) 

Meine Herren, ich bin weit davon entjernt, aus diefem freundlichen Ent- 
gegentommen falſche Schlußfolgerungen zu ziehen auf etwaige leichtere Verſtän— 
digung in dem differirenden Punkten, aber eine Schlußfolgerung möchte id aus 
dem freundſchaftlichen Zuſammenwirken in der freien Reichsſtadt und deſſen Fort⸗ 
ſetzung in der Reichshauptſtadt ziehen, nämlich daß wir, wenn auch bei ſcharfen 
Kämpfen, doc leidenſchäftslos und mit wachſendem gegenſeitigem Verſtändniß, 
wenn auch auf getrennten, ſo doch hoffentlich dereinſt zuſammenlaufenden Wegen 
zuſtreben dem gemeinſchaftlich uns vorſchwebenden, das Wohl des Vaterlandes 
umfaſſenden Ziele. (Bravo!) 

Meine Herren, ich werde es den Herren Rednern meiner Partei, die viel— 
leicht noch zum Worte kommen ſollten, überlaſſen, den Herrn Referenten, wo ſie 
es für nöthig halten, zu widerlegen; denn ich habe vollſtändig genug zu thun, 
wenn ich meine eigenen Anträge vertreten will. Ich möchte aber die Hoffnung 
und die Bitte ausſprechen, und meine verehrten Freunde werden dieſen meinen 
Wunſch nicht zu Schanden werden laſſen, daß ſie bei ihren Erwiderungen nicht 


124 9.4. Bued. 


an einzelne Bemerkungen anfnüpfen, die der Herr Referent gemacht hat, wie 
beifpielöweife: „Induſtriebarone“ und „Bettelbrop” (Bravo!); denn, meine 
Herren, Jeder macht ſich feinen Plan und der meinige ıft auf eine gegenfeitige 
Berftändigung gerichtet, es fünnte die Erreihung deſſelben möglicherweife doch 
noch mehr gefährdet werben, wenn diefer Ton hier fortgeiponnen würde. (Sehr gut!) 

Meine Herren, wenn ich nun zur Sache übergehe, jo muß ich, wie e8 ja 
auch der Herr Referent bat thun müfjen, auf die principiell und unterjcheidende 
Frage eingehen. Ich bin zwar geftern, als mir die wohlwolende Abſicht zu 
erfennen gegeben wurde, mich zum Correferenten zu ernennen, gewarnt worden, 
die Frage vom Schußzoll und Freihandel nicht in die Discufjion zu ziehen. 
Das ift aber abjolut unmöglich; denn der öfterreihiiche Handelsvertrag muß 
jih auf das Eine oder das Andere ftügen: den Freihandel will der Herr Refe— 
rent zur Grundlage geben, ich ven Schußzoll. Indeſſen, meine Herren, Diele 
beiden Begriffe verlieren ihr Schredbild, wenn wir diejelben, Die wir aus der 
Welt zu Schaffen nicht im Stande find, von den Extremen abftrahiren. 

Meine Herren, ich erinnere an die legte Reichstagsſeſſion: die hervor— 
ragendften Vertreter der Freihandelsſchule haben jih auf das Entſchiedenſte da— 
gegen verwahrt, bedingungsloje Freihändfer zu fein. Wir, meine Herren, ver: 
wahren und auf das Entſchiedenſte gegen die Auffafjung, als wenn unfere 
Geſellſchaft nur aus Bauleuten beftände, welche danach ftrebten, unjer Vaterland 
mit einer hoben dinejiihen Mauer zu umgeben. Wir wollen aud nicht den 
extremen Schuß, jondern wir halten den Letzteren mur in gewifjen Grenzen für 
erforderlich. Betrachten wir und daher, meine Herren, als auf dem gleichen Boden 
ftehend, und nur über die Grenzen nicht einig, welche unferem Streben zu ziehen, 
dann wird ſich wielleicht beſſer eine gemeinſchaftliche Grundlage finden laſſen. 
Um eine folde Grundlage zu geben, will ich von Details in meinen Aus- 
führungen , jo weit als möglich, abfehen, und babe ih mich auch bemüht, in 
meinen Anträgen nur allgemeine PBrincipien aufzuftellen. Bielleiht wird 
ed möglich jein, auf diefer Grundlage der allgemeinen Principien und eher zu 
verftändigen, als bei Beſprechung der ausführenden Detailmakregeln. 

Meine Herren! Ic habe in meinen Anträgen ein ſolches Princip voran- 
geftellt, im dem es heißt: wir wollen eine bejjere Wahrung des Princips der 
Gegenfeitigkett. Da verwahre ih mid) nun von vornweg gegen die Unterftellung, 
al8 verlangte ich die umbedingte Reciprocität. Nein, meine Herren, es fällt 
mir gar nicht ein, gleiche Zollſätze hüben und drüben zu verlangen, ich verlange 
nur, daß die Verſchiedenheit ſich anpafje der Verſchiedenheit der grundlegeuden 
Berhältniffe und über diefe Berichiedenheit nicht hinausgehe. 

Daß die Verfchiedenheit der Behandlung unſeres Tarifs zwifchen Oeſterreich 
und Deutjchland über die grundlegenden Verhältniſſe hinausgeht, dafür, meine 
Herren, möchte ih Ihnen nur ein Beiſpiel anführen. Kürzlich wurde eine Licitation 
auf 35 Locomotiven in Breslau ausgejchrieben. Unſere Yocomotiv = Fabriken 
haben nad den jorgfältigften Calculationen fid einen, nicht gerade töbtenden 
Berluft herausgerechnet, wenn fie zu 44,070 Mark das Stüd offeriren. Dem 
gegenüber fteht eine Dfferte der „Wiener Neuftadt‘ zu 39,800 Marl. Ich 
bemerfe, meine Herren, und kann e8 vertreten, daß der Preis, den die Deutichen 
Fabriken fubmittirt haben, die Koften nicht dedt. Nun aber repräfentiren 
nach den heutigen Balutaverhältnifien 39,800 Mk. in Defterreih 46,279 Mt, 
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Der Bortheil der Balutaverhältnifie kommt dem öfterreihtihen Fabrikanten zu 
gute, er bekommt ſchönes Gold und wird fein Rohmaterial und feine Arbeit 
mit öfterreichiichen Papier bezahlen. Iſt das Gleichheit der Bedingungen ? 
Nein. Wollen unjere Fabrikanten in Deiterreich concurriren, jo fommt zu viejen 
46,279 ME. noch ein Zoll von 4400 Mk., venn die geforderten Locomotiven 
find faft die ſchwerſten, die überhaupt gebaut werden. Es würde fich alfo der 
Preis für unfere Fabrifanten auf 51,000 Mt. berausftellen, während Die 
Defterreicher zu 39,800 Mt. arbeiten. 

Meine Herren! Was ift nun die Folge? — Die Sade ift noch nicht 
entſchieden, aljo fünnen wir Gonjecturalpolitit treiben. Entweder entſchließen 
fi die deutſchen Imbuftriellen mit noch größerem Berluft zu arbeiten und 
die Defterreicher zu unterbieten — ich bin nicht darüber unterrichtet, glaube 
aber nicht, daß fie Das thun können — und in diefem Falle wird die öfterreichifche 
Fabrik vie Fieferung befommen, oder e& tritt ein Fall ein, für ven ein Bor- 
gang in unſerer Eifeninduftrie ſchon vorhanden ift: die Regierung fann einjehen, 
daß der zolfreie Zuſtand für die Mafchinenfabrikation doch rumirend ift — 
denn Sie werden jelbit bei den herausgerechneten Sägen einjehen, daß der letzte 
Tag für die Maſchinenfabrikation unter dieſen Umſtänden bald hereingebrochen 
fein würde — — in Folge diefer Erwägung kann die deutfche Regierung dahin 
geführt werden, doch den deutichen Fabrifanten zu höherem Preife die Maſchinen 
in Arbeit zu geben. Meine Herren! Was haben wir dann? Dann haben 
wir Prohibitivzoll, ven wir gar nicht verlangen. Wir verlangen nur einen 
mäßigen Schugzoll. Wir haben dann eine Grundlage für die Eifeninduftrie, 
welhe balancırt auf der Spike einer perfünlihen Anfchauung des leitenden 
Miniſters. Wenn wir aber die irdiichen Verhältnifje eines Minifterd in Rech— 
nung ziehen, ſo haben wir bei ihm nicht allein mit der Sterblichkeit der Perſon, 
fondern aud mit der Bergänglichkeit des Portefeuilles zu rechnen, und jeden 
Augenblick kann diefe ſchwankende Grundlage der Eifeninduftrie entzogen werben. 
Es ift das fein eined großen Staates würdiges Verhältniß. Wir verlangen 
alfo, daß der Gegenfeitigkeit ein größerer Spielraum eingeräumt werde, denn 
diefe Gegenfeitigkeit wird im demfelben Maße, vielleicht noch mehr, in Bezug 
auf unfere Zollverhältniffe zu Frankreich und anderen Ländern verlegt, wofür 
ih Beiſpiele nicht anzuführen braude, da die Sache zu befannt ift. 

Ki Wir verlangen Gegenfeitigkeit fir alle Länder, für all’ unfere Zollver— 
ältnifie. 

Daran knüpft fi eine andere Forderung, auf melde wir das größte 
Gewicht legen und die außgedrüdt ift in dem zweiten Sat des erften Antrages, 
nämlih, daß bei unſeren Bertragsverhältnifien mit Defterreih darauf Rückſicht 
genommen werden muß, daß daſſelbe für andere Beziehungen maßgebend wird. 
Deutſchland befindet fih in der Page jener Weſen zwiſchen Thier und Pflanze, 
welhe auf dem Meereögrunde nach vielen Richtungen hin willfürlich freie Bes 
wegungen machen fünnen, an einem Punkte aber mit dem unmwandelbaren Erdboden 
verwachſen find. Diefer Punkt, meine Herren, tft für Deutichland der Friede mit 
Frankreich ımd die in demfelben bezüglich der Zollfrage einbegriffene Feftjegung der 
Behandlung nad dem Rechte der meiftbegünftigften Nation. Sie willen ja, meine 

en, daß im vorigen Jahre ein Friedensvertrag zwilchen Serbien und ber 
Türkei auf ewige Zeiten gefchloffen ift, auch der im Rede ftehende Vertrag. ift 
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auf ewige Zeiten geſchloſſen und da ſitzt Deutichland feſt. Es ift nicht anzu— 
nehmen, daß ein Vertrag mit Defterreih ohne dieje Formel geichloffen wird. 
Aber, meine Herren, Defterreich gegenüber befinden wir uns in dem Zuftande 
wirthichaftlicher Ueberlegenheit, wir dürfen da am Ende nicht jo genau rechnen; 
in demſelben Verhältniß aber, wie Dejfterreich zu uns, ftehen wir zu anderen, 
bezüglich ihrer Induſtrie hochmächtiger und ausgebildeter Nationen, wie beifpiels- 
weile Frankreich. Wir müſſen daher nicht vergeffen, daß, wenn wir Die indu— 
firiellen Berhältniffe Defterreih8 im Auge behalten umd geneigt find, dieſem 
Eonceffionen zu geben, jede Tarifpofition, die wir für Oefterreih günftiger ge— 
ftalten, durch Die Macht der befannten Clauſel audy jeder anderen Nation, na= 
mentlich ranfreih, gewährt werden muß Daher bitte ich Sie, den Vertretern 
der deutſchen Regierung durd die Annahme diefer Reſolution nochmals eine 
Warnung zuzurufen, daß fie fich nicht durch ihre Ueberlegenheit Defterreich gegen— 
über berablafien mögen, Begünftigungen audzufprehen, die im Verhältniß zu 
den andern Nationen ungeheuer ſchädlich und empfindlich für und werben können. 

Meine Herren! Dieſe erfte Refolution fteht der erften Rejolution des Herm 
Dr. Weigert gegenüber. Ich kann feine erfte Reſolution nicht annehmen, denn 
abgejehen von dem gewöhnlichen Sinn der Worte, der ja verlangt, wir follen 
nicht „ungünftiger‘‘ behandelt werben, der alſo ſchon zugiebt, daß wir bisher 
ungünftig behandelt worden find — fo ift ja Ichon aus dem Beiſpiel, was ich 
anführte, zu entnehmen, daR wir nicht einem Bertrage zuftimmen fünnen, ber 
Die gegenwärtigen Zollverhältniffe für die Zukunft firiren fol. Daher ift diefe 
Reſolution für uns unannehmbar, und id möchte Sie bitten, die Refolution 
anzunehmen, die ih Ihnen unterbreitet habe 

Meine Herren! Auf das Appreturverfahren will ich nicht eingehen, denn 
ich habe ſchon geſagt, daß ich alle Detailfragen vermeiden und mich nur in 
gewiſſen prinzipiellen Feſtſetzungen bewegen will, welche mir die Möglichkeit der 
Berftändigung mit ihnen gewähren. Man kann ja über das Appreturverfahren, 
namentlich bei dem jetigen Stande der Dinge, verſchiedener Anficht fein; man 
könnte jogar der Anficht fein, daß, wenn die Nachrichten in den Zeitungen 
richtig find, wenn wirklich über vielen Punkt eine Berftändigung bereit8 vor— 
handen ift, dieſe Verftändigung doch beftehen bleiben möge, wenn beide Länder 
fie in ihrem Intereſſe halten und das Uebrige als unpraftitable Materie bei 
Seite würfen. Aber alles das find im jegigen Augenblide der in Wien 
Ihwebenden Verhandlungen jo jubtile Fragen, daß ich nicht daran rühren und 
aud Sie bitten möchte, nicht darauf einzugehen. 

Der Zwiſchenſatz: „Beide Staaten ſichern ſich alsdann die Nechte ver 
meiftbegünftigten Nation zu“ — bat für mich feine Bedeutung, denn es ift 
unmöglid anzunehmen, daß biefer Vertrag zu Stande fommt, ohne daß Oeſterreich 
dieje Formel gewährt werde, denn Defterreich wird unter anderen Umftänden 
gewiß feinen Vertrag ſchließen. 

Meine Herren! Den zweiten Theil der Refolution des Herrn Referenten 
— er mag mir das Wort nicht übel nehmen und es im beften Sinne deuten — 
beurtheile ih fo, daß er eigentlich gar feinen Inhalt hat. Denn, meine Herren, 
ſchließen wir feinen Vertrag mit Defterreih, jo giebt es zwei Möglichkeiten : 
Entweder jtellen wir einen autonomen Tarif auf, oder wir fuchen mit einer 
andern Nation anzuknüpfen. In beiden Fällen, da wir mit Rußland dieſen 
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Verſuch wahrſcheinlich nicht machen werden, werden wir unlern ganzen Tarif 
mit Rüdjiht auf diejenigen Nationen und Induftrien einzurichten haben, die 
und überlegen find, und wenn wir den Tarif nach diefer Richtung hin richtig 
abmefjen, jo kann es uns ganz gleichgültig fein, ob Defterreih die Formel hat 
oder nicht. Aber, meine Herren, ich babe doch geglaubt, für den Fall, daß 
der bdeutjch-öfterreichiiche Handelövertrag nicht zu Stande kommt, einige Bor: 
Ichläge machen zu follen, um etmas ‘Pofitive8 nach dieſer Richtung zu bieten. 
Und da fage ih, daß wir für den Fall des Scheiternd des Handelsvertrages 
nicht ſofort ein Definitivum in irgend einer Weije anftreben ſollen, jondern ein 
Proviforium, um jeder Uebereilung vorzubeugen. Ich verlange ferner, daß 
während diefer Zeit die Zölle eingeführt werden, wie fie vor dem 1. Januar 
1877 beftanden haben. 

Dann, meine Herren, habe ich angedeutet, daß dieſes Proviforium bemugt 
werden muß, um die Verhältniſſe ver Inpuftrie und der Produftion überhaupt 
fo, wie &8 und zwedinäßig erjcheint, zu prüfen und zu unterfuchen, — ich will 
es nicht umfchreiben, jondern mid des fürzeren Ausdrucks bedienen: vie Anz 
ftellung einer Enquete. Diefe Forderung ift nun von Ihnen in fcharfer Weife 
abgewiejen worden, in Ihren vertretenden Organen, wie im Neichötage. 

Aber meine Herren, worauf fann ſich dieſe Abweichung gründen ? Ste konnten 
diejelbe damals, als wir die Forderung in Frankfurt ftellten, darauf gründen, 
daß wir vor dem Ablauf des Handelövertraged mit Defterreih ftänden. Site 
kann fich aber aud gründen auf die Annahme, daß umfere Regierung ſowohl 
wie auch Sie die Verhältniffe ganz genügend fennen und daß ja, ſoweit Dies 
nicht der Fall ift, bereitS eine Enquöte vom deutjchen Handelstag vor 2 Jahren 
angeftellt worden ift. Meine Herren! Dieſe Enquöte von vor 2 Jahren hat 
für mich heute, nachdem die Verhältniſſe fich jo ſchnell geändert haben, nicht 
mehr die Bedeutung, die man ihr beimefjen fünnte Dann aber auch ift dieſe 
Engquöte in Kreiſen angeftellt, die nicht in jedem Falle, ſogar in vielen Fällen 
nit die Induftrie umfaffen. Ich erinmere zum Beilpiel an Köln; die Kölner 
Handelskammer ift abgegrenzt für das Weichbild der Stadt, die umliegenden 
großen Induftrieen haben gar feine Vertretung in der Handelskammer. Dieſer 
Fall ift nicht vereinzelt; Sie haben große Yandftreden, wo feine Handels: 
fammer, wo aber viel Induftrie befteht. Aber wenn das auch nicht der Fall 
wäre, wenn wir auch die Enquöte von vor zwei Jahren gelten laſſen, — fo 
treten Ihnen doch die Induſtriellen Deutfchlands in ihren hervorragendften 
Bertretern mit der Anficht entgegen, daß Sie die Verhältniſſe der Induſtrie 
nicht fennen; „in ihren hervorragendften Vertretern” kann ich jagen, denn die 
Frankfurter Verfammlung, welche diefe Forderung aufgeftellt hat, obgleich fie 
vielfach verkleinert und geihmäht worden ift, hat doch das Bewußtſein in allen 
Kreifen hervorgerufen, daß es eine bedeutende Berfammlung war. Ste bat 
außerdem die allgemeine Anerkennung gefunden bezüglich der Mäßigung ihrer 
Forderungen. Wenn nun alſo, meine Herren, die Imduftriellen in ihren be= 
deutendften Vertretern an Ste, an den Reichstag, an die Regierung viele 
Forderung ftellen, — an Sie, die Enquöte zu befürworten, an jene, fie anzu= 
ftellen, — jo vergiebt fih Keiner von Ihnen etwas, wenn er diefer Forderung 
zuftimmt. Denn wir haben ganz offen gejagt, wir wollen uns einer jeden 
objektiv angeftellten Enquete volftändig unterwerfen; wenn fih da ein Schuß 
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nicht als nothwendig ergiebt, jo wollen wir auf den Schuß verzichten. Meine 
Herren, ein loyalered Verhalten fann ih mir nicht denfen und ich fann nicht® 
Berfängliches für Sie fehen, wenn Sie diefem Antrage zuſtimmen. 

Meine Herren! Mean könnte aber jagen, eine Regierung kann fich nicht 
täufchen, unſere Regierung iſt ſich über die Vorzüglichkeit ihres handelöpolitifchen 
Spftems jo Far bewußt, daß ein Irrthum nicht möglich iſt. Da möchte ich 
doch an einen Lehrreihen Fall erinnern. Ende Mai oder Anfang Juni ftand 
in der Frankfurter Zeitung eim Artitel über unſer Münzwefen, und, meine 
Herren, wenn der Mann, der dieſer Zeitung vorfteht, auch viel angegriffen 
worden ift, jo bat doch Niemand feine finanzielle Kapazität bisher bezweifeln 
fönnen oder in Trage ftellen wollen. In Ddiefem Artikel wird darauf hin— 
gewielen, daß vor etwa zwei Jahren unſer Finanzminiſter im Reichstage erflärt 
babe, nach den forgfältigiten Ermittelungen befänden fi) damals noch 34 Mil- 
lionen Thaler im Umlauf. Der Minifter jagte wörtlih: „Unfere Münzreform 
wird ſich jpielend vollziehen‘ — und der Reichstag mar derſelben Anficht, denn 
er begrüßte dieſes Wort mit einer jchallenden Beifallsbezugung. Nun weift der 
Bertreter der Frankfurter Zeitung nad, daß im diefem Frühjahr noch nicht 
weniger als 680 Millionen Marf_Silber im Umlauf gewejen find, und er 
jagt: „Wenn meine Autorität in diefer Frage bezweifelt werden follte, dann 
vecurrire ich auf eine Autorität, Die noch von feiner Seite in Zweifel gezogen 
worden ift, — das ift Profeffor Soetbeer.” Nach den Angaben des Blattes 
joll Dr. Soetbeer zu gleicher Zeit eine zwar um 30— 410 Millionen geringere 
Summe, aber doch immer eine Summe des kurjirenden Silber herausgerechnet 
haben, die 600 Millionen überfteigt. Meine Herren, die Schwierigkeiten, die 
wir zu befämpfen gebabt haben, die Berlufte für die Reichscaſſe, der hohe 
Diskont, der wie man fagt — ib bin darin durchaus nicht Sachverftändiger — 
noch immer fortdauernde Abflug des Goldes Taifen annehmen, daß, wenn bie 
Angaben der „Frankfurter Zeitung‘ auf Nichtigkeit beruhen, auch wirflih em 
Grund für deren Angaben vorhanden fein muß. Das wäre nun ein Fall, wo 
bie Minifter, die Regierung und die Majorität des Reichstags fi gründlich 
getäufcht haben, und, meine Herren, der Fall märe daher mindeften® denkbar, 
daß auch bezüglich unſeres handelspolitiihen Syſtems eine Täufhung unterlaufen 
konnte, Alſo könnte man wenigftend der Ermittelung der Thatjachen, wie wir 
fie beantragt haben, zuftimmen. 

Meine Herren! Ich fordere nun im Mittelfage die Wiedereinführung der 
Zölle, wie fie zu Eude des vorigen Jahres beftanden haben, — wir wollen 
feine langen Worte maden, — es ift die Wiedereinführung der Eijenzölle, 
Meine Herren, follten Sie vielleicht noch nicht von den ganz abnormen Ber- 
hältniſſen, die ich Ihnen geſchildert babe, von der Rückſicht auf den Prohibitiv⸗ 
zoll, den der Minifter bei ven Submiffionen jet ſelbſt hat einführen müſſen, 
von der Ungleichheit der Gunftverhältnifje zwiichen Deutichland und Defterreich 
überzeugt jein, jo möchte ich mir geitatten, Ihnen noch einen anderen Gefichtd- 
punft vorzubalten. Der verehrte Herr Referent hat ziemlich erhebliche Zweifel über 
das Zuſtandekommen des deutſch-öſterreichiſchen Handelsvertrages geäußert, und 
ich glaube auch nicht, daß da viel herauskommen wird. Unſere Vertreter in 
Wien ſind den Oeſterreichern gegenüber machtlos. Woher kommt das? Weil 
wir nichts zu bieten, ſondern nur zu fordern haben! (Bravo!) Der Veredelungs— 
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verlehr ſoll eine große Bedeutung für Elſaß-Lothringen haben, für dieſe gewaltige 
uns zugefallene Induſtrie. Das weiß Oeſterreich ganz gut. Es wird aber auch 
ſonſt nicht zu beſtreiten ſein, daß Deutſchland von Oeſterreich viel mehr Vortheil 
vom Veredlungsverkehr hat, als Oeſterreich von Deutſchland. Wenn wir alſo 
den Veredelungsöverlehr fordern, jo fordern wir eine Konzeſſion. Hier 
find nun vor furzer Zeit die Eifenzölle aufgehoben worden. Im Parlament, 
wie jonft von hoher Stelle ift gelagt worden, laßt die Eijenzölle fallen, wir 
werben aber darauf Hinwirfen, daß auch die anderen Staaten ihre. Zölle 
ermäßigen. Die Regierung iſt durch dieſes Wort gebunden, wir wollen das 
konſtatiren. Wir * es alſo für gut befunden, kurz vor dem Eintritt in 
die Vertragsverhandlungen den Zoll abzuwerfen; nun kommen wir nach 
Oeſterreich und verlangen eine Herabſetzung des Zolls, wir verlangen alſo 
eine Konzeſſion, und jo wird es ſich auf den meiſten Gebieten heraub— 
itellen, und die Folge it, daß unſere Vertreter mit leeren Taſchen zurüd- 
fommen werden. 

Nun fönnten wir es ja mit einer andern Nation verluchen, wir fehiden 
die Unterhändler nah Paris. Ya, meine Herren, Frankreich bat feinen Friedens— 
vertrag in der Tajche, und mit Rückſicht auf unfere ſeit 15 „Jahren befolgte 
Zollpolitit, mit Nüdjiht darauf, daß unjer Parlament es jogar abgewieſen hat, 
die Page der Inbuftrie in Erwägung zu ziehen, muß Frankreich denſelben für aus— 
reichend halten. Es kann nichts befjered von uns verlangen, wir ermäßigen fort- 
dauernd unfere Zölle, — der Herr Referent hat ja gefagt, daf das Syſtem der 
Handelöverträge mit der Klaujel der meiftbegünjtigten Nation unwiderruflich zur 
Ermäßigung der Zölle führen muß, was fönnen wir Frankreich mehr bieten? Wenn 
wir einen Vertrag mit ihm Schließen wollen, müſſen wir Konzejlionen 
fordern, und ic glaube, Die Herren würden von Paris ebenjo mit leeren Taſchen 
zurücdfommen wie von Wien, Das tt die Konjequenz dejjen, meine Herren, 
daß man bier feit ımd unverrüdbar an Prinzipten hängt und daß man die 
Rüdfiht auf die Thatſachen hintenanſetzt! 

Nun, meine Herren, möchte ih Ihnen vorjchlagen, ob Ste nit mit Rück— 
ficht auf die Verhältniffe, mit Rückſicht auf unfere vollitändige Machtlofigkeit 
für die Verhandlungen mit anderen Nationen, auch einmal vorziehen wollten, 
ſich auf den Boden der Thatjachen zu ftellen, um, von der Nothwendigfeit über: 
zeugt für ung eine größere Macht zu erlangen, dem Auslande zu zeigen, daß 
wir auch mit den Thatjachen zu rechnen verftehen, wenn wir ſehen, daß wir 
anders nicht durchtommen! (Bravo!ı 

Führen Sie die Eifenzölle wieder ein, — Sie ſehen, «8 find fritijche Vers 
bältniffe nad den verjchiedenften Richtungen bin geihaffen, — jo wird das 
Ausland fofort eine andere Anficht won unſerm Vorgehen erlangen, fo wird 
8 ſofort ſehen, daß wir im entjcheidenden Augenblide und auch etwas ven 
dem eingejchlagenen Wege abwenden, um unfere nationale Bolitif zu retten, 
Ja, meine Herren, diefer nationale Gedanke ıft bis jest in Deutichland be— 
züglid der Handelöverträge nod nicht zur Geltung gelangt. Man jagt ja: 
den Franzmann mag ich nicht, doch feine Weine trint' ich gern. Ich glaube, 
wir könnten dieſes Mögen in hewſer Beziehung auch auf die Wirthſchaftspolitik 
Frankreichs ausdehnen (ſehr richtig!), auch die möchten wir wohl gern haben ; 
da iſt der nationale Gedanfe und zwar in prägnantefter Weiſe ſtets zum Yus- 
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drud gebradt. Während der großen wirthichaftlichen Verhandlungen am 27., 
28. und 29. Juni 1855 in der franzöfiihen Deputirtenfammer fagte der 
Minifter Fould: Ich will Euch feine Rede halten, ih mill eine Deflaration 
geben. — Auf die Revolution hindeutend, fagte er: Sie fünnen politifhe Im: 
ftitutionen vom Erdboden verwiſchen, aber nicht die Interefien des Landes; 
denn die Regierungen des Yandes fünnen gehen und fommen, an das Intereſſe 
des Yandes find fie aber durch eine unverrüdbare Solidarität gebunden; fie 
müſſen Rüdjicht nehmen auf die Macht der Thatfachen, fie müſſen Rückſicht 
nehmen auf Die Natur der Produktion, auf die Yage der Induftrie umd zwar 
Küdfiht nehmen durd den Tarif und diefer Tarif muß eine Berförperung des 
traditionellen nationalen Gedankens und nicht die Herrichaft der augenblidlichen 
Berhältniffe repräfentiren, Meine Herren, der Minifter verwies daher mit 
Senugthuung auf die proteftioniftifche Handelspolitif, welche jenen traditionellen, 
nationalen Wirthſchaftsgedanken ſeit dem legten Friedensſchluß in Frankreich 
verwirklicht hat und er konnte jagen, „wir haben es nicht zu bereuen.“ Meine 
Herren, er ſagte ferner: Die Freihandelsichule lehrt uns folgendes Princip: 
eine Nation foll nur diejenigen Induſtrien betreiben, die zu betreiben ihr zu 
den billigften Preiſen die Natur geftattet. Wie verhält ſich der Minifter dazu? 
„Nous repoussons formellement ce prineipe“, fagte er, — „wir ftoßen 
diefes Princip zurüd als unvereinbar mit der Größe und Selbftändigfeit eines 
Staates, ald unannehmbar für Frankreich, als ruinirend für unfere beten In— 
duftrien. Daher braudt Frankreich ein Schutzſyſtem, welches zwar nicht Blind, 
nicht unmwandelbar, nicht erceljiv fern darf, aber mir müſſen e8 haben.” Und 
was haben wir in Deutihland gethban? Iſt bei uns der traditionelle 
nationale Gedanke in der Wirtbihaftspolitit zum Durchbruch gefommen ? Nein 
meine Herren. Umworben von einer glänzenden, ſchönen Idee, die und England 
als Morgengabe bot, haben wir uns England bingegeben und fuchen diefe Mor: 
gengabe uns zu erhalten, indem wir das Verhältniß fortegen. 

Wie hat Frankreich es gemacht, als es von derſelben Idee ummorben wurde? 
Darüber hat und aud ein franzöfiiher Staatsmam ein gutes Wort gejagt. 
In der Parlamentöverhandlung in England vom 26. Februar 1846 ſchloß 
Robert Peel eine feiner glängendften Neben für den Freihandel mit dem 
Ausrufe: „Vorwärts oder Nüdjchritt! Wählen Sie, meine Herren, aber 
wählen Sie gut. Die Augen der Völker find auf und gerichtet! Die Nationen 
erwarten mit Aufmerffamteit die Refultate unferer heutigen Verhandlung. Sar— 
Dinien iſt im Begriff, einen liberalen Tarif einzuführen, Neapel folgt ihm, 
Preußen ift erfchüttert, Franfreih wird uns nahahınen.” Dazu bemerkte, 
etwas über ein Jahr ſpäter, am 30. März 1847, der franzöfiihe Staatsmann 
Yanyer, anfnüpfend an diefen Ausruf Peel's: „Meine Herren, kann deutlicher 
der engliihe Gedanke une proclamirt merben? fann England deutlicher feine 
Abfichten zu erfennen geben? Meine Herren, ich follte meinen, wenn uns ein 
Nachbar auffordert, fein Handelsfyftem anzımehmen, fo müßte das genug 
jeın, um uns zu veranlafien, e8 abzulehnen.“ (Sehr richtig) 

Meine Herren, num müſſen Sie nicht etwa glauben, daß ich dieſe Weis— 
beit mir mühevoll aus alten Foltanten hervorgeframt babe. Gott bemahre, 
jo ſchwer ift e8 mir nicht geworden. Es iſt eine franzöfiiche Denkichrift in dieſem 
Jahre erichienen, die einen Gefegentwurf über den Generaltarif enthält, mit 
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einer Vorrede von dem jegigen Minifter Tiſſerand de Bort; derfelbe führt dieſe 
alten Beilpiele vor, um die Franzofen zu überzeugen, um fie zu mahnen an 
ihrer bisherigen traditionellen und nationalen Handelspolitik feftzubalten. 

Meine Herren, ich glaube es ift Zeit, daß auch wir daran gehen, einen 
nationalen Gedanken in der Wirthihaftspolitit zu entwideln. Das Zeitalter 
des blinden Glaubens an die Lehre des Freihandels ift vorüber und an feine 
Stelle von der fchweren Noth der Zeit die prüfende Kritik geftell. Meine 
Herren, die fchwere Noth der Zeit ıft nicht alleın bet den Induſtriellen vor— 
handen; nein, wo mit dem Schlägel gearbeitet wird, jet ed im dunfeln Schacht, 
fei e8 beim fchimmernden Marmor, um uns die fchönen Kunſtwerke zu erzeugen, 
überall empfindet ınan die ſchwere Noth der Zeit und überall legt man den 
fritifchen Gedanken jegt an den früheren bedingungslofen Glauben. Der Zweifel 
ift groß geworden, er dehnt fich mehr und mehr aus. Ich bitte Sie, meine 
Herren, täuſchen Sie ſich nicht über die Bewegung, Die fih da draußen voll- 
zieht! Der nationale Gedanfe im deutſchen Volke ift mißhandelt und malträ= 
tirt, wie faum je bet einer anderen Nation, aber er ıft Doch mächtig zum Durch— 
bruch gelangt, plötzlich und mächtig in unferer deutichen Einheit. Glauben Sie 
es, meine Herren, auch auf wirthichaftlihem Gebiete wird fich diefer jelbftändige 
nationale Gedanke zum Durchbruch bringen, und ich wünſche aufrichtig, daß 
dies mit Ihnen, nicht ohne Sie geſchehen möchte. (Bravo!) 


Anträge 
zur Debatte über den dentfd-öfterreihifhen Handels-Vertrag. 


— ——— 


1) Bei einem neuen Handelsvertrage mit Oeſterreich iſt das Princip der 
Gegenſeitigkeit beſſer als bisher zu wahren, wobei beſonders Rückſicht zu 
nehmen iſt auf die Conſequenzen, welche aus dem Recht der meiſtbegünſtigten 
Nation zu Gunſten anderer Länder entſtehen. 

Kommt ein definitiver Handelsvertrag mit Oeſterreich jetzt nicht zu Stande, 
ſo iſt ein Proviſorium anzuſtreben, und während deſſelben ſind, unter vor— 
läufiger Wiederherſtellung des bis zum 1. Januar 1877 geltend ge— 
weſenen Zolltarifes, Ermitteluügen über die Lage und die Bedürfniſſe Der 
vaterländiſchen Production anzuſtellen, nad) deren Ergebniß ein ſpäteres 
Definitivum herbeizuführen iſt. 


* 


— 
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Der Borfigende eröffnet die Discuffion und wünſcht, daß die Redner bei 
ihrer Meldung zum Wort angeben, zu welder Partei fie gehören, damit er 
abwechſelnd einem Redner der Freihandeld- und dann einem der Schußzollpartei 
das Wort ertheilen könne; das werde möglich ſein trog der mannigfachen Ueber- 
gänge, die zwilchen den Gegnern exiftiren. 


Dr. Löwe (Berlin) beantragt, bei den Meldungen zum Wort an— 
zugeben, ob der Betreffende für die Anträge des erften oder für die des zweiten 
Herrn Referenten fprechen werde. Dann babe man doch eine beitimmte Vor⸗ 
lage, für oder gegen die man ſprechen könne. — 


Dr. Eras (Breslau) modificırt dieſen Vorſchlag dahin, daß die Mel- 
dungen einfach fitr oder gegen die Anträge des Referenten erfolgen möchten. 
Nicht alle, welche gegen die Weigert'ſchen Anträge feien, ſeien für die Buech'ſchen. 

Diefem Tegteren Borichlage ſtimmt die Verſammlung zu und erhält zunächft 
das Wort für den Antrag des Referenten: 


Dr. Braun (Berlin): Meine Herren! Ich muß zumäcft Die Ge: 
legenheit benugen, um auf zwei Drudfehler in dem Antrage des Herm Refe: 
renten aufmerkffam zu machen. Nachdem Nr. 1 weggefallen ift, muß es in 
Nr. 2 beißen: „auf der unter Nr. 1 bezeichneten Grundlage”; ebenſo muß in 
der vorlegten Zeile hinter „vor‘ ein Komma und fein Punkt ſtehen. 

Um num den Anjhauumgen des Herm Eorreferenten entgegen zu kommen, 
wollte ich mir vorzufhlagen erlauben, in dem Eingang von Nr. 1 zu fagen: 
„an dem auf Grund eines Eonventionaltarif8 abzuſchließenden 
neuen Handelövertrage mit Defterreich.“ Hierdurch werden Mifverftändniffe 
beſeitigt, Die in dem Bortrage des Herrn Correferenten aufzutauchen ſchienen, 
während ich: bei. dein Herrn Referenten auf feinen Widerſpruch zu ftoßen glaube, 
denn er ging ja ‚von der Vorausſetzung aus, daß dem Vertrage em Conven⸗ 
tionaltarif beigegeben werden müſſe 
Wenn ich nun zur Sache übergehe, fo beabfichtige ich nicht, mich an Ihre 
Gefühle, auch nicht am die patriotiichen Gefühle zu wenden, fondern lediglich 
zu Ihrem Verſtande zu ſprechen. Es handelt ſich hier um ein Geſchäft, und 
bei einem Geſchäft iſt es beſſer, wenn man den Werfungen feines Berftandes 
folgt ,: ald ‚den Aufregungen feiner Gefühle, es ift ein Ding, wobei man am 
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beften thut, die alte Regel zu berüdfichtigen: quidquid agis, prudenter agas 
et respice finem, d. h.: Was du aud thuft, das thu mit Berftand und denke 
an's Ende. 

In der Sade jelbft muß ich ſodann einige Bemerkungen vorausſchicken, 
die ih auf den Schluß des Herrn Gorreferenten beziehen. Er bat Vorwürfe 
erhoben gegen die Neichdregierung, gegen den Reichstag u. |. w.; er bat z. B. 
dem Minifter Camphaufen den Vorwurf gemacht, er babe zu einer gegebenen 
Zeit nicht genau gewußt, wie viel Silber in Deutſchland circulire. Ich frage 
meinen verehrten Freund Bueck: „Wußten Sie e8 denn? Wußte es überhaupt 
Jemand, und fonnte e8 überhaupt Jemand wiſſen?“ Wir wifjen ja gar nicht, 
wie viel wir geprägt haben. Auch Herr Soetbeer, jo jehr ich die äuferfte Ach— 
tung vor feinen Kenntniffen babe, wird nicht behaupten fünnen — er ift ja ans 
wejend —, daß er ganz genau bis auf die Ziffer jagen kann, wie viel Silber 
in Dentichland damals cireulirt bat und gegemmärtig cireulirt. Das kann Nie- 
mand aus dem einfachen Grunde, meil wir Die Zahl des geprägten Silbers 
von Haufe aus nicht willen und fie erjt controliren förmen von da an, wo 
Münzeonventionen abgejchloffen find. Außerdem fünnen wir ja unmöglich wiffen, 
wie viel eingeſchmolzen iſt. Man muthet uns aljo eine Weisheit zu, die wir 
nicht und die Niemand von Ihnen beftreiten kann. 

Ebenſo Ipriht man fortwährend von dem Abfluß des Golded. Natürlich 
fließt das Gold ab, es kommt aber audy wieder. Es ift eben das internationale 
Zahlungsmittel. Papier iſt fein ſolches, und Silber beinahe auch nicht miehr. 
Das find aljo lauter Vorwürfe, Die zurückzuweiſen fo leicht iſt, daß ich gar 
nicht Länger dabei verweilen will. 

Auch fagt man ımd: Ihr habt eine ſolche Handelspolitit gemacht, daß 
wir mit. leeren Tafchen daftehen und dem Auslande gar nichts mehr zu bieten 
haben. Ya, meine Herren, leſen Sie die Publicationen der öſterreichiſchen Schutz- 
zöllner, da werden Sie finden, daß dieſe von der Handelöpolitit ihrer Regie— 
rung und ihres Reichraths accurat das Nämlihe jagen. (Sehr richtig.) 

Ich kann Ihnen jedes Wort, das Sie in diefer Richtung ſprechen, wider⸗ 
legen durch das Gegenwort irgend eines öſterreichiſchen Schutzzöllners: ich habe 
die Verhandlungen mitgebracht, wenn Sie es wünſchen, will ich fie vorleſen, 
aber kurzweilig find fie in der That nicht — und richtig find fie auch nicht. 
Die Herren jagen bier, wir haben den Zoll ermäßigt, — und jene fagen, wir 
haben das Appreturverfahren concedirt und mir haben nichts mehr zu bieten 
und folglidy fünnen wir auch nichts mehr befommen. Dieje Redensarten werben 
Sie bei jevem Hanbelövertrag hören; bet jedem Handelövertrag werben Gie 
diefen Borwurf hören und bei jeden Handelövertrag, der richtig gemacht iſt, 
werben fie widerlegt durch die Thatſachen. Glauben Sie denn aber im Aus— 
— ſtart zu fein, wenn Sie fortwährend ſagen, Ihre Vertreter verſtünden 

nichts, Die Regierung verftehe nichts, der Reichsta — —— nichts, Die Unter⸗ 
händler wiſſen nicht, was ſie wollen, — glauben Erfolge im Aus⸗ 
lande zu erzielen ? Die Frangofen , auf die mein verehrter Freund Bued jo 
jehr Rückſicht nimmt, machen ed ganz ander und könnten und darin bis zu 
einem gewiſſen Grab "als Vorbild dienen. 

Wenn der Herr Correferent fid nun weiter berufen bat auf die Aeuße— 
rungen des franzöſiſchen Miniſters Fould, jo muß ich zugeben, daß er bie Aeuße— 
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rungen ganz richtig referirt bat; allein es ift bekannt, daß Fould ein enragixter 
Schutzzöllner war und daß unter ihm Sandelöverträge überhaupt nit zu Stande 
gekommen find. Frantreich ift in das Syſtem der wejteuropätichen Handels— 
verträge befanntlid eingetreten durch den Sandelsvertrag mit England, den zu 
Stande gebradt hat Kaifer Napoleon III. und jein Minifter Rouber, und 
Beide waren Freihändler, d. h. gemäßigte Freihändler, die einen allmählichen 
Uebergang anbahnten und in jo glüdliher Weiſe vollgogen haben, daß Frantk— 
reich, welches nun länger ald 15 Jahre unter der Herridaft der Handelöver: 
träge fteht, fich außerordentlich wohl dabei befindet und. nicht Daran denkt, fie 
aufzulöjen. Thiers bat ja den Verſuch gemacht, Dies alled rüdgängig zu machen, 
und am. biejem Verſuch ift er geſcheitert. Und jelbft jegt im einer Wahlbe— 
wegung, die das Yand bis in die tiefften Tiefen aufregt, ift nie aufs Tapet 
gelommen, auch nicht feitend der Freunde des Herrn Thiers, zu dem früheren 
Schutzzollſyſtem zurüdzufehren und die Handelsverträge abzuſchaffen. Ja, es 
fehlt nicht am zahlreichen und fenntnigreihen Stimmen aus Frankreich, Die den 
Unftand, daß Feankreich fidy jo fchnell erholt hat von den ungeheuern Nieder— 
lagen und von den finanziellen und wirthſchaftlichen Verluſten, Die ſich vielleicht 
auf 15 Milliarden Franken beziffern, verzugsweife den Handelöverträgen zus 
ſchreiben, zu denen es unter dem freifinnigen, d. h. handelspolitiſch freiſinnigen 
Regiment Rouhers geführt worden iſt. Rouher hat dieſe für Frankreich jo 
günftigen Handelöverträge nur deßhalb zu Stande gebracht, weil er ein ges 
mäßigter Freihänbler war. Zeigen Sie mir überhaupt, menn Ste es fünneit, 
irgend einen Handelsvertrag, den ein Schußzöllner zu Stande gebracht hat, — 
Ste werden im ganzen Berlauf der Gefchichte feinen ſolchen finden. Leſen Sie 
das Bud) von Ame über die Gejchichte der franzöfilchen Handelspolitit und der 
franzöſiſchen Zollverträge, — Sie finden feine anderen Handelöverträge al? 
jolcye, die beruhen. auf dem Syſtem der mäßigen» Zölle oder, was daſſelbe ıft, 
ded mäßigen Freihandeld. Gehen Sie die Gefchichte der öſterreichiſchen Handels— 
politif durch an der Hand des vortrefflichen Buches von Matlekowiez, Sie werden 
dajjelbe finden, und wenn einmal die Gejchichte der deutjchen Handelspolitik ges 
ichrieben jein wird, fo wird fie Ihnen daſſelbe bemeifen. Es find wohl hin 
und wieder aud) Verträge gefchloifen, namentlich von einzelnen Kleinftaaten, 3. B. 
von Naſſau und Medlenburg, die hatten aber weiter feinen Zwei, ald daß 
Frankreich damit den Beitritt dieſer Heinen Länder zum Zollverein verhindern 
wollte und infofern hat ed die Verträge aus politiichen und nicht aus volls— 
wirthſchaftlichen Grünten gefchlofien. Wenn aljo an den nationalen Gedanfen 
appellirt wird, jo fann ich mich berufen auf diefe Geſchichte der Handelöverträge, 

Ich muß dann zurüchweiſen die Berufung auf den tarif general von Franf- 
reich, d. 5. auf dieſen Entwurf, denn das ift ja eben nur der turif general 
und nicht der tarif special, d. h. der Tarif, der eintritt, wenn feine Handels⸗ 
verträge befiehen. Wenn aber Handelöverträge mit einem Conventionstarif be 
jtehen, jo tritt an die Stelle dieſes tarif general der tarif special oder con- 
ventionel, und folglich paßt dieſes Argument gar nicht. 

Wenn nun prockamirt wird, die Zeiten hätten ſich geändert und der blinde 
Slaube an den Freibandel fei geihwunden, jo muß ich zunächſt beftreiten, daß 
ein ſolcher blinder Glaube jemald geberrfcht hat. Unfere ganze bisherige Han 
velöpolitit, wie fie Datirt von dem preußischen Zarıf von 1818 und von ber 
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Begründung des Zollvereind, von der Fortentwickelung des Zolluereind bis zum 
nordreutfchen Bund und endlich bis zum deutfchen Reich, das ben Zollverein 
abforbirt hat, — dieſe ganze Geſchichte bewegt ſich auf der Bafis des ge 
mäßigten Freihandels. Auf diefer Baſis find umfere Induſtriellen reich, tft 
unfere Induftrie blühend geworden, und num will man plöglich dieſes Syſtem, 
unter welchem die Nation erftarfte und wohlhabend wurde, als den äuferften 
Abgrund des Verderbens jchildern und die Männer, die Träger dieſes Syſtems 
waren und die fi um das Baterland hoch verdient gemacht haben, follen jest 
gleihlam einen Hocverrathöproch an den Hals gehängt befommen, als wenn 
fie die deutſchen Intereſſen an das Ausland verrathen hätten! Wer find denn 
die Gründer und Förderer des Zollvereins, die Mob, Maaßen, Nebenius, 
Kühne, Delbrüd? Sie find zu gleicher Zeit die, melde die Grundlagen zu 
den Handelöverträgen gelegt haben. Glauben Sie über diefe Männer ein ſolches 
Berdammungsurtheil ——— zu können? Ja, meine Herren, dann ver: 
dammen Sie den Zollverein und deſſen Politik, unter welcher Deutſchland ge— 
diehen iſt, dann verdammen Sie implicite auch die deutſche Einheit, denn die 
deutſche Einheit iſt erwachſen aus dieſem Syſtem der gemäßigten -wirtbichaft- 
lichen Freiheit, ſie iſt eine Tochter des Zollvereins, — das werden Sie nicht 
beſtreiten können. — Dieſe wenigen Worte wollte ich vorausſchicken, um Ihnen 
zu ſagen, daß, ſo beredt auch die Worte waren, mit welchen mein verehrter 
Freund Bueck ſchloß, ſie doch mehr meine oratoriſche Empfänglichkeit für ſchöne 
Reden in eine gewiſſe Vibration geſetzt haben, als mich innerlich bewegt haben. 
Auf mein Gemüth haben ſie gar keinen Eindruck gemacht und zwar deßhalb 
nicht, weil fie im Widerſpruch ftehen mit der Wirklichkeit, mit den Lehren der 
Seichichte. 

Was nun den Antrag des Heren Gorreferenten anlangt, jo muß ich aner: 
fennen, daß er jehr maßvoll gefaßt ift, d. h. er verführt fanft in der Form 
und fräftig in der Sache, — fortiter in re umd suaviter in modo, und das 
ift fein Vorwurf, den ich mache, jondern im Gegentheil eine Anerfennung. Wenn 
man die Nr. 1 fo lieſt, wie fie dafteht, fo glaubt man anfangs, dafür ſtimmen 
zu fünnen ; aber Dann findet man das Wort „Gegenfeitigfeit” und das 
iſt eim außerordentlich vwieldeutiged. Wie der Herr Referent bereits ermähnt hat, 
fo denkt ji unter dem Worte „Gegenſeitigkeit“ jeder Menſch etwas anderes. 
Wir haben eine Menge ſehr aufgeflärter Mitglieder im deutichen Reichstag, die 
unter „Gegenſeitigkeit“ verftehen, daß die beiderfeitigen Zolltarife wörtlich gleichlau— 
tend find. Ich bin erfreut, aus dem Munde des Herrn Correferenten zu bören, 
daß er dieſe Anficht nicht theilt, denn eine ſolche Einrichtung ift an und für fich 
unmöglih. Ich glaube nicht, daß es irgend Jemand geltitgen wird, aus der 
Geſchichte der Handelspolitif irgend einen Vertrag beizubringen, bei dem das 
zutrifft, bei dem aljo diefelben Waaren in dem einen Staat ganz denſelben 
Eingangszoll zahlen wie in dem andern, — das giebt's nicht. Und ich glaube, 
wenn wir jagen, wir verlangen „Gegenfeitigteit“ iu dieſem Sinne bei umfern 
Handelöverträgen, daß das gerade To viel heißen will -al8: wir verlangen gar 
feine Handelöverträge, wir verdammnen das Syſtem der Handelöverträge. 

Nun bat mein vwerehrter Freund Bueck gefagt, er wolle das mit der „Ge 
genfeitigkeit‘ auch nicht im dem Sinne verftehen, fondern es folle nur eine 
„größere Gegenfeitigteit herrſchen als biöher. Ja, wo fängt diefe „grö— 
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Bere” Gegenfeitigfeit an, wo bört fie auf? Es ift ein Wort, das mifwer- 
ftanden wird und auf da® man fich deßhalb nicht einlaffen fanı. Wenn mir 
Jemand fagt, ich will die Eiſenzölle wieder bergeftellt haben, wie fie waren vor 
dem 1. Januar 1877, das verſtehe ih, darauf kann ih Ya oder Nein fagen; 
aber wenn mir Semand fagt, ich verlange „größere Gegenfeitigteit, ich ver: 
lange zwar nicht die Gegenfeitigfeit der vollen wort- und ziffernmäßigen Reci- 
procität und derfelben Tarife, aber ich verlange „mehr“, — fo fage ich, dar- 
auf kann ich mich nicht einlaſſen, bewor mir nicht gefagt tft, worin das „Mehr“ 
beſteht. Ich verlange Specification, ich verlange Ziffern und Namen von 
Waaren. So komme ich alfo zu dem Reſultat, daß ich für die Nr. 1 nicht 
ſtimmen fann, ich bin genöthigt, fie zurüczumeifen, weil die gebrauchten Aus- 
drüde verhindern, auf das Weſen der Sache einzugeben. 

Mein verehrter Freund Bueck bat nun geſprochen von 35 Yocomotiven, 
die fürzlih in Submiffion gegeben worden find, worauf „Wiener Neuftadt 
fubmittirt habe, und zwar fehr billig. Ich bin weit entfernt, an der Thatſache 
zu zweifeln, ich glaube aber, daß „Wiener Neuftadt” nicht immer im Stande 
fein wird, Das zu thun, und aud überhaupt nicht im Stande fein wird, all 
unfern Bedarf am Locomotiven zu befriedigen. Ich fünnte auch meinem 
verehrten Freund eine fehr lange Reihe von Submiffionen aufzählen, die im 
Ausland ftatt hatten und mobei deutſche Fabrifanten die miedrigften Sub: 
miffionspreife machten. Das ift heute fo, morgen fo, das gleicht fih im Laufe 
der Zeit wahrfcheinlih aus, man fann am einem einzelnen Fall diefer Art 
nicht8 beweifen, ſondern erft, wenn man die ganze Reihe von Fällen vor Augen 
bat. Mid; tröftet auch die Erinnerung daran, daß ſeitens der öſterreichiſchen 
Schupzöllner ganz daſſelbe behauptet wird, Die fagen: mit unferm jetigen Han- 
velövertrag können wir unmöglich mit Deutichland concurriven, wie müſſen unfere 
Zölle erhöhen, die Zölle auf Gefpinnfte und Gewebe, auf Baummolle und Schaf: 
wolle, auf Leder, wir miüfjen das Appreturverfahren abichaffen, — kurz, mir 
muſſen vollſtändig „‚Kebrt‘‘ machen, ſonſt find wir verloren. Beide, die deut— 
ſchen und die öſterreichiſchen Schutzzöllner, können ſie nicht Recht haben; entweder 
haben die Defterreiher Recht und Ste Unrecht, oder die Defterreicher haben 
Unrecht, dann haben Sie Recht. Aber jehen Sie, Ste können fi nicht einmal 
dariiber verftämdigen, wer von Ihnen Recht hat, ob die öfterreichtfchen oder die 
deutſchen Schußzöllner , denn fobald Sie zufammenfommen zum Zweck der Ber: 
ftändigung, müfjen Sie ſich ja gegenjeittg quasi zum Fenſter binauswerfen ; bie 
Defterreicher wollen Sie nicht in Defterreih haben, und umgekehrt. Wie fan 
man fich-auf einer folden Baſis verftändigen? Das reicht direct an eine ab— 
folute Negation des Vertrages. Ich nun, der den Vertrag will, habe ebenfo 
entfchieven die öſterreichiſchen Schupzöllner, ja, die noch etwas entſchiedener 
befümpft, als die hieſigen ſchutzzöllneriſchen Tendenzen; und th glaube heute 
noch, wenn man einen Bertrag will, kann man fein anderes Berfahren ein- 
Schlagen. Daß die öſterreichiſchen Valutaſchwankungen unter Umſtänden eine 
Erportprämie oder eine Erſchwerung der Einfuhr gewährten, ift leider nicht zu 
beftreiten; da® tritt hervor in Zeiten wie der gegenwärtigen, mo die Baluta 
außerordentlich ſchwankt; es tritt aber nicht hervor, mern die Valuta Feitfteht. 
Wenn alfo auch das Papiergeld entwerthet ift, aber das Spatinm der Ent- 
werthung bleibt dafjelbe, jo müfjte man ja kein Kaufmann ſein, wenn man damit 
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nicht calculiren könnte, dann bat die Valutaſtörung gar keine Bedeutung für Die 
Frage der Handelöpolitil, Nur wenn ſtarke Shwanfungen in kurzen Zwi- 
ſchenräumen eintreten, dann ift Das richtig, was Herr Bueck gelagt bat. Aber 
können wir denn die öfterreichiiche Valuta wiederherftellen? Wir müſſen darauf 
rechnen, Daß Defterreich das felbft thut, und wenn ihm Gott einige gute Ernten 
ſchickt, und es mit verftärfter Macht und Herrlichkeit aus den jegigen orienta= 
lichen Wirren herrorgeht, — was ich hoffe und wünjche und erwarte — Dann 
wird es Die Balutaftörung jelbit beſeitigen, wir können dazu nichts thun, Um 
der Balutaftörung willen aber alle und jede handelspolitiſche Berbindung mit 
Oeſterreich abzubrechen, das wäre meiner Meinung. nach der. größte Mißgriff, 
den wir machen fünnen; denn eine folde Verbindung läßt ſich viel leichter ab— 
brechen als wiederberftellen, 

Nun komme ich zum zweiten Abſatz der Anträge des Herrn Correferenten. 
Die laufen hinaus erſtens auf ein Proviſorium, zweitens auf eine Enquete und 
drittens auf Wiederherftellung des Eiſenſchutzzolles. Was das Provijortum au— 
langt, jo wird dafjelbe einfach jcheitern an dem Widerſpruch der öſterreichiſch— 
ungariichen Monarchie; ich glaube nicht, daß fie zur Zeit geneigt ıft, auf ein 
ſolches Proviforium einzugehen. Und idy muß, wenn ich ihre Situation reiflich 
erwäge, mir jagen, fie hat vollfommen Recht, wenn fie nicht darauf eingeht; 
denn es handelt ſich in Defterreic gegenwärtig um Die Erneuerung des Aus— 
gleichs zwiſchen Cis und Trans, zwiſchen Defterreih und Ungarn. Dazu iſt 
der gegenwärtige Moment günftig und deßhalb muß er benugt werden, — dieſer 
Dioment, wo Cis und Iran beiderjeit® einjehen, Daß fie auf einander ange- 
wieſen find und fich feft zuſammenſchließen müſſen gegenüber der fie bedrohenden 
orientaliſchen Kriſis. Ich glaube nicht, daß irgend ein öfterreichifcher Miniſter 
8 verantworten fann, wenn er das Zuſtandekommen des Ausgleichs verichiebt, 
in dem Augenblid, wo er ihn zu Etande bringen kann. Dan ift zwar auf 
die Idee verfallen, man jolle die handelspolitiihen Fragen ausſcheiden, man 
folle einen halben Ausgleich) machen und das Uebrige vertagen. Das thut man 
aber auch nicht, man macht entweder einen Ausgleich oder man macht feinen ; 
eine halbe Arbeit zu macden, wird ſchwerlich den leitenden PBolititern in Dejter: 
reich) in ihren Kram pafien. Ich glaube alio, mit dem Provijorium ift es 
nichts, und ebenſo ift es nichts mit allen den ſchönen Dingen, die ald Wirkungen 
deſſelben verheißen find. Ich glaube aber aud, daß Das Proviforium für ung 
jelber außerordentlih jchledht fein würde, denn ein folder Abſchluß auf kurze 
Zeit oder furze Kündbarteit giebt gar Feine Baſis für umfere einheimiſche In— 
Duftrie, auf der fie operiven fanı. Wenn fie nicht weiß, ob nicht morgen in 
Defterreih die Zölle wieder in die Höhe jchnellen, dann kann fie überhaupt auf 
ven Abſatz nach Defterreich- nicht reflectiren, dann ift Die ganze Situation To 
unficher, daß jich keinerlei Speculation darauf bafıren läßt, und das würde für 
unfere Induſtrie ein geradezu unerträgliher Zujtand fein. 

Was nun die Wiederherftellung der Eifenzölle anlangt, jo gebe ich zu, daß 
vielleicht Umſtände eintreten können, welde eine ſolche Eventualität denkbar 
machen; aber man joll fie nicht compliciren mit dem Handelsvertrag mit Defter= 
veih, Ich bin der Meinung, daß man darauf ausgehen muß, die öfterreichiichen 
Eijenzölle möglichft herunterzudrüden. Das ift namentlich für unſere ſchleſiſche 
Eifeninduftrie eine Prinzipalfrage. 
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Woran leidet denn insbeſondere unſere deutſche Eiſeninduſtrie? Denn, daß 
ſie leidend iſt, wird keinem vernünftigen Menſchen einfallen zu beſtreiten. Sie 
leidet doch offenbar in erſter Linie an Ueberproduetion. Glauben Sie die Folgen 
der Ueberproduetion dadurch beſeitigen zu können, daß Sie ſich den auswärtigen 
Markt verſchließen? ein, Sie müſſen ſich ihn öffnen und dann die Folgen 
der Ueberproduction durch weile Mäßigung im Imnern ausbeilen. 

Ich komme nod einmal auf die Grgenjeitigfeit. Wenn uns die Defter- 
reicher 3. B. fagen: fest Euren Weinzoll herunter, werden wir ihnen dann jagen: 
jegt auch den Euern auf diefelbe Ziffer herunter? O, nein, meine Herren, fo 
dumm werben wir nicht ſein! Wir werben jagen: jegt Die Eifenzölle herunter! 
Der öſterreichiſche Weinzoll hat für und gar kein Intereſſe, wir exporticen nad 
Defterreih nur ein paar taufend Gentner und nur hochfeine Weine, die ſo 
heuer ſind, daß wir ſie ſelbſt nicht trinken, weil wir ſie nicht bezahlen können. 
Wenn die Flaſche 7 —8 Thaler koſtet, dann iſt der Zoll eine gleichgültige Sache. 
Ein ſolcher Wein iſt ein Luxusartikel, und auf dem Gebiete des Luxus reizt der 
Preis den Appetit. Wenn ich Bevollmächtigter des deutſchen Reiches wäre, 
würde id das Verlangen nad Herabſetzung des Weinzolles ad referendum 
nehmen und ſagen: darüber läßt ſich reden, aber nur unter der Vorausſetzung, 
daß Ihr den Eiſenzoll herunterſetzt und alle übrigen Zölle nicht erhöht. 

Drittens iſt die Frage der Enquete aufgeworfen. Ich habe mit Freuden 
aus dem Munde des Herrn Bueck vernommen, daß er fie vollſtändig objectiy 
gehalten haben will, dar er ſogar die Enquete durch die Handelslammern vers 
wirft, weil manchmal in Denjelben blos Kaufleute ſäßen. Ih famı freilich 
Dugende von Handelskammern aus dem Wermel ſchütteln, in denen blos Judus 
jtrielle figen. Dieſen Umſtand faun man alſo nicht ind Gewicht werfen, noch 
weniger kann man daraus den Handelöfammern einen Borwurf machen. Ich 
will aber annehmen, obgleich es mir ſchwer wird, die Gutachten dev Handels- 
fammern wären nicht objectiv; dann müflen Sie aber eine Enquete einberufen, 
wo nicht blos Fabrifanten, ſondern auch Kaufleute und Bertreter der Urpro—⸗ 
duction figen, Vertreter der Yandwirtbichaft und der Viehzucht, und endlich auch 
Conſumenten; denn dieje find die Haupttechnifer im Bezahlen, weil fie immer 
bezahlen müfjen. Wenn man über eine Frage des Bezahlens Sadverftändige 
bören will, jo muß man vor Allem dieje Techniler erſten Rauges hören, die 
dad Bezahlen gründlich gelernt haben Das wäre eine objective Enquete 
und Dagegen würde ich im Grunde nicht viel haben, wenn nicht der Antrag im 
Reichstag geitelt wäre, die Enquete vorzunehmen und Damit alles Uebrige auf 
die lange Bank zu ſchieben. Ich will die Sache nicht auf die lange Bank ge— 
hoben haben. Ich will die Entjcheidung binnen acht Tagen, binnen einem 
Monat, allerfpäteftens bis Anfang December haben. Die deutſche Induſtrie 
muß willen woran fie it. (Sehr richtig!) 

Ih will alfo diefem Zweifel ein baldiges Ende machen und werde deshalb 
auch gegen Nr. 2 ſtimmen müſſen. 

Was den Antrag meines Freundes Weigert anlangt, jo ift bereits ſeitens 
des Herrn Referenten das Nöthige zur Rechtfertigung deſſelben geſagt, und ich 
will mic darauf beſchränken, auf einige Bemerkungen des Herrn Correferenten 
zurüdzulommen. 

Es ift namentlih Nr. 2 angegriffen. Was befagt diejelbe? Sie beingt, 
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wenn wir mit Oeſterreich nicht einen Handelsvertrag ſchließen können, welcher 
den Bebürfnifien der deutfchen Induſtrie entfpricht, welcher das Appreturwerfahren 
ſichert, welcher eine gerechten Anfprücen genügende Formation der beiderfeitigen 
Tarife herbeiführt, bei welcher e8 alfo gelingt, einen harmonischen Punkt zu 
finden, in welchen fich die beiderfeitigen Intereſſen ausgleichen; wenn das nicht 
gelingt und wir die Hoffnung darauf definitiv aufgeben müffen, dann will ich 
der öfterreichifch-ungariichen Monarchie auch nicht mehr das Recht der meiſtbe— 
günftigten Nation einräumen. Denn man räumt diefeß Recht nicht demjenigen 
ein, der und hinauswirft, fondern dem, der uns zuläßt; man ſchließt Hanbels- 
verträge nicht ab, um von dem auswärtigen Markt ausgejchloffen zu werben, 
fondern um auf demſelben zugelaffen zu werden, und wer mir fagt: ich will 
überhaupt feine Bertragsverhältniffe mehr, ich will autonom fein, oder, was wir 
Bauern fo nennen, „ich will meine volle Gfelöfreiheit haben (Heiterfeit)‘, zu dem 
fage ih: dann will ih auch nichts mehr für dich thun, dann will ich auch 
autonom fein und meine Zeit nicht mehr. damit vwergeuden, den harmoniſchen 
Punkt zu fuchen, in welchem unfere beiderfeitigen Intereſſen in Einklang zu 
bringen find; denn du wilft ihn nicht, und zum Heirathen gehören zwei. 
(Beifall.) 

Das ift der Standpunkt von Nr. 2. Ich denke, er fagt Mar: wenn wir 
auf Grund von Gegenconcelfionen irgend einem andern Staate Concelfionen 
machen, fo jollt Ihr in Defterreih-Ungarn nicht daran Theil nehmen. Wenn 
irgend etwas in Defterreih nod eine Wirkung haben fann bei den etwas zer: 
fahrenen Berhältniffen, jo wird es diefe Erklärung fein; denn Oeſterreich- Ungarn 
bat an unferem Markt mimdeftens ein eben fo großes Intereſſe, als wir 
an dem feinigen; wir haben mehr ein induftrielles, Oeſterreich mehr ein land: 
wirthichaftlihes Intereſſe. Es ſchickt uns feinen Wein, fein Getreide, fein 
Schladtvieh, es muß fogar auf eine Sorte von Schladhtvieh, nämlid auf das 
Schwein, nod einen Zoll bezahlen. Diefen Markt in Deutichland wird ſich 
Defterreih nicht gern nehmen laſſen, und wenn wir ihm dieſe Vortheile von 
bier aus ein Bischen ind Gedächtniß rufen und ihm mit derjenigen Deutlichkeit, 
die uns erlaubt, den Diplomaten aber verboten ift, fagen, wie unfere Abſichten 
find: wohlwollend, wenn e8 mit dem Wohlwollen geht, entihlofien, 
wenn es mit dem Wohlwollen nicht gebt, ich glaube, das wird uns nicht 
ſchaden, und den wahren Interefien von Oeſterreich-Ungarn aud) nicht. 

Ih möchte die Herren Vertreter der deutſchen Induftrie, welche wir Die 
Ehre haben, im umferer Mitte zu ſehen und deren Berechtigung, in ſolchen 
Dingen aud das Wort zu führen, idy weit entfernt bin zu beftveiten, nur var: 
auf aufmerffam machen, was eintreten wird, wenn wir deutſcherſeits das jchlechte 
Beifpiel befolgen, das einige öfterreihiiche Schukzöllner gegeben, d. h. wenn wir 
uns bemühen, den Handelövertrag durch übertriebene Forderungen in die Luft 
zu fprengen, und dieſes Ziel erreichen. 

Sie wiffen ja, meine Herren, beffer als ib, daß es in Deutſchland eime 
Menge Imbuftrieller giebt, die auf den üfterreichifchen Markt angewiefen find, ihn 
nicht entbehren können, jo daß fie, und in ihrer Perſon die ‚wirthichaftlichen 
Interefien des ganzen Yandes, durch Sprengung des Vertragsverhältniſſes auf 
das Aeußerſte geichädigt werden. Es find das Induftrielle, die kraft eigener 
Lebensfähigleit befteben, vie niemals Anſprüche auf beionderen Schub gemacht 
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haben. Wenn wir den Handelsvertrag in die Luft ſprengen, ſo müſſen wir 
dieſer zahlreichen Claſſe unſerer Mitbürger gegenüber die Folgen verantworten, 
und ich benutze die Gelegenheit, um in meinem und meiner Freunde Namen 
uns von ſolcher Verantwortlichkeit loszuſagen. Wenn wir in unſeren Forde— 
rungen uns beſchränken auf das Maaß des Erreichbaren und auf das Maaß 
deſſen, was nicht blos unſeren, ſondern den gemeinſamen Intereſſen entſpricht, 
dann hoffe ich, daß „post varios casus, post tot discrimina rerum“ ber 
Bertrag immer noch zu Stande kommt, und wenn er zu Stande kommt, jo 
wird er im der öfterreichiicheungariichen VBolkövertretung genehmigt werden. Es 
ift nicht wahr, daß im äfterreichiichen Reichsrath die Schutzzöllner die Majorität 
haben. Der Vertrag wird dort genehmigt werden und in Ungarn ganz un— 
zweifelhaft. Die Ungarn find zwar injfoweit etwas verblendet, als fie glauben, 
eine Erhöhung der Zölle führe zu vermehrten Einnahmen. Allerdings haben 
fie Geld nöthig; aber mit diejer Anmahme irren fie; denn im Gebiet der 
Handelspolitik gilt das Einmaleins nicht, da ift 2 mal 4 oft nicht 8, ſondern 
2, und 8 — 2 ift nicht 6, jondern 12, mit anderen Worten, wenn man 
die Zölle ermäßigt bis zum Sage mäßiger Finanzzölle, ſo nimmt man, mehr 
ein, wenn man aber zu übertriebenen Schug- und Prohibitivgöllen greift, fo 
befommt der Staat wenig oder gar Fein Geld ein. Dieſe Weisheit muß in 
Ungarn auch noch im die-tieferen Vollsſchichten eindringen, und werm Dann noch 
der Gedanke an Wein, Getreide und Schlachtvieh hinzukommt, jo zweıfle ich 
nicht, daß wir Freihändler im ungariſchen Reichſstag eine impofante Majorıtät 
befommen. Ih muß geftehen, ic gebe mid Ihren elegiichen Gefühlen 
„an dem zukünftigen Grabe eines ungeborenen Handels— 
vertrages‘ zur Zeit noch nit hin. Sch bin beieelt von Hoffnung und 
glaube, fie wird fich erfüllen, wenn beiderjeits Feine allzugroßen 
Fehler mehr gemadt werden. Die Defterreicher können Fehler machen, 
fie bejigen einige Gelüfte dazu; wir fünnen aud welche machen. Aber hüten 
wir und davor, daß wir die Berantwortlichleit auf unfere Kappe nehmen, denken 
wir daran, Daß nachher unfere Mitbürger Rechenſchaft von ung fordern. Ich 
wenigftend wünſche im Stande zu fein, dieſe Rechenſchaft jeder Zeit geben 
* ſagen zu können: ich habe nicht mit dazu gethan, daß man Den Vertrag 
prengte, 

Nun denten Cie fi) aber die Folgen, wenn der Handelövertrag in die 
Luft gefprengt wird. Gleichzeitig damit wird in die Luft gejprengt die Zoll: 
cartellconvention, die dahin geht, daß am der Grenze zwifchen der öfterreichijch- 
ungariſchen Monarchie und dem deutſchen Reich die beiderjeitigen Zöllner und 
fonftigen Behörden fi zur Unterbrüdung des Schmuggels in die Hände arbeiten. 
Nun vergegenwärtigen Sie ſich den Zuftand, wenn das nicht mehr geichieht. 
Glauben Sie, daß die äfterreichiichen Zöllner im Stande fein werden, allein 
den Schmuggel zu unterdrüden? Ich habe diefe Grenzen vielfach bereift: Das 
Kiefengebirge, das jächfifhe Erzgebirge, den Böhmerwald —, das alles find 
Gegenden, von denen man jagen künnte, wenn man frivol fein wollte, fie jehen 
fo aus, ald wenn fie unfer Herrgott für den Schmuggel gefchaffen hätte. Ich 
glaube nicht, daß man-da den Schmuggel unterdrüden könnte und die Defter- 
reicher könnten dadurch eine koloſſale Eimbuße in ihren Staatseinnahmen er» 
leiden, wir aber aud. (Zuruf: Das ift einerlei!) 
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Nein, das kann uns nicht einerlet fein, verchrter Herr Bueck; denn beim 
Schmuggel erzielt den Bortbeil der Schmuggler, der mäßige Zoll aber bezweckt 
den Bortheil der Fabrikanten. Vergegenwärtigen Sie fi auch die unmoralifche 
Wirkung des Schmuggels ımd die Zeit, wo der Schmuggel wieder aufhören 
wird, d. 5. wo man fo Flug geworben fein wird, nicht blos einen Handels— 
vertrag, fondern auch die Zolleonvention wieder berzuftellen. Was machen wir 
dann mit unferer Schmugglerbevölferung, mit Yenten, die bei Tag ſchlafen und 
Nachts bewaffnet im Gebirge umberziehen, denen es nicht Darauf anfommt, einen 
Menſchen über ven Haufen zu ſchießen, die arbeiten nicht wollen und auch mcht 
mebr können? Dann haben wir fie auf dem Rüden und ich vermuthe, das 
wird fein großes Vergnügen fein. Ich habe wirklich etwas Angft davor. Ich 
tenfe, e8 ift mit dem Schmuggel, wie e8 in dem befannten Ber heift: „bes 
Lafters Bahn ift anfangs zwar u. |. w.“ Jedenfalls aber günne id) den Ge- 
winn dem Producenten, ih will ihn diefem nicht entiwinden, um eimen großen 
Theil davon dem Schmuggler in die Hand zu geben. 


Dann aber — und das ift mem letztes Araument — bebenten Site, daß 
die Neigung zu Netorfionsmaßregeln bis zu den höchſten Schichten hinauf im 
der Luft ſchwebt. Wenn wir den Hanbelövertrag in die Luft fprengen, jo wird 
man vielleicht Retorfionen auf diejenigen Artikel machen, von denen man glaubt, 
daß fie am empfindlichiten in Ungarn und Defterreih wirten, auf Wein, Ge 
treide, Bieh. Entipricht Das dem Intereſſe der deutfchen Induſtrie? Ich glaube 
nicht. Damit ift der deutſchen Induſtrie nicht geholfen, wenngleich man in ein- 
zelnen Schichten der Yandwirthichaft Das wielleiht nicht gerade ungern fehen 
würde. Mean verfpricht bei der Gelegenheit vielleicht: mern Ihr das mit un 
macht, dann machen wir and mit Euch nachher Induſtrieſchutzzölle. Ich möchte 
Sie aber bitten, darauf feinen zu feften Caleül zu Bauen; denn ſolche Ber: 
fprechungen ıft man fpäter oft nicht mehr im Stande zu halten. Wenn infolge 
eines Retorſions⸗ und Zollkrieges, infolge all der Leiden, die ich geſchildert habe, 
dev Pendel wieder einmal nach der anderen Seite ſchwingt, gerade in dem 
Augenblid, wo Sie auf Befriedigung ihrer Wünfche rechnen, dann werden dieſe 
Wünſche nicht befriedigt werden. Das iſt einfadh. Man braucht da Niemanden 
des Wortbruchs zu beichuldigen. Es ift der hiſtoriſche Gang der Entwidlung 
der Berhältnifje, der ſolche Nichterfolge herbeiführt. 


Ich ſchließe alfo, meine Herren, ih kann für die Anträge des Herrn Gor- 
referenten nicht ftimmen aus den ausführlich geltend gemachten Bedenlken. Ich 
bitte Sie, die von mir beantragte Einfchaltung in dem Antrage ded Herrn 
Referenten zu genehmigen. ch bitte Ste von dieſer Stelle aus, auf melde 
zwar nicht vierzig Jahrhunderte herabfehen, mie auf die Pyramiden, aber auf 
die wohl gehört wird, nicht allein inmerhalb, fondern auch außerhalb umferer 
Grenzen, ein deutliches Wort erichallen zu laſſen, welches Mar jagt, mad man 
will und was man nicht will, welches ein wohlwollendes Entgegentommen zeigt 
und eine Mäkigung in den Forderungen, ohne dabei die deutfchen Intereſſen 
zu vertennen, — wobei ich beiläufig noch Jagen muß, daß, wenn es in dem 
Antrage beift „nicht ungünftiger“ und man daraus folgern will, das fer 
ein Geſtändniß, daß es bisher fchon ungünftig geweſen fei, das Doch eime etwas 
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gewagte grammatiiche und logiſche Interpretation ift, die zu widerlegen ich nicht 
Beranlaffung finde, die ich aber wenigſtens auf das Entſchiedenſte zurückweiſen 
möchte. 


Im übrigen, meine Herren, werben Sie mir wohl nicht beftreiten, daß 
ich den Aufforderungen meines Freundes Bued zur Mäßigung und zur Wir« 
Digung der beiderleitigen Intereſſen gewiſſenhaft nachgelommen bin, und wenn 
ih das nicht noch mehr gethan habe, und einzelne Ausführungen nur ganz 
— ſtizziren konnte, fo bitte ih das damit zu entſchuldigen, daß 
id in der Abficht, e8 zu vermeiden, unberechtigte Hoffnungen zu weden oder 
an ſtürmiſche Leidenfchaften zu appelliven oder. gar Gonfufion — was Das 
Schlimmſte von Allem iſt — hervorzurufen, genöthigt war, mich etwas Diplo- 
matiſch auszudrücken, was Jonft nicht Die mir eigemtbünnliche Sprechweife zu jein 
pflegt. (Lebhafter Beifall.) 


Dr. ®. Eras (Breslau, gegen die Anträge des Referenten): 
Meine Herren! Wie Ste Ichon daraus erfehen, daß ich jett unmittelbar 
nad meinem verehrten Freunde Braun zum Worte komme, bin id nicht 
in der Yage, fir den Antrag des Herrn Referenten ſtimmen zu können. 
Ald mir Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Congreſſes vor einer Reihe 
von Yahren in Lübeck beifammen maren und damals über die Fortentwicke— 
fung der SHandelöverträge debattirten, fand ich auf dem Standpunkt eines 
unbedingten PVertheidigerd der Handelövertranspolitif und wünſchte einer dahin 
zielenden Refolution zur Amahme zu verhelfen. Damals munderte ich mid 
darüber, daß meine hamdelspolitifchen Freunde mit einer gewiſſen Gering— 
ſchätzung von den Handelöverträgen ſprachen und fchliehfich eine —** durch⸗ 
ſetzten, welche von den Handelsverträgen nicht mehr ſprach, als von einer Er— 
rungenſchaft, deren wir zur gedeihlichen Weiterentwickelung unſeres Zollweſens 
unbedingt bedürfen würden. Heute kommt es mir ſo vor, als wenn die Frei— 
handelspartei auf die Aufrechterhaltung der Zollverträge und ſpeciell auf das 
Zuſtandekommen des öſterreichiſchen Vertrages einen etwas zu großen Werth 
legte, denn es ſcheint mir, als wenn man gewiſſermaßen den Handelsvertrag 
A tout prix zu Stande bringen wollte. Es iſt meines Erachtens ſchon nahezu 
der Ausſpruch, ich will den Tarif à tout prix zu Stande bringen, wenn ich 
mid auf diefe Mintmalforderung befchränfe, Daß eim neuer Handeldvertrag mit 
Defterreih und nur nicht ungünſtiger als bisher ftellen dürfe. Indeſſen, 
meine Herren, der Handelövertrag mit Defterreich, wie er bisher geweſen ift, 
enthält einzelne Momente, die ich von meinem Standpunkt aus ımter Feinerlei 
Umftänden als conferwirbar zu bezeichnen vermag Ich will Ihnen ein ſolches 
Moment anführen und muß dabei allerdingd auf Detailbeftimmungen eingehen, 
obgleich feitend des Herrn Gorreferenten als Yofung ausgegeben wurde, afle 
Detail8 zu vermeiden, und ich habe dazu wohl um fo mehr ein Anrecht, als 
der Herr Referent auch von dieſer einen Beitimmung im Sandelövertrage mit 
Defterreih, die ich hervorheben will, gefprochen hat. Wie der Herr Referent 
anführte, befteht. die Einrichtung, daß auf den Girenzftreden Peobfchüg-Seidenberg 
und Oftrig- Schandau Rohleinen zollfrei nadı Deutichland, refp. nah Preußen 
eingeben. Dieſe Beftimmung eriftirt ſchon feit der Zeit der Annexion von 
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Schleſien und man hat damals beabſichtigt, nicht auseinander zu reißen ein 
wirthſchaftliches Gebiet, in welchem auf der einen Seite Rohleinen bergeftellt 
und auf der anderen Seite dieje Robleinen appretirt und unter Umftänden auch 
gefärbt und bedrudt werden. Was lange Zeit für die betreffenden Diſtrikte 
eine Wohlthat geweſen ift, eine Einrichtung von großer Wichtigkeit, Daraus ift 
eine Anomalie geworden, wie fie fchreiender in irgend einem Bolltarife der euro— 
pätfchen Staaten gar nicht zu finden if. Es handelt fich bier um Yemen, die 
bergeftelt werden aus Garnen von jehr geringer Qualität, deren Fabrilation 
in Böhmen höchſtens zwei Drittel unferer Spinnlöhne koſtet. Während nun 
dieſes jo geſponnene Garn beim Eingang nad Schlefien einen Zoll von 15 Sar. 
pro Gentner entrichten würde, geht die fertige Yeinvand, zu der man das Garn 
vermwebt bat, zolliver nad Schlefien ein. Es heißt das aljo mit dürren Worten: 
durch den beitehenden Garnzoll von 15 Sgr. gegenüber der 
zollfreien Rohbleineneinfuhr wird das Bermweben eben diefer 
Garne jenfeits der preußiſchen Grenze mit 15 Sgr. pro Gentner 
prämiirt. Daß it eine zollpolitiiche Ungeheuerlichkeit, ich fann es nicht anders 
nennen. Wenn urſprünglich dem Geſetzgeber vorgeihwebt bat, daß durch Diele 
Einrichtung ein Grenzverkehr erhalten werden jollte, der ſich erjtredte auf 
die nächitliegenden Bleichereien und Leinwandmärkte — jo heißt es in der alten 
Berordnung — To ift heute daraus fach ein freier Rohleinenhandel 
von Böhmen ber nad) Deutjchland geworden bei gleichzeitig fortdauernder Garn— 
verzollung. „In Berlin, Göln und anderen großen Städten Deutichlands be— 
finden ſich Commiffionslager böhmiſcher Fabrifanten, welde auf diefe Weile ihre 
Waare zollfrei nach Deutichland ‚bereinbringen. Die deutichen Leinwandindu⸗ 
ſtriellen proteftiven gegen die Fortexiſtenz dieſer Beitimmung. Ich glaube, es 
ıft Das eine jo flipp und klare Forderung, daß man ihr nothwendiger Weiſe 
zuftummen muß. Dazu kommt noch, daß die Sache nicht fo liegt, daß etwa 
ausichlieglih mit rohen Yeinen auf diefe Weiſe gehandelt wird, ſondern es 
exiſtiren an der Grenze verichiedene Lohnbleichereien, welche nicht blos für billigen 
Bleihlohn die böhmiſchen Yeinen bleiben, unmittelbar hinter der Grenze, Dieö- 
ſeits, auf preußiſchem Gebiet, jondern auch gegen eine billige Commiſſion die 
Aufbewahrung der gebleichten böhmiſchen Stüde jo lange übernehmen, bis fie 
weitere Drdre erhalten, wohin diefelben verjendet werden follen. Meine Herren, 
ich glaube, wir können e8 und nicht gefallen laſſen, daß auf der einen Seite 
die Vortheile des Appreturverfahrens für Deutſchland verlangt werden und auf 
der anderen Seite dafür als Gegenleiftung den öfterreichijcen Unterhändlern an— 
geboten wird, noch weiter in diefer Weile aus der Haut der deutſchen Yeinens 
induftriellen Riemen zu ſchneiden. Das ift durchaus unzuläffig im Einne einer 
wirthſchaftlichen Gerechtigkeit gegen die verjchiedenen Induſtriellen des Yanbes, 
und darum kann ich mich nicht einverftanden erklären mit einem Handeläver- 
trage, der einfach darauf hinausgeht, Die biöberigen Verhältniſſe zu prolongiren. 
Es würde zu weit führen, wenn ich in ähnlicher Weiſe auf einige andere Special⸗ 
beſtimmungen im Hanbelövertrage, reſp. im deutſchen Zolltarife eingehen wollte ; 
ich bin aber der Anficht, daß in der Refolution diefe Forderung, zum mindeften: 
daß die Bemerkung unter Bofition F. 22 des Zolltarıfs in Wegfall foınme, Aus: 
drud finden muß. ine Erneuerung des Handelsvertrages mit dieler Claufel 
würde ich als eine abjolute Ungerechtigkeit betrachten. 
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Meine Herren! Was die anderen Anforderungen ded Herrn Referenten 
ın, feiner. Rejolution anlangt, insbeſondere daß der Veredlungsverlehr unbedingt 
fortdauern müfje, jo bin ich der Anficht, daß jo hoch das Appreturverfahren 
nicht anzufchlagen wäre, daß man unter allen Umftänden, wenn e8 uns nicht 
zugeftanden wird, auf einen Handelövertrag mit Defterreich verzichten müßte. 
Und wenn mein verehrter Herr Vorredner erflärt bat, es möchten fich doch die 
Herren überlegen, ob fie den Handelövertrag in die Luft jprengen wollten, — 
die Herren, die nicht für die Anträge Weigert find, — fo gebe ich ihm dies 
Wort zurüd, indem ich ſage, es mögen die Herren, die für den Veredlungs— 
verkehr eintreten, fich überlegen, ob fie um des Beredlungsverkehrs willen den 
Handelövertrag mit Defterreih in die Luft Iprengen wollen. (Sehr wahr!) 

Der BVeredlungsverkehr weift auf beiden Zeiten ungefähr diejelben Ziffern 
auf, So weit ih die Statiftif in Erinnerung babe, die feinerzeit durch den 
Verein, der jih für die Aufrechterhattung des Beredlungsverfahrend conftituirt 
hatte, veröffentlicht wurde, find ed auf jeder Seite etwa zehn Millionen Gulden. 
Ih glaube nicht, daß Deutjchlands Imduftrie Schwer darunter würde zu Teiden 
haben, wenn Der Beredlungsverfehr aufhört. Die Mißbräuche, die der Herr 
Referent anführte, und welche namentlich vom Elſaß ber mit dem Veredlungs— 
verfahren getrieben werden, find in meinen Augen wirkliche, thatſächliche Miß— 
bräude, und wenn die Defterreicher darauf beftehen, daß das fünftig in der 
Weiſe nicht mehr getrieben werden foll, jo haben fie vollſtändig Recht; es ge— 
hört ein großes Stück Sophiftit dazu, wenn man das als einen „zuläffigen 
Mißbrauch“ bezeichnet. 

Ich möchte aber andererjeit8 auch nicht dazu übergehen, zu erklären, falls 
Tefterreich-Ungarn mit Deutſchland feinen Vertrag abjchlieft, dann machen wir 
Retorfionszölle, dann eröffnen wir den Zolltrieg. Es iſt eine ganz eigenthüm— 
liche Ericheinung, dag mit dem Zollfrieg und mit den Retorſionszöllen die Frei 
händler von der ſtrieten Obfervanz heute viel mehr drohen, als die Schug- 
zöllner. (Sehr wahr!) 

Ich geitehe Ihnen, ich habe das pofitive Vertrauen zu der Entwidelung 
eines freihändlerifchen Großverfehrs und zu dem Umfange, den derſelbe bereits 
angenommen bat, daß, wenn auch diefer Handelövertrag zum Teufel geht, — 
es würde mir aufricdhtig leid thun — wir Deflenungeachtet in das Zeitalter der 
Zolltriege und Retorfionen nicht zurücdgeichleudert würden. Wir würden uns 
iehr überlegen, ob es zwedmäßig wäre, die Vieheinfuhr zu befteuern, die von 
Defterreih kommt, oder ungariſches Getreide u. dergl, wie mein verehrter Freund 
Braun es und bier als imöglicherweife bevorftehend geichilvert hat. Aber daß 
wir in folhem Falle, wenn der Handelövertrag nicht zu Stande kommt, ges 
nöthigt find, ven BZollcartell aufzugeben, ift allerdings ganz unzweifelhaft ; dar 
über braudyt man nicht zu debattiren, das würde man einfach Decretiren. Auch 
liegt die Sache nicht jo ſchlimm, wie Herr Dr. Braun fie geichildert bat. Es 
ft nicht wahrjcheinlih, daß dadurch eine große Anzahl von Schmugglem auf 
preufifchem Gebiete ans der Erde herauswachſen würde. Das Schmuggeln be- 
jorgen die böhmischen Schmuggler; ein Schmuggelgeihäft nad Deutichland 
herein, — von deutſchen Schmugglern betrieben: — ich wüßte nicht, mie das 
entftehen jollte. 

Wenn ich aljo meinen Standpunkt zur Sade angeben jollte, jo würde ders 
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jelbe nicht charakterifirt werden durch die Refolution Bueck, auch nicht durch die 
Anträge Weigert, fondern ich müßte Schon in dielem falle einen beionderen An- 
trag formuliren, und diefer Antrag würde fo lauten: 


1) Bet einem neuen Handelövertrage mit Defterreich find die Conſe— 
quenzen, welde aus dem Rechte der meiftbegünftigten Nation zu Gunften 
anderer Länder entfteben, ſowie die Beſchwerden der dieffeitigen Induftriellen 
zu berüdfichtigen. 


Die Conceffion muß man den Induftriellen dafelbft machen, e8 müſſen 
folde Anomalten, wie fie bei Pol. 22F des deutlichen Tarifs fich vorfinden, 
unbedingt befeitigt werden. 


2) Falls Defterreih feinen Handelsvertrag auf dieſer Bafis ſchließen 
will, jo Liegt zwar fein Grund vor, Deshalb einen Zoll- und Tariffrieg 
mit Defterreich zu beginnen, aber ebenſo wenig die Möglichkeit, den Zoll: 
cartell über die Grenzcontrole zu erneuern, 


Mit dieler Ankündigung, meine Herren, wirken Sie auf Oeſterreich am 
allernachdrücklichſten; denn Ste brauden nur drüben zu fragen, — ih fann, 
was die Grenze bei Schlejien betrifft, aus eigener Erfahrung jpreden, denn ich 
bin im Gebirge befonvderd gut zu Haufe — jo werden Ste von Jedem, der 
die Sache kennt, hören: der Schmuggel nad) Defterreich hinein bat erſt an dem 
Tage aufgehört, wo der Gartell in Wirkfamteit trat; die öfterreichtiihen Bes 
amten jind gar nicht um Stande, für fi allein, obne Preußens Mitwirkung, 
dDiefen Schmuggel wirffam zu unterdrüden, 

Ich möchte Ihnen dann noch zum Schluß einige Zahlen nennen, Wenn 
Herr Dr. Weigert vorhin ſprach von der Einfuhr von Rohleinen aus Dejter- 
reich im dem verichiedenen Jahren und wie fie fich fo ſehr geiteigert hätte in 
Folge des ganz freien Grenzverkehrs, jo halte ich e& für nothwendig, daß man 
ſich auch vergegenmwärtigt die Gefammtrobleineneinfuhr und dieſe beiden Zahlen 
gegenüberjtellt. Im Jahre 1864 kamen von 48,000 Gentnern Geſammtroh— 
leineneinfubr 42,000 Etr. auf Defterreih, im Jahre 1874 von 73,000 Gtm. 
total auf Defterreih 51,000 Etr. Dieje öſterreichiſchen Ausfuhrziffern bat ja 
Herr Dr. Weigert bereit3 genannt, aber aus der gegenüber geftellten Geſammt— 
zahl mögen Sie erſehen, wie Defterreich unfere Robleineneinfubr faft ganz und 
gar in der Hand hat, und ich glaube, daß der Proteft, den die deutichen Yeinen- 
industriellen gegen die Fortdauer der betreffenden BVertragsclaufel einlegen, noth— 
wendiger Weiſe gehört und berüdfichtigt werden muß. (Bravo!) 


Profeffior Dr. Shmoller (Straßburg ı. E.; für die Anträge des Re: 
ferenten): Meine Herren! Ich wollte eigentlih nur eine Art perfünlicher Bes 
merfung machen und war im Anfang zweifelhaft, ob ic pro oder contra 
ſprechen ſollte. Ich bin nämlich in der eigenthümlichen Lage, für mich und ic 
glaube eine ziemliche Anzahl meiner näheren Freunde unter den Socialpolititern 
einmal glüdlicher Weile verfichern zw fünnen, daß mir in diefer Frage noch 


Debatte. 147 


maßvoller find, als Herr Dr. Braun, dem ich übrigens in vielen Falle das 
Maf. gar nicht abfprechen will. 

Wir Katheverfocialiften find häufig als Freihündler bezeichnet worden. Das 
möchte ich zurückweiſen. Ich wenigftend bin ebenfo wenig Freihändler als Schutz⸗ 
zölfner; mern man mich einen Freihändler nennt umd ich mich erinnere, was 
ein ſtrammer, confequenter Freihändler eigentlich glaubt und fordert, jo komme 
ich mir vor, wie ein Arzt, der, um möglichft Bentilation zu Schaffen, nicht blos 
für einen guten Bentilationsapparat forgt, ſondern alle Thüren und Fenfter 
aushebt und umgekehrt kommt mir der fanatifche Scutzöllner vor mie ein 
Arzt, der, um feine Patienten vor Zugluft zu ſchützen, alle® hermetiſch verftopft 
umd verfehließt. Einen Arzt der einen oder anderen Art würden wir für jehr 
tböricht halten, wir würden jagen, er ftehe auf einem fehr veralteten Stand- 
punft. Und doc ftehen die eigentlichen Freihändler wie die eigentlichen Schutß- 
zöllner auf einem ziemlich ähnlichen Standpunft. 

Für eine wiljenichaftlihe, won den herfümmlihen Parteitraditionen und 
Schullehren unabhängige Betrachtung kann fein Aweifel darüber fein, daß beide 
Ertreme gleich falſch, gleich unwiſſenſchaftlich ſind. Die Zugluft der freien Con: 
currenz bat im internationalen Verkehr ihr Recht, wie im imternen Verkehr; fie 
wirft anregend, fördernd, oder kann menigftend jo wirken; die internationale 
Arbeitstheilung ift die nothwendige Vorausſetzung unſerer heutigen Welteultur. 
Aber daneben bleibt die nationale Arbeitstheilung doch für die einzelne Nation 
das Wichtigere; daneben bleiben die Zollſchranken des einzelnen Staates für 
jedes Bolt doch daſſelbe oder etwas Aehnliches, was für die einzelne Familie 
die umſchließenden Wände des Haufes find; ein nothwendiges Mittel, das von 
Natur Zufammengebörige in fich abzufchliefen und zu verbinden. Aber wie 
man fih im Haufe nicht abjolut abichliegt, wie man, um bei dem vorhin ges 
brauchten Bilde zu bleiben, immer eine Portion frifcher Yuft bereinlaffen muß, 
fo handelt e8 fich auch für jeden Eulturftaat darum, das nad der Gonftitution 
und Beichaffenheit der Bewohner nöthige Quantum friiher auswärtiger Eon: 
currenzluft hereinzulaſſen. Aber es erfcheint mir und meinen Oefinnungsgenofjen 
nicht richtig, darüber zu ftreiten, ob man alle Thüren und Fenfter einjchlagen 
oder alles verichliegen Toll; die wiſſenſchaftliche Frage fcheint uns die zu fein, 
welche Quantität frifcher Luft, reſp. fremder Goncurrenz iſt zuzulafien? Wir 
verlangen, daß für jeden einzelnen Fall, für jede Imduftrie, für jedes Bolt, für 
jede Epoche feiner Entwidelung unterfucht werde, ob es angemeflen, dem wirth- 
ſchaftlichen Wachsthum der Betreffenden heilſamer fei, den Bentilationsapparat 
oder, wenn Sie wollen, die nationalen Thüren etwas weiter oder etwas weniger 
weit zu öffnen. Wir behaupten, daß mur diefe Quantitätöfrage, nur das Ab— 
wägen einer mäßigen Erhöhung oder Erniedrigung der Zölle das iſt, was man 
zu discutiren braucht, und daß die dies wiſſenſchaftlich begründenden Schutz⸗ 
zölfner ebenſo body flehen wie die im diefem Sinne äquivalirenden Freihändler. 
Ich wenigftens ftelle Hamilton und Liſt micht wefentlich tiefer, als die großen 
freihändleriſchen Schriftfteller. Ich — und wohl die meiften meiner Freunde, 
wir glauben, daß für gewiſſe Nationen der Schußzoll ein unentbehrliches Hülfe- 
mittel der nationalen Erziehung ift, fo 3. B. in der Gegenwart für einzelne 
englifche Golonien und Amerifa. Für uns fteht alfo die Frage nicht jo: Schug- 
zoll oder Freihandel, fondern mur fo: mie ift die gegenwärtige Yage der beut- 
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ſchen Iubuftrie, des deutſchen Handels, der deutſchen Vollswirthſchaft? Nun, 
meine Herren, für die Geſchichte und die geographijchen Bedingungen des Zoll- 
vereind glauben wir allerdings, daß eine liberale Handelspolitik für Preußen 
und den Zollverein von Segen war; wir glauben, daß der Fortichritt von 
mäßigen Edyugzöllen zu einem immer liberaleren Tarif im Ganzen fegensvoll 
geweſen it, daR das Syſtem der Handelöverträge einer der größten Fortſchritte 
in der Zollvereinspolitit war, daß ein gewaltjamer Rückſchritt zu ſtarken Schuß: 
zöllen durchaus verhängnifvoll für Deutichland wäre und daß eine fefte, für 
Sabre und Jahrzehnte gefidherte, im Ganzen liberale Handelspolitit nothwendig 
ft, um unferer Inbuftrie den fiheren Weg für die Zukunft zu zeigen. Aber 
ebenfo wenig leugnen wir, daß man zeitweiſe für einzelne Induſtrien auch wieder 
die Schugzölle erhöben künne, daß ſich die Sachlage feit dem Syſtem der Handelö« 
verträge zu Anfang der fechziger Jahre vielfach geändert babe; wir. leugnen 
aud gar nicht, daß beim Abſchluß dieſer Handeldverträge vielleicht etwas mehr 
die Neigung, auf dem Princip ftehen zu bleiben, geherrſcht hat, al® die exacte 
a aller einjchlagenden realen Verhältniſſe. (Zuftimmung und Wider: 
pruch.) 

Da meinen wir, daß eine Correctur nothwendig ſei. Wir wünſchen nicht, 
daß ſie eine große ſei. Wir glauben vor allem nicht, wenigſtens ich nicht, daß 
dieſe Correctur helfe für eine Induſtrie, die vollſtändig den einheimiſchen Markt 
erfüllt und die in dem bisherigen Umfange nur beſtehen kann, wenn fie. aus— 
wärtige Märkte erobert. Das ift die Yage der Eifeninduftrie, und deshalb 
glaube ich nicht, daß ihr geholfen wird durch Rückkehr zum Schugzoll, während 
ich bei anderen Induſtrien Died theilweiſe zugebe. 

Ih glaube auch für die Gegenwart, daß wir auf dem betretenen Wege 
des Abichluffes günftiger Handelöverträge fortfahren jollen, aber das bin ich 
ebenjo ficher überzeugt — und darin ftimme ic Herrn Bueck bei: — zu Han: 
delöverträgen kann man nur kommen, wenn man Concejjionen bietet. Ich weiß, 
Daß ich mit unferen erfahrenften Beamten in der Zollbrande die Anficht theile, 
daß das wahrſcheinliche Scheitern des öſterreichiſchen Handelsvertrages dadurch 
bedingt iſt, daß wir nicht nach Wien gekommen ſind mit einem fertigen Tarif, 
mit dem wir eventuell drohen konnten. Wir find nach Wien gelommen ohne 
jeden ficheren Plan, blos um zu hören, was die Defterreicher wollten, (Sebr 
richtig !) 

Wir mußten, ehe wir binfamen, einen fertigen, für alle wichtigen Bojitionen 
genau überlegten Zolltarif vorbereitet haben, von dem man eventuell auch hoffen 
fonnte, ihn im Reichstage durchzubringen, einen Tarıf, dem ich in feiner Weife 
als ſpecifiſch ſchutzzöllneriſch gewünſcht hätte, der aber in einzelnen Puntten mit 
geſchickten Retorfionen drohte; nebenbei gejagt: die Retorjionen, mit denen man 
bis jet drohte, die man dem Reichstag vorſchlug, waren nicht die richtigen, 
Mit einem folden Tarif, mit dem man drohen konnte, an dem fich etwas für 
Defterveih Wichtiged noch abhandeln Tieß, mußte man nad) Wien gehen. Ohne 
den Muth, Retorfionen maßvoller Art für em paar Jahre eventuell durchzu— 
führen, ift der Standpunkt, Handelöverträge abzujchließen, ein unpraftifcher, ver: 
fehltev. Wir foınmen ohne das nicht vorwärts. Denn wenn wir fortwährend 
nad; Öandelsverträgen umschauen, fortwährend aber dabei mit leeren Taſchen kom 
men und jagen, mir werden doch alle Zollermäßigungen einführen, audy wenn Ihr 
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nicht8 bietet, dann ift fir fremde Regierungen feine Urſache zu Conceffionen, 
dann ift es für uns wichtiger, und auf den Standpunft der autonomen 3oll- 
tarifreotfion zu ftellen. Bon dieſen Geſichtspunkten aus ftimme ich den Bued’- 
chen Anfichten theilweiſe bei, in Bezug aber auf den öfterreichiichen Handels- 
vertrag glaube ich, fo meit meine Informationen reichen, daß überwiegende In— 
tereffen nicht nur der fchlefilchen, fondern der Geſammtinduſtrie, vor allem aber 
die allerfchwermwiegendften Intereſſen Elſaß-Lothringens dieſen Handelsvertrag 
wünſchenswerth machen. Die elſaß-lothringiſche Zertilinpuftrie, Die durch die 
Annerion fo viel zu leiden hatte, hat bei dieſem Veredlungsverlehr außerordent⸗ 
Lich viel zu gewinnen oder zu verlieren. Deshalb halte ich es doc für richtig, 
für die Anträge des Herrn Dr. Weigert zu ſtimmen. Ich ftoße mich nicht an 
den Ausdruf, daß wir nicht ungünftiger als bisher geftellt werden follen. Ich 
alaube, daß Nr. 3 des Weigert’ichen Antrages (Defterreich, fall e8 den Ber- 
trag verwirft, nicht auf dem Fuß der meiftbegünftigten Nation mehr zu be- 
handeln) ganz confequent ift auch nach dem Bueck'ſchen Standpunkt; denn das 
durb befommen wir doch eine Retorfionsmaßregel, eine Handhabe, die Defter- 
reicher zu weiterer Nachgiebigfeit zu zwingen, wenn wir fagen: geht Ihr nicht 
darauf ein, fo ftreihen wir Euch aus der Reihe der Meiftbegünftigten. Ich 
zmweifle nicht, daß das eine beftimmte Wirkung auf die öfterreichiiche Induſtrie 
haben wird; denn wenn auch einzelne öſterreichiſche Induftrien naturgemäß ein 
Interefie haben, daß gerade dieſer Veredlungsvertehr nad Elſaß-Lothringen auf: 
hört, weil dann zu erwarten ift, daß dieſe Veredlungsinduftrie in Defterreich 
Fortichritte macht, fo find in einer Reihe von anderen Induftrien die Verbält: 
niffe umgekehrt, und es wird Defterreich ebenfo gut wie wir Darunter leiden, 
wenn der Beredlungsverfehr aufhört, es mird eine fchmere Schädigung bes 
deutich »öfterreichifchen Handels fein, wenn die fämmtlichen bisherigen Erleichte- 
rungen und Begünftigungen wegfallen! (Bravo!) 


Bürgermeifter Nuffell (Berlin; gegen die Anträge des Meferenten) ; 
Meine Herren! Ich bin es zunächſt meinem Freunde Bueck ſchuldig, daß ih ihn 
gegen einen Vorwurf in Schuß nehme, der in den Worten des Herm Dr. Braun, 
wenn auch wielleicht nicht beabfichtigt, gelegen hat. Herr Bueck hat nicht dem 
Finanzmimifter einen jubjectiven Vorwurf daraus gemacht, daft er ſeinerzeit den 
Umfang des Silbervorrath8 nicht gekannt babe, er bat nur unter Anführung 
dieſes Beiſpiels gefagt, es ſei doch nicht etwas fo Sonderbares, wenn man bet 
der Regierung und bei der Majorität des Reichstages die Möglichfeit eines 
Irrthums vorausſetze, der durch eine zu veranftaltende Enquéte des Befferen 
belehrt werben jolle. 

Ferner hat Herr Dr. Braun dem Herr Bueck bemerflih gemacht, es 
ſcheine doch nicht ganz paſſend zu fein, daß wir immer fo ſprächen, als ob 
unfere Vertreter im Auslande über die Verhältniſſe unferer Imduftrie nicht ges 
nügend unterrichtet ſeien. Das mache feinen guten Eindrud, wir follten in der 
Beziehung ebenfalls das Beiſpiel Frankreichs nachahmen, welches Herr Bued 
angezogen babe. Darauf ermidere ich: wem umfere Bertreter tm Auslande 
beim Abſchluß der Handelsverträge auf Grund To Torgfältiger Enqueten vor: 
gehen, wie vor dem dur Gobden vermittelten franzöfiich = engliichen Handels: 
vertrage ſeitens des Miniſteriums, wenn ich nicht irre, Rouher geichehen ift, 
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jo wird es Niemand mehr einfallen, der Negierung oder dem Reichstage den 
Vorwurf einer ungenügenden Kenntniß zu maden. Wenn wir parlamentariiche 
Enqueten einrichten, wie fie in England jeder: wichtigeren Maßregel auf wirth- 
ſchaftlichem Gebiete vorangegangen find, dann wird Niemand ſich darüber be- 
ſchweren, daß abgeurtheilt wird über Dinge, ohne daß bei den Aburtheilenden 
die genügende Kenntnig der Thatjachen vorhanden war. (Bravo!) 

Nach diefem Zurüdgreifen auf die Rede des Herrn Dr. Braun wende id) 
mic gegen die Thejen des Her Referenten. Der Herr Referent bat feine 
Rede — und Herr Braun bat ihm zugeftummt — mit einem Appell an uns 
geſchloſſen, wir möchten doch nicht Die Verantwortlichkeit auf uns laden, die in 
dem Scheitern des öſterreichiſch-deutſchen Handelövertrages Liegeu würde; es ıft 
diefe Verantwortlichkeit mit einer gewiſſen Oftentation auf die fog. „extreme 
ſchutzzöllneriſche Partei” abgelenft worden, Ich muß Dagegen proteftiven, daß 
man die Anträge, Die von dem Heren Gorreferenten namens der anderen Seite 
geftellt find, ald Anträge einer „extremen ſchutzzöllneriſchen Partei“ bezeichnet. 
Man kämpft dann nicht in richtiger umd loyaler Weile. Der Antrag, der 
eventuell diefe große VBerantwortlichkeit auf unfer Haupt berabziehen ſoll, lautet 
doch nur einfach dabın, daß bei einem neuen Handelövertrage mit Defterreich 
Das Princip der Gegenfeitigfeit befjer gewahrt werden möge, ald bisher. Wenn 
die Induſtriellen ſelbſt Das nicht mehr jagen jollen, micht mehr beantragen 
Dürfen, dann weiß ich nicht, wie befcheiven wir dem Auslande gegenüber mit 
unferen Forderungen auftreten ſollen. (Sehr richtig!) 

Das iſt der „ertreime Antrag‘, den wir geftellt haben! 

Meine Herren! Es exriftirt allerdings in Oeſterreich eine extreme Schuß: 
zöllnerpartei, Die aber ihrerjeitS viel weiter gebt, als wir in unferen Anträgen. 
Diele Partei bringt vielleicht Durch ihren Einfluß den Vertrag zum Scheitern. 
Wir wünſchen auch unſererſeits das Zuftandelommen eines billigen Vertrages im 
Intereſſe der Handelöbeziehungen zweier jo naheftehenden Yänder; aber, meine 
Herren, ſtärken wir nicht gerade Die dem Vertrage feindliche öſterreichiſche Partei, 
wenn wir nicht einmal wagen, einen jo beicheidenen Antrag zu ftellen und ben- 
jelben unferen Bevollmächtigten als Wunſch mit auf den Weg zu geben? Wird 
nicht in Defterreih Die Meinung wacgerufen, Deutichland wünſche den Hanbels- 
vertrag quand möme? Wenn Sie einen jo beicheidenen Antrag ablehnen, jo 
wird Diele Meinung im Auslande hervorgerufen, gleichviel ob Sie die Nr, I 
des urfprünglichen Weigertihen Antrages geftrichen haben oder nicht. 

Ich babe mic, überhaupt gefragt, was jagt die Rejolution des Herm Re— 
ferenten? „In einem neuen Handelövertrage, der auf Grundlage eined Con= 
ventionaltarifs abzufchließen ift, darf Deutfchland nicht ungünftiger geftellt wer- 
ven, als bisher.“ Was verftehen Sie unter dem „als bisher‘? Sind dar: 
unter verftanden die Tarifpofitionen des Handelövertrage® von 1868? Dies 
könnte unter Umfländen viel zu weit gehen. 3. B. von der Eifeninduftrie iſt 
keineswegs die Forderung erhoben, daß die für Eifenzölle nach dem öfterreichie 
ſchen Handelövertrage von 1868 möglichen Bofitionen wieder eingeführt werben. 
— Dper ift gemeint, daß der thatſächliche Zuftand, den wir in Deutichland in 
Bezug auf Eifenzölle augenblidlich befigen, conſervirt werden fol? Das ift 

anz etwas Anderes! Alfo eine klare Auskunft darüber, mas wir verlangen 
Pollen, giebt der Antrag des Herin Referenten keineswegs. Die einzige politive 
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Forderung ift die Beibehaltung des Beredlungsverfehrd, und wenn Defterreich 
das nicht zugeftehen will, was jollen wir dann thum? Ich babe aus dem Vor— 
trage des Herm Referenten jchließlih die Drohung vernommen: dann wollen 
wir die öſterreichiſchen Uctien, Papiere u. f. w., die zu und fommen, bejteuern. 
Id wäre vielleiht veranlaft, mit größerem Recht einen derartigen Vorſchlag 
ald einen abenteuerlichen zu bezeichnen, als der Herr Referent e8 den Anträgen 
des Gentralverbandes der deutſchen Induftriellen gegenüber gethan Hat; aber ich 
thue das keineswegs. Ich will vielmehr in dieſem Vorſchlage des Herrn Re- 
ferenten nur den Anfang zu der Anſchauung erbliden, daß, wenn Oeſterreich 
und andere Staaten unſeren billigen Anträgen in Bezug auf die Zollverhält- 
niffe richt gerecht werden wollen, wir alsdann zu überlegen haben: wie jorgen 
wir am beiten für unfer eigenes Haus, welde Retorſionsmaßregeln führen 
wir ein, um andere Staaten zu einer vernünftigen Tarifpolitif zu bewegen, mit 
einem Worte, wir begnügen und dann nicht mehr mit der reinen Freihanels- 
politif, wir jagen nicht mehr mit diefer:: „Derjenige, der ſchützende Zölle ein- 
führt, ſchadet nur fich felbft, die anderen Staaten können ſich das ruhig ges 
fallen laſſen und ihrerfeitS trogdem die Zölle aufheben“, wir fragen uns viel 
mehr, welde Maßregeln find nad unferen concreten Verhältniſſen zu ergreifen, 
um die Staaten zu einer vichtigeren und unjeren Interejjen entiprechenden Tarif- 
politit zu bewegen, bezw. um die Nachtheile auszugleichen, die durch dieſe Tarif: 
politit bei uns herbeigeführt werben. Ber einer ſolchen Auffaffung, glaube ic, 
bewegen wir, meine Freunde und ih, uns tm Wejentlichen auf dem nämlichen 
Boden, den Hert Dr, Schmoller betont hat: wir wollen weder die Freihandels- 
theorie quand meme, noch die Schußzolltheorie quand mäme, wir wollen nur, 
daß auf wirthſchaftlichem Gebiete nur vorgegangen wird mit praftifchen Zielen 
und nad jorgfältiger Prüfung der Verhältuiffe im Einzelnen. Wir bewegen 
und dabei grundjäglih auf demfelben Boden wie überhaupt der Berein für 
Socialpolitit, der ja im der Erfenntniß gegründet wurde, daß die reine Man— 
cheftertheorie, daS unbedingte laisser-passer und laisser-aller nicht durchführbar 
jei auf wirthichaftlihem Gebiet, daß der Staat ein lebendiger Organismus ſei, 
der unter Umftänden in wirthſchaftliche Fragen pofitiv einzugreifen babe, daß 
dieſes laisser - passer und laisser-aller ſchließlich nicht8 anderes ſei, ald das 
Recht des Stärferen, daß dieſe Theorie dahın führe, eine Hypertrophie an ein- 
zelnen Stellen des ftantlichen Körpers entftehen zu lafjen, welcher durch eine ent= 
iprechende Gegenwirlung von Seiten des Staatölebend im Intereſſe des natto= 
nalen Wohlbefindens, der nationalen Exiitenz entgegengewirkt werden könne und 
müſſe. Da nun die Form des nationalen Staates Diejenige tft, unter welcher 
vie höchſten Ziele des menſchlichen Geſchlechts amzuftreben und zu verwirklichen 
jind, jo verlangen wir, daß die ſtaatlichen Einrichtungen des wirtbichaftlichen 
Yebens jo getroffen werben, Daß die Nation, als organiſches Ganze, dieſe Ziele 
auf wirthſchaftlichem Gebiet auch erreidyen fan. (Bravo!) 

Welches Maß dazu nothwendig ift, ſoll feftgejegt werden auf Grund einer 
jorgfältigen praktiſchen Prüfung und mit der gemaueften Kenntniß der Einzel 
beiten, nicht auf Grund einer beftimmten allgemeinen Theorie, gleichviel welcher. 

Nur weiche ich von Herm Schmoller, mit deffen genereller Motivrrung ich 
genau übereinftimme, infofern ab, al8 Herr Schmoller jagt, er glaube nicht, daß 
Die Wiedereinführung eines mäßigen Zolles nothwendig jei gerade bei der Eiſen— 
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indujtrie, die beherriche doch den Markt jo ziemlih ganz und fcheine des Schubes 
nicht zu bebürfen. Wenn Herr Profeſſor Schmoller feine Anſchauung nur con- 
jequent beibehält und jagt, wir wollen jorgfältig erwägen, was nothwendig iſt, 
jo muß er unſerem Antrage ſich anfchliefen und fagen, wir wollen bei der 
Eifeninduftrie durch unpartetiiche Sachverſtändige genau prüfen laſſen, wie liegen 
die Verhältniſſe derſelben, welche Bedürfniſſe hat dieſelbe für ihre Exiſtenzfähig— 
keit, dann bin ich ſo ſicher überzeugt, wie ich hier vor Ihnen ſtehe, daß, ſobald 
bie Reſultate dieſer Prüfung vorliegen werden, Herr Profeſſor Schmoller eben: 
falld jagen wird, die Eifeninduftrie hat zur Zeit die Zölle nöthig. (Sehr 
rihtig! Herr Profeſſor Schmoller: Ich nicht !) 

Ih bin überzeugt davon und ich appellire, wie man zu fagen pflegt, 
a papa minus informato ad papam melius informandum. 

Meine Herren! Worin Tiegt Die Urfache gegemwärtiger Notblage der 
Eiſeninduſtrie? Keim Einfichtiger kann behaupten und hat behauptet, daß Die 
Aufhebung der Eifenzölle der alleinige Grund fei, da® wäre widerfinnig, denn 
die Kriſis war bereitd unter der Herrichaft der Zölle entftanden; fie ift nur 
verſchärft durch Die intempeftive Aufhebung der Zölle. Neben der allgemein 
berrichenden wirtbichaftlichen Krifis liegt die Haupturſache der Nothlage aller: 
dings in der auf der ganzen Welt vorhandenen Ueberproduction. Dieje Ueber: 
production iſt Hauptfächlich durch zwei Factoren herbeigeführt, eimmal durd die 
Erfindung des Beſſemerprozeſſes für die Stahlproduction, der zu einer im voraus 
gar nicht berechenbar geweſenen aber technifch berechtigten Maffenproduction geführt 
bat und führen mußte. Daneben blieben für die Eifenproduction die vorhan— 
denen Einrichtungen fir den Pudvelprozeß beftehen. Hierdurch wurde Die Pro- 
Ductton aller Werke verdoppelt. In dem nämlichen Zeitpunkt, als durch technifche 
Sortichritte dieſe Produetionskraft verdoppelt war, trat ein zweiter Factor hinzu. 
Es gelangte, der Eifenbahnbau in Europa und Nordamerika, wenigftens vor- 
läufig zu einem gewiſſen Abſchluß. 

Die Hauptlinien find vollendet; dasjenige Transportquantum, welches zu 
ſolchen Tarifſätzen transportfähig ıft, bei denen noch eine Rente für das Anlage- 
fapital erzielt werden kann, faun wenigften® vorerft durch die vorhandenen 
Bahnen bewältigt werden und unterliegt nur noch einer allmäligen Steigerung. 
Dieje beiden Factoren, die ungeahnte Bermehrung der Productionsfraft in Folge 
einer neuen Erfindung umd das dadurch gefteigerte Angebot einerfeit8 und Die 
gleichzeitige Verminderung der Nachfrage andererjeitö find die Urfache der Ueber- 
production bei uns; fie find es im England, in Frankreich und in allen andern 
Ländern. Was folgt Daraus? Man jagt mir: „ES muß ein Theil der Werte 
zu Grumde geben.“ Gut, das ift zwar hart, aber ich will annehmen, noth— 
wendig. Aber wenn Deutjchland allein feine Zollichranten öffnet und wir der 
Ueberproduction der ganzen Welt gegenüber im Kampfe ftehen, was wird dann ? 
Dann wird an erfter Stelle die englifche Ueberproduction, die ebenfo gut und 
ın noch höherem Grade Abſatz im Auslande fuchen muß, welder der nord— 
amerikaniſche Markt fait ganz genommen worden iſt, vorzugsweiſe nach Dentichland 
abgelagert werden. Dann geht in dieſem Concurrenzfampfe allerdings ein 
Theil der überhaupt vorhandenen Werke zu Grumde, aber nicht ein Theil der 
beutichen Werte, ſondern von den überhaupt vorhandenen Werken der Theil, 
welcher in Deutichland Liegt. Die ftärkere engliihe Imduftrie bleibt beftehen 
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und die deutſche Induſtrie geht zu Grunde. Denn bei eingehender Prüfung 
der einfchlagenven Berbätnife maß fich Jeder überzeugen, daß bet den zur Zeit 
noch maßgebenden technifchen und wirthichaftlichen Verhältniffen die deutſche 
Induftrie niht im Stande ift, den Notbpreifen der englifchen Weberproduction 
gegenüber den Kampf um den Testen Heller, den Concurrenzkampf auf Leben 
und Tod fiegreich durchzuführen. (Sehr richtig!) 

Deutſchland muß daneben noch unter ungleichen Verhältniſſen mit ver 
Ueberproduction jedes anderen Landes kämpfen, welches durch Schutzzölle feinen 
heimiſchen Markt geſichert hat. Ein jeder Induſtrieller wird es mir beſtätigen: 
„Wenn ich für ®/, meiner Production den heimiſchen Markt zu einigermaßen 
Iohnenden Preiſen gefihert habe, dann Tann ich das Teste Drittel felbft unter 
dem Softenpreife in das Ausland verfaufen‘ und verdiene doch noch in Folge 
eines ſolchen Schrittes, weil ich den Geſammtkoſtenpreis meiner ganzen 
Production ermäßige, wenn ich mit voller Kraft arbeite. (Sehr richtig!) 

Wenn num ferner unſere Broductionsfoften noch von fo vielen anderen 
Factoren abhängig find, von unfern focialen Einrichtungen, von unferer Militair- 
und Schulgejeßgebung, der Lehrlingsgefeggebung, — alles Einrichtungen und 
Beitrebungen, an denen ich durchaus nicht rütteln will, aber die Doch die 
nationale Production affictren, — dann fage ich, tft es ein berechtigte® Verlangen, 
daß man bei den Zolleinrichtungen unſeres Landes auf die concreten Berhältnifie 
Rüdfiht nimmt, daß der Staat eben fo gut, wie er die Productionsfoften durch 
feine idealen Ziele beeinflußt und beeinflußen muß, der Inbuftrie im Concurrenz: 
fampfe aud den entſprechenden Schu gewährt. 

Ich refümtre mich alfo dahin, daß eine Enquöte, in ſachverſtändiger Weihe 
veranftaltet von unparteiiſcher Stelle, womöglich in contradiktorifcher Weiſe, den 
Nahmeis Tiefern wird, daß wir nichts unbilfiges verlangen, wenn wir fordern, 
es möge auf wirthichaftlichern Gebiet endlich einmal ebenfo gut Realpolitif 
getrieben werden, wie wir fie mit fo großem Erfolge auf dem eigentlich politifchen 
Gebiete haben treiben fehen. 

Da die Zeit mir Kurz bemeffen ift, fo weiß ich nicht Beffer zu ſchließen, 
als indem ih aus einer Nummer der „Gegenwart, die ich heute morgen 
zufällig auf der Hieher-Fahrt gelefen habe, den Schluffat eines Artifeld. des 
Herrn Dr. Braun von einem gleichen Gedanfengange vorlefe. Herr Dr. Braum 
befpricht im diefem Aufſatz die Genfer Convention und fagt am Schluß: 


„Die Convention, welde das ideale Werf humaner Yerzte, wohl- 
wollender Diplomaten und edler Humaniften ift, muß reoidirt werden durch 
Soldaten umd Yurtften, welche fie in Einklang bringen mit der realen 
Melt, in welcher die Dinge im engen Raum bart auf einander floßen. 
Dann werben die Realtften das Werk der Idealiſten verbeffern.“ 


Ich wende diefen Sat auf unfere Fragen an und fage: Unfere Zoll: und 
Wirthſchaftspolitik der letzten Jahre, welche das ideale Wert wohlmeinender und 
wiſſenſchaftlich überzeugter, aber mit den thatſächlichen Verhältniſſen nicht 
genügend umterrichteter Männer geweſen ift, muß — mie dort von Soldaten 
und Juriſten — fo bier unter Zuziehung von Fachmännern und Induftriellen 
nad den Erfahrungen des practifchen Lebens revidirt werben, die man an Ort 
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und Stelle ftubiven fol. Man muß fie in Einklang bringen mit der wirklichen 
(Br — „ed ift an den Realiften, das Werk der Ipealiften zu verbeſſern.“ 
Bravo!) 


Profefjor Dr. U. Held (Bonn) (für die Anträge des Referenten): 
Meine Herren! Ich hatte nicht vor, über die Frage des Handelövertrages mit 
Defterreich zu Sprechen. Offen geftanden, es bat wenig verlodendes für mic, 
über etwas zu veven, wo die concrete Vorlage fehlt. Es haben mid aber 
ein paar Aeußerungen des Herrn Gorreferenten bewogen, mid) doch zum Worte 
zu melden. Ich hatte dabei allgemein die Abficht, mit einigen Gegenbemerfungen 
den Anträgen des Herrn Neferenten zu dienen; inzwiſchen find aber noch 
andere Redner aufgetreten, Die mich zu einer kleinen Vermehrung meiner Be— 
merkungen veranlafien, und zwar werde ich da zunächſt an die Worte Des 
Herrn Profeſſor Schmoller anknüpfen. 

Herr Profeſſor Schmoller bat in dem Tone, wie er gelprochen, wobei er 
nicht den Pluralis Majeſtatis gebraucht hat, — denn wir find ja beicheibene 
Leute, in der That im Namen der Socialpolitiler ſprechen wollen. Ich 
muß nun bemerken, daß die Socialpolitifer Doch nichts Anderes fein können, als 
die Mitglieder des Vereins für Socialpolitik und daß natürlich diefe ſämmt— 
lichen Mitglieder des Vereins für Soctalpolitit ſich nicht vorher verabredet 
haben. Bielmehr glaube ih, und ich rede jett per Ich, daß gar viele Mit— 
glieder des Vereins für Socialpolitit und zwar felbft alte, mitbegründende fich 
eigentlih niemals ſehr eingehend und mit bejonderer Yeidenichaft und Wärme 
überhaupt mit der Frage von Schugzoll und Freihandel abgegeben haben, und 
zwar aus dem einfachen Grunde, weil allgemein gar nichts Neues zu Jagen ift: 
das iſt ſchon dageweſen vor hundert Jahren und in die Argumente, die ſich nicht 
auf einen Specialfall beziehen, laſſen ſich Variationen nicht hineinbringen, ſodaß 
das ganze Thema für wiſſenſchaftliche Soctalpolititer nicht übermäßig viel ver: 
(odendes bat. 

Meine eigenen Anfichten differiren von den Schmoller'ſchen ſehr wenig, aber 
ich jtelle mir Die Sache doch in anderen Bildern dar. Wenn Herr Profeflor 
Schmoller ſich die Sache jo vorftellt wie mit dem Arzt, der alle Luft abiperren 
will und mit einem andern, der fie ganz zulajien will, jo ſage ich mir, wenn 
ih frage: wann find Schußzölle zuerft aufgelommen, wann find fie bedeutſam 
geworden ? — e8 waren doch meift mächtige Induſtriezweige, Die eine nicht 
geringe Bedeutung für das Leben der Nation hatten, Die zuerft Schußzölle 
erlangten und fie dann zu fteigern und lange zu erhalten mußten. Meine 
Herren, ich glaube, alle Schußzölle find in ihrem Urjprung und meift auch in 
ihrem Berlauf felten ein Edug der Schwachen in der Nation gewejen, ſondern 
jie find ein Schug derjenigen Mitglieder der Nation geweſen, die bereit® zu 
den wirtbichaftlich ftärfften und herrſchenden gehörten. (Sehr richtig!) 

Dagegen babe ich nun gar nichts, e8 ift jo und jo oft nothwendig, die 
Starken noch ftärker zu machen, Damit diefe noch ftärker gewordenen Starten die 
Schwachen nad) fich ziehen. Aber das bat feine Grenze; es giebt einen Puntt, 
wo, wenn man die Starken immer ſtärker macht, fie dann die Schwachen unter= 
drüden und ausſaugen. Deshalb lege ich allerdings für meine Perſon ſehr viel 
Gewicht darauf, daß jeder Schugzoll, To ſehr er zeitweilig berechtigt fein und 
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geweſen jein mag, dod aufhören muß, daß jeder Schutzoll nur eine Maßregel 
fein kann, die den Reim des Todes in ſich u. daß jeder Schußzoll nur der 
Uebergang zum Freihandel fein fann. Ja, ich befenme mich offen für meine 
Perion dazu: für mic ift der abfolute Freihandel auch ein Ideal, dem alle 
unfere gegenwärtigen Einrichtungen zuftveben follten, und demzufolge bin ich in 
dubio etwas abgeneigt und mißtrauiſch, jo oft von irgend einem Schußzoll reip. 
der Neueinführung eines Schutzzolls die Rede iſt. Ich fage, ich bin mißtrauiſch, 
aber keineswegs abgeneigt, daß reell unterfucht werde, ob jest noch der Fall 
vorliegt, wo man ftarfe Leute noch ftärder machen muß. 

Ih komme damit auf den legten Herrn Borredner, welcher jehr ftarf die 
Enquoͤte betont hat und wegen jeiner Neigung zu Enquoͤten jagte, er ftände 
auf demfelben Boden wie der Berein für Socialpolitt. Da muß ih von 
vornherein jagen im Namen des ganzen Vereins, der Berein als folder ift 
jedenfalls fein Verein, welcher irgendwelche Sonderinterefien vertritt, und wenn wir 
und glüdlich ſchatzen, gewiegte Praktiker und Intereſſenten in den Kreilen des 
Vereins zu haben, jo wird doch der Verein und jeder Einzelne qua Mitglied 
des Vereins fich nicht auf den Standpunft einer Induſtrie ftellen, die er genau 
fennt. Abgejehen von vielem jelbftwerftändlicen Unterſchied — und nun rede 
ich wieder von mir allein — glaube ich doc, Daß ich der Leidenſchaft und Bor- 
Liebe für Enqueten nicht jo ohne Weitere® zuftimmen kann. Ich bin allerdings 
immer jehr eingenommen geweſen für gründliche Unterfuchung der Thatlachen, 
wie 8 in England mit fo ungeheurem Erfolge geſchehen iſt; aber wenn es fi 
auch um Enquoten handelt, jo muß ich, ehe ich zuftimme, daß fie angejtellt 
werden, wiffen, wje man fie maden ſoll, und das iſt mir in diefem Falle noch 
ziemlich unklar. acht man eine Emquöte über die Eiſeninduſtrie allein und 
fragt die Etjeninduftriellen, — natürlic da weiß man wohl, was die antworten 
werben; ich glaube faum, daß da eine große Enquete nöthig jein wird. Es 
fann aiſo nur jo gemeint fein, daß man alle anderen Interefjenten aud fragt 
und ihre Antworten abwägt, wobei ich namentlich hervorheben muß diejenigen 
deutichen Induftriezweige, Die exportiven, die aljo ganz andere Intereffen haben, 
welche gegenüber den Intereſſen der Eifeninduftrie abgewogen werden müſſen, — 
wober idy erwähnen muß die won Herrn Dr. Braun genannten Conjumenten, 
deren Bertretung bei einer Enquöte mir allerdings etwas unklar ift, denn wie 
man da eine Zahl von paſſenden Eſſern und Bezahlern ausſuchen joll, verſtehe 
ich nicht recht. Ferner müßte ich bei einer folchen Enquete, wo genau aus— 
gerechnet werden foll, wie fich die Lage dieſer oder jener Induſtriezweige oder 
gar aller dem Zoll umd dem Nichtzoll gegenüber, bei den jegigen Preijen der 
Rohmaterialien u. j. m. fell, — ich jage, da müßte ich die Borlegung der 
Bücher verlangen und id weiß nicht, wie viele der Eifeninduftriellen und Chefs 
anderer InduftrieetablifjementS bereit fein werden, den Einblid in ihre Bücher 
zu geflatten. Ich bin alfo nicht gegen die Enquöte, aber ih muß erft ein 
genaued Programm haben, was und wie gefragt werden fol. 

Nun erlauben Sie, daß ic noch zum Schluß an eine Bemerkung des 
Herrn Gorreferenten Bued anknüpfe. Herr Bued hat mit warmen Pathos 
geichlojien, indem er den nationalen Gebanfen anrief. Es iſt das ja ſchon 
ganz allgemein geworden, „Schutzzöllner“ mag ſich ja Niemand nennen, es iſt 
auch ganz unberechtigt, und es nennen ſich die Herren — welche den 
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Schutz der nationalen Arbeit wollen, wobei das Hauptgewicht auf das Wort 
national“ gelegt wird. Erlauben Sie, daß ich Ihnen eine kleine Geſchichte 
erzähle. Auf einer Ferienreiſe, die ih jungſt machte, kam ich nad Baiern 
und da ſagte mir ein Unterthan dieſes Königreichs, daß in dem Fichtelgebirge 
ein außerordentlicher Reichthum von Eiſenerzen vorhanden ſei, daß aber bei der 
gegenwärtigen Sachlage mit den Zöllen dieſes Eiſenerz des Fichtelgebirges nicht 
ausgebeutet werden könne und daß er daher unbedingt für einen großen Eiſenzoll 
fet, um diefer armen Bevölkerung einen Aufſchwung zu ermöglichen. Ich erlaubte 
mir, diefem Mann darauf zu erwidern: da würden wohl hohe Eifenzölle an 
dev Grenze des deutſchen Reichs jehr wenig helfen, weil ja dieje Fichtelgebirgs- 
werke wohl einen recht fchmeren Stand haben würden gegenüber den nieder- 
rheiniſchen Eiſenwerken, die jet alle ſchon am Ueberproduction umd großen 
Borräthen leiden. Worauf mir der Mann fehr confequent antwortete, ja, er 
wolle auch einen fpeciell bairiſchen Eifenzoll, womit das Königreich Batern um— 
geben werden folle. — Da, wenn fo viele Gefinnungsgenoffen des Herrn 
GSorreferenten ftet8 für den nationalen Gedanken ſprechen, jo könnte Jeder ant- 
worten: conſequent kommt ihr da zu eimem particulariftiichen Standpunft. Und 
man fönnte fih da auf die Gejchichte berufen; denn, meine Herren, wer bat 
jeder Zeit den realpolitiihen, nationalen Gedanken, das heißt jene Form der 
nationalen Einigung, die möglih mar mit der preußiichen Spige, vertreten ? 
Meines Willens die Freihändler, aber nicht diejenigen, welche in früheren Zeiten 
ähnliche Anfichten hegten wie der Herr Gorreferent. Ich meine, man follte jene 
in Bolföverfammlungen padenden Anspielungen auf den nationalen Gedanten 
weglafien. Die Freihändler haben auch ſolche allgemeine veizende Gedanken auf 
den leßten Eſſen des Cobden-Elubs zum Beften gegeben, da wurde die uralte 
Phraſe aufgetifcht, daß der Freihandel ver allgemeine Weltfriede fei, und es hat 
Jemand gefagt: wäre der Freihandel zwiſchen England und Frankreich älter, ſo 
würde der Krieg von 1870 nicht gefommen fein. Ich glaube, dieſes Prunken 
des Freihandels mit dem allgemeinen Gedanken des MWeltfrievens ift durchaus 
eine von und überwundene und als abgelebt betrachtete Phrafe. Aber e8 dürfen 
auch nicht die fogenannten Schutzzöllner fih als fpeciell national binftellen, ‚denn 
dazu Haben fie eben jo wenig Recht, im befomderer Weiſe den nationalen Sinn 
für fih in Anfprud zu nehmen. Jedenfalls aber thun Diejenigen, die dem 
Herrn Correferenten beitreten, nicht gut, den nationalen Gedanfen in der Weile 
zu behandeln, daß fie jenen franzöſiſchen Miniſter fich zum Vorbild nehmen, 
defien Antwort auf Robert Peel's Worte der Herr Correferent citirt hat. Iſt 
das wirklich noch eim richtiger nationaler Gedanke, wenn wir. Alles, mas das 
Ausland will, von vornherein als etwas Abzulehnendes betrachten ? Meine 
Herren, wohin fommen wir denn dann? Wenden wir ed einmal auf unfern 
Fall an. Wollen wir, weil die Defterreicher etwas wollen, annehmen, daß das 
für und jchäplich fein muß? Wenn das jo Liegt, dann nehme ich folgende 
Konklufion: Wenn die Defterreicher fagen: wir wollen von dem Handelövertrag 
nicht willen, Tondern einen autonomen Tarif, fo müſſen wir das Gegentbeil 
davon wollen, nämlich einen Handelövertrag A tout prix. Ich glaube, em 
principielles Miftrauen gegen Alles, was eine andere Nation verlangt, Die 
Annahme, daß, weil e8 Die andere Nation verlangt umd weil es ihr nützlich ift, 
es uns unbedingt ſchädlich ſei, ift auf wirthichaftlihem Gebiete diefelbe Politik, 
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die Frankreich jo Lange auf dem vein politifchen getrieben Int. Es hat bie 
italienische, Die deutſche Einheit nicht gewollt, ſie ſchien den Franzoſen gefährlich, 
weil fie dieſe Völker wollten und wir haben erlebt, daß der bedeutendfte und 
talentwollfte Vertreter diefer Politik am Abend feines Lebens eine Rundreife 
bei allen Höfen hat machen -und Freunde bittend bat juchen müſſen. Wollen 
mir und body hüten, Daß wir zu mißtrauiſch find gegen das, was andere Nationen 
wollen, damit wir nicht aud in die Lage kommen, fie bitten zu müſſen, daß 
überhaupt nur wieder Verträge zu Stande kommen. 


Dr. Yöwe (Berlin; gegen die Anträge): Meine Herren! Ich 
glaube, es ijt nicht gut gethan und führt und nicht auf den richtigen Weg zu 
unferem Ziele, wenn wir und fo jehr viel in Allgemeinheiten bewegen, beſonders 
nicht, wenn wir den Gegner damit zu widerlegen ſuchen, daß wir ohne Rüdficht 
auf die thatſächlichen Verhältniſſe und die Abjichten des Redners die Conie: 
quenzen der von ihm geäußerten Meinung in das Extrem treiben und dann 
annehmen, damit den Beweis geliefert zu haben, daß er unrecht gehabt habe. 
Es it Schon mit dem Dichter vorhin gejagt: „um engen Kaum, da ftoßen ſich 
die Dinge”, und je beftimmter wir und auf den Raum beichränfen, in melden 
fi die von uns behandelten Dinge bewegen, um jo eher werben wir zu einer 
Berftändigung gelangen künnen. Man bat «8 vidhtig gefühlt, was mich zu ber 
fleinen Aeußerung zur Geſchäftsordnung bewog, daß man ſich für oder gegen 
die Theſen einjchreiben laſſen ſolle und nicht als Schutzöllner oder Freihändler. 
Ich wollte damit nur die Debatte auf den „engen Raum‘ der vorliegenden 
Frage beichränten Der Herr Präfident hatte, was die handelöpolitiichen 
Gegenſätze betrifft, freilich Ihon bemerkt, daß Uebergänge von dem einen zum 
andern von allen Seiten vorhanven jeien; umd ich theile dieſe Meinung voll 
ftändig. 

Ich hatte deßhalb vorausgeiest, Daß dieſer Verein niemals ein beſtimmtes 
bandelöpolitiiches Programm zu dem feinen gemacht bat, daß man innerhalb 
dieſes Vereind von der einen wie von der anderen Seite zulammengehalten im 
„engen Raum“ der vorliegenden Frage, wo fie mit wirklichen Dingen zu handeln 
haben, auf einem Punkt zufammen kommen fünnte, von dem aus man jagen 
fönnte: wir glauben, daß die Dinge am beften heute unter den jegt obwaltenden 
Berhälinifien jo behandelt werden. Das iſt leider ganz anders gekommen. 
Darum denn Freibandel und Echußzoll gegen einander auftrumpfen? Meine 
Herren, wo ift denn der extreme Freihändler, der alle Zölle abichaffen will, und 
wo auf der andern Seite der extreme Schugzöllner, der eine chineſiſche Mauer 
ziehen will. Sie find gar nicht vorhanden, ja fie exiftiren bei und in Deutichland 
überhaupt gar uiht, Was kämpfen wir denn mit dieſen Windinühlen? Der 
Freihändler jagt, es müſſen gewifje Summen für unfer Budget A tout prix 
aus den Handelözöllen noch für lange Zeit genommen werden. Wir fünnen 
alfo nicht daran denken, durch eine gänzlidhe Aufhebung die abjolute Freiheit 
des Verkehrs mit dem Wuslande herbeiführen zu wollen. Der Schußzöllner 
fagt: Es fällt mir garnicht ein, eine chineſiſche Mauer um unferen Staat ziehen 
zu wollen, ich babe vielmehr ein großes Interefie daran, daß die Nachbaren mir 
etwas abfaufen, alfo muß ih Ihnen auch eimas ablaufen. Ich babe das 
größte Interefie an einem regen Geſchäftöverlehr mit andern Bölfern. Da 
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ſehen Sie, find Beide ſchon practiich auf denſelben Standpunft gelommen, auf 
dem es fich nicht mehr um abfolute Principien, fondern um Erwägungen handelt, 
wie man das Einzelne im gegebenen Fall mit Rüdfiht auf die erwähnten 
Bedingungen einrichtet. 

Wir ftehen nun jetzt practifch dem öfterreidhiichen Handelövertrage gegenüber. 
Nehmen „wir die Geſchichte der Verhandlungen dieſes Vertrages, ſoweit fie 
befannt geworden ift, jo bemerte ich zuvörderſt demjenigen gegenüber, die auf 
das Appreturverfahren einen fo ſehr großen Werth legen, daß ich um ibre 
befondere Aufmertfamteit bitte, wenn ich Ihnen jagen muß, daß fie dabei einen 
tactifchen Fehler begeben. Ich glaube nämlich, daß die öfterreichtichen Unterhändfer 
ſehr geſchickt operirt haben, indem fie einen Punkt voranftellten, bet dem fie fagen 
fönnen: mir machen Euch ſchon eine große Gonzeffion, wenn wir die Sache 
überhaupt nur jo laflen, mie fie bis jett geweien if. Nach einer folden Con- 
ceffion fünnt Ihr doch num nicht mehr verlangen. Ganz in diefem Sinne fagt 
Nummer. 1 der von Ihrem Referenten vorgeichlagenen Relolutionen: „Wir 
leiften auf Alles Verzicht, was wir ſonſt von Oeſterreich verlangen könnten; wir 
find froh, wenn die Tarife in demſelben Zuftande bleiben, vorausgejegt daß 
das Appreturverfahren ebenio bleibt”. Ich glaube wirklich, das Appretur- 
verfahren wird bet und im vieler Beziehung überſchätzt. Ich ſchätze es gewiß 
nicht gering. Auf feine wirtbichaftlihe Bedeutung wirft aber doch die Thatjache 
ein befonderes Yicht, daß, als der frühere Vertrag geichloffen wurde, es wejentlich 
ein Grenzverfehr im engeren Sinne des Worte® war. Auch damals wurden 
zwar ſchon Waaren meit fortgejchidt auf Grund der Einrichtungen für dieſes 
Berfahren, aber das war doch nur ein fleiner Theil. Erſt durch die Annerion 
von Elfaß ift es in der Hauptſache nah Elſaß hinüber gelegt. Diele Ver: 
änderung ift in aller Stille vollzogen, ohne daß darüber die Welt zu Grunde 
gegangen, ja ohne daß man nur viel Klage aus den Grenzdiſtricten über biefen 
Berluft gehört hat. Die Veränderung würde ſich wieder wahrſcheinlich in aller 
Stille vollziehen, wenn die Beftimmungen über das Appreturverfabren und damit 
diefer bejondere Berfehr ganz aufhörte. Ich bin übrigens durchaus nicht gleich— 
giltig dagegen, wie überhaupt nicht gegen cinen verftändigen Handelövertrag mit 
Defterreih. Ich wünſche Lebhaft ein gutes Verhältniß mit Defterreih in poli- 
tifcher wie in wirthichaftlicher Beziehung. Ich ftehe auf dem Standpunft, der 
jetst als antiquirt, ja fat wie ein närrifcher ericheint, daß ich die Beftimmung 
Defterreich gegenüber, zu der wir vertragdmäßig verpflichtet waren, heute noch 
für richtig halte, nämlich im Auge zu behalten, daß diefe beiden Völker, die fo 
Vieles gemeinfam haben, eine Gemeinfamfeit, die hüben wie drüben mit dem 
Aufhören der politiſchen Streitigkeiten nach der politiichen Trennung wohl ſtärker 
enipfunden wird, als früher, andy zu einer gemeinſamen Wirthſchaftspolitik kommen 
follten. Ich ſchwärme nicht für das 70 Millionenreih, wie man es früher 
geplant hat. Daß aber in unſerer Wirthſchaftspolitik im wohlverſtandenen 
Intereſſe beider Reiche diefer Gedante immer Tebendig erhalten werden muß, 
davon bin ich überzeugt. 

Haben wir num immer die richtigen Mittel ergriffen, um dieſen Gedanten, 
foweit e8 die Verhältniſſe geftatten, zur Geltung und zwar anf beiden Seiten 
zu bringen? ein, denn dadurch, Daft wir kurze Zeit vor dem Beginn der 
Verhandlungen Alles aus der Hand gegeben haben, was mir als Conceffion 
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bieten konnten, haben wir einen großen Fehler gemacht, indem wir damit min- 
deftend eine gewiſſe Gleichgültigkeit gegen unſere Interefien, ſoweit fie bei dem 
demnächſt ablaufenden Handelsvertrag berücdfichtigt werben müßten, zeigten. Wir 
haben unfere Gegner von der ertremen Schußzollpartei in Oeſterreich ermuthigt, 
rũckſichtslos gegen unfere Intereffen ihre Forderungen geltend zu machen, nachdem 
wir Alles aus der Hand gegeben hatten, was fie hätte bewegen können, auf 
und eine freundliche Rückſicht zu nehmen. 

Es ift aber micht bloß die Conceſſion an ſich, ſondern, mie gejagt, der 
Zeitpunkt, in welchen die Conceſſion gemacht ift, der unfer Verfahren zu einem 
großen Fehler gemacht hat, indem wir mitten in der Geltung unferer Verträge, 
die noch einige Jahre Tiefen, zu unferem Mitcontrahenten fagten: Ser nicht 
beforgt, wir geben dir jet ſchon Alles, was du wünfchen fannft, wenn wir 
and) nicht wiſſen, was du uns neben wirft. Was nun die Page unferer Induftrie 
betrifft, zu der Zeit, als wir fo rückſichtslos vorgingen, fo wurde die Gefahr, 
die durch die induftrielle Krifi8 drohte, von denen, die die Gonceffion machten, 
vollftändig verfannt. Niemand wird die Neben vergeffen haben, mit denen die 
erfte Vorlage für Aufhebung der Eifenzölle begründet wurde. Mein, wenn ber 
Handelövertrag nicht zu Stande fommt, fo ift e8 welentlich unfere Schuld, weil 
wir Die Oefterreicher zu der Meinung verführt haben, daß e8 und auf Gegen: 
feitigfeit gar nicht anfommt. Nun ſtößt man fi) an das Wort „Oegenfeitigfeit“. 
Ih muß Jagen, man bat wieder vwerjucht, die Gegenſeitigkeit — id muß es 
ausfprechen — lächerlich zu machen dadurch, daß man den Gedanken, losgelöſt 
von den wirklichen Berbältnifien, in das Ertrem trieb. Der Herr Correferent 
hat mit großer Vorficht, um das zu verbüten, gefagt: „ES fällt mir garnicht 
ein, abjolut gleiche Tarife zm verlangen.“ Das bat ihm mum freilich nichts 
geholfen, denn nun erft wieder hat man als Gegengrund die abjolute Gegen— 
feitigfeit vorgeführt. Daß wir num aber gerade in Ddiefem Augenblid, wo — 
ih nehme das Beifpiel, das der Herr Vorredner gebraucht hat — die Eifen- 
induftrie überall, in allen Productionsländern an Ueberproduction leidet, ein 
befonvere® Intereſſe haben, auf die Gegenfeitigfeit ein beſonderes Gewicht zu 
legen, ift doch mohl flar. Die Frage ift: Wer hält e8 am längften aus. 
Ohne Zweifel der, der die Zufuhr der Meberproduction des Andern erfchwert 
und die eigene Ueberproduction dem Andern zuführt. Hier ift ſchon gefagt: 
Schließlich wird es England fein, das am Tängften aushält. Das ift richtig, 
aber wahrlih nicht blos deshalb, weil England am beiten fituirt ift für bie 
Eifenproduction, nein auch deshalb, weil England ſich aud für feine eigne 
Eifen- und Stahlproduction noch einen gewiffen Grad von 
Schug rejervirt bat. Wir fünnen ja nad Hull oder Piverpool deutſches 
Eifen einführen. Aber feine Kolonien? Da ift e8 andere. Wenn die engliiche 
Regierung ald Regierung von Imdien für den Eifenbahnbau ın Indien Schienen 
oder Lokomotiven ausfchreibt, jo Ichreibt fie ald Submilfionsbedingung aus: diefe 
Schienen und Yocomotiven müffen aus engliſchem Eiſen gefertigt fein. 
(Hört!) 

Meine Herren! Wenn unfer Handelsminiſterium in den Submiffions- 
bedingungen Jagte: diefe Schienen müflen aus deutſchem Eifen bereitet fein, dann 
hätte Die Sache für unjere Induſtrie gar feine Schwierigkeit, und Niemand 
würde noch einen bejonderen Schutz verlangen. Was thut das englische 
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Minifterium aber weiter? Es jagt außerdem nod, Diele Artifel müfjen auch 
in engliihen Schiffen oder wenigitend aus einem englifhen Hafen nad Oſtindien 
vericifft werden. Sie müffen alfo dieje in Deutihland. aus engliſchem Eiſen 
gemachten Schienen nad) Yiverpool oder London bringen, dort umladen und 
dann nach Indien fahren. Ein angeſehenes deutſches Wert hat nun. troß der 
großen Schwierigkeiten dDiefe beiden Bedingungen für Schienen zu erfüllen ver 
ſprochen, bat feine Submiffion abgegeben, bat nach den Ermittlungen, Die es 
angeftellt hat, bei allevem auch den niebrigiten Preis in London gehabt, hat 
aber den Zufchlag doch nicht erhalten. . Als es dann fragte, warum es den 
Zujchlag nicht befommen, bat e8 von der englijchen Regierung die Antwort 
erhalten: die engliſche Regierung laſſe fih auf ſolche Antworten nicht ein, fie 
gebe feinen Grund an, weshalb der Zuſchlag nicht ertheilt ſei. Ich wiederhole 
die Thatſache! Das deutſche Wert hatte alio gejagt: 1. Wir nehmen engliiches 
Eifen und weilen das nad. 2. Wir ſchicken die Schienen nach Liverpool und 
(affen fie von dort nach Indien verſchiffen. 3. Hatte e8 den billigften Preis 
geftellt, und dennoch war es abgewiefen. Wir laſſen Eiſen und Stahl ein, frei, 
ohne Zoll, woher es fommen möge und welde Schiffe es und zuführen mögen. 
Iſt Das Gegenfeitigkeit? Das practiice England weiß troß alles Mancheſter— 
thums jeine Interejjen jehr wohl gegen fremde Concurrenz zu ſchützen. Hier 
mit feiner Golonialpolitif, dort mit feinem Schifffahrtsgeſetz, ſehr ſtark bei dem 
Spiritus, dann mit jeinen Beitimmungen über die Einfuhr von Schlachtvieh, 
ſogar für fein Getreide, wenn es aud nur em bloßer Controllzoll genannt wird 
— überall fomınt die practiihe engliiche Politif auf einen gewiſſen Schuß des 
heimiſchen Marktes zurüd. Wie Frankreich umd Defterreih, Belgien, Rußland 
und Amerika ſich ſchützen, willen Sie. 

Wenn wir ohne alle Nüdfiht auf Gegenfeitigfeit unfere Verträge ſchließen 
wollen, dann jchließe ih mich Einen der Herren Vorredner an, daß es durchaus 
überflüffig ift, überhaupt Handelöverträge zu fchließen, denn dann fann man nur 
immer den Anforderungen nachgeben, Die von der andern Zeite gemacht werben. 

Ich komme nun zu ver Frage, die bier behandelt iſt: „Was thun wir, 
wern der Handelövertrag nicht zu Stande kommt? Da muß id jagen, ich 
finde den Antrag des Herrn Gorreferenten ganz pallend und gerecht. Wenn es 
feſtſteht, wir fünnen nicht mit unfern Nachbarn, aud nicht mit den freundlich 
gefinnten, zu denen doch Dejterreich gewiß gehört, fertig werben, ſelbſt wenn 
wir den beften Willen dazu mitbringen, ja Die größten Conceſſionen entgegen= 
bringen, dann liegt der Gedanke doch nahe, daß auch wir Dabei nicht ohne 
Schuld, daß unfere Handelspolitif unklar oder nicht richtig berechnet geweſen fei, 
und dann glaube ih, iſt e8 vor Allem mothwendig, daß eine genaue Unter: 
ſuchung aller für unjere Handelöpolitif wichtigen Verhältniſſe, das heit eine 
Enquôte ftattfinde, Was für eine Enquöte, worüber ? fragt Herr Profeffor 
Schmoller, Gewiß feine einfeitige; Niemand ift ein größerer Gegner gegen 
jogenannte Intereflenparlamente als ich, wie ich das durch beftimmte Anträge im 
Parlamente ſchon bewieſen babe. Ich will nicht dieſe oder jene Gruppe erit 
abftimmen lafien, was fie will und nicht will, jondern ich will, daß eine beftimmte 
Commiſſion, entweder von dem Parlament oder der Negierung oder von Beiden 
eingeſetzt, mit beſtimmten Fragen ſich nicht an dieſe oder jene Intereffentengruppe 
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wende, ſondern an jede mit beftimmten Fragen, ſodaß fie den Eifenproducenten 
durch den Aderbauer controliren läßt u. ſ. w. 

Iſt e8 denn nicht ganz natürlich gerade in der hiſtoriſchen Entwidelung, in 
der wir uns befinden, zu jagen, wir fangen einen neuen Abſchnitt an auch in 
unferer Handelspolitit, nachdem wir mit der Errichtung des deutſchen Reichs 
einen neuen jo großartig begonnen haben. Erinnern Sie fih doch der Zeit, 
ald der deutjch=franzöfiiche und deutſch-öſterreichiſche Handelsvertrag geichloffen 
wurde. Wie anders war die allgemeine Weltlage und die unfere im befondern 
als heute. Wenn jemals die politiihen Erwägungen den bandelöpolitifchen 
gegenüber überwiegend waren, jo daß fie in der That die legte Entſcheidung gaben, 
jo war e8 damals der Tall, al8 unjer alter Streit mit Defterreih in ber 
deutſchen Frage ſich der Entjcheidung zubrängte und wir deshalb ſehr vorfichtig 
jein mußten, den Zollverein nochmals zufammen zu halten, ſogar den Drud 
von Frankreich auf die Mittelftaaten gern annehmen mußten, wenn ev und nur 
den Zollverein in diefem bevenflihen Momente zuſammenhielt. Sind wir denn 
in dieſem Augenblid in berielben Yage wie Damal$? Müſſen wir heute fürchten, 
dag wir einen Nachbar beleidigen, der und mit feiner Böswilligkeit bei unfern 
weiteren Plänen jehr hinderlich jein kann? Müſſen wir heute fürchten, daß an 
diefer oder jemer Beſtimmung eines Bertraged der mit jo viel Mühe und Opfern 
zufammengebrachte Zollverein wieder jcheitern fünnte? Mein, Gott ſei Dank! 
jest giebtö fein Beto im Zollverein mehr, jest laufen die Berträge nicht auf 
eine gewiſſe Daner, und wir fteben nicht mehr wie früher nach einer gewiſſen 
Zeit wieder der vollen Ungewißheit gegenüber, was aus dem Anfange eines 
deutichen Staates, wie es der Zollverein war, werden fol. So lange «8 eine 
deutſche Handelspolitif giebt, it noch nie der Moment fo günftig geweſen, 
endlich Diefe Handelspohtif frei von allen Rückſichten auf die große Politik bloß 
im Intereſſe unferer wirtbichaftlihen DVerhältniffe und unſeres guten Verkehrs 
mit den Nachbarn einzurichten, wie heute! (Bravo!) 

It denn das nicht auch dev Zeitpunkt, wo man ſich befinnen und fragen 
joll: wie fteht e8 denn bet uns ſelbſt eigentlich in Diefer Angelegenheit. Nachdem 
der Staat fiher ift, was fordern die wirthichaftlihen Intereſſen des Volkes? 
Sollen wir denn umfonft gerade in diefer Beziehung dieſen großen Erfolg 
errungen und diefen Abſchnitt gemacht haben? 

Nun fagt man, wir, die wir fo etmas verlangten, wir beichimpften Die 
Leiter, die und zur Einheit geführt hätte, wir proteftirten eigentlich indirect gegen | 
den deutjchen Zollverein. Nein, meine Herren, Diejenigen, die ohne alle Rücdjicht 
auf die beftehenden Berhältniffe, ohne alle Rückſicht auf die augenblidlicye Yage 
der Imduftrie damals die Eifenzölle aufheben, die das Salz für das Eifen 
verfauft haben, als «8 ſich um die Abichaffung der Salzftener handelte, Die 
haben mit der Tradition des Zollvereins, nicht wir, die wir eme vworfichtige 
Erwägung aller Berhältnifje verlangten und gegen ein ſprungweiſes Vorgehen 
proteftirten, gebroden. Das waren nicht Die Nachkommen von Mog und Kühne, 
die fo rückſichtslos die Zölle aufgehoben wiſſen wollten, — nein das waren die 
Anhänger des Cobden-Clubs, denen es weniger an dem freien Verkehr ım Innern 
lag, als an dem freien Berfehr mit dem Auslande, den fie berftellen wollten. 
(Brave!) 
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Borfigender Profeffor Dr. Nafſe: Es iſt ein Schlußantrag eingegangen 
von Herrn Dietel. Die Rednerliſte lautet: Für die Anträge des Herm Refe: 
renten die Herren Ludwig⸗-Wolf und Dannenberg; gegen die Herren Hafller, 
Heſſel, Stöpel, Renticb, Dr. Grothe, Berubardi, J. Schulze, Baare. 


(Die Discuffion wird geihloffen.) 
Der Herr Lorreferent hat das Wort. 


Gorreferent Generaliecretär Bued (Düffelvorf): Meine Herren, ich möchte 
zunächft, weil e8 von Herm Dr. Braun wenigftens ein halbdutzendmal wieder: 
holt ift, beſonders hervorheben, daß er immer jagt, wir jeten gegen die Eini— 
gung mit Defterreich aufgetreten. Ich babe freilich einen der Redner, die für 
und geſprochen haben, nicht angehört, ich war draußen beichäftigt; von den 
Anderen aber bat Keiner irgendwie ſich gegen den Abſchluß des deutjch-öfter- 
reichiſchen Handelsvertrags ausgeſprochen. Ich glaube, Herr Dr. Braun bat 
diefen Vorwand genommen, um recht kräftig mit dem übel gegen Deiterreich 
zu raſſeln, und daran bat er es durchaus nicht fehlen laſſen. Wenn Defter: 
reich die Drohungen und das Schickſal kennen lernt, welches ihm hier bereitet 
werben foll, wenn ed auf die Einigung nicht eingeht, dann muß es gegen alle 
Rüftzeuge der Folterfammer vollftändig unempfindlich fein, denn es bat bier 
nichts Daran gefehlt, ihm die Hölle worzumalen. 


Herr Dr. Braun bat mich gefragt, ob ich denn gewußt babe, wie viel 
Silber im Umlauf geweſen ſei. Das verfteht fih von jelbft, daß ich es nicht 
wußte, das war aud nicht meine Aufgabe, aber e8 war die Aufgabe des Herm 
Finanzminiſters; aber ſchon damals iſt die Autorität Soetbeer's aufgetreten, deſſen 
Angaben fih immer jo ziemlich bewahrheitet haben. — Wem Herr Dr. Braun 
meinte, daß es im Verkehr etwas ganz Gewöhnliches iſt, daß das Gold ab- 
ftröme, daß e8 aber auch immer wieder zurüdfließt, fo möchte ich doch bemerken, 
obgleich ich nicht die Lehre von der Handelöbilanz in ihrem gewöhnlichen Um: 
fange bier zur Geltung bringen will, daß es doch gewiſſe Unterbilanzen auch 
im wirthſchaftlichen Haushalt der Nationen giebt, und daß, wenn dieje Unter: 
bilanzen fich fortjegen, das Gold nicht immer wieder zurückkommt, jondern 
‚auch mal vor der Thür Halt macht. 


Herr Dr. Braun bat freilich in feinen einleitenden Worten gefagt, er wolle 
nicht auf Die Stimmung und auf das Gemüth wirken, jondern auf den Verſtand. 
Ich mürde es num freilich bedauern, wenn meine Ausführungen jo ausgefallen 
wären, daß fie mit dem Berftande nichts zu thun gehabt hätten. Ich babe 
aber noch eine dritte Inſtanz, an die ich appeliven fünnte, nämlich in der Zoll: 
frage an das Portemonnaie, und das ift eine Inftanz, die manchınal wirklich 
ganz zutreffende Antworten ertbeilt. 

Ich babe den blinden Glauben angegriffen, der eine Zeit lang geberricht 
bat in Bezug auf das Freihandelsprincip, und Herr Dr. Braun bat dieſen 
blinden Glauben als überhaupt nicht vorhanden gelten laſſen wollen. Da möchte 
ih mir auch einmal erlauben, eine fleine Hiftorie zu erzählen. Ich habe einen 
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wertben freund, und es beftand eime Zeit lang die Gefahr, daß das freund 
Icaftliche Verhältniß fich gelöft hätte, weil er Freihändler ıft und ih Schuß 
zölner bin. Ich erlaube mir gleich zu bemerken Herrn Brofefjor Held gegen- 
über, daß ich mich noch nicht geſcheut babe, mid „Schutzzöllner“ zu nennen, 
ſeitdem mir die Ueberzeugung fo flar vor Augen fteht, wie das jegt der Wall 
ift. Diefer Freund ift auch einmal Abgeordneter geweſen und zwar im der 
Zeit des Confliktes, wo, ich geftehe e8 zu, unjere Abgeordneten vollftändig in 
Anſpruch genommen waren durch die politifchen Kämpfe, die ja alles bisher in 
unjerm politiſchen Yeben dageweſene itberftiegen, Mein Freund fagte mir einft: 
„Wenn im Abgeorbnetenhaufe einmal eine wirtbichaftlihe Frage famı, fo fiel es 
keiner Fraction ein, diefelbe zu erörtern, jondern es hieß: da haben wir ja den 
Prince-Smith, Faucher und Michaelis, die kennen das und werden das ſchon 
machen.“ Er bat mir das fo gejagt und ich habe diefe Schilderung aud von 
anderer Seite beftätigen hören. Die Herren hatten feine Zeit für wirthſchaft— 
liche Fragen und hatten den blinden Glauben an die Richtigkeit der Anfichten 
dieſes Triumvirats. Meine Herren! Herr Dr. Braun bat ſchon mandmal 
mut mir gejcherzt und er hat das auch beute gethan, denn er hat in mir eine 
Hoffnung erwedt, Die fidy leider nicht beftätigte. ALS er von der Gegenfeitigfeit 
ſprach, ſagte er: wo iſt denn die Grenze, wo hört fie auf, wo fängt fie an? — 
Ih dachte, nun follte kommen: daher ſtimme ich dem Neferenten bei in Bezug 
auf Die Forderung einer Enquete, die muß die Grenze feitftellen. Aber nein, 
ich hatte mi einer eiteln Hoffnung hingegeben, ſchließlich fagte er, er werde 
Dagegen ftimmen, was mid num freilich vecht betrübte. 


Meine Herren! Bezüglich Des Zollvereins hat der geehrte Vorredner ſchon 
gelagt, daß wir nicht Gegner des Zollvereins find. Wir find Anhänger des 
Zolvereind geweien, wir glauben aber, daß er um feine guten Traditionen ges 
bradt iſt, daß er nad einer andern Richtung gedrängt wurde, als die ihm von 
Haufe aus vorgezeihnet war. Wenn aber dabei von einer gewiſſen Verwirrung 
der Anfichten geſprochen wurde, die jegt Platz gegriffen babe, jo möchte ich mir 
noch erlauben darauf aufmerkſam zu machen, daß ein Theil diefer Verwirrung 
auf die Herren Freihändler zu ſchieben ft, die mit einer ganz kleinen Esca— 
motirung das Wort „Handelsfreiheit“ in „Freihandel“ verkehrt haben. 


Meine Herren! Ich möchte dann, um alle Mißverſtändniſſe zu vermeiden, 
mich bejonderd dagegen verwahren, daß ich die Objectivität der Handels: 
fammer in ihrem Gutachten in Frage geftellt habe. Das ift mir durchaus 
nicht eingefallen; alle Achtung vor den Handelsfammern , ich würde niemals die 
Objektivität einer deutihen Handelskammer in Frage ftellen, aber zuweilen vas 
richtige Verſtändniß für imduftrielle Angelegenheiten, wenn eine Handelskammer 
hauptſächlich aus Handeltreibenden befteht. Nur möchte ich mir erlauben, Herrn 
Profejjor Held zu erwiedern, daß ſelbſt, wenn nur Eifenindujtrielle bei der En— 
quete gefragt werden, Doch ſchon jehr bedeutende Wahrheiten zu Tage kommen 
können. So z. B. ift bei der ganzen Bemeſſung unſeres Tarif8 und unferer 
Zölle von großer Bedeutung die Frage der Selbftloften. Wenn Ste nur Ddiefen 
Punkt alleın klar ftellen, werden Ste ſicherlich Thon eine bedeutende Grundlage 
gewonnen haben, und diefen Punkt können Sie feftftellen einzig und allein durch 
Nachfrage und Nachforſchung bei den Induftrien und zwar, ich gebe e8 Herrn 

u” 


164 Deutf-öfterreihifcher Hanbelsvertrag. 


Profeffor Held zu, durch Einblit in. die Bücher. Da wieder eine kleine Hiftorie. 
Als die Eifenzölle im Parlament verhandelt werden jollten, traten die Vertreter 
der größten Werke in Rheinland und Wejtphalen zujammen und ſchrieben einen 
Brief an das Präſidium des Neichsfanzleramts, worin fie baten, dafjelbe möge 
die Güte Haben, einen Vertreter herunterzuichiden, je wären bereit, jedes 
Buch, jede Seite, jede Zahl vorzulegen, um die Beweiſe darzuthun. Das Prä— 
ſidium des Neichöfanzleramts antwortete, daß e8 dergleichen Aufklärungen nicht 
bebiirfe. (Hört!) 

Auch die Sonfumenten können gefragt werben und zwar mit einer größeren 
Leichtigkeit, als Herr Profeffor Held es ficdy denft. Denn, wer find die grö— 
ßeren Eifenconfumenten? Die Eifenbahnen find es. Diele, die dod das leb— 
haftefte Intereſſe an der Sache haben, nady ihrer Anficht zu befragen, kann fo 
gar ſchwer nicht fein. Die müſſen doch als die größten Gonfumenten von der 
ſchrecklichen Confumentenbenachtbeiligung, wenn fie überhaupt vorhanden, ebenfalls 
was Erkleckliches veripüren. 

Meine Herren! Bon dem Schmuggel ift jehr Vieles wahr, was Herr 
Dr. Braun gejagt hat. Es thut miv nur leid, daß das von ihm erft jeßt 
gefagt tft. Denn das Verhältniß, melches ſich nad) Aufhebung des Kartelld mit 
Defterreich herausbilden wird, bejteht in voller Blüthe an der ruſſiſch-preußiſchen 
Grenze. Da hat jeder preufifche Zollbeamte den Schmuggel nad) Rußland zum 
mindeften nicht zu verhindern; im wieweit er ihn begünftigt, weiß ich nicht, aber 
er hat feine Verpflichtung, ihm entgegen zu treten. Das Verhältniß ift alt 
und ich mwundere mid, daß Herr Dr. Braun nicht Schon jehr häufig, von feinem 
ethiichen Gefühl getrieben, dagegen proteftirt bat. 

Uebrigens glaube ich nicht, daß der Fabrikant einem Schmuggler die Waaren 
billiger verkaufen wird, als einem Anderen; daß der Schmuggel demoralifirend 
wirkt, will ich nicht beftreiten. 


Nun, meine Herren, nod eine fleine Bemerkung gegen Herrn Profeflor 
Held. Wenn er mit feinem Fichtelgebirgs:Hinterwäldler eremplificirt, To kann 
ıh das ohne befondere Beunruhigung hinnehmen. Ic glaube, daß wir ohne 
Gefahr für unfere deutſchen Verhältniſſe diefen Hinterwäldler an feinem baye- 
riſchen Tarif fortbauen laffen fünnen; wenn er e8 aber für vollftändig unge— 
vechtfertigt bält, daß wir den nationalen Gedanken betonen, fo muß ich dem 
doch auf das Entſchiedenſte widerſprechen. Herr Profeffor Held Sagt: jeder 
Schußzol muß zum Freihandel führen. Ich bin volftändig überzeugt von der 
Wahrheit diefer Worte und ich werde ihm beiftimmen, obgleich ich die Wahrheit 
nicht von ihm gelernt habe, fondern ihm nur für die Beitätigung dankbar bin, 
ich werde ihm beiftimmen, in den Augenblide, mo wir für alle Nationen ein 
einzige8 Budget haben werden. So lange das aber nicht der Fall iſt, fo lange 
nehme ich die Berechtigung für mich in Anſpruch, daß ich eine Sache, von ber 
ich überzeugt bin, daß fie die wirtbichaftlichen Berhältniſſe des Yandes fördern 
und damit für Jeden die Gelegenheit günftiger ftellen wird, fich wirtbichaftlicher 
zur bewegen umd zu ernähren, von der nationalen Seite betrachte und ich glaube 
mich dabei auf einem viel concreteren Boden zu bewegen und midy an viel näher 
liegende Dinge zu halten, al8 wenn die Herren Freibändler von dem Weltfrieven 
Iprechen, den fie mit dem Freihandel zu erreichen hoffen. 
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Herr Profeſſor Held hat, in Bezug auf die von mir gemachte Keproduction 
Lannyer's noch gefragt, was das für eine Confequenz wäre, wenn wir Alles, 
was ein Yand und bietel, zurückweiſen wollten. Davon’ tft ja nicht die Rede 
gewejen. Wir fpreden Lediglich vom bebinyungslojen Freihandel, wie er von 
England geboten wird. Den hält ver franzöſiſche Nationaldconom für etwas 
Schlechtes — für etwas Schlechte ift fein guter Ausdrud, ich will jagen, für 
etwas für unſere Berhältniffe nicht Paſſendes, und deshalb bat fibh der Mann 
dagegen ausgeſprochen. 

Nun bat Herr Profeflor Held ſowohl, wie mein verehrter Herr College 
im Referat das Schlagwort gebrandmarkt, welches die größte Verbindung von 
Induftriellen, der „Eentralverband deutſcher Induftrieller” an feine Spige geftellt 
bat: Schuß der nationalen Arbeit! Wenn e8 ein Schlagwort ift, jo möchte ich 
mwenigftend den Gentralverband für die Erfindung nicht werantwortlih machen, 
Denn unter diefer Fahne hat auch der zwar als Schutzzöllner bier bezeichnete 
aber immerhin nicht unbedeutende Staatsmann gefimpft, der franzöſiſche Minifter 
Fould. Diejer fagte in derielben Rede, die ich mir anzuführen erlaubte: Der 
Bolltarif hat zwei Aufgaben zu erfüllen. Die eine ift die Förderung der 
nationalen Arbeit, die zweite ift, eine Hilfsquelle fir die Einnahmen des 
Staates zu bilden. Fould ging alfo audy von der Idee aus, daß der Schut 
die nationale Arbeit fördere. Das ift immerhin ein nicht zu verachtender Bei— 
ftand, der und gewährt wird, wenn auch mit diefem Minifter fein Handelsvertrag 
zu Stande gefommen ift. Aber was hat denn jener franzöfiiche Handelöminifter 
gethan, der den Vertrag mit England endlich abgeichlojjen hat? Er hat un: 
haltbare Prohibitionen befeitigt und unbaltbar hohe Zölle auf das Maß redu- 
cirt, welches dieſe Zölle über kurz oder Yang doch hätten einnehmen müſſen, 
auch ohne Hanvelövertrag, und Fould deutete im derfelben Rede fchon darauf 
Hin, daß diefe Zollpofitionen „überjährig‘ fein. Er ftand alfo auch ziemlid, 
auf demfelben Standpunkt, und wir würden uns im der Sache nicht bemühen, 
wenn wir Die franzöfifchen Zölle hätten. Das ift aber auch ſchon ſehr oft 
gejagt, ich will das nicht weiter ausführen, um nicht etwas Ueberflüſſiges bier 
vorzubringen. Ä 


Was nun die Anträge betrifft, jo möchte ich Ihnen nochmals and Herz 
legen, ji) Diesmal von Ihren gewöhnlichen Auffafjungen zu trennen und meinen 
Anträgen zuzuftimmen. (Heiterkeit) Nun, meine Herren, dieſe Bitte ift ziemlich 
natürlich, ed hat noch kein Referent gebeten, nicht für jeine Anträge zu ſtimmen. 
Ih wollte Ihnen aber zur Erwägung geben, daß troß der Ausführungen der 
Herren, die gegen meine Anträge geſprochen haben, ich nicht zugeben fann, daß 
fie irgend etwas in der Situation verſchlechtern. Es ift meine fefte Leber: 
zeugung, daß Sie einen wohlthätigen Drud auf unfere Unterhändler ausüben 
werden, wenn Sie gewiſſe Punkte hervorheben, Die Defterveich zu denken geben 
werden. Wenn bier der vereinigte volkswirthſchaftliche und ſocial-politiſche Con— 
greß ſich für Die Wiedereinführung der Eifenzölle ausiprechen, fo babe id die 
fefte Ueberzeugung, daß fie den Unterbändlern in Wien fir die Zuftandebringung 
des Vertrages, die Sie ja fo eifrig anftreben, fein größeres Hilfsmittel geben 
fünnen. (Bravo!) 

Referent Dr. Weigert (Berlin): Meine Herren! Ich weiß nicht, 
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ob andere bei den gegenwärtigen Verhandlungen anweſende Herren meine Anficht 
theilen, daß ſich die heutige Discuffion ganz erheblid von dem Thema, welches 
ihr als Ausgangspunkt diente, entfernte. Ich geftche, daß ich allerdings erwartet 
babe, daß es jo kommen würde, daß, während auf der Tagesordnung eine Dis- 
euffion über den deutſch-öſterreichiſchen Handelsvertrag ftand, viele Herren ver 
gegnerischen handelspolitiſchen Richtung die Gelegenheit fich nicht entgehen laſſen 
würden, über die beliebten Themata, als da find: Reciprocität, Enquete, Eifen- 
zölle, fich zu verbreiten, und e8 find ja ſämmtliche drei Schlagworte in dem 
Antrage, welchen mein geehrter Freund und College im Referat, Herr Bued, 
geftellt bat, enthalten. Aber ich muß ebenſo befennen , daß id) nicht finde, daß 
die Darlegung des allgemeinen gegneriichen Standpunfts nur irgend etwas Neues 
zu Tage gefördert hat, oder daß ih und meine gleichgefinnten Freunde durch 
Das, was Die Gegner vorgebraht haben, aud mur im geringften befehrt und 
anderer Anficht gemorben find. Man hat uns wie ftetS mit den irrthümlichſten 
Bezeihnungen belegt, und eine Stellung angewiefen, die wir niemals einge: 
nommen haben, uns die abjoluten Freihändler, die Aufheber aller Zölle genannt, 
während wir nichts anderes verlangt haben und verlangen als einen legalen 
Vertragsverfehr mit anderen Staaten, ald Beibehaltung und Ausbildung der 
Handelöverträge, die unter dem Namen der wefteuropätfchen Verträge mit der 
Glaufel der meiftbegünftigten Nation feit länger als einem Jahrzehnt befannt 
find. Man bat diefe Handelöverträge als etwas Antifreihändleriſches bezeichnet. 
Wir Freihändler verlangen nichts anderes als die Aufrecthaltung und Aus- 
bildung dieſer Inſtitution, welche wir ala nüglich erfannt haben und in der 
allerdings in Zufunft das reine Princip, weldes wir für das ideal Richtige 
halten, zum Ausdruck kommen kann. Wir ſehen in einem Handelvertrag nicht 
nur einen mit einem beftimmten Zolltarif abgejchlofienen Vertrag, jondern wir 
jeben in ihm die Verbindung zweier Völker auf der Grundlage möglichfter 
Verfehrserleichterung, deren Wirkungen weit entfernt find, ſich nur auf materielle 
Tinge zu erftreden. 

Ich will mid nicht darauf einlaffen, die einzelnen Ausführungen, welce 
von den Herren der Gegenpartei gemacht worden find, bier zu characterifiren, 
ganz beſonders nicht Das von den englifchen Submijfionen von Herin Dr. Löwe 
Ermwähnte näher zu widerlegen. ch will nur bemerken, wenn die Fälle, die 
er im Auge bat, richtig find, — und ich bin weit Davon entfernt, fie zu be= 
zweifeln, ich kenne fie nicht im Detail — daß ſolche Sachen auch bei unfern 
Submiffionen nidt einmal, fondern als die Regel vorfommen, er uns alfo 
nicht ein Bild von einer befonderen englifchen nationalen Handelsincoulanz vor= 
geführt hat. 

Ich glaube, die Stellung, die wir in der gegenwärtigen Frage einzunehmen 
haben, wird durch meine Anträge richtig charakterifirt. Es ift der Standpunkt: 
wir wollen einen Handelövertrag mit Defterreich,; wir wollen nicht das Vertrags» 
verhältnig mit dem benachbarten Staate, mit dem wir dur To viele Bande 
verfnüpft find, mit einem Male brechen und Gonfequenzen herbeiführen, die 
möglichermweife für beide Theile verbängnigvoll find. Wir haben und als ebr- 
liche, offene Freunde eined Handeldvertrages mit Oefterreich befannt, wir baben 
aber gleichzeitig uns gehütet, zuzugeftehen, daß wir einen ſolchen Bertrag A tout 
prix haben wollen, wie Herr Dr. Era® aus meiner Refolution herausgelefen 


Debatte. 167 


haben will. Wir mollen einen Hanbelövertrag haben, der ums nicht fchlechter 
ftellt als biöher, und wir müfjen anertennen, daß der bisherige Handelövertrag 
mit Defterreich immerhin ein ganz leiblicher für uns geweſen if. Da ebenfo, 
wie bei ung die Stimmung nicht auf Zollerleichterungen gebt, fie in Defterreich 
nach derjelben Richtung gravitirt, wollen wir und vorläufig an dem status quo 
genügen laffen. Die Bernerfung, daß wir „nicht ungünftiger‘ geftellt werben 
Dürfen, drückt jelbftverftändlich nicht aus, daß wir bisher ungünftig geftellt ge- 
weſen find. 


Ich habe ausprüdlich als Requifit des neuen Bertrages das Appreturver- 
fahren erwähnt und fann nur den großen Nuten wiederholt hervorheben, welchen 
für mande Imduftrien in Deutichland das Appreturverfahren bat und daß ich 
glaube, daß die Geringihägung, mit der dafjelbe von manchen Rebnern Der 
Segenpartei behandelt worden ift, ſchwerlich den Beifall ihrer Hintermänner 
finden wird. 


Was den zweiten Paſſus anbetrifft, jo ſagt derjelbe, daß wir, wenn Deiter- 
reich mit und feinen Bertrag auf derjelben Bafis wie bisher ſchließen will, wir 
uns in fein Vertragsverhäliniß einlaffen wollen, fondern Defterreih alsdann 
nicht auf den Fuß der meiftbegünftigten Nation jtellen werden. Wir find, wie 
die Herren der Gegenpartei richtig fagten, nicht abgeneigt, wenn e8 nicht anders 
geht, Ketorfionsmaßregeln einem Staate gegenüber einzuführen, der und das 
Bertragsverhältnig kündigt; aber wir können nicht eher ſagen, ob und in welcher 
Beziehung, auf welche Gebiete ſich diefe Netorfionsmaßregeln ausdehnen jollen, 
bevor wir nicht wiſſen, wie ſich Defterreih uns gegenüber ftellt. ch glaube 
alfo, umjere Haltung ift eine richtige, deinjenigen Staate, mit dem wir dem 
Bertrag ſchließen wollen, zu jagen, wir find bereit, ein Bertrag zu ſchließen 
auf der bisherigen Bafis, wenn nicht mehr gegeben werden kann, — aber ihm 
auch zu zeigen, daß wir nicht Willens find, und das Zurückweiſen der Freund— 
ihaftshand gefallen zu laſſen, ſondern ihn möglicherweiſe in Eventualitäten zu 
ftürgen, die ihm jehr unangenehm wären. 

Ic will nicht weiter, mit Rückſicht auf die vorgerüdte Zeit, auf die 
Materie eingehen und empfehle Ihnen die Annahme meiner Anträge, 


Bei der Abftimmung wird, indem getrennt über die einzelnen Nummern 
der Anträge abgeftimmt wird, die Nr. 1 des Buedjchen Antrages bei der Zäh— 
lung mit 52 gegen 39 Stimmen abgelehnt. Nr. 1 des Antrages des Herrn 
Dr. Eras wird gleichfalls abgelehnt, dagegen wird die Nr. 1 des Weigert- 
ichen Antrage® angenommen. Die Nr. 2 des Antrages Bued und Dr. 
Eras werden abgelehnt, die Nr. 2 des Weigertihen angenommen. 


Die angenommenen Theſen lauten: 


1) Im einem neuen Handelövertrage mit Dejterreich-Ungarn darf Deutjch- 
fand nicht ungünftiger geftellt werben, als bisher. Insbeſondere muß 
der Veredlungsverkehr (da8 Appreturverfahren) in demfelben Umfange, 
wie bisher, beibehalten werben. 
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Beide Staaten fihern ſich alsdann die Rechte der meiſtbegünſtigten 
Nation zu. 

2) Falls Defterreich - Ungarn mit Deutichland feinen Handelsvertrag auf 
der unter Nr. 1 bezeichneten Grundlage zu ſchließen gewillt ift, liegt 
für Deutſchland feine Beranlaffung vor, Oeſterreich-Ungarn auf den 
Fuß der meiftbegünftigten Nation zu ftellen. 


Hierauf wird die Sigung um 3 Uhr 30 Minuten gefchlofien. 


Dritte Situng. 


Mittwod, den 10. October 1877. 
(Die Sigung wird um 10 Uhr 30 Minuten eröffnet.) 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe: Ich eröffne die Situng. 
(58 folgen geſchäftliche Mittheilungen.) 


Vor der Tagesordnung bittet um das Wort zu einer perſönlichen Be— 
merkung in Bezug auf die vorgeſtrige Debatte Herr Profeſſor Dr. Wagner. 


Profeſſor Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren! Sie erinnern ſich, 
daß ich neulich dem Herrn Yuftizrath Dr. Braun nachſagte, er babe fich dafür 
erklärt, es ſei wünſchenswerth, Eiſenbahnen, Boft und dgl. mehr an Private 
übergehen zu fehen. Hinterher bat er mich zu dem Nachweis aufgefordert, wo 
er das gelagt habe. Ich habe ihm geantwortet, To weit mein Gedächtniß es 
zuließ. Darauf bat er erwiedert, das, mas er geichrieben, bedeute etwas anderes. 
In Folge defien halte ih mich für verpflichtet, Ihnen in wenigen Minuten 
ven Beweis zu führen, daß dasjenige, was ich geſagt habe, vollftändig richtig 
war, daß aber die Yeuferungen des Herm Juſtizraths Dr. Karl Braun, die 
mir neulich nicht genau in Erinnerung waren, noch viel weiter geben. 

Herr Juſtizrath Karl Braun bat in einem Auffag „Staats und Ger 
meindejtener im Zufammenbang mit Heeres, Communal- und Agrarverfaflung‘, 
erichtenen in der PVierteljabrichrift für Vollswirthichaft u. j. w. von 1866, 
II. Band auf Seite 7 wörtlich Folgendes gelagt: 


„Fragen wir nun nad den Einnahmen des Staated, wie fie zu 
beichaffen feren und ob auch hier der Grundſatz von Yeiftung und Gegen- 
leiftung anwendbar jet? — jo müſſen wir zunächſt erſt die Frage er: 
ledigen: „Welchen Zweden dienen die Staatsausgaben?” — und Diele 
führt und wieder auf die Frage nach der Staatöverfaffung. Hier müſſen 
wir nun unterfcheiden zwiſchen dem Staat, welcher die Grenze zwiſchen 
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fi) und der bürgerlichen Geſellſchaft bereits richtig regulirt hat, und 
dem Staat, bei welchem dies nicht der Fall ift, jondern der noch, 
wie dies bei uns die Regel bildet, den Transport von Nachrichten, Per: 
fonen und Gütern — auf dem Telegraphen, der Poſt und der Eifen- 
bahn —, den Weg:, Straßen-, Canalbau, die Berg, Forft: und Medi- 
cinalverwaltung, den Unterricht, die Förderung von Yandwirthichaft und 
Gewerbe u. ſ. w. als auftragslofer Geihäftsführer der bür— 
gerlihen Geſellſchaft beforgt. Das alles find Gebiete, auf melden 
naturgemäß das Gefeg der Proportion zwiſchen Yeiftung und Gegen: 
leiftung gilt, und aljo auch innerhalb des Staates gelten follte, wenn es 
der lettere nicht — was jedenfalls flüger wäre — vorzieht, alle 
diefe ihn ſeiner eigentlihen und wahren Aufgabe entfrem= 
denden Officien und Laſten von ſich abzumälzen, um feine 
ganze Kraft dem eigentlichen Beberrihungsgebiet, dem Rechts- und Macht— 
ſchutze zu widmen.“ 


Und dazu noch ein paar Zeilen auf der folgenden Seite: 


„Wenn bet und die Richter Staatsbeamte find, Jo ift das 
ſehr Unrecht und erfchwert ihnen ohne Noth die Ausübung ihres Be- 
ruf. Das Winden und Fällen von Urtheilen ıft nicht Sache des 
Staates, jondern derjenigen Rechtstechniker, welde die bürgerliche 
Geſellſchaft mit ihrem Vertrauen beehrt, und deren Urtheile, d. h. deren 
Rechtsgutachten der Staat vollftredt, weil nur auf diefem Wege die 
öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten ift.“ 


Ich glaube alfo, daß das, mas ich behauptete, wahrheitsgemäß war. 


Dr. Braun (Berlin) (zu einer perfönlichen Bemerkung): Es thut mir 
jehr Leid, daß ich Sie nochmals molejtiren muß, aber das Gitat ift denn doch 
wirflih mit großer Gewalt aus dem Zuſammenhang geriffen. Der verehrte 
Herr Präfident bat Die Gewogenheit gehabt, mid) davon zu präveniren, daß 
Herr Wagner mit dem vorigen Male noch nicht genug babe und darauf zurüd- 
fommen wolle. Ich habe daher denjelben Band der volkswirtbichaftlichen Biertel- 
jahrſchrift, Den er mitgebracht hat, auch mitgebracht und werde Ihnen aljo, 
nachdem er die Zweifelögründe vorgetragen, Die Entſcheidungsgründe und die 
Entſcheidung felber vortragen. 

Das, was er Ihnen vorgetragen bat, bezieht ſich auf einen ideal conftru= 
ırten, möglichen Staat. Was aber den wirklichen und reellen Staat anlangt, 
in dem wir leben, fo verweile ih auf Eeite 194 des. nämlichen Bandes und 
auf die Verhandlungen der Braunſchweiger Verſammlung, eine Vereinigung des 
volfswirthichaftlihen Congreſſes und anderer Mitglieder, wo die Grundzüge für 
die wirtbichaftlihen Beftimmungen der Verfaſſung de norddeutſchen Bundes 
niedergelegt wurden, es war das am 6. Auguft 1866. Da beißt es in dem 
von Dr. Alerander Meyer erftatteten Bericht: 


„Dr. Braun rechtfertigt die unten mitgetheilte Reſolution.“ — 
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Das iſt alſo die von mir vorgeſchlagene Refolution. 

„Das Poft: und Telegraphenweſen ift durch Befeitigung der gegenwärtigen 
Bielföpfigkeit und Herftellung einer einheitlichen Verwaltung immerhalb des Bım- 
deögebiet3 zu reformiren. — Die Poſtüberſchüſſe, die unter Vermeidung des 
Syſtems fiscalifcher Ausbeutung, durch Herabfegung der Taren und ſich daraus 
ergebende Steigerung des Verkehrs zu erzielen find, fließen in die Reichskaſſe. 
Eine auf diefer Grundlage conftituirte einheitliche rationelle Telegraphen= und 
Poftverwaltung kann das bisher beftebende gemeinfhädlihe Monopol entbehren. 
— Auch dieſe Säge ſeien vielfach, nmamentlic auf dem deutichen Handelstage, 
erörtert und träfen die Beſchwerden des Handelsftandes. Deutichland ſei hinter 
den andern Yändern im Poſtweſen zurüd, was lediglich in den traurigen poli- 
tiſchen Berhältniffen Deutichlands feinen Grund habe, namentlich in dem nicht 
genug zu brandmarfenden Monopol, weldes der Kaiſer dem Reichspoftmeifter 
eingeräumt babe. Im Deutichland beſtehen 18 Boftinftitute mit 18 Gentral- 
ftellen, wodurch die Koften vermehrt, der Geſchäftsgang verichlechtert werde. Nur 
eine einheitliche centralifirte Verwaltung könne allen Uebelftänden abhelfen.“ 

Und darauf hin wurde die von mir vorgeichlagene Rejolution angenommen. 


Ich habe Ihnen weiter vorzutragen aus dem von Kern Wagner citirten 
Auffag Seite 9, wo fih der Sat findet: „Der Staat herricht, die Gemeinde 
wirthſchaftet“, — der Sag, der eine jo große Rolle in dem Referat des Herrn 
Wagner fpielte, ohne daß er e8 der Mühe werth fand, zu jagen, daß ich ihn 
aufgeftellt habe. (Heiterfeit.) 

Es findet fich darin folgender Sat, der auch in dem Referat des Herm 
Wagner eine große Rolle ſpielte, ohne daß er e8 der Mühe werth hielt, mir 
die Ehre, mich zu citiren, wovon er jet einen fo ausgiebigen Gebrauch macht, 
au in diefem Falle zu erweiien. Der Sat beißt: 


„Der Staat hat die Miffion der Vertvirflihung des Rechts-— 
und Machtſchutzes, welche ideell von einander untrennbar und glüd- 
licherweiſe auch faktifh nur vorübergehend — wenigſtens in einem wirk— 
lichen Staate — von einander getrennt find. — Die Gemeinde, Die 
ftädtifche fowohl wie die ländliche Commume, ift ein vorwiegend öcono— 
miſcher Berband, der den Zwed bat, durch Beiſammenwohnen und fon» 
ftige Gemeinfchaft die Zwede der Stadtwirthſchaft (Handel, Ges 
werbe u. |. mw.) oder die ver Landwirthſchaft (Aderbau, Weinbau, 
Viehzucht) befjer und ficherer zu erreichen, als es iſolirten Individuen 
oder Familien möglich wäre.‘ 


Irgend ein Wort der Kritik beizufügen, halte ich für überflüſſig. Es ıft 
mir peinlich, überhaupt von meiner Perſon fpreden zu müffen, und doppelt 
peinlih, wo Sie den letten Reft Ihrer koſtbaren Zeit zu etwas Befjerem ge- 
brauchen fünnen. Ich bitte aljo um Entſchuldigung wegen dieſer Schädigung 
Ihrer Interefien. Ich kann nichts thun, halten Sie fih an Herrn Wagner, 
veffen loci ceitatio ich Ihnen offerire. 


Profeffor Wagner (Berlin) (zur perſönlichen Bemerkung): Ich bin doch 
genöthigt, nach diefer letzten Aeußerung des Herrn Dr. Braun einen Augenblid 
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nod um Gehör zu bitten. Ich babe Herrn Dr. Braun miht perfönlih an- 
gegriffen, jondern babe bloß etwas von ihm Geſchriebenes worgelefen, während 
er perfönliche Angriffe daran geknüpft bat, auf die ih antworten muß. 

Ih kann zunächſt nicht zugeben, daß Herr Dr. Braun mit dem, was er 
auf Seite 194 über die Poft jagt, mich irgend widerlegt. Er hat auf Seite 
7 deſſelben Bandes eine ganz emtgegengefegte Anficht aufgeftellt im allge: 
meinen für einen Zufunftsftaot, den er als einen idealen betrachtet, der 
aber im Wejentlihen von dem heutigen Hiftoriich gewordenen Staate jo entfernt 
iſt, als etwa der „ſocialiſtiſche“ Zukunftsſtaat. — — 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe (den Redner unterbrehend): Ich glaube 
nicht, daß es möglich ift, dieſe Frage hier weiter zu discutiven. Ich habe dem 
Herrn Redner Gelegenheit gegeben, die Stellen vorzulefen, auf die er ſich 
bezogen bat; ich babe geglaubt, Herrn Dr. Braun die Gelegenheit zu ihrer 
näheren Erläuterung geben zu müſſen. Ich fürdte aber, daß es in der That 
zu weit führen würde, wenn die beiden Herren in diefer Discufjion fortfahren. 
Wenn der Redner fich indeß perſönlich angegriffen glaubt, jo würde ich ihm zu 
einer perjönlichen Berichtigung allerdings noch weiter das Wort ertheilen müffen. 
Ich babe einen ſolchen Angriff nicht bemerft. 


Profefior Wagner (Berlin): Aber ich habe ihn bemerkt und muf noch weiter 
eine Zumuthung zurücweifen. Herr Dr. Braun hat gelagt, ich hätte ihn neunen 
follen, weil id Jeine Ideen vorgetragen hätte. Sie erinnern ſich, daß ich aus: 
drücklich geſagt habe, das find die Ideen der Freihandelsſchule, wie fie vertreten 
find von Prince-Smith und Faucher und wie fie weiter fortgebilvet find von Ans 
deren, denen ich feine bejondere Ehre im diefer Hinficht zugefteben kann. Zu diefen 
Anderen zähle ih Herrn Dr. Braun, und er batte wahrlich feinen befonderen 
Anſpruch, mir vorzumerfen, daß ich jo zu jagen an feinen Ideen ein Plagiat 
begangen babe. Ä 


Dr. Braun (Berlin): Ich babe diefen Vorwurf nicht gemacht, halte 
aber jedes weitere Wort für mweggeworfen. Ich gebe keine Antwort. 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe: Wir gehen zur Tagesordnung über. 
Ich gebe zunächſt dem Herrn Referenten Profeffor Shmoller das Wort. 


Referat | 
von Profefior Dr. G. Schmoller (Straßburg i. E.) über Die 
Reform der Gewerbe-Ordnung. 


nn nn 


Meme Herren! Bei der ſchwierigen Aufgabe, Ihnen in einer Stunde 
über das ſehr allgemeine Thema einer Reform der Gewerbe-Ordnung zu bes 
richten, werden Sie mir geftatten, daß ich zumäcft von den Mifftänden, die 
ſich in legter Zeit gezeigt haben, ‚die jo vielfach jchon erörtert wurden und die 
Beranlafjung dazu gegeben haben, die Reform der Gewerbe-Drdnung überall, 
im Reichstage und andermärts, auf die Tages-Orbnung zu ftellen, nicht weiter 
ſpreche; auf Einzelnes komme ich nachher zurüd; im der Hauptſache aber darf 
ich gerade bier diefe Mißſtände als befannt voransjegen. Die vorangegangene 
öffentliche Diskuffion, die Petitionen, Die Anträge im Reichstage begründen es, 
wie ich glaube genügend, daß wir Diele Thema auf die Tagesordnung festen. 
Ich Habe nicht nöthig, erft durch Detailichilderungen zu bewerfen, daß es einer 
Reform bedarf. Ich möchte Ihnen vielmehr zeigen, in weldem allgemeinen 
hiſtoriſchen Zufammenhang diefe Reforin fteht, wie fie auch abgeſehen von den 
drüdfenden Nachwehen der großen Handelskriſis und des Gründerjchwindels noth- 
wendig wäre, wie eine Seit der aufbauenden Neform nothwendig der Zeit der 
mehr nur das Alte befeitigenden Epoche der Liberalen Gewerbegefege folgen muß. 
Ich möchte dabei allerdings von Anfang an, Jo ſehr ich die Reform der Ges 
werbe-Oronung, die Forderung eime® neuen Gewerberechts betone, vor einem 
Irrthum warnen. 

Erlauben Sie mir darüber zur Eimleitung noch eine allgemeine Bemerkung. 
Wir Sprechen bier von der Reform der Reichs-Gewerbe-Ordnung von 1869, 
d. h. von der Reform eines Geleged, und es wird dadurch naturgemäß den 
Anichein nehmen, als ob die Reform dieſes Gefeges die Hauptſache oder gar 
das Einzige wäre, worauf es ankommt. Dagegen möchte ich mic; verwahren 
Es find eine Menge von Zuftänden, Gewohnheiten, Sitten, gewerblichen Ein- 
rihtungen, Traditionen zu verändern und im Zuſammenhang damit auch die 
letzte Spige von alledem, die rechtliche Ordnung, unter ver das fteht. Aber 
dieje rechtliche Ordnung ift nicht das Exfte, vielleicht nicht einmal das Wichtigfte 
jondern muß mit den übrigen Veränderungen parallel geben, ſich auf fie ftügen 
und fie fürdern. Es geht micht ohne Geſetze, aber die Gejege find nicht Alles; 
der Irrthum derer, Die allein durch verändertes Recht unfere ſoeialen und gewerb— 
lichen Nöthe heilen wollen, ift ziemlich ebenjo groß als die Täuſchung jener, bie 
glauben, große joctale und wirtbichaftliche Aenderungen können ohne das große 
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Schwungrad der Geſetzgebung vollzogen werden. Die Kräfte zur Reform im 
Ganzen müſſen da fein, es müſſen Anfänge, Verſuche, Wandelungen der öffent- 
lichen Meinung da fein, ehe das Gejeg die träge Mafje, die miderftrebenden 
Minoritäten zwingen kann; aber das Geſetz giebt dann den Nachdruck, ohne 
daſſelbe iſt im den wichtigſten ragen alles Einzel» Temühen erfolglo8 oder 
zweifelhaft. Es ift das Schwungrad, das der Mafchine die volle Kraft und 
den Nachdruck fichert: die Danıpflraft aber muß daneben vorhanden fein. 

Dieß wollte ih vorausfdiden zur Erklärung, wenn ih der furzen Zeit 
gemäß, über die ich verfüge, nun von allem Uebrigen bier weniger ſpreche als 
von der Veränderung des Rechtes, d. h. der Gewerbe-Ordnung von 1869. 

Um Ihnen nun meine Ideen über dieſe Reform Mar zu legen, erlauben 
Sie mir zunächſt eine Meine hiſtoriſche Auseinanderſetzung. Wir ſehen auf diefem 
weiten Gebiete des gewerblich=rechtlihen Yebens drei reſp. vier geiftige Strö- 
mungen, die — ich möchte jagen — wie geologiihe Schichten über einander 
liegen; aber feine diefer Schichten, dieſer geiftigen Strömungen bat die anderen 
vollftändig — oder verdrängt. Die älteren liegen tiefer unten, aber ſie 
treten noch überall an das Tageslicht; fie beeinfluſſen noch breite Schichten der 
Geſellſchaft in ihren Zuftänden, Sitten und Gewohnheiten. Und, meine Herren, 
wie ed tm praftifchen Leben immer geht, jede diefer Strömungen behauptet noch 
heute ihr Recht, vertheidigt ihre Eriftenz; jede neue gemeinfame Ordnung des 
gewerblichen Lebens muß aus einer Diagonale der Kräfte hervorgehen, ein Com: 
promiß darftellen; — und wie in der Vergangenheit ſchon naturgemäß dieſe 
verjchiedenen Richtungen jeweilig an irgend einem Punkte zum Gleichgewicht ge: 
fommen und eine neue Ordnung der Dinge herbeigeführt haben, jo wird auch 
jede zufünftige Reform wieder einen ſolchen Gleichgewichtspunkt zwiſchen dieſen 
verichiedenen Strömungen, ſoweit fie nod ein Recht haben, ſoweit fie noch in 
unjeren Gefühlen, Sitten und Ideen fefte Wurzel haben, darftellen müfjen. 

Ich möchte nun zeigen, wie dieſe verjchiedenen Strömungen, die ih als die 
Epoche des Zunftweiens, als die Epoche des bureaufratiichen Staates, als die 
Epoche der Gewerbefreiheit und ald die Epodye der jocialen Reform bezeichnen 
möchte, heute nach einem neuen Gleichgewichtspunkt ftreben müſſen; die Aufgabe, 
um die es ſich zumächit handelt, befteht darin, die öffentlihe Meinung dahın zu 
führen, dahin aufzuklären, daß fie in. einem ſolchen Gleihgewichtöpuntt einen 
Fortichritt gegenüber den beſtehenden Mißſtänden erblidt; denn da wir, Gott ſei 
Dank, in einem freien conftitutionellen Yande leben, können” wir und follen wir 
teine Geſetze erlaſſen, für melde die öffentliche Meinung nicht in der Haupt: 
fache gewonnen ift; es mag dadurch oft etwas langfamer vorwärtägeben; aber 
dafür tragen die neuen Geſetze auch die Bürgichaft des Gelingens, ver fidhern 
Wirkung in fih. Wir müſſen alfo, und das fcheint mir gerade recht die Auf: 
gabe dieſes unſers Bereind, für eine Reform agitiren, die in Wahrheit einen 
neuen Gleichgewichtspunlt darjtellt und als folder die Summe der Geifter zu: 
fammenfaßt: dann fünnen und werden wir ein neues Recht ichaffen. 

Ih will Sie mit der Zunft nicht lange behelligen. Die Zünfte waren 
urſprünglich hofhörige Genoſſenſchaften und freie Vereine; fie waren dann in der 
Epoche ihrer Blüthe vor Allen Selbftverwaltungsförper, um die Polizei aus— 
zuüben und das Gewerbegericht zu halten, und aus diefem öffentlichen Auftrag 
haben fie allein das Recht des Zwanges geichöpft. Der Zunftzwang ift ein 


Reform der Gewerbe⸗Ordnung. 175 


Polizei⸗ und Gerichtögwang in der Hauptfache geweien, und folange er das ge 
blieben ift, folange er fich nicht weiter ausgebildet hat zu einem Privilegienzwang, 
folange waren die Zünfte gefund. Daß die Zinfte fpäter jo entarteten, tbeil- 
weife wenigſtens und im gewiſſen Seiten in Deutichland mehr entarteten als 
andermwärts, hängt vor Allen damit zufammen, daß wir feine gemeinfame deutfche 
Rechtsbildung, feinen deutichen Staat feit dem 13. Yahrhundert hatten, daß eine 
einheitliche Geſetzgebung diefe Dinge nicht ordnen konnte, daß einheitliche Reichs— 
geſetze, wie fie im 16. Jahrhundert die franzöfiihen und engliihen Könige gaben, 
bei und nicht möglich waren; es fiegte und berrichte bei uns das Einzelprivt- 
legtum und damit war die Möglichkeit geboten, für jeden Egoismus, für jedes 
Specialintereſſe, fich breit zu machen. Dazu fam die Mifere des dreißigjährigen 
Krieges, Die Noth, die dann ein Jahrhundert lang unfere Kleinſtaaterei umd 
Kleinftädteret nur noch fteigerte, jene Armuth, jener Nüdgang der Technik nad) 
dem Dreißigjährigen Kriege, um jene Berfumpfung, jenen Zopf und Schlendrian 
herbeizuführen, an den man beute faft ausfchließlih, wenigſtens in den Kreifen 
der Gebildeten, denkt, wenn man von dem Zunftweſen ſpricht. 

Freilih, meine Herren, das, was in den Rleinftaaten und Kleinftädten, 
vornehmlich in den Neichöftädten, bis in dieſes Jahrhundert bineinragt, — in 
ven größeren Staaten Deutichlands, im Oeſterreich und Preußen, iſt es viel 
früher befeitigt worden. Bor Allem die preußiſche Geſetzgebung hat ſchon unter 
Friedrich Wilhelm I. fo viel gethan zur Beleitigung der Zunftmißbräuche, 
daß in den Schriften jener Tage, wenn ich mich recht erinnere z. B. beim alten 
Marberger, Preußen als ein Land der Gewerbefreiheit bezeichnet if. Ich ftebe 
nicht an, hier wieder zu behaupten, was ich oft geſagt habe: — Die gewerbe- 
rechtlichen Neformen von 1685 bis 1740, hauptſächlich die Durchſetzung und 
Durdführung des Reichspolizeigeſetzes von 1731, die oſtpreußiſche Gewerbe-Ord⸗ 
nung von 1733 find ein mindeftens fo großer, vielleicht noch wirkſamerer Fort- 
Schritt geweſen im gemwerblichen Yeben, als die preußiiche Gefeggebung im Anfang 
dieſes Jahrhunderts oder die Gewerbe-Oronungen von 1845 und 1869. Und 
deöwegen, meine Herren, dürfen wir es den Zünftlern nicht verübeln, die gerade 
aus dieſen Gegenden ſtammen, wenn fie jo oft jagen: die Farce, Die ihr immer 
an die Wand malt von Zunftzopf und Zunftichlendrian, mag für euch in den 
Reichsſtädten und Kleinjtaaten wahr fein; aber bei und und in manchen Theilen 
Deutſchlands weiß man fehon Tängft nichts mehr von folhen Monopolen, von 
folchen fleinlihen Chikanen. Auch die fpäteren Gewerbe-Reformgeſetze, mie in 
Bayern unter Montgelas, in Würtemberg von 1828 und 1836, haben Zuftände 
geichaffen, die fo viel beſſer waren als die früheren, daß, fo lange die großen 
Vortfchritte der modernen Imduftrie und Technik noch nicht mach allen Seiten 
veränderte Zuftände geſchaffen hatten, in der That über die damaligen Fünfte 
oder Die damalige Gewerbe-Geſetzgebung faum zu Magen war. 

Auch ſonſt möchte ich noch hervorheben, daß bis auf den heutigen Tag 
in dem Auftreten der Zünftler, die man in den Streifen der homines literati 
gewohnt ift fo fehr zu verachten, fo jehr von oben herab zu behandeln, Man- 
ches nicht ganz Unberechtigte ift. 

Zunächſt waren die Zünftler — das heit die in Zünften vereinigten 
Kleinmeifter altbergebrachter Art, wenigſtens der Mittelichlag derjelben und die 
Mebrbeit der weniger Fähigen und Rührigen —, das glaube ich nachgewieſen 
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zu haben in meiner Schrift „Zur Geſchichte der deutſchen Kleingewerbe“ — 
dort in beſſerer Lage, wo die Gewerbefreiheit noch nicht oder nicht voll eingeführt 
war. Es war alſo von ihrem Standpunkt aus, der natürlich nicht der des 
Staates und der übrigen Geſellſchaftsklaſſen ſein konnte, nicht jo falſch, wenn 
fie fi) wehrten. Es war für fie eim verzeihlicher Irctbum, wenn jie ohne 
rechte Vorftellung von den Fortſchritten des Verkehrs, der Arbeitstheilung, der 
Technik, glaubten, die Gewerbefreiheit ſei ſchuld an der ihnen Läftigen Conkurrenz 
der Groß-Induftrie und der Magazine, die ihnen nur als die Ausbeutung des 
arınen Kleinmeiſters durch den fapitalbefigenden Kaufmann ericienen. Wäre 
es überhaupt ein berechtigte Ziel, die Klein-Induſtrie überall und um jeden 
Preis erhalten zu wollen, jo wäre der zünftleriihe Standpunkt nicht jo falſch, 
To hätte der Zünftler Recht zu jagen: wir fahren beſſer mit dem alten Zunft 
recht. Die Einfiht in die ungeheuren Bortheile und Fortjchritte, Die in der 
Großinduſtrie, aud im Magazın-Syftem und in der modernen Arbeitstheilung 
liegen, konnte man von dieſen Yeuten nicht verlangen. 

Dazu fommt, daß in anderen wichtigen Punkten die Zünftler nicht blos 
jubjectiw, ſondern ganz objectw Recht hatten, und daß dieſe Punkte vielfach und 
von der überwiegenden Zahl der Bertheidiger der Gewerbefreiheit überſehen 
wurden. Es find das diefelben Punkte, die zwilchen unjeren großen Reform— 
beamten zu Anfang diejes Jahrhunderts jtreitig waren, wobei Hardenberg, 
Schön, Kraus und Undere die umbedingte Gewerbefreiheit vertraten, während 
Stein und Niebuhr als Vertheidiger des Zunftweſens auftraten: ich meine das 
Bewuptjein der Zünftler von dem ſittlichen und foctalen Werthe jeder genoſſen— 
ſchaftlichen Korporation, von den mannigfaden und großen Dienften, die Die 
Zunft aud in ihrer verborbenen Geftalt den Gewerbtreibenden noch Teiftete, 
Die individualiftiihe Auffaffung aus der zweiten Hälfte Des vorigen Jahrhunderts 
verftand Das Vereinsleben und feine Bedeutung nicht. Und davon haben ſich 
Spuren im Yıberalismus bi8 auf ven heutigen Tag erhalten. Wir verbieten 
nicht mehr jedes Zuſammentreten von Gewerbtreibenden, wie e8 die franzöfiiche 
Revolution that; aber es Herrichte bis vor kurzer Zeit ziemlich allgemein vie 
Auffaffung, das ganze wirtbichaftliche Yeben müſſe und ſolle nur aus der Thätig- 
feit der Individuen und Einzelwirthſchaften als ſolchen ſich zulammenfegen. 
Man verftand nicht, welchen Rüdhalt das Individuum, bejonderd das ſchwächere 
und ungebilvetere, an jedem Verein, alſo auch an der Zunft hatte; man vers 
ftand das fittigende Element der Standes: und Norporationsehre nicht und 
unterichägte Darum Die Zunft, wie man berechtigte Gefühle und Tendenzen der 
Zünftler unterſchätzte und angriff. Mean überſah ferner, daß Die Zunft, jo 
unvollkommen fie e8 auch bejorgte, doc eine Neihe von gemeinfamen Aufträgen 
für ihre Mitglieder beforgte, die mit Einführung der Gewerbefreiheit bejonders 
da, wo man Zünfte ganz verbot und etwas Anderes nicht an die Stelle trat, 
num unausgeführt blieben; es entftanden die empfindlichftentüden im Orga— 
nismus ded gewerblichen Yebend und dadurch wuchs die Noth der Handwerker 
wie ihre Mißſtimmung; ich meine Die Punkte, auf die mein vwerehrter Freund 
Dannenberg das größte Gewicht legt in feiner Schrift über Das Handwerk; 
ich meine die Thatſache, daß die Zunft ein Organ war für das Yehrlings- 
weien, für das Hülfskaſſenweſen, für Entſcheidung von Streitigkeiten, für Ver— 
theilung der Arbeitskräfte im Sinne eines Nachweiſungs- und Zuführungsbüreau, 


Reform ber Gewerbe-Orbnung. 177 


furz daß fie für mehrere der allerbringenditen gemeinfamen oder Organijations- 
bebürfniffe, die jeden Tag und jede Stunde befriedigt ſein wollen, wenn der 
Gemwerbtreibende nicht darunter leiden fol, immer etwas bot, wo, wenn tabula 
rasa gemacht wird, gar nichtö mehr vorhanden ift, das Chaos eintritt. 

Heben diefen Bunften, die ich der Partei der Zünftler zugebe, ftehen num 
natürlich andere, in denen ich ihnen nicht Recht geben kann: fie haben in der 
Hauptlache, wie ich ſchon andentete, die moderne Zeit, ihre Technik, ihren Ber: 
fehr nicht begriffen. Sie fonnten es nicht einfehen, daß fie in gewiſſer Weiſe 
Privilegien und Monopole hatten, die befeitigt werden müſſen. Ste fonnten 
nicht einjehen den Segen der freien Conkurrenz ; fie fonnten nicht einjehen den 
Segen der Arbeitötheilung, den Segen einer fortjchreitenden Technik, Die in ihrer 
Bewegung die ganze alte Eintheilung der Zünfte und Handwerker, Die ge 
ſammten alten Grenzlinien zwiſchen den einzelnen Gewerben, ohne die die 
Zunftverfafjung unmöglich it, über den Haufen werfen mußte. Sie verftanden 
die Tragweite dieſer Veränderungen nicht, fie konnten nicht begreifen, daß, 
wenn Tag für Tag ein weiteres Stück aus diefer alten in fich geſchloſſenen 
Zunftverfaffung herausbriht, wenn Tag für Tag neue Theile der gewerb- 
lichen Wroduftion auf einen andern NRechtöboden» fich hinüber retten, man 
dann nicht das alte Gewerberecht fefthalten fann; ſie konnten und fönnen 
thbeilweife bis auf den heutigen Tag nicht begreifen, Daß die Gegenwart nur ein 
Gewerberecht ertragen kann, das einheitlich ift, daß heute eine rechtliche Schranfe 
zwiihen dem, was man Handwerk und was man Fabrik beit, nicht mehr 
möglich ift, Daß jede foldye Schranke gerave Die Fähigeren unter den Klein— 
meistern hemmt fich empor zu arbeiten, den Sprung vom Kleinen zum mittleren 
und großen Betrieb zu mahen, und daß die Scheidung zwiſchen größeren ge 
bildeten Unternehmern und fleinen ungebildeten Meiftern auch dem genofjenjchaft- 
lichen Leben beider nur jchadet, dem Vereinsleben der Kleinmeifter die Intelli- 
genz, die Thatkraft, den Einfluß entzieht. 

Die zweite Richtung, die ich kurz charakterifiren möchte, ift die büreau— 
fratifche, wenn Sie fie jo nennen wollen, diejenige, Die getragen ift in 
Deutichland von dem Emporfommen der Territorialſtaatsgewalt, die jih am 
Deutlichften in den größeren deutſchen Staaten zeigt, die ihre Parallele in Franf- 
reih und England im der Zeit der Tudors und der großen franzöfiihen Könige, 
in der Zeit des aufgeflärten Despotismus hat. 

Die größten Fortichritte unſeres politiichen Yebens hängen mit dieſer Er- 
ftarfung einer monarchiſchen Staatsgewalt zufammen. Ein großer Theil unſeres 
heutigen öffentlichen Rechtsbewußtſeins ift von den großen Fürſten des 16.—18. 
Jahrhunderts und ihren Gehülfen, den mit römiſch-rechtlichen Ideen vom 
Imperium erfüllten Beamten und Juriſten geichaffen worden. Und nit am 
geringften ift der Fortjchritt auf dem Boden der gewerblichen Geſetzgebung; ber 
Uebergang von einer Unzahl halb privatrechtlicher, halb öffentlich rechtlicher 
Privilegien und Rechte zu der Idee eined gemeinfamen gewerblichen Rechtes ıft 
von dieſer geiftigen Richtung, von den Trägern des Staatsgedankens durchge— 
fümpft worden. Unſere heutige Freizügigkeit und Gewerbefreiheit ıft nur denk— 
bar auf den Schultern dieſer Bewegung, jo gut wie unfer ganzes Staats: 
bürgerthum und unjer Conftitutionalismus. 

Auch im deutſchen Reihe nun haben wir Anläufe nach diefer Richtung. 
Die Reichspolizeiordnungen des 16. Jahrhunderts ftrebten dahin; aber fie 
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führten zu nichts, da feine ftarfe Gentralgewalt hinter ihnen ftand. Erft im Laufe 
des 17. und zu Anfang des 18. Jahrhunderts war e8 dann den bedeutenderen 
deutſchen Territorialftaaten vorbehalten, diefen großen und vielleicht größten Fort⸗ 
ſchritt in der Entwidlung des Gewerbe-Rechtes zu machen, den Fortjchritt von 
einzelnen Privilegien zu einem allgemeinen Gewerberecht, zu der Idee, daß 
nicht mehr auf einzelnen lofal und gewerblich tauſendfach verſchiedenen Rechts— 
briefen die rechtliche Ordnung des Gewerbebetriebe ruhen dürfe, fondern auf 
Sätzen ded allgemeinen Landeörechtes, die für den ganzen Staat, fir Das ganze 
Territorium gleihmäßig gelten. 

Die Schon angeführten preußtichen Gefete, das hannöverſche Zunftedict von 
1692 und andere haben zuerft diefen Fortichritt vollzogen, und in direktem An- 
ſchluß an dieſe Entwidelung des vorigen Jahrhunderts find dann Die zahlreichen 
Gewerbe » Drbnungen zu Anfang unferes Zahrhunderts entftanden und haben 
mit etwas veränderter Färbung fortgedauert bis in die heutige Zeit hinein. 
Der befte Repräfentant umd gleichſam ver Höhepunkt dieſer Richtung ift die 
preußische Gewerbe - Drbnung von 1845, die freilich nach der einen Seite rück 
wärtd ſchaut, confervativ fih an das Beftehende anfchließen, die beftehenden 
Innungen conjerpiren will, Die aber doch noch im Ganzen den Zeitbedürfniffen 
entſprach, formell als eime vortreffliche Leiftung bezeichnet werden muß, die 
Staatöhoheitörechte wahrte, der Polizet gegenüber Mißbräuchen und Betrug bie 
nöthige Gewalt gab und in ihrer Neigung, den beftehenden Innungen eher 
wieder mehr Leben und Gewalt zu geben, für die damalige Zeit nicht allzu ſehr 
fehlariff. Die Grofinduftrie, das Magazinſyſtem, die Arbeitstheilung war noch 
nicht jo entwidelt, daß das für jene Tage jo falich gemeien wäre. 3. G. Hoff- 
mann, der eigentliche Vater der preußiichen Gemwerbe-Ordnung von 1845, war 
ja aus einem Bertheidiger eimer ziemlich weitgehenden unbeichränften Gewerbe— 
freiheit durch die Erfahrungen eines reichen praftiichen Lebens, nicht etwa durch 
die Einwirkung confervativ : romantischer Strömungen, zu dem Stanbpunft des 
Geleged von 1845 gekommen, defjen Zertheidigung er fein ganzes vortreffliches 
Buch über‘ die Befugnig zum Gemerbebetrieb fachlich wenigſtens, wenn aud) _ 
nicht ausgeſprochenermaßen, widmete. 

Die preufiiche Gemwerbe- Ordnung von 1845 tft aber die lette große Lei— 
fung der büreaukratiſch-ſtaatlichen Richtung. Bon da an ſehen wir, daß die 
Scyattenfeiten der Bireaufratie mehr hervortreten. Die großen Impulſe des 
deutichen Beamtenthums hatten fich überlebt; Friedrich Wilhelm IV. trug mit 
feiner offen gezeigten romantifchen Abneigung gegen dieſe beften Gehülfen des 
preußtihen Staatsbaues nicht dazu bei, dafjelbe zu heben; mißtrauiſch ftanden 
die Beamten den Forderungen des Liberalismus gegenüber; auch gegen Die 
freiere wirthichaftlihe Bewegung und ihre Wünfche zeigten fie zunächſt nur 
zweifelndes Mißtrauen; es trat der Mißbrauch der polizeihoheitlichen Rechte zu 
politiichen Zweden ein; daneben fehlte auch bier Das Berftändnik für die For- 
derungen, die die moderne Technik, der veränderte Verkehr an das Zunft und 
Gewerberecht ftellte. Wir jehen, wie die Büreaufratie von 1848 an ohne 
jelbftändige Gedanken dieſen Dingen gegenüber fteht und von der äffentlichen 
Tagesmeinung bald nach rechts, bald nach links geihoben wird, wie ihr 1849 
in Preußen die ſchüchtern das Zunftrecht wiederberftellende Gemerbenovelle von 
unzufriedenen Kleinmeiftern, ſpäter zuerft in Defterreih und den Fleineren Staaten, 
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Dann im norddeutichen Bunde und im Reiche von der liberalen Tagedmeinung 
die gewerbefreiheitlihen Gelege abgerungen werben. 

Wenn ich fage, daß jeit 1848 aud in Preußen fein einziges Minifterium 
leitende große Gedanken über Gemwerbepolitit hatte, weder das Miniſterium Man: 
teuffel, noch das Minifterium Hohenzollern: Schwerin, noch das Miniſterium der 
Confliktszeit und felbft bis auf die heutigen Tage unſere Regierung und das 
Reichslkanzleramt, To ſage ich es allerdings, um es zu beflagen; aber doch will 
id damit gegenüber ven leitenden Perſönlichkeiten eigentlid feinen großen Bor: 
wurf ausſprechen; denn es traten andere Dinge mehr in den Vordergrund ber 
Tagesordnung, und es war und ift naturgemäß, daß nach dieſen wichtigften 
augenblidlicyen Aufgaben die leitenden Männer ausgewählt werben: jedenfalls 
aber hatte diejer Umftand die Folge, daß die gewerberechtlichen Fragen, die nun 
doch and einmal zum Austrag fommen mußten, in den Minifterien nicht recht 
vorbereitet waren. 

Als das meue deutſche Reich gegründet war und Fürſt Bismard feinen 
Pakt mit dem Liberalismus ſchloß, gehörte zu dieſem Pakt eine Liberale frei: 
beitliche Gewerbegefeggebung ; es follte nun und zwar in der allerrafcheften Zeit 
ein neues einheitliches deutſches Gewerberecht geichaffen werden. Das Product 
konnte fein allzu günftiges fein. Man balf fih ohne Enqusten, ohne große 
Borarbeiten mit einer zum großen Theil mortgetreuen, in gewerbefreiheitlichem 
Sinne durchcorrigirten Copie Der preußiichen Gewerbe: Ordnung von 1845; 
man bielt wohl an den principiellen und wichtigften Punkten, in denen herge— 
brachtermaßen die Staatöhoheitrehte gegenüber individuellem Mißbrauch zu 
ſchützen waren, feft; aber aud) das that ınan mehr mit biüreaufratiicher Routine, 
als mit Verſtändniß für den Unterichied, den doch der conftitutionelle Rechts— 
ftaat gegenüber dem abjoluten Staat bedingte; es fehlte am Regierungstiſch 
der Sinn fir Rechtsſchutz der individuellen Freiheit im Gegenſatz zu büreau— 
fratiichepolizeiliher Willfir, wie der große weite Blick, der die Schäden der 
Großinduftrie und die Bedeutung der ſocialen Frage erfannt hätte; ein talent: 
voller früherer Wortführer der liberalen gewerbefreiheitlihen Tagespreſſe hatte 
als Kath des Reichskanzleramtes recht Ichweren Stand gegenüber den Wünſchen 
feiner alten Freunde nad) immer weiterer und größerer Freiheit. Immer aber 
war mit der Gewerbe-Ordnung von 1869 ein großer Schritt vorwärts gethan: 
man hatte num für das ganze deutſche eich eine einheitliche Gemerbegefeg: 
gebung, Die der ımerläßliche Boden für meitere Reformen war; man erzielte 
damit für einzelne deutiche Staaten eine Beleitigung veralteter Mißbräuche; wo 
man Yüden gelafien, an Altes fich zu ſehr angelehnt, wo man einfeitig theo— 
retiich verfahren, da waren es meift Bunfte, die doch nody nicht ganz ſpruchreif 
waren. Und man hatte zunächſt die Liberale Partei befriedigt, man hatte bie 
Gewerbefreiheit als Princip ausgeſprochen. Und das war nothwendig, war 
beiljam, war unvermeidlich, wenn auch theilmeife und überwiegend aus anderen 
Gründen, als die ertremeren unter den Bertheidigern der Gewerbefreiheit meinten, 

Ich fomme damit auf die Partei, die die Gewerbefreiheit ſeit lange for— 
derte, auf das Berechtigte und auf Das, was ich als das Unberechtigte in ihren 
Forderungen bezeichne. Diefe Partei Datirt won der großen geitigen Bewegung 
des vorigen Jahrhunderts, die den Yıberalisinus überhaupt erzeugt hat. Das 
achtzehnte Jahrhundert wird in der zukünftigen Gejchichte als die Mutter einer 
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der großartigften Geiſtesbewegungen daſtehen, die die Geſchichte jemals gekannt 
hat, als die Mutter jener Geiſtesbewegung, die ich als den philofophijchfritiichen, 
bumaneidealiftiihen Individualismus bezeichnen möchte, AU die großen Namen, 
die damals auf dieſem oder jenem Gebiete der Politif, des Naturrechts, der 
Nationalöfonomie gewirkt haben, Yode, Montesquieu, Boltaire, Rouffeau, Yelfing, 
Kant, Turgot, Adam Smith haben für die freiheit de Individuums gekämpft, 
und das hieß im die volfswirtbichaftlihe Sprache überſetzt: Beſeitigung aller 
alten Privilegien, aller Monopole, alles übertommenen Polizeirechts, Befeitigung 
aller ftaatlihen Gewerbeconceſſionen, Vefeitigung der Zünfte und aller ihrer 
rechtlichen Einrichtungen, des Gejellenwejens, der Wanderpflicht, der Prüfungen, 
des Lehrlingsweſens. Man jchwärmte für unbedingte Freiheit auf allen, aljo 
aud auf vollswirthſchaftlichem Gebiete, und erwartete davon im natürlichen 
Gang der Dinge das einzige Heil. Man predigte Rückkehr zur Natur, und 
weil man die wahre Natur gejellichaftliher Sitten und Einrichtungen noch nicht 
fannte, träumte man von einer Naturordnung der Voltöwirthichaft, zu der man 
nad) Befeitigung aller Schranken von felbft fomme. Die national : öfonomifchen 
Theoretiter jener Tage gehen — vor Allem Adam Smith jelbft, von dem Ge— 
danken aus, daß alle Menjchen gleich ferien und daß, wenn man ihnen nur die 
nothmendige Freiheit gebe, fie alle gleichmäßig vorwärts fümen und glüd- 
fi) würden. Ste gehen, wie man dies von Turgot nod mehr ald von 
Adam Smith jagen muß, Davon aus, daß vor Allem dem Heinen Manne ges 
bolfen werden künne durch die Gemwerbefreiheit ; fie forderten ja Befeitigung jener 
reihen Monopolfleifcher und Monopolbäder, die alle Aermeren von ihrer Cor: 
poration ausſchloſſen; fie hatten das Bewußtſein, daß es eine ſpecifiſch demo— 
kratiſche Maßregel ſei, die mit dieſer Forderung der Gewerbefreiheit durchgeführt 
werde. Und damit hatten ſie für die ältere Zeit im Weſentlichen recht; daß es 
ſpäter anders komme, daß da theilweiſe die Gewerbefreiheit nur zum deſto 
raſcheren Siege der großen Unternehmung gegenüber der kleinen führen werde, 
daß die Unfähigkeit und Schwäche der unteren Claſſen theilweiſe den freien 
Coneurrenzkampf für jie jehr ungünftig geftalten werde, daß Die Gemerbefreiheit 
an einzelnen Stellen das unreelle Gejhäftsleben, den Schwindel und Betrug 
fördern werde, das fonnte man damals noch nicht willen. Wir Epigonen haben 
es jelbit vielfach erft in den legten Jahren erfahren und erkannt. 

Die liberale Adam Smith'ſche Nationalöfonomie vertrat mit ihren For— 
derungen das unbedingte Recht der Lebenden gegenüber dem vergangenen echt 
einer tobten Zeit, fie verlangte unbedingt Berechtigted gegenüber den Ruinen 
des Mittelalters, gegenüber den Mißbräuchen des beionders in Frankreich alters— 
ſchwach gewordenen Boltzeiftaates. Ihr Neal, der Individualismus, ift immer 
zeitweife eim berechtigtes Ideal und ift ein doppelt berechtigtes in einer Zeit, wo 
es gilt, Beraltetes ın Trümmer zu ſchlagen; in den Zeiten großer Ummälzung 
und gewaltiger Erregung, in den Seiten, denen alles überlieferte Necht des 
Staates umd der Gefellichaft verdächtig ift, wird bie philoſophiſche Erörterung ſtets 
an das eine Feſte, an dad ewig Unzweifelhafte, an das Atom, aus dem alle 
geſellſchaftlichen Gebilde entftehen, an das Individuum anknüpfen. Die Urs 
vechte de8 Individuums werden in folder Zeit der natürlihe Ausgangspunft 
fein; der Glaube, der an allem Anderen irre geworden, klammert fib um 
jo fefter an diefen Punkt. Das Individuum wird idealifirt und vergättert, 
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der Individualismus wird überfpannt und muß ſich erft nad und nach wieder 
mit den biftortihen Mächten, mit den Forderungen‘ ded Staated und der Ge— 
ſellſchaft auseinander fegen. 

So ging e8 dem Liberalismus, jo ging e8 der national-ökonomiſchen Schule, 

die die Gewerbefreiheit vom einfeitig individualiftiichen Standpunft aus vertheidigte., 
Wir jehen in Preußen ſchon 1806 — 14, wie den Doctrinären Schön und 
Kraus die praftiihen Staatsmänner Niebuhr und Stein gegenüber ftanden; ich 
babe ſchon erwähnt, daß legtere von einer unbedingten Freiheit des Gewerbes 
betrieb nichts wiffen wollten, jo fehr fie die Kraft und die Wacht der Con— 
currenz erfannt hatten. Auch anderwärtd vertraten zumächft mehr idealiftifche 
Bolititer und Theoretiter als die Männer der Praris die Forderungen der Ge— 
werbefreiheit. Und das gab der Art, wie die Gedanfen formulirt und begründet 
wurden, eine gewiſſe Einfeitigfeit. In den deutichen Kleinſtaaten, ſpäter aub in 
Preußen, fiel der Kampf für Gemwerbefreibeit fait ausſchließlich der politischen 
Dppofition zu, die nie zur Regierung fam, die fi Daran gemwöhnte, nur zu 
negiren, überall Staat und Beamtentbum anzugreifen, die möglichit viel forderte 
und verſprach, weil fie ſicher war, nie beim Wort genommen zu werden. Der 
Kampf für Gemerbefreiheit wurde jo behaftet mit den Scyattenfeiten einer in 
fleinlichen politiihen Zuftänden, in der Mifere der deutichen Kleinftaaterei groß 
rg Doctrinären Oppofittonspartei. Was man im Ganzen forderte, war 
erechtigt, aber man hielt im Einzelnen nicht Maaß. Man hielt nicht Maaß 
aber auch deshalb, weil man die Doctrin von der wirtbichaftlichen Freiheit 
zu förmlichen Glaubensjägen ausbildet. Es ift das eine Thatfache, die ih an 
ſich nicht ohne Weitere® tadeln will, es ift ein pſychologiſcher Proceß, der noth- 
wendig ift für jeden Sieg einer großen Sache. 

Meine Herren! Alles Große in der Welt geichieht nur und fommt zum 
Tageslicht und zum Steg, wenn hinter der wiſſenſchaftlichen Ueberzeugung die 
Kraft des Gemüths und des Glaubens fteht. - Diefe aber fordert nicht wiſſen— 
ſchaftliche Sätze, ſondern Dogmen, und auf Grund Ddiefer Dogmen, auf die 
man ſchwört, die man auf die Fahne jchreibt, fiegt man dann unmiderftehlich. 
Nur glaubenöftarke Zeiten, Parteien und Menfchen ſetzen etwas durch in ber 
Dell. Das war nothwendig — das ift fein Vorwurf —, aber e8 erzeugte 
ebenfalls Uebertreibungen und Einfeitigfeiten: der Fanatiker des Glaubens hält 
fib für unfehlbar, er erfennt feinen Gegner an. Dan ſprach von der Sünde 
gegen die Doctrin der wirtbichaftlihen Freiheit; ſolche und ähnlihe Ausdrüde 
fonnte man jehr häufig auf dem vollkswirthſchaftlichen Congreß, im Parlament 
und andermwärtd hören... Bon Sünden aber fann man nur fprechen, wenn man 
auf dem Boden des Glaubens fteht. Es hatte das die nothmendige Folge, daß 
man fih mit anderen nothwendigen und berechtigten Principien, mit den 
Forderungen des Staates, des Rechtes, der Verwaltung, der Geſundheitspolizei 
in feiner Weife auseinander feste. Und jo nothwendig und heilfam es war, 
daß die Gewerbefreiheit mit fiegreicher Tahne über Deutſchland wegzog, jo nothe 
wendig war andererjeitS eine gewiſſe Einfeitigfeit der neuen liberalen Gewerbe— 
Ordnungen. Es muhte ſich daffelbe zeigen, was fich immer gezeigt hat, 
wenn eine Dppofitionspartei zur Regierung fam, daß fie nicht Alles realifiren 
fann, mas fie vorher verfprohen hat, daß fie nun ihr Dogma wieder ver 
wandeln muß in wiſſenſchaftliche Säge, refp. ihre Principien auseinander ſetzen 
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muß mit anderen gleichberechtigten Principien, und daß, wenn man es nicht im 
erſten Moment gethan, man es ſpäter durch Hülfs- und Nachtragsgeſetze thun 
muß. Und das iſt der Charakter unſerer Gegenwart. 

Freilich, meine Herren, die Reichs-Gewerbe-Ordnung ſelbſt iſt ja weit ent- 
fernt, ein unbedingter Sieg der Gewerbefreiheit im Sinne ihrer extremen An— 
hänger zu ſein. Die altpreußiſchen Traditionen hatten ſich das Heft der Polizei— 
hoheit nicht ganz aus den Händen winden laſſen. Vom Bundesrathstiſch aus 
wurde mehrfach betont, daß dieſe Gewerbe-Ordnung nur den Sinn habe, Rechts— 
einheit für Deutichland zu jchaffen und den Boden für künftige Reformen zu 
bieten. Das, was wir heute fordern, was alle Parteien heute als nothmwendig 
einfeben, wurde alſo jchen damals vom verwaltungsrechtlichen Standpunkt aus 
als felbftverftändlich vorausgelegt. Aber während man das Geſetz von ber 
einen Seite jo anſah, ſahen die fchroffen Parteigänger der Gewerbefreiheit 
darin nur eine erfte unvollkommene Abſchlagszahlung auf ein noch nicht ganz 
fiegreiches Princip. Und bi8 auf den heutigen Tag jieht jede politiiche und 
wirthichaftliche Partei die Gemerbe- Ordnung mit anderen Augen an. 

Deswegen, meine Herren, ift e8 jo jchwer zu antworten, wenn Einem die 
Pıftole auf die Bruft geſetzt und man gefragt wird: ftehft du mit deinen Reform 
forderungen auf dem Boden der Reich8-Gewerbe-Orbnung von 1869 oder nicht? 
Es fragt fih, wie man diefelbe auffaßt. Ich ftehe unbedingt auf dem Boden 
der ReichE = Gewerbe- Ordnung von 1869, wenn man damit meint, wir fünnen 
und follen fein mittelalterlihe® Zunftrecht wieder heritellen, wir follen dem 
Großbetriebe und den Fortjchritten der Technik in feiner Weile bindernd in den 
Weg treten, wir follen feine künſtlichen Schranken wieder herftellen zwiichen 
Klein: und Großbetrieb, die ſtets zulegt die Kleininduftrie Ichädigen , wir follen 
feine Meifterprüfungen wieder einführen in Zeiten ſolch großer techniſcher Ber: 
änderungen, daß man eigentlich in feiner beitimmten Geſchäftsbranche Tagen 
fann, was man in der Prüfung von dem Meifter fordern joll, in Zeiten, welche 
ebenfo jehr kaufmännische als techniſche Betriebödirigenten fordern; wir follen 
nicht den alten Gejellenftand fünftlih erhalten wollen, da nur die Erhebung 
der gelernten Fabrifarbeiter zu einem neuen Mittelftand der Zukunft entipricht, 
wir jollen nicht die alten Lokalen Zunftverbände fünftlih galvanifiren wollen, 
während nur große provinziale Verbände der Unternehmer und Arbeiter lebens» 
und leiftungsfähig find. 

Uber ich ftehe nicht auf dem Boden der Gewerbefreiheit, wenn man darunter 
den Kampf gegen alles corporative Gewerbeleben verfteht, wenn man dabei vor 
Allen jchrantenlofe Freiheit für Die Starken und Mächtigen fordert, wenn man 
das Princip der freien Goncurrenz ohne jede Rüdficht auf unfere ſocialen Zus 
ftände, ohne jede Nüdfiht auf die Polizeihoheit des Staates durchführen will. 
Freilich, wie ich ſchon wiederholt bemerfte, = das aud die NReichd-Gewerbes 
Ordnung felbft nicht; jie bat Beſtimmungen über die Frauen- und Kinderarbeit, 
über die Gefundheitöverhältniffe in Fabril-Etabliffements, über die Prüfung von 
Dampffeffeln, über die Prüfung von Hebammen, Sciffern, Pootfen, über die 
Eonceffionirung von Privatichulen und Privatfranfenanftalten, über Wirthichafts: 
gewerbe und Haufirgewerbe und Manche andere. Das ift alles ſchon im 
Widerfprudy mit dem unbedingten Princip der Gewerbefreiheit. 

Und das müfjen wir Alle zugeftehen: wir haben jeit 1869 mande® ger 
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than, was diefem unbedingten Princip widerfpricht, und auch die Anhänger der 
Gemwerbefreibeit haben feit 1869 vielfach zugegeben, daß mit dem Wort „‚Ges 
werbefreiheit“ in vielen einzelnen Punkten nicht allein auszukommen fei, wie fie 
früher glaubten. 

“Die abjtracten Doctrinäre unter den ra der Gemerbefreiheit haben 
alles Patentweien früher aufs Nachdrücklichſte bekämpft, und fie haben jetzt 
redlich mitgeholfen, theilmeile fogar als die höchften Beamten des Reichs, ein 
Batentgejeg, welches fie früher als das Non plus ultra alles Abſurden und 
Schädlichen befämpften, in Deutſchland einzuführen. (Hört!) 

Ste haben den Marken: und Mufterjchug befämpft, und jet ift faft Jeder— 
mann für denjelben; fie haben die ausgedehntefte Freiheit in Bezug auf Lotterie 
und Spielpapiere gefordert, Bamberger hat vom Standpuntt der Gemwerbefreiheit 
aufs Aeußerfte das Geſetz über die Potterieanleihen bekämpft, — und wir haben 
die Spielbanfen aufgehoben, wie wir die Prämienpapiere eingejchräntt haben. 
Dan hat von der Befeitigung aller polizeilihen Schranfen und Zaren im 
Detailbandel, Marktwejen und Lebensmittelverfehr erwartet, e8 werde num von 
jelbft die befte, reichlichſte und billigfte Verſorgung des Publitums mit Lebens- 
mitteln seintreten. Und was ıft geihehen? Wir haben günftige Folgen der 
Gewerbefreiheit für die Berforgung der großen Städte gewiß anzuerfennen, aber 
in jehr vielen: kleinen Städten hat die. Gemerbefreiheit nichts erzeugt als eine 
traurige und für das Publitum ſchädliche Coalition der zwei oder drei Bäder 
und Fleiicher, Die in dem betreffenden Orte find. Wir haben vor Allem er- 
lebt, daß — natürlich nicht blos in Folge der Gewerbefreiheit, aber doch jeden= 
falls mit größerer Leichtigkeit und Ungenirtheit als früher — jetzt eine Ber- 
fällhung der Lebensmittel, der Getränke ftattfindet, die zu einer wahrhaft un- 
‚erträglihen Yandplage geworben iſt. Dan hat den Sat aufgeftellt, jeder Con— 
ſument jolle in der Beziehung jelbft für fich forgen. Meine Herren, ich danke 
dafür, jelbft dafür zu forgen, jelbft täglich meine Milh und mein Fleiſch zu 
unterfuhen. Das kommt mir gerade jo vor, ald wenn man von mir ver- 
langte, ih jolle meine Briefe jelbft alle beftellen. Daß eine öffentliche Anſtalt 
oder ein Beamter Milh, Fleiſch u. ſ. w. unterfucht, ift eine der elementarften 
Forderungen der Arbeitötheilung, und darum fordere ich inspectors of nuisances 
wie in England, die diefe Geſchäfte beforgen. In Parentheſe bemerfe ih: die 
ganzen Eonjumvereine find etwas Widerfinnige® vom Standpunkt der Arbeits- 
theilung; fie haben eine Berechtigung nur gegenüber einem ganz corrumpirten 
Detaildandel und jchlechten Gejchäftsfitten in demſelben; aud hier alſo ſehen 
wir, daß die Gewerbefreiheit an einzelnen Stellen ebenfo zum Betrug, zur 
Eorruption unſerer Gejhäftsfitten führen kann, als zur Anfpornung, zum wahren 
Fortſchritt, zur gefunden voltswirtbichaftlihen Organifation. 

Ich bin aber damit noch nicht zu Ende mit der Aufzählung jener For: 
derungen, die man früher im Namen der Gewerbefreiheit aufftellte und die man 
jetzt als unhaltbar erkennt. Man bat früher im Bankweſen geglaubt, mit den 
Worten „Gewerbefreiheit” und „Banknotenfreiheit“ ſei diefe jchwierige Trage 
gelöft, — und jest haben die früheren Vertheidiger der Banffreiheit wejentlich mit 
Dazu beigetragen, die wichtigften Privilegien im Bankweſen auf das Deutfche 
Reich zu Übertragen, die Privatbanfen ftrengen Normativbedingungen zu unter- 
ftellen, die Privatnotenbanten aufs Engfte einzufchnüren. Wir haben früher im 
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Eiſenbahnweſen auch gehört: freie Concurrenz der Privatbahnen ſei das einzig 
Richtige, — und viele Vertheidiger dieſer Doctrin gehören heute zu den eifrig- 
ſten Vertheidigern eines Reichseiſenbahnſyſtems. Man bat im Apothekergewerbe 
unbedingte Freiheit verlangt, und nun haben wir ſachverſtändige Unterſuchungen 
anftellen laſſen; die haben ſich ziemlich einftimmig dahin ausgeſprochen, daß da, 
wo unbedingte Freiheit des Apothefergewerbes ift, in den abgelegenen menfchen- 
leeren Gegenden, an kleinen Orten überhaupt gar feine Apotheken entftehen oder 
fi halten, und daß in den Yändern des Conceſſionsſyſtems überwiegend billigere® 
und beijere8 Arzneimaterial vorhanden tft. — Wir haben im Verſicherungs— 
wejen früher gehört, aud da. müſſe unbedingte freiheit herrſchen; wir haben 
“ gehört, e8 bebürfe nicht blos der Befeitigung aller Schranfen für das Berficherungd- 
geihäft, ſondern es hat eim geiftreiher Vertreter dieſer Richtung ſogar ven 
Cat aufgeftellt, man müſſe auch die privatrechtlihen Klagen im Verſicherungs— 
weien abjchaffen, dann werde fich Jeder vorjehen, ob er mit einer Berfiherungs- 
Geſellſchaft contrahiren könne und folle. Meine Herren, ich babe den heimlichen 
Berdacht, Diele Aeuferung des geiftreihen Mannes ſei eigentlich auf eine Selbit- 
ironie angelegt gemejen; denn wenn fie Daß nicht wäre, wäre fie nur zu be= 
greifen als die Aeuferung des glaubenstreuen Fanatikers, der zeigen wollte, daß 
ed auch auf volkswirthſchaftlichem Gebiet ein eredo, quia absurdum giebt. 
Wir ftehen jedenfalls heute nicht mehr auf diefem Standpunft. Wir geben jet 
zu, daß die öffentlichen Verfiherungsanftalten ihre Berechtigung neben den pri« 
vaten Anftalten haben, wenn es aud wahr ift, daß die privaten und Gegen 
feitigkeitsanftalten den wejentlichen Anftoß zum Fortichritt im Verſicherungsweſen 
gegeben haben. Wir wifjen jest, daß die VBerficherungsanftalten von Seiten des 
Publikums nicht controlirbar find, wir verlangen aljo, daß ein Berficherungs- 
gefeg die Anftalten in die rechten Bahnen weile, fie zur Deffentlichkeit zwinge,. 
daß ftaatlihe Behörden unter Umftänden eine Unterfuhung vornehmen und vers 
öffentlichen. 

Meine Herren, mit all dem will ich jelbitwerftändlich nicht jagen, daß wir 
principiell gegen die freie Goncurrenz im privatwirthichaftlihen Verkehr vor= 
gehen follen. Ich glaube, die freie Concurrenz ift für unfere heutige Cultur 
ganz unzweifelhaft — wie das die Adam Smith'ſche Nationaldconomie, wie 
das die Partei der Freihandelsihule gelehrt Hat — einer der mächtigſten pſycho— 
logiſchen Motoren des Fortichritts; aber fie iſt für mich doch nur ein pſycho— 
logiſcher Drudapparat neben andern; fie kann einen günftigen Reiz ausüben, 
aber fie muß es nicht, fie thut es nicht immer; es jpielen neben ihr unzählige 
andere Faktoren. Deßwegen will ich mich nicht auf fie, als auf ein Dogma 
vereidigen laſſen, das ich ſchwöre, überall anzuwenden; fondern fie ift mir 
eine Einrichtung, die ih nüchtern im praftifchen Leben prüfen, je nah Menfchen 
und Verhältniffen, Sitten und Zeiten ammenden oder durch anderes erfegen will. 
Ich will fie natürlich nicht verbannt haben wegen jedes Heinen Mifftandes, wie 
ich umgekehrt einen ftaatlihen Eingriff, 3. B. in die Kinderarbeit, deßwegen 
nicht verwerfe, meil er da und dort Mifftände erzeugt. Nur wo die Prüfung 
der Gelammtverhältniffe ganz überwiegend Schattenfeiten zeigt, will ih die Con— 
currenz im gewiſſe rechtliche Schranfen gebannt willen. Nur wo überwiegend 
günftige Folgen von rechtlihen Schranken zu erwarten find, wo die Sitte ficher 
nicht reicht, verlange ich ſolche. 
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Ih kann mic bei diefer Beurtheilung der freien Concurrenz und der 
Theorie, daß das Selbitinterefje nicht überall im wirtbichaftlichen Leben aus- 
reiche, auf eine Autorität berufen, die ſchon vor Sahren fo ziemlich dasſelbe 
ausſprach. Ich meine John Stuart Mill's Ausführungen über dieſe Buntte, 
die das befte find, was ich in der Yitteratur über diejen Gegenftand kenne. Ich 
glaube kaum, daß ich mwejentlid weiter gehe, als Mill, in der Betonung der 
möglichen ungünftigen Folgen der freien Goncurrenz, in der Behauptung, Das 
Selbftinterefje verfage an gewiffen Punkten, führe da und dort zu Mißbrauch 
und Mipbildung. 

Man wird jagen fünnen: die freie Concurrenz ift von unbedingtem Segen 
in den gewöhnlichen Kreifen des faufmänniichen Verkehrs, des Verkehrs mittlerer 
und größerer Gewerbetreibender, die mit Sachkenntniß, mit guten, reellen Ge— 
ſchäftsſitten, mit klarer Erkenntniß der Situation Geichäfte untereinander ab- 
ſchließen. Da ftehen ſich relativ gleihe Kräfte, jachverftändige Perſonen gegen- 
über, da berricht die Deffentlichkeit, ſoweit fie nothwendig ift, oder fie ift wenig- 
ftend durch eine anftändige kaufmänniſche Preſſe, durch gute Börfeneinrichtungen, 
gute Preißnottrungen, jchnelle Publication der Curſe und Aehnliches herzuftellen. 
Anders aber, und das betont Mill mit Recht, Tiegen die Dinge da, wo ber 
einzelne Privatmann großen einflußreihen Gefellihaften gegenüber fteht, deren 
innere Einrihtung er gar nicht kennen kann, deren Geichäftsführung er nicht 
überjehen kann, deren Geichäftsführung, wenn nicht Zwang zur Deffentlichkeit, 
unter Umftänden amtliche Unterfuhungen und Publicationen erfolgen, abjolut 
verichletert werden fann, — da jehen wir, daß die unbedingt freie Concurrenz 
ungünftig wirfen kann; wir ſehen Wehnlicyes überhaupt da, wo total verjchtedene 
Geſellſchaftsclaſſen mit ganz verjchiedener Bildung fich gegenüberftehen, wo ber 
reiche Fabrilant dem armen Arbeiter, wo die kenntnißloſe Hausfrau oder das 
noch kenntnißloſere Dienjtmädchen dem pfiffigen Krämer, dem  betrügeriichen 
Haufirer und Wanderlagerinhaber gegenüberfteht, überall da, wo die Deffent- 
lichfeit ganz fehlt, — Mill fügt Hinzu: überall da, wo der Einzelne nicht 
ſelbſt, ſondern nur durch gewählte Stellvertreter handelt; er fügt weiter hinzu: 
überall da, wo die jchäplichen Folgen nicht der Gegenwart angehören, ſondern 
erft im jpäterer Zeit oder gar erit in der folgenden Generation und in ganz 
anderen Kreiſen der Gejellihaft und des Staates fich zeigen, da kann man ſich 
auf Selbjthülfe und freie Concurrenz nicht unbedingt verlaffen. 

Wo wir aljo nicht unbedingt der freien Concurrenz trauen, wo ſich ſchwere 
Mipftände und empfindliche Yüden zeigen, da fordern wir theilmeife, daß ber 
Staat oder die Gemeinde jelbit ald Unternehmer auftreten, und mit Rücdficht 
auf das Gefammtinterefje und die harmonifche Entwidelung des Ganzen, vor 
Allen mit Rüdficht auf die ſchwächern nothleidenden Gefelliiaftsclaffen die bes 
treffende Bedürfnißbefriedigung übernehmen; — da fordern wir aber weiter, da 
dieß zumäcft doch nur an ganz vereinzelten ‘Puntten möglich ift, daß dem freien 
Spiel der privatwirthichaftlichen Kräfte gewiſſe ftaatlihe und polizeiliche Organe 
gegenübertreten, daß das Vereinsleben und die Organe der Selbftverwaltung 
fihb um dieſe Mifftände und Lüden kümmern und fie vom Stanbpunft ber 
Gemeinintereflen, vom fittlihen Standpunft des anftänvigen Geſchäftslebens aus 
befämpfen; da fordern wir vor Allem ein neues, den modernen techniichen Bes 
dDürfnifien ebenfo wie den jittlihen und rechtlichen Ideen unferer Zeit ent- 
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iprechendes Gewerberecht. Und bei diefem Punkt muß ich verweilen, da er ja 
zunächſt auf unſerer Tagesordnung fteht. 

Zunächſt möchte ich Diejenigen, die überhaupt eine Abneigung gegen jede 
gewerbliche Geſetzgebung haben, daran erinnern, daß die Yänder mit älterer wirth- 
Ichaftlicher Gultur, die zugleich Länder der Gewerbefreiheit find, dod darum 
nicht „minder ein viel ausgebildeteres gewerbliche Verwaltungsrecht haben, als 
wir. Die Gewerbefreiheit hatte bei ihnen nicht den Sinn und kann ihn bet 
und nicht haben, jede jpectalifirte rechtliche Ordnung des gewerblichen Lebens 
für alle Zeiten zu verbannen. Wir mußten das Zunftrecht bejeitigen, weil es 
ein veraltete® Recht war, ein Recht, angepaßt der Technik, den Betrieböformen 
und fittlihen Anſchauungen längft vergangener Zeit, — und nidt, wie jo 
viele glaubten, weil wir gar feiner rechtlihen Ordnung mehr bevürften. Im 
gewiſſer Beziehung muß im Gegentheil das Bedürfniß nad einer jolden Ord⸗ 
nung im Yaufe der Gejchichte wachlen. Jeder Fortichritt der Bevöllerungs— 
Dichtigfeit, der Arbeitstheilung, der Technik, der ſocialen Clafjenbildung macht 
unjere volföwirthichaftlihe Organiſation complicirter, bildet jchroffere Intereſſen⸗ 
egenfäge heraus, vermehrt Die nothwendigen Reibungen und Conflicte; jeder 
* Fortſchritt kann nur mit neuen Veränderungen unſerer Sitten und Ein— 
richtungen zu einem behaglichen Zuſtand führen; es müſſen ſich mit jeder ſolchen 
Aenderung neue complicirtere, aber feſte Ordnungen des Zuſammenlebens, neue 
feſte Geſchäftsgewohnheiten herausbilden. Ein großer Theil dieſer Ordnungen 
braucht nun durch das Geſetz nicht regulirt zu werden, er kann der Sitte und 
den freien, aber darum doch nicht jeder Feſtigkeit und nicht jedes ſittlichen Ge— 
halts entbehrenden Geſchäftsgewohnheiten, der freien Privatrechtsbildung über- 
laſſen werden, beſonders ſoweit es ſich um Geſellſchaftsclaſſen mit anſtändigen, 
reellen Geſchäftstraditionen handelt. Aber gewiſſe Punkte dieſer neuen Ord⸗ 
nungen des Geſchäfts- und Verkehrslebens müſſen wir immer unter den Schutz 
des Staates, des Rechtes, des Zwanges und der Strafe ftellen, nicht um will 
türlich das praftifche Leben durd die Theorie zu meiftern, ſondern um die 
edeln und guten Elemente zu jchüten gegen die Concurrenz der Gewiſſenloſen 
und der Betrüger, um das, was im Intereſſe der Geſammtheit nöthig und un- 
erläßlich ift, auch bei einer ungebilveten rohen kurzfichtigen Minorität zu er 
zwingen, um den joctalen Kampf blinder Macht und Gewalt immer mebr zu 
läutern und zu verwandeln in die harmonische Wechſelwirkung freier Menſchen, 
um bie formale Freiheit der Einzelnen zu erheben zur materiellen, innen 
und wahren Freiheit fittlih und geiftig burchgebilveter, jelbft verantwortlicher 
Individuen. 

Aus der Natur des neuen Gewerbereht?, das ich verlange, folgere ich 
aber zweierlei: es ſoll wirkliches, brauchbares, vollendetes Hecht jein im for- 
mellen und materiellen Sinne. Ich fordere, daß das Gewerberecht Recht ſei 
um formellen Sinne des Wortes, db. h. ich fordere, daß der Staat, wenn er 
dem Einzelnen Scranfen auferlegt, diefe Schranten als allgemein gültige 
und faßbare, klar amwendbare, präcife Rechtsſätze formulire, daß dieſe Schranten 
dem Einzelnen nicht als Polizeiwilltür eines untergeorbneten Organe der 
Staatögewalt, nicht als dehnbare gummiartige Feſſel, Die heute jo und morgen 
jo drüdt, die an einem Ort eng zufammengefchnärt ift, am andern jo ausge— 
wertet wird, daß alle8 durchſchlüpft, ſondern als allgemeines klares Recht des 
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Staates gegemübertreten. Und, meine Herren, nad diefer Seite bin Hat bie 
Gewerbe-Ordnung von 1869 ganz außerordentliche Fortichritte angebahnt und 
durchgeführt; und wenn ich oben mich iiber die Verhandlungen, die 1868 und 
1869 zum Erlaß diejes Gejeges führten, nicht durchaus günftig äußern fonnte, 
wenn ich daran fefthalte, dar das Maß praftiich vollswirthſchaftlicher Sach— 
kenntniß bei diefen Debatten ein zu geringes war gegenüber dem etwas boctri= 
nären Eifer für die wirthfchaftliche Freiheit; — nah dieſer Seite fünnen wir 
den Männern, die damals für die Einführung des Nechteftaats und der Rechts— 
forderungen in das Gebiet der Gewerbepolizei fümpften, nicht dankbar genug 
fein; und das war nicht etwa die Regierung oder der Bundesrath, fondern 
die liberale Partei. Sie hat ſich bemüht, überall wo eine Schrante nothmwendig 
war dieſe Echranfe möglichft aufzurichten auf dem Boden des Rechts und die 
Willkür daraus zu entfernen. 

Dad war und ıft ein großer Fortichritt, meine Herren; nur auf dieſem 
Wege wird es und gelingen das Mißtrauen der Gemerbtreibenden gegen alle 
und jede Schranfen zu befeitigen; nur auf diefem Boden wird daß, was wir 
fordern, aus einer formalen Schranke eine Garantie der wahren materiellen 
Freiheit. Ich wenigftend behaupte, daß jede Schranfe der Willfür, eben wenn 
5 eine wahre Rechtsſchranke ift, Die wahre Freiheit nicht hemmt, fondern 
ördert. 

Ich fordere neben dieſem Formellen nun aber ein weiteres Materielles 
von dem neuen Gewerberecht und das iſt mir noch wichtiger; ich verlange von 
dieſem, wie von allem Recht, daß es ein gerechtes Recht ſei. Denn nur ein 
gerechtes Recht iſt in Wahrheit Recht. Der innere Rechtfertigungsgrund für 
alles poſitive Recht liegt in ſeinem ſittlichen Gehalt, in ſeinem ethiſchen Zweck. 
Jede volkswirthſchaftliche Ordnung iſt zugleich oder ſtützt ſich auf eine Rechts» 
Ordnung und dieſe iſt das Produkt der Geſchichte einerſeits, der herrſchenden, 
ſittlichen Ideen, der Art, wie der Begriff der Gerechtigkeit zur Zeit aufgefaßt 
wird, andererſeits. Der Einwurf daher, daß ſich über nichts mehr ſtreiten 
laſſe, als über die Principien der Gerechtigkeit, ſchreckt mich nicht; denn über 
gewiſſe Punkte iſt das unmittelbare ſittliche Rechtsgefuhl des Bolfes zur Zeit 
doc vollftändig im Klaren und wird es immer mehr werben; und e8 verfteht 
fi von meinem politifhen Standpuntte aus von felbft, daß ih, wenn ich em 
gerechte® Gewerberecht verlange, wenn ich vor Allem auch eine Rüdfichtnahme 
auf die Forderungen der vertheilenden Gerechtigkeit wünſche, damit nicht Diele 
oder jene undurchführbaren, dem heutigen Rechtögefühl ganz fremden Rechts— 
füge einführen und erzwingen will, die man von irgend einem abftralten 
philofophifchen Rechtsſtandpunkte aus aufftellen könnte; jondern ich meine bie 
Rechtöforderungen, die die Edelften und Beften der Nation aufftellen, die im 
Begriffe find mehr und mehr auch der Maſſe in Fleiih und Blut überzugehen. 
Ich meine die Forderung eines anftändigen Geſchäftsverlehrs, ich meine den 
Kampf gegen Betrug und Ausbeutung, die Rückſichtnahme unferer Gelege und 
Einrichtungen auf die Page der unteren Klafien, auf ein normales Familienleben 
befonder® bet ihnen, ich meine die Sorge für Erhaltung des Mittelftandes, die 
Sorge für nicht zu Ichroffe und ungerechte Bertheilung des Einkommens. Wer 
wollte behaupten, daß unfere heutige Volkswirthſchaft feine Ungerechtigfeiten zeige, 
die umvertilgbar wären, die wir umverändert ertragen müßten. Es ift ungerecht, 
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- wenn factifhe Monopole einzelnen Bevorzugten geftatten, ganz außerordentliche 
Gewinne zu machen; es ift ungerecht, wenn die Schwachen, die Kinder und 
Frauen, ausgenugt, reſp. ihre Arbeitskraft übermäßig angeftvengt wird, jo daß 
Die ganze Zukunft diefer Familien durch Generationen hindurch untergraben 
wird. Es ift ungereht, wenn in breiten Schichten des Geſchäftslebens die 
Corruption und der Betrug immer reichere Ernten halten, es iſt ungerecht, 
wenn jede Fälſchung von Nahrungsmitteln als eine ftraflofe und beinahe felbft- 
verftändliche Sache gilt, es ift ungerecht, wenn Gründer und Berwaltungsräthe 
die Aktionäre maßlos übervortheilen; es ift ungerecht, wenn beim Arbeitsvertrag 
der eine Theil dem andern jede Bedingung octroirt, wenn der Arbeiter durch 
- Die Noth gezwungen wird, jeden Paragraphen der Fabrif-Drdnung und fer er 
ihm auch nod jo widerwärtig, fich gefallen zu laſſen, wie e8 umgefehrt Unrecht 
ift, wenn der Arbeiter die dringenden Beftellungen des Augenblid3 zu jeder Rob: 
heit und Gewalt gegen den Unternehmer benugt. Es ift ungerecht, wenn die 
Fabrit-Orpnungen ein neues hartes Strafrecht einführen, das theilmeife — wenn 
auch mehr in England, als bei und, zu einer fünftlihen Confiskation der 
Löhne führte. 

In allen diefen Berhältniffen ift eine normalere und gerechtere Geftaltung 
des Geſchäftslebens denkbar und möglich; und wenn das Recht nicht das Meifte, 
nicht Alles thun kann, fo fpielt e8 doch eine wefentlihe Rolle dabei. Bor 
allem ift die Forderung zu erheben, daß in allen diefen Verhältniſſen der eigent= 
liche Wahrer des Rechts, der Staat als folder und feine Beamten das große 
nobile officium, das den preufiichen Beamtenftand groß, den preufifchen Staat 
mächtig gemacht hat, das nobile officium des Schutzes der Schwachen, ber 
Unmündigen, der Nichtfachverftändigen nicht aus der Hand gebe, fondern- feft in 
den Händen behalte. (Bravo!) 

Man bat mir nun entgegnet, die Forderungen der Gerechtigkeit hätten 
mit der Volkswirthſchaft nichts zu thun. Und doch, meine Herren, wenn id 
diefen Punkt betone, wenn ich verlange, daß die heutige Volkswirthſchafts-Ord— 
mung neue fittlihe Gedanken in fih aufnehme, fich mit den Forderungen eines 
ftetig ſich Läuternden Rechtsgefühls auseinander ſetze, ſo flehe ich dabei auf 
feinem andern Standpuntt, als Adam Smith, als die Freihandelsſchule felbft 
in ihren berworragendften Vertretern. Auch bet Adam Smith finden Sie bei 
jeder nachdrüdlichen Forderung, die er aufftellt, nicht bloß die Bemerkung, daß 
dadurch die Production gefteigert werde, fondern immer das Zurücgreifen auf 
das Recht, — und ebenfo auch bei Prince- Smith. Ich halte die meiften For— 
derungen des letztern für nicht ganz richtig, viele für ganz falſch, aber ich glaube, 
er hatte darin nicht Unrecht, daß er Das, mas er forderte, zu rechtfertigen 
fuchte ald etwas Gerechtes, daß er damit gegenüber derjenigen materialiftifchen 
Strömung front machte, Die im gewerblichen Yeben nur einen Kampf blinder 
Kräfte erblidt, die daS unbedingte Recht des Starten predigt, den Schmächeren 
zu vergewaltigen, das Recht des Klugen und Pfiffigen, dem Unerfahrenen die 
Haut über die Obren zu ziehen. 

Gewiß kann nicht jede Forderung der Gerechtigkeit fofort in praktiiches Recht 
fi) umfegen; fie kann e8 nur, wenn fie ın praftifch realifirbare Sätze ſich formulixt 
bat, wenn die egoiftiichen Kräfte und die gemeinen Triebe der edleren Auffafjung im 
allgemeinen Bewußtjein Plag gemacht Haben. Aber was ich behaupte, ift auch nicht 
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die fofortige Durchführung jeder Conſequenz des Princip8 der Gerechtigkeit; mas 
ich verlange ift nur der Kampf für ein geläuterte® Gewerberecht im Ganzen. 
Ueber die Art und Zeit der Durchführung jeder einzelnen Forderung auf dem 
Gebiete der Kinder- und Frauenarbeit, der Yehrlings- und Schiedögerichtögejeg- 
gebung, des gewerblichen Vereins- und Hülfskaſſenweſens, der Geſundheitspolizei 
und Gewerbepolizei, lafje ich mit mir ftreiten. Es jcheint mir für den Moment 
wichtiger, daß wir und im Ganzen über die Nothwendigkeit der Neform und 
über ihren Geift, als über das Detail verftändigen. Und dieſer Geift kann 
und joll fein anderer fein, al® der der jocialen Neform, der Reform im Sinne 
der Gerechtigkeit, der Durhdringung des wirthſchaftlichen Lebens mit fittlicyen, 
mit ethiſchen Gedanten. 

Um mid) aber gegen möglihe Mifverftändniffe zu verwahren, möchte ich 
nohmals betonen, daß ich feine Meform für beilfam halte, die nicht in der 
öffentlichen Meinung einen breiten Boden gewonnen bat. Ic betone ferner, 
daß feine Reform des Rechts von Segen ift, die nicht in den Sitten und Ges 
wohnheiten des Volkes bereitö ihre Wurzel hat. Es gilt für alle Zeiten, 
nicht bloß für die Römer, das: moribus plus quam legibus stat res publica; 
— die Sitten find ftets wichtiger ald das Recht, fie find die Wurzeln des 
gejunden Rechtes. Jede Reform muß fih anpaſſen an die Wortichritte der 
Voeen und Gefühle, an die Gewohnheiten des Verkehrs und Gelchäftslebeng ; 
aber fie muß aud das Befte, fie muß das Richtige, das, was der Zukunft 
angehört, ftügen, fördern und vorwärts treiben. 

Von diefem Standpunkt aus habe ich meine Thefen und mein Programm 
aufgeftellt. Erlauben Ste mir zu denfelben, auf deren Detail ich’ jegt nicht, 
fondern erjt bet einer eventuellen Specialvebatte näher eingehen will, nur nod 
ein paar Worte. 

Ih hatte zunächſt, al3 ich das Referat für meinen Freund Brentano 
übernahm, das Bedürfniß, meinen Standpunkt in ſämmtlichen heute in Frage 
ftehenten ‘Punkten der Gewerbe-Ordnung wenigſtens einigermaßen zu prägifiren. 
Ehe ich meine Theſen formulirte, habe ich daher diefen Umriß zu einem „Pro: 
gramm für Reform der Gewerbe-Drdnung“ ausgearbeitet, der in Ihren Händen 
iſt; ich glaubte hierdurch mir mein Referat abfürzen, mir meine Zeit qus— 
ſchließlich für die Principienfragen rejerviren zu fünnen. Ich glaubte bierburd) 
präctfer, als e8 in einer frei geiprochenen Rede möglich iſt, bezeichnen zu fünnen, 
was ic als veformbedürftig anſehe. Natürlich konnten nun aber die Thejen, 
über die wir bier im Laufe eined Tages. abftimmen können, nicht ebenſo aus: 
führlich fein. 

Ich habe deswegen verfucht, Die weientlichften Säge au diefem Programm 
in möglichfter Kürze zu zwölf Thejen zuſammenzufaſſen. Es ergab fid) da aber 
die Nothwendigkeit, daß ih, wenn ich 3. B. eine einzige kurze Theſe über das 
Lehrlingsweſen oder die gewerblichen Schiedsgerichte in einem Sage aufftellen, 
alſo ſechs bis zehn oder noch mehr Punfte zu einem zufammendrängen wollte, 
nur ganz allgemein fein konnte. Ich glaube aber, daß dies der Sachlage ent- 
ſprechen wird. Wir können, wenn wir an einem Tage über Reform der Ges 
werbe-Ordnung debattiren, unmöglich das Detail einer Schiedsgerichts-Geſetz- 
gebung, einer Handelöfammer-Gejeggebung, einer gewerblichen Polizei-Gejeg- 
gebung, eines Geſetzes über Yehrlingswelen, Kinder- und Frauenarbeit debattiren ; 
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und indem ich den Theſen eine ziemlich allgemeine Form gegeben, hoffte ich 
zugleih, daß ich hierdurch vielleicht alle diejenigen, die von den verſchiedenſten 
Seiten ber wenigftend etwas geneigt find, zu reformiren und ſich unferem 
Standpunkt der focialen Reform zu näbern, veranlafjen könnte, mit uns zu 
ftimmen. Daß daneben dieje allgemeine abgefürzte Faſſung ihre Schattenfeiten 
bat, weiß id wohl. Es werden damit die feiten Grenzen, bis wohin die Re— 
form auf jedem einzelnen Gebiete gehen Toll, nicht Hargeitellt, und dieſe Bermei- 
dung der Specialbeftummungen wird jeden, der mehr Sinn für das Detail als 
für die Principien bat, geniven, weil er jagt: ich will, wenn ich für ein Princip 
ftumme, auch gleich das Maß und die Grenzen haben. Dieje Grenzbeftimmung 
aber heute vorzunehmen in einer einzigen furzen Sigung, iſt an ſich unmöglich, 
und deöwegen babe ich geglaubt, mich jo furz in den Theſen faſſen zu Dürfen. 

Was die Thejen nun felbft und mein Programm betrifft, meine Herren, jo 
hätte ich natürlid darüber noch unendlich viel zu jagen. Aber die mir zuge 
mefjene Zeit ift bald abgelaufen. Erlauben Sie mir deshalb nur noch ein 
paar Worte zu diefem oder jenem Punkt. 

Wenn ich von gewerblichen Interefientenwerbänden jpreche, für die ich ein 
Bereinsgefeg winjche, jo meine ich nicht, daß die taftenden Verſuche, die man 
nach diefer Seite hin in Deutichland bisher gemacht bat, genügen, daß man 
denjelben alle möglichen ſehr weit gehenden wichtigen Rechte ſchon geben könnte ; 
aber ich möchte diefe Verbände unter ein ſpecielles Vereinsrecht ftellen, da— 
mit auc fie auf einem feften Rechtsboden ftehen. Ich meine mit ſolchen Inter 
ejfentenverbänden Gewerkvereine, ich meine aber eben jo gut Fabrikantenvereine, 
dann auch ‘die alten Innungen, wo fie noch eriftiren und Leben haben, ferner 
diejenigen Innungen, Die Unternehmer umd Arbeiter umfagen wollen, wie man 
fie in Hamburg verſucht hat. 

Ueber daß gewerblide Schiedsgericht will ih nur die Bemerkung 
machen, daß ih in der Hauptjade auf dem Standpunft der Minorität der 
Reichstagskommiſſion von 1874 ftehe, im Gegenjag zu der Majorität, die die 
Einrichtung mehr ald Anbängfel der Gerichte behandeln wollte. 

In Bezug auf einige weitere Punkte muß ich daran erinnern, was ich auch ın 
dem Programm betont habe, daß ich bei ihnen nicht an Das Reich, jondern an 
Preußen denke. Gewerbefammern ;. B. gibt es ſchon in verjchtedenen Staaten, und 
wenn id von Reform der Handelskammern fprede, fo denke ich dabei an bie 
nothwendige Aenderung des preufiichen Gefetes von 1870, das bejondere Ge- 
werbefammern nicht fennt. Solche find aber nach meiner Anficht und feften 
Ueberzeugung wünſchenswerth, es ift eine Reform nöthig, aber fie braucht nicht 
ganz Neues zu Schaffen, fie foll fih an das Beftehende anſchließen. Es ift 
gewiß beillam, wenn die Gemerbefammern, wie in Bayern, im Zuſammenhang 
bleiben mit den Handelöfammern, gemeinſchaftliche umd befondere Sigungen 
balten. Bor Allen betone ich aber Eins und e8 iſt das dafjelbe, was mich 
immer veranlaft, gegen die alten Zünfte zu ypolemifiven: wenn Sie die Ges 
werbefammern veformiren, dürfen Ste nicht alle bedeutendern gebildeten Gewerb⸗ 
treibenden, wie es, wenn ich mich nicht täuſche, in Sachſen iſt, in die Handels— 
abtheilung bringen und dann ein paar Kleinmeifter, Zünftler und Arbeiter in 
der Handwerksabtbeilung allein laffen; denn damit bejeitigen Sie wieder den 
fördernden und bebenden Einfluß der Intelligenten, der Thatkräftigen auf die 
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fleinen Leute, auf die Ungebilveten. Es müſſen die kleinen und großen Hanbels- 
leute in der Hanveldabtheilung zufammen bleiben, es muß aber auch in ber 
Gewerbelammer ver große neben dem fleinen Fabrifanten, der Handwerksmeiſter 
neben dem Arbeiter figen, der fich im gewerblichen Schiedsgericht fähig ge- 
zeigt hat. 

Ih habe das Gejundheitswejen hereingezogen, weil e8, wie wir 
Ihon an der Frage der Conceifiontrung der Apotbefen jehen, in Zuſammenhang 
mit den allgemeinen Principien des Gewerberechts fteht und weil, wie ich glaube, 
en großer Theil der Gewerbepolizeireforn , befonderd auch die Reorgantfation 
unferer gewerblichen Bolizeibehörden und polizeilihen Organe der GSelbftverwal- 
tung nur im Zufammenhang mit der Reform ded ganzen Geſundheitsweſens und 
der Sanitätsbehörden fid gründlich und zweckmäßig vollziehen läßt. 

Ueher die Kinder- und Frauenarbeit will ih mich nicht auslaflen. 
Dagegen erlauben Sie mir noch ein Wort über das Lehrlingsweſen. 

Ih glaube, ein Lehrlingsgefeg bat viel Ausficht, die Stadien der Gefeg- 
gebung zu pafliren, und es ift das jedenfalls ein Fortichritt. Das zu erwartende 
Geſetz wird mohl ziemlich ähnlich ausfallen, wie das franzöjiiche von 1841. 
Ich Habe die wefentlichften Punkte in meinem Programm angeführt; fie find 
im Grunde diejelben, die in dem Antrage Ridert, Wehrenpfennig und Genofjen 
vom 24. März 1877 enthalten find. Ich Iege aber Werth Darauf, es aus— 
zufprechen, daß, jo wichtig die Yehrlingsfrage und eine Befjerung der Lehrlings— 
verhältnifje ıft, ein ſolches Yehrlingsgefeg nicht allein und nicht jo ficher, mie 
‚man von mancher Seite meint, belfen kann. Je frenger man nämlich ein 
ſolches Geſetz macht, defto häufiger wird e8 vorkommen, daß Meifter und Lehr: 
ling ein Interefje befommen, es nicht auf fi) ammenden zu laſſen Und dazu 
haben fie eine jehr gute Gelegenheit; beide verftändigen fich, daß dev Lehrling 
eben nicht Lehrling, jondern jugendlicher Arbeiter genannt werde. Und während 
dieß, wie man in Frankreich fieht, der Feine Meifter dolos thut, werfteht es ſich 
bet den größeren Geſchäften und ver eigentlichen Grofinduftrie von ſelbſt. Die 
weitgehende Arbeitötheilung „ der große Maſchinenbetrieb hat oder duldet feine 
Yehrlinge mehr im alten Sinne des Wortes; nur vereinzelt haben wir in ber 
Großinduftrie ein neues, ganz anderes, dem alten Lehrlingsverhältnig nach⸗ 
gebildetes, aber dafjelbe nicht erreichendes Lehrvertragsverhältniß; und beöhalb 
betone ich: für Diefe jugendlichen Arbeiter in den größeren Etablijjements reicht 
der Erlaß eines Lehrlingsgeſetzes nicht aus; zu Lehrlingen, im alten Sinne des 
Wortes, fann fie ein Geſetz nicht machen; das alte Yehrlingsmwelen fett bie alte 
einfache kleine Werkftatt und ven alten Mangel an Arbeitstheilung voraus. 
Das Lehrlingsgefeg wird da günftig wirken, wo nod mehr die alte Betriebs- 
weije und kleine Geichäfte vorwiegen und wo Unternehmer und Arbeiter darauf 
hindrängen, daß jeder gelernte Arbeiter Lehrling geweſen jei; für Die übrige, 
beſonders die große Induftrie, da muß man ſich nach anderem Erſatz umfehen 
und ich erblide ihn vor Allem im gewerblichen Schulmelen, in der Gründung 
von Lehrwerfftätten, in gewerbliden Fachſchulen. 

Ich kann hierauf nicht des Näheren eingehen, aber das möchte ich doch 
auch bier ausſprechen, ed kann nicht laut und oft genug betont werben: In 
Preußen iſt erftaunlich wenig für Das untere gewerbliche Schulweſen geſchehen, 
erft feit wenigen Jahren etwas mehr, aber aud das, was geichehen ift, ift 
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theilweife wenigftens recht verfehlt. ALS ich jelbft noch die Ehre hatte, um 
preußiſchen Staate zu wohnen, habe ıh als halle'ſcher Stadtverorbneter mit 
gegen den neuen Reformplan der preußiſchen Gewerbeſchulen von 1870 gefämpft, 
von allen Seiten hat man dagegen protejtirt, daß dieſe Gewerbeſchulen hinauf: 
geichraubt würden zu Vorbereitungsfchulen der Polytechniken und daß einer der 
wenigen Punkte, wo wir noch ordentliche techniſche Schulen für Lehrlinge, eigent- 
liche Arbeiter, für die unteren Stände überhaupt hatten, ihnen entzogen wurde 
und e8 wieder den Anjchein gewann, ald ob man nur immer Sinn hätte für 
die technifche Bildung der höheren Gewerbtreibenden, der Grofinduftriellen, und 
nicht für die Bildung der kleinen Leute. Ich glaube, daß in dieſer Beziehung 
eine gründliche Reform nothwendig und ſehr viel zu thun iſt. Aber nicht 
durch Geſetze allein oder hauptlählih, jondern durch die Verwaltung im Ein- 
zelnen ift das zu machen, dadurch, daß wir Yeute an die Spige der betreffenden 
Reſſorts befommen, die Sinn dafür haben und Energie und eın klares Bewuft- 
jein von den gewerblichen Bedürfniffen der Gegenwart und aud ein Herz für 
die unteren Claſſen. 

Ich will über die übrigen Punkte mich nicht mehr näher auslafien. Sollte 
die Zeit reihen, fo werde ich ja bei der Spezialvebatte Gelegenheit haben, 
darauf zurücdzutommen. Es fommt mir, wie ich ſchon betonte, ja zunächſt 
überhaupt nicht auf die einzelnen Punkte fondern darauf an, durch mein Referat 
und den Geift, den ich diefen Debatten geben möchte, richtig vorarbeitend zu 
wirfen auf die üffentlihe Meinung. Ste muß immer lauter und energilcher 
fordern, daß die Reform, menigitens an ein paar jpruchreifen Punkten, in Ans 
griff genommen werde, daß dann fuccejfiv Die weiteren worbereitet und durch— 
geiprohen werden, daß Das Ganze in richtigem Geifte durchgeführt werde. 

Dieler Geift aber, meine Herren, kann fein Anderer fein, ald der Geift 
der Berlöhnung und Verſchmelzung von Gemwerbefreiheit und focialer Reform. 
Wir dürfen ed nicht mehr als das einzig anzuftrebende Poftulat aufftellen, daß 
dem Einzelnen der größte Spielraum für feine Willtür gelaffen werde, fondern 
wir müſſen dahin ftreben, dafür zu forgen fuchen, daß überall das Richtige 
geſchehe, Daß man dabei ebenfo jehr an das Ganze, wie an das Individuum denfe, 
In dieſem Geifte fordere ich nicht blos formelle fFreibeit, fondern jene mate— 
rielle Freiheit, die dem Einzelnen fein Fortkommen und Gedeihen fichert, vor 
Allem die unteren Claſſen zu heben, zu fördern, zu bilden ſucht. Ich fordere 
von dieſem Standpunkt aus die Rechtsſchranken, die für die materielle Freiheit 
erft die Garantie der Durhführbarkeit bilden. Ich fordere Rechtsſchranken im 
Sinne derjenigen Gerechtigkeit, Die im Einklang fteht mit der fittlihen und mate- 
riellen Entwidlung der Zeit. 

Meine Herren, ich bin mir fehr wohl bewußt, daß alle diefe Reformen 
nur etwas nüten, wenn neben der Aenderung der Gefee und vor ihr die In— 
dividuen fortfchreiten und andere werden, wenn die Sparſamkeit, die Arbeitfamteit 
und der Unternehmungsgeift der Einzelnen ebenfo wächſt, nad) gleichen Zielen 
ringt, wie die Gefepgebung, wenn das Genoſſenſchafts-, das Vereinsleben ebenfo 
blüht und thätig ift, wie die geſetzgeberiſche Mafchine. Unſere ſocialen wirthe 
ſchaftlichen geſchäftlichen Sitten müſſen fich verbeſſern, wie fi unler Gewerbe: 
recht zu verbejjern hat. Unſere unteren Glafien müſſen im täglichen und im 
Familienleben, wie im Geſchäftsverlehr mehr und mehr die Sitten des Mittelftandes, 
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de8 foliden Kaufmanns annehmen; unfere politifchen Tugenden und unſere Ein— 
gewöhnung in die Selbftverwaltung müfjen den focialen Reformen parallel geben ; 
denn ſonſt iſt alle Reform des Gewerberechts nichts nüge. 

Die Aufgabe ift feine Leichte, aber wir brauchen auch nicht zu verzagen 
trog aller ſcheinbaren Dunkelheit des Augenblids, trog alles Drudes einer vor: 
übergehenden Kriſis, trotz aller Glaffentfämpfe, die, wie ich glaube, von den 
meiften Seiten viel zu büfter aufgefaßt werden. 

Meine Herren, wir find nod ein jugendliche Volk, ein Volk, das, möchte 
ih jagen, als Culturvolk, als Culturftaat eben erft, und zwar zur Seit einer 
der größten technifchen Revolutionen, die die Geſchichte fennt, ſich confolodirt 
bat. Daß da Mandes wirr und chaotiſch ausfieht, daß wir in einzelnen Ges 
bieten noch unficher taftend vor den Aufgaben ftehen, die wir zu löſen haben, 
ſcheint mir ganz natürlich. Laſſen wir den krankhaft äfthetiichen Angftnaturen 
dad Gejammer über unfere Juftände, über die Socialdemokratie, über ven ans 
geblihen Rüdgang unſeres Wohlftandes. Ich möchte jagen: jehr vieles, ja das 
Meifte, über was wir flagen, laſſe fih darauf zurüdführen, daß wir gleichſam 
noch in den jugendlichen Flegeljahren einer neuen großen Zeit ftehen. Im den 
Flegeljahren ift Die Jugend grob, leidenſchaftlich, exentriſch, ohne fefte Sitten, 
ohne Durchgebilveten Charakter, ohne fihern Takt des Anftandes, Und find 
das nicht Vorwürfe, die wir auf geſellſchaftliche Zuftände übertragen, parallelifiven 
fönnen mit den Untugenden der Socialdemokratie, de8 Gründerthums, des un- 
ſoliden Greditwejens ? 

Es ıft ein kindlicher Irrthum, zu glauben, e8 habe je Zeiten ohne ſolche 
Kämpfe, ohne ſolche ſociale Reibungen gegeben ; es ift albern, fentimental zu weh- 
Magen, daß jolhe Dinge im Zeitalter des neuerftandenen deutſchen Reiches vor- 
kommen fönnten. «Als ob die Gefchichte je ftille ftände, um fi nun einmal ein 
Jahrhundert zu freuen über das, was ıhr in der Vergangenheit gelungen. eine 
Herren! Wo Fortichritt ift, da find auch Kämpfe, wo Licht werben foll, kann 
ed nur aus dem Schatten hervorgehen. Nicht die Kämpfe alfo haben wir zu 
beflagen; wir haben nur uns jelbjt anzuklagen, wenn wir nicht die Kraft haben, 
über Diefe Kämpfe Herr zu werden. Das Maß jeder Cultur, meine Herren, 
mißt fih daran, über welche Diffonanzen fie Herr wird: umd wir werden die 
Kraft dazu haben, mir werden die ſoeiale Reform durchführen, wir werden 
unſere Gejchäftsjitten, unfere Ehrbegriffe jo läutern, daß wir das Gründerthum 
[08 werden; wir werden bet guten Yöhnen, bei richtiger Organifation der Ar- 
beiter die unteren Glaffen fo heben, daß ein neuer Mittelftand aus ihnen 
ermwächlt, daß Die gelernten Arbeiter und Kleinmeifter das harmoniſche Mittel 
glied zwilden den höheren und den unteren Glafjen bilden, daß die Soctal- 
demofratie mit ihrem ftaatöfeindliben Charakter und ihren utopifchen Forderungen 
verichwindet, Dazu wird eine maßvolle fociale Neforgngejeggebung nöthig fein, 
und daß wir fie befommen, daß wir fie in vollendeterer Weife befommen, als 
jedes andere Volk, dafür ift mir zweierlei Bürge: der deutſche Idealismus und 
per feftgefügte Staatöbau der Hohenzollern, wie er in der Hauptſache auf das 
Reid, übergegangen ift. (Lebhaftes Bravo.) ' 
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Theſen. 


I. Allgemeines. Verbände der Unternehmer und Arbeiter, Gewerbliche 
Schiedsgerichte, Gewerbefammern. 


1) Die derzeitige nothmendige Reform der Gewerbe-Ordnung fann weder 
in einer Wiederbelebung des Zunftrechtes, nod in einer allgemeinen ftaatlichen 
Drganifation der Induftrie oder der gewerblichen Verbände bejtehen, jondern fie 
bat zu verfuchen, diejenigen Punkte unſeres gewerblichen Lebens, die bedeutende 
Mifftände und empfindliche Yüden zeigen und durch die bloße Sitte und das 
private Vereinsleben nicht zu beſſern und auszufüllen find, einer neuen ver 
modernen Technik und den politifchen und fittlihen Ideen unferer Zeit ent- 
iprechenden, in ihrem Geifte einheitlichen rechtlichen Ordnung zu unterwerfen. 

2) Dazu bedarf ed im Yaufe der nächſten Jahre folgender Maßregeln: 

a. eines Geſetzes, Das die gewerblichen Lnterefjenten » Verbände Normativ— 
Bedingungen unterftellt, ihnen gewifje Rechte ertheilt und das Einigungs- 
wejen ordnet ; 

b. eines Gefeges über locale gewerblihe Sciedsgerichte, die im Anſchluß 
an die Sommunal-Behörden zu bilden und zugleich als ˖locale gewerbliche 
Verwaltungs-Behörden zu benügen find; 

e. einer Neforın der Handelöfammern im Einne der Theilung in eine 
Handeld- und Gewerbe: Abtheilung und der Zulafjung der Kleingemerbe- 
treibenden und Arbeiter. 


1I. Geſundheits-Behörden und Gefundheitsweien. 


3) Es bedarf hierzu einer Neugeftaltung der localen Gejundheits-Behörden 
jowie einer Geſetzgebung über die Grenzen und wefentlichen Functionen ihrer 
Thätigfeit, ebenfo wie eine codificirende Zuſammenfaſſung der Verordnungen 
über ſanitätliche Gewerbepolizei im Sinne der deutichen Rechtseinheit und zum 
Schutz der individuellen Intereſſen nothwendig ift. 

4) Ein Reich8-Apothetengefeg hat das Syſtem perfönlicher, unveräußerlicher 
Sonceffionen anzunehmen. 


III. Kinderarbeit, Lehrlingsweſen, Franenarbeit. 


5) Es bedarf dazu ferner einer theils jpecialifirenden und verichärfenden, 
theil8 nur die Ausführung werbürgenden (ftantlihes Yabrif= Infpectorat und 
geordnete Theilnahme von Selbftverwaltungs-Organen an der Inſpection) Geſetz- 
gebung über die Arbeit von Kindern, Unerwachſenen und Frauen in Fabriken 
und Werkftätten. 
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6) Es bedarf dazu eines Lehrlingsgeſetzes, ſowie der Ausdehnung des obli= 
gatoriſchen Arbeitsbuches für alle Perjonen unter 18 Jahren, die in Werfftätten 
und Fabriten arbeiten. 

7) Es bedarf dazu einer ſehr viel größeren Thätigfeit des Staates und 
der Selbftverwaltungstörper für das gewerbliche Schulweſen, bejonders für 
Lehrwerfftätten und Fachſchulen. 


IV. Arbeitsrecht erwadjjener Arbeiter. 

3) Dagegen ift für erwachſene männliche Arbeiter ein Normal= Arbeitötag 
durch Gefe nicht einzuführen, ebenfo wenig ein Arbeitsbudy und die ftrafreht- 
liche Verfolgung des Arbeitsvertragsbruches; es genügt hierfür ein ſummariſches 
Procefverfahren, die Aufhebung des Privilegiums der Nichtbeichlagnahme des 
Lohnes eines Contractbrüchigen und die Mithaftung des Berführers. 

9) Die Haftpflicht Gefeggebung ift im Sinne der Durdführung des 
Principe des Geſetzes fortzubilven. 

10) Die Fabrikordnungen find für größere Etabliffements obligatorifch zu 
machen und ihr Inhalt gewiſſen geſetzlichen Bedingungen zu unterwerfen. 


V. Sonftige gewerblide Specialreformen. 


11) Zur Einfchräntung der Mißbräuche der Wanderlager bedarf e8 im 
Intereſſe des reellen Geſchäftsverklehrs größerer geſetzlicher Schranken, als jeist 


ben. 
12) Es ift mwünfchenswerth, daß nur amtlich beftellte Auftionatoren zu= 
gelaffen werben. 


Umriß zu einem Programm 
für 


Reform der Gewerbe-Ordnung,. 
Zur Erläuterung und Begründung vorjtehender Theien. 


I. Allgemeines, Verbände der Unternehmer und Arbeiter, Gewerbliche 
Sciedsgerichte, Gewerbefammern. 


1) Die Reform der Gewerbe: Ordnung hat davon auszugehen, daß ber 
frühere Gegenfag von zünftigem Gewerbe und fabrifmäßiger Induſtrie ein end- 
gültig befeitigter ift. Die Gejetgebung über Verbände der Unternehmer und 
Arbeiter, über Kinder: und Frauenarbeit, Lehrlingsweſen, Arbeitsrecht, Gejund- 
heitövorrichtungen x. hat nicht am dieſen veralteten Gegenſatz, ſondern joweit 
Unterfchiede und Abftufungen nöthig find, an äußere Merkmale: Borhandenfein 
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der Wafjer- oder Dampfkraft, Zahl der Arbeiter, geſchloſſenes Etabliſſement, 
beftimmte technische Apparate und Aehnliches anzufnüpfen. 


2) Die Einheitlichleit der ganzen Gewerbe-, Yabrif: und Arbeitögefeg: 
gebung bleibt das zu erftrebende Biel; aber bie technifche Natur einzelner Be- 
triebe und der Unterſchied in der Zahl der Arbeiter und der Größe der Betriebs- 
Iocale erfordert doch mehr als bisher eine Specialgefewgebung (Glasinduftrie, 
Tertilinduftrie :c.). Auch die Ruckſicht auf beftehende Gewohnheiten und die 
internationale Conkurrenz fann auf Gefet- oder he in beruhende 
Ausnahmebeſtimmungen rechtfertigen. 

Mäßige Forderungen der Geſundheitspolizei ſicher und genau ausgeführt, ſind ein 


größerer ſoeialpolitiſcher Fortſchritt, als weitgehende Forderungen, an deren tegel- 
mäßige Verletzungen ſich die Unternehmer und Arbeiter gewöhnen. 


3) Die heutige Vereinsbewegung der Unternehmer einerſeits, der Arbeiter 
andererfeit8 und beider gemeinfam tft nur in ſoweit eine erfolgveriprechende, als 
fie in den localen, provinztalen und nationalen Verbänden die Geſammtheit der 
Unternehmer und gelemten Arbeiter des betreffenden Gewerbes zu umfaſſen 
ftrebt und fih nicht im Anſchluß an die alten Zünfte auf Kleinmeifter und 
Geſellen, d. h. den einflußloferen Theil der Gemwerbetreibenden beichränft. 

4) Eine ftaatlihe durchgreifende Organifation der Unternehmer: und 
Arbeiter-Berbände iſt in der Gegenwart nicht zu empfehlen. 

Es fehlt zur fett an jedem braudbaren Vorſchlag in dieſer Richtung; es würde 
eine ſolche Organiſation den heute herrſchenden Sitten und politiſchen Ideen ebenſo 
widerſprechen, als fie in der heutigen Technil und ihren täglichen Veränderungen außer- 
ordentliche Schwierigkeiten finden würde. Auch ift Hiftorifch jederzeit eine gelunde umb 
ſtarle Bereinsbewegung ber ftaatlichen Anerlennung berfelben, und bie Tetstere wieder 
der Uebertragung öffentlicher, poligeilicher und anderer derartiger Rechte auf die Ber- 
eine und damit ihrer Umbildung im eigentliche Corporationen oder Organe der Selbit- 
verwaltung voransgegangen. Ueberall war dies das Ende und nicht ver Anfang einer 
ſolchen Bewegung. 

5). Dagegen ift allerdings durch ein Gefeg mit Normativ-Bedingungen den 
Berbänden der Unternehmer und Arbeiter, wie den Vereinen, die beide gemeinſam 
umfaflen wollen, die Möglichkeit der normalen Entwidelung zu fihern und den 
möglichen Mißbräuchen der an fi) ganz wünſchenswerthen Organifation entgegen 
zu treten. Die Berbände haben ſich durch Anmeldung bei einem ftaatlichen 
Regifteramt dem Gefe zu umterftellen; dieſes Amt führt eine gewiſſe Aufficht 
über die Einhaltung der geleglichen Normativ = Bedingungen. Zugleich ift durch 
dieſes Gefets dem harmoniſchen Zufammenwirten von Uebernehmern und Arbeitern, 
ſei &8 in Form von gemeinfamen Berbänden, ſei es in Form von freigebilveten 
Einigungsämtern, ſei e8 in Form von freier Uebertragung diefer vermittelnden 
Thätigkeit auf die gemerblihen Schiedsgerichte, die rechtliche Grundlage zu geben 
und zu beftimmen, welche Rechte diefe regiftrirten Verbände in Bezug auf Con: 
trole * Lehrlingsweſens, Theilnahme an der Verwaltung des gewerblichen 
Schulweſens, eventuelle Deſignation von Beiſitzern der gewerblichen Schiebe- 
gerichte ꝛc. ausüben können. 

6) Zur Förderung der Einrichtung der im 8 108 der Reichsgewerbe-Ord⸗ 
nung bezeichneten gewerblichen Schiedsgerichte find geſetzliche Ausführungs- 
Beftimmungen zu erlaffen: 
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a. die Schiedsgerichte find im Anſchluß an die Gemeinde- Behörden und in 
der Regel durch die Gemeinden, wo ein Bedürfniß fich zeigt, ins Leben 
zu rufen; doc ift Die Errichtung derſelben für größere Bezirke oder 
auch für Gemeinden allein durch die höheren Berwaltungs-Behörden nad 
Anhörung der betheiligten Gemeinden, Kreife, Handel: und Gewerbe- 
fammern, Unternehmer: oder Arbeiter Berbände daneben vorzubehalten. 

b. Die weſentlichen Grundſätze über das Verfahren, über Vollſtreckung der 
Urtheile und zuläffige Rechtsmittel, fowie die Grundzüge der Zufammen- 
fegung und Zuftändigfeit der gewerblichen Schiedsgerichte find geſetzlich 
feftzuftellen ; für das Detail muß aber dem Ortsftatut ein gewiffer Spiel- 
raum gelaffen werden. 

c. ALS weſentliche Punkte erjcheinen folgende: Bezeihnung des Vorſtandes 
durdy die Gemeinde» reſp. Kreisbehörde, gleihe Zahl von Unternehmern 
und Arbeitern als Beifiger. Regelmäßige Unentgeltlichkeit des Amtes als 
Beiſitzer, ſoweit nicht das Ortöftatut Diäten verlangt. Beſchränkung der 
Beifiger auf vier für alle unbedeutenveren Sadyen; ein beftimmter Turnus 
in der Zuziehung der gewählten oder dejignirten Beifiger. Zuläfjigfeit 
für beftimmte am Orte jehr zahlreich vertretene Gewerbe nur Beijiger 
ihred Gewerbes zu dulden. Feftitellung der Zahl der Beifiger durch 
Ortsſtatut; daſſelbe beftimmt auch, ob die Beijiger jährlich durch Wahl 
der Unternehmer und Arbeiter reſp. deren regiftrirte Verbände oder durch 
Ernennung von Seiten der Gemeinde =PVertreter bezeichnet werden follen. 

Das letstere ift im Minoritätsgutacdten der Reihdtags-Kommiffion $. 108b. von 
1674 vorgefhlagen und hat für große Städte mit 50— 100,000 Wahlberechtigten, wo 
der Wahlapparat nur mit aufßerordentliher Schwierigkeit in Bewegung zu ſetzen iſt, 
feine großen Vorgüge. 

d. Neben den gerichtlichen Funktionen find dem Plenum des Schiedsgerichts 
reſp. den zu bildenden Ausſchüſſen vejielben gewiſſe Berwaltungs-Aufgaben 
zuzuweiſen: Iheilnahme an den Revijionen der Fabriken und Werfftätten, 
Function als inigungsamt auf freiwillige Anrufung der betheiligten 
Verbände, Gontrole des Lehrlingsweſens, Theilnahme am gewerblichen 
Schulweſen, Ertheilung von Gutachten x. 

7) Eine Reform des Handeldfammergeleged vom 24. Februar 1870 hat 
in Preußen in der Art ftattzufinden, daß die Handeldfammern von gemerbreichen 
Bezirfen in eine Handels- und in eine Gewerbe = Abtheilung auf Antrag der 
Gewerbetreibenden aufgelöft werden können; für allgemeine Angelegenheiten wären 
gemeinfame Situngen vorzubehalten. 

Die Handels = Abtheilung wäre mit Ausihluß aller Gewerbetreibenden in 
der bisherigen Weile zu bilden; die Gewerbe Abtheilung hätte theilmeile aus 
Wahlen der bisher berechtigten Gewerbetreibenden (HFirmeninhabern, Actien— 
gejellichaften x.) hervorzugehen, theilweife aus den Mitgliedern der gewerblichen 
Schiedögerichte des Bezirks zu beftehen. 

Die Zahlverhältniffe der Mitglieder jeder Abtheilung und innerhalb der 
Gewerbe -Abtheilung Die der einen und andern Art wären ebenfo dur das 
Ipecielle Statut jeder Kammer feftzuftellen, wie die Frage, ob ein gemeinjamer 
oder zwei Secretäre nöthig ſeien. 
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II. Gejundheitsbehörden und Geſundheitsweſen. 


1) Für die größeren Städte und Kreiſe find Gefundheitsräthe als Magi- 
ſtrats⸗ reſp. Kreisausihuß = Deputationen unter dem Vorfige eines Magiftrats- 
Mitgliedes (reſp. Landraths) auf Antrag der Kommunal Behörden zu bilden 
und denſelben durch Geſetz eine beftimmte Stellung anzuweiſen. Auch ift die 
Möglichkeit einer. zwangsweiſen Bildung durch die höheren Berwaltungs:Behörden 
unter gewiſſen Umftänden vorzubehalten. 

Der Kreisphyſikus und ein beſonders anzuftellender Chemiker find die 
Haupt-Referenten im Kreisgeſundheitsrath und daneben in einer gewiſſen Selbft: 
ftändigkeit die oberen Aufſichts- und Erecutivbeamten der Iocalen Gefundheits: 
polizei. Außerdem find der Kreisbaumeifter, der Kreisthierarzt, ein oder zwei 
Mitglieder des Magiftratd oder Kreisausſchuſſes reſp. der Stadtverorbneten= 
oder Kreißverfammlung und eine Anzahl Sachverſtändiger, Aerzte, Apotheker, 
Baumeifter, Fabritanten zum Geſundheitsrath beizuziehen. 

2) Der Kreis:Gefundheitsrath hat jeden öffentlihen Bau im Sreife 
vorher zu begutachten, er ftelt Anträge in janitätlicher Beziehung, die wenn fie 
von den Gommunalorganen zurüdgewiefen werden, höhern Orts vorzulegen 
find; e8 iſt ihm die Genehmigung der unbedeutenden nach $ 16 der Reichs— 
gewerbe:Ordnung der Goncejfionspfliht unterftellten Anlagen zu übertragen !); er 
ertheilt Gutachten und nimmt durch Deputationen Theil an der Beauffichtigung 
der öffentlichen Gebäude, Schulhäufer, Armenhäufer, Krantenhäufer, Badehäufer, 
Arbeiter-Fogirhäufer, Arbeiter-Wohnungen, die in erfter Linie dem Kreisphyſikus 
obliegt. | " 

Ebenio nimmt er durch Deputationen Theil an den Bifitationen der 
Fabriken und Werkftätten, welche der Fabrik-Inſpector vornimmt; e8 iſt in Er: 
wägung zu ziehen, ob dem Kreisphyſikus und dem Kreis-Geſundheitsrath nicht 
ein felbftftändiges Recht der Fabrik: und Werkftatt-Bifitation zu ertheilen ift. 

3) Der Kreis-Chemiker hat nicht blos für Private gegen mäßige Gebühren 
Yebensmittel umd Getränke zu unterfuchen, fondern er leitet gemeinfam mit der 
Bezirkspolizei und dem Kreisphyſikus die ganze Lebensmittel-Polizei; er unter: 
ſucht von Amtswegen Lebensmittel und Getränfe und veröffentlicht die Nefultate 
feiner Unterfuhungen. Die untergeordneten Organe der Fleiſch-, Milk, Bad- 
ſchau ꝛc. unterftehen ihm, reſp. ihm nebft dem Kreisphyſikus und dem Chef der 
Bezirkspolizei. Ihre Thätigfeit ift nach dem Vorbild der engliichen inspectors 
of nuisances zu regeln und auszudehnen. 

4) Gewifje allgemeine landesgeſetzliche Beftimmungen über Stäbtereinigung, 
Baupolizei, Lebensmittelpolizei, Schlachthäuſer, Aborte, Abfuhr: und Canalweſen, 
ſchlechte Mietwohnungen, Pflegekinder ꝛc. ſowie über das Zwangsverfahren bei 
Durbführung Iocaler ſanitätspolizeilicher Eimrihtungen 2) haben der Thätigkeit 
des Gefundheitörathes, des Kreisphyſikus und Chemiters die rechtliche Grundlage 
zu geben, während das Detail über dieſe Punkte ortsftatutarifcher Beftunmung 
zu überlaſſen ift. 

1) Bergl. $. 123. bes Competenz-Gefeted vom 26. Juli 1876, das bereit® eine 
Scheidung vorgenommen und die Genehmigung der unmichtigeren Anlagen dem Kreis- 


ausfhuß reip. Magiftrat in Städten über 10,000 Einwohner übertragen bat. 
*) Bergl. $. 135. der Kreis-Orbnung. 
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5) Der wefentfiche Inhalt der deutichen Bergpolizei= Verordnungen, der 
gewöhnlichen PBolizei-Berordnungen, der Minifterial-Erlafie betreffend die fanität- 
lichen Bedingungen für die Genehmigung gefährlicher Anlagen (R.-6.:0. 8 16 ff.) 
und der Ausführungsbeftimmungen de8 8 107 der R.-G.-D. bedürfen im 
Intereffe der deutjchen Rechtseinheit und des Schuged der individuellen Interefjen 
gegenüber den untergeordneten Controlorganen der reichsgeſetzlichen Codification. 

Das fließt natürlich nicht aus, daß ein folches Gefe für beflimmte Fälle den 
Reich- oder Landesbehörden einen größeren oder geringeren Spielraum läßt und daß 
fomit die wünſchenswerthe Fortbildung dieſes wichtigen nothwendig im Fluſſe be- 
griffenen Theiles unferes Berwaltungsrechtes im Wege ber PBolizei- Berorbnungen oder 
auf Antrag des Reichsgeſundheitsamtes bundesräthliher Verfügungen möglich bleibt. 

Es erhält damit die Thätigkeit der möglichft überall einzuführenden ftaat- 
lichen Fabrik-Inſpectoren auch nach der fanitätlichen Seite die geſetzliche Grund— 
lage wie die Zuziehung von Mitgliedern der gewerblichen Schiedsgerichte und 
der Kreis-Geſundheitsräthe bei den Reviſionen der Fabriken und Werkſtätten ein 
Element der Selbftverwaltung dabei beteiligt. 

6) Das Reichsgeſetz über Apotheten bat das Conceſſionsſyſtem  beizu- 
behalten; die Conceffionen dürfen aber nur perlönlihe unveräußerliche fein. 
Für die beftehenden Realprivilegien und die vielen analog behandelten Con— 
ceffionen ift als Entihädigung eine Frift von über 40 Jahren feftzufegen, 
innerhalb deren fie ihre reale Natur behalten. 


Il. Kinderarbeit, Lehrlingsweſen, Frauenarbeit. 


1) ALS fünftiges Ziel der gefeglihen Beſchränkung der Kinderarbeit ift 
ein Verbot jeder dauernden Beihäftigung noch nicht A4jähriger Kinder in 
Fabriken und Werfftätten ind Auge zu fallen. 

Die Durdführung dieſes Ziele kann nur nad und nach erreicht werben; fie ſetzt 
einen regelmäßigen Schulbeſuch bis zum vollendeten 14. Jahre, in einzelnen Induſtrien 
andere techniſche Ginrichtungen und Gewohuheiten, theilweiſe aud höhere Löhne der 
Eltern voraus; auch die Küdficht anf die internationale Concurrenz bedingt zumächft 
einige Ausnahmen. 


2) Bis zur Erreihung dieſes Ziele ift gejeglih auf ein Syſtem von 
wechſelnden Schichten arbeitender Kinder, auf eine vor= reſp. nachmittägliche 
5—6ftündige oder allandertägige LOftündige Arbeitszeit mit entiprechenden Ruhe— 
paujen, Schulbeſuch, fefter Anfangs und Endzeit der Arbeit im Sinne des 
preußiſchen Entwurfes binzumirten. Ä 

Der hier gemeinte preußiſche Entwurf eines Fabrifgefetes ift gebrudt bei Lohren, 
Entwurf eines Fabrik⸗ und Werkflättengefeges, S. 70. 


3) Es ift durch Geſetz oder Bundesraths-Beſchluß für beftimmte, be- 
ſonders gefährliche Induſtrien die Urbeit dev 14—16jährigen männlihen und 
aller weiblichen Perſonen zu verbieten. 


Die Reichsgewerbe-Ordnung bebeutete durch $. 41., welcher dieſe ausjchließt, einen 
großen NRüdjhritt für mehrere deutihe Staaten. Ju Preußen 3. B. iſt hierdurch 
und durch $. 154. der Neichögewerbe-Orbnung das Verbot der unter jechszehnjährigen 
unter Tag zu arbeiten, Haspel zu ziehen, Karren zu laufen auf anfteigenden Bah— 
nen, was durch Geſetz vom 12. Auguft 1854 erlafien war, befeitigt, ebenfo das Verbot 
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ber Beſchäftigung unter fiebzehnjähriger beim Eifenbahnbau, das auf der 8. V. vom 
21. December 1846 beruhte. 

4) Für die 14—16jährigen und alle Frauen ift nad und nad der 
10ftündige Arbeitstag und zwar gleihmäßig für BEE und Fabriken ein- 
zuführen. 

5) Für Knaben unter 16 und Mädchen unter 18 Jahren muß durch 
Drtöftatut oder Anordnung der Gentralbehörden der Bejud einer Fortbildungs- 
ſchule zur Bedingung einer regelmäßigen Fabrik- oder Werkftattarbeit gemacht 
werben können. 

6) Für alle männlichen und weiblichen Arbeiter bis zum 18. Jahre ift 
das Arbeitsbuh ($ 131 d. R-G.O) obligatorifch zu machen; in dasjelbe iſt 
aud der Lehrmertrag einzutragen. Kein Unternehmer darf bei Strafe einen 
Arbeiter unter 18 Jahren ohne Aushändigung feines Arbeitsbuches annehmen. 

7) Die Gültigkeit des Lehrvertragd it am feine ſchriftliche Abfafjung zu 
knüpfen. Eine geſetzliche Probezeit innerhalb deren der Rücktritt vom Lehrvertrag 
beiden Theilen geftattet ift, gejeglihe Präfumtionen über die Entſchädigungs— 
pfliht bei Bruch des Lehrvertrags und die Verpflichtung des Lehrlings reip. 
jeined Vaters, eventuell des Berführerd und Unternehmers, der miljentlich den 
contractbrüdyigen Yehrling beicäftigt, zur Zahlung der Entjhädigung, im Une 
vermögensfall eine discıplinarifche Strafhaft des Yehrlings, ſowie ein Zwangs— 
verfahren (auf Antrag des Lehrherrn) zum Zweck der Zurüdführung des noch 
nicht 18 Jahre alten Yehrlings, find einzuführen. 

Der Wedel des Berufs joll den Rüdtritt vom Lehrvertrag ($ 122 d. 
R.:6.:D.) nur unter Zuſtimmung der Ortöbehörde reſp. Des Schiedsgerichts 
rechtfertigen. 

Nah Beendigung der Lehrzeit ift der Lehrherr verpflichtet ein Zeugniß aus: 
zuftellen, das bei nody nicht 18jährigen ins Arbeitsbuch eingetragen wird. Auch 
Das Ergebnif freiwilliger Prüfung ift für den noch nicht 18jährigen daſelbſt zu 
vermerfen. 

Der Erfolg eines derartigen Lehrlingsgeſetzes darf jedoch nicht überſchätzt werben, 
da alle feine Beſtimmungen, ebenfo wie der bisherige ortöftatutarifche Zwang zum 
Beſuch von Fortbildungsihulen (Reichögewerke - Ordnung $. 306. nur für Gejellen, 
Gehülfen umd Lehrlinge unter 18 Jabren zuläffig) dur das Einverftändnig zwiſchen 
Lehrherrn und Lehrling dem letzteren als jugendlichen Arbeiter zu bezeichnen, befeitigt 
werben fan. Cine derartige Praxis befteht audy in dem größeren Städten und Ges 
ſchäften vielfach. 

Hiergegen würde eine gefetzliche Beitimmung, die fiir gewiſſe Gewerbe nur Lehr» 
linge, aber nicht jugendliche Arbeiter zuließe, fügen. Die Auswahl dieſer Gewerbe 
war aber febr ſchwer; für alle Gewerbe, die bereit® zu emtwidelter Arbeitstheilung 
und großem Mafchinenbetrieb hinneigen, wäre ein folder Zwang ohne große Stö- 
rungen und Hemmungen nicht möglid. Daper Puntt 8: 

8) Es ift Sache der Verbände der Unternehmer und Arbeiter darauf hin— 
zuwirken, daß da, wo die Technik das alte Lehrlingsverhältniß noch möglich 
macht, die Lehrlinge nicht Durch jugendliche Arbeiter erſetzt werden, wie es auch 
ihre Aufgabe ift, mit Rückſicht auf die jeweilige Nachfrage nach Arbeitöfräften 
darauf hinzumirfen, daß nicht durch eine Ueberzahl von Yehrlingen und jugend: 
lichen Arbeitern im Berhältnig zu den Erwachſenen ein Ueberangebot von Ar— 
beitöfräften erzeugt werde. 
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In der Groß-Iuduftrie ift das alte Lehrlingsverhältnig faft durchaus unmöglich 
s In ee frühere Vorausſetzung: die alte Werkftatt ohne Arbeitstheilung. Daher 
u 4 

9) Für die jugendlichen Arbeiter, welche die Großinduſtrie beichäftigt, iſt 
ein Erſatz der Lehrzeit in der beſſern Schulbildung, einſchließlich des Forts 
bildungssUinterriht8 und im Beſuch von Lehrwerkſtätten und Fachſchulen neben 
und nad der praltiſchen Thätigkeit in der Fabrik zu ſuchen. 

10) Die Staats- und Communal-Behörden haben in ganz anderer Weile, 
als dies bisher bejonders in Preußen gejchehen ift, den gewerblichen Unterricht 
zu fördern. | 

Größeren und kleineren Etablifjements, die bejonders geeignete Yeiter be— 
jigen, ift eine ftaatlihe oder communale Unterftügung zuzuſichern, wenn fie ihre 
Unternehmungen zugleih als Lehrwertftätten organiſiren. Die untern gewerb: 
lichen Fachſchulen find theils im Anſchluß an die Fortbildungsihulen als Abend: 
reſp. Wintercurje, theils als eigentlihe Schulen mit 1—2jährigen Curſen für 
ſolche einzurichten, die eine praftiiche Arbeitözeit von 2-4 Jahren in Yabrit 
oder Werfftatt hinter fich haben. Tür begabte Yehrlinge und Arbeiter find Frei— 
ftellen und Stipendien zu fchaffen. i 

Die Tendenz ded Preußiſchen Handeld-Minifteriums, die Preußiſchen Ges 
werbeichulen in eine Art Real: und Vorbereitungsfchulen der Polytechniken zu 
verwandeln, und fie damit thatjählid dem Handwerker: und Arbeiterftand zu 
entziehen, iſt eine verwerfliche. 

Siehe meine Ausführungen in Band XV., 268 ff. von Hildebrand'8 Jahrbücher ; 
auch Bücher: Die gewerblide Bildungsfrage (1872) Seite 53. 


IV. Arbeitsrecht erwadjjener Arbeiter. 


1) Ein Normal-Arbeitstag für erwachſene männliche Arbeiter iſt geſetzlich 
nicht einzuführen. 

Eine ſolche Sorge lähmt die Selbftthätigfeit des Arbeiterftandes, die Ueberwachung 
eines folden wäre ebenfo ſchwierig, als fie in unzähligen Fällen der Verſchiedenartigleit 
der praftiihen Bedürfniſſe unnöthig Zwang anthun würde; endlich ift eine ſolche Be— 
ſtimmung überflüffig, da in den Induſtrien, in welchen ein zehnftiindiger Arbeitstag 
überhaupt wünſchenswerth ift, dieſes Ziel nah und nad durch firenge Durdführung 
der Beftimmungen über Frauen- und Kinderarbeit von felbft erreicht wird, 

2) Weder die geſetzliche Einführung von Arbeitöbüchern für Erwachſene ift 
zur Zeit zu befürworten, nody die ftrafrechtliche Verfolgung des Gontractbruches 
erwachſener Arbeiter. 

Ein Antrag auf Arbeitsbücher für Gefelen und Gebilfen (wie er von Seydewitz 
und Genofien am 1. März 1877 geftellt wurde), wäre fchon dadurch undurchführbar, 
daß in der Praxis Gejellen und gelernte Fabrilarbeiter nicht zu unterfcheiden find. 


3) Dagegen ift e8 nöthig, den Proceß gegen contractbrüdige Arbeiter vor 
dem gewerblichen Schiedsgericht in folgender Weile zu normiren: 

Borladung mit 24 Stunden Frift, regelmäßige Unzuläffigfeit der Termins— 
Verlängerung, Nothwendigfeit, Die Zeugen ſofort mit zur Gerichtöftelle zu brin- 
gen, Unzuläfjigteit des Einſpruchs der Reftitution gegen Contumactal-Uribeile, 
ſofortige Bollftredbarkeit der Erkenntniſſe, Befugniß des Richters nad) feinem 
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Ermeſſen über die Höhe des Schadens zu befinden, Zulaſſung des Yohnarreftes 
in Höhe dieſes Schadens, Mithaftung des zum Contractbruch verleitenden Arbeit- 
gebers für diefen Schaden. 

Vergl. Komalzig: Ueber Beftrafung des Arbeitsvertragsbrudes (1875) Seite 40. 

4) Als künftiges Ziel der Haftpflichtgefeßgebung ift ind Auge zu faffen: 

a. Die Ausdehnung auf Baugewerbe, Landwirthſchaft, Forftwirthichaft, 
Fiſcherei, Schifffahrt, kurz, alle Unterneßmen, die mit mechaniſcher 
Kraft oder mit regelmäßig mehr ald 5 in ihrem Dienſte ftehenden 
Perjonen arbeiten. | 

b. Die Ausdehnung der Haft für Verfchuldungen auch der Vorarbeiter 
($ 2 des Gefeged vom 7. Juni 1871), 

c. ſowie der Haft nicht blos für Tod und Körperverlegung, fondern 
auch für jede dauernde wichtige Schädigung oder Untergrabung der 
Geſundheit. 

d. Uebertragung der Beweislaſt auf den Unternehmer, ähnlich wie es 
für die Eiſenbahnen beſtimmt iſt, oder wenigſtens die Feſtſetzung einer 
großen Zahl geſetzlicher Präſumtionen. z. B. daß der Unternehmer 
als fchuldiger Theil zu vermuthen ift, wenn eim geflidter Riemen 
brach, wenn beftimmte Mafchinentheile nicht eingefriedigt waren :c. 

e. Die Beleitinung des 8 4 des Gefeßed vom 7. Juni 1871, wonad 
an der Entſchädigung, Die der Unternehmer zu leiften hat, der event. 
Betrag einer Unterftügungscaffe, in welche der Unternehmer mit zahlt, 
abzurechnen ift, wogegen die Gefammtheit der unbebeutenden Unfälle, 
Berlegungen und Krankheiten, die unter einem gewiſſen geſetzlichen 
Niveau bleiben, von der Haftpflicht auszufchließen wäre, da für fie 
das Hülfscafjenweien aufzutommen bat. 

. Die Schwierigkeit und Koften diefer Reform werben in dem Maafe zu überwinden 
fein, al& die Unfallverfiherung allgemein wird. 

5) Wer mit mehr al8 10 Arbeitern oder mit mechanifcher Kraft ein 
ftehendes Gewerbe betreibt, ift zum Erlaß einer Fabrik-, Werkitatt bez. Werkplatz⸗ 
Ordnung zu verpflichten. Diefelbe bat die bezüglichen Beſtimmungen der Ger 
werbe-Orbnung der für das Gewerbe erlaffenen Polizei-Verordnungen imd die 
jpeciellen fanitätlihen durd die Conceſſion oder auf Grund des 8 107 der 
R.-©.-D. fefigefetten Betriebs-Bedingungen, die für den Arbeiter von Intereſſe 
find, ferner das Nöthige über Diäciplin in der Werfftatt, über Anfang, Paufen 
und Ende der Arbeitözeit, über Zeit umd Urt der Yohnzahlung, der Con— 
ventionalftrafen, der Kündigungs-Bebingungen zu enthalten. Derjelbe Inhalt 
ift in der Hauptfache für freiwillige Fabrik Ordnungen in fleinen Etablifjements 
erforderlich. 

Jede Fabrit-Drdnung ift dem ins Geichäft eintretenden Arbeiter in einem 
Eremplar zu feiner Kenntnißnahme zu übergeben und außerdem in den Fabrik— 
räumen in fichtbarer Weife anzufchlagen. 

Jede Fabrik-Ordnung bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des ge- 
werblichen Schied8gericht8 reſp. ver Bezirt-Polizeibehörbe, welche aber nur wegen 
Berftöße gegen die Gefege, Polizei-Verordnungen und zu Recht beftehenden fanität: 
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lichen Verfügungen verweigert werden darf. Die Fabrif-Infpectoren und oberen 
a haben eine Oberaufficht über den Inhalt der Fabrik-Ordnungen 
zu führen, 

Dur Geſetz ift ein Marimum der Geld - Eonventionalftrafen feftzuftellen 
und der Grundſatz auszufprechen, daß die Strafen nur in eine Hülfscaſſe 
fließen bürfen. 


Sonftige gewerblide Reformen. 


V. Haufirwejen, Wanderlager, Auctionsweſen. 

1) Alle zeitweiligen Verkaufsgeſchäfte, die nicht mit der Abſicht einer 
dauernden gewerblichen Niederlafjung begründet find (die Wanderlager), find ge- 
ſetzlich dem Begriff des Gemwerbebetriebs im Umberziehen und feinen Beſchränkun— 
gen zu unterftellen.' 

2) In Berug auf den Yegitimationsichein zum Gewerbebetrieb im Umber- 
ziehen ıft an Stelle des $ 57 der R.:©.:D. der entiprechende 8 58 der Bundes- 
rathsvorlage zu ſetzen. 

Die Zuverläſſigleit in Bezug auf dem beabſichtigten Gewerbebetrieb ſoll Bedingung 
fein an Stelle ded noch nicht Beftraftfeins. Um den Berbadt politifchetendenziöfen 
Mißbrauchs auszufchliegen, könnte die Ertheilung einem Organ ber Selbfiverwaltung 
(Kreisausſchuß oder Bezirlsrath mit Recurs) übertragen werben. 

3) Das wirffamfte Mittel gegen die Mifbräuche der Wanderlager wird 
eine Beftenerung fein, wie fie im Großherzogthum Baden vom 1. Januar 1878 
in Kraft tritt: jedes Wanderlager hat fir einen Gefchäftsbetrieb von unter 
fieben Tagen eine halbjährige, für eine längere eine volle Jahresgewerbeſteuer 
fammt Communalzufchlägen zu zahlen. 

4) In Bezug auf die Auctionatoren ift der Entwurf der R-G.O. $ 34, 
Abf. 3 wieder berzuftellen, wonach es der Landes-Geſetzgebung vorbehalten 
bleibt, nur amtlich beftellte Berfonen zu diefem Geſchäfte zuzulaffen. Jedenfalls 
haben alle Gemeinde= Behörden auf Grund des 8 36 der R.-G.:D. alle 
Auctionatoren zu verpflichten, jede Berfteigerung vorher, und nach derjelben den 
Geſammterlös, amtlih anzuzeigen, damit diefer Gejchäftsbetrieb entſprechend be- 
fteuert werden kann. 
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Gorreferat | 
von 93. 3. 9. Dannenberg (Hamburg) über die 
Reform der Gewerbe-Ordnung. 
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Meine Herren! Es ift mir in dem Bortrage des Herm Referenten fehr 
angenehm geweſen, daß er ſich bemüht bat, Ihre Ideen über das Princip der 
Eoncurrenz ein wenig herabzuftimmen, ich würde fonft in große Verlegenheit 
kommen, wenn ich al® fein Goncurrent in der Beredſamkeit auftreten follte. Ich 
muß bitten vorlieb zu nehmen, denn in der form werde ich jedenfall® jehr weit 
hinter ihm zurüdftehen; auch gehe ih von andern Gefichtöpunften aus und 
werde deßhalb nlchterner und trodener fprechen, weil ich verfuchen will, Sie zu 
bewegen, in wirfliche Detail einzutreten und auf Grund derjelben zu Beſchlüſſen 
zu fommen, die auch, nachdem diefe Berfammlung beendet ift, eine Bedeutung 
behalten. 

Ich will beginnen mit dem Geftändniß, daß ich recht wiberftrebend an die 
Aufgabe herangetreten bin, über diefen Gegenftand vor einer folden Berfamm- 
lung zu referiren. Das Widerftreben bat ſich gemehrt durch die Erfahrungen, 
die wir bezüglich der Behandlung deſſelben Gegenftandes im Reichstage und in 
der Commiſſion des Reichstages gemacht haben, Erfahrungen, die e8 für Jeden 
außerordentlich erſchwerend erfcheinen laſſen müffen über denjelben Gegenftand ent- 
weder Neue vorzubringen oder zu irgend einem beftimmten, kurz zujammen 
gefaßten Refultat zu fommen. Es ift Ihnen Allen erinnerlich, wie der Reichstag 
verſchiedene Tage hinter einander bebattirt und ſodann den Ausweg gemählt 
bat, die Sache an eine Commiſſion zu verweilen, der er ſämmtliche Anträge 
übergeben bat, und e8 tft ferner befannt, wie die Commiſſion mit der Moti- 
pirung, daß die furze ihr bis zum Schluffe des Reichstags verbleibende Zeit 
von 14 Tagen ihr nicht geftatte, in den Gegenftand einzutreten, wiederum vor: 
geihlagen hat, das ſämmtliche Material mit den Anträgen und Petitionen der 
Regierung zu übermeifen. Beide haben fich gejcheut, wenn ich den Ausdruck 
gebrauchen darf, zu einem Entſchluß kommen zu müſſen, beive haben vermieden, 
und irgend welden Anhalt zu geben zur Beurtheilung, wie fie über den Gegen- 
ftand denken. Der Gegenftand muß alfo befondere Schwierigfeiten haben, wenn 
jene Körperfchaften damit fo umgehen. Nur in einem Puntte ift ein Beſchluß 
gefaßt worden, der einen Anhalt bietet, wenn auch nur einen negativen, 
das ift der, daß die Commiſſion beſchloß, von ihrer Empfehlung zur Ueber: 
weifung an die Regierung den Antrag des Centrums auszunehmen, weil darin 
eine Beſchränkung der Gewerbefreibeit und Freizügigkeit gefordert werde. Die 
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Commiſſion hat diefe Ausnahme damit motiwirt, daß fie auf dem Princip der 
Gemerbefreiheit und Freizügigfeit ftehe und deshalb ſolche Einjchränfungen nicht 
zulaffen könne. Man muß al® unzweifelhaft annehmen, daß die Mehrheit der 
Commiſſion Hierbei auch die Mehrheit des Reichstags vertreten hat, und jo wäre 
wenigſtens als Reſultat der Verhandlungen jo viel feftgeftellt, Daß der Reichstag 
die Principien der Gewerbefreiheit und Zugfreiheit nicht angetaftet ſehen will. 
Wenn man aber verfucht, hiermit etwas anzufangen, jo kommt man jofort 
wieder an- die Klippe, daß abſolut verjchiedene Meinungen darüber berrichen 
fönnen: was ift ein Eingriff in Das Princip der Gemerbefreiheit und Zugfrei— 
heit? — und ſchon im Reichstage haben die Redner der nationalliberalen und 
der Fortſchrittspartei ſich Darüber nicht verftändigen können. Die eine Seite 
bat behauptet, Anträge won der andern Seite enthielten Eingriffe in das Princip 
der Gemwerbefreiheit, und die andere Seite. hat dies ebenjo entichieden beftritten. 
Wir find aljo damit auch zu nichts Pofitivem gefommen. Auch jeiten® der 
Regierung fteht die Sache nicht beffer; fie hat erflärt, daß fie beabfichtige, Ge-- 
ſetzoorlagen einzubringen über Lehrlingswelen, Frauen» und Kinderarbeit und 
Schiedsgerichte. Aber fie hat forgfältig vermieden, zu jagen, was fie vorzu- 
ſchlagen gedente, und neuerdings hören wir in anſcheinend beglaubigter Weile, 
daß die Regierung von ihrem Entſchluß wieder zurüdgelommen fei und daß fie 
auch im nächften Jahre mit folchen Vorſchlägen nicht kommen werde. 

Faſſen wir dies zufammen, fo bleibt auf die Frage: wie denken Reichstag 
und Regierung über Gewerbe-Ordnung, feine andere Antwort übrig als: das 
weiß man nicht, — und wenn man boshaft fein wollte —: das wiſſen jie 
felber noch nicht. Unter ſolchen Umftänden den Gegenftand hier zur Debatte 
zu bringen, habe ich von vornherein für ein großes — gehalten und des⸗ 
halb auch in der Ausſchußſitzung dagegen geſprochen. Es iſt aber doch be— 
ſchloſſen worden und wir ſollen verſuchen, trotzdem etwas in der Sache zu erreichen. 

Man hat, um den Referenten die Arbeit und auch im Uebrigen die Debatte 
zu erleichtern, vorgeſchlagen, es ſollten die Debatten und Anträge beſchränkt werden 
auf dasjenige, was die Vertreter der Regierung im Reichstage als für die Gefeg- 
gebung ind Auge gefaßt bezeichnet haben: Lehrlingsweſen, Frauen: und Kinder— 
arbeit und Schiedögerichte. Es ift jedoh von Anfang an meine Anficht geweſen, 
daf, wenn man den Gegenftand einmal berühre, es unmöglich fein werde, fich 
auf diefe Punkte zu beichränten, da jede einzelne diefer Fragen hinein ſpielt in 
viele andere, die nicht in diefem Programm enthalten find; und ich habe dann, 
als ih mich an die Arbeit machte, Anträge aufzuftellen, erfahren müfjen, daß 
ed mir felbft nicht befier ging. Ich ſtand damit vor einer Klippe, die auch 
der Herr Referent Ihnen angedeutet hat. Wenn ich den Verſuch machte, der 
mir allein noch möglich dien, durch betaillirte Vorſchläge auszubrüden, wie ich 
mir die Reform der Gewerbe-Ordnung denke, und Sie zu erſuchen, ſich derartig 
mit mir auszuſprechen, dann war ich dem Vorwurf ausgeſetzt, Ihnen etwas 
Unmögliches zuzumuthen, Ihnen zuzumuthen, wie der Herr Referent geſagt hat, 
ſich im Laufe weniger Stunden zu entſchließen über maſſenhaftes Detail. Wenn 
ich aber davon abging und ähnlich wie der Herr Referent Ihnen kurzgefaßte 
Reſolutionen vorlegte, To lag die noch ſchärfere Klippe vor, daß man Ihnen 
dann nichts weiter vorfchlägt, als zu hundert früheren allgemeinen Relolutionen 
die Hunderterfte Binzuzufügen. Man kommt dann dazu, daß man Rejolutionen 
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vorjchlägt, in denen nichts Feſtes zu leſen ıft, in demen nicht feſt fteht, was die, 
bie fie acceptirt haben, ſich dabei dachten, die angenommen werden können von 
verjchiedenen Gefichtöpunften aus und bie für das, was wir in diefem Augen- 
blick anftreben, fiir die geſetzgeberiſche Thätigkeit feine beftimmten Anbaltspuntte 
bieten. Ich habe nicht anders aus der Sache heraustommen können, als indem 
ich verfuchte, über dasjenige, was ich überhaupt hier worzufchlagen gedachte, be— 
ftimmte Anhaltpuntte zu geben, auf Grund deren man dann fagen fann, ich 
will nicht blos die Gewerbe-Ordnung veformiven, jondern ih will fie jo und 
jo reformiren, — und das, was mir bisher eingewendet ift, bat mich nicht 
‚überzeugen können, daß ich dabei auf dem Irrwege ſei. 

Wenn ich in diefer Weife verfahren wollte, jo mußte ich Davon ausgehen: nicht 
was ıft an der Gewerbe⸗Ordnung in dieſem Augenblid zu tadeln, fondern welche Um: 
jtände im Gewerböleben haben vie Klagen hervorgerufen, auf Grund deren zu einer 
Reform geſchritten werden jol? Sie jehen, daß ich mit dem Herrn Referenten von 
faft identiſchem Standpunkte ausgegangen bin; wir find jedoch zu etwas verſchie— 
denen Refultaten gekommen; aber immerhin find wir uns jo nahe, daß id noch 
hoffe, ihn wenigſtens für einige meiner Anträge zu intereffiven, — wie id) even— 
tuell, wenn meine Anträge abgelehnt würden, auch einige der feinen acceptiren 
könnte. Allerdings nur mit Bedauern, da fie meiner Anficht nach zu allgemein 
gehalten find. 

Was ift denn dasjenige, was hauptſächlich das Mißbehagen ın den ar- 
beitenden und gewerblichen Glaffen hervorgerufen hat? Es iſt die nicht weg— 
zuleugnende Thatfache, daß die Ausficht, im gewerblichen Leben jelbitftändig zu 
werben und fic) eine jelbftitändige Thätigkeit zu ſchaffen, für die Hilfsarbeiter 
allmählich abnimmt. Es ift ganz unzweifelhaft nicht blos der Inhalt der be- 
ftehenden Geſetze, ſondern namentlich dieſe wirthichaftlihe Thatjache, Die in den 
gemerbtreibenden Glafjen die Unruhe hervorruft, deren Symptome und tagtäg: 
lich deutli vor Augen treten. Das muß gejagt werden, denn es ift der Aus— 
gangspunkt der focialdenofratiihen Bewegung. Wer dieſe Bewegung verfolgt 
bat, der weiß, daß nichts jo jehr diejelbe fördert, als diefe allmählidy ſich voll- 
ziehende Verſchlechterung der den Hilfsarbeitern gebliebenen Ausjicht, vorwärts 
zu fommen, daß nichtö jo jehr —— wird, als dieſe Thatſache, und daß 
die Redner jener Partei vor Allem bemüht ſind, die auftauchenden Zweifel an 
der Zukunft immer mehr zu ſteigern und jo das Gefühl völliger Hoffnungs- 
loſigkeit herworzurufen, um nachher Alles mit dem Arbeiter anfangen zu können. 
Es ift daher nothwendig, hierauf ein Augenmerk zu werfen und zu jagen, was 
in diefer Beziehung geſchehen kann. Und da habe ich in der Einleitung, die 
ich meinen Anträgen vorausgeichidt habe, um jedes Mifverftändniß zu ver: 
meiden, ſofort den Sat bingeftellt: 

„Soweit diefe Erſcheinung auf den Fortſchritten der Technik beruht, kann 
der Staat nichts dagegen thun.‘ 

Es muß das fo oft wie möglich wiederholt werden, um falſchen Hoff: 
nungen vorzubeugen. Es ift nicht möglich, diefer Bewegung entgegen zu arbeiten 
und e8 fol ihr nicht entgegen gearbeitet werden, denn die gejammte Menſchheit 
bat ein Recht darauf, durch die Fortichritte der Technik die Gejammtlaft der 
auf ihr ruhenden Arbeit vermindert zu ſehen. Was gethan werben kann in 
diefer Sache iſt nicht, daß man Diejenigen, Die ſich durch dieſe Erſcheinung ge- 
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drückt fühlen, zu fruchtlofem Widerftande animirt. Vielmehr muß man ihnen 
flar maden, daß ihnen nur geholfen werden kann, wenn und fomweit e8 ihnen 
gelingt, ſich die Fortjchritte der Technik und des ratiomelleren Betriebes in 
gleicher Weiſe dienſtbat zu machen, wie dies ſeitens der mit ihnen concuvrirenden 
Großinduftrie geichieht. 

Daß dies in viel größerem Mafftabe geichehen kann, als bisher gelungen, 
ift meine’ fefte Meberzeugung. Es ift eine vulgäre, freilich ſehr weit verbreitete 
iund vielfach gefliffentlich genäßrte Anſchauung, daß die Ueberlegenheit der Grof- 
nduftrie gegenüber der mit ihr concurrivenden Kleininduftrie dort, wo fie fich 
zeigt, Tediglih Folge de8 in erfterer arbeitenden größeren Capitals jei, aus 
welcher Auffaffung der befannte Verſuch, Capital und Arbeit al8 natürliche 
Gegenſätze darzuftellen, abgeleitet worden. Dem entgegen muß man fich der Ein= 
jicht nicht verfchließen, daß das Uebergewicht der Großproduction weſentlich auch 
noch auf einem anderen Factor beruht, nämlich darauf, daß mit dem größeren 
Capital ſehr häufig auch die größere Bildung, ſowohl in technifcher wie in all 
gemeiner Beziehung verbunden if. 

Hier foll man num die Hebel einfegen; es genügt nicht, eine Anzahl Fleiner 
Gapitalien auf dem Wege des Genoſſenſchaftsweſens zufammen zu bringen, um 
damit die Concurrenz gegen den Grofbetrieb aufzunehmen. Die bisherige Er- 
fahrung hat gezeigt, wie wentg damit alleın auszurichten iſt. Coll das genofjen- 
ſchaftlich vereinte Feine Capital mit wirflich gleichen Waffen dem Großbetrieb 
gegenüberfteben, jo muß e8 aud Bildung und Intelligenz in gleihem Umfange 
ins Feld führen können, und daran hat ed bis jegt nur zu bäufig gefehlt. 
Man bat zu wenig bedacht, daß zwar hundert fleine Gapitale einem Grofcapitale 
gleihfommen können, daß aber hundert mal Unbildung vereint niemals Bildung 
wird. Hier belfend einzutreten iſt Sache des Staates; bier kann er in dem 
häufig fo ungleihen Kampfe zwifchen Großbetrieb und Kleinbetrieb in der That 
wirffam zu Gunſten des letteren interweniren. 

Diefe Ueberzeugung findet nun ihren Ausdruck in dem lauten Auf nad 
Fortbildungsichulen. Ic habe mir erlaubt, anzudeuten, daß ich in diefem Ruf 
nicht Lediglich die Bethätigung des Wunſches finde, die Bildung über ein bereits 
vorhandenes Maß binauszuheben, fondern das Eingeftändniß, dafs; Diejenigen 
Bıldımgsanftalten, die jett dem Kleingewerbe zur Verfügung ftehen, ihre Auf: 
gabe nicht erfüllen. Wenn man ſich die Programme jo mander Fortbildungs: 
Ichulen anfieht, in denen Leſen, Schreiben, Nechnen, Zeichnen, deutſche Sprache, 
vielleicht auch ein bischen Geſchichte und Geographie, die Hauptrofle Ipielen, dann 
muß man fagen, das find feine Gegenftände, die im den Fortbildungsichulen zu 
erlernen find, jondern das follte von Gottes- und Nechtöwegen die Voltsichule 
ſchon geleiftet haben. Wenn die Vollsſchule das wäre, was fie fein joll und 
fann, dann müßte der beginnende Gemerbtreibende genügend ausgerüſtet fein, 
um für ſolche Gegenftände eine Fortbildungsihule nicht zu gebrauchen, und im 
den acht Jahren, welche die Volksſchule nach den überall in Deutichland gelten- 
den Gefeten die Kinder zur Berfügung hat, kann fie ihnen, falls fie gehörig 
außgeftattet ift, recht wohl dieſes Penſum beibringen. Die Fortbildungsfchulen 
werden auf einen falichen Weg geführt, wenn man fie zu nicht® anderem macht, 
al8 zu Ausbefjerungsfchulen, in denen nachgeholt werden foll, was die Volks— 
ſchule verfäumt bat. Cie follen fich vielmehr bemühen, das, was aus der Volle: 
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ſchule mitgebracht ift, in Berbindung zu fegen mit den neuen Anforderungen, 
die an den jungen Mann berantreten, wenn er aus der Schule ind gewerbliche 
Leben bineintritt; fie ſollen vermitteln zwiſchen Schule und Werfftatt, und des⸗ 
balb ſollen fie vornehmlich Fachſchulen fein. Sie follen fich anlehnen an die 
einzelnen Gewerbe und das lehren, was diefe befonder& verlangen. 

Nachdem dieß geſchehen, müßten wir ferner dahin tracdhten, daß den eine 
befondere Befähigung zeigenden jungen Leuten weitere Bildungsanftalten eröffnet 
werden und fomit dem fähigen Nachwuchs des Kleinbetriebes die Möglichkeit 
gegeben wird, fi in Bezug auf techmifche VBervolltommnung und allgemeine Bil- 
dung denen gleidy zu machen, die fie jegt nur zu häufig als ihre Feinde be- 
weil ihnen die Möglichkeit abgeht, es ihnen ald Concurrenten gleich 
zu tbun. 

Ih bin der feften Ueberzeugung — und ich bin im Gemerbeftand auf- 
gewachſen umd ftehe noch heute mitten darin —, daß die Klagen über unver: 
meidliche8 Zugrundegehen des Sleinbetriebes maßlos übertrieben find (Sebr 
rihtig!), daß fie aber zum guten Theil hervorgerufen werden Durch den gegens 
wärtigen Zuftand der Bildung oder Unbildung, und daß, wenn man dem leinen 
Gemwerbeftand in der Weile zu Hilfe fommt, daß man ihm die Bahnen der ge: 
werblihen Bildung ebenfo gut eröffnet, wie dem Großbetrieb, er in vielen Ge- . 
werbszweigen, die angeblich unrettbar verloren jind, ſich feiner Haut wehren, 
noch lange fortbeftehen und fogar gewilje bier umd da bereits verlorene Ge— 
biete dem Grofbetriebe wieder abgewinnen kann. (Sehr richtig!) 

Deshalb habe ich vorgefhlagen, daß wir und unummunden ausſprechen 
über die Fortbildungsichulen, — nad) der einen Richtung dahin, daß man ſie 
nicht lediglich betrachten Toll als eine zweite Stufe der Volksſchule, daß man 
andererjeit8 aber auch von dem Verſuche abftehen ſoll, die vorhandenen wirklichen 
Fachſchulen hinaufzuſchrauben zu technifchen Academien u. dgl. Der Herr Re- 
ferent bat in diefer Beziehung bereit angedeutet, daß in Preußen eine jehr ge 
fährliche derartige Bewegung im Gange ıft, indem man die Baufchulen hinauf- 
ſchrauben will zu Bauacademien. Diefe Tendenz fteht nicht vereinzelt da, fie 
findet vielmehr überall Nachahmung. Nichts iſt bei dem Vorſteher einer Schule 
natürlicher, als der Wunſch, fie zu „heben“, wie man das zu nennen pflegt, 
ziemlich unbefimmert darum, ob die Schulen dadurd etwas ganz Andered mer- 
den, als das, wozu fie urjprünglich errichtet worden, und ob fie durch ſolche 
Hebung losgelöft werden von dem Boden, zu deſſen Fruchtbarmahung fie be- 
ftimmt waren. Deiner Meinung nad brauchen wir vor Allem Fachſchulen und 
fachliche Fortbildungsſchulen, welche dem jugendlichen Arbeiter mit derjenigen 
Borbildung, die er aus der Volksſchule mitzubringen pflegt, zugänglich und er— 
reichbar find, und es ıft eine durchaus falſche Nichtung, wenn das Beftreben 
fortwährend wächſt, immer mehr höhere technische Anftalten zu errichten und Die 
vorhandenen Fachſchulen jo in die Höhe zu fchrauben, daß die große Mehrzahl 
derjenigen, für welche fie eigentlich beſtimmt find, nicht mehr zu ihnen gelangen 
kann. Wohin das führt, das läßt fich an dem Beifpiel einer größeren deut— 
ſchen Stadt erfennen, in der ınan zu dem Auskunftsmittel bat greifen müſſen, 
unten an die ‚gehobene‘ Gewerbeichule Vorſchulclaſſen anzuhängen, weil man 
zu der Einficht fommen mußte, daß ohne ein ſolches Experiment Hunderte von 
jungen Handwerkern und Arbeiten von dem Befuche der urſprünglich als ge- 
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werblide Fortbildungsſchule errichteten Anftalt ausgeichlofien jein würden. Will 
man die gewerbliche Ausbildung unferer jugendlichen Wrbeiter und Lehrlinge 
wirklich fördern, jo find und zunächſt wirkliche Fachſchulen viel nothwendiger als 
Bauacademien u. |. w.; ja es iſt Die auch ber einzige Weg, um den zahlreichen 
in den unteren Claſſen jchlummernden Zalenten den Weg zu ihrer vollen Ent— 
widelung zu bahnen, indem man ihnen zuerft in dem einfacheren Fach- und 
Fortbildungsſchulen die Möglichkeit giebt, diejenige Vorbildung zu erwerben, melde 
zum Eintritt in die höheren Fachſtudien befähigt. Man ftede ſich demnad die” 
anfänglihen Ziele nicht zu weit, jorge zunächſt für Diejenigen, die folcher Vor— 
jorge am meiften bedürftig find und überlaffe der Zeit die fernere Entwidelung. 

Was die Frage wegen Errichtung ſolcher Fortbildungsichulen anbetrifft, jo 
habe ih in meinen Anträgen mich dahin ausgeſprochen, daß dieſelbe Sache der 
Gemeinden oder Kreife fein folle. Dan fann nicht umbin, zuzugeben, daß bei 
diefen Fortbildungsichulen die örtlichen Berhältniffe und das örtlihe Bedürfniß 
eine große Rolle ſpielt. Geſetzlich vorzuſchreiben, daß überall Fortbilvungs- 
Ihulen errichtet werden müßten, gebt offenbar zu weit und würde uns dahin 
führen, den Verſuch zu machen, auch reglementariiche Beftimmungen darüber zu 
geben, wie dieſe Schulen einzurichten jeten und was und wie in ihnen gelehrt 
werden jolle, während das Bedürfniß doch überall nach den örtlichen Verhält— 
niffen ein durchaus verichtedenartiges ift und in entiprechend verfchiedenen Formen 
jeine Befriedigung ſuchen wird. (Sehr richtig) Damit aber nicht etwa übel 
angebrachte Sparfamfeit oder Trägheit der lokalen Behörden der Errichtung von 
Fortbildungsichulen Hindernifje in den Weg legt, habe ich den Vorſchlag ge: 
macht, daß, falls gewerbliche Berbände oder Vereine fich bereit erklären, einen 
geſetzlich zu firivenden Theil der Koften zu tragen und damit in gemügender 
Weiſe befunden, daß bei ihnen ein lebhaftes Interefie für die Sache vorhanden 
ift, den Gemeinden oder Kreifen die Berpflihtung zur Errichtung folcher 
Schulen auferlegt werde. Daß in Fällen, wo gewerbliche Verbände ıc. einen 
Theil der Ktoften auf fid) nehmen, ibnen aud ein Einfluß auf die Verwaltung 
der Schulen einzuräumen ſei, wird man natürlich finden und es liegt Died außer— 
dem im directen Intereſſe der Schulen. 

Die Sorge für die bejjere Borbildung und Ausbildung unferer gewerb- 
lihen Arbeiter wäre demnach die eine Art und Weife, wie der Staat, reip. Das 
Gemeinweſen in dem Kampfe, welchen die Großinduftrie gegen die Kleininduitrte 
führt, zu Gunften der legteren interpelliren kann und deshalb interveniren jollte, 
Bon der zweiten handelt meine folgende Theſe, melde dem Staate Die Sorge 
für die Wiederberftellung der erjchütterten Nechtöficherheit in dem Berbältniffe 
zwiichen den einzelnen Theilen der gewerblichen Organilation auferlegen will. 
Neben den Mängeln der Bildung bat unzweifelhaft nichts jo ſehr den eingetre- 
tenen Rückgang unjeres Sleingewerbes gefördert, als die in Folge der Geſetz— 
gebung des legten Jahrzehnts entjtandene Erſchütterung des Rechtsbewußtſeins 
und des Plihtgefühle Während alle Theile, Arbeitgeber und Arbeiter, Lehr— 
herr und Lehrling, vereint darnach freben ſollten, ſich in ihren Yeiftungen zu 
vervollfommmen und den Boden, auf welden das Handwerk noch jtebt, zu ver- 
theidigen, baben fie jeit einer Reihe von Jahren in fortwährenden inneren 
Streitigkeiten ihre bejte Kraft vergeudet und jo felbft dazu beigetragen, daß Die 
innere Tüchtigfeit in dem Augenblid, wo erhöhte Anſprüche an fie herantraten, 
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fi fortichreitend verringerte. Wie fih das im Berhältnig zwiſchen Lehrherrn 
und Lehrling äußert, ift oft genug geichilvert. Der Meifter muß die Luft ver- 
lieren, Arbeit und Mühe auf die Ausbildung des Yehrlingd zu verwenden, wenn 
er weiß, daß er durchaus nicht Darauf rechnen kann, den Lehrling in den fpä= 
teren Jahren der Yehrzeit, im welchen er ihm für die aufgewendete Mühe durch 
ven fleigenden Werth feiner Arbeit einen Entgelt zu ſchaffen vermag, bei ſich 
aushalten zu eben. Der Yehrling wieder wird fi) Feine Scrupel Daraus 
machen, jeine Verpflichtungen gegen den Yehrmeifter zu brechen, wenn er täglıd 
vor Augen fieht, daß ganz Daflelbe von erwachſenen Arbeitern ungeftraft ge- 
ſchehen kann. Dadurch wird das ganze gemerblide Syftem an der Wurzel ver 
giftet umd das jetzige Heruntertommen unſeres Gewerbeſtandes ift die natürliche 
Folge davon. Dieſen Uebelftänden ſchlage ih mun vor entgegen zu wirken durch 
die Einführung von Arbeitsbüchern und fonftigen Yegitimationen. Die Haupt- 
urjache, wodurch ed den Böswilligen unter den Arbeitern ſo leicht gemacht wird, 
ſich über die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen Pe an iſt Die 
Schwierigkeit, den Mebelthäter zu faflen, fo lange man nicht weiß, men man 
denn eigentlich wor jich hat und wo man ihn etwa zu juchen hat. Man weiß 
nicht, woher der Arbeiter kommt, wohin er geht, er kann ſich einen beliebigen 
Kamen beilegen, ohne daß man im Stande wäre, feftzuftellen, ob das betref- 
fende Individuum auch wirklich dasjenige it, für Das es ſich ausgiebt. Hier 
muß zunächſt eingegriffen werden, denn bierin liegt die fruchtbarſte Quelle deſſen, 
mas in der Form von Gontractbrub, Schwindelei und Unehrlichkeit jeder Art 
zu Tage tritt. Ich Ichlage deshalb zunäcft die Einführung von Arbeitsbüchern 
vor, und zwar nicht etwa, wie der Herr Referent will, für jugendliche Arbeiter 
nur bis zum 18. Jahre, ſondern überhaupt für die Unmündigen, denn die 
Zahl 18 hat für mich feine bejondere magifche Bedeutung. Unſere ganze Ge— 
jeggebung ftellt die unmündigen Perjonen anders al® die mündigen, und id) 
jehe nicht ein, warum man mit Bezug auf dieſe Berhältniffe eine andere Alters» 
grenze wählen ‚jolltee Eine Ausnahme von diefer Beſtimmung will ich zu 
Gunften derjenigen machen, welche ſich jchriftlich über eine ordnungsmäßig voll- 
endete Lehrzeit auszumeilen vermögen. Für miündige Arbeiter joll e8 genügen, 
wenn fie fich durch irgend ein glaubwürdiges Document, 3. B. das Mitglieds: 
buch einer Hilfskaſſe, eines Gemerkvereind oder einer Tonftigen gewerblichen Kor: 
poration über ihre Perſon ausjumeifen vermögen. Wo Died nicht der Fall tft, 
jollen auch erwachſene Arbeiter gehalten fein, ein Arbeitsbuch zu führen. Nie- 
mand kann ſich Durch diefe Beſtimmung bejchwert erachten, denn ed wird jedem 
ordentlichen Menſchen Leicht fein, ſich irgend eine andere Art der eben erwähnten 
Yegitimationen zu verichaffen, während dasjenige vagirende Individuum, welches 
fich jeder derartigen Vereinigung zu entziehen weiß, feiner Kaffe u. ſ. w. anges 
hört oder wegen Ichlechten Verhaltens ausgeſtoßen worden ıft, feine Berückſich— 
tigung verdient. Die von mir verlangte Art der Yegitunation bat nicht bie 
mindefte Aehnlichleit mit der früheren polizeilihen Gontrole; jeder ebrenhafte 
tüchtige Arbeiter wird ſich auch fernerhin völlig ungeſtört bewegen können, wäh— 
rend Dagegen für leichtſinnige und böswillige Menſchen die Forderung einer Le— 
gitimation durchaus am Blase if. Im der Einfchräntung, die ich der von fo 
vielen Seiten aufgeftellten Forderung nad) Einführung von Arbeitsbüchern ge 
geben babe, ift diejelbe für jeden rechtichaffenen Arbeiter durchaus annehmbar. 
14* 
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Wird in diefer Weiſe die Feftitellung der Perfönlichkeit erleichtert und 
damit die Berfolgbarteit etwa vortommender Rechtöverlegungen in wejentlich 
höherem Grade ficher geftellt, als das jest der Fall ift, jo wird damit in ſehr 
vielen Fällen dem Rechtsbruche, dem Contractbruche vorgebeugt, und das iſt ja 
gerade das, was wir erjtreben. Es kommt mir in Wahrheit viel weniger 
darauf an, contractbrücigen Arbeitern Strafen aufzulegen, als dem Contract- 
bruche vorzubeugen. Wird aber die Sicherheit, daß ein Rechtsbruch beftraft werden 
fann, jehr viele Arbeiter davon abhalten, fich einer Strafe auszufegen, jo 
wird fie umgelehrt auch viele Arbeitgeber veranlafien, dem Rechtsbruche energi= 
ſcher entgegenzutreten, als das bis jegt der Fall oder auch mur möglich war. 
So wie die Dinge bis jest lagen, hatten jehr viele Arbeitgeber ſchon völlig 
darauf verzichtet, einen von Seiten eines Arbeiter gegen fie begangenen Rechts— 
bruch zu verfolgen. Wußten fie doh im Voraus, daß es ihnen jehr ſchwer 
fallen werde, das betreffende Individuum überhaupt zu fallen, daß aber noch 
viel weniger Ausfiht vorhanden fer, ſelbſt wenn e8 gelang, den Betreffenden 
vor Gericht zu ziehen, irgend etwas gegen ihn auszurichten, und fie hatten ſich 
deshalb ſchon daran gewöhnt, ihr Recht gar nicht mehr zu verfolgen, ſondern 
fi) Darüber hinwegzufegen mit den Worten: Laßt ihm laufen! Es giebt aber 
nichts Schlimmered für das Rechtsgefühl, als das allgemeine Einreißen einer 
ſolchen Praris. Wie vie Mehrzahl der Menfchen einmal ift, gilt bei jehr Vielen 
ſchließlich dasjenige, was unbeftraft geichehen kann, für erlaubt und ganz im der 
Drdnung, und jo haben wir denn auch die Erfahrung machen müfjen, daß tim 
Arbeiterfreife weit und breit die Anficht Pla griff, daß das Halten eingegan: 
gener Verpflichtungen eine Sache fei, von der man fich beliebig bispenfiren 
fönne. Ja, wenn ich To Jagen darf, naiver Weile trat diefe Anſchauung ſchon 
vor drei Jahren in eimer Reihe von Gutachten hervor, welche damals auf 
Anlaß unſeres Vereins von eimer Anzahl von Bertretern der Gewerkvereine 
abgegeben waren. In einem derjelben wurde unter Anderm ausgeführt, daß es 
doc; eigentlich in hohem Grade unrecht je, wenn man einen Arbeiter zwingen 
wolle, bei einer von ihm übernommenen Arbeit zu bleiben, wenn er anderdwo 
mehr verdienen könnte. Derjenige, der dies ſchrieb, hatte aljo offenbar gar keine 
Ahnımg davon, daß er mit diefer Anſchauung die Grundlage gegenfeitiger con= 
tractlicher Verpflichtung überhaupt in Trage ftelle, denn Gontracte werden Doc 
nur für den Fall gejchloffen, daß der eine oder der andere Theil ſpäterhin freis 
willig teime Neigung haben könnte, die veriprochenen Leiftungen zu erfüllen. 
So lange es dem beiderjeitigen Intereſſe entfpricht, irgend etwas zu thun, iſt 
ein Contract überflüffig ; feine Bedeutung beginnt erft, wo dieſes Intereſſe auf- 
hört oder doch wenigftend fraglich wird. Im gewerblichen Verhältniſſe find 
wir aber jest dahin gelangt, daß Zaufende von Arbeitern die Verpflichtung, 
eine einmal getroffene Abmachung zu erfüllen, praftiich nicht mehr gelten laſſen, 
To bald ihnen die Sadye nicht mehr convenirt, und daf fie durch die jegt that» 
ſächlich beftehende praktiſche Straflofigkeit gewöhnt worden find, fich über Alles 
hinwegzuſetzen, was mit ihrem augenblicklichen Vortheil in Wideriprud ſteht. 
Die hieraus entipringende moraliiche Berwilderung ift noch viel ſchlimmer als 
der durch den Contractbruch bervorgerufene Schaden, denn fie wirkt weit über 
den unmittelbar davon betroffenen Kreis hinaus. Hat der Arbeiter erft einmal 
fih mit der Auffaffung durbdrungen, daR ev, mo fein Vortheil ins Spiel 


Reform der Gewerbe-Orbnung. 213 


tomme, dem Arbeitgeber gegenüber freie Hand babe, fo ıft es natürlich nur ein 
Heiner Schritt bis zu dem Verſuche, fich auch auf andere Weife rechtswidrige 
Bortheile anzueignen, und die kurz vorbin erwähnte Anfchauung, daß e8 von dem 
bemittelten Arbeitgeber unbillig jet, von dem umbemittelten Arbeiter Erfüllung 
jeiner Verpflichtungen zu verlangen, führt unmittelbar zu der Confequenz, daß 
der Aermere den Wohlbabenderen gegenüber nicht an Recht und Pflicht gebun- 
den jei. Daß außerdem ein Arbeiter, der jich mit ſolchen Ideen vollgefogen, 
auch ſpäter als Arbeitgeber nicht gerade em Mufter von Gemiflenhaftigkeit 
werben, jondern feinen Kunden und Abnehmern, wie feinen Arbeitern gegenüber, 
auf rückſichtsloſes Wahrnehmen feines Vortheils bedacht fein wird, Liegt auf ber 
Hand. Darum, meine Herren, will id, daß die Verfolgung des Contract: 
bruchs thunlichſt erleichtert, ſeine Veſtrafung ſo viel wie möglich ſicher geſtellt 
werde, damit überhaupt erſt einmal wieder die Begriffe von dem was Recht 
und Rechtöverpflichtung jeien, sich befejtigen. Es fommt mir aber, wie ſchon 
gefagt, viel weniger darauf an, den Bruch des Contractes zu ftrafen, als feine 
Erfüllung jicher zu ftellen. Darum jchlage ih in meinem Antrage vor, Die 
Verfolgung des Contractbruches zunächſt auf den Weg der Schadenerſatzklage 
zu verweilen. Urfache des Contractbruches ift faft immer der Vortheil des 
Sontractbrüdigen over die bösmillige Abficht deſſelben, den andern Theil zu 
ihädigen. Wird ihm die Ueberzeugung beigebracht, daß das Gele Mittel 
habe, ihm zum Erſatz des von ihm angerichteten Schadend zu zwingen und 
damit zugleich die Ausficht auf einen rechtswidrigen Vortheil illuſoriſch zu 
machen, jo wird der Gontractbruh von ſelbſt faft vollftändig aufhören. Zur 
Sicherung diefer Wirffamfeit des Rechtes ſchlage ic}, übereinftimmend mit dem 
Herrn Referenten, vor, das Privilegium der Nichtbeichlagbarteit des Arbeits- 
- lohnes für folbe Fälle aufzuheben, wo e8 fih um Scabenerjag für’ ftatt- 
gefundenen Contractbruc handelt. Damit fällt der jehr häufig vorkommende 
* des Böswilligen, daß man ihm doch nichts nehmen könne, fort und er 
hat umfomehr Anlaß, fib die Sade vorher nochmals zu überlegen. Die Be: 
freiung des Arbeitöverdienjted von der Beſchlagnahme ift aber jeinerzeit gewiß 
nicht beichloffen, um damit dem Böswilligen ein Privilegium ungeftraften Rechts: 
bruches zu verleihen. Bleibt aber die Schadenerjagflage dadurch fruchtlos, daß 
der Berurtheilte ſich der Erecution zu entziehen weiß, dann foll nach meiner 
Anficht Die Haftjtrafe als letztes Mitjel eintreten. 

An diefem Punkte könnte ich auch wielleicht Anlaf nehmen, auf das Lehrlings- 
wejen und biejenigen Vorſchläge einzugehen, welche in Bezug darauf im ben 
Reichstagsverhandlungen geäußert worden. Ste werden vielleicht ohnehin mit 
einiger Ueberraſchung bemerkt haben, daß vom Lehrlingsweſen in meinen Anträgen 
verhältnißmäßig jo wenig die Rede iſt und daß ich daſſelbe anläßlich meiner 
Vorſchläge in Betreff der Beftrafung des Contractbruches nur jo nebenher 
ermähne. Ich werde jedoch Gelegenheit haben, fpäterhin auf dieſen Punkt zu— 
rückzukommen und will hier nur im Vorbeigehen bemerken, daß man, wenn 
man eine wahrhafte Beflerung unferer jegigen Yehrlingsverhältnifie erftrebt, mit 
bloßen Borfchriften über fchriftlihe Abfaſſung der Lehrcontracte und Be— 
ftinnmungen darüber, was im Falle des Entlaufend eines Lehrlings mit dem 
noch nicht verfallenen Reſte des Lehrgeldes, das er ja in den bei weiten meiften 
Fällen nicht bezahlt, geichehen fol, nicht weit fommen wird. 


214 Dannenbern. 


Ic gehe nun über zu den gemerblicen Schiedsgerichten. Es giebt eine 
Richtung, welche von dem Gedanken ausgeht, vie Schiedögerichte durch allge: 
meine Wahl ver Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu conftituiren. Dem gegenüber 
ſchlage ich vor, die Mitglieder der Schiedögerichte Durch die Gemeindevertretung 
ernennen zu laflen, allerdings unter thunlichiter Betheiligung der etwa vorban= 
denen gewerblichen Verbände. Meine Herren, es ift mir allerdingd befannt, 
daß man an einigen Stellen ın Deutichland das Syſtem der Errichtung ge- 
werbliher Schiedsgerichte auf dem Wege des allgemeinen Wahlrechts verfucht 
bat, ich habe aber nicht erfahren, daß man mit dem erlangten Reſultate jon- 
derlich zufrieden gemelen je. Unſer ganzes gegenwärtige Verfahren der Recht: 
ſprechung beruht auf dem Syſtem der Ernennung der Richter. Was aber 
für alle Rechtöverhältnifje richtig und zuträglich tft, wird auch für die Schlichtung 
gewerblicher Streitigkeiten braudbar fein. Alles Menſchenwerk ift unvolllommen 
und jo mag aud unfere Gerichtöverfafjung ıhre Mängel haben; aber im Al- 
gemeinen find wir doch mit unſerem Nichterftande, obgleich er von der Staats— 
gemalt ernannt ift, zufrieden und jehen in ibm den ſichern Schug des Rechts. 
In anderen Yändern hat man ed mit der Wahl der Richter durch das allge- 
meine Stimmrecht verjucht, aber die gemachten Erfahrungen reizen nicht gerade 
zur Nachahmung. Auch bei uns in Deutichland giebt e8 bereits eine Reihe 
von Schiedögerichten, die von Behörden ernannt oder von Gemeindevertretungen ıc. 
gewählt find, und fie haben ſich vollfommen bewährt. Es Liegt fein Grund 
vor, in den guten Willen der Gemeindevertretungen oder der etwa von biejen 
bezeichneten Behörden, rechtichaffene Richter zu ernenmen, Zweifel zu fegen. Da: 
gegen geftebe ich offen, daß ich nicht jo ſehr davon überzeugt bin, aus allge 
meinen Wahlen ftetS nur folde Männer hervorgehen zu jehen, denen man mit 
Beruhigung ein Kichteramt amvertrauen könnte. Sole Wahlen würden un— 
vermeiblih dem WBarteigeift anheimfallen und fich auf folde Perſonen lenken, 
von denen die Parteien eine bejonders energijche Vertretung ihrer Parteiboctrin 
und Parteiintereſſen erwarten. Statt ausſchließlich Darauf bedacht zu jein, als 
gerechte Richter Recht zu Iprechen, würden die Gemwählten minbeftens eben ſoviel 
und vielleicht mehr Gewicht darauf legen, für die Ausbreitung ihrer Parteilehren 
thätig zu fein; fie würden ftet8 unter dem Gefühl ftehen, zur Ausführung eines 
Mandates gewählt zu fein und ihren Parteien gegenüber Berpflichtungen über: 
nommen zu haben, die oft genug mit den Pflichten eines Richterd wenig gemein 
haben fünnten. Ich will dabei einer erft in neuerer Zeit gemachten Erfahrung 
gedenten. Bei der befannten Enquöte über die Arbeiterverbältniffe wurden auch 
einige Männer vernommen, welche ſchon jeit einiger Zeit ald ernannte Mit- 
glieder eine® gewerblichen Schiedögerichtd und mit allgemeiner Anerkennung fun: 
girten. Sie batten ſich als geredyt, umerichroden und ſachkundig bewährt. und 
die Enquete-Commilfion hoffte deshalb auch von ihmen als Zeugen bejonders 
werthvolle Auskünfte zu erhalten. Im dieſer Erwartung ſah man fi völlig 
getäufcht. Diefe Männer, deren Sachkunde und gefundes Urtheil man wieder: 
bolt anzuerfennen Grund gehabt hatte, Ipielten wor der Commiſſion eine geradezu 
Tägliche Role. Anftatt auf beftimmte ragen beftimmte Antworten zu geben 
und der Commiſſion durch Mittheilung ihrer eigenen Erfahrungen und Anſchau— 
ungen wertbvolled Material zu liefern, fagten jie Einer wie der Andere und 
volltommen gleichmäßig wie am Schnürchen eine Reibe eingepaufter Redensarten 
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her, wie fie wielleicht für eine Volksverſammlung gepaßt hätten, die aber für 
die Enquöte völlig unbrauhbar waren. Man fragte die Betreffenden fpäter 
unter vier Augen nad dem Grunde dieſes Auftretens und erbielt dann Die 
Antwort: Es ift in unſerer Barteiverfammlung jo beſchloſſen. Die Leute hatten 
ſich alfo nicht einmal jo frei gefühlt, um nach ihrer perfönlicen Weberzeugung 
die von ihnen gewünfchte fachliche Auskunft zu geben, jondern fich lediglich als 
Mundftüd ihrer Parteien gebrauchen laſſen. Die Barteiverfammlung batte be: 
Ihloffen und fie waren nur Werkzeug. Diele Erfahrung ift um fo bedeutfamer, 
als e8 fich dabei, wie gelagt, um Männer handelte, die als von der Gemeinde- 
behörde ernannte Mitgliever des Schiedsgerichts, dort wo fie fich nicht unter 
dem Drude ihrer Parteı fühlten, ſich durchaus bewährt hatten. Dieſer Gefahr 
muß fomit vorgebeugt werden, wenn wir verhindern wollen, daß der Parteigeift 
ih auch der Schiedögerichte bemächtigt und fie dadurch um ihren Credit bringt. 
Ich bin alfo für die Ernennung der Mitglieder der Schiedögerichte durch die 
Gemeindevertretung mit der Mafgabe, das Iettere dort, wo fie glaubt nicht in 
der Yage zu jein das Ernennungsrecht mit Nugen ausüben zu können, bevoll= 
mädtigt wird, ihre Machtvolltommenheit an befondere Behörden, Gewerbekam— 
mern ꝛc. oder dort wo wirklich qualificırte Verbände von Arbeitgebern umd 
Arbeitern eriftiren, an diefe zu übertragen, ſei e8, indem man ihnen das Bor- 
ſchlagsrecht oder Die definitive Ernennung der Gerichtämitgliever zumeift. Es 
entipricht meinen Wünjchen, daß letzteres Verfahren in möglichft großem Um- 
fange zur Anwendung kommen möge; aber man fann die Augen nicht gegen bie 
Thatſache verichließen, daß bis jest die Zahl gewerblicher Verbände, denen mit 
vollem Bertrauen die Ausübung eines jo wichtigen Rechtes übertragen werden 
könnte, keineswegs groß ift. — In Bezug auf allgememe Wahlen mag aud 
noch darauf hingewieſen werden, daß ihre Anwendung in großen Städten ihre 
ſehr großen Schwierigkeiten hat, namentlich da es als geradezu unmöglich bezeichnet 
werden muß, an Orten, wo eine fluctuirende Arbeiterbevölferung von vielleicht 
50,000 oder 60,000 Menſchen vorhanden ift, zuverläffige Wäblerliſten aufzu: 
ftellen und fortwährend vollftändig zu halten. 

Die folgende meiner Thefen handelt von der rauen und Kinderarbeit. 
Sie umfaßt namentlih drei Punkte: die Arbeit der Kinder im fchulpflichtigen 
Alter, Die Nachtarbeit der frauen und die Arbeitözeit jugendlicher Arbeiter im 
Alter von 14—18 Yahren. Es ift mir befannt, daß Ddiefe meine Borjchläge 
vielfah als zu weit gehend auf Widerfpruch ftopen werben. Dem gegenüber 
muß ich jedoch beit meiner Anficht beharren, daß wir dahin kommen müflen, 
die Berwendung von Kindern im fchulpflichtigen Alter zu gewerblichen Arbeiten 
überhaupt zu bejeitigen. Dieſe Kinder gehören in die Schule, mo fie ſich Das- 
jenige aneignen follen, was die Grundlage für ihr ganzes fommendes Leben 
bildet, und nicht in den Arbeitsſaal oder die Werkſtatt. Ich bin deshalb der 
Memung, daß die Gefetgebung die Verwendung von Kindern zu gewerblichen 
Arbeiten überhaupt nur in demjenigen wenigen Ausnahmefällen geftatten follte, 
wo fie abiolut unentbehrlich if. Und um meinen Gedanken noch näher zu 
präcifiren will ich Hinzufügen, daß die Umentbehrlichkeit der Kinderarbeit nur 
für ſolche Fälle gelten joll, wo e8 ſich darum handelt, ſolche Arbeiten zu ver 
richten, die von Erwachſenen nicht netban werben fünnen. Diefe Fälle werden 
ſehr felten vortommen und auch bezüglich ihrer will ih den Sat feitgebalten 
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wiffen, daß daneben der Schulbeſuch in feiner Weife leiden darf. Die jegt be 
jtehende Vorſchrift, wonach Kinder unter 14 Jahren zu gewerblicher Thätigfeit 
verwendet werben dürfen, wenn fie daneben täglich drei Stunden lang die Schule 
befuchen, genügt mir nicht; Denn für dieſe Kinder ift der Schulunterricht die 
Hauptſache, die gewerbliche Thätigkeit eine Nebenbeihäftigung und nicht umge— 
tehrt. Um aber die Einwendungen derjenigen zu berücjichtigen, welde auf die 
ausländifchen Concurrenzverhältniffe hinweiſen und die Befürchtung ausſprechen, 
daß die deutiche Industrie durdy ftricte Befeitigung der Kinderarbeit gegenüber 
der Induſtrie ſolcher Yander ftart benachtheiligt werden. wiirde, in welcher die 
Heranziehung von Kindern noch in großem Umfange geftattet ift, wie 3. B. 
Belgien und England, habe ich auf eine Hebergangsperiode Bedacht genommen, 
die Zeit gewähren würde, um mit den betreffenden Ländern Berbandlungen 
wegen Herbeiführung gleihmäßiger geſetzlicher Beftimmungen zu führen. 
Schon jett bejteht in England wie in Belgien eine bedeutende, auf fernere Ein— 
Ichränfung der Kinderarbeit gerichtete Bewegung, die durd das Vorangehen 
Deutjchlands eine mächtige Förderung erfahren würde. Ich halte e8 für jebr 
wahricheinlih, daß, falls es befannt wird, daß Deutichland die. Kinderarbeit 
völlig abzuſchaffen beabfichtigt, Die Agitation in den anderen Ländern im Yaufe 
von 5 Jahren ftarf genug werden wird, um auch die Gejeßgebung der anderen 
Yänder zu ähnlihen-Beichlüffen zu veranlajien. Sollte aber wider alle Erwarten 
dieſe Hoffnung ſich nicht erfüllen, ſollten jene Staaten, trotz des Vorangehens 
Deutſchlands auch ferner die Verwendung von Kindern zu gewerblichen Arbeiten 
geſtatten und aus dieſer Urſache unſerer Induſtrie eine übermächtige Concurrenz 
drohen, ſo wären wir ja ſchlimmſten Falls immer noch in der Lage, am Ende 
der fünfjahrigen Uebergangsperiode unſere Entſchlüſſe noch einmal in Erwägung 
zu ziehen. Ich hege —* Befürchtungen jedoch nicht und bitte Sie meinem 
Antrage zuzuſtimmen, der die vollſtändige Beſeitigung der Verwendung von 
Kindern im ſchulpflichtigen Alter zu gewerblichen Arbeiten als definitives Ziel 
ins Auge faßt. Ebenſo bitte ich mir in dem zweiten Punkte zuzuſtimmen, näm— 
lich in dem abſoluten Verbot jeder Verwendung weiblicher Arbeiter zu nächtlichen 
Arbeiten. Bei den Verhandlungen im Reichstage hat ein Abgeordneter erwähnt, 
daß das Verbot der Verwendung von Kindern zu Nachtarbeiten vielfach dazu 
geführt habe, Frauen und Mädchen an Stelle der Kinder mit Nachtarbeiten zu 
beihäftigen, z.B. ın Olashütten, und daß daraus die fittlid bedenklichiten Zu— 
jtände entftanden feien. Ich ziebe aus diefer Erzählung aber nicht die Conſequenz, 
daß Die nächtliche Arbeit von Kindern wieder erlaubt werden müjje, ſondern 
umgekehrt, daß auch die Verwendung von Frauen zu gewerblichen Nachtarbeiten 
geſetzlich zu verbieten ift. Im Diejen beiden erften Punkten meiner Iheje kann 
ich alfo meinen Gegnern keine Conceſſion machen, fondern wiederhole meine Bitte 
an die Berfammlung, meinen Anträgen zuzuftimmen: Etwas anders jtehe ich 
dagegen zu dem dritten Punkte, der Arbeitözeit für jugendliche Arbeiter von 
14—1$ Jahren. Mein Antrag ſchlägt vor, die Arbeitözeit für Diefelben auf 
10 Stunden zu firiren. Es läßt ſich aber nicht vwerfennen, daß dieſe Frage 
nur in Verbindung mit der Frage wegen der Arbeitszeit der Erwachſenen ent= 
ichteden werden fann. Die jugendlichen Arbeiter dieſer Kategorie arbeiten in 
der Regel mit erwachlenen Arbeitern zuſammen und eine gejegliche Fixirung der 
Arbeitözeit der jugendlichen Arbeiter würde praftiich darauf binausfommen, daR 
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meiften® auch die erwachlenen Arbeiter nicht länger beichäftigt werden fünnten, 
mithin auf einen gejeglichen Normalarbeitstag. So weit will ih aber nicht 
geben. Ich glaube, daß bie jegt ftattfindende Bewegung auf Abkürzung ber 
Arbeitszeit und im nicht langer Zeit die freiwillige Einführung einer Arbeitszeit 
von 10 bis höchſtens 11 Stunden bringen wird, wie das in manden Gemerben 
und in vielen Städten ſchon jetst der Fall if. Das in diefer Beziehung bereits 
Erreichte wird vorausfichtlich zu einer Fortjegung dieſer Bewegung führen und 
man thut vielleicht gut derjelben Zeit zu laſſen, namentlich wenn man bebenkt, 
daß in einzelnen größeren Inbuftriebezirten, wie z. B. im Elfaß, gegenwärtig 
noch eine Arbeitszeit von 13 Stunden täglidy bejteht und ein Verſuch, viefelbe 
durch die Geſetzgebung plößlid auf 10 Stunden herabzujegen, denn doc be— 
denkliche Folgen haben könnte. Ich bin deshalb bereit, bezüglich der Arbeits- 
zeit jugendlicher Arbeiter von 14—18 Jahren nicht auf meinem Antrage, diejelbe 
geſetzlich auf 10 Stunden zu beichränten, zu beftehen, jondern einen annehmbaren 
Compromiß zu acceptiren, falls mir derjelbe entgegengebradyt wird. Gelänge 83.8. 
unter Mitwirkung der Herren Induftriellen jelbft, die übertriebene Arbeitözeit, dort 
wo fie noch eriftirt, auf 11 Stunden herunterzubringen, jo wäre das immerhin 
ein Erfolg, den man feithalten und die weitere Entwidelung der Dinge vorläufig 
abwarten fünnte. Ich falle meine Aeußerungen alio dahin zufammen, daß an— 
geficht8 der Thatſache, daß die Arbeitözeit der jugendlichen Arbeiter ganz über- 
wiegend mit Der Arbeitzeit der mit ihnen zulammen arbeitenden Ermwachlenen 
im Zuſammenhange fteht, dak an manden Stellen in Deutichland noch heute 
eine Arbeitszeit von 12 bis 13 Stunden und jelbft darüber exiftirt, daß es 
vor Allem darauf anfommt, in Bezug hierauf zu beffern, und daß hierzu die 
Unterfiügung derjenigen Induftriellen, welche bei fich bereits eine fürzere Arbeits- 
zeit eingeführt haben, erwartet werden darf, es geratben fein kann, das Ber: 
langen einer geſetzlichen Fixirung der Arbeitözeit für jugendliche Arbeiter nicht 
zu urgiren, um den Dingen Zeit zu einer Entwidelung zu laflen, deren Richtung 
Ihon jetzt deutlich erfennbar ift. Ich möchte nicht in den Fehler verfallen, zu 
viel auf einmal zu fordem und deshalb in Wirklichkeit nichts zu erreichen und 
bin jomir bereit, in Bezug auf die Arbeitözeit für jugendliche Arbeiter von 14 
bis 18 Jahren, annehmbaren Compromißvorſchlägen, falls fie fommen, zuzu: 
ftimmen, wogegen ich wiederholt bitte, in Bezug auf die Arbeit- Ichulpflichtiger 
Kinder und die Nachtarbeit von Frauen meinen Anträgen in der vorliegenden 
Form zuzuſtimmen. 

Ich Habe ſomit diejenigen Fragen beiproden, teren geſetzliche Regelung 
und die Regierung in Ausficht geftellt hat: Lehrlingswejen, Frauen und Kinder: 
arbeit und Sciedögerichte. Der Wunſch, die Berathungen unferer Verfammlung 
auf dieſe drei Theile zu beſchränken, ift mir bei Ausarbeitung meiner Anträge 
ftet8 gegenwärtig geweſen, und ich habe mich von demielben jo viel mie möglich 
leiten laſſen. Einen Punkt glaubte ich aber außerdem nicht außer Acht Laffen 
zu jollen, und das. tjt die Frage, wegen Ausdehnung der Haftpflidt. 
Eie finden diejelbe in meiner vorletzten Thefe behandelt und vielleicht ift Ihnen 
dabet ein von mir angefügter Nadja aufgefallen, über den ich mich noch furz 
ausſprechen möchte. Es iſt allgemein bekannt, wie ſehr es in den Arbeiter: 
freifen als eine Benachtheiligung des Arbeiterftandes empfunden wird, daß, aus: 
genommen jolche Unfälle, melde dur Eiſenbahnen berbeigeführt werden, den 
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auf Entſchädigung klagenden verletsten Arbeitern oder Angehörigen von Arbeitern 
die Beweislaft für ein Verſchulden ſeitens der Arbeitgeber oder deren Angeftellte, 
durch welche der Unfall verurſacht worden, auferlegt iſt. Die Schwierigfeit, 
einen Jolchen Beweis zu erbringen, macht in ſehr vielen Fällen die Haftpflicht 
des Arbeitögeberd geradezu illuſoriſch. (Sehr wahr!) Meine Herren! Dan 
lann nicht umbin die Berechtigung der hieraus abgeleiteten Beſchwerden anzu= 
erfennen, und ich ſchlage Ihnen deshalb vor, zu beſchließen, daß die Beweislaſt 
auf die Schulter der andern Seite gelegt werde. An fich iſt es leichter, zu 
beweifen, daß alle Einrichtungen der Fabrik zc. genau den geſetzlichen Vorſchriften 
gemäß nicht nur, jondern auch entiprechend den Anforderungen vernünftiger 
Borficht angelegt und in Stand gehalten werben und Daß ein Unfall, von 
welchem ein Arbeiter betroffen, Folge von Außerachtlaſſen ausprüdlicher Vor— 
Ichriften oder grober Fahrläffigfeit gemeien, als e8 umgekehrt dem Arbeiter 
wird, den Nachweis beionderen Verſchuldens auf Seiten des Arbeitgeber zu 
führen. In den Fällen, in welden durch den Unfall aud die Beweismittel 
mit zerftört find, geht Der Arbeiter jetst wegen Unmöglichkeit der Beweisführung 
in der Regel leer aus, Vollkommen ift nichts in Der Welt, und es mag ja 
fein, daß auch eine Aenderung in dem von mir empfohlenen Sinne gelegentlich 
Härten auf der andern Seite im Gefolge haben würde. Immerhin wird dies 
nicht jo häufig vorkommen, als bei der jegigen Einrichtung, und jedenfalls ift 
es beſſer, Härten, wenn fie doch einmal unvermeidlih find, von den Schultern 
derer tragen zu laflen, die dazu am Beften im Stande find. Ferner muß die 
Haftpflicht weiter ausgedehnt werben und namentlich auch mehr in den Kleinbetrieb 
hinunter. Es iſt unzweifelhaft für ven Baubandwerker ebenſo jchlimm, vom 
Gerüfte herunterzuftürzen und in Folge davon zeitlebens Krüppel zu bleiben, 
als für den Fabrikarbeiter, feine Hand in einem Triebrade einzubüßen. Hier— 
auf Rückſicht zu nehmen, ıft Sache der Gejeggebung, jo weit fie dies eben ver- 
mag. Man wird natürlich darauf hinweiſen, daß eine Ausdehnung der Haft: 
pfliht auch auf die Verhältniſſe des Kleinbetriebe8 an dem Umftand fcheitern 
müfle, daß in fehr vielen Fällen die Erfüllung der Haftpflicht durch die Mittel- 
loſigkeit des zur Leiſtung der Entſchädigung Berpflichteten unmöglich gemacht 
werde. Dem ift natürlich nicht zu widerfprechen, jo lange man nur das ein- 
zelne Individuum vor fich hat; aber bier ift gerade bie Stelle, wo die gewerb- 
lien Gorporationen einzutreten haben. Ich komme hierauf noch zurüd, und 
wende mic zumäcft zu dem durch den eben erwähnten Einwand angeregten 
Punkt zurüd, der auch außerhalb der Grenzen des Kleinbetriebe8 von ganz 
wejentliher Bedeutung if. Das Haftpflichtgeieg Hat bier eine Yüde, die faft 
genau einer ganz ähnlichen entfpricht, die fib in dem von den Hülfscaſſen 
handelnden Theil der Gewerbe: Ordnung befand. Dort war nämlich gejagt 
worden, daß Jedermann von der Verpflichtung einer öffentlichen Hülfscaſſe bei- 
zutreten befreit fein ſolle, wenn er nachweile, daß er einer andern Hülfscafie 
angehöre. Vergeſſen war dabei ganz, zu beftimmen, mie eine folche andere 
Caſſe befchaffen fein müſſe. Die Idee war dabei natürlich geweien, daß folche 
freiwillige Caſſen ihren Theilnehmern diejelbe Unterftügung und Sicherheit im 
Falle von Krankheiten :c. gewähren würden mie die Zwangscaſſen, aber gefagt 
war Dies in Dem Geſetze nicht. Die Folge davon war, daß der Zweck des 
Geſetzes dadurch in ſehr vielen Fällen tlluforifch gemacht wurde. Es gab z. B. 
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Krankenkaſſen, welche ihren Mitgliedern ein wöchentliche Krankengeld von drei 
Mark, ja noch weniger, und andere, die ein Rranfengeld von 18 Mark pro 
Woche zahlten. Der Nachweis, einer ſolchen Caſſe anzugehören, reichte Hin, den 
Vorſchriften des Geſetzes zu genügen, eimerlei ob Die von der Caſſe gemährte 
wöchentliche Unterftügung auch nur annähernd zur Unterftügung und Pflege des 
Erkrankten hinreichte oder nicht. Ganz ähnliches erleben wir jetzt wieder in 
Bezug auf das Haftpflichtgeieg. Das Geſetz legt dem Arbeitgeber die Berpflich- 
tung auf, ben in feinem Dienft verletsten Arbeiter oder. deſſen Angehörige zu 
entichädigen, aber darum, ob der Arbeitgeber dazu auch im Stande iſt, ob er 
feine Arbeiter bei einer Unfallverficherungsgejellichaft verfichert hat u. f. w., küm— 
mert es ſich nicht. Die Folge Davon ift, Daß dem Wrbeiter eines zahlungs- 
unfähigen Arbeitgeber8 das Haftpflichtgeleg nicht Das Mindeſte nügt, wenn er 
einmal ın den Fall kommt, davon Gebrauch zu machen. Dieje Lücke muß aus- 
gefüllt werden, wenn Das Geſetz feine Aufgabe wirklich erfüllen fol; es muß 
Beitimmungen erhalten, welde vie Befriedigung ver gejeglih anerkannten Ent- 
ſchädigungsanſprüche verunglüdter Arbeiter fichert. Natürlich wird das nicht 
ganz leicht fein; es wird aud ein großes Geſchrei entjtehen, wenn man dieſe 
Forderung aufftellt; man wird von Bevormundung durch den Staat u. |. m. 
reden; aber die Erfüllung dieſer Forderung iſt eine einfache Conſequenz des Er- 
lafies des Geſetzes felbft. Iſt der Staat fomeit gegangen, fich in dieſes Ver— 
hältniß zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer einzumengen, jo muß er aud 
dafür forgen, daß das von ihm erlafjene Geſetz zur Wahrheit werde und wirklich 
den Zweck erfülle, ven vermglüdten Arbeiter gegen Noth ficher zu ftellen. 

Ih komme endlich zu meiner legten Refolution umd damit zum Schluf. 
In einer Debatte über Reform der Gemwerbe-Orbnung ſchien e8 mir durchaus 
nothmwendig, auch einiges über die Stellung und Bedeutung gewerblicher Berbände 
zu jagen. Wenn man die Gewerbeordnung lediglich ald eine Art von Polizei— 
verordnung anfieht, deren Zwed erfüllt ift, wenn fie nothdürftig die äußere Ordnung 
im Gewerbe aufrecht erhält, dem Rechtsbruch wehrt und Xeben und Eigenthum 
Schützt, fo würde eine in der Weife, wie meine früheren Thefen es vorichlugen, 
revidirte Gewerbeordnung allenfall8 genügen können. Aber ein wirkliches, 
energiich pulfirendes, ven Gejammtumfang gewerblicher Thätigkeit umfaflendes, 
mit Bewußtſein nach möglichfter Bervolltommnung ftrebendes gemwerbliches Yeben 
tönmen wir dadurch allein nicht ſchaffen. Dazu ift vor allem die Thätigfeit der 
Glieder des Gewerbeftandes jelbft erforderlihb und zwar, da das Individuum 
für fich allein wenig auszurichten vermag, die Thätigfeit gewerblicher Verbände. 
Wir fönnen zum Beiſpiel feine guten gewerblichen Fortbildungsihulen haben 
ohne thätige Mitwirtung des Gewerbeſtandes. Wir fünnen auch fein gutes 
Lehrlingsweſen haben, wenn dafjelbe nicht mit räftigen, gut organifirten gewerb- 
hen Berbänden zufammenhängt und von dieſen controllirt und beaufjichtigt 
wird. Mas ift denn wirklich Damit erreicht, wenn in der Gewerbeordnung aus- 
geiprochen wird, daß die Yehrberträge fchriftlih abzufaſſen jeien, daß das Yehr- 
geld eines entlaufenen Yehrjungen dem Lehrherrn ganz oder theilweife verfallen 
joll, oder daß, wenn der Lehrherr e8 beantragt und das Schiedögericht Dem 
zuftummt, ein entlaufener Yehrling dem Lehrherrn polizeilich wieder zugeführt 
werden kann. Das find alles ohne Zweifel vecht nützliche und wohlgemeinte 
Dinge, aber damit allein belfen wir denn doch dem jet To tief gejunfenen 
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deutichen vLehrlingsweſen nicht wieder auf. In der Gewerbeorbnung fteht zum 
Beiipiel auch, daß der Lehrherr dem Lehrling gehörige Anleitung zur Erlernung 
jeines Gewerbes geben ſoll und daß der Yehrcontract aufgelöft werden kann, 
wenn der Lehrmeifter e8 am der pflichtmäßigen Erfüllung jeiner —— 
als Lehrherr fehlen läßt. Wer ſoll aber hierüber urtheilen, wer iſt überhaupt 
im Stande zu beurtheilen, ob der Meiſter oder der Lehrling in dieſer Beziehung 
ihre Schuldigkeit thun? Doch wohl nicht die Polizei? Oder wollen Sie vielleicht 
auch alle derartigen Differenzen vor die Gerichte bringen, um ſie mit Hülfe von 
zugezogenen Sachverſtändigen von den Gerichten entſcheiden zu laſſen? Soll 
das Verhältniß zwiſchen Lehrherr und Lehrling etwas anderes ſein oder wieder 
werden als ein rein privatrechtliches, — und wir ſehen ja, wohin uns dieſes 
Syſtem gebracht hat, — fo iſt die Mitwirkung gewerblicher Verbände ganz 
unentbehrlih. Nur fie find im Stande, dem Lehrling den Schuß angedeihen zu 
lafien, den er gegemüber einem jchlechten oder ungejchieten Yehrmeifter nur zu 
oft gebraucht, während umgefehrt au nur ihre Vertreter im Stande find zu 
beurtheilen, ob Klagen des Meifters über Faulbeit oder Ungeſchick des Lehrlings 
begründet find oder nicht. Nur die Aufnahme in eimen derartigen Berband 
ferner kann dem Lehrling das fir ihn fo beveutfame Gefühl geben, zu irgend 
etwas zu gehören, einen Anhalt zu haben, der ſich um ihn kümmert, eine 
Corporation, die ihn, falls er jich ordentlich beträgt und als Yehrling feine 
Sculdigfeit thut, als achtbares Glied in ihre Mitte aufnimmt. Nur jo kann 
ın ihm das Gefühl ermedt werden, daß er fich felbit und anderen, die ein Auge 
auf ihn Haben und in deren Mitte er fpäter verkehren jol, Ehre zu machen 
bat. Dazu brauchen Sie gewerbliche Verbände und Sie werben fein gutes 
Yehrlingswefen befommen, wenn es nicht gelingt, ſolche Verbände wieder aufzu- 
richten. Ich denfe dabei keineswegs ausſchließlich an Verbände von Arbeitgebern 
over am folche, welche Arbeitgeber und Arbeiter zufammnen umfaſſen. Natürlich 
wären mir die legteren die liebſten, aber wo ich dieſe nicht haben kann, will ich 
auch Die Arbeiterverhände gelten laſſen und mich freuen, wenn fie ſich des 
Lehrlingsweſens annehmen, denn es ift immer noch beiler, daß es von ihnen 
alleın, als daß es gar micht geichteht umd ver junge Menſch damit fich allen, 
das heißt nur zu häufig der Berwilderung überlafien bleibt. — Wir brauchen 
ferner Berbände, wenn Das Haftpflichtgefeg, wie das in fo vieler Beziehung 
wünſchenswerth tft, auch auf dem Sleinbetrieb ausgedehnt werden fol. Eine 
Haftpflicht im Kleingewerbe auszufprechen und e8 dem Individuum zu überlafien, 
fih damit abzufinden, märe ſinnlos. Er märe geführlich für den einzelnen 
Artbeitgeber, den eim eimziger in feiner Werkſtatt vorlommender Unfall zum 
Bettler machen fünnte; e8 wäre werthlos für den Arbeiter, wenn fein Schaden- 
erfaganipruch ſich nur gegen den einzelnen fleinen Arbeitgeber richtet, der oft 
genug wenig mehr befist, als er jelber. Hier muß eben der Verband, Die 
Genoſſenſchaft eintreten; fie kann die Laſt tragen und Sicherheit gewähren, 
während anbererfeitS auch fie am beiten im Stande ift, diejenige Aufficht zu 
führen, durch welche fich jo manchem Unfall vorbeugen läßt. Es bat Yeute 
aegeben, welche e8 als eine Errungenſchaft betrachteten, daß durch die Einführung 
der Reichsgewerbeordnung den nod aus fritherer Zeit herüber gefommenen 
Reften. der alten Innungen der Garaus gemacht wurde. Vielleicht find fie jetzt 
etwas anderer Meinung geworden, nachdem fie geſehen baben, mie auf dem jo 
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frei gemachten Boden neue Verbindungen empor wuchſen, die alle Fehler, melde 
man an den früheren Gewerböverbänden fand, in vielfach ausgeprägterem Grade 
entwidelten, aber ohne irgend melde ihrer guten Seiten. Daß Berbindungen, 
melde vorzugsmweile aus den arbeitenden Claffen fich refrutiren, nur dann, 
dauernden Beitand haben können, wenn fie ſich an die einzelnen Gewerbe an- 
lehnen, bat die Social-Demokratie längft begriffen. Seit Jahren hat fie ihre 
Mitgliever in Gewerkſchaften gegliedert und dadurch ven Hülfsarbeiterftand der 
Gewerbe faft vollftändig in ihre Hände befommen. Es iſt ein angeborene Be— 
dürfniß des Menichen, ſich mit feines Gleichen zu verbinden und namentlich in 
den jüngeren oder weniger Bemittelten und weniger Gebilveten ift ber Drang 
nad) Anlehnung am größten. Er vor allem bedarf einer Stüte oder doch 
wenigſtens des Gefühle, im Nothfal eine Stüge zu haben, auf deren Hülfe er 
rechnen kann, wenn er fie braudt. Wie wollen fie e8 num dem Arbeiterftande 
und namentlich dem jüngeren Theile deffelben verdenten, wenn er den Anſchluß 
dort Sucht, wo er ihn unter gegenwärtigen Berhältniffen allein noch findet. Die 
alten Berbände find verfchtwunden, auf ihrem Boden fteht die Social-Demokratie, 
und faft mit Naturnothwendigfeit fallen ihr Alle zu, die das Bedürfniß empfinden, 
aus der individuellen Bereinfamung heraus zu kommen. Es aiebt Taufende von 
Leuten, die gar nicht daran vdenfen würden, ſich der ſocial-demokratiſchen 
Strömung hinzugeben, wenn fie anderswo den ihnen nothwendigen Anhalt 
finden, und die jelbjt wenn jie im einen ſocial-demokratiſchen Arbeiterwerein 
treten, keineswegs die Abſicht haben, all die dort gelehrten Ertravaganzen mit- 
zumachen. Aber find fie erft einmal drin, jo macht fich das übrige von felbft. 
Sie hören und ſehen nichts anderes mehr, ald was ihnen dort geboten wird; 
fie find förmlich in einen Kreis gefangen, aus dem jie nicht mehr heraus können 
felbft wenn fie wollen. Es iſt die große Kunft der ſocial-demokratiſchen Agitation, 
wie fie e8 verfteht, fich des ganzen Menjchen zu bemächtigen. 

Bon dem Augenblit an, wo er morgens auffteht, bi8 zum Abend [ebt und 
webt der Rekrut der Soctal= Demokratie ausichließlih in emer und derſelben 
Atmoſphäre. Die Social-Demofratte jorgt für ſeine Intereffen, indem fie jeden 
Augenblid bereit ift, Verſuche zu Lohnfteigerungen in Scene zu jegen, die ihr 
immer zu Gute fommen müſſen, einerlei, ob fie erfolgreich find oder mißglüden. 
Sie nimmt feine Sorgen auf ji, - indem fie es verjtanden hat, die Kranken-, 
Hilfs- und Sterbekaſſen ver Gewerkichaften in ihre Hände zu bringen; fie jorgt 
endlich für feine VBergnügungen, indem fie Feſte, Gedenkfeiern, Ausflüge, Bälle, 
Theatervorftellungen, Gelangsaufführungen und was nicht alles mehr veranftaltet. 
Ein Beifpiel davon, wie nichts unverjucht gelafjen wird, fich des Menſchen ganz 
und voll zu bemächtigen, fand ich neulich in einem joctal=demofratiihen Blatte 
in einer Anzeige, in der jocialiftiich=gefinnte Damen aufgefordert wurden, ſich 
behufs Bildung eines fecial-vemofratiihen gemifchten Chors, ich glaube e8 war 
der Ausdruck ſocial- demokratiſche Singacademie gewählt, zu melden. (Heiterkeit.) 
Ja, meine Herren, die Sache hat viel Spaßhaftes, aber fie bat auch wieder 
ihre jehr ernfte Seite; fie kann zur Erklärung dafür dienen, wie e8 der Social: 
Demokratie neuerdings gelungen iſt, unter dem weiblichen Geſchlecht jo bedeutend 
an Berbreitung zu gewinnen. Dieſe Organilation, über deren Ziele ih ja 
weiter nicht8 zu Tagen brauche, mit dem bloßen Individualismus zu befämpfen, 
wäre em hoffnungsloſes Unterfangen. Sie können ihr nur mit Ausficht auf 
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Erfolg entgegentreten, wenn Sie Organiſation gegen Organiſation, Verband 
gegen Verband ſetzen, und wenn Sie namentlich die Lehre beherzigen, die Ihnen 
in Bezug auf die Gruppirung nach Gewerben gegeben iſt. Nur gewerbliche 
Verbände werden der Social-Demokratie mit Erfolg gegenüber treten, weil: fie 
ihr den ftetigen Zufluß neuer Kräfte abzuſchneiden vermögen. Hoffen Sie nicht, 
auf dem Wege gemöhnlicher Bereinsthätigfeit hierin irgend etwas Nennenswerthes 
zu erreichen; die bisherige Erfahrung bat wohl ſchon zur Genüge gezeigt, daß 
mit bloßen freien Vereinen, in die Jeder jederzeit beliebig ein= und außtreten 
kann, die heute anjcheinend einen großen Aufibwung nehmen und morgen wieder 
zujammenfinfen, wenn der augenblidlie Antrieb vorüber iſt, nichts Dauerndes 
ausgerichtet werden fann. Wollten Ste audy etwa fragen, warum die Gewerb— 
treibenden, Die Doc umter der Ungunft Der gegenwärtigen Verhältniſſe jo em— 
pfinblich leiden, bisher noch nicht mehr auf dem Wege neuer Organiſationen 
hervorgebracht haben, jo habe ich die Antwort dafür in der Rede eines conjer- 
vativen Abgeordneten bei Gelegenheit der letzten großen Reichstagsdebatte ge= 
funden. Er wandte ein Beifpiel aus der Forſtwirthſchaft an, indem er aus- 
führte, daß fein vernünftiger Forftwirth em zur Wiederbepflanzung beftimmtes 
Stüd Waldlandes kahl abholzen, jondern ſtets eine Anzahl von Schugbäumen 
ftehen laſſen werde, unter deren Schuß die junge Anpflanzung ſich entwideln 
fönne, bis ſie fräftig genug jet, ferneren Schutzes nicht zu bedürfen. Mit der 
Gewerbe-Ordnung aber habe man vollftändig tabula rasa gemacht und wunbere 
jih nun, auf dem kahlen, von Sonne und Wind ausgebörrten, allen Stürmen 
preißgegebenen Boden nur Unfraut und wildes Geftrüpp üppig emporwachſen zu 
jehen, während der neue edle Nachwuchs verfümmere. Meine Herren, ich habe 
diefem Beiſpiele nicht® binzuzufügen; es trifft den Nagel grade auf den Kopf. 
Ebenſo wie die jungen Pflänzlinge, von denen hier die Rede war, geht es den 
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find fie den auf jie losgelaſſenen Stürmen ſchutzlos preisgegeben. Die Weifen 
im Yande wittern in ihnen die alte Zunft und legen ihnen alle möglichen 
Schwierigfeiten in den Weg. Die Social= Demokraten befümpfen fie mit jedem 
Mittel, weil fie vecht gut wilfen, Daß diefe neuen Gebilde, wenn fie erftarken, 
ihre geführlichiten Gegner werden. Die eigenen Genofien find mißvergnügt umd 
mißtrauiſch, das beit Das, was die Gelepgebung des legten Jahrzehnts aus 
ihnen gemacht hat, oder, wenn ed ihnen für ihre Perfon nod einigermaßen leid— 
(ih gebt, indifferent und egoiftilch. Dem kann nur abgebolfen werden, wenn 
8 gelingt, den gewerblichen Berbänden Aufgaben zu ftellen, an denen fie ſich 
jelbft aufzurichten vermögen und die fie aus bloßen Gelegenbeitövereinen zu 
wirflihen organiſchen Gliedern der Gewerbeverfaflung und der Selbftverwaltung 
madt. Dazu it Die Mitwirfung des Staated erforberlid. Wenn der Staat 
erklärt, daß er bereit iſt, gewerblichen Verbänden, wenn fie ihm den Nachweis 
ihrer Yeiftungsfäbigfeit und Zuverläffigfeit liefern, ſolche Aufgaben, wie ich fie 
auszuführen mir erlaubt habe, zu überwerjen, jo wird er mächtig beitragen, Die 
Entftehung oder Entwidelung derartiger Berbände zu fördern. Und zwar fordere 
ich dieſes, ich wiederhole es, nicht lediglich im Intereſſe von Arbeitgebewwerbänden. 
Auch die Gewerkvereine jollten meiner Anſicht nach weſentlich mehr berüdjichtigt 
werden, als Died biöher gejcheben iſt. Aber jelbit inſoweit auch nur Arbeit- 
geberverbände wieder in größerer Zahl enttehen, haben die Arbeiter feinen Ans 
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laß, dazu Icheel zu ſehen. Es ift eine Thatſache und ich kann dafür die Be- 
weiſe beibringen, daß in einigen Gewerben dort die Arbeitslöhne trot der ſchlechten 
Zeitverhältnifje fih am beften gehalten haben, wo feft organijirte Verbände der 
Arbeitgeber beftehen. Diele haben ſich an die im früheren beijeren Zeiten mit 
den Arbeitern getroffenen Abmadhungen gehalten und der einzige Unterjchied ıft 
nur der, daß mehr auf die Tüchtigteit der Yeiftungen gefehen wird. In einem 
mir betannten Falle ıft es ausdrüdlich ausgeiprochen, daß man es angejicht® der 
noch immer umverminderten Höhe der Preife der nothwendigften Yebensbepürfnifie 
für unbillig und unanftändıg halten würde, die jchlechten Zeiten zu benugen, um 
den Arbeiter zu drüden. So bat eime Arbeitgeberichaft verfahren, die in fich 
feft geichlofjen und gut organiſirt ift. Anders find die Erfahrungen aus anderen 
Sewerben, wo eine ſolche Organiſation nicht beitand. Dort hat der Egoismus 
freied Spiel gehabt, und da unter dem Einfluffe der Goncurrenz immer ein 
Keil den andern treibt, haben wir hier eine ſehr erhebliche Herabvrüdung des 
Arbeitslohnes erlebt. Ich glaube, dieſe Erſcheinung könnte auch den Arbeitern, 
die vielfah noch allen Arbeitgeberverbänden gegenüber eine feindliche Stellung 
einnehmen, zu denken geben, und ich richte die Bitte an diejenigen, welche Einfluß 
auf Arbeiterverbände haben, dahın zu wirken, daß, jo viel an ihnen iſt, Diele 
ungeredhtfertigte Feindſchaft aufhöre. Haben beide Theile guten Willen, jo wer— 
ven fie mit der Zeit dahin kommen, fich auseinander zu jegen und zu verftän- 
digen, und von dem Augenblide an werden wir Erfolge anderer Art jehen, als 
diejenigen, die wir jegt auf Seiten der Social-Demokraten zu verzeichnen haben. 

Meine Herren! Ich bin mit dem, was ich Ihnen vorzutragen beabjich- 
tigte, vorläufig zu Ende. Sollte ich etwas vergeifen haben, jo wird ſich mir 
ın meinem Sclußworte ja nod die Gelegenheit bieten, dad Verſäumte nachzu— 
holen. Ich bitte Ste, meine Rejolutionen anzunehmen und fi nicht daran zu 
ftoßen, daß fie etwas lang geworden find; fie find immerhin noch bei weiten 
nicht To lang, wie die ausführlichen Theſen des Herrn Referenten. Ich glaubte 
Ihnen Vorſchläge unterbreiten zu ſollen, die einen beftimmten Inhalt haben 
und über die man deshalb aud eine Meinung abgeben kann, aus der zu ent= 
nehmen ift, wie die Verſammlung denn eigentlich über den betreffenden Punft 
gedacht hat. Died vermiſſe ih an den abgefürzten Thejen des Herrn Referenten, 
bet denen man fid) Das Meifte hinzuzudenten bat. Ich könnte eventuell den 
einen oder den anderen Sat annehmen, behalte mir aber die Erklärung darüber 
bi8 dahin vor, wo die Berfammlung etwa ausgeſprochen haben jollte, daß fie 
über meine Anträge nicht abftimmen will. Ich glaube aber mit gutem Grunde 
Ihnen empfehlen zu können, meine Anträge zur Grundlage Ihrer Abftunmung 
zu maden, damit wir nit am Schluß unjerer Verſammlung jagen müſſen: 
Wir find zufammen gefommen, um eine Reihe allgemeiner Klagen über allge 
meine gewerbliche Berbältniffe auszuftoßen und etwa auszufprechen, Das Yehr- 
lingsweſen u. ſ. w. muß gebejjert werden; aber darüber, wie wir und dieſe Re— 
form denfen, haben mir nichts zu jagen vermocht. Berfahren Ste, meine Herren, 
in entgegengejegter Weile, denn fonft hat es, wie ich fürchte, feinen Zweck ge- 
habt, daß wir bier überhaupt zuſammen gefommen find. Ich Bitte um Die 
Annahme memer Anträge. (Bravo!) 
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Die zahlreichen Klagen über den Zuſtand unſeres gewerblichen Lebens laſſen 
ſich insgeſammt auf die Erſcheinung zurückführen, daß die Gewiſſenhaftigkeit in 
der Arbeit, wie in dem Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ferner 
die Luſt an der Arbeit und im Zuſammenhange mit Beidem die Arbeitsleiſtung 
ſeit einer Reihe von Jahren erheblich abgenommen haben. Als Haupturſachen 
dieſer Erſcheinung ſind anzuſehen die Lockerung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeiter, Lehrherrn und Lehrling, in deren Folge die Verletzung 
eingegangener Verpflichtungen in ſehr vielen Fällen faktiſch ſtraffrei geſchehen 
kann, ſowie ferner die Verminderung der dem gewerblichen Hulfsarbeiter ſich 
darbietenden Ausſicht, zu einem ſelbſtſtändigen Betriebe zu gelangen. Soweit 
letzteres auf den Fortſchritten der Technik beruht, kann der Staat nichts thun; 
feine Aufgabe beſchränkt ſich darauf, für möglichſte Vervolllommnung der Bildungs 
anſtalten und Lehrmittel zu ſorgen, mit deren Hülfe Arbeiter und Gewerb— 
treibende ſich in den Stand ſetzen können, die Vortheile der verbeſſerten Technik 
und des rationelleren Betriebes in gleicher Weiſe wie die Großinduſtrie ſich an— 
zueignen, um ſo die genoſſenſchaftlichen Vereinigungen zu wirklich ebenbürtigen 
Factoren des Einzelgroßbetriebes zu machen. Hieraus ergeben ſich folgende 
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Fortbilduugsſchulen. 


Die Fortbildungs-Anſtalten haben den Charakter von Fachſchulen anzu— 
nehmen; es iſt nur ein durch die Mängel der Volksſchule nothwendig gemachtes 
Uebel, wenn ſie ihre Thätigkeit hauptſächlich der Ergänzung der unentbehrlichen 
Elementar⸗Wiſſenſchaften zuwenden. Das Beſtreben muß dahin geben, ihnen 
durch Hebung der Volksſchule dieſe Laſt abzunehmen und ſie ſo weit wie möglich 
mit den einzelnen Gewerben in Verbindung zu bringen, damit ſie ſich den 
beſonderen Bedürfniſſen derſelben thunlichſt anpaſſen. An Orten, mo ſich leiſtungs⸗ 
fähige Verbände von Arbeitgebern und Arbeitern befinden, iſt denſelben gegen 
Uebernahme eines Theiles der Koſten ein iuftuf auf die Verwaltung und 
Leitung der Fortbildungsichulen zu gewähren. Die Errichtung der Fortbildungs- 
ſchulen ift Sache der Gemeinden oder der Kreife; in Fällen, wo ſich die Genoſſen 
des betreffenden Gewerbes zur Tragung eines geſetzlich feftzuftellenden Bruchtheils 
der Koften verpflichten, muß die Gemeinde, vejp. der Kreis, eine folde Fort— 
bildungs-Anftalt errichten. . 
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Gewerblicher Rechtsſchnutz. 

Zur Wiederbefeftigung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter, Lehrhexrrn und Yehrling hat ver Staat für prompte Berfolgbarkeit des 
Rechtsbruches zu forgen. Bor Allen find Einrichtungen zu treifen, durch welche 
die Feitftellung der Identität dev Perfon ermöglicht wird. 


Arbeitsbücher und jonjtige Legitimationen. 


Unmündige Arbeiter und Arbeiterinnen haben ein Arbeitsbuch zu führen, 
welches Die erforderlichen Angaben in Betreff des Perionenftandes, ſowie Ein- 
tragungen über Beginn und Ende des Arbeitsverhältniſſes, ferner etwaige Ab- 
weihungen von den ortsüblichen oder geſetzlich vorgeichriebenen Arbeirsbedingungen 
zu enthalten bat. Die Eintragungen geichehen koſtenfrei durch Die Gemeinde⸗ 
behörde oder ſind von derſelben zu beglaubigen. Lehrverträge ſind gleichfalls in 
dieſes Arbeitsbuch einzutragen, oder Doch der ſchriftliche Abſchluß derſelben, ſowie 
ihr Ablauf zu vermerken. Mündige Arbeiter und Arbeiterinnen oder ſolche, 
welche ein Lehrverhältniß ordnungsmäßig beendet haben, können von der Führung 
eines ſolchen Arbeitsbuches entbunden werden, wenn ſie ſich durch anderweitige 
Documente, als Mitgliedsbücher anerkannter Hülfscaſſen oder ſonſtiger gewerb— 
licher Corporationen, auszuweiſen vermẽgen. Das Nähere hierüber iſt durch 
Ortsſtatut zu beſtimmen. 


Contractbruch. 


Bruch des Arbeits- und Lehrvertrages iſt im Wege der Schadenerſatz-Klage, 
bei welcher auf Lohnbeſchlag bis zur Höhe der Erſatzſumme erkannt werden 
kann, zu verfolgen. Im Unvermögensfalle tritt die entſprechende Haft ein. 
Entlaufene Lehrlinge können auf Antrag des Lehrherrn in das Lehrverhältniß 
zurückgeführt werden. Arbeitgeber, welche Arbeiter oder Lehrlinge zum Contract: 
bruch verleiten, haften für den dadurch entitandenen Schaden. 


Schiedsgerichte. 

Ale aus dem Arbeits- und Lehrverhältniß herſtammende Streitigkeiten find 
von Scyiedögerichten zum Austrag zu bringen, die zu gleichen Theilen aus Arbeit: 
gebern und Arbeitern, unter Borfig eined won der Gemeindebehörde ernannten 
Richters, beitehen. Der Borfigende votirt nur im Falle von Stimmengleichheit unter 
den Berfigern. Die Erkenntnijfe der Schtedsgerichte find ſofort vollftredbar und 
erfolgen koftenfrei. Die Mitglieder des Schtedögerichtd werden durch Die 
GemeindesBertretung ernannt, doch kann durd Ortöitatut die Ernennung der 
Richter oder Das Vorſchlags-Recht beionderen gewerblichen Behörden, Gewerbe: 
faımmern oder gewerblichen Gorporationen übertragen werden. 


Frauen- und Kinderarbeit. 


Bet Abfaſſung geſetzlicher Beſtimmungen über die gewerbliche Arbeit von 
Frauen und Kindern iſt als Richtſchnur zu nehmen, daß die Verwendung von 
Kindern im ſchulpflichtigen Alter zu gewerblichen Arbeiten nur im Falle nach— 
gewieſener völliger Unentbehrlichkeit ſtattfinden ſoll. Eine Uebergangsperiode von 
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höchſtens 5 Jahren bis zum Inkrafttreten einer entfprechenden Beftimmung kann 
geftattet werden. Unter allen Umftänden darf der Schulbefuch der Kinder unter 
ihrer Verwendung zu gewerblichen Zmweden nicht leiden und find Arbeitgeber und 
Eltern reſp. Vormünder hierfür gemeinfam haftbar. Verwendung weiblicher 
Arbeiter zu nächtlichen Arbeiten ift völlig zu unterfagen. Jugendliche Arbeiter 
von 14 — 18 Jahren dürfen nicht über 10 Stunden täglich beichäftigt werden. 


Haftpflicht. 

Die Haftpflicht der Arbeitgeber und Unternehmer für Unfälle, welche von 
ihnen beichäftigten Arbeitern zuftoßen, ift auf alle diejenigen Fälle auszudehnen, 
in welchen fie nicht nachzumeifen vermögen, daß die eingetretene Beichädigung 
Folge eigener Fabhrläffigkeit des Beichädigten oder Zumiderhandelns gegen aus— 
drüdliche Beftimmungen der Fabrik: oder Werfftatt-Orbnung jeitens derſelben ift. 
Es iſt auf Mittel Bedacht zu nehmen, die Erfüllung der etwa eingetretenen 
Haftverpflichtung ſicher zu ftellen. 


Gewerbliche Berbände. 


Die gedeihliche Fortentwidelung und praltiihe Ausnugung gewerblicher 
Hortbildungs-Schulen, die Errichtung und Wirkſamkeit gewerblicher Schieds— 
gerichte, die Einführung zwedentiprechender Legitimationen für gewerbliche Arbeiter, 
die Ausdehnung der Haftpfliht auch auf ven fleinen gewerblichen Betrieb, 
namentlich aber die gehörige Gontrolle des Yehrlingswelens ſowohl gegenüber dem 
Lehrherrn, wie dem Lehrling, baben eine lebhafte Betheiligung der Gewerbe: 
treibenden, ſowohl der Arbeitgeber, wie der Arbeitnehmer, an der Verwaltung 
diefer Angelegenheiten zur Vorausſetzung. Soweit ſich Berbände von Arbeit: 
gebern und Arbeitern und in Ermangelung folder auch Verbände, an denen blos 
Arbeitgeber oder Arbeiter theilnehmen, vorfinden, welche nach Anfict der Orts— 
bebörden genügende Garantien ihrer Leiſtungsfähigkeit bieten, find diefelben zur 
Verwaltung diefer Angelegenheiten heranzuziehen, auch kann ihnen dielelbe unter 
Oberaufficht der betreffenden Behörde ganz übertragen werden. Die Errichtung 
ſolcher Verbände iſt thunlichft zu fördern, 


Nachdem die Stimmzettel eingefammelt find zur Wahl des ftändigen Aus- 
ſchuſſes, welche nach dem Referat des Herm Profeſſor Schmoller vertheilt waren, 
wird die Sitzung durch eine halbe Stunde unterbroden. Nach Wiedereröffnung 
der Sitzung erklärt der Borfigende Profeffor Waffe: Die allgemeine Debatte 
über die Anträge wird mehrere Stunden in Anfpruch nehmen. ch jege vor⸗ 
aus, daß die Verſammlung über Die einzelnen Anträge ſchwerlich in eine Ab- 
ftunmung treten fann, wenn nicht vorher eine Specialdiscufjion ftattgefunden 
hat, Dagegen würde 8 vielleicht möglich ſein, nad der Generaldiscuffion über 
einige allgemeine Säge abzuftimmen. Ueber alle einzelnen Punkte in die Spe— 
cialdiscuſſion einzutreten wird dann freilich unfere Zeit gewiß nicht mehr ge= 
ftatten. Aber vielleicht ift es möglich, einzelne Specialfragen herauszugreifen. 
Ich werde den Willen der Verſammlung nad der Gieneraldiscuffion exrtrabiren. 


Es find außer den Thefen des Referenten noch folgende eingegangen: 


Rejolution 
betreffend” die 
Reform der Gewerbe-Ordnung. 


——— 


I. Die Reform der Gewerbe-Geſetzgebung hat, unter entſchiedener Auf— 
rechthaltung der Gewerbefreiheit, der Freizügigkeit und des freien Arbeitöver: 
trages, bauptlächlih erhöhten Schuß für Yeben und Gefundheit der Arbeiter, 
beſſere Ausbildung der Yehrlinge und jugendlichen Arbeiter, Sicherung des Rechts: 
verhältniſſes zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und Förderung der freien 
Berufövereinigungen zu erftreben. 

II. Hierzu find in$befondere folgende Mafnahmen erforderlich: 

1) Verbot der Beſchäftigung von Nindern unter vierzehn Jahren in den 
Fabriken überhaupt, der Beſchäftigung von Unerwachſenen bei gelundheits- 
gefährlichen Gemerbebetrieben; Verbot der Sonntags und Nachtarbeit 
von Unerwacjenen und Frauen; Schonung der Wöcnerinnen. 

2) Feſtere Geftaltung des Yehmerhältnifjes, bejonders durch wirkſame Ent- 
ſchädigungsanſprüche und obligatorifche Arbeitsbücher,; Ausdehnung der 

15* 
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Schußbejtimmungen für jugendliche Arbeiter in den Fabriken (68 128 — 
131 der Gewerbe-Ordnung) auch auf die Yehrlinge; obligatoriiche Fort- 
bildungsichulen und energiſche Förderung von Fachſchulen, Lehrwerk: 
ftätten u. dergl. 


3) Ausdehnung der Haftpflicht der Unternehmer auf alle Gemwerbetreibenve, 
insbefondere die Baugewerbe, unter Anwendung des Princips von & 1 
des Haftpflicht-Geſetzes. 


4) Förderung der Errichtung gewerblicher Schiedsgerichte durd Erlaß von 
Ausführungsbeftimmungen, welche insbefondere die Betheiligung der Ar: 
beitgeber und Arbeitnehmer, die thunlichſte Berücichtigung der Berufs: 
gruppen und die vorläufige Vollftrebarkeit der Entſcheidungen fihern. 

5) Erlaß eines Normativgeſetzes für freie Berufsvereinigungen (Gewerkvereine, 
Arbeitgebewerbände, Einigungsämter), welches denſelben eine geficherte 
Wirkfiamfeit für die gewerblichen Intereffen, insbeſondere durch Verhütung 
und Beilegung von Arbeitöftreitigfeiten, gewäbrt. 

III. Die verbeißene ſchleunige Borlage von Gefegen über diefe Materien 
Seitens der Reihsregierung liegt im dringendften Intereſſe der Leiſtungsfähigkeit 
der deutlichen Induſtrie und des Tocialen Friedens. 


Dr. Mar Hirſch. 


Zujaß-Antrag 
zu den Theſen des Gorreferenten 3. 8. 9. Dannenberg, betreffend 
Ftanen- und Rinderarbeit. 


Ber Abfaſſung geſetzlicher Beſtimmungen über die Arbeit von rauen und 
Kindern tft vorzugsweiſe auf folgende Punkte Rüdfiht zu nehmen: 

1) daß in der Verwendung der Stinderarbeit die bisherigen Beſtimmungen 
beftehen bleiben ; 

2) daß die Beftimmungen des Regulativs vom 9. März 1839 über die 
Dauer der Vor: und Nachmittagspaufen wieder eingeführt werben ; 

3) daß fir alle Frauen und jugendlicden Arbeiter im Deutfchen Reich ern 
Normalarbeitötag feftgeitellt werde, deſſen Dauer von der jest üblichen 
durchſchnittlichen Arbeitszeit nicht weientlid; abweicht (und zwar von 6 Uhr 
Morgens bis 7 Uhr Abends); 

4) daß die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht blos für Fabriken, ſondern 
für gewerbliche Anlagen aller Art, in denen mehr als drei Frauen oder 
Kinder beſchäftigt werden, in Kraft treten; 
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) daß genau detaillirte Ausnahmebeftimmungen. für ſolche gewerbliche Ans 
lagen feftgeftellt werden müffen, welche mit ununterbrochenem euer ar— 
beiten, oder aus technifchen Gründen einen Tag- und Nachtbetrieb er: 
fordern, oder melde aus techniſchen Gründen einen Betrieb in Schichten 
von unregelmäßiger Zeitdauer bedingen. 


an 


A. Yohren. 


Amendement 


als vorauszuſtellender Satz zu den Schmoller'ſchen Anträgen. 


Die gewerblichen Verhältniſſe verlangen außer einer Reform der Gewerbe— 
geſetzgebung auch eine anderweite planvolle Regelung der materiellen Production 
dadurch, daß auch auf dieſem Gebiete die privatwirthſchaftliche Speculation ſo— 
weit als es techniſch möglich durch eine zweckmäßige Ausdehnung der Staats- und 
Communalthätigkeit eingeengt wird. 


U Wagner. 


Ich eröffne die Discuffion und gebe Herrn Dr. Mar Hirſch das Wort. 


Dr. Mar Hirſch (Berlin): Meine Herren! Es iſt an umd für fich 
eine ſchwere Aufgabe, nad zwei jo umfajjenden und vorzüglichen Referaten 
über eine complicirte Angelegenheit der Geſetzgebung als erjter Redner zu folgen 
und einen Antrag zu vertbeidigen, der fich, wenigitend äußerlich, ganz bedeutend 
von den Anträgen der beiden Herren Referenten entfernt. Meine Aufgabe iſt 
eine um jo jchmwierigere, als ich perjönlih etwas abgeſpannt bin, und ich möchte 
deshalb um Ihre freundliche Nachſicht bitten. 

Vor Allem möchte ih befürworten, daß aus der Stellung eines bejonderen 
Antrages meinerſeits nicht zu folgern iſt, daß ich mich im principiellen Wider: 
ſpruch mit den beiven Herren Referenten befinde; ich befinde mich vielmehr 
in wejentlicher principieller Webereinftimmung mit ihnen. Die Gründe, weshalb 
ih eine beſondere Reſolution geftellt habe, Liegen theils darın, daß ich in der 
Anwendung auf die einzelnen Theile der jocialen Geſetzgebung mehrfach differire, 
und ich habe mid; nicht auf bloße Amendements beichränft in der Hoffnung, daß ich 
eine kürzere Nefolution bei der fnappen Zeit leichter würde durchbringen fünnen, 
ale mir bei den längeren NRefolutionen der Herren Referenten kaum möglıd 
ſchien, bejonders deshalb, weil letztere nicht ganz in Uebereinftimmung mit dev ur: 
Iprünglichen Aufgabe find, nämlich Die im Reichstag von den Fractionen geftellten 
Anträge und das von der Reichsregierung angefammelte Material für die nächte 
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Seſſion hier zu begutachten. Beide haben bet dem außerordentlihen Berbienit, 
das fie ſich durch die Klarlegung der Dinge erworben haben, praktiſch unrichtig 
gehandelt, jo weit über das geſteckte Ziel hinauszugehen. Ich wenigftens bin 
geneigt, die Stellung des Vereins für Socialpolitit dahin aufzufaflen, als ſach— 
verftändiger Rathgeber der Geſetzgebung zu dienen, und nachdem dieje mit Ueber: 
einftimmung faft aller Fractionen dahin gelommen war, ihre Aufgabe auf die 
drei Themata: Lehrlingsweſen, Fabrikgeſetzgebung für Unerwachlene und Frauen, 
und Schiedsgerichte einzufchränfen, war es nicht richtig gehandelt, dieſe Schranfen 
jo weit zu überjchreiten. Es wird ja aber auch möglich fein, wie der Herr 
Borfigende bereits bemerkt bat, noch über einzelne ragen zu verhandeln und 
den geleßgebenden Factoren einen Anhalt zu geben. 

Ich muß geftehen, daß beionders die beredten und warmen Worte, mit 
denen Herr Profeſſor Schmoller die Frage von höheren Geſichtspunkten aus 
behandelt hat, meine vollſtändige Sympathie haben. Auch ich ſtehe principiell 
auf dem Boden der individuellen Freiheit. ES war mir befonders ſympathiſch 
der Ausipruh, daß die Gewerbefreiheit und die wirtbichaftliche Freiheit der 
Ausflug der wahren Demokratie fei, daß Durch dieſelbe eine Hebung des vierten 
und, ich füge hinzu, auch des dritten Standes erfolgt it und ferner erfolgt, 
Ih möchte, um die Dinge nad meiner Art zu faflen, mid jo aus: 
drüden, daß ich das Princip der Gewerbefreiheit und deſſen Correlate, Freizügig- 
feit und freien Arbeitövertrag als die großen Normen der modernen wirthſchaft— 
hen Verfaſſung anſehe, daß ich aber mit Herrn Schmoller anerkenne, daß es 
nicht felten Fälle giebt, wo dieſer Norm gegenüber Ausnahmen zu machen 
find, indem ſich Mißbräuche herausftellen, die durch die bloße Freiheit nicht be- 
feitigt werden können. 

Es find hierzu zwei Wege von der Gejeggebung einzuſchlagen: Befehle 
und Berbote genen Mißbräuche, die ſich Durch die freie Thätigfeit dev Indivi— 
duen und Vereine nicht abftellen laſſen, die aber die Eriftenz, die Wohlfahrt der 
Geſammtheit tief ſchädigen. Da ift es Pflicht der Geſetzgebung — wie wohl 
jest allgemein anerfannt — zwangsweife einzutreten, ſich aber auf jeden ein: 
zelnen Fall zu beichränfen, denn im Allgemeinen muß die Freiheit das Man: 
gebende fein. 

Der zweite und wichtigere Weg der Geletgebung iſt die Beförderung und 
Anerkennung derjenigen, beſonders genofienichaftlichen Beſtrebungen, welche die 
Uebelftände von unten herauf und von innen heraus zu heilen beftrebt find, 
ohne direct Befehle und Verbote der Gefetgebung in Anfpruch zu nehmen, Dies 
halte ich für wert vorzuziehen dem directen Eingreifen des Staates und befinde 
mich hierin in Uebereinftimmung mit den beiden Herren Referenten. 

Wenn ich trogdem den erften Sat meiner Nefolution anders gefaßt habe, 
als Herr Profeſſor Schmoller, To hielt ich einmal für nothwendig, gegenüber 
den augenblidlih mächtigen veactionären Beftrebungen, daß ausgeſprochen 
würde Die principielle Vertretung und Aufrechterhaltung der Gewerbefreiheit und 
Freizügigkeit und des freien und in Folge deſſen auch gleichberechtigten Arbeits: 
vertrages. 

Es iſt befannt, daß bei dem ftarfen Drängen nach Abänderung der Ge: 
werbe- Ordnung nicht allein die wirklich conftatirten Uebelftände und Mißbräuche 
angegriffen find, fondern aud das Princip, die ganze Gewerbe- Ordnung. Im 
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Reichstag hat es nicht am entſprechenden Anträgen und Reden gefehlt, die von 
mächtigen Parteien auögehend, einen Umfturz ded Princips und der Faſſung ber 
Gewerbe- Ordnung wollten. Beſonders hat ſich aber herausgeftellt, daß bei dem 
Sturm auf NRevifion weniger die eigentfiche Gewerbefreiheit, daß alſo Jeder 
felbitftändig ohne Goncefjion ein Gewerbe beliebig betreiben kann, angegriffen 
wurde, als vielmehr die Gleichberechtigung der Arbeiter mit dem Urbeitgeber, 
daß Die Petitionen vielfach darauf binausgingen, einen Zuftand der Gebunden: 
beit wieder einzuführen unter dem Borwande, die Arbeiter ſeien noch nicht veif 
für Die ihnen gewährten Freiheiten und Einrichtungen, nur Durch neue Feſſelung 
könnten fie in ihr Bereich zurücverjegt werden, könnte überhaupt die Induſtrie 
in einem geordneten Verhältniß zwilchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erhalten 
werden. 
Meine Herren! Daß dieſe Anforderungen und Beftrebungen einen tiefen 
Mißtlang erwedt haben in den arbeitenden Glaffen, und zwar in allen ohne 
Ausnahıne der Parteifärbung, iſt jchon wiederholt conjtatirt worden. Ih kann 
es auch bier heute nur beftätigen, meine Herren, Tobald die Revifion der Ge— 
werbegejeggebung hierauf binauslaufen würde, würde fie von einen großen Theile 
des Volkes nur ald ein Vorwand betrachtet werden, um übenwundene Zuftände 
und Nechtöverhältniffe wieder einzuführen. Es ift dem aber auch ſachlich ent— 
gegenzubalten, daß es durchaus voreilig wäre, unter Anerfennung, daß manches 
auch in dem Arbeitöverhältnig und von Seiten der Arbeiter gefehlt worden ift, 
num audzufprehen: wenn die Beitimmungen der Gewerbe-Ordnung über das 
Berhältuig von Arbeitgeber und Arbeiter bleiben, jo wird das Uebel ewige Zeiten 
dauern und immer jchlimmer werden. Ich glaube, es ift erforderlich, um einen 
unbefangenen Standpunkt zu Diefen fo tief eingreifenden und die Leidenſchaften 
aufregenden Fragen zu erlangen, ein wenig hinauszuſehen über unfere beutichen 
Berhältniffe. Bei uns in Deutichland ift die Gewerbefreiheit und die Gleich 
berechtigung zwilchen Arbeitgeber und Arbeiter etwas Neues, wir haben jie erſt 
feit 1869, alfo feit acht Jahren, und eine befannte gejchichtlihe Erſcheinung 
it, daß jedesmal neue Berhältniffe, wenn fie an ſich noch jo vortrefflic find, 
Mißbräuche naturnothwendig nach fich ziehen. Andere Yünder find mit Gewerbe: 
freiheit und Gleichberechtigung von Arbeitgeber und Arbeiter weit in der Zeit 
vor und vorausgeſchritten, fie bejiten fie zum Theil ſchon Menfchenalter hin: 
durh und es müßte fich aljo, wenn die Annahme der Gegner richtig wäre, be- 
weiſen lafjen, daß in den Ländern wie Frankreich, England, Belgien u. ſ. w. 
die Induftrie total Darniederliegt und das Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter ein dauerndes Kriegsverhältniß iſt mit Unterdrüdung des befigenden 
Theils durch den nichtbefigenden. Meine Herren, ich glaube, die Thatſachen bes 
weilen das Gegentheil. Sowohl in England als in Frankreich und anderen 
Ländern, wenn auch die Verhältniſſe keineswegs als mufterhaft bezeichnet werden 
können, wenn aud dort noch der Kampf wogt, iſt man doch ſchon weit mehr 
als bei und im Stande den Ruhepunkt zu finden und vorauszufagen, daß die Vers 
ſöhnung auf dem Wege der Freiheit und ohne Verlegung des ‘Princips der 
modernen Gewerbegeleggebung fi) erzielen läßt. Meine Herren, in England, 
dein clafjifchen Lande der Großinduftrie, der Wiege der Gewerfvereine, der Ar— 
beiterverbindumgen, die fogar Jahrzehnte lang rückſichtslos den reinen Arbeiter: 
ftandpunft vertraten, in diefem felben England find jest Ihon große Induſtrie— 
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zweige vollftändig auf dem Friedensfuß angelangt, es haben ſich die beften Ver— 
hältnifje angebahnt zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter. Und was die Tüchtigfeit 
in den Gewerben, die Ordnung in den Fabriken und Werkftätten, die Peiftungs- 
fähigkeit der Induſtrie überhaupt im Innern mie nah außen betrifft, jo haben 
ja gerade neuefte Erfahrungen gezeigt, daß in diefer Beziehung die andern Yänder 
ung Deutichen zum Theil fehr weit voraus find. 

Ich glaube deshalb, meine Herren, auf dem Wege der Imduction nach— 
gewieſen zu haben, daß mir durchaus nicht nöthig haben, an dem Princip der 
Gewerbefreiheit, der Freizügigkeit und des freien Arbeitscontracts zu verzweifeln 
und eme Umwälzung nad rückwärts herbeizuführen, jondern daß unfere Auf- 
gabe allein fein muß, der Bevölkerung Zeit zu laffen, ſich in die ihr jo lange 
vorenthaltene Freiheit zu finden, und die Uebergangszeit Dazu zu benugen, um 
theil8 die Tchreiendften Mißbräuche abzuftellen, theils bejonders durch Unter— 
ftügung der freien Verbände ihre Wirffamfeit nady dem Ziele der Berföhnung 
zu begünftigen. Bon diefem Standpunkt aus ift der erſte Theil meiner Reſo— 
lution gefaßt worden und hat fich Diefelbe weiter zum Ziele genommen, nidyt wie 
der Herr Referent in allgemeinen Sätzen dasjenige anzubeuten, was noch 
verbefferungsbedürftig ift, ſondern diejenigen Theile, die einer ſolchen Verbeſſe— 
rung bedürfen, mamentlih und deutlich zu bezeichnen. Es find da von mir 
hervorgehoben worden der erhöhte Schug von Yeben und Gefundheit der Ar— 
beiter, beſſere Ausbildung ver Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter, Sicherung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Arbeitgeber und Urbeiter und Förderung ver 
freien Bernfövereinigung. Ich glaube, meine Herren, daß in der That durch 
diefe vier Punkte dasjenige getroffen tt, was nach dem allgemeinen Zugeftändniß 
die brennenden Fragen unferer Gewerbegefeggebung find, ohne im &eringften 
andere von gleicher Wichtigkeit ausfchließen zu wollen, nur daß es eben im praf- 
tiichen Yeben unmöglich ift, und zumal bei der Schwerfülligfeit unjerer Reichs— 
geſetzgebung, alles Wünſchenswerthe auf einmal zu erreihen. Um aber dieſe 
To ſchwierigen und fireitigen Fragen genügend löſen zu fünnen, meine Herren, 
dazu gehört eine ſolche Concentration der öffentlihen Aufmerkſamkeit umd des 
Fleißes der Geſetzgeber, daß es jicherlih mur im Intereſſe einer guten Löſung 
ft, wenn nicht zu viel auf einmal ins Auge gefaßt wird, 

Von den genannten vier Punkten gehören drei zu denen, die bereits auf 
dem Programm der Neichöregierung fich befinden, und nur einer tritt denfelben 
binzu, der legte, der zwar nicht ausdrüdlich von der Regierung für die 
nächte Seſſion in Ausſicht geftellt ift, der aber vermöge feiner fundamentalen 
Wichtigkeit, feines inneren Zuſammenhanges mit allen übrigen Reformen, kaum 
ausgelaflen werden fann, — nämlich die Frage der freien Berufsvereinigung, 

Meme Herren! Was nun den erjten Punkt betrifft — erhöhten Scug 
für Veben und Gefundheit der Arbeiter — To ift bezüglich der Kinder, ver 
jugendlichen Arbeiter und der rauen die Anſicht eine ziemlich übereinſtimmende, 
daft, da fie die Schwächeren, da fie entweder noch unmündig find oder 
einem Gefchlechte angehören, das die Waffe der Goalition ın der Kegel nicht zu 
gebrauchen verſteht und auch dazu nicht geeignet ift, der Schug der Geſetzgebung 
rechtmäßig einzutreten bat, wenn nachgewiefen ift, daß große Kachtheile für Das 
Wohl der Einzelnen wie der Geſammtheit erwachſen. Ich ſtehe in voller 
Uebereinſtimmung mit dem Herrn Referenten, daß die Kinder zu ſchützen find, 
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Die Unerwachfenen überhaupt in Bezug auf Nachtarbeit, Sonntagsarbeit u. ſ. w. 
In diefer Beziehung will ich nur das Eine hervorheben, daß, mwerm ich nicht 
irre, ed Herr Dannenberg war, der für die Arbeiter von 14 — 18 Jahren 
einen Normalarbeitötag von 10 Stunden verlangte, der aber bereit war, Diele 
Forderung, wenn e8 dringender Wunsch der Berlammlung jet, fallen zu laſſen 
oder zu modificiren. Ich fünnte mich zu einem ſolchen Compromiß in feiner 
Weile verftehen. Ich halte, zumal in unferem Klima, für die Zeit von 14 bis 
16 Yahren, die noch vollftändig dem körperlichen Wachsthum angehört, eine 
mechaniſch fortgeſetzte Berufdarbeit von 10 Stunden ſchon für übermäßig. Ich 
glaube, wir werden dahin fommen, die Beihäftigungszeit für diefe Alterselaſſe 
noch herabzumindern; aber aud von 16 bi8 18 Jahren find 10 Stunden das 
Höhfte, was ein jugendlicher Arbeiter ertragen kann, ohne für fein ganzes 
Yeben Schaden zu leiden an feiner Arbeitöfraft. Und, meine Herren, in dieſer 
Forderung liegt auch feine Verſchärfung des jegt beftehenden Rechts. Nach der 
Reichs » Gewerbe » Ordnung eriftirt für die 14—16jährigen Arbeiter bereitd ein 
Normalarbeitätag von 10 Stunden, und wir dürfen nicht zurücdgeben. Ich be 
grüße aber den Vorſchlag des Herrn Referenten, den Normalarbeitstag bis auf 
das Alter von 18 Yahren auszudehnen mit Freuden, weil ich glaube in Ueber- 
einftimmung mit der medicintfchen wie national-ökonomiſchen Wiſſenſchaft, daß 
bi8 zu 18 Jahren die Jugend des Menfchen in unferem Klima geht. Wenn 
nun diefe Beichränfung die Folge hätte, daß thatlächlich ein Normalarbeitstag von 
10 Stunden effectiwer Arbeit auch für die ermachjenen Arbeiter bemirft würde, 
jo würde ich das noch freudiger begrüßen. In England bat die Erfahrung ge 
lehrt, daß e8 angeht, befonders in der Tertilinduftrie und in andern; es wire 
Dringend zu wünſchen, daß bei uns daſſelbe einträte. Ich ſcheue mich aus 
principiellen und praftifchen Gründen, ven Normalarbeitötag für die erwachſenen 
Arbeiter zu empfehlen; aber andererſeits muß ich anerfennen, daß der jetige 
Zuftand unerträglich iſt, wo die Arbeiter und felbft die Frauen oft weit über 
10 Stunden, zur Zeit der großen Aufträge 14, 15, 16 Stunden binterein- 
ander fortarbeiten müſſen. Das halte ich für eme derjenigen Schattenfeiten 
in unferer Productionäweile, die den Soctaldemofraten in jeder ihrer Verſamm— 
(ungen und in jeder ihrer Schriften willtommenen Anlaß geben, dieſe Produc: 
tionsweiſe als eine mit der Gerechtigkeit und Wohlfahrt unwereinbare Hinzuftellen. 
Sch wünſche nicht, daß das Geſetz geröthigt fer, einzuichreiten; aber die Erhal— 
tung der individuellen Arbeitöfraft, die Erhaltung der Culturfähigkeit für den 
erwachjenen Arbeiter, Die nur möglich ift, wenn er Muße bat, ſich zu untere 
richten in den öffentlichen Dingen, wenn er Mufe bat für eim fittliches Fa— 
milienleben, — das Alles wird mehr und mehr dabın führen, dar tbatlächlich 
be ein Normalarbeitstag einbürgert, ohne daß fich die Geſetzgebung hinein— 
milcht. 

Bon der Reform des Yehrlingämelens, meine Herren, ift von dem Herrn 
Referenten in etwas abweichender Art geiproden worden; er hat gemeint, 
dar dieſe Frage nicht von der Bedeutung fer, die ihr ſonſt allgemein zugeftanden 
wird. Ich bin entjchteden anderer Anficht; ich halte eine Reform des Lehrlings— 
weſens für Die zukunftsreichfte und nothwendigite Umgeftaltung der Gewerbe: 
gelewgebung. Wenn dagegen gemeint wird, man fünne ja nicht hindern, daß 
unter dem Namen „jugendliche Arbeiter” alle dieſe Beftimmungen umgangen 
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würden, ſo erinnere ich mich, daß man jonft umgekehrt zu jagen pflegte, daß es 
ſehr bequem fer, die Beftimmungen der Fabrifgejeggebung für die jugendlichen 
Arbeiter Dadurch zu umgehen, daß man die - jungen Leute „Lehrlinge“ nenne, 
Beides iſt nicht zutreffend; das Lehrlingsweſen it nod jo tief gemurzelt in 
unferen Gebräucden, und durd die übrigen Veranftaltungen der Gejeggebung, 
durch den forporativen Geift, der ja doch im erfreulichjter Weiſe um ſich greift, 
ift dafür gejorgt, daß nicht jo ohne Weiteres derjenige, der beim Handwerks— 
meifter arbeitet, ſich als jugendlicher Arbeiter bezeichnen lajje, und wenn die 
rg nicht über Das nothwendige Maß hinausgehen, jo wird das eher 
ein Anfporn fein, der Gemeinſchaft des Berufes als Yehrling anzugehören, als 
ſich unter die Claſſe der jugendlichen Arbeiter jtellen zu lafien. Es ift alſo 
meined Erachtens von großer Wichtigkeit, daß dasjenige, was ſich im Yehrlings- 
weien als fehlerhaft herausgeftelt hat, bejeitigt werde. Und wir gehen dabei 
nicht aus dem Rahmen des beſtehenden Geſetzes heraus. Die bejtebende Ge— 
werbe- Ordnung enthält bereits eine große Anzahl von Beitimmungen, die er- 
ziehliher Natur jind in Bezua auf das Lehrlingsweſen, und dieſe Beſtimmungen, 
die den jungen Mann zu einem tüchtigen Handwerker und Menſchen heranbilden 
wollen, find durchaus human und können nicht genug in der Gewerbegejeggebung 
betont werden. Die Vorſchläge, die in dieſer Beziehung gemacht ſind, das 
Lehrverhältniß zu einem feſteren zu geſtalten, die Lehrlinge mehr, als bisher 
der Fall war, anzuhalten zum Streben auch nach geiſtiger Ausbildung durch 
die Fortbildungsſchulen, durch die Fachſchulen, werden in der That nicht aus— 
ſchließlich eine Beſſerung herbeiführen, aber ſehr weſentlich dazu beitragen, daß 
der Drang, der jetzt in dem Gewerbeſtande vorhanden iſt, zur Vervollkomm— 
nung, zur Abſchüttelung der Gleichgültigkeit gegen tüchtige Leiſtungen, gegen die 
Ehre des Berufs, geſtärkt werde, und jo uns in die goldenen Zeiten des Hand: 
werfs zurüdzuführen. Meine Herren, Die Zeit des Yehrlings iſt Die Bildungs⸗ 
zeit; gelingt es im dieſer Zeit, ihn auszurüſten mit den Eigenſchaften, die zu 
einem tiichtigen Gewerbeftande erforderlich find, jo wird dadurch mehr gemirtt 
fein, ald Durch alle Bemühungen in den jpäteren Jahren, wo in der Regel das 
nicht mehr gut zu machen iſt, was im der „Jugend verjäumt murbe, 

Aber, meine Herren, ich kann nicht umbin, bier einen Punkt von außer: 
ordentlicher Wichtigkeit zu berühren, der, wenn ich ihn auch in meine Nefolution 
nicht aufgenommen babe, Doch in der Debatte nicht fehlen darf. Nachdem ber 
Yehrling mühſam und oft opfervoll in feinem Beruf ausgebildet iſt und faum 
begonnen bat, das Erlernte zu bethätigen, tft er 20 Jahre alt und kommt in 
den dreijährigen Militärdienſt. Meine Herren, bier ift nicht der Ort, unſere 
Militärinſtitutionen überhaupt zu fritijiren. Aber wenn wir nadforihen nad) 
der Urſache des Nüdganges in unferen induftriellen und Handwerksverhältniſſen, 
jo dürfen wir nicht vergeflen, daß eime dreijährige Zwifchenzeit, zwiſchen der 
Lehrlingszeit und der Ausübung, nicht dazu beitragen fann, Das Gewerbe zu 
vervolllommnen und den jungen Mann auf den Weg des Borwärtöfhreitene zu 
weilen. Ich bin nicht der Anſicht, daß der Militärdienſt von Uebel ſei. Wir 
bedürfen deſſelben, und eine mäßige Militärdienſtzeit mag auch für die Einzelnen 
in erziehlicher Beziehung von Vortheil ſein, aber einen Vorbehalt mache ich 
dabei, ſoweit irgend möglich die Militärdienſtzeit zu beſchränken, zumal für 
den Handwerker. Soweit ſollte man im Intereſſe unſerer Induſtrie und öffent— 
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lien Wohlfahrt gehen. Wenn wir dur gute Fortbildungs= und Fachſchulen 
und durch richtige Behandlung in der Werfftatt dem Lehrling einen gewiſſen 
Grad von Bildung geben, jo könnte ihm als Prämie feiner Bildung recht wohl 
eine Berfinzung der Milttärdienftzeit zugeflanden werden, während ich anderer: 
jeit8 es aud als allgemein wünſchenswerth betrachte, Sobald es die Verbältnifie 
geitatten, auf eine kürzere Dienſtzeit zurückzugehen. 

Meine Herren! Den dritten Punkt, die Ausdehnung der Haftpflicht Der 
Unternehmer, kann ich mit Stillichweigen übergehen, weil der Herr Referent in 
treffendfter Weiſe und in Uebereinſtimmung mit mir diefe Sache beſprochen bat. 

Anders Steht e8 mit den gewerblichen Schiedsgerichten. Ich betrachte Die: 
jelden ald eine Borftufe zur genoffenichaftlihen Vereinigung. Ich kann mid 
Daher nicht Dazu entichliegen , diejelben als Anhängiel der Gemeindebehörden zu 
conftrutren. Auch ich wilniche einen Zuſammenhang zwijchen beiden, aber der 
eigentliche Nern der ade muß von den Gewerbetreibenden ſelbſt ausgehen. 
Dem widerfpricht Das Recht der Ernennung Durch den Gemeindevorftand. Ich 
glaube, dar nur anf dem Wege der Wahl, ſei e8 aus Storporationen, ſei «8 
aus der Maſſe der Gewerbtreibenden heraus, Die richtige Auswahl getroffen 
wird und da nur die Unparteilichkeit verbürgt wird. Wir mollen doch nicht 
vergeſſen bei all diefen Borjchlägen, daß wir mit ſehr großen Vorurtheilen auch 
innerhalb der arbeitenden Glafien zu fümpfen haben und uns ſcheuen müſſen, 
ihnen gegenüber ſolche Punkte aufzuftellen, die ſcheinbar und in diefem Falle 
wirklich eine Bevormundung enthalten und die Arbeiter zurückſetzen. 

Es wird eingewendet, daß man Doch nicht erwarten könne, daß in Städten 
wie Berlin Zehntauſende zu gleicher Zeit die Wahl ausüben. Davon fan 
auch gar feine Rede fein. Ich glaube in Conſequenz des Geſagten, daß übers 
all, wo eine größere gewerbtreibende Bevölkerung it, es nicht nur zuläffig, ſon— 
dern höchſt empfehlenswerth ift, daß dielelbe fich in Berufsgruppen auch bezüglich der 
Schiedsgerichte abtheile. Wenn Sie in Berlin an unſere mädtige Maſchinen— 
und Tertilinduftrie, die Tiſchlerei ıc. Denken, würde e8 da zwedmäßig fein, Diele 
einem Schtedögericht zu übergeben, in dem Zuchmacher, Schneider und Schuh— 
macher jiten, die von dem vorliegenden Kalle ebenio wenig eine Anſchauung 
haben wie ein Gelehrter. Hier it naturgemäß die Abtheilung nach Berufs: 
gruppen gegeben. Dadurd wird auch dem, was wir erftreben, dem Zulammen: 
gehen von Arbeitnehmer und Arbeitgeber vorgearbeitet. Haben fie ſich durch ihre 
freigewählten Delegirten erft beim Schiedsgericht zufammengefunden und dabei 
ftets erfahren, dar nicht das Standesinterejle, ſondern die Gerechtigfeit und Un— 
parteilichfeit den Ausſchlag geben, fo wırd aud die Einigung über viele andere 
Dinge weit leichter ſein, als wenn das nicht it, oder wenn durch Ernennung 
jeitens der Gemeindebehörde hier und dort einer berausgegriffen wird, der nicht 
al8 der Vertrauensmann feiner Berufögenofjen bezeichnet werden fann. 

Ic finde num aber auch in dem richtig conſtruirten Schtedögericht Das 
vollftändig ausreihende Mittel, um den vielbeiprocenen Arbeitscontractbrud 
auf das geringfte Map zu reduciren. Ich muß auf diefen Punkt zurückkommen, 
weil er, wenn er auch tbatlächlich ziemlich unbedeutend ift, doch in der Polemit 
und in der öffentlichen Meinung von ganz befonderer Bedeutung ift. Die So: 
ctaldemofraten haben im Reichstag offen ausgeſprochen, daf die damalige Ge: 
werbenovelle, vie weſentlich die criminelle Beitrafung des Contractbruches mollte, 
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ihrer Partei mehr Anhänger zugeführt babe, als alle Berfammlungen 
oder Organe ihrer eigenen Richtung. Das ift zu betätigen. Jeder, ber die 
Arbeiterbewegung fennt, weiß, daß jede Ausnahmebeftimmung zu Ungunften der 
Arbeiter das Gegentheil des Gemollten hervorbringt, daß ed nicht Die vernünf— 
tigen und gemäßigten lemente ſtärkt und feftigt, ſondern die Leidenſchaft 
fteigert, und deshalb warne ich vor folden Verſuchen. Die Sciedögerichte, 
richtig gehandhabt, reichen aus, um das Maß der Rechtsſicherheit zu erreichen, 
das nothmendig ift; Daß aber auch in hundert anderen Berhältniffen wir nicht um 
Stande find, den Rechtsbruch ganz zu vwerhüten, beweijen die täglichen Vorkomm— 
niffe. Ich erinnere nur an die Verhältniffe in der Miethe und zwilchen dem 
Gläubiger und Schuldner. Niemand will bier criminelle Beftrafung emführen, 
meil es nicht ohne das gehe. Man jucht fich dagegen zu ſchützen man fucht 
nach ſchneller Juftiz, aber mehr zu thun würde eine Ausnahmegefeggebung con- 
ftruiven und die Sache verichlimmern. Sind in dem Schiedsgericht wirklich die 
BVertrauensmänner beider Theile vorhanden und weiß derjenige, der vielleicht im 
der Berfuhung ift, einen Contract zu bredden, daß fein Fall ſofort vor das 
Schiedsgericht kommt, morin feine Genofjen vertreten find, Dann wird er ſich 
wohl hüten, das zu thun. Wenn beide Theile in ſolchen Berufsgenoſſenſchaften 
vereinigt find, dann werden die Arbeitgeber es ald ihre Pflicht erkennen zu 
verhüten, daß der Contractbrücige bei anderen Meiftern deſſelben Berufes flugs 
in Arbeit genommen wird, wodurd allein der Contractbruch möglid ift, dann 
wird die Zeit des Gontractbruds vorüber fein. Schon jegt ift ja thatlächlich 
faft nicht mehr die Nede davon, es ift nur noch die Remintscenz aus der Periode 
der Milliarden und der Gründungen. Jetzt aber der Geſetzgebung zu vatben, 
criminelle Beftrafungen eintreten zu laſſen, würde den Beftrebungen unſeres 
Vereins keineswegs entiprechen. 

Es iſt noch ein Punkt, den ich erwähnen muß. Es iſt gewiß ın wobl- 
meinenofter Abfiht von Männern, die ſich ſtets als warme Freunde der Arbeiter 
documentirt haben, auch heute empfohlen worden, für den Fall eines Arbeits— 
contractbruches das Lohnbeſchlagnahmegeſetz aufzuheben. Auch davor möchte ich 
entfchteden warnen. Was Ste damit erreichen, ift verfchwindend flein gegen Das 
Borurtbeil, das Sie in den weiteften Arbeiterfreilen erweden. Derartige Map: 
regeln wider Willen der Arbeiter empfehlen, beit in der That Del ind euer 
giefen, und wo bet uns die Verbindung zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehiner 
vielfach ſchon eine böchft lockere zeworden ift, wenn fie überhaupt noch eriftirt, 
da jollte man ſich hüten, den gemäßigten Theil der Arbeiter noch weiter auf 
die ertreme Seite zu treiben durch derartige Verlegung ihrer Begriffe von Ge: 
rechtigfeit und Gleichberechtigung. 

Ich komme endlich zu dem Tetsten und für mid wichtigſten Theil meiner 
Nefolutionen , der geletslihen Förderung der freien Berufßvereinigungen. In 
diefer Beziehung ift auch von dem Herrn Referenten Bortrefflihes gelagt, was 
ich nur unterjchreiben fan. Herr Dannenberg bat allerdings den Nachdruck 
auf die Berbindimg der Arbeitgeber gelegt und die Mitglieder der Arbeitnehmer: 
vereinigungen dringend aufgefordert, das Miftrauen gegenüber den Arbeitgebern 
fallen zu laffen, indem er darauf hinwies, daß z. B. bet der jegigen Rüdwärts- 
bewegung der Löhne gerade dieſe Arbeitgeberverbände zu Gunften der Arbeiter 
eingetreten jeien. Ich will das für einzelne Fälle nicht in Frage ftellen und 
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ſelbſt tm Allgemeinen nicht bejtreiten, ich bin darüber jegt nicht jo au fait, Ich 
will mit Freuden conftatıren, daß hierin eine ortentwidelung zum Bejjeren 
biegt. Und ald Freund der Arbeitgeber: wie der Arbeitnehmer-Bereinigungen kann 
ich Died mur willlommen beißen, aber die Aufforderung an unjere Mitglieder, 
das Mißtrauen gegen die Arbeitgeberwerbände jchwinden zu laſſen, iſt vielleicht 
weniger angebracht, als die umgekehrte. 

Ih muß bier auf das Gebiet kommen, dem ich mid) ſpeciell widme, zu 
den Gewerkvereinen. Bon dem erften Augenblide an, wo Ddiejelben gebildet 
wurden, ift Sofort ausgelproden, daß fie fih nur als Die eine gleichberechtigte 
Seite betrachten und erwarten, daß von der Arbeitgeberfeite eine analoge Ber: 
bindung erfolge, die mit ihnen gemeinfchaftlich die gemeinfamen Berufsintevefjen 
fördere und Die vorfommenden Differenzen auf friedlichem Wege ſchlichte. Dieſer 
Orundjag, den ja auch viele englifchen Gewerkvereine verfolgen, war bet unferen 
Beitrebungen in Deutichland von Anfang an der maßgebende, und wir haben 
in Folge dejien immer und immer die Hand gegen die Arbeitgeberverbände aus: 
geitredt. Hin und wieder hat man eingeſchlagen, leider niemals dauernd. Oft: 
mals jind unfere berechtigtiten Bejtrebungen von den Arbeitgeberverbänden be= 
lämpft und dann freilich ıft e8 kein Wunder, wenn Die Bewegung, Die ich zu 
vertreten die Ehre babe, nicht in dem Maße bat fortichreiten fünnen, wie es zu 
wünſchen gewelen wäre. Bon vielen Seiten ijt ja die Nothwendigfeit und Nüt: 
lichteit der Gewerkoereinsorganiſation anerfannt und wiederholt gejagt worden, 
die Gewerkvereine bilden eine nothwendige Stufe in unferer ganzen indujtriellen 
und foctalen Entwidelung, jie find nicht zu entbebren. So erfreulich dieſes 
Anerkenntnig war, jo hat ſich leider herausgeftellt, daß die Yiebe zu den Ge— 
werfvereinen faft immer nur eine platoniiche war, von wirflicer Förderung. ift 
jelten etwas zu jehen geweſen, während die Socialdemokraten die fräftigite Unter: 
ftügung ſelbſt ſeitens der intelligenteften Glajien erfahren haben. Während man 
fich Die erdenklichfte Mühe giebt, um, gewiſſermaßen mit Recht, die große Wichtig: 
feit der foctaldemofratiichen Bewegung, die Wunder ihrer Disciplin und ihrer 
I pfermwilligfeit in jedem Zeitungsblatte herworzubeben, fo verhält man ſich fühl 
und faft abwehrend gegen Alles, was Gewerkvereine betrifft. Die Fehler, die 
jeder Sade in ihrer Jugend anhaften, werden faft allein befannt gegeben, 
während die Verdienſte verichmwiegen werden, ſodaß noch heute es mir hundert: 
mal paifirt, Daß gebildete Männer fragen, was ıjt denn Dad, mas wird denn 
mit ven Gemwerfvereinen bezwedt, machen die auch Strites u. |. w. Daß durd 
ſolches Verhalten der freunde dieſer Sadye die friedliche Gewerlvereinsorgani— 
ſation nicht gefördert werden fann, jondern nur gejchädigt wird, tft klar, denn 
man fagt fich, wenn Männer, Die principtell auf dem Standpunft der Gewerk— 
vereine ftehen, jo wenig Interejje für die Berwirklihung der Sade in Deutſch— 
land zeigen, jo muß diefe entweder gar feine Lebenskraft oder ſolche Fehler an 
ſich haben, daß es nicht gut iſt, dafür einzutreten. "Meine Herren, ich erwarte 
Die Bewerje für letzteres, ich weiß, fie fünnen nicht beigebracht werden. Ich würde 
aber vorziehen, daß fie bier geäußert werden, damit ih un Stande bin, fie zu 
widerlegen, als daß fie mit Stillfchweigen übergangen werden. Ya, meine 
Herren, es ift umfere Ueberzeugung, daß nur durch eine wahrhaft kräftige För— 
derung der Organilation feitend der Einzelnen, der wohlmeinenden Vereine, end— 
lich der Geſetzgebung und Verwaltung wieder Ordnung und Frieden im Die 
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focialen Berhältniffe bineingebradht werden fann. Herr Dammenberg bat über: 
zeugend dargelegt, wie nothwendig gerade für den Wrbeiter der Anfhluß an 
ſeines Gleichen iſt und wie kunſtvoll die Socialdemofraten dieſe Neigung benutzt 
haben, um die Yeute an fich zu ziehen. Nun, meine Herren, wir fünnen nicht 
aufwarten mit glänzenden Redensarten und verführeriichen Verſprechungen, mit 
der ganzen, den gemeinen Mann padenden Art und Weiſe der Socialdemokratie. 
Mer Mäfigung predigt, nicht blos von Rechten, jondern aud von Pflichten 
ſpricht, findet natürlic fein jo danfbares Publitum, wie die Gegenfeite. Um 
jo mehr ift e8 erforderlih, daß von den einflußreihen Männern unfere Seite 
unterftügt wird. Dann wird die Fluth verlaufen und die vernünftigen Arbeiter 
werden mehr und mehr dem Gemerkverein, ald der gemäßigten Vereinigung, bei— 
treten. Iſt Das der Fall und erfahren fie in dieſen wirthichaftlichen Genofjen= 
ſchaften wie in den Bildungsvereinen eine echt wiſſenſchaftliche Belehrung, die fie 
befähigt, einen weiteren Blick über die Dinge zu werfen, und erfahren fie, was 
noch weit einflußreicher ift, daß man praftiih zwar Iangjam aber fidher weiter: 
fommt auf dem Wege, den wir ihnen worzeicnen, meine Herren, jo wird Die 
verführeriiche Kraft der Socialdemokratie bedeutend geringer werden, wir brauden 
nicht Daran zu verzweifeln. Es ift die bekannte Barallele, dag in England, wo 
in den dreißiger Jahren der „Chartismus“, befanntlidy ein Gegenfpiel der So— 
ctaldemofratte, die gelammten Arbeitermafien erfüllte, gerade vermittelö dev Ge— 
werfvereine und des freundlicden Verhaltens der ntelligenzen des Yandes Die 
Arbeiter von jeder foctaldemofratiihen Bewegung entfernt und in das liberale 
Lager binübergeführt worden find. Wenn das in England mit feiner Großinduſtrie 
möglih war, warum jollte e8 bei ung nicht möglich fen? Uber freilich gehört 
dazu ein ſolches Eintreten für die berechtigten Arbeiterintereffen, für die Gleich— 
berechtigung in allen Dingen, wie e8 in England zum Theil jeitens der höchſten 
Arıftofratie der Fall ıft. Meine Herren, bei dem jüngften Gewerkvereindcongreß 
in Yeicejter trat ein Parlamentsmitglied und Millionär, Mir. Braſſey auf und 
hielt Vorträge vor den Vertretern der Gemwerkvereine, die vollfommen das aus— 
drüdten, mas dieſe felbjt als das Richtige erfannten, die aber auch in einigen 
Punkten ernfte Mahnungen an die Arbeiter enthielten, Das Recht der Anderen 
nicht zu verlegen, — wenn ın dieſem Sinne verfahren wird, wenn Herz und 
guter Wille da ıft, dem Arbeiter die Hand zu reichen bet feinen berechtigten 
Forderungen und Intereſſen, dann werden aud unfere Arbeiter wieder eintreten 
in die Gemeinſamkeit der bürgerlichen Gefellfchaft. 

Aber, meine Herren, jo auferordentlidy viel Werth ich auf dieſe freie Ver— 
einigung und überhaupt auf die Volksinitiative lege, To kann ich doch meine 
Augen dem nicht verichliegen, daß die Geſetzgebung nicht nur fchwere, ſondern 
auch höchſt dringliche Pflichten bat. Die Dinge find fo weit gefommen, daß 
große Kreiſe des Volles — ich meine nicht die Arbeiter allein, fondern auch 
die Selbftftändigen Handwerker — verzagen an der Wirkſamkeit der bloßen 
Volksinitiative, Daß fie eine Handhabe mindeftens haben wollen ſeitens der ges 
ſetzgebenden Gemwalten. Ich glaube, es iſt Pflicht, dein entgegenzufommen. So 
ftreitig auch mande Punkte fein mögen, — über eine ganze Anzahl derjelben 
herrſcht, wenigftens innerhalb der Majoritätsparteien, eine erfreuliche Ueberein- 
ſtimmung. Es wäre vielleicht jchon möglich geweſen, bei größerer Belchleunigung 
in der vorigen Seffion des Reichstages das Yehrlingsgefeg fertig zu bringen, — 
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aus befannten Gründen. ift e8 micht Dazu gefommen. In der nächſien Seffton 
wäre die Außficht eine Sicherheit, wenn von Seiten der Neichöregierung die be— 
ftimmt verfprochenen Borlagen auch wirflih und vedhtzeitig erfolgten. Zu un— 
ferem großen Exrftaunen und Befremden haben wir in der legten Zeit erfahren 
müfſen, daß ftarf davon die Rede ift, diefe Vorlagen gänzlich zurückzuziehen, 
mindeftens in der nächſten Seffion fie nicht vorzulegen. Ich will durchaus nicht 
zu ungründlichen Schaffen ermuntern, aber ich glaube, diefe Fragen find fo weit 
vorbereitet, daß die Regierung die Pflicht hat, num endlih Ernſt zu zeigen und 
ihrerjeitö die Hand zu bieten. Zeigt fich bei der Verhandlung felbft, daß die 
Fragen noch nicht veif find, jo wird das Gefeß nicht zu Stande kommen; aber 
die Geſetze nicht vorzulegen, das heißt: Die Erregung großer Volkskreiſe auf ein 
weiteres Jahr binausverpflanzen und immer mehr zu vergrößern, es heißt zu 
gleicher Zeit die Kräfte unterbinden, die zu einer gefunden eigenen Geftaltung 
durch die Vereine führen fünnen. Hat man durd die gefetliche Verbeſſerung 
den praftifchen Gewerbsmännern gleichjam das Knochengerüft gegeben für vie 
Neugeftaltung der Dinge, die ſich aufbauen muß auf dem Boden der Gewerbe: 
freiheit, dann wird aud das Fleiſch fich anjegen, dann werden die Kräfte frei 
werden, die Vergeudung derjelben in den Petitionen, in den aufregenden Ber: 
fammlungen wird ein Ende haben; man wird Tagen, nun haben wir zunächit 
das, was wir brauden als Grundlage einer Neugeftaltung, num wollen wir 
jelbjt unfere Schuldigkeit thun und dasjenige erfaflen, wozu uns jest die Mög: 
lichkeit gegeben tft. Meine Herren, dann wird friſches Vorangehen auch auf 
joctalem Gebiet die Parole unferes Volkes werden, und dann werden wir einer 
entſchiedenen Beſſerung unserer induftriellen und focialen Verhältniſſe entgegen= 
feben können. (Bravo!) 


Borfigender Profeſſor Dr. Naſſe: Das Rejultat der Wahl iſt folgendes. 
Es find 39 Zettel abgegeben. Davon haben erhalten: Die Herren Brof. Held 39, 
Dannenberg 36, Dr. Genjel 37, Brof. Shmoller 37, Dr. Engel 33, 
Geibel 33, Dr. Var Hirſch 31, Brindmann 28, Prof. von Sybel 25, 
Tiedemann 25, Sombart 24, Dr, Thiel 23, Roth 22. Dieje dreizehn 
Herren find gewählt. Demnächſt find nob Etimmen gefallen auf Herren Dr. Löwe 
19, Prof. Gneift 17, Edardt 13, Prof. Rocher 11, Yanfon 10, Ohly 9 u. |. w. 
— Ib bitte die Gewählten, fib um 7 Uhr im Askaniſchen Hof zur Conſti— 
tutrung zu verfammeln. 


Nunmehr gebe ic das Wort Herrn Lohren. 


Fabrifant Yohren (Neuendorf bei Potsdam): Meine Herren! Der Herr 
Vorredner hat ſich beflagt, daß die Tendenzen ſeines Vereins zu wenig gefannt 
und gewürdigt würden. Er ſcheint darüber im Unflaren zu fen, woher Das 
wohl fommen mag. Ich glaube, man fann mit wenig Worten eine Antwort 
darauf geben, nämlich die, daß die Gewerfvereine feine ſcharf ausgeprägte Tendenz 
befigen, die man mit aller Kraft anzugreifen und zu vertheidigen ım Stande 
wäre. Sie ſchweben zwifchen zwei Barteien, wollen die Rechte und Pflichten 
feiner derfelben anerkennen, fritteln ſowohl bei den Arbeitgebern wie bet den 
Arbeitnehmern herum umd finden deshalb nirgendwo Anklang. in feftes klares 
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Princip iſt die erfie Aufgabe jeder großen Partei, und weil die Socialdemofraten 
ein ſolches aufgeftellt haben, deswegen gewinnen fie Bedeutung und Anhang. 
Damit komme ih auf dieſen Berein und auf den Gegenſtand umnferer 
Discuſſion. Auch der Verein für Socialpolitit hat heute in der meiſterhaften 
Rede des Herrn Profefior Schmoller gezeigt, daß ein großes ideales Ziel, nämlich 
ein einbeitlihes deutihes Gewerberecht die Unterlage für die Ent- 
widlung der Arbeitögejeggebung bilden jol, und dieſe Grundredte und Allen 
verftändlich vor die Seele gemalt. Ich zolle diefen Anſchauungen vollen Beifall 
und bedaure nur, daß ich nicht ebenfo den Thefen des Herrn Referenten bei- 
ftimmen fann. Da ift ed nun ein ungemein günftiger Umftand, daß auch Der 
Herr Gorreferent von denfelben allgemeinen Grundgedanfen eines einheitlichen 
Gewerberechts bet feinen Anträgen ausgegangen ift und die Spectalbejtimmungen, 
welche dem Referenten fehlten, in glänzender Weiſe ergänzt bat, Die umfaſſenden 
practijchen Kenntniſſe, welde der Correferent Herr Dannenberg befigt, Testen 
ihn in den Stand, einen jo weitgehenden Entwurf einer Gewerbeordnung nieder 
zu jchreiben, wie er worber niemals gewagt worden ıft. Die Beitummungen 
find nicht bloß in humaner Beziehung zu Herzen ſprechend, ſondern fie find 
auch mit Vorſicht und Mäßigung verfaßt. So darf ich dem wohl geftehen, daß 
ed nicht ein Drang tft, dem Verein für Socialpolitik einen Gefallen zu thun, 
wenn ich dem größten Theil diefer Anträge einfady acceptire und nur einen 
einzigen von den vielen befämpfe, fondern daß e8 meine Weberzeugung iſt, daß 
diefe Anträge ziemlih genau den Weg angeben, wie wir eine gemeinfame 
Gewerbegeſetzgebung für Lehrlinge, Gefellen, Frauen und Kinder im deutjchen 
Reich erlangen. Ich babe bedauert, als ıch Dieje Anträge lad, daß der Herr 
Gorreferent nicht jo bewandert ıft auf dem Gebiet der Großindufirie, wie er «8 
in Folge feiner reichen Erfahrung in feiner Vaterftadt Hamburg in dem Klein: 
gewerbe ift. Meine Aufgabe fann es deshalb mur fein, die Yüde 
auszufüllen, welde in feinem Antrag über Frauen- und 
Kinderarbeit liegt, und damit muß ich auf die eigentliche Fabrikgeſetzgebung 
übergehen. Die Literatur ift jehr arm an gründlichen Betrachtungen und Ab— 
bandlungen über die Fabrikgeſetzgebung. Die Urſache hierfür ift vornehmlich 
darin zu ſuchen, daß in Deutichland bis zur heutigen Stunde das alte preußiſche 
Negulatio von 1839, vevidirt im Jahre 1853, noch fortbeftehbt. Daſſelbe 
wurde am 21. Juni 1869 auf den Norddeutſchen Bund und am 7. Junt 1871 
auf Das deutſche Reich übertragen. So war es natürlich, daß ſich die Meinung 
verbreitete, bier beitehe noch das alte Bewährte, und da man fchon mit den 
veränderten Lehrlings- und Gefellengefegen gar zu viel Verwirrung geſchaffen 
hatte, jo war von feiner Seite Neigung vorhanden, auch bier reformirend ein— 
zugreifen. Die Partei, welche hierzu zuerft den Anftop gab, ift, wie wir wohl 
Ale willen, Die Socialdemokratie gewelen. Sie controlirte dieſes Geſetz und 
fand, daß es in der That bloß, wie man 1853 im Abgeorbnetenhaufe voraus: 
gelagt hatte, ein Geſetz auf dem Papier geblieben war. Erſt in Folge diefer 
Enthüllungen beihäftigte man ſich mit der Frage einer Reform, aber es blieb 
doch vorwiegend nur bei Wünſchen und ideal ſocialpolitiſchen Beſtrebungen. 
Daher kommt es, daß wir bis zur Stunde nur drei Arbeiten beſitzen, die uns 
als Leitfaden dienen können, und zwar den ſoeialdemokratiſchen Arbeit 
ſchutzgeſetzentwurf, welcher in der legten Seſſion dem Neidhstag vorgelegen 
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bat; ferner einen Geſetzentwurf über Frauen- nnd Kinderarbeit, 
welher von dem Handeldminifterium ausgegangen ift und ber dadurch 
für und eine größere Bedeutung gewinnt, daß er durch den Oberpräfidenten von 
Elſaß-Lothringen hervorragenden Imduftriellen diefes Landes zur Begutachtung 
vorgelegen hat, endlich emen auf Beranlaffung des Bereins deutſcher 
Kammgarnipinner von mir entworfenen Gejegentwurf über viefelbe 
Frage. 

te Arbeiten und Vorſchläge, welche fonft noch vorliegen, finden Ste in 
diefen drei Entwürfen wieder und jo darf ich mi der Mühe überheben, auf 
die übrigen Anträge einzugehen. Selbſt der Antrag des Herrn Vorredners 
findet fich darin wieder, theils in milderer, theils in verichärfter Form. 

Erlauben Sie mir nun mit furzen Worten auf den Entwurf des Handelö- 
miniſteriums und auf den jocialdemofratifchen zurüdzutommen. Der legtere 
verlangt, wie der des Herrn Dr. Hirſch, gänzliches Verbot der Kinder- 
arbeit unter 14 Jahren, der Regierungsentwurf dagegen nur Er— 
ſchwerung derſelben, äbnlıd demjenigen ded Heren Dannenberg. Sämtliche 
Anträge und ebenfo der meinige verlangen Berbot der Sonntags- und 
Nacptarbeit. Der Regierungsentwurf in Uebereinftimmung mit dem vor- 
liegenden von Dr. Hirſch verlangt ferner einen Normalarbeitstag von 
zehn Stunden für Mädchen unter 18 und Knaben unter 
16 Jahren. Der ſocialdemokratiſche dagegen decretirt für diefe Arbeiter den 
Normalarbeitstag von act Stunden, und für die männlichen" Arbeiter von 
zehn Stunden. Der foctaldemofratijhe und der Kegierungsentwurf einigen fich 
wiederum dahin, daß Sonnabends nad drei Uhr Nahmittags eine 
englifhe Feier eingeführt werden joll; jedenfalls eine ganz merf- 
würdige Sympathie beider. Endlich verlangen beide Entwürfe Zwang der 
Arbeitgeber, alle jungen Leute unter 18 Jahren in Fort: 
bildungs= und Fachſchulen unterrichten zu lafjen; wobei die noch 
extremere Vorſchrift des Handelsminiſteriums den bedeutſamen Zujag macht, dat 
die Arbeitgeber auch noch für die Schulkoſten aufkommen ſollen. 
Der ſocialdemokratiſche verlangt für die Verwaltung mit großer Vorliebe 
Fabrikinſpectoren und ſcharfe polizeiliche Ueberwachung, und 
iſt auch hierin conform mit dem des Handelsminiſteriums, welcher das Mög— 
lichſte in Vorſchriften und Strafandrohungen zu leiſten ſucht und die Humanität 
auf den Gipfel des Berges erhebt, indem er über Trennung der Ge— 
ſchlechter, Sitten und Anſtands-Geſetze das Größtmöglichſte leiſtet, 
was man nur wünſchen kann. 

Es iſt ganz unglaublich, wie ſo etwas einer großen Induſtrie, der man 
wohl will, der elſaß-lothringiſchen zugemuthet werden konnte. Noch ſonderbarer 
iſt es, nachträglich gerüchtweiſe zu verbreiten: daß der Entwurf nicht die Meinung 
der Behörde enthalte, von weldyer derjelbe ausgegangen jei. 

Soviel fteht feit, daß die Einführung des ſocialdemokratiſchen Entmurfs 
nicht im Stande wäre, mehr VBerwilderung und Anarchie hervorzurufen, wie ber 
preußifche. Derfelbe ift ein gar eclatanter Beleg, wohin man in einem Staate 
gelangt, wenn die Herrichaft des Büreaukratismus allein das Feld behauptet. 

Ic gehe nun auf meinen Entwurf ein und möchte zunächſt ein allgemeine 
Bild geben, wie fich derfelbe zu den beiden obigen verhält. 

Schritten XIV. — Verhandlungen 1877. 16 
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Im dem Ihnen vorliegenden Zufagantrag zu den Theſen des Eorreferenten 
über Frauen- und Sinderarbeit find Die wejentlihen Differenzpunfte angedeutet. 

Ich verlange darin die Beibehaltung der beſtehenden Vorſchriften über die 
Rinderarbeit,; — es ſoll nichts ohne Grund geändert werden. 

Ebenjo verlange ih einen Normalarbeitstag. aber nicht einen unmöglichen, 
welcher die deutſche Production in Gefahr bringt, jondern einen Normale: 
arbeitätag, weldervon der durchſchnittlichen täglidhen Arbeits: 
zeit, wie fie jegt bei uns üblich ift, nicht zu ſehr abweicht, und 
zwar von ſechs Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends, wober gewiß Niemand mehr 
wünſcht, als ih, daß die Zukunft eine Verminderung bis auf zehn Stunden 
bringen möge, ſobald die induftriellen und gewerbliden Verhältniſſe dies erlauben. 
Dann verlange ih — und das iſt Das wictigfte: „Die Auspdehnung des 
Geſetzes über Frauen- und Kinderarbeit auf alle WVerfjtätten, 
indenen mehr als drei Perſonen bejhäftigt werden.“ 

Durch Tegtere Zahl iſt gleichzeitig der Unterfchied feitgehalten, welcher 
zwilchen den Fabrikarbeitern und Lehrlingen, zwiſchen Induftrie und Handwerk 
beitebt. 

Endlich wünſche ich eine geſetzliche Regelung des Elementar-Unterricts, 
ohne obligatorifhen Bildungszwang, wie er von der Regieruug 
proponirt wird. Für die Berwaltung ſtimme ich ganz den Anfichten der 
Referenten über Einführung gewerbliher Schiedögerihte, Gewerbe- 
fammern be, Ddarüberftehend aber ein Gewerbeienat, äbnlih dem 
conscil superieur in Frankreih; jedoh mit Ausſchluß jedweder polizeilicher 
Einmiſchung. 

Indem ich ſo die verſchiedenen Punkte vergleichsweiſe gegenüber geſtellt 
habe, möchte ich hervorheben, daß dieſer Entwurf in erſter Linie mit Rückſicht 
auf die ausländiſche Concurrenz zuſammengeſtellt worden iſt. Dieſer 
Punkt wird von Allen, die nicht der Induſtrie angehören, unterſchätzt; in den 
meisten Fällen ſogar negirt. Die Arbeiterfrage ift aber eben jo gut eine inter- 
nationale, wie die Zollfrage und die Frage der Fracht-Tarife für Eifenbahnen, 
und darf nur nad internationalen Gejichtöpunften behandelt werben. 

Die wichtigften Bunfte bei der Kinderarbeit, Die Feſtſtellung der Pauſen und 
die Dauer des Normalarbeitstages Dürfen nur mit Rückſicht auf die Concurrenz 
Englands und Frankreichs normirt werden. Viele Induftriellen werden ſelbſt 
einen Normalarbeitdtag von ſechs Uhr Morgens bis fieben Uhr Abends für 
ein großes Wagniß balten in einer Zeit, in welcher Niemand. aus Uebermutb, 
fondern höchitens aus Beſorgniß zahlungsfähig zu bleiben, länger arbeitet als 
Abends fieben Uhr. Wo man heute bis nei, zehn Uhr oder gar die Nacht 
arbeitet, da wird man ſchwer getroffen, wenn es fortan beißt: „Du darfft Deine 
Arbeiter nicht länger als von ſechs bis fieben Uhr beichäftigen und wenn Du 
auch dadurch zahlungsunfähig werben ſollteſt.“ Das aber ift e8, was wir 
beute ausſprechen, wo noch viele Fabriken in Elſaß-Lothringen von ſechs Uhr 
bis neun Uhr und viele in Sachſen nod länger arbeiten. Grinnert ſolches 
Borgehen nicht an das Wort der Manchefterichule, daß Jeder werth ift, unter: 
zugeben, welcher diefe Beſchränkungen nicht zu überwinden vermag; — und ift 
das nicht ein großed und merkwürdiges Eingeftändnig von einem Mann, ver 
den Schuß der nationalen Arbeit auf feine Fahne geichrieben hat? Doch ift es 
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ein Geftändnig, Das er dem Berein für Soctalpolitif, welder in dem Ar: 
beiter nidt eine Waare, ſondern den Menſchen fieht, bereitwillig 
und gern entgegenbringt. Nur in diefer Anſchauung Liegt Segen und Wohlfahrt. 

Wer dennoch glauben follte, daß die Zugeftänpniffe, welche mein Zufag- 
antrag enthält, zu gering find, ja, daß nicht ein großartiger und unberechen: 
barer Fortſchritt in der vorgeichlagenen ſich allmälıg vollziehenden Einführung 
des Normal-Arbeitstaged Liegt, den möchte ih an die Bemerkungen erinnern, 
welche der Bundescommiſſar Delbrüd 1869 auf die Petitionen ertheilte, die im 
aleihem Sinne wie heute die foctaldemokratiichen, damals bei der Reviſion der 
Gewerbe-Orbnung geftellt wurden. Er fagte: „Ich glaube, wir Alle find wohl 
der Meinung, daß es wünſchenswerth ift, wenn Die Arbeitözeit innerhalb und 
außerhalb der Fabriken abgekürzt wird. Wir Alle fehen diefe Abfürzung der 
Arbeitszeit gern, als eine Fortentwidlung der Cultur und des Wohlftandes der 
Geſellſchaft; allein mit einem Zwang, wie er in dem Geſetz vorgeichrieben iſt, 
würden Ste wahrlich am allerwenigften der Arbeiterflafje eine Wohlthat er: 
weiſen; man darf Beihränfungen nur nad genauer Prüfung der Specialfälle 
- borichlagen.“ 

Ih glaube, menn Sie diefe Worte, von einer Ihrerfeits jo anerkannten 
Perſönlichkeit ausgeſprochen, erwägen, fo werden Ste die Gomcelfionen, Die 
wir machen, um zu einem Normalarbeitstag zu gelangen, vichtig würdigen, und 
nicht von und verlangen, daß wir einfach unfere Zuftimmung zu Gefegen geben 
ſollen, die von vornherein unausführbar find, wenn wir fie auch ebenfogut im 
Interefje der Humanität wünſchen als der Verein. Soll ich auch eine Autorität 
ded Bereind fir Soctalpolitif hier anführen, um die Motive zu meinem Entwurf 
zu belegen, jo möchte ih auf die Worte des Profefjor Brentano verweifen, wo 
er in feinem Werk „über das Arbeits-Verhältniß“ Tagt, daß „die Thätigfeit an 
der Gemwerbe-Ordnung nit darin bejtehen ſoll, bloß die Freiheit zu proclamiren, 
jondern darin, Durch pofitive Reformvorſchläge die freiheit und Gleich— 
bett zu fihern und feſtzuſtellen,“ daß „wahre Wiſſenſchaft nie das 
eben metftern, fondern vom Leben lernen ſoll.“ 

Als ich e8 unternahm Diele pofitiven Reformen zu fchaffen, ſchwebte mir 
noh ein anderes Rejultat veifelben DVerfaflerd vor, lautend: wenn man die 
Gewerbe-Ordnung dahin ändert, daß der gemeinſame Wunih, hohe Löhne und 
niedrige Arbeitszeit haſtig und ſprungweiſe erreicht werden foll, fo daß die 
fittlihe und moraliiche Kraft des Arbeiter niht Schritt halten kann mit der 
Berbefferung feiner materiellen Yage, fo wird der Arbeiter nicht zu einer höheren 
Yebensbaltung auffteigen, ſondern in Arbeitsichen, Schwelgerei und Yafter 
verfallen, 

Die legte Zeit hat ja die Wahrheit diefer Worte genugiam bemiefen. Es 
tommt alſo bei einem ſolchen Entwurf einer Fabrifgefeggebung darauf an, ſolche 
heftigen Sprünge in der Kürzung der Arbeitszeit zu vermeiden, Sprünge, melde 
außerdem die Concurtenzfähigkeit unferer Induſtrie vollftändig im Frage ftellen 
und vielen Induſtrien den Todesſtoß verlegen witrden. Ich glaube aljo, wenn 
Ste dieſes zur Phrafe gewordene Verlangen des zehnftündigen Arbeitstages 
aufgeben und jih an die realen Berbältniffe baltend, den durchſchnittlichen 
NormalsArbeitstag Tuchen, fo werden Sie die Zeit von ſechs Uhr Morgens bis 
jieben Uhr Abends als eine für die deutichen Verhältniſſe nicht zu lange finden. 

16* 
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Und felbft bei diefer Fixirung muß nad dem Ausſpruch des Bundescommifjars 
mit der größten VBorficht jeder einzelne Fall, wo ſolche allgemeinen Geſetze nicht 
pafien, ausgenommen werden, und deshalb verlange ich unter Punkt 5 betaillirte 
Ausnahme» Beftimmungen. Wie Ddiejelben feitzuftellen find, Habe ich ziemlich 
ausführlich in dem Ihnen vorliegenden Entwurf eines Fabrik- und Werfitätten- 
geſetzes CFohren: Entwurf eined Fabrif- und Werfftätten-Gefeges zum Schutz 
der Frauen- und Kinderarbeit, hergeleitet vom Standpunkte der ausländtichen 
GConcurrenz. Potsdam 1877) angegeben. Ich bin hierbei bemüht geweſen, 
aus den beiden Enquetewerken, welde vom Reichskanzleramte über diefe Fragen 
veröffentlicht worden find, dieſe bejonderen Ausnahmebedingungen für das deutſche 
Reich zu finden. Ich babe die Ausnahmen, welche in dem engliicyen Fabrik— 
und Werkftättengejeg und in dem betrefjenden franzöfiihen Gefeg vorliegen, dabei 
ſorgſam zu Rathe gezogen und denfe, daß ein großer Theil wohl für veutiche 
Berbältniffe pafjend fein wird. Ich muß dabei aber ausdrüdlich erflären, daß 
es nicht in der Macht eines Einzelnen Liegt, dieſe Spectalfragen jo zu löjen, 
wie es die einzelnen Induſtrien wahrſcheinlich für nothwendig erachten. 

Zum Schluß möchte ih nochmals conjtatiren, daß id) namentlich in Bezug 
auf die Berwaltung und die Controlle eined Fabrik- und Wertjtätten- 
geſetzes volljtändig harmonıre mit den Anſchauungen des Herrn Gorreferenten. 
Ih bin der Meinung, daß man im deutjchen eich in erfter Linie bemüht fein 
muß, das Beamtenthbum und das Polizeiweſen nicht weiter zu vermehren. Wir 
haben jest ſchon viel zu viel Beamte im Vergleich mit anderen Staaten, Deshalh 
müfjen wir dahin ftreben, in der neuen Gewerbe-Ordnung ein Syſtem der 
Selbjtverwaltung einzuführen ganz analog unjerer Kreisordpnung Wenn 
auch in der Kreisordnung viel mehr Perjonen thätig find, als früher, fo ſteht 
doch feſt, daß durch dieſes Zuſammenwirken das Intereſſe für Die allgemeinen 
Angelegenheiten der Gemeinde und des Kreiſes lebhafter in dem Einzelnen geweckt 
wird. Das Ehrgefühl der Mitglieder wird wachſen und mit der Luſt zur 
Arbeit der Segen wirklicher Selbſtverwaltung nicht ausbleiben. Und ſo bin 
ih” auch überzeugt, wenn wir ganz ähnlich den Gemeindevertretungen, den 
Kreisausſchüſſen und der VBerwaltungsbehörde, in den Gewerben Sciedsgericte, 
Gewerbefammern und als höchſte Injtanz den Gewerbejenat conftituiren, danm 
wird die Zeit fommen, wo die Wiljenfchaft, die diefen freien Männern zu 
Gebote ftebt, ich der Praxis wieder Dienftbar maden wird und wo wir im 
deutichen Reich und nicht mehr — ich möchte faft jagen — verhöhnen laſſen 
müffen, wenn gefragt wird, was joll denn an Stelle diefer Kräfte, die jetzt das 
Reich in wirtbichaftliher Beziehung regieren, gelegt werden, um das Schiff vor 
dem Abgrund, nad dem wir mit vollen Segeln fteuern, wieder abzulenten! — 


Dr. 9. B. Dppenbeim (Berlin): Meine Herren! Ich möchte 
zunächſt mit großer Befriedigung conftatiren, daß die Theſen, welche die Herren 
Referenten und vorgelegt haben, und aud die Ausführungen, die zu ihrer Unter- 
ftügung beigebracht find, in feiner Weiſe zwiſchen den beiden volf8wirthichaftlichen 
Richtungen, die ſich im diefem Saale Rendezvous gegeben haben, irgend eine 
Spaltung oder einen principiellen Gegenfag erkenner laſſen. Es ift mir erfreulich, 
zu conftatiren, daß gerade auf dem Boden der Praxis die principiellen Gegen- 
ſätze, die fich früher in der Theorie in etwas zu ſchroffer Weile geltend machten, 
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nun vollftändig zurüdtreten. Das iſt ein Beweis, daf wir auf dem Boden ber 
Praxis fo ziemlich auf dem richtigen Wege find. Darum ift zu hoffen, daß 
dad, was ich die theoretifchen Mifverftänpniffe nennen möchte, bald gänzlich 
verfchwunden fein wird, wenn es nicht jet ſchon verſchwindet. Dies bezieht fich 
namentlich auf das gedrudte Material, welches und der Herr Referent vorgelegt 
bat. Ich möchte, um mit diefer Anerkennung vollauf ſchließen zu können, doc) 
feinen mündlichen Vortrag in einem Punkte ein wenig bedingen. Ich glaube, 
daß er es fich hätte eriparen fünnen, bei der Kritik der Entwidelung des Frei— 
handelsprincips uns gleihfam ein Siündenregifter vorzubalten von den Erzen- 
tricitäten, zu denen das Princip mandmal in einigen heißen Köpfen geführt bat. 
Es iſt nicht richtig, wenn er von einer Dogmatik des Freihandels ſpricht. Im 
Gegentheil, wenn er genau zufiebt, fo findet er gerade in diefer Schule einen 
ſtarken dialeftifchen Trieb, einen Trieb der Eelbfifritit, aber auch, was ganz 
unvermeidlich ift, der Abftracttion. Wenn ein neues Princip aufkommt und 
Schule macht — es iſt nicht injofern neu, daß es erſt von diefer Parteı ge: 
tragen wird, aber e8 hat hier erft Schule gemacht — dann ift e8 gleihfam das 
biftorifche Geleg der Schule, dar jede Abjtraction bis aufs Aeuferfte getrieben 
wird. Dit aber eine ſolche Schule vom politischen Peben abgelöft, fo ift e8 Mar, 
dak die Abftraction gar feinen Hemmſchuh finde. Später tritt das praftifche 
Leben mit feinen hemmenden Momenten hinzu, dann fommt das alles von felbft 
ins Gleihe. Sie find num in der glüdlichen Yage, mit Ihrem Schwerpunft 
mehr im dieſe zweite Epoche gefallen zu fein. Ich glaube aber, wir thun gut, 
die Refriminationen überhaupt fallen zu lafjen ; wir hätten uns beide Erzentricitäten 
genug vorzumerfen, wir wollen fie compenfiren und die Streitart begraben. 

Im Wejentlichen möchte ich mich den Anträgen des Herrn Referenten an- 
ſchließen. Ich glaube aber, daß das Thema jo umendlih umfafjend ift, daß fich 
der Verein bier eine viel zu große Aufgabe geftellt hat. Hätte ein Parlament 
diefe Dinge zu berathen, jo würde es in einem Monat nod) länge nicht fertig werden. 
Ib möchte nun empfehlen, nur den erften Sat des Herrn Referenten zur Abjtimmung 
zu ſtellen. Damit haben Site, und ih glaube auch im Namen meiner näheren 
Freunde hierin zu Sprechen, die Brincipien klar bingeftellt, auf denen zur Reform 
der Gewerbe-Ordnung gefchritten werden kann. Ich meine, daß Ste fib dann die 
Zukunft frei halten, ohne die Debatte über eine Reihe von Beitimmungen mit 
Unteramendement8 zu vervielfältigen, die fein Menſch hat ſtudiren können ; — man 
weiß ja, mie ſchwierig es iſt, im folchen gedrudten Vorlagen gleich jedes einzelne 
Wort zu prüfen. Ich halte eine Abjtimmung iiber jedes Einzelne für unmöglich 
und ich unterbreite Ihnen den Vorſchlag, ſich zu beſchränken; in der Beſchränkuug 
wird fi dann der Meifter zeigen. 

Daß die deutfche Reichs-Gewerbe-Ordnung überhaupt fein Meifterftüc iſt, 
it fo vielfach fchon gefagt worden, dafs e8 nicht wiederholt zu werden braucht. 
Ich braude weder die innern nody die äußern Gründe anzugeben, aus denen 
das erfte und größte Werk eines Föderativftaates, der mit jehr vielen Partifular: 
interejjen dabei zu paftiren hatte, fein Meiſterſtück werden konnte. Trotzdem 
ft man auf das Princip, das eimigende Princip derfelben, das Princip der per: 
fönlihen Freiheit, die nım im öffentlichen Intereſſe bejchränft werben darf, in 
allen Thejen wieder zurückgekommen. 

Wenn ich ein ſolches Referat zur Aufgabe befommen hätte, jo würde ich 
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verfucht haben, zu jcheiden zwilchen denjenigen Reformen, die eine Veränderung 
der Gewerbe - Ordnung vorausjegen, und denen, die nicht direct an die Ge: 
werbe-Urdnung , jondern an andere Gefete anfnüpfen. Die Gewerbe-Ordnung 
ift zum Beiſpiel unvollftändig in Beziehung auf die Gefunpheitspflege, die jedoch 
nicht bloß aus rein gewerblichen Gefichtspunften, jondern ald Ganzes reorgas 
nifirt werden muß. Wenn wir da die hierauf bezüglichen Anträge anzunehmen 
bätten, jo würden wir ein Gebiet berühren, das wir nicht erichöpfen können. 

Eine andere Partie der Gewerbe-Ordnung, über die wir dahin einig find, daß 
fie der Umänderung bedarf, daß das Princip der Freiheit fich hier nicht bewährt 
bat, ift das Lehrlingsweſen. Wir find überzeugt, daß hier ein wirklicher Nothſtand 
für die Induftrie und für die Sittlichkeit befteht. Es handelt fih um den Con— 
tract der Unmündigen, der anderd behandelt werden joll, als der der Mündigen, 
Man muß nur zugeben, daß diefe Dinge nicht von 1869 datıren; das Yehrlings: 
wejen war jchon worber, wie die Zünfte jelbft, in Verfall. Wir haben jchon 
gehört — und ich fann es unterjchreiben,, die Zünfte waren eine der ſchönſten 
Drganifationen, für die, die Drin waren, und eine jehr verderbliche für diejenigen, 
die nicht hineingelangen fonnten. Als die Mehrzahl draußen war und nicht 
mehr hineinkommen konnte, batte fich die Zunft überlebt und fo wird es mit 
allen Innungsverjuden gehen. Ich bin bereit, ſolchen Körperſchaften corpo- 
rative Rechte einzuräumen, ſoviel man mag, aber nicht Nechte, die den Gang des 
Sewerbelebeng, die Organifation der allgemeinen Verwaltung beeinfluflen können, 

Im Lehrlingswejen find wir wohl darüber einig, daß wir jchriftliche Verträge, 
Schiedsgerichte, VBerantwortlichteit und Echadenerfag des Verführerd verlangen ; 
aber nicht bloß des Verführers, wie in den beiden Referaten betont ıft, Jondern 
auch desjenigen, der wiljentlich einen contractbrüdyigen Yehrling annimmt. 

Ebenſo halten wir e8 mit den Arbeitsbüchern, die für Yehrlinge und 
jugendliche Arbeiter feinem Directen Widerfpruch unterliegen können. 

Großen Werth lege ich auch auf Die Fabrifinfpectoren. Es war ein großer 
Fehler, daß 1869, da die Social-Demokratie dieſe Inftitution vertheidigte, Die 
Mehrheit des Reichstages ihr abgeneigt wurde. Eine Fabrik- und Werfjtätten- 
ordnung ohne Infpectoren, die die Anwendung controlliren, ift eine Mühle ohne 
Flügel. Wir haben in der Enquöte gefehen, daß ganze deutiche Fabrildiſtricte 
fih um die Geſetze über die Kinderarbeit gar nicht gefümmert haben. Die Fa— 
brifinjpectoren find für die Kontrole verantwortlid, Die Franzofen und Die 
Engländer haben fie und ın Preußen haben fie jest ſchon fegensreih gewirkt. 
Es iſt alſo Dagegen nichts einzumenden, nur hat mid gewundert, daß der Herr 
Referent nur ftaatlihe Fabrikinſpectoren beantragt hat. Ich will nicht in De— 
tails eingehen, ob es eme Konflictsfrage zwifchen Einzelftaat und Rech fein 
fönnte, wer fie zu ernennen hätte; jedenfalls aber müſſen fie rejfortiren von der 
Gentralbehörde ; denn die Gewerbe-Ordnung ift Sache des Reiches, der Allge- 
meinbeit, und die Fabrikinſpectoren fünnen nur gleichmäßig wirfen, wenn fie 
unter einer Gentralbehörde ftehen, die eine Reichsbehörde ift. 

Ic komme nun noch auf da8 Schiedsgericht und den Contractbruch. Ich 
war im Reichstag Referent über Erfteres und hatte mit der Majorität die Ge- 
mwerbegerichte zu vertreten, während der Vertreter der Minorität, Herr Ridert, 
die bloßen Schiedögerichte "beantragte, Ich glaube, daß in dieſer frage eine un— 
geheure Confufion herrſcht. Eins fteht feft: die Gemwerbeftreitigfeiten fahren ſchlecht 
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auf dem Wege des gemöhnlichen Proceſſes. Es läßt ſich unmöglich ein gefichertes 
Rechtöverfahren jo organifiren, daß dieſe raſch zu entjcheidenden Gewerbeftreitig- 
feiten mit Erfolg entjchieden werben fünnen. Sie werden auf die lange Bant 
geſchoben und jo verflüchtigt fi) der Gegenftand und oft auch Die Perjonen. 
Nun hatte. man früher die Dinge der Polizei überwiefen. Das war die Kur des 
Dr. Eiſenbart, fie war einfach, aber ſchmählich. Dann fam man in Die neue 
Aera, wo die Gemeinde populär war. Die Geſetzgebung operirte mit dem Worte 
„Schiedögerichte”‘, fie ſollten als communale Thätigfeit gelten. In der Praris 
bat ſich Das gar nicht gemacht; denn abgejehen davon, daß Die Gemeinden feine 
Gerichtsbehörden find und daß es dem Begriff der Theilung der Arbeit wideripricht, 
haben fich die Gemeinden nicht gern damit belaftet und fie haben diefe Schieds— 
oder Gemeindegerichte ſchlecht oder gar nicht organifitt. 

Dazu kommt, daß e8 auf dDiefem Boden, mo die Yeidenihaften auf einander 
plagen, wirklich wichtig ift, daß man einfaches wirflihes Recht ſchaffe. Neben 
den Schiedsgerichten muß immer noch ein Rechtsweg offen gelaſſen werden. Ich 
bin kein Feind von Schiedsgerichten, die aus der freien Thätigkeit der Berufs— 
ftände hervorgehen. Im Gegentheil, Das iſt ſehr ſegensreich; der ganze eng— 
liſche Handelsſtand iſt immer damit ausgekommen, und dazu hat vielfach die 
Verwickelung des engliſchen Gerichtsverfahrens beigetragen. Allein hier gebraucht 
man wirkliches Gericht, das ſich einbürgern kann, und ſo ſind wir nach Analogie 
der Handelsgerichte und der erprobten rheiniſchen Gewerbsgerichte zu der Be— 
antragung einer Einrichtung gekommen, wo ein rechtsgelehrter Obmann präſidirt 
über Perſonen, die aus beiden Gewerbsklaſſen entnommen worden. Das iſt etwas 
recht Prinfitives, aber es bat ſich bewährt in Frankreich und in den Rhein— 
landen. Wir haben einige Liberale Mopdificationen beantragt und hoffen, daß 
diefe ſich gleichfalls bewähren werben. 

Noch ein Wort über die Gontractöfrage. Ich glaube, ich war einer der 
Erjten, Die dieſes Remedium offen empfohlen haben. . Ich will heute offen 
erflären: ich bin durchaus fein Fanatiker für dieſe Ausdehnung des Straf- 
rechts. Ich glaube allerdings nicht, daß die Grenzen zwiſchen Civil- und Straf: 
recht derartig feft gezogen find, daß das Strafredht nicht in das Civilrecht hin— 
übergreifen Dürfte, wo das Eivilvecht fein Recht gewährt. Ich könnte eine Reihe 
von Inftitutionen aufweiſen, wo diefe Uebergänge verwirklicht find, aber ich 
glaube nicht, daß ein ſolches Mittel, welches gegenwärtig jo ſehr der äffentlichen 
Anfhauung und dem allgemeinen Gefühl widerfpricht, mit Erfolg angewendet 
werben kann. Ich babe e8 als Nothgejetz empfohlen und zwar weniger gegen 
die Zügellofigfeit der Arbeiter, als gegen die fich aufgebenden Arbeitgeber. Wenn 
man mir jagt: „nehmen Ste Abftand von diefer Mafregel, fie macht böjes Blur‘, 
lo glaube ich, das ift eine ſchlechte Politit. Die Arbeiter, namentlich die So— 
cialdemofraten, find nicht zu verſöhnen mit ſchwächlichen Rückſichten. Ich habe 
geglaubt, wenn der Gontractbrud in der Weile um ſich greifen würde, daß 
eine Arbeitseinftellung nicht mehr der Maßſtab für die Höhe des Arbeitslohnes 
fein würde, ſondern blos dafür, daß die Arbeitgeber fich durch lange Verträge 
gebunden hatten, und dies zu mißbrauchen war, wenn es fo weit gefommen 
war, jo war ein Nothgeſetz für berechtigt zu erachten. Ich glaube, daß wir 
jegt davon Abftand nehmen können. Allerdings finde ih auch in den Surro— 
gaten, die vorgeichlagen werden, wenig, das mir bejondere Befriedigung gewährt. 
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Wenn 3. B. der Herr Referent einen Antrag erwähnte des Herm Komalzig, 
des befannten und trefflichen Yuriften, der das Wechlelverfahren auf die Con— 
tractbruchprocefje anwenden will, jo muß id) jagen, das ift daſſelbe Unrecht, wie 
die Contractbruchſtrafe. Das Verfahren paßt nur für einen beftimmten Fall, 
in dem fich die Partei aller Einreden begeben bat, indem fie den Wechjel unter- 
Ichrieb. Das kann nicht angewendet werden auf ein Verfahren, in dem die Ein- 
reden äufßerft zuläfjig fein müſſen. So ift e8 auch mit der Einführung der Arbeits- 
bücher, der alle Arbeitsverhältniffe, namentlich die Fluctuation derfelben, widerfprechen. 

Ih will Ihre Geduld nicht mißbrauchen; ih ſchließe mit dem perfönlichen 
Bekenntniß, daß ich vorläufig auf die Beftrafung des Contractbruch® verzichte. 


(Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt.) 


Fabrikant Hafler (Augsburg): Meine Herren! Nachdem die Mitglieder 
des volföwirthichaftlichen Congreſſes zur Theilnahme an den Verhandlungen und 
Beſchlüſſen des ſocial-politiſchen Vereins eingeladen wurden und nachdem Ihnen 
befannt war, daß eine beträchtliche Anzahl Induftrieller Mitglieder des volks— 
wirthichaftlihen Congreſſes find, ſo dürfte e8 Site nicht wundern, Daß auch In— 
duftrielle an diefen Berathungen theilnehmen. Ste hatten denn auch die Güte, 
den Antrag auf Schluß der Debatte abzulehnen und ich danfe Ihnen, daß Sie 
e3 mir dadurch möglich gemacht haben, heute noch zur Darlegung meines Stand- 
punkts zu fommen. Ich denfe auch, daß es nicht nur das Recht, jondern audı 
die Pflicht der Induftriellen it, ſich in diefen Angelegenheiten und in folchen 
Berfammlungen mehr als bisher hörbar zu machen, denn nur dadurch, daß fie 
dieſe Pflicht verfäumt haben, haben fie auch die Gelegenheit verfäumt, ihre In: 
tereffen geltend zu machen, und haben fie fo viel Mifverftändnig gegen fich 
hervorgerufen. } Ä 

Wenn ich mir num erlauben darf, meinen Standpunft in der Arbeiterfrage 
zu präcijiven, fo geht derjelbe dahın, daß ich das Verhältniß zwiſchen Arbeit: 
gebern und Arbeitern vorzugsweiſe als ein ethifches aufgefaßt zu Tehen wünjchte. 
Sodann erkenne ich mit meinen Gollegen natürlich DIE Berechtigung des Staates 
an, ebenfowohl im humanitären Intereffe als auch im Interefje eined wehr- 
fähigen Nachwuchſes der Kinderarbeit und der Arbeit der jugendlichen Perſonen 
die nothmwendigen Beichränfungen aufzuerlegen, wogegen ich andererjeit8 auch Die 
Pfliht des Staates in Anspruch nehmen möchte, die auf diefe Weiſe beichräntte 
Induſtrie durch eine richtige Handelspolitit vor der übermäßigen und beſſer 
fituirten GConcurrenz des Auslandes, namentlih Englands, zu Ichügen. 

Sodann, meine Herren, erkläre ich Ihnen unfere volle Bereitwilligfeit, in 
Allem, was die Gefundheit und das Wohl der Arbeiter im Allgemeinen betrifft, 
mit Ihnen gemeinfam zu arbeiten. 

Meine Herren! Ich ftehe an der Spite eines Etabliffements, das ſchon 
anno 69 die damalige Arbeitszeit um eine Stunde reducirte und die Initiative 
für die Reduction der Arbeitszeit in ganz Süddeutſchland ergriff, eines Etabliſſe— 
ments, das fchon über eine halbe Wiillion Markt für humanitäre Zwecke ver: 
wendet bat und eime weitere halbe Million als Fond für Kranken-, Benfions- 
und Unterftügungsfaffen zur Verfügung bat, eines Etabliffements, Das noch nie: 
mals ſeit feinem Beftehen einen verunglüdten oder invaliden Arbeiter ohne 
Unterftügung entlaffen bat, ſondern diefelben lange vor Erlaß des Haftpflicht: 
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geſetzes ſtets Tebenslänglih unterjtügte und in dieſer Tendenz auch jet fort: 
fährt, — eines Etabliffements, das außer den Kranken- und Unterftügungsfafjen 
einen Kindergarten, eine Fabrikſchule, eine Muſikſchule für jugendliche Arbeiter, 
eine Leihbibliothet, ein Leſezimmer, furzum alles, was an humanitären An— 
ftalten denfbar ift, eingerichtet hat, — was auch durch die Auf Beranlafjung 
. des königl. bayerifchen Staatsminifteriums veranftaltete Enquèête nachgewielen ift, 
und werden Sie mir danach wohl zugeftehen, daß ich mit meinen gleichgefinnten 
Eollegen in den vorliegenden Fragen einigermaßen die bona fides in Anfprudı 
nehmen darf. Hiervon ausgehend möchte ich und wenigftens Das Recht vindi- 
ziren, von unferem Standpunkt aus praftiiche Bedenken geltend zu machen, wo 
nach unferem Dafürbalten die von Ihnen vorgeſchlagenen Mafregeln geeignet 
find, ganze Imduftriezweige, wie 3. B. ſpeciell den unfrigen, die Tertilinduftrie, 
aufs Tieffte zu ſchädigen. 

Meine Herren! Wenn man eine Reform der Gewerbe-Orbnung ind Auge 
faßt, lo wird man wohlthun, ſich an beſtimmt vorliegende Entwürfe zur Ab— 
änderung der beſtehenden Gejege zu halten. Mein verehrter Freund Pohren hat 
fhon erwähnt, welde Entwürfe in diefer Beziehung vorliegen; er hat auch den 
Gefegentwurf, der jonderbarer Weile offictell den Vertretern der elſäſſiſchen In- 
dufirie vorgelegt und nachher als Studie eines Geheimraths desavouirt wurde, 
gebührend abgefertigt. Seinen eigenen Entwurf hat Herr Lohren heute nicht 
weiter betont und Liegen alfo zur heutigen Beiprehung nur die Entwürfe und 
Anträge der beiden Herren Referenten vor. Und, meine Herren, da fann id 
nur fagen, To angenehm überrafcht ich geftern war, von verehrten Mitgliedern 
des Vereins für Socialpolitik Anfichten geäußert zu hören, welche denen der ge— 
mäßigten Schußzöllner jo ganz und gar entiprehen, jo war ich heute noch viel 
angenehiner überrafcht, ſowohl die außerordentlich Lichtvollen, principiellen De- 
Ductionen des Herrn Prof. Schmoller, als auch die eminent praftiichen Anträge 
des Herrin Dannenberg an diefem Orte zu vernehmen. Ich kann mich deshalb 
furz faſſen und will mir nur erlauben, auf die Anträge des Heren Dannenberg 
zurüdzufommen. 

Was die Fortbildungsichulen betrifft, jo ſtimme ich ihm darın vollftändig 
bei. Außer den humanitären Inſtituten, die ih vorhin nannte, find wir aud 
im Begriff, eine Fortbildungsichule für unfere Leute einzurichten, wo wir dann 
allerdings auch, entfprechend dem Antrage Dannenberg, die Mitwirkung bei der 
Beftimmung des Yehrftoffes, der Lehrſtunden u. ſ. w. in Anfprud nehmen. 

Betreffs des gewerblichen Rechtsſchutzes bin ich mit dem Herren Correfe- 
renten vollftändig einverftanden; ebenfo betreffs der Arbeitsbücher und jonftigen 
LFegitimationen. Nur glaube ich, daß durch das Arbeitsbuch nicht nur die Iden— 
tität des Arbeiterd ſoll nachgewiefen werden fünnen, fondern daß e8 auch dazu 
dienen fol, das curriculum vitae deſſelben einigermaßen feftzuftellen. 

Was den Contractbruch betrifft, fo war ich, wie auch der Herr Vorredner, 
feinerzeit für die ftrafrechtlihe Verfolgung veffelben, und zwar nicht ſowohl im 
Intereſſe der Arbeitgeber, — denn ih kann nicht Tagen, daß mid) ein ausge— 
führter oder beabfichtigter Gontractbruch jemals bejonders geihädigt hätte, — 
als vielmehr im Imterefje der Erhaltung, reip. Wiedererwedung des Rechts— 
gefühls auf Seiten der Arbeiter, deren Anſchauungen über ihre Rechte und 
Pflichten durch die jegigen, vein illuſoriſchen Beſtimmungen über die Beftrafung 
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des Gontractbrudes nur verwirrt umd erfchüttert werden konnten. Wenn ich 
aber jett ſehe, daß durch die Vorfchläge von Herrn Dannenberg die Strafbar- 
feit des Contractbruches wieder in das Bewußtſein der Arbeiter zurüdgerufen 
werden fol, jo fann ich von einer criminellen Beitrafung defjelben gern abjeben. 

Was die Schiedsgerichte betrifft, jo find die Erfahrungen, die ich ſchon mit 
Schiedsgerichten aller Art gemacht habe, nicht jehr geeignet, eine bejondere _ 
Schwärmerei für dieſe Inftitution in mir zu erweden; aber ich gebe zu, daß fie 
gerade in dem Verhältniß zwilchen Arbeitern und Arbeitgebern eher am Plage 
find, ald anderswo. 

Es ift in einer der jüngften Nummern der Soctal-Correfpondenz aud auf 
das perlönlihe Verhältniß zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern hingewieſen und 
der Wunſch ausgedrücdt worden, daß der Arbeitgeber Die Arbeiter mehr an der Vers 
waltung der Hilföfaffen und an der Feſtſetzung gewiſſer Beftimmungen und Orb: 
nungen des täglicyen Yebens ſolle theilnehmen lafjen. Das, meine Herren, ift auch 
ganz meine Anficht; unfer Etablifjement hat von den Arbeitern noch niemals einen 
Pfennig zu Kranfen» und Unterftügungstaffen genommen und dennoch bejteht bei 
uns ein Krankenausſchuß, der alle Jahre wiedergewählt wird, und ich babe jo: 
gar einen Bierausihuß eingeführt, der alle Jahre zufammentritt und beftimmt, 
aus welcher Brauerei das Bier entnommen wird, worauf ich mir dann aller: 
dings für ein Jahr Ruhe ausbitte. Alfo weil ich es für wünſchenswerth halte, 
daß der Arbeitgeber oder vielmehr der erfte Arbeiter, — denn das jcheint mir 
der richtige Ausdrud für den jelbitthätigen Beſitzer oder Dirigenten eines 
Etablifjements zu fein — zur Herftellung eines guten perſönlichen Verhältniſſes 
möglichit wiel beitrage, jo fann ich die Scyiedsgerichte, wie fie Herr Dannenberg 
beantragt, nur gutheißen und unterftügen. 

Auch bezüglih der Haftpflicht ftimme ih mit Herm Dannenberg über: 
ein. Auch da finde ich es nicht für Unrecht, wenn dem Arbeitgeber der Nach— 
weis auferlegt wird, daß die eingetretene Beſchädigung Folge der eigenen Fahr: 
läffigfeit des Arbeiter8 oder feiner Nichtbefolgung der Fabrikordnung ift. Ich 
denke auch, daß das jedem forgfältigen Arbeitgeber leicht werden wird; bie 
Herren Collegen werden mit mir übereinftimmen, daß neun Zehntel der Vorfälle 
jolde find, die auf Außerachtlaſſung der Fabrikordnung oder jonftiger einge» 
führter Sicherheitsmaßregeln zurüdzuführen find, 

Außerdem haben wir ja, wie jhon erwähnt, lange vor Erlaf des Haft- 
pflichtgeſetzes es für unfere moralifche Pflicht gehalten, Arbeiter, die bei und zu 
Schaden kamen, zu entſchädigen, refp. zu unterftügen. 

Dem Vorſchlage des Herrn Dannenberg in Bezug auf Frauen- und Kinder: 
arbeit kann ich Dagegen nicht zuftimmen und bifferire mit ihm hauptſächlich in 
den Bunften, die ſchon Herr Lohren angeführt hat. Im Bayern waren früber 
Ihulpflichtige Kinder von jeder Arbeit ausgeichloffen. Die Schulpflicht dauerte 
aber nur bis zum 13. Jahre und dann fonnten die Kinder in die Fabriken 
gehen. Seit Erlaf der Reichs-Gewerbe-Ordnung haben wir und nun gezwungen 
gejehen, anftatt eined Kindes von 13 Jahren zwei halbe von 12 bis 14 Jahren 
zu nehmen. Damit war und zugleich geholfen und dem Geſetze Genüge gethan, 
und in dieſer Beziehung mache ich mir nichts daraus, wenn heute ein eigentlicher 
Vabrifinfpector eriheint, anftatt Des und von Zeit zu Zeit vom Magiftrat zu— 
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gefandten Beamten. Aber etwas Anderes ift e8 mit der zehnftündigen Arbeits: 
zeit für Frauen und jugendliche Arbeiter. Diefe läßt fih mit der jetzt üblichen 
elf» und zwölfftündigen Arbeitözeit der erwachjenen männlichen Arbeiter abjolut 
nicht vereinigen, da die Frauen und jungen Yeute zum Theil den Erwachſenen 
in die Hand arbeiten müfjen, zum Theil mit ihnen an den gleiben Mafchinen 
ftehen und fomit die ſtrenge Durchführung der zehnftündigen Arbeitszeit für 
Frauen und jugendliche Arbeiter nothwendig auch für Die Erwachſenen den zehn: 
jtündigen Normalarbeitstag berbeiführt. 

Bon meinem Standpunkte aus würde ich mich mun gegen Einführung 
eines allgemeinen Normalarbeitötages, beilpieldweife von Morgens 6 Uhr bı8 
Abends 6 Uhr mit den nöthigen Pauſen für Frühftüd, Mittageſſen und Vesper— 
brod, nicht fperren, aber Sie felbft wollen ja von einem folden Normalarbeitö- 
tag nicht8 wilien, und folglich müfjen Sie, wenigftens für die Tertilinduftrie, 
weldye ihrer Natur nad ohne Frauen = und Kinderarbeit überhaupt nicht denk— 
bar ift, geeignete Ausnabmen zulaffen und feinenfall® zu einer Verihärfung der 
beftehenden Gefete drängen, namentlich fo lange die jegigen traurigen Produe— 
tiond= und bandelöpolitiichen Verhältnifje andauern und fo lange und der hei— 
miſche Markt nicht durch entfprechende Zölle vor der Ueberfluthung durch bie 
wilde und ſinnloſe englifche Concurrenz geſichert ıft. 

Nun, meine Herren, wenn ic in dem oben Geſagten mit dem Antrage 
des Herrn Dannenberg differire, jo will ich damit nicht für alle Zeiten eın 
non possumus aufftellen; ich wünſche vielmehr, daß wir recht oft in den Fall 
fümen, uns gegenfeitig auszufprechen. Ich würde mich gern belehren lajjen, 
denn ih weiß, daß wir Ihnen, den Männern der Wiſſenſchaft, mande An— 
vegung und mande nugbringende Initiative zu verdanken haben, wogegen Sie 
aud von und Mancherlei lernen könnten. Nachdem wir nun im diefen Tagen 
Sie aufgefuht haben, fo ſchließe ich mit der Bitte, daß aud Sie und fünftig 
mehr, als es bisher der Fall war, die Ehre ſchenken möchten; ich bin fdhon " 
lange in der Imduftrie thätig und habe aufer einem hannöverſchen PBrivat- 
dDocenten noch niemal® das Vergnügen gehabt, einen der Ihrigen in meinem 
Stabliffement zu fehen, auch ift mir nicht befannt, daß in dem Etablifjement 
eined meiner Freunde einer derfelben erfchienen wäre. (Widerfprud).) 

Sie würden gewiß Manches finden, was fid) in der Praxis anders aus: 
nimmt, als in der Theorie, und der gegenfeitige Ideenaustauſch wirde gewiß zu 
dem Ziele führen, das wir ebenfo wohl erreihen wollen ald Sie, nämlidy dazu, 
das Wohl des Vaterlandes, wie in allen anderen Beziehungen, jo aud) auf dem 
ötonomifchen und focial=politifchen Gebiete zu fördern. (Bravo!) 


Janfon (Berlin): Geehrte Herren! Es wird mir bei ber bes 
ſchränkten Redezeit ſehr jchwer, die hiftorifchen Ausführungen des Herrn Refe— 
renten fowie die mehr auf das Praktiſche ſich beziehenden des Herrn Gorrefes 
venten nach meinem Standpunft zu beleuchten. Zunächſt muß ich conftatiren, 
daß der Ausdruck eined Redners dem Verein fein beſonderes Compliment ges 
macht bat, indem er erklärte, die Socialdemofratie wäre groß geworden, weil 
fie ein geſundes Princip aufgeftellt hätte. Die Gewerkvereine hätten jozujagen 
gar fein Princip. 

Meine Herren! Ich bim überzeugt, daß Herr Dannenberg wohl den 
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guten Willen bat, dasjenige vorzuſchlagen, was er für das Richtige hält, und 
doch kann ich nicht mit feinen Ausführungen im Ganzen einverftanden fein. 
Ueber den Gang der Entwidelung der gejeglichen Yage bin ih mit dem Herrn 
Neferenten einverftanden. Ich beichränfe mich deshalb, da idy als Bertreter 
der Gewerbe fpreche, auf diejenigen Punkte des Herrn Dannenberg, die mit der 
Drgantfation im Zufammenhange ftehen und für deren Einrichtung die Ges 
werkvereine ftet8 eingetreten find. 

Herr Dannenberg will die Schiedsgerihte hervorgegangen willen als ge- 
wählt von den Gemeindebehörden oder deren Vertretung. Ob aus den betref- 
fenden Gewerbtreibenden oder Gemeindeangehörigen, das hat er nicht auöge- 
fproben. Wenn er auf der einen Seite den Verbänden das Wort redet, neben- 
bei aber fagt, daß diefe Verbände erft beweifen follten, daß fie auch Tebensfähig 
und thatfräftig eintreten können, fo fommt mir das fo vor, ald ob man einem 
Lehrburſchen eine Sache zehnmal zeigt, ohne ſie ihn einmal machen zu laſſen, 
während. die Praris zeigt, daß einmal machen laſſen beſſer als zehnmal zeigen. 
Bon meinem Standpunfte aus kann ich geftehen, daß, wenn man nur in Fleinften 
Kreifen und Bereinen ein bischen an der Spige der VBermaltung jteht und fieht, 
wie Das doch nicht immer fo geht, wie man fich gedacht bat, jo befommt man 
einen ganz anderen Begriff von der Verwaltung der Communen de3 Staates 
und fommt dahin, daß man mehr confervativ umd reactionär wird, als man 
radifal werden könnte, Dieſes Erlebnig babe ih an mir gemacht, und hiervon 
ausgehend fage ich, daß die Arbeiter jo früh als möglich zu dieſen Arbeiterver- 
bänden herangezogen werden müffen. - 

Was den Standpunkt des Herrn Dannenberg betreffs der Schiedögerichte 
anlangt, fo bat er ausgeſprochen, daß die Ausfichtölofigkeit der Arbeiter wejent- 
lich dazu beitrage, mehr nad) der extremen Seite bingezogen zu werden. Ich 
gebe das zu bei dem Vorhandenſein des geringen Capitals. Darum haben aber 
die Gewerkvereine dag Richtige getroffen, weil fie an Selbitftändigfeit denken und 
die hier von Jemanden, von dem ich glaubte, daß er Bellered einmwenden wiirde, 
fo bingeftellt find, daß ich mich wundern muß. Wenn Ausfiht zum Gelbft- 
ftändigwerden nicht vorhanden ift, jo hat man um jo mehr dafür zu ſorgen 
und durd Gaffen ſich für alle Fälle zu fichern. 

Daraus iſt zu folgern, daß ganz naturgemäß auch die Löhne regulirt 
werden müſſen. Die Beltrebungen müſſen dahin gehen, nicht blos das Yeben 
zu friften, jondern auch für das Alter zu forgen. Man macht da dem Arbeiter 
zu leicht einen Vorwurf. Es tft ein Kunſtſtück, zu fparen, wenn die Verhält— 
niffe jo Liegen, daß nicht gefpart werden fann. Warum trägt jet die Frau 
zum Berdienft bei? Weil der Mann nicht im Stande ift, die Familie zu er: 
nähren. 

Daſſelbe Verhältniß iſt es mit der Contractbrüchigkeit. Unſere Gewerbe— 
Ordnung wird ſo hingeſtellt, als ob ſie das deutſche Reich aus den Angeln ge— 
hoben hätte, während der Herr Referent ausdrücklich erklärt hat, daß die 
Gewerbe-Ordnung beinahe mit weſentlichen Abänderungen nichts weiter ſei, als 
die Gewerbe-Ordnung von 45, daß ſie 1869 erging gleichzeitig mit der Coa— 
litions- und Gewerbefreiheit, daß danach die Gründerepoche kam und dann der 
coloſſale Rückſchlag und dag wir feine normalen, ſondern nur anormale Arbeits- 
verbältniffe haben. Dafür wird nun die Gewerbe-Ordnung verantwortlich gemacht, 
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aber nur, weil der befigenden’ Elaffe der gute Wille fehlte Was fagen Sie 
dazu, wenn heute in Folge ver Zeitverhältniffe die Arbeitgeber, wenn auch nicht 
contractbrüchtg , weil ein wirkliches Contractverhältniß zwifchen Arbeitgeber, Ar: 
beiter und Lehrling nicht exiftirt, aber wortbrüchig werden. Das ift nicht etwas, 
was man aus der Luft gegriffen bat. Es iſt eine Poreellanfabrik, welche den 
Arbeitern alle möglichen Berfpredungen gemacht hat, man bricht da nicht den 
Contract, wohl aber das Wort. 

Nun, meine Herren, die Contractbrüdigfeit babe ich ſchon in Eifenady vor: 
geführt, jie ift nur auf das Tapet gefommen, weil die Arbeiter von dem Coa— 
litionsreht mehr Gebraud machten. Herr Dannenberg fagte am Schluß feiner 
Rede, daß ein Reichstagsabgeordneter erklärt habe, man habe gewiſſermaßen den 
Wald abgehauen, ohne für Nachwuchs geforgt zu haben; jo habe man auch 
die Gewerbe-Orbnung bejeitigt zur unrechten Zeit. Es wäre ſehr thöricht, wenn 
Jemand ein Haus, was baufällig wäre, miederreißen wollte und nicht dafür 
jorgte, unter Dad zu fommen. Das ift aber hierbei nicht der Fall; ich bin 
vielmehr der Meinung, der Herr Referent hat das auch treffend hervorgehoben, 
daß die frühere Organtlation, die nur dem Arbeitgeber das Recht der Coalition 
geftattete, ihre Pflicht und Zeit nicht verftand und verfäumte, vorwärts zu gehen. 
Daß dieſe Organifation mit einem Male weggefegt ſei, iſt nicht wahr. Der 
Herr Referent hat auägeführt, Daß die Gewerbe: Ordnung von 1845 exiftirt; 
daß aber wir mit diefen alten Zünften, Die unjere Gewerbe» Drbnung wieder 
auf den alten Zopf zurüdführen wollen, nicht fortkommen, verjteht fidy von 
ſelbſt. Wir werden uns beſcheiden müjjen, daß Diejenigen, Die das noch heute 
vertreten, nad und nach abjterben, und ihre Werte werben ihnen folgen. Bis 
dahın wird die neue Einrichtung im Volke ſich eingelebt haben und es werden 
dann jedenfalls befriedigende Zuftände geichaffen fein. 


Profefior Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren! Ich hoffe, die mir 
zuftehende Zeit von zehn Minuten nicht zu überjchreiten. — Ich ftehe im Weſent— 
lien zu den Principien meines verehrten Collegen, des Herrn Prof. Schmoller, 
und glaube nur, mid einem der Borichläge anfchließen zu jollen, welcher von 
einem ber früheren Nebner gemacht ift, daß wir und nämlid von vornherein 
auf die erfte Schmoller'iche Theſe beſchränken und alles andere bei Seite ftellen. 
Ich meine, das ift um fo mehr gerechtfertigt, da die übrigen Vorſchläge, Die er 
macht, eine außerordentliche Ausdehnung und Inhalt haben, und darüber doch 
im Einzelnen noch viel zu Discutiren wäre. 

Ich wollte mir aber erlauben, bier in der Kürze ein Amendement zu mo— 
tiviren, das ich vorhin einbrachte und das, wie ich fofort conftatiren konnte, ein 
gewiffes ironiſches Lächeln in einem Theile diefer Verſammlung bervorrief. Ich 
laſſe mich dadurd nicht abichreden, trotzdem einige Worte zur Motivirung bin- 

ufügen. 
2 In dem erften Sage des Heren Prof. Schmoller ift gelagt worden, es 
ſolle bier nicht gedacht werden an eine allgemeine ftaatlihe Organijatien der 
Induſtrie, und fpäter heit e8: man folle die Verhältniſſe in einer neuen, der 
modernen Technik entſprechenden Weile reguliren. — Daran fnüpfe ih an. 
Wenn man aber eimwvendet, wir beichäftigten uns nur mir der Reform der Ge— 
werbe- Ordnung und nur dies ſei das Thema, meldes auf der Tagesordnung 
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ftebe, fo fage ich, in dem Sate des Herrn Prof. Schmoller wird ja ſchon von 
weitergehenden Beftrebungen geiprochen, — der allgemeinen Organiſation der 
gewerblichen Arbeit durch den Staat. Meines Eradtens ift es daher notb- 
wendig, daß wir uns fragen: was hat uns veranlafßt, dies ganze Thema auf 
die Tagedorbnung zu ftelen? Der Anlaß Liegt zugeftandenermaßen in den 
gewerblihen Nöthen, in den großen Mißftänden, die wir feben, in dem unge: 
heuern Schwanfen der geſammten materiellen Yage der Arbeiter und dadurch 
überhaupt ihrer gefammten äußeren Lebensverhältmffe. Ohne Zweifel wird nım 
durch die Borfchläge der Herren Schmoller und Dannenberg manches in diefer 
Beziehung gebefjert, e8 wird durch den häufigen indirecten Einfluß der befürmer- 
teten Gewerbepolitit auch der ganze Gang der Production etwas regelmäßiger 
geftaltet werden; aber es wird keineswegs jo viel geleiitet, wie geleiftet werden 
fann. Es kann nämlich offenbar außerdem noch dadurd geholfen werden, daß 
man Direct Durch gewiſſe Beranftaltungen im die geſammte Production eine 
größere Negelmäßigfeit hineinzubringen ſucht. Das kann aber nicht dadurch ge: 
ſchehen, daß wir einfach wie bisher alle8 dem privatwirtbichaftlichen Speculations- 
geift überlaffen. Allerdings begegne ich auch hier vielleicht wie neulich in der 
Eteuerdebatte dem Einwand, wir hätten eben unter dem Einfluffe der fünf Mil— 
liarden u. |. w. zu leiden; aber diefe fünf Milliarden waren doch nur einer 
der Umftände, die dazu beigetragen haben, unfer ganzes wirthichaftliche® Yeben 
noch mehr in fieberhafte Bewegung zu treiben, als es fonft der Fall geweſen 
wäre. 8 Scheint mir überdies, als ob ganz vergefjen werde, daß wir felbft in 
Dentfchland wiederholt große Handels- und Productiondfrifen mit den darauf: 
folgenden Rüdichlägen gehabt haben, ich erinnere nur an die Perioden 1947 
und 1857, die in Deutichland zwar nicht Jo Ichlimm waren, wie in England 
und Nordamerifa, aber doch immerhin jehr bemerkenswerth. 

England, was und zum Muſter dienen kann, ift aber auch bier hervor: 
zubeben. England hat feine Fünfmilliardenzeit erlebt und bat doch in gewiſſen 
Intervallen feit einem halben Yahrhundert regelmäßig furchtbare Krifen gejehen. 
England bat 1827, 1837, 1847, 1857, 1866 und jet Wieder feine Kriſen 
durchzumachen gehabt. Offenbar leiden nun unter dieſem Auf: und Abmwogen 
der Production und des Handel® nach beiden ertremen Seiten am meiſten die 
Arbeiter, und da muß daher eingegriffen werden, und zwar nicht blos durch 
die Gewerbegeſetzgebung. Das fann nur, aber doch auch, bis zu einem ge— 
willen Grade geſchehen, nnd wenn die Forderung belädyelt wird, eine größere 
Regelmäßigkeit in der Production herbeizuführen, wenn darin fofort wieder etwas 
Socialdemokratiſches gewittert wird, jo halte ich es für die Aufgabe des objec- 
tiven Mannes der Wifjenfhaft, daß er überall zujehe, wo die Dinge richtig 
dargeftellt werden, und fich nicht jcheue, überall etwas zu lernen, auch von den 
ertremften Gegnern. 

Die Negelmäfigfeit der Production ıft ein Segen, wo fie durchgeführt 
werden fann. Sie kann das aber mwenigitend auf ein paar Hauptgebieten, wo 
8 ji nämlich um gemiffe große Anlagen handelt und wo diefe vom Staat 
oder den Kommunen übernommen werden können. Woher erklärt ſich zum Theil 
die ungeheure Ueberproduction und jegige traurige Lage unferer Eifeninduftrie 
und was damit zufammenhängt? Zum Theil vefultirt fie aus unferer Eiſen— 
bahnpolitik, aus dem ungeheuern Aufſchwunge des Eifenbahnbaues in der einen 
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Zeit umd dem Naclaffen hinterher, Wenn wir 35. B. in zehn Jahren 
1000 Millionen Mark für Eifenbahnen zur Berwendung haben, aber in Folge 
des Speculationdfieberd und einer unrichtigen Staats-Eifenbahnpolitit, die man 
aber richtiger machen könnte, jene Summe jo ausgeben, daß wir in drei bis 
vier Jahren faft alle verbauen und nachher in den mageren Jahren wenig 
oder nichts haben, dann wird die vom Bahnbau abhängige Induſtrie ebenfalls 
dieje colofjalen Schwanfungen durchmachen, dann werden ein paar Jahre unge- 
heuer hohe Yöhne gezahlt werden, es wird ein außerordentliches Deplacement der 
Arbeitöfräfte und Gapitalien eintreten, — und hinterher fommt der Klagen: 
jammer! Bewirken Ste aber, was Ste bewirken fünnen, daß wir ein plan- 
volles Staatseienbahniyitem haben, — was auch in Preußen fehlt — 
jo fünnen Ste jene 1000 Millionen jo ungefähr vertheilen, daß Ste jährlich 
pr. pr. 100 Millionen etwa ausgeben, ſodaß dann Alles, was mit dem Eifen- 
bahnbau zufammenhängt, auch ungefähr gleihmäßig bleibt, — dann wird ſchon 
ein bedeutender Theil der gelammten Nationalproduction einen regelmäßigen 
Gang innebalten. 

Allerdings fünnen Ste einwenden, der Staat bat jelbft durd einen über: 
mäßigen Bau von Bahnen in der legten Zeit nachtheilig eingewirft. Tas kann 
aber vermieden werden, ſobald in ver Politik ſtets Männer figen und ratben 
und thaten, die diefe Dinge nach ihren caufalen Berbältniffen anfehen und ver: 
ftehen, und die nicht blos immer einfach bei der geſchäftsmäßigen Routine bleiben. 
Bon der Privatipeculation können Sie ſolche Rückſichtnahme auf die tiefgreifenden 
Wirkungen der Eifenbahnpolitit niemals erwarten. Sie täufchen fi, wenn Sie 
meinen, die fünf Milliarden hätten bei und Alles verichuldet ; Sie täufchen fich, 
wenn Sie wie der volföwirtbichaftliche Congreß meinen, die Yeute hätten ſich 
eben ın Acht nehmen jollen. Die Yeute werden doch bei jeder neuen Speculation 
wieder getäufcht werden, das haben wir ſchon durch die Ereignijfe auf der Börfe 
im Auguft d. 3. wieder geſehen; mit anderen Worten, die Staatdinänner fönnen 
volfkswirthſchaftliche Zufammenhänge verftehen lernen und danach handeln, die 
Speculation kann letzteres niemals. 

Darum ſage ich auch, was ich ſchon vor vier Jahren vertreten habe —: 
ſuchen wir das Gebiet der Actienunternehmungen einzuengen und die Sadıen, 
die Staat oder Commune tebniih ausführen fünnen, auf dieſe zu übertragen, 
dann Haben wir einen großen Theil der “Production regelmäßiger geftaltet. 

Ih babe den Eiſenbahnbau hauptjählih genannt, aber au in der Com: 
mune haben wir eine Reihe öffentlicher Thätigkeiten, Canaliſirungs-, Wafler: 
bauten u. ſ. wm. Es muß bier nicht auf einmal vorgegangen werben, fondern 
nad einem feften Plan, der ind Auge faht, wie viel Capital und Arbeitskräfte 
zur Diöpofition ftehen und der nicht mit dem Deplacement von Arbeitöfräften 
und Gapital und Material in der Volkswirthſchaft rückſichtslos umgeht. 

Und wenn man das „Soctaliftiich‘‘ nennt, ſo ſcheue ih mich nicht, — ent: 
gegen vielen meiner Freunde, die mir ſonſt nahe ftehen — offen zu geftehen, 
in dieſer Beziehung bin ich Socialiſt, und mag man mid auch deöwegen ver: 
tegern, jo werde ih das ruhig ertragen und glauben, daß mir die Zeit doc 
Recht geben wird, wie fie e8 ſchon in manden Dingen ſchärfſten Gegnern gegen: 
über gethan bat. 

Soviel zur Unterftügung meines Amendements, das ich betrachtet haben 
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möchte ald PVorderfag zu den Theſen des Herm Weferenten, die auch nad 
meiner Auffaffung angenommen werden können. 


(Der von Herrn Profefjor Held beantragte Schluß der Debatte wird 
angenommen.) 


Borfigender Prof. Dr. Naſſe: Bewor ich den Herren Referenten das Wort 
gebe, bat noch Herr Dr. Genfel das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung. 


Dr. 3. Genfel (Leipzig): Meine Herren! Ich bin fein freund von 
perfönlihen Bemerkungen; nachdem aber Herr Dannenberg der Reichstagscom— 
milfion Vorwürfe gemacht hat über die Art, wie fie die Entwürfe behandelt 
bat, jo halte ich mich als Mitglied jener Commiſſion Doch verpflichtet, die Sadı= 
lage mit wenigen Worten richtig zu ftellen. 

Herr Dannenberg bat zunächſt dem Reichstag einen Vorwurf Deswegen 
gemacht, daß er die Angelegenheit überhaupt an eine Commiſſion verwiefen babe. 
Wie lag aber die Sache? Es lagen fünf verſchiedene Anträge vor, Darunter 
ein höchſt umftändlicher Gefegentwurf und nocd ein zweiter Gefegentwurf. Der 
Reichstag hatte fie in dreitägiger, jedesmal fünf bis ſechs Stunden dauernder 
Debatte berathen und es war feine andere Möglichkeit, als die Arbeit an eine 
Commiſſion zu verweilen. 

Dann hat er ferner der Commilfion den Vorwurf gemacht, fie habe die 
furze Zeit vorgefhügt, um überhaupt nicht auf die Materie einzugehen, "und 
babe ſich geicheut, die Sache gründlich zu behandeln. Meine Herren, nachdem 
alle Fractionen durch ausführliche Anträge ihre Stellungen gleichfam fund ge— 
geben hatten, ſehe ich nicht ein, welche Veranlaſſung vorgelegen hätte, ſich zu 
Icheuen, auf die Materie einzugeben. 

Bierzehn Tage find unter Umftänden eine lange Zeit, aber am Schluß 
des Reichstages, wo jeden Tag Sigungen ftattfinden und oft noch Abendfigungen, 
ftellte fich die Unmöglichkeit heraus, mehr als drei Sigungen in der Woche zu 
halten. Die Zeit war zu kurz, um den Beriht noch in das Plenum zu 
bringen. Ich glaube, der Reichstag hat diefen Vorwurf nicht verdient. 


Baare (Bochum) zur perlönlihen Bemerkung: Ich wollte nur mein 
Bedauern ausfprehen, daß ih aus Beſcheidenheit weder geftern noch heute 
meinen Namen habe auf die Rednerliſte ſetzen laſſen. Es ift mir alfo die Ge- 
(egenheit genommen, auf die Ausführungen des Herrn Prof. Dr. Wagner 
näher einzugeben. 


Borfigender: Der Herr Gorreferent hat das Wort. 


Gorreferent 3. 3. 9. Dannenberg (Hamburg): Meine Herren! Je 
nach der Art der Abftunmung, die beichlofjen werden wird, richte ich das ein, 
was ıh im Schlufreferat zu jagen habe. Ich möchte deshalb den Herrn Bor: 
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figenden Bitten, un® mitzutheilen, über welde Anträge und in welcher Reihen- 
folge er abſtimmen zu laffen gebentt. 


VBorfigender Prof. Dr. Naffe: Sie wünſchen, daß wir und vorher über 
die Abftimmung Ichlüffig machen; ich glaube, das ift nicht gut zuläffig, ehe die 
Diecuffion vollftändig vorüber ift. 


Gorreferent 3. F. H. Dannenberg (Hamburg): Dann nehme ich an, daß 
ih jegt ald Gorveferent das Schlußwort zur Generalvebatte habe und daß mir 
eventuell Gelegenheit gegeben wird, fall® eine Specialvebatte beliebt werben 
jollte, auf die Detaild meiner Anträge zurüdzutommen. (Der Borfitende flimmt 
zu.) Ich werde dann jet jehr kurz fein können. Ich babe mir nicht das Wort 
zu einer perlönlihen Bemerkung zweds Entgegnung auf die perjünliche Be— 
merfung des Herrn Dr. Genſel erbeten, weil ich das jest mit abmachen kann. 
Herr Dr. Genfel hat mic mißwerftanden, wenn er meint, ich hätte dem Reiche: 
tage oder der Reichstagscommiſſion oder ihm ald Berichterftatter der Commiſſion 
aus ihrer Behandlung des Gegenftandes einen Vorwurf machen wollen. Ich 
babe nur auf die dort gemachte Erfahrung eremplificrt, um vecht deutlich zu 
machen, wie große Schwierigkeiten e8 bot, denſelben Gegenftand hier in dieſer 
Verfammlung unter Umftänden, welche e8 nöthig machen, ın einer und derjelben 
Sigung zu Ende zu kommen, behandeln zu wollen oder zu follen. Wenn 
der Reichstag nad; mehrtägigen Verhandlungen nicht mit der Sache hat fertig 
werben fünnen, jo werden wir Dazu noch weniger im Stande fein. In der 
Zahl der uns vorliegenden Anträge ftehen wir wohl nicht mehr hinter dem— 
jelben zurüd. Ebenſo wenig aber babe ich der Gommilfion einen Vorwurf 
machen wollen, als ich die Worte gebrauchte: Man babe fich vielleicht geſcheut, 
an. den Gegenftand heranzutreten, Ich würde es bedauern, wenn Herr 
Dr. Genſel oder irgend ein andered Mitglied der Commiſſion ſich etwa dadurch 
verletzt gefühlt hätte. 

Als ich den Antrag des Herm Profeflor Wagner verlefen hörte, dachte 
id mir, wir würden jegt eine Art von Discufjion befommen, wie fie in gewiſſen 
Voltsverfammlungen zu entftehen pflegt, wenn bort die jchöne Redensart von 
der Organifation der Production nad der Confumtion aufs Tapet gebracht 
wird. Nach der Begründung, welhe Herr Wagner feinem Antrage hat zu 
Theil werden Lafien, würde ich gar nicht jo ſehr viel gegen denſelben einzu— 
wenden haben und gar nichts Gefährliches darin fehen, wenn er nur allezeit 
die zur Ausführung jeined Antrages erforderlichen, allwifjenden und Alles 
vorausjehenden Staatsmänner bei der Hand hätte. Sp lange aber auch Staats- 
männer ſterbliche Menfchen bleiben, dürfen wir uns von feinem Verſuche, die 
Staatöproduction in der von ihm gewünfchten Weife zu organifiren, wohl wenig 
Erfolg verſprechen. Ich darf damit den Gegenftand wohl verlafjen, denn wenn 
man erft in eine Debatte über die Organifation der Production eintritt, fo ift 
ein Ende gar nicht abzufehen. — Herr Yanfon hat mid in Bezug auf die 
Schiedsgerichte wahricheinlich mißverftanden. Ich habe die Ernennung derſelben 
durch Die Gemteinbevertvetungen darum allgemein vorgelchlagen, weil e8 doc, auch 
jehr viele Drte giebt, am denen Arbeitgeber- oder Arbeiterverbände, denen die 
Wahl der Richter übertragen werden könnte, überhaupt nicht exiftiren, während 
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dad Bedürfniß nach einem Schiedögericht unzweifelhaft vorhanden iſt. Dort, 
wo leiftungsfähige und zuverläffige Verbände von Arbeitgebem und Arbeitern 
vorhanden find, will aud ich diefelben zur Bildung der Gerichte mit beran- 
gezogen wifjen. Auf die Zahl diejer Korporationen und auf das Verhältniß, 
in welchem die Zahl ihrer Mitglieder zu der Zahl der im Ort überhaupt wor: 
bandenen Genofjen des betreffenden Gewerbes zu ftehen hat, wenn fie Berüd- 
fihtigung follen verlangen dürfen, bin ich abjichtlih nicht eingegangen. Wir 
fommen da an einen Punkt, am welchem bie praftiiche Ausführbarteit Leicht 
kheitern kann. Was follte wohl daraus werben, wenn man 3. B. ge 
ſetzlich beſtimmen wollte, daß Korporationen, welde die Hälfte aller am Orte 
anwefenden Gewerbögenofjen umfaflen, zu den Sciedsgerichten wählen dürfen, 
fonft nicht. Da könnte heute ein Berband 50!/, Procent der Gewerbsgenoſſen 
umfaffen, morgen nur 49%, Procent, was bei dem fluctuirenden Stande ber 
jungen Arbeiterbevölferung jehr leicht vortommen kann; foll dann auch die vedht- 
lihe Natur einer derartigen Korporation von Tag zu Tag wechleln ? 

Was den allgemeinen Gang der Debatte anbetrifft, To bin ich durch den— 
jelben nicht überzeugt worden, daß ich fehlgegriffen hätte, als ich Ihnen vor- 
Ihlug, auf einige Spectalia einzugehen. Die Abftimmung auf den erften Sat 
des Herm Referenten zu befchränten, halte ich dagegen für ziemlich zwedlos, 
Ich fann dafür ftimmen oder dagegen ftimmen, ohne daß dadurch für mich 
irgend ein Princip berührt würde, es kommt beides fo ziemlich auf daſſelbe 
heraus. Wir fallen da eventuell einen Beihluß, von dem ſchließlich niemand 
jo recht zu jagen vermag, was er bedeutet, ohne ein Zurückgehen auf die bier 
gehaltenen Reden, und das thun eben die Wenigften. Eine Duinteffenz unferer 
Berhandlungen enthält der Sat nicht, die wirklihe Meinung der Verfammlung 
bringt er nicht recht zum Ausdrud. Meiner Meinung nad) wäre e8 Das Rich— 
tigfte, wir ftimmten zunächſt darüber ab, welche Anträge überhaupt Ichließlich 
zur Abjtimmung gebracht werden follen. Ueber dieſe können wir ja dann, wenn 
e8 beliebt wird, noch eine Specialvebatte eröffnen. Bis dahin werde ich meine 
Bemerkungen über einige Einzelheiten zurüdbalten. 


Referent Prof. Dr. Shmoller (Straßburg): Meine Herren! Ich würde 
dem Herrn Vorredner vollftändig zuftimmen, wenn Sie jett beichließen, daß wir 
eine Abendfigung oder morgen früh noch eine Sigung halten; aber dazu wird es 
faum kommen, und deöwegen will ich jet, indem ich zum Schluß der General- 
debatte fpreche, auch auf die einzelnen Punkte, die ich zu widerlegen hätte, nicht 
eingeben und nur mir erlauben, dies oder jenes zu erwähnen, wo, wie ich 
glaube, es ſich darum handelt, ein Mißverſtändniß aufzuflären. 

Ih glaube, e8 war ein Mifwerftändniß, wenn Herr Dr. Hirich und beiden 
Neferenten vonwarf, wir unterjchägten die Bedeutung des Yehrlingsweiend. Ich 
babe nur gegen die Ueberihägung eines Lehrlingsgeſetzes geiprochen und gejagt: 
fo wichtig Die Frage jet und fo ſehr ich ein Lehrlingsgeſetz in dem beiprochenen 
Sinne wünſche, jo wenig glaube ich, daß das Geſetz allein ausreiche, befonders 
für die Erziehung der jugendlichen Arbeiter in der Großinduftrie von Belang 
it. Ein Mißverſtändniß war e8 ferner, wenn gefagt wurde, ich hätte mich im 
Ihutzöllmeriihen Sinne ausgeſprochen. Der Proteft, den ich ausgeſprochen babe, 
gung nad rechts und links gleichmäßig, indem ich fagte, ich und eine Anzahl 
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Freunde feien ebenfo wenig Schutzöllner als Freihändler, aber zu den Schutz- 
zöllnern möchte ich in keiner Weile gerechnet werben. 

Dann laſſen Sie mid meine Freude ausſprechen, daß die Vertreter der 
Großinduſtrie bier erſchienen find und fich im einer Weile ausgefprochen haben, 
die wir mit Zuſtimmung begrüßen. Ich habe mich vor allem gefreut über die 
Worte des Herrn Haßler, die er über die ethiſche Bedeutung der Arbeiterfrage 
und die — einer Fabrilkgeſetzgebung ſprach. Ebenſo ſehr freilich 
würde ich, wenn es zu einer Specialdiscuſſion füme, gegen Herrn Lohren zu 
polemifiren haben, reſp. gegen die ganz abſchüſſige Kritit mich menden müſſen, 
die er dem preußiſchen Entwurf eines Geſetzes über Frauen = und Kinderarbeit 
zu Theil werden ließ; denn die Behauptung, daß derjelbe ein jo ſchlechtes 
Machwerk fei u. ſ. w., ift doch entfchieven eine ſehr einfeitige Parteiäußerung. 

Ich wende mich ferner zu den Aeußerungen des Herrn Dr. Oppenheim ; 
wern derſelbe meinte, ich hätte um des lieben Friedens willen das Sünden- 
regifter Der Freihandelsfchule bei Seite laſſen fünnen, jo ftellt er damit an uns 
doch eine zu große Forderung. Ich konnte mir nicht verjagen, zu conftativen, 
dag in allen Punkten, die ich erwähnt, feit vier bis fünf Jahren diefe Frei— 
handelspartei genöthigt war, Das pofitive Gegentheil von dem zu thun, was 
jie vielleicht nicht ald Partei, aber was ihre eigentlichen Führer, ihre confe- 
quenteften Verfechter vorher gepredigt hatten, und wenn er fagte, er ftünde mir 
in vielen Punkten jehr nahe — ich bedaure, daß er nicht mehr bier anweſend 
ft — jo freue ich mich darüber; es ift mir aber nichts Neues. Ich wußte 
das längft und habe es oft gejagt: Oppenheim ftehe auf einem dem unfrigen 
ziemlich) verwandten Standpunkt. Ich glaube, gerade deshalb hat er am meiften 
auf und gehauen; denn man baut auf Die immer am meiften, die Einem am 
nächiten ftehen, mit denen man fich aber doch nicht ganz verftändigen kann. 
(Heiterkeit.) 

Wir — von unferem Standpuntte — fünnten Herm Dr. Oppenheim 
jagen: Wenn er fih und fo nahe fühlte, fo hätte er längſt zu und berüber- 
treten müſſen, er bat mit Prince- Smith nie ganz harmonirt; er ift dazu viel 
zu ſehr Yurift und Rechtsphiloſoph, er paßte in die abftracte Freihandelsſchule 
niemals ganz hinein. 

Ich würde ferner Herrn Dr. Oppenheim jehr gern antworten in Bezug 
auf das, was er über die gewerblichen Scyiedögerichte ſagte. Ich glaube, hier 
ift nicht zu ſchwer fo ziemlich Alles zu widerlegen, mas et vorgebracht bat. 
Ich glaube vor Allem, feine Berufung auf die conseils de prud’hommes ift 
nicht ftichhaltig; die Anficht, die ich vertrete, die Ridert und die Minorität der 
Keichdtagscommilfion von 1874 vertheidigten, die gewerbliche Schiedögerichte um 
Anflug an die Gemeinden fordert, kann viel eher auf diefe franzöfiiche Ein: 
richtung fich berufen. Doc ift e8 nicht mehr Zeit, näher darauf einzugeben. 

Dann laffen Sie mich mit einem Wort auf den Antrag meines verehrten 
Freundes Wagner kommen. Ich gebe ihm in Mandem Recht und babe das 
auch ſchon in anderen Berfammlungen unjere® Bereind bei ähnlichen Debatten 
ausgeiproden. Ich glaube, es ift eine richtige Tendenz unferer Zeit, daß die 
Gemeinde Manches übernimmt, was fie früher Lieber Privaten oder Privatgejell- 
Ihaften überließ, wie Waſſerwerke, Gasanftalten u. dgl. Es iſt auch eine be- 
vechtigte Tendenz, daß der Staat es heute mehr ald früher übernimmt, gemiffe 
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große, überall gleihmäßig gefühlte Bedürfniſſe zu befriedigen, ein Neg von Be— 
amten über den ganzen Staat vorausfegende Organifationen felbft in die Hand 
zu nehmen und dann nicht vom Standpunkt des höchſten möglichen augenblid- 
lichen Gemwinnes, fondern von dem einer mweitfichtigen, gemeinnütigen Bolfdwirth- 
ſchaftspolitik aus zu wirthſchaften. Ich gebe auch zu, daß Hierdurch den jchäd- 
lichen, übermäßig großen Schwanfungen der Conjunctur unter Umftänden, jofern 
die rechten Beamten an der Spite ftehen, entgegengearbeitet werden fanrı. Ge— 
rade im Staatsbankweſen 3. B. zeigte fich bei uns und anderwärts dieſe modi— 
fictrende Richtung einer ftaatlihen Anftalt gegenüber den extremen Auffafiungen 
und Webertreibungen der Privatipeculatiou; die Staatsbanten haben weſentlich 
auf einen gleichmäßigen Gang des Handels und der Induftrie hingewirkt, indem 
fie durch zeitige Einſchränkung des Credits die übertriebene Hauffefpeculation 
beichränften und im ber ſchlimmſten Kriſis der Baifje entgegenwirkten, einer 
Reihe guter Firmen über die Kriſis hinweghalfen; es iſt eine Thätigkeit, wie 
fie von Privatbanfen nie in gleichem Maße zu erwarten iſt. Ebenſo ift es 
denfbar, daß der Staat im Eifenbahnbau und Eifenbahnbetrieb mobdifictrend 
und audgleicyend wirkt. Immer freilich hat er e8 nicht gethan. Aber ich möchte 
überhaupt diefe Frage nicht im unfere heutige Debatte hineinziehen. Wir ver: 
handeln über Reform der Gewerbe-Ordnung von 1869. Die in dem Wagner- 
ihen Antrag berührte Trage fett eine Verhandlung über die Unternehmungs: 
formen in der heutigen Volfswirthichaft voraus. Das ift ein anderes Gebiet ; 
wollten wir davon reden, jo würde ich wenigſtens noch vieled Andere zu bes 
rühren haben, was mir ebenjo widtig ift, ald die Anerkennung des Satzes, 
daß der Staat und die Gemeinde unter gemiffen, freilih dann näher und prä— 
cher zu begeichnenden Vorausſetzungen ſelbſt wirthichaftliche Unternehmungen be— 
treiben jolle. Wir würden 3. B. dann davon zu ſprechen haben, durch welche 
Mittel die Fleinen Unternehmungen zu begünftigen ſeien, reſp. ob und in mie 
weit das möglich und wünſchenswerth fei. 

Ich würde ferner bei einer folchen Debatte betonen, daß es wichtig ſei, 
bei der großen Unternehmungsform auf eine Art conftitutioneller Berfaffung 
zwifchen Arbeitgeber und Arbeitern binzuarbeiten. Kurz, wenn wir die Frage 
der Unternehmungsformen bineinziehen wollten, jo füme Manches, was min- 
deſtens eben jo wichtig ift, dazu. Anßerdem müßte ein derartiger Antrag, wenn 
ih ihn umterftügen jollte, genauer die Grenzen angeben, bi® zu welchen er geben 
will, und felbft wenn er allfeitig gut geheifen würde, fo möchte ich für meine 
Verſon hinzufügen, daß die Hoffnung auf eine jehr viel erweiterte Staats: 
thätigfeit nach diefer Richtung bei mir nicht für die nächfte Zeit, fondern für 
eine ziemlich ferne Zukunft vorhanden ift, und fo bin ich nicht in der Page, für 
den Antrag, jo wie er vorliegt, zu ſtimmen, obgleich er einem Gedanten ganz 
entfpricht, dem ich die allgemeine Berechtigung in feiner Weiſe abipreden kann. 

Nun, meine Herren, bin ih zum Schluß gelangt. Ich bitte Sie, zunächſt 
über meine Refolution I. abzuftimmen; ich gebe zu, daß fie fehr allgemein ift, 
aber ih leugne, daß das ein fo großes Unglüd fei. Indem man bejchloffen 
bat, über die Gewerbe-Orbnung im allgemeinen heute zu debattiren, mußte 
man gefaßt fein, daß am einem einzigen Tage nicht ausgearbeitete Geſetzentwürfe 
über Lehrlingsweſen und Yabrifarbeiterrecht, über Gewerfvereine und alle dieſe 
Dinge bier zum Austrag kommen können. Ueberdies geböre ich zu den Ketzern, 


Debatte. 261 


die eigentlid auf das Reſultat der Abftimmung in ſolchen Berfammlungen ein 
recht befcheivenes Gewicht legen und die glauben, daß der Werth dieſer Ber- 
fammlungen nicht darin beftehe, daß wir zulegt über eine kurze Theſe abftimmen, 
fondern darin, daß wir überhaupt zufammentommen und uns ausfprechen, darin, 
daß wir bier an einer Stelle geſprochen haben, die weit hinausſchallt über das 
ganze deutfche Reich, und darin, daß wir mit guten Gründen eine ehrliche Sache, 
eine wichtige Reform vertheidigt haben. (Bravo!) 


(Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Herm Dr. Hirid ad I. 
und III. abgelehnt, vesgleichen der Antrag des Herrn Profeffor Wagner; 
dagegen wird der Antrag des Herm Profeffor Dr. Shmoller ad I. 1. an— 
genommen. Der Antrag de Herrn Baare, in eine Specialbiscuffion ein: 
zugehen, wird abgelehnt. Deögleichen der Antrag ſdes Herm Rotſchild, 
ihm 10 Minuten Zeit zur Berlefung feiner Brochüre zu geftatten, um dadurch 
den Compromiß zwiſchen Schußzoll und Freihandel zu bewirken.) 


Der angenommene Antrag des Herrn Profefior Dr. Shmoller lautet: 


„Die derzeitige nothwendige Reform der Gewerbe-Ordnung kann weder 
in einer Wiederbelebung des Zunftrechted, noch in einer allgemeinen ftaat- 
lihen Organifation der Imduftrie oder der gewerblichen Verbände be: 
ftehen, fondern fie hat zu verfuchen, diejenigen Punkte unfere8 gewerblichen 
Lebens, die bedeutende Mifftände und empfindliche Lücken zeigen und durch 
die bloße Sitte und das private Vereinsleben nicht zu befjern und aus- 
zufüllen find, einer neuen der modernen Technif und den politifchen und 
fittlihen Ideen unferer Zeit entipredhenden, in ihrem Geiſte einheitlichen 
rechtlichen Drbnung zu unterwerfen.‘ 


Borfigender Profeffor Dr. Naſſe: Damit haben wir die heutige Tages: 
ordnung erledigt. Ich theile noch mit, daß die Berlagsbuhhandlung von 
Dunder und Humblot in Leipzig fih auf unſern Wunſch Hin bereit erklärt 
bat, den neueingetretenen Mitgliedern die bisherigen Schriften des Vereins zu 
Zweibrittheil des Yadenpreifes abzulaffen, fofern ſolche Beftellungen direct an fie 
gelangen follten. 


Herr Baare bat das Wort. 


Herr Baare (Bohum): Meine geehrten Herren! Ich glaube in Ihrer 
Aller Sinn zu ſprechen, wenn ic behaupte, daß wir unferem ... Herrn 
Präfidenten großen Dank ſchuldig find für die Ausdauer und Objectivität, mit 
der er unfere Verhandlungen geleitet hat. Ich für meinen Theil finde mic 
veranlaßt, diefen Dank auszufprechen, weil ich zu den Perfonen gehöre, die ſonſt 
in Ihren Kreifen nicht gefehen werden. Ich verbinde damit die Bitte, daß es 
und geftattet werben möge, auch fpäter an Ihren Verhandlungen Theil zu 
nehmen und zwar als —— Ich bitte Sie, mit mir auf unſern Herrn 
Präfidenten ein Hoch auszubringen. 


** 
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Borfigender Profefior Dr. Naſſe: Meine Herren! Ich danfe Ihnen 
für die Freundlichkeit, obgleich ich weiß, wie wenig ich zu dem günftigen Re— 
fultate der Verſammlung beigetragen babe. Wir können mit großer Befrie- 
digung darauf zurüdbliden, daß heroorragende Bertreter von durchaus verjchie- 
denen wirtbichaftlihen Richtungen, die fi) im Leben ſcharf entgegen ftehen, in 
der Prefie ſich lebhaft befümpfen, bier mehrere Tage in freundlicher Weife 
ſchwierige Fragen discutirt haben. Ich hoffe, daß das im gleicher Weile noch 
häufig der Fall fein wird. 


Ich ſchließe Die Sitzung. 
(Schluß der Sigung 5 Uhr 30 Minuten.) 
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Das Recht der Ueberſetzung wie alle anbern Rechte für das Ganze wie für 
bie einzelnen Theile vorbehalten. 5 
Die Berlagshandiung. 


Fortbildungsihule, Fachſchule, Lehrwerkſtätte. 
Gutachten, für den Verein für Socialpolitik 
erſtattet von 


Präſident Dr. v. Steinbeis in Stuttgart. 


Die von dem Berein geftellten Fragen lauten: 

1. In welchem Umfange empfiehlt fi die Errichtung gewerblicher Fachſchulen 
und Lehrwerkftätten für die verfchiedenen Zwerge der Handarbeit ? 

2. Wie foll das Verhältniß diefer Anitalten zu den an die Stufe der Volks— 
ſchule anfnüpfenden gewerblichen Fortbildungsschulen fein, fei es, daß der 
Beſuch der legteren obligatorifch oder nicht ? Ä 

3. In welchem Verhältniß ſollen diefe Anftalten zu der herkömmlichen Lehre 
in den Werfftätten ftehen, insbeſondere: 

a. fol das Recht zum Befud der Fachſchulen bez. der Lehrwerkſtätten 
davon abhängen, daß der Aufzunehmende vorgängig während einer ges 
wiſſen Zeit ın einer Werkſtatt des betr. oder doch eines verwandten 
Gewerbes praftifch gearbeitet habe ? 

b. kann unter gewiſſen Berhältniffen der Beſuch der mit einer Lehrwerk: 
ftätte verbundenen Fachſchule die herkömmliche Lehrweiſe erjegen ? 

4. Können an den erfolgreichen Befuc gewerblicher Fachſchulen und Lehrwerk— 
ftätten gewiſſe Vortheile in Bezug auf militäriſche Dienftpflicht gefnüpft 
werden ? 

Um diefe Fragen zu beantworten, ift es nothwendig, einige allgemeine Be- 
trachtungen über die an die Yugendbildung überhaupt, und die gewerbliche 
Ausbildung insbefondere zu ftellenden Forderungen vorauszufenden, und daraus 
Dasjenige, was wir von dem Kortbildungswefen al3 einem ihrer Zweige ı 
verlangen können und verlangen follen, naturgemäß abzuleiten, und dabei zu 
veranſchaulichen, in welchem Sinne hier die jo vielfach verfchteden angewandten 
Ausdrüde: „Fortbildungsſchule“, „Fachſchule“, „Lehrwerkftätte” werden gebraucht 
werden. 

I 


Mit der Benennung „Fortbildungsſchule“, „Fachſchule“ find 
ſchon die verjchiedenften Lehr und Bildungsanftalten belegt worden, und in der 
That find nicht nur alle Schulen, ſondern es ift fogar die ganze menjchliche 
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Geſellſchaft nichts Anderes als eine Reihe von Fady: und Fortbildungsſchulen 
aller Art und Gröfe. Celbft die Anthropophagen bilden eine folde Schule ; 
inden ihre wilden Stämme dahin ftreben, ſich gegenfeitig aufzufreſſen, be= 
freien fie nicht nur die Menſchheit von einem Bruchtheile ihrer Beftialität, ſon— 
dern vermindern auch nach und nad) die Rohheit ihrer eigenen Zuftände dadurch, 
daß fie zu einer fortwährenden Verbeſſerung ihrer Bertheidigungsmittel, und 
dadurch zum Fortſchritt in der Arbeit anreizen. — Stellen wir ihnen als 
dDiametralen Gegenfag die Engländer gegenüber, deren Miffionare für die Aus» 
breitung der Eultur dur Predigt, Baumwolle und Maſchinen über alle Welt 
zerftreut arbeiten, und welche auf ihrer glüdlichen Inſel die Gipfelpunfte aller 
menſchlichen Thätigkeit vereinigen, jo haben wir hier die vollendetſte Fortbildungs- 
ſchule vor Augen, welde bis jet der Menfchheit geboten tft. — In der That 
iſt auch durch den vulgären Sprachgebrauch der höchſte Grad der Bildung Dem— 
jenigen zuerfannt, welcher „Die Schule der Welt” durdgemadt hat. Unfere 
Betrachtungen follen ſich jedoh in einem engeren reife bewegen. — 

Wenn, wie es wohl unbeſtritten iſt, die Leiſtungsfähigleit des Menſchen, 
abgeſehen von feiner Ernährung, fidy ergibt aus ſeinen natürlichen Anlagen, aus 
der Tradition, die er durch Lehre und Anſchauung in ſich aufgenommen hat, 
und aus der Uebung ſeiner Kräfte, ſo ergibt ſich daraus auch von ſelbſt, daß 
die höchſte Leiſtungsfähigkeit nur durch eine ſolche Bildungslaufbahn erreicht 
werben kann, welche dieſen drei Faktoren ununterbrochen und auf das Sorgfäl— 

tigfte Rechnung trägt. 

Vor Allem muß defhalb bei der Verufswahl den ſpecifiſchen Anlagen des 
Andividuums ihr natürliches Recht gefichert fein, und da bie Individualttät des 
Menſchen ſchon in der Wiege hervorzutreten beginnt, jo ift es eine der wichtig- 
ften Aufgaben der Kindererziehung, ſchon die erften Findlichen Kraftäußerungen 
genau zu beobachten, und diefen qualitativ wie quantitativ jo viel als möglich 
entſprechend das Kind — ſelbſtverſtãndlich unter Vermeidung jeglicher Ueber⸗ 
reizung oder Ueberanſtrengung — in eine ſchaffende Thätigkert einzuleiten. 
Indem man ihm die Auswahl ſeiner Spielwaaren überläßt, findet man bald, 
wohin ſeine Kräfte ſich neigen, und indem man dann, ſobald dieſe es erlauben, 
an das Spiel die nüglich fchaffende Thätigkeit anfnüpft, und aus ihrer Frucht 
dem Finde ein freies Bergnügen erwachjen läßt, weckt man in ihm das Ver— 
langen nach einer Berufsthätigfeit, und das Streben nach emer richti— 
gen Auswahl derjelben. 

Dem Einen wie dein Andern darf mım freilich die Schulbank nicht einen 
Damm entgegenfegen; fie muß vielmehr dem Kinde als die Brücke erfcheinen, 
mittelft welcher es feine Jugendwünſche verwirklichen kann, und ihm förder— 
lic fein in feinen Anfängen wirklicher Arbeit, ſowohl indem fie e8 über diefelbe 
nachdenken lehrt, als indem fie e8 mit geeignetem pofittvem Wiffen dazu aus- 
rüftet. — Dabei darf fie der phyſiſchen Körperentwidlung, d. h. der Entwick- 
lung des Knochenbaues und der Körperfraft nicht hinderlich werden, fie darf nicht 
von dem Kinde zu vieles Sigen verlangen und durch Anveizen feiner geiftigen 
Thätigkeit eine vortwiegende Entwidlung feines Nervenſyſtems hervorrufen. 

Wie man da bezüglich der arbeitenden Claſſen das Richtige trifft, zeigen 
und die nun immer mehr in England ſich ausbreitenden Halbzeitfchulen, welche 
nachgemiefenermaßen ihre Zöglinge am beiten für das Yeben vorgebilvet, und 
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darum auch des ſpäteren Lebensgenuſſes am beſten verſichert, entlaſſen, bei 
welchen aber die Erziehung nicht blos in der Schule, ſondern weit mehr 
in der mit ihr in gleichen Zeitintervallen alternirenden Werkſtätte vor ſich 
geht. — Dieſen ebenſo nützlichen als naturgemäßen Bildungsgang, der ſchon 
A viel treffliche Yeute geliefert hat, hat die deutſche Reichsgeſetzgebung bei 
und vorerft befeitigt, während es doch wohl gerade in unferer Zeit, wo 
man die Darmin’fchen Geſetze mehr und mehr zu würdigen gelernt hat, wohl 
angezeigt geweſen wäre, anftatt die Finder von der geordneten Fabrilarbeit, die 
ihnen Drbnungsfinn , Brod und entiprechend gefräftigte Glieder bringen konnte, 
auszuschließen, die Arbeitgeber, — aber auch alle Arbeitgeber — unter Controle 
dazu anzubalten, durch Ausſcheidung einer zwedmäßigen Sinderarbeit, und Mit— 
wirkung in ihrer Emährung eine tüchtige Arbeiter-Generation heranzubilden, der 
die Arbeit ein Genuß, und nicht eine Plage ift. 

Iſt der jugendliche Körper in richtiger Weife in der Arena des Wettlampfs 
ums Dafein vorbereitet, jo haben, Knaben und Mädchen, an diefer oder jener 
Thätigfeit ſich erfreuen gelernt, und verlangen darnach; die Eltern aber, die 
nach ihrem Glücke ſtreben, das ſchließlich nur darin beſtehen kann, mit 
Freuden zu arbeiten, und fich und Andern nützlich zu fein, werden ihnen dabei 
nit im Wege ftehen, und ihr reifered Urtheil und ihre Mittel, ſoweit es bie- 
felben erlauben, dazu verwenden, fie den geeignetften Anftalten und den zuver— 
Läffigften Händen zur weiteren Führung zu übergeben, fofern und foweit fie diefe 
Führung nicht felbft übernehmen fünnen. 

Bon jegt — von der Elementarjchule — an müſſen aber, jo wie fi) 
num einmal in unfern Tagen die Gejellichaft geftaltet hat, und weiter ſich ge: 
ftalten muß, die bisher vereinigten Wege des Unterricht3 nach ſehr verjchiedenen 
Richtungen augeinandergeben. Wir haben Berufsarten, in welchen fait ausſchließ⸗ 
lich nur die geiftigen Fähigfeiten ausgebildet werden müffen, andere, in denen ber 
Unterricht zwar in exfter Linie, alſo vorwiegend die Ausbildung der geiftigen Fähig⸗ 
keiten, in zweiter Linie aber auch diejenige des körperlichen Geſchicks und der körper⸗ 
lichen Kraft ſich zur Aufgabe machen muß, und noch andere, in denen es die mus⸗ 
culären Körperkräfte ſind, um deren qualitative und quantitative Ausbildung in der 
Lehrzeit es in erſter Linie ſich handelt, während dazu in zweiter Linie eine Ausbildung 
der geiſtigen Kräfte zu bieten iſt, welche zum vollen Verſtändniß Desjenigen führt, 
was die Hand erſchafft. — In jeder dieſer drei Kategorien von Berufsarten 
treten wieder ganze Reihen wenn auch verwandter, ſo doch weſentlich verſchiede— 
ner Thätigkeiten auf, deren jede auf einem mehr oder minder abgegrenzten Ge— 
biete ſich bewegt, ein fogenanntes Fach bildet. 

So haben fidy denn aud für alle diefe Gebiete, behufs der Tradition Des- 
jenigen auf die Nachkommenſchaft, was die bisherige Entwidlung bietet, wieder 
ſowohl allgemeine, d. b. über bie ſämmtlichen derfelben Kategorie angehörigen 
Fächer fich ausdehnende, al3 auch fpezififche, blos das eine oder andere ber letz— 
teren umfchließende Yehranftalten — gemeinihaftlidhe Schulen, und Fach— 
ſchulen berausgebildet. 

Die der erften der drei foeben bezeichneten Kategorien angehörigen Bil- 
dungsanftalten heißt man allgemein „Gelehrtenſchulen“, die zweiten „techniſche 
(polytechniſche) Lehranſtalten“, und die dritten wird man am richtigſten unter 
dem Namen „Gewerbeſchulen“ zufammenfaffen, gehören fie nun dem Bereiche 
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des Aderbaues, des Haushalts, des Handwerks oder des Handels an, heißen fie 
Fortbildungsfchulen „Fachſchulen, Lehrwerkſtätten, Handelöjchulen , Baugewerte- 
ſchulen, Acker- und Weinbaufchulen, oder wie immer. — Allerdings gebraucht 
man die Benennung, „Gewerbeſchulen“ da oder dort in einem meiteren oder 
engeren Sinne, am einen Drte heit man fogar eine polytechnifche, am andern 
die num auf den Unterriht für das kleinere Handwerk bejchräntte Schule: „Ge— 
werbefchule”. Weil wir uns aber nicht herausnehmen wollen, ein neues Wort 
zu jchaffen („Erwerbsichulen‘‘ dürfte ſich wohl am beften eignen?), umd doch um 
uns allgemein verftändlih machen zu können, eines präcifen Ausdruds bedürfen, 
fo wählen wir diefen mit der ausbrüdlichen Bemerkung, daß wir mit demfelben 
fortan ſtrenge in dem foeben bezeichneten Rahmen uns halten, aljo aud bie 
fogenannten „Realfchulen‘ in den Bereich des Elementar-Unterrichts fallend be— 
trachten werden, auf welchen, wie wir oben angedeutet haben, und ſpüter weiter 
ausführen werden, die „Gewerbeſchule“ ebenſo, wie auf der häuslichen Beſchäf— 
tigung unmittelbar, fortzubauen hat. 


I. 


Iſt die Elementarfchule, die wir nur vorübergehend berühren konnten, (auf 
welche wir aber fpäter wohl wieder werden zurückkommen müſſen) abfolvirt, und 
foll einem beftimmten Berufe zugefteuert werden, jo follte es fich jegt nicht mehr 
um einen Berſuch mit den Anlagen und Kräften des Individuums, fondern um 
eine ftetige, mit dem Wachen der Kräfte progreffiv vorangehende, zielbewufte 
Anwendung und Ausbildung derfelben handeln, und zwar, mwenigftend was den 
Gewerbe» und Handelsitand betrifft, auf deſſen beabfichtigte Heranbildung wir 
von nun an unfere Betrachtungen ausſchließlich beichränten wollen, ſowohl der 
geiftigen als der Eörperlichen Kräfte, und dabei in erfter Linie der letzteren, weil 
allein das jugendlihe Wahsthum dem Körper die zur fpäteren Berufs- 
ausübung nöthige Structur geben fann, und diefe ſchon mit den Lehrjahren 
ſich abjchliegt, während die geiftige Ausbildung auch jpäter immer noch fort= 
ſchreiten fann, und ohnedies erft wenn bie förperliche Reife eingetreten ift, zum 
vollen Entwielung gelangt. 

Nachdem die erweiterte Auffaffung der Kunft, und noch viel mehr die Biel- 
zahl der Entdeckungen im Gebiete der Naturkräfte, eine Fülle von Hilfsmitteln 
für die manuelle Arbeitsthätigkeit gefchaffen hat, melde mannigfach über den 
bisherigen Horizont der Wertftätte hinausgehen, hat man ſich allerdings genöthigt 
gejehen, auch noch für die gewerblichen Lehrjahre die Schule zu Hilfe zu rufen, 
die Gemwerbefhulen zu errichten, denen man als auf der Bafis der Volks— 
ſchule fortbanend den Namen Fortbildungsfhulen gegeben hat. Die 
jelben find, man kann es nicht beftreiten, die legitimen Kinder unferer Zeit; 
aber wie es gar zu häufig foldhen Kindern ergeht, wenn fie eine vorher tief 
empfundene Lücke in der Familie ausgefüllt haben, daß die Erwartungen 
von denfelben und die Anftrengungen für diefelben nicht felten übertrieben wer- 
den, fo ift e8 allmälig auch den Fortbildungsſchulen ergangen. 

Mit Schmerzen geboren, find fie bald zu Lieblingen mwenigftens Derjenigen 
geworden, die fich die Beförderung des Volkswohls zur Devife gewählt haben, 
und bereit3 will auch bezüglich der mercantilen und gewerblichen Thätigfeit die 
Anfhauung ſich geltend machen, daß die eigentliche Pflanzftätte aller Bildung die 
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Schule ſei, und daß dieſe mit entſprechendem Zeitaufwand fo eingerichtet wer⸗ 
den könne, daß fie den Menſchen mit Antritt feiner körperlichen Reife fir und 
fertig F ebildet an bie Geſellſchaft abzuliefern vermöge. 

an bemüht fich deßhalb mehr und mehr, für alle Berufsarten Schulen 
zu errichten, drängt dadurch aber die wirklich praktiſche Ausbildung im Eltern= 
hauſe und in der Werfftätte in einer bedemflichen Weife in den Hintergrund. — 
Der Verfaſſer diefer Zeilen kann e8 nicht verbergen, daß er im jener Ueberſchätzung 
der der Schule im engeren Sinne ded Wortes zutommenden Sphäre eine nicht 
geringe Gefahr für unſere Zeit und noch mehr aber für die nächſte Zukunft 
erblidt, weil er der Anficht ift, die theoretifche Richtung überwiege im deutſchen 
Volle jest jchon dergeftalt die practijch=productive, daß man felbft in unſern 
Werkftätten einen der Arbeitäluft und dem Arbeitsgeſchick nicht eben fürberlichen 
Schulgeruh wahrnehmen fünne, den man in den Werkftätten der bereit3 zur 
höheren induftriellen Ausbildung gelangten Länder nicht findet. 

Daß das Beifptel der Ietteren, der im Anduftriebetrieb uns borangeganges 
nen Yänder, nicht zu überjehen jet, damit ıft man zwar bei uns einverftanden, 
und bat fich deßhalb mamentlih in England umgefehen, und von dort ber bes 
richten laſſen. Aber man hat dabei wmeiftend durch gefärbte Brillen gefeben, die 
ihre Färbung wohl dem leidigen Umftande verbanfen, daß in der engliichen Sprache 
das Wort „Education“, das wir der lateiniſchen Schule entwachſene Deutiche 
mit „Erziehung“ zu überſetzen pflegen, fait allgemein da gebraudt wird, wo wir, 
die wir zwiſchen Erziehung und Unterricht fchärfer zu unterjcheiden gewöhnt 
worden find, und der legteren Benennung bedienen. Wenn im Englischen von 
„School- Education“ die Rede ift, jo ift damit michtS mehr und nichtö weniger 
gemeint, als der Unterricht im Leſen, Schreiben, Rechnen und einigen anderen 
elementaren Fächern, welder von jeher an unſern Schulen gegeben wird. — 
Nichtödeftoweniger findet man dieſes Wort tm Deutſchen bei der Mittheilung 
und Beſprechung englifcher Abhandlungen über das dortige oder auch über das 
amerilaniſche Schulweſen, in weldem es ganz gewiß nur um ſolchen Schulunter: 
richt fich handelt, in oft überraſchender, Weiſe faft immer mit „Erziehung“ über: 
fest. Dadurh bat man allmälig namentlich dem engliſchen Schulweſen mehr 
und mehr eine Richtung angedichtet, von welcher der Beſucher, abgefehen von 
einzelnen bier mit in Betracht fommenden, meistens auf Speculation oder auf 
Stiftungen beruhenden Jnternaten, wie wir ſolche ebenfalls haben, in den bor= 
tigen allgemeinen Schulanftalten feine Spur findet. 

Aehnlich ungefähr verhält es ſich aud im Frankreich und Belgien, wo 
übrigens das Bejtreben, zwei fo verjchiedene Dinge wie das Schulwiſſen und 
die vergeht oder mit anderen Worten „die traditionelle Lehre“, 

und „ihre Anwendung im Leben‘, aud räumlich verbunden zu pflegen 
ſchon weiter um ſich gegriffen, und auch zur Verfümmerung des freien Urtheils 
durch die Schuldoctrin in nicht geringem Maße beigetragen bat. 

So hat der deutſche Schulunterricht in feinem Streben nad einer endlofen 
Ausdehmung eine Correctur durch bie Länder, die ihm zum Borbilde dienen 
fonnten, nicht nur nicht gefunden, ſondern ift gegentheilig in jeinem Drange, 
ein Bildungsfad) um das andere zu verfchlingen, mm immer weiter beftärkt 
und auf Abwege geführt worden, welche ſogar irreleitend auf jene Länder 
zurückgewirkt haben. 
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Was num insbefondere den gewerblihen Rachwuchs aubelangt, fo 
find bei der neuen deutſchen Gewerbegeſetzgebung diefer ertremen Schulrichtung 
noch weitere Impulſe geworden. Durch die große Lüde, welde jie bezüglich der 
nothwendigen weiteren Erziehung der dem Baterhaufe entwachjenen, aber noch 
nicht majorennen Jugend offen gelafien hat, ift dieje Jugend factiſch nachgerade 
zu einer ganz unverantiortlichen Gruppe der Gejellihaft geworden, welche, nicht 
weniger al3 den fünften Theil derjelben betragend, ihre im Alter der Flegeljahre 
angenommenen übeln Gewohnheiten aud in die folgende Periode der Mündigtkeit 
mit hinüber nimmt, und dadurch den andern Altersklaſſen immer unſympathi— 
jcher, immer widriger wird. Früher, bei den (zwar mit Recht angefochtenen, 
einer Nichtigftellung aber jehr wohl fähigen) Zunftgefegen, welche aud auf die 
Erziehung in den anderen Ständen veagirten, hatte ,‚ bi8 er majorenn war, 
und eimgreifend ind gefellichaftlihe Leben eintrat, feinen Meijter, welcher 
Elternredhte und Elternpflichten an ihm ausüben fonnte, und ausüben mußte, 
durch den er (welchem Stande oder Berufe er auch angehörte) mehr oder weni— 

er, aber immerhin wenigftens einigermaßen, in den Schranfen der gejellichaft- 
ihen Ordnung — geleitet und gehalten wurde. Dieſe Leitung hat man entfernt, 
und meint num manntgfac die entitandene Lüde durch neue Arten von Schul- 
anftalten erjegen zu können. An die Stelle der Erziehung, welde nur zu 
häufig ſchon zur Zeit des Beſuchs der Kinderſchule des Unterricht s wegen 
weidlih vernadhläffigt worden tft, ſoll nun dieſer legtere auch im reiferen Alter 
treten, wo dod die Hauptaufgabe darin liegt, für den richtigen Eingriff 
der nahmwadhjenden Generation in die ihr vorangehende zu forgen. 
Durch techniſch-artiſtiſche Schulanftalten meint man mannigfady die Erziehung 
eben zu können, die nur unter ummittelbarer fräftiger Führung inmitten des 
ampfes ums Dafein erhalten werden fann, unter Mitwirkung tüchtiger Unter- 
offiziere (— mir meinen damit feine foldhen mit Ober- und lintergewehr, jon= 
dern fürs Gewerbe die reiferen Gefellen, Auffeher oder Meifter, fürs Comptoir 
die Geranten und Disponenten —), welche den Anfänger lehren jich einzufügen 
in den fpezielen Organismus des Geihäft3, an dem er mitzumwirten, und im 
den allgemeinen der Gejellihaft, in der er dem Grade feiner Bildung ent= 
ſprechend Stellung zu nehmen bat, ihm lehren, feine körperlichen und geiftigen 
Kräfte jo zu verwenden, daß dadurch der möglich größte ökonomische Nuten er» 
zielt, und fein eigener Lebensunterhalt gewonnen, daß Gelb dadurch verbient 
wird, — welche endlich neben der Geſchicklichkeit auch den Geift der Eparjamteit 
und der Ordnung in ihm pflegen, — mit einem Worte ihn zum nützlichen 
Menſchen machen jollen. — Was aud die Schule leiften mag, fo wird 
dennoch insbefondere, was die Disciplim unſerer gewerblichen Jugend betrifft, 
feine Beflerung eintreten, jo lange nicht vermöge allgemeinen Geſetzes Derjenige, 
welcher junge Yeute irgendwie beichäftigt, oder, wenn fie befchäftigungslos find, 
fonft beherbergt, für ihre Aufführung verantwortlich und, damit ihm folce 
Berantwortlichkeit auferlegt werden kann, in die wollen Elternrechte eingeſetzt 
ft. So lange aber der Minorenne ohne Affiftenz und Befürwortung eines 
autorifirten Majorennen (heife er nun Bormund oder Beiftand) feinen 
Meifter oder fonftigen Vorgeſetzten nach Yaune kann vor Gericht Laden Lafjen, wird 
e8 immer weniger und weniger Leute geben, welche fich mit der ohnedies ſchwierigen 
Aufgabe befaffen, die Erziehung der Kinder anderer Leute zu vollenden. Der Lehr- 
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ling wird deßhalb nicht mehr am Tiſche des Lehrherrn geſpeiſt, und womöglich 
auch anders wohin zum Wohnen verwieſen; um ſeine Erziehung bekümmert ſich 
derſelbe, ſo ſehr es ſonſt in ſeinem Intereſſe läge, ſich auch der Moralität ſeines 
Perſonals zu verſichern, nicht mehr. Die Schule aber kann das nicht erſetzen. 

Wir mußten deßhalb, ehe wir dazu übergingen, die einzelnen Modalitäten 
der Gewerbeichulen wie wir dieſelben empfehlen möchten des Näheren zu be— 
jchreiben, uns bemühen, durch das bisher Gefagte jeden Schein ven ung ferne 
zu halten, als gehörten wir aud zu Denjenigen, welde den Unterridtin 
der Schule an die Stelle der Yehre ın der Werfftätte fegen wollen. 

Tagegen fünnen wir nun um fo entjchiedener die Ertheilung desjenigen 
Unterrichts befürworten, der die Lehre der Werfftätte in der einen oder an- 
dem Weife zu ergänzen vermag. 

In der That bedarf es auch neben der praftiichen Einübung in die pro— 
ducirende Thätigkeit, und mit diejer Einübung parallel gehend, 

1) eines allgemein vorbereitenden Unterrichts in wiſſenſchaftlichen und artiftis 

ihen Fächern; es bedarf mannigfach 

2) der ſchulmäßigen Erlernung einzelner bejonders jchwieriger Operationen 
in dem einen oder andern Gewerbe Geſchäft), bei welchen es fich nicht nur 
um Ausführung einfaher Handgriffe, oder eine bejondere Fertigkeit in den= 
jelben, jondern aud um die jelbjtändige und mwohlverftandene Ausführung 
willenfchaftlicher und artiftiicher Vorſchriften handelt, und 
kann denjenigen Gewerben, in welchen ſehr Verfchiedenes producirt wird, ein 
großer Vorſchub dadurch geleiftet werden, dap man Werkſtätten errichtet, 
in welchen man die beſonders jchwierigen Yeıftungen eines Induſtriezweiges 
concentrirt, und Yeute, welche ein ausgejprochenes Talent dazu zeigen, 
unter Zuhilfenahme eines gewilfen Schulunterrihts in der Art in diefelben 
einübt, daß fie nicht nur correct arbeiten, fondern auch verdienen, Zeit 
und Material mit Nutzen verwenden lernen, 
Diefen verfchiedenen Aufgaben entſprechend ergeben ſich unfere in der Auf— 
ſchrift bezeichneten drei Arten von gewerblichen Schulen, nämlich: 

A. Die gewerbliche Fortbildungsihule; 

B. Die Fachſchule, und 

C. Die Lehrwerkſtätte. 

Um die Grenzen zu bezeichnen, in welchen fich jede diefer Schulen zu bes 
wegen bat, ift zunächſt von den Vorfchulen niederen oder höheren Zieles aus— 
zugehen, welche für den Volksunterricht überhaupt beftimmt find, und deren 
mehr oder minder mit Erfolg verbundene Abfolvirung von Jedem, der fich der 
Gewerböthätigfeit widmen will oder foll, in den deutjchen Landen vorausgejett 
werden muß. 

Hier haben wir nun als Vorſchulen, welde der Gewerbe- und 
Handelsſtand benügt: die Voltsfchule, die Nealfchule, und auch noch da 
und dort die Yateinihule. Zu den Realfchulen haben ſich auch noch die ſchwer 
definivbaren Realgymnaſien gejellt, die übrigens, wie es jcheint, über das Sta- 
dium des Verſuchs noch nicht hinausgekommen find, in diefem aber wenig befriedigt 
haben. Was diefe Vorfchulen zuſammen für das Gewerbe leiften, beginnt mit den 
erften Elementen im Leſen, Schreiben und Rechnen, und reicht hinauf bi3 an 
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die Grenzen der Elementar- Mathematik, die Anfänge der phyſilaliſchen Wiffen- 
Ichaften, der Erd⸗ und Völkerkunde, das Verſtändniß einiger fremden Sprachen, 
inäbefondere der englifchen und franzöftfchen, das gebundene und Freihandzeich- 
nen, und das Modelliren. Dieſe Schulen fchließen felbftverftändlih auf den 
verichiedenften Stufen ab. 

A. Die gewerblide Fortbildungsſchule hat ihre Zöglinge aufzunehmen, 
welches auch die Stufe jet, die fie in der Anfangsichule erreicht oder nicht erreicht 
haben; ein ſehr wichtiger Theil ihrer Wirkfamfeit würde ihr abgehen, wenn fie 
niht in Klaffen, die man Vor-Klaſſen nennen mag, aud die elementarften 
Fächer, alſo felbft Leſen und Echreiben lehrte. Es tit eine zwar bedauerliche, 
aber nur allzu vielfach hervortretende Thatſache, daß fogar junge Yeute, welche 
adıt Jahre lang auf der Zwangsbank der überfüllten Volksſchule geſeſſen, nicht 
fähig ſind, einen Satz mit Ausdruck zu leſen, oder leſerlich zu ſchreiben. Es gibt 
unter letzteren ſogar ſolche, denen e3, wenn richtig behandelt, weder an Kopf noch an 
Willen zum Lernen fehlt, und die dann in der Fortbildungsfchule, in welche fie 
durh das Bedürfniß der Befähigung in den Schulfächern oft in reiferen Jahren 
erft bineingetrieben, wo fie aber auch nach ihrer Individualität behandelt und 
mit anziehendem Yehrftoff verjehen werden, und vorangehen fünnen, raſche Fort: 
ſchritte in diefen Fächern machen, und welde dann fogar in höheren Fächern fich 
auszeichnen. Anderſeits gibt der Fortbildungsichule gerade das ihren Werth, 
daß durch fie auch dem ftrebjamen Manne reiferen Alters die Gelegenheit ger 
geben ift, neben jeiner Berufsarbeit früher Verſäumtes nachzuholen, oder auf 
früher Gelerntem fortzubauen, und daß dadurd das Bedürfniß, die Elementar« 
Ichulen zwangsweiſe zu überfüllen, wegfällt. 

Daß dabei die Fortbildungsſchule nichtsdeftoweniger nur eine freie, und feine 
obligatoriſche Schule fein kann, tft einleuchtend. Gewiß fordert es zum emmfteften 
Nachdenken auf, warum in eimem Yande, wie England, das bisher keinen 
Schulzwang hatte, und in welchem ein fehr großer Bruchtheil der Bevölke— 
rung als des Yejens und Schreibens unfumdig bezeichnet wird, und in deſſen 
freien Volksſchulen der Schüler felten über 21/, Jahre verblieben ift, von der 
arbeitenden Klaſſe weit mehr gelefen wird, als in Deutichland, jo daß der 
engliihe Buchhandel die zur Belehrung derjelben dienenden Bücher und Zeit— 
ſchriften weit billiger abgeben fann, als der deutſche. Ein Blick auf den 
Büchervertrieb in den englifchen Bahnhöfen, und deſſen Bergleihung mit dem= 
jenigen auf den deutſchen, lehrt in der überzeugendften Weife, wie ganz andere 
Erfolge ver erbetene anregende Unterricht hat, al der aufgedrungene, 
an DurhihnittSnormen gebundene; — wie legterer das Berlangen 
nah Weiterbildung erjtidt, "während der erſtere es wedt und 
fräftigt. 

So lange die Volksſchule in ihrer Schablonemmäßtgfeit beharrt (zu 
welder freilid) ihre Ueberfüllung nothwendig führen muß), den Yernzwang auf 
Fächer ausdehnt, in welhen Nichts zu erzwingen tft, und nicht die ſofor— 
tige Entlaffung aus dem obligaten Schulbeſuche verwilligt, jobald vie auf ihr 
natürliches Maß reducirten obligatorifhen Fächer erlernt find, darf der Unter: 
richt in diefen Fächern aus der Fortbildungsfhule jedenfall® nicht ent— 
fernt werden, denn ebenfo lange entbehrt man aller Berfiherung, daß in Beziehung 
auf diefe Fächer die Voltsichule das Nöthige leiftet. Für die Fortbildungs« 
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ſchule iſt, damit ſie weiter bauen kann, nicht die Zahl der Jahre, die ihr Schüler 
in der Vollsſchule zugebracht hat, beſtimmend, fondern das, was er darin ge— 
lernt hat, und wenn dieſes — dem Quotienten entfprechend, welcher ſich durch 
Diviſion der Zahl der Lehrer durch die Zahl der Schüler ergibt, — mur ein 
fehr Heiner Bruchtheil des Nothwendigen ift, und fein fann, fo muß eben dafür 
geforgt werden, daß Letzteres in der Fortbildungsichule nachgeholt werden fann. 

Um nun für den eigentlichen Fortbildungsunterricht eine fo viel 
als möglih ebene Bafis zu gewinnen, hat man vorgeichlagen, zwei verfchiedene 
Kategorien von Fortbildungsfchulen zu errichten: eine obligatorische oder Zwangs- 
forebildungsjchule, und eine folche, zu welcher der Zutritt Jedem geftattet ift, der 
ſich meldet, und ſolchen Aufnahmebedingungen entipricht, wie 3. B. der Nadı 
mweifung gewiſſer Vorkenntniffe, eines gewiſſen Alters, der Bezahlung eines Schul⸗ 
geldes u. |. f. — Beide Arten von Schulen follten dann womöglih neben= 
einander, jedenfalld aber überall die Zwangsſchule beftehen, und von 
legterer nur befreit jein, wer in der andern Aufnahme gefunden hat. 

Zu diefem Gedanken hat wohl die bei Errichtung der freien Fortbildungs— 
ſchulen in Württemberg erlaffene Beitimmung geführt, daß der Beſuch diefer 
Schulen von der Verpflichtung zum Beſuche der fchon über 100 Jahre faft 
überall im Lande beftehenden, auf die früheren einfahen agrarifchen Verhältnifie 
deö Yandes bafirten, hauptſächlich zur Repetition der elementaren Volksſchulfächer 
und der Religionslehren dienenden Sonntagsſchulen entbinde. Diefe Beſtimmung 
ift von übereifrigen Yehrern an freiwillig befuchten Fortbildungsſchulen dann in 
umgekehrter Weiſe dazu benügt worden, ihre von jener Zwangsſchule befreiten 
Schüler, wenn fie nicht regelmäftg beim Unterricht erfchienen, damit zu ängftt- 
gen, da man fie dort wieder einfangen werde; ein allgemeiner Gebrauch ift 
davon aber nur infoweit gemacht worden, als e8 die Verpflichtung erhetfchte, den 
Vorftehern der obligatoriſchen Sonntagsfchule Anzeige davon zu machen, wenn 
ein ihrer Obhut entnommener Schüler aus der freien Fortbildungsfchule aus— 
gewiefen wurde. In der Yandeshauptftadt, wo die fraglihe Zwangsſchule nicht 
befteht, konnte eim ſolcher Fall nicht vorfommen, die freie Fortbildungsſchule 
bat ſich da aber nichtsdeftoweniger ebenfo raſch und verhältnißmäßig ebenjo zahl- 
reich gefüllt, wie an andern Orten, und überall hat die Androhung der Aus- 
weiſung fich gleih wirffam erwieſen, ob der Wusgerwiefene noch unter dem 
Damokles-Schwert einer Zwangsſchule ftand, oder nicht. Dagegen hat fich dieſe 
Androhung allein und für ſich durd die Erfahrung als wahre Panacee für die 
Disciplin der Fortbildungsichulen gezeigt, und meiſtens hat fchon ein einziger Fall 
des Vollzugs genügt, um anfpornend auf alle Schüler zu wirken, und die ges 
ftörte Ordnung völlig wiederherzuftellen. 

Steht e8 demnach feft, daß die freie Fortbildungsichule, wenn fie wirk— 
ih Nügliches darbietet, der neben ihr herlaufenden Zwangsſchule nicht bes 
darf, fo ift auch unerfindlih, was mit ihr, da fie ſyſtematiſch eigentlich auf 
das Nutlofe angemwiefen wäre, erreicht werben fol. — Wer in der Ele 
mentarfchule was dort zu lernen war, gelernt hat und es anmendet, wird 
ihrer nicht bedürfen; wer aber dort Nicht3 gelernt hat, und wer dort nicht dahin 
gelangt ift, ein Bedürfniß weiteren Wiſſens zu empfinden, und in wen aud) 
die Werkftättenarbeit nicht em ſolches hervorruft, in dem wird es ganz gewiß 
auch die Zwangsſchule nicht erweden, fie wird im Gegentheil den Widerwillen 


10 Steinbeis. 


gegen jedes Studium, namentlich aber gegen ſolchen Unterridt, wie ihn die 
Bwangsfortbildungsichule zu geben genöthigt ıft, gegen das Repetiren des jeit 
acht Jahren zwangsweife und erfolglos Betriebenen, nur fteigern, — anftatt 
ihre Beſucher der freien Fortbildungsichule zuzuführen, wird die Zwangs- 
ſchule nur von derfelben abſchrecken. In der That haben die freien gewerblichen 
Fortbildungsichulen in unfern verfehrsreihern Städten immer ein jehr erheb- 
liches Gontingent von Beſuchern aus andern Yändern erhalten, denen fein 
Scredbild einer Zwangsjhule droht. Und das erflärt fih dem aud wohl 
einfach daraus, daß das Lernen in reiferen Jahren nur eine jpontane Thätigfeit 
ein kann. 
Weil man den Zwangsunterriht in der Fortbildungsichule in wohlgemein— 
ten Reden und Aufjägen jo häufig befürwortet, und neuejter Zeit auch wieder 
durch Staatsgejege ausgeſprochen findet, jo hat der Verfaſſer ſich Mühe gegeben, 
wiederholt Studien über diefe Anftalten in verjchiedenen Ländern anzuftellen, in 
weldhen nad öffentlihen Berichten darın Erfolge erzielt worden fein jollten. 
Aber faft überall fand er während der Schulftunden leere Bänke und die weni— 
gen Sculhefte faft leer, oder unter den jehr jparfamen Schülerarbeiten nur 
höchſt felten eine tüchtige Leiſtung, nirgends aber die wirlliche Durchführung 
des Schulzwangs. Mit richtigem Takte ſahen da, wo ein guter Unterricht 
ſtrebſame Schüler anzog und dadurch die Schulräume weniger leer waren, die 
Lehrer bezüglich der andern Conſcrib irten durch die Finger; ſie waren froh, daß 
ſie wegblieben, und der wirkliche allgemeine Schulzwang blieb auf das Papier 
beſchränkt, auf dem er angeordnet war. — Wie wäre es auch an einem irgend 
bedeutenden Platze, wo ein lebhafter Induſtriebetrieb Tauſende von jungen 
Leuten cumulirt hat, möglich, dieſelben ſämmtlich zur beſtimmten Stunde zu— 
ſammenzutreiben! Getrieben aber müßten ſie werden, wenn man den Zwang 
zur Wahrheit machen wollte, weil ein großer Theil nicht die mindeſte Luſt hat, 
nochmals in die ihm ſchon in den Kinderjahren durch ihren Zwang verhaßt ge= 
wordene Schule zurüdzufehren, und weil ihn manntgfad der Eigennug des 
Meifters, der feine ganze Kraft für ſich ausbeuten möchte, in feiner Nenttenz „ 
beftärt. — Wie laſſen fih in den inbuftriereidhen Städten die erforderlichen 
Lokale für jolhe Mengen beihaffen? und was könnte aud eine Schule Leiften, 
die zum großen Theile von Schülern beſucht wird, denen der äußere oder innere 
Beruf, denen guter Wille und Talent zur höheren Auebildung fehlt, an denen 
die Kraft des Lehrers nothwendig dergeftalt ermüden und erlahmen muß, daß 
anderſeits für die geringere Anzahl der wirflih Strebfamen und Begabten, bie 
ja doch einft die Führer der Andern fein follten, wenig oder gar nichts mehr 
übrig bleibt ! 

Was mit dem Zwangsbeſuch der Schule zu erreichen ift, zeigt und übrigens 
in einem mur zu traurigen Bilde die überſetzte VBoltsihule an Orten, wo nıdt, 
abgejehen von Privatanftalten, neben ihr der freien Wahl überlaffene jogenannte 
böhere Bürgerfchulen, Real:, Yateinjchulen ꝛc. sc. beftehen; denn diefen ift es 
allein zu verdanken, daß wenigftens, wo fie beftehen der Kulturzuftand etwas über 
das Primitive hinausgeht. 

So wird alſo nichts übrig bleiben, als auf die bereits geebnete 
Baſis bei der Forbildungsfchule zu verzichten, über die Bwangsfortbildungs= 
ſchule (in wirklidem Fortichreiten!) zur Tagesordnung überzugehen, und im 
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Fortbildungsunterrichte mit einem ſtaffelförmigen Fundamente zu beginnen, wo 
Jeder auf derjenigen Höhe eintreten kann, zu welcher er bereit3 gelangt ift. 

Staffelförmig wird diefer Unterricht aber and nad oben abſchließen müſſen, 
weil er fein elementares und fein wiffenfchaftliches oder artiſtiſches Lehrfach ausſchließt, 
und überall fi nad) dem Bedürfniß einzurichten hat. Ueberall hat er bis an die 
Grenze Desjenigen zu gehen, was die Werkftätte treibt, und in diefe fo viel als 
möglich fein Licht zu werfen. Wo immer Lehrkräfte und räumliche Verhältniſſe 
es geftatten, gipfelt die Fortbildungsichule in Fachſchulen für diejenigen Gewerbe, 
weldhe an Ort und Stelle in größerem Umfange betrieben werden. Den ficher- 
ften Mafftab für den Grad ihrer Yeiftungen, und fomit die befte Controle über 
die Yeiftungen ihrer Yehrer, gibt aber gerade das Alter ihrer Schüler; je mehr 
fie reifere Yeute zählt, je höher das Schulgeld gehalten werden kann, defto mehr 
kann man überzeugt fein, daß der gegebene Unterricht ein nützlicher ift, und daß 
die Schule auch fo viel als möglich ſowohl den ortsanweſenden Berufsarten, als 
auch der möglichen Weiterbildung verfelben in dem gebührenden Grade Red: 
nung trägt. 


Daß zu folhem Unterriht an volfreihern Orten ein größeres Yehrperjonal 
nothwendig ift, bedarf feiner näheren Ausführung, wohl aber tft es zu bemerken, 
daß über die Befähigung zur Unterricht3ertbeilung an der Fortbildungsichule 
keineswegs der Grad- der theoretiihen und didaktiſchen Ausbildung alleın ent» 
icheiden kann, fondern daß bei diefer Entſcheidung der praktische Sinn und die 
Bekanntſchaft mit den Gewerben felbft, noch ſchwerer in die Wagjchale fällt. In 
einzelnen Fächern, wie 5. B. Zeichnen, Rechnen, Buchführung, Correipondenz, 
findet mur derjenige Lehrer Anflang beim Fortbildungsunterriht, aus deſſen 
Lehre der Schüler herausfühlt, daß der Lehrer weiß, was ihm — dem Schüler 
— zu willen nothwendig ift, und warum und wozu e3 ihm nothmwendig ift. 
In Württemberg wird deffhalb von jedem technifchen oder artiftifchen Lehramts— 
Eandidaten, der ſich zur firen Anftellung an einer Fortbildungsichule melden 
will, verlangt, daß er längere Zeit auch im einer Werfftätte zugebracht, und 
dort nicht nur dilettirt, ſondern wirflih um Lohn gearbeitet hat. 

Die Fächer, in welchen die gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungs- 
ſchulen Württembergs je nah dem Grade des örtlichen Bedürfnifjes und der 
vorhandenen Lehrkräfte Unterricht ertheilen, find demgemäß, was das litera= 
rifhe Gebiet bemifft: 


Schön= und Rechtſchreiben, 

Handels = Eorrefponden;, 

Geſchäftlicher Auffag, 

Buchführung, 

Vollswirthſchaft (nach Rapet, zugleich als Leſeübungen), 
Kopfrechnen, 

ZTafelrechnen, 

Kaufmännisches Rechnen, 

Geomeirie und Stereometrie, 

Phnfit und Chemie (Elemente und Fachübungen), 
Mafichinenrechnen, 

Franzöfiihe Sprade, 
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Engliihe Sprache, 
Handelsgeographie und Geſchichte, 
Handels: und Wechjelrecht, 
Gefundheitälehre, 
Stenographie. 
Der artiftifhe Unterricht der gewerblichen Fortbildungsfchulen umfaßt: 
Elementares geometriſches Zeichnen : 
a. Uebungen mit dem Reißzeug, 
b. Conjtruftion geometrifcher Formen und Eurven, 
c. Lehre vom verjüngten Maßſtab. 
Beichreibende Geometrie: 
a. Daritellung regelmäßiger geometrifcher Körper, 
b. Abwidlung ihrer Oberflächen, 
c. Horizontale und vertifale PBrojectionen und Schnitte, 
d. Schattenlehre, 
e. Elementare Yinearperfpective. 
Allgemeines lineares Fachzeichnen (unter Berückſichtigung der Iofalen Gewerbe): 
a. nady Blattvorlagen in gleihem und in verändertem Mafftab, 
b. nach Modellen, 
ec. nah Aufnahmen, 
d. geometrifche und iſometriſche Darftellungen, 
e. Schriftzeichnen. 
Zeichnen und Malen, als Vorbereitung für die weibliche Ausbildung ; 
Manzeichnen mit Feder: und Farbübungen; 
Elementares Freihandzeichnen (Vorübungen nad) ContoursVorlagen mit 
Bleiftift, Kohle, Feder und Kreide): 
a. gerade und frummlinige Figuren, 
b. die Elemente des Ornaments, 
c. claffenweifes Wand-Tafelzeichnen (ſchwarze Tafel mit weißer $reide). 
Allgemeines Freihandzeihnen (nad Bild: und Körpernorlagen, Anwendung 
der ſchwarzen Kreide, des Wiſchers und Yapirpinfels) : 
. allgemeine und befondere perfpectivifche Uebungen, 
Copien nad) Blattvorlagen, 
. Kopien nad) Körpervorlagen, 
. DOrnamenten-Studien, 
. Farbenübungen, 
. Pflanzenzeichnen, 
g. menſchliche Figur. 
Modelliren : 
a. nah Körpervorlagen, 
b. nad) Blattvorlagen, 
c. flach, halb erhaben, rund. 
Kunftgewerbliches Zeichnen : 
a. Ornamentirungs= und Stilübungen nad) Vorlagen und Objecten, 
b. Yandfchaftszeichnen. 
Aufnahme in Skizzenbücher: 


a, frei, 


in Duo Oo’ m 
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b. nach Maßen. 

Anatomiſche Studien: 

a. nach Vorlagen, 

b. nach Modellen, 

o. nad) Präparaten. 

Entwerfen in Zeichnung, Farbe und Plaftit, 

Was aus diefem weiteften Rahmen heraus an dem einzelnen Drte gelehrt 
wird, das beftimmt ſich nad dem Anklange, welden der Unterricht findet, der 
deinfelben entfprehenden Nachfrage und der Vereitwilligfeit der Gemeinden, die 
Hälfte des zur Befriedigung diefer Nachfrage entjprechenden Aufwandes bei- 
zutragen. 

Hiebei ift noch ausdrüdlich hervorzuheben, wie förderlich namentlich für 
den artiftifchen Theil diefes Unterrichts es iſt, ſogenannte offene Zeichen— 
fäle an der Schule einzurichten, in welden diejenigen Schüler, denen e3 ihr 
anderweitige Geichäft erlaubt, den Tag über fih im Zeichnen, Malen und 
‚Mobelliven üben fünnen. Indem dem artiftifchen Lehrer an dieſe Lokalitäten 
anftopend ein Atelier eingeräumt wird, in welchem er feine disponible Zeit den 
Tag über zubringt, können fi die Schüler feine Nähe zu Nugen machen; die 
Schule kann mehr oder weniger zur Fachſchule fi erweitern, und dem 

Lehrer ift es gejtattet, und wird fogar von der Behörde gern geftattet, wenn er 
die Schüler zu eigenen Arbeiten, die er für Dritte fertigt, augieht. — Dieſen 
aber muß die freie Wahl des Faches, dem fie fid) widmen wollen, überlaſſen 
werden, und der Schule bleibt nur vorbehalten, fie darin zu berathen, und 
wen fie nicht Tüchtiges leiften und dem Lernen der Andern hinderlid werden, 
ihnen die Thüre zu weiſen. 

Daß die Fortbildungsichule, um zur allgemeinen Bildungsanftalt, insbe- 
jondere für die auf den täglichen Nahrungserwerb angewiejene Claſſe ſich ge- 
ftalten zu können, ihren Unterricht in die Zeit legen muß, in der die VWertflätten 
feiern, ift wohl auf den erften Blid zu erfennen. In der That gedeihen fie 
nur da, wo dieſer Anforderung auf das Sorgfältigfte Rechnung getragen wird. 
Nichtädeftoweniger wird von eingebildet-philanthropiicher Seite mannigfach dagegen 
angelämpft, und ſogar auch die Eröffnung der gewerblichen Schullofale an Sonn- 
tagen ı angefochten, welche dem in der Dachkammer frierenden Jünglinge Gelegen- 
beit gibt, ebenfo, wie der Sohn des Meifterd dem des Vaters warme Stube 
zu Gebot ftebt, im gebeizten Lokale fi) auf eine höhere geiftige oder artiftifche 
Ausbildung emporzufcwingen; ja man ift fogar im überfrommen Eifer jo weit 
gegangen, während eines zur bequemften Stunde abgehaltenen confeljionellen 
GSottesdienftes den Angehörigen ganz anderer Neligionen den Aufenthalt in der 
confeffionslofen Gewerbeſchule zu verbieten, und humane Bertheidiger der natür— 
lichen Rechte der bildungsbebürftigen Jugend als Religtionsverächter zu denunciren ! 
Ueber dieſe befangenen Anſchauungen geht mehr und mehr die Zeit zur Tages— 
ordnung über, und wir werben deßhalb mit dem Verlangen, den Unterricht in 
der Fortbilbungsfchule in die Feierzeit dev Werfftätte zu legen, um jo mehr 
offen hervortreten dürfen, als die Verſuche (wir reden bier nicht von den Fach— 
ſchulen und Yehrwertftätten) ihn zur Arbeitszeit zu geben, bis jegt noch 
nirgends auch mur entfernt ähnliche Wefultate geliefert haben, wie die mit 
mäßigem Sonntags = Unterrihte combinirten Feierabend— 
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ſchulen. — Der Unterriht in den ſpäten Abendftunden muß allerdings er— 
heblich höher honorirt werden, als derjenige zur Tageszeit. In Württemberg 
bezahlt man die von S—10 Uhr Abends gegebenen Yeltionen meiſtens doppelt 
fo hoch, al3 die am Tage gegebenen, und hat gefunden, daß dieſem kleinen Opfer 
weit überwiegende Vortheile gegenüberftehen. 

B. Die „Gewerblihe Fachſchule“ muß ihre Grenzen enger und beftimmter 
ziehen, als die Fortbildungsfchule. — Indem fie nur für ein einziges beftimmtes 
Fach (Gewerbe) ausbildet, muß fie von dem Eintretenden in feinem eigenen 
Intereſſe wie in demjenigen der Schule verlangen, daß er ſich in der Fortbildungs- 
ſchule die nöthige allgemeine Vorbildung erworben habe. Ihre ſämmtlichen 
technifchen und artiftifchen Penſen find ihr durch das Fach vorgeichrieben, für 
welches fie ihre Zöglinge zu bilden hat; fie hat alle diejenigen ſchwierigeren 
Funetionen des Gewerbes in ihr Gebiet hereinzuziehen, melde fid) vom Ge- 
fchäftsbetrieb in der Werfftätte losſchälen laſſen, dagegen aber auch der letzteren 
die Herftellung alles Desjenigen zu überlaffen, was der Arbeiter nicht obne 
Mitwirkung Anderer fertigen, oder was nicht ohne ftörenden Eingriff in den 
Betrieb der Werfftätte aus derfelben entfernt werden fan. — Indem ſie folder 
MWeife, fo tief ald es ohne wirkliche Fabrifation mit Stoffeinfauf, Yöhnen und 
Productenverlauf möglich ift, in das Bereich der Werkftätte eingreift, d. h. ſolche, 
eine höhere willenichaftliche oder artiftiiche Befähigung erheiihende Operationen 
in der Schule üben läßt, welche zwar in der Werkftätte in Anwendung kommen, 
aber auch in der Schule vorgenommen werden können, entzieht fie fich der für 
fie unlösbaren und verderblihen Aufgabe, ſich mit Anfchaffungen oder Ver: 
werthungen irgend welder Art zu befaflen, und ſich mit Einrichtungen zu ver: 
fehen, durch welche die Schule ſich zur Werfftätte umzugeftalten hätte. Sie 
bleibt aber auch eben dadurch mit den Gewerben in inniger Verbindung, und ift, indem 
fie Hand im Hand mit ihnen vorangeht, ihrer Unterftügung gewiß, und der Schüler, 
der in der Schule fih Gründlichkeit und Präciſion erwirbt, wird gleich- 
zeitig in der Werfftätte zum nugbringenden Arbeiten erzogen. 

Zur Leitung der gewerblihen Fachſchule bedarf e8 abjolut eines im frag- 
lihen Fache ſowohl praftifch als theoretifch durchgebildeten Mannes; verfelbe 
muß ebenfo bewandert jein in den Manipulationen, in der Materialbe- 
Ihaffung und Berwendung, und ſelbſt in den Abfasbedingungen des betreffenden 
Gewerbes, wie in den wiſſenſchaftlichen Disciplinen, auf welde die Ausübung 
defielben fich ftütt. Da ein großer Theil feines Unterrichts in perfönlicher 
Unterweifung der einzelnen Schüler beftehen muß, fo fann die Zahl der legteren 
keine fo große fein, wie beim allgemeinen Fortbildungsunterricht. Dagegen ift 
e3 bei den Fachſchulen in der Regel durchführbar, daß die Principale ihre Leute 
auch zur Arbeitszeit in die Schule jenden, 

Was bei Errichtung der Fachichulen befonders zu empfehlen ift, iſt die 
Haltung illuſtrirter Fachblätter, die Anlegung einer Sammlung der in das Fach 
einfchlagenden Materialien, und womöglich aud einer Sammlung aus dem— 
jelben ftammender ausgezeichneter Fabrifate und Photographien. Das mit dem 
Jahre 1849 begonnene württembergiihe Gewerbemuſeum (Mufterlager) bat in 
Verfolgung dieſes Zieles eine neue Bahn gebrochen ; e8 hat indem e3 den Schulen 
und ihren Lehrern das Neuefte zuführte, auf das Gewerbe dieſes Landes ſehr 
nützlich eingewirkt, und deßhalb auch vielfache Nachahmung gefunden. 
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Sehr zwedentſprechend ift es, menn bie Leiter der Fachſchule zugleich, das 
Fach, welches jie zu lehren haben, praftiich ausüben, alfo 3. B. Bildhauer, 
Graveure, Zimmermaler, Ardjiteften ıc. x. find, und dabei ftrebfamen jungen 
Leuten, denen andere Werkftätten die Gelegenheit zur alsbaldigen Anwendung 
des Gelernten nicht bieten, oder minder gut bieten, außerhalb der Unterrichts 
ftunden Arbeit mit entfprechender Löhnung geben künnen. 

Dagegen tft: vor einer theoretifchen Ueberbildung fehr zu warnen, welche 
die Zöglinge mit Lehren überfüllt, die fie wicht verbauen können. Sehr häufig 
werden fie dadurch der manuellen Thätigfeit bleibend entrüdt, und da fie zu einer 
höheren Wirkfamfeit doc nicht reif werden, jo gereicht ihnen ihr Schulbeſuch 
fchließlich anftatt zum Heile, zum Berderben. 

©. Die Kehrwerkitätte, welche nicht blos Schule, fondern auch Fabrifationg- 
anftalt, wenn auch nur im Kleinen fein muß, hat ihren Schwerpunft in ber 
wirflihen Waarenverfertigung, und zwar in der Berfertigung beſonders 
mujterhafter, durch Technit und Geſchmack ausgezeichneter Waaren, alfo in der 
gewerböartigen Leiſtung des Höchſten, wa3 von dem betreffenden Induftriezweige 
verlangt wird, zu ſuchen, wobei ſie ihre Schüler zugleich zum lucrativen Betriebe 
heranbilden ſoll Der Natur der Sache nach kann ſie ſich nur mit vorgebildeten 
Leuten befaſſen, mit einer Elite ſolcher, welche in Schule und Werkſtatt bereits 
für ihre Fahbildung einen quten Grumd gelegt haben, und bei dem Eintritt in 
die Anftalt fofort an die Höheren Aufgaben ihres Faches gehen können. Sie 
muß unter beftändiger commerzieller Gontrole ftehen, dadurch, daß durch Fauf- 
männiſche Hand ihre Producte verwerthet, und die dazu erforderlichen Materia- 
lien geliefert werben. 

Allerdings kann es aud) Lehrwerkftätten geben, welche es ſich nur zur Auf: 
gabe machen, Leute, welche noch aller Borübung entbehren, zur Handfertigfeit in 
einem leicht zu erlernenden Gewerbe beranzubilden, wie dieſes 3. B. im Anfange 
ber fünfziger Jahre in den fogenannten ateliers d’apprentissage in Belgien 
der Fall war, und auch in Württemberg mehrfach in Anwendung fam. Man 
ließ da unter Aufficht und Leitung von aus Öffentlichen Mitteln belohnten Lehr— 
meiftern arbeitsloje Yeute durch Gewebehändler beichäftign. Wir fünnen aber 
von diefen Anftalten, welche mehr in das Gebiet der Arınenunterftügung, als in 
das der Induſtrie gehören, hier ganz abjehen, weil fie nur bei abnormen Zu— 
ftänden in Anwendung kommen, und mit dem Verſchwinden berjelben dadurch 
wieder aufhören, daß die Induftrie die müßigen Kräfte wieder direkt an ſich zieht. 

Dagegen kann es fi nur empfehlen, und ift e3 bei gemwillen Fächern, 
3. DB. der Weberei, deren Theorie und Praris zum Theil aufs Engfte ver: 
flochten find, jogar notwendig, mit der Unterweifung in der Lehrwerkftätte einen 
auferhalb der ermäßigten Arbeitszeit zu gebenden Unterricht in den dem Ge— 
fhäfte unmittelbar förderlichen wiffenfchaftlihen und artiſtiſchen Fächern zu 
verbinden. 

Das Unterrihts- Programm der Yehrmwerfftätte beftimmt ſich von 
jelbft aus dem Fade, das fie zu cultiviren hat. Sie bedarf in erfter Linie 
eines ſowohl techniſch als merkantil durchgebildeten praftiihen Fachmannes, 
welchem jedoch auch ein gewiſſer Grad von Vorbildung in den einſchlägigen 
wiſſenſchaftlichen und artiſtiſchen Fächern nicht fehlen darf, für die ihm beſondere 
ſpecifiſch ausgebildete Lehrkräfte zur Seite geſtellt ſein müſſen. Außerdem aber 
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muß für den öconomifchen Theil des Geſchäfts, wie Materialbeſchaffung, Waaren⸗ 
übernahme, und Waarenabſatz, für die Auslohnung der fabricirenden Schüler, 
und des für die Fabrilation erforderlichen Hilfsperſonals, in der Art gejorgt 
jein, daß die Lehrer davon nur infoweit in Anfprud genommen find, als Dis- 
ciplin, techniſche Leitung und Fabrikation nothwendig zufammenhängen, während 
die faufmännifche Verwaltung abgetrennt beforgt wird. 

Die Lehrwerkftätte bedarf außer der fachmännijchen Yeitung — deren Au— 
ordnungen, innerhalb der vom Zwecke der Anftalt vorgezeichneten Örenzen maß⸗ 
gebend ſein müſſen, für ihren ganzen Unterricht und Betrieb — eines von 
hervorragendſten Sefchäftsinhabern der betreffenden Induſtrie gebildeten Sach⸗ 
verſtändigen⸗Conſortiums, welches die kaufmänniſche Pflege und Leitung beſorgt, 
und ſowohl die allgemeinen Directiven für die Führung der Anſtalt gibt, als 
auch die pecuntären Betriebsmittel beſchafft. Wenn das Yehrperfonal und die 
Einrichtung der Anftalt auch aus öffentlichen Mitteln bejtritten werden, fo ift 
ummer noch ein Unternehmer für den gefammten Betrieb notwendig, und 
diefer muß das joeben benannte Gonjortium jein, das die Sefammtintereiien 
vertritt, welden die Anftalt in erſter Linie dienen fol. — Zu deſſen Bildun 
ſowie zur Beichaffung der Arbeitsaufgaben wie der Betriebsmittel erſcheint die 
Form der Aktien-Gefellichaft als die geeignetfte Der Borftand derfelben iſt 
dann von den andern Patronen der Anfialt — Staat und Stadt — zur ge: 
meinſchaftlichen Principalichaft derſelben zuzuziehen, um mit ihnen im Ein- 
verftändniß für die Erfüllung der Verpflichtungen zu jorgen, welche die Gejell- 
ichaft übernommen hat. 

Einen mächtigen Hebel zur Hebung und Verbreitung diefer ſämmtlichen 
Arten von Gewerbejdhulen bilden periodiſche öffentlibe Schau- 
ftellungen ihrer Xeiftungen, welde am Schluß jeden Schuljahrs ftatt- 
finden follten. Ste gewinnen den neuen Jnftituten Freunde, und jpornen Yehrer 
und Schüler (legtere namentlih wenn Prämienvertheilungen damit verbunden 
find) zum ftetigen Fortichreiten an. 

Dagegen jollte man ſich doch ja hüten, dergleichen Bildungsanſtalten auf 
dem Wege des „Generale's“ oder „Normale's“ mit einem Schlage allgemein 
einführen zu wollen. Es ift ja num einmal nicht zu verkennen, daß der Menſch 
an der Hand des Borgangs viel williger folgt, als an der der bloßen Lehre 
oder gar des Befehles; außerdem aber find die Bebürfniffe der Fortbildung 
und Ausbildung faſt an jedem Orte wieder andere und wechſeln mit der Zeit, 
die Fortbildungsſchulen können deßhalb nicht fertig hingeſtellt werden, ſondern 
man muß ſie entſtehen und wachſen laſſen, muß da und dort Beilpiele 
binftellen, welche überzeugen, und der MWiderrede den Boden entziehen, die 
niemals ausbleibt, wo Unfähigkeit und übler Wille mit in Concurrenz treten. 
In Württeniberg hat man 1853 mit 2 Schulen begommen; im Jahre 1854 
wurden e8 bereit3 15, und jett beitehen deren 157, umd ihre Zahl ift mehr im 
Zunehmen, als die Behörde Angeſichts beftehender öeonomiſcher Verhältniſſe 
es wünfchen fann. Es empfiehlt fi fehr, den Fortbildungsunterricht an den 
Yandorten auf die Fächer zu beichränfen, welche für den jpäteren Bejucd einer 
mit größeren Mitteln ausgeftatteten ſtädtiſchen Schule worbereiten, in den com— 
merztell günftig gelegenen Städten aber wohlorganifirte Fortbildungsjchulen zu 
errichten, und dieſelben für diejenigen örtlichen Gewerbözmweige, welche die grüßte 
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Entwidlungsfähigkeit haben, allmälig durch Fachſchulen zu erweitern. Indem 
dann vermöge der vereinten Anziehungskraft von Stadt und Schule auf det 
gewerblichen Nachwuchs vom Lande diejer in reichlichem Maße ihnen zuftrömt, 
fönnen foldye Städte auch fi mehr und mehr zu Goncentrationspunften für eme 
gleichartige Gewerböthätigkeit geftalten, wie ſolches die unerläfliche Bedingung 
für eimen Iucrativen Groß-Gemwerbebetrieb überhaupt ift. 

Auch bezüglich ter Lehrerbildung dürften, damit wir unten, bet directer 
Beantwortung der geftellten Fragen, uns um fo fürzer faflen können, hier noch 
eimige Worte am Plage fein. 

Der durch die Werfftätte gegangene, und babei wiſſenſchaftlich oder artiſtiſch 
gebildete Mann bleibt freilic immer der geeignetfte Lehrer für die Gemerbefchule. 
Dagegen fann aber auch der Schulmann von Profeffion an derſelben Tuchtiges 
leiſten, wenn ihm mit richtigen Lehrmitteln und von allgemeiner gebildeten, 
inmitten der gewerblichen Unterrichtsertheilung ſtehenden Lehrern regelmäßig 
wiedertehrend am die Hand gegangen wird. — Deßhalb iſt, ſobald es ſich 
um die Ueberwachung einer Mehrzahl von Schulen handelt, ein dieſer An— 
forderung entſprechendes Viſitationsſyſtem von größter Wichtigkeit. In 
Württemberg find es ausichlieflih Haupt⸗Lehrer, die an Fortbildungsſchulen 
durch beſonders tüchtige Leiſtungen ſich hervorthun, welche die periodiſchen 
Viſitationen beſorgen, dabei die betreffenden Lehrer berathen, die Ortsbehörde 
animiren, und der Centralbehörde den Stoff liefern, das meiter Erforderliche 
zu thun, — wobei fie aber auch einen ſchönen Theil von Erfahrungen zum Nugen 
der eigenen Schule einheimfen. 

Dabei kam eine ſorſſame, fachverftändige Eentralbehörde immer nod das 
Meifte thun, und wird e8 auch thun, wenn fie, wie e3 ja dermalen in faft allen 
deutfchen Ländern, ganz befonders aber in Württemberg der Fall ift, von dem 
das Schulweſen leitenden Mintfterium in wohlmollender, einfichtspoller Weife 
geleitet und unterftütt, umd ihr der zu einem freudigen und fruchtbaren Wirken 
unerläßliche freie Spielraum gelaffen wird. 


II. 

Nachdem nunmehr genügend feftgeftellt fein dürfte, im welchem Sime die 
Benennungen: Fortbildungsſchule, Fachſchule, Lehrwerkſtätte hier 
angewendet werden, iſt zur Beantwortung der geſtellten Fragen ſelbſt überzugehen. 

Zu 1). — Was die erfte derfelben betrifft, nämlich: in welhem Umfange 
fih die Errihtung gewerbliher Fahfhulen und Lehrwerk— 
ſtätten für die verjhiedenen Zweige der Handarbeitempfiehlt? 
— fo muß zunächſt darauf hingewiefen werben, wie die Verſchiedenheit diefer 
zwei Arten von Lehranftalten e8 nothwendig macht, in der Beantwortung der 
Frage forgfältig zwifhen gewerbliden Fachſchulen und Lehrwerk— 
ftätten zu unterfcheiden. Wie bereit? angedeutet, haben die gewerblichen 
Fachſchulen dem Bedürfniſſe ort3anfäffiger Werkftätten zu entfprechen, wogegen 
die Lehrwerkſtätten ſich ebenſowohl mit fremden als mit ortsanfäffigen 
Zöglingen befafien können. 

Während die Errichtung der allgemeinen gewerbliden Fort- 
bil dungsſchulen an allen mit einigem Gewerbebetrieb verfehenen Orten zu 
empfehlen ift, mo geeignete Lehrkräfte zu erhalten find, empfiehlt 1 die Er- 

Schriften XV. — Hortbildbungsichulen. 
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— *— von Fachſchulen nur in Städten, wo in einer größeren Anzahl gleich⸗ 

er MWerfftätten ein über das Gebiet der Fortbildungsſchule hinausgehendes 
—*5 gewerbliches Unterrichtsbedürfniß ſich zeigt, was da der Fall ſein wird, 
wo ſolche Gewerbe ſich beſonders cumulirt haben, welche neben einfacher und 
präciſer Handarbeit zugleich in das Gebiet der Kunſt oder der Wiſſenſchaft hinein⸗ 
zugreifen haben. Wir zählen hierher die Gewerbe der Bauarbeiter, der Gold- 
und Siberarbeiter, der Graveure und Modelleure, der Kunftichreiner und Kunft- 
gießer, der Zimmermaler, Stuffatore und andere von den plaftiichen oder graphtichen 
Künften Gebrauch machende Gewerbe, jodann die complicirteren chemiſchen Gewerbe, 
wie Färber, Galvanoplaftifer u. ſ. f., in Summa aber alle diejenigen Gewerbe, 
deren fchwierigere Aufgaben der Einzelne wohne Mitwirkung Anderer und ohne den 
Gebrauch von Apparaten löfen kann, für welche e8 der Schule an Raum und 
jonftiger Einrichtung fehlen würde. Die BZöglinge folder Schulen können fogar 
bis zu einem gemiljen Grade Schularbeit und Werfftättenarbeit mit einander 
verbinden. Es kann 3. B. der junge Arbeiter, welcher in der Werfftätte die 
ornamentalen Theile eines Möbels zu fertigen hat, das Material zu denfelben 
einzeln vecht wohl mit ſich in die Schule nehmen, um dort von feinem artiſtiſch 
gebildeten Lehrer vie nöthige Unterweifung in der Anfertigung zu erhalten, ohne 
daß er deßwegen das ganze Möbel in die Schule bringen würde. Dieſe hat 
mit Arbeiten, wie Sägen, Hobeln, Stemmen, Leimen und dergl., Nichts zu thun, 
weil es offenbar höchſt verkehrt wäre, dieſe Operationen, die ſich unter Geld— 
erwerb in jeder Tifehlerwerkftätte erlernen laſſen, mit Geldaufwand in 
der Schule zu lehren. Ebenſo kann der Färber, im Anſchluß an den ihm in 
der Schule gewordenen chemiſchen Unterricht da® Färben kleiner Proben von 
Stoffen vornehmen, das er nachher in feiner Werkftätte im Großen auszu— 
üben bat, u. |. f. Damit aber eine ſolche Fachſchule gedeihen kann, ift es abfolut 
nothwendig, daß der Schüler, ehe er eintritt, nicht mur den Unterricht einer Fort= 
bildungsichule genofien, jondern auch die Handhabung der Werkzeuge, und über- 
haupt die ſämmtlichen einfachen Arbeiten feine® Gewerbes bereits erlernt, umd 
fih auch die mefentlichften Meaterialtenntnifje erworben bat, wozu ihm die . 
Werkftätte alle Gelegenheit in der einfachften Weiſe darbietet. 

Wo die Mitwirkung eines erheblichen Lokalen Gewerbebetrieb nicht zu 
erzielen ift, da kann die Errichtung von Fachſchulen nicht empfohlen. werden, 
weil der Schule die geeigneten Zöglinge fehlen, oder die Lehrer verführt werden 
würden, fid ind Gebiet der Lehrwerkſtätte zu verirren, und in einer Weife fertige 
Gegenftände fabriciven zu laſſen, welde Dilettanten anftatt Arbeiter ausbilden, 
ihlieglih aber zum öconomiſchen Ruin der Schule wie der Schüler führen 
müßte. Diefe Behauptung kann kühn ausgeſprochen merden, denn es liegen 
biefür leider nur zu viele factiſche Beweiſe vor. Der Verfaſſer hat es ſich feıt 
vielen Jahren, namentlich aber auch wieder in neitefter Zeit in der alten und im 
der neuen Welt zur befonderen Aufgabe gemacht, Fachſchulen zu bejuchen, von 
denen man viel Rühmens in Zeitichriften ımd Büchern begegnet ift, und fo 
manche beftechende Scauftüce auf den Austellungen bat figuriren jehen, und 
er bat aud fett Jahren ſich jelbft mit der Errichtung und Ueberwachung von 
Fachſchulen befaßt; überall aber hat ihn die Erfahrung belehrt, daß da, wo die 
Fachſchule von der Werfftätte fih emancipiven, ihr Borbild anftatt ihre 
Helferin fein wollte, nur Flägliche Rejultate erzielt, in der Regel nur Leute 
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herangebildet wurden, welche nichts weniger als den Namen „Arbeiter“ verdienen, 
und welche längere Zeit ſelbſt im Aufſichtsdienſte kaum verwendbar, und — von 
andern Mängeln nicht zu reden — nur mit Mühe endlich noch auf den Weg 
einer einigermaßen rentabeln Thätigkeit zu bringen waren. 

An die Fachſchulen möchte der Verfaſſer die zuerft in Württemberg aufs 
getauchten, und über Erwarten fchnell zu größerer Ausdehnung gelangten 
Srauenarbeitsfhulen amreihen. Zwar umfaſſen dieſelben die ganze 
weiblihe Handarbeit, weßhalb fie in der Regel auch aus verfhiedenen 
Fach-Abtheilungen zufammengefegt find, und liefern neben den Stubien- 
arbeiten meiftens zum Gebraude fertige Gegenftände. Die Darftellung diefer 
letzteren wird aber nicht gewerb3= und erwerbämäßtg in den Schulen betrieben; 
fie dienen entweder zum eigenen Gebrauche der Schülerinnen oder ihnen nahe— 
ftehender Perfonen. Die Schulen beſchränken ſich darauf, Handgefhid und Ge— 
ſchmack auszubilden, und überlaffen, abgejehen von einem ebenfalls, ertheilten 
theoretifchen Unterricht in einigen Handelsfähern, die Einübung in die öconomiſche 
Verwerthung des Gelernten der fpäteren Yaufbahn ihrer zahlveihen Zöglinge. 
Die Errichtung folder weibliher Fachſchulen empfiehlt ſich wohl überall, wo 
qualificirte weibliche Lehrkräfte fic) finden, deren Ausbildung man in Württem⸗ 
berg ſich ſehr angelegen fein läßt. 

Die Lehrwerkſtätte ift, wie bereits bemerkt, nicht jo unbedingt an die 
lofalen Gemwerböverhältniffe gebunden, weil fie ihren Schülern Gelegenheit gibt, 
ſich das Nothwendigfte für den Lebensunterhalt zu verdienen. Dagegen tft es 
natürlich ihrer Wirkſamkeit ebenfalls fürderlih, wenn das Fach, das fie lehrt, 
in ihrer nächſten Umgebung in größerer Ausdehnung induftriell betrieben wird. 
Nicht nur ift ihr dadurch eine größere Anzahl von Schülern gefihert, ſondern 
fie verfieht fih auch um fo leichter mit geeigneten Lehrträften und Hilfsmitteln, 
und kann ihren Böglingen Gelegenheit geben, auf Excurſionen, die fie unter 
der Veitung des Lehrers maden, den größeren Gejcäftsbetrieb auf dem Wege 
der Anſchauung kennen zu lernen. 

Die Einrichtung von Lehrwerkftätten ift vorzugäweife angezeigt bei Gemerben, 
welche fi) in geichloffenen Räumen betreiben laſſen, und bei welden der Einzelne 
jeine Arbeit ziemlich felbftändig fertig macht (eine weitgehende Arbeitötheilung 
alfo nicht ftattfindet), wie 3. B. bei der Bildweberei. Zu erheblichen Er— 
folgen gelangen fie aber nur durch die oben bezeichnete, auf eigenem 
Intereſſe beruhende Beihilfe aus induftriellen Kreifen unter unmittelbarer pecu= 
niärer Betheiligung, bei welder hervorragende Induftrielle den unvermeiblichen 
mercantilen Theil der Anftalt in die Hand nehmen, für genügende, den neueften 
Fortſchritten im Gewerbe entſprechende Beſchäftigung der Schüler Sorge tragen, 
das von diefen Erzeugte verwerthen, und aus dem Erlöfe die an die Schüler 
zu verabreichenden Yöhne beftreiten, 

Nur auf diefem Wege kann eine ſolche größere Lehranſtalt wirklich praktiſch 
brauchbare Leute liefern. — Indem fie Lernen und Verdienen mit einander ver— 
bindet, bewirft fie, daß der Schüler, während er ſich techniſch und artiftifch 
ausbildet, auch mit feiner Zeit rechnen und den öconomiſchen Theil feiner Arbeit 
in erfte Linie ftellen, aljo den Arbeitgeber — eventuell als fpäterer felbftftändiger 
Unternehiner, fein eigenes öconomiſches Bedürfniß — befriedigen lernt. 

Solche Lehrwerkftätten fünnen neben Erfüllung ihres Yehrzwedes auch als 
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Verſuchsſtationen für den betreffenden Induſtriezweig dienen, ſofern ſich nicht die 
Geheimnißkrämerei in den Weg ſtellt, zu welcher aber bei dem nun beſtehenden 
Mufter- und Patentfhuge kein Grund mehr vorhanden ift. 

In dem Gebiete der Tertil- Induftrie haben die Lehrwerkſtätten ſchon jehr 
großen Nugen geftiftet, umd ftiften ihn noch täglih. Außerhalb derjelben er— 
beblich nützlich wirfende öffentliche Lehrwerfftätten aufzufinden, hat fi) dagegen 
der Berfafler vergeblich bemüht. Die Urſache ift wohl die, daß bei der Bild- 
mweberei, um die e8 fich hier wejentlich handelt, die Hauptichwierigfeiten, durch 
welche der Neuling ſich hindurchzuarbeiten hat, in dem vorbereitenden 
Theile feiner Arbeit, der Stuhlvorrihtung liegen, er bet diefer aber unter Aufjicht 
eines Yehrer3 arbeitet, welcher feine Fehler paſſiren läßt, während er für die nadh- 
folgende manuelle Arbeit jchon bei feinem Eintritt in die Anftalt genügend 
eingeübt fein muß. Den Waaren, melde die Webejhule auf den Markt 
bringt, fieht man defhalb bei quter Yeitung die Schülerhand nicht an, wo— 
gesen fie an den Erzeugnilfen aller andern Arbeitsichulen zu erfenmen ift, deren 

este Vollendung von der Gefchieflichkeit des Arbeiters abhängig iſt. Die für 
andere Fächer errichteten Lehrwerkftitten (Steigerfhulen, Schreinerihulen, Haf- 
nerfchulen ꝛc.) hat — wohl aus diefem Grunde — der Verfaſſer meiftens zu 
Fachſchulen reducirt, oder im öconomifchen Zerfall befindlich getroffen, oder waren 
fie deßhalb zu ſcheilen im Begriff, weil die Ausbildung des Schülers in der 
Anſtalt viel theurer kommt, als ſie mittelſt eines verabreichten Wanderſtipendiums 
— und dazu noch viel beſſer — erzielt werden könnte. 

Wo freilich ein großes gewerbliches Etabliſſement ſich herbeiläßt, neben der 
Vielzahl anderer Arbeitswerkſtätten auch eine fogenannte Lehrwerkſtätte für 
beſonders begabte und ſtrebſame junge Leute zu errichten, und für 
dieſe die geeignete Arbeit auszuſcheiden, da können die ſchönſten Reſultate erzielt 
werben, wie das der vortrefflich Meßmer in Graffenſtaden bewieſen bat. 
Leider aber ſind dieſe Anſtalten ebenſo ſelten, wie die Leute, welche ihrem 
ſoeben genannten Begründer es gleich thun an Liebe zur Arbeit, zur Wiſſen— 
ſchaft und zur freblamen Jugend, und es iſt deßhalb an ihre Berallgemeinerung 
nicht zu denfen. 

Der Berfaffer möchte fomit im Rückblick auf feine Beobachtungen und 
Erfahrungen die Erridtung von Lehrwerkftätten nur für die Tertil= Induftrie, 
und zwar insbefondere die Weberei und Wirferei empfehlen. Dabei darf er 
freilich nicht verfäumen, ausdrüdlich zu bemerken, dafs hiedurch den Ackerbau⸗ 
ſchulen, Wein: und Obſtbauſchulen, die wohl aud) in die Kategorie der Lehr— 
werfftätten zu ziehen wären, des Näheren nicht entgegengetreten fein foll. 

Zu 2).— Die Frage: wie das Verhältniß der Fahjhulen und 
Lehrwerfftätten zu den gewerbliden Fortbildungsihulen, 
ſeien diefe obligatorifch oder nicht, ſich geftalten foll, führt: 
zunächft auf die Vorfrage: ob der Beſuch diefer Arten von Gemerbefchulen 
obligatoriſch ſein ſoll oder nicht? — Hierüber hat der Verfaſſer feine auf bie 
Erfahrung im eigenen Lande geſtützten Anſichten ſchon oben ausgeſprochen. 

Ein irgendwie eripriefiliches Verhältnig der gewerblichen Fachſchulen und 
Lehrwerfftätten zu obligatorifhen gewerblichen Fortbildungsſchulen oder diefer zu 
jenen, wüßte der Verfaſſer nicht zu finden; er kann gegentheilig nur vor allen 
Verſuchen, ſolche obligatoriihe Schulen zu errichten, — abrathen, über⸗ 
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zeugt, daß alle darauf verwendete Mühen und Koften vergeblich fein würden. 
Er fügt ſich dabei auf die Erfahrungen Württembergd, wo bei mehr als 
30jährigen angeſtrengten Verſuchen mit dem obligatoriſchen gemerbliden Fort— 
bildungsunterriht nur die magerften Reſultate erzielt wurden, mährend, jobalb 
der Beſuch diefer Schulen freigegeben war, diefelben ſich füllten, und insbejondere 
mit der Berpflichtung der Erlegung eines Schulgeldes vor dem Eintritt und 
Androhung der Ausweifung bei wiederholten Verſtößen gegen Fleiß und Orb- 
nung, die jchönften Erfolge eintraten. Viele unnüge, zunächft ver Schule der 
Noth bedürftige Jungen blieben glüdlih weg; aber am ihrer Stelle trat eine 
große Anzahl beſſerer und reiferer Jünglinge, ja nicht felten ein völlig gereifter 
Mann ein. Auch einzelne Lehrer haben ſich diefem freien Unterricht entzogen; 
— 03 ift ja viel leichter und bequemer, ſich die Schüler durd den Polizeidiener 
beitreiben zu laffen, als diefelben durd einen wirklich nugbringenden Unterricht 
und ein wohlwollendes Entgegenfommen zahlreich anzuziehen! — Aber aud an 
dem Lehrer, der fich nicht in legterer Weiſe ein Auditorium zu verfchaffen weiß, 
und vielleiht den Aufenthalt im Wirthshaufe der Ertheilung einer nützlichen 
Abendlection vorzieht, verliert, wie die Erfahrung gelehrt hat, die Schule nichts, 
nein! fie gewinnt wenn er wegbleibt. Eben durch diefe Ausſcheidung aller Stören- 
friede erhielten. die Schulen den wahren Charakter der Fortbildungsfhule, 

Gerade darin Tiegt einer der wirffamften Factoren des freien und nicht 
unentgeltlihen, und durch die Benützung der Feierabendftunde ſogar erjchwerten . 
Unterriht3, daß er, fo zu fagen, das Sieb bildet, weldes bei dem gewerb- 
lichen Unterrichte das Spreu vom Weizen ſcheidet, daß er verhütet, daß bei 
dem Unterrichte leeres Stroh gedrojhen, und die Zeit des Schülers oder des 
Lehrers nutzlos vergendet wird. — Wer fich hierüber durch eigene Anſchauung 
weitere und ſichere Auffchlüffe verfchaffen will, ift eingeladen, die mwürttembergifchen 
Fortbildungsfchulen, Fachſchulen und Lehrwerkftätten, namentlih während des 
Winterhalbjahrs, wo auch die erftern in voller Thätigkeit find, zu befuchen, 
Die Fortbildungsſchulen findet er jo ziemlih im Verhältniß der gewerblichen 
Thätigfeit in allen Städten und fogar in manden Dörfern des Landes ausge» 
bildet, wo dann auch der Zeichenumnterricht in Latein- und Realſchulen forgfältig 
euftivirt wird, und fogar bis in die Volksſchule durchgedrungen iſt. Fachſchulen 
find in den meiften bedeutenderen Städten, befonders in Stuttgart, Gmünd, 
Reutlingen, Ulm, Heilbronn, Rottenburg, Rottweil, Biberach ꝛc. theils felbft- 
ftändig, theil3 mit den Fortbildungsſchulen verflochten zu finden, Lehrwerkſtätten 
in Reutlingen, Heidenheim, Laichingen. 

Wie im Allgemeinen die nicht obligatorifhen Fachſchulen und 
Lehrwerkſtätten an die Fortbildungsſchule anzuknüpfen, bezw. in den 
Bereich derfelben einzugreifen haben, ift ſchon oben (II) des Näheren auseinander: 
gefetst; fie müſſen einander in die Hände arbeiten, aber ihre Lehre muß eine 
völlig freie fein. 

Zu 3). — Gegenüber der herkömmlichen Lehre in den Wert: 
ftätten ftellt die Fachſchule, wie ebenfall3 oben dargethan, andere Anforderungen 
al3 die Lehrwerkftätte. Für die erftere, die Fachſchule, bedarf es eines möglichft 
inmigen Zuſammenwirkens und Parallelgehens mit der Werfftätte; die letztere, 
die Lehrmwerfftätte, kann ihre Aufgabe nur löfen, wenn ihr die Zöglinge von der 
Werkftätte vorgebilvet geliefert werden, wogegen auch die Werkjtätte das Beſte 
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nur leiſten wird, wenn ſie ihren Werkführern eine durchgreifende Fachbi 

in der Lehrwerkſtätte hat geben laſſen, was nur geringe Opfer an Zeit u 
Geld erheiſcht. Daß die Fachſchule die Werkſtätte des Meiſters nie erſetzen 
lann, iſt klar, eben weil fie derſelben abſolut bedarf. 

Was die Frage über das Recht zum Beſuche der Fachſchulen, bezw. der 
Lehrwerkſtätten betrifft, jo iſt es dem Berfaſſer vermöge ſeines Standpunktes 
nicht erfindlich, wie ein Recht zum Beſuche einer dieſer Anſtalten auf anderem 
Wege erworben werden kann, als durch die Bezahlung des Eintrittsgeldes, und 
wie ſolches verweigert werden ſollte, oder könnte, wenn dieſes Eintrittsgeld be— 
zahlt iſt. Dagegen iſt es ihm aber auch unerfindlich, warum nicht jeder dieſer 
Anſtalten das Recht zuſtehen ſollte, jeden eingetretenen Zögling nichtsdeſtoweniger 
auszuweiſen, wenn ſich herausſtellt, daß er die Kräfte und Mittel der Anſtalt 
nutzlos und zur Schädigung ihres Rufes und Schmälerung der andern Schüler 
im Unterricht in Anſpruch nimmt. 

Das Berhältniß von Vorbereitungsſchule und Fachſchule 

oder Lehrwerkſtätte wird ſich ganz von ſelbſt geben, iſt übrigens in der 
Einleitung wohl deutlich genug feſtgeſtellt worden. 
Die Frage: ob eine mit einer Lehrwerkſtätte verbundene 
Fachſchule die herkömmliche Lehrweiſe erjfegen könne? welde 
wohl jo gemeint ift: ob ein blos durch Fortbildungsichule, Fachſchule und Lehrwerk— 
ftätte gegangener junger Mann mit gleichem Erfolg in einer Werkſtätte als 
Urbeiter ſich einreihen könne, wie wenn er die übliche Lehre in der Werkſtätte 
jelbft durchgemacht hätte, ob es zwedmäßig, und für ıhm felbft heilfam ift, ihm 
die herfümmliche Lehrwerkſtätte erfparen zu wollen, muß nad Allem, was bereits 
gejagt worden ift, ganz unbedingt verneint werden. 

Selbſt wenn man diefe Frage bejahen fünnte, würde ſich übrigens daraus 
fein erheblicher Nugen ableiten laſſen, weil unüberwindliche öconomiihe Schwierig: 
keiten im Wege ftünden. In der gewöhnlichen Gewerbslehre dedt der Lehrling 
die Koften derjelben und feiner Eriftenz jehr oft ganz, und wo dieſes nicht der 
Fall ift doc zum großen Theile, durch feine Arbeit. Das kann in der Fort— 
bildungsihule gar nicht, in der Lehrwerkftätte erft nach einer gewiſſen Lehrzeit 
eintreren. Die Fachſchule aber kann mit ihm ohne Werkftätte faſt gar Nichts an- 
fangen. Dabet wären denn für die beiden erfigenannten Anftalten immer noch die 
Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln umentbehrlih, ohne welde fie nicht beftehen 
fönnen. Die Gemwerbelehre würde alfo dadurd) vertheuert, und damit das Gewerbe 
nicht unterftügt, ſondern geichädigt werden. — Und mo wollte man alle die Yehrer 
für eine foldhe Vielzahl von Lehrwerkſtätten herbelommen? — Welchen devajtirenden 
Einfluß hätte eine ſolche Aushebung der beften Kräfte auf die Werfftätten- 
arbeit jelbit? Und wie follte ein ſolcher durchgeführter Organismus, der ald- 
bald der Heerd der wildeften Extravaganzen in Kunftgewerbe und Technik würde, 
geleitet werden ? 

Zu 4). — Für die vierte Frage: ob nämlich an den erfolgreidhen 
Beſuch gewerblidber Fachſchulen und Lehrwerkſtätten gewiſſe 
Vortheile in Bezug auf militäriſche Dienſtpflicht geknüpft 
werden können, ergibt ſich die Beantwortung aus der deutſchen Wehr— 
prdmung vom 28. September 1875, wie fie in dem Gentralblatte für das 
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deutſche Reich vom 8. Oktober 1875 No. 41 Ziff. 4 verkündigt iſt, wo in 
8 89 Ziff. 6 gejagt ift: 

„Bon dem Nachweis der wilienfchaftlihen Befähigung dürfen entbunden 
werden: 

a. junge Leute, welche jich in einem Zweige der Wiſſenſchaft oder Kunft, 
oder in einer anderen, dem Gemeinweſen zu gute kommenden Thätigkeit 
bejonders auszeichnen ; 

b. funftverftändige oder mechaniſche Arbeiter, welde in der Art ihrer 
Thätigfeit Herporragendes leiſten.“ 

Hier handelt es ſich aljo nur darum, daß man fid) von Seiten der 
Schulen und ihrer Oberleitung um die bejonders hervorragenden Schüler an- 
nimmt, und die Anſprüche, die das Gejeg einräumt, ‚vor der Aushebungs- 
behörde gehörig vertritt. Daß Solches, wenn genügend begründet, nicht ohne 
Erfolg ift, hat auch die Erfahrung in Württemberg bereits gelehrt. 

Eo dankbar dieſe durch ernſte Benügung für die Gewerbeichulen zu erwarten- 
den Bortheile gegenüber der Meilttärpflicht anzunehmen find, jo jehr bleibt des 
Weiteren zu wünjchen, daß bezüglich derjelben der Begriff der Schule jo weit 
in Anwendung komme, wie wir ihn im Eingange gegemwärtiger Abhandlung 
— haben, als wir als bedeutendſte Fortbildungsſchule die „Schule des 

ebens“ bezeichnet haben. Gerne könnte man ſich dann dabei die Beſchränkung 
gefallen laſſen, daß an den genannten Vortheilen nur theilnehmen dürfe, wer 
ſich verbindlich macht, ſofort ins Feld zu ziehen für das materielle Wohl des 
Vaterlandes, — ſchon in den Jugendjahren für den Vertrieb der Arbeitserzeug— 
niſſe Deutſchlands ſich vorzubereiten, und thätig zu ſein an den Grenzen unſeres 
Weltmarktes, ala Mitarbeiter an Filialen heimiſcher Comptorwe und Werkſtätten, 
ohne welche ein jolider und dauernder Export nicht möglih it. Um hier dem 
Bedürfniffe zu entſprechen, müßten aber die bezüglich des Militärdienftes zu ge— 
währenden Vortheile nicht nur darin beftehen, daß der Ausmarſchirte ſicher geftellt 
würde, auf Vorweiſung genügender Gonfulatszeugniffe in feinen Bemühungen gar 
nie beirrt zu werden von der Trommel, welder von dort aus rechtzeitig zu 
folgen doch nicht möglich ift, fondern auch, daß er die Koften des fogenannten 
Freuvilligendienftes ganz zu dDiefem Zwed perwenden dürfte. Ein ſolches von 
Jahr zu Jahr aus den deutichen Fortbildungsichulen, Gomptoiren und Wert: 
ftätten ſich neurecrutirendes Pionier-Korps würde im Laufe weniger Jahre zu 
Gunften deutichen Fleißes und Unternehmungsgeiftes an all’ den Stationen fid) 
ebenfall3 feitjegen, an welchen die andern commerciell höher entwidelten Bänder, 
namentlich durch ihre dort heimisch gewordenen jugendlichen Emiffäre ſchon fo 
gebe Erfolge erzielt haben; unter Darlegung deſſen, was deutſcher Geift in 

erbindung mit deutichem Fleiße zu leiften vermag, würden auch die unfrigen 
ihrem Baterlande fort und fort weitere Kanäle zu einem Austauſche feiner 
Arbeitserzeugniffe gegen die Schäge jener Länder eröffnen, deſſen es — von der 
Natur jo wenig begünftigt — nothwendiger bedarf, al3 irgend eine andere der 
Nationen, von denen es umgeben ift. 
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Gutachten über „Sewerbliches Fortbildungsweien“ 


erflattet vom 
Fabrifbefiger Fritz Kalle in Biebrid, 
nebft Specialgutacdhten zu Frage 4, 
vom General ber Infanterie z. D. von Ebel in Berlin. 
(Gefhrieben im Monat Mai 1878.) 


Die Erweiterung der naturwiſſenſchaftlichen Erkenntniß und die hierauf 
fußende Entwidlung des Maſchinenweſens und der gefammten Technik, die Er- 
leichterung des Verkehrs, die Veränderung der foctalen und politifchen Berhält« 
niffe, der Anfhauungen und Gefege, all das hat immerhalb eines halben Yahr« 
hunderts die Grundlage des Gemerbebetrieb8 auf das Vollſtändigſte verfchoben. 
Mehr und mehr trat an Stelle des Handwerks der auf Theilung der Arbeit 
beruhende Fabrikbetrieb, und mußte diefer Proceß ſich um fo raſcher vollziehen, 
je größer die materiellen Mittel und das geiftige Kapital wurden, melde fich 
der Grofinduftrie zumandten. Der Sieg der letteren wurde denn auch bald 
ein vollftändiger, da von Seiten des Handmwert3 Nichts geſchah, um das Feld 
zu behaupten, umd fo — wir jetzt ſogar manche Induſtriezweige fabrikativ 
betrieben, welche, man mögte ſagen, „naturgemäß“ dem Handwerk zufallen. 
Wenn nicht bald Einhalt geſchieht, wird das Handwerk, abgeſehen von gewiſſen 
Zweigen, bei welchen der Großbetrieb gar nicht oder nur ſehr ſchwer möglich 
iſt, wie z. B. bei einem Theile der Baugewerbe, bei Schlächterei und Bäderet :c., 
mehr und mehr auf bloße Flidarbeit beichränft werden. 

Die Handwerker fühlen das wohl und fie halten nicht zurüd mit ihren 
Klagen, die Zahl Derer jedoch, die die Urfachen diefer Erfcheinung begreifen und 
jelbftthätig die Hand an die Wurzel des Uebels zu legen bereit find, iſt noch 
verfchwindend Klein. Die Hauptwurzel aber ift der Mangel einer den erhöhten 
Anforderungen der Neuzeit genügenden Ausbildung der Handwerker umd zwar 
Mangel nicht nur an wilfenfchaftlicher umd technifcher, fondern auch wefentlic an 
Eharakter-Bildung'). 

ı) Um Mifverftändnifjen vorzubeugen, will. ich gleich bier darauf binweifen, baß 
ih überall nur die Momente hervorheben zu dürfen glaube, melde mit der Frage 
ber gewerblichen Fortbildung in engftem Zuſammenhange ſtehen. 
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Die alten gewerblichen Genofjenfhaften. waren Erziehumgsanftalten für die 
Handwerker, fie hielten den Sinn für eigne Ehre, wie für die Ehre der Ge- 
fammtheit im Einzelnen wad, fie ordneten den Egoismus dem Gemeinfinn 
unter. Die Meifter waren fi ihrer Pflichten gegenüber ihren Gejellen und 
Lehrlingen bewußt, der alte Meifter war der Vater und Erzieher des im feiner 
Familie, alfo unter feiner fortwährenden Auffiht aufwachſenden Lehrlings, er 
war gebunden dafür zu forgen, daß ein fittliher Menfc und tüchtiger Hand- 
werfer aus dem ihm amvertrauten Burfchen wurde. Der Lehrling dafür achtete 
in dem Lehrherrn feinen Meifter und ordnete fi ihm willig unter. Die Nothe 
wendigfeit des Nachweiſes der Befähigung vor Mebertritt in den Gefellenftand 
fpornte ihn zudem zu Fleiß und Aufmerfjamfeit an. Der heutige Meifter da= 
gegen (ic) jpreche natürlich hier, wie überall, mır von Durchſchnitts-Erſcheinungen, 
ich weiß ja recht wohl, daß es auch jet noch viele durchaus tüchtige Meifter 
gibt), der ja in der Kegel nicht mehr, wie früher, ein erfledliches Lehrgeld 
befommt, fondern umgekehrt dem Lehrling ſchon im zweiten oder Tängftens im 
dritten Jahre Yohn geben muß, und defjen fortdauernder Aufficht der letztere nicht 
felten dadurch entzogen tft, daft er nicht bei ihm wohnt, hat vornehmlich den 
Gefihtspunft im Auge, feine Lehrjungen geſchäftlich auszunugen, ob fie dabei 
etwas Ordentliches lernen, ift ihm umfomehr Nebenfahe, je weniger er hoffen 
darf, die Früchte einer mühlamen Erziehung zu genießen, während die Lehrlinge, 
frei von der früher beftandenen ftrengen Zucht und ohne das Bewußtſein der 
Berpflihtung gegenüber ihren Lehrherren, hauptjählih nah einem möglichft 
mübelojen, genußreichen Yeben trachten und den Meifter nicht nur, fondern nicht 
jelten jogar den Beruf ohne Umftände wechjeln, wenn fie dadurch für ben 
Augenblid mehr Annehmlichkeit, insbefondere größere Unabhängigfeit zu gewinnen 
hoffen. Die Nothwendigkeit der Erwerbung tüchtiger Fachkenntniſſe begreifen die 
Wenigften, fie brauchen ſich ja feiner Prüfung mehr zu unterwerfen, fie werben 
Gefellen und werben als joldye bezahlt, ob fie fleigig während der Lehrzeit waren 
oder nicht. (Daß Diejenigen, die legtere gut ammandten, im ſpäteren Leben meiſt 
beſſer vorantommen, entzieht ſich einfach ihrer Beobachtung.) Noch ſchlimmer 
ſieht es mit den Lehrlingen aus, welche ihre Lehre in Fabriken durchmachen, 
hier wird noch weniger auf harmoniſche Ausbildung geſehen, ſie ſind, wenige 
Etabliſſements ausgenommen, jugendliche Arbeiter, welche für die der Fabrik 
geleiftete Arbeit einen, wenn auch fleinen Lohn, beziehen, nach der Arbeitszeit 
aber durhaus thun und lafjen fünnen, was ihnen beliebt. Daß dies bei jungen 
Leuten von 14 Jahren, welde plöglidh aus der ſtrengen Schulzudt in einen 
Zuftand jchranfenlofer Freiheit treten, meift zu einem Mißbrauch der Freiheit 
führen wird, liegt auf der Hand. Mit 14 oder 15 Jahren it mit feltenen 
Ausnahmen das Berftändnig für die Aufgaben des Yebens unoch nicht erwacht, 
der Drang nad Ungebundenheit und Genuß beherrfcht den Knaben ganz. Wo 
mun gar die foctaliftijche Propaganda Fuß gefaßt hat, da hört die legte Spur 
von Autorität von Arbeitöherren und Eltern auf, die Scham verfchwindet und 
die niedrigiten Leidenſchaften beherrichen bald die jungen Menjchen. Es iſt eine 
nur allzubefannte und durchaus erflärlihe Thatſache, daß die revolutionären 
Aufreizungen der Soctaldemofratie gerade bei der Jugend der Werfftätten und 
Fabriken den meiften Anklang finden und daß bier die demoralifirende Wirkung 
jener Lehren die jchredlichiten Folgen hat. 
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Wenn e3 nicht ‘gelingt, dem Mangel am fittlicher, wie gewerblicher Tüchtigs 
feit des jungen Nachwuchſes abzuhelfen, jo ift. der weitere Verfall des Handw 
unvermeidlih, der. für den Staat jo wichtige Mittelftand der felbftftändigen 
Heinen &emwerbtreibenden wird mehr und mehr zum Proletariat herabjinten. 
Gleichzeitig aber wird auch unfere Grofinduftrte in ihrem Konkurrenzkampfe 
mit dem Auslande gefährdet, da auch die hier zu erzielenden Reſultate weſentlich 
bedingt werden von der Fähigkeit der Facharbeiter und ganz befonders ber 
Fabrifimeifter. Frägt man fi nun, auf welchem Wege diefe für die ganze 
Zufunft unferer Induſtrie maßgebende Frage zu Löfen ift, fo wird man alsbald 
zu der Ueberzeugung kommen, daß die Hauptrolle dabet der Schule zufällt. 
Man firebt zwar darnach den genofjenfchaftlichen Geift um Handwerk wieder 
wad zu rufen und die fittlihen Beziehungen zwifchen Meifter und Lehrling 
wieder fefter zu knüpfen und all’ dies ift durchaus lobens- und unterftüungs- 
würdig, man darf ji) aber nicht der Hoffnung hingeben, daß jemals den Innungen, 
oder wie die beabfichtigten Vereinigungen der Handwerker fic) benennen mögen, 
die Hebung ded Handwerks auf die ihm durch die Zeitforderungen vorgeſchriebene 
Höhe gelingen wird, Lediglich mit den Hilfsmitteln, deren fi die alte Zunft 
bediente. Viele der damals beftandenen Einrichtungen find heute geradezu un: 
durhführbar, oder wirden, wenn durchgeführt, Formen ohne Inhalt bleiben, 
weil fie unſern Gejegen nicht nur, fondern auch unferer ganzen Anſchauungsweiſe 
zumiberlaufen; was aber die Hauptſache ift, die früher übliche Heranbildung 
des Nachwuchſes durch die erziehlihe Eimwirfung des Hierbei vom ganzen Ge— 
werk unterftügten Meiſters auf feine Gejellen und Lehrlinge, wie auch der Ges 
jellen auf die Lehrlinge iſt unmöglich, einfach deßhalb, weil die jegigen Meifter 
und Gefellen oft jelbft nicht den an einen tüchtigen Handwerker zu ftellenden 
Bedingungen entjprehen. Hierzu kommt, daß die au im Sleingewerbe mehr 
und mehr Pla greifende Theilung der Arbeit die vielfeitige Ausbildung ber 
Lehrlinge bedeutend erjchwert. E8 muß zur Erreihung des Zweckes ein neues, 
zeitgemäßes Mittel Hinzufommen und das ift die Schule. Nur indem man 
die jungen Leute, in dem Alter, in dem fie noch der Führung bebürfen, der 
Schulzucht unterftellt, kann man der moralifchen Verwilderung, welche auch bie 
gewerbliche Erziehung hindert, Einhalt thun. Nur die Schule fann die Mängel 
der Erziehung durch die ihrer Aufgabe nicht mehr gewachjenen Meifter und Gejellen 
ausgleichen, nur fie fann die Lücken einigermaßen ausfüllen, welde die gewerb- 
liche Erziehung der Lehrlinge zeigt. Die Schulfrage ift daher für unfere ganze 
gewerbliche Zukunft eminent wichtig und ift die öffentliche Diskuffion des ge— 
werblichen Fortbildungsichulmefens gerade jegt um jo zwedmäßiger, da man im 
dem größten deutjchen Staate, in Preußen, bier eine Reorganifation beabſichtigt. 

Ehe ih jedoch im Anjchluffe an die vorgelegten Fragen meine Anfichten 
über die bei uns dem gewerblichen Schulweſen zu gebende Geftaltung darlege, 
will ich einem, den Begutachtern ausgefprohenen Wunſche nachkommend, kurz 
die im meiner engern Heimath, in Naflau, bereitö bejtehenden wichtigften hierher 
gehörenden Anftalten ſchildern ). Diefe Anftalten verdienen ein gewiſſes Intereſſe, 





) Ich bemerfe übrigens bei biefer Gelegenheit, daß ber Anfhluß an die ums 
zur Beantwortung vorgelegten Fragen fein enger ift. Insbeſondere glaubte id) bes 
inneren Zufammenbanges wegen auf bie an den fFragefteller nur fehr beiläufig im 
Frage 2 hineingezogene allgemeine Fortbildungsichnle etwas mäher eingehen zu müſſen. 
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ba gerabe ber Regierungsbezirt Wiesbaden einer der wenigen preußiſchen Diftrifte 
ift, im dem in diefer Beziehung Anerkennenswerthes geleiftet worden ift. 

Bereits im Jahre 1843 bildete jich in Wiesbaden ein „Gewerbeverein“, 
die fich die Aufgabe ftellte, das gewerbliche Leben im Herzogthum Naffau zn 
fördern, insbefondere auch durch Errichtung von Fortbildungsichulen für Ges 
werbtreibende. Dieſem Zweck ift der Berein, deſſen rührigen Führern es nad) 
und nad) gelang, das Intereſſe der Gemwerbtreibenden auch einer Reihe anderer 
Orte wachzurufen und die Unterftügung der Regierung zu erringen, bis heute 
treu geblieben '). 

Bevor ich auf die Thätigkeit des Vereins auf dem Gebiete der Schule eine 
ehe, fei e8 mir geftattet einige Bemerfungen über feine Drganifation zu machen. 
Bern ih aud die Naſſauiſchen Gemwerbefchulen bei aller Anerkennung ihrer 
bisherigen Yeiftungen nicht als das bei einer Neuorgantjation des technijchen 
Schulweſens zu erftrebende deal der gewerblichen Fortbildungsihule betrachten 
faun, jo hat doch die Verbindung folder Anftalten mit einem Verein, wie fie in 
Naſſau befteht (tm Großherzogthum Heffen ift die ganze Einrichtung beinahe dies 
felbe), und die Organifation diefes Vereins felbft, jo viele gute Seiten, daß ich 
ein durchaus nachahmungswerthes Beispiel darin erkenne. Hier ift im glüd- 
lichſter Weife die Frage gelöft, wie jelbft ohne korporative Drganifation der 
Gewerbe die Gewerbtreibenden nicht nur einer einzelnen Stadt, fondern eines 
größeren Bezirt3 zur gemeinfamen Arbeit für die allgemeinen Interefjen heran: 
gezogen werden fünnen und zwar in einer Art, welde die Mitwirkung aud der 
andern Stände ermöglicht. Die dem Ganzen zu Grunde liegenden Gedanken 
wird man aud dann mit Bortheil verwerthen künnen, wenn die einzelnen Ges 
werke ſich örtlich zu Korporationen zuſammenſchließen. Der Gewerbeverein für 
Naſſau befteht aus Yocalgewerbeveremen unter eigenen Vorftänden, (1877 waren 
deren 51 vorhanden), welde, bi8 auf die der Competenz des Gentralvorftandes 


1) Aus dem Statut bes Gewerbevereins für Nafjau: 

8 1. Der Zweck des Bereins ift die Inbuftrie und Gewerbe für Naſſau zu 
fördern und dabın einfchlagende Kenntnifje zu verbreiten, fowie dafür zu wirken, daß 
bie Gewerbegeſetzgebung ſtets den Bebürfniffen gemäß fi vervolltommne und allge» 
mein in das Bemußtfein des Volkes eindringt. 

8 2. Zur Erreichung dieſes Zweckes wird das Streben des Vereins dahin gehen, 
ben gewerblichen Intereſſen bei den Behörden eine fachgemäße Vertretung zu fichern. 
Der Verein wird zugleih die Bedürfniſſe des Gewerbeweſens in Nafiau erforfchen, 
iiber die Mittel zur — derſelben berathen und Vorſchläge dieſerhalb theils 
ſelbſt in Ausführung bringen, theils an bie Behörden gelangen laſſen; von neuen Er— 
findimgen der Technik Kenntniß nehmen und diefelben verbreiten, techniiche Gegenſtände 
prüfen und begutachten laſſen, und auf Anfragen ber Mitglieder ober der Staats» 
bebörde darüber Auskunft ertbeilen; fich die Förderung der Gewerbsbildung in ben 
Schulen (Elementar: und Gewerbefhulen) angelegen fein laſſen, endlich bie Ver— 
breitung der Yebren der Boltswirtbicaft, fofern fie fih auf das Gewerbeweſen beziehen, 
zu feiner befonderen Aufgabe machen. 

Ferner wird derſelbe Zufammentkünfte der Gemwerhetreibenden zu Borträgen und 
Beiprechungen über Gewerbe, technifche und gewerblich-voltswirtbichaftlihe Gegenftänbe, 
ſowie Induftrieausftellungen, Preisaufgaben, Brämienvertbeilungen u. dal. veranftalten, 
eine Bibliothef von techniſchen Schriften und eine Sammlung von Modellen, Zeich- 
nungen und fonftigen — Gegenſtänden der Induſtrie zur Benutzung der Mit— 
lieder errichten und zur Beförderung der Gewerbsbildung an den bedeutenderen Orten 
in Naſſau die Erridtung von Gewerbs- und Sonntagsjchulen zu veranlaffen juchen. 


Gutachten über „Gewerbliches Fortbildungsweſen“. 29 


vorbehaltenen Punkte, jelbftftändig find. Jährlich finder eine Generalverfammlung 
ftatt*), in weldyer durch die Abgeordneten die Yofalvereine (die Zahl der Ab- 
geordneten richtet ſich nach der Stärke der betreffenden Vereine) die Wahlen 
für den Gentralvorftand vorgenommen werden. In Bezug auf diefen Gentrals 
vorftand, der feinen Sit in Wiesbaden hat, heißt e8 im Statut: 

12, 


Der Gentralvorftand befteht aus: 

1) einem Director, Ä 

2) einem Orc mie ſämmtlich in Wiesbaden wohnhaft fein müſſen, 

3) drei Sekretären, 

R fiebenzehn Referenten (Beifiger) welche aus ſämmilichen Mitgliedern des 
Bereind gewählt werden können. 

Der erfte Sekretär bejorgt die inneren Vereinsangelegenheilen und bie 
Redaction des BVereinsblattes, der zweite die Finanzverwaltung und der britte 
das Gewerbefchulmefen. 

Die Referate der Beiſitzer vertheilen fich wie folgt: 

1) Gemwerbepflege im Allgemeinen und Gewerbe-Geſetzgebung, 2) Gewerbes 
ſteuer⸗Geſetzgebung und Zollmeien, 3) Gemwerbeftatiftit, 4) Afjociationswefen, 
5) mechanifche Technologie und Majchinentunde, 6) hemifche Technologie, 7) Bau« 
gewerbe (2 Referenten), 8) Induſtrie der Preſſe, 9) fonftige Gewerbe (5 Refe— 
renten, worunter 1 Vertreter der Nahrungsgewerbe, 1 Vertreter der Kleidungs« 
gewerbe und 3 für gemifchte Gewerbe), 10) Fabrikweſen, 11) Berg: und 
Hüttenwefen, 12) Handel. 

In geeigneten Fällen wird der Gentralvorftand auch von anderen Referenten 
oder jonftigen Perſonen Berichte, Gutachten ꝛc. einholen. 

8 13. 

Sämmtliche Mitglieder des Centralvorftandes werden von ber General- 
verfammlung unter ſpecieller Bezugnahme auf die den Einzelnen im $ 12 zus 
gedachten Funktionen gewählt. Die Funktion derjelben dauert drei Jahre und 
wird alljährlih ein Dritttheil derjelben durd Neuwahl ergänzt ac. 

Ale Stellen find Ehrenämter (die den Sekretären gewährten fleinen Ber« 
gütungen können ald Gehalt nicht bezeichnet werden), nur das Kafjen= und Rech— 


*) 8 31 der Statuten bed Gemwerbeverein® Tantet: 

Zn diefen Generalverfammlungen führt das Vereinsbirectorium ober im befien 
Berhinderung ein von dem Gentralvorftande ernanntes Vereinsmitglied ben Vorſitz, 
uud es gilt fir diefelben — Geſchäftsordnun 

1) Rechenſchaftsbericht über den Stand und die Kirffamteit bes Vereins im ver- 
flofienen Jahre, Borlage der abgeichlofienen Rechnung, Borlage und Abſchluß eines 
Budgets über die muthmaßlichen Einnahmen und Ausgaben im folgenden Jahre. 

2) Anträge des Gentralvorftandes, von Abgeorbmeten und fonftigen Mitgliedern, 
Borträge über Gewerbögegenftände u. dal. 

3) Wahl der Gentralvorftandsmitglieber. 

4) Bericht der Lolalvereine liber den Stanb ber Induſtrie in ihren Bezirken im 
technifcher und ftatiftifcher Beziehung. 

5) Wahl des Ortes der nächften reger 

Die Anordnung für die Tagesordnung an jebem ber beiden Tage trifit ber 
Eentralvorftand. 

8 34 beftimmt, daß in bringenden Fällen vom Centralvorftande auch außerorbent- 
liche Generalverfammlungen berufen werden können. 
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nungsweſen beforgt ein bejoldeter Beamter, welcher gleichzeitig als Bibliothekar 
und Eonjervator fungirt. 

Der Gentralvorftand hat nah Maßgabe der Statuten und der General» 
verfammlungsbejchlüffe die ganze Thätigkeit des Vereins zu leiten und deſſen 
Bermögen, ſowie die von ihm gegründeten Jnftitute zu verwalten. Er vertritt 
den Verein nad Außen, insbefondere gegenüber den Staat3behörden. Ein Viertel 
der von den Yofalvereinen erhobenen Mitgliederbeiträge (jährlih 5 Mark pro 
Mitglied) wird an den Eentralvorftand abgeführt, der dafür das von ihm ber: 
ausgegebene Bereinsblatt den Mitgliedern unentgeltlic liefert. Der Zuſchuß des 
Staates zur Gentralverwaltung betrug 1876 im Ordinarium M. 9600; 
(auferordentlih ca. DM. 840), der vom Gentralvorftand zur Bertheilung ges 
brachte Zuſchuß des Staates zur Schulverwaltung bezifferte ſich in demfelben 
Jahre auf M. 17,082. — Bon dem Communallandtage wurde 1876 dem 
Verein M. 400 zur Bertheilung von Prämien an befonders tüchtige Lehrer 
an den Vereinsſchulen zur Verfügung geftellt. 

Die 3900 Mitglieder des Gemwerbevereing für Naffau gehören allen Ständen 
an, neben Handwerkern findet man darunter Großinduftrielle, Lehrer, Geiftliche, 
Beamte u. ſ. w. Der Gentralvorftand inöbefondere umfaßt ſtets eine Anzahl 
bochgebildeter Männer aus den verfchiedenften Lebensſtellungen. Dieſes Ber: 
hältniß it ein durchaus empfehlenswerthes. Es wird dadurch in den dem Ges 
werbetreibenden ferner ftehenden Kreifen Sum und Verſtändniß für das Gewerbe 
und gewerbliche Leiſtung gewedt, was dem Gewerbeftand fehr zu gute kommt. 
Diefer hat aber auferdem noch den Vortheil, da er dadurch in feinen auf die 
eigene Förderung gerichteten Beftrebungen geftügt wird von nicht nur einfluß- 
reihen, fondern auch vielfeitig gebildeten Männern, deren thätige Mitwirkung 
die Einfeitigkeit, in welche bloße Fachgenoſſenſchaften, befonders, wenn die Mit- 
glieder nicht auf fehr hoher Bildungsftufe ſtehen, Leicht verfallen, ferne hält. 

Bei weitem den größten Theil feiner Thätigkeit und feiner Mittel wendet 
der jo organtfirte Gewerbeverein für Naflau feinen Schulen zu. Im ‚Jahre 1877 
beftanden 50 „Sewerbejhulen“, von denen-jede — mit einer einzigen 
Ausnahme — in eine Fortbildungs- und eine Zeichenfchule zerfällt. Außerdem 
wurden no an 37 Orten Vorbereitungsfchulen unterhalten, in welchen Schüler 
unter 14 Jahren an fchulfreien Nachmittagen Unterridt im Zeichnen erhielten. 
Die Gefammtzahl der Schüler betrug 1876/77 in den Zeichenjchulen 2160, 
in den Fortbildungsſchulen 1575, in den Vorbereitungsſchulen 1390. Natürlich 
bejuchte ein großer Theil der Beichenfchüler and die Fortbildungsichule und um: 
etehrt, fo daß die Gefammtzahl der die Schulanftalten des Gewerbeverein 
—— von den Vorbereitungsſchulen) Beſuchenden etwa auf 2700 bis 3000 
zu veranſchlagen ſein wird. Als beſondere Inſtitute ſind noch zu nennen eine 
ZTages- und eine Mädchen-Zeichenſchule, ſowie eine Modellir-Schule, alle 3 in 
Wiesbaden. Sodann will ich hier darauf aufmerffam maden, daß vom Central» 
vorftand feit längerer Zeit jährlich für die an den Zeichenſchulen des Vereins 
wirkenden Yehrer mehrwüchentlihe Zeichenkurſe veranftaltet werden. Im Jahre 
1877 waren 28 Anmeldungen erfolgt, von denen jedoch, wegen Mangels an 
Mitteln, einige zurücgewiejen werden mußten. 

Die durd) die Gewerbeſchulen entjtehenden Koften werden gededt durch das 
eingehende Schulgeld (in mur wenigen Schulen wird — Schulgeld erhoben, 
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meist befteht ein foldes, im .Betrage bis zu M. 6 pro Yahr), die Zufchüffe der 
Gemeinde und des Staates. Letztere richten fich einigermaßen nad) den in ben 
betreffenden Gemeinden aufgebrachten Beträgen — im Jahre 1877 belief fich 
der Staatözufhuß zu den Schulen, wie bereit3 erwähnt, auf rund M. 17,000. 

Die Gewerbeſchulen ftehen unter der ummittelbaren Leitung der Lolalge⸗ 
werbevereine, wobei ſich dieſe nad) den vom Centralvorſtand erlaſſenen Normattvs 
beſtimmungen zu richten haben. Außerdem führt letzterer eine regelmäßige Ober- 
aufſicht durch beſondere Schulinſpektoren, welche jedes Jahr in jeder Schule ihres 
Bezirls eine Inſpektion und Prüfung vornehmen ſollen. Am eingehendſten iſt 
die von dem Centralvorſtande veranlaßte und von der zu dieſem Zwecke einge- 
ſetzten Gommiffion vorgenommene Prüfung und Begutachtung der in den Ges 
werbeſchulen angefertigten Zeichnungen. Diefe Zeichnungen werden - jährlich 
ſämmtlich von den Zofalvereinen nad) Wiesbaden geſchickt und von der genannten 
Eommifjion, wie gejagt, einer genauen Kritif unterzogen. Auf den Generalver- 
jammlungen, auf denen unter Anderem auch die Berichte des Gentralvorftandes 
über Stand und Yeiftungen der Gemwerbefchulen und der Commiffion über die 
während des Schuljahres angefertigten Zeichnungen vorgetragen werden, findet 
ftet3, meift im Anſchluſſe an eine Lokal-Gewerbe-Ausſtellung, die Aushängung 
der Zeichnungen ftatt, jo daß jede Vereinsmitglied oder wer fonft Intereſſe für 
die Sache hat, Gelegenheit findet, fich ein Bild von den. Lehrmethoden, den rela- 
tiven und abfoluten Yeiftungen der verſchiedenen Schulen, wie der einzelnen 
Schüler zu machen. Daß dieſe Leiftungen tüchtige find, das beweift die That: 
fahe, daR fie wiederholt auch von auswärtigen Sachverſtändigen Anerkennung 
fanden, jo insbefondere auf der Weltausftellung in Wien, mo dem Gewerbe 
verein für Naffau für die eingefandten geometrifchen Schülerzeichmungen das 
Anerkennungsdiplom zu Theil wurde. 

Nachdem vom Gentralvorftande bereit3 im Jahre 1859 allgemein gehaltene 
Vorſchriften bezüglih der Einrichtung des Unterrichts an den Gewerbefchulen 
gegeben worden waren, ließ derfelbe, Ya das Bedürfniß nad einem mehr präci= 
firten Yehrplan immer ftärfer herportrat, im Jahre 1878 eimen ſolchen zu— 
jammenftellen. In den diefem Lehrplan vorangeſchickten allgemeinen Beftim- 
mungen heißt es: 

$ 1. Der Zweck des Unterrichts ift: 
1) Bermittelung der für Ausübung eines Gewerbes nothwendigen und nütz— 
lichen theoretiihen Kenntniſſe, ferner der Fertigkeiten des Beichnens und 
Modellirens, ſowie des Verſtändniſſes fertiger Zeichnungen. 
2) Bildung und Veredlung des Geſchmackes. 
$ 2. Die Theilnahme am Unterrichte iſt allen Geſellen und Lehrlingen 
gejtattet. Wenn lolale Verhältniſſe es wünſchenswerth machen, fünnen aud) 
andere junge Leute, welche das 14. Lebensjahr überfchritten haben, auf Beſchluß 
des Lolalvorftandes zugelaffen werben. | 

$ 3. Der Unterricht muß eine wefentlich praftiiche Richtung haben. Der: 
felbe fol vorwiegend nur ſolche Gegenftände umfafjen, von welden der Gewerbe— 
treibende in feinem Berufe fortdauernde Amwendung machen fann. Eine forg- 
fältige Auswahl und ſachgemäße Beichränkung des Unterrichtsftoffes auf das 
Wichtigſte erſcheint durch das geringe Zeitmaß, welches der Gewerbeſchule zu 
Gebote fteht, dringend nothivendig. 
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Der Lolalvorftand ift gehalten, dem Inſpector des betr. Bezirls am 
Schluſſe des Schuljahr eine Ueberſicht deſſen, was in den verfchiedenen Ab— 
theilungen durchgenommen wurde, ſowie den Stundenplan und eine ftatiftifche 
Ueberfiht der Schülerzahl ꝛc. nach anliegendem Formulare zu libermitteln. 

$ 4. Die Gewerbeſchulen umfaſſen folgende felbfiftändig neben einander 
beftehende Abtheilungen : Ä 

1) die gewerbliche Fortbildungsichule, (feither Abendſchule genannt), 

2) die Zeichenſchule, 

3) die Modellirſchule, welche jedoch nur an Orten, wo die induftriellen Unter: 
nehmungen eine funftgewerbliche Richtung annehmen, nad) dem Ermeſſen der 
Lofalvorftände eröffnet wird. 
$ 5. Die Unterrichtsgegenftände der gewerblichen Fortbildungsichule find: 

deutihe Sprache nebſt Schönfchreiben, Rechnen und Geometrie, einfache 

Buhführung und Wechjellehre. 

Wo e3 die örtlichen Verhältniſſe erlauben, können bei quten Leiftumgen in 
den vorgenannten Unterrichtsfächern neben biefen auch andere, z. B. Phyſik und 
Chemie, Geographie und Gejcichte, eingeführt werben. Dem Gentralvorftand 
muß jedod hiervon vorher Anzeige gemacht werden. 

Die Zeichenfchule lehrt: 

A. Freihandzeichnen, 

B. Gebundenes Zeichnen und zwar geometrifche Eonftructionen, darftellende Geo⸗ 
metrte, Licht: und Schattenlehre, gebundene Perfpective und Fachzeichnen. 
Freihandzeichnen und gebundenes Zeichnen laufen neben einander her. 

In der Modellirfchule wird das conftructive und ornamentale Modelliven, 

Abformen und Abgießen nad) Bebürfnig der Schüler gelehrt. 

In $ 6 wird beftimmt, daß die gewerblichen Fortbildungsfchulen, abgefehen 
von einzelnen Fällen, welche die Einrichtung einer dritten Klafje wünſchenswerth 
erfcheinen laſſen, zwei Klaſſen umfaſſen follen. Nah 8 7 fol fi) die Aufnahme 
in eine Klaſſe und das Vorrücken in eing andere weſentlich nad) dem Kenntniß- 
ftand des Schülers richten. $ 8 giebt genauere Anhaltspunkte für den Unter⸗ 
richt in der deutſchen Sprache, der die Schüler dahin führen foll, daß fie im 
Stande find, fi über Dinge ihres Berufs mündlich und fchriftlih möglichſt 
fehlerfrei auszudrüden. In $ 9 werben die nöthigen BVorfchriften für den 
Unterricht im Rechnen und in der Geometrie ertheilt. Der erftere fol begumen 
mit einer kurzen Wiederholung der gemeinen Brüche und deren Verwandlung in 
Decimalbrüche und fol bis zur zufammengefegten Regeldetri und Procentrech— 
nung fortgefegt werden, wobei ftet3 Aufgaben aus dem praftifchen Leben gegeben 
werden follen. Beim geometrifchen Unterricht ift von allen theoretiſchen Beweiſen 
abzufehen, in der unteren Klafje wird die Berechnung ebener Flächen bis zum 
Kreis vorgenommen, im der zweiten foll bis zur Berechnung des Inhalts der 
praftifch wichtigſten Körper fortgefchritten weeden. 8 10 lautet: „Die einfache 
Buchführung mird in der zweiten (oberen) Klaſſe in einer befonderen Stunde 
gelehrt und ift der Unterricht fo einzurichten, daß jeder Schüler unter Zugrunde- 
legung feiner eigenen Gejhäftsverhältnifie nad) Anleitung des Lehrers alle er- 
forderlihen Bücher ſelbſt führt und die Abſchlüſſe macht.“ 8 11 gibt die 
Borfchriften für die eventuell fir Erwachſene einzurichtende Klaſſe. $ 12 lautet: 
Die Ziele der gewerblichen Zeichenfchule find folgende: 
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1) Die Schüler follen beim Austritt im Stande fein, die von ihnen im 

. Tpäteren Gejchäftsleben anzufertigenden Gegenftände im Ganzen und im 

Detail leicht und korrect bildlich darzuftellen ; 

2) Borgelegte Zeichnungen follen fie erflären, um nad) denjelben im Geſchäft 
arbeiten zu fünnen; 
3) Gefhmad und Kunftverftändnif werben nach Möglichkeit gefördert. 

Demgemäß wird in den Gewerbeſchulen während 3 Jahren, und, wenn 
möglich, in drei getrennten Abtheilungen reſp. Klaſſen Freihandzeichnen und ges 
buudenes Zeichnen neben einander herlaufend gelehrt, woran ſich dann die vierte 
Klaſſe für das Fachzeichnen anreiht, für welche eine beftimmte Zeitdauer nicht 
fejtgejetzt wird. Der Beſuch derfelben kann nad Luft und Bedürfniß der 
Schüler auf längere Zeit ausgedehnt werden. Der Unterrichtsftoff wird in den 
folgenden SS zwedmäßiger den einzelnen Jahrgängen zugetheilt, die dann den 
Örtlihen Berhältniffen entfprechend entweder einzeln oder combinirt unterrichtet 
werden können. 

In den 88 13, 14 und 15 werden fpecielle Anhaltspunkte für den Unter: 
richt im Freihandzeichnen, gebimdenen Zeichnen und Fachzeichnen gegeben, von 
denen das letztere erjt dann geübt werden foll, wenn der Schüler das für das 
gebundene Zeichnen gegebene Penſum (geometriſches Zeichnen, darftellende Geo» 
metrie, Licht- und Schattenlehre, gebundene Perſpective) durchgearbeitet hat. 
8 16 beftimmt Einiges über die äußere Behandlung der Zeihnungen; 8 17 
endlich handelt vom Modelliren. 

Der Unterricht im Zeichnen und Mobdelliven findet meift Sonntags, der 
übrige Unterricht in der Kegel in den Abendftunden der Wochentage ftatt. Selbſi⸗ 
verftändlich werben die in dem Normallehrplan aufgeftellten Ziele nicht. in allen 
Schulen gleichmäßig erreicht. Bei weitem die höchften Yeiftungen haben in Bezug 
auf den Zeichenunterricht die Anftalten des MWiesbadner Lokalgewerbevereins auf: 
zuweilen, da bier tüchtige Zeichenlehrer und mehrere hervorragende Techniker den 
Unterricht ertheilten, und da aud die Schüler durchſchnittlich beſſer vorgebildet 
find, während man ſich in anderen Orten, bejonders in den kleineren, mit für 
die fpecielle Aufgabe nur ungenügend vorbereiteten Elementarlehrern bebelfen 
muß. Der Mangel an tüchtigen BZeichenlehrern wird fehr empfunden und juchte 
man ihm, wie Bereits erwähnt, dadurch abzuhelfen, daß man Kurje für die 
Beichenlehrer an Gewerbeſchulen einrichtete. Vieles hat fich ſeitdem gebeflert, doc) 
fällt dem objeetiven Beſchauer der auf den Generalverfammlungen ausgeftellten 
Zeichnungen nod immer der Mangel an Syſtem, befonder3 beim Freihand— 
zeichnen auf. 

Auch in Bezug auf den übrigen Unterricht find die Lehrer nicht überall 
jo für die ihmen durch die Fortbildungsichule geftellten eigenthümlichen Aufgaben 
vorbereitet, al3 man es wünfchen könnte, und macht fi) dies um fo mehr fühlbar, 
da noch feine durchaus geeigneten Lehrbücher (oder Leitfäden) für die verſchiedenen 
Fächer beftehen und die Wahl der Yehrmittel den einzelnen Lehrern mehr oder 
weniger überlafjen bleibt. Es ift unter diefen Umftänden nicht zu verwundern, 
wenn eim Theil der Schulen in den Anfangsgrüuden, in dem Allgemeinen fteden 
bleibt und es nicht vermag dem Schüler die in feinem Gewerbe unmittelbar 
verwerthbaren Kenntniſſe in veicherem Maße zu gewähren; ich meine nicht etwa 
jpecielle Fachkenntniſſe (denn diefe gibt, abgefehen von etwas Fachzeichnen, feine), 
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ſondern die den wmeiften Gewerben gemeinfamen. Sp wird in einer ganzen Reihe 
von Schulen (und zwar in freiwilligen fowohl, wie in folden mit durch Orts— 
ftatut erzwungenem Beſuch) nicht einmal Unterricht im Buchführen ertheilt, und 
in einzelnen wird ſogar das Nötbigfte aus der Geometrie nicht gelehrt, jo daß 
diefe Anftalten nur dem Namen nad) gewerbliche, in Wirklichkeit aber allgemeine 
Fortbildungsſchulen find. 

Auch die Zahl der Schulen ift noch weit davon entfernt, dem Bebürfniffe 
zu genügen; wir haben nod viele Orte von über 1500, ja einen von 3000 
Einwohnern, in denen feine Gewerbeſchule befteht. Die Geſammtzahl der Schü- 
ler ift zwar, bejonder3 in den legten Jahren, dadurdy, daß in vielen Gemeinden 
dur Ortsftatut der Fortbildungsichulzwang ausgefprochen wurde, fehr gewachſen, 
die jetzt erreichte Ziffer, wie bereit8 erwähnt, ca. 3000, ift jedoch gegenüber der 
Bevölkerungsziffer noch keineswegs genügend. 

Jh will mit alledem dem Gewerbeverein für Naflau feinen Borwurf 
machen, ich bin vielmehr der Anficht, daß man alle Urſache hat, ihm dankbar zu 
jein aud für feine Leitungen auf dem Gebiete der Schule. Wenn trog guten 
Willens jene Leiſtungen hinter dem Bedürfniß zuridblieben, jo fällt dies weder 
den führenden Perjonen, noch der Organiſation zur Yaft, jondern die Schuld 
liegt an außerhalb des Vereins liegenden Umftänden. Dieſe legteren find in 
erfter Yinie der Mangel an Sinn für die Sade und an Verſtändniß derjelben 
in den Kreifen der Regierung und der Mangel einer entfprechenden Gefetgebung. 

Ein Bereinsvoritand, der wie der Gentralvorjtand des Gewerbevereins für 
Naſſau nur aus Perſonen beteht, die ihre Stellungen ehrenamtlich befleiden, 
wird nie Die mühſamen, zeitraubenden Arbeiten vornehmen fünnen, welche eine 
obere Schulbehörde durchaus Leiften muß, wenn fie ihrer Aufgabe gerecht werben 
joll. Zudem fehlt einem folden Vorſtande die Macht, auf die Behörden, 
insbefondere die ftaatlihen Schulbehörden einzuwirken; letzteres ericheint aber 
bei dem innigen Zufammenhange der Bereinsfhulen mit den Volksſchulen drin- 
gend geboten. Piliht der Regierung wäre es geweſen, dem Gentralvorftande 
einen ihrer Schulräthe und event. noch einen anderen Regierungsrath als ftän- 
dige Commiſſare nicht nur, ſondern als thätige Wrbeiter zur Seite zu ftellen, 
danıı wären mande der Schwierigfeiten, mit denen der Gewerbeverein kämpft, 
weit bejjer überwunden worden. Aber aud eine aus den fleiftgften, fachverftän- 
digften PBerfonen zuſammengeſetzte ftaatliche Behörde würde, ſelbſt wenn es ihr 
gelungen wäre, den bejtdenfbaren Plan für das Schulwefen auszuarbeiten, die 
geeigneten Lehrbücher, Zeichenvorlagen x. zu beſchaffen, tüchtige Lehrkräfte heran- 
zubilden und dem Clementarunterrichte eine ſolche Richtung zu geben, daf die 
Fortbildungsichule mit Erfolg darauf weiterbauen lkann, ſelbſt eine ſolche 
Staatsbehörde, fage ih, würde dem beftehenden Bebürfniffe nicht in feinem 
ganzen Umfange geredht werben können und würde insbeſondere dem eigentlich 
gewerblichen Fortbildungswefen die größtmögliche extenfive und intenfive Entwid- 
lung nicht zu geben vermögen, wenn fie nicht durch ein Geſetz umterftütt wird, 
welches die aus der Volksſchule entlafjene Jugend zwingt, noch eine gewille Zeit 
lang irgend eine Fortbildungsanftalt zu beſuchen, alfo ohne gefeglihe Einführung 
der obligatorifhen allgemeinen Fortbildungsichule. 

Zur Klarſtellung diefer Behauptung fei es mir geftattet, in gebrängter 
Kürze die Frage des gefeglihen Fortbildungsfchulzwangs zu erörtern; dieſelbe 
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iſt dom einſchneidendſten Einfluß für das techniſche Fortbildungswefen, welches, 
je nachdem jener Zwang eingeführt wird oder nicht, eimen ganz verſchiedenen 
Charakter annehmen würde, und als in der öffentlichen Meinung entichieden, kann 
ich fie leider um fo weniger betrachten, al3 gerade in neueſter Zeit der Zwang 
ſelbſt auf liberaler Seite manche Gegner findet, und weil inöbefonbere i in Lehrer⸗ 
freien eine gewiſſe Agitation dagegen in Scene gejegt iſt. 

Unfere Boltsihule fol, das iſt aud an maßgebender Stelle ausgeſprochen 
worden, in erſter Linie „Erziehung für das Leben“ bezwecken; ſie ſoll der Jugend 
die fittliche Kraft, das Urtheildvermögen und die Kenntniſſe gewähren, deren man 
bedarf, um wirthſchaftlich voranzufommen und feinen Pflichten ald Bürger ges 
vet zu werden. Wie aber mit der durch die neuen Anſchauungen, Gewohn- 
heiten und Geſetze herbeigeführten Emancipation des Individuums die Anſprüche 
an feine Charalterſtärke ſteigen, jo mußten auch die Anforderungen an ſein Urs 
tbeil und fein pofitives Wiſſen und Können wachſen mit dem durch die Groß— 
industrie hervorgerufenen Umſchwung in der Gewerbsthätigkeit und mit der fort: 
jcyreitenden Heranziehung immer breiterer Schichten des Volkes zur Selbftver- 
waltung und Rechtſprechung. Daß die Elementarſchule diefen erhöhten Anfprü- 
chen nicht genügt, wird kaum mehr von irgend einer beadhtenswerthen Seite bes 
ftritten, der Auf, daß hier etwas gejchehen müfje, wird um fo allgemeiner und 
lauter, je mehr man die aus dem Mangel erwachſenden Mipftände, die fittliche 
Berwilderung der arbeitenden Claſſen, die Urtheilslofigkeit, mit der fie den 
wahnwitigften Borjpiegelungen gewiffenlofer Wühler Glauben fchenten, den Rück⸗ 
gang des Sleingewerbes und Anderes mehr wahrnimmt. Was aber foll ges 
ſchehen? Zunächſt muß, darüber ift man auch einig, die Elementarjchule möge 
Lichft gehoben werden, der Lehrſtoff muß zwechmäßiger gefichtet, die Lehrmittel 
müſſen verbeflert werden, vor Allem ift für Heranziehung einer genitgenden Zahl 
von tüchtigen Lehrern zu forgen. Es ift nicht zu läugnen, daß in Preußen — und 
die preußiſchen Verhältniſſe habe ich ja hier, wie überall im Auge — noch Manches 
in al’ diefen Richtungen geſchehen kann und muß. Die weſentlichſte Aufgabe 
fällt dabei der Regierung zu, möge ſie ihre Pflicht in jeder Richtung thun, 
möge insbeſondere der Cultusminiſter bei Einbringung des neuen Schulgeſetzes 
nicht zu ängſtlich ſein in ſeinen Forderungen und möge der Finanzminiſter den 
Wünſchen ſeines Collegen Verſtändniß und Bereitwilligkeit entgegenbringen! Ohne 
materielle Opfer von Seiten des Staates kommen wir nicht voran, dieſe darf 
man aber (natürlich Alles innerhalb gewiſſer Grenzen) nicht ſcheuen, wenn es 
ſich um Löſung ſo wichtiger Aufgaben handelt, und darf man ſich dabei keines⸗ 
falls beeinfluſſen laſſen von momentaner Ungunft finanzieller Verhältniſſe. Wenn 
aber aud) von diejer Seite das vernünftigerweife zu Verlangende gejchieht umd 
wenn au die Gemeinden ihre Pflicht thun, können wir erwarten, daß die nad) 
Möglichkeit gehobene Elementarſchule überall der Jugend nicht etwa die, die ſpä— 
teren Aufechtungen ſiegreich überwindende fittliche Kraft und die um praftifchen 
Leben nothwendige Selbitftändigfeit des Urtheild, nein nur die Kenntnifie müs 
giebt, welche zur Führung einer wenn auch bejcheidenen ſelbſtſtändigen wirth⸗ 
ſchaftlichen Exiſtenz unbedingt erforderlich ſind? Wir können dieſes nicht, ſelbſt 
wenn die praftifche „Möglichkeit“ die Boltsichule allerort3 auf die höchfte 
Stufe zu heben vorläge, (m Wirklichkeit ift dies nicht der Fall, denn unjere 
Gemeinden im Often find vielfach zu Mlein und zu arm, um ſelbſt bei erhöhter 
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ftaatlicher Subvention, die Koften einer den Bedurfniſſen entjprechenden Ber- 
mehrung des Lehrerperſonals bei entjprechender Honorirung des einzelnen 
Lehrers zu tragen, aud dam, wenn die neuerdingd mitunter auftauchenden un— 
vernünftigen Anfprüche von jüngeren Elementarlehrern auf das richtige Maß be= 
fchränft bleiben). Ein Theil der Kenntniſſe, deren der Menſch umbedingt bedarf, 
fo 3.8. diejenigen der wichtigften wirtbichaftlichen und politifchen Lehren, find der 
Jugend der Elementarfchule gar nicht beizubringen, erft die Bewegung im praf- 
tifchen Leben ermöglicht das Verſtändniß folder Lehren, welche, vein theoretiſch 
porgetragen (und bei Schülern, welche das praftifche Leben nicht kennen, würde 
der Unterricht nur ein theoretifcher bleiben) fehr ſchwer begreiflich find, jedenfalls 
viel zu Schwer für das Begriffsvermögen von Kindern unter 14 Jahren, wäh— 
rend fie denjenigen, die bereit3 eine gewiſſe Kenntnif der fie umgebenden Ber: 
hältniffe gewonnen haben, unter Bezugnahme auf diefe, ganz wohl zugängig zu 
machen find, Dazu kommt, daß das Erlernte bei den in nod jo jungen 
Jahren die Elementarjchule verlaffenden Kindern noch fo wenig feftfigt, daß, 
mern fein äußerer Antrieb gegeben wird, das Gewonnene zu befeftigen und aus— 
zudehnen — zu benutzen —, bei den meiften ein großer Theil des mühſam 
Ermworbenen bald wieder verloren geht. Bon manden Leuten, welche die Mängel 
unſeres jetzigen Elementarunterrichtes erkennen, die Fortbildungsſchule aber nicht 
allgemein eingeführt zu fehen wünſchen, wird die Verlängerung der Elementar: 
Ihulpfliht um ein Jahr vorgeichlagen. Iſt e8 aber fchon zur bezweifeln, daß 
man die Mittel und Lehrkräfte zu befchaffen vermag, welche em tüchtiger Ele- 
mentarunterricht für die Jugend vom fechften bis zum vollendeten vierzehnten 
Jahre erfordert, jo wächſt die Unmahrfcheinlichkeit noch, werm man die Schüler: 
zahl durch Hinzufügen eine Jahrganges vermehrt. Auch vom voltswirthichaft- 
lichen Standpunkte aus werden übrigens mit einem gewiffen Recht Einwände 
gegen eine Verlängerung der Elementarjchulpflicht erhoben. Es gibt Gegenden, 
in denen die Arbeiterfamilien es fchwer empfinden würden, wenn die Kinder nicht 
vom 15. Jahre ab jo viel zu erwerben vermöchten, daß fie jich wenigſtens an— 
nähernd felbft erhalten, und es gibt Gewerbe, welche eine Fertigkeit beanfpruchen, 
die num Der ſich aneignen kann, der fehr jung in die praftifche Arbeit tritt. Es 
find das allerdings Rüdfichten, denen id; einen entfcheidenden Einfluß nicht ein= 
räumen möchte, fie werben aber jedenfalld bei Erwägung aller Gründe pro et 
contra mit in die Wagichale fallen. Endlich werden die zulegt gegen den Ele— 
mentarunterricht überhaupt erhobenen Bedenken durch die Verlängerung der 
Schulzeit kaum weſentlich gehoben. 

Wie die Verhältmifje regen, ift bei weitem der zweckmäßigſte Weg zur 
Erreichung des unſerm Vollsunterricht unbedingt zu ftedenden Zieles die gefe- 
liche Einführung der allgemeinen obligatorifchen Fortbildungsſchule. Die hier: 
durch erwachſenden Koften find entjchieden geringer, als diejenigen, welche eine 
Berlängerung der Elementarfchulpflict erfordert, denn da der Fortbildungsichul- 
unterriht in anderen Stunden ertheilt wird, ftehen die Lehrer der Elementar— 
ichulen, fowte deren Localitäten und Lehrmittel dafür zur Dispoſition )y. Der 





') Dr. ee meint allerdings im feiner trefilihen Schrift „Die gewerblichen 
dit en Deutfchlands‘, die gejeglihe Einführung der allgemeinen Fortbil- 
dungsſchule ſei noch nicht durchführbar, weil die Bevölkerung, befonders der öftlichen 
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durch feine praftifche Thätigfeit und den Verkehr mit Erwachſenen ſchon einiger 
maßen zum Bewußtfein der Anforderungen des täglichen Lebens gelommene 
Lehrling, jugendliche Arbeiter wird, wie bereitS gejagt, einen Unterricht, der ſpe— 
ciell darauf berechnet it, ihm die Kenntnifje zu geben, deren er ald Gewerbtrei- 
bender und Bürger bedarf, weit leichter faſſen, al3 ein Schulfnabe. Was aber 
das Wichtigfte ıft, für Staat, Gefellichaft, Juduftrie — kurz für Alles, das ift, 
daß die geſetzliche Einführung des Fortbildungsichulzwangs Mittel an die Hand 
gibt, der wiederholt beflagten und in ihren Folgen carakterifirten fittlihen Ber: 
wilderung der arbeitenden Jugend wirkfam entgegenzutreten, indem dadurch der 
unvermittelte Uebergang aus der ftrengen Zucht der Schule zu beinahe abjoluter 
äußerer Freiheit vermieden werden fanın. 

Gegenüber diefen Erwägungen verfchwinden die gegen den obligatorifchen 
Fortbildungsfchulunterriht erhobenen Einwände vollftändig. Ich gebe gern zu, 
daß ınan die Feine Schülerzahl einer Anjtalt mit freiwilligem Beſuche viel wei— 
ter bringen fann, als eme größere Zahl, unter denen ſich aud die jchlechten 
Elemente, die Faulen und Widerhaarigen, befinden, und ich begreife ſehr wohl, 
daß durch die legteren dem Lehrer die Aufgabe erfchwert wird. Es handelt ſich 
aber durchaus nicht darum, den Herren Lehrern eine angenehme Nebenbejhäftigung 
zu bieten und jelbft nicht darum, einer kleinen Zahl von befonders beanlagten 
fleißigen jungen Leuten Gelegenheit zu einer Ausbildung zu geben, welche fie 
über die Maffe erhebt (dafür find gewerbliche Fortbildungsfchulen und ähnliche 
‚ Anftalten da), fondern es handelt fid) darum, daf die Maffe mit möglichft wenig 
Ausnahmen die Kenntniffe gewinne, welche heutzutage unentbehrlich find, und 
daß die gefammte Jugend in den Alter, in dem fie am meiften der Verführung 
ausgejegt ift, Halt und Schuß finde durch die Schule’). Mit Rüdficht ganz 


Provinzen, noch nicht veif fei für dieſe Maßregel (er verlangt deßhalb einftweilen nur 
bie obligatorifchen Fortbildungsfhulen für Lehrlinge). Die Schwierigkeiten würden hier 
unüberwinblih fein, denn ſchon in dem vorgefhrittenen Süddeutſchland fei die Nob- 
beit der Fortbildungsfhüler anbeſchreiblich, in Minden follten fogar Fortbildungs- 
jchüfer ihrem Lehrer den Bauch aufgefchlist haben, weil er ihnen verboten hätte, 
Meſſer mit im die Schule zu nehmen. Dem gegenüber möchte ic bemerten, daß wir 
vieleicht mit Ausnahme von Oberfchlefien und einem Theile Pofens feinen Diftriet 
baben, wo die Rohheit fo florirt, wie in einzelnen Bezirten Bayernd. Wäre es aber 
fo, wie Dr. Nagel meint, nun dann hätten wir erft recht Beranlafjung, Alles aufzu- 
bieten, wa® dazu beitragen kann, jene Rohheit zu unterbrüden und dazu ift denn doch 
bie Unterorbnung unter die Schulbisciplin eines der vorzüglichſten Mittel. 

Fabrifbefiger Friedrih von König in Oberzell bei Würzburg, ein genauer Kenner 
ber Berhältnifie, tagt in — im Jahre 1875 auf Veranlaſſung des Vereins für 
Socialpolitit über „die Reform bes Lehrlingsweſens“ erſtatteten Gutachten: 

‚Bei und in Bayern war das größte Unglück für die Lehrlinge bie Herabfegung 
ber Sonntagsſchulpflicht vom vollendeten 18. auf das vollendete 15. Lebensjahr. Nichts 
hat in Bayern in gleihem Maße die Berwilderung bed Lehrlingsftandes gerörbert." 

1) Gegenüber den verfchiedenartigen Einwänden der Gegner ber vbligatorifchen all« 
gemeinen Fortbildungsichule, von denen Einzelne jogar fich zu der Behauptung verfieigen, 
daß die ganze Idee überhaupt praktiſch undurchführbar fei und fich nirgends bewährt habe, 
hielt ich es für zwedmäßig, an bie oberften Schulbehörden von Baden und Sadjien, 
welche Länder ja befanntlich ſeit einigen Jahren die obligatorifche Fortbildungsſchule 
haben, bie Bitte zu richten, mir Mittheilung zu maden, welche Grfahrun en man bort 

emacht und ob die neuerdings u. U. auch von Lehrern ausgehende Bekämpfung bes 
rineips gerechtfertigt erjcheine. Ich —— mir, aus ben auf dieſe Anfrage eingelau- 


fenen beiden Antwortfchreiben das Wefentlichfte Hier wörtlich anzuführen: 
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beſonders auf biefes Letztere glaube ich, da für - Knaben (die ganze Frage der 
Fortbildung des weiblichen Geſchlechts laſſe ich überall außer Betracht) der 
Zwang zum Befuche der Fortbildungsſchule nicht, wie in Baden, zwei Jahre, 
fondern drei Jahre, wie in Sachſen, dauern follte. 

Durch gefegliche Einführung des Fortbildungsfhulzwangs werden die Nach— 
teile, die man jest dem Zwange durch Ortsftatut vorwirft, meiſt vermieden. 
Der Widerftand der Gemeindebehörden,, der Eltern und befonder® der Arbeits- 
berrem wird, jobald die Maßregel nicht mehr Ausnahme, fondern Regel für Alle 
ift, wejentlich gemildert, die Ortspolizeibehörden werden, wenn fie von Oben 
herab Antrieb und Deckung finden, mit weit mehr Energie auftreten und die 
Lehrer werden hierdurch und durch die erweiterte Disciplinargewalt, welche ihnen 
das betreffende Gejet einräumen müßte, feinen jo bedeutenden Schwierigkeiten 
mehr bei Aufrechterhaltung der Schulzucht begegnen. (Die fortbildungsfchul= 
pflichtigen Knaben müſſen durch das Gefet allerdings in jeder Beziehung ben 
Regeln unterworfen werden, welche für gleichalterige Schüler höherer Yehranftalten 

elten, jo aud im Bezug auf den Beſuch von Wirthshäufern, Tanzlocalen :c. 
& diefer Urt wird man am beiten der jo verderblichen Sucht der jungen 
Burſchen, die Erwachfenen zu fpielen, fteuern können.) 


Der großherzoglich-badiſche Oberſchulrath fchreibt unterm 30. März e.: 

„Die Fortbildungsſchulen, welche früher jchon in unferm Herzogtbum als fogen. 
Werktagsfortbildungs - und Somtagsfchulen mit obligatorifhem Charakter beftanden,, 
wurden in Bon der Schulgefegebung von 1868 aufgehoben. Aber ſchon nad wenigen 
Jahren machte fih das Bedürfniß zur Wiedereinführung derjelben jühlbar, welche be— 
reit8 im Jahre 1874 erfolgte. 

„Wenn auch der Unterricht in der Fortbildungsſchule nicht viel weiter, als in 
der Volksſchule verfolgt wird, jo trägt er immerhin zur Befeftigung der im der Volts- 
ſchule erworbenen Kenntnifie wefentlich bei, auch bat die Kortbildungsfchule jeweils, 
namentlih auf dem Lande, einen wohlthätigen Einfluß auf die Zucht ber beranmadh- 
fenden Jugend gehabt.‘ 

Namens des fähfifhen Eultusminifter8 Herrn Dr. von Gerber, fchreibt Herr 
Geh. Schulrath Kodel unterm 6. Mai c.: 

„Wollte man jagen, das Imftitut ber er babe fih in Sachſen 
bereits völlig eingelebt, jo wirde man die Wahrheit nicht treffen, man würde fich auch 
in Widerfpruch zu verſchiedenen Aenferungen, melde bei Gelegenheit ber jüngften 
Kammerverhandlungen fielen, fegen. Wahr aber ift, daf feit Errichtung unferer Kort- 
bildungsſchulen bereit8 im vielen berfelben recht befriedigende Erfahrungen gemacht 
werben konnten und biefe Erfahrungen, melde ja auf einen kaum breijährigen Zeit- 
raum fi beziehen, geben bie H na, daß das fo viel angefochtene und mit fo 
wenig Wohlwollen beurtheilte Inftitut * er obligatoriſchen Fortbildungsſchule, wenn 
bie dabei betheiligten Faetoren mehr und mehr zu einer nachdrüdlichen Unterſtützung 
feiner Entwicklung ſich zuſammenſchließen werden, noch recht wohl ſich bewähren wird.’ 

rn ar der Stellung der ſächſiſchen Lebrerichaft verweift Herr Geheimrath 
Kodel auf die Verhandlungen der ftark befuchten Generalverfammlung des Allgemeinen 
ſächſiſchen Lehrervereins vom 1. October 1877, aus welchen hervorgeht, daß bort bie 
große Mehrzahl der Lehrer für die obligatorifche Fortbildungsſchule ıft, und heißt es 
dann weiter in bem betreffenden Schreiben : 

„— wenn, wie befannt, einzelne Lehrer bie Nothwendigkeit ber Fortbildungs: 
ſchule nicht anerfennen, fo mag das vielfach darin begründet fein, daß fie beim Unter- 
richt im Folge eigener Verſchuldung dabei unginftige Erfahrungen gemacht haben. Es 
ft ja eme Gänfig wieberfehrende Erfahrung, dan ſchwächere Naturen, wenn ihnen 
Schwierigfeiten entgegentreten, bie fich micht fofort befeitigen lafien, alsbald die Flinte 
ins Korn werfen und Meinmütbig werben.‘ 
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Daß die Koften, welche die allgemeinen Fortbildungsſchulen verurfachen, 
nicht allzu bedeutend fein werben, habe ich bereit3 erwähnt, zubem dürfte den 
Gemeindebehörden die neue Ausgabe durch die Erwägung erleichtert werden, daß 
ein großer Theil von dem für diefen Zweck Geopferten andererfeitS erſpart wer- 
den wird an dem Polizei- und Armenbudget. Jedenfalls aber wird der Staat 
in erheblichem Maße unterftügend eintreten müflen, denn die ärmeren Gemeinden 
würden bei den in den letten Jahren rieſig angewachienen Anfprichen an fie 
nicht in der Lage fein, die zur genügenden Erreihung des Zweckes erforderlichen 
Mittel aufzubringen, jo daß die Aufgabe, an deren durchgehend befriedigender 
Löſung der Staat doc das eminentefte Intereſſe hat, jehr hänfig nur höchſt un- 
vollkommen gelöft wiirde. Die 4 bis 5 Millionen Mark, die der Cultusmini— 
fter etwa zu diefem Zwecke brauchen wird, werden ihm, davon bin ich überzeugt, 
von der Bolfsvertretung bewilligt werden, troß „der ſchlechten Zeiten’; möge er 
nur den Muth haben, fie zu fordem! Die often für die Gemeinden laffen 
ſich übrigens dadurd noch verringern, daß man ein Schulgeld erhebt. Die von 
Profefior Bona-Meyer in Bonn in feiner höchſt inftructiven Schrift „Die Fort— 
bildungsſchule in unferer Zeit‘) aufgeftellte Forderung, der Fortbildungsihul- 
unterricht müſſe umentgeltlich fein, könnte ich als principtell gerechtfertigt erft dann 
anerkennen, wenn der Elementarumtericht überall unentgeltlich wäre. 


Die Lehrer, welche durch das Gefeg verpflichtet werden müßten, auf Ber: 
langen der Gemeinde einige Stunden wöchentlich an Fortbildungsſchulen zu 
unterrichten, wie dies in Baden der Fall ift?), find für diefe Arbeit befonders 
zu honoriren und zwar, da der Unterricht meift auf die fpäteren Nachmittags: 
und Abendftunden und auf die Sonntage zu verlegen fein dürfte, zu einem 
höheren Satze, als gewöhnlih. Obzwar ih mir volllommen bewußt bin, daß 
der Unterricht bedeutend beffere Früchte tragen würde, wenn er nicht in den 
Abendftunden, fondern früh am Tage abgehalten würde, glaube ich doch, daß 
man darauf verzichten muß, Lettere3 geradezu zu verlangen, trogdem, daß ſich 
aud dies nad) den Erfahrungen in Baden ald nicht abjolut undurdführbar er: 
wiefen bat. Was man aber wohl beanfpruchen könnte, das wäre, daß der Unter: 
richt in die Abendftunden von 5—8 Uhr gelegt wird; fpäter werden die. bei 
Tage ſtark angeftrengten jungen Leute zu müde. Bezüglich der geſetzlich Felt: 
zuftellenden Minimalzahl wöchentliher Unterrihtsftunden wird man natürlich 
auch nicht zu viel verlangen dürfen, ich meine aber, man fünne ganz wol jtatt 
zwei Stunden, wie es die Gefege von Sachſen, Baden und Gotha?) feſtſetzen, 
drei Stunden per Woche als Minimum verlangen — bei ca. 9 Monaten Schul- 
zeit per Jahr. In Baden, wie in Sachſen, kommt man mehr umd mehr zur 


2) Deutfche Zeit- und Streitfragen Jahrgang II, Heft 19. 


2) 8 42 bes as Gefeges vom 27. Februar 1874 „Abänderungen einiger 
— bes Geſetzes vom 8. Mai 1868 über ben Elementarunterricht“ be— 
ireffend. 


3, 8 14 des fächfifchen Fortbildungsſchulgeſetzes von 1873. 8 8 des babifchen 


Geſetzes vom 27. Februar 1874 die Fortbildungſchule betreffend. 85 des gothaiſchen 
Geſetzes vom 3. Juni 1872 die Fortbilbungsfhule betreffend. 
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Erlenntniß, daß zwei Stunden wöchentlich nicht genügen, auch nur um das in 
der Volksſchule Erworbene zu erhalten umd zu befeftigen ’). 

Das Biel des allgemeinen Fortbildungsſchulunterrichts wird meines Erachtens 
in ganz vorzüglicher Weife Flargeftellt in $ 7 des betreffenden badifchen Geſetzes 
mit folgenden Worten: „Der Fortbildungsichulunterricht foll die in der Volks— 
ſchule erworbenen Kenntniffe in der Art und Richtung befeftigen und erweitern, 
daß diefelben dem Schüler ftetS in ihrer unmittelbaren Beziehung auf die Be— 
dürfniſſe des Lebens erjcheinen und daß er fich ihrer in feiner beruflichen Thä— 
tigfeit zu bedienen lernt.‘ Diefe Erklärung ſcheint mir fehr zutreffend zu fein, 
nur möchte ich darin das Wort „beruflichen‘ erjegen durch die Worte „wirth— 
Ichaftlihen und bürgerlichen”. Das Wort „beruflich“ kann Leicht mit „fachlich“ 
verwechjelt werden, deßhalb würde ich das allgemeinere „wirthſchaftlich“ vor⸗ 
ziehen, durch Einfügung des Wortes „bürgerlich“ aber will ich angedeutet jehen, 
daß auch die Erziehung für das politifche Yeben in, Gemeinde und Staat Auf: 
gabe der obligatorischen Fortbildungsichule ift. 

Gehe ich von diefem Geſichtspunkte aus, jo komme ich zu dem Schluffe, 
daß außer Deutjch und Rechnen, Beides unter fortwährender Anwendung auf das 
um Leben am bäufigften Vorfommende, nur ein Unterricht in den für Jedermann 
unentbehrlichen wirthichaftlihen — insbefondere priwatwirtbichaftlihen Lehren — 
fowie in Verfaſſungs- und Geſetzeskunde, al3 obligatorifche Fächer einzuführen find. 
Erfterwähnter Unterricht muß den jungen Mann aufklären über die wirthichafts 
lichen Beziehungen und ihre Entwidlung und muß ihm den Weg zeigen, den 
er einzufchlagen hat, um im Leben voranzufommen, legterer muß ihn verftän= 
digen über die Rechte und Pflichten, welche der Einzelne gegenüber Gemeinde 
(communale Berbände) und Staat hat, über die gegenfeitigen Beziehungen der 
letzteren — Alles felbftverftändlih nur in groben Zügen — und endlid über 
Zwed und inhalt der wichtigften gefetlichen Beftimmungen. Richtig aufgefaßt, 
wird jener Unterricht gleichzeitig zu einer Morallehre im beften Sinne des Worts, 

Um dem Einwand zu begegnen, daß das, was ich verlange, nicht durchführ— 
bar ift, müßte ich eigentlich hier darlegen, wie die zulett genannten Unterrichts— 
fächer in der Fortbildungsfhule zu behandeln find, es würde mich dies aber zu 
weit führen, ich befchränfe mic daher darauf, hinzuweiſen auf mein Schriftchen, 
welches ganz fpeciell den Zweck verfolgt, dem Fortbildungsſchullehrer Anhalts= 
punkte für einen Unterricht in der Wirthſchaftslehre zu geben ?), fowie ferner 


ı) In dieſem Sinne fpradh ſich der badiſche Kreisſchulrath Strube auf der Gene- 
ralverfammlung ber Gefellichaft für Verbreitung von Vollsbildung in Heidelberg im 
Sabre 1876 aus und ebenfo der Referent über die Fortbildungsjchulfrage in ber Ber- 
fammlung des fächfifchen —— u Dresden am 1. October 1877, Herr Zahn. 

2) „Wirtbfchaftliche Lehren” von Fritz Kalle. 2. Auflage. Berlag der Gejell- 
Schaft für Berbreitung von Boltsbildung. Die Freunde der Fortbildungsichule erwar- 
ten von von berjelben u. A. aud, daß fie ein Damm fein werde gegen bie Ausbrei- 
tung der focialiftiijhen Irrlehren. Es ift ja feine Frage, daß je mebr der Menſch 
Kenntniffe und Fähigkeiten erwirbt, welche ihm die Erreihung einer ebrenvollen Un— 
abhängigfeit erleichtern, er defto weniger geneigt fein wird, Theorien zu folgen, welche 
in ihren Conſequenzen das mühſam Ermworbene vollitändig wertb[os madhen würben 
und es ift eben fo wenig zu beftreiten, daß bie Unterftellung der Jugend vom 14.—17. 
Jahre unter die Schulzuct den Wühlern das Handwerk erichweren wird, durchſchlageuden 
Erfolg aber kann man nur dann erwarten, wenn man ben Stier bei ben Hörnern padt, 
wenn man in dem wirtbichaftlichen Unterricht ber Fortbildungsſchule die focialdemo- 
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auf das von ſächſiſchen Schuldirectoren in Angriff genommene Wert „Lehrgänge 
für den Unterriht in der Fortbildungsfchule”, welches u. A. auch enthalten 
wird 2 Abſchnitte von Director Pace in Guben Scihihe „Die Lehre vom Staate“ 
und „die Lehre von der Geſellſchaft“. Wenn auch dieſe erften Verſuche nicht 
al3 in jever Beziehung gelungen befunden werden follten, es ift damit der Be- 
weis geliefert, daß die Sache durchführbar ift, und es läßt fich mit Beſtimmtheit 
erwarten, daß wir binnen Kurzem Bücher befigen, welche e8 jedem Clementar- 
lehrer ermöglichen, auch ohne vorhergegangenes tieferes Studium der National- 
öconomie und Politif Dasjenige aus diefen Gebieten zum Berftändniß feiner 
Schüler zu bringen, was diefe brauchen. Es kommt bet den genannten Unter— 
richtögegenftänden nur darauf an, allen theoretifhen Ballaft, jene überflüjfigen, 
ihwerverftändlichen Definitionen und dergleichen fortzulaflen und nur das prak— 
tisch Wichtigſte in einfachfter, klarſter Weife zum Verſtändniß der Schüler zu 
bringen. Beftehen doch in England bereit3 über 4000 Schulen, in denen 
Leuten, welde faum eine jo gute, jedenfalls keine höhere VBorbildung mitbringen, 
als die aus unjeren Elementarfhulen entlafiene Jugend, die Anfangsgründe der 
Vollswirthſchaft gelehrt werden und wird ſchon in manden Boltsichulen unferes 
Baterlandes und anderer Länder Verfaſſungs- und Geſetzeskunde betrieben! Zu 
diefen obligatorifchen Fächern würden dann als facultative hinzutreten in erfter 
Linte Zeichnen !), in zweiter Geometrie, in dritter Phyſik. 

Ich weiß, daß ich mit diefer Zufammenftellung auf vielfahen Widerſpruch 
ftoßen werde, daß man behaupten wird, ich trage der „idealen“ Seite der Bil- 
dung zu wenig Rechnung, ich ſage aber, auf das praktiſch Wichtigfte kommt es 
an, e3 darf aljo fein Interrichtögegenftand, und fei er auch an und für fich 
no jo empfehlenswerth, in den Lehrplan aufgenommen werden, deſſen Einfüh- 
rung die Erreihung des nächſten Zieles gefährdet, ſonſt wird das Beſſere des 
Guten Feind. Je mehr fi das in der Fortbildungsihule Gelehrte als im 
täglichen Leben nützlich erweift, defto mehr wird fi das Publicum mit dem 
Zwang ausfühnen. Der verhältnißmäßig geringe Erfolg, den die Bemühungen 
der preußiſchen Regierung zur Ausdehnung des Fortbildungsſchulweſens bisher 
fratifchen Theorien einer Kritik unterzieht und der Jugend ihre Berberblichkeit für 
Ale, aud für diejenigen Clafjen, welde die Socialdemotratie heben will, zu Harem 
Verſtändniß bringt. 

Dafjelbe gilt übrigens mehr oder weniger für bie ganze in ben Fortbildungs— 
und niederen Fachſchulen anzuwendende Lehrmethode. Man kann bier nicht, wie in 
höheren Lehranftalten, eine allgemeine wifjenfhaftlihe Grundlage geben, welde ben 
Schüler befähigt, felbft die praftifchen Conjequenzen zu ziehen, bazu fehlt e8, abgeſehen 
von allem Anderen, an Zeit, man muß fich daher darauf befchränten, nur die Hr bie 
Praris wichtigften Lehren auf die einfachft mögliche Art zu begründen und muß dann 
im Unterricht ſelbſt fofort die Nuganmwendungen ziehen, auf welche e8 eigentlich anfommmt. 

1) Der Zeichenunterricht ift, abgefeben davon, baß er für die meiften Gewerbe 
von höchſtem Nuten ift, um deßwillen heute für beinahe Jedermann unentbehrlich, 
weil mit ber ee Pa der inneren Eindrücke durch bie erhöhte Schulbildung, bie 
Sectüre und den rafcheren Mechfel der äußeren Eindrücke, welche das moderne Leben 
mit ſich bringt, der Sinn für genaue Beobachtung abgeftumpft if. Der Zeichenunter: 
richt zwingt das Auge, ſich mit den formen vertraut zu machen und mit dieſem Ver— 
trautwerben wird Berftändniß fir die Schönheit erwedt. Der Zeichenunterricht iſt 
das befte Mittel, das Interefle für Natur- und Kunftfhönbeiten in allen Schichten des 
Bolts wieder zu befeben. Bei einem jchönheitsfiebenden Bolfe aber finden Kunſt und 
Kunftbandwert bald Anregung und Unterftügung. 
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hatten, ift jedenfalls theilmeije auf den Umftand zurücdzuführen, daß die Richtung, 
die man den Schulen geben wollte, nicht praftiich genug war. 

Selbftverftändlich wird man das denortSilbungsfehnlgmwang einführende Geſetz 
nicht rückwirklend machen auf die bei feinem Erfceinen bereit? aus der Elemen- 
tarſchule Ausgetretenen, dies würde von Eltern, Arbeitsgebern und Schulpflich- 
tigen als ein Umrecht empfunden werben und wilde den Lehrern ihre Aufgabe 
gerade in den erften Jahren enorm erſchweren. Jede Ueberftürzung wäre bier 
vom Uebel; man wird aljo aud den Termin der Inkrafttretung des Geſetzes 
nicht zu kurz bemefien dürfen. Zunächſt müſſen die Lehrer die für Die neue 
Aufgabe erforderlihe Vorbereitung gewonnen haben, hierfür muß alfo geforgt 
werden, ehe man ihnen Schüler zumeift. 

Indem ih fo in aller Kürze meine Anfichten über die allgemeine obliga= 
toriſche Fortbildungsſchule darlegte, glaube ich gleichzeitig den Beweis erbracht 
zu haben, daß fie unentbehrlich ift, wenn e8 ſich darum hanvelt, die beftehenden 
Mipftände, insbefondere auch die Nachtheile unferes gewerblichen Lebens zu 
heben und dürfte auch die Behauptung, daß durch geſetzliche Einführung des 
Fortbildungsſchulzwangs das gewerbliche Fortbildungsweſen erheblich gefördert 
wird, nunmehr ohne Weiteres einleuchten. Es liegt ja auf der Hand, daß wenn 
die Gemeinden einmal allgemeine Fortbildungsſchulen haben müſſen, ſehr bald 
eine Agitation dafür entſtehen wird, daß dem Fortbildungsumterricht durch Hinz 
zufügung einiger techniſcher Fächer, begiehungsweife durch Erridytung einer Fach— 
ſchule neben der allgemeinen Fortbildungsihule eine für die Gemwerbetreibenden 
direct nutzbringende Richtung gegeben werde, und daß die jungen Gemwerbetreiben- 
den, wenn fie einmal in eine Schule gezwungen werden, fich Iieber der faculta= 
tiven gewerblihen Fortbildungsichule zuwenden, felbft wenn fie hier mehr Unter» 
richtöftumden haben, denn fie dürfen fich hier als Elitetruppe betrachten. Die 
viefige Zunahme der Scülerzahl in den badiſchen Gewerbeſchulen bald nad 
gejeglicher Einführung der allgemeinen obligatorifchen Fortbildungsichule gibt 
bierfüür ein jchlagendes Beispiel. Unfere Preufifchen Gewerbewereine mögen da= 
ber nit bejorgt fein um die Zukunft ihrer Schulen, die allgemeine obligatortfche 
Fortbildungsſchule wird jenen feine Concurrenz machen, jondern ihnen umgekehrt 
den denkbar Mäftigften Vorſchub leiſten! (Ich ſetze dabei natürlich voraus, daß 
auch bei uns, wie dies in anderen Staaten bereits der Fall iſt, beſtimmt wer— 
den wird, deß der Beſuch einer gewerblichen Fortbildungsſchule von demjenigen 
der allgemeinen Fortbildungsichule ‚entbindet.) 

Ich gehe nun dazu über, meine Anficht über die, dem peciell die Hebung 
der gewerblichen Tuchtigkeit bezwedenden ſchulmaßigen Anſtalten für diejenigen 
Gewerbetreibenden, welche nur die Elementarſchule, beziehungsweiſe dieſe und die 
allgemeine obligatoriſche Fortbildungsſchule beſucht haben, zu gebende Einrichtung 
auszuſprechen. 

Während es das Ziel der allgemeinen Fortbildungsſchule fein muß, Den- 
jenigen, welche feine höheren Vildungsanftalten beſuchen, einerlei weldhen Beruf 
fie haben, bie allernothdürftigſte fociale und politiſche Erziehung zu fichern, beab- 
fihtigen die gewerblichen Fortbildungs- Anftalten im erfter Linie die Ausbildung 
für das Fach. Da nun aber Dagjenige, was die allgemeine Fortbildungsſchule 
gibt, für Jedermann unentbehrlich und daher obligatoriſch ift, muß der allgemeine 
Hortbildungsunterricht demjenigen der Fachſchule vorhergehen, oder er muß neben⸗ 
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ber laufen, oder aber, es muß die Fachſchule den Lehrftoff der allgemeinen Fort⸗ 
bildungsfchule mit in den ihrigen aufnehmen. | 

Daß der eigentlich gewerbliche, wie jeder Fachunterricht, nicht obligatorifch 
fein kann, verfteht fi von ſelbſt. Der Staat ift unbeftreitbar befugt, diejenige 
Bildung zu verlangen, ohne welche die Jedem eingeräumten bürgerlichen Rechte 
nicht ſelbſtſtändig ausgeübt werden können und, welche zur Führung eines eigenen 
Haushalts unbedingt erforderlich find, die eine höhere berufliche Leiftungsfähig- 
feit bezwedende Bildung kann er nicht erzwingen, er wird fie aber, da er ein 
großes nicht nur moraliiches, fondern auch materielles Intereffe daran hat, nach 
Kräften fördern müſſen. 

Während die allgemeinen Fortbildungsichulen dem Cultusminifter zu unter: 
ftellen find, müßten die gewerblichen Fortbildungsichulen, wie die übrigen ges 
werblihen Fachſchulen vom Handelsminifterium reffortiren, die beiden Miniſte— 
rien müßten aber fortwährend Fühlung mit einander behalten, nidyt nur, weil 
die allgemeinen Schulen Vorſchulen find für die technischen Anftalten, jondern 
auch weil bei Leitung beider Arten des Unterricht3 eine Cooperation jehr häu— 
fig erſprießlich umd ſelbſt nöthig fein wird (felbft in Bezug auf die einzelne 
Schule, 3. B. wenn eine gewerbliche Fortbildungsichule gleichzeitig die obligato— 
rischen Fächer betreibt, oder wenn umgefehrt eine allgemeine Fortbildungsichule 
diefen oder jenen unzweifelhaft fachlichen Yehrgegenftand als futultativen anſchließt). 
Der Handeldminifter wird die oberfte Leitung des technischen Schulweſens nicht 
etwa in die Hand einiger Decementen legen, jondern er muß zu dieſem Zwecke 
eine befondere Behörde fchaffen, in welcher aufer VBerwaltungsbeamten und Tech: 
nifern feines Miniſteriums, praktiſchen Schulmännern und Induſtriellen Sig und 
Stimme eingeräumt ift, wie bie bereit8 der Abgeordnete Dr. Wehrenpfennig 
am 14, Februar vorigen Jahres im preußiſchen Abgeorbnetenhaufe andeutete, 
indem er jagte: 

„Ich kann mich auch in diefer Beziehung auf das Beifpiel von Württem: 
berg berufen, wo man bie techniſchen Lehrkräfte und die Gewerbetreibenden jelbft 
mit verwendet zur Beauffichtigung der unteren Stufen. Ich möchte aber auch 
behaupten, daß nad) oben hin der Herr Minifter mit dem Kultusminifter 
fi) in Verbindung fegen muß, daß etwas gejchaffen werben muß, wie eime 
Unterrihtsauffichtscommiffion, welche mit techniſchen, pädagogiſchen Kräften bejetst 
ift, auch meinetwegen mit Berwaltungsbeamten, um den Zufammenhang zwifchen 
den allgemeinen UnterrichtSanftalten und den techniſchen Lehranſtalten zu unter— 
halten. Wie heute die Sachen liegen, wird es dem Herrn Minifter Achenbad) 
nicht möglich fein, das nöthige Auffichtsperfonal zu beſchaffen.“ 

Der fo zufammengefegten Centralinftanz für das gewerbliche Fortbildungs— 
ſchulweſen würden meines Erachtens zunächſt etwa folgende Aufgaben zufallen; 

1. Die Anregung zur Errichtung technifcher Lehranftalten. 

2. Die Aufftelung von Normallehrplänen fir derartige Schulen. 

3; Die Beihaffung von Lehrbüchern, Zeichenvorlagen, Modellen ꝛc. für den 
- techmifchen Unterricht im feinen verjchiedenen Abftufungen, beziehungsweife die 

Prüfung und Approbirumg folder Lehrmittel, die Heranbildung von Lehre 

fräften für die Fachſchulen, infoweit folche nicht auf andere Weife heran: 

zubilden find, 
4 Der Anfauf oder die Vermittlung des Ankauf von neuen Majchinen, 
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Apparaten ꝛc., welche die einzelnen Mufterlager und Lehrwerkftätten fich 
direct zu verfchaffen weniger in der Lage find. 
5. Die Herausgabe einer Zeitfchrift für das technifche Schulwefen. 

ad 1. Die wirkfamfte Anregung für die Gemeinden, gewerbliche Lehranftal- 
ten zu errichten, ift natürlich das Berfprechen dauernder Subventionirung und 
foftenfreier Ueberlaſſung der nöthigiten Lehrmittel bei Gründung der Schule von 
Seiten des Staates, und betrachte ich es als felbftverftändlich, daß der preußiſche 
Handelsminiſter ſ. 3. eine entfprechende Anforderung an den Yanbdtag ftellen 
wird. Bei den von den Gemeinden, beziehungsweife von diefen und Vereinen 
in der Art des Gewerbevereind für Naſſau errichteten gewerblichen Fortbildungs- 
ſchulen für alle örtlihen Gewerbe würde etwa ein Staatszuſchuß bis zur Höhe 
des Beitrage8 der Gemeinde in Ausſicht zu ftellen fein‘); während bei den 
von den Genofjen eines einzelnen Gewerbes für deſſen Lehrlinge beftimmten Yehr- 
anftalten, wie bei den Fachſchulen im engeren Sinne, 3. B. Bergs, Baugewerf-, 
Webeſchulen zc., der Staatszuſchuß niedriger bemeffen werden könnte, wenn nicht 
erade die Gründung einer derartigen Anftalt ein erhebliches volfswirthichaftliches 
Anterefe bat und weder die betreffenden Gewerbsgenoffen, nody Gemeinden in 
der Lage find, ſelbſt größere materielle D pfer zu bringen. In folchen Fällen 
fann jogar unter Umſtänden ein ſelbſtſtändiges Vorgehen des Staates geboten 
erſcheinen. Ueberall, wo die Anftalten nicht blos für ven Drt, fondern für einen 
größeren Bezirk, ſei e8 Kreis oder Provinz, von Nugen find, werden ſich wohl 
auch die betreffenden Corporationen nicht der Pflicht entziehen, helfend einzutreten. 
Natürlich wird die ftaatlihe Unterftügung ſtets davon abhängig zu machen fein, 
daß die Schulen gewiſſe Berpflichtungen übernehmen, fo würde z. B., wenn für 
die obligatorische allgemeine Fortbildungsſchule das Minimum der wöchentlichen 
Lehrftumden (bei ca.. 9 Monaten Schulbejuh im Jahre) auf drei fejtgejegt wäre, 
von gewerblichen Fortbildungsanftalten, welche gleichzeitig die obiguiorifchen 
Lehrgegenftände behandeln, eine Minimal-Stundenzahl von 6—8 zu fordern fein. 
Auch dadurch ließe ſich das Intereſſe fiir den gewerblichen Unterricht fürdern, 
daß man die corporative Drganifation der Gewerbe, wie die Bildung von Ge— 
werbevereinen, unterftügt. Auch die Errichtung von Gewerbelammern, welche ich 
im Webrigen nicht al3 jo dringlich betrachte, als man es häufig darftellt, dürfte 
fi von dieſem Geſichtspunkte aus empfehlen. 

ad 2. 3 verfteht fi) von felbit, daß mehrere Arten von foldhen Nor: 


1) In Württember gi ber Grundſatz, daß ber Staat bei den gewerblichen 
— — die Hälfte der nicht — die Schulgelder gededten Koſten trägt, 
ofern die Gemeinde bie andere Hälfte übernimmt. Der hierdurch für den Staat ent- 
ftebende Aufwand betrug pro 1873/74 53,000 Gulden (bei ca. 10,000 Schiilern und 
600 Lehrern). Im Preußen dürfte 1 Million Mark für den gleihen Zwed genügen. 
Das ift gegenüber einem Gejammt- Budget von ca. 700 Millionen Dark, oder auch 
— einem Aufbringen an directen Steuern von ca. 150 Millionen Mark gewiß 
ein erheblicher Betrag. 

Näheres über die gewerblichen Fortbildungsanftalten Württembergs findet man 
in den im Berlage von Gruninger ın Stuttgart erjchienenen Schriften: „Die indu— 
Aue Entwidlung im Königreid Württemberg und das Wirken feiner Ceutralſtelle 
ür Gewerbe und Handel in ıhren erften 25 Jahren von Regierungsrat 2. Viſcher“ — 
1875 und „Die Entftehungsentwidlung der ‘gewerblichen Fortbildungsichulen im 
Württemberg” — 1973. 
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mallehrplänen ausgeaybeitet werden müßten, je nad ber Yeiftungsfähigfeit der 
verfchtedenen Orte. Man wird in einem Städtchen von 2000 Einwohnern, in 
welchem feine befonder3 hervorragende Induſtrie ift, wo die Geldmittel beſchränkt 
find und man nicht über bedeutende Specialiften al3 Lehrkräfte verfügt, miche 
diefelben Lehrziele aufftellen dürfen, wie man fie in großen Städten zu erreichen 
vermag, man wird aljo naturgemäß zu mehreren Elafjen von gewerblichen Fort- 
bildungsſchulen fommen, deren Lehrpläne ſich dadurch von einander unterjcheiden, 
daß in den höheren Clafjen der Unterricht ein mehr und mehr für die einzelnen 
Gewerbe fpecialifirter wird. Die höchſte Spectalifirung wird man im den eigent= 
lichen Fachſchulen erreihen. Daß die fo ausgearbeiteten Normallehrpläne nicht 
für jede einzelne Anftalt abſolut bindend fen dirrfen, bedarf wohl feines Beweiſes, 
es liegt ja auf der Hand, daf man bei der Verſchiedenheit der Iocalen Bebürf- 
niffe und Yeiftungsfähigkett eine gewiſſe BVielgeftaltigfeit zulaffen muß. Ein 
ſtrenges Fefthalten an der Chablone wäre ein grober Mißgriff, aber die Eriftenz 
von Lehrplänen, welche nur als allgemeine Richtſchnur dienen, wird von größtem 
Nugen fein und wird insbejondere den Gemeinden und fonftigen Corporationen, 
welche durch ſolche Pläne erſt einen Haren Einblid in die Zwecke der Schulen 
und die Mittel, deren es bedarf, gewinnen, die Gründung weſentlich erleichtern. 
Wir müfjen eben bedenken, dak in dem größten Theile Preußens in diefer Be- 
ziehung noch fo gut wie Nichts exiſtirt. Bereits beftehende gute Schulen wird 
man jelbftverftändlich möglichſt ihrer natürlichen Weiterentwidlung überlaffen. 

ad 3. Wenn irgendwo die Ausarbeitung von Lehrbüchern, zunächſt fir die 
Hand des Lehrers, geboten ift, jo tft dies bei Fachſchulen der Fall!). Welches 
find denn die Lehrkräfte, die man im Allgemeinen hier zur Verfügung hat? 
Theile find es Pädagogen, die nur ganz ungenügende Kenntnifje von den Be— 
bürfniffen der Gewerbe haben, theil® find e8 Gewerbetreibende, Techniker, Die 
die Art, wie man lehren muß, nicht kennen. Ueberläßt man ſolchen Männern, 
jelbftjtändig vorzugehen, fo wird mögliherweife hier und da ein Genie Vorzüg— 
liches leiſten, Befleres vielleicht, als bei einer Beſchränkung durch irgend welche 
Vorſchriften, die überwiegende Majorität aber wird nichts Ordentliches zu Stande 
bringen. Deßhalb muß die Centralftelle in allererfter Linie für gute Bücher 
forgen, welche jo gefchrieben find, daß Diejenigen, welche Iehren ſollen, daraus die 
zu ihrem Lehramt erforderlichen Kenntniſſe fchöpfen können. Nur bet einzelnen 
Disciplinen dürfte dann neben dem Selbſtſtudium noch die Abhaltung eines 
kurzen Lehrcurſus nöthig fen. Daß wir in furzer Zeit brauchbare derartige 
Bücher befommen werden, wenn die Gentralftelle (einftweilen das Handelsmini— 
ftertum) Concurrenzausfcreiben erläßt, kann nicht bezweifelt werden. Sollte 
aber auch für das eine oder andere Fach nicht ſogleich das Beſtmögliche zu 
Stande fommen, jo wird ſich das Gegebene ſpäter an der Hand der Erfahrung 
leicht verbeffern laſſen. 


') Daß man dies im den Kreiſen ber Lehrer von Fortbildungsſchulen bereits 
eingefeben bat, geht daraus hervor, daß eine Anzahl fächfiicher Schuldirectoren, welde 
gleichzeitig an Fortbildungsſchulen thätig find, ſich vor Kurzem zur „Herausgabe von 
—— für den Unterricht in der Fortbildungsſchule“ mit dem Berlagsbuchhänd- 
ler Louis Senf in —— vereinigten. (Es ſollen 10—12 Hefte zu 5—10 Bogen 
erſcheinen — deren eines: Gefeßestunde und Boltswirtbfhaftsichte A Bade, ich ber 
reits erwähnt habe.) 
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Daffelbe gilt, beinahe in noch höherem Grade, von den Zeichenvorlagen und 
Modellen. Der Zeichenunterricht ift zwar feit 13872 officiel in unferen Ele— 
mentarſchulen eingeführt, es ift aber offenes Geheimniß, daß bisher um Allges 
meinen noch fehr wenig damit erreicht worden tft. Durch entipreihende Aus— 
bildung der Sandidaten in den Seminaren wird zwar nach und nach hierin eine 
Beſſerung eintreten, wir fünnen aber hierauf nicht warten, wir müſſen dafür 
forgen, nicht nur, daß die bereit3 im Amte befindlichen Yehrer den Zeichenunter⸗ 
richt in der Elementarſchule mit Erfolg leiten können, fondern, daß wir Lehr— 
fräfte in genügender Zahl gewinnen, welde auch den höheren Beichenunterricht 
der gewerblichen Fortbildungsanftalten zu ertheilen vermögen. Dies aber ift nur 
zu erreichen, wenn man für gute methodiſche Vorlagewerte forgt. (Wir haben 
ja ſchon mandes Vortrefflihe auf diefem Gebiete.) Dazu müßten allerdings 
bier noch kurze Lehrcurſe kommen, denn felbft der befte Text zu den Borlagen 
wird nicht genügen; Demjenigen, der Zeichen: und Mobdellirunterricht ertheilen ſoll, 
muß zunächft von einem tüchtigen Fachmann gezeigt werden, wie er das Einzelne 
zu machen bat, ınit Worten allein läßt fich das ſchwer erklären. Dieſe Lehr— 
curje werden allerdings in der Regel nicht direct von den Centralbehörben ges 
leitet werden, ſondern von ben naher zu beiprechenden Provinzialinjtanzen, 
erftere wird aber gewille allgemeine Normen dafür erlaffen müſſen. Es ſcheint 
mir übrigens jehr erwünſcht, daß die Gentralftelle in Berlin eine Mufter- Zeichen- 
ſchule einrichte und felbft Leite, auf diefe Weife Tiefen ſich aud am beften In— 
fiructoren für den Zeichenlehrer, Infpectoren für die gewerbliden Zeichenſchulen 
in den Provinzen und Fachzeichenlehrer heranbilden. Dieſen Inſpectoren wäre 
alsdann auch ein gewiſſer Einfluß auf den Zeichemunterricdht in den Elementars 
Ihulen einzuräumen). Um eine größere Zahl von Lehrern für das eigentliche 
Fachzeichnen zu gewinnen, dürfte es fich empfehlen, daß die Gentralftelle, wie 
dies in Württemberg geſchieht, beſonders beanlagte ftrebfame junge Handwerker 
behufs Beſuchs verjchiedener Zeichenfchulen unterftütt, unter der Bedingung, daß 
fie fpäter am Orte ihrer Niederlafjung gegen die übliche Vergütung Unterricht 
im Fachzeichnen ertheilen. 

ad 4, Daß die Gentralftelle jelbft eine Sammlung aller für das gewerb- 
liche Fortbildungsweien wichtigen Schriften, Beichenvorlagen und dergleichen haben 
muß, verfteht fi) von jelbft. Aber auch alle fonfttgen bei dem techntichen 
Unterricht in Frage kommenden Lehrmittel muß fie in einem Mufeum fans 
meln ?), jo alle neuerfundenen Maſchinen und Werkzeuge von bejonderem Werthe, 


*) Auch eine große, möglichſt volllommene gewerbliche Korbildungsfhule und 
einige Specialfahfchulen in Berlin follte man der directen Leitung der Centralbehörde 
unterftellen, damit biefe ftetig Fühlung behalte mit dem praftifchen Bebürfmig und ſich 
bewußt bleibe des Erfolgs ihrer Maßregeln, fowie der Leiftungsfähigleit der verjchiebe- 
nen Kategorien von Lehrern und Schülern. Dieſe Anftalten, welche Mufter für den 
ganzen Staat bilden könnten, würde man mit Vortheil in Verbindung bringen können 
mit einer Art von Seminar für Dirigenten größerer gewerblicher Fortbildungsſchulen. 
Auch der Borihlag von Dr. Nagel, an ben Schullehrerfeminarien befondere Curſe und 
Eramina für diejenigen Seminariften einzurichten, welde fpäter an gewerblichen Fort» 
—— — lehren wünſchen, ſcheint mir durchaus empfehlenswerth. 

2) Das Muſeum, die Muſterzeichenſchule und bie andern unter der birecten 
Dberleitung ber Gentralbehörde ftehenden Schulen wird legtere am beften im eimem 
eigenen Gebäude unterbringen. 
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in natura oder wenigſtens in guten Modellen und Zeichnungen, ferner Muſter, 
beziehungsweiſe Abbildungen hervorragend ſchöner Producte der Induſtrie, bes 
ſonders der Kunftinduftrie des In- und Auslandes. Einzelne diefer Dinge wird 
die Gentralftelle wohl hier und da ausleihen können; dies dürfte aber wohl 
feltener vorkommen, dagegen kann fie jehr fürdernd wirken dadurd, daß fie den 
eimelnen größeren Schulen die Beichaffung folder Maſchinen, Mufter ꝛc. ver⸗ 
mittelt, ihnen Photographien der im Berliner Mufeum befindlichen kunftgewerb- 
lichen Gegenftände gegen mäßige Vergütung überläßt u. ſ. w. 

ad 5. Die von der Gentralftelle herauszugebende Zeitichrift für das tech— 
niſche Schulweſen würde außer den Belanntmadhungen derjelben aud die wich— 
tigeren Berfügungen der Frovinzialinftanzen, ferner die Jahresberichte der letzte— 
ven und der Inſpectoren, ſowie diejenigen der VBorftände einzelner hervorragender 
Schulen, endlich jelbftitändige Artikel über Fragen des techniſchen Fortbildungs— 
weiens enthalten fünnen. — 

Wenn auch im Anfange eine divectere Einwirkung der Centralſtelle auf die 
einzelnen Schulen zwedmäßtg fein dürfte, jo wird doch auf die Dauer ein un— 
mittelbarer Verlehr in einem fo großen Staate, wie Preußen, wenigſtens in 
Bezug auf die gewöhnlichen Laufenden Gefchäfte nicht durchführbar fein; hier 
dürfte die Beauffichtigung der von den Localjchulvorftänden geleiteten Schulen, die 
Abnahme der Haupt:Eramina, die Kritik der Schülerarbeiten auf regelmäßig 
wiederfehrenden Ausftellungen derjelben, die Vorbereitung der Yehrer und die 
Einwirkung auf fie, welche in Württemberg von der Gentralbehörde aus geſchieht, 
zweckmäßiger Provinzialinftanzen überlafen bleiben. Diefelben wären ebenjo wie 
die Gentralinftanz aus Verwaltungsbeamten, Schulmännern und Induſtriellen 
zufammenzufegen. Am beften aber wäre es, wenn es gelänge, fie möglichſt 
aus freien Vereinen herauswachſen zu Laffen in ähnlicher Weiſe, wie in Naflau. 
Allerdingd müßten in diefem Falle dem als Provinzialinftanz fungirenden Vereins- 
vorftand mehrere Commifjare der Regierung, beziehungsweile der Centralftelle 
beigegeben werden. Die Koften für die am Sige der Provinzialinftanz behufs 
Heranbildung von Lehrern für den Unterricht an gemwerblichen Fortbildungs- 
anftalten, insbefondere für den Zeichenunterricht eingerichteten Eurfe (für die 
Elementarlehrer wären diefelben natürlich im die Ferienzeit zu legen) dürften von 
der Provinz und dem Staate gemeinfam zu tragen fein, ebenfo die Koften 
der mit dieſen Eurfen verbundenen Ausftellungen der Arbeiten der technifchen 
Schulen des Bezirks und der Vehrerconferenzgen. Wenn auch zu erwarten fteht, 
daß in den betreffenden Städten bereit3 eine größere gewerbliche Yehranftalt befteht, 
welche eine reihe Sammlung von BZeichenvorlagen, Modellen, Werkzeugen ꝛc. bat, 
fo wird diefe doch wohl im Allgemeinen nicht für die Lehrerausbildung genügen, 
ſchon defihalb nicht, weil folhe Schulfammlungen naturgemäß mehr oder minder 
einfeitig die Yocalinduftrieen bevorzugen. Staat und Provinz müſſen daher für 
Bervollftändigung der betreffenden Sammlungen forgen, oder für den vorliegen: 
den Zweck befondere Mufeen anlegen. 

Bei allen technischen Lehranſtalten, den niederen wie den höheren, den ge= 
werblichen, wie den landwirthichaftlichen, muß man fefthalten, daß der Unterricht, 
fo weit er nicht denjenigen der allgemeinen obligatortfchen Fortbildungsfchule erfegen 
fol, Tediglich die Ausbildung fiir das Fach zu bezweden hat. Wo die von ben 
allgemeinen Schulen mitgebradhten Kenntnifje nicht ausreichen, um direct den 
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Fachunterricht anzuſchließen, wo aljo letzterem ein allgemein wifjenfchaftlicher 
Unterricht vorhergehen muß, darf diefer nur Das umfaſſen, was zum Verftänd- 
nifle jenes durchaus erforderlich ift. Dies ift zumeift bei den miederen Fach— 
ſchulen, ganz beſonders aber bei den gewerblichen Fortbildungsſchulen zu beachten. 
Die einzelnen Hilfswiſſenſchaften find dermaßen entwidelt und in weiterer Ent- 
wicklung begriffen, daß es in den Fachſchulen, abgefehen von denen der oberften 
Kategorie, geradezu unmöglich, ift, dem Schüler eine aud nur oberflächliche all» 
gemeine Kenntniß derjelben zu geben. Wollte man es verjuhen, jo würde 
jedenfall für den Unterricht in der auf das einzelne Gewerbe angewandten 
Chemie, Phyſik ꝛc., aljo für den allein fruchtbaren Theil des betreffenden Unter» 
richt, feine Zeit mehr übrig bleiben. Wenn die in der Elementarfchule erwor- 
benen mathematischen Kenntniſſe nicht genügen, um darauf den technifchen Unter: 
richt der gewerblichen Fortbildungsſchule aufzubauen, muß man in letterer einen 
mathematiſchen Curſus einrichten, dieſer iſt alsdann aber ganz ſpeciell für die 
Bedirfnifje der betreffenden Claſſe oder auch Elafien von Gemerbtreibenden zu= 
zujchneiden; oder: der Metallarbeiter, der Färber, der Bierbrauer bedürfen zum 
rattonellen Betriebe ihres Gewerbes gewiſſer chemifcher Kenntniffe, die fie nicht 
aus den Elementars und felbft den Mittelſchulen mitbringen, in Fachſchulen für 
Meifter folder Gewerbe wird man nun aber nicht etwa einen allgemeinen 
chemischen Unterricht einführen, fondern man wird für jedes Fach ein befonderes 
Lehrbuch ausarbeiten. Ebenjo wird man den in den Fachſchulen einzuführenden 
Unterricht in den für den Erfolg eines jeden Gewerbebetriebe jo wichtigen 
wirthſchaftlichen Lehren, je nach den Anforderungen, welche die gewerbliche Stel: 
lung, die der Schüler nad Abjolvirung der Anftalt einnehmen ſoll, mit fich 
bringt, geftalten. Anders find die wirthichaftlichen Kenntniſſe, deren der kleine 
Handwerfsmeifter bedarf, anders diejenigen, welche Der braucht, der berufen ift, 
an der Spige großer induftrieller Unternehmungen zu jtehen. Noch weiter gebt 
die Verfchiedenheit der Bedürfniffe in Bezug auf das Zeichnen; kurz es wird 
beinahe jeder Vehrftoff je nady dem Fach und der gewerblichen Stellung der zu 
Unterrichtenden verſchieden zu behandeln fein. 

Ein ſchlagendes Beifpiel, wie weit man Schüler mit nur elementarer Vor— 
bildung Schon in einer bloßen Abendſchule fachlich ausbilden farm, wenn man 
den Unterricht in den Hilfswiffenfchaften ad hoc zufchneidet, bietet die Ecole 
Professionelle zu Bervierd in Belgien !). Diefe Schule, welche den Zwed ver: 
folgt, tüchtige Vorarbeiter und Fabrifmeifter fir die Tuchfabrication zu erziehen, 
wird von mehr als 500 jungen Leuten, welde bei Tage in Tuchwebereien, Yär- 
bereien :c. arbeiten, beſucht. Zur Aufnahme gehört ein Alter von mindeftens 
12 Jahren. Am gewerblihen Unterricht (122 Schüler) darf nur Derjenige 
theilnehmen, welcher Leſen, Schreiben und die 4 Species kann, für die fich 
Meldenden, welche auch diefen befcheidenen Anforderungen nicht entjprechen, find 
3 BVorbereitungsclaffen (395 Schüler) eingerichtet. Die eigentlihe Schule felbft 
1) Ich babe allerbings dieſe Anftalt nicht felbft gefehen unb würde bie im ihren 
Berichten wiederholt hervorgehobenen günftigen Refultate anzweifeln (die Darftellungen 
folder Berichte find ja meiſt etwas ro ig nein), wenn ich nicht das jedenfall objec« 
tive Urtheil der von dem „Yorkshire College of Science“ zum Beſuch der technifchen 


Lehranftalten, insbefondere der Webefchulen in Belgien, Deutſchland und Frankreich 
ausgefandten Commiſſare vor Augen hätte. 
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zerfällt in 3 Abtheilungen, alle mit dreijährigem Curſus, nämlich in eine für 
Meberei, eme für Färberei und eine für Mechanik und Baukunſt (letere mur 
fpeciell für die Bedürfniſſe der Tuchfabrication). Der Unterricht findet für alle 
Schüler fünfmal wöcentlid Abends von S— 10 Uhr ftatt, nur die zwei 
oberen Claſſen der Weberabtheilung haben Sonntags von 10—12 Uhr Morgens 
Unterriht in der Farbenlehre. Im erften Jahre werden die Stunden in 
Arithmetik, Algebra, Geometrie, Phyſik, Chemie und Freihandzeichnen für alle 
3 Abtheilungen gemeinſchaftlich ertheilt, um Uebrigen erhält jede Abtheilung 
ihren befonderen Unterriht. Mehr oder weniger gleihmäßig wird in ben 
3 Abtheilungen behandelt Chemie, Phyſik (befonderd Feuerungen und Dampf- 
fejlel), Mechanik (beſonders Dampfmalchınen) und Anlage von Fabrifeinrid- 
tungen; bei dem Zeichenunterricht ıft die Behandlung ſchon eine weſentlich ver— 
fchiedene, dazu kommt dann noch der Special: Fachunterricht für die Weber 
in Weberei und Farbenlehre, für die Färber in Färberei, Wollwäſcherei und 
Trocknerei, für die mechanifche Abtheilung in Maſchinen- und Hochbau x. Yür 
jede Fach ift von dem betreffenden Lehrer ein vorzüglicher Katechismus aus- 
gearbeitet. Diejenigen, welche nah Abjolvirung der 3 Claſſen ihrer Abtheilung 
ein gutes Abgangseramen machten ?), finden in der Kegel bald jchöne Stellungen 
als Werfmeifter, Fabrifdirectoren ꝛc. Doch genug von diefer trefflichen Anftalt, 
auf die ich übrigens nochmals an anderer Stelle zurückkommen werde. 

Außer der Richtung auf das Fach in den allgemeinen Hilfswiſſenſchaften 
und der Epecialifirung, ift ferner bei jedem techniſchen Unterricht feftzuhalten, 
daß er Hand in Hand gehen muß mit der praftiichen Ausbildung des zu Unter: 
richtenden in feinem Fade. Erſt die in der Praris erworbene Erfenntniß der 
zu erfüllenden Anforderungen wedt Sinn und Berftändnig für einen theoretischen 
Unterricht, welcher dem Lernenden den inneren Zufammenhang, die willenichaft- 
liche Baſis der Arbeiten, die er fonft nur mechantich betreibt, geben ſoll, fo daß 
er auf dem derart gewonnenen Fundament felbftändig weiterbauen fann, und 
welder ferner die im Leben gewonnene unvollftändige und einfeitige Erlenntniß 
und Anſchauung zu verpollftändigen und zu heben ftrebt. 

Ich gehe mun dazu über, meine Anfichten über die den wichtigften Arten 
der niederen technifchen Yehranftalten, den gewerblichen Fortbildungsichulen und den 
eigentlichen Fachſchulen zu gebende Geftaltung zu entwideln. Anſtalten für Techniker 
mittleren Ranges, welche eine höhere allgemeine Vorbildung erfordern, als die 
jenige, welche die Elementar⸗ und allgemeine Fortbildungsſchule gewähren, glaube 
id) hier aufer Betracht lafjen zu müſſen. Ich beginne mit der „gewerblichen 
Fortbildungsſchule“, d. h. derjenigen technifchen Yehranftalt, welche von bei 
Meiftern ihres Gewerbes beichäftigten Lehrlingen in Nebenftunden befucht wird. 

Wenn ich es ſchon bei der obligatoriichen allgemeinen Fortbildungsichule 
nicht für empfehlenswerth erachten konnte, die Unterrichtäftunden in eine Tages— 
zeit zu verlegen, in welcher die jungen Yeute nur ſchwer von ihrer Berufsarbeit 
abkommen fönnen, fo bin ich felbftverftändlich dagegen, daß die Regierung ihre 
Unterftügung gewerblicher Fortbildungsfchulen irgendwie davon abhängig mache, 





V Die beftandenen Abiturienten erhalten Diplome als Maitre tisserand mon- 
teur, beziehungsmweife Maitre teinturier-laveur de laines, bezichungsweife Maitre 
en industries meeaniques. In dem Diplom ift vermerft, wie ber Inhaber das 
Eramen beftanden bat. 
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daß der Unterricht dort in früheren Tagesftunden ertheilt werde, jo wünſchens⸗ 
werth ſolche Einrichtung auch vom pädagogifchen Standpunkte aus erfcheinen mag. 
Jede derartige Beſchräntung würde die Errichtung von gewerblichen Fortbildungs- 
ſchulen entfchteden gefährden. Es bleibt den Gemeinden ja immer überlafien, 
durh ein auf Grund von $ 106 der Gewerbeordnung erlafjenes Ortsſtatut 
(fiehe auch die Verhandlungen über die eben im Reichstage berathene Gewerbe- 
ordnungs=Novelle) für ihre Anftalten die Lehrftunden jo zu legen, daß dem 
Unterricht3zwedt beſſer gedient wird, als dies durch Benugung der Abendftunden von 
7—10 Uhr möglich ift. Selbft den Zwang zum Beſuch auch des eigentlich 
gewerblichen Unterriht3 kann die Gemeinde ja auf Grund jenes Paragraphen 
ausfpredhen. Im wie weit es rathſam erjcheint, daß die Gemeinden von diefer 
ihrer Befugnig Gebrauch machen, will ich nicht näher erörtern, ich bejchränfe 
mich darauf, zu bemerken, daß hier die größte Vorficht geboten iſt und daß alle 
Momente, — und deren giebt e8 eine ganze Anzahl — von Fall zu Fall wohl 
geprüft werden müllen, ehe man den Beſuch folder Schulen erzwingt, oder den 
Unterricht in für die Arbeitgeber unbequeme Tagesftunden verlegt, e8 müßten 
denn die Mehrheit der Arbeitgeber umfaſſende Vereine (Gemwerbevereine, Innun— 
gen ꝛc.) Hinter den Gemeindebehörden ftehen. Die Cooperation der Arbeitgeber 
ift hier von höchſter Wichtigkeit; gelingt e8, fie zu gewinnen, fo ift die Zukunft 
einer gewerblichen Fortbildungsanftalt geſichert. Schon aus diefem Geſichts— 
punkte empfiehlt es fich, die Gewerbetreibenden im meiteften Umfange zur Theil= 
nahme an der Arbeit in den Localichulvorftänden heranzuziehen. 

Die den gewerblichen Fortbildungsſchulen zu ftedenden Ziele werden, mie 
ich bereit8 andeutete, je nach den Lokalen Verhältniſſen ſehr verfchieden fein. Die 
einfachfte hierher gehörige Anftalt ift jedenfalld eine „gewerbliche Zeichenſchule“, 
welche die Lehrlinge neben der allgemeinen obligatorifchen Fortbildungsſchule be= 
ſuchen fünnen. Eine foldye bloße Zeichenſchule wird fich überall einrichten laſſen, 
fobald man nur einen geeigneten Zeichenlehrer hat. Die Koften find fehr ge— 
ring, der Erfolg aber kann doch, wenn der Lehrer Verſtändniß und Eifer für 
die Sache hat und wenn bezüglich Yehrmethode, Anregung, Eontrole ꝛc. von Oben 
herab das Geeignete geſchieht, ein für die gewerbliche Tüchtigkeit der Lehrlinge 
des Ortes höchſt jegensreicher werden. 

In einzelnen Fällen wird man wohl neben dem Zeichenumteriht auch einen 
Unterricht in gewerblicher Buchführung, Geometrie ꝛc. einführen wollen und ift 
gewiß auch diefe Form der gewerblichen Fortbildungsichule nicht zu werwerfen ; 
ich glaube aber, daß fie nur ganz vereinzelt auftreten wird; ih bin der Mei- 
nung, dag man, wenn man fich nicht auf eine Zeichenfchule befchränft (in den 
fleinen Orten wird fich jelten mehr erreichen laſſen) und weitere Disciplinen in 
den Unterricht zieht, in der Kegel aud die obligatorischen Fächer mitnehmen 
wird, fo daß die Schüler von dem Beſuch der obligatorischen allgemeinen Fort: 
bildungsfchule befreit werden. Dieſe Iegtere Einrihtung hat fo viel für fich 
(fo Tann z. B. der Unterricht auch in den obligatorifchen Fächern gleich mehr auf 
den fpeciellen Zwed zugejchnitten und hierdurch in doppelter Richtung wirkfamer 
gemacht werden), daß die Staatsbehörden fie überall, wo fie. durhführbar tft, 
d. h. wo die Bevölkerung fo groß ıft, daß eine Schule, wie die bezeichnete, neben 
der obligatorischen auf den einzelnen Schüler berechnet nicht allzuviel Koften ver- 
urfacht und wo die Yehrfräfte disponibel find, auf das Energiſchſte unterftügen muß. 
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Der Unterricht einer derartigen gewerblichen Fortbildungsſchule wird wohl 
Winter und. Sommer durchgehend mindeftens 6 Stunden möchentlic in An« 
ſpruch nehmen müſſen. Neben den obligatorifhen Fächern, Geihäftsführung 
(Buchführung, Correfpondenz) und einem ausgiebigen, vielfeitigen Zeichenunter: 
richt wird man, jobald die verfügbare Zeit e8 erlaubt, die mathematische Aus- 
bildung der jungen Yeute betreiben müfjen. Kenntniſſe im Zeichnen und in der 
Mathematik find die befte Bafis für die Entwicklung gewerblicher Tüchtigleit 
in einer ganzen Weihe gerade der herborragendften Gewerbe!). In zweiter 
Line füme hierzu die Behandlung der praktiſch wichtigſten Säte der Phyſik, 
bejonders der Mechanik und der Chemie. 

Im großen Städten endlich, felbft in mittelgroßen Orten mit einer befonders 
entwidelten Induſtrie, wird man noch weiter gehen können; hier wird man fogar 
wirkliche Fachclaſſen bilden, in denen man in der Urt, wie in der hierüber be= 
jchriebenen Ecole Professionelle in Verviers außer durch Real» und andere Lehrer 
durh Techniker der verfchiedenen Induſtriezweige unterrichten läßt. Die be 
deutendfte bereits beftehende Anftalt diefer Art in Deutichland ift die Gewerbe— 
ſchule in Stuttgart. Diefelbe zerfällt in eine Abendſchule (welche bis auf einen 
Theil des Zeichen: und Wecyenunterriht3 nur während der 6 Wintermonate 
beſucht wird), eine Sonntagsihule und eine Frauenſchule und es findet außerdem 
nod) in einem regelmäßig den ganzen Tag über geöffneten Zeichenfaale Zeichen- 
und Modellirunterricht ftatt. Im der Abendfchule werden behandelt in wöchent— 
lich 10 Lehritunden (Abends von 5—7 Uhr) Zeichnen und Modelliren, in 
wöchentlih 104 Lehrftunden — in allen Elaffen zujammengenommen — (Abends 
von 8—10 Uhr), Modelliven in Thon und Wachs (4 Stunden), Freihand— 
zeichnen nad) Gyps ꝛc. (6 Stunden), TFreihandzeichnen für Xylographen, Kupfer: 
ftecher x. (4 Stunden), Ormamentszeichnen (6 Stunden), Geometrifches Zeichnen 
(2 Stunden), Gewerbliche Zeichnen: a) für Schreiner, Dreher (6 Stunden), 
b) für Zimmerleute, Steinhauer (6 Stunden), e) für Schloſſer (6 Stunden), 
Maſchinenzeichnen (6 Stunden), Darftellende Geometrie (4 Stunden), Zeichnen 


1) Die dur ihre Leiftungen auf dem Gebiete der Kunft und bes Kunftgewerbes 
im Mittelalter berühmte Stadt Nürnberg verdankt jenen Auffhwung der früßzeitigen 
Ertenntniß der Wichtigleit des Zeihen- und Matbhematif-Unterrichts. Schon zu Anfang 
des 16. Jahrhunderts beſtand dort eine Schule, in welcher den jungen Künftlern und 
Handwerkern die mathematifchen Wifienfchaften gelehrt wurden. Melanchthon fagte 
über Nürnberg: 

„Den Genius eurer Stabt eg an gr alle Gelehrten verehren, meil 
er bie mathematifchen Wiſſenſchaften fo ſehr begünftigt, daß dieſe Studien nirgends 
beſſer gedeihen, als in eurer Stadt und die zu biefer Wiſſenſchaft tauglichen 
Köpfe bei euch geboren werben.’ 

In —— —8* äußerte er ſpäter, daß die Nürnberger Bürger ihm wegen 
ihrer mathematiſchen Kenntniſſe lieber ſeien, als alle Gelehrte. (Geſchichte der Stadt 
Nürnberg von L. W. Marr.) 

Folgende Stelle aus Nürnbergs Kunftleben von R. von Rettberg“ zeigt ſodann, 
welche Wichtigleit man im jener guten Zeit dem Zeichnen beilegte. „Adam Kraft's 
Fleiß war fo ernft und beſcheidener Art, daß er noch im feinen alten Tagen mit feinen 
Freunden Peter Viſcher und dem Kupferfchmied Sebaftian Lindenaft an Feiertagen 
ih im Zeichnen zu üben pflegte.” Dies die Anſchauungsweiſe bochbegabter Künftler; 
Hand in Hanb mit ihnen aber gingen die Handwerker, denn damals beſtand no 
nicht, wie heute, die tiefe Kluft zwiſchen Kunſt und Handwerf. 

4* 


52 Fritz Kalle. 


und Malen für Gärtfler (4 Stunden), Gefchäftsauffäge (2 Stunden), Auffäte 
über volfSwirthichaftlihe und gemerbliche Gegenftände, nad) vorhergegangener 
Belehrung (2 Stunden), Redinen: a) für die Abendſchüler (4 Stunden), b. für 
Sonntagsſchüler (2 Stunden), Elementargeometrie (4 Stunven), Mafchinenlehre 
(4 Stunden), Phyſik (4 Stunden), Chemie (4 Stunden), Geographie und Ge: 
ſchichte (2 Stunden), Franzöfiihe Sprade: a) für Anfänger (6 Stunden), b) für 
Vorgerücktere (6 Stunden). 

Die Sonntagsihule für folde Lehrlinge, welche an den Werftagsabenden 
ſchwer abfommen fünnen, geht Sommer und Winter mit Ausnahme der üblichen 
Serien durd. Hier werden behandelt Freihandzeichnen: a. fr Anfänger (2 St.), 
b) für Vorgerüdtere (2 Stunden), Geometrifches Zeichnen im Sommer 1'/, 
Stunde, im Winter 1 Stunde), Gewerbliches Zeichnen: a) für Schreiner, Bimmer- 
leute ꝛc. (2 Stunden), b) für Schloffer, Mecaniter (2 Stunden), die Anfänge 
des Malens (2 Stunden), Modelliren (2 Stunden), Rechtſchreiben und Aufſatz 
(im Sommer 1!/,, ım Winter 1 Stunde), Schönfchreiben (im Sommer 1",, 
im Winter 1 Etumde), Gewerbliche Buchführung (mur im Winter 1 Stunde), 
Bolkswirthichaft (nur im Winter 1 Stunde). 

Im ganz großen Städten fann es zweckmäßig fein, eine gewiffe Scheidung 
eintreten zu laſſen und gejonderte gewerbliche Fortbildungsichulen, 3. B. für 
Lehrlinge der Baugewerbe, der Tertilinduftrie, der Metallgemerbe ꝛc., zu bilden; 
man wird folhe Scheidung insbefondere dann zulaſſen, wenn die Jnduftriellen 
der einzelnen Fächer dies wünfchen. 

Man kann nad dem Gefagten thatſächlich durch einen neben der täglichen 
praktiichen Beſchäftigung herlaufenden Schulunterricht, welcher alfo den jungen 
Gewerbetreibenden, beziehungsweiſe deren Eltern nur ganz unbedeutende Koften 
verurſacht und auch den zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten verhältniß⸗ 
mäßig geringe Opfer auflegt, eine für die meiſten Fälle ausreichende techniſche 
Ausbildung gewähren. Die Koſten für Umterhaltung folder Schulen werden 
deßhalb relativ gering fein, weil man ſich ftet3 jo wird einrichten fünnen, daß 
man bereit3 anderen Bweden dienende Schullocale verwendet, und die Lehrkräfte, 
mit Ausnahme des Dirigenten in den größeren Anftalten und eine® oder zweier 
Beichenlehrer dort, wo den ganzen Tag geöffnete Zeichenjäle beftehen, ihre Stellen 
nebenamtlic; verfehen können. 

Die Abend: und die Sonntagsſchule, jowie die Tagescurfe der hierüber 
befprodhenen Stuttgarter Gewerbeſchule wurden 1876 von zufammen etwas 
über 1000 Schülern beſucht, der betr. Etat beziffert fih in Ausgabe auf 
M. 27,500. — Die Schulgelder werden auf M. 7,200 veranjchlagt, der zu 
leiftende Zufchuß beträgt aljo M. 20,300, d. b. ca. M. 20 auf jeden Schüler. 

Die gewerblihe Fortbildungsihule in Tübingen, in welcher 1876 im 
Sommer 40 Schülern im Zeichnen, im Winter 106 Schülern im Freiband- 
zeichnen und Modelliven, geometrifchen Zeichnen, darftellender Geometrie, tech: 
nischen Zeichnen, gewerblihen Aufjägen, gewerblider Buchführung, Reden, 
Geometrie, Natınlehre, Volkswirthſchaft und franzöfifcher Unterricht ertbeilt 
wurde, bedurfte nur eines Aufwandes von M. 3500 (excl. Heizung und Be: 
leudhtung), alſo auf jeden Schüler M. 24, wovon M. 3 durch Schulgeld ge— 
dedt wurden. 

Die von 1300 Schülern befuchte, vom Handiwerkerverein reflortirende Fort: 
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bildungsichule in Chemnig, in welcher jeder Schüler wöchentlich 4 Stunden, und 
zwar 2 in Deutſch, Rechnen und Realien, 2 im Zeichnen, und zwar 1°/, Jahre 
Freihandzeichnen und 11/, Jahre Linear- und etwas Fachzeichnen erhält ‘die 
jenigen Schüler, welde das Zeichnen zu ihrem Berufe nicht brauchen, erhalten 
dafür mehr Rechnen ꝛc. »Unterricht), erfordert fogar nur einen Aufwand von 
ca. M. 13,000 (excl. Heizung und Beleuchtung), alfo von nur M. 10 auf 
jeden Schüler. Bon diefen M. 10 werden M. 1%/, durch Schulgeld gededt. 
(j. Nagel a. a. ©.) 

Bei der Ecole Professionelle in Vervierd betragen die Koſten gleihmäßig 
auf alle Schüler repartirt noch nit ganz M. 40 per Kopf. Auf die Schüler 
der Borbereitungsichule fällt bedeutend rg wie diefer Durchſchnitt, auf die 
jenigen der Fachelaſſen etwa M. 100 per Kopf. 

Für die gewerblichen Fortbildungsichulen, beziehungswerfe Zeichenſchulen in 
kleineren Orten wird man wohl in der Regel die Räume einer Elementarichule 
benugen, wo aber eine Realſchule oder höhere Gewerbejhule (mie die jetzigen 
Provinzialgewerbejchnlen) befteht, jollte man, wie dies z. B. in Wien gejchieht, 
deren für den Zweck beifer geeigneten Yocale verwenden, und zwar umfomehr, da 
die phyſikaliſchen ꝛc. Sammlungen diejer Anftalten auch in dem Unterricht der 
gewerblichen Fortbildungsichulen zu verwerthen find, ebenſo, wie umgekehrt, bie 
gleich zu beiprechenden Sammlungen der letteren nicht ſelten bei dem Unterricht 
in Real- und höheren Gewerbeſchulen gebraucht werden fünnen. 

Wem auch die gewerblichen Fortbildungsjhulen zunächſt die Yehrlinge im 
Auge haben werden, jo liegt es doch in der Natur der Sache, daß fie aud) 
Geſellen und fonftigen nicht mehr jchulpflichtigen Leuten, melde ſich weiter aus- 
zubilden wünſchen, die Theilnahme am Unterricht geftatten werden, wie dies ja 
auch die bereit3 beftehenden derartigen Anftalten thatſächlich ſchon thun )y. In 
den größeren Anſtalten mit den zur Einrichtung eines mehr ſpecialiſirten Unter— 
richts genügenden Lehrkräften, wird man ſogar beſondere Claſſen für Geſellen 
ſchaffen. Die Koſten hierfür dürften ſich nicht allzuhoch belaufen, da man von 
unſeren meiſt recht gut bezahlten Geſellen ein jo hohes Schulgeld beanfpruchen 
fann, daß die Yehrerhonorare davon gededt werden. Wo die Mittel e3 geftatten, 
jollte man den ganzen Tag über geöffnete Beichenfäle eimrichten, wie fie mit 
Bortheil in verfchiedenen größeren Städten bereit3 beftehen. 

Daß die größte Aufmerkfamteit auf Wahl der Lehrbücher, Zeichenvorlagen 
und Modelle zu legen ift, habe ich bereits erwähnt, indem ich hervorhob, daß 
der Gentralftelle in Bezug auf Wahl diefer Lehrmittel ein mafgebender Einfluß 
einzuräumen ſei, — eine Sammlung de3 Nöthigften follte letztere jeder Schule 
alsbald nad; deren Gründung unentgeltlich zuftellen. Die größeren gewerblichen 
Fortbildungsſchulen, insbeſondere diejenigen, in welchen jpecieller Fachunterricht 
erteilt wird, müſſen außerdem entfprechende Sammlungen der für die betreffen- 
den Induſtriezweige wichtigften Nobftoffe, der beiten Werkzeuge, Mafchinen und 
einzelner muftergiltiger Producte, wenn nicht in natura, jo doch, wo ſolche ger 


1) Sp wurde die Gewerbeichule in Hamburg 1875/76 von 227 Gefellen befucht. 
Außerdem nahmen am Zeichenunterricht Theil 111 Boltsfchullehrer und Bräparanben 
und ferner 337 Schüler ber dortigen Bollsichulen. (Das Nähere über die höchſt in- 
terefiante Organifation der Hamburger Gemwerbefchule fiehe bei Rudolph Nagel a. a, DO.) 
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nügen, in guten Abbildungen befommen. Wefentlich bei derartigen Sammlungen 
für Unterrichtäzwede ift, daß man nur das Befte fammle und alles Beraltete 
fofort ausfcheide. Unter feinen Umftänden darf man ſich verführen lafjen, der 
Bollftändigkeit zu Liebe Dinge von geringerer Güte aufzunehmen, oder gar die 
Sammlungen zu hiſtoriſchen machen zu wollen, dadurd würde dem eigentlichen 
Zweck Geld, Raum und Arbeitskraft der leitenden Perjonen entzogen, den Lehrern 
und Schülern die Ueberſicht erfchwert. Auch bei der Bervollftändigung dieſer 
Sammlungen wird die Centralftelle in der früher angedeuteten Weife den einzelnen 
Schulen behilflich jein fünnen, ebenfo die Provinztalftelle. 

Sobald allgemein obligatorifhe Fortbildungsſchulen beftehen, werden die 
facultativen gewerblichen Fortbildungsihulen naturgemäß überall die Aufnahme 
von Schülern davon abhängig machen, daß diefe eine genügende Vorbildung nach— 
weifen. Eined der ſchlimmſten Hindernifje für die Entwidlung der jett be- 
ftehenden gewerblichen Fortbildungsanftalten, die ungleichmäßige Vorbildung der 
Eintretenden, würde hierdurch al&bald befeitigt. Ferner wird man dazu über» 
gehen, Diejenigen, welche durch Mangel an Fleiß zurüdbleiben und dadurd die 
Strebfameren aufhalten, ſowie Diejenigen, welche durch ſchlechtes Betragen die 
Aufgabe des Lehrers erjchweren und ungünftig auf ihre Cameraden eimwirten, 
aus der Schule auszuftoßen. Die gewerblichen Fortbildungsihulen werden da— 
durch wirkliche Eliteanftalten, zu denen ſich die beften Elemente aus dem Hand» 
werferftande drängen werden, gerade wie dies in Württemberg der Fall geweſen 
it. Die Schüler, welche fid) durch Fleiß auszeichnen, welche die beiten Zeich— 
nungen einliefern und in den jährlid vor dem Inſpector der Provinztalftellen 
abzuhaltenden Klafjen-Eramen qut beftehen, wird man dagegen durch Kleine 
Prämien anfeuern können. Mit den Ausftellungen der Zeichnungen und fonftigen 
Schularbeiten fünnte man, foweit died möglich ıft, Ausftellungen folder Arbeiten 
verbinden, welde die Lehrlinge jelbftftändig in der Werfftatt ihres Meifters aus« 
führten. Auf diefe Weiſe Tiefe ſich eine Solidarität der Intereffen der Schule 
und des Gewerbes erreichen, welche für beide Theile höchft fegensreih werden 
müßte. Denjenigen Lehrlingen, melde die Schule mit Erfolg abjolvirt haben, 
wird man ein Abgangszeugnig ausftellen, welches angibt, was in der betreffenden 
Schule behandelt worden ift und wie der Abiturient das Eramen beftanden hat. 
Man müßte juchen die Abgehenden zu veranlafien, daß fie Gefellenftüde vor- 
legen umd ſich neben der Prüfung in den Schulfächern einem praftiihen Ten— 
tamen, durch einen oder zwei von den Meiftern der einzelnen Gewerbe, zu diefem 
Zwecke aus ihrer Mitte entfandten Eraminatoren unterwerfen, jo daß die Prüfung 
in Können und Willen Hand in Hand geht. ch glaube, daß dies bei einiger 
Rührigkeit der Schulvorftände, communalen und ftaatlihen Behörden und wenn 
man den Beftandenen Diplome als „practiſch und theoretiſch geprüfte Geſellen“ 
in Ausficht ftellt, recht wohl erreichbar wäre !). 


1) Den Einwand, den Dr. 3. Brindmann auf der Berſammlung des „Vereins 
für Socialpolitik“ am 12. October 1875 gegen öffentlihe Prüfungen und Prämitrung 
erhob, kann ich als ftichhaltig nicht anerlennen. Erſtens beſteht ein großer Unterfchied 
zwifchen allgemein wiflenichaftlichen Schulen und den bier in Rebe ſtehenden Anftalten, 
fodann wird bie Abnahme der Eramina in der Art, wie ich fie amdentete, die fort- 
laufende Eontrole der Schule, fowie die öffentliche Ausftellung der Arbeiten nicht nur 
einzelner, fondern aller Schüler, Dasjenige was Dr. Brindmann als die Conſequenz 
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In Anftalten, in welchen aud; Oberclafjen für Gefellen find, wird man 
Denen, welche die betreffenden Curſe durchgemacht und das Abgangs - Eramen 
beitanden haben, Diplome al3 „geprüfte Meifter” ertheilen und zwar, wenn fie 
fih gleichzeitig auch einer Prüfung in Bezug auf die in ihrem Gewerbe erworbene 
Fertigkeit unterziehen und von den Richtern des Gewerbes für reif erklärt 
werden, al3 „praftiic und theoretifch geprüfte Meifter“. Solche oder ähnliche 
Diplome al3 geprüfte Gefellen und Meifter haben für die Befiger einen fo 
greifbaren Werth, daß ich nicht im Geringften daran zweifle, daß, wenn einmal 
ein Anfang gemacht ift, ſehr bald alle einigermaßen ftrebfamen jungen Leute 
fih darum bewerben werden. Für den Gefellen bedeutet fein Diplom leichtere 
Beihaffung von Arbeit und höheren Yohn, für den Meifter, der ſich felbftändig 
niederläßt, Vertrauen des Publicums, Kundſchaft !). 

Ich wende mic nun zu den Fachſchulen im gewöhnlichen Sinne des Wortes, 
d. h. zu den Anftalten, welche eine ſpecielle Ausbildung für ein einzelnes Fach 
dur) einen die ganze Arbeitöfvaft des Auszubildenden während kürzerer oder 
längerer Zeit in Anſpruch nehmenden Unterricht anftreben. (Gewerblihe Fort: 
bildungsſchulen können, wie auseinandergejegt, auch jo weit entwickelt werden, 
daß fie eine fachliche Specialbildung gewähren, doch läuft hier der Schulunter: 
richt immer neben der praftiichen Beichäftigung ber.) Unter diefen Fachſchulen 
find zwei Kategorien zu "untericheiden, nämlich Fachſchulen ohne Lehrwerkſtätten 
und Fachſchulen mit Yehrwerfftätten. 

Die erfteren jollten ftet3 die Aufnahme als Schüler abhängig machen von 
dem Nachweiſe einer gewiſſen praktiſchen Borbildung; ich betradyte es als einen 
entjchtedenen Mißſtand, wenn einzelne der beftehenden, allerdings meiſt auf Privat: 
jpeculation beruhenden Anftalten diefer Art jenen Nachweis nicht unbedingt 
verlangen. Bei den von Gemeinden, Gewerken zc. zu gründenden Schulen follte 
die Gewährung irgend eines Zuſchuſſes von Seiten des Staates oder der Provinz 
meines Erachtens von der Einhaltung diefer Bedingung abhängig gemacht werden, 
denn, wenn der praftifchen Lehre ein längerer theoretifcher Unterricht voraus- 
geht, fo entfteht die Gefahr, daß die jungen Yeute nachher feine vechte Luft 
mehr zu den einfachen und meift durchaus nicht befonder8 angenehmen Hand— 
arbeiten des Lehrlings, zu demen fie fi zu gut, zu vomehm dünken, haben. 
Dan zieht fich jo eine Menge theoretifirender Pfujcher groß. 

Iſt eine gewiffe Praxis vorhergegangen, fo können ſolche Fachſchulen ohne 
Lehrwerkftätten allerdings für mande Gewerbe recht zweddienlich fein ?), jo vor 


der Öffentlihen Prüfungen und Prämiirungen in Franfreih rügt, nämlich, daß — 
„Tchließlich der Unterriht nur auf Abrichtung Einzeluer binausläuft, die dann dem 
Bublicum als Mufterkinder vorgeführt werben“ — einfach unmöglich machen. 

ı) Man bat vorgejhlagen, der Staat folle, um die Gejellen zu veranlafien, daß 
fie fih der Meifterprüfung unterziehen, bei Vergebung öffentlicher Arbeiten „geprüften 
Meiftern” einen Borzug einräumen, ferner fhlug man vor, das Recht, Lehrlinge zu 
. nad und nad auf diejenigen Meifter zu befchränten, welche ein Eramen ab- 

gten. Beide Gedanlen fcheinen mir der näheren Erwägung werth. 

2) Ganz Bortrefflihes wird befanntlich auf dieſem Gebiete in Preußen bereite 
geleiftet durch die Bergfchulen, in welchen practifch ausgebildeten jungen Yenten tbeo- 
retifcher allgemeiner und fachlicher Unterricht ertbeilt wird, um fie zur Uebernahme von 
Grubenfteiger: und ähnlichen Stellen zu befähigen. Am beften ift dies Bergſchulweſen 
im Bezirke der füniglihen Bergwerkd-Direction in Saarbrüden eingerichtet. Die Männer, 
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Allem für Maurer und Zimmerleute. Die Handfertigteit, deren dieſe Hand- 
werfer bevürfen, tft verhältnißmäßig leicht zu erlangen, dagegen müſſen bie 
felbftändigen Maurer- Zimmermeifter befonder8 in den größeren Stäpten 
neben nicht umbedeutenden theoretifchen Kenntniſſen, vorwiegend in den mathe: 
matiſchen Wiſſenſchaften einen durch Anſchauung und vieles „Zeichnen hoch ent- 
widelten Schönheitsjinn befigen. Man wird aljo für fie nad verhältnißmäßig 
kurzer praktiſcher Yehrzeit einen recht eingehenden, lediglich ſchulmäßigen Unter: 
richt mit Vortheil anſchließen fünmen. So aud 3. B. für Stubenmaler, bei 
denen Kenntmiffe im Zeichnen und Malen die Hauptjache find. Je höher eine 
jolhe Baugewerkſchule ihre Ziele ſteckt, deito theurer wird naturgemäß ihre Unter— 
haltung, wie auch, ganz abgejehen vom Schulgeld, ihre Benugung, denn der 
erweiterte Unterricht verlangt einen entjprechend verlängerten Schulbeſuch, während 
defien die Eltern den jungen Mann unterhalten müſſen. (In der Praxis er: 
halten Maurer:, Zimmer: und Dachdeckerlehrlinge meiſt alsbald einen zu ihrer 
Unterhaltung genügenden Lohn; ſelbſt wenn fie bei dem Meifter Koft und Logis 
haben, wird ihnen in der Regel noch ein baarer Zufhuß von diefem gezahlt.) 
Damit wird aber der Kreis Derer, welche die Anftalt bemugen fünnen, immer 
Heiner, nur die Söhne wohlhabender Yeute werden dazu im Stande fein; ein 
bedeutendes Opfer von Seiten des Staates tft daher nicht am Plage, eher kann 
die Commune, welde ja ein directes Interefje daran hat, eine gewiſſe Zahl 
tlüchtiger Meifter der Baugewerbe zu bejigen, einen erheblicheren Zuſchuß ge— 
währen, den größeren Theil der Ausgaben aber müſſen die Schulgelver deden. 
Uebrigens wäre es thöricht, die Ziele folder Anſtalten allzuhoch zu fteden, es 
entftände dann eine Concurrenz mit den mehr wie Elementar- und Fortbildungs- 
ichulbildung vorausfegenden mittleren technifchen Schulen (den den jegigen Pro— 
vinzialgewerbejihulen entiprehenden Anftalten der Zukunft), melde für beide Theile 
von Schaden wäre, 

Nicht unzweckmäßig wird es hier und da fein für Maurer, Zimmerleute 
und fonftige Bauhandwerfer, deren Gewerbe erfahrungsmäßig während mehrerer 
MWintermonate ruht, nur in jenen Monaten für fie geöffnete Fachſchulen einzu— 
richten. Belonders dann, wenn man Yocalitäten ganz frei bat oder Die be— 
treffenden Räume während der übrigen Zeit anderweitig verwenden kann. Die 
Fachlehrer würde man in den im Winter ebenfall® weniger beihäftigten höheren 
Bautechnifern finden, 

Auch bei den Maſchinen- und Mühlenbauern fpielt die durch theoretiſchen 
Unterricht zu gemwinnende Bildung eine größere Rolle, die Berhältniffe Liegen 
für diefe alfo ähnlich, wie bet den Maurern und Zimmerleuten; bei den meiften 
übrigen Gewerben, für welche Fachſchulen überhaupt am Plage find, verhält jich 
die Sache jedoch anders. Fachſchulen ohne LVehrwerkftätten werden bier nur dann 
empfehlenswerth erfcheinen, wenn eine ausgiebige praftiiche Beihäftigung vorhers 
gegangen ift. ft dies aber der Fall, jo Lieken ſich durch folhe Schulen immer: 


— — — — 


denen die Aufgabe zufällt, die ſpeciellen Vorarbeiten zur Organiſation des vater- 
ländifchen Fachſchulweſens auszuführen, werben bort wichtige Anhaltspunkte für ihre 
Arbeit finden. Ich glaube jedoch auf dieſe Sache, fo interefiant fie ift, micht näher 
eingeben zu biürfen, da es mich zu weit führen wiirde. Diejenigen, die fi dafür inter- 
efftren, mace ich aber darauf aufmerkfam, daß die Bergwertd-Direction die Berichte 
ihrer Bergſchulen regelmäßig in Drud erfcheinen läßt. 
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hin einzelne Gewerbe fürdern, z. B. diejenigen der Inſtrumentenmacher, Kupfer: 
ſchmiede, Kunſtſchloſſer, Möbelfchreiner, Steinmegen :c. und zwar ohne allzugroße 
Opfer, da die Curſe doch wohl nicht länger als ein halbes, höchſtens ein Jahr 
dauern würden. 

Alles, was über Eramina, Zeugniffe ꝛc bei den gewerblichen Fortbildungs: 
ichulen gejagt worden ift, gilt bei den eben charakterifirten Fachſchulen — mie 
überhaupt bei allen Fachſchulen — natürlich nod in erhöhtem Mafe. Werden 
ſolche Anftalten von Privaten, um ein Geichäft daraus zu machen, ins Yeben 
gerufen, fo iſt die Ertheilung der Befugniß, Diplome als „geprüfte Meifter“ 
auszuftellen, davon abhängig zu machen, daß die Schule fich der Controle der 
betreffenden ftaatlihen und jonftigen Aufjichtsbehörden unterwerfe und die Eramina 
durch einen Vertreter jener Behörden abnehmen Lafle. 

Die Fachſchulen mit Werkftätten find unbedingt ideal die vollfommenften 
der hier zu beiprechenden Anftalten. Mit gründlicher theoretifcher Ausbildung 
kann hier Hand in Hand gehen eine ſyſtematiſche Unterwerfung m allen praftifchen 
Arbeiten. In kurzer Zeit kann der Schüler umter Anlettung eines geübten 
Yehrers alle jene Handgriffe erlernen, die er bei einem Meifter, dem e3 in der 
Kegel an der nöthigen Fürforge und oft an der erforderlichen Tüchtigkeit fehlt 
und wo feine Zeit zum großen Theile durch anderweitige, fir feine technifche 
Ausbildung ziemlich werthloſe Beichäftigungen in Anſpruch genommen wird, nur 
nach langen Mühen erlernen kann, ferner wird er in Bezug auf feine technifche 
Ausbildung eine Vielſeitigkeit zu gewinnen vermögen, die ihm jelbft in der 
größten Werfftätte eines einzelnen Meiſters umerreihbar wäre. Auch die Uebel« 
ftände, welche das jett allgemein übliche Yehrlingserziehungsipftem in Bezug auf 
den ſchlechten Einfluß von ihrer Aufgabe nicht gewachſenen Meiftern und Ge— 
jellen auf den Lehrling und in Bezug auf den plöglichen Uebergang des letzteren 
aus der ftrengen Zucht der Elementarichule zu allzugroßer Freiheit, hat, werden be= 
feitigt, wenn die Knaben direct aus der Elementarjchule in eine Fachſchule mit 
Lehrwerkftätte treten. Andererfeit3 darf man ſich aber nicht verhehlen, daß die 
Erfegung der Lehre bei einem felbftändigen Meiſter oder felbft in einer Fabrik 
durch die Lehre in der Schulwerkftätte gewiſſe Nachtheile und Gefahren in ſich 
birgt. Ein entjchiedener Nachtheil ift e3, wenn der junge Menſch nicht mehr 
als Lernender die erfte Lebenserfahrung in den nicht mit feinem Berufe unmittel- 
bar zufammenhängenden Dingen fammelt, fondern gleich als vollberedhtigtes Mit- 
glied der Gefellichaft in das Leben tritt; eine große Gefahr erblide ıd darin, 
daft bei der bezeichneten Methode der gewerblichen Erziehung der theoretische 
Theil gegenüber dem rein practifchen leicht ein derartiges Uebergewicht gewinnt, 
daß der nächſte Zweck, die Heranbildung in ihrem Fache tüchtiger Handwerker, 
gefährdet wird. Mit Nüdficht bejonderd auf Letzteres erachte ich ſogar die 
Erziehung lediglih durch Schulen mit Lehrwerfftätten für ſolche Gewerbe, im 
denen die Gemandtheit in Ausführung der Handgriffe die wichtigſte Rolle fpielt, 
geradezu für unzweckmäßig; nur dort können fie, meines Erachtens, am Plage fein, 
wo theoretiiche Kenntnifje und Uebung im Zeichnen Haupterforderniß find, alfo bet 
den Gewerben, melche ich als folche bezeichnete, bei denen der Beſuch einer Fach— 
ſchule ohne Lehrwertftätte ſchon nad verhältnigmäßig kurzer praftifher Arbeit 
zuläffig erfcheint; jo zunächſt bei den Baugewerben im engeren Sinne, fowie 
Maſchinen- und Mühlenbau. Uebrigens wird auch für dieſe Gewerbe die 
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Sade nur in wenigen Fällen ausführbar fein, einfad wegen der damit ver: 
Mmüpften Koften, der Koften für Diejenigen, welche die Schulen unterhalten, 
wie für ik welche die Schulen bejuchen, beziehungsweife für deren Er- 
näbrer. ! 

Ich habe das Budget einer derartigen Anftalt vor mir liegen, es ift das— 
jenige der Gewerbeſchule in Rotterdam. Diefe Schule wurde 1569 gegründet 
auf Veranlaſſung des Rotterdamer Zweigvereind des Niederländiichen Architekten: 
vereind, deſſen Mitglieder daͤs Bedürfniß nad practifch und theoretiſch beſſer 
ausgebildeten Handwerfern beſonders dringend empfanden. Aufgenommen werden 
Knaben von 12—15 Jahren, welche die nöthige Kenntniß im Leſen, Schreiben 
und Rechnen haben. Der Curſus ift dreijährig, Der theoretiſche Unterricht 
findet in den Morgenftunden ftatt, während die Nachmittage den praftiichen 
Arbeiten in den zur Schule gehörenden Werkftätten gewidinet find. Der erftere 
umfaßt außer einem Wiederholungsumterricht zur Befeftigung der Elementar- 
fenntniffe, gewerbliches Rechnen, Algebra, Geometrie, Phyſik, Materialienlehre, 
Freihand- und Ornamentzeichnen, Fachzeichnen und Gefang. Bon den täglıd 
in jeder Claſſe (die Mittelclaffe ift in 2, die oberfte in 3 Abtheilungen getheilt) 
gegebenen 4'/,, Stunden (excl. Gefang 2 mal wöchentlich für alle Claſſen ge— 
meinfhaftlih) kommen beinahe 3 auf den Zeichenunterriht. Die praftifche 
Unterweifung in den Werfftätten der Schule wird durch befonders tüchtige Hand» 
werksmeiſter mit Hilfe der beften nmeueften Werkzeuge ertheilt. Die Werkftätte 
für Zimmerleute war 1876 beinahe von 100, diejenige für Schmiede von 82 
jungen Yeuten beſucht. Außerdem waren in der Anjtalt 11 Möbelfchreiner, 
10 Stubenmaler, 3 Kupferfchmiede, 4 Metalldreher, ebenfoviele Klempner, 
7 Inftrumentenmader, je 2 Bildhauer, Polfterer, Steindruder und Clavier- 
macher, je 1 Steinhauer und Küfer, im Ganzen 228 Schüler. Die Zahl der 
Lehrer betrug 21. Das auf 5 Gulden per Jahr feftgefegte Schulgeld brachte 
1876 etwas über 900 Gulden auf — unbemittelten Schülern wurde es er- 
lafien. Die nad) hiefigen Anfihten durchaus nicht übermäßig hohen Yehrerge- 
hälter nahmen 15,000 Gulden, die Beſchaffung der Materialien für die praf- 
tifchen Arbeiten in den Werfftätten beinahe 3000 Gulden in Anfprud, die 
gefammten laufenden Ausgaben bezifferten fi) auf ca. 26,000 Gulden, wozu 
noch im Ertraordinarium, eine nicht unbeträdhtlihe Summe für Beſchaffung von 
größeren Werkzeugen und Maſchinen, fowie für einen durch die Vermehrung der 
Schülerzahl nothwendig gewordenen Neubau kommt. Der Betrag von 3000 
Gulden für Materialien ift übrigens entſchieden zu Fein, ein Theil des hier— 
für ausgegebenen Geldes erjcheint nicht auf diefem Conto, weil mit dem ange= 
fauften Material noh Bauten für die Schulerweiterung ausgeführt werden 
fonnten, was ja auf die Dauer natürlich nicht möglih it. Schon jet aber 
beträgt der Zuſchuß, den die Gemeinde, die Provinz und die Freunde der An— 
ftalt gewähren, weit über M. 200 auf jeden Schüler. Dan ift in Rotterdam 
mit den in der Schule erzielten Refultaten im Großen und Ganzen fehr zu— 
frieden (ob die Erfolge aud bei den Möbeljchreinern, Kupferichmieden, Klempnern, 


)) Im Frankreich ſcheint man fi allerdings, anf Grund der angeblih in Paris 
erzielten guten Refultate, der Heranbildung von Yehrlingen in Lebrwerkftätten im 
weiterem Umfange zuzumeigen, ich bezweifle aber, doß das Erperiment gelingt. 
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Inſtrumentenmachern, Claviermadern ꝛc., foweit diefelben nicht die auf die Nach— 
mittage verlegten praftifchen Arbeiten bei der Schule wohlgefinnten, jelbftändigen 
Meiftern außerhalb üben konnten, ebenfo günftig waren, wie bei den Zimmers 
leuten und Echmieden, weiß ich nicht, ich möchte e8 aber bezweifeln). 

Angenommen, der Zwed ließe fi bei Bauhandwerkern und den in der 
hier in Frage kommenden Richtung ähnlich ſich verhaltenden Gewerben überall 
ebenjowohl wie in Rotterdam erreichen und die Ausgaben betrügen auf die 
Dauer wirklich nicht viel mehr als M. 200, ift es wahrfcheinlich, dar ein er— 
bebliher Theil auch nur der- genannten Handwerfer auf ſolchen Schulen ausge- 
bildet werden kann? Ich glaube es nicht, ich bezweifle, daß fich bei uns viele 
Städte und Private bereit finden laſſen, jo beträchtliche Opfer für die Sache 
zu bringen; man wird alfo in der Regel zur Dedung der Koften ein hohes 
Schulgeld fordern, dadurd aber wird die Schule allen weniger Wohlhabenden 
verjchloffen. 

Daß ſolche Anftalten auf keinen, oder wenigftens auf feinen erheblichen Staats— 
zuſchuß Anſpruch erheben dürfen, verfteht fih wohl von felbit; die Staatäbe- 
börden werden jie aber do, wenn fie qut geleitet werden, möglichft fördern, 
Günftiger würde fid) die Sache geftalten, wenn man bei den hier in Rede 
ftehenden nftituten den Charakter der Werkftätte vorherrſchen ließe und den 
theoretiichen Unterricht nur auf das Nöthigere und mit geringen Geldopfern 
Erreichbare beſchränkt. Für manche Gewerbe ließen ſich Werkftätten einrichten, 
in welchen unter Leitung eines tüchtigen Meifters des Faches, nicht ausſchließlich 
im Hinblid auf den Lehrzwed, fondern mit einer gewiſſen Rückſicht auf ventable 
Berwerthung der producirten Waaren gearbeitet wird. Die Gefahr einer un: 
praftifchen Richtung des technifchen Unterricht würde damit vermieden und Die 
Koften wären nicht allzugroß und zwar um jo weniger, je mehr e3 gelingt, bie 
beiden eben bezeichneten Gefichtspunfte zu vereinigen, was je nad) Art des Ge: 
werbes und auch nad Localen Berhältniffen verichteden fein wird. Ueberhaupt 
werben die Lehrwerkſtätten je nach örtlichen Bedürfniſſen die mannigfaltigften 
Formen annehmen fönnen. Directionen für Organifation und Wirkfamteit, 
welche für theoretiiche Yehranftalten im böchiten Grade erwünjcht find und ſich 
auch micht allzufchwer feftftellen laffen, find für Werkſtätten, ſoweit es ſich nicht 
um einige ganz allgemeine Grundſätze handelt, geradezu unmöglich. 

Für die Ausbildung der Schüler folder Werkftätten in den Wiſſenſchaften 
und im Zeichnen (Modelliren), bedürfte es unter Umftänden nicht einmal der 
Anftellung befonderer Yehrer; wenn eine gute gewerbliche Fortbildungsfchule und 
vielleiht auch ein offener Zeichenſaal am Orte jind, wird man es leicht jo ein- 
richten können, daß die jungen Leute hier die Ergänzung ihrer Ausbildumg durch 
die Werkſtätte finden. Nach VBorftehendem kann ich der Werfftättenfchule als 
gewerbliche Erziehungsinftitut für Lehrlinge mur einen bedingten Werth und 
eine beſchränkte Anwendbarkeit zufprechen ; ein in jeder Beziehung zu empfehlendes 
und für die meisten Zweige des Handwerks und jelbit einzelne Großbetriebe 
anwendbare3 Bildungsmittel wird die Lehrwerkftätte aber, wenn fie fich nicht 
mehr die Aufgabe ftellt, den jungen ewerbtreibenden jene Grundlagen der 
praftifchen Befähigung zu geben, welche fie jett al3 Lehrlinge in den Werfftätten 
jelbftändiger Meifter ihres Gewerbes zu gewinnen pflegen, jondern den Zweck 
verfolgt, jungen Männern, welche ihre Lehrzeit bereits abfolvirt oder wenigftens 
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ſchon eine gewiſſe Praris hinter fich haben, die Erlangung einer höheren und 
umfaffenderen Ausbildung in ihrem Fade zu ermöglichen. 

Auch hierfür bietet und Württemberg wieder Anhaltspunkte in den haupt- 
jächlib aus der Initiative feiner unter Yeitung des hochverdienten Präfidenten 
von Steinbeis ftehenden, „Gentralftelle für Gewerbe und Handel” hervorgegangenen 
Inftituten zu Reutlingen, Heidenheim, Rottenburg, Gminden x. Das Studium 
der Einrichtung diefer Anftalten zeigt vecht auffällig, daß ſich auch bei den von 
einander abweichendften Arten der Organifation gute Refultate erreichen laſſen, 
wenn der Unterricht in der Yehrwertftätte ſich nur- eng am die localen Bedürf— 
niſſe anfchließt und von tüchtigen Praftifern geleitet wird. Ferner zeigen dieſe 
Beifpiele, daß ſolche Reſultate mit verhältmgmäßig geringen Opfern erreicht 
werden fünnen. Mit den ſchon einigermaßen praftifch gefchulten Bejuchern der: 
artiger „höherer Lehrwerkſtätten“ laſſen ſich meift Waaren berftellen, deren Ber: 
fauf einen genügenden Erlös gibt, um den Yernenden einen mäßigen Lohn aus- 
zahlen und, wenn auch nicht die ganzen, jo doc; wenigftens einen Theil der 
allgemeinen Koften deden zu fünnen. In Bezug auf den Unterricht in den Hilfs- 
wiſſenſchaften und im Zeichnen liegen die Verhältniſſe hier ähnlih, wie vorbin 
erwähnt. 

Wenn auch die Aufnahme in eine höhere Yehrwerkjtätte von einer gewiſſen 
technischen VBorbildung abhängig gemacht werden muß, in Bezug auf die theo- 
retiichen Kenntmifie und die Gewandtheit im Zeichnen wird man im Allgemeinen 
faum mehr verlangen dürfen, al3 in den Elementar= und obligatorischen allge 
meinen Fortbildungsfchulen erworben werden fann (einzelne Lehrwerkſtätten, 3. 2. 
ſolche für Yırthographen, werden natürlich tm Zeichnen bedeutend höhere Anſprüche 
ftellen müfjen), man jchlöffe fonft alle diejenigen ftrebfamen und auch unter Um— 
ftänden talentwollen jungen Yeute aus, denen blos deßhalb die Ermwerbung ver 
geforderten höheren Borbildung nicht möglih war, weil fie früher an Orten 
arbeiteten, wo fich feine größere gewerbliche Fortbildungsichule befand. Es würde 
auf dieſe Weiſe die gewerbliche Bevölkerung der Städte thatfächlich vor derjenigen 
fleinerer Orte bevorzugt, d. h. es würde dem befonder8 aus foctalpolitichen 
Gründen durdaus nicht erwünfchten Drängen der Yandbevölferung nad den 
größeren Städten neue Nahrung gegeben. Im einzelnen Fällen kann e8 fich da= 
gegen allerdings empfehlen, umgetehrt neben hohen Anſprüchen an die praftiiche 
Ausbildung auch weitgehende Anforderungen an die fonftige Bildung zu ftellen, 
fo insbefondere bei den Gewerben, bei denen lettere eine wejentlichere Rolle ſpielt, 
und felbft da, wo dies weniger der Fall ıft, wenn der Andrang zur Lehrwerk- 
ftätte jo groß wird, daß doch eim Theil der ſich Anmeldenden zurüdgewiejen 
werden muß. Bezüglich der Eramina, Prämien, Meifterdiplome, Sammlungen 
umd alles Sonftigen verweife ih auf das früher Gefagte. Der Zuſchuß des 
Staates zu ſolchen Anftalten, zu deren Unterhaltung in erfter Linie die Gewerbs-⸗ 
genoffen, in zweiter die betreffenden Gemeinden verpflichtet fein dürften, wird 
fich weſentlich nach dem volfswirtbichaftlihen Intereſſe, das fie bieten, richten. 

In Vorftehendem glaube ich die drei erften der geftellten Fragen beantwortet 
zu haben (Frage 2 allerdings nur theilweife) und hätte ich nun auf die vierte 
einzugeben, die Frage, ob man nicht Denjenigen, welche eine technifche Forte 
bildungsanftalt mit Erfolg bejucht haben, einen Vortheil in Bezug auf ihre 
militäriſche Dienſtpflicht — in erfter Linie alfo eine Abfürzumg der activen 
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Dienftzeit — in Ausficht ftelen fünme um jo zum Beſuch jener Anftalt einen 
Antrieb zu geben? !) 

Ich will feinen befonderen Werth darauf legen, daß die Verkürzung der 
Dienftzeit blos für Diejenigen, die eine zur Ertheilung von Meifterdiplomen be- 
rechtigte Fachichule (einfchlieklich der gewerblichen Fortbildungsſchule erfter Claſſe, 
an welchen auch ein praktiſches Meiftereramen gemacht werden kann) abjolvirten, deß⸗ 
halb nicht ganz gerecht erfcheint, weil dadurch diejenigen jungen Yeute, die in größeren 
Städten, wo allein derartige Anftalten find, wohnen, beziehungsweife arbeiten, 
bevorzugt werden vor der Majorität, welche ihre Lehr- und Gejellenzeit in Fleineren 
Orten durchzumachen gezwungen ift; aucd das will ich nicht als durchſchlagenden 
Grund gegen die Durchführung der Idee betrachten, daß es bei Schulen, wie 
diejenigen, um die e3 fich bier handelt, jelbjt wenn Uniformität in Bezug auf 
die Anftalten ein und deſſelben Faces zu erreihen wäre (was, wie gejagt, 
durchaus nicht erziwungen werden darf), feinen gemeinfamen Mafftab gibt, daß 
e3 faum möglich erfcheint zu beftimmen, was ein Weber, Kupferichmied, Schreiner, 
Schniger :c. leiften muß, und zwar technijch, denn die größere gewerbliche Tüchtig- 
feit ift ja das Hauptziel der betr. Inftitute, um ein Anrecht auf Bevorzugung 
vor der Maffe feiner Mitmenſchen von Seiten des Staates zu rechtfertigen; 
ich will diefe und andere Bedenken überhaupt nicht näher in Erwägung ziehen, 
denn fie find bei Beantwortung der vorliegenden Frage nebenfählih, die Ent- 
ſcheidung liegt in den militäriſchen Rückſichten. Geftatten dieje eine Mafregel, 
wie die bezeichnete, fo wird man fie, trog aller damit verbundenen Inconſe- 
quenzen, empfehlen dürfen, mit Rüdficht auf den bedeutenden Vorſchub, der 
damit dem technischen Erziehumgsweien gegeben würde. Die Hauptfrage aber 
bin ich nicht im der Yage zu beantworten. Ich habe zwar der Armee während 
einer Reihe von Jahren als Yandwehroffizier angehört, bin mir aber volltommen 
beruft, daß man in fo untergeordneter Stellung nicht den Einblid in die innerfte 
Natur unferes Heerwejend gewinnen fan, deſſen ed, um ein einigermaßen braud)- 
bares Urtheil abgeben zu können, bedarf. Da eine ſachgemäße Beantwortung 
diefer neuerdings von verfchiedenen Seiten aufgeworfenen Frage aber doch höchſt 
erwäünfcht ift, wandte ich mich an einen der competenteften Männer, welchen wir 
auf diefem Gebiete befigen, den General der Infanterie 3. D. von Esel, früher 
Director der Kriegsakademie zu Berlin. Derfelbe hat denn aud die Güte 
gehabt, meinem Wunfche zu entiprechen und mir ein Separatgutachten zu Frage 4 
zur Verfügung zu ftellen, weldes ich im Anfchluffe an meine Arbeit wörtlich folgen 
laffe. Herr General von Etzel fommt, wie der Leſer jehen wird, zu dem Rejultat, 
daß die aufgeworfene Frage zu verneinen ift. In dem Begleitſchreiben fagte er: 

„Ich follte denken, daR, da eine Verkürzung der Dienftzeit feinenfalls 
„zu erreichen fein wird, es nur nüglich fein farm, wenn die Verhältniſſe von 
„vornherein Flargelegt umd jede faljche Hoffnung unterdrüdt würde,“ 

Ich ſtimme diefer Auffaſſung volltommen bet, nur feine Selbfttäufchung, 
die fih doch bald rächt, nur Klarheit und Wahrheit! Denen aber, die da 
meinen, mit dieſem Urtheil fei die Zukunft des technijchen Fortbildungsweſens 
in Frage geftellt, denen möchte ich zurufen: „Seien wir zuverfichtlich, die Vor— 


1) Ich nehme als felbftverftändlih an, daß ber Fragefteller eine Bevorzugung in 
weiterem Umfange, als fie die deutfche Wehrorbnung bereits kennt, im Auge bat. 
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theile, die bei richtiger Ausführung des Gedankens niht nur der Staat, die 
Geſellſchaft, das Gewerbe als ſolches, nein, jeder einzelne Gewerbtreibende hat, 
find fo bedeutend, daß er auch ohne folk äußere Anregung fiegen wird, wenn 
diefe Vortheile einmal zum Verſtändniß des Volkes gebraht find und die Re— 
gierung in geeigneter Weife die zur Ein- und Durdführung des techniſchen 
Unterricht3 erforderliben Maßregeln ergreift.“ 


Special-Gutadhten 
zu Trage 4 von 
bon Ebel, 
General der Infanterie 3. D. 
in Berlin. 
Die Frage: 
ob an den erfolgreihen Beſuch gewerblicher Fachſchulen und Lehrwerkftätten 
gewiſſe Vortheile in Bezug auf Ableiftung der militäriſchen Dienftpflicht ge— 
fnüpft werden fünnten ? 
hat feinen anderen Sinn, als den: ob für die beften, oder alle guten Schüler 
folder Anftalten eine Abkürzung der activen Dienftzeit in Ausfiht genommen 
werden könnte. Die Beantwortung bderjelben wird fi) am beften aus einer 
Unterfuhung über die Natur der militärifhen Dienftpflicht ergeben. 

Die allgemeine Wehrpflicht ift daS Palladium Preußens, die Quelle feiner 
Regeneration und jegigen Stärke. Bon ihm aus ift fie auf ganz Deutjchland 
und weiter auf alle großen Nationen Europa’, mit den verfchiedenften Re— 
gierungsformen übergegangen und ſchon aus diefem Grunde bei uns vor jeder 
Abänderung zu bewahren. 

Diefelbe ift zwar eine fehr ehrenvolle Aufgabe und das werthvollſte Er— 
ziehungsmittel der Nation im größten Style, aber auch eine jehr ſchwere mate- 
viele Bürde für den Einzelnen und im vollswirthichaftlihen Sinne für das 
Ganze. Darum muß diejelbe jo allgemein als möglich und unabänderlid treffen 
wie das Schickſal, wenn fie fefte Wurzeln in den Anfichten und Gefühlen des 
Boltes ſchlagen und ihre Yaft vergefien laſſen fol. — In Preußen wurde fie 
nad den unglüdlichften Kriegsjahren eingeführt, als Grundlage der Regeneration 
des Staates und ald Quelle der nothiwendigen Kraftäußerung in Kämpfen, welche 
für Wiedererlangung der Freiheit allgemein unabmweisbar erwartet wırden. Sie 
beftand in den Befreiungsfriegen ihre Probe jo glänzend, daß man fie beibe- 
halten konnte, und in dem ſeitdem verflofienen zwei Menfchenaltern ließ die Ge- 
wöhnung ihre Yaft leicht ertragen. 

Wenn das glorreiche Beifpiel Preußens und die Erfolge des letzten fran- 
zöfifchen Krieges, welche das Vaterland zum Weiche vereinigten, die allgemeine 
Wehrpflicht im übrigen Deutfchland auch populär machte, jo ift diefe Inftitution 
doch noch nicht aller Orten jo in Fleiſch und Blut übergegangen, daß nicht jede 
Abweihung von dem ftrengen Princip leicht gefährlich werden könnte, 

Es ift durchaus unrichtig, wenn von einigen Seiten auf das Inſtitut der 
einjährigen Freiwilligen, als Abweihung von dem Princip der gleihen Wehr- 


Gutachten über „Gewerbliches Fortbildungsweien“. 03 


pflicht Hingewiejen wird. Die Einjährigen bilden ebenfo wenig eine Abweichung 
vom Princip, al3 die UWeberzähligen und die wegen Schwädlichteit, oder auf 
Grund häuslicher Berhältniffe Zurüdgeftellten und die zum Dienft mit der Waffe 
Ungeeigneten, welde im Frieden nicht zur Einftellung gelangen, aber ſämmtlich 
in Krieggzeiten nad) dem allgemeinen Bedarf und ihren Eigenthümlichfeiten Ver— 
werthung finden. Das Inſtitut der Einjährigen ift nichts, al3 eine Ergänzung 
der allgemeinen Wehrpflicht. Diefe ſchafft ſolche Maffen ausgebildeter Soldaten, 
daß in gewöhnlicher Weife für die aus ihnen zu bildenden Truppenformationen 
die erforderlihen Offiziere und Unteroffiziere nicht befchafft werden fünnen, und 
dur aufergewöhnliche Mittel Vorſorge zu treffen if. Ohne ſolche gefchulte 
Vorgeſetzte haben aber die größten und enthufiasmirteften Maffen keinen ihren 
Anftrengungen entiprechenden Werth für die Bertheidigung des Baterlandes. 
Die Freivilligen und Mobilen Frankreichs haben das klar bewiejen. Uebrigens 
verjchwindet auch der Schein der Bevorzugung und felbft der Grad der Unge— 
wöhnlichteit der Einrichtung, wenn man diefelbe näher ins Auge faht. — Es 
ift unzwerfelhaft und wird durd die Erfahrung in der Armee beftätigt, daR 
junge Männer von befjerer Erziehung geiftig und förperlich gewandter und alfo 
befähigter find, die militärifhe Ausbildung fchneller zu erlangen und auch zum 
Befehlen gejchidter find al3 die ungebildete Maſſe. Ueberdies haben die Ein: 
jährigen faum einen materiellen Vortheil von der fürzeren erften Dienftzeit. 
Ganz abgejeben von den erheblichen Geldopfern, melde der freiwillige Dienft 
erfordert, bleibt die Zeit der Verpflichtung zum vollen Tjährigen Dienft auch für 
die Einjährigen beftehen. Außerdem nehmen die öfteren und längeren Ein: 
ztehungen derſelben während ihrer Reſervezeit, wenn fie Offiziere werben 
wollen oder dazu ernannt find, viel Zeit in Anfprud. Gejeglich fteht es zwar 
auch den Dffizieren des Beurlaubtenftandes zu, nad Ablauf der Tjährigen Dienft: 
zeit zur Landwehr übergeführt zu werden, aber factifch geſchieht dies faft nie. 
Aus der Yandwehr zum Landfturm überzutreten, ift aber den Offizieren nicht 
ohne Weiteres geftattet, wenn auch ihr Lebensalter es zuläffig madıt. Der 
Uebertritt fann nur durch Genehmigung Sr. Majeftät des Kaiſers auf Vorfchlag 
ftattfinden, alfo umter Umftänden auch verfagt werden, wenn das, nad) abfolvirter 
geſetzlicher Dienftpflicht, auch nur unter ganz bejonderen Verhältniffen geichehen 
wird. Darin liegt eine Compenfation für die im der Jugend erfparten zwei 
Jahre activen Dienftes, welche zuweilen ſehr ſchwer wiegen fann. 

Aus alle dem ergibt ſich Kar, daß die Inſtitution des einjährigen Dienftes 
nicht zum Vortheil einzelner Claſſen eingeführt worden iſt. Ebenfo wenig aber 
auch aus volkswirthſchaftlichen Rückſichten, ſondern nur im Intereſſe der wirklich 
nugbringenden Verwerthung der militärifchen Kraft des Staates, zur befferen Ver— 
theidigung aller ideellen wie materiellen Güter deſſelben, wenn diefe bedroht werden. 

Die vorftehenden Betrachtungen geben indirect fchon eine verneinende Ant- 
wort der aufgeftellten Frage; diefelbe fann aber auch aus pofitiven Gründen 
abweiſend beantwortet werden. 

Die jungen Männer, für welche die Fachſchulen und Yehrmerfftätten be- 
ftunmt find, bringen in diefelben nur die Kenntniffe einer Elementarſchule mit. 
Da fie überdies die Schule ſchen feit mehreren Jahren verlafien haben müſſen, 
um ihr Handwerk zu lernen, werden fie auch von den mühfam erworbenen ge= 
ringen Kenntniffen wieder Vieles vergeflen haben. Es dürfte ihnen aber auch 
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während der Zeit ihrer befjeren technifchen Ausbildung wenig Muße bleiben zur 
Auffrifhung ihrer Elementarbildung oder gar zur Erwerbung weitergehender 
Kemntniffe. Selbft die beften Schüler von dergleihen Anftalten können daher 
feine Garantie dafür geben, daß fie in kürzerer Zeit zu brauchbareren Soldaten 
auszubilden find, als die Maſſe. Ebenſo wenig befähigen etwa gewonnene tech 
niſche Fertigkeiten zur Ausfülung von Stellen, aud nur als niedere Befehls- 
baber. Endlih werden auch die beiten Reſultate in Bezug der techniſchen Aus: 
bildung feine Verwerthung in militäriſcher Beziehung finden fünnen. Das geringe 
Bedürfnig an guten Handwerkern — von Aderbaufhülern kann gar nicht die 
Rede fein — für vereinzelte im Kriege vorfommenden Arbeiten findet ſich ftet3 
reichlich gededt im Heere und der Dienft mit der Waffe bleibt immer die Haupt- 
aufgabe der großen Maſſe. Der in der Armee repräfentirte Staat kann alſo 
in feiner Weiſe einen Vortheil aus Fachſchulen ziehen und nicht fein Intereſſe 
wird durch ſolche befürdert. — Der mit der Zeit unzweifelhaft große Gewinn, 
welchen die geplanten Anftalten diefer Art für die Volkswirihſchaft haben werden, 
darf aber um fo weniger einen Grund abgeben, die erfte Brefche in das Princtp 
der allgemeinen, gleihen Wehrpflicht zu legen, da die Durchführung derjelben 
in bisheriger Weiſe die Einrichtungen folder Fachſchulen und Werkftätten nicht 
hindert. Aus dieſen Gründen ift eine Verkürzung der Dienftzeit, gewiſſermaßen 
als Schulprämie, entſchieden abzumeifen. 

Welche Unzufriedenheit würde eime jolhe Maßregel hervorrufen bei alle 
den ähnlich geftellten Perfonen, die nicht in der Page find, fich gleiche Vortheile 
zu verichaffen. Das wird aber ftet3 die große Mehrzahl fein, 3. B. faft alle 
Aderbauer und Yabrifarbeiter. Auch im Handwerkerſtande dürfte der größte 
Theil der Gefellen, gewiß mehr durd ihre äußeren Verhältniſſe, als durch In— 
dolenz von dem Beſuch der Fachſchulen und Yehrwerkftätten fern gehalten werden, 
Gegen die Macht der äußeren Verhältniſſe bleiben aber auch die werthoollften 
Prämten unwirkſam. Eine Berechtigung zur kürzeren erften activen Dienftzeit 
für die jüngeren Männer, aus denen erfahrungsmäßig die tüchtigen Reſerve- und 
Landwehr » Offiziere hervorgehen, begreift der Soldat und mit ihm das Bolt 
leicht, aber nicht jo eine Bevorzugung von gar nicht oder fehr wenig über der 
Maſſe ftehenden Yeuten, wie e8 die Fachſchüler fein werden, 

Die Aufftellung einer derartigen Forderung, wäre ſchon darıım nicht ohne 
Bedenken, weil fie von den Socialdemofraten fofort al3 Agitationsmittel benugt 
werden könnte. Man muß fih daher hüten, ihnen, nad Art gewiß wohl: 
denfender Männer umter den fogenannten Staatsfocialiften und Chriſtlich- 
Socialen, Waffen für ihre Angriffe zu ſchmieden. Die Verbindung der geftellten 
Frage mit der jo oft gehörten Forderung nad) einer allgemeinen Abfürzung der 
erften Dienftzeit Liegt zu nah, um nicht ihre Benugung in diefem Sinne er— 
warten zu laflen. In diefer Beziehung daher noch einige Worte. 

Was in einer fernen Zeit, wen die geiftige und körperliche Ausbildung 
der Jugend allgemein eine vollfommmnere getvorden und die politiihen Verhält— 
niſſe ebenjo allgemein durchaus andere wären, als heute, möglich fein fünnte, 
bleibe dahin geftellt. So wie die Sachen jetzt liegen, ift eine joldhe Verkürzung 
der Dienft;eit unausführbar. — Mit Ausnahme der Schweiz für ihr Milizheer, 
bat Deutſchland die fürzefte active Dienftzeit unter den Staaten. Es kann die- 
jelbe auch nur beibehalten, weil es durch die in feinem größten Staate während 
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zweier Menfchenalter ausgebildete Dreſſurmethode und den durch Schulung 
und Erziehung gejchaffenen militärifchen Volksgeiſt weiter fortgefchritten ift, als 
die anderen Staaten. Die Anfprücde, welche die Kriege der Neuzeit mit ihren 
Waffen und ihren fchnellen Operationen an die Ausbildung und Erziehung der 
Soldaten ftellen, find zu groß geworden. — Die oft erforderte raſche Ein- 
ftellung der in den Erfagtruppen fehneller dreffirten Mannſchaften in die vor 
dem Feinde ftehenden Truppentheile ift fein Beweis gegen dieje Behauptung, 
fondern nur ein unvermeidliches Uebel. Trogdem, daß der Rahmen, in welchem 
die Ausbildung gejchieht, ein ganz anderer ift, al3 im Frieden und obgleich der 
Nachſchub in ernftefter Zeit unter dem feurigften Aufſchwung aller Seelenfräfte 
in dur den Krieg geftählte Verbände erfolgt, erweift fid) die Ausbildung und 
Brauchbarkeit der Erfagrecruten meift als mangelhaft. Es ift leider That— 
ſache, daß die Armeen im Anfang der Kriege in vieler Beziehung beijer find, 
al3 am Ende derjelben, wenn die fiegreichen Heere auch in einzelnen Beziehungen, 
3. B. der moralifchen Seite und der Kriegserfahrung, gewonnen haben. Ebenſo 
unzweifelhaft aber ift e3, daß die gründliche und gute Ausbildung einer Armee 
länger der Verſchlechterung widerfteht, al3 eine von Haufe aus mangelhafte und 
ungenügende. 


Säriften XV. — Fortbildungsſchulen. 5 


Die allgemeine Fortbildungsichule und ihr Verhältniß 
zur gewerblichen Fortbildungsichule rejp. zu den Schulen 
für Gewerbe, 

Nach den Intentionen des Directord Dr. Bräutigam 


von 


Julius Kirchhoff, 
Lehrer an ber ftäbtifchen Fortbildungsichule für Knaben in Yeipzig. 





Die allgemeine Fortbildungsifhule und ihr Verhältniß zur 
gewerblihen Fortbildungsſchule veip. zu den Schulen für 
Gewerbe. 

Wohin wir in Deutſchland bliden, ftreben Gewerkſchaften, Pädagogen und 
Staat darnad, derjenigen Jugend, welche nach dem Austritt aus der Volksſchule 
nicht eine „höhere Schule”, d. i. eine Schule mit langjährigen ununterbrochenem 
Eurfus beſucht, Die Unterrichtäzeit zu verlängern und dadurd) Gelegenheit zu 
geben, ſich weiter zu bilden. 

Die Anftalten, welche dazu dienen, der Jugend aus dem Volke, dem Sohne 
„des gewöhnlichen Mannes“ nad; Abfolvirung des Volksſchulcurſus weitere 
Bildung zu gewähren, heißen Fortbildungsichulen. 

Die Fort: und Weiterbildung in der Fortbildungsfhule, die auf die Bildung 
in der Volksſchule folgt, geſchieht nach unterrichtlicher Seite durch Vertiefung und 
Erweiterung derjenigen Stoffe, welche bereits in der Volksſchule getrieben wurden, 
und durch Verarbeitung neuer Unterricht3objecte, deren Erfaſſen dem künftigen 
Berufe des Schülers zu gut kommen fol. 

Aber eine Seite der Fortbildungsichule, gerade nad) unferer Meinung die 
bedeutungsvollfte, wird oft überfehen: die erziehlihe Seite, der fittliche Zweck 
derjelben. Es ift von hoher Bedeutung, wenn der Schüler, nadhdem er aus 
der Vollsſchule entlaffen ift, unter Schulautorität bleibt. 

Diefe Säge begründen die Nothwendigkeit und den Nugen der Fort— 
bildungsſchule. Sie ift Bedürfniß. 

Die Fortbildungsichule ift eine Anftalt, in welcher ‚ungen, die noch nicht 
Jünglinge zu nennen find, und die, ſchwanken Rohren im Winde vergleichbar, 
plöglic die gewohnte führende Hand "des Lehrers miffen, jegt ſich an den Lehrer 
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noch weiter anlehnen, ſich an ihm — man verzeihe den Ausdruck! — noch 
weiter aufbauen können. 

Wenn gleich dem 14jührigen Kinde nach feiner „Einfegnung‘ in dem 
Meifter, Principal oder auch im Vater eine Autorität erwächſt und bleibt, der 
ex ſich in Handwerks⸗ und Berufsſachen zu fügen hat, fo ift doch gerade jetzt, 
ta die Art, wie der Knabe als Yehrling beim Meifter lernt, eine fehr freie ift; 
erade jegt, da Pietät und Ehrfurcht vor Oberen, aud vor Eltern, bedenklich 
Shinden und an ihre Stelle Zuchtlofigkeit und Verwilderung treten, in der 
Perſönlichteit eines Lehrers, der einestheils die Geſetze der Schule einhalten läßt, 
anderntheil3 ein Vorbild in Sitte, Fleiß und Humanität fein will, ein will 
fommenes Mittel gegeben, um den vielberufenen rohen, Halbwüchfigen Burſchen, 
wie er ſich auf Weg und Steg breit macht, zur Raiſon zu bringen, ihn nach 
der Volksſchule weiter im Charakter zu "bilden, ihn in Zucht und Schranken 
zu halten. Durch die Fortbildungsſchule reicht immer noch des Lehrers Arm 
zu ihm, gerade wie es in der Volksſchule geweſen iſt, wenn es gilt, im Verein 
mit dem Vater, Meifter oder Principal Auflehnung, Boshaftigkeit, Trog, Wider: 
haarigfeit, überhaupt Widerftand gegen Gefeg und Berordnung, nicht minder in 
geeigneter Weife „Dummthun‘ und „Maulen“, über welches jo häufig Klage 
geführt wird, zu befümpfen. Der Knabe ift noch nicht „aus der Schule“, ob- 
gleich er ſchon in der Lehre fteht. Er foll in den Schultugenden weiter gebildet 
werden. Ordnung, Verträglichkeit, Höflichkeit, EC chielichkeit bleiben, wenn Fori— 
bildungsichulen errichtet werden, audy über die bisherige Schulzeit Schultugenden 
und tragen ſich auf die Werkftatt und das öffentliche Leben über, während fie 
vergehen, wenn fie nicht fortgelibt werden. Denn Tugenden find Gemwöhnungen. 
Wenn beifpielaweife der Schüler feine Kopfbedeckung vor Eintritt in das Schul— 
haus abzuziehen, er mit entblößtem Haupt das Klaffenzimmer zu betreten, die 
Lehrer der Anftalt aber mit einem bejcheidenen, lauten: „Guten Abend!“ 
zu begrüßen bat, jo lernt und behält er duch diefe conftante Gewöhnung die 
Tugend der Höflichkeit und übt fie als „zweite Gewohnheit”. Er findet jchließ- 
lich Gefallen an ihr, grüßt freundlich jedermann und freut fi, wenn dann der 
Meifter oder Höherftehende ihm ebenfall3 in freundlicher Weiſe den Gegengruß 
bietet. Er lebt ſich in die Höflichkeit hinein; jo geſchieht es auch mit anderen 
Tugenden. 

Die Fortbildungsſchule ift ferner eine Anftalt, in welder etwas Tüchtiges 
gelernt werden kann. 

Das heutige Streben nah Weiterbildung tft eine richtige Conſequenz 
der früheren Forderung einer guten Volksſchulbildung überhaupt. 

Wie man jest allerorten laut in die Welt binausruft: „Schafft Fort: 
bildungsfchulen!” fo warb man einſtmals nicht müde zu rufen: „Die Volks— 
fchule muß gehoben werden!“ 

Die Volksſchule ift gehoben, d. h. fie hat, nachdem fie aus ihrer Dürftig- 
keit emporgehoben worden war, und nachdem fie aus ihrer Ueberhebung auf das 
rechte Maß der Yeiftungsfähigkeit zurückgeſchraubt worden ift, einen ihr zufagenden 
Bildungsftoff erhalten, der durch tüchtig gefchulte Yehrer verarbeitet und dem 
Kinde aus dem Volke in methodiſcher Weife, nach Beftalozzi - Diefterwegichen 
Grundfägen, vermittelt wird. Die Seminarien find allerortS gut geleitet, die 
Volksſchule ift eine Anftalt geworden, welche weder von requlativiicher Beichräntt- 
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beit beherrſcht, noch auch durch Ueberladung mit Realien und Naturwiſſenſchaften 
erdrüdt wird. Vielleicht iſt die legtere efahr noch nicht ganz bejeitigt, wird 
aber mit Beſtimmtheit ſchwinden, wenn ſich an die Vollksſchule die Fortbildungs- 
ſchule unmittelbar anjchließt, wenn diefe in organifchen Zufammenhang mit jener 
tritt, wodurch e8 leicht gejchehen kann, daß eine Theilung der Arbeit, 5. B. in 
Phyſik und Chemie, eintritt. 

Zugegeben alfo, daß unfere heutige Volksſchulbildung eine alle dabei be- 
theiligten Kreiſe im Allgemeinen befriedigende geworden ift, jo liegt doc) die Be- 
fürdtung nahe, daß die wohlerworbene Schulbildung der Boltsihüler, wenn nicht 
eine Fortbildungsfchule auf die gewöhnliche Pflihtichule folgt, Schaden leide. 

Der Schüler der Volksſchule, ohne Ausnahme, hat ſich in der Geiſtes— 
gymnaſtik weiter zu üben, wenn die erlangte Geiftesfraft nicht ſchwächer werden 
joll; er bedarf der Wiederholung und Erweiterung des Unterrichtsmaterials. 
Wenn irgendwo anders, jo ıft hier Stillftand Rückſchritt. Ganze Bände könnte 
man jammeln, in melden die Fädagogen darüber geichrieben und geklagt haben: 
„Wie fann das in der Schule Gelernte bewahrt; wie kann die ın der Volks: 
ſchule gefäete und gepflegte Ernte, die oft in ſchöner Flur daftand, wirklich ein- 
gefammelt; wie können die Schulfenntniffe für das Yeben verwendbar gemacht 
werden ? 

Die Antwort ift einfach: Die Fortbildungsihule hat die Sorge dafür zu 
übernehmen. 

Die Fortbildungsichule will aber nicht blos Wiederholungsſchule fein, ihr 
Name jchon deutet auf den weiteren Zwed, den fie hat: bei ihrem Unterricht 
ftete Rüdfiht auf die Bedürfniffe des praftifchen Lebens zu nehmen. Dabei 
meinen wir aber nicht, daß irgend eine Berufsart ausſchließlich berüdfichtigt 
werden joll; wir meinen auch nicht, daß gewerbliche Bildung gleichbedeutend 
jet mit Bildung überhaupt, alſo alle Weiterbildung nad) der Bildung in der 
Volksſchule in einer gewerblichen beftehen müffe. 

Der ganze Wirrwarr der Meinungen über Fortbildungsfchulweien ift da— 
durch entjtanden, daß man in der Angft über das Reuleaux'ſche Wort: „Billig 
und ſchlecht!“ nur die gewerbliche Jugend mit den Segnungen der Forts 
bildung bedenten will und da auch nur die freiwillige Schaar derjelben, die 
fhon in den beftehenden Sonntags- oder anderen gewerblichen Schulen Unter: 
ftügung zum Weiterlernen fanden. 

Wenn von Fortbildung der Volksjugend die Rede ift, fo muß nach unjerer 
Meinung zunächft daran gedacht werden, wie die Gejammtbildung des aus 
der Vollsſchule entlaffenen Schüler weiter geführt werben könne. Die Fort« 
bildungsichule darf nur als oberes Glied der Voltsichule gedacht werden. Nach 
dein Geſetz der Stetigfeit und Yüdenlofigkeit darf die Bildung der Volksſchule 
nicht einen Sprung von der allgemeinen zur ſpeciell gewerblichen thun. Es muß 
der gewerblichen Fortbildung immer erft die allgemeine Fortbildung vorhergehen, 
jo daß ſich in der Organifation der Schulen folgende Stufen aufeinanderjegen : 
Volksſchule, allgemeine Fortbildungsichule für alle Entlaſſenen, gewerbliche Fort= 
bildungsichule reſp. Fachſchule. 

Wir ſagten: Die Fortbildungsſchule bezwecke außer Erziehung und außer 
Befeſtigung und Vertiefung der in der Volksſchule getriebenen Unterrichtsgegen« 
ftände auch Vorbereitung für das bürgerliche Yeben. 
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Wir wollen nur an einem Gegenftande, der in der Fortbildungsſchule neu 
zu den anderen hinzutritt, zeigen, wie man Vorbereitung auf das Leben nicht 
fo zu verftehen hat, als ob man den Bäderlehrling in eine Bäderfchule, den 
Schloſſerlehrling in eine Schlofferichule jchon dann bringen müſſe, nachdem er 
eben aus der Volksſchule entlaffen worden jet. 

Nicht blos jeder Gewerbtreibende, fondern jever Menſch, der Geld einnimmt 
und ausgiebt, muß ſich in Zucht nehmen und ſolche Ordnung halten lernen, daß 
er fich, wie man zu jagen pflegt, nach der Dede ftreden kann. 

Sp wenig die Lehre von der Buchhaltung, vom Wechfel und ähnlichen 
Dingen, die in das geſchäftliche Leben eingreifen, in den Rahmen einer Volks⸗ 
ſchule paßt, ebenfo leicht ift fie in das Bereich der Fortbildungsſchule zu ziehen. 
Aber fie muß allen aus der Volksſchule entlaffenen Schülern zu gut kommen, 
denn alle follen einmal ihre Ausgaben in richtiges Verhältniß zu den Einnahınen 
bringen, alle follen einmal Luft zum Sparen gewinnen. 

Und nur an einem Beifpiele joll gezeigt werden, wie der fchroffe Ueber: 
gang von ver Boltsfhulbildung über die allgemeine Weiterbildung hinweg ſogleich 
zur beruflihen Sonderbildung, die das fpecielle Deetier im Auge hat, zum 
Schaden gereihen kann, indem Bildungsobjecte liegen gelaflen werden. 

Man darf nur drei Schritte weit gehen, jo begegnet man dem crafleften 
Aberglauben und heillofer Curpfufcherei, welche fittlichen und materiellen Schaden 
für ein Volt im Gefolge haben müſſen. Noch im Jahre 1978 glaubt man, 
daß Rheumatismus auf einen jungen, vollfaftigen Baum vom Menjchen über: 

efprochen werden kann, jo daß der Baum eingeht und der Menſch gejund wird. 
Dom Spiritismus und den Heiligenerfcheinungen wollen wir nicht ſprechen. 

In einem Lehrplan für gewerbliche Schulen wird man ſchwerlich Menſchen— 
kunde (Anthropologie), Gejundheitslehre, Diätetit verzeichnet finden. Dieſer 
Gegenftand gehört aber recht eigentlich dahin, wo Fortbildungsunterricht fürs 
- Bolt auf den Plan gefchrieben iſt. Im Yeipzig beginnt der — 
Unterricht bereits mit dem ſiebenten Schuljahre, alſo in der zweitoberſten Claſſe 
der Volksſchule und wird in die erſte Klaſſe, ſo wie in die Fortbildungsſchule 
hinein weitergeführt. 

Solche Lehrfächer treten neu hinzu, ohne die Kraft des Fortbildungsſchülers 
zu ſehr anzuſpannen. Die gewerbliche Ausbildung aber unmittelbar inter der 
Boltsjhulbildung bedeutet eine Ueberftürzung. Der Schüler, der aus der Volks: 
ſchule tritt, hat noch nicht die Kraft, fich für feinen Beruf ſpeciell und tüchtig 
auszubilden. Er kann z. B. im Zeichnen gar nicht genugfam vorgebilver fein, 
weil die Volksſchule als allgemeine Bildungsanftalt dem Zeichnen als einzelnem 
Face befondere Bevorzugung nicht angedeihen Laffen kann. Der Volksſchule 
fehlt die Zeit, dem Kinde die Kraft, ſchon während der erften 8 Schuljahre 
Bildung auf den fpeciellen Beruf bin anzulegen. 

Die Fortbildungsfhule, die auf die Vollsſchule folgt, fol nicht minder 
eine allgemeine Bildungsanſtalt, nicht eine Zeichenichule mit angehängten wiffen- 
ichaftlihen Unterrichte fein. Das aber fann der Fortbildungsichule im Gegen: 
ſatz zur Volksſchule zugeftanden werden, daß fie den Zeichenunterricht, der ein 
Fundament der Weiterbildung entjchteden tft, und der zur Neproductton Des 
Gedankens durch die Hand viel mehr Zeit erfordert, als der mwillenfchaftliche 
Unterricht, fo ausdehnt, daß er bis zum Drittel des ganzen Unterrichts anwächſt. 
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Diejenige Fortbildungsfchule, welche in ihrer Organifation die Bildung der 
Volksſchule mit der von ir gewährten unvermittelt läßt, ıft eine faljch angelegte, 
ungefunde, ohne Nuten arbeitende. 

Jede Fortbildungsfhule, die Fahbildung auf Voltsihulbildung unvermittelt 
aufpfropft, ift eine verfehlte. 

Ber der Betrachtung über Fortbildungsſchulen drängt ſich uns die auffällige, 
aber erfreuliche Erfcheinung auf, daß der Staat überall die Initiative ergriffen 
bat, um eine zwangsweiſe erweiterte Volksbildung, eine gefeglihe Fortfegung der 
bereits ‚beftehenden Pflichtfhule ins Werk zu fegen. 

Gehen wir einmal dem Grunde, warum gerade der Staat ein erhöhtes 
Intereſſe bet Gründung von Fortbildungsihulen an den Tag legte, nad und 
berüdfihtigen wir dabei nur die dahin zielenden Gejege der letzten Yegislaturen. 

In dem betreffenden badifchen Gefege vom Jahre 1874 heit 8: „Der 
Elementarumterricht der Kinder nad) Maßgabe des Gefeges vom 8. März 1868 
wird dahin ausgedehnt, daß Knaben noch 2 Jahre und Mädchen nody 1 Jahr 
nad Zurüdlegung des jchulpflichtigen Alters verpflichtet find, in der Gemeinde, 
in welcher fie fi) aufhalten, zur Befeftigung und Erweiterung der in der Volks— 
ſchule erworbenen Kenntniffe wöchentlich einige Unterrichtöftunden (die Fortbildungs« 
ſchule) zu beſuchen. Der Fortbildungsunterricht ſoll die in der Volksſchule er- 
worbenen Kenntniffe in der Art und Richtung befeftigen und erweitern, daß die- 
jelben dem Schüler ftet3 in ihrer unmittelbaren Beziehung auf die Bedürfniſſe 
des Lebens erfcheinen.“ 

Der jähfiiche Landtag beihloß nad Vorlage der Regierung: „Die aus 
der Volksſchule entlaffenen Knaben haben 3 Jahre lang bis zum vollendeten 
17. Lebensjahre die Fortbildungsfchule zu befuchen, ſofern nicht in anderer Weile 
für ihren ferneren Unterricht genligend geforgt ift.“ 

In Bayern, Meiningen, Gotha, Heflen, Weimar und a. a. D. ward in den 
legten Jahren durch Geſetz Aehnliches feſtgeſetzt. 

Der Staat hat nicht ein geringeres humanitäres Intereſſe an der durch 
die allgemeine obligatoriſche Fortbildungsſchule gewährten vollſtändigeren Volks— 
bildung, als die Vollsfreunde (Einzelne oder ganze Vereine), welche erkannt 
haben, daß Bildung Reichthum if. Er wünſcht ebenfalld, daß die Erziehung 
de3 Volles jo geartet fei, daß es vermitteljt feiner Bildung in der Welt vor- 
wärt3 komme, durch erworbene Einſicht und Kenntnifje an Leib und Gut gedeihe; 
leibliche und geiftige Wohlfahrt hält er ebenfalls nicht für das ausſchließliche 
Vorrecht Höherftehender. 

Er übt aber auch, inden er Fortbildungsfchulen errichtet, eine Selbit- 
erhaltungspflicht aus. 

Wohl. haben zunächft von der Unbotmäßigkeit der Bebdienfteten, von dem 
Ungehorjam und der Unwilligkeit der Lehrlinge die betreffenden Arbeitgeber und 
Herrihaften den Schaden und das Aergerniß; wohl treffen die Zucht: umd 
Schrantenlofigfeit auf den Straßen, die Exceſſe aller Art, welche von halb: 
mwüchfigen, der Verwilderung anheimfallenden Burſchen in refpectwidriger, ja oft 
fhamlofer Weife verübt werden, die einzelnen Erwachſenen. 

Wohl fügt der Junge, der nicht mehr „Schuljunge” fein will, zunächit ſich 
jelbit den Schaden zu, wenn er in Pottergefellfchaft und durch ſchlechte Lectüre, 
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die jetst noch leichter zu haben ift, al3 die billigen Ausgaben der Claſſiker, fittlich 
und phyſiſch verdirbt. 

Wohl können bei dem jugendlichen Alter falſche volkswirthſchaftliche Ideen 
und die Predigt vom Staate ohne König und Obrigkeit, alle die zerjegenden 
Gedanken der Socialdemokratie nod nicht fefte Wurzeln faſſen. 

Aber ſchließlich brauchen wir uns nicht zu wundern, wenn die Socialdemo— 
fratie bei ihnen ins Kraut gefchoffen ift. 

„Gegen Socialdemotraten helfen nur Soldaten“, ift ein übler Sag. 

Die 48er Demokraten, unter ihnen viele edle Deutfchthümler, ſchoß man 
todt, aber weder Demokratie, die nad) der rothen Seite hin fih in Social— 
demofratie umwandelte, noch die deutiche Idee fonnte man todtſchießen. Ebenſo 
trifft man jest nicht die Socialdemofratie, wenn man die Soctaldemokraten 
todtſchießt. Man trifft aber die Socialdemofratie ind Herz, wenn man das 
Volt gerade in den unteren Schichten in feiner Bildung hebt — durch Fort» 
bildungsſchulen, in denen Zucht und Geſetz geübt, patriotiicher Sinn gewedt und 
gefördert wird, durch Gefchichtsunterriht, gute Lectüre, durch Gefundheit- 
lehre u. a. der Sinn auf Ideelles, Höheres und Allgemeinnügliches gelenkt 
wird; in denen richtige umd gefunde Begriffe von Soctalismus und Communis- 
mus, der gejellfchaftlichen Stellung der Arbeiter und Arbeitgeber, Aufflärungen 
über Werth und Bermögen, Yeiftung und Gegenleiftung, über Rechte und Pflichten 
eined Staat3bürgers gegeben werden. 

Die Zeit krankt auch daran, daß die innere Antheilnahme und Bertiefung 
bei der Arbeit, die echte Treue an derjelben, die noch ſehr von einem haſtigen 
Fleiße unterfchteden werden muß, fehlt. Es geht ein oberflächlich materieller 
Zug durch die Welt, der ein ruhiges, tiefere Erfaflen der Arbeit nicht aufs 
fommen läßt, weil man „Ichnell verdienen“, ſchnell veih werden will. Die 
Arbeit, die „nicht lohnt”, wird al3 ein verhaßter Quäler angefehen, endlich wird 
die Arbeit überhaupt gehaßt Daher kommt es, daß Derjenige, der dem Andern 
mit Arbeit dienen joll, zumeift ver Handwerker, nicht mehr arbeiten, ſondern 
mit feinem Arbeitsartifel handeln will; daher kommt es, daß Viele, die fich mit 
ihrer Hände Arbeit nähren fünnten, Kneipwirihe werden; daß in jeder Straße 
Victualienläden wie Pilze aus der Erde ſchießen. Der Schacher⸗ und Krämer: 
geift wuchert, die Yebensmittel werden vertheuert, es ift vielleicht aud daraus 
der Handel mit gefälichten Waaren zu erflären. 

In demfelben Grade aber, wie das Schadertbum um fich greift, in dem 
jelben Grade nehmen die producirenden und fchaffenden Kräfte, die den National: 
wohlftand bedingen, ab. Und — je mehr der Krämergeift alle ftaatlichen Ver— 
hältniffe überwuchert, umſomehr ſchwindet die Achtung vor den ideellen Gütern 
und ihren Trägern. Man hüte fih, den Staat in einen Krämerftaat umzu— 
wandeln! In der „Gründerzeit“, da der „Geichäftsmann“ feine großen „Pros 
cente* hatte, waren Wiſſenſchaft und Kunft eine verächtlihe Waare, Gelehrte 
und Künftler aber „arme Schluder“. Der Steintreiber und Grubenräumer, 
überhaupt der „Arbeiter“ war ein reiher Dann, der mit der Drofchke zur Arbeit 
fuhr. Die Arbeit „lohnte” ; aber die Arbeit des Beamten jant im Wertbe. 

Die umnatürlichiten Verhältniſſe waren beraufbefchworen worden, weil man 
dem Verlangen der Soctaldemofratie nachgegeben hatte, den Arbeiter über den 
Arbeitgeber zu ftellen. 
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Auh der Mörder Hödel war erft Klempner und ging zu dem lohnenderen 
Geſchäft des Eolportirens über. Ein politifches Blatt ſchrieb nad) dem Attentate: 
„Der Mörder ift jo recht eigentlich das Opfer jener traurigen Agitation, die 
ihr Gift erft dem Einzelnen, dann der Gejammtheit, erft in fleinen Gaben, 
dann immer frecher und öffentlicher auftretend, überallhin verbreitet, die den 
genügfamen Arbeiter unzufrieden, den ordentlichen Familienvater zum wüſten 
Demagogen macht.“ 

Wer will leugnen, daß die Fortbildungsſchule der Ort fei, wo den -un- 
heilvollen Lehren der Soctaldemokratie indirect und direct entgegengewirkt werden 
kann? Gie hat aud die Gewalt, — weil fie genügende Strafmittel hat — 
ihren Schülern den Beſuch von Boltsverfammlungen zu verbieten. In Yeipzig 
kann die Fortbildungsſchule bis zu 12 Stunden Gefängnikarreft dictiren. Gerade 
Leipzig hatte die ernftefte Beranlafjung, den Verherrlihungen der Commune und 
den Belchimpfungen Derer gegenüber, die die Feier patriotiſcher Feſte verhöhnten, 
in feiner Fortbildungsichule vaterländische Gedenktage zu patriotifch heiligen Tagen 
zu erheben, die jugendlichen Gemüther den Einflüffen der vaterlandslofen Staat3- 
verderber zu entziehen. Es ift vortrefflich gelungen, feit Errichtung der Schule 
den Tag von Sedan dadurch feitlich zu begehen, daß die ganze Schule, welche 
jest 60 Claſſen hat, in geſchloſſenen Reihen, die Lehrer zur Seite, Mufit und 
deutiche Fahnen voran, nad) einem über eine Stunde meit gelegenen Vergnügungs- 
orte zieht, um dafelbft nach einer entjprechenden Anſprache, bei der auf die Be— 
deutung des Tages hingewiejen wird, die Zeit mit Spiel und Kurzweil zu ver— 
treiben. Am Abend wird ebenfo in gejchlofjenen Golonnen zum Schulhaufe 
zurüdmarjhirt. Kaiſers und Königs Geburtstag werden ebenfall3 durd Rede 
und Declamationen der Schüler ſolenn im Schulfaale gefeiert. Bei Gelegenheit 
der Genfurvertheilung zu Oftern werden Bücherprämien, beftehend in Schillers, 
Uhlands Gedichten u. ſ. w. ausgetheilt. 

Es kann nicht ſchwer fallen, dag die Volfsbildungsvereine die allgemein 
obligatorifche Fortbildungsichule in dieſer Richtung unterftügen, zumal da fie 
ſich zum Ziele gejegt haben, „Fortbildungsſchulen zu errichten“. (Siehe $ 1 der 
Statuten!) Wir jehen, der Staat und die Gefellichaft künnen ein eminentes 
Interefje daran haben, daß eine allgemeine obligatoriiche Fortbildungsfchule bes 
ftehe, in welder die Jugend vor den Gefahren der Entfittlihung und Ver— 
wilderung bewahrt werde; in welcher Bedacht darauf genommen wird, daß der 
Familie und dem Vaterlande tüchtige Glieder erwachſen; durch welche dem 
Arbeiterftande und den niederen Gewerbtreibenden, welche der Verführung am 
leichteften zugänglich find, gejunde Ideen über Voltswirtbichaft und Liebe zum 
Berufe eingepflanzt werden; welde dazu da ift, daß auch der Einzelne etwas 
Tüchtiges durch den Unterricht lerne. Denn — wohl haben zunäcft die Schüler 
felbft den Schaden, wenn fie unwiſſend bleiben und nichts können, aber ſchließlich 
hat der Staat den größeren, wenn die Geſammtheit feiner Glieder unintelligent 
bleibt. Es ift gewiß wahr, daß, wenn die Intelligenz in der Jnduftrie fehlt, 
der Staat dies intenfiver und fchneller empfindet; aber es darf nicht vergelien 
werden, daß Staat noch nicht Induſtrieſtaat bedeuten will; daß er nicht einfeitig 
blos beftimmte Branchen heben, alle anderen Intereffen aber zu deren Gunften 
hintanfegen darf; daß er, will er ſich harmoniſch aufbauen, alle Factoren, die 
zum gediegenen Aufbau nothwendig find, gleichvoll berüdfichtigen muß: Handel, 
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Induſtrie, Gewerbe, Kunſt, Wiſſenſchaft. Das Geſetz: Je mehr der Einzelne 
im Staate leiftet, defto mehr leiftet der Staat, ift nicht einfeitig auf Eine Lebens— 
befhäftigung, etwa auf daS Gewerbe oder aud auf die Landwirthſchaft anzu= 
wenden, fondern es ift jo zu formuliren: Ye größer die Gejammtintelligen; des 
Staates, defto mehr Wohlbefinden in demſelben! 

Bei dem heutigen Drängen nad) „gewerblidher Fortbildung“ und nad 
„gewerblichen Fortbildungsſchulen“ liegt die Gefahr nahe, daß, aus Sorge zu 
wenig zu thun, zu viel gethan wird, daß man das Kind mit dem Bade 
ausjchüttet. 

Faflen wir das Borftehende zufammen, fo ergibt fi: 

Die Fortbildung der Jugend aus dem Volte ſoll fih auf 
alle aus der Volksſchule entlaffenen Zöglinge erftreden; fie 
foll gewährt werden in einer allgemeinen Fortbildungs- 
Thule, welche vom Staate durch Gefeg angeordnet und fo 
eingerichtet wird, daß fie eine nad der Volksſchulbildung 
fortgefegte allgemeine Bildung zur Aufgabe hat, aber ohne 
Dabei den praftifhen Beruf des Schülers unberüdfichtigt zu 
lafjen. 

Nachdem wir darzulegen verſucht haben, wie e8 im Intereſſe der Jugend 
felbft, dann im Jntereſſe des Staates und der Gefellichaft Liegt, allen aus der 
Voltsihule entlaffenen Schülern eine Weiterbildung zu gewähren, die jetige 
Pflichtſchule nicht mit acht Jahren abſchließen zu laſſen, treten wir an die Frage 
heran: Wie fteht der von und geforderte erweiterte Volksſchulorganismus (die 
obligatorifche allgemeine Fortbildungsſchule) zu dem noch weiter nad) oben 
firebenden gewerblichen Schulorganismus ? 

Wenn die Volksſchule nah 8 Jahren ihre Schleußen öffnet, fo gehen aus 
ihr hervor: Schüler, welche ſich zu einem mehr fünftleriichen Berufe hingezogen 
fühlen, als da find: Xylographen, Graveure, Stuccateure, Lithographen, Mufter- 
zeichner, Maler, Optiker, Gold- und Silberarbeiter u. a.; ferner Solche, die in das 
Eomptoir großer Geſchäfte, zu Kaufleuten, Buchhändlern u. a. eintreten wollen ; 
dann zukünftige „höhere“ Handwerker und Gemerbtreibende, wie Schloſſer 
und Mafchinenbauer, Tischler, Glafer, Klempner, Töpfer, Buchbinder, Tapes 
jierer u, f. w., oder niedere Gewerbtreibende, als: Bäder, Maurer, Schub: 
macher, Fleiſcher, Schornfteinfeger u. a.; endlih Sole, welche anderen Be— 
Ihäftigungen nachgehen wollen, als: Zeitungsträger, Yaufburfchen, Schreiber u. |. w. 

Nach diefer Aufzählung wollen wir nicht verfäumen zu erflären, daß es 
fi) bei unferer Betrachtung nur um Fortbildung für Knaben, nicht für Mädchen 
handelt, und daß eine Fortbildungsjchule für das Land aufer Acht bleibt. 

Aus den vorgenannten Berufszweigen nun können Sategorien gebildet 
werden, es fünnen alfo auch Fortbildungsſchulen für diefe Kategorien gedacht 
werden, 3. B. fir Buchhändler, für Handlungslehrlinge, für Gewerbe und Hand» 
werk, jet es KRunftgewerbe, jet es gemöhnliches Handwerk, 

In der That hat Yeipzig, aus deſſen Verhältniffen heraus zumeijt Die 
Schlüffe gezogen werden, eine jeit faft 50 Jahren blühende Handelsichule, es 
hat eine feit 25 Jahren beftehende hervorragende Buchhändlerfchule, endlich neben 
anderen Privatanftalten, melde Fortbildung bezweden, eine Sonntagsgewerbe— 
ſchule, die ſeit lange fchon eine fleißige Thätigkeit entwickelt. 
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Das Fortbildungsichulweien in Yeipzig hatte mit jenen beiden erftgenannten 
privaten Unternehmungen einen richtigen pädagogifchen Anfang gemacht; denn 
beide etablirten ji) von vornherein nicht als Fachſchulen für Kaufleute umd 
Buchhändler, jo daß die Schulftube zum Comptotr und Berfaufsladen umge 
wandelt wurde, wie man dann etwa auch in einer Gerber: oder Färberſchule 
das Gerben oder Färben lehren müßte, fondern al3 allgemeine Bildungsanftalten, 
in denen zunächſt eine Weiterbildung der Vollsſchulbildung bezwedt ward. Erft 
in dem zweiten und dritten Jahre wurden und werden auch foldhe Disciplinen 
vorgetragen, die dem Kaufmann und Buchhändler von befonderem Nutzen find. 
Nah Abſchluß der pflichtigen Volksſchulzeit erhielt alfo der Lehrling der Kauf: 
leute und Buchhändler in Yeipzig feit lange eine fortgefegte allgemeine Bildung, 
die dann zur beruflichen aufftieg. 

Es muß, was fchon früher betont worden ift, hier wiederholt werden, daß 
den allgemeinen Volksſchulunterricht, wie er in der fchulpflichtigen erften Schul— 
zeit gewährt wird, Fachunterricht nicht ablöfen, daß auf die Volksſchule auch eine 
Fachfihule für Gewerbe oder eine „gewerbliche Fortbildungsſchule“, die den 
Charakter einer Fachſchule an ſich träge, nicht fofort folgen darf. Schon die 
einfache Erwägung führt auf Diefen Gedanken: daß der Lehrling erft das mehr 
Mechanische und Grobe der Arbeit erlernen und bewältigen muß, ehe er tiefer 
3. B. in die Gefege der Schönheit oder der Mechanik eindringen kann; daß er 
erit mehr vom Meifter oder auch der Meifterin loskommen muß, ehe er ein 
höheres Bewußtfein von der Bedeutung feiner Arbeit erlangen kann. 

Die bayerifche Regierung trifft das Richtige, wenn fie, wie berichtet wird, 
die — obligatoriſchen Sonn⸗ und Feiertagsſchulen und die facultativen 
gewerblichen Fortbildungsſchulen in ihrer jetzigen Geſtalt aufhebt und dafür neue 
Anſtalten ſchafft; daß fie, ähnlich wie in Sachſen, nicht mehr von der Volks— 
ſchulbildung ſogleich zur Fachbildung überjpringen läßt. 

Die gewerblihe Fortbildungsfhule in Nürnberg ift in ihrer „Elementar- 
abtheilung” nicht3 weiter, als eine Zeichenfchule, eine Schule für ein einziges 
Fach. Die Oberftufe Heißt geradezu „Fach-Abtheilung“, weil fie Fachclaſſen für 
jeden einzelnen Techniker aufweift: 77 Schüler bilden die Fachclaffe für Mecha— 
nifer, Schloſſer u. a.; 145 Schüler bilden die Fachelaffe für Schreiner, Glafer, 
Buchbinder u. |. w. 

Fachbildung wird bier unmittelbar auf Volksſchulbildung aufgejegt. Außer 
diefen Fachclaſſen gibt es in der Nürnberger „gewerblichen Fortbildungsſchule“ 
auch Claſſen für Arithmetit, Geometrie, Deutjh, Geographie und Geſchichte, 
Phyſik und Chemie mit zufammen 593 Schülern. Jedem Schüler ift es ge 
ftattet, feine Fächer frei auszwwählen, aber nur wenn er den Unterricht in 
Deutſch und Rechnen befucht, ift er von der allgemeinen Feiertagsſchule, d. ı. der 
allgemeinen obligatorischen Fortbildungsichule befreit. 

Bei ſolcher lockern und falfchen Organifation, die gegen alle Pädagogik ver- 
ftößt, iſt es nicht zu verwundern, daß, wie es heit, die baieriſche Regierung 
mit den Refultaten der Fortbildungsfchulen nicht zufrieden und darum zu einer 
gänzlihen Umgeftaltung diefer Anftalten entſchloſſen ift. Dr. Nagel fagt darüber 
in jeinem Reiſebericht „Die gewerblichen Fortbildungsichulen Deutſchlands“: 
Man tft nun in Bayern mit den Refultaten, welche in den beiprochenen Schulen, 
fowohl den allgemeinen obligatorifchen, als den gewerblichen facultativen, erreicht 
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find, durchaus nicht zufrieden und geht daher augenblidlic damit um, eine große 
Ummälzung in dem ganzen Fortbildungsſchulweſen vorzunehmen. Der Grund 
gedanfe für die Neugeftaltung ift aber der, daß man ſowohl die obligatorischen 
Feiertags-, als auch die facultativen gewerblichen Fortbildungsfhulen in ihrer 
jegigen Form fallen lafjen und dafür obligatorifhe gewerblide Fort— 
bildungsjhulen einführen will. Während die alte obligatorifhe Schule nur 
2 Stunden wöchentlichen Unterricht verlangte, oll die neue 6 Stunden bean= 
ſpruchen, von welden 2 Stunden auf Deutſch, mit Naturkunde, Geſchichte und 
Geographie, 2 Stunden auf Rechnen und Geometrie und 2 Stunden auf Zeichnen 
verwandt werden ſollen. Diefe Stunden ſollen nur zum Theil Sonntags 
(2 Stunden), die übrigen an Wochentagen (von 6—8 Uhr Abends) ertheilt 
werden. Die Schulen follen in eine Elementarabtheilung und eine Fachabtheilung 
zerfallen. Die erftere joll für alle Knaben bis zum vollendeten 16. Lebens— 
jahre obligatorisch fein und, da fie alfo Schüler der Jahrgänge von 14, 15, 
16 Jahren enthält, womöglich aud in 3 auffteigenden Claſſen zerfallen. Auf 
diefe ſoll fi) nun eine facultative Elaffe von foldyen Schülern aufbauen, welche 
über dad Alter von 16 Jahren hinaus find und fich eine befondere, ihr fpecielles 
Fach betreffende Bildung aneignen wollen. Während aljo die erftere obliga= 
torifche Abtheilung die bis jetzt gefetzliche Feiertagsſchule erjegen foll, und daher 
aud) unentgeltlich jein wird, fol die Fachclaſſe die bisherige facultative gewerb- 
he Fortbildungsichule erſetzen.“ (Vgl. „Die gewerblichen Fortbildungsſchulen“, 
von Dr. Nagel, ©. 42.) 

Nach dem, was Dr. Nagel berichtet, tft aber Bayern nicht im Begriff, obli- 
gatoriihe gewerbliche Fortbildungsſchulen, jondern obligatorifche allgemeine 
Fortbildungsſchulen herzuftellen, die e8 auf eine Gefammtbildung abjehen; in 
ihnen aber den Gemwerbtreibenden auch fpäter, nachdem fie den allgemeinbilvenden 
Eurfus durchgemacht haben, Gelegenheit zu bieten, fich für ihr Fach fperieller 
auszubilden, wofür ein geringes Schulgeld bezahlt werden foll. 

Ein Blick auf den Yehrplan lehrt das. 

Die gewerbliche Fachbildung foll alfo in Bayern in ein reiferes Alter ver- 
wiefen werden; gerade die bisherigen fachlichen Fortbildungsſchulen follen in voll- 
ftändige, an den Volksſchulorganismus ſich anfchließende Fortbildungsichulen 
umgewandelt werden, die auf eine allgemeine Bildung abzielen. Daß die oberfte 
Stufe eine Fachſtufe aufweist, ändert den Charakter der allgemeinen Schule, die 
vorhergeht, nicht. 

Aehnlich wie die Nürnberger „gewerbliche Fortbildungsſchule“, die aber 
außer einer Schule für Gewerke, auch, wie ſchon gejagt ward, eine Zeichenjchule 
mit 2 Abtheilungen in ſich ſchließt, ift die Yeipziger „Sonntags: Gewerbeichule 
der polytechniſchen Geſellſchaft“ organifirt. Site gibt Fachcurſe für Hand» 
werfer, wie Nürnberg, will alfo den einzelnen Berufszweigen bejondere, aus» 
giebige Fachſtudien möglich machen. Sie ift alfo eine Fortbildungsſchule, welde 
ihre Bildung, wie fie diefelbe unmittelbar auf die Volksſchulbildung folgen läßt, 
verfrüht. Darum ift es auch behördliche Anordnung in Yeipzig, daß die „Ge— 
werbeichule der polytechniichen Geſellſchaft“ nicht fogleich nach Austritt aus der 
Volksſchule befucht werden darf. Die Mafregel, daß die Sonntagsfchule der 
polytechniſchen Geſellſchaft in Yeipzig nicht ohme und neben, jondern nad ber 
allgemeinen Fortbildungsihule — auf 2 mal 2 Stunden Abends 6—8 Uhr 
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und Imal Sonntags Yz11 Uhr bis Y/,1 Uhr bei ununterbrochenem zweijährigen 
Curſus, Sommer wie Winter, fällt der Unterricht in der allgemeinen Fort— 
bildungsihule — benutzt werden darf, beruht, wie nad den bisherigen Aus- 
einanderjegungen erfannt werden möchte, nicht, wie Dr. Nagel vermuthet, „auf 
einer auferordentlicyen Vorliebe für die allgemeine Fortbildungsſchule“, ſondern 
auf einem pädagogijchen Principe. 

Daß gerade Yeipzig für gewerbliche Bildungsanftalten eine große Liebe 
zeigt, beweift e8 in feiner mit großen Opfern errichteten „Gewerbeſchule“, die 
in dem Nagelichen Berichte fehr kurz wegtommt. Auf den Begriff „Gewerbe- 
ſchule“ im Gegenfag zu Fachſchule für Gewerbe fommen wir ſogleich zurüd, 
nur fer jeßt jchon erwähnt. daß die Somntagsfchule der polytechnijchen Gefell- 
Schaft, die eine „‚gewerbliche Fortbildungsſchule“ nad altem bayrifhen Mufter ift, 
nicht unter den Begriff „Gewerbeſchule“ fällt, weil fie eine Fachſchule für Ge— 
werke, alſo eine Gewerkefchule, nicht aber eine Anftalt ift, welche allgemeine 
Bildung gewährt. Einige wiſſenſchaftliche Stunden, die, wie in Nürnberg, da= 
zwifchen geftreut find und fi) von den Schülern nad) ihrem Gufto ausgewählt 
werden fünnen, verändern den Charakter einer Fachſchule nit. Die Fachcurſe 
in der Gemwerbefhule folgen immer erft dann, wenn der Schüler durch 
Die allgemeine Bildung, die auf der unteren Stufe im erften Jahre ertheilt 
wird, hindurch ift. Einen ſolchen Unterbau hat die Leipziger Sonntagsſchule nicht. 

Die Fachſchulen für die einzelnen Branden der Gewerbe jollten alle den 
Namen „gewerbliche Fortbildungsihulen‘ führen, und diefe gewerblichen Yort= 
bildungsſchulen find Schulen, die erft dann dem Schüler ihre Pforten zu öffnen 
baben, wenn die allgemeine Bildung in der allgemeinen Fortbildungsjhule be- 
endigt if. 

, Gewerbliche Fortbildungsfchulen und Gewerbeſchulen find zwei ganz vers 
ſchiedene Dinge. 

Dem Begriffe „gewerbliche Fortbildungsſchule“ entſprechen recht eigentlich 
die neue deutfche Fachſchule für Blecharbeiter in Aue im ſächſiſchen Erzgebirge 
und die „deutſche Uhrmacherſchule“ in Glashütte in der ſächſiſchen Schweiz. 

Jene ift folgendermaßen organifirt: Jeder Aufzunehmende muß das 16. 
Lebensjahr erreiht und 2 Jahre in feinem Berufe gearbeitet haben. In 3 aufs 
fteigenden Claſſen, welche in 12 Jahren durchlaufen werden, wird der Unter— 
richt erteilt, und in den beiden oberften Glaffen wird die theoretiſche Aus— 
bildung beſonders bezwedt. Sowohl auf Fertigkeit in der Arbeit geht das 
Bemühen der Schule, als aud auf die für den Beruf nöthigen theoretijchen 
Kenntniſſe im technifcher, kunftgewerblicher und kaufmänniſcher Beziehung. Praris 
und Theorie reichen fih die Hände, um jungen, veiferen Arbeitern, die die Yuft 
zum Berufe dahin geführt hat, zu möglichiter Vervolltommnung in ihrem Ge— 
werbe zu verhelfen. 

Das Schulgeld beträgt 112 M. 50 Pf., welches praenumerando zu bes 
zahlen ift. Lehrbücher pro Semefter find mit 20 M., Koft und Logis in dem, 
übrigens reizenden, höchft gefund gelegenen Städtchen felbft mit 48 M. und in 
der Anftalt mit eigenem Bett 35 M. zu vergüten. Jeder aufgenommene Schüler 
muß ſich folgende Feine Werkzeuge anfchaffen: eine Handfchere, eine Zwidzange, 
einen feinen Montirhammer, einen Zirkel, eine Flachzange, Rundzange, einen 
Scaber, eine Reifmadel. Bei der Anmeldung wird ein Schulgeugniß und ein 
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Zeugniß über die praktifche Arbeit umd über tadelloje Führung verlangt. Von 
denjenigen Schülern, welde Ländern mit allgemeinen obligatoriihen Fortbildungs- 
ſchulen angehören, wird zweifelSohne das Schulzeugniß der Fortbildungsichule 
verlangt. 

Bon den gewerblichen Fortbildungsihulen, wie fie uns in Aue und Glas» 
hütte entgegentreten, find die „Gewerbeſchulen“ ftreng zu unterjcheiden. Die 
Gewerbeſchule ſetzt ſich unmittelbar an die Volksſchule an und iſt dreijährig. 
Sie bildet einen vollſtändigen, feſten Schulorganismus und wirft für das erſte 
Jahr einen Lectionsplan aus mit über 30 Schulſtunden, ſo daß der aus der 
Volksſchule austretende Schüler noch 1 Jahr erweiterte allgemeine Bildung 
genießt und noch nicht in die Lehre tritt. (In Leipzig weiſt der Lectionsplan 
Gewerbeſchule eine Zahl von 36 wöchentlichen Stunden auf.) Erſt im 2. 
Jahre kann der Gewerbejchüler in die Yehre zum Meifter treten und erhält num 
in feiner Gewerbeſchule einen auf fein Fach angelegten weiteren Yortbildungs- 
unterricht, am Abend in 14 wöchentlichen Stunden, welder aud im 3. Jahre 
in eben jo viel Stunden fortgefegt wird. Aber nur wer die Tagesichule ein 
Jahr lang beſucht oder deren Ziele erreicht hat, kann in den erften Abendeurfus 
des 2. Jahres eintreten, und nur wer den erften Abendcurfus des 2. Jahres 
vollendet oder deſſen Ziele erreiht hat, kann in den 2. Abendcurſus des 3, 
Jahres aufgenommen werden. 

Wer während der 2 erften Jahre die „Gewerbeſchule“ aufgibt, wird der 
allgemeinen obligatorifchen Fortbildungsſchule überwieſen. 

Obgleich aber auf die allgemeine Bildung des erſten Jahres Fachturſe 
folgen, nimmt doch die Gewerbeſchule noch nicht den ausgeprägten Charakter einer 
„gewerblichen Fortbildungsſchule“, wie wir den Begriff feſthalten wollten, und wie 
er an den Fachſchulen in Aue und Glashütte leicht erkannt werden kann, an, 
fondern bleibt mehr eine allgemeine Bildungsanftalt mit darauf gejetster befonderer 
beruflicher Bildung, wie wir ihm in der Leipziger Handelsſchule und Buchhändler: 
jchnle fanden. Dem in der „Gewerbeſchule“, auch in der Leipziger, fallen die 
Fächer der Tifchlerei, Klempnerei, Schlofferet nicht auseinander. 

Dr. Wehrenpfennig unterfchied in der Sigung vom 14. Februar 1877 im 
preußifchen Abgeorbnetenhaufe nicht in unferem Sinne Gewerbeſchulen und ge: 
werblihe Fortbildungsichulen, als er verlangte: die Regierung folle ein Gejeg 
über gewerblihe Mittelſchulen (Provinzialgewerbefhulen) und Fachſchulen für 
Handwerfer vorlegen, er hat auch nirgends befürwortet, daß zwiſchen die Fadı- 
ſchule und die Voltsſchule die Mittelſtufe der allgemeinen obligatoriſchen Fort⸗ 
bildungsſchule in Preußen eingeſchoben werde; aber ſpäter in derſelben Sitzung 
ſagt er: „Die gewerblichen Fachſchulen gehen darauf aus, ein beſtimmtes ges 
werbliches Fach zu pflegen.“ Aber auch hier ift zu vermifjen, daß er verlangt, 
der Eintritt in dieſe Schulen jolle erft, wie etwa in Aue, nach zweijähriger 
praftifcher Arbeit geichehen. 

Daß der Beſuch einer Gewerbefchule vom Beſuch der allgemeinen fort: 
bildungsſchule dispenſirt, iſt ſelbſtverſtändlich, ebenſo daß die Gewerbeſchule facul⸗ 
tativ iſt. In Leipzig beträgt das Schulgeld in der Tagesſchule jährlich 20 M., 
in der Abendſchule jährlich 10 M. Der Gewerbeſchule in Leipzig wenden fich 
diejenigen Schüler zu, melde e8 durchführen fünnen, ein 9. Schuljahr auf die 
8 pflichtigen Schuljahre aufzufegen, während Diejenigen Gemwerbtreibenden, welche 
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nach ihrer Volksſchulzeit ſofort in die Lehre treten, den Unterricht der allgemeinen 
Fortbildungsſchule geniegen. Wie viele von diefen dann ihren Fachunterricht 
meiter Juchen, darüber konnten feine Erhebungen angeftellt werden. 

Aus Borftehendem ergiebt fi: 

Die obligatorifhe allgemeine Fortbildungsſchule hat viele 
Schüler aufzunehmen, weldhe nicht in der Yage find, die Lehre 
ein oder mehr Jahre Hinauszufhieben, erft dann fih dem 
praftiihen Berufe zuzumwenden, refp. in die Lehre zu treten, 
wenn nad dem Volksſchulcurſus nodh ein Schulcurfuspon etwa 
30 wöchentlichen Unterridtsftunden durchlaufen if. Die Bil: 
dung, welche in der allgemeinen Fortbildungsihule gewonnen 
wird, genügt aud den Gemwerbtreibenden. Nah Abjolpirung 
der obligatorifhenallgemeinen Fortbildungsjhule, und nach— 
dem der Schüler in der Lehre geftanden bat, alfo nahdem er 
für Fachunterricht reifer geworden ift, foll er eine weitere 
gewerblidhe Fortbildung auf denjenigen Fachſchulen ſuchen, 
welche die einzelne Brandhe bevorzugen. Es empfiehlt fid, 
folde Schnlen, auf die am beften der Name „gewerblidhe Fort— 
bildungsfhulen” übertragen wird, ähnlich wie in Aue für 
Bleharbeiter, aud für andere Branden der Gewerbe einzu» 
richten. 

Um Denjenigen Rechnung zu tragen, welche auf ein achtes 
pflihtiges Schuljahr noch ein neuntes fegen können, foll eine 
„Gewerbeſchule“, d. i. eine fih an die Volksſchule unmittelbar 
anichließende Erziehungs: und Yehranftalt mit feftem Orga— 
nismus errichtet werden, in welder nah Abfolvirung des er— 
weiterten allgemeinen Gurjus im 1. Jahr der Gemwerbejdule 
dem fpäteren Berufe (dem Gewerbe) befondere Berüdfidhtigung 
gejhentt wird. 

Es ſoll nicht von der Bolksfhule aus fogleih in eine Ans 
ftalt übergegangen werden, in welcher ein einzelnes Fach oder 
eine einzelne Brande den Mittelpunkt derjelben abgibt. 

Nachdem wir den Charakter der allgemeinen obligatorischen Fortbildungs- 
ſchule im Gegenjag zur Gewerbeſchule und der Fachſchule für Gewerbe feft- 
geftellt haben, wollen wir einen Blick auf die herfümmlichen „gewerblichen Fort« 
bildungsſchulen“ werfen, um darzuthun, wie verſchwommen die Tendenz derjelben, 
wie unbeftimmt und zerfabren ihr Organismus ift. 

Auf dem Gebiet der herkömmmlichen fogenannten „gewerblichen Fort: 
bildungsſchulen“ herrſcht Chaos! Es ift aber bereits, wie wir bei Beſprechung 
der bayriſchen Fortbildungsichulen hervorgehoben haben, der Anfang zur Ent- 
wirrung gemacht oder geplant. 

Die „gewerbliche Fortbildungsfhule” zu Hagen in Weftfalen, welche einen 
zweijährigen Tagescurſus zu 34 CS chulftunden wöchentlich feſtgeſetzt hat, nähert 
fi) einer „Gewerbeſchule“ in unferem Sinne und verläft die Tendenz eimer 
gewerblihen Fortbildungsihule in herkömmlichem Sinne, indem fie nicht nur 
ein Betreiben des Handwerkes in den erften 2 Jahren ausſchließt, jondern auch 
das praktiſche Berufsbedürfnig ausjchlieglih nicht ind Auge faht. Denn es 
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wäre dies, wie der Bericht des Directord Undeutfh vom Jahre 1872 aus- 
ſpricht: „eine Einfertigkeit, welche höchftens in der Kürze der von den Zöglingen 
auf die Ausbildung erfahrungsmäßig verwendeten Zeit ihre Entſchuldigung finden 
könnte. Unfere Zeit verlangt aber auch eine allgemein menſchliche Bildung und 
ift e8 deshalb heute die Xufnabe der Fortbildungsichulen, den Lehrſtoff jo aus— 
zumählen und zu behandeln, dag an ihm neben dem praltiichen Sinn aud) 
Gemüth und fittliher Charakter des Schüler in einem verhältnißmäßig furzen 
Zeitraume möglichft gebildet werden.” — „Nicht allein fordern die Lebensver— 
hältnifje eine berufliche, Tondern auch ganz entjchieden felbft vom Handwerker eine 
allgemeine Ausbildung als Menſch, welche ihn befähigt, feine Rechte und Pflichten 
als Gemeinde: und Staatdbürger zu erfeımen und auszuüben, ſowie fittlich gut 
zu wirfen.“ 

Im Lehrplane der Hagener „gewerblichen Fortbildungsfchule” find außer 
Deutſch auch Geographie und Geſchichte und Volkswirthſchaft als obligatortfche 
Yehrgegenftände aufgenommen. 

Die badifhe „Gewerbeſchule“ (gewerbliche Fortbildungsjchule) hat zu Unter- 
vichtögegenftänden: Uebungen in der deutichen Sprade, namentlib in Briefen 
und Geichäftsauffägen, Buchführung und induftriele Wirthichaftslehre, Arith- 
metit und Geometrie, und Zeichnen. Auch wird das Modelliren in Gyps, 
Thon und Holz mit befonderer Rüdjiht auf Bauhandwerker, Schreiner, Hafner 
geübt. Zu diejen Gegenftänden können, wo Bedürfniß dazu vorhanden ift, aus- 
gewählte Partieen aus der Naturkunde, bejonders Phyfit, Mechanik, Chemie hin— 
zutreten. 

Dr. Nagel hebt mit Recht hervor (vgl. „Die gewerblichen Fortbildungs- 
ſchulen Deutſchlands“, ©. 27!), daß in den badiſchen gewerblichen Fortbildungs- 
ſchulen, die dafelbft „Gewerbefchulen” genannt werden, des Zeichnens, der dar- 
ftellenden Geometrie, Projectionslehre mit Eingehen auf Körperſchnitte, Netz— 
entwidelungen, Schattenconftructionen zu viel getrieben werde. Cr findet auch 
den richtigen Grund des Berfehlten darin, daß fogenannte Gewerbefchullehrer, die 
im Polytechnicum zu Karlruhe für diefen Gewerbeunterricht vorgebildet werden, 
den Hauptunterricht ertheilen. Er meint aber, daß mehr die vorwiegend mathe: 
matıfche Behandlung des Yehrftoffs fehlerhaft fei, wir meinen, daß der ganze 
Aufbau diefer Schulen, fo jehr er aud auf den einzelnen Beſchauer einen 
„Außerft foliven, vertrauenerwedenden Eindrud“ machen mag, infofern verfehlt 
ift, al8 immer wieder gewerbliche Bildung mit Bildung überhaupt verwechjelt ift. 

Auch Hier wird man, wenn man pädagogifc zu Werke gehen will, die fo- 
genannten Gewerbefchulen aufheben und dafür allgemeine Fortbildungsfhulen mit 
einer Oberftufe einrichten müſſen. Man darf nicht einen Unterricht für Gewerb— 
treibende, die ja nur einen Procentfag der Weiterzubilvenden ausmachen, ein= 
richten umd als Afchenbrödel eine allgemeine Tortbildung nebenbergehen Lafien 
wollen, jondern überall müfjen den aus der Volksſchule Entlafjenen allgemeine 
obligatoriſche Fortbildungsſchulen geöffnet werden, die zugleich den Gewerb- 
treibenden eine willkommene Gelegenheit bieten, ſich weiter 
zu bilden. Nach diefem Unterrichte haben die letzteren noch fpecielle Schulen 
aufzufuchen, um ſich fortzubilden. Diefe Schulen find nur facultativ. 

Wie unvortheilhaft die Einrihtung einer badifchen „Gewerbeſchule“ fein 
kann, zeigt der Umnterrichtsplan der Ueberlinger Schule. Daſelbſt erhalten 
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65 Schüler durch einen einzigen Gewerbefchullehrer in 3 Claſſen Unterricht. So 
ift es gelommen, daß die erfte Klafje nur Montags 5—7 Uhr allein, die zweite 
Claſſe Dienftagg 5—7 Uhr, die dritte Clafje nur einmal eine Stunde allein 
Unterricht hat; alle übrigen Stunden, deren in die erfte Elafje im Ganzen 13, 
in die zweite Claſſe fünfzehn und in die dritte Claſſe 9—10 Stunden 
(Mechanik, Zeichnen, Modelliren) fallen, find combinirt. 

Man rechne die Arbeit der GCorrecturen für den fchriftlichen Auffag, der 
für die 2 erften (unterften) Claſſen vorgefchrieben ift, die zeitraubende Controle 
bei dem Unterrichte in der Buchführung und manches Andere, was dem Ginen 
Lehrer zu thun obliegt, und man wird ſich fagen müfjen, daß es befjer wäre, 
wenn in Ueberlingen eine obligatorifche allgemeine Fortbildungsfchule beftünde, in 
welcher neben dem Gewerbeihullehrer tüchtige Volksſchullehrer, die einen „ganz 
befonderen Nahdrud auf die mathematische Behandlung des Yehrftoffs“ nicht 
legen werden und auch nicht Iegen follen, thätig find. 

So ift es in Conſtanz. Die allgemeine Fortbildungsſchule ift dort mit 
der Gewerbejchule verjchmolzen, und die eigentlihen Gewerbeſchüler erhalten noch 
weitere Unterrichtäftunden, namentlich im Zeichnen, in Mathematit und Natur⸗ 
kunde. 

Auch München wird vielleicht jetzt ſchon, gemäß dem bayriſchen Umbildungs- 
gedanken, ſeine Fortbildungsſchulen dahin organiſirt haben, daß es eine elemen— 
tare Fortbildungsſchule ſetzt für alle in München wohnende oder in Arbeit 
ſtehende Gewerbsgehilfen, Geſellen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, für alle männ— 
lichen Feiertagsſchulpflichtige von der Entlaſſung aus der Volksſchule an bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahre; und indem es ferner eine facultative Schule nach 
dieſer allgemeinen obligatoriſchen ſetzt, welche allen Gewerbtreibenden geſtattet, 
ſich hier weiter zu bilden, wenn ſie „die nöthige Vorbildung beſitzen, das 16. 
Lebensjahr zurückgelegt haben und zwei Jahre praktiſch thätig geweſen ſind“. 

Der Grundgedanke iſt richtig, nur zeigt ſich auch hier eine Unſicherheit in 
der Tendenz, wenn in der „Elementarabtheilung”*, wie die allgemeine obligato- 
toriſche Fortbildungsſchule genannt wird, neben Rechnen, Buchführung, Deutſch, 
Naturkunde, Geſchichte, Geographie, Zeichnen auch Religionsunterricht mit auf— 
genommen iſt. In der Oberabtheilung fehlt dieſer Gegenſtand. 

Dieſe obere Fachabtheilung iſt ihrer Tendenz nach ein Gemiſch von Ge— 
werbeſchule, gewerblicher Fortbildungsſchule und Gemwerbeafademie, alſo halb die - 
allgemeine Bildung als Bildungscentrum fefthaltend, halb die Fahrausbildung. 
Unter den Lehrgegenftänden, welche auf eine allgemeine Bildung abzielen, finden 
wir Yectüre deutſcher Claffiter, Geſchichte und Geographie, Franzöfiih und 
Engliſch; wir finden dafelbft auch eine Malerſchule, Modellirſchule, Gifelir: 
ſchule; für die Beſucher des Mafchinenzeichnens befteht noch ein Hilfscurfus in 
Arithmetik und Projectionslehre, in Mafchinentunde und Gonftructionslehre (vgl. 
Dr. Nagel: „Die gewerblichen Fortbildungsichulen Deutſchlands“, ©. 43—46). 

Die facultative „Fachabtheilung” in Münden follte in verfchtedene felb: 
ftändige Anftalten mit eigenartiger Tendenz in eine niedere und höhere Gewerbe: 
ſchule und in eine ausfchlieplihe Fachſchule für Gewerbe zerlegt werden, melde 
legtere wieder fi in eine gewöhnliche Fachſchule, Kunſtgewerbefachſchule und 
Gewerbealademie gliedern ließe. 

Was eine gewerbliche Fortbildungsſchule in falſcher Concentrirung und 
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Nichtgliederung leiften fan, zeigt die Hamburger „allgemeine Gewerbeſchule“, 
welche weiter nichts ift, als eine facultative Zeichenſchule mit einigen eingefügten 
wiſſenſchaftlichen Disciplinen. 

Außer dem Elementarzeichnen, bei welchem aber auch ſchon Sicherheit im 
Auffaſſen und Fertigkeit im Darftellen einfacher, körperlicher Gegenftände „in ges 
nauem Umriß“ ausgefprochener Zwed ift, wird nad) der Volksſchule Freihand« 
zeichnen, Zirkelzeichnen, Fachzeichnen, Zeichnen nad) Pflanzen und Thieren, Ornament= 
zeichnen, Entwerfen, kunſtgewerbliche Formen- und Farbenlehre, Decorationsmalen, 
Miodelliven in Thon geboten. Lebende Pflanzen werden nicht nur in der Schule, 
fondern aud im botanijchen Garten, lebende Thiere im zoologifhen Garten ge- 
zeichnet, ausgeftopfte und anderweitig präparirte Thiere, Skelete und Stelettheile 
außer der Schule und in der Schule, auch im naturbiftoriichen Mufeum. 

Der Unterricht fegt nur diejenigen Vorkenntniſſe voraus, welche die all» 
gemeine Volksſchule lehrt. Dan glaubt aber ein wirffames Mittel, die Volks— 
ſchüler zum Unterricht in der „allgemeinen Gewerbeſchule“ vorzubereiten, darin 
zu finden, daß man Schulknaben zu befonderen Schülerkurfen vereinigt, welche 
ihon während ihrer Schulzeit an dem Unterricht in der Gewerbeſchule theil- 
nehmen. 

Nehmen wir noch hinzu, daß die Wahl der Unterrichtsfächer dem eintreten- 
den Schüler frei fteht, fo möchten wir wohl zu der Behauptung berechtigt fein, 
daß wir in Hamburg auf dem Gebiete des Fortbildungsſchulweſens ein nach— 
ahmungswerthes Beifpiel nicht finden. 

Man gliedere doch auch in Hamburg: allgemeine obligatorifhe Fortbildungs- 
ichule und facultative Gewerbefchule, aber mit feftem Organismus und al3 eine 
wirflihe Schule für ſtrebſame Gewerbtreibende, endlih ausgeprägte Fachſchulen 
für die einzelnen Branchen im reiferen Alter! 

Auch in Württemberg wählt fi der Schüler der „gewerblichen Fortbil- 
dungsſchule“ die Fächer, die er befuchen will, frei nad feinem Bedürfniß aus 
und kann fi) auf einige wenige concentriven. Die „gewerbliche Fortbildungs- 
ſchule“ Württembergs iſt feine Schule. In Tübingen wird im Sommer nur 
Zeichenunterricht ertheilt. 

Leipzig hat fefte Organifation und ausreichende Gliederung in feinem Fort« 
bildungsſchulweſen. 

Alle Anſtalten treten daſelbſt geſondert als Schulorganismen unter beſon— 
deren Directoraten auf: die allgemeine obligatoriſche Fortbildungsſchule iſt 
centraliſirt, nicht an die einzelnen Schulen der Stadtbezirke gewieſen, die Ge— 
werbeſchule hat ihr Haus, für ſich beſtehen auch die Gewerkeſchulen und die 
Kunſtgewerbefachſchule mit Kunſtakademie, über welche letztere noch einige Mit— 
theilungen folgen ſollen. 

Sie wurde im Winterhalbjahre 1877/78 von 180 Schülern beſucht, von 
denen jeder 20 Markt Schulgeld für den halbjährigen Curſus zu entrichten hatte. 
Die Schule befteht aus drei Abtheilungen, und zwar den Abteilungen fir 
Ornamentit, für Modelliven und für Malerei und graphiſche Künſte. 

Der Unterricht in der Abtheilung für Ornamentif erftredt fich über geo- 
metrifches Zeichnen, darftellende Geometrie, Perfpective, Schatten: und Farben— 
(ehre und Anwendung auf farbige Ornamente, Freihandmufterzeichnen, Dar- 
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ftellung und Anwendung von Ornamenten und Uebungen im Entwerfen kunfts 
gewerblicher Gegenftände. 

Die Abtheilung für Modelliven beichäftigt fi) mir den Modelliren von 
Drmamenten in Thon und Wachs nad) Zeichnungen und Modellen und nad) 
lebenden Modellen und Draperieen. 

Die 3. Abtheilung befteht aus 3 Curſen, dem Gopirfaale für Freihand⸗ 
zeichnen, dem Gipsſaale mit dem Zeichnen nach der Antike und nach anatomiſchen 
Präparaten, dem Zeichnen und Malen in Leimfarbe nach plaſtiſchen Ornamenten 
und farbigen Modellen (Pflanzen, Blumen, Gefäße u. ſ. w.) und dem Actſaal 
mit Zeichnen und Malen nach lebenden Modellen (Köpfe, Acte, Coſtüme, Dra— 
perieen, Stillleben :c.). Hieran ſchließen ſich die Meifterwerfftätten für Aus- 
führung jelbftändiger Entwürfe der Malerei, für Kupferftecherei und für Xylo= 
graphie. Für legtere und für Yithographie find befondere Ateliervorftände eingefegt. 
Docenten halten Borträge über Kunſtgeſchichte, Gefäßlehre, Anatomie und Perſpective. 

Nah dem Geſagten kommen wir betreffs der Tendenz und Organiſation 
der Fortbildungsihulen zu dem Refultate: 

Die einzelnen Anftalten, in welden Fortbildung Ben tun. 
wird, müffen ein beftimmtes Bildungscentrum haben: die 
allgemeine obligatorifche Fortbildungsihule, welche J——— Bil- 
dung bezwedt, nimmt zum Mittelpunft der Lehrfächer Deutſch, 
Rehnen, Zeichnen. Im Deutſchen ift Buchführung inbegriffen, 
das Berehnen geometrifher Körper fällt in die Geometrie; 
das Zeichnen aber geſtaltet ſich nach den Bedürfniſſen der 
Schüler je nad) ihrer Berufsftellung; 2. die Gewerbeſchule, welche 
ebenfalls im erften Jahre (in der Tagesjhule) allgemeine 
Bildung zur Tendenz hat, nimmt zum Mittelpunft ihrer Yehr- 
fäher deutfhen Unterridt (fremdfpradlider Unterridt geht 
parallel), Mathematif, Zeihnen. In den zwei darauffolgen- 
den Fahren, in welden die Fachtendenz vormwiegt, ftellt fie in 
den Mittelpunkt Zeichnen; 3. die gewerbliden Fortbildungsichulen, 
welde nur Fachtendenz haben, müffen diejenigen Fächer in das 
Bildungscentrum ftellen, welche dazu dienen, die prakttiſche 
Thätigfeit zu unterftügen. Die gröbere Praxis ſoll während 
des allgemeinen Fortbildungsunterrihts beim Meifter vorher 
gegangen fein, jegt reihen fih Theorie und Praris die Hand, 
indem neben der Fachſchule das Handwertk beim Meifter betrie- 
ben o der in Lehrwerkſtätten gearbeitet wird. 

Die höheren Gewerbeſchulen, gewerbligen Atademieen und 
ähnliche find höhere gewerbliche Fortbildungsſchulen. Jmihnen 
find Meifterwerfftätten 3. B. für Xylograpbie zu errichten. 

Die Sorge für die religiöfe Weiterbildung tft der Kirde 
zu überlajjen. 

Man geftatte uns noch folgende Schlußbemerkungen: 

In Württemberg beftanden ſeit lange „gewerbliche Fortbildungsſchulen“, 
wie fie jegt wieder mıt Emphaje als Mufter aufgeftellt werden. 

Sie mußten, wenn ihre Organiſation richtig war, fo viel Gutes für 
Württemberg gebracht haben, daß die Induſtrie jenes Yandes von dem Reuleaur’- 
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Shen Berdammungsurtheile nicht hätte betroffen werden können. Uber der 
Reuleaur’sche Ausipruh lautete: „In Deutfhland arbeitet man billig und 
Schlecht.“ Reuleaur dachte nicht daran, die Württemberger Induſtrie auszu- 
nehmen. Jetzt, da ein rubhigeres Urtheil Pla greifen wird, wird man fich 
aud darauf befinnen, daß Yondon und Paris ftet aus Deutichland die beiten 
Arbeiter bezog; daß in Deutſchland Kunſtwerkſtätten beftehen, welche iiber eng= 
liſche und franzöſiſche zu ftellen find. „Die grazteufen Parifer Pendulen und 
Leuchter”, fo ſchreibt ein Kunftfchriftfteller in einem Leipziger Blatte, „waren 
vom Ende der Bierziger Jahre bis vor kurzer Zeit in der Mehrzahl von dem 
kürzlich verftorbenen Bildhauer Gechter aus Dresden modellirtt. Die Arbeiten 
eines Gau, Hittorf u. a., fowie die Werke des Kunftgewerbefchriftfteller8 Dem— 
min wurden nicht nur von den Franzofen, jondern auch von den Deutfchen ala 
franzöfifche ausgegeben. In Yeipzig wirkte einer der bedeutendften Künftler im 
Erzeugen von Stopfmuftern, Herr Hanitzſch.“ Es ift befannt, daß die textile 
Kunft und die Ausfchmüdung des Bucheinbandes in Sadıfen eine bedeutende 
Höhe erreiht haben. Ein von Graff in Dresden gezeichneter, vom Hofjuwelier 
Elimeyer ausgeführter Brillantſchmuck wurde in Amſterdam mit dem erſten 
Preiſe gekrönt. Allbekannt ſind auch, außer dem Veteranen Ehrhardt zu 
Schwäbiſch Gmünd, die Namen Ravené, Sy und Wagner in Berlin, Ibach in 
Barmen, Türpe, Friedrih und Seidel in Dresden, Ritter in Eflingen, Hoch— 
ftätter in Darmftadt, unter den Zeichnern F. von Miller in Münden, Fiſchbach 
in Hanau u. a. 

Beſonders darin lag, wie wir mit Anderen urtheilen, der Fehler in Phila« 
delphia, „daß die Beugniffe des angebahnten Aufſchwunges fehlten oder unter 
der Menge gemeiner Marktwaare ſich nicht hinreichend bemerklich machen 
konnten.“ 

Und — iſt denn wirklich in Deutſchland ſo blutwenig für die gewerbliche 
und induſtrielle Ausbildung geſchehen? 

Für den Bedarf von Schülern in Sachſen iſt immer vom Staate gut 
geſorgt worden durch Errichtung und Pflege nöthig werdender gewerblicher Fort⸗ 
—— Wir weiſen nur auf die altberühmte höhere Gewerbeſchule in 
Chemnitz, auf die weltbekannte Baugewerkeſchule in Zittau hin, welch letzterer 
ſich in würdiger Weiſe die in Dresden, Leipzig und Plauen anſchließen; wir 
machen darauf aufmerkſam, daß in diefem Jahre die vereinigten technifchen Yehr- 
anftalten zu Chemnig eine Gefammtfrequenz von 630 Schülern aufweifen. Selbft 
den Spigenflöpplerinnen um Erzgebirge wurde immer ſchon bejondere Unter— 
weifung in ihrem Face in fogenannten Klöppelfchulen zu Theil. 

Es foll aber nicht verfannt werden, daß durch den Auf nad) „gewerblichen 
Fortbildungsſchulen“ die Frage über Fortbildung für diejenigen Kreiſe, die bis— 
ber einer Fortbildung entbehrten und eine eingehende ‘Prüfung der bisher be= 
ftandenen Fortbildungsfchulen in Fluß gekommen iſt umd ihrer Löſung näher 
gerückt wird. 


Gutachten, 


nach Angaben des Baumeiſters und Stadtraths Hartmann Kaiſer in Zwickau 
bearbeitet von 


Dr. William Weicker, Gymnaſial-Oberlehrer. 


In welchem Umfang empfiehlt ſich die Errichtung gewerblicher Fachſchulen 
und Lehrwerkſtätten für die verſchiedenen Zweige der Handarbeit? 

Antwort: in dem Umfange, als das allgemein anzuerkennende Bedürfniß 
nicht von der in den einzelnen Verhältniſſen liegenden Schwierigkeit überwogen 
wird, furz: in fo weit derartige Anftalten nothiwendig und möglich find. 

Da im Königreich Sachen die Exiſtenz gewerblicher Fachſchulen von neueften 
Datum fowie ganz vereinzelt und darum noch wenig gefannt ift, jo ift zunächſt 
betrefis ihrer die Bedürfniffrage zu erörtern. 

Die ebenfall3 junge obligatorifche Fortbildungsſchule in Sachen hatte und 
hat unter zwei Uebelftänden bez. Vorwürfen zu leiden, von denen der eine ſich 
auf das Schülerperfonal, namentlich wegen feiner Ungleichheit, der andere auf 
die Auswahl des Yehrftoffes bezieht, indem man das Behandeln von Gegen: 
ftänden tadelt, die einerfeit3 in der Vergangenheit erledigt fein follten, andrer- 
ſeits in der Zukunft nicht? nügen würden. Zwiſchen beiden Beſchwerdepunkten 
findet ein enger Zufammenhang ftatt. Die Berjchiedenheit der Schüler, melde 
ja die Lehrer am jchmerzlichiten zu empfinden haben, ift nicht nur die aud in 
den Claſſen der Volksſchule jowie der höheren Yehranftalten bemerkbare Diffe- 
renz an Anlagen, Fleiß, Fügſamkeit und demgemäß Faflungdvermögen und 
Lerftungen, fondern e8 kommt hinzu, daß gerade in den Entwidlungsjahren nad) 
Austritt aus der Volksſchule ſich der Altersunterſchied (von 14—17 Jahren) 
bemerflih macht, während doch die Verhältniſſe nicht überall eine Zerlegung in 
Alteröftufencurfe geftatten, überdies eine Zufammenhäufung junger Yeute diejes 
Alters disciplinell große Schwierigkeiten bietet; e3 kommt ferner hinzu, daß 
namentlich in größeren Orten die Fortbildungsfchulen mit einer Menge zugezogener 
Schüler belaftet werden und diejelben nach dem Gefe bez. nach den Verträgen 
mit anderen Bundesftaaten aufnehmen müffen, welche ſowohl unter ſich die größte 
Berjchiedenheit zeigen, als namentlich gegen diejenigen Schüler, welche auf den 
Schulen der Stadt felbft gebildet find und größtenteils von denjelben Yehrern, 
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jedenfall8 unter befannten Verhältniſſen weiter unterrichtet werden, — gegen diefe 
Schüler naturgemäß ſehr zurüdtehen. 

Es ift dies jedoch erft die eine Seite der Schwierigkeiten, welche ſich auf 
die Berjchiedenheit der Schüler gründen. Diefe Schwierigkeit lag in den 
früheren Berhältniffen der jungen Leute, es macht ſich aber auch ihre zu- 
fünftige Stellung der Erwägung werth. Die obligatorifche Fortbildungsfchule 
vereint (8. ©. Volksſchulgeſ. v. 26. April 1873, $ 4. Abf. 8) drei Jahre 
lang die aus der Volksſchule entlafjenen Knaben, „jo weit nicht in anderer Weiſe 
für ihren ferneren Unterricht genügend geforgt iſt“. Wenn nun durch dieſen 
letteren Zufag die Zöglinge der Gymnafien und Realſchulen, auch die Handels: 
ſchüler und dergl. der Fortbildungsihule entzogen jind, fo bleiben dody noch, 
von der Yandwirtbichaft einmal ganz abgefehen, ſowohl foldhe übrig, welche ein 
Handwerk erlernen, al3 ſolche, weldye in Expeditionen arbeiten oder ın ein dienft- 
liches Verhältniß treten oder auch Handarbeiter, fowie Berg- und Hüttenleute 
werden wollen. Dem ftaatlihen Zwange zum Beſuche der Fortbildungsfchule 
gegenüber müſſen diefe Claſſen unter fi) al3 gleichberechtigt ericheinen; und da 
die verfchiedenen Wünfche aller Clafjen zu berüdfichtigen unmöglich, die einer 
einzelnen aber zu pflegen ungerecht wäre, jo muß die obligatorifhe Schule bei 
dem ftehen bleiben, was das Geſetz ($ 14, 1) vorjchreibt: „Aufgabe der Fort: 
bildungsichule ift die weitere allgemeine Ausbildung der Schüler, insbefondere 
aber die Befeftigung in denjenigen Kenntniffen und Fertigkeiten, welche für das 
bürgerliche Leben vorzugsweife von Nugen find.“ 

Hier ſchließt nun der zweite gegen die Fortbildungsichule gerichtete Bor: 
wurf an, daß nämlich einerfeitS durch Berweilen bei ſchon Dagewejenem, andrer= 
ſeits durch das Hereinziehen von Neuem und für die Zufunft der jungen Yeute 
Unnügem die koftbare Zeit für Befleres oder Nothwendigeres weggenommen werde. 

Der erfte Theil des Vorwurfs wird durd das über die Verſchiedenheit 
der Schüler Gefagte weſentlich beſchränkt. Diefe Verſchiedenheit macht, zunächit 
vorausgefett, daß die Fortbildungsſchule eingliedrig fer, es nothwendig fo weit 
zurüdzugehen, bis ein Niveau gefunden ift, auf dem alle Schüler annähernd 
gleichftehen. Daß jelbft das nur „annähernd“ zu erreichen iſt, wird jeder mit 
Claſſenunterricht Vertraute ohne Weitered zugeben, mag aber für allgemeinere 
Kreife noch durch folgendes Beifpiel erläutert fen: Daß das Zeichnen ſowohl 
ſeines allgemeinen Bildungswerthes al3 feines praktifchen Nutzens wegen alle 
mögliche Förderung verdiene, darf doch wohl als unbeftritten angenommen werden. 
Die obligatorifche Fortbildungsfhule wendet ihm darum mit allem Rechte von 
ihrer fnapp zugemeflenen Zeit einen Hauptantheil zu. Das K. ©. Volksſchul⸗ 
gejeg vom 23. April 1873 führt desgleihen in $ 2 als „weſentliche Gegen: 
ftände des Unterrichts‘ mit an: „Formenlehre, — Zeichnen‘. 

Nun ift aber nach dem amtlichen, vom Miniftertum des Cultus und öffent: 
lichen Unterrichtes ausgegebenen „Bericht über den Stand der dem M. d. C. 
u. ö. U. unterftellten Unterrichts- und Erziehungsanftalten im 8. Sachſen. 
Schuljahr 1876—77" ©. 17 von den im Königreiche befindlichen 2099 Volks: 
ſchulen nur in 1872 Unterriht im Zeichnen ertheilt worden, Die aus den 
übrigen 227 Schulen austretenden Schüler follen doch aud in die Fortbildungs- 
ſchule eintreten, in derfelben muß gezeichnet werden, alfo muß der Lehrer ganz 
bon vorn anfangen oder für derartige Schüler einen befonderen Eurfus errichten 
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wodurch die Uebrigen zugleih allemal geſchädigt werden, ſei es aud nur da= 
durch, daß der Yehrer, felbft wenn er ſolche Nachhilfe freiwillig und aufer der 
Beit ertheile, dody eben die dafür aufgewandte Kraft und Zeit der Hauptclaſſe 
nicht kann zu gute kommen laſſen. 

Wie in diefem Beifpiele alle Schüler unter einem Mangel der Organifa: 
tion ihrer früheren Anftalt zu leiden haben, fo kann aud der Einzelne ohne 
feine Schuld, 3. B. durch Krankheit, häufigen Wechſel des Aufenthaltsortes, 
zuriüdgehalten worden fein, und derartige Yüden einigermaßen auszufüllen bietet 
der Repetitionscurſus der Fortbildungsichule die befte Gelegenheit. 

Aber auch für den gut vorbereiteten Fortbildungsihilern iſt ei Weiter: 
treiben der Elementarfächer unerläßlih, und zwar ein Weitertreiben in doppeltem 
Sinne: einmal ein Fortführen in derjelben Bahn. Daſſelbe ift nothwendig, um 
dem Vergeſſen des Alten vorzubeugen, welches niemals leichter ift, als wenn der 
Geift, wie es 3. B. in der Lehre, beim Erpedientendienft u. f. w. der Fall tit, 
durch etwas Neues in Anspruch genommen wird, und zu weldem auch erfab: 
rungsmäßig die Neigung unmittelbar dann am größten ift, wenn eine ziwangs= 
weile Bejhäftigung eben erft aufgehört hat. Es muß zum Andern aber aud) 
ein Weitertreiben in der Fortbildungsfhule in dem Sinne ftattfinden, daß eine 
Steigerung mindeftend verſucht wird. Cine folhe Steigerung könnte fich 
3. B. erftreden auf erhöhte Schreib- und Nechenfertigkeit, dann auf die Borfüh- 
rung ſchon befannter Vorgänge aus Natur und Geſchichte in anderer Beleuchtung 
(Wander wird fih im 17. Jahre für Etwas erwärmen, was ihn um 12. falt 
gelafien hat, und derartige Bemerkungen können ſehr kurz fein, da fie doch nun 
einmal nit von Allen gefaßt werden) und jchlieplih, was unten noch des 
Weitern zu erörtern fein wird, die Steigerung mag ſich erſtrecken auf die pein— 
lich ausgewählte, jorgfam erwogene Beiprehung gewiſſer Verhältniſſe des öffent: 
lichen (bürgerlichen) Yebens. 

Wird über diefes Maß binausgegangen, dann ericheint der Vorwurf von 
dem SHereinziehen fernliegender und wegen der Unmöglichkeit der Fortſetzung 
unnüger Gegenftände nicht unberechtigt. Andere Klagen über die Fortbildungs— 
ſchule, um dies hier einzufügen, möchten nach ſächſiſchen Verhältniffen noch nicht 
ſpruchreif ſein; eine Erfahrung von drei Jahren genügt noch nicht, um über die 
Tragweite einer fo ganz neuen Inſtitution zu entſcheiden; wie man ſich in den - 
allgemeinen Schulzwang gefunden hat, jo wird aud die Generation, welche von 
Kindheit auf und von Eintritt in die Volksſchule die Fortbildungsſchule als 
jelbftverftändlihe Ergänzung fennt, weit weniger Schwierigteiten bieten al3 die 
— und dann wird auch die Praxis der Lehrer, die vorgeſchrittene 

rganifation, die verbejlerten und vermehrten Unterrichtsmittel, die Gewöhnung 
von Eltern und Yehrberren und namentlih die durch offene Erörterung ge: 
flärte und geleitete öffentlihe Meinung manchen Mißſtand haben verichwinden 
laſſen, welcher der gegenwärtigen Webergangszeit, dem Entwidelungsitadtum in 
Sachſen nicht abzufprechen fein mag. 

Indem wir ung hiermit von den obligatorischen allgemeinen Yortbildungs- 
anftalten abwenden, glauben wir zugleich nachgewieſen zu haben, daß dieſe auf 
eine bejondere Berückſichtigung der gewerblichen Intereſſen weder eingehen 
fünmen noch dürfen. Der Volksſchule aber wird ſich auf dieſem Gebiete auch 
feine Vorarbeit zumuthen laſſen; fie thut von ſittlich-religiöſer Erziehung bier 
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abzufehen, genug, wenn fie im Leſen, Schreiben und Rechnen ein möglichft gleiches 
af feftfigender Fertigkeit übermittelt, in den fogen. Realien einen Grund legt, 
auf welchem fpäter etwas aufgeführt werden fann, und durch den Unterricht in 
Formenlehre und Zeichnen Hand und Auge und Sinn ihrer Zöglinge geübt hat. 
Ta aber dem jungen Handwerker eine möglichſt gediegene Ausbildung zu Theil 
werden fol, die fih auf Theorie wie auf Praxis erftredt, eine theoretische Unter- 
weifung aber jchon aus pädagogiſchen Gründen befjer im Schulunterrichte als 
von Emem an Einzelne gegeben wird, fo erweiſt fib die Gründung gemwerb- 
licher Fortbildungsſchulen als allgemeines Bedürfnig , indem fie zur Praxis die 
nöthige Theorie geben, dur Belehrung und bildliche Darftellung Geſchmack und 
Kunftfinn weden und zugleich auch alles Das überliefern, was von allgemeiner 
Bildung den jungen Yeuten von nöthen ift. 

Der zulett erwähnte Punkt nun ermöglicht und empfiehlt die Yehrlinge der 
verfchiedenen Gewerbe in eine Anftalt zu vereinen, natürlich vorausgefegt, daß 
der die einzelnen Gruppen angehende Berufsunterricht in diefen Gruppen ertheilt 
werde. Während alfo 3. B. Deutſch, Rechnen und Buchführung, Geometrie al3 
Fächer zu behandeln wären, in welden ein Maffenunterricht ftattfinden kann, 
würde etwa Mecdanit und Modelliven nur mit einer Anzahl der Zöglinge zu 
treiben fein, der Zeichenumterricht dagegen für jedes Gewerbe oder doch für kleine 
Gewerbegruppen gejondert ertheilt werden. Wenn nun die Gründung folder 
Anftalten als im weiteften Umfange wünſchenswerth erfcheint, wird fich die Mög— 
lichkeit der Ausführung von ſelbſt bejchränfen: an vielen, namentlich fleineren 
Orten, wird es an den nöthigen Lehrkräften, ja auch an Schülern infofern fehlen, 
als es nicht genug Yehrlinge eines oder mehrerer verwandten Gewerbe gibt, um 
eine bejondere Glafje zu bilden; die Koften werden Schwierigfeiten machen, da 
einerjeitd das Schulgeld auf ein Minimum befchränft bleiben muß, andrerjeit3 
Gemeinden oft nicht in der Yage fein werden mehr als die Yocalitäten zu ftellen, 
und jelbft an diefen wird es oft genug noch fehlen, Eltern und Lehrherren 
ihlieplih werden, für den Anfang mwenigftens, genug zu thun meinen, wenn fie 
Schulgeld und Zeit zum Befuche hergeben. 

Ungefähr diefelben Schwierigkeiten, welche der allgemeinen Einführung der 
gewerblichen Fortbildungsfchulen, wentgftens in mittleren und Heineren Orten, 
in den Weg treten, erheben fich gegen Yehrwerfftätten, welche mit ſolchen Anftalten 
zu verbinden wären. Der Mangel an Lehrkräften, Geld, Plag, ſowie aud an 
Schülerperfonal würde ſich bei einer weit veranlagten Einführung fofort er: 
geben; die Unluft von Eltern, Meiftern, Corporationen zu Etwas beizuftenern, 
was ungefähr in jedem einzelnen Handwerkshaufe, wenn fchon in geringerer 
Trefflichkeit, zu finden ift, würde ſich erſt recht hier geltend machen; für alle 
Gewerbe derartige Werkftätten zu unterhalten würde jelbft die Kräfte der wohl- 
meinendften und beftfituirten Städte und Staaten überfteigen, und wenn nicht für 
alle, welche Auswahl ſoll dann getroffen werden? 

Diefe Frage nad) der Auswahl führt nun direct zur Schlußbeantwortung 
von Punkt 1: Gewerbliche Fachſchulen, verbunden mit Uebungswerfftätten, find 
nad) — der vorhandenen Mittel in den Centren der betr. Induſtrie zu 
gründen. 

Als ſolche Centren können im Allgemeinen gelten die großen Städte unter 
Berückſichtigung des Localcharakters ihrer gewerblichen Entwickelung, ſodann die 
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Hauptorte folder Gegenden, in denen eine beftimmte Induſtrie traditionsmäfig 
namentlich in den einzelnen Häufern betrieben wird, und endlich foldhe Punkte, 
wo ausnahmsweiſe mehrere günftige Umftände zufammentreffen, etwa die Nach— 
barihaft von großen Etablifjementd und höheren Lehranftalten, Gewerbemufeen 
u. dgl. oder die Möglichkeit einer Verbindung mit denfelben. 

Bei dem Bejuce folder Fachſchulen, die nad) Punft 2 und 3 mur unter 
gewiſſen Borausfegungen und Beſchränkungen, daher auch nur von einer Minder— 
zahl benugt werden können, tft -ein höherer Koftenantheil durch das Schulgeld 
aufzubringen; die October 1877 gegründete Fachſchule für Klempner zu Aue 
in Sadjjen erhebt z. B. für das Jahr ihres auf drei Halbjahre berechneten Unter: 
richte 225 Marl. Da ferner eine folhe Fachſchule naturgemäß zumeift von 
Auswärtigen befucht wird, fo ift billigerweife auch die Gemeinde, welche den 
Nutzen davon hat, zur Unterftügung herbeizuziehen, und auch dem Staate kann füglich 
die antheilige Unterhaltung je einer Schule für eine Specialinduftrie feines Ge— 
biete8 angefonnen werden. Ein etwaiger Neft müßte dann immer noch durch 
Beiträge aus weiteren Kreifen gededt werben. 

Sonach geftaltet ſich für ſächſiſche PVerhältniffe die Beantwortung von 
Frage 1 folgendermaßen: 

Es empfiehlt fid) die Errichtung 

a. gewerblicher Fortbildungsſchulen, von den obligatoriſchen allgemeinen Fort: 
bildungsichulen getrennt, für alle Gewerbe an allen den Orten, wo die 

Verhältniffe einen ftetigen Beſuch und geregelte Verwaltung ermöglichen; 

b. von öffentlichen Lehrwerkſtätten ift 3. 3. abzuſehen; 
e. gewerbliche Fachſchulen mit Uebungswerfftätten find in den Mittelpunften 
der betr. Induſtrie zu gründen. 

2. Wie fol das Verhältniß diefer Anftalten zu den an die Stufe der 
Vollsſchule anknüpfenden gewerblichen Fortbildungsſchulen fein, ſei e8, daß Der 
Beſuch der letzteren obligatoriſch oder nicht ? 

Da im Königreich Sachſen für das gefammte und namentlid für das ge- 
werblihe Fortbildungsweſen noch fo wenig Erfahrungen vorliegen, jo ift diejer 
Punkt hauptſächlich durch eine principielle Erörterung zu beantworten, wobei 
nach diesjeitigen Verhältniſſen als das an die Volksſchule anknüpfende Inſtitut 
die unter 1 genügend befprodene allgemeine Fortbildungsjhule zu betrachten 
wäre. Beginnen wir mit der Frage nad dem obligatoriſchen Bejud der 
gewerblihen Fortbildungsjchule. 

Die Sonntagsfchulen, unterhalten von Handwerferverbänden oder von aus— 
drüdlic zu diefem Zwed gegründeten Vereinen, diefe Sonntagsfchulen, welche bis 
zur Gründung der erften gewerblichen Fortbildungsihule in Sachen ausſchließ— 
lid die Förderung der Gewerbsgehilfen und Lehrlinge pflegten, hatten feinen 
Beſuchszwang und haben dabei ſehr günſtige Reſultate erzielt. Daß der frei— 
willige (dabei nicht unentgeltliche) Beſuch nicht nur darum vorzuziehen iſt, weil 
er für den Einzelnen einen hohen ſittlichen Werth hat, ſondern auch, weil die 
Gefammtleiftungen al3 die Erzeugniffe guten Willens und regen Strebens mehr 
darftellen, darf als erwiefen gelten, wie denn au, als 3. B. in Zwidau eine 
Anzahl obligatorifher Fortbildungsihüler in die freiwillige, gewerbliche Anjtalt 
herüber genommen wurden, gerade durch diefe zu zwangsweiſem Beſuche ver- 
pflichteten jungen Yeute Anlaß zu allerhand Klagen gegeben worden ift. Trog- 
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dem num zu befürchten fteht, daß durch Einführung des obligatoriſchen Beſuchs 
der gewerblichen Schulen für den Anfang mwenigftens ein Rückſchritt eintritt, muß 
man doch um des höheren Intereſſes willen den Schulzwang aud) für dieje 
Anftalten befürworten. 

Der Hauptnugen des geſetzlich geregelten, nöthigenfalls durd Strafen er- 
zwungenen Beſuchs ift zwar zunächſt die Verallgemeinerung der gewerblichen 
Bildung, welche trog des Widerftrebens Einzelner fid doc jchließlic bei der 
Gefammtheit geltend machen und nad einer Reihe von Schulgenerationen zur 
Steigerung des Geſchmacks und der tüchtigen Arbeit und dadurd des National- 
wohlftandes führen muß, indem die einftigen Meifter in ihrem Face mehr leiften, 
aber auch al3 Gonfumenten von anderen Gemwerben mehr verlangen werden; 
fodann aber ift auch der fittliche Vortheil nicht zu unterjhägen, wenn der aus 
dem Berbande der Volksſchule und des Haufes austretende junge Mann fogleich 
wieder eingegliedert wird in einen ftaatlihen Verband und jo neben der Freiheit 
des Willens, die ihm doch in höherem Maße als zuvor zu Theil wird, oder 
auch der Willfiir des einzelnen Vorgeſetzten gegenüber fi vor dem Geſetze fühlt, 
das an ihn zwar ftrenge Forderungen ftellt, aber auch Normen bietet. Selbft 
für die vielleicht zunächit unltebfam berührten Eltern und Lehrherren kann auf 
die Länge der Zeit die Gewöhnung nur heilfam wirken, auch bet der gewerblichen 
Ausbildung dem Allgemeinen etwas zum Opfer zu bringen. 

Ueberdies ift einer ſolchen Berpflihtung zum Beſuche gewerblicher 
Fortbildungsichulen von Seiten der Lehrlinge ja ſchon gewaltig vorgearbeitet. 
Um von Poftzwang, Jmpfzwang und Milttärdienftpflicht bier nicht zu reden, 
fondern auf dem Gebiete der Schule zu bleiben, welcher Deutſche möchte die 
Segnungen de3 Boltsjhulzwanges aufgeben? Werner, begeben ſich Diejenigen, 
welche ihre Pflegebefohlenen einer höheren Lehranftalt überweifen, nicht auf eine 
viel längere Zeit eines Theiles ihres Verfügungsrechtes zu Gunften der auch im 
das Privatleben der BZöglinge eingreifenben Scyulgefege und find nidyt die Geld- 
opfer für das Studium mejentlih höhere als die für den Beſuch der gewerb- 
lichen Schulen, ohne dafür die Sicherheit einer jpäteren befferen Stellung zu 
bieten? Der entſcheidende Vorbereitungsſchritt iſt aber durch die Einführung der 
allgemeinen — Fortbildungsſchule bereits geſchehen. Das ſächſiſche 
Geſetz jagt 5 5, Abſ. 2: „Lehrherren, Dienſtherrſchaften und Arbeitgeber haben 
ihren Cehrlingen, Dienern und Arbeitern die zum Befuche der Fortbildungsichule 
nöthige Zeit einzuräumen, fie aud) dazu anzubalten“, umd Abſ. 4 beſtimmt 
die Strafen gegen die Vorgenannten wie gegen Eltern und Erzieher, desgleichen 
auch gegen ſäumige Schüler jelbft. 

Bon einer Verpflichtung zum Beſuche einer gewerblichen Fach ſchule ift 
unbedingt abzujehen, wie denn eine ſolche ſchon an dem unvermeidlichen Koſten— 
aufwande jcheitern müßte, und eine Erwägung der Ausdehnung auf andere Ge— 
biete, 3. B. der obligatorifche Befuch fogen. niederer Landwirthſchaftsſchulen, liegt 
außer dem Bereich gegenwärtiger Aufgabe. 

So würden ji alfo, Berücffihtigung der zu Punkt 1 ausgeiprochenen 
Wünſche vorausgefegt, drei Stufen ergeben: 1. bie rel Voltsſchule; 
2. die an dieſe anknüpfende obligatoriſche a. allgemeine, b. gewerbliche Fort: 
bildungsichule, Lettere unter Umftänden mit Yehrwerkftätten; 3. die gewerbliche 
Fachſchule mit Uebungswerkſtätte. Die Frage nach dem Verhältniſſe dieſer 


Gutachten, nah Angaben Hartmann Kaifers in Zmwidau. 91 


Anftalten zu einander gliedert ſich demgemäß in die Unterfuhung über das 
Berhältnig der über= und nacheinander ftehenden Anftalten und über Das der 
Pr fi in der Hauptjache, wenigſtens der Zeit nad, coordinirten Fortbildungs- 
chulen. 

Grundſatz der Beantwortung iſt: keine höhere Stufe darf ein weſentliches 
Bildungs- und Unterrichtsmoment der vorausgehenden Stufe aufgeben. Da die 
gewerbliche Fortbildungsſchule ſich als gehobene Schweſteranſtalt der all— 
gemeinen darſtellt, ſo darf auch ſie in keinem Punkte weniger geben als die 
andere. 

Die gewerbliche Fortbildungsſchule iſt eine gehobene Schwefteranftalt 
der allgemeinen. Sie ift dies 

1. infolge der größeren Gleichmäßigfeit ihres Schülerperfonals, Alle ihre 
Schüler haben das gleiche Ziel gewerblichen Strebens vor ſich, ftehen als Yehr- 
linge in nahezu gleichen geſellſchaftlichen Verhältniffen, genießen einen Unterricht, 
der ſowohl in feinem allgemeinen als fachmäßigen Theile jeden Einzelnen direct 
in Anſpruch nimmt und für fein Leben fürdert. Dieſe Gleihmäßigkeit ift frei» 
lich nur zu erreichen, wenn — und bie ift eine unleugbare Schwierigkeit bei 
Einführung der Beſuchspflicht — wenn die Aufnahme an das Beftehen einer 
Vorprüfung gefnüpft wird, welche fih auf die Durchſchnittsleiſtungen einer Ober: 
clafje der mittleren Volksſchule (8. S. Volksſchulgeſ. $ 13, Abf. 2) beziehen 
müßte. Wer diefer Anforderung nicht genügt, wäre zunächſt der allgemeinen 
Fortbildungsfchule zu überweifen. Eine derartige Beftimmung enthält für den 
Einzelnen, namentlich) in der Uebergangszeit, viel Hartes, würde aber jchlieklich 
doh auch ſowohl Schulen als Schüler, ſowohl Eltern als Yehrer anfpornen, 
diefen, natürlich ohne alle Kleinlichkeit, mit Berüdfichtigung der Local- und Per- 
fonalverhältnifie zu handhabenden Forderungen zu genügen. Auf jeden Fall 
ausgeſchloſſen müßte bei diefer Prüfung der Nachweis einer Specialvorberei- 
tung fürs Gewerbe fein. 

2. Die gewerbliche Fortbildungsichule hat vor der allgemeinen den Vorzug 
einer geringeren und im Allgemeinen willigeren Schülerzahl, wie ſich ſchon aus 
Borftehendem ergibt. Hinzuweiſen bleibt noch einerſeits darauf, daß aud auf 
einige freiwillige Befucher aus dem Gefellenftande, denen z. B. die Mittel zum 
Beſuche einer Fachſchule fehlen, zu rechnen ift, welche auf die Haltung aud der 
Jüngeren gut einwirken können, andrerfeitd darauf, daß die gewerbliche Fort⸗ 
bildungsſchule der allgemeinen Fortbildungsfhule ganz diefelben Bortheile durch 
ihr Ausfcheiden zumendet, die fie ſelbſt genießt: die allgemeine Fortbildungs- 
ſchule wird an Zahl entlaftet und behält ein weniger gemifchtes Zöglings- 
perfonal. 

3. Die gewerbliche Fortbildungsfhule hat für ihre Zwecke aud einen 
Vorzug in den Yehrkräften, indem fie, gejunde glückliche Verhältniſſe voraus: 
gefegt, ſolche Männer wird bejchäftigen können, welche als die Erſten ihres 
Faches gelten und aus der Praris heraus den Werth der Theorie erfannt haben 
und num wieder geeignet find, durch die Wiſſenſchaft in das gewerbliche Yeben 
bineinzuführen. Die allgemeine Fortbildungsichule ift auf das jeweilig vor: 
bandene Yehrercollegium angemwiefen, deſſen Mitglieder die Fortbildungsſchul— 
ftunden außer ihrem fie reichlich in Anfprudy nehmenden Amte zu ertbeilen ver- 
pflichtet find. 
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Dem gehobenen Charakter der gewerblichen Fortbildungsſchule entipricht 
nun auch ein größere® Maß von Pflichten: neben der erforderlihen Auf- 
nahmeprüfung die Bezahlung von Schulgeld, wovon die allgemeine Fortbildungss 
ichule befreit ift, und eine weſentlich höhere Stundenzahl. Sollte einige Zeit 
nad dem Austritt aus der Volksſchule ein Schüler der allgemeinen in die ge= 
werbliche Fortbildungsihule, alfo mitten in deren Curſus überzutreten wünjchen, 
fo wäre die Aufnahmeprüfung entfprechend zu erjchweren. 

Was nun den Lehrftoff der gewerblichen Fortbildungsihule und zum Theil 
auch Fachſchule betrifft, fo jagt zunächſt das Sächſiſche Volksſchulgeſetz $ 14, 
Abf. 5: „Die Vereinigung derartiger (erweiterter, d. h. mehr al3 die Minimal- 
zahl von zwei Stunden wöchentlich ertheilenden) Fortbildungsſchulen mit einer 
gewerblichen, landwirthichaftlihen oder handelswiſſenſchaftlichen Yortbildungs- 
ſchule ift zwar geftattet, Doc ift in diefem Falle Sorge zu tragen, daß den— 
jenigen Schülern, welche eine ſolche Fachbildung nicht ſuchen, ein dem allgemeinen 
Fortbildungszwede entfprechender Unterricht zu Theil werde.“ 

Dieſe Beitimmung würde fih durd Einführung obligatorifcher Gewerbs- 
ihulen erledigen, dagegen reiht fih daran ein anderer höchſt wichtiger Ge— 
ſichtspunkt. 

Wenn oben als Grundſatz ausgeſprochen wurde: „keine höhere Stufe darf 
ein weſentliches Bildungs- und Unterrichtsmoment der vorausgehenden Stufe 
aufgeben“, ſo war dabei beſonders an den Unterricht in den ſ. g. Realien oder 
— um auf den alten, für unſern Zweck recht bezeichnenden Namen zurückzu— 
gehen — in den „gemeinnützigen Kenntniſſen“ gedacht. Dieſer Gedanke wurde 
ſchon oben berührt, als es ſich um die Möglichkeit, in der Fortbildungsſchule 
über die Volksſchule hinauszugehen, handelte, und wird unten Punkt 4 bei Be- 
ſprechung der Militärverhältniffe nochmals geprüft werden müſſen. 

Nach vorliegenden Yehrplänen bietet 3. B. die gewerbliche Fortbildungs- 
ihule zu Zwidau Unterriht in „Elementar= Geometrie, Rechnen, deutſcher 
Sprade, Buchführung, Mechanik, gewerblichen Zeichnen, Modelliren und (facul- 
tativ) Stenographie” ; die „deutihe Fachſchule für Blecharbeiter in Aue in 
Sachſen“ in drei auffteigenden Curſen außer den praftifchen Uebungen: „‚Arith- 
metif, Geometrie, Deutſch, geometrifches Zeichnen, Freihandzeichnen, Projections- 
lehre, ardjiteftonijches Zeichnen, Phyſik und Mecanit, Technologie, gewerbliche 
Buchführung, Kunſtgeſchichte, Modelliren“. 

In beiden Anſtalten findet ſich demnach kein Raum z. B. für Geſchichte. 
Und das erſcheint als ein Uebelſtand, dem baldigſte Abhilfe zu wünſchen iſt. 

Das in der Volksſchule übermittelte reale Wiſſen bedarf, um nicht zu 
ſchnell der Vergeſſenheit anheimzufallen, gerade in der Zeit, wo die jungen 
Menſchen in neue Verhältniſſe getreten ſind, der Auffriſchung und Belebung, 
unter Umſtänden auch der Ergänzung. Iſt aus dieſer Erkenntniß die Gründung 
der allgemeinen Fortbildungsſchule hervorgegangen, ſo dürfen doch diejenigen 
Schüler, welche gegen dieſelbe die gewerbliche Fortbildungsſchule eingetauſcht 
haben, in Folge dieſes Wechſels, der nad) allem Sonſtigen als Fortſchritt an— 
zuſehen iſt, nicht ſchlechter geſtellt ſein, als die in jener zurückbleibenden. Das 
iſt einfach eine Forderung der Gerechtigkeit und durch die Analogie mit andern 
Anſtalten bewieſen. Der aus der Volksſchule in das Gymnaſium übertretende 
Knabe wird doch auch nicht rein von gymnaſialen Fächern in Anſpruch genommen, 
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fondern vor allen Dingen in den bisher gelernten Gegenftänden gefördert, daß 
er mit feinen in der Bürgerfchule verbleibenden Kameraden darin gleichen - 
Schritt hält. 

Sodann ift mit aller Entjchiedenheit der Behauptung entgegenzutreten, daß 
die in der gewerblichen Fortbildungsſchule ſpeciell gepflegten Lehrfächer genug 
Bildungsſtoff enthielten, um eine Förderung der allgemeinen Bildung überfläffig 
erfcheinen zu laſſen. Wenn bei jedem Staatsexamen, bei jeder Promotion, bei 
Anſtellungen im geiſtlichen Amte ein gewiſſes Maß allgemeiner Bildung nach— 
gewieſen werden muß neben der Fachvorbereitung für den Beruf, wenn gerade 
die Männer, die in ihrem Fade am meiften den Ruf der Gelehrfamfeit be: 
figen, am [eichteften dem Borwurfe der Einfeitigfeit verfallen, obwohl doch in 
dem, was wiſſenſchaftlich Gebildete von Beruf3 wegen treiben, bei dem engen 
Zufammenhange alle geistigen Yebens nothwendig weit mehr Allgemeines mit 
enthalten fein muß al3 im der Mitgabe der Bolfsihule an ihre entlaſſenen 
Böglinge, jo würde es heißen, die zum Gewerbeftande zu erziehende Jugend 
von vornherein der Gefahr der Einſeitigkeit ausſetzen und ihr den gebührenden . 
Anteil an dem geiftigen Capital der Nation und der Menjchheit verkümmern, 
wenn man ihr die Weiterpflege des Allgemeinen ganz vorenthalten wollte. Iſt 
doch gerade bei den Yehrlingen, welche von der praftifchen Arbeit und der reicher 
mit Stunden bejegten gewerblichen Fortbildungsſchule zugleich in Anſpruch ge⸗ 
nommen ſind, eine Anregung aus einer Sphäre, die dem Staub und Schweiß 
des alltäglichen Lebens entrückt iſt, nach pſychologiſcher Diät dringend zu em— 
pfehlen als Erquidung und zweckmäßiger Wechſel der Nahrung. 

Jedoch iſt, um ja jeder Ueberfüllung und Abſpannung vorzubeugen, bei 
der Auswahl des Stoffes mit der peinfichften Sorgfalt zu verfahren. Ein ein: 
faches Wiederholen des in der Volksſchule Behandelten wird fid) zwar nicht 
ganz umgeben lafjen. ſchon damit man fi des rundes vergewiflere, auf welchem 
weiter zu bauen ift, aber da nach der vorausgegangenen Prüfung doc) eine ge— 
wife Sichtung und Sicherung ſchon eingetreten ift, wird man raſch zu etwas 
Höheren fchreiten fünmen. Äls foldes Höheres empfehlen fih nun zunächſt 
aus dem Gebiete der Geſchichte Parallelen, Bergleihungen verwandter Zuftände 
der Vergangenheit ſowohl unter fich, als mit den Berhältniffen der Gegenwart, 
culturgeſchichtliche Bilder mit befonderer Berückſichtigung des Gewerbe: und Ber: 
kehrslebens, ausgewählte Biographien, bei denen man etwa nad) dem Buche 
von Samuel Smiles den Segen des „Hilf dir ſelbſt!“ durch Beiſpiele erläutern 
fann, und eine Vorführung der neueften Geſchichte, damit die jungen Yeute 
doch auch vom Lehrermunde hören, was 1848, 66 und 70/71 geſchehen ift. 
Daran reihe fich eine kurze Belehrung über gegenwärtige Berhältniffe des öffent- 
lichen Lebens, eine Belehrung über Verfaſſung, Verwaltung, vielleicht aud Heer 
und Kirche, damit auch hier Dinge, die alltäglich an die jungen Yeute heran: 
treten, ihnen womöglich zuerft in fachkundiger, unparteitfcher Darftellung bekannt 
werben. 
Nicht minder nothwendig find dann Mittheilungen aus der Volkswirth: 
ſchaftslehre, namentlich die ‚Seftftellung der grundlegenden Begriffe, woran fich 
mit vorgefchrittenen Leuten eine hiftorifch-tritifche Beſprechung der hauptfächlichten 
Beftrebungen auf volkswirthſchaftlichem Gebiete ſchließen läßt. Sage man doch 
nicht: „das heißt mit dem Feuer fpielen; wir wollen lieber frob fein, wenn 
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die jungen Yeute — lange nichts von ſocialen Fragen wiſſen.“ Das wäre 
ein feiger Optimismus, Geht man ſolchen Erörterungen gefliſſentlich aus dem 
Wege, ſo entſteht naturgemäß in den Herzen der Jugend der Wahn, daß es 
doch etwas ganz Beſonderes um dieſe Dinge ſein müſſe, und wenn die Er— 
wartung erſt recht geſpannt iſt, dann fallen die Jünglinge um ſo mehr dem— 
jenigen zu, der ihnen den Schleier zu lüften verſpricht. Andrerſeits erſcheint 
die Belehrung, die natürlich ganz beſonders abgewogen und von der gediegenſten 
Sachkenntniß und womöglich auch der autoritativen Perſönlichkeit des Lehrers 
getragen fein will, als der beſte Schuß gegen Unterwühlung von ſocialiſtiſcher 
oder jonft culturfeindlicher Seite. Die Kenntniß der Vergangenheit läßt das 
Gegenmwärtige erkennen und Ichägen und macht den damit Ausgerüfteten mindeftens 
vorfichtig gegen maßloſe Verheißungen von der Zukunft. 

Aber nidht minder al3 die Bildung des Kopfes ift e8 die Bildung des 
Herzens, welche eine Berreibung von „Realien“ im angedeuteten Sinne erbeilcht. 
Auch Humanität und Nationalität müffen, wie fie zu einem derartigen Unter⸗ 
richte ihr Beftes darbringen und beifteuern, aus demfelben auch wieder etwas 
Frucht und Bereicherung davontragen. Was freilid) das Schönfte, die National 
literatur, anlangt, fo fcheint für diefe fein Raum vorhanden, und wenn aud) 
Ichweren Herzens, wird man ſich darauf beſchränken müfjen, auf Das und Jenes 
binzumeifen, und ſich bemühen, Bücher nicht blos zu empfehlen, ſondern ge- 
vadezu zu verichaffen und anzubieten und überhaupt durch Yeitung der Lectüre 
zu eigener Fortbildung die Hand zu reichen. 

Noch ein gewichtiger Punkt ift zu erledigen, die Frage: woher die Zeit 
nehmen zu alledem? Da tritt auf3 Neue die jchon mehrfach betonte Forderung 
von ganz beſonders tüchtigen Yehrkräften hervor, die neben pädagogiſchem Geſchick 
über ein ungewöhnliches Maß von Kenntniffen und Sprachfertigkeit zu verfügen 
haben. Spracdfertigkeit, denn es erfcheint am zweckmäßigſten, diefen jo zu jagen 
„realen“ Unterricht nicht für fi allein hinzuftellen, fondern in die engfte Ver— 
bindung mit dem Unterrichte im Deutſchen zu fegen, 

Wenn alle Uebungs⸗ und Lehrſtoffe den betreffenden Gebieten entnommen 
ſind, wenn die ſchriftliche und namentlich auch mündliche Reproduktion ſich mit ihnen 
beſchäftigt, wenn auf der obern Stufe auch Aufgaben zu jelbftändiger Bearbeitung 
einjchlagender Fragen gegeben werden, fo wird es möglich fein, alles Wünfchens- 
werthe unter der einen Borausjegung zu behandeln, daß dem deutſchen Unter- 
richte eine einzige Stunde wöchentlich zugelegt werde; ja mo, wie 3. B. in der 
Fachſchule zu Aue im erften Eurfus, für Deutſch töchentlich vier Stunden an= 
geſetzt find, wird fich ohne alle Erweiterung des Yectionsplanes das Geforderte 
erreichen laſſen. 

War im Borftehenden zunächft am gewerbliche Fortbildungsichulen gedacht, 
fo gilt dafjelbe feiner ganzen Ausdehnung nad) aud von den Fachſchulen. Was 
in diefen dadurch gewonnen ift, daß man e3 im Durchſchnitt mit veiferen Leuten 
zu thun bat, wird dadurch wieder eingefchränft, daß diefelben dem Volksſchul— 
unterrichte um fo länger entrüdt find. So können fie eine Unterweifung der 
Art um fo beſſer brauchen, aber hoffentlich aud um jo mehr würdigen. Biel 
leicht läßt fich auf diefer Stufe ein Fortichritt dadurch berftellen, daß man an 
Stelle des Claſſenunterrichtes zuſammenhängende Vorträge hält und andrerſeits 
geeignete Themen gleich zur Discuſſion durch die jungen Männer ſtellt. 
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Was die Zeit des Unterrichtes in den gewerblichen Schulen betrifft, fo er: 
ſcheint es empfehlenswerth, weder, wie bei den Sonntagsichulen, den Sonntag 
ausſchließlich mit Unterricht zu belegen, noch blos die Werkeltage mit demfelben 
zu belaften. Gollifionen und Verſäumniſſe werden gewiß durch ein ftärferes 
Heranziehen des Sonntags beffer vermieden als umgekehrt; doch muß aud von 
der Sonntagszeit noch der Haupttheil zu freier Verfügung bleiben. 

Sind übrigens die gewerblichen Fortbildungsichulen geſetzlich eingeführt 
und im bürgerlichen Leben eingewurzelt, jo werden auch die dem Gewerbebetriebe 
durch deren Befuh zugefügten Schäden oder wentgften® Unbequemlichkeiten in 
etwas zurüdtreten. 

Um fchlieglih auf die in Punkt 2 aufgeftellte Frage zurüdzutommen, fo 
würde die Antwort lauten: Der Boltsichule iſt nur allgemeine Vorbildung ab- 
zuverlangen, deren Inhalt in der allgemeinen obligatorifhen Fortbildungsjchule 
befeftigt und womöglich erweitert wird. Meben diefer letzteren fteht die gewerb⸗ 
liche Fortbildungsſchule ebenfall8 auf dem Boden der Vollsſchule, deren Lehr- 
ftoff fie fort und fort ausbaut. Sie bietet den Lehrlingen, deren praktifche 
Beihäftigung fie nicht berührt, allgemeine gewerbliche Bildung und durch einen 
ausgedehnten und gegliederten Zeichenunterricht aud Förderung für das einzelne 
Gewerbe. Den aus diefem obligatorifchen Unterrichte Entlafjenen fteht der 
Uebertritt in eine Fachſchule frei, welche auch ihrerfeitS die allgemeinen Bildungs- 
ftoffe verwerthet, in der Hauptſache jedoeh in dem einen Gewerbe ihre Grund: 
lage und ihr Ziel hat. Gewerbliche Bildung fowohl wie Uebung wird für die 
Fachſchule vorausgejegt. 

3. In welchem Verhältniß follen diefe Anftalten zu der herkömmlichen 
Yehre in den Werkftätten ftehen, insbefondere: 


a. fol das Recht zum Beſuch der Fachſchulen bez. der Yehrwerfftätten davon 
abhängen, daß der Aufzunehmende vorgängig während einer gewiſſen Zeit 
in einer Werkftatt des betreffenden oder doc) eined verwandten Gewerbes 
praftijch gearbeitet habe? 


BVorftehende Frage ift unbedingt zu bejahen. Es ergibt ſich dies einerfeits 
aus dem Aufbau der Anftalten, wonach in Zukunft beim Eintritt in die Fach— 
ſchule vorauszufegen wäre, daß der Aufzunehmende bereit3 die gewerbliche Fort: 
bildungsichule durchgemacht und mwährend diefer Zeit das Handwerk praftiich er- 
lernt ER andrerfeit3 wird es beftätigt durch die Einrichtung bereit8 beftehender 
Anftalten hieſigen Bezirkes. Die Pofamentier= und Webſchulen des Fächfifchen 
Erzgebirges und der Chemniger Gegend, die Strumpfwirkerfhule in Limbach, 
die Schule für Inftrumentenbauer in Markneukirchen, die deutſche Fachſchule 
für Blecharbeiter in Aue und die jüngft ind Yeben gerufene Uhrmacherfchule in 
Glashütte ſetzen ſämmtlich praftiihe Borübung voraus; die Schule zu Aue 
verlangt 3. B., daß der Aufzunehmende mindeſtens das jechzehnte Lebensjahr 
erfüllt habe und zwei Jahre lang in feinem Face praftiich thätig geweſen jet; 
überdies ift eine Aufnahmeprüfung zum Nachweis der Elementarfchultenntnifie 
zu befteben. 

Für das Baufach hat bisher eine andere Praris beftanden, indem die 
jungen Leute verfchiedene Jahre nach einander während des Sommers auf dem 
Baue gearbeitet und den Winter die Baufchule befucht haben. So praktiſch ſich 
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diefe Einrichtung auch erwiefen hat, fo wird doch aud in diefem Falle das 
Beſſere der Feind des Guten fein: die gewerbliche Fortbildungsſchule wird in 
ununterbrohenem Curſus neben der Yehre hergeben. 


Im Intereffe der Beſucher einer Fachſchule liegt es vielleicht jogar, wenn 
fie in diefelbe nicht unmittelbar aus der oBligstorihhen Fortbildungsichule ein: 
treten, jondern, nad) Befinden unter freiwilligem Beſuch einer derartigen Anftalt, 
erft als Gehilfen in ihrem Gewerbe weiter gearbeitet haben. Es würde dann 
der Beſuch der Fachſchule die Vorbereitung bilden zum Selbftändignachen, was 
ja feineswegs unmittelbar nad dem Verlaſſen der Fachſchule eintreten muß. 


Wenn die Fachſchule ihrer Natur nab nur Berufsgenoſſen annehmen kann, 
jo erhebt ſich noch die Frage, ob die gewerbliche Fortbildungsſchule auch fogen. 
„HoSpitanten“ aufzunehmen habe, z. B. angehende Erpedienten, denen das nicht 
genügt, was die allgemeine Fortbildungsſchule ihnen bietet. Zurückweiſen wird 
ſie derartige junge Leute, wenn fie die Aufnahmeprüfung beftehen,, nicht fünnen, 
aber es erjcheint gar nicht wünſchenswerth, fie heranzuziehen, und geradezu bedenf- 
lich, fie etwa vom Zeichnen zu dispenfiren; es würde in biefem alle die Ans 
ftalt zu Gunften Fernftehender ſich ihres eigentlihen Charakters entäußern. 


b. Kann unter gewiſſen Berbältniffen der Beſuch der mit einer Yehrwerkitätte 
verbundenen Fachſchule die herkömmliche Lehrweiſe erfegen ? 


Die Frage ift nad Sachlage, mindeftens für jegt, zu verneinen. Die gegen- 
wärtig beftehenden ſächſiſchen Fachſchulen jegen, wie erwähnt, bereits beim Ein« 
tritt eine mehrjährige Praxis voraus und find demgemäß, wenn fie auch auf 
die Anfänge des Gewerbes zurüdgehen, gar nicht mit ſolchen Lehrwerkſtätten ver- 
ſehen, in welchen Yehrlinge vom erſten Tage an unterwiejen werden könnten. 
Yun ließe fih ja eine Einrichtung denten, daß in einer mehr oder weniger 
organiſchen Verbindung mit der Fachſchule ein praktiſcher Vorbereitungscurſus 
ftünde, welchem die Localitäten, Maſchinen, Anſchauungsmittel, ſowie Yehrträfte 
der Hauptanſtalt zu gute fommen fönnten; aber die Ausführung eines ſolchen 
Planes würde zunächſt an den enormen Koſten ſcheitern, welche dem jungen 
Manne aus dem ſich dann ergebenden 3— — 4 jährigen Beſuch einer ſolchen Bor: 
und Fachſchule erwüchſen; jodann gibt es 3. 3. noch zu wenig Fachlehrer, fo 
daß die vorhandenen für die Hauptanftalten in Anfprud zu nehmen find, umd 
endlich ift vom pädagogijchen Standpuntt der Scharf markirte Uebertritt aus einem 
Verhältnig in das andere dem im angenommenen Falle jehr naheliegenden, bald 
unbewußten Fortſchieben weitaus vorzuziehen, wie denn z. B. im Königreich 
Sachſen feine einzige höhere Lehranſtalt eigene Vorbereitungsclafien hat, vielmehr 
jede ihre Zöglinge den Volks- bez. Bürgerfchulen unter Veranftaltung einer Auf- 
nabmeprüfung entnimmt. 

4. Können an den erfolgreihen Beſuch gewerblicher Fachſchulen und Lehr: 
werfftätten gewiſſe Vortheile in Bezug auf militäriſche Dienftpflicht geknüpft 
werben ? 

Bei Beantwortung diefer Frage ift zu unterfcheiden zwifchen dem gegen— 
wärtig durch das Geſetz gefchaffenen Thatbeftande und zwifchen dem für die Zukunft, 


unter Berückſichtigung der zu verhoffenden Entwidelung des gewerblichen Fort: 
bildungswefens wünſchenswerthen. 
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Da gegenwärtig, namentlich bei der Abneigung bemittelter oder geſellſchaft— 
lic höher ftehenden Familien, ihre Söhne ein Handwerk lernen zu laflen, der 
Fall zu den größten Seltenheiten gehören dinfte, daß Angehörige einer Fach— 
ihule auf Grund anderwärts erlangter wiſſenſchaftlicher Bildung ſich den Be— 
rechtigungsichein erwerben, jo würde hier der Fall in Betracht zu ziehen fein, 
den die deutiche Wehr-Ordnung S 89, Abf. 6 vorgeiehen hat. Es heißt dort: 

6. „Bon dem Nachweis der wiſſenſchaftlichen Befähigung dürfen entbun= 
den werben: 

a. junge Yeute, welche fich in einem Zweige der Wiſſenſchaft oder Kunft oder 
in einer anderen, dem Gemeinweſen zu Gute fommenden Thätigkeit bejon= 
ders auszeichnen, 

b. funftverftändige oder mechaniſche Arbeiter, welche in der Art ihrer Thätig: 
feit Hervorragendes leiften, 

c. zu Kunftleiftungen angeftellte Mitglieder landesherrliher Bühnen.“ 
„Perſonen, welde auf eine derartige Berücjichtigung Anſpruch machen, 

haben ihrer Meldung die erforderlichen, amtlidy Leglaubigten Zeugniſſe beizufügen. 
Diejelben find nur einer Prüfung in den Elementarfenntniffen zu unterwerfen, 
nad) deren Ausfall die Erfagbehörde dritter Inftanz enticheidet, ob der Berech— 
tigungsſchein zu ertheilen it oder nicht.“ 

Zieht man die Beftimmung unter 1 in Betracht, fo kann es doch feine 
beffere Gelegenheit für Arbeiter geben, „in der Art ihrer Thätigkeit Hervor— 
ragendes zu leiften“ und für dejien Beurtheilung feine competentere Inftanz als 
bei der Direction einer gewerblichen Fachſchule. ft aber der Arbeiter auch ein 
wahrer Birtuos in feinem Face, jo fann er doch der allgemeinen Bildung nicht 
entbehren, einmal um die Prüfung in Elementarfenntniffen zu bejtehen, ſodann 
um hinter anderwärts Berechtigten geſellſchaftlich nicht zu ſehr zurücktreten zu 
müffen. Auch aus diefem praftifchen Grunde ift demnach ein im Obigen weiter 
ausgeführtes Betreiben der realen Fächer auf den gewerblichen Sortbildungs: 
und Fachſchulen dringend zu empfehlen. Daß darunter die Fachſchule nicht leide, 
dafür iſt ja gerade durch dieſe Geſetzesbeſtimmung geſorgt, welche in erſter Finie 
von der praftiichen Thätigfeit etwas „Hervorragendes“ verlangt. Auch die all- 
gemeinere Beſtimmung unter a. fann unter Umftinden von jungen Gewerb: 
treibenden in Anſpruch genommen werden. 

Nun ift der Sinn des Geſetzes aber doch offenbar der, daß die nachgelafiene 
Entbindung von dem Nachweis der wiljenichaftlichen Befähigung durchaus nur 
ausnahmsweiſe eintreten fol, und wenn etwa eine Fachfchuldirection die Mehrzahl 
der den Curſus Abjolvirenden auf Grund gedachter Beitimmung zur Dispenja- 
tton empfehlen wollte, würde eine allgemeine Zurückweiſung zu gewärtigen fein. 
Daß aber unter Abänderung gegenwärtiger Beltimmungen Crleichterungen 
der militäriſchen Dienftpflicht für Gewerbetreibende eintreten, ericheint ebenjo für 
Legtere wünfchenswerth al3 für die Milttärbehörde unbedenklich. 

Das Erftere bedarf wohl keines Nachweiſes: nur deſſen mag gedacht fein, 
daß, wenn den gewerblichen Fachſchulen gewiſſe Vortheile, jogen. Berechtigungen, 
zugeftanden würden, natürlid gegen den Nachweis vollfommen genigender, ja 
hervorragender Yeiftungen, daß die gute Wirkung davon fi audy auf die ges 
werblichen Fortbildungsfchulen zurüderftreden und nad und nad) bewirken würde, 
daß aud die befferfituirte Minderheit ihre Söhne dem Handwerk nicht mehr 
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entzieht, wenn durch diefes hindurch ſich auc ein gerader Weg zur Erlangung 
des Berechtigungsicheines aufthut. Aus ſocialen und nationalen Gründen aber 
ift eine Betheiligung diefer Kreife am Gewerbe auf alle Weiſe zu fördern. 

Es erübrigt ſchließlich die Erwägung der Frage, ob billiger Weiſe ein durch 
die gewerblichen Schulen Hindurdgegangener dem Maße von Anforderungen an 
geiftige Bildung und Reife entipricht, welches jett dem Empfänger eines Berech— 
tigungsſcheines denfelben vwerichafft, mit anderen Worten, ob dem Minus, weldyes 
fi aus der Unmöglichkett die Kenntniß von zwei fremden Sprachen nachzuweiſen 
ergibt, von Seiten des Gewerbes ein Plus gegenüber zu ftellen ift, welches 
einen annähernden Ausgleich herbeiführt. „Annähernd“ jagen wir, denn das er= 
icheint jelbft im günftigen Falle al3 eine offene Frage, ob den aus Fachſchulen 
Entlafjenen die volle Berechtigung zum Einjährig-Freiwilligen-Dienfte oder nur 
anderweite Erleichterungen zu erbitten jeien. Daß die Billigkeit aber dafür iſt, 
ihnen wenigjtens legtere zu gewähren, möge eine VBergleihung des bisherigen 
Bildungsganges eines Berechtigungsjcheinempfängers und der zufünftigen Aus— 
bildung eines Beſuchers gemwerbliher Schulen ergeben. Natürlich ift abzuſehen 
von ſolchen Berechtigten, welche über die Anforderungen leiften, 3. B. jolden 
Schülern höherer Yehranftalten, welde aud nad Erlangung der Berechtigung 
auf denjelben verweilen oder fie ganz durchmachen ; mit einem Eymnaſialmaturus 
wird ein aus der Fachſchule Austretender nie concurriren künnen. 

Zwei Knaben befuchen zufammen die Boltsihule. Etwa im 10. 11. Yebens- 
jahre kommt der Eine auf das Gymnaſium oder die Nealfchule, während der Andere 
in der bisher befuchten Anftalt verbleibt. Bergleichen wir fie in ihrem 14. Jahre, 
jo ergibt fi nod fein Vorfprung an geiftiger Bildung für den Gymnaſiaſten: 
denn was ihm an Menge des Stoffes mehr zugeführt ift, dem fteht bei dem 
Andern der Vortheil gegenüber, daß er feinen Wechſel zu beftehen gehabt und 
einen mehr concentrirten Unterricht genofien hat. Nun kommt diefer Zweite in 
die Lehre und bejucht nach Beftehen der Aufnahmeprüfung die gewerbliche Fort- 
bildungsſchule, während der Erfte auf der höhern Anftalt bi8 zur Erlangung 
des Berechrigungsicheines verweilt. Etwa gleichzeitig kommen Beide ang Ende, 
mit dem 17. 18. Lebensjahre. Daß jest das größere Maß von Bildung auf 
Seite des Gymnaſiaſten ıft, verftebt fi von felbft: hat er doch etwa 3—4 mal 
joviel Unterricht genoſſen als fein PBarallelgänger in den legten Jahren und hat 
fi) auf feine Schule befchränft, während der Andere von der Lernpraxis in An— 
ſpruch genommen war. Wie viel aber nimmt der, welcher die zweite Claſſe der 
Anftalt ein Yahr lang mit Erfolg beſucht hat, fürs Yeben mit? Soviel als 
„zur Darlegung der wiljenichaftlihen Befähigung genügt“ (Wehr: Ordnung $ 90 
2a), aber nicht viel darüber. 

Der fremdiprachliche Unterricht bricht gerade auf dem Punfte ab, von wo 
er num etwas Dauerndes bieten könnte. Der Unterricht im Englischen und 
Griechiſchen tft nicht viel über die Formenlehre vorgefchritten und im Yateintfchen 
und Franzöfiihen wird gerade vor der eignen Handhabung der Sprache Halt 
gemadt. Die beiden Hauptvortheile des Erlernens fremder Sprachen, die 
Kenntniß der ‚betreffenden Literatur und die bewußte Wertbihägung und Ver— 
gleihung der Mutterfprache mit anderen, gehen fo für den Zögling höherer An— 
jtalten verloren, wenn er nach feinem Secundanerjahr ausicheidet. 

Der andere junge Mann arbeitet nach Vollendung feiner Yehrzeit entweder 
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als Gehilfe oder tritt gleih in die Fachſchule ein. Im günftigften Falle gelangt 
er, die gewünfchte Abänderung des Gefeges einmal jchon vorausgefegt, zwei 
Jahre fpäter als der Erfte zu feiner Berechtigung, bat in diefer Zeit noch 
ununterbrochen Unterricht genoffen und noch zwei Prüfungen, eine Aufnahme- 
und eine Entlafjungsprüfung bei der Fachſchule, beftanden (die Einrichtung einer 
jolchen Abſchlußprüfung ift allerdings unerläklih) und überhaupt nad) dem Aus— 
tritt aus der Volksſchule noch etwa fünf Jahre feiner Bildung gewidmet. Sit 
nun während diefer ganzen Zeit in der oben angedeuteten Weiſe durch Pflege 
des Deutſchen und der Realien auch feine allgemeine Bildung gefördert worden, 
fo erſcheint e8 als billig und vecht, wenn wir zu dem Schluffe gelangen: 

„Es iſt durch Petitionen eine Anderung des Militärgeſetzes in der Weife 
anzuftreben, daß an den erfolgreichen, durch eine Abgangsprüfung abgefchloffenen 
Beſuch gewerbliher Fachſchulen gewiſſe Vortheile in Bezug auf militärtfche 
Dienftpfliht gefnüpft werden.“ 


Die preußiſchen Bergichulen. 


Ein Beitrag zur Frage des niederen Fachſchul-Unterrichts 
von 
Dr. Schultz, Bergrath in Bodum. 


In dem lauten Tagesftreite um die Schule laſſen die Rufe nad) den niederen 
Fachſchulen oder den Fachſchulen für das Volt ſich faum überhören. 

Diejenigen, welche diefe Schulen fordern, erwarten won denjelben den Auf- 
Ihwung unferer, nach der Meinung Vieler jo tief gefunfenen Gewerbe und da— 
mit die Erhöhung der focialen Lage ganzer Volksſchichten, wenn nicht des ganzen 
Volkes. 

Ohne die Berechtigung ſolcher Erwartungen zugeſtehen oder leugnen zu 
wollen, kann man es vorziehen, mit dem Urtheil über die angeregte Frage 
zurückzuhalten oder daſſelbe nach den einzelnen Fällen zu modificiren, denn die 
nähere Prüfung zeigt überall, daß der tauſendgeſtaltigen Wirklichkeit mit einem 
bloßen Stichworte nicht gedient iſt. 

Dagegen ergibt ſich die Nothwendigkeit und der Nutzen eingehender Unter— 
ſuchungen über den Fadjunterricht beztehungsweife über das Bedürfniß des Fach— 
unterrichte8 in den einzelnen Gewerbszweigen auf das Unabweisbarfte; erſt die 
genaue Kenntniß deſſen, was den legteren an Fachunterricht bisher geboten 
wurde, was ihnen Noth thut umd fich gewähren läßt, fann dazu befähigen, über 
den Zweck und die Einrichtung der einzelnen Fachſchule ſachgemäße Anfichten zu 
gewinnen. Jene Unterfuhungen aber werden füglich ihren Ausgang nehmen von 
der Betrachtung der bereitö beftehenden niederen Fachſchulen, und erft, nachdem 
fie den dort zu ſammelnden Erfahrungsichag gehoben, zu Vorſchlägen auffteigen 
können, welche auf Verbeſſerungen und neue Anwendungen binzielen. 

Unter diefen Umſtänden mochte die Beihaffung einiger Dlatertalien zum 
Verftändniffe der Gefchichte und der Gegenwart einer unferer älteften Fachſchulen, 
nämlich der Bergſchule, nicht unnützlich erſcheinen, es war vielmehr zu hoffen, 
daß derartige Mittheilungen zu gründlichen Unterfuchungen der Fachſchulfrage an— 
regen, zu Bergleihen veranlaffen und in dem Bergbau verwandten Gewerben 
jelbft unmittelbar verwerthet werden fünnten. 

Der nacftehende Bericht beſchränkt ſich auf die preußiſchen Bergfchulen, 
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womit bei dem Uebergewichte des preußifchen Bergbaues in Deutfchland ?) und 
der Gleichartigkeit der Entwidelung im Weſentlichen auch die deutſchen Bergichulen 
gefchildert find, zumal die Darftellung auch auf vormals preußiiches Gebiet über- 
greift und die Schulen in den erft jeit 1866 erworbenen Yandestheilen beriid- 
fichtigt. 

"durch eine Ausdehnung der Skizze auf die öſterreichiſchen Bergichulen 
deutfcher Zunge würden ebenfall3 feine neuen Geſichtspunkte gewonnen fein, felbft 
die Bergfchulen des fremdſprachigen Auslandes erwerfen ſich durchweg als Nach— 
ahmungen des deutfchen Vorbildes; alle in die Darftellung aufnehmen, hieße dieje 
erweitern, ohne fie zu flären. 

Daß der Verfaſſer auf dem enger umgrenzten Felde heimiſcher iſt, foll 
nicht verfchwiegen, vielmehr zu Gunjten der Beſchränkung hevorgehoben werden. 

Die preußiſchen Bergfchulen find die Kinder des preußtfchen Bergbaues; es 
iſt unmöglich, jene zu würdigen, ohne diefem gerecht zu werden. Um die An— 
griffspunfte und die Hebel der Schularbeit zu verftehen, wird man auf die Ge— 
ſchichte des preußiſchen Bergbaues, feiner Bergleute und Beamten zurückgehen 
müſſen, was freilih an diefer Stelle nur in fehr allgemein und kurz gehaltenen 
Andeutungen geſchehen Fann. 

Die Geſchichte des preußischen Bergbaues füllt ein ruhmreiches Blatt in 
der Geſchichte des Landes und feines Herricherhaufes. 

Mit erftaunlihem Jnftincte, zum guten Theile aber aud in wohlberatbener 
Weisheit hat der Staat der Hohenzollern gerade die Yande an ſich zu ziehen und 
zu pflegen verftanden, deren Werth in der Tiefe ruht und erft durch jahrelange 
barte Arbeit an das Licht gehoben wird. Die Erwerbung Schlefiend und Saar: 
brüdens fowie die hieran gefchloffene Entwidelung diefer mit Mineralichägen 
überreich gefegneten Yande bilden die Höhenpunfte in jener eigenthümlichen Doppel- 
geichichte blutigen Krieges und unblutiger Friedensarbeit. 

Die Begründung der oberſchleſiſchen Berg: und Hütten-Induftrie ift zugleich 
eine deutſche Culturthat erften Ranges, weil fie auf ummwirthlihem Boden, in: 
mitten einer fremdſprachigen, verwilderten Bevölkerung zu vollbringen und ein 
guter Theil der Arbeit an deren Erziehung und Sittigung zu wenden war. 

Unter den Beamten des großen Könige ift e8 bejonders der Minifter von 
Heinig — zugleih der Begründer der Freiberger Bergafademe — und durd) 
diefen berufen der Berghauptmann von Reden, welchen, namentlid aber dem 
Letsteren, das Verdienſt um jene Culturthat zugeiprochen werden muß. In der 
raftlofen und forgenvollen Arbeit Redens nimmt das Heranziehen brauchbarer 
Unterbeamten für das Berg - und Hüttenwefen einen bevorzugten Plag ein, ein 
Heranziehen in zwiefachem Sinne, indem es fowohl auf das Anwerben geſchickter 
Männer aus den alten Sitzen de3 funftentwidelten Bergbaus, wie Sachſen und 
dem Harze gerichtet war, als aud auf das Heranbilden begabter einheimifcher 
Bergleute. 

In ähnlicher Weife waren ſchon früher und find auch fpäter die preußtfchen 


!) Im Jahre 1875 waren auf den deutſchen Bergwerten 282,901 und biervon 
auf den preußifchen 235,521 Arbeiter beichäftigt, die Bergwertsproducte hatten einen 
Werth von bezüglich 416,974,923 und 345,990,540 Mark; in Proceuten fommen auf 
Preußen 83, und S3,,. 
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Bergbau-Diftricte durch in fie entſendete Staatsbeamten entwickelt und groß ge— 
zogen worden; der weſtfäliſche Steintohlenbergbau, heute der bedeutendfte des 
europätfchen Continents, verdankt fein Herauffommen aus fümmerlicen Anfängen 
den ſächſiſchen und harzer Yehrmeiftern, welde ihn die Hohenzollern gegeben 
haben. 

Da das Entitehen und Gedeihen der Bergfchulen in dem anleitenden und 
freifchaltenden Verfügen der Bergbehörde feine Wurzel hat, fo ift der älteren 
Drganifation diefer Behörde mit einigen erläuternden Worten zu gedenfen. 

Die Berggeleggebung Friedrihs des Großen, welche namentlich in den drei 
fogenannten revidirten Bergordnungen, der Cleviſch-Märkiſchen vom 29. April 
1766, der fchlefiihen vom 5. Junt 1769 und der Magdeburg=Halberftädtifchen 
vom 7. December 1772, fi zufammenfaßt, unterwirft auch den Bergbau der 
Privaten (Gewerken) dem nahezu unbejchränften VBerfügen der Bergbehörde. „So 
ſoll“, jagt die Cleviſch-Märkiſche Bergordnung, „Unfer Bergamt, befonders 
Bergmeifter und Geſchworne mit allem Fleiße dahin fehen, daß Künftig ordentlich 
und befier... . gebaut werde, . . . Was fie alfo an hädlihem Bau, überflüffigen 
Arbeitern oder anderem Unrath (sie!) befinden, das follen fie aljobald abſchaffen, 
Dasjenige hingegen, was Vortheil geſchaffet, angeben, worin ihnen auch die Ge- 
werfen Folge und Gehorfam leiſten ſollen.“ 

Die in den Mittelpunften der Bergbaudiftricte beftellten Bergämter — 
welchen al3 Provinzial-:Behörden die Oberbergämter vorgejegt und als Organe 
in den Nevieren die Gefchworenen untergeordnet waren, fie find es namentlich 
gewefen, in deren Gollegien die ganze, für die heutige Anſchauung kaum begreif 
liche Machtfülle zufammenlief, mit welder bürgerlihes Eigenthum von Staats: 
wegen verwaltet wurde; die techniſche und ökonomiſche Leitung des Bergbaues, 
die Annahme und Entlafjung der Arbeiter, deren Lohnverhältniſſe — kurz alle 
eigentlihen Dispofitionen über fein Bergeigenthum und deſſen Verwerthung 
waren der Hand des Gewerken entwunden oder vielmehr nie in dieſelbe gelegt. 

So iſt es im MWefentlihen geblieben, bis zunädft durch das Gefeß vom 
12. Mat 1851 „über die Verhältniſſe der Miteigenthümer eines Bergwerts“ 
die Gewerfichaft im Princip mindig erflärt umd ihr die Eimwirkung auf den 
Betrieb fowol nad) feiner technifchen als nach feiner öfonomifchen Seite hin ein- 
geräumt wurde. — Das Gele vom 21. Mat 1860 „die Aufficht der Berg- 
behörven über den Bergbau und das Verhältniß der Berg: und Hlittenarbeiter 
betreffend“ erhob die gewerffchaftlihe Dispofition zur maßgebenden, befchräntte 
dagegen die Einwirkung der Bergbehörde auf das bloße Auffichtsrecht und führte 
ben freien Arbeitövertrag zwiſchen den Bergleuten und Werksbeſitzern ein. — 
Durch das Gefes vom 10. Juni 1861 betreffend „die Gompetenz der Ober: 
bergämter“ wurden dann bie beftehenden königlichen Bergämter aufgehoben und 
mit ihnen das in die Geſchichte des preußiſchen Bergbaues am mächtigften ein: 
greifende Inſtitut zu Grabe getragen. 

Es ift Mar, daf einer Behörde von der gejchilderten Omnipotenz auch die 
Sorge um Die Heranbildung der Grubenbeamten ausſchließlich zufallen mußte, 
Diefe Beamten waren ja nur bie ausführenden Drgane der leitenden Behörde, 
mit diefer verwachſen wie die Glieder mit dem Haupte. 

Daher find denn die Site der ehemaligen Bergämter auch die Etätten der 
preußiſchen Bergichulen geworden und zum guten Theile bis heute verblieben 


104 Dr. Schultz. 


in Schleſien Tarnowig und Waldenburg, in Sachſen Eisleben und Halberftadt, 
in Weftfalen Bodum und Eſſen, in der Aheinprovinz Siegen, Düren und 
Caarbrüden ,.. ., wobei um geographifche Irrungen zu vermeiden daran erinnert 
werden darf, daf zwar Siegen in Weſtfalen und Efjen in der Rheinprovinz ge— 
legen, aber aus fachlichen Gründen ſtets das erftere zum vheinifhen und das 
andere zum weftfälifchen Bergbaudiftricte gezogen worden ift. 

Die Anfänge diefer Bergſchulen gehen in das vorige Jahrhundert zurück; 
die ältefte dürfte die noch heute fo blühende Schule zu Eisleben jein, deren Ge— 
burtsjahr ſich freilich nicht genau beftimmen läßt. Unterricht in der Bergbau: 
funft und deren nothmwendigften Hilfswiſſenſchaften, wie der Mathematit und 
dem Zeichnen, wurde durch die Bergbeamten an Bergleute ertheilt, ehe die ge— 
ſchloſſene Form und der Namen der Schule gegeben war. 

Ein intereffantes Beifpiel aus der Gefchichte jener auffeimenden Fachſchulen 
ift in dem „ganz gehorfamften Promemoria die Errichtung einer königlichen freien 
Bergichule zu Steben betreffend“ niedergelegt, welches unter dem 13. März 1794 
durch Alerander von Humboldt, damals Bergmeifter in den fränkischen Fürſten— 
thümern, an den ſchon genannten Minifter von Heinig erftattet wurde. 

In diefem Promemoria verbreitet fi der erft VBierundzwanzigjährige mit 
wahrem Enthufiasmus über den Zwed und die Mittel des von ihm jett No- 
vember 1793 ind Werk gejetten bergmänniſchen Unterrichts. — Als Zwed der 
Schule bezeichnet er, „das junge Bergvolt in dem Nailaer Reviere zu verſtän— 
digen und brauchbaren Bergleuten auszubilden“. — „Die Zahl der Bergichüler 
erftredt fich gegenwärtig bereits auf etliche vierzig.” „Nein Knabe, der nicht 
vorher die Dorfſchule befucht hat, wird als Bergichüler aufgenommen. Dagegen 
fteht das Imftitut jedem Knecht und Lehrhauer offen, und ich jehe mit Freuden 
Männer von 24—26 Jahren e3 fleißig befuchen.“ „Die Bergihule wird 
Mittwochs und Sonnabends Nachmittag gehalten... für die Größeren von 6—9 
Uhr. Die Yernbegierde der Yegteren und der gute Wille des Lehrers iſt bisher fo 
groß gewefen, daß ih die Echule fhon bis 11 Uhr Nachts habe fortiegen 
laffen, ohne irgend ein Mifvergnügen zu bemerken.“ „Die Objecte des Unter: 
rihts find a. Schön- und Rechtſchreiben. — Die. Vorjchriften enthalten in 
furzen Aphorismen Alles, was ein gemeiner Bergmann zu wiſſen braucht, von 
Gebirgkunde, vom Compaß, dem Vorkommen der Erze, den vaterländifchen Ge— 
jegen, Yandesbeichreibung ; b. bergmänntfches Rechnen — Alles in angewandten 
Zahlen und mit Beifptelen aus unferm Revier; c. allgemeine Kenntniß der 
Erde, bejonderd Gebirgslehre, d. vaterländifche Berggejege und Objervanz ; 
e. Geſchichte des vaterländifchen Bergbaues.“ 

Jene Beftrebungen find durhwärmt von den Humanitätsideen des aus— 
gehenden 18. Jahrhunderts und durchleuchtet von den Lehren, welche feit 1766, 
dem Gründungsjahre der Freiberger Bergakademie, von diefem ehrwürdigen 
Site bergmänniſchen Willens nicht blos über Deutfchland, nein über die ganze 
civilifirte Welt erfloffen. — Die Einwirkung Freibergs ift in den erften Anfängen 
des ſyſtematiſchen Unterrichts an Bergleute ſehr beſtimmt wahrzunehmen, die 
Leiter und Lehrer der älteren Bergſchulen find zum guten Theile aus der Frei— 
berger Akademie hervorgegangen. 

Die Kriegsſtürme der Napoleoniſchen Zeit, wenn fie auch nicht die jungen 
Pflanzen entwurzelten, haben doch ficherlic ihr Wahsthum niedergehalten und 
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eine neue Ausfaat verhindert. Erſt nad) den Freiheitskriegen finden wir bie 
Arbeit des bergmänniſchen Unterrichts mit voller Energie wieder aufgenommen, 
1816 wurde die Bergfchule zu Bochum gegründet, die Einrichtung neuer, die 
Neconftruction älterer Bergſchulen folgten in fürzeren oder längeren Zeit 
abftänden. 

Die Directoren der Bergämter waren aud die Directoren der Bergichulen ; 
an dieſen unterrichteten die Bergmeifter als techniſche Mitglieder der Bergämter, 
die bergamtlihen Markjcheider (die Geometer des Bergbaues), Mafchinen- und 
Rehnungsbeamten. Die Mitwirkung anderer d. h. nicht bergzünftiger Lehrkräfte 
gehörte bis im die neuere Zeit zu den Ausnahmen und befchränfte ſich dann 
gemeinigli auf rein wiſſenſchaftliche Hilfsfäher, wie die Mathematik und 
Phyſit. 

Von der Eigenart ihres Faches durchdrungen waren nicht blos die Lehrer 
ſondern auch die Schüler. 

Es iſt ſchwer, für einen dem Bergbau Fernſtehenden ein klares und ſcharfes 
Bild dieſes Schülermaterials zu zeichnen und doch iſt es zur richtigen Würdigung 
der Aufgabe und Leiſtungen der preußiſchen Bergſchulen gleich unentbehrlich. 

Daß der Bergmann fern vom Tageslichte und von den übrigen Gewerben 
faft in Verborgenheit abgefchieden zu wirken hat, fein Bertrautfein mit gewaltigen, 
von der Natur entfejjelten und von der Kunſt gelenften Kräften, vor Allem 
aud die großen Gefahren jeines Berufes, diefe und andere Umftände vereinigen 
fih um in dem Charakter des Gutgearteten Ernft und Muth, in feiner Intelli- 
genz Ueberlegung und Sclagfertigfeit auszubilden, dieſen Eigenichaften aber 
die Präge eines jehr ausgeſprochenen Standesgefühles zu verleihen. 

Zur Erhaltung dieſes Yetteren wirkt in hohem Grade mit dad Inſtitut 
der Knappſchaft, jenes obligatorifchen Verbandes, welcher aus Beiträgen der 
Arbeiter und Werfsbefiger den Bergleuten oder ihren Hinterbliebenen auf den 
Fall der Erkrankung, der Invalidität und des Todes Unterftügung gewährt. Die 
Knappichaften, von melden einzelne, wie die märkiſche (Bochumer), wenn aud) 
unter verjchiedenen Wandelungen bereits ein volles Jahrhundert beftehen, find 
bis zum Inkrafttreten des Snappichaftsgefeges vom 10. April 1854 ebenfalls 
von den Bergämtern verwaltet gewejen. | 

Die Mitglieder der Verbände, in die „Knappſchaftsrolle“ eingejchrieben, 
nah Claſſen und Graden abgetheilt, zum Tragen einer bergmännifchen Uniform 
verpflichtet, „nad; Anordnung des Bergamtes zur Arbeit angelegt, von derfelben 
wieder abgelegt und von einer Grube zur andern verlegt”; fie bildeten eine in 
militäriſcher Straffheit organtfirte Körperichaft, in welcher auch ein dem Mili- 
tärifchen ähnlicher Corpsgeiſt lebendig war. 

Diefe foldatifchen Arbeiter befehligten als ihre Offiziere die Bergmeiſter 
und Geſchwornen, ald ihre Unteroffiziere die Grubenbeamten, die Oberfteiger 
und die Steiger. — Zu Grubenbeamten aber wurden diejenigen Bergleute aus— 
erwählt, welche durch praftiihe Tüchtigkeit und der Regel nad auf der Berg: 
ſchule erweiterte Fachkenntniffe ſich auszeichneten. 

Da die Bergfchüler erft nad) jahrelanger Beobachtung ihrer Begabung und 
ihres Charakterd zur Aufnahme in die Schule würdig befunden zu werden 
pflegten, fo empfanden fie die Angehörigkeit zu derfelben als eine Auszeichnung, 
welche das Standesgefühl nur nod) fteigerte. 
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Die tiefeinfchneidenden Gefete der Neuzeit mußten nothwendig aud) auf das 
Verhältniß der Bergleute mächtig umgeftaltend einwirken. 

Inden die Staatsbehörde auf die Negative der Aufficht befchränft wurde, 
verlor fie die beftimmende Herrichaft über den Bergbau und die Vergleute, die 
Freizügigkeit, und der freie ArbeitSmarkt der Bergleute Löfte das Band zwifchen 
ihnen und der Bergbehörde vollends, ohne dody mit der perſönlich ihmen nicht 
nahetretenden Gewerfichaft oder deren Beamten ein neues wieder anzufnüpfen ; 
zwar erhielten fi die Knappſchaften, ja fie wurden durch Das Geſetz eher ver: 
mehrt und erweitert, aber indem fie unter Selbftverwaltung kamen, verloren fie 
ihre an die militärifhe anflingende Disciplin. 

Mit diefen Veränderungen traf zufammen ein ungeheurer Aufihwung des 
Kohlenbergbaues in Preußen, weldher an und für fi ſchon tm Uebergemwichte 
über den Erzbergbau im Yaufe der legten fünfundzwanzig Jahre (1852—1876) 
feine Production verfiebenfahte — von 6,, auf 44 Millionen Tonnen ver: 
mehrte — deren Werth veradhtfahte — von 31 auf 2585 Millionen Mart 
fteigerte — und die Zahl der Arbeiter verpierfachte, indem diefe von 44,122 
auf 178,224 anwuchs. Vorzüglich das Tegtgenannte Zahlenverhältniß bezeichnet 
eine Bewegung auf dem Gebiete des Bergweſens, welde ſich befonders in der 
ſocialen Stellung der Bergleute durch vielfache Verſchiebungen bemerkbar machte. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß die enorm geſteigerte Nachfrage nach 
Arbeitskräften zunächſt einen Ausſchlag zu Gunſten des Arbeitnehmers bewirkte, 
ſowie andererſeits die Maſſenwanderung aus dem Bergbau ſonſt fremden Gegenden 
nnd Berufsarten in die raſch übervölkerten Bergbaudiftricte begann. — So kam 
e3, daß beifpielshalber im weftfäliichen Steintohlenbeden der auf die Schicht 
(8 Stunden) verdiente Lohn während der bezeichneten fünfundzwanzigjährigen 
Periode von 1,, auf 3,, Markt (im Jahre 1873) ſich erhöhte, wobei freilich 
die auffteigende Lohncurve der Koblenpreislinie auch nad abwärts, aber fehr 
entfernt folgende Einbiegungen zeigt. — Gleichzeitig vermehrte ſich die Zahl der 
Bergleute in diefem Induftriebezirte von 14,632 (im Jahre 1852) auf 81,639 
(1875), jo daß fein Gentrum, der Kreis Bodum, auf der Quadratmeile 
mehr Bergleute zählt, al3 Deutichland auf der Quadratmeile Menſchen ?). 

Für den unbefangenen Beobachter ift es leider unverkennbar, daß alle jene 
zum Theil wenig vermittelten Veränderungen feinen günftigen Einfluß auf die 
fittliche und intellektuelle Haltung des Bergmannsftandes ausgeübt haben. 

Die bezüglich der Arbeiterverhältniffe weſentlich negative und demolirende 
Geſetzgebung hat zwar mande Täftige Schranfe hinweggeräumt , chne indefien 
irgend eine beachtenswerthe Neubildung vorzubereiten; fie bat insbefondere den 
Bergmann auf das Niveau der großen ungefchiedenen Mafle der Handarbeiter 
biuabgedrüdt und dabei mit feinen erträglichen Standesvorurtheilen das unſchätz⸗ 
bare Capital ſeines Standesgeiſtes geſchmälert. — Die Knappſchaft mit ihrer 
zwar gelockerten, aber noch nicht gelöften Gliederung iſt &8 allein, welche den 
Bergmanns⸗Stand noch aufreht erhält; gegen diefen letzten Wall ift denn 
auch der wüthendſte Sturmangriff der mit den heutigen Gefellfchaftszuftänden 
ai den Tod verfeindeten Soctaldemofratie gerichtet. 


1) 1575 wohnten im reife Bohum auf 6% DMeile: 204,535 Menfchen, wo: 
von 34,013 Bergleute. 
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Die Lohnaufbeflerung ift von den Koblenbergleuten nur ausnahmsweiſe 
zu einer Erhöhung ihrer Yebenshaltung benugt worden; namentlid) die große 
Maſſe der familien- und heimathlofen Zuwanderer bevorzugte eine unfinnige Ber: 
geudung des hohen Berdienftes und erſchreckte das Yand durch ihre zumeift im 
Uebermuthe des Genuſſes verübten Rohheiten und Verbrechen. 

Daß auch die Intelligenz der Bergarbeiter-Bevölferung zurüdgehen mußte, 
fann unter diefen Umftänden nicht auffallen: Die meiften Zugewanderten brachten 
eine verwahrlofte Schulbildung mit, an den Bergbau band fie feine Familien— 
Tradition, in reiferen Jahren gegen die Feldarbeit oder irgend eine andere von 
demfelben grundverjchiedene Beichäftigung den Bergbau vertaufchend, erlangten 
fie in ihrem neuen Gewerbe nicht mehr die Gefchielichkeit, welche die Gemöhnung 
von Jugend auf allein hervorzubringen pflegt. 

Bei dein ungeheuren Anwachſen der Benölferung waren die Schulen der 
Anduftriebezirke in feiner Weiſe zulänglih, troß der zahlreichen Neugründungen 
find fie es heute noch nicht; Leider hat das nomadiſche und haltlofe Treiben der 
Väter noch vielfach die ſpärlichen Früchte verfümmert, welche unter diefen Um— 
ftänden der Eleinentarunterrict der Bergmannsfinder zu zeitigen vermochte. 

Daher geſchah es, daß die Necrutirung für die Bergſchulen in den Kohlen- 
diftrieten — von den fogenannten alten Nevieren, welche ji ihren Bergmanns— 
ftand umveränderter erhielten, abgejehen — durchweg ungimftigere Ergebnifie 
erzielte und zur Abwendung ferneren Niederganges die Einrichtung von Berg— 
vorſchulen d. i. von Foribildungsichulen für Bergleute zur Nothwendigfeit wurde. 
Nur in den Erzrevieren, meift zugleidy den Siegen uralten Bergbaues und durch 
die Jahrhunderte gefefteten Bergmannzfinnes, oder da, wo, wie in Saarbrüden, 
der Staat ald Hauptbergwerk3befiger den Einfluß und die Controlle durch feine 
Beamten fortjetste, mochten Sitte und Bildung der Bergleute von minderſchweren 
Einbußen bedroht erſcheinen. — Es wäre aber ungerecht, würde nicht die volle 
Anerkennung den Anftrengungen und Opfern gezollt, mit melden die Werks— 
befitser unter den weſentlich erſchwerten neuen Verhältniſſen auf die Verbeſſerung 
der joctalen Lage ihrer Arbeiter bedacht geweſen find, Anftrengungen und Opfer, 
von welchen nicht der Fleinfte Theil der intellectwellen Hebung des Bergmanns- 
ftandes gewidmet ift. Weiter unten werden einige Zahlen des Näheren erläutern, 
mit weldyem Aufwande die Bergfchulen von den Bergwerksbeſitzern unterhalten 
werden; mit vollem Fuge darf es aber auch ausgefproden werden, daf ſie das 
in den von ihnen übernommenen Bergfchulen niedergelegte geiftige Gut zu er: 
halten und zu mehren verftanden haben. 

Freilich iſt der beſſere Theil des legteren der ererbte; der mit Recht ge 
priefene Erfolg des heutigen Bergfchulunterrichts beruht weſentlich auf dem 
Tortbeftehen der übernommenen Einrichtungen; ift auch um- und höher gebaut, 
zum Segen des Ganzen haben die alten Grund= und Umfaffungsmauern die 
Probe beftanden. 

Da wir demnad das Wefentlihe der alten Organiſation des Bergſchul— 
Unterrichtes bis auf diefen Tag erhalten finden, jo kann davon abgejehen werden, 
den Stoff und die Methode diefes Unterrichtes gefhichtlich zu verfolgen. Da— 
gegen find wir veranlaft, in der Darlegung derjelben uns der örtlihen Ber: 
Ichtedenheiten zu erinnern und damit auch den bisherigen, mehr generalifirenden 
Ton der Schilderung zu verlaffen. 
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In ihrer engen Verbindung mit der Praxis haben die preußiſchen Berg⸗ 
ſchulen nämlich ſtets ein locales Colorit getragen; die eigenartigen Bedingungen 
und Aufgaben des Flötz- und des Gangbergbaues, des Erz- und des Kohlenberg⸗ 
baues kommen in den verſchiedenen Bergbaudiſtricten des preußiſchen Staates zu 
dem mannigfachſten Ausdrucke; nothwendig müſſen alſo auch die Bergſchulen in 
ihren Unterrichtsvorausſetzungen und Zielen das wechſelnde Bild der Praxis 
zurückwerfen. 

Die verſchiedenen bergmänniſchen Fachſchulen Preußens verfolgen überein— 
ſtimmend das Ziel, ihre Zöglinge zu Grubenbeamten auszubilden; für den 
unteren Grad derſelben, denjenigen der „Steiger“, bereiten alle vor, einzelne von 
ihnen auch für den oberen Grad der „Oberſteiger“ oder „Betriebsführer“. Der 
Betriebsführer hat nach dem Geſetze den Betrieb eines Bergwerks mit voller 
Verantwortung zu leiten, während der Steiger, dem Betriebsführer untergeord— 
net, einzelne Astheilungen oder Betriebszweige des Bergwerks zu beauffichtigen 
bat. Unter den Betriebszweigen ıft es befonderd das Maſchinenweſen, welches 
ſpecifiſche Kenntniſſe und Fertigkeiten bedingt und daher. aud) weckmäßig von 
Specialiften, den „Maſchinenſteigern“, bedient wird. — Die meijten Bergſchulen 
haben die Ausbildung ſolcher Special-Grubenbeamten ausdrücklich in ihr Pro— 
gramm aufgenommen, alle ſtreben dieſelbe an. Desgleichen iſt die Ausbildung 
von Grubenrechnungsbeamten nah dem Wortlaute oder im Sinne der ftatuta= 
riſchen Beſtimmungen aller Bergſchulen vorgeſehen. 

In Tarnowitz, Clausthal, Bochum und Saarbrücken iſt im Aufbau auf 
die Bergſchule eine Claſſe zur Ausbildung von „Markicheidern“ errichtet worden. 

Die beiden Bergichulen von Eisleben und Clausthal haben in Folge der 
engen Berbindung des dortigen Erzbergbane® mit dem Metallhüttenwefen auch 
diefes in ihrem Yehrplane berüdjichtigt und bezwedt die Eislebener Schule. auch 
„Hüttenvoigte und Köhlerei-Aufſeher“, die Clausthaler „Hüttenbetriebsführer” 
auszubilden. 

Die einzelnen Fachſchulen führen entweder den Namen von „Bergichulen“ 
oder „Eteigerihulen“, auch „Bergvorſchulen“. Bon diefen Bergvorihulen find 
die ſchon erwähnten bergmänniſchen Yortbildungsichulen zu untericheiden, welche 
die Befeftigung und Vervollfommnung ihrer Zöglinge in den Elementarfenntnifjen 
erftreben und feinen eigentlichen technifchen Unterricht ertheilen. 

Die Bergichulen find entweder einclaffig oder zweiclaffig, die zweiclafjigen 
Bergſchulen verfolgen entweder auf jeder Stufe eine abjchliegende techniſche Aus- 
bildung oder nur auf der Oberftufe; auf der legteren ift die Befähigung zum 
Vetriebsführerdienft Ausbildungsziel, die Bergvorſchulen, die einclaffigen Berg- 
ſchulen und die Unterclaſſen einzelner Bergſchulen bezweden die Ausbildung zum 
„Steiger“ ; wo die Unterclaffe die techniſche Schulbildung nicht abjehließt, wird 
die Ausbildung zum Steiger neben derjenigen zum Vetriebsführer auf der Ober: 
ftufe angeftrebt. 

Eine Mare Scheidung der Bergſchulen nad) Gruppen hat hiernach ihre be- 
fonderen Schwierigkeiten; wenn diefelbe im Nachfolgenden verſucht wird, fo ift 
dabei mehr die gleiche Höhenlage des Ausgangspunktes als diejenige des Zieles 
beſtimmend geweſen; keinesfalls ſollen die Leiſtungen der Bergſchulen, welche in 
derſelben Klaſſe die Ausbildung zum Steiger und Betriebsführer verfolgen unter 
diejenigen der Bergſchulen mit Betriebsführerclaffe hinabgefegt werden. — Mit 
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dieſem Vorbehalte laſſen ſich die bergmänniſchen Fachſchulen Preußens in drei 
Gruppen eintheilen : 

I. Die Vorſchulen der Eislebener Hauptichule, zu Eisleben felbit, in Wettin 
und Frankfurt an der Oder, die einclaffige Bergichule zu Wetzlar. 

I. Die Unterclaffen der Bergichulen von Tarnowitz, Waldenburg und 
Bodum, die zweiftufigen Bergfchulen zu Eisleben, Clausthal, Siegen 
und Dillenburg, die einclaffigen Bergichulen von Eſſen und Bardenberg 
bei Aachen, die Steigerfchulen der Saarbrüdener Haupticule: in Neun: 
firhen, Dudweiler und Altenkeſſel. 

III. Die Oberclaffen der Bergſchulen in Tarnowitz, Waldenburg und Bochum, 
ſowie die Hauptfchule in Saarbrüden. 

Bergmännifhe Fortbildungsichulen zur Vorbereitung auf die Fachſchule bes 
ftehen zu Waldenburg, Gottesberg und Schlegel in Niederfchlefien für die Berg: 
ſchule am erftgenannten Orte, in Clausthal und Obernfirhen (bet Minden) für 
die Bergſchule zu Clausthal, in Aplerbef, Dortmund, Witten, Sprodhövel, 
Yinden, Bochum, Gelſenkirchen, Altenefien, Kupferdreb und Oberhaufen für die 
weſtfäliſche Bergſchule in Bochum, in Stegen für die dortige Bergihule, in 
Kohlſcheid, Morsbad, auf Grube Maria bei Höngen und in Eſchweiler-Pumpe 
für die Bergjchule zu Bardenberg, in Schwalbach, Louiſenthal, auf Grube von 
der Heydt, in Dudweiler, Altemvald, Sulzbach, Klemheiligenwald, Neunkirchen 
und Wiebeläfirchen für die Saarbrüdener Bergleute. Diefe Vor- oder Fort- 
bildungsſchulen follen im Folgenden nicht mehr zur Bejprehung gezogen werden, 
weil fie das eigentlihe Thema, „die bergmänntiche Fachſchule in Preußen‘, nur 
äußerlich berühren. 

Zum Verſtändniß der Aufgaben, Mittel und Yeiftungen der einzelnen Berg— 
ſchulen, um diefe generelle Bezeichnung für die bergmänniſchen Fachſchulen zu 
gebrauchen, werden einige Daten über ihren Wirkungskreis, insbefondere foweit 
Zahl und Art der Bergleute in Frage kommen, fowte über die Verwaltung und 
Unterhaltung nüglih fein. — Bei den Zahlenangaben ift, fomweit möglich, die 
Statiftit des Jahres 1876 zu Grunde gelegt; leider war die Statiftif für das 
Jahr 1877 noch nicht lückenlos zu erhalten, in einzelnen Fällen bat ſelbſt auf 
das Jahr 1875 zurücgegriffen werden müfjen; wo feine Jahreszahl angeführt 
wird, ift ſtets das Jahr 1876 gemeint. 

1. Die Bergichule zu Tarnowig arbeitet für den Diftrict des ehemaligen 
Tarnowiger oder oberfchlefiihen Bergamtes; der Bergbau concentrirt ſich weſent⸗ 
lich in den die Südſpitze des Negierungsbezirf3 Oppeln bildenden Kreifen, jeine 
Hauptproducte find Steinkohle, Zink, Blei- und Eifenerze, auf Flögen oder 
Yagern brechend. Der Steinfohlenbergbau beſchäftigte 32,662, der Zink- und 
Bleierzbergbau 8805, der Eifenerzbergbau 3349 Arbeiter von vorherrfchend polnischer 
Nationalität und Sprache. 

Die Bergſchule zu Tarnowitz war von 41 Schülern befucht, fie wird unter: 
balten von der oberſchleſiſchen SteintohlenbergbausHilfscaffe ), deren Vermögen 


1) Die oberfchlefifhe Steinfohlenbergbau » Hilfscaffe ift wie bie niederſchleſiſche 
und die weitfälifche Berggewerkſchaftseaſſe aus Beiträgen oder Gefällen der Bergwerks— 
befitser entftanden; diefe Caſſen wurden früher von den Vergämtern und werben nad 
dem Gefete vom 5. Juni 1563 von den Wertöbefigern verwaltet. Ihre Verwendungen 
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und Inſtitute von einem Vorftande aus der Zahl der Werkbefiger (darunter dem 
Fiscus) verwaltet werden. Schulgeld wird, wie auf allen Bergſchulen, nicht 
erhoben, die Tarnowitzer Bergſchule erforderte einen Koftenaufwand von 
24,941 Mark 24 Pfennigen. 

2. Der Wirkungskreis der Bergſchule zu Waldenburg fällt geographifch mit 
demjenigen des ehemaligen Waldenburger oder niederfchlefiihen Bergamtes zu— 
fammen. Der Bergbau gebt hauptfählih in den Regierungsbezirten Breslau 
und Piegnig auf Steine und Braunkohle um, welche Mineralien hier wie überall 
in Flötzen und Yagern auftreten. Der Steinkohlenbergbau beſchäftigte 10,557, 
der Braunfohlenbergbau 1333 Arbeiter. 

Die Bergichule zählte 21 Schüler, ihre Koften wurden von der nieder= 
ſchleſiſchen SteintohlenbergbausHilfscaffe aufgebracht und betrugen 12,932 Mart 
40 Pfennige, wovon 5580 Marf als Unterftügung an die Schüler gezahlt 
wurden. 

3. Die Bergſchule zu Eisleben ift mit ihren Fachvorſchulen um Wefent- 
lichen für den Bergbau der Provinzen Brandenburg und Sachen thätig. Im 
Betracht kommen der Kupfererzbergbau und Hüttenbetrieb des mannsfeldiichen Landes 
mit 5931 bezw. 952 Arbeitern, der Wettiner Steinfohlenbergbau mit 378 
Arbeitern, der Braunfohlenbergbau der genannten Provinzen mıt 15,854 und 
die Salzgewinnung der Provinz Sachſen mit 1905 Arbeitern. Der Bergbau 
geht auf Flögen und Yagern um. 

Die Bergſchule zählte 29 Schüler, auf die drei Vorſchulen kamen im 
Ganzen 28 Schüler. Die zur Unterhaltung der Bergſchule erforderlichen Koften 
werden zum Theile vom Staate, welcher Wertöbefiger des Diftrictes ift, zum 
Theile aus Beiträgen der Gewerken aufgebracht; diefe Bertheilung ſpricht fich 
aud in der Bufammenjegung des Echulvorftandes aus. 

Die Vorſchulen werden von den Gruben ihrer Special: Reviere unter: 
balten. 

Die Ausgaben betrugen im Jahre 1875: 16,888 Mark 79 Pfennige. 

4. Die Bergſchule zu Clausthal, für den Bezirt des Oberbergamtes zu 
Clausthal errichtet, bildet die Unterbeamten aus für die 3752 und 1192 Köpfe 
zählenden harzer Blei: (Silber: und Kupfer-)Erzbergleute und Hüttenleute, die 
1315 Eifenerzbergleute und Hüttenleute!), die 3160 bezw. 907 Stein= und 
Braunfohlenbergleute der Landdrofteien Hildesheim und Hannover, von Obern- 
firhen und dem Negterungsbezirte Caſſel. Die Blei-, Silber: und Kupfererze 
werden ausjchließlih von Gängen, die Eifenerze au von Lagern gewonnen. 

Die Bergſchule hatte 25 Schüler; die Aufbringung der Koften und die 
Verwaltung ift wie bei der Eiölebener Schule geordnet; es ift nicht wohl an= 
gänglih, die in ihren Lehrkräften und Unterrichtsmitteln mit der Clausthaler 
Bergakademie eng verbundene Bergichule rehnungsmäßig von jener getrennt zu 
halten. Die Ausgaben für beide Anftalten betrugen im Jahre 1875: 44,148 


follen zur Hebung und Beförderung bed Bergbaus, fowie zur Unterftügung folder 
Anlagen und Unternehmungen erfolgen, welde allen oder mehreren Betheiligten zum 
Bortbeil gereihen. — Die Erhebung von Beiträgen fann dur da® Statut mit Ge— 
nehmigung des Handelsminiftere angeordnet werden; ein Recht von welchem allein bie 
weitfäliiche Berggewerkſchaftscaſſe bisber Gebrauch machte, 

1) Nur die Robeifen-Hüttenleute konnten mitgezählt werben. 
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Mark 55 Pf., von welchen mindejtens drei Viertel der Bergakademie zu belaften 
jein dürften. Die Mehrzahl der Bergichüler erhielt Unterjftügungen von 6 bis 
15 Marf monatlich. 

5. u. 6. Die Bergichulen zu Bohum und Ejjen verfolgen die Aufgabe, 
vornehmlich für den weftfäliichen Steinfohlenbergbau die Grubenbeamten heran 
zubilven; diejer zählte S1,438 Arbeiter, die Schule zu Bodum 108, diejenige 
zu Eſſen 29 Zöglinge. Die Bergichule zu Bodum wird aus den Lapitalzinfen 
der weltfäliihen Berggewerfihaftscaffe und aus Beiträgen der zu diefer ge— 
börenden Werfe unterhalten, die Eſſener Bergichule aus Beiträgen einzelner bei 
Eſſen belegenen Gruben und einer Zubvention der Berggewerkichaftscafle. Da 
die Bergfchullehrer der Berggewerkichaftäcaffe auch für andere willenfchaftliche 
Inftitute derfelben, wie das Markſcheidebüreau und das chemische Yaboratorium, 
zum Theil im Hauptamte verwendet find, jo ift eine jcharfe Trennung der auf 
den Bergſchulunterricht fallenden Ausgabequote nicht qut durchzuführen, ziemlich 
annähernd dürfte diefelbe indeſſen auf 15,000 Mark zur beziffern fein. Für die 
Eſſener Bergihule wurden 5721 Mark verausgabt. 

7. u. 8. Die Bergichule zu Siegen bildet Grubenbeamte für die Erz— 
und Braunfohlenbergwerke des ehemaligen Siegener und Diürener Bergamts- 
bezirkes aus. Im den Grenzen diefer Bezirke waren 11,539 Eiſenerz-, 9626 
Bleterz=, 2785 Zinkerz- und 511 Brauntohlenbergleute beichäftigt,; die Erze 
treten im Gängen und Yagern auf. — Die Bergichule zählte 35 Schüler, fie 
wird aus Zuſchüſſen des Staates und Beiträgen der Gewerkſchaften unterhalten ; 
die Ausgaben betrugen 13,492 Mark, worunter 6243 Mark Unterftügungen 
an die Schüler. In dem Schulvorftande find der Staat und die Gewerf- 
ichaften vertreten. 

Die Steigerfchule zu Wetzlar, welde ihrem Statut gemäß für die Berg: 
ſchule zu Stegen vorzubereiten, aber auch jelbftändig untere Grubenbeamte für 
da3 Bergrevier Weplar auszubilden bezwedt, war von 14 Schülern befuct. 
Die Ausgaben betrugen 1410 Mark 56 Pf. Die Verwaltung erfolgt unter 
Vorſitz des Nevierbeamten durch Vertreter der (Eifenerz:) Bergwerke des Reviers, 
welche zu den Schultoften contribuiren. Die Zahl der Bergleute: 1363, ift in 
der für Siegen angeführten Zahl der Eifenerzbergleute bereits enthalten. 

9. Die Bergihule zu Dillenburg ift zur Ausbildung von Grubenbeamten 
in dem ehemaligen Herzogthum Naſſau oder jegigen Regierungsbezirke Wies— 
baden beitimmt; dieſer zählte 3134 Eiſenerz-, 2965 Bleierz- (und Zinferze), 
415 Manganerz> und 564 Braunfohlenbergleute; der Bergbau fand auf Gängen 
und Lagern ftatt. Im Dillenburg wurden 12 Bergichüler unterrichtet. Die 
Schule wird unterhalten durch Beiträge aus der Staat3= und communaljtändi= 
ichen Gafje, von der Stadt Dillenburg und den Gewerfen; der Berfchiedenheit 
der Beitragsquellen entſpricht aud die Zufammenfegung des Schulvorftandes. 
Die Ausgaben betrugen 4436 Mark 70 Pf., wovon 939 Mart Schülerunter- 
jtügung. 

j 10. Die Bergichule zu Bardenberg bildet Steiger für die Steinfohlen= 
gruben ver Meviere Düren und Aachen aus. Auf diefen Gruben arbeiteten 
5358 Bergleute, die Schule war von 22 Zöglingen befuht. Die Schule wird 
aus Beiträgen der Werfsbefiger unterhalten, diefe und der Staat find in dem 
Vorftande vertreten. Die Ausgaben betrugen 3618 Mark 32 Pf. 
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Die Bergſchule zu Saarbrüden bildet die Grubenbeamten des Saar- 
priidener Steinfohlenbedend aus; daſſelbe beſchäftigte 23,103 Bergleute; es 
wurden im Ganzen 70 Bergichüler, nämlich 12 auf der Hauptichule (Ober- 
claſſe) und 58 auf den drei Bergvor: (oder Steiger:) ſchulen unterrichtet. Die 
Unterhaltung und Verwaltung erfolgt durdy den faft ausichlieglihen Bergwert3- 
befiger, den Staat, bezw. deſſen Bergwerksdirection in Eaarbrüden. Die Aus- 
gaben betrugen 29,971 Marf 31 Pf, wovon 7799 Mark 10 Pf. Unter- 
ftügungen an die Schüler der Oberclaſſe. 

Aus vorftehender Zufammenftellung laſſen fich zur befferen Ueberſicht nach— 
folgende Zahlen ableiten: Im Jahre 1876 famen bei der Bergfchule 


I. zu Tarnowig 41 Schüler auf 44,816 Bergleute (1:1093) 
I. „ Waldenburg > 4 De „ 11,890 = (1:566) 
111. „ Eisleben 577 „ „ 25,020 = (1:439) 
(inel. 1957 Hlittenleute und 
Saliniften) 
IV. „ Clausthal 25 „ auf 10,326 Bergleute (1:413) 
(incl. 1952 Hüttenleute) 

V. u. VI „Bochum-Eſſen 137° „ auf 81,433 Bergleute (1:594) 
VII u VIII. „ Siegen-Wetzlar 52 „ „24,461 # (1:470) 
IX. „ Dillenburg 12 5 — 6,978 2 (1:582) 

X. „ Bardenberg a2 „ 5,358  „ (1:244) 

XI. „ Saarbrüden 70 5 „. 29,103 — (1:330) 








bei fämmtlichen Anftalten 437 Schüler auf 233,390 Bergleute (inclusive 
3909 Hitttenleute und Saliniſten) oder Ein Bergſchüler auf 534 Arbeiter. 


Die Ausgaben für den Bergichulunterricht überfchlagen fi auf mehr als 
130,000 Mark jährlih, jo daß auf den Kopf der Bergfchüler mehr al3 300 
Mark zu berechnen jind. 

Dbige Zahlen, ſoweit fie die Bergleute betreffen, find desgleichen nur als 
angenäherte zu betrachten. Die amtliche Statiftit zeigt, daß im Jahre 1876 
auf den preußiſchen Bergwerken 236,335 Arbeiter bejchäftigt waren, alfo un= 
gefähr 7000 Arbeiter mehr, als die Tabelle jummiren läßt, eine Differenz, 
welche fi) dadurch erflärt, daß die ummwichtigeren Mineralgewinnungen unberück⸗ 
ſichtigt blieben. Gleichwohl ſind die meiſten Zahlenangaben eher zu hoch ge— 
griffen, weil nicht alle Bergwerke den Schulverbänden beigetreten ſind. 

Es war leider nicht möglich, die Mannſchaftsziffern der einzelnen Ver— 
bandbergwerfe zu ermitteln; doch möchte die Differenz zwiichen der wahren und 
der angenommenen Zahl wohl nur ausnahmsweife von praftiichen Belange fein. 


Unter den Einrichtungen des Bergfchulweiens haben zunächft die Bedingungen 
der Aufnahme ein ganz befonderes Intereſſe. 

Sämmtlihe Schulen verlangen die vorgängige praftiiche Ausbildung der 
Aufzunehmenden,. Das Minimum fordert fcheinbar Saarbrüden, nämlich den 
Nachweis „mindeftens“ einjähriger wirklich bergmännifcher Handarbeit; es betrug 
aber bei den 1576 aufgenommenen Bergvorſchülern die zurücgelegte praftifche 
bergmännijche Arbeitszeit durchichnittlih 39,5 Jahre; das Martmum wird durch 
das Bochumer Statut gefordert, nämlich: „der Aufzunehmende muß in der 
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Regel vier volle Jahre Bergarbeit in ver Grube betrieben haben“; die übrigen 
Bergſchulen verlangen durchweg zweijährige Arbeitzeit, mit Ausnahme von 
Clausthal, Bardenberg und Dillenburg, bei welchen Bergichulen (der exfteren 
unter Borausjegung des Vorſchulbeſuches) dreijährige bergmänniſche Praris für 
die Aufnahme zur Schule bedingt tjt. 

Die Schulafpiranten haben bei ihrer Anmeldung durch Zeugniſſe der Werfs- 
leiter den Nachweis zu erbringen, daß fie mit Fleiß und Geſchick die Gruben: 
arbeiten verrichtet, auch ſich anftindig geführt haben, desgleihen durch Attefte 
der Behörden ſich darüber auszuweifen, daß fie während des Schulcurjus vom 
Militärdienite befreit bleiben. 

Aus dem Mitgerheilten geht hervor, daß die untere Altersgrenze für die 
Bergſchulaſpiranten verjchteden hoch gelegen it. Nach den Beltimmungen der 
Gewerbeordnung und in Folge der eigenthümlichen Verhältniſſe des Bergbaues 
bat ſich al3 Regel entwidelt, daß die Arbeit auf den Bergwerfen zwar mit dem 
14. Lebensjahre beginnen kann, jedoh nur „über Tage”, während die wirfliche 
Bergarbeit, die Beſchäftigung „unter Tage“, die Zurüdlegung des 16. Lebens— 
jahres vorausfegt. 

Werden die in den Statuten bedingten Jahre der Praxis hinzugerechnet, 
jo ergibt ſich das Minimalalter des Bergihülers. Diefes ift übrigens bei 
einigen Schulen noch ausdrüdlich feitgefegt, fo von Tarnowig auf 17, von Eis: 
leben auf 18, von Waldenburg auf 21 Jahre. — Eine obere Altersgrenze 
ift nirgendwo ſtatuirt. Thatſächlich ift die größere Mehrzahl der Bergichüler 
zwifchen 20 und 25 Jahren alt, die meisten von ihnen haben der Milttärpflicht 
bereit8 genügt oder find al3 zu deren Ableiftung untüchtig zurüdgeftellt worden. 

Die zur Aufnahme in die Bergichule angemeldeten Bergleute haben fich 
einer Prüfung zu unterwerfen, in welder nach übereinftimmender Feſtſetzung der 
Statuten verlangt wird die Fertigkeit zu leſen, leſerlich und richtig zu ſchreiben, 
mit den vier Species zu rechnen; nad dem Bochumer und Eislebener Statute 
auch die Fertigkeit, einfache Gegenftände, wie Werkzeuge, in Linien zu zeichnen. 
Diejenigen Bergichulen, welche ſich auf Fortbildungsichulen ftügen, haben in« 
dejfen diefe Forderungen praftifch verihärfen und erhöhen fünnen, namentlich 
in der Mathematif und durch Aufnahme der Naturlehre und des Zeichnen 
unter die Prüfungsgegenftände. Doch dürften an feiner Stelle weitergehende 
ald die auch durch guten Volksunterricht zu erzielenden Yeiftungen beanſprucht 
werden. 

Die in der Prüfung beftandenen Bergleute treten, fofern nicht in eine Ans 
ftalt der erften Schulgruppe, in die Unterclajje einer Hauptihule bezw. in die 
derſelben zu parallelifirende Steigerfchule oder einclafjige Bergſchule ein. 

Die Dauer des Unterrichtscurfus auf diefer erjten Stufe tft bei den ein- 
zelnen Schulen verjchieden beſtimmt. Die Eislebener Vorſchulen haben einjäh- 
rigen, die Wetzlarer Steigerichule hat zweijährigen Curſus: mit wöchentlich 12 
bis 16 und in Weglar 10 Unterrichtsjtunden; die Unterclafje der Tarnowiger 
Bergichule mit nur eimjährigem Curſus wird wöcentlih in 36 Stunden unter: 
richtet, die Waldenburger und die Bochumer Unterclaſſe haben zweijährigen 
Curſus mit 20 Unterrigtäitunden in der Woche, welche Zahl die Waldenburger 
Schule ım zweiten Jahre auf 24 Stunden erhöht, desgleihen find die Gurfe 
der Effener und Bardenberger Bergſchule mit 18 bezw. 16 ———— 

Schriften XV. — Fortbildungsſchulen. — 
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zweijährig, ſowie diejenigen von Eisleben mit 25 Unterridtsftunden wöchentlich 
im erften und 19 Stunden im zweiten Schuljahre, von Clausthal mit 24 und 
bezw. 28 Unterrictäftunden. Die Saarbrüdener Steigerfchulen haben 1°/,jäb- 
rigen Curſus bei wöcentlih 25 LUnterrichtöftunden. 

In Siegen und Dillenburg wird Bergichulunterriht nur während des 
Winterd (vom October bis zum April) ertheilt, „während die Sommermonate 
für eine zweckentſprechende praftiiche Beſchäftigung unter Gontrolle der Schul— 
verwaltung beftimmt find“ (Worte des Dillenburger Statutes), nah Abſchluß 
diefer im die Bergichulzeit eingefchalteten praftifchen Fortbildung kehren die Berg: 
ſchüler zur Anſtalt zurück, deren Unterſtufe und ebenfalls !/,jähriger Oberſtufe 
in Stegen 31 und Dillenburg 29 Unterritöftunden zugetheilt find. 

Auf ſämmtlichen übrigen Bergihulen mit alleiniger Ausnahme von Tar- 
nowig und den Oberclaffen von Bodum und Saarbrüden ift praftiich = berg- 
männtfche Beichäftigung mit dem Schulunterrichte verbunden; diefe fällt gemeinig- 
(ih in eine vom Unterricht freigelaffene Tageshälfte, nur zu Bardenberg auf 
ſchulfreie Wochentage. 

Die Dauer der täglichen Grubenarbeit der Bergſchüler ift ftrenggenommen 
diejenige einer gemöhnlichen Bergmannöſchicht, alſo von acht Stunden; doch iſt 
in Waldenburg als Minimum das Verfahren von 6 halben Schichten in der 
Woche gefordert und bei den Saarbrüdener Steigerſchulen die Schihtdauer auf 
6 Stunden feftgejett. 

Auch wo jolhe Beftimmungen nicht erlafien werden fonnten, bat wohl 
überall die Praxis den Bergſchülern Erleichterungen eingeräumt. 

Die Art und Dauer, fowie die Reihenfolge der verjchtedenen praktiſchen 
Arbeiten find in Clausthal und Saarbrüden, an welchen Orten der Werföbefig 
und die Schulleitung in der Einen Hand des Staates ſich vereinigen, in ges 
nauer Weiſe reglementariſch feftgeftellt worden; die andern Schulen find mit 
ihren Bemühungen um zwed= d. h. aud dem Unterrichte entiprechende praftifche 
Beihäftigung der Bergihüler auf die Einfiht und den guten Willen der Werfs- 
leitungen angewiefen — freilich wohl felten vergebens. 

Die Möglichkeit, während des Echulcurfus feinen Unterhalt zu verdienen, 
Öffnet au dem ärmften, aber begabten Bergmanne den Zugang zur Schule. 
Ueber die Berechtigung bezw. den Werth gleichzeitiger Grubenarbeit für die fach— 
he Ausbildung der Bergſchüler joll fpäter geredet werden. 

Die Oberclaffen in Tarnowig, Waldenburg und Bochum haben einjährige 
Curſe mit bezw. 36, 24 und 34 Stunden Unterricht in der Woche; die Haupt= 
clafie zu Saarbrüden hat einen 1?/,jährigen Curſus mit 34 bis 37 Unterrichts- 
ftunden wöchentlich. 

Der an die Obenclaffen in Tarnowitz, Bohum und Saarbrüden ange- 
ſchloſſene Eurfus zur Ausbildung von Markſcheidern ift von I, 1 und 11/,jäh- 
riger Dauer bei 36, 48 und 48 Stunden theild theoretifchen, theils praktiſchen 
Unterrichtes in der Woche die in Clausthal errichtete Fachſchule für Mark— 
ſcheider ift der Bergafademie eingeordnet. 

Da mit dem bezeichneten Unterrichte eine Specialität verfolgt wird, welde 
nur ein feiner Theil der Bergſchulen in fein Programm aufgenommen bat, 
jo fol im diefer Darftellung, welche das Bergſchulweſen im Allgemeinen zu 
ſchildern trachtet, auf diefes jüngfte und höchſte Reis des Bergichulunterrichtes 
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zwar hingewiefen fein, dann aber die Aufmerffamkeit auf den Stamm deffelben 
zurücgelenft werden. 

Die Lehrpläne der Bergſchulen laſſen zwar nirgendwo die durch die Ber- 
Ihiedenartigfeit der localen Aufgaben bedingte abweichende Ausbildung einzelner 
Züge verfennen, aber nur ausnahmsweiſe möchte auch in diefen der Charakter 
der Verwandiſchaft völlig verwiſcht ſein. 

Leider kann die Erörterung dieſer Lehrpläne über die etwas trockene Auf— 
zählung der Unterrichtsfächer und der denjelben zugewiefenen Unterrichtsftunden 
faum die Berüdfihtigung der Details iſt jowohl des zugemefjenen 
Raumes wegen unzuläffig, als auch wegen der Unzahl von Angaben, welche mit 
denjelben Worten nocd lange nicht überall dafjelbe zu bezeichnen brauchen, eher 
verwirrend als aufflärend. Ich vermeide alfo, den auf den einzelnen Schulen 
durchgearbeiteten Lehrſtoff fachweiſe zu ſpecificiren, und bejchränfe mid darauf, 
eine allgemeine Claſſificirung jenes Lehrſtoffes nad) den verſchiedenen Fächern 
und das Zeitmaß der an Ddiejelbe gewendeten Unterrichtsarbeit zu geben. In 
der wohl überall zutreffenden VBorausfegung, daß diefe Arbeit fih auf Schüler 
mit der wiſſenſchaftlichen Vorbildung der Volksſchule richtet, daß diefe Schüler 
in ihrem Fache bereit? ſeit Jahren thätig geweſen find und daß fie einem 
reiferen Yebensalter angehören, läßt fih für den mit Schulverhältnifjen über: 
haupt VBertrauten annähernd ermeilen, wie hoch und wie weit die Ziele des 
Bergſchulunterrichtes geſteckt find. 

Eine Ueberſicht über das weite Feld des letzteren dürfte am beſten zu 
erreichen ſein, wenn die in Frage kommenden Schulanſtalten nach den früher be— 
ſtimmten Gruppen zuſammengeſtellt und ihre Lehrpläne zunächſt in den über— 
einſtimmenden Hauptfächern verglichen werden. Unterrichtsfächer, welche ſich in 
dem Lehrplane der Anſtalten einer jeden Schulgruppe wiederfinden, ſind die 
Bergbaukunde, die Mathematik, die Markſcheide-, d. i. Grubenmeßkunde, und 
das Zeichnen; die Vergleichung der auf dieſe Hauptfächer fallenden Lehrſtunden 
bietet deßhalb größeres Intereſſe. 

Die Vorſchulgruppe weiſt auf den von Eisleben abgezweigten Anſtalten 
Wettin, Eisleben und Frankfurt der Bergbaufunde im einjährigen Eurfus 44, 88 
und 132 Unterrichtsſtunden zu, während die Schule zu Weglar im zweijährigen 
Curſus 176 Stunden für jenes Hauptlehrfach beftummt hat. 

In der zweiten Sculgruppe find der Bergbaufunde gewidmet auf der 
Anftalt zu 

Zarnowig Dillenburg Siegen Bardenberg 


132 192 240 264 
den Saarbrüdner Steigerfchulen zu Waldenburg Clausthal 
264 352 352 
Eſſen Eisleben Bochum 
528 528 528 Stunden. 


In der dritten Schulgruppe entfallen auf die Bergbaukunde bei der Ober— 
claſſe zu Tarnowitz und Waldenburg 176, Bochum 264 nnd Saarbrücken 
396 Unterrichtsſtunden. 

Um die ſehr weitgehenden Differenzen zu erklären, reichen die localen Ver⸗ 
ſchiedenheiten, insbeſondere der Umſtand nicht aus, daß Erz: und Kohlen- oder 

8 “ 
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Gang: und Slögbergbau ungleiche” Anſprüche erheben. Während Tarnowitz auf 
beiden Glafjen in Summa 308 Stunden für den Unterricht in der Bergbau: 
funde für zulänglic eradjtet, ftellen die unter ähnlichen Bergbauverhältniifen 
auf verwandte Ziele hin arbeitenden Schulen zu Waldenburg, Eſſen, Bochum 
und Saarbrüden der Bergbaufunde im Ganzen 528, 792 und 660 Lehrſtunden 
zur Verfügung; gleichzeitig ſchließt Tarnowig audı auf feiner Unterftufe und 
gegenſätzlich zu den letztgenannten Bergſchulen die parallel laufende praktiſche 
Beſchäftigung ſeiner Schüler aus. 

Wir begegnen in dieſer abweichenden Einrichtung des Tarnowitzer Berg— 
fchulunterrichtes einem ſeit März 1874 dort zur Geltung gelangten Principe, 
über deſſen Berechtigung an diefer Stelle nicht geftritten werden foll. 

Die Mathematik ift bei der VBorfhulgruppe in Eisleben und in Wettin 
mit 220, in Frankfurt mit 154, in Weglar mit 264 Unterrichtsftunden für 
die Dauer des Curſus bedadıt. 

Die zweite Schulgruppe verwendet auf die Mathematik im Ganzen 176 Un— 
terrichtsſtunden (Eisleben) bis 462 (Bardenberg). Die Zwijchenglieder bilden 
Dillenburg und Stegen mit 192, Waldenburg 264, Clausthal, Bochum umd 
Eiien mit 352, Tamowig und die Saarbrüdener Steigerfchulen mit 396 ma— 
thematischen Unterrihtsitunden. 

Bon diefen entfallen auf die Oberclaffengruppe für die Dauer des Curfus 
196 — 572 Stunden, nämlid in Waldenburg und Bohum die Minimal» und 
in Saarbrüden die Martmalzahl, bei 352 mathematiichen Unterrichtftunden 
der Tarnowitzer Oberclaffe. 

Die auch in dem genannten Yehrfache hervoripringenden Berfchtedenheiten 
des Zeitaufwandes laſſen fid) zum Theil auf da8 Mehr: oder Mindermaß zurüd- 
führen, welches die Bergbaufunde auf den einzelnen Schulanftalten beanfprucht ; 
zum Theile gleichen fie fi) wieder aus, wenn bie auf die Mathematik fich 
gründenden, bezw. dieſe anwendenden Disciplinen mit in den Vergleich gezogen 
werden. Hierbei fommen bejonders in Betracht die Mechanik, die Bauconſtruc— 
tions⸗, die Mafchinenlehre, die Markicheidefunde und das Grubenrechnungsweſen. 

Bon diefen Lehrfächern foll al3 eine durdy ſämmtliche Schulpläne hindurch— 
gehende Disciplin die Markicheidetunde zunächft zu einer Parallele verwandt 
werden. 

Die erfte Schulgruppe widmet der Marffcheidefunde in Wettin 44, Frank: 
furt und Eisleben 66, Wetlar 88 Stunden während der Dauer des Curſus; 
die zweite Gruppe verwendet auf dieſes Fach in Bardenberg 66 Stunden, in 
Tarnowitz, Eisleben und Eſſen 88, Siegen und Dillenburg 96, Saarbrüden 
132, Clausthal und Bodum 176, Waldenburg 220 Unterrichtäftunden ; auf 
den Oberclaſſen waren dem Markicheiden zugewiefen in Waldenburg 132, in 
Zarnowig und Bodum 176, in Saarbrüden 264 Unterrictsftunden. 

Für den vierten, auf "allen Bergſchulen gepflegten Yehrgegenftand: das 
Zeichnen, find in der erften Gruppe SS— 176 Stunden, in der zweiten Gruppe 
132— 484 Stunden, in der dritten 8S—264 Stunden beftimmt, beziehentlich 
fommen auf das Zeichnen: 

zu Frankfurt SS, zu Wettin und Eisleben 132, zu Wetzlar 176 Unter» 
richtsſtunden, 

bei den Saarbrückener Steigerſchulen 132, in Eſſen 154, in Tarnowitz 
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176, in Dillenburg 240, in Eisleben, Clausthal und Stegen 264, in Bodum 
352 und in Waldenburg 484 Stunden, endlih auf den Oberclafien in Walden- 
burg 88, in Bodum 196, in Tarnowig und Saarbrüden 264 Yehrftunden. 

Auch dieſe Zahlen erfahren eine Annäherung durdy den Umftand, daß der 
Zeichenunterriht in verwandte Fächer, namentlich das Markſcheiden, übergreift, 
fo daß ein Theil der für dieſes Lehrfach beftimmten Stunden eigentlich dem 
Zeichnen zuzuzählen wäre. 

Der an die Mathematik anlehnenden Disciplinen des Bergichulunterrichtes 
ift Ihon Erwähnung gethan; unter denjelben ift die Mechanik, die Mafchinen- 
und die Bauconftructionslehre in den Stundenplänen aller Anftalten der zweiten 
und dritten Gruppe vertreten, wobei die einzelnen Fächer entweder in der an— 
geführten Weife fih zu folgen, oder aber mit einander verbunden zu fein 
pflegen. 

i Fakt man diefe verwandten drei Fächer zufammen, fo ergibt fich, daß den« 
jelben im Ganzen widmen aus der zweiten Schulgruppe Bardenberg 66, Tar⸗ 
nowig und Saarbrüden 88, Siegen und Eisleben 120, Clausthal und Bodum 
176, Eſſen 220 Stunden, aus der Oberclafiengruppe Waldenburg 88, Saar: 
brüden 132, Bodum 176, Tamowig 256 Unterrichtsftunden., 

Diejenigen Bergſchulen, welche die Mechanik und Mafchinenlehre nicht als 
gejondertes Yehrfac in ihren Stundenplänen aufführen, pflegen jenen in der 
Phyſit und auch in der VBergbaufunde ihren Plag anzuweiſen, unberüdjichtigt 
bleiben diefe Disciplinen auf keiner Bergichule. 

Ebenfo wenig die Naturwiſſenſchaften, von welchen die Mineralogie, die 
Geognofie, die Phyſik und die Chemie als fpecielle Lehrfächer auftreten. 

Die Mineralogie und Geognofie, oft unter dem Namen „Gebirgälehre“ 
vereinigt, wird gelehrt zu Weglar in 88 Unterrichtöftunden, zu Eſſen 
und auf den Saarbrüdener Steigerihulen in 44 Unterrichtäftunden, zu Eis— 
(eben in 78, zu Tarnowig und Clausthal in 88, zu Dillenburg in 120, 
zu Siegen in 144 und zu Waldenburg in 264 Unterrichtäftunden; die Unter 
clafje der Bochumer und die Bardenberger Bergichule behandeln die Gebirgs— 
lehre al3 einleitenden Theil der Bergbaufunde, fo daß diefe nicht als bejonderes 
Fach in den Stundenplänen erjcheint. 

Auf den Oberclaffen find der Gebirgälehre zugewieſen: in Tarnowitz, 
Waldenburg und Bochum 88, in Saarbrüden 44 Unterrihtöftunden. 

Phyſik und Chemie find erft in der zweiten Schulgruppe, als Lehrfächer 
getrennt und verbunden, vertreten. 

Denfelben widmen Waldenburg 88, Siegen 96, Bodum und Eſſen 132, 
Eisleben, Clausthal und Saarbrüden 176 und Tarnowig 264 Unterricht3= 
ftunden. 

Die beiden Bergichulen von Eisleben und Clausthal, welche zugleih die 
Ausbildung von unteren Hüttenbeamten verfolgen, haben der Chemie, al3 einem 
der wichtigiten Hilfsfäher der Metallurgie, durch Aufnahme analytijher Uebungen 
(insbefondere der ſog. Probirfunft) in den Lehrplan eine bevorzugte Stellung 
gegeben; für diefelben find in Eisleben 88, in Clausthal gar 264 Stunden 
angefegt; die gleihe Stundenzahl kommt auf diefen Anftalten der Hütten— 
funde zu. 

Die Oberclaſſen haben für Phyſik und Chemie in ihren Yehrplänen zu: 
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Tarnowig und Waldenburg 58, zu Bodum 264 und zu Saarbrüden 374 
Stunden beftimmt. 

Als von ſämmtlichen Anftalten der II. und III. Schulgruppe gepflegtes 
Lehrfach it endlich das Grubenrechnungsweſen zu nennen, welches getrennt oder 
auch in Berbindung mit dem Rechnen, ſowie dem Unterrichte über Bergverwal- 
tung und Bergpolizei erſcheint. 

Im Grubenrehnungswefen wird unterrichtet zu Bardenberg während 11, 
in Bohum und an den Saarbrüdener Steigerfhulen während 22, in Tarnowig 
und Eſſen während 44, in Dillenburg und Siegen während 48, in Eisleben 
und Clausthal während 88 Stunden. 

Es verwenden auf dafjelbe Lehrfach die Oberclaſſen zu Tarnowig 44, zu 
Saarbrüden 66, zu Waldenburg und Bohum 88 Unterrichtsftunden. 

Die Erläuterung der berggefeglichen und bergpolizeilihen Beftimmungen 
findet fih in den Stundenplänen von Eisleben und den vier Oberclaffen als 
etrenntes Yehrfach, dort, in Tarnowig, Waldenburg und Saarbrüden mit 44, 
in Bochum mit 88 Stunden bedadıt. 

Bon den allgemeinen bildenden Unterrichtägegenitänden ift bei einigen Berg- . 
ſchulen die deutſche Sprache in den Lehrplan aufgenommen, entweder zur Wieder: 
bolung des Elementarunterrihtes und dann mitunter dem Schreibunterrichte 
combinirt oder mit höher Tiegenden Zielen zur Einführung in die National: 
literatur, 

In der Borfchulgruppe find dem Deutſchen zu Eisleben und Frankfurt 88, 
zu Wettin und Wetzlar 132 Stunden eingeräumt; es jegen für daffelbe Lehr— 
fach an: die Bergfchule zu Bardenberg 88, Tarnomig (Unterclaffe) 132, Dillen- 
burg 144, Waldenburg (Unterclaffe) 176 und die Saarbrüdener Steigerſchulen 
264 Stunden; auf den Oberclaffen zu Tarnowig, Waldenburg und Saarbrüden 
werden deutſche Sprache und Literatur in je 88, 88 und 132% Stunden gelehrt. 

Nur Tarnowig hat aud die Geographie und zwar mit im Ganzen 88 
Stunden in dem Lehrplane feiner Unterclaffe berüdfichtigt. 

Die Schulen von Bochum, Siegen, Wetzlar und Saarbrüden laſſen ihren 
Zöglingen durch Knappſchaftsärzte Unterriht in den erften SHilfeleiftungen bei 
Unglüdsfällen ertheilen ; diefer Unterricht, dem Iegten Schulfemefter vorbehalten, 
ditrfte durchfchnittlih 22 Stunden beanfprucdht haben. 

Wie ſchon bedauernd erflärt wurde, gewinnen diefe dürren Zahlenreihen 
nur für den mit der Schularbeit Bertrauten anfhaulihe Körperlichkeit, für den 
diefer Arbeit ferner Stehenden kann es, gleiche Kräfte der Schüler und bezw. 
der Lehrer vorausgefegt, Freilich auch fein beſſeres und ſchärferes Maß zur Be- 
urtheilung der Schulleiftungen geben. 

Es ift ein cum grano salis zu verftehender Vergleih, wenn das in den 
Hilfswiſſenſchaften (der Mathematik, Phyſik, Chemie, Mechanik und dem Zeichnen) 
von der Bergichule erreichte Biel demjenigen der preußiſchen Gewerbeſchule 
älterer Organıfation gleichgeftellt wird. 

Für die Ziele und Yeiftungen in den eigentlihen Fachdisciplinen (Bergbau, 
Markſcheidekunde u. ſ. w.) find die Anforderungen des praftifchen Berufes und 
die Art, wie diefelben befriedigt werden, entfcheidend. 

Ohne Ueberhebung darf behauptet werden, daß diefe Anforderungen an 
das Wiſſen und Können des Grubenbeamten, namentlich) an dasjenige des Be: 
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triebsführers einer größeren Tiefbaugrube, beträchtlich höher Liegen, als fie an 
den Meifter in irgend einem andern Jnduftriezweige geftellt werden — und daß 
die Bergichule der auf fie gelegten ſchweren Aufgabe gerecht wird. 

Zum richtigen Berftändnijfe de von der Bergſchule Erftrebten und Er: 
reichten würde indeflen die bisher gegebene Charatteriftit des Schülermaterials 
und die Aufzählung von Lehrfähern und Yehrftunden jchwerlic genügen, wenn 
fie nit in der Charakteriſtik des Lehrerperfonal3 und feiner Methode eine Er- 
gänzung fände. 

Selbjtverftändlih kann die Charakteriftif des Lehrerperfonals ſich nicht auf 
die durchaus über meiner Kritik ftehenden Jndividuen erftreden, fondern viel» 
mehr nur eine rein äußerliche fein. In diefem Sinne wäre anzuführen, daß 
da3 Hauptunterrihtsfah, die Bergbaufunde, auf ſämmtlichen Bergihulen aus 
der höheren Staatscarriere hervorgegangenen Bergbeamten anvertraut ift, welche 
in Waldenburg, Eisleben, Bodum und an der Saarbrüdener Oberclaffe im 
Hauptamte, bei den übrigen Schulen im Nebenamte lehrthätig find. 

Desgleihen wird der Unterriht im Markſcheiden und der Mafchinenlehre 
durchweg von in dem Specialfahe praktiſch thätigen Männern (Marticheidern, 
Ingenieuren und Werkmeiftern) erteilt; meiſtens unterrichten diefelben aud im 
Zeichnen. Mit wenigen Ausnahmen find dieſe Lehrer bei der Bergſchule im 
Nebenamte angeftellt. 

Auf den Unterftufen einzelner Anftalten unterrichten im Deutfchen, Schreiben, 
Rechnen und aud in der Phyfit Elementarlehrer; im Uebrigen werden die Ma— 
thematif und die Naturwiffenfchaften von Bergtehnifern der bezeichneten Art, oder 
von Männern gelehrt, welde aus dem höheren Schulfacd hervorgegangen find. 

An zwei —— Schulen führen die Letzteren die Direction, bei ſämmt⸗— 
lichen übrigen Bergſchulen ift diefe in die Hand activer oder beurlaubter Staats: 
bergbeamten gelegt. 

Im Wefentlihen ift ſonach die Zufammenfegung der Yehrercollegien an den 
Bergichulen diefelbe geblieben, wie fie von Anfang an fi) herausgebildet hatte, 

Der Umftand, daß der fpecifiihe Techniker zu lehren und der jpecifijche 
Lehrer Techniker zu unterrichten hat, bedingt eine eigenthümlihe Schwierigkeit 
des Bergichulunterricht3;; jeder Bergichullehrer hat fi auf einem ihm urjprüng« 
lich freinden Gebiete erft heimisch zu machen, ehe er mit Erfolg zu wirken 
fähig wird. 

Inhalt und Form, Stoff und Methode des Bergihulunterricht3 ergeben 
fid) aber aus der Eigenart des Schülermateriald und feines Ausbildungszieles 
in fo beftimmter Weife, daß der Lehrerfolg ganz und gar abhängig ift von der 
Fähigkeit des Lehrers, jich bezw. feinen Unterricht jener Eigenart anzupaiien. 

Da die Bergjhule für einen Lebensberuf abſchließend — ſoweit Soldyes 
überhaupt auf einer Schule geſchehen kann — vorbilden joll, jo ift klar, daß 
das praftifche Object diefes Berufes, willenihaftlih erfaßt und begründet, aud) 
den Hauptgegenftand des Unterrichtes darftellen muß. Deßhalb ift die Berg— 
baufunde das weitaus wichtigfte Fach im Yehrplane der Bergſchule, die eigentliche 
Aufgabe ihres Unterrichtes: den Gedanteninhalt der bergbaulichen Praris dem 
Schüler zu vermitteln. Alle übrigen Fächer des Bergihulplanes erhalten ihre 
Richtung und ihr Maß aus ber Beziehung auf die Vergbaufunft, fie follen 
nichts anderes fein als die Stügpfeiler und das Gebälk in deren Lehrgebäude. 


120 Dr. Schultz. 


Indem fo die Ausgangs» und Zielpunfte des Bergichulunterrichtes in der 
bergbaulicen Praxis gefunden werden, ergibt fih von felbjt das Gebot, Unter- 
richt und Praxis im iInnigften Zufammenhange zu erhalten, ein Gebot, welches 
nur durch ausgedehnte praktiſche Yehrzeit vor der Schule und die Verbindung 
des Schullernens mit der Bergarbeit fich befriedigend erfüllen läßt. Auch 
ergibt ſich die Beichränfung des bergbaulichen Unterrichtes auf die Iocalen 
Berhältniffe des Bergjchulrevieres oder doch die vorjchlagende Betonung dieſer 
letzteren. 

Eine Lehrwerkſtätte kann und ſoll die Bergſchule zwar nicht ſein, aber ſie 
wird um ſo mehr leiſten, je kürzer und offener der Weg zwiſchen der Lehre 
und der Werkſtätte iſt, wenn der Blick vom Lehrſtuhl und der Schulbank in 
die Werkſtätte der Grube und von dieſer zurück in die Schule reicht. 

Dieſe Auffaſſung des Bergſchulunterrichtes iſt die althergebrachte; durch die 
Erfahrungen dreier Generationen als die richtige erwieſen, hat ſie bis auf den 
heutigen Tag die Herrſchaft behauptet. 

Alle Bergſchulen bedingen für die Aufnahme längere praktiſche Lehrzeit; die 
große Mehrzahl der Bergſchulen läßt ihre Zöglinge in der vom Unterrichte freien 
Tageszeit eine Grubenſchicht verfahren, während andere bei ungefchmälerten Un— 
terrichtötagen eine Jahres- oder auch die Wochenhälfte der Praris zuwenden. 
Ueberall find mit dem Unterrichte Exrcurfionen auf die Werke verbunden, bet 
vielen Bergfchulen hat der Schüler in einem Tagebuche über feine prattifche Beichäf- 
tigung fortlaufend zu berichten, diefe durch Wort und Zeichnumg zu erläutern. 

Bon dem Spfteme nmebenhergehender Schul- und Grubenbefhäftigung hat 
fich allein die Bergichule zu Tarnowig und zwar erft feit wenigen Jahren aus: 
geſchloſſen. 

Wenn auch die Schüler der Oberclaſſen zu Bochum und Saarbrücken für 
die Dauer des Curſus von der Grubenarbeit beurlaubt ſind, ſo wird hierdurch 
keineswegs das Princip geopfert, denn die Schüler dieſer Oberclaſſen, ganz ab⸗ 
gejehen von ihrer verhältnißmäßig geringen Zahl, ſind aus der Lehrpraxis der 
Unterclaſſe hervorgegangen und in die Oberclaſſe nur aufgenommen, weil ihre 
praktiſchen Anſchauungen und Fertigkeiten genügend gefeſtigt erſchienen, um fie 
ohne Schaden der Bergarbeit entziehen zu können. 

Wie ſchon aus dem allerdings vereinzelten Falle abweichender Geſtaltung 
hervorgeht, hat es der beſchriebenen Organiſation nicht an Gegnern gefehlt. 

Man tadelt, wenn auch nicht die der Schule vorausgehende praktiſche Lehr— 
zeit, doch das Nebenhergehen der Grubenarbeit während der Schulzeit bezw. 
das Unterbrechen der letzteren durch die erſtere; man meint, der Zeit- und 
Kraftaufwand, welchen die Grubenarbeit bedingt, gehe dem Unterrichte verloren, 
ſchließe das häusliche und Selbſtſtudium ſo zu ſagen aus und ſchmälere ſomit 
die Lernleiſtung, die Diſſonanz geiſtiger und leiblicher Anſtrengung verwirre und 
ſtumpfe ab, längere Unterbrechung des Unterrichtes ſtelle die Erfolge der voraus— 
gegangenen Schularbeit wieder in Frage und dergleichen mehr. 

Tem ift entgegen zu halten, daß die Grubenarbeit, in das richtige Ver— 
hältniß zur Schularbeit gebracht, die Ausbildung nicht mindert, fondern ergänzt 
und mehrt; daß die Harmonie beider Thätigfeiten, die Uebereinftimmung des 
Schullernend mit der jelbft angefchauten oder mit vollbrachten Praris jenem 
erſt das Leben einhaucht; daß der Wechſel zwiſchen der Schule und der Praxis 
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die eine zum Prüfſtein für die andere werden läßt, das Wiſſen in Können 
und das Können in Wiſſen umſetzt. 

Aber man kann ſelbſt das Gewicht der erhobenen Einwände vollauf gelten 
laſſen und wird doch das angegriffene Syftem um feines größeren Nugens willen 
bevorzugen müſſen. | 

Wenn irgendwo, fo gilt im Fachſchulunterrichte und jpectell für den Berg- 
ichulunterricht die goldene Regel: „vitae non scholae discimus“. 

Der Bergihüler fieht ſich am Schluſſe des Schulunterrichtes dem realen 
Leben mit feinen unerbittlichen Anforderungen gegenüber, er ift aber als Gruben- 
beamter baltlos und verloren, wenn die Betriebsverhältniffe ihm nur aus dem 
Hefte oder Buche befannt find, wenn die Arbeiter an feiner bergmänntchen 
Ueberlegenbeit zweifeln dürfen, 

Mag immerhin ein die nebenhergehende Grubenarbeit ausfchließender Un— 
terricht mit einem Sculerfolge gefrönt werden, ein Lebenserfolg ift ihm nicht 
gefihert. In der Doppelarbeit des Tages wird dem Bergſchüler da8 Bewußt⸗ 
jein gejhärft und die Kraft geftählt, nicht blos Schüler, fondern vor Allem 
auch Bergmann zu fein, ein Mindermaß theoretiicher Bildung, wenn e8 denn 
zu beforgen wäre, wird mehr als ausgeglihen durch die größere Berufstüchtig- 
fett, worauf es doh am Ende allein ankommen fann. 

Die ſchärfſte Prüfung erfährt die Organifation des Bergichulunterrichtes 
durh das Leben und die Praris: die ganze Ehre und der befte Yohn bald 
hundertjähriger mühereicher Schularbeit liegt in dem Urtheilsiprucde dieſes 
ftrengen, aber gerechten Gerichtähofes: 


„vitae discitur“. 


Unjer gewerbliches Bildungswejen. 
Bon 
Dr. Stodbauer am Baprifhen Gewerbemufeum in Nürnberg. 


Wenn wir einen Rückblick auf Das Gewerbeweien des 16. Jahrhunderts 
werfen, jener Zeit, in der die berrlichiten und kunſtvollſten Werte entjtanden, die 
heute noch die Bewunderung des In: und Auslanded erregen, jener Zeit, in der 
deutſche Arbeiten nicht blos ebenbürtig den Arbeiten anderer Länder gegenüber 
ftanden, ſondern vielfach überlegen und deßhalb geſucht waren, — jo müſſen wir 
vor Allem der Werkftätten gedenken und des Bildungsganged der Meifter, Die 
in denjelben wirkten, um daraus für die Neforin unſeres gewerblichen Yebens 
die nothwendigen Anhaltspunkte zu gewinnen. Es unterliegt ja feinen Zweifel, 
daß diefe Werfftätten und die Erziehung in denfelben für ihre Zeit muftergültig 
waren und troß aller jener Ereignijje und Errungenbeiten, die zwiſchen dem 16. 
Jahrhundert und der Gegenwart Liegen, unſere Aufmerkſamkeit im volljteu 
Grade noch in Anfpruch nehmen. 

Es iſt wahr, wir willen blutwenig über die eigentlihe Vorbildung der 
Lehrlinge und Gefellen jener Zeit, und die verſchiedenen Handwerksordnungen, 
wenn fie aud genauen Aufſchluß über die Verhältniſſe der Meifter zu beiden 
geben, befajjen fich nicht mit Borfchriften über die Erziehung des Handmwerfer: 
ſtandes. Wir erfahren aus ihnen höchſtens, wie lange der Yehrjunge lernen, 
wie lange der Gefelle als folder arbeiten mußte, bevor er zur Metjterprüfung 
zugelafjen wurde, und höchſtens noch, wie lange in der Werfjtatt gearbeitet 
werben durfte und mußte. Dagegen aber geben uns die Beftimmungen über die 
Meifterprüfung Aufihluß über das, was der Yehrjunge umd Geſelle gelernt 
haben mußte, wenn er in den Vollgenuß aller Rechte und Begünftigungen ein- 
treten wollte, deren das Handwerk jich erfreute. 

Bier Diomente fommen bei einem ſolchen Meiſterſtücke zur Geltung: erſtens 
war dasjelbe in den meiften Gewerben genau vorgeichrieben und beftimmt, 
zmweitend war die Zeit beftimmt, innerhalb welcher dasſelbe gefertigt werden 
mußte, drittens war es Vorſchrift, daß dasſelbe in der Werkftatt oder privatim 
nicht gelehrt wurden durfte, und endlih war bei Handwerfen, die wir heute als 
Kunſtgewerbe bezeichnen, geſetzlich beſtimmt, daß der Verfertiger feine Patronen, 
d. h. die Zeichnungen und Entwürfe ſelbſt machen mußte. Aus Diefen vier mit 
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dem Meifterftüd verbundenen Thatſachen ergibt ſich, daß die Yernzeit eines Yehr- 
jungen eine ernite und angeftrengte war, und daß der Zeichnungsunterricht Dabei 
eine wejentlibe Rolle pielte. 

Blos um ein Beifpiel von der foliden Forderung zu geben, die das Meiſter— 
ftüd an den angehenden Meifter ftellte, ſei des Goldſchmieds-Meiſterſtücks in 
Nürnberg gedacht. 

Innerhalb eines Vierteljahres mußte der angehende Gejelle in dem Haufe eines 
Geſchwornen fertigen: einen Pocal von Silber in Glodenblumenform durchweg ge⸗ 
trieben und mit getriebenen Ornamenten, einen emaillirten Ring mit einem Stein 
und ein Siegel. In Bezug auf den Pocal war beftimmt, daß derjelbe in der Art 
und Weife gemact fei, wie die zu diefem Zwecke gefertigten drei Mufterpocale, 
welche 1573 mit Genehmigung des Rathes bei der Goldſchmiedinnung hinterlegt 
waren. Dieſe Pocale exiftiren heute noch, einer im South Kenington Mufeum in 
London und zwei im germaniſchen Muſeum zu Nürnberg und find unter dem Namen 
Jamnitzer Bocale allgemein befannt. Ich verzichte deßhalb auch auf eine nähere 
Beihreibung derfelben und bemerfe blos, daß fie nad) Form und Ausführung 
wahre Meifterwerke find, Ein Goldſchmiedgeſell, der diefen Pocalen Aehnliches 
und Gleichwerthiges an Kunft und Technik zu jchaffen im Stande war, mußte 
ſich eine tüchtige Handwerföbildung angeeignet haben, und da ausdrücklich bes 
ftimmt war, daß er dieſes Meifterftüd mit feinen eigenen Patronen und nad 
denfelben mache, mußte er aud im Zeichnen und Entwerfen und Mobdelliren 
eine hohe Fertigkeit befigen. 

Den Tiſchlern hier war als Meifterftük aufgegeben zu machen einen 
Tenfterrahmen mit ſechs verichließbaren Flügeln und zwar in der Weife, daß 
Diefe Flügelrahmen beliebig konnten verwechſelt und eingefett werden. Setzt diele 
Aufgabe eine Genauigkeit der Arbeit und der Maße voraus, die wir heute fajt 
allgemein vermifjen, jo war das zweite ihnen auferlegte Stüd wieder direct auf 
eine große Fertigkeit im Zeichnen bafirt. Es beftand nämlich in einem Kaſten, 
7‘ breit, 2’ tief und 8° 5* hoch, fourniert und eingelegt, und mit architektoniſchen 
Gliederungen, die der dorijchen, jonifchen oder corinthiichen Ordnung entnommen 
jein fonnten. Eine Kenntnig der Säulenordnungen verbunden mit deren An— 
wendung auf Holz war damals alſo in den Werfftätten felbftverftändlih und 
gibt und einen Einblid in das wifjenichaftlihe Streben, von Dem das gewerb- 
liche Yeben durchdrungen war. 

Die Uhrmacher hatten zu fertigen eine Standuhr 6“ hoch, 42“ breit und 
21/,“ tief; Das Wert mußte Die Stunden anzeigen, außerdem die Tageslänge, 
den Kalender, den Planetengang und das Aftrolabium; das Gehäufe und nament- 
ih der obere Auffag über der Glode mufte von Jedem mit freier Hand 
mobdellirt, ausgefchnitten und gearbeitet werden, und durfte Keiner die Zeichnungen 
dem Andern leihen, jondern Jeder war verbunden, fie eigenhändig zu componiren 
und berzuftellen. — Die wenigen Refte folder Uhren in unferen Sammlungen 
gelten heute noch als hervorragende Werke; damals waren fie gewöhnlich und 
ihre Fertigung von Jeden verlangt, der als Meifter auftreten wollte, 

Wollen wir e8 bei diefen drei Beifpielen bewenden laſſen und überlegen 
wir Dabei, wie gewiffenhaft der Lehrling und Gefelle theoretiih und praktiſch in 
der Werfftätte fich bilden mußte, um den hoben Anforderungen zu entiprechen, 
die mit dem Meifterrecht verknüpft waren! Wllerdingd waren die Meifterftüce 
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für Ale gleih und fein Geheimniß; der Lehrling konnte am erften Tage, an 
welchem er die Werfjtatt betrat, erfahren, bis zu welcher Kunftfertigteit er es 
bringen müſſe, d. b. was er nadı Ablauf feiner Lehr- und Gefellenjabre als 
Probeftüd feiner Meifterihafi machen müſſe. Bedenkt man aber, daß in einer 
MWerkftätte nur jelten, oder wenigſtens nicht oft ſich Gelegenheit bot, ſolche dem 
Meifterftüd ähnliche oder gleiche Arbeiten zu fertigen, dap den Meiftern ftrenge 
verboten war, ihren Yehrjungen oder Gefellen Specialunterricht in dem Meiſter— 
ftüdt zu geben, daß Die genau beftimmte Zeit für die Fertigung des Meifter: 
ſtücks jo gewillenhaft eingehalten werden mußte, daß ein Geſelle, der im der 
vorgefchriebenen Zeit nicht fertig wurde, als durchgefallen betrachtet wurde, — fo 
wird man gerade in dieſen Meifterftüden einen mächtigen Sporn eben, der den 
Lehrling und Gefellen zu möglichtem Fleiß trieb, und fie veranlafte, von dem 
Wertitattleben den möglichſten Bortheil für ihre gewerbliche Ausbildung zu 
iehen. 

Anleitung zu tüchtiger praktiſcher Ausübung des Gewerbes und gründlicher 
Frachzeichenunterricht dürften wohl als die beiden Grundgedanken der gewerblichen 
Bıldung in den Werkftätten des 16. Jahrhunderts angeſehen werden. 

Das Gewerbe diefer Zeit kannte feinen Schlendrian, feine ſchlechte Arbeit. 
Dafür jorgten die ftrengen Gelege der Schau, Wenn wöchentlich oder monat- 
th die Geſchwornen ſämmtliche Werkftätten vifitirten und jede Arbeit ihrer 
prüfenden Gontrolle unterzogen, das Fehlerhafte rügten, zur Anzeige brachten 
oder nad Umftänden zerichlugen, jo mußte dein Yehrling und Gefellen damit 
eine heilige Scheu und Achtung vor feiner Arbeit erwachſen. Im Intereſſe 
feines guten Namens und im Intereſſe des Gewerbes fonnte der Meifter feine 
ſchlechte Arbeit bei feinen Arbeitern dulden, er war ja nicht ficher, daß augen: 
biidlih die Schau mit derielben ſich befaßte. Er mußte auf jede Stüd, das 
aus feiner Werfftatt ging, fein Zeichen jchlagen, bevor er es verfaufte es ben 
Geſchwornen zur Prüfung vorlegen und in der Schau ftempeln laſſen, — was 
Wunder, daß die Solidität einen jo weiten, großen und feften Boden gewann, 
daß fie mit der Arbeit überhaupt wie verwachſen erſchien ? 

Und geben wir von der Praxis in die Theorie, ſuchen und die theoretische 
Ausbildung der Lehrlinge und Gefellen klar zu machen, mie fortgefchritten und 
erfreulich zeigt fich und dies Bild! Es befremdet und weniger, daß die Künftler 
erften Ranges, Holbein und Dürer, Miehlih und Burgkmaier, Kranach und 
Schwarz und zahlreiche Andere für das Gewerbe arbeiteten und Entwürfe ſchufen, 
die von Werfftatt zu Werkftatt, von Hand zu Hand gingen und taufendfach 
copirt, wiebergezeichnet und ausgeführt wurden. Wir befigen aud eine Unzahl 
von Blättern, deren Urheber einfache Handwerker waren. Für alle möglichen 
Gewerbe entftanden Vorbilder und Zeichnungen in der Werkſtätte jelbft, theils 
mit, großentheild ohne einen und erhaltenen Namen, Dean muß den Berfehr 
der Beſteller mit den Arbeitern in der Werkſtätte betrachten, um zu erfennen, 
wie ſehr Zeichnen und Mopdelliven als eine unentbehrliche Kunft für den Gemwerbs- 
mann galt, — man muß die wenigen darauf bezüglichen ſchriftlichen Notizen 
jener Zeit, wie fie uns 3. B. in den Briefen des bayeriichen Herzogs Albrecht V. 
erhalten find, vergleichen, um zu jchließen, wie body entwidelt gemerbliches 
Zeichnen und Modelliven war. Da überrafht es und nicht mehr, wenn wir 
einer Sammlung von Abbildungen und Entwürfen von Cijengittern begegnen 
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gefertigt von Leopold Schmittner, Schlofjergejell, wenn jelbft Frauen von dem 
Stidrahmen weg fih an das Zeichnungsbrett festen, und wie Helena Fürft 
Mufterbücher fertigten. Probleme der Perjpective und der höheren Zeichnentunft 
bildeten für Meifter erften Ranges eine Haupt und Lieblimgsbeihäftigung. 
Ich ermwähne blos der Werke von Wengel IJamniger und Hans Yender, zweier 
hervorragender Goldjchmiede, von Dürer nicht zu ſprechen, ich erwähne bloß der 
Aufzeihnung von Neudörfer über den Rothſchmied Peter Viicher, der mit Adaın 
Kraft und Yindenaft an allen Feiertagen gleich einem Lehrjünger fich im Zeichnen 
übte und ohne zu eſſen und trinfen zeichneriiche Probleme mit ihnen löfte. 
Gewiß haben die Worte „gleih einem Yehrjünger“ eine befondere Bedeutung 
und find in dem Sinne aufzufalien, daß e8 damals allgemein üblich und Werk— 
ftattöbrauch war, daß die Fehrjungen im Zeichnen ſich übten. 

Neben diefen beiden Hauptvorzügen, welche die Wertitattlehre des 16. Yahr- 
hunderts befaß, kommen nod einige andere Umftände bei Beurtheilung diefer 
Zeit zur Geltung. Dabın gehört vor Allem das Familienleben, welches das 
ganze arbeitende Perjonal emer Werkſtatt umfaßte Der Lehrling umd der 
Geſelle waren durd ihren Eintritt in die Werkftatt Deitgliever der Familie ge— 
worden, und diefe Auffaſſung wurde jo ftrenge durchgeführt, daß beweibte Ge— 
fellen, die für fi wohnten, bet vielen, ja weitaus den meiften Gewerben ver: 
boten waren. Der rührige folide Geift, welcher Das damalige Gewerbe durch— 
wehte, ging jo unbewußt und natürlich in Fleiſch und Blut über und verhinderte 
eine Reihe von Mifftänden, unter denen wir leiden. Die ftrenge Gewerbeordnung 
anderſeits ließ auch den Meifter einer Werkſtätte nur als Glied eined großen 
Ganzen, des Handwerks, erjcheinen umd in folder Yuft und Umgebung mußte 
wie das Ehrgefühl und das Selbſtbewußtſein, jo auch der Corpsgeift mächtige 
Nahrung finden. 

Von dem Familienleben des Meifterd einerfeit8 und der Handwerlsordnung 
anderjeits allfeitig umgrenzt und umjchloffen, war es fein Nachtheil, daß die 
perjönliche Freiheit des Einzelnen in manden Dingen enge Grenzen hatte. 
Den Gefellen waren nur monatliche, bei manden Gewerben nur zweimonatliche 
Zujammenfünfte geftattet und dabei war vorgelchrieben, wie viel der Einzelne 
in der Zeche aufwenden durfte. Lehrjungen waren von dieſer Vergünftigung 
überhaupt ausgeichloffen. Das Verhältniß des Meifterd zu den Lehrjungen und 
den Gefellen war feft geregelt und die diesbezüglichen Vorſchriften auf vernünf— 
tige Grundſätze bafirt. Wie viel der Meifter feinen Gefellen Yohn im Voraus 
geben durfte — gewöhnlich nicht über einen Gulden —, unter welchen Be 
dingungen der Gefelle aus der Werfftatt eines Meifterd ausftehen, unter welchen 
Verhältniffen dem Yehrjungen geftattet war, feinen Meifter zu verlaffen: vieles 
Alles war genau beftimmt und ward ftrenge eingehalten. 

E83 wäre wirflih zum Verwundern, wenn auf Grund folder Zuftände das 
Handwerk nicht" gediehen und nach allen Seiten bin ſich entwidelt hätte. 

Eine gründliche praftiiche und theoretifche Werkftattlehre, Freude und Yuft 
an der Arbeit und zwar an durchweg folider Arbeit, das Bewußtſein, einer 
großen verbrüderten Genoſſenſchaft anzugebören, und die Ausficht, ſelbſt Meifter 
und mitftimmendes Glied diefer Verbindung zu werden, dann eine Reihe von 
Prohibitivgefegen, die unüberlegten oder Leichtfertigen Ausfchreitungen vorbeugten, 
das Alles wirkte zufammen, um die Yeiltungen de8 Handwerks zu ermöglichen, 
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die wir heute noch mit freudigem Stolze als „Unferer Väter Werke“ be— 
wundern. 

Aber jelbft in diefer unferer claffiihen Zeit des Handwerks machten ſich 
einzelne Spuren von dem fpäter unaufbaltbar eintretenden Berfalle bemerkbar. 
Die Handwerkögefege jener Zeit fann man im Großen und Ganzen in zwei 
Gruppen theilen: die einen, entſchieden vom beften Erfolge, bezogen ſich auf die 
Arbeit, ihre Herftellung und Solidität, und damit auf das Faufende Bublicum, 
welches dadurch vor jeder Mebervortheilung, vor jedem Schwindel gefidhert war. 
Die andere Claſſe von Geſetzen bezog fih auf den Fabricanten felbft und feine 
leibliche Eriftenz innerhalb der Handwerfögrenzen. Mit der auf dem Martte 
zu Tage tretenden Fluctuation zwiſchen Bedarf und Angebot änderten ſich dieſe 
Beftimmungen und wurden bald ermeitert, bald innerhalb der engherzigften 
Anſchauungen befchräntt. Im Ichlechteren Zeiten wurden die Meifter eines Hand» 
werfes zu vermindern gejucht, Die Zahl der Gefellen beichräntt, die Gelellen- 
und Yehrjahre vermehrt, die Aufnahme der Lehrjungen erichwert. In beſſeren 
Zeiten wurden diefe Gefege wieder den zu Tage tretenden Marktericheinungen 
entiprechend abgeändert, außerdem aber durch eine Reihe von Ausnahme- 
begünftigungen vielfach illuſoriſch gemacht. In dem Streben, Jedem den hin— 
länglichen Erwerb zu fidhern, verſchloß man jich gegen allen Fortichritt, der dem 
Einen auf Koften der Andern over vor Andern zu gute fam. Die Kreife, inner- 
halb mwelder der Gewerbsmann jeinen Geift und fein Erfindungsvermögen ans 
ipannen fonnte, fanden in den Zunftorbnungen eine fefte, unüberfteigbare Grenze. 

So ward 1546 den Haftenmadern in Nürnberg verboten, den Drabt 
durch gelächerte Eiſen zu ziehen und anbefohlen, diefen mit der Hand und dem 
Scabmefjer nach altem Herfommen zu ſchaben. Ein andere Geſetz, Decretirt 
den 9. März 1570, lautet wörtlih: „Auf Suppliciren der gejchwornen und ander 
gemainen maifter des Neberichmidt handtwerckhs wider Hainrich Veit einen Iren 
mitmaifter den neu erfundenen Hauzeug betr., jo er bißher zu etlichen gattungen der 
Segbletter gebraucht, einem gemainen Handtwerdh zu ſonderm ſchaden und nachthail, 
iſt ber einem erbaren Rate verlafien, da8 dem Beiten und all andern Maiftern deß 
Neberichmidhandtwerds folhen Hauzeug zu gebrauchen endlich abgejtelt und durch 
eın Sonder Geſetz verpotten fein foll, bei peen vf die verbrecher 5 heller novi; 
ſolch Geſetz man alfo zu andern ihrer Handwercksordnung einverleiben ſoll.“ 

Die Zeit aber ging über alle dieſe gejeglihen Schranken hinweg. Neue 
Verkehrs- und Handelöwege, die Ermeiterung und Erleichterung des Verkehrs 
überhaupt vertrugen fich nicht mit den alten Abgrenzungen; Erfindung reihte ſich 
an Erfindung und ließ fi) ihre Bedeutung und Anwendung nicht mehr vom 
„ebrbaren Rathe“ gutheißen, die gejchloffene Ordnung der Gewerke war von 
allen Seiten durchbrochen und geriffen und bie papiernen Orbnungsftatute konnten 
Die in denfelben eingegrenzten Handwerker nicht mehr gegen den Andrang von 
außen ſchützen. 

Mir wollen F keine Geſchichte des weiteren Verfalls unſers Handwerks 
ſchreiben — mir ſollen uns ja mit den Beſtrebungen beſchäftigen, die allent— 
halben zur Verbeſſerung und Ausbildung deſſelben gemacht werden. Da wir 
aber fortwährend und mit Recht auf unſere glänzende gewerbliche Vergangen— 
heit hingewieſen werden, und da uns dieſelbe gewiſſermaßen als Ideal vorgezeigt 
wird, das wir wieder erſtreben müſſen, ſo war es nothwendig, den Boden zu 
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beleuchten, auf dem dieſes Gewerbeleben blühte, und die Mittel zu betrachten, 
durch welche es zu old hoher Bedeutung Fam. 

Eine der früheften, wohl die erfte Beftrebung zur Bildung des Handwerfer: 
ftanded in Deutfchland ging von Nürnberg aus. In dem von Herrn I. ©. Kugler 
verfaßten „Bericht de8 Gewerbvereind in Nürnberg“ 1876 ıft davon ausführ- 
Lich die Rede. Schon 1795 gründete die Gelelljhaft zur Hebung vaterländifcher 
Induſtrie eine ſogenannte Induftriefhule, in welcher Gejellen und Lehrlingen 
des Gewerbeitanded Unterricht im Zeichnen und in mechaniſchen Künften ertbeilt 
wurde. Diele Beftrebungen waren aber von dem erwarteten Erfolg durdaus 
nicht begleitet; „die Entwidelung der Induftriefchule ift eine wahre Paſſions- 
geſchichte“, Jagt der genannte Berfaffer; fie waren noch zu früh und fielen auf 
einen Boden, dem faft alle Bedingungen fehlten, den Samen beſſern Willens 
und Wollens zur Blüthe und Reife zu bringen. Als Haupthindernifje werden 
bezeichnet die Geſunkenheit der Werkjtattölchre und das Fehlen eines geregelten 
Schulweſens. 

In den letzten vierziger Jahren ſuchte man den Gewerben auf einem 
andern Gebiete entgegen zu kommen, durch Hinüberleitung der Kunſt in die— 
ſelben. Dieſe Beſtrebungen waren von dem beſten Willen geleitet; aber wenn 
wir heute Umſchau halten, was das Reſultat dieſer Beſtrebungen war, ſo 
können wir uns Eines nicht verhehlen, daß, abgeſehen von einzelnen Erſcheinungen, 
die Erfolge keine glücklichen waren. 

Künſtler und Kunſtfreunde arbeiteten um die Wette, mit neuen künſtleriſchen 
Entwürfen der phantaſieloſen Flügellahmheit des Gewerbeſtandes aufzuhelfen; 
aber in ſehr vielen Fällen fehlte dem Künſtler das Verſtändniß für die bei der 
Ausführung eines Entwurfes maßgebende und entſprechende Technik und das zu 
behandelnde Material. Der ſchöne, maleriſch angelegte Entwurf reizte zwar zur 
Ausführung, Künſtler und Kunſtverſtändige fanden denſelben ſchön, aber der 
Gewerbsmann wußte in den ſeltenſten Fällen, wie er denſelben wirklich ausführen 
könne. Wenn man die Zeitſchriften und Muſterblätter jener Zeit durchblättert, 
ſo traut man kaum ſeinen Augen, wenn man auf Blätter ſtößt, die die Unter— 
ſchrift tragen: „Zeichnung für einen Buchdeckel, auch für einen Plafond oder 
eine Tapete zu gebrauchen“, oder „Gefäßentwürfe, auszuführen in Terracotta, 
Porzellan oder Metall“. Wo ein ſolcher Mangel an Verſtändniß für die Grund— 
bedingungen eines gewerblichen Products ſich kundgab, konnte es nicht anders 
ſein, als daß eine blos auf künſtleriſche Ausſtattung, d. h. auf zufällige Deco— 
ration ſich richtende Aufmertſamkeit mehr und mehr an die Oberfläche trat. 
Es wurde der Schein auf Koſten der wahren Schönheit, die Außenſeite auf 
Koſten der durchgängigen Solidität gepflegt. Dazu kam, und es war bloß eine 
Folge dieſer oberflächlichen Anſchauung über die Ausbildung des Gewerbes, daß 
man in allen Stylarten herumphantaſirte und im vollen Ernſte die eine oder 
die andere als den Urquell alles gewerblichen Aufſchwungs programmiſirte. 

An dieſer Aeußerlichkeit, mit welcher vom hohen Standpunkt der Kunſt 
herab auf das Gewerbe eingewirkt wurde, leiden und kranken wir heute noch. 
Ein Berichterftatter über die Münchener Austellung Hat darüber in der Allge— 
meinen Zeitung mit Recht bittre Klagen geführt und jede Ausftellung liefert 
biefür noch Proben in Menge, Wir fehen die eleganteften und mit allem Reich: 
thum der Decoration auögeftattete Möbel, aber die Schubladen bewegen ſich 
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jhwer und unbeholfen, von einer Genauigfeit der Fügung und der Mafe, wie 
das alte Meiſterſtück der Schreiner fie vorfchrieb, tft feine Rede, und beſieht 
man das Innere jolber Möbel aud) an Stellen, die für gewöhnlich dem Auge 
entzogen find, fo trifft man regelmäßig auf eine Stümperei und einen Schlen: 
drian, der geradezu empört. Abſehen mill ich dabei ganz davon, in weld 
ichreiendem Gontrajt regelmäßig die Schlofjerarbeiten zu dem Ausſehen Des 
Möbels ftehen. Und was auf dem Gebiete der Holzinduftrie-der Fall iſt, das 
wiederholt ſich auf faſt allen andern Gebieten. Vor lauter Streben nach fünft: 
leriſcher Erſcheinung überfieht man, den einfachften Forderungen, welche der an- 
ftändige Gebrauch ftellt, Rechnung zu tragen. Diele Kunft, wie fie fih in den 
Gewerben jo vielfach breit macht, gleicht nur zu häufig einem aufgepfropften Reis, 
das mit dem Stamm und Saft des Gemerbeproductd nur durch eine fünftliche 
Dperation fih verband und ihre innere Unzufammengebörigfeit mit demielben 
durchweg documentirt. Anftatt den Weg aller natürlihen Entwidlung zu geben 
und das Handwerk zur Kunſt, den Gewerbsmann allmälıg zum Künftler aus- 
zubilden, hat man Kunft und Handwerk in morganatiicher Ehe verbunden, bei 
der erftere allein die Nepräfentation übernimmt, und legtere8 Schritt für Schritt 
an jeine unebenbürtige Herfunft erinnert. 

In prägnanter Weile hat dielen Anſchauungen E. Yandsberg (Die gegen- 
wärtige Yage der Induftrie ꝛc.) Ausdruck gegeben. „Eine rechte Belebung Des 
Gewerbes iſt aus allen dieſen Anftrengungen nicht hervorgegangen, und wir 
werden jie auch nicht erringen, wenn wir nicht in die Werfftatt binabiteigen und 
unmittelbar an die Arbeit anknüpfen, die Handgeſchicklichkeit ſteigern und Luſt 
und Liebe zur Arbeit fördern. Die erfte und nothmwendigfte Aufgabe für ung 
muß die Hebung der Technik und der moralifhen Grundlagen der Arbeit fein. 
Indem wir zunächſt das Handwerk zu fürdern und unterftügen fuchen, arbeiten 
wir am beiten der künftigen Entwidelung des Kunſthandwerls vor. Ber balb- 
entwicelter Technik ift es ſogar gefährlih, die Kräfte auf die Bahn des fünft- 
leriſchen Schaffens zu lenken; die Unvollfommenbeiten der Ausführung vernichten 
nothwendig den Kunſtwerth des mit Aufwand großer Mühe und Koften ber: 
geftellten Gewerbeproductd. Unter mangelhafter Ausführung verfümmert der 
befte fünftleriihe Vorwurf und kann nad feiner Seite Befriedigung eriveden. 
Das Wort Kunftgewerbe ift zu einem Schlagwort des Tages geworden, deſſen 
Bedeutung nicht immer Far verjtanden wird, Durch Mißverſtehen ift der Ges 
werbetreibende nicht jelten in ein falſches Geleis getrieben worden. Er meint, 
durch reiche äußere Ausftattung, durch Decorirung und Ornamentirung mit oft 
ſehr willfürlihen und ungehörigen Dingen den Objecten Kunſtwerth zu verleihen, 
der bei gewerblichen Kunſtwerken zunächſt in der technifchen Vollendung und ber 
feinen Durdhbildung der den Gebrauchszweden ſich anjchmiegenden Formen ges 
fucht werden muß. Aus diefem falſchen Verſtändniß entftehen oft Arbeitsproducte von 
jehr zweifelhaften Werthe, denen die Käufer um fo mehr fehlen, als das Streben 
nad Einfhräntung in den Bedürfniſſen gegenwärtig vorherricht. Dieſer Gefabr, 
die in der eifrigen Betonung der kunſtgewerblichen Richtung liegt, wird man 
entgehen, wenn als erſtes Erforderniß einer Arbeit innere Vollendung und Sorg— 
falt der Ausführung hingeftellt wird.“ 

Es füllt mir am allerwenigiten ein, den Werth kunftgemerblicer Producte 
irgendwie anzugreifen, oder das Streben auf diefem Gebiete zu tadeln, nur 
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muß dafjelbe auf gefunde und natürlihe Grundlagen fi ftügen. Sehr charak— 
teriftiich im dieſer Beziehung iſt die Thatſache, daß in den Handwerksverord— 
nungen ded 16. Jahrhunderts, von denen ich oben geſprochen babe, der kunſt— 
gewerblichen Production mit feiner Silbe gedacht ift. Die gefammten Vorſchriften 
bezogen ſich einzig und allein auf folide und genaue Arbeit und verboten jede 
Pfuſcherei. Und doch tragen die in jener Zeit entjtandenen Producte fat durch— 
weg und hervorragend emen fünftleriihen Charakter. Das Handwerk bildete 
fi damals, ich möchte Jagen unbewußt zur Kunſtinduſtrie aus und gewann, Danf 
der gediegenen Werkftattlehre und des in der Werfftatt gepflegten Fachzeichnens, 
jo jelbftändig freie und fünftleriich bedeutende Formen für ihre Producte, wie 
wir fie erft nad Jahren ernften Ringens und Strebend und nur fehr vereinzelt 
wieder erreichten. Diefe Betrachtungen rechtfertigen das Reuleauz'ſche Wort : 
„In die Wertftatt hinein müſſen wir die Yehrftelle, die Hauptjtelle der Ausbil- 
dung legen“, in jeinem vollften Umfange. 

Die Bedingungen, unter welchen Das Handwerk ded 16. Yahrhunderts ſich 
jo glänzend entwidelte, find auch für das Wiederaufblühen der Gewerbe in unferer 
Zeit die gleihen, nur haben fie fich erweitert, haben ihren Umfang vergrößert 
und vertieft. Der hohe Ernſt, mit dem die techniſche Ausführung der Arbeiten 
früher betrieben ward, hat früher diefe Arbeit veredelt und wird es heute noch; 
tüchtige8 Fachzeichnen befähigte die früheren Meifter, ihren Aufgaben gerecht zu 
werden und ift heute noch eben fo unentbehrlih; eine gründliche, Die ganze 
törperlibe und geiftige Kraft des Lehrlings in Anſpruch nehmende Yehrzeit und 
eine ftramme Werkſtatts- und Hauszucht hat aus den Yehrlingen braudbare 
Geſellen und tüchtige Meifter gemacht und macht fie heute nod). 

Zwei Dinge fommen aber zur heutigen Arbeitererziehung noch Hinzu und 
find unentbehrlich geworden. Das Eine ift ein höheres, größeres und umfangs 
veicheres Wiſſen, Das Andere ift eine gründliche Aenderung in der Anſchauung, 
wie fie fich feit fo langer Zeit über die Arbeit an ſich maßgebend bei den Ge— 
werbeleuten und den Gonfumenten gebilvet und entwidelt hat. 

Früher konnte die Werfftattlehre das ganze Maß des Könnend und Wiſſens 
geben, welches für gediegene Arbeitsleiftung nothwendig war. Die Berhältnije" 
waren eng begrenzt und eingeichränft, Erfindungen und Entdedungen auf dem 
Gebiet der Werkzeuge ꝛc. faft nicht gekannt, das theoretiiche Willen, durch Tra= 
ditton von Geſchlecht zu Geſchlecht übermittelt, ziemlich klein und empiriſch ge= 
wonnen. Heutzutage ift diefes anders. Der Gewerbömann fteht mitten in 
einer verfehrsoffenen Welt, es gibt für feine Arbeit feine Beſchränkung, für 
feinen Abſatz feine Grenzen — aber eine gewaltige, früher kaum gefannte Con— 
currenz. Er ift ein Theil der großen Arbeiterclaffe geworben, die fi aus den 
Grenzen der Zünfte und Handwerfe über den ganzen Erdball verbreitet und 
feine Schranke kennt. Die Erfindungen in den fernften Yändern berühren ihn 
ebenjo wie die Entdefungen in der Nähe, beeinfluffen Preis und Güte der 
Waaren und Producte und zwingen ihn, in dem allgemeinen Wettfampf nach 
Berbeilerungen mit feftem Auge und rühriger Hand jich zu betheiligen. Das 
fann er nicht, wenn fein Blick nicht geichärft, fein Geift nicht geübt, ſeine Hand 
nicht ihre Beweglichkeit jich bewahrt hat. Wie jeder Kampf gejchulte und dis— 
ciplinirte Soldaten verlangt, jo it dieſe Schulung aud dem Gewesbsmann 
unentbehrlich geworden, und zwar die Schulung in einem Umfang, wie fie die 
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Werkitattslehre nicht bieten kann. Statt der empirisch gewonnenen Recepte der 
frühen Zeit haben wir feite Grundfäge aus der Naturwifjenfchaft zu handhaben, 
die eben jo jehr die täglich vorfommenden Arbeitsproceffe uns klar machen, wie 
anderſeits Winfe und Ausfichten geben müſſen zu neuen Berbefferungen, neuen 
Proceijen, neuen Anwendungen. Da muß die Theorie mächtig eingreifen, muß 
die Wiſſenſchaft der Werkftätte zu Hilfe kommen, mit ihr ſich verbinden. 

Das andere Erforderniß, welches eine neue Blüthe unferer Induftrie be- 
Dingt, ift eine ganz andere Würdigung der Arbeit, als fie feit langer Zeit mar. 
Tem Ernſt entiprechend, welchen fie vom Arbeiter verlangt, muß das faufende 
Publicum wieder eine Achtung vor derjelben geminnen. 

In übermüthiger Yaune, als hätten wir das große Loos gewonnen, haben 
mir früher Die Arbeiten, auf welche unfere Ahnen und Urahnen ftolz waren und 
die fie als Erbſtücke von Geſchlecht zu Gefchlecht vererbten, in die Rumpelfammer 
geworfen und haben und mit der Modewaare des Tags umgeben. Blendend 
und gleißend zwar; aber ohne innern Gehalt auf den Schein gearbeitet, haben 
aber diefe à la mode» Gegenftände ſehr bald ihre innere Yeerheit und Hohlheit 
ung gezeigt und verdrießlich genug für ung ihre Dienftleiftungen eingejtellt. Für 
dieſe Gebrechen mußte aber der billige Preis entjhädigen und jo find wir, uns 
fortwährend ſelbſt Concurrenz machend, beinahe dahin gelangt, daß Arbeiter und 
Conſument zugleih ſich aufrteben, der eine an dem billigen Preiſe zu Grunde 
geben mußte, der andere an den wirthſchaftlichen Einbußen, die er durch ſolche 
ihlechte und deshalb um den billigften Preis noch zu theuern Gegenftände erlitt. 
Arbeit wurde jo gleid einem natürlichen Uebel, dem man die am wenigiten 
unangenehme Seite abzugewinnen fuchte, der Arbeiter verlor die Freude an der 
Arbeit, der Käufer die Achtung vor ihr. 

Jet ziehen wir die wenigen Reſte alter ſolider Kunſt- und Arbeitsthätig- 
fett wieder aus den Numpelfammern hervor, freuen und an ihrer Solivität, 
jtellen jie ald Mufter für die heranwachſende Arbeitergeneration auf — aber 
das faufende Publicum durch langjährigen Mißbrauch verwöhnt, will nicht zu 
einer gerechten Würdigung folcher ſoliden, ernften und deshalb auch im Preiſe 
entfprechend höher ftehenden Production ſich verftehen. Die naturangeborne Selbit- 
jucht, die in richtigen Grenzen ihre Berechtigung hat, bat noch nicht gelernt, 
den ihrer jchlechten Seite ſchmeichelnden Schwindel gründlich zu verabicheuen, 
man bat noch nicht gelernt, in voller Selbftahtung der eigenen Perjönlichfeit 
Wohnung und Haus zu einem Abbild der ſoliden Reelität des Charakters zu 
machen, auf den doch faſt Alle Anſpruch machen. 

Hier müſſen wahre volfswirthichaftliche, geſunde Grundfäge helfen ; dieſe zu 
pflegen, ift eine Aufgabe des Staates, der Vereine und Genoſſenſchaften, ver 
Privaten. 

Der Staat muß vor Allem bier mit gutem Beifpiele vorangehen ; — das und 
jelbft und den Handwerksſtand beſchimpfende Submiſſionsweſen muß in der 
Form an den Wenigftnehmenden aufhören, die Concurrenz der joliden Arbeit die 
des billigen Preiſes verdrängen, — Vereine und Genoffenihaften müſſen in 
ver Beihaffung der gewerblichen Producte voltswirthichaftlih gute Beiſpiele 
geben und eine Agitation ind Leben jegen, die ihre Ausläufer in die legte Hütte 
des Taglöhners fortpflanzt. Iſt auf ſolche Weiſe die Arbeit wieder zu Ehren 
gekommen, ift ein allgemeiner gefunder Boden für eine gerechte und anftändige 
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Würdigung derfelben gewonnen, dann finden mir aucd gewiß einen Arbeiterftand 
am Plage, der im Stande ift, mit feinen Werfen fi) und die Arbeit zu ehren. 

Freilich, wie jet die Dinge ftehen, find wir erft am Anfang diefer neuen 
Zeit; um fo mehr Grund und Urfache für Alle, denen unfer gewerbliches Yeben 
am Herzen liegt, Fachleute vor Allen, mit ganzer Kraft und mit jugendfriicher 
Begeifterung an dieſer großen Aufgabe der Neuzeit zu. arbeiten. 

Früher bat der Staat Staatsinftitute für gewerbliche Productionen gefchaffen. 
Er bat dies getban für Induſtrien, die ind Yand neu verpflanzt wurden, oder 
um dem Mangel an Kräften entgegenzufommen, die für feinen Dienſt thätig fern 
mußten. Im erfterer Beziehung erinnere ih, um bet Bayern zu bleiben, an 
die Gobelinmanufactur in Münden, die Glasmalerei und Porcellanfabrif da— 
jelbft. Im legterer Beziehung erwähne ih die Staatödrudereien, ſowie die in 
jüngfter Zeit von der preußiſchen Negterung ins Auge gefakten Yehranftalt für 
tbeoretifhe und praftiiche Ausbildung von Mecanifern. 

In Zeitlagen wie den jegigen, wo man es, ohne Widerjprud zu erfahren, 
ausfprechen darf, daß nur jehr wenige Meifter dazu paflend und unterrichtet 
genug find, um einen tüchtigen Gefellen= und Meifterftand heranzuziehen, in 
Zeiten ſolch allgemeiner gewerblicher Nothlage muß es als eine Aufgabe der 
Bermaltung des Staates ericheinen, hier einzugreifen. Das Idealſte und unitret= 
tig Radicalfte in diefer Beztehung könnte durch Yehrwerfftätten geichehen, in denen 
einzelne Gewerbe von einem tüchtigen, erfahrenen und allfeitig erprobten Meifter 
gelehrt, in der junge, dem Gewerbeftande ſich widmende Kräfte mit dem ganzen 
vollftändigen Apparat ausgerüftet werden, den fie zur gedeihlichen Ausübung eines 
der Gewerbe brauden. Ich ftelle mir ſolche Lehrwerkſtätten als Univerſitäten für 
das Gewerbeleben vor, ausgerüſtet mit allen jenen Kräften nach praktiſcher und 
theoretiſcher Beziehung hin, wie ſolche die heutige Technologie erfordert. Aller— 
dings können ſolche Werkſtätten unter ſtaatlicher Beaufſichtigung oder mit ſiaat- 
licher Unterſtützung nicht an jedem Orte ſein; aber ſie können und ſollten exi— 
ſtiren in allen jenen Gewerbecentren, in denen die gehörigen geiſtigen Lehrkräfte 
und das nothwendige Unterrichtsmaterial vorhanden iſt, ſie könnten errichtet 
werden in Städten, die durch Gewerbe-Muſeen von ſelbſt ſich als ſolche geiſtige 
Angelpunkte des Gewerbelebens darſtellen. 

Die Schüler, welche in ſolche Lehrwerkſtätten eintreten, können zweierlei Art 
fein; es find ordentliche, welche nad ihrem Austritt aus der Volksſchule darin 
theoretiich und praftifch ein- Handwerk lernen und ald nad allen Seiten bin 
volltommene und ausgelernte Gewerbsleute fie verlaſſen, oder aber Hospitanten, 
welche nach zurüdgelegter Yernzeit eines Gewerbes hier noch fich weitere Ausbil- 
dung bolen. 

Was den Unterrichtöftoff Betrifft, fo wird er abhängig fein von der in einer 
ſolchen Stadt. vorberrichenden Induftrie. Es ift beiſpielsweiſe in einer Stadt die 
Möbelfabrication befonders in Schwung — bier wäre der Ort für eine Pehrwerfftätte 
im großen Styl, die die Holzinduftrie eingehend eultivirt. Anderswo tft das Mietall- 
gemerbe, die Buchbinderei, Die Tüpferet, Die Steininduftrte vorberrichend — nach dieſen 
Induftrien könnte in den Yehrmwerkitätten Lehr- und Arbeitsplan eingerichtet werden. 

Die Wichtigkeit ſolcher Gewerbeanſtalten leuchtet auch aus einer andern 
Betrachtung noch ein. Unter ganzes Gewerbe bat den Zug, fich zu pecialifiren. 
Der Miöbelfabritant bat Arbeiter, die jabraus jahren das Gleiche machen 
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und in andern Gewerben ift es nicht anders. Durch ſolche Arbeitstheilung wird 
die Arbeit jelbit eine veine Mechanik, der Arbeiter verliert den Ueberblid über 
ein Gebiet, das ihm doch ganz befannt fein jollte und die Uebung, etwas Anderes 
zu machen. Seine Beihäftigung wird geiſt- und gedankenlos und kann er durch 
Zufälle aller Art geſchädigt und gründlich ruimirt werden. Eine Verbeſſerung 
feiner Lage ift kaum denkbar, fie hängt regelmäßig von der größern Stüdzahl 
der Gegenftände ab. Er bleibt unfrei und unfelbjtändig fein ganzes Yeben lang. 
— Ganz anders dagegen der Arbeiter, der das ganze Arbeitögebiet voll und 
überfichtlich beherricht. Unabhängig von taufend feinen Unzutömmlichfeiten, wird 
er in der Yage fein, unter allen Umftänden ten an ihn geftellten Ansprüchen zu 
genügen, er ift weniger den zufälligen Geſchäftskriſen unterworfen und findet 
Beſchäftigung und Aufträge auch dann noch, wenn die Magazine überfüllt find: 
denn die Zahl Jener, welche aud im der Arbeit ein geiftige® Element jehen 
wollen, die Arbeit mit Achtung betrachten und nach ſolchen Producten ftreben, 
die darauf Anjprud machen, mehrt fih von Tag zu Tag. 

Indem wir diefe Yehrwerfftätten als das Idealſte uns denken, ald etwas, 
was ganz und gar das Gewerbeleben des 16. Jahrhunderts, natürlih vom 
heutigen vorgefchrittenen Standpunkt aus, dedt, geben wir felbftverftändlich zu, 
daß fie nur in beſchränkter Zahl und unter vorhandenen guten Borbedingungen 
eingerichtet werden können. Aber eingerichtet jollen fie werden, um dem 
ftrebjamen Handwerker die Mittel an die Hand zu geben, fein Gewerbe in einer 
Vollkommenheit und einem Umfange tbeoretiich und praktiſch kennen zu lernen, 
wie Died weder die Wertftatt für fi, noch die Schule für ſich kann. 

Aus ſolchen Mufteranftalten Toll ein neuer Handwerksftand fi allmälig 
herausbilden, jollen Meifter hervorgehen, die vellftändig auf der Höhe der Zeit 
ftehen, den Wink und die Bedürfniſſe der Zeit verftehen und ım Stande find, 
dem Handwerk wieder jenen Stempel anerfennenswerther Vollendung aufzudrüden, 
der in früherer Zeit das deutiche Handwerk über das des Auslandes fette. 

Und wer foll hier Lehrer jein? Der tüchtigſte und befte, praftijch gebilvete 
Meifter vor Allen, mit dem ſchönſten und ehrendften Handwerkstitel „Meiſter“. 
So ſehr ich die Bedeutung des theoretischen Unterrichts für das Gewerbe an- 
erfenne, Jo jehr ich die weitgehendfte künſtleriſche und wiſſenſchaftliche Bildung zu 
Ihäten weiß, beim Gewerbe müſſen wir den Hauptſchwerpunkt auf die Technik 
legen. Dieſe Technik lernt ſich nicht jo leicht, als es Icheinen mag. Es ıfl 
eine Erfahrung, die das öſterreichiſche Muſeum in den Fachſchulen gemacht bat, 
daß ein geichiefter Techniker viel leichter auch ein geſchickter Yehrer wird, als ein 
noch jo guter Künftler oder Zeichner. Diefem Werkſtättemeiſter werden gleiche 
technische Kräfte beigeordnet und der theoretische Unterricht wird von Männern 
ertbeilt, die durch ihren teten Verlehr mit den Gewerbeleuten in der Yage find, 
nicht blos den Lehrſtoff entfprecbend zu wählen, ſondern aud dem Bedürfniß des 
Gewerbetreibenden und jeiner geiftigen Begabung entiprechend zu behandeln. Stud 
diefe Tehrwerkftätten an Siegen, wo Gewerbemufeen und dergleichen Anftalten 
find, ſo iſt die Beſchaffung letterer Kräfte immerhin möglich. 

Nochmals aber muß vor aller doctrinären Behandlung des Unterricht ſo— 
wohl theoretiich wie praftifch in dieſen Lehrwerkititten gewarnt werden. Keinen 
gefährlicheren Feind derjelben fünnte ich mir denfen als das Profejforenthum ın 
jeiner Ichlimmen Seite, das die Welt nicht nimmt wie fie it, fondern wie es 
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ſich dieſelbe einbilvet, und in einem Allesbeſſerwiſſenwahn und einem Unfehlbar: 
feitspünfel um einige Meilen höher zu ftehen glaubt, als alle Anderen, die Diefen 
Titel nicht befigen, und deshalb in der Regel mit der natürlichen Wirklichkeit 
alle Berührung verliert. 

Sind dieje höhern Lehrwerkſtätten nur in induftriereihen Städten möglich 
und am Blake, jo empfiehlt fih für alle jene Orte, wo zwar das Yehr- und 
Lehrermaterial nicht in gleichem Umfange vorhanden ift, aber deſſenungeachtet 
ein einheimiſches, in beveutendem Betrieb ftehende8 Gewerbe oder jonftige Ver— 
bältniffe die Hebung und Förderung der Induſtrie erheiſchen, die gewerbliche 
Fachſchule. 

Für dieſe Art gewerblicher Schulen liegen bereits umfangreiche Erfahrungen 
aus Oeſterreich und Württemberg vor, die die Bedeutung, Errichtung und Ein— 
richtung derſelben klar zu ſtellen im Stande ſind. In Oeſterreich werden Fach— 
ſchulen angelegt an Orten, wo entweder eine einheimiſche Hausinduſtrie der tech— 
niſchen oder fünftleriichen Aufhilfe bedarf, mo reiches Material vorhanden ift, 
weldyes einem Gewerbe zur Verfügung fteht, das aber erft ſich einrichten muß, 
oder wo andere günftige Verkehrs: und Handelöverhältnifje zc. ein entſprechen— 
des Reſultat in Ausjicht ftellen. 

Ueber folde Fachſchulen ſchreibt Dr. Hirth (Die Lebensbedingungen ver 
deutſchen Induftrie): „Erſt wenn der junge Menſch die Elemente einer gewerb⸗ 
lichen Beichäftigung inne hat, fol die gewerbliche Fachſchule eingreifen. Hier 
fünnen, je nach der Art des Berufs und den Fähigkeiten der Schüler, nach Den 
gewerblichen Berhältniffen des Drted und den verfügbaren Gelpmitteln und Lehr: 
fräften verfchiedene Formen Platz greifen. Haben die Elementar- und die Fort— 
bildungsſchule die Aufgabe, den jungen Menſchen mit allgemeiner Bildung over 
befjerer Bildungsfähigkeit zu verfehen, jo bat die gewerbliche Fachſchule aus- 
ſchließlich praftifche Zwecke: fie würde überflüffig fein, wenn unfere Induftriellen 
und Handwerker in der Yage wären, ihren jugendlichen Arbeitern wirklich Yehrer 
im beften Sinne des Wortes zu fein, oder wenn die jungen Leute ihre erjten 
Arbeitdjahre in verfchiedenen, für die allgemeine berufliche Ausbildung befonders 
inftructiven Werfftätten zubringen fünnten. So glaube ich, da 3. B. ein 
Burſche, der zwei Jahre bei einem tüchtigen Schreiner auf dem Yande oder in 
einer fleinern Stadt, dann je ein Jahr in einer Parquetbodenfabrif und bei 
einem Reftaurateur alter kunſtvoller Möbel, endlih ein Jahr lang in einer 
beijern Möbelfabrif gearbeitet und nebenbei recht fleigig die Seemann'ſche „Re— 
naiſſance“ und dergleichen durchſtudirt hat, einer Fachſchule für Schreiner ent= 
— könnte. Die beſte Fachſchule für Handwerker wird immer die Werkſtatt 
bleiben.“ 

Dr. Bücher ſagt in feiner epochemachenden Schrift: „Die gewerbliche Bildungs 
frage und der indujtrielle Rüdgang” davon: „Sollen in gewerblichen Fachſchulen 
wirkliche Arbeiter gebildet werben, jo ift unumgänglich nöthig, daß ihre Schüler 
vorher eine Zeit lang in der Werfftätte gearbeitet und ſich hier alle die concreten 
Anſchauungen von Material, Werkzeugen und Handwerfdmanipulationen ange: 
eignet haben, welche fie zum Begreifen und zur richtigen Anwendung der tbeo: 
retifchen Unterweifung erft befähigen, fie vor Abwegen in ihren Beftrebungen 
bewahren, ihnen die Rückkehr in die Werkftätte Leicht und einen veredelnden Ein- 
fluß der Fachſchule auf das Gewerbeleben möglich machen.“ 
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Zu diefen Fachſchulen im meiteften Sinne des Wortes find die ftaatlicyen 
Kunftgewerbejhulen zu rechnen, in denen junge Yeute, die bereit8 ein Handwerk 
erlernt haben, fünftlerifch weitergebildet werden. Die Erfahrungen, welche bier 
gemacht worden find, laſſen eine Anwendung auf alle derartigen Anftalten zu. 
Junge Leute, die bereit3 das Mechaniſch-Techniſche eines Handwerks gelernt haben, 
welche als Gifeleure und Emailleure, Mufterzeichner, Holzichniger und Tiſchler, 
Decorationsmaler ꝛc. ſich in der Werfftatt ausgebildet haben, können nur mit dem 
größten Erfolge ſolche Anſtalten befuchen; fie lernen bier, was die Werfftatt 
nicht gibt, eine fünftleriiche Behandlung und Anwendung ihres Gewerbes, eignen 
fih theoretiſche Kenntniſſe an, die die Werfftatt nicht gibt und treten ausgerüjtet 
mit Fähigkeiten und Kenntniffen in das Leben, wie folche der gewöhnliche Lehr: 
ling in ver Werfftatt nicht erlernen fan. 

Zu einer gebeihlihen Entwidelung ſolcher Fachſchulen find aber zmei Dinge 
nöthig: daß der betreffende Fachlehrer nicht blos praftifch gebilvet iſt, ſondern 
daß er auch fo viel Wiffen bat, feine Schüler theoretiich zu unterweilen, ihnen 
das Wie und Warum der Entwürfe, Eorrecturen und Ausführungen klar zu 
machen, andrerjeit8 daß der Schüler ftet8 im Gontacte mit feinem Gemerbe 
bleibe. Eine Unterweilung und ein Unterricht, der entweder die gewerbliche 
Fehrlingsausbildung der Schüler nicht zur Grundlage hat, oder in fünftleriicher 
Erhabenheit auf das Gewerbe, feine täglichen Fortichritte, feine praftiichen An: 
forderungen feine Rückſicht nimmt, ſchwebt in der Luft und erfüllt feine Aufgabe 
nicht. Es iſt nicht hier der Ort, diefe Sätze mit Beiſpielen thatjächlicher Er— 
fahrungen zu beleuchten, ich will nur noch varauf aufmerffam machen, daß ſolche 
Fachſchulen den Schüler nah feiner Lehrzeit ganz in Anfpruch nehmen und daß 
es für Viele, welche auf frühes Verdienen angewieſen find, nur mit den größten 
Opfern möglich fein wird, dieſelben zu bejuchen. 

Lehrwertftätte und Fachſchule bilden die höhern Unterrichtsanftalten für Die 
Gewerbeerziehung. Beide bezweden, den künftigen Handwerksmeiſter den Forde— 
rungen der Zeit entiprechend auszubilden und ihm die Aneignung jener techniſchen 
Manipulationen und jener wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe zu ermöglichen, die im 
16. Yahrhundert die Werkftatt gab, die fie heute aber zu geben aus vielen 
Urſachen nicht mehr in der Yage it. 

Die Vorbedingungen zum Eintritte in dieſe Anftalten jehe ih im einer 
foliden und gewifjenhaften Elementarbildung. Was Dr. Bücher hierüber in 
feinem citirten Buche gefchrieben, follte mit goldenen Buchſtaben unferm ganzen 
Bolfe überall und allenthalben vor Augen jchweben. Als wefentlihen Unter: 
tichtögegenftand muß man aber in den Volksſchulen das Zeichnen verlangen. 
Heutzutage ift eine Fertigkeit im Zeichnen jedem Menſchen nützlich, für Viele, 
und zwar für die Gewerbetreibenden insgefammt abjolut nothwendig. Durch 
diefen Unterricht verbindet fih die Volksſchule mit den gewerblichen Bildungs— 
anftalten, mit der Werfitatt, mit dem Leben. Wir wären in unjerer Induftrie, 
in unſerm Kunftgemwerbe, in unferer Kunft nicht jo meit herabgefommen, wenn 
diefer Unterricht früher nicht gar jo vernadhläffigt worden wäre. Jeder, der an 
feine eigene Kindheit zurüddenft, weiß, wie der Drang zu zeichnen neben dem 
Schreiben hergeht, und wie mwohlthätig für das ganze Leben diefer Drang ges 
leitet werben fünnte. Allerdings muß dieſer Zeichenunterricht von Anfang bis 
zu Ende ein ftreng ſyſtematiſches Gepräge tragen, muß fich ähnlich wie der 
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Yehrgang im Leſen und Schreiben geitalten. In diefer Beztebung iſt unendlich 
viel zu thun: wir müſſen uns über die Wichtigkeit und eminente Bedeutung 
dieſes Unterrichtözweiges flar werden, und müſſen erſt die gehörigen Yehrfräfte 
hiefür uns erziehen. Nichts cdarakterifirt die Zerfahrenheit auf dieſem Gebiete 
mehr, ald die Maſſe von Zeihnungsvorlagen, welche fort und fort erjcheinen. 
Eine ganze Reihe von Zeichenlehrern machen ſich ihren Lehrgang und Unter- 
vihtöplan erft Dann, menn fie den Unterricht übernommen haben, und eine 
Menge derjelben glaubt mit vielen ihren Plänen etwas Neues geſchaffen zu 
haben, das der BVeröffentlihung werth if. So erhalten wir Vorlagen aller 
Arten und Schattirungen, Die aber, wenn es ji darum handelt, gediegenes, 
ſyſtematiſch geordnetes, dem ganzen Unterricht genügendes Lehrmaterial zu ſchaffen 
oder zu wählen, unberüdjidhtigt bleiben müſſen. In mwelder Weife diefer Sat 
der Wirklichkeit entipricht, das fann man im dem dieöbezüglicen Bemühungen 
der mürttembergiichen Gentralftelle und des öfterreihiichen Mufeums in Wien 
erſehen. 

Im Weſen eines ſyſtematiſchen Zeichenunterrichtes iſt eine einheitliche cen— 
trale Leitung deſſelben naturnothwendig bedingt, und iſt dieſer Unterricht in der 
Elementarſchule ſo weit fortzuführen, daß die Schüler nach ihrem Austritt aus 
derſelben im geometriſchen und Freihandzeichnen eine Fertigkeit beſitzen, die ſofort 
in praktiſche Bahnen geleitet und für das Gewerbe nutzbar gemacht werden kann. 
Der Ort und die Anftalt, welche dieſer Aufgabe gerecht werden muß, ift die 
gewerbliche Fortbildungsſchule, in welcher der Yehrling neben feiner Werkſtatts— 
unterweifung nicht blos jeine Glementarfenntnifje erweitert, ſondern nad einer 
beſtimmten Richtung, mit Hinficht auf fein Fach und Gewerbe, erweitert. 

Diefe gewerbliben Fortbildungsfchulen müſſen, wie ihr Namen jagt, eine 
ipecifiich praftiihe Tendenz haben, jie fünnen dies aber nur dann, wenn jie mit 
einem Scülermaterial zu thun baben, weldes feine elementare Ausbildung — 
und dazu gehört aud das Zeichnen in feinen Elementen — abgeſchloſſen bat. 
Der Mangel einer gediegenen Elementarbildung hindert nicht blos den in dieſen 
gewerblichen Fortbildungsanftalten zu gebenden Unterricht, er macht ihn vielfach 
ganz illuſoriſch. 

Erſt wenn der junge Menſch in der Elementarichule bis in jein 14. Jahr 
eine möglichjt gründliche Bildung genoſſen bat, kann er mit Erfolg Fachbildung 
fich aneignen. Er tritt nun in die Werkftatt ein, um ein Handwerk praftiich zu 
lernen, und befucht die gewerbliche Fortbildungsſchule, die ihm mit jenen Kennt— 
niſſen vwerfieht, Die er in der Werkſtatt und für fich allein nicht erwerben fann. 
Wie diefer Unterricht ein fachlicher, jo wird aud das Zeichnen fachlich — mit 
Rüdfiht auf fein Handwerf. Dadurch fommt der Yehrling in einen Ideenkreis, 
der ihn vollftändig in Beihlag nimmt, der ibm alljeitig umgibt, fein ganzes 
Yeben durchdringt und beherrſcht. Allerbingd muß zwiſchen der Werfjtatt und 
der gewerbliden Fortbildungsſchule eine innere Verbindung beitehen. Was nütt 
aller noch jo guter Unterricht, wenn in der Werfftatt liederlich gearbeitet, mit 
alten unbrauchbaren Werkzeugen hantırt, auf die Forderungen guter und folider 
Arbeit feine Nücjicht genommen wird ? 

Der gewerblihe Fortbildungsunterriht muß fich der Natur des Schülers 
materials, d. b. der Natur ihrer Gewerbe ꝛc, anſchließen und wird ſich dieſer 
daher einer Menge Modificationen zu unterziehen haben, die Ort, Yage und 
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Beihaffenheit der Handmwerfe bedingen. Aber im Ganzen muß diefer Unterricht 
eine einheitliche Form und Baſis haben, die unverrüdt trog aller localen Modi— 
ficationen bleibt. Die Centralbehörden, welche diefen Unterricht nad feiner 
inftematiichen Seite überwaden, find faft überall von ſelbſt gegeben, es jind die 
Gewerbemuſeen, umd die Hilfsorgane find die Gewerbevereine, die dadurd zu 
einer der wichtigften und wohlthätigiten Gorporationen unſeres Gewerbelebens 
werden. Das Bewußtſein von der Wichtigkeit dieſer Sätze hat fich in der letzten 
Zeit gerade in Bayern ganz bejonders in den Vordergrund gedrängt. “Der 
Berband der bayriichen Gewerbevereine hat fih auf dem letzten Verbandstage 
eingehend mit diefer Frage beichäftigt und find die diesbezüglichen Anträge und 
Debatten in den Mittheilungen des bayriichen Gemwerbemufeums 1878, Nr. 9 
und 10 veröffentlicht. Eine Fortſetzung fanden diejelben auf der zweiten Wander— 
verfammlung zu Augsburg am 20.—22. Auguft d. 9., deren Berhandlungen 
gleichfalls in der genannten Zeitſchrift abgedrudt find. 

Ein Haupthinderniß der Yehrlingsausbildung und ein mächtiger Nachtheil 
für das Gemerbeleben wird in der langen Präſenzzeit der jungen Gewerbetrei- 
benden beim Militär geſehen und ficher mit Recht. Man bat nun nad Moda— 
litäten ſich umgeſehen, unter welden jolden jungen Handwerkern die Vergünſti— 
gung des injährigen: Freiwilligen Dienftes zu Gute fommen fönnte. Am ra= 
Dicalften äußert fih Dr. Hirth darüber, indem er an die Volfsichule ſolche An— 
forderungen ftellt, daß Das Beftehen des für den genannten Dienft nothwendigen 
Examens möglib wäre. Es liegt in diefer Anficht jehr viel Wiünfchenswerthes ; 
wenn aber anderſeits und mit Recht auf Die Fachbildung der Yehrlinge das größte 
und meifte Gewicht gelegt wird und die Aufgaben, melde für Das genannte 
Examen häufig geftellt werden, ind Auge gefaßt werben, jo dürfte das Nefultat 
hinter den Wünſchen zurücdbleiben. Nad ven Begünftigungen, welde hierin 
andere Anjtalten, 3. B. die Realgymnaſien haben, dürfte indes unbedenflih auch 
der Fachſchule und ver Lehrwerkſtätte die Begünftigung zu Theil werden, daß 
ihre Schüler das Recht zum EinjährigensFreimiligendienit erlangen. Für bie 
Fachſchulen läge darin ein Act ich möchte fangen der ausgleihenden Gerechtigkeit. 
Wer nad) feiner Yehrzeit und dem gleichzeitigen Beſuche der Fortbildungsichule 
noch zwei bis drei Jahre aufs Verdienen verzichtet umd fich höhere Fachbildung 
aneignet, leiftet dem Staat gewiß mehr, als durch dreijährige Präfenzzeit beim 
Militär und erwirbt fid dadurch ein Recht auf Berüdjichtigung. Am einfach: 
ften allerdings würde Die Frage gelöſt, wenn das, was eine politiiche Partet 
fordert, eingeführt werden fünnte, nämlich die Verringerung der Präfenzzeit beim 
Militär auf 1 Yahr überhaupt. 

Ein ebenio großes Hinderniß für Die Ausbildung unferer jungen Gewerbs— 
leute bejtebt aber aud in der Ungebundenbeit und dem Mißbrauch ihrer Selb— 
ftändigfeit. Hier müſſen Die betehenden Geſetze mit Ernft und Energie gehand- 
habt werden, und durch wohlmwollende Ueberwachung Ausichreitungen jo viel als 
möglich verhindert werden. Auch hierin können die Gewerbevereine recht wohl- 
thätig eingreifen und wirken, denen überhaupt die vorliegende Frage in hervor— 
ragender Weiſe fih nabe legt. Es ift diefe Frage zunächſt die allerwichtigfte, 
wichtiger als alle Fragen über Zoll- und Handelögeiege, fie ijt die am aller: 
nächiten liegende und von der Art, daß jede Berheiligung an ihrer Yölung und 
jede Mitwirkung dabei nur von Nugen jein kann. 
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Seit einigen Jahren wird faum eine VBerfammlung von Gemwerbtreibenden 
irgend eines Faches abgehalten, von melder nicht der Wunſch auf Förderung 
des betreffenden Berufszweiges durch Errichtung von Fachſchulen in einer mehr 
oder weniger dringlihen Nejolutton zum Ausdrud gebracht würde. So wenig 
auch im Allgemeinen Neigung vorhanden ift, der Erkenntniß Naum zu geben, 
daß die altherlömmliche Form der Werkftattlehre den ınodernen Betrieböformen 
gegenüber und unter dem Syſtem der freien Goncurrenz ihre Berechtigung zum 
größten Theil, wenn nicht völlig, eingebüßt bat !), jo gibt man dod durch Das 
Berlangen einer über die praftiihe Thätigkeit des angehenden Gemerbetreibenden 
binausgebenden Berufsvorbildung ftilichweigend zu, daß die Werkſtätte felbit 
unter günftigen Bedingungen eine volltommen genügende Ausbildung thatfächlich 
nicht gibt. Auf der anderen Seite beweift die erhöhte Aufmerkſamkeit, melde 
man Seitens der Regierungen, einzelner Gemeinden und Gorporationen dem 
Fachſchulweſen widmet, fowie eine Menge fett Jahren beftehender und namentlich 
in den legten Jahren errichteter Yehranjtalten, weldye der gewerblichen Berufs: 
bildung dienen wollen, daß die Erkenntnig der Mängel in der Erziehung zu in- 
Duftrieller Gejchieflichfeit fi mit einer gemiffen inneren Nothwendigfeit den Mit- 
ten zugewendet bat, welche für Die Ausbildung zu den liberalen Berufsarten ſeit 
Sahrhunderten ſich bewährt haben ?). 


) Für bie Begründung der bier vorgetragenen Anfihten muß ih im Einzelnen 
auf meine beiden Schriſten verweilen: Die gewerblihe Bildungsfrage und 
ber induftrielle Rüdgang, Eifenah 1977. Lebhrlingsfrage und gewerb- 
lidbe Bildung in Frantreid, Eiſenach 1578. 

2) Es ift vielleicht nicht ganz ummwichtig zu bemerken, daß die alademiſche Lehrart 
neuerdings eine Neigung zeigt, von dem rein ſchulmäßigen Unterridt zur prafttichen 
Uebung (in Seminarien und dergl.) überzugehen oder doch beide Arten ber Unterwei— 
fung, hie auf das Wifien und die auf das Können binarbeitenbe, zwedmäßig zu ver 
binden. E8 dürfte darin für die Beftrebungen auf dem Gebiete des gewerblichen 
Unterrichtsmwefens ein deutlicher Wink liegen, fi von ber Praris der Werkſtätte und 
ber ernfihaften Production nicht allzumeit zu entfernen. 
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Freilih haben ſich die Anfichten noch lange nicht jo weit geflärt, daß in 
jedem einzelnen Falle mit Beftimmtbeit gejagt werben fünnte, im welcer Weiſe 
der gewerbliche Fachunterricht eingerichtet jein muß, um jowohl den Anforde— 
rungen der modernen Technik ganz zu genügen, als aud auf dem zweckmäßig— 
fien und jchnellften Wege volle Befähigung für praktiſche Arbeit zu erzielen. 
Es ift gewiß fchon ein Gewinn, daß man im Allgemeinen die Richtung fennt, 
in welcher das Ziel liegt; viel wichtiger aber iſt es, daß man fich von vorn 
herein auch im Einzelnen der Mittel bewußt wird, durdy welche dafjelbe zu 
erreichen ift. VBorzügliche, praktiſch gejchulte Lehrkräfte werden ja ſchließlich auch 
im gewerblichen Fachunterrichte Erſprießliches Leiften, jo wie auf dem Gebiete 
der Boltsfehule und der höheren Bildung fih die tüchtige Perfönlichkeit trog 
aller Lehrpläne und UnterrichtSorpnungen ihren eigenen Weg bahnt. Allein eine 
allgemeine Organifation darf nicht auf derartige Zufälligkeiten rechnen; fie muß 
ven lehrenden und lernenden Durchſchnittsmenſchen ins Auge fallen. Sie ſoll 
deßhalb nach beſtimmtem Plane arbeiten, der wieder in feinen Einzelheiten 
(Lehrftoff, Lehrgang, Verbindung des theoretifchen und praftiichen Theils der 
Unterweifung, Abgrenzung der Fachſchule gegen die Volksſchule einerſeits, die 
Werkftätte anderſeits ꝛc.) für jedes Gemerbe, ja oft für jeden größeren Induſtrie— 
bezirk beſonders feftzuftellen fein dürfte Auch muß fie zugleich auf die Heran— 
bildung braudbarer Lehrkräfte, von denen am Ende der ganze Erfolg abhängt, 
ihr Augenmerk richten. Im allen diefen Dingen ift man nod weit davon ent» 
fernt, audy nur zu einer annähernden Gleichartigkeit der An- und Abfichten ges 
langt zu fein; ja der Begriff der Fachſchule und ihr Berhältnig zur Lehrwerk— 
ftätte fteht noch unter den Betheiligten jo wenig feft, daß man in dem verſchie— 
denen Theilen unſeres Baterlande8 und in den verfchiedenen Gewerben unter 
diefen Ausprüden ganz verſchiedene Dinge begreift. Auch die vom Ausichuffe 
des Vereins für Socialpolitik aufgeftellten Fragen über das gewerblihe „For t— 
bildungsweſen“ find nicht ganz frei von dem Einfluffe dieſes ſchwankenden Epradj= 
gebrauchs, indem fie bald von „Fachſchulen und Yehrwerkftätten (Fr. 1)“, bald 
von „Fachſchulen, beziehungsweiſe Lehrwertitätten“ (3°), bald wieder von 
„der mit einer Pehrwerkitätte verbundenen Fachſchule“ (3°) ſprechen. Es dürfte 
ſich deßhalb empfehlen, die Beantwortung der aufgeltellten Tragen an eine be= 
Ichreibende Darftellung des geſammten gewerblihen Schulweſens in feinen wer 
ſchiedenen Formen zu knüpfen und fchließlih die Nefultate in kurzen Sägen zu: 
fammenzufaiien. 

Das Berlangen nad gewerblichen Schulen ift nicht fo neu, als es viel- 
leicht manchen auf den eriten Blick ericheint. In manchen Staaten und in in— 
duftriell bejonders entwidelten Städten gehen Beranftaltungen diefer Art bis in 
das vorige Jahrhundert, ja vereinzelt noch weiter zurüd. Allein was man da— 
mals und bi8 auf die neuejte Zeit unter gewerblichen Schulen verſtanden hat, 
war eim mehr oder weniger volljtändiger Hılfsunterricht im einigen, bei 
verichtedenen Gewerben zur Anwendung kommenden technifchen oder wiſſenſchaft— 
lichen Gegenitänden, der in das Gebiet der allgemeinen Bildung mehr oder 
weniger übergriff, je nachdem er an eine mehr oder minder genügende Elemen— 
taribulbildung anknüpfen konnte und je nachdem er fih in Bezug auf die 
künftige Yebenöftellung der Zöglinge weitere oder engere Grenzen zu ſtecken hatte. 
E3 gehören hierher jene Sonntags = und Abendichulen, die gewerblichen und 
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theilweiſe auch die allgemeinen Fortbildungsichulen für Handwerkslehrlinge, ſowie 
in gewiffem Sinne auch die Fortbildungscurje mancher größeren Fabriken, welche 
alle ihre Ihätigkeit auf wenige wöchentlihe Stunden beſchränken und in diefen 
einige Anleitung im Zeichnen, der Geometrie, dem kaufmänniſchen Rechnen und 
bergl. bieten. Es find aber auch bierher die fogenannten Gewerbefhulen Preu: 
ßens, Baierns und einiger anderer Staaten zu rechnen, welche zugleich ber 
Vorbereitung auf höhere techniſche Yehranftalten und für das praftiiche Yeben 
dienen wollen, nur daß fie — wenigftens in Preußen — nicht den eigentlichen 
Arbeiter berüdjichtigen, fondern der Ausbildung von „Technikern mittleren Ran: 
ges“ dienen wollen. 

Alle diefe Anftalten beſchränken fih auf die Exrtheilung eines allgemeinen 
theoretiihen Maſſenunterrichts, bei welchem wol auch bier und da Rückſicht auf 
die Tpecielle gewerblihe Beltäftigung des Schülers genommen wird, ohne daß 
jedoch die Werfftätte mit der Schule in einer genauen, fortlaufenden Verbindung 
erhalten werben fünnte. Dean unterftellt alfo den Lehrling zwei verjchieden- 
artigen Formen pädagogiſcher Einwirkung, der vein praftiichen, welche in der 
unmittelbaren Anleitung zur Anfertigung von Gewerbserzeugniffen befteht und 
der rein theoretiichen, welche Kenntniffe und Fertigkeiten vermittelt, die in der 
praftifchen Thätigfeit zur Anwendung fommen fünnen. Die erfte Art der Ein: 
wirkung richtet fich welentlih auf das Können, auf die mianuelle Geſchicklichkeit, 
die zweite muß ihrer Natur nad das Willen in den Vordergrund ftellen, und 
wo fie, wie beim Zeichnen, eine beftimmte Fertigkeit zu erzielen fucht, fehlt ıhr 
dod) nicht felten die Brücke, welche zur praktiſchen Anwendung derjelben hinüber: 
führt. Bei der Fortbildungsfchule laufen beide Arten der Einwirkung zeitlich 
neben einander ber, bei der Gewerbeichule gebt die theoretiiche Unterweifung 
der praftiihen Uebung voraus; bei den kunſtgewerblichen Unterrichtsanſtalten 
und einigen fpäter zu ermwähnenden Specialfachſchulen findet der umgefehrte 
Tall Statt. 

Was zunähft die gewerbliche Fortbildungsſchule betrifft, To geht die auf 
diefem Gebiete Tebhaft betriebene Agitation von der Vorausfegung aus, daß die 
Thätigkeit des Lehrlings in der Werkftätte demfelben zur Erlangung voller 
technifcher Geſchicklichkeit verhelfe und daß es nur darauf anfomme, ihm daneben 
ein gewiſſes kurzgefchnittenes Maß theoretiicher Kenntniffe, welche in den Ge— 
werben häufig Anwendung finden, zu vermitteln, 

Wäre diefe Borausfegung richtig, jo würde es lediglich darauf ankommen, 
den gewerblichen Fortbildungsunterricht in zwedmäßiger Werfe zu fördern und 
ihn in eine möglichft enge Verbindung mit dem praftiichen Gemwerbeleben zu 
een, um der beranmachlenden Arbeiteriugend die entiprechende Gelegenheit zu 
ihrer Ausbildung gefihert zu haben. An braudbaren Vorſchlägen und jelbft 
Borbildern in diefer Richtung fehlt e8 ja nicht; e8 braucht nur an das Beifpiel 
MWürttembergd erinnert zu werden, 

Allein fo einfach Liegt eben die Sache nicht. Unzutreffend tft zunächft die 
Borausfegung, daß in der Werfftätte durchſchnittlich die wolle techniſche Geſchick— 
lichkeit Heutzutage noch erzielt werde, ja daß fie allgemein jemals von den Lehr— 
lingen erzielt worden iſt ). Wenn dem gegenüber als „unanfechtbare That— 





1) Gewerbliche Bildungsfrage, S. 23 fi. 
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ſache“ bezeichnet worden ift, „daß der Handwerker in alter Zeit nit nur 
fünftlerifh , ſondern auch techniſch tüchtiger war”, jo liegt der Grund, wie bier 
aber- und abermals wiederholt werden muß, darin, daß der Umfang ter Tech— 
nit, jowie die Productions- und Abjagverhältniffe um XVI. Jahrhundert an= 
dere waren ald im XIX. Daß zur Zunftzeit der angehende Gewerbetreibende 
während der ihm auferlegten Gejellenjahre nachholen konnte, was er als Yehr- 
(ing hatte verläumen müjjen, Tag an der geringen Ausbildung der Arbeitsthei= 
(ung, an der Yangfamteit, Stetigfeit und Beihränftheit der Production, wie ſie 
dem Zunftmeifter ſein geſicherter Kundenkreis möglich machte. Eine eigne plans 
mäßige Unterwerfung hat e8 in der Werfftätte immer nur vereinzelt gegeben, 
wo die Gewifienhaftigkeit des Meifterd dazu trieb, und wie oft mag ſelbſt dieje 
Gewiſſenhaftigkeit an dem verbreiteten Schlendrian und Mißbrauch der jugend- 
lichen Arbeitstraft eine frühe Grenze gefunden haben! Daß die Wertftütte 
beute eine ftetig Fortichreitende, allſeitige Ausbildung nicht bietet, daß fie um— 
fafjende techniſche Gefchieflichfeit nur noch in jeltenen Ausnahmefällen erzielt und 
daß der einzige Gewinn, Der dem Yehrling beiten Falls in Ausjicht ſteht, die 
Abrihtung zu einjeitiger Handfertigfeit iſt, die ihn in der Verwerthung feiner 
Arbeitskrait beſchränkt und ihm ipäter bei der erften Kriſis arbeitslos auf das 
Pflafter wirft, it eine der unerfreulichiten Folgen unſeres ganzen imduftriellen 
Syſtems, die mit zwingender Nothmwendigkeit aus dem Fortſchritt der Arbeit3- 
tbeilung, dem Majchinenbetrieb und der freien Goncurrenz hervorgegangen iſt. 
Daß unter diefen Umftänden der verihärfte Zwang zum Aushalten der Yehr- 
jahre für den Yehrling nicht auch zugleich eine umfaſſendere Arbeitsgeichiklichtert, 
ja in vielen Fällen nur die privilegirte Ausbeutung der jugendlichen Arbeits: 
kraft durch den Arbeitgeber bedeutet, bedarf für Kundige feines Nachweiſes. 

Mit der einen Vorausfegung würde auch die andere jofort hinfällig werden 

müſſen, wenn diefelbe am jich berechtigt wäre. Unberechtigt ift fie für die Mehr: 
zahl der gewerblichen Fortbildungsichulen deßhalb, weil 

1) die Zeit für den Fortbildungsunterricht in den meilten Fällen eine un— 
geeignete (Abends und Sonntags) und ungenügende (2 bis höchſtens 
6 Stunden; nur ganz vereinzelt mehr) ift und jein muß, da der Lehr: 
ling doch nur bei kleinen Meiftern von einem Theile der üblichen 
Arbeitsſtunden in der Werfftätte zum Zwed des Fortbildungsſchulbeſuchs 
entbunden werden fann; 

2) weil es durchgehends der Fortbildungsſchule an gewerblich gefchulten 
und für Ertheilung des theoretiichen techniſchen Unterricht genügend 
vorgebildeten Lehrkräften fehlt; 

3) weil die Fortbildungsichule meist nicht auf einer ausreichenden Elemen— 
tarihulbildung fußen fann und, wie einmal die Dinge Liegen, ihr 
Hauptaugenmerf darauf richten muß, die Yüden in der allgemeinen 
Bildung ihrer Zöglinge auszufüllen ; 

4) weil der Anſchluß an ven praftifchen Gewerbebetrieb und die ftete Bes 
ziehung zu demjelben faft überall fehlt, und 

5) weil die ungleiche Vorbildung der Zöglinge und die verichtedenen Lebens— 
ziele, welchen die Einzelnen in der gewerblichen Praxis zuiteuern, einen 
gleihmärigen, nach beftimmten Yehrplan und Yehrziel arbeitenden Unter— 
richt unmöglich machen. 
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Mit der Hervorhebung diefer Mängel ſoll keineswegs die gewerbliche Fort— 
bildungsſchule als völlig unberehtigt und nicht reformfähig bezeichnet werden. 
Tor allem muß diejelbe von allen in das Gebiet der Volksſchule fallenden Auf: 
gaben entlaftet und im forgfältiger Anpaffung an den localen Giewerbebetrieb 
auf den reim technifchen Hilfsunterricht beichränft werden. Der [egtere erfordert 
für fih allen jchon einen jo bedeutenden Zeitaufwand, daß er alle Billiger 
Weiſe verfügbar zu machenden, d. h. dem guten Willen des Arbeitgebers ohne 
Härte abzugewinnenden Stunden in Anfprud nimmt. Es ift immer und im- 
mer mieder darauf zu bringen, daß eine Durdhgreifende und allge— 
meine Hebung der Volksſchule die erfte Beringung für die 
Löſung der gewerblichen Bildungsfrage ift und daß Die allge» 
meine Bildung abgeſchloſſen jein muß, ehe die Berufsbildung 
beginnen darf. Bis zu welder Stufe die allgemeine Voltsichule zu brin- 
gen, welche Mittel Dafür anzuwenden find, ift im Einzelnen von mir an anderer 
Stelle ausgeführt worden, und ic kann mich bier nur mit voller Ueberzeugung 
der Erflärung der vereinigten preußiſchen Minifter des Handels, des Unterrichts 
und des Innern vom Jahre 1860 anliegen, „Daß eine vollftändig genügende 
Wirlſamkeit der Elementarſchule die Fortbildungsſchule überflüſſig machen 
würde. 

Die allgemeine Fortbildungsſchule, die man richtiger als Repetir- und 
Ergänzungsichule bezeichnen dürfte, wird nie im Stande fein, die Mängel der 
Boltsihule völlig auszugleichen, ſelbſt wenn fie als eine obligatoriiche Inftitution 
überall durchgeführt werden könnte. Fehlen ihr doch alle unerläßlichen Voraus— 
jegungen jedes erfolgreihen Schulunterricht8 (gleichmäßige Vorbildung der Schüler, 
gleihartiged und feftumgrenztes Yehrziel, ein zweckmäßiger Unterrichtögang und 
eine ausreichende Stundenzahl) ; fie wirkt geradezu jchädlich, indem fie der Ge- 
meindeverwaltung und der Volkövertretung einen vielleicht Vielen nicht ummwill- 
fommenen Entjchuldigungsgrund bietet, fi der Nothmendigkeit einer grümdlichen 
Reform der allgemeinen Boltsichule überhoben zu glauben. 

Diefem legteren Ziele mit allen Ernfte nachzuſtreben, dürfte eine der erften 
Aufgaben jeder einfichtigen Soctalpolitit fein. Erſt wenn e8 ganz und voll 
erreicht fein wird, fann eine zwedentjprechende Organifation der gewerblidyen 
Fortbildungsſchule, die man wol richtiger gewerblidhe Hilfsſchule zu 
nennen hätte, die rechten Früchte tragen. Dieſelbe hätte mit Ausſchließung aller 
Elemente der allgemeinen Bildung ſich auf die ummittelbar im Gewerbe zur 
Anwendung fommenden Fächer (Zeichnen, Modelliren, Geometrie, geſchäftliches 
Rechnen, Buchführung — wenn Zeit verfügbar, aud Mafchinenlehre, Phyſik, 
Chemie, Handelsgeographie) zu beichränten und dieſe mit Weglaffung alles un- 
fruchtbaren Theoretifirend in einer Form zu lehren, daß die Uebertragung der 
erworbenen Kenntnifje auf das praftiiche Leben dem Zöglinge leicht würde und 
dafs andererſeits der Unterricht zu der in der Werfftätte gewonnenen Anſchauung 
und Routine die tiefere Einficht und das wiſſenſchaftliche Verſtändniß hinzu: 
brächte. In allen größeren Städten müßte der Unterricht forgfältig nach den 
einzelnen Gewerben oder doch nahe verwandten Gemwerbegruppen Tpecialifirt 
jein!). In fleineren Städten wären mindeftend drei Gruppen zu bilden, je eine 


) Als Mufter planmäßiger Organifation des gewerblichen Hilfgunterrichts einer 
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für Baugewerbe und Holzinduftrie, für Metallinduftrie und für alle übrigen 
Gewerbszweige zufammen. Bei local concentrirten Gewerben und bei ber 
Hausinduftrie ergäbe ſich die Specialifirung von ſelbſt. Die Lehrer müßten 
möglichft ausiibende Gemerbetreibende oder doch praftiich gejchulte Techniker fein. 
Für die Förderung des ZeichenunterrichtS wäre unerläßliche VBorbedingung : Auf: 
nahme defjelben unter die ordnungsmäßigen Lehrgegenftände der Volksſchule unter 
Feſtſetzung einer zwedmäßigen einheitlichen Unterrichtsmethode, Inſpektion des 
Zeichenunterricht8 durch eine mit den praftifchen Bedürfniſſen vertraute Perlön: 
lichkeit, Beſchaffung einheitlicher Lehrmittel durch den Staat, Verpflichtung der 
Präparanden des Yehramts zum Befuche der gewerblichen Fortbildungsichule und 
forgfältigere Pflege des Zeichenunterricht8 auf den Lehrerſeminarien. Unter allen 
Umftänden find die Yehrgegenftände in der gewerblichen Hilfsichule auf die Zahl 
zu beichränfen, welche in der zu Gebote ftehenden Unterrichtözeit bequem bemältiat 
werden fann. Hier gilt, wenn irgendwo: non multa sed multum! 

Das Ideal einer gewerblichen Hilfsichule würde erreicht fein, wenn es 
gelänge, die Unterweifung in der Schule mit der Arbeit in der Werfftätte in 
eine jo enge Verbindung zu fegen, daß beide im ihrem Fortichreiten einander 
ergänzten und ftetS in unmittelbarer Verbindung und fortlaufender Wechjelmir: 
fung blieben. Herr Director Meßmer hat in feinem Gutachten über das 
Lehrlingsweſen in vortreffliher Weiſe gezeigt, wie dieſes Ziel fich in größeren 
gewerblichen Betrieben erreihen läßt. Es wäre fehr zu wünſchen, daß die 
Vehrlingsichule der Mafchinenwerkjtätte zu Graffenftaden in allen Fabrikanlagen 
ähnlicher Art Nahahmung fünde. 

Eine umfänglicyere und felbftändige Organifation des gewerblichen Hilfs: 
unterricht iſt im der preußifchen Gewerbeſchule verſucht. Es ift bekannt, 
wie diefelbe durch ihre „NReorganifation‘ im Jahre 1870 — wie e8 fcheint, 
lediglich ım Intereſſe der Freimilligenberechtigung — ihrem urſprünglichen Zwecke, 
dem Handwerfe zu dienen, völlig entfremdet wurde. Auch dürfte nody in allge 
meiner Erinnerung fein, wie zu Anfang Auguft d. 9. ein abermaliger Reor- 
ganiſationsentwurf durch die Preſſe Tief, der die Billigung einer im Handels-— 
minifterium abgehaltenen Gonferenz gefunden hatte. Da dieſer Entwurf mol 
als eine Art Programm zu gelten hat für die Richtung, in welcher künftig 
Seitens des Staated das gewerblihe Fachſchulweſen gepflegt werden ſoll, ſo 
fönnen wir und der wenig willtommenen Aufgabe nicht entziehen, denjelben hier 
in der Kürze zu würdigen. 

Nach den von der genannten Gonferenz angenommenen Refolutionen follen 
künftig die Gewerbeichulen in zwei Gruppen zerfallen, von denen die eine der 
Vorbereitung auf die technifche Hochichule, Die andere als Vorbereitungs- und 
Fachſchule für Techniker mittleren Ranges dienen fol. Die Schulen ver letsteren 
Gruppe hätten ihre Zöglinge in einem jechsjährigen, dem Lehrpenfum der böbe- 
ren Bürgerjchule mit zwei freinden modernen Sprachen entſprechenden, jedoch 
das Zeichnen befonders pflegenden Curfus, von der Sexta bis einſchließlich der 


großen Stabt fann die Hamburger Gewerbeſchule unter Leitung bes Directors Jeſſen 
angeführt werben, bei mweldyer die beiden Hauptpunfte: Speciahfirung des Unterrichts 
nah ben Berufdzweigen der Schüler und Verbindung deſſelben mit der Elementar- 
ſchule glüdlih erreicht zu fein ſcheinen. 
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heutigen Secunda, zu dem Punkte zu führen, wo die allgemeine Schulbildung 
abgeichloffen und das Recht des einjährigen Dienfted erworben werden Tann. 
Nach der Secunda folgt ein zwerjähriger Facheurſus. Der allgemeine Bildungs- 
unterricht hört in diefen Fachclaffen vollftändig auf. Die Untermeifung con» 
centrirt fich auf die für den Beruf erforderlichen Kenntniffe und Fertigfeiten. Die 
Vachelafjen bilden entweder für die Baugewerfe oder die mechanijch = technischen 
oder die chemifch-techniichen vor. Je nad den befonderen Bedürfniffen des Orts 
und des Diftrict8 fünnen dieſe Zwecke verbunden werben.” 

Offenbar verdienen ſolche Anftalten nur in den beiden oberen Jahrescurfen 
den ihnen beigelegten Namen der Fachſchulen, und es ift gar nicht abzufehen, 
warum man fie nicht auf diefen Umfang beichränft und die allgemeine Borbil- 
dung der höheren Biürgerichule oder aud den entjprechenden Claſſen der Real: 
ſchule I. D. überlaffen hat. Man brauchte ja nur den Zeichenunterriht an 
dieſen Anftalten in entiprechender Weile zu pflegen. Auch iſt es nicht ohne 
Bedenken, den Eltern zuzumuthen, über den fünftigen Lebensberuf eines Kindes 
Ichon mit deſſen 9. oder 10. Jahre ſich zu enticheiven. Die Folge wird ver: 
muthlich ganz das Gegentheil der an diefe Einrichtung gefmüpften Erwartung 
jein: mit der Erlangung der Freiwilligenberechtigung werden die meiften Schüler 
diefer Gewerbeichulen verſchwinden; man wird wielleiht noch auf ein halbes 
oder ganzes Jahr einzelne Schüler auch fir die Fachabtheilung erhalten !); 
aber zu einer für das Gedeihen einer Schule unerläflichen Frequenz wird man 
e8 ebenfo wenig bringen, wie bei der jegigen Nealfchule I. D., deren Ober- 
claſſen gleichfalls an chronischer Atrophie Teiden. Die Inftitution des einjährigen 
Dienftes Tegt fi wie ein Mehlthau auf das ganze höhere Schulweien ; fie hat 
au Ddiefen neuen Drganifationdentwurf in verhängnigvoller Weile beeinflußt. 
Denn fie bedingt ein Maß allgemeiner Bildung , das früheftend mit dem 
16. Lebensjahre erreicht werden kann, der angehende Gewerbetreibende hätte fich 
alio, wenn er den zweijährigen Fachcurſus noch abſolviren wollte, bis zu feinem 
18. Dahre auf mehr oder minder theoretifchem Gebiete zu bewegen und wiirde 
zu einer Zeit in die Werkſtätte eintreten, wo Hand und Geift nicht mehr die 
nöthige Schmiegfamteit, vielleicht aud nicht mehr die friiche Luſt zu praftiicher 
Thätigfeit befigen. Der Schöpfer des Entwurfes ſcheint dies gefühlt zu haben, 
indem er in Refolution 6 ſich folgendermaßen ausſpricht: 

„Es ift unerläflih, daß die künftigen Techniker mittleren Ranges aufer 
dem Unterricht in der Fachichule durch praftiiche Arbeit ſich ausbilden. Der 
Zeitpunft, die Dauer und die Art und Weile, wie diefe Arbeit in der Praris 
mit der tbeoretiichen Ausbildung für den Beruf am zweckmäßigſten zu ver- 
fnüpfen tft, wird der weiteren Erwägung anbeimgegeben. Insbeſondere bleibt 
e8 der Prüfung vorbehalten, ob mit einzelnen Anftalten nicht Lehrwerfftätten 
zu verbinden find.“ 

Es ift bedauerlih, daß man nicht derartige Erwägungen in den Vorder— 
grund geftellt und die neue Organifation auf die Yehrwerkftätte ohne eine an= 


1) Dem Berfafler ftehen bier die Erfahrungen einer Hanbelsichule zur Seite, 
welche, nad dem Plane einer Realſchule I. O. organifirt, den Fachunterricht erft 
nad Erlangung der Freimwilligenberehtigung beginnen läßt: die Anftalt bat e8 bis 
heute noch zu feiner Oberprima gebradt; feither find alle eye welche fie in 
den Unterclajien vorgebildet hatte, vor Abfolvirung de8 Curſus ausgetreten. 

Schriften XV. — Fortbildungsſchulen. 10 
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dere Art praftifcher Unterweifung begründet hat, an die fich Dann der theoretijche 
Unterricht paflend würde angeſchloſſen haben. Alle tüchtigen Praftifer, welche 
fi über diefe Fragen haben vernehmen laffen, ftimmen darin überein, daß man 
den jungen Gewerbetreibenden möglichſt früh an die Arbeit bringen müſſe, ja 
in Franfreih und in den Reichslanden fchreibt man vielfady die Inferiorität 
unſerer induftriellen Yeiftungen dem Uebermaß an unpraftiicher gelehrter Bildung 
zu, welches durch unfere Realſchulen und Gymnafien genährt werde. Wir wer: 
den auf diefen Punkt unten noch zurüdfommen müſſen. Aller Wahrjcheinlichkeit 
nad würden junge Leute, welche bis zum 14. Lebensjahre eine tüchtige Elemen— 
tarfchule befucht und dann zwei bis drei Jahre als Lehrlinge gearbeitet hätten, 
einen gewerblichen Hilfsunterriht, wie ihn der Fachcurſus der preußiichen 
Gewerbeſchulen geben joll, wenn auch mit dem nöthigen Zujchnitte für geringere 
Vorkenntniſſe mit größerem Nuten genießen, als die Adepten des Einjährig- 
Freiwilligendienſtes, denen nad ihrer Entlaffung aus der Gewerbeſchule nicht 
genüyend Zeit bleibt, um bis zur Ableiftung ihrer Milttärpfliht fi in der 
MWerkftätte gehörig umzuthun und die gefammelten theoretiſchen Kenntniſſe prak— 
tiſch verwerthen zu lernen. 

Es ift zu fürdten, daß man mit diefen Anftalten „Für Techniker mittleren 
Ranges“ nicht weiter fommen wird, als mit der reorganifirten Gewerbeſchule 
von 1870. Jedenfalls find die Kreife, auf welche fie vernünftiger Weiſe allein 
berechnet fein können, nicht die de eigentlichen Arbeiter» und Handwerker— 
ftandes. 

Ebenfalls zu den gewerblichen Hilfsihulen find die niederen und mittleren 
Bergihulen in Preußen, die Baugewerfichulen und die meiften funftinduftriellen 
Schulen Deutſchlands zu rechnen, welche ſich ſämmtlich vor den oben befprochenen 
Gewerbeſchulen dadurch auszeichnen, daß fie den gewerblichen Hilfsunterricht auf 
eine kürzere oder längere praktiſche Lehrzeit aufbauen oder denſelben gleichzeitig 
und in fteter Verbindung mit der Praxis ertheilen. 

Was zunächft die Bergſchulen betrifft, jo ftellen fie das einzige planmäßig 
und erfolgreich gepflegte Gebiet des gewerblihen Fahunterrichts in Preußen dar. 
Diefelben find ihrem Urfprung nad genau fpecialifirte gewerblide Fortbildungs- 
ſchulen, Die ſich vielfach zu jogenannten Bergvorjhulen mit 12 — 24 Wochen» 
ftunden ausgebildet haben. Die Unterrichtögegenftände find hauptjächlih Mathe— 
matik, Phyſik, Bergbaukunde, Markſcheiden und Zeichnen. Bei allen Vorſchulen 
müfjen die Schüler regelmäßige Schichten verfahren und find angewieſen, fich 
durch ihre praftiiche Arbeit den Unterhalt zu verdienen. Im allen Revieren 
find die Vorſchulen mit einer Hauptichule verbunden, welcher fie den größten 
und braudpbarften Theil ihrer Schüler Liefern. Im den Revieren zu Bodum 
und Saarbrüden ftehen die elementaren Fortbildungsihulen und Vorſchulen mit 
der Bergichule derart in Verbindung, daß die Fortbildungsihule ihre befieren 
Schüler der Vorſchule, diefe der Bergſchule überweift ?). 

In diefer vortrefflih bewährten Organtfation liegt die Antwort auf Die 
zweite der aufgeftellten Fragen. Cine fachlich ſpecialiſirte gewerbliche Fortbil- 
dungsichule, wie wir fie oben beſchrieben haben, wird in allen ähnlich concentrir= 
ten Induftriezweigen, wie der Bergbau und das Hüttenweſen, eine zweckmäßige 


1) Bol. Geifenheimer, Die preußiſchen Fachſchulen, S. 20. 
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Bermittlung zwifchen der Elementarſchule und der eigentlichen Fachſchule bilden, 
welche letztere fi dann immer wieder in einer ähnlichen dauernden Verbindung 
mit der Prarid zu erhalten hätte, wie die Bergihulen. Wo eine ſolche Ber- 
bindung nicht unmittelbar berzuftellen iſt, ſei es wegen der örtlichen Zeriplit- 
terung und Zerftreutheit der induftriellen Anlagen, jei e8 wegen ber Art des 
Betriebs, würde jede Fachſchule zweckmäßig mit einer Lehrwerkſtätte zu verbinden 
fein. Diefe lettere wäre als eigene Induftrieanlage mit productivem Zwecke 
zu organifiren, welde nur dadurch ſich von den privaten Betrieben deſſelben 
Faches zu untericheiden hätte, daß fie die planmäßig fortichreitende Unterweifung 
ihrer Zöglinge mit in die Arbeitsglieverung aufnähme. Es ift findiih, vor 
dem dieſem Syſtem entgegen gejchleuderten Stihwort: „Staatsfabrik“ zurüd- 
zufchreden. Bei der genügend befannten Richtung, welde unfere private Er: 
werbsthätigkeit auf gewerblichen Gebiete genommen bat, werden ſolche Anftalten, 
welche in ihrer Thätigfeit von höheren Gefichtspunften ausgehen als von dem 
der reinen Plusmacherei, mit der Zeit fi) als dringendes Bedürfniß heraus: 
ftellen.. Sie werden Mufteranftalten für die Privatinduftrie abgeben, eigene 
Forſchungen und Verſuche anftellen, in Einführung der zwedmäßigften und 
neueften Mafchinen und Berfahrungsarten vorangehen und jo in allgemeiner 
Weiſe befruchtend auf die betreffenden Induftriezweige einwirken können. Mufter: 
und Werkzeugfammlungen, Ausftellungen, offene Zeichenfäle und alle jeither ſonſt 
üblihen Mittel der Gemerbeförderung laſſen fi dann zwedmäßig am dieſe 
Fachſchule anſchließen. 

Die Verbindung der Lehrwerkſtätte mit der gewerblichen Fachſchule halte 
ich ſchon deßhalb für eine weſentliche Bedingung ihres Erfolges, weil die Arbeit 
des Lehrlings in der Werkſtätte ihm beſten Falls eine einſeitige Handfertigkeit 
bietet, die ihn nicht nur in ſeiner Erwerbsfähigkeit bedeutend beſchränkt, ſondern 
ihn auch zu ſelbſtändigem und zielbewußtem gewerblichem Schaffen untüchtig 
macht, ihn zur bloßen Routine verdammt. Die Lehrwerkſtätte hätte ihn in 
einem fortſchreitenden Lehrgang möglichſt vielſeitig im ganzen Umfange ſeines 
Berufes auszubilden: wer einen praktiſchen Ueberblick über ein ganzes gewerb- 
liches Gebiet erlangt hat, wird in feiner Spectalität mit dem rechten Berftänd- 
niß arbeiten und vielfah als felbftändiger Arbeiter ſich wirthſchaftlicher bei 
jeiner Production einrichten können, als der gewöhnliche Spectalift, der in man— 
hen Nebenarbeiten auf den verwandten Specialiften angewiesen bleibt. Darin 
liegt auch die praktiiche Bedeutung des von den Franzoſen fo lebhaft befür- 
worteten enseignement professionnel encyclop&dique, daß es 
die Einfeitigfeit, welche die modernen Betriebsformen der Induftrie harakterifirt, 
durch Ausdehnung des Fachunterrichts auf alle der fpeciellen Branche verwandten 
Arbeitögebiete zu paralyfiren ſucht. Zu weit darf dieſe Richtung natürlich) 
nicht ausgreifen, wenn fie nicht der Gefahr der Berflahung anbheimfallen und 
Zeit behalten will für die gründliche Durchübung der eigentlichen Berufsarbeiten 
ihrer Zöglinge. 

Aber die Lehrwerkſtätte hat einen zweiten, faum minder wichtigen Zweck: 
fie ſoll als gewerbliche Productionsftätte aud ihren Zönlingen Gelegenheit geben, 
ihren Unterhalt während der Schulzeit zu verdienen. Mit Rückſicht auf die 
Bermögenslage der Kreife, aus welchen ſich unfer Arbeiterftand vecrutiren muß, 
ift an diefer Forderung unbedingt feſtzuhalten. Site kann erfüllt werden, wenn, 
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was auch aus anderen Gründen nöthig jcheint, jedem Schüler, der in die Fach— 
Thule aufgenommen zu werden wünſcht, ber Nachweis auferlegt wird, daß er 
ein Gewerbe praftifh erlernt und wenigſtens zwei Jahre in einer Werfftätte 
praftifch gearbeitet habe. 

Es ift das dieſelbe Forderung, melde Herr von Miller auf der Mün— 
hener Berfammlung im September 1876 für die kunſtgewerblichen Fachſchulen 
geftellt und treffend begründet bat. Die Abmege, auf welde manche unferer 
funftgewerblichen Fachſchulen gerathen find, mahnen zur größten Vorfiht. Wollen 
wir nicht, daß der gewerbliche Fachunterricht in unfruchtbarer theoretiicher Allge- 
meinheit verlaufe, jo müſſen wir ihn entweder auf die Uebung und Erfahrung, 
welche längere Werkſtattthätigkeit allein geben fann, aufbauen, oder uns für das 
Syſtem der reinen Yehrwerfftätte entſchließen, von dem weiterhin furz die Rede 
fein wird. Der Schüler der Fachſchule ſoll ſich alle die concreten Anichauungen 
von Material, Werkzeugen, Verfahrungsweifen angeeignet, die widhtigften Mani— 
pulationen felbft geübt haben, Damit er zum Begreifen und zur Anwendung der 
theoretijchen Unterweifung fähig ſei, fih vor — bewahrt ſehe und gern 
wieder in die Werkſtätte zurückkehre, um dort den veredelnden Einfluß der Fach— 
ſchule weiter zu tragen. 

Durch dieſe vorgängige praktiſche Thätigkeit wird keineswegs die Verbin— 
dung der Fachſchule mit einer Lehrwerkſtätte oder mit Den gewerblichen Privat— 
anlagen des betreffenden Ortes überflüffig. Sie ift nöthig für die Lehrer der 
Fachſchule, damit fie die gefammte Unterweifung an die Praris anfchließen und 
in fortlaufender Verbindung mit derjelben erhalten, fie ift nöthig für Die 
Schüler, damit fie das frifch erworbene Wiffen immer fofort in das Können um— 
jegen, damit fie gründlih und alljeitig praftifch ertüchtigt werden und damit 
ihnen die Erwerbung ihres Lebensunterhaltes möglich ift. Nichts wäre ſchlim— 
mer, al8 wenn ſich auch auf dem gewerblichen Gebiete jene bald künſtleriſch, bald 
wiſſenſchaftlich angehauchte Halbbildung, jene unerfreulihen Zwiſchenexiſtenzen 
berausbilveten, welche fi für die Werfftätte zu gut halten und für etwas An— 
deres nicht taugen. Nur dadurch, daß der techniiche oder künftleriiche Fachun— 
terricht fich ftetö feiner Aufgabe eines Hilfsunterricht® bewußt und in fort- 
währender Fühlung mit der Praxis bleibt, nur jo, daß er felbit in die Werf- 
ftätte hinunterfteigt und fi) ihren Forderungen anbequemt, fann diefer Eventua- 
lität vorgebeugt werben. 

In weldem Umfange empfiehlt ſich die Erridhtung ge- 
werblider Fachſchulen und Lehrwerkſtätten für die verſchiedenen 
Zweige der Handarbeit? 

Soll dieſe Frage erihöpfend behandelt werben, jo erfordert fie ein ges 
naueres Eingehen auf die Bedürfniſſe und die Zuftände der Arbeitsgeſchicklichkeit 
in den einzelnen Induftriezweigen. Da diefer Weg aus naheliegenden Gründen 
bier nicht betreten werden fann, fo vermag ich nur kurz zu antworten: Auf 
alle Zweige des Kunftgewerbes, fowie auf diejenigen Induftrien, deren Technik 
umfänglichere phyfifaliiche, chemische, mechaniſche, mathematiſche Kenntniffe vor= 
- außfegt. Einen weiteren maßgebenden Geſichtspunkt würde der Grad, der 
Arbeitstheilung und fachlichen Specialifirung innerhalb eines Gewerbes abzu— 
geben haben. Wir die äußeren Bedingungen, welde bei der Errichtung von 
Fachſchulen maßgebend find, läßt fih das Verfahren der öfterreichiichen Regie— 
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rung bei Errichtung kunſtgewerblicher Fachſchulen als nachahmungswerth empfeh— 
len. Darnach ſollen mit gewerblichen Fachſchulen immer zunächſt diejenigen 
Gegenden und Städte bedacht werden, wo ein beſtimmter Gewerbszweig bereits 
fabrikmäßig oder, als Hausinduſtrie betrieben wird, wo ein Rohmaterial der 
induſtriellen Verarbeitung harrt, oder wo ein Ueberſchuß an arbeitsfähigen Hän— 
den bei mangelnder Erwerbsgelegenheit vorhanden iſt. 

Vielfach würden die Fachſchulen einen beſſer vorbereiteten Boden finden, 
wenn das gewerbliche Fortbildungsſchulweſen zu einer Zeit, als es noch größere 
Berechtigung hatte, als heutzutage, entiprechend gepflegt worden wäre. Bon 
einer fpectalifirten gewerblichen Fortbildungs- zur vollen Fachſchule ift ber 
Uebergang verhältnigmäßig leicht; außerdem würde auch fernerhin die gewerb- 
liche Fortbildungsſchule der Fachſchule im elementaren Zeichen- und Mobellir- 
unterricht dorzuarbeiten haben. Immerhin find die Fachſchulen Anftalten, welche 
wegen der bedeutenden Soften nicht jo bald allgemeinere Berbreitung finden 
dürften. Auch find die meiften Yeiter derjelben wiel mehr geneigt, das Ziel der— 
felben zu hoch als zu niedrig zu ftedden oder gar ihre Zöglinge von der Praxis 
ab- oder über diejelbe hinaus zu führen, zumal die Nothwendigkeit der Verbin- 
dung mit Lehrwerkftätten noch nicht überall genügend gewürdigt wird. Es 
bängt died mit dem Umſtande zufammen, daß die Ziele, welche ſich manche 
diefer Anftalten fteden zu ſollen glauben, viel zu umfaflend find und fo zu 
einer Richtung des Unterrichts auf das allgemein Theoretiiche Hinführen, weldye 
zur Erziehung praktiſcher Arbeiter wenig geeignet ift. Endlich wird die enge 
Berbindung und Wechjelmirtung zwiſchen Fachſchule und Praris, welde mir 
oben als Bedingung des Erfolges bezeichnet haben, fi nur unter beſonders 
günftigen örtlichen und perſönlichen Umftänden befriedigend verwirklichen Tajjen. 

Aus allen diefen Gründen fcheint es angezeigt, nicht zu große Hoffnungen 
auf Das eigentliche Fachſchulſyſtem zu ſetzen, jedenfalld aber neben den Anftalten 
diefer Gattung auch auf tie Errichtung folder gewerblichen Bildungsftätten 
Bedacht zu nehmen, welche fih an die alte Werfjtattlehre enger anfchliegen und 
diefelbe völlig erjegen. ALS ſolche bieten ſich die eigentlichen Yehrmwerfftätten 
und die franzöfiihen Lehrlingsſchulen dar. Was das franzöfiihe Syſtem 
betrifft, fo kann feine Rede davon fein, die gewerblihe Ausbildung Schon in die 
Elementarfchule hineinzuzwängen, wie es in der Primärjchule der Rue Tour- 
nefort zu Paris verjucht worden ift. Die Anforderungen, welde an die allge 
meine Volksbildung geftellt werden müſſen, nehmen die ganze Elementarſchulzeit 
mehr als genug in Anſpruch, und überdies wird nur ein unpraftiicher Enthu— 
fiaft jenem allgemeinen, farblofen technifchen Unterricht das Wort reden wollen, 
der bei der Jugend der Zöglinge bald in Spielerei ausarten müßte und bie 
MWerkftattlehre ſchließlich doch nicht entbehrlih machen kann. Es handelt ſich 
vielmehr um das in der Vorftadt La Vilette zur Ausführung gebrachte Syſtem 
eines umfafenden gewerblichen Specialunterricht®, welcher den Lehrling nad 
Abfolvirung der Elementarihule aufnimmt und ihn als völlig ausgebilveten, 
für die Arbeit in der Werfftätte allfeitig tüchtigen Arbeiter entläßt!). Die 


) Ich Habe diefe Schule näher befchrieben in meiner „Lehrlingsfrage und ge— 
werblihe Bildung in Frankreich“ ©. 25. 33 ff. 
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Schule umfaßt eine Reihe der am häufigften in großen Städten vertretenen 
Gewerbe, die fich wieder in zwei Hauptgruppen, Eiſen- und Holzinduftrie, gliedern. 
Im erſten Schuljahre hat der Zögling in mehr enchklopädifcher Weiſe ſich mit 
den Hauptzweigen der Eiſen- und Holzinduftrie und der Handhabung der wich— 
tigften Werkzeuge vertraut zu maden; erft im Beginn des zweiten Yahres 
entſcheidet er fich für eine beftimmte Specialität und widmet derjelben von nun 
an zwei Jahre lang feine ganze Kraft. Die Hauptftärfe der Schule Liegt in 
den Yehrwertitätten, in welden die jungen Yeute unter Anleitung von acht 
MWerkführern den größten Theil des Tages arbeiten; die übrige Yet wird auf 
den gewerblichen Hilfsunterricht tm Zeichnen, der -Mathematit, Chemie, Phyſik, 
Mechanik, Technologie, der franzöjiichen und engliichen Sprache, ſowie in Ge- 
Ichichte und Geographie verwendet !). Der Unterricht ift nicht blos unentgeltlich, 
fondern e8 wird auch bei genügenden Fortichritten ein Yohn gezahlt, der bis 
auf 2 Fr. 50 Ets. pro Woche fteigt. 

Die Vorzüge dieſer Organifation Springen in die Augen. Sie madıt bie 
Werkſtattlehre volltommen überflüffig, ohne die productiven Zwede, die für jede 
gewerbliche Thätigfeit maßgebend fein müſſen, aus den Augen zu verlieren; fie 
bietet ein Gegengemicht gegen die übermäßige Spectalifatton, indem fie den Yehr: 
ling einer umfaljenderen gewerblichen Vorſchule unterwirft; aber fie vermeidet 
auch den Abweg ind Allgemeine, Farbloſe, Unpraktiiche, indem fie die Haupt— 
fraft auf Die jpecielle Fachbildung concentrirt. Sie ertbeilt jchlieglicy den 
nöthigen Hlfsunterricht in emem jo engen Zuſammenhang ınit der praftifchen 
Thätigkeit, daß er auf die Erfahrung der legteren Schritt vor Schritt weiter 
bauen fann, wie auch umgekehrt die Werfftätte fortwährend das Gelernte an— 
zuwenden und fruchtbar zu machen ım Stande ift. 

Es wäre jehr zu wünjcen, daß man mit diejer Oraanifation in größeren 
deutſchen Städten umfajiende und planmäßig eingeleitete Verſuche machte, 
Wie für die Eifen= und Holzindufirie ließen fih auch für eine Reihe anderer 
Induftriegebiete Gruppen verwandter Fächer bilden, welde in ibrer Geſammtheit 
die Hauptrichtungen des ftädtiichen Gewerbelebens repräfentiven und in dieſen 
die Werkftattlehre völlig überflüffig machen würden. 

Noch enger Ichließt fi an das alte Syitem der reinen Werkftattlehre die 
eigentlihe Yehrmwerkftätte an — eine Art der Erziehung zu gewerblicher 
Tüchtigkeit, welcher wegen ihrer Einfachheit, leichten Anwendbarkeit und größeren 
Sicherheit des Erfolgs nach meiner vollen Ueberzeugung die Zukunft gehört. 
Seitdem das Wort Yehrwerkftätte zuerft in die Discuffion über die Yehrlingsfrage 
geworfen worden tft, bat daſſelbe ſich jo mannichfache Verdrehungen und Miß— 
verftändniffe gefallen laſſen müfjen, daß bier eine erneute Klarftellung nöthig ift. 
Zur Vehrwertjtätte kann jedes bejjere und nicht zu umfangreiche gewerbliche 


1) In ben beiden erften Jahren arbeiten die Zöglinge 6 Stunden in ber Werk— 
ftätte und genießen 5 Stunden ben gewerblichen Hilis- und allgemeinen Fortbildungs: 
unterricht, im dritten Jahre bat der Arbeitstag S Werl- und 3 Schulitunden. Bei 
der Ähnlich organifirten breiclaffigen Ecole municipale d’apprentissage in 
Havre, bie ſchon über ein Jahrzehnt befteht, find in dem mir vorliegenden neueften 
Stundenplane 7 Wertftunden und 4 Schulftunden nebft zwei abendlichen Zeichenftunden 
für alle Claſſen vorgefehen. 
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Etabliffement dadurd werden, daß e8 mit Feſthaltung des probuctiven Zweckes 
die planmäßige und allfeitige Ausbildung einer Anzahl Lehrlinge — keinesfalls 
mehr als zehn oder zwölf bei einer entiprechenden Anzahl ausgebildeter Arbei- 
ter — zu feiner ausdrüdlichen Aufgabe macht. Zunächſt würden jich ſolche 
Berufsarten beſonders dazu eignen, bei welchen die Herjtellung der Arbeits- 
producte eine beſonders ſchwierige und complicirte ift und wo an die techniſche 
Genauigkeit oder an den fünftlerifchen Geſchmack höhere Anforderungen geftellt werden, 
wo alfo der Lehrling unter gewöhnlichen Umftänden nur mit einzelnen gröberen, 
rein mechanischen Arbeiten beichäftigt zu werden pflegt. Es find hier bejonders 
größere flädtiiche Werkftätten ind Auge gefaßt, in welchen zwar die Arbeitsthei= 
lung und der Majcinenbetrieb den modernen Anforderungen entſprechend Platz 
gegriffen haben, melche aber in dem Umfange der Production und der Art der 
Herftellung die Mitte halten zwifchen dem alten Vollhandwerf und der modernen 
Fabrik. Die öfterreichiiche Regierung bat befanntlich zur Förderung des Kunft- 
gewerbes hier und da zur Lehrwerfftätte gegriffen, indem fie einem Gewerbe— 
treibenden, der fein Fach an einem Orte in vorzüglicher Weile vertritt, Unter: 
ftügungen an Geld, Diuftern, Lehrmitteln, Werkzeugen x. zumandte, unter ber 
Bedingung, daß er eine Anzahl junger Yeute in feine Werkftätte als Yehrlinge 
aufnimmt und fi) ihre Ausbildung bejonders angelegen fein läßt. 

Im Ganzen kann ich bier nur wiederholen, was ich vor zmei Jahren über 
die Lehrmerfftätte gefchrieben habe: 

Die Lehrwerkſtätte vereinigt in fi alle Vortheile des alten Syftems 
mit den gefteigerten Anforderungen des modernen Wirthichaftslebens. Im ihr ift 
es von vorn herein möglich, durch tete Unterweifung mit und an der Arbeit 
jelbft das höchſte Maß von Handfertigkeit und körperlicher Gewandtheit zu er: 
zielen, Sorgfalt und Eractheit der Arbeit, Zwedmäßigfeit der Ausführung und 
Schönheit der Form dem Yehrling zur zweiten Natur werden zu lafjen, mo eine 
theoretifche Unterweifung nöthig ift, Diefelbe in ſteten Zuſammenhang mit ber 
praftijchen Anwendung zu ertbeilen, kurz allfeitig tüchtige und ſelbſtändige Arbei= 
ter. zu erzielen, die in der Verwerthung ihrer Kräfte ſich nicht mit dem üblichen 
Minimum des Tagelohns zu begnügen brauchen, Sondern einen ihrer Geſchick— 
lichkeit entiprechenden Theil des Arbeitsertrags beanſpruchen können. Natürlich 
bedarf es zur Einführung und Verallgemeinerung derjelben allfeitig praktiſch und 
theoretiich durchgebildeter Werkftattvorftände oder, wo fi Die erforderlichen 
Eigenſchaften in einer Perfon nicht vereiniat fänden, der Verbindung mehrerer 
zum gemeinfamen Zwede. Es wird die Aufgabe des Staates fen, in allen 
feinen Werfftätten eine befondere Lehrabtheilung diefer Art zu errichten und auf 
ſolchen Gebieten der kunftgewerblicen und mechaniſchen Fächer bejondere Werk— 
ftätten ind Yeben zu rufen, wo die Privatthätigfeit aus irgend einem Grunde 
nidht ausreicht. Daneben kann den Gemeinden und gewerblichen Vereinen dieſe 
Aufgabe nicht Dringend genug and Herz gelegt werben. In jeder größeren 
Stadt follte für jedes einzelne nicht allzuſchwach vertretene gewerbliche Fach 
mindeftend eine Lehrwerfftätte beftehen. Es dürfte nit mit allzu großem 
Rifico verbunden fein, wenn fidy ein oder der andere verfländige Arbeitgeber 
entichlöffe, feine Werkftätte zur Pehrlingsihule zu machen. Die productiven 
Zwede feines Geſchäftes dürften nad) dem erften Uebergangsftadium mehr ge- 
fördert werben, als wenn daljelbe, wie vielfacd, gegenwärtig, mit halb ausge- 
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bildeten, gedanfenlofen und um jeden Preis zu theueren Gehülfen betrieben wird. 
Wie ganz anderen Erfolg würde der gewerbliche Zeichen und Modellirunter- 
richt, die Unterwerfung in Mathematik und Technologie haben, wenn fie bivect 
an ein ſolches Etabliffement angeichlofjen werden könnten! 

Seitdem diefe Zeilen geichrieben find, habe ich vielfach mit tüchtigen Ge— 
werbetreibenden den Plan beiproden und die Modalitäten der Ausführung 
dDurchgeprüft. Bei der Geringfügigfeit der materiellen Beihülfe, welde fi als 
nöthig _berausftellt, ſollte man in den betheiligten Kreiſen der Sache näher tre— 
ten. Daß e8 ſelbſt ohne materielle Unterftügung möglich ift, beweift die ganz 
nah dem oben ſtizzirten Plane arbeitende PBrivatlehrwerfftätte für Uhrmacher 
von 3. H. Martend zu Freiburg i. B., welche feit 11 Jahren befteht. Aus 
dem Profpectus der Anftalt, welden ich in der Anlage beigebe, ergiebt ſich Klar 
genug, wie Das praftiihe Bedürfniß ihren Begründer von felbjt auf dieſes ein- 
fachſte und ſicherſte Hilfsmittel gegen den vielberufenen Lehrlingsnotbftand hin— 
geführt hat. 

Der Hauptvortheil der Lehrwerfftätte vor jeder mehr ſchulmäßigen Geftal- 
tung der gewerblicen Ausbildung Liegt darin, daß fie die verſchiedenen Elemente 
der gewerblichen Unterweifung zu einem einheitlihen Ganzen zufammenfaßt, 
während bei allen anderen Syſtemen ein Auseinanderfallen des theoretiichen und 
praftiichen Theiles ſchwer zu vermeiden iſt, daß fie fi von der alten Werk: 
ftattlehre der Zunftzeit am menigften entfernt, daß fie den praftiichen Arbeiter 
ausbildet, nicht den Defjinateur der Kunftgewerbeichule oder den „Techniker 
mittleren Rangs“ der preußtichen Gewerbeſchule, und daß fie ſich überall mit 
geringen Koften und faft ohne die Gefahr des Miflingens oder der ungejunden 
Heberitsung des betreffenden Gewerbszweiges mit anſpruchsvollen Arbeitskräften 
anwenden läßt. — 

Aus den vorftehenden Ausführungen ergeben ſich von felbft die Antworten, 
welche ich auf die drei erften Fragen zu geben habe. 

1) Ueber den Umfang, in weldem die Errichtung gewerblicher Fachſchulen 
mit Yehrwerkftätten, oder ftädtifcher Lehrlingsichulen oder felbftändiger 
Lehrwerfftätten ftattzufinden habe, enticheidet eine forgfältige Prüfung 
der örtliden Gewerbezuftände durch die Gentralbehörde, welche von 
dem Gefichtöpunfte auszugehen bat, möglihft alle Gewerbe und 
alle Theile des Yandes mit den ihren befonderen Umftänden entiprechenden 
jelbjtändigen gewerblichen Bildungsanftalten zu veriehen und dadurch 
mit der Zeit die herkömmliche Lehrweiſe unnöthig zu machen, 

2) Die gewerbliche Fortbildungsichule dient, foweit fie nicht in eine 
Specialfachſchule oder eine ſonſtige felbftändige gewerblihe Bildungs: 
anftalt umgewandelt werden fann, der Vorbereitung auf die eigentliche 
Fachſchule mit ſtrenger Beſchränkung auf den ſpecialiſirten gewerblichen 
Hilfsunterricht. 

3a) Das Recht zum Beſuche der eigentlichen Fachſchule iſt davon abhängig, 
daß der Aufzunehmende vorher mindeftend zwei Jahre in der Werkftätte 
praktiſch gearbeitet hat. 

3b) Der Beſuch der Lehrwerkftätte und der mit Werfftätten verbundenen 
Lehrlingsſchule kann nicht allein die herfümmliche Lehrweiſe vollauf erjegen, 
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jondern bietet auch gewiſſe Vortheile, welche bei ber Werfftattlehre 
jelbft unter günftigen Umftänden nicht erreicht werden können. 

4) Jede Vermifchung der gewerblichen Bildungsfrage mit der Frage ber 

Abkürzung der Dienftzeit für gewiſſe Kategorien von Militärpflichtigen 
ift im Intereſſe einer ftreng fachlichen Entſcheidung der erfteren durch— 
aus fern zu halten. Dagegen ift eine allgemeine Abkürzung der Milt- 
tärbienftzeit mittel8 einer durchgreifenden Hebung der BVoltsihule zu 
erftreben. 

Der letzte Punkt bedarf noch einer kurzen Erklärung. Ohne Zweifel 
würden die gewerblichen Fachbildungsanſtalten ſich raſcher füllen und auf eine 
nachhaltigere Frequenz zu rechnen haben, wenn fie ihren Zöglingen neben dem 
unmittelbaren praftiihen Nuten auch die Berechtigung auf irgend eine Erleich— 
terung oder Abkürzung der militärifchen Dienftzeit zu bieten hätten. Es würde 
fih alſo um Schaffung einer geringeren Claſſe von „Freiwilligen“, etwa andert= 
balbjährigen, handeln. Meiner feften Weberzeugung nah könnte der Verſuch, 
eine derartige Berechtigung für die gewerblichen Fachſchulen zu erlangen, nur 
zum Schaden der letzteren ausſchlagen. Denn wenn, wa: mir nidt wahr— 
Iheinlih vortommt, die Neichöregierung auf ein derartiged Anfinnen eingehen 
wollte, jo müßte fie die neuzufchaffende Art von Beredtigung an ein gewiſſes 
Maß allgemeiner Bildung fnüpfen, defien Aufnahme in das Yehrziel der Fach— 
Ihule die eigentliche Fachbildung entſchieden beeinträchtigen würde. Weiterhin 
würde eine derartige Einrichtung eine gewiſſe Uniformirung der Fachſchulen 
nöthig machen, während der eigentliche Zweck diefer Anftalten eine forgfältige 
Anpafjung an die Iocalen Gewerbezuftände dringend verlangt. 

Ueberhaupt muß bier hervorgehoben werten, daß die Berechtigung zum 
einjährigen Dienft der Entwidlung unſeres höheren Schulweſens keineswegs 
günftig geweſen if. Site hat dafjelbe, namentlich in den legten Jahrzehnten in 
Bahnen gedrängt, auf melden alle einfichtigen Pädagogen demfelben nur mit 
ihweren Bedenken und immerem Widerftreben gefolgt find. Seiner urfprüng> 
lichen Idee nad) ift Doch wohl das Freiwilligen-Inftitut nichts Anderes, als eine 
Erleichterung für Diejenigen, weldye ohnehin ihre Kräfte fpäter dem Dienfte des 
Staated widmen tollen, und denen im allgemeinen Intereſſe die Möglichkeit 
offen gehalten werden ſoll, ohne zu große Verlufte an Zeit und Geld ihre 
Studien zum Abſchluß zu bringen und rechtzeitig in die Beamtenlaufbabn ein= 
zutreten. Natürlih war es nöthig, für die Erlangung der Berechtigung ein be- 
flimmtes, äußerlich firirte® Maß von Kenntniffen feftzufegen, und dies war die 
Veranlaſſung, daß einestheild eine Menge von jungen Yeuten, welche unter an- 
deren Umftänden mit einer tüchtigen VBoltsihulbildung zufrieden geweſen wären, 
blos der Berechtigung willen die für die Vorbildung zur Univerfität oder auf 
die mittlere Beamtenlaufbahn beftimmten höheren Schulen zu "befuchen begann 
und daß anderentheild gewiſſe Anftalten von vorn berein fi auf diefes nad) 
ganz anderen Rüdjichten als denen einer höheren allgemeinen Bildung firirte 
Ziel einzurichten anfingen. Es ift eine befannte Thatfache, wie unfere höheren 
Dürgerjchulen oder Realichulen II. DO. in der freien Geftaltung ihres Lehrplans 
durch die für das Freiwilligen = Zeugnig maßgebenden Forderungen beeinträchtigt 
werben. Auf der anderen Seite find unfere Gymnajien und Realfchulen I. O. 
in ihren unteren und mittleren Claſſen mit einer Maſſe von Schülern über» 
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laftet, welche ohne jedes höhere Bildungsftreben blos für den „Schein“ arbeiten 
und die Erfolge des Unterrichts ſchwer beeinträchtigen. Haben nun dieſe jungen 
Leute, wenn fie mit dem Berechtigungsichen in der Taſche die Schule an der 
Schwelle der Oberſecunda verlafjen, wirflic eine abgeichlofjene höhere Bildung, 
oder befigen fie nicht vielmehr blos ein Conglomerat von Bildungselementen, 
das zu feiner Harmonie und keinem Abſchluß gelangt ift? Gerade der Umftand, 
daß urſprünglich das Maß der für die Ertheilung der Berechtigung geforderten 
Kenntniſſe nach den ſeit Alters feitftehenden Lehrzielen des Gymnafiums bemefjen 
war und daß die Berechtigung fi nicht an das Maturitätözeugniß, jondern an 
die Abſolvirung einer früheren Claſſe fmüpft, daß daſſelbe fomit nicht als 
Document einer abgeichlofjenen Bildung gelten kann, jondern nur ein gewifies 
Stadium der Ausbildung innerhalb eines größer angelegten Lehrganzen, eine 
Bereinigung von Bildungsanfängen bezeichnet, ift bei der weiteren Ausdehnung 
der Berechtigung auf verſchiedene andere Lehranſtalten faft unberüdjichtigt geblie- 
ben und bat die Entwidelung der letzteren in nachtheiliger Weile beeinflußt. 
Je früher eine Schule abichliegt, je Ihärfer fie zugleich Korderungen des praf- 
tifchen Lebens ind Auge faßt, um fo weniger verträgt fie eine Ueberlaftung mit 
Lehrgegenftänden, um jo dringender verlangt fie eine Concentration der Kräfte 
auf die wichtigften, im Begriff der allgemeinen Bildung eingejchloffenen Fächer. 
Die Neigung und der Wunſch des befigenden Publicums geht natürlih dahin, 
die Erlangung der Freiwilligenberechtigung möglichſt bequem gemacht zu jehen, 
und jo haben felbft die mittleren Landwirthſchafts- und die Gewerbeichulen in 
Preußen die Elemente der höheren Bildung, an welde die Freiwilligenberech— 
tigung gebunden ift, in ihr Yehrpenfum mit aufnehmen müfjen. Ohne zweit 
fremde Sprachen gebt es z. B. dabei gar nicht ab. Daß die Fachbildung 
damit zu einer Nebenrolle verurtheilt wird, möchte feines weiteren Nachweiſes 
bedürfen. 

Die Freiwilligeninftituttion ift einerjeits für unfer höheres Schulweſen nach— 
gerade zu einem wahren Krebsichaden geworden, anderjeit neigt fie ftark dazu, 
fih zu einem reinen Privileguum des Befiges zu geftalten, ch würde den Tag 
mit Freuden begrüßen, an dem am mafgebender Stelle der Beſchluß gefakt 
würde, daß fünftig die” Berechtigung auf eine abgekürzte Dienftzeit an das Abi— 
turienteneramen eines Gymnaſiums oder einer Realſchule I. DO. gefnüpft, und 
nur denen wirklich zu Theil werden folle, welche ſich dem unmittelbaren oder 
mittelbaren Staatödienft widmen. 

Was ıh über ven Einfluß der Freiwilligenberechtigung auf die höheren 
Schulen angedeutet babe, wird genügen, Davor zu warnen, die Fachſchulfrage 
durch Ausjichten auf irgend welche milttäriiche Vortheile von vorn herein ın 
faliche Bahnen zu Ienten. Die Frage muß nad den ihr inme wohnenden jady- 
lichen Gefihtöpunften behandelt werden, die fie an ſich Schon ſchwierig genug er= 
Iheinen laſſen. Einer diefer Geſichtspunkte führte uns auf die Forderung einer 
Durchgreifenden Reform und Hebung der Volksſchule und damit einer vertieften 
allgemeinen Bildung, welde der Fachbildung vorauszugehen hat und eine Haupt- 
Bedingung ihres Gelingens bilde. ine derartige Erhöhung des allgemeinen 
Bildungsniveaus würde unzweifelhaft uns einer allgemeiner Herabfegung der 
Dientzeit auf 2 oder 11/, Yahre näher bringen, die aud aus vielen anderen 
Gründen angeftrebt werden muß. 
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Proſpectus 


der 
Privat-Lehr-Werkſtätte für Uhrmacher 


J. H. Martens, Uhrfabrikant 


Freiburg i. B. 


Großherzogthum Babden. 


Nachdem die großherzogliche Uhrmacherſchule in Furtwangen im badiſchen 
Schwarzwalde, worin mein Geſchäft während eines Zeitraums von faſt ſieben Jahren, 
1858 bis 1864, eine Hauptabtheilung bildete, aufgehoben wurde, entſchloß ich mich 
dazu, mein Fabricationsgeſchäft im Jahre 1867 von da nad Freiburg i. B. zu ver— 
legen und mit demfelben wieder eine Lehrwerkſtätte für junge Leute von guter 
Erziehung zu verbinden. 

Der bisherige unverfennbar gute Erfolg meiner nun feit 11 Jahren dahier be= 
ftehenden ‘Privat = Lehr» Werkftätte, melde nicht allein von jungen Deutſchen, ſon— 
bern auch in hervorragender Weiſe von jungen Leuten aus Amerita, Egypten und 
ber benabbarten Schweiz frequentirt wurde, ermuthigt mich, diefelbe in unveränder— 
ter Weife jortzuführen. 

Betrachten wir den allgemeinen Stand der Uhrmacherei und die gemöhnliche Art 
der heutigen Ausbildung ber großen Mehrzahl unferer jungen Kräfte, fo muß man bie 
Ueberzeugung gewinnen, daß das Bebürfniß für einen umfaflenden gründlichen Unter: 
richt, wodurch ſyſtematiſch die praftifche Ausbildung in der befleren Arbeit der Uhr» 
macherfunft erzielt wird, fih mehr und mehr fühlbar machen muß. 

In den gewöhnlichen größeren wie kleineren Uhrgeſchäften, worin ausichließlich 
Reparatur betrieben wird, fann die Ausbildung junger Yeute nicht immer in enwinfch- 
ter Weife vorgenommen werden, was fi aus der faft täglichen Veränderung in ber 
Beihäftigung auf Ausbefferungsarbeiten und Ausputzen gewöhnlicher Hausubren, 
Pendulen ꝛc. (Arbeiten, die faft überall den Lehrlingen zugeſchoben werben) leicht er— 
Härt. Ebenſo kommt es häufig vor, daß Inhaber größerer Uhrengeſchäfte dur allerlei 
Arbeiten, die ausſchließlich durch ihre eigene Hand gehen müſſen, es nicht ermöglichen 
fünnen, die nöthige Sorgfalt auf die Ausbildung Ihrer eigenen Söhne zu verwenden, 
um aus ihnen ebenbürtige Gefchäftsnachfolger zu machen. Diejen wird e8 baber vor 
Allen willlommen fein, wenn ihnen Gelegenheit geboten wird, woburd fie die Wübe, 
ne die Ausbildung eined jungen Mannes macht, auf einen Andern übertragen 
fönnen. 

Im Allgemeinen genommen wird in ben meiften Fällen auf die Ausbildung eines 
jungen Uhrmachers ein viel zu geringer Werth gelegt. Die Urfahe mag wohl 
barin liegen, daß man vielfeitig die wichtige Aufgabe des Faches felbit unterichätst 
und e8 mit ben einfacheren, ws 3 mechaniſch betriebenen Handwerfen in ein und bie 
nämliche Kategorie ftellt. Aus dieſem Grunde werden von Eltern oder Bormündern 
jehr oft Fehler begangen, indem man ben für die Uhrmacherei beftimmten Knaben in 
irgend ein beliebiges Uhrengeſchäft auf möglichft kurze Zeit, etwa 1 bis höchſtens 
2 Jahre, im bie Lehre gibt, ohne fich genügend darüber zu erkundigen, wie ba ge— 
arbeitet wird und ob er da wohl aud etwas Tüchtiges lernen kann? Ja es wird 
demjenigen Uhrmacher, der die kürzefte Lehrzeit beftimmt und am wenigften Lehrgeld 
verlangt, im der Regel der Vorzug gegeben. Eine derartige Lehre ift bald beftandben, 
ift wenig foftipielig, und der Gehilfe ift fchnell gemacht; aber wehe ihm felbft und feiner 
— wenn nicht ein ſeltener Zufall ihn noch rechtzeitig auf die richtige Bahn des 

aches führt; denn faſt ohne Ausnahme iſt die ſo aufgewendete Zeit und das weiter 
mit einer ſolchen Schnelllehre verbundene materielle Opfer als völlig verloren zu be— 
traten. Zritt ein folcher junger Dann in der Eigenfchaft als Gehilfe in eine Wert» 
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ftatt ein, wo auf gute Arbeit gefehen wirb, da fühlt er fi bald unheimlich, weil er 
den von ihm verlangten Yeiftungen nicht gewacdfen iſt; er muß entweder ſeht bald 
wieder austreten, oder für einen ſehr geringen Lohn arbeiten und dabei die ordinärſten 
Arbeiten, die nur vorkommen, machen, wobei er ebenfalls wieder nichts lernen kann. 

Die Uhrmacherei ift eben ein * welches ſchon an und für ſich wegen der zu 
bearbeitenden Theile von oft aufßerorbentlih Meinen Dimenfionen ficher als das 
ſchwierigſte aller Fächer der Mechanik zu betrachten ift, und bies um fo mehr, wenn 
man bebenkt, was eine jo Heine Mafchine, wie die Taſchenuhr, heute leiften muß, um 
ihren Eigenthümer zu bejriedigen. Dies bedingt zugleih, daß der Uhrmacher auch 
in wiſſenſchaftlicher Beziehung nicht zurüdbleiben darf, wenn er als — Fach⸗ 
mann gelten will. Die geübte Hand genügt nicht einmal in allen Fällen, wo es ſich 
um bie Ausbeſſerung eines Uhrwertes handelt; obwohl fie mancher Nachahmung 
irgend eines Modelles fähig iſt, fo reihen doch die techniſchen Fertigkeiten bei Weiten 
nicht bin, wenn im Bau neuer Uhren etwas wirklich Gutes geſchaffen werben fol. 
Die wiſſenſchaftliche Fahbildung muß deßhalb die ftetige Begleiterin der praktiſch ge— 
übten Hand fein, ohne diefe ift feine Vollendung bentbar. 

Um aber in biefen beiden zufammengehörigen Zweigen diejenigen Kenntnifje zu 
erwerben, welde einem jungen Manne die Selbftändigleit in feinem Berufe verleihen 
follen, bedarf e8 einer Reihe von Jahren unermüdeten Fleißes. Bor Alleın ift die 
rechte Grundlage in ben erften Pehrjahren die wichtigſte Bafis für das ganze Leben 
eines jeden benfenden Geihäftsmannes, und biefe Grundlage glaube ich dem Uhr— 
macher in umfafjendfier Weile in meiner Lehr-Werkftätte bieten zu können, ba 
mir — als fünfundzwanzigjährige Erfahrung in allen beſſeren Arbeiten zur 
Seite fteht. 

Der Unterricht ift im zwei Abtbeilungen, in den praftifhen und in ben theore- 
tifchen, eingetheilt. Der praftifche Unterricht, welcher vorzugsweife betrieben wird, er— 
ftredt fid außer auf die zur Erlernung des Feilend, bed Drehens zc. möthigen 
groben und rohen Arbeiten, wie auf bie Bervolljtändigung des eigenen Werkzeuges, 
nur auf ſolche Arbeiten, welche in die feinere Uhrmacherei einichlagen. Der tbeoretiiche 
Unterriht wirb fo ertbeilt, daß die Ausbildung des Wiffend mit ber praftifchen 
Uebung Schritt hält und beſteht daher bauptfählih in Berechnungen der Größenver- 
hältnifje von Ubrbeftandtheilen und Uhrwerken, im Zeichnen von Werkzeugen und 
Uhrenbeftandtheilen, der Eingriffe. der Hemmung und der vollftändigen Uhrwerke. 

Weber der praktiiche, noch der theoretiſche Unterricht wird im beftimmten Curſen 
ertbeilt, fondern jeweil® fo, wie e8 dem Talente eines jeden Lehrlings angemefjen er- 
ſcheint, woburd erfahrungsgemäß eine gründlidere Auffaffung des Lernmaterials erzielt 
wird, als wenn der Unterricht im Einen oder Andern in bejtimmten Abfchnitten und 
Zeiträumen ertheilt werben müßte. 

Aus diefem Grunde kann der Eintritt in dem Unterricht meiner Lehr-Werkſtätte 
unter den beigefügten Bedingungen zu jeder Zeit ftattfinden. Bei Anmeldungen 
wolle man das legte Schulzeugniß beifügen. 


Bedingungen für die Aufnahme. 


$. 1. Jeder Lehrling muß bei feinem Eintritt mindeftens das vierzehnte Lebens- 
jahr zurüdgelegt haben. 
8. 2. Die Lehrzeit ift für die 


I. Claſſe, 
d. i. für folde, bie ſich der vollfländigen feineren Uhrmacherei, welche bie Vollendung 
des ganzen Uhrwerk umfaßt, widmen wollen, auf drei Jahre feftgeftellt und 
ir bie 

II. Claſſe, 


d. i. für biejenigen, welde ſich nur im gewiſſen Abtheilungen des Faces ausbilben 
wollen, wie e8 die Theilarbeit in den Fabriten erfordert, nur auf fo lange Zeit aus— 


Martens für Uhrmacher. 157 


zubebnen, bis fie bie betreffende Arbeit einer folhen Abtheilung fehlerfrei und felbftändig 
ausführen können, worauf alddann Bezahlung ber Arbeit eintritt. 

$. 3. Jeder Yehrling bat nad erfolgtem Eintritt ſechs Wochen Probezeit 
zu beſtehen, um zu erforſchen, ob er bie zum face erforderliche Gejdidlichteit und 
körperliche Fähigkeit im fich trägt. Erſt nach Ablauf diefer Zeit und bei Befund ent- 
ſprechenden Talents u. f. w. ift die Aufnahme als beftimmt zu betrachten, worauf 
alsdann der Abſchluß des anderfeitd aufgeftellten Lehrvertrages jtattfindet, der vom 
Bater oder VBormund bes Fehrlings zu unterzeichnen if. Die 6 Wochen Probezeit 
werben dem Aufgenommenen als Lehrzeit angerechnet. 

$. 4. Das Lehrgeld für beide Claſſen "beträgt per Jahr 260 Marl und ift vier- 
teljährlih mit 65 Mark voraus zu entrichten. Fällt bie Probezeit eines Lehrlings fo 
aus, daß die definitive Aufnahme befielben nicht erfolgt, fo wird von bem voraudbe- 
zahlten Lehrgelde (Bierteljabresbetrag) Die Hälfte zurüderftattet. 

8. 5. Jungen Uhrmadern, welde das Repariren ber bejieren Uhrenſorten erlernt 
haben und fi in der Neuarbeit ausbilden wollen, ift es freigeftellt, auf wie lange fie 
ihre Lehrzeit ausdehnen wollen. Das Lehrgeld ift bier auch das in $. 4 feftgeftellte. 
Für ein begonnene®, aber nicht vwollendetes Vierteljahr findet bier feine Rückver— 
gütung ftatt. 

$. 6. Jeder Lehrling hat fih auf eigene Koften zu logiren und zu beföftigen. 
(Für zwedmäßiges und möglichſt billige® Unterlommen auswärtiger Lehrlinge bei 
achtungswerthen Familien wird Sorge getragen.) Den Lehrlingen unter 18 Jahren 
ift der Befuh von Wirthshäufern unterfagt. 

8. 7. Der Lehrling bat die erforderlichen Heinen Handwerkzeuge, forwie Heinere 
Maſchinen, Werkzeuge, die jeder Ubrmachergehilfe befigen muß, und außerdem bie 
Zeichnungsmaterialien“ auf eigene Rechnung anzuſchaffen und zu unterhalten. 

$. 8. Die Arbeitszeit ift zur Sommerzeit per Tag auf 11 Stunden und zur 
Winterzeit auf circa 10%, Stunden beftimmt. Im Sommer wird von 7 Uhr Mor- 
geus bis Mittags 12 Uhr und von 1 Uhr Nachmittags bis 7 Uhr Abends gearbeitet. 
Im Winter hingegen wird des Morgens zu arbeiten angefangen, ſobald e8 die Tages— 
belle erlaubt. Die von den Lehrlingen gefertigten Arbeiten gehören dem Geſchäfte. 


Damit einem jungen Manne, der feine Lehrzeit beftanden bat, Gelegenheit geboten 
ift, fih im dem verfchtedenen Arbeiten eine größere Hebung zu verſchaffen, fo ift im 
Geſchäfte dafür geforgt, daß er als Gehilfe darin fortan beſchäftigt werben fann. 

Die Bezahlung der Arbeiten wird nad befonderem lichereinfommen, entweber 
nah dem für Stüdarbeit üblihen Sate oder nad Zeit geleiftet. 


Zehrvertrag. 


Die Unterzeichneten Haben heute auf Grund der obigen Bedingungen nachfolgen— 
ben Lehrvertrag abgeſchloſſen: 


8. 1. 

Herr in gibt feinen Sohn, 
Mündel, dem Uhren-Fabrifanten — 
3.9. Martens in Freiburg i. 3 zur Erlernung der Uhrmacherkunſt in die Lehre. 

Die Lehrzeit wirb hiermit auf Jahre und zwar vom ten 
18 bis zum ten 18 feftgefetst 

8. 2. 


Herr verpflichtet fich hiermit, alle oben aufgeftellten Bedingungen 
bezüglich des zu entrichtenden Lehrgelbes und der fonftigen Unterhaltung feines Soh- 
ned, Mündels, getreulih zu erfüllen und feinen Sohn, Mündel, ſtets zur Folgſamkeit 
gegen feinen Lehrherrn anzubalten, 
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8. 3. 
Herr Martens macht fi hiermit verbindlich, den Lehrling 
nach beftem Wifjen in der Uhrmacherkunſt zu unterrichten und unterrichten zu laſſen, 
denfelben zu einem möglichit tüchtigen Arbeiter auszubilden und ihn niemals zu 
anderen Arbeiten, al® ſolchen, die zum Gefcäfte gehören, zu verwenden, auch ben- 
felben in feinen väterliben Schuß zu nehmen, ihn im feiner Aufführung außer dem 
Geſchäfte möglichft zu überwachen und ihn in Zucht und Orbnung zu balten. 


8.4. 

Nah beendigter Lehrzeit erhält der Lehrling Über die Dauer feiner Lehre, über 
die während berjelben erworbenen Kenntniffe und Fertigkeiten, ſowie über fein Betragen 
vom Lehrherrn ein —— 

Gegenwärtiger Lehrvertrag iſt doppelt ausgeſertigt und zum Zeichen des gegen- 
feitigen Einverſtaͤndniſſes von beiden Theilen eigenhändig unterſchrieben. 


Freiburg i. B., den ten 18 
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Der Verein für Socialpolitit wünjcht die Beantwortung folgender 
Fragen: 

1) In welchem Umfange empfiehlt fih die Errichtung gewerblicher Fac- 
Ihulen und Lehrwerkftätten für Die verjchiedenen Zweige der Hand— 
arbeit? — 

2) Wie jol das Verhältniß diefer Anftalten zu den an die Stufe der Volks— 
ſchule anknüpfenden Fortbildungsichulen fein, fei e8, daß der Beſuch der 
letzteren obligatoriſch ıft oder nit? — 

3) In welchem Verhältniß jollen dieſe Anftalten zu der hertömmlichen Lehre 
in den Werfftätten ftehen, insbeſondere 

a) foll das Recht zum Beſuche der Fachſchulen, beziehungsweile der 
Lehrwerkftätten davon abhängen, daß der Aufzunehmende vorgängig 
während einer gewiſſen Zeit in einer Werfftätte des betreffenden 
oder doc) eined verwandten Gewerbes practiich gearbeitet habe? — 

b) tann unter gewiſſen Berhältniffen der Beſuch der mit einer Lehr— 
werfftätte verbundenen Fachſchule die berfümmliche Lehrweife er— 
ſetzen? — 

4) Können an den erfolgreichen Beſuch gewerblicher Fachſchulen und Lehr— 
werfftätten gewiſſe Vortheile in Bezug auf militäriſche Dienftpflicht ge- 
fnüpft werben? 
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Zolltarifvorlagen 


am 21. und 22. April 1879 in Frankfurt a. M. 


a a 


Auf Grund der Kenographifhen Niederfchrift 
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bom 


Ständigen Ausihuh,. 
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Verlag von Duncker & Humblot. 
1879, 


Alle Rechte vorbehalten. 


Die Derlagshbandlung. 


Erſte Situng. 


Montag, den 21. April 1879. 
(Die Sitzung wird um 104/, Uhr eröffnet.) 


a — 


Profefjor Dr. Naffe (Bonn): Meine Herren! Der Ausſchuß hat die 
heutige Generalverfammlung des Bereins für Soctalpolitit berufen, um vor der 
Wiedereröffnung des Reichstags Gelegenheit zu geben zu einer Erörterung der 
Zollvorlage, welche nad) jo vielen Seiten tief in unfer wirthichaftliches Leben ein- 
greift und unfer Volt mehr bewegt, als jemals früher irgend eine wirthſchaft— 
liche Frage gethan. Bisher hat der Verein die Zollfrage noch nit in den 
Kreis feiner Erörterungen gezogen und feine Stellung in derjelben genommen. 

In der That konnte auch der Verein bei den Beftrebungen und Rich— 
tungen, die bisher in ihm vorgewaltet haben, feine principielle Entſcheidung 
treffen und fich weder für das Schußzoll- noch für das Freihandelsſyſtem tm 
Princip ausjprehen. Der Verein bildete ſich in den Jahren 1872 und 73, 
weil nad zwei Seiten hin feine Stifter eine Wirkung auf die öffentliche 
Meinung für nothmwendig. hielten. Einmal glaubten fie, Daß die Bedeutung 
der fogenannten jocialen Frage mehr hervorgehoben werben müſſe. Ste waren 
durchdrungen Davon, daß die vielfach noch jo üblen wirthſchaftlichen und fitt- 
lihen Zuftände in den untern Claſſen, daß die in denfelben um fich greifende 
Verftimmung und die wachjende Entfremdung der verjchiedenen Stände unter 
einander unfere größte Aufmerkſamkeit verdienen, daß für den Politifer und 
Nationalökonomen zur Zeit feine Frage wichtiger fer ald die nah den Mitteln 
zur Abhülfe diefer Uebel, zur Hebung der unteren Volksclaſſen, zu allmählicher 
Heranziehung derjelben zu vermehrtem Wohljtand, größerer Bildung und ernfter 
Sittlichfeit. 

Dann aber fühlten fich zweitens die Gründer des PVereind in einem 
Gegenfag zu der Auffafjung des Staats, welde in der englijhen und franzö- 
fiſchen Nationalöfonomie bis auf den heutigen Tag die vorberrichende iſt. Die 
herworragendften und verdienftvollften Nationalötonomen jener Länder haben mit 
wenigen Ausnahmen im Staate nur eine von den Individuen zur Erreihung ges 
wiſſer Zwede gegründete Gefellichaft geiehen und weil fie jo von den Individuen 
aufgingen und überbieß in England eine ſehr mangelhaft organifirte Staatö- 
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verwaltung vor Augen hatten, fo fuchten fie die Aufgaben des Staats auf 
wirthichaftlihem Gebiete möglichft einzufchränten. Die deutſche Staatölehre hat 
ſchon feit geraumer Zeit einen höheren Begriff vom Staate. Sie erkennt in 
demjelben eine über den Individuen ftehende Anftalt zur Erziehung des Menfchen, 
zur mannigfaden Förderung feiner fittlichen Yebenszwede und zur Erhaltung 
der harmonifchen Entwidelung der Gejellichaft. 

Wir waren num der Anficht, daß in Folge des Uriprungs der national- 
ötonomiſchen Theorien in England und Frankreich die denſelben eigenthümliche 
Auffaffung des Staats auch in der deutſchen Volkswirthſchaftslehre zu viel 
Kaum gewonnen und daß die in den 60er Jahren bis nach dem franzöſiſchen 
Kriege vorherrichenden wirthichaftlichen Richtungen zu ausichlieglih von dem Be- 
ftreben nach möglichfter Einfhränfung der Wirkfamteit des Staats erfüllt feien. 

Bon diefen Auffafjungen ausgehend, fonnte der Verein in der Zollfrage 
feine principielle Stellung einnehmen. Wir älteren Mitglieder find, wie ich glaube, 
wohl ohne Ausnahme entfernt davon, dem Staate dad Recht zu beitreiten, 
durch den Zolltarif dem Einen zu geben, dem Andern zu nehmen und jo die 
Bertheilung des Volkseinkommens wefentlich zu ändern, wenn daraus ein über=- 
wiegender Nugen für Das gemeine Wohl refultirt, und eben jo giebt es, glaube 
ich, unter den Männern, die bisher an den Arbeiten des Vereins theilgenommen, 
Niemand, der unter allen Umftänden eine ftaatlihe Regulirung des internatio= 
nalen Handels und eine Beichränfung der ausländiichen Concurrenz durch 
EC chutzölle verlangte, 

Es konnte fich daher für den Verein für Soctalpolitif, wenn derfelbe feiner 
bisherigen Richtung treu bleiben wollte, nur darum handeln, in jedem einzelnen 
Falle die Vortheile, welche eine vorgeſchlagene Erhöhung des Zolltarifs auf der 
einen Seite gewährt, abzumägen gegen die Nachteile, Die auf der andern Seite 
ebenfalls mit denfelben immer mehr oder meniger verbunden find. Diele Auf- 
gabe ift eine unendlidy ſchwierige, weil Die Beziehungen des Berfehrd gegenwärtig 
außerordentlich complicirter Natur find, meil e8 überaus ſchwer ift, einen Ein— 
griff in die beftehenden wirthichaftlichen Beziehungen, wie ihm jede Aenderung 
des Zolltarifs in ſich ſchließt, in feine letzten Wirkungen zu verfolgen. Deshalb 
haben wir geglaubt, dem Lande einen Dienft zu leiften, wenn mir die kurze 
Zeit, Die bis zur Wiedereröffnung des Reichstags für die Prüfung der Tarif: 
vorlage noch übrig it, dazu benutzten, um eine Erörterung derjelben zu ver: 
anlafjen. Wir haben jachverftändige und erfahrene Männer aus den ver= 
jchtedenften wirthſchaftlichen Yebensftellungen aufgefordert, uns zu berichten über 
die Folgen, welde ihrer Meinung nad die Zollerhöhungen haben müſſen und 
mit und zu beratben, ob die Nachtbeile oder die Vorthetle die überwiegenden 
find. Wir haben Referenten aus beiden Hauptlagern zu gewinnen geſucht und 
einen möglichft neutralen Ort für die VBerfammlung gewählt. Wir haben nicht 
gefürchtet den Wortftreit der verfchiedenen Intereffen, der aus einer Vertretung 
jo verichtedener Nichtungen und Intereſſen entſtehen kann. Denn wir find 
überzeugt, daß ſowohl in unferer Mitte, wie bei unfern verehrten Gäften vom 
voltsmirtbichaftlihen Gongreß die Rücficht auf das gemeine Wohl alle Sonder: 
intereifen weit überwiegt und daß diefe Stimmung aud der Ausdrucksweiſe der 
entgegenftehenden Anfichten mafvolle Beſchränkung in der Form auferlegen wird, 
Es iſt ja nur Aufklärung, um die und Alle hier zu thun ıft, und, gern hätte 


Zur Eröffnung. 3 


der Ausihuß des Vereins aud in diefem Falle den jchwerfälligen, aber gründ- 
lichen Weg dazu gewählt, melden wir jonft eingefchlagen haben, und durch 
Gutachten und Denkſchriften die Debatte vorbereitet. Aber die Zeit war 
dazu nicht ausreihend. Nur den angeftrengteften Bemühungen, namentlid) 
unſeres Secretärs, Herrn Profeffor Held, ift ed gelungen, überhaupt die 
Verfammlung innerhalb der kurzen Zeit zu Stande zu bringen. Ich danke 
Ihnen, meine Herren, im Namen des Ausſchuſſes, daß Sie fo zahlreich der 
Aufforderung gefolgt find, und Bitte Sie nun, zu Ihrer Conftitutrung fchreiten 
zu wollen. Zunächſt Bitte ich Ste, einen Präfidenten zu wählen. 

(Auf Borihlag des Generalfecretärd Bued wird Prof. Dr. Naſſe 

[Bonn] durch Acclamation zum erften Präfiventen gewählt.) 

Präfident Prof. Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Ich bin bereit, 
die Wahl anzunehmen, danke Ihnen für das Vertrauen, weldes Ste mir ge- 
währen und Hoffe nur auf diefelbe nachfichtige und freundliche Unterftügung, 
durch welche Sie mir bei den früheren Generalverfammlungen die Führung 
meines Amtes fo jehr erleichtert haben. 

Nah den Statuten hat der gewählte Präfident die PVicepräfidenten und 
Secretäre zu ernennen. Ich BR mir, als erften Bicepräfidenten zu er: 
nennen den Präfidenten des Localcomite8, den BVicepräfidenten der Franffurter 
Handelötammer, Herrn Commerzienrath Petſch, ferner den BVicepräfidenten 
des Ausſchuſſes des Vereins für Socialpolitif, Herm Staatsminifter a. D. 
Frhrn. von Roggenbad. 

(Die Gewählten nehmen die Wahl an.) 

Als Secretäre jchlage ih vor die Herren Prof. Helv (Bom), Dr. 
Barrentrapp (Frankfurt a. M.), Dr. Büder (Frankfurt a. M.) und 
Dr. Eheberg (Straßburg ı. E.). 

(Die Gemählten nehmen ebenfalld die Wahl an.) 
Der erfte Gegenftand unferer Tagesordnung ift: 
Die Neuwahl des Ausſchuſſes. 
(E8 werden Wahlzettel vertheilt und fol das Reſultat der Wahl 
nach der Paufe mitgetheilt werden.) 

Wir fommen dann zum zweiten Gegenftande unferer Tagesordnung, 
der OÖeneraldebatte über die Zolltarifvorlage. 

Ic gebe zuerft dem Referenten, Herm Dr. Genjel das Wort. 


Referat 
vom Handelöfammerfecretär Dr. jur. 3. Genfel (Leipzig)*) über die 
Bolltarifvorlage. 


——— — 


Meine geehrten Herren! 


Es iſt mir die ehrenvolle Aufgabe geworden, die heutigen Verhandlungen 
einzuleiten. Ich bin mir der außerordentlichen Schwierigkeit dieſer Aufgabe 
volltommen bewußt. Noch liegen nicht einmal die Motive für die Vorlage vor, 
über melde ich zu Ihnen Tprechen ſoll, eine Vorlage, welche die Leidenſchaften 
der wirthihaftlihen Parteien mehr erregt hat, als irgend eine Frage ſeit langer 
Zeit. Dazu ift die Frift für eine der Sache entiprehende Vorbereitung zu 
kurz bemeffen gewejen. Ich bitte deshalb dringend um Ihre Nachſicht. 

Der Ausgangspunkt für die Zolltarifoorlage ift das bekannte Schreiben 
des Reichskanzlers vom 15. Dec. v. J., welches eine Reform unſeres Zollweſens 
in Ausjicht ſtellt. An dieſes Schreiben des Reichskanzlers haben ſich vielfache 
und große, man kann wohl fagen überjhwängliche Hoffnungen geknüpft. Und 
das ift nicht zu verwundern. In ſchlimmer Zeit, wie fie jegt ſeit Jahren 
auf Handel und Induftrie Laftet, wird ja gern jede verheißene Menderung als 
ein Hoffnungsftrahl begrüßt. Wir Deutſche insbeſondere find noch von der 
früheren Zeit der Bevormundung her gewöhnt, alle Hoffnungen vorzugsweise, 
aud in den Dingen, in welden der Staat nichtö oder nur wenig thun Kann, 
auf den Staat zu fegen. Und wenn nun em Mann von der Thatkraft des 
Fürften Bisnard, ein Mann, dem Deutichland jo unendlich viel verdankt, der 
mehr als einmal dur feine überlegene Einfiht in politiichen Dingen die ver- 
meintlihe Weisheit ferner Gegner zu Schanden gemacht hat, wenn ein folder 
Dann feine gewaltige Hand zu bieten verfpridt, um eime Vefjerung der Ver— 
hältnifje herbeizuführen, um, wie es in jeinem Schreiben heißt, „den Volkswohl⸗ 
ftand im Ganzen zu heben“: jo ift e8 natürlich, daß Taufende mit Begeifterung 
diefen Worten laufchen. 

Jene Hoffnungen fnüpfen ſich übrigens nicht, wenigſtens nicht hauptſächlich, 
an dasjenige, was der Reichskanzler als die Hauptſache feines Reformplanes 
bezeichnet. Im erfter Linie, jagt der Reichskanzler, fteht für mich das Intereſſe 
der finanziellen Reform, Berminderung der directen Steuerlaft Durch 
Vermehrung der auf indivecten Abgaben beruhenden Einnahmen des 


*) Die Bemerkungen „links“ und „‚rechts“, die fich bei den Zwifchenrufen aus der 
Berlammlung finden, bezeichnen die beiden Hauptparteien derfelben, nämlih links 
die Freihandelspartei, vechts die Schußzollpartei. 
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Reiches. Den Unterzeichnern der zahlreihen Zuftimmungsadreiien kommt es 
viel mehr auf das an, mas der Reichskanzler in zweite Linie geftellt hat, 
auf den Schußzoll; und, meine Herren, in Bezug auf Schußzoll ſpricht ſich das 
Schreiben des Reichskanzlers, das man mehr nad dem allgemeinen Eindrud 
als nad) jeinem Wortlaut zu beurtheilen gewohnt ift, ziemlidy bejcheiden aus. 
Er will fi, jagt er, „in der Befriedigung unferer finanziellen Bedürfniſſe nicht ein- 
ſchränken Lafjen dur die Beſorgniß, daß die deutichen Producte eine geringe 
Bevorzugung vor den ausländiichen erfahren”. Auf das Wort „geringe“ haben 
die Unterzeichner der Adreſſen natürlich den geringften Werth gelegt. 

Allerdings flingt durch das Schreiben des Reichskanzlers die Anſchauung 
durch, der er anderwärts noch beftimmteren Ausdruck gegeben hat, daß wir und 
mit unjerer Sinanz= und Handelspolitit auf einer falihen Bahn bewegen. Das 
ift ja auch ausgeſprochen in der jüngften Thronrede, wo e8 heißt, unfere Zoll 
gejetgebung müſſe fi) den bewährten Grundfägen des preußiſchen Zollgeſetzes 
von 1818 wieder mehr nähern, welde in unferer Handelöpolitit ſeit 1865 im 
mejentlihen Theilen verlaflen worden fei; und an diefe Auseinanderfegung knüpft 
ih Das jehr einfache, aber jehr inhaltsihwere Wort, in Widerfpruch mit allen 
bisherigen Thronreden: „Ich vermag nicht zu erfennen, daß thatjächliche Erfolge 
diefer Wendung unferer Bollpolitif zur Seite geftanden haben.“ 

Sie wiljen, meine Herren, wie aus diefer Weußerung die Gegner der bis— 
berigen Handelspolikik reiches Capital geichlagen haben, wie jie einen Grund 
mehr für die Behauptung darin gefunden haben, daß die Hauptichuld an der 
jegigen gebrüdten Yage der Imduftrie unferer Handelspolitik beizumefjen ſei. 
Wir müflen und daher wenigftens in großen Umriffen vergegenwärtigen, ob dieje 
neuefte Anſchauung den wirflihen Thatſachen entſpricht. Iſt denn wirklich, 
meine Herren, jeit dem Jahre 1865 — oder eigentlih it wohl das Jahr 
1862 gemeint, wo der franzöfiiche Handelövertrag abgeichloffen wurde — ift 
ſeitdem, frage ich, eine jo mejentliche Aenderung in der deutſchen Handelspolitif 
eingetreten? Wenn ich das preufiiche Zollgefeg von 1818 richtig werftehe, To 
ift e8 einer der bedeutungsvollſten Schritte auf dem Wege zu größerer Freiheit 
der wirthichaftlihen Bewegung geweſen; es ift ein Ausflug geweſen jenes 
Grundſatzes, den unfer großer Staatsmann Stein in der claffiihen Gejichäfts- 
inftructtion vom 26. December 1808, die er bei feiner Flucht gleihlam als 
Vermächtniß hinterlaſſen hat, aufitellte: „einem Jedem innerhalb ver geleglichen 
Schranken die möglichſt freie Entwidelung und Anwendung feiner Anlagen, 
Fähigkeiten und Kräfte in moralifcher wie phyſiſcher Hinficht zu geftatten und 
alle dagegen noch obwaltenden Hinderniffe baldmöglichſt auf eine Iegale Weile 
binwegzuräumen.” Bis 1818 hatten die einzelnen Provinzen des preußiichen 
Staates mehr oder weniger getrennte Wirthichaftsgebiete gebildet, jest wurden 
fie zu einem einheitlichen Gebiete vereinigt. In den verjchievenen Provinzen 
hatten Ein», Aus: und Durchfuhrverbote für viele Gegenftände beftanden; jett 
wurde der Grundjag aufgeftellt: Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr find all 
gemein geftattet. Die Zölle, welche das Gele von 1818 aufftell, waren nach 
den damalıgen Berhältmifen auferordentlih niedrige, 10 Proc. im der Regel 
als Marimum. Ferner fam das Princip der einfachen Gemwichtszölle, welches 
noch nirgends jo durchgeführt war, wie in diefem Geſetze, der freien Bewegung 
außerordentlich zu ftatten. Wichtige Robftoffe, wie Eifen, Steinfohlen, waren 
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ganz frei gelafien. Meine Herren, ich möchle hieran noch eine ſehr beinerfens= 
werthe Thatſache knüpfen, die wenig befannt zu fein ſcheint. Bereit in den 20er 
Jahren hat Preußen den Berfuh gemacht, einen Handelsvertrag mit 
England abzufchliegen, zunächft um feinem Getreide freie Einfuhr nah England 
zu verſchaffen, natürlich gegen entipredhende Gegenconceffionen; die Beitrebungen 
find damals an dem Widenwillen der engliihen Regierung gejdeitert. Und, 
meine Herren, wenn fie weiter nad dem Welen des Zollverein fragen, 
jo liegt es doch ebenfalls in der Schaffung eines einheitlichen Wirthichafts- 
gebieted, in der Hinwegräumung der Zollihranfen, welde bis dahin die ein- 
zelnen Staaten von einander getrennt, welche die Induftrie der einzelnen Staaten 
gegen einander „geihügt“ hatten. Was die Entwidelung der Zollvereins- 
Politit anlangt,, fo ift fie freilich feine gleihmäßige und ftetige geweien. Wie 
wäre das auch denfbar bei einem jo vielköpfigen Weſen, wo jeder Kleinftaat 
eiferfüchtig fein Einfpruchsrecht geltend machte? Die Befreiung vieler Droguen 
und Chemikalien, ſowie des Rohkupfers, die Ermäßigung der Zölle auf Schwarzes 
Eifenbleh, auf Baumöl, auf Mühlenfabrikate, die wiederholte Herabjegung des 
Talgs find wefentlibe Schritte in der Richtung nad) größerer Freiheit. Auf 
der andern Seite find freilihd Rückſchritte gemacht, wie die Einführung des Eifen- 
zolles in den 40er Jahren, die aber ausdrüdlich nur al8 eine vorübergebende 
Mafregel bezeichnet wurde, ferner die Erhöhung des Twiſt-Zolles von 2 auf 
3 Thlr. Aber vergefien wir das Eine nicht: die Politit des Zollvereins würde 
fihb ohne Zweifel mehr in der Richtung nad größerer Freiheit entwidelt 
baben, wenn Preußen die feiner Macht entiprechende Stimme im Zollverein 
gehabt hätte, ‘Preußen, wo an der Spite der Zollverwaltung Männer wie 
Maapen und Kühne fanden. Ich will nur erinnern an den einen Antrag von 
Preußen im Yahre 1856, die Eifenzölle zu ermäßigen, ein Antrag, der damals 
an dem Widerfpruch der ſüddeutſchen Staaten fcheiterte. 

Ganz unftreitig ift ja der Franzöfılde Handelövertrag der weitaus 
bedeutendfte Schritt auf der bezeichneten Bahn. Aber als eine Abmwendung von 
der bisherigen Handelspolitif des Zollvereind oder von der preufifchen Handels= 
politif von 1818 ift er nicht zu bezeichnen. Dan könnte jogar mit weit mehr 
Recht behaupten, hier ſeien die Grundfäge von 1818, deren Geltendmachung 
bis dahin durch die Nörgeleten der Eleineren Staaten hintenangehalten war — 
ih will bier einfhalten: das induftrielle Sachſen hatte immer auf Seite des 
Freihandels geftanden —, diefe Grundfäge ſeien bier zum erften Male in ums 
fafiender Weiſe auf die veränderten wirthſchaftlichen Berhältniffe angewandt, 

Auf diefe Veränderung der wirthſchaftlichen Berbältniffe müjjen wir doc 
noch einen furzen Blick werfen. Ich brauche Ihnen nur zu nennen die Ent: 
widelung des Eifenbahn-, Volt und Telegraphen-Weſens. Die Ein und Aus— 
fuhr des Zollvereind, 1834 im Betrage von 250 Mill. Thlr. oder 10 Thlr. 
auf den Kopf der Bevölferung, hatte ſich inzwiſchen auf 672 Mill. oder 
26 Thlr. auf den Kopf der Bevölkerung gehoben. Mehr und mehr batte ver 
Zollverein ſich zu einem Imduftrie» Staat ausgebildet; zahlreiche Stoffe, Die 
früher bedeutungslo8 geweſen, waren zu wichtigen Robftoffen für den Gewerb— 
fleig gemorden. Was aber bet einer Bergleihung der Tariffüge von 1865 mit 
denen von 1818 befonders zu beachten ift: die Preife der wichtigften Fabrikate 
waren im Yaufe der Zeit jo gelunfen, daß die Zolljüge eine ganz andere Be: 
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deutung gewonnen hatten, 3. B. für Baummollenwaaren betrugen fie ftatt 
“ 10 Proc. bereitS 221/,, bezw. 109 Proc., für Wollmwaaren 23 Proc., für 
Winfeleifen 77 Proc. des Durchſchnittspreiſes. 

Nah den Darftellungen der Gegner unferer Handelspolitif wären beim 
Handelövertrag von 1862 die Vortheile überwiegend auf franzöfiicher, die Nach— 
theile auf deutjcher Seite geweſen; man deducirt das einfach aus dem Umftande, 
daß in Frankreich die Zölle nad demfelben meift — nicht durchgängig — höher 
waren, als im Zollverein; allen zu einer richtigen Beurtheilung dürfen wir 
doch die Thatjache nicht vergejlen, daß bis dahın Frankreich eine ſtark prohibitive 
Richtung in jeiner Zollpolitif gehabt hatte. Frankreich hat mit dem englifchen 
Handelövertrage von 1860, deſſen Vortheile uns zu ftatten famen und durch 
neue vermehrt wurden, einen ungleih größeren Schritt vom Echußzoll zum 
Freihandel gethan, als wir mit dem franzöfifchen Handelsvertrage. Der Erfolg 
ift denn auch gewelen, daß unfere Ausfuhr nah Frankreich, namentlich aber vie 
Ausfuhr von Yabrifaten, in ungleich ftärkerem Maße geftiegen ift, als die Ein- 
fuhr aus Franfreih. Im Jahre 1863 führten wir, nad der franzöfifchen 
Statiftit, nad Frankreidh aus für 139 Millionen Francd, 1876 aber für 
389 Millionen, faft das Dreifahe, während unfere Einfuhr aus Frankreich 
Ihon 1863 fih auf 203 Millionen, 1876 aber auf 431 Millionen belief, 
etwas über das Doppelte. Fabrikate befanden ſich unter der deutichen Ausfuhr 
1863 für nur 9 Millionen, 1876 aber für 155 Millionen. Rechnet man 
aud den Antheil von Elſaß-Lothringen ab, jo bleibt noch immer ein ſehr be- 
deutender Zuwachs, während die Einfuhr franzöfifcher Yabrifate nach Deutich: 
land ſich in weit ſchwächerem Berbältniffe , von 127 auf 181 Millionen, ver: 
mehrt hat. Aehnlich fteht e8 mit unjerem Verhältniß zu Defterreich. 

Bor wenigen Jahren war das Urtheil, daß die Handelöverträge ſegensreich 
für unfere Entwidelung geweſen feien, ein faft ganz allgemeined, Die Enquöte, 
welche vor einigen Jahren der deutiche Handelstag angeftellt hat, zeigt, daß faft 
alle Handelskammern der Anficht waren, es jet dringend die Erneuerung der 
Handelöverträge zu wünſchen. In der That hat fih am die freiere Bewegung, 
wie wir fie nah dem franzöfiichen Handelsvertrag befommen haben, ein Auf: 
Ihwung unferer Induftrie und unferes Handels gefnüpft, wie er früher nicht da 
geweſen war. Nun bat fi unſere Zollpolitit feit jener Zeit noch mehr ent— 
widelt, doch wird man nicht jagen, Daß jeitvem eine erhebliche Wendung ein- 
getreten ſei. Es find ſeitdem, insbeſondere 1870 und 1873, die Roheiſenzölle 
allmählıd wieder aufgehoben, die übrigen Eifenzölle ebenfalls befeitigt worden ; e8 
bat ferner eine Ermäßigung ded Zolles auf Soda jtattgefunden, man befreite 
eine Anzahl Droguen zum Gewerbebetrieb; nennen will ich noch die Aufhebung 
des Yumpenzolles als einen ebenfalld wichtigen Schritt. 

Jetzt Hat ſich freilich das Urtheil fehr geändert. Wir haben feit 1873 
jenen Rückſchlag in unferer Entwidelung erlebt, die Kriſis, die nun ſchon fünf 
Jahre lang jo ſchwer auf unferem ganzen wirthichaftlihen Leben laſtet, und 
nun jagt man, daran ift umjere Handelspolitik ſchuld, Die einfeitig einer 
Theorie gefolgt iſt. Wir find ſchutzlos gegen das Ausland, das Ausland 
überſchwemmt uns mit feinen Producten. Wir haben fo und jo viele Milliarden 
den Auslande zahlen müſſen, um die Handelöbilanz auszugleichen. 

Was zunächft die Aeuferung anlangt, die deutiche Handelspolitit fer einer 
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Theorie einfeitig gefolgt, jo glaube ich, ift dieſe Anficht nicht richtig, wir be= 
figen ja noch eine Menge Schutzölle und zum Theil recht erheblihe Schutzölle ; 
aljo von einfeitiger Freihandelstheorie kann nicht die Nede fein. Einer der 
wichtigften Schritte, die Befreiung des Eiſens, ift im Reichstage zuerſt angeregt 
worden von einem conjerwativen Abgeorbneten im Intereſſe der Landwirthſchaft, 
und wenn die Regierung darauf eingegangen ift, To ift e8 im Intereſſe der 
Landwirthſchaft geichehen, namentlich in dem der öftlichen Provinzen, die im 
anderer Beziehung jehr vernachläffigt worden waren. Ebenſo ift die Soda be= 
freit worden wegen ihrer Eigenichaft al8 ein wichtiger Rohſtoff für Glas, Seife, 
Anilinfarben, Ultramarin u. ſ. w. Der Grundjag, die Zölle auf Robftoffe 
für unfere Induftrie zu befeitigen, it, gaube ih, ein durchaus gelunder und 
im Intereſſe der Induſtrie geweſen. 

Was ferner die Behauptung anlangt, das Ausland überſchwemme uns 
mit ſeinen Producten, ſo muß ich dieſer Behauptung gegenüber einige Zahlen 
vorführen. Bon Stabeiſen haben wir 1878 mehr aus- als eingeführt 19 
Million Gentner, Eiſenbahnſchienen 3,2 Mil. Etr., Blehe und Blatten 
386 000. Etr. Draht über 1 Mill. Etr., grobe Eifen- und Stahlwaaren 
1,7 Mill. Etr., von Ganz- und Halbfabrifaten der Eijeninduftrie überhaupt 
8 Mil. Er. (im Jahre 1877 nur etwas über 6 Mill. Etr.). Baum— 
wollmaaren — in runden Ziffern — eingeführt 40 000 Etr., ausgeführt 
282 000 ©tr., alfo das 7fadhe, baummollene Strumpfwaaren — ein im 
Verhältniß zum Gemicht werthooller Artifel — eingeführt 1600 Gtr., aus 
geführt 40 000 Etr.; Wollmaaren eingeführt 100 000 Ctr., ausgeführt 
286 000 Gtr.; Seidenwaaren 13 000 Etr. eingeführt, ausgeführt 48 000 Etr. ; 
Papier eingeführt 141 000 CEtr., ausgeführt 563 000 Etr., das 4fache; Leber 
eingeführt 115 000 Ctr., ausgeführt 136 000 Etr., wobei noch in Betracht 
fommt, daß wir vorzugsmweife das billige amerifaniiche Hemlod einführen und 
weit werthvolleres Oberlever ausführen; von Hohlglas wurden 71000 Etr. 
eingeführt und über 700 000 Ctr. ausgeführt. Meine Herren, wo bleibt da, frage 
ich, die Ueberihwernmung unfered® Marktes mit ausländiihen Fabrifaten ? 

Was ferner die Handel8-Bilanz anlangt, jo würde ich. darauf gar 
nicht eingehen, wenn nicht da8 Märchen, daß wir in den legten Jahren 71/, 
Milliarden dem Auslande gezahlt hätten, noch jett als eine feftjtehende That— 
jache behandelt würde; es ift Died u. A. noch neuerdings geichehen in einer 
Schrift, die fich felbft al8 Banernbrief bezeichnet, meines Erachtens mit Nect. 
(Heiterkeit) Wenn unfer ftatiftiiche® Amt gewußt hätte, welcher Mißbrauch ge= 
trieben werden würde mit feiner Aufftellung über die Handelsbilanz des Jahres 
1873, jo würde es diefelbe wahricheinlih unterlaffen haben; inzwiſchen willen 
wir, daß die Aufzeichnungen unferer Statiftit überhaupt unvollftändig find, ganz 
bejonders ift es die Aufzeichnung über unfere Ausfuhr, welche nicht controlirt wird; 
wir willen ferner, daß die Schägungen der Durchichnittspreife mehr oder weniger 
willkürlich geweſen find, namentlich bei der Ausfuhr, mo es an ficheren Anhalten 
noch viel mehr fehlt, als bei der Einfuhr. Soetbeer hat — für die meiften Yeute 
allerdings vergeblid — nachgewieſen, daß bei der Bilanz noch ganz andere 
Factoren in Betracht fommen, als bloß die Aus: und Einfuhr an Waaren. 
Wenn wir wirklich 7'/; Milliarden an das Aueland bezahlt : hätten, jo müßte 
doch eine Lücke in unſerem Geldumlauf entftanden fein, aber wir haben jegt — 
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das iſt eine offenfundige Thatfahe — mehr Metall-Geld als vor einer 
Reihe von Jahren. Unſere Wechjel-Courfe, die allein ein richtiges Bild zu 
geben im Stande find, ftehen durchaus nicht zu unjeren Ungunften. Und was 
unfere Forderungen an das Ausland anlangt, meine Herren, jo, glaube ich, 
fönnen wir getroft behaupten, Daß diefe (vom Fallen der Effectencourfe abgejehen) 
in den letzten Jahren nicht gelunfen, ſondern geftiegen find. Alſo vie Behaup- 
tung von 7/, Milliarden Verluft ift in der That als Märden, als ein Ges 
ipenft zu bezeichnen, mit welchem man die wirthihaftlichen Kinder fchredt. 

Auf Die Gründe der Kriſis kann ich nicht eingehen, aber einen Punft möchte 
ih mir doch geftatten hervorzuheben, der meines Eradıtend noch nicht genug 
betont worden ift, ich meine die ungeheure Verfchiebung in den Arbeiterwerhält- 
niffen, die zu Anfang der 70er Jahre ftattgefunden. Hunderttaufende von 
Arbeitern find der Landwirthſchaft entzogen und in der Induſtrie beſchäftigt 
worden. Meine Herren, ih glaube, zum Nachtheil beider Theile; der Land» 
wirthichaft find werthvolle Kräfte entzogen worden, bei der Induſtrie ift in 
Folge des Heranziehens ungelernter Kräfte ein Herabdrüden des Maßes der 
Leiftungsfähigfeit eingetreten und in weiterer Folge Unzufriedenheit umter ven 
Arbeitern, die aus ihren Berhältniffen herausgerifjen waren, Entlaſſungen in 
gropem Mafftabe u. |. w. 

Wenn ich das Alles überblide, dann glaube ih, daß nicht die neuefte 
Thronrede Recht bat, welche andeutet, unjere Handelspolitif fer ſchuld an unferen 
wirthichaftlichen Verhältniſſen, ſondern im Gegentheil die früheren Thron- 
reden, in welchen wiederholt ausgefprohen war, der Grund der Kriſis Liege 
nicht in der Wirthichaftspolitit, es fer nicht in der Hand der Regierungen ge— 
legen, ihr abzubelfen, die Handelverträge hätten jegensreich gewirkt. Daß wir 
in der gegenwärtigen Page nicht daran denken, die principiellen Forderungen des 
Freihandels verwirklichen zu wollen, das brauche ich nicht zu jagen, aber ob 
ein Grund vorliegt, das volle Gegentheil von dem zu thun, das fcheint mir 
doch ſehr fraglich. 

Wenn wir nun nach dieſer Einleitung, deren Länge Sie mit der Be— 
deutung der Sache entſchuldigen wollen, die vom Bundesrath gemachte Vorlage 
zunächſt mit dem Schreiben des Reichskanzlers vergleichen, ſo muß uns in jener 
Vorlage vor allen Dingen auffallen, daß von einer allgemeinen Zoll— 
pflicht, wie ſie Fürſt Bismarck wollte, durchaus keine Rede iſt. Im Ver— 
hältniß zu den früheren Zolltarifen vor 1865 enthält die neue Vorlage, das 
muß ich anerkennen, ſogar eine ziemlich geringe Anzahl von Artikeln. Ebenſo 
wenig iſt von Durchfuhrzöllen die Rede; darüber will ich kein Wort ver— 
lieren, ih glaube, daß das ein unzweifelhafter Vorzug iſt. Extenſiv iſt ſonach 
der Schritt, den die Vorlage thut, verhältnißmäßig klein, dagegen intenſiv un— 
gleich ſtärker, als nach dem Brief des Reichskanzlers zu erwarten war. Der 
Reichskanzler ſagte, es ſei zur Zeit eine Beſeitigung oder Verminderung der 
beſtehenden Schutzzölle nicht rathſam, vielleicht ſogar im Intereſſe einzelner 
beſonders leidender Induſtriezweige — je nach dem Ergebniß der Enquöten — 
eine Wiederherſtellung höherer oder Erhöhung der gegenwärtigen Zollſätze an— 
gezeigt. Dann fährt er fort, der Schuß müſſe ein gleichmäßiger jein für bie 
geſammte inländiiche Production, weil er fonft ſich als Privilegium darftelle. 
Bon gleichmäßigem Schuß iſt aber nach der Vorlage des Bundesraths ebenfalls 
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nicht die Rede; an einzelnen Stellen ift der Schug jo fauftdid aufgetragen, daß 
die Zölle in reine Prohibitivzölle ausarten. 

Ih habe ſchon darauf bingewiefen, daß Fürſt Bismark den finanziellen 
Gefichtöpunft in den Vordergrund geftellt hat. Bei der Vorlage ift es nicht 
ohne Weiteres Far, ob mehr der finanzielle oder mehr der ſchutzzöllneriſche 
Geſichtspunkt überwiegt. Ich geftehe, mir Hat bei der Yectüre des Tarıfs 
immer das Liedchen im Kopf geſummt: „A Biljerle Lieb, a Bilferle Treu und 
a Biſſerle Falſchheit ift allweıl dabei.“ Was die bis jeßt allein befannt ge- 
wordenen Motive für die Getreidezölle anlangt, fo find fie entſchieden in ſchutz— 
zöllnerifhen Sinne abgefaßt; es wird da durchaus Gewicht gelegt auf den Schuß 
unferer Landwirthſchaft, und erft ganz zulegt kommt das finanzielle Interefie. 

Yun jagt man, der Gegenlag zwiſchen Schutzoll und Finanzzoll ift über- 
haupt ein vein theoretiiher, der gar feine Bedeutung hat. Ja, ich gebe zu, 
mandyer Zoll, der als Das eine oder das andere gedacht ift, wirft zugleich im 
der anderen Richtung; ein Schußzoll kann zu gleicher Zeit eine gewiſſe Ein- 
nahme bringen. Aber, meine Herren, wenn man einen Tarif maden will, To 
muß man jich doch vor allen Dingen darüber flar fein, was man eigentlich 
will, ob man die Einnahmen erhöhen, oder ob man Schuß für die Induſtrie 
ihaffen will. Im erften Falle wird man die Zölle jo einrichten, daR fie die 
Einfuhr möglichſt wenig ftören, im anderen Falle jo, daß fie die Einfuhr 
möglihft beſchränken; denn nur wenn die Einfuhr beichränft mird, wird 
die Goncurrenz vermindert. 

Fürft Bismard hat gefagt, wir flehen mit unferen indirecten Abgaben 
jehr hinter dem Ausland zurüd, namentlich hinter England, das im Durch 
ſchnitt der legten fünf Jahre 418 Millionen „A an Grenzzöllen eingenommen 
bat, während wir nur 120 Millionen eingenommen haben. Deine Herren, 
in einer Beziehung fünnen wir und England allerdings zum Mufter nehmen, 
das hat Fürft Bismard auch längſt mit feinem flaren Blick jehr wohl erfannt, 
und ih glaube, es ift das auch jegt noch feine eigentlihe Herzensmeinung, 
nämlih, daß es Das richtigfte ift, wenige, aber ertragreide 
Artikel in den Tarif aufzunehmen In England bringen befanntlidy 
fieben Artikel faft die ganze Einnahme, wobei ihm allerdings jeine infulare Yage 
zu ftatten fommt. Das Princip, um höhere Einnahmen zu erzielen, jollte auch 
bei und fein: wenige Zölle, aber auf Artikel, die einen großen Ertrag bringen 
tönnen; den Handel möglichft wenig beläftigen, noch weniger die Production! 
Es iſt eine alte Kegel der Finanzminiſter, daß man Die Henne, melde Die 
goldenen Eier legt, nicht Schlachten fol. Nun ift die frühere Beläftigung durch 
die Zölle namentlih dadurch vermindert worden, daß man gejtattet bat, Die 
Waaren am Empfangsorte abzufertigen, während fie früher an der Grenze ab— 
gefertigt werden mußten; fie gehen unter SZollcontrole ein, und wenn fie unter 
Eontrole belafjen werden, können fie auch frei wieder ind Ausland ausgeführt 
werden. Vergegemmärtigen wir ung nun, imwieweit Died bei den Gegenftänden 
des neuen Tarifs möglich fein jol. Glauben Sie 3. B., daß es möglich ift, 
das eingehende Getreide unter Zollcontrole gehen zu lajien? Die Handelvor- 
ftände von Königsberg, Danzig, Stettin haben überzeugend nachgewieſen, daß ihr 
Getreidehandel, der zu einem großen Theile aus dem Export deutſchen Ge— 
treides befteht, faſt vernichtet werden würde durch die Getreidezölle, wie fie die 
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Borlage vorſchlägt. Bon Bau: und Nutzholz, das wahlmerfe nach dem Gentner 
oder nach dem Feſtmeter verzollt werben ſoll, gehen jährlich eima 50 bis 60 
Millionen Centner ein, davon das meifte in Form von Flößen oder auf ge 
foppelten Lowries. Denten Sie fid) die unendlihen Schwierigkeiten der Ab— 
fertigung, wenn diefe Maffen an der Örenze verwogen oder vermeflen werben 
follen! Ganz ähnlich verhält e8 ſich mit Schiefer, mit Gerberlohe x. Ich 
meine, von Finanzzöllen kann hier durdaus nicht Die Rede fein; die Einnahme 
würde in feinem Verhältniß ftehen zu der ungeheueren Beläftigung des Verkehrs. 
Getreide, wie aud die anderen genannten Stoffe, kommt aber nicht bloß 
in Betracht als Gegenftand des Handels, fondern auch — und unter dieſem 
Gefihtspunfte wollen wir weiter den Tarif prüfen — als Gegenftand 
weiterer Verarbeitung. Man bat viel geftritten, ob bei Getreide eine 
Erhöhung der Preife eintreten werde oder nicht. Ich glaube, die einzig richtige 
Antwort darauf bat der deutſche Yandwirtbichaftsrath gegeben: je nachdem; 
fo lange die Ernten günftig find, hier und auswärts, jo lange wir nit Noth 
baben an Getreide, fo lange wird der Zoll feinen Einfluß auf den Preis haben; 
jobald wir aber eine ſchlechte Ernte haben, ſobald ausländiſches Getreide mehr 
ald gewöhnlich eingeführt werden muß, um den Bedarf zu deden, werben wir 
nicht bloß den Zoll, jondern nod einen höheren Zuſchlag bezahlen müſſen. Die 
Erfahrung lehrt denn auch, daß in ſolchen Fällen die Getreidezölle immer auf: 
geboben worden find. Im guten Zeiten nügen fie der Landwirthſchaft nicht, 
und in Zeiten der Theuerung werden fie aufgehoben. Getreide bildet nun, wie 
gejagt, einen wichtigen Rohſtoff für weitere Verarbeitung. Wir confumiren ja 
das Getreide nicht direct, ſondern Durch Bermittelung der Mühleninduftrie, und 
unfere Mübhleninduftrie hat im Yaufe der letzten Jahre große Bedeutung ge— 
wonnen; was an Miühlenfabrifaten nad dem Auslande ausgeführt wird, be- 
ziffert ſich je nach den Ernteverhältniſſen auf Millionen. Nun ſagt man den 
Müllern: wir wollen euch den einheimiſchen Markt vollſtändig ſichern, dann 
braucht ihr nicht zu exportiren. Allein, meine Herren, damit iſt der Mühlen— 
induſtrie nicht gedient, da ihr der Export oft ungleich vortheilhafter iſt. Es 
werden 3. B. von Sachſen bedeutende Duantitäten Mehl nah Böhmen aus- 
geführt; jollen nun die ſächſiſchen Mühlen gezwungen werden, ihr Product ftatt 
defien 3. B. an den Rhein zu verführen, jo ift der Weg ein viel meiterer, ganz 
abgejehen von der Verfchiedenheit der Qualitäten, die dort verlangt werden, ꝛc. 
Um nun die Müller über die Schwierigkeiten und Berlufte, welche ihnen 
drohen , zu tröften, hat man wohl von einer Nüdvergütung des Zolles 
beim Erport gefproden. Ich will dieſen Punkt hier ganz kurz beiläufig 
abthun, im Yaufe der Verhandlung wird ja vielleiht Veranlaffung fein, näher 
darauf einzugehen. Meine Herren, die Tarifcommilfion und der Bundesrath haben 
das Wort Erport-Bergütung meines Wiſſens nicht in den Mund genommen, und 
ich meine, fie haben wohl gewußt, warum; fie würden Damit in ein Wespenneft 
erften Ranges geitohen haben (Zuftimmung). Mit dem Vieh verhält es ſich 
ähnlich wie mit dem Getreide, es ift, wenn ich mich fo ausdrüden darf, ebenfalls 
Robftoff für einen wichtigen Erwerbözweig; wir importiren meift magere® Vieh, 
das gemäftet wieder ausgeführt wird. Viehzölle find damit nicht verträglid. 
Wenn ich nun aber weiter eingehe auf die eigentlichen Rohſtoffe für die 
Induftrie — abgefeben von dem Roheiſen, auf das ich jegt nicht eingehen 
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will —, jo will die Vorlage beftenern: gewalztes Blei, Zinn und Zint mit 
3 .% für 100 kg, Pottafche mit 1,50 4, Hartgummi und Gummiplatten 
— Halbfabritate für wichtige Erportartitel — mit 3 4, Reis zur Stärke 
fabrifation, den wir erft vor wenigen Jahren befreit hatten, mit 1,20 4, 
Halbzeug zur Papierfabrifation mit 1.4, Tarbholzertracte, Gelatine, Ruß x. 
— eine bunte Reihe von Artiteln — mit 3 M. Der Hopfen für die Bier- 
brauereien foll von 10 auf 20 M erhöht, umreife Pommeranzen, Pommeranzen: 
ihalen, zur Eſſenzenfabrikation dienend, mit 4 „#4 belegt werben. Alle dieje 
Artikel, mit Ausnahme des Hopfend, waren bisher frei. Werner Wachs mit 
6 6, Menfchenhaare mit 100 .4 — eine Mafregel, mit welcher man un- 
gefähr um 5 bis 6 Jahre zu ſpät kommt, früher hätte das noch eine Be- 
deutung gehabt, jet falt gar nicht. (Zuftimmung.) 

Ich möchte Ihnen hier noh an einer Pofition zeigen, mit welcher Harm— 
lofigfeitt anſcheinend die Zolltarifcommilfion vorgegangen ift. Ste bat ımter 
9A mit 3 M belegt Anis, Coriander, Fenchel und Kümmel. Ich möchte faft 
glauben, daß fie fi wenig mehr daber gedacht bat ald: warum ſollen dieſe 
Artikel nicht auch befteuert werden? Nun, meine Herren, diefe Artikel bilden 
Nobftoffe für eine ſehr wichtige Anduftrie, in der vielleicht 20 bis 25 Mil- 
tionen M angelegt find, die Fabrikation ätheriſcher Dele ; die Robftoffe müſſen 
jest, da der Anbau in Deutichland durch die Eultur der Zuckerrübe größten 
theil8 verdrängt worden ift, faft Durgängig aus dem Auslande bezogen werben. 
Nun geben aber diefe Stoffe nur einen kleinen Procentiag von Del, Coriander 
3. B. 3, Proc., Kümmel 5 Pro. Es wird alfo Durch den Zoll von 3 .% 
das Kilo Corianderöl um 4.4, das Kilo Kümmelöl um 60 A, vertbeuert, 
dagegen kann Cortander: und Kümmelöl aus dem Auslande als fertiges Fabrikat 
mit 20 8 Zoll für das Kilo eingeführt werben. (SHeiterkeit.) 

3a, meine Herren, diefe blühende Induftrie wird dadurch mit einem Schlage 
vernichtet. 

Durchgängig ift bei dieſen Artikeln eine große Beläftigung des. Verkehrs 
zu befürchten ohne irgend einen entſprechenden Nugen. 

Ih komme nun zu den höheren Halbfabritaten, wo das Beftreben, zu 
ſchützen, mehr in den Borbergrumd tritt. Da erwähne ich vor Allem ven 
Draht. Meine Herren, ıft da ein Bedürfniß, zu jchügen, wo von und 81000 
Gentner eingeführt und über 1 Million Gentner ausgeführt werden? Weißblech 
foll mit 5 „4 befteuert werden; Weißblech bildet ein Halbfabrifat für eine jehr 
bedeutende Haus-Induftrie, namentlich im ſächſiſchen Erzgebirge. Der Zoll auf 
Soda Toll ebenfalls erhöht werden. Auf der anderen Seite hat man Yetnatron, 
ih möchte fagen, als weißen Sperling, ermäßigt, indem man e8 von 6 auf 
4 ſetzte; es iſt das einer der wenigen erfreulihen Punkte in der Vorlage. 
Ih will noch erwähnen, als Gegenftände, die bisher frei waren: Drudtücher, 
fünftliches Sragenleder mit 6.M, Preffpähne mit 8.4; Glasperlen, die bisher 
aus Italien und Böhmen bezogen wurden und, je nachdem die Mode günftig 
war, einen jehr bedeutenden Artikel für Weber und Polamentiere, jowie für Das 
Confectionsgefchäft bildeten, follen ftatt mit 4 mit 24 M befteuert werden. Pack— 
leinwand, ein wichtiger Artikel nicht bloß für viele Induftriezweige, jondern auch 
namentlich für die Yandwirtbichaft, welche Die daraus gefertigten Side braucht, - 
ſoll erhöht werben, und zwar ſcheinbar bloß von 4 auf 5 .#, wenn Sie aber 
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den Tarif näher anjehen, jo finden Sie, daß die Commiſſion fagt: was ihr 
bisher Padleinwand genannt, das nennen wir nicht mehr Padleinwand, Pad: 
leinwand nennen wir nur jened ganz grobe Gewebe, welches der Tapezirer braudt, 
wo einige wenige Fäden auf 2 Gentimeter kommen; was ihr Padleinwand 
nennt, nennen wir Yeinwand und befteuern fie mit 10 A. 

Um nun zu den eigentlihen Halbfabrifaten der Tertilinduftrie zu kommen: 
gefämmte Wolle, bisher frei, fol mit 2 4 befteuert werden; ja, meine Herren, 
wir haben früher jehr viel gefämmte Wolle eingeführt, neuerdings kämmen wir 
unjere Wolle faft durchgängig felbft; die Einfuhr ift, ohne Schu, auf einen 
ganz geringen Betrag zurüdgegangen. Gejponnene Floretjeive, Die fogar der 
öfterreihiihe Tarif freiläßt, joll mit 12 „4 befteuert werden; baumwollene 
Garne in verichiedenen Staffeln bis auf das 31/,fade, von 12 bis 39 4, 
LZeinen- und Wollengarn bis auf das 4 face. 

Ih komme fodann zu einem Artikel, der vielleiht nur aus Verſehen in 
dem Maße erhöht worden ift, ich meine gezwirnte Jute-Garne. Das ift ſelbſt 
dem Bearbeiter der Zujammenftellung, die ich bier vor mir habe und die Vielen 
von Ihnen gewiß befannt ift, einer ſehr fleifigen Arbeit, entgangen; nämlich 
durch eine Heine Berftellung in der Poſ. 22 ift e8 dahin gefommen, daß ge- 
zwirnte Jute-Garne, die bisher 3 .4 auf 100 kg bezahlen, 36 M bezahlen 
jollen! Meine Herren, wir produciren ziemlich viel Jute-Garn, die Einfuhr 
des Rohſtoffs iſt auf ungefähr 300 000 Gentner ohne Schuß geftiegen, es 
werden jedoch bisher bei uns nur grobe Yute-Garne gejponnen. Nun hat ſich 
aber eine recht gefunde und in erfreulicher Entwidelung begriffene Inbuftrie ge 
bildet, welche Stoffe aus gezwirntem, gefümmten Yute= Garn fabricirt, — Die 
befannten Gardinenftoffe, Tiichdeden u. |. w., in Chemnig und wohl auch an 
andern Orten. Ja, meine Herren, bisher bezahlte diefe Induftrie das Jute— 
Garn, das fie aus England bezog und von dem das Kilo ungefähr 1 .# 
koftet, mit 3 9 Zol aufs Kilo, jett Toll fie e8 mit 36 A bezahlen, alio 
36 Proc. des Werthes! Das ift wiederum die reine Vernichtung eined immer: 
hin wichtigen Induftriezweiges. 

Daß bei den Garnzöllen von großen Erträgen nicht die Rede fein kann, 
das jcheint mir auf der Hand zu Liegen. Der Tarif ıft jo complicirt und, da 
die Grenzen der Staffeln, bei Baummollgarnen namentlich, gerade auf bie 
Hauptnummern gelegt find, von denen am meiften importirt wird, jo den Ber: 
fehr behindernd, daß eine auferordentlihe Zahl von Beamten nothwendig fein 
wird, um Das zu controliven. Mean bat diefe Schwierigkeiten ja bei den 
Staffelzöllen in Franfreih, die bier zum Mufter gedient haben, hinreichend 
fennen gelernt. 

Nun, meine Herren, frage ich, bat unfere Spinnerei wirflih den Schuß 
nöthig gehabt? ES wird ja in der Spectaldebatte darüber noch viel gefprochen 
werden, Geftatten Sie mir nur einen furzen Vergleich zwiſchen Deutichland 
und Frankreich. Unſere Einfuhr von Baummollgarnen hat fi, während fie in 
den 30er Jahren nod ungefähr 70 Proc. des Bedarfes betrug, auf ungefähr 
17 Proc. vermindert, dagegen ift die Ausfuhr baummollener Garne bei uns in 
ven legten 5 Yahren von 91 000 Gentnern — ich nenne bier die auf Netto 
reducirten Zahlen — geftiegen auf 226 000 Gentner. Bon Baumwoll waaren 
aber ift die Einfuhr gefallen in den legten 5 Jahren von 53 000 auf 40 000 
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Gentner, Dagegen die Ausfuhr geftiegen von 210 000 auf 282 000 Gentner, 
Nun vergleichen wir damit, weldhen Einfluß die hohen und außerordentlich 
compkeirten, nad der Meinung eifriger Schutzöllner geradezu mufterhaften 
franzöfiihen Garnzölle gehabt haben, Meine Herren, die Einfuhr von Baum— 
wollgarnen nad Frankreich ift trog der hoben Zölle in dem gleichen Zeitraum 
geftiegen von 22 Millionen „6 auf 36,4 Millionen; dagegen ift die Ausfuhr 
gefallen — während fie bei und gefliegen ift — von 4,4 Millionen auf 
2,5 Millionen, in ganz allmählichem Abfall; und was die Einfuhr von Baum— 
wollmaaren nad Frankreich anlangt, To ift die ebenfalls geftiegen, dagegen bie 
Ausfuhr wiederum gefallen. 

Meine Herren, find ſolche Verhältniſſe etwa ermuthigend, um dem Beiſpiel 
von Franfreih zu folgen? Ich glaube, durdaus nicht. Man will damit, 
möchte ich faft jagen, eine neue Imduftrie bei uns hervorrufen, denn für die 
groben Nummern, melde bei und vorzugsweiſe geiponnen werden, braucht unfere 
Induſtrie — Das haben mir intelligente Spinner jelbft gejagt — feinen Schuß ; 
fie will höheren Schuß haben, um feinere Nummern, um namentlich 
doublirte Game zu produciren, und es foll unferer Webmwaareninduftrie zu= 
gemuthet werden, zu warten, bis die Spinnereten mit ihren Einrichtungen, 
mit der Anlernung ihrer Arbeiter in einigen Jahren vielleicht To weit find, daß 
fie nothoürftig den Bedarf befriedigen fönnen. 

Dean jagt: der Schuß joll nur die Induftrie erziehen. Das Bei— 
ipiel von Frankreich beweist in dieſer Induftrie gerade das Gegentbeil; 
die franzöfiichen Spinner verlangen noch immer höheren Schuß, trogdem Die 
Zölle ſchon jo hoch find. ALS das Elſaß noch zu Frankreich gehörte und im 
Jahre 1869 eine Enquöte über dieſe VBerhältniffe angeftellt wurde, da verlangten 
die Elſaſſer Spinner höhere Zölle, weil fie nicht concurriven fünnten mit Eng— 
land. Nun, meine Herren, die elſäſſiſche Induftrie führt jet ungefähr Y/, von 
dem, was Frankrei von Garnen überhaupt importirt, dorthin ein; fie con= 
currirt dort aljo jest mit der engliichen Induſtrie, obgleih fie diefelben Zölle 
bezahlen muß wie England, und früher behaupteten die Herren, fie fünnten 
troß des hohen Schutzes nicht concurriven! 

Nun find allerdings‘ der Weberei, der Strumpfwirkerei x. ebenfalls 
Schutzölle zugefagt, aber diefe Induftrien können davon faft feinen Gebrauch 
machen, mit Ausnahme einiger weniger Artikel. Wie ih vorhin durch Zahlen 
nachgewieſen habe, erportiren alle diefe Induftrien in bedeutendem Mafftabe, 
und auf dem auswärtigen Markte Hilft ihnen der Schu natürlich nichts, 
während man ihnen andrerjeitd das Rohmaterial künftlih vertheuern will — 
vertheuern in einem Maße, das weit über das hinausgeht, was in dem auto- 
nomen Tarif die Spinner jelbft verlangt haben; dort war der höchſte Satz 
24 M, jest ift er 39 4. (Hört! links). Und in Defterreich, meine Herren, iſt 
ebenfalls der höchſte Sag, au für doublirte Baummollgarne, nur 12 Gulden. 

Ja, meine Herren, ich frage: was iſt wichtiger ? eine neue Induftrie, oder, 
wenn Sie wollen, eine neue Richtung in einem Inbuftriezweige erjt künſtlich 
heranzuziehen oder die beftehenden Imduftrien gegen Schädigung zu fichern ?! 
Welche Induftrie ift die wichtigfte? etwa diejenige, wo die meiften Millionäre, 
die meiften Actienunternehmungen betbeiligt find? Nein, meine Herren, die— 
jenige, welde die meiften Hände befhäftigt, namentlih die 
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meijten felbftändigen Hände (vielfaches Bravo! links), die am meiften 
den Eharakter der Kleininduftrie bewahrt hat. Meine Herren, ich befinde 
mih bier in den Berein fir Socialpolitit und ich glaube, ich habe nicht 
nöthig, diefen Sat noch weiter zu begründen. Es liegt meines Erachtens 
ganz im Sinne dieſes Vereins, den Schuß der Kleininduftrie zu fordern gegen 
die Uebervortheilung, die ihr jet angefonnen wird durd fünftlihe Hebung der 
Großinduftrie, welche hauptfählich dur enorme Gründungen in die jetige Lage 
gekommen ift. 

Meine Herren, unfere Webmwaareninduftrie, die viel mehr Sünde be= 
ſchäftigt, ald die Spinnerei, jagt mit wenigen Ausnahmen: wir braucden feinen 
Schuß, wir wollen feinen Schu, wir wollen nichts weiter als freie Be— 
wegung, gönnt uns unfere bisherige Yebensluft, — und, meine Herren, ich 
glaube, diefe Induftrie hat vollftändig echt ! 

Meine Herren, wenn ic biernad den Tarif in feiner Geſammtheit be- 
urtbeilen fol, jo kann mein Urtheil nicht anders ausfallen — ich Tage das mit 
voller, ruhiger Ueberlegung —: e8 ift ein nicht genügend, um nidt 
zu jagen durchaus ungenügend vorbereiteter, nah Grad und 
Umfang unerbörter Eingriff in die Bedingungen unferer 
wirtbihaftliben Entwidelung, der in feiner Gefammtheit 
nur einen ſchädlichen, ja auf viele Induftriezweige einen ge— 
rvadezu verderbliden Einfluß haben wird. Meine Herren, id 
fagte: eim nicht genügend vorbereiteter Eingriff. Ya, man bat eine Anzahl 
Enquöten angeftellt über einzelne Induſtriezweige, deren Ergebnijje nur tbeil- 
weile, durch Indisceretion, in die Deffentlichkeit gedrungen find, man hat fie und 
vorenthalten. Die Zolltarifeommilfion hat dann nod) während ihrer Arbeiten 
in aller Eile hier und da Informationen zufammengerafft. Ya, meine Herren, 
wenn man gründliche Informationen einholen will, jo muß man jchon eine ge 
naue Kenntniß der betreffenden Imduftriezweige haben, um überhaupt nur die 
richtigen Fragen zu ftellen. So in Zeit von wenigen Wochen eine vollftändige 
Umgeftaltung eine Zolltarif8 vorzunehmen, das ift eine unmögliche Aufgabe, 
und ih glaube, es ift der Commiffion nur der Vorwurf zu machen, daß fie 
nicht gejagt hat: das können wir nicht, — fondern daß fie das Unmögliche 
verjucht hat. (Zurufe von rechts: Enquöten! dDringlih!) Enquöten? ja, aber 
ganz einfeitig, und wenn ich die thatſächlichen Ergebniffe der Enquöten be- 
trachte, jomweit fie mir bekannt geworden find — nicht das, was man fülichlid) 
als die Hauptjadhe bei der Enquöte betrachtet, nämlid die Wünſche der Be— 
theiligten jelbft —, dann ift e8 mir völlig unbegreiflid, wie man zu foldyen 
Zollſätzen hat gelangen fünnen. (Sehr richtig! links.) „Dringlich” ? dringlich 
ift nach meiner Ueberzeugung nur das eine Bedürfniß, nämlihb die Ein— 
nahmen des Reiches zu erhöhen, das Reich auf jelbftändige Einnahmen 
in höherem Maße als bisher zu ftellen, und in diefer Beziehnng enthält ja die 
Tarifoorlage einige Vorfchläge fir Finanzzölle. Geftatten Sie mir darüber 
nur no wenige Bemerkungen, 

Daf der Tabaf geeignet ift, eine erheblich höhere Einnahme zu bringen 
als bisher, darüber find faft Alle einig, das Maß ift freilich noch ftreitig, — 
ih will Darauf nicht weiter eingehen. Beim Zuder hat ſich eine Correctur 
der jegigen Säge nad dem gegenwärtigen Stande der Technik ſchon ſeit 
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längerer Zeit als nöthig herausgeſtellt. Ob man dabei vielleiht nod eine Er- 
höhung eintreten lafjen kann, laſſe ich dahingeftellt, jedenfalls würde hier auch 
eine gewifie Mehreinnahme zu erzielen fein. Was das Bier anlangt, jo wird 
befanntlicd eine Verdoppelung der Brauftener beabfichtigt. Ich glaube, bei Bier 
jollte man mit größter Borficht zu Werke gehen. Wenn man auf das Beifpiel 
von Bayern verweift, jo ift ja Mar, daß unfere Verhältniſſe ganz anders liegen 
ald die in Bayern. Es wird das Ihnen vermuthlih tm Yaufe der weiteren 
Discuffion noch von Fundigerer Seite dargelegt werden. Wir aber ald Social- 
polititer wollen nicht vergefien, Daß das Bier, ich darf getroft fo jagen, eine 
Eulturmiffion zu erfüllen hat gegenüber dem Schnaps, und wir jollten deshalb 
vorfichtig fein, das Bier irgend erheblih zu vertheuern. (Sehr-richtig! links.) 

Dagegen, meine Herren, habe ich durchaus nicht8 einzumenden gegen eine 
Erhöhung der Branntweinftener, und nothwendig vor allen Dingen iſt 
eine einheitliche Branntweinfteuer im ganzen Deutjchen Reich, da jet aus der 
großen Berjchiedenheit unendliche Mißſtände hervorgehen. Die Erhöhung aber 
empfehle ich unter der Vorausſetzung, die ja vom Reichstag bereits wiederholt 
ausgelprochen worden und die jegt, jo viel ich weiß, ſchon genügend zur Aus- 
führung vorbereitet ift, daß nämlich der Spiritus, ſoweit er zu gewerbliden 
Zweden dient, von der Steuer befreit wird. 

Unter den Einfuhrgegenftänden könnte noch höhere Zölle bringen unter 
anderen: der Wein, wie Das aud von der Commilfion vorgeſchlagen ift, und 
zwar jcheint mir au, wenn man einmal den Wein als Gegenftand eines 
Finanzzolles in höherem Maße heranziehen will, bie Unterjcheidung von Wein 
in Fäſſern und in Flaſchen vollkommen gerechtfertigt. 

Der Kaffee ſoll ebenfalls erhöht werden. Auch dagegen habe ich nichts 
einzuwenden, wenn man nur vorſichtig und nicht in zu ſtarkem Maße auf 
einmal vorgeht. Meine Herren, wir haben früher die Erfahrung gemacht, — ich 
habe die Ziffern leider nicht zur Hand, aber, wenn ich nicht irre, hat die letzte 
Erhöhung des Kaffeezolles in den erſten Jahren ſogar einen Ausfall an Ein— 
nahmen gebracht (Zuſtimmung), und es hat erſt einiger Jahre bedurft, um 
wieder auf das Niveau zu kommen. 

Bon Thee, Chokolade x. will ich nicht reden, auch nicht von Süd— 
früchten; nur die eine Bemerkung geſtatten Sie mir, daß ich da Roſinen und 
Corinthen von der Erhöhung ausgenommen zu ſehen wünſche; vielleicht werden Sie 
das Intereſſe, das ich dabei habe, als ein particulariſtiſches bezeichnen — nämlich 
große Roſinen ſind bei uns eine Lieblingsſpeiſe der niederen Bevölkerung, 
Rindfleiſch mit Roſinenbrühe iſt das Sonntags-Gericht des kleinen Mannes 
GHeiterkeit), und die Roſinen concurriren in dieſer Beziehung mit gebackenen 
Pflaumen. Es iſt das wirklich ein Bedürfnißartikel geworden. Daß man den 
Reis nicht als Finanzartikel behandeln ſollte, darüber brauche ich wohl kein 
Wort zu verlieren; die Commiſſion ſchlägt trotzdem vor, auch den Reiszoll 
wieder zu erhöhen. 

Endlich, meine Herren, Petroleum. Nun, ich glaube, Petroleum iſt 
ein ſehr geeigneter Artikel, um zu erproben, ob jemand Principienreiter iſt 
oder ob er die wirklichen concreten Verhältniffe ind Auge faßt. Ich würde trog 
aller principiellen Bedenfen, Die gegen einen Petroleumzoll ſprechen mögen, 
mich nicht Dagegen erflären, eine Steuer darauf zu legen. 
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So, meine Herren, fünnen wir ganz erhebliche Mehreinnahmen 
für das Neid erzielen, und ich glaube, das andere fünnen wir getroft 
vertagen. Ich will mic nicht von vorn herein gegen jede Erhöhung, felbft 
von dem Gefichtspunft des Schutzzolles, erklären. Ich gebe zu, daß bier und 
da Unebenheiten, Fehler in unferem Tarife find, die corrigirt werden müffen, 
auch nad der Richtung hin. Aber, meine Herren, wir müſſen eine folche 
Reform, wie es die Wichtigkeit der Sache verdient, gründlich vorbereiten. 

Und nun, meine Herren, komme ich noch zu einem Hauptpunfte, den ich 
aber, um Ihre Geduld nicht zu lange in Anfprud zu nehmen, auch nur ganz 
furz berühren werde. Vor allem lege ich ein großes Gewicht darauf, daß wir 
nicht jo ohme Weitered darauf verzichten, die Handelsverträge zu erneuern. 
Meine Herren, im Intereſſe unferer Induftrie und unſeres Handels Tiegt es 
vor allen Dingen, die Bedingungen für ihre Thätigfeit zu fletigen 
und dauernden zu machen, nicht alle Augenblide Aenderungen vorzu— 
nehmen, nicht Ungewißheit zu fchaffen, die den Gejchäften verderblich ift, oft ver- 
derblicher als ein beftummt begrenzted Uebel. Die Ausführung von Aufträgen 
braucht nicht felten ein halbes Jahr und Länger, und Einrichtungen, die nöthig 
find zur Vorbereitung der Ausführung, müffen auf Jahre hinaus im Voraus 
getroffen werden, unter Kenntniß der wirtbichaftlichen Bedingungen. Aber wenn 
die Politit alle Augenblide fich ändert, dann ift e8 unmöglih, daß die Ins 
buftrie in gedeihlicher Weile ſich entwidelt. Wir haben die Erfahrung gemacht 
gegen Ende des verfloſſenen Yahres, wo die Unficherheit, ob der öfterreichiiche 
Handelövertrag noch erneuert werden würde oder nicht, unferer Induſtrie viele 
Millionen gefoftet hat. (Zuftimmung.) Das geht nicht, daß man die Be— 
dingungen der Production jo ins Ungewiſſe ftellt. 

Bon diefem Standpunkte aus, meine Herren, muß ih mich zum Schluß 
noch entichieden erklären gegen den Artikel 5 der Vorlage, welcher für den Bun- 
desrath die Ermächtigung in Aniprud nimmt, auf den bloßen Umftand Hin, 
daß ein amberer Staat unfere Erzeugniffe in irgend einem Punkte ungünftiger 
behandelt, mit anderen Worten, einen höheren Zollſatz bat al8 unfer Tarif, daß 
diefem Staat gegenüber jofort das Doppelte auf die Zölle aufgejchlagen werben 
kann. Ja, meine Herren, das heißt doch die Bedingungen unferer Production 
rein in Die Willfür ded Bundesraths ftellen. Diefe Claufel könnte jogar dem 
freihändlerifchen England gegenüber gebraudyt werden, wo der Spiritus hiher 
befteuert wird al8 bei uns, gefchweige andern Staaten gegenüber; wir könnten 
e8 erleben, daß von einem Tag auf den andern ganz andere Bedingungen für 
wichtige Induftriezweige geihaffen werden. Man fpricht mit ziemlicher Yeichtig- 
feit von Kampfzöllen, von einem friſchen fröhlichen Zollkrieg. Wer aber die 
Dinge, um die e8 ſich dabei handelt, fennt, der weiß, daß das eine furchtbar 
ernfte Sache ift, mit der man nicht fpielen follte. (Sehr richtig.) Ich babe 
nicht dagegen, daß man für den Abſchluß von Handelsverträgen dem Bundes- 
rath im Voraus eine gewiſſe Latitüde gewährt, daß man eine Erflärung in dem 
Sinne abgiebt, daß gewiſſe Zollfäge im Notbfalle jollen erhöht werden können; 
aber, meine Herren, nur für den Abſchluß von Verträgen, nicht, nachdem ber 
BZolltarif in Kraft getreten ift, fondern vorher, damit wir nicht in eine fo un: 
fichere Page kommen. Alſo, dieſer Artikel 5 ift für mich vollftindig unannehm= 
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bar, umd ich follte meinen, daß darüber eigentlib faum eine Meinungs= 
verjchtedenbeit beftehen könnte. 

Man wendet wohl ein, Handelöverträge könnten wir jegt nicht abichließen, 
es jet in allen Yändern eine zu ſtarke Ichußzöllneriihe Strömung. Meine Herren, 
an dieſer Strömung, an der Erhöhung der Zölle in Defterreih z. B., tragen 
wir nach meiner vollen Ueberzeugung einen nicht geringen Theil der Schuld mit. 
Die Schukzöllner in Tefterreih hätten bei weiten nicht jo leichtes Spiel gehabt, 
mit ihren Forderungen durchzudringen, wenn fie nicht auf die große Bewegung 
in Deutichland hätten hinweiſen können. Was Franfreih anlangt, fo bat ſich 
dort jett eime jehr bedeutende Freihandels- Bewegung geltend gemadt. Der 
franzöſiſche Minifter Tirard iſt befanntlic für feine Perfon entichiedener Frei— 
händler, aber wenn Sie auch die Denkſchrift der früheren Regierung zum Ent— 
wurf des Zolltarifs, Die ungefähr jegt vor einem Jahre herausgekommen ift, 
vergleihen, fo finden Sie, daß durdaus ein Fortbauen auf der bisherigen 
Grundlage betont if. Die franzöſiſchen Handelötammern haben fich faft ein— 
ftimmig für die Erneuerung der Handelöverträge ausgeſprochen. Die franzöfifche 
Negierung legt in jener Vorlage die bisherigen Vertrags = Tarife dem künftigen 
allgemeinen Tarif zu Grunde und fie ftellt ausprüdlih in Ausſicht, daß Han— 
delöverträge geſchloſſen, und die Säge des allgemeinen Tarif3 nad Befinden 
noch weiter ermäßigt werden follen. 

Meine Herren! Unter dieſen Umftänden glaube ich doch nicht, daß wir 
von bornberein Darauf verzichten folten, Handelsverträge wieder ab— 
zufhließen, und auf diefe Weije die Bedingungen für eine 
jegensreihe und gedeiblide Entwidelung unſeres Handels 
und unferer Induftrie zu befhaffen. (Xebbafter Beifall links.) 
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Geehrte Berfammlung! 


Ich babe es übernommen, als antifreihändleriſcher Referent die General— 
debatte über den neuen Zolltarif einzuleiten, nicht weil ich mich in meinen prin= 
cipiellen Weberzeugungen nach allen Ceiten von dem VBorredner oder gar von 
meinen freihändleriichen Freunden aus diefem Vereine abfolut unterjcheide, wohl 
aber weil die Bekämpfung des neuen Tarif3 und der ganzen heutigen Wendung 
unferer Handelspolitit, wie fie von den ertremen Freihändlern, von der alten 
Mandhefterichule ausgeht, meinen wilfenihaftlihen Grundanfhauungen, meiner 
hiſtoriſchen Auffaffung der Dinge und meinen focialpolitiihen Barteiprincipien 
widerſpricht. Ich glaube nicht, wie jene Herren, daß jede Staatöintervention in 
vollswirthſchaftlichen Dingen ſchädlich ſei, ich glaube nicht, daß die unbedingt 
freie Concurrenz überall. jegensreih wirke; ich glaube, daß überall, mo ber 
Druck der Concurrenz über ein gewiſſes Maß hinausgeht, er mehr Schaden als 
Segen ftiftet, ich glaube, daß der freie, ganz ungehinderte Intereffentampf oft 
mals nur die Folge hat, den Schwachen auszubeuten und zu vernichten. Und 
wenn ich zugebe, daß es viele volkswirthſchaftliche Schwache, ſeien e8 Individuen, 
Bölter oder Imbuftrien gibt, die beffer zu Grunde geben, als erhalten werben, 
fo ftelle ich mich doch nicht immer, nicht gegenüber allen Schwachen auf dieſen 
Standpunkt; ic verlange Schug des Urbeiterd gegenüber dem übermädhtigen 
Capital, aber ich verlange auch Schuß einer an ſich lebensfähigen, aber im 
Moment hart bevrängten nationalen Induſtrie gegenüber ausländijcher Ueber: 
macht. Sch gebe unferem großen Juriſten Ihering Recht, wenn er die abjolute 
Vreihandelstheorie verjpottend jagt: daß die Wölfe nach Freiheit rufen, iſt jelbfts 
verftändlich, wenn e8 aber aud die Schafe thun, jo zeigen fie eben nur, daß 
fie Schafe find. 

Doch bin ich weit entfernt, für jede England an Wohlftand und Induſtrie— 
Entwidelung nachſtehende Land ein ftrenge® Schutzzollſyſtem zu fordern. Schutz— 
und Freihandel find für mich gar feine principiellen Fragen, ſondern unter: 
geordnete Mittel der ſtaatlichen oder vollswirthſchaftlichen Therapie oder Diätetif, 
die man für Länder von der Gultur Deutjchlands nur in maßvollen Dofen, 
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aber abwechielungsweife je nad) dem Befinden empfiehlt und anmendet, wie der 
Arzt heute ein Laxans und morgen ein reftringivendes Mittel, heute ein blut— 
verbüinnendes, morgen ein blutbilvendes und verftärfendes Mittel gibt. Den 
Arzt, der fagte: ich gebe aus Princip allen Menden Restringentia oder 
Laxantia, würde man für halb verrüdt anfehen, — auf diefem Standpunkt 
ftehen aber die principiellen Freihändler, wie die extremen Schugzöllner, ja viele, 
die Das eigentlich nicht find, aber ohne das Detail im Einzelnen ganz zu über- 
jehen, doch unbemußt der einen oder andern Fahne folgen. Beide Seiten glau= 
ben Den, der 1860 für eine freihändlerische Neform war und heute für eine 
ſchutzzöllneriſche Reform iſt, mitleidsvoll als einen charakterſchwachen, principlofen 
Menſchen anſehen zu dürfen. Als ob es einen Arzt charaktervoll machte, wenn 
er ſtets das gleiche Heilmittel vorſchreibt. 

Am gerechteſten und unbefangenſten wird, wie mir ſcheint, auch auf dieſem 
Gebiete das Urtheil, wenn man den Blick von der erregten Gegenwart und ihren 
dogmatiſchen Schlagwörtern abwendet und ſchlicht und einfach die Geſchichte um 
ihre Lehren befragt. 

Dem unbefangenen Blicke treten hier zwei Entwickelungs-Reihen entgegen: 
ſcheinbar feindlihe Brüder, ın Wahrheit einander nothwendig bedingend. Von 
den älteften Bölfer: und Stammes = Beziehungen bis herab zur Gegenwart mit 
ihrem internationalen Recht und ihren Meiftbegünftigungs = Claufeln ſcheint e8 
eine unumterbrochene Kette des Fortſchritts, daß man erft den fremden nicht 
mehr tobt ſchlägt, dann ihn nicht mehr zum Sclaven macht, dann ihn erft zu 
ſchlechterem Recht im Verlkehr zuläßt, aber friedlich mit ihm zu taufchen beginnt 
und zulegt ihm und feine Waaren nah allen Seiten als gleichberechtigt aner- 
fennt: das ift die eine Seite der volkswirthſchaftlichen Gejchichte, Die der be- 
wundernde Freihändler allein kennt. Aber daneben fteht die andere Seite, die 
er immer wieder überſieht, fteht die ebenfo fichere Thatſache, daß biefer Fort— 
ſchritt ſich nur vollzogen bat durch zahllofe Kämpfe hindurch, in denen nur die 
Stämme, die Völker, die Nationen obenanfamen, die auch auf volkswirthſchaft- 
lichem Gebiete ſich al3 eine folidarifche Einheit nad Außen fühlten, fih auch 
auf diefem Gebiete durch einen zähen, energiichen, unerbittlichen, nationalen 
Egoismus leiten ließen. Die Phönifer und Egypter, die Griechen und die 
italienischen Handelsſtaaten des Mittelalter8 haben fo gehandelt, fie waren zäbe, 
verfchlagene, conlequente Schugzöllner und Mercantiliften, wie e8 die ſämmtlichen 
großen Nationalftaaten Europas vom 16. bis in® 19. Jahrhundert waren, wie 
ed die Amerikaner und englifchen Coloniften jett wieder find. Alle haben die 
Benactheiligung der fremden Perfonen und Händler, wie der fremden Waaren 
al8 ein Kampfmittel gegen andere Völker, gegen ſchwächere und ſtärkere gebraucht ; 
fie haben e8 oft mißbraucht; fie haben, wenn fie es zu einfeitig brauchten, zu 
jehr die fremde Goncurrenz abſchloſſen, fich felbft damit gefchadet, unter Um: 
ftänden fi fogar zu Grunde gerichtet, — wie die Venetianer und die Spanier. 
Aber zugleich jehen wir, daß die Völfer und Staaten, je größer und mächtiger 
fie wurden, deſto mehr zeitweife des Abſchluſſes im fich, der ſchroffen Haltung 
auch in bandelspolitiicher Beziehung nad Außen bedurften. Jedenfalls zeigt 
und das freihändleriiche Volk der Briten noch heute ein ſolches Uebermaß des 
eiferlüchtigen, nationalwirtbihaftlihen Egoismus, daß wir Deutfche wie welt: 
bürgerlich unpraltiſche Schwärmer daneben ftehen. 
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Der fichere, der wahre Fortichritt war jederzeit Da, mo man es verftand, 
im rechten Moment und an der rechten Stelle freihändlerijh und dann wieder 
ſchutzzöllneriſch zu fein, wo man möglichft wenig dieſe zwei gleich naturnoth- 
wendigen Strebungen zu einem Alles beherrſchenden, unerbittlihen Syftem aufs 
baujchte, wo man fich bewußt blieb, daß der Fortfchritt im Handel und in ber 
internationalen Theilung der Arbeit ebenfo nothwendig fei, al® der nationale 
Zufammenjchluß der Volkswirthſchaft, die nationale Theilung der Arbeit und 
der nationale Egoismus, die geſchickte Benugung jedes berechtigten Mitteld im 
großen Kampfe der wirthichaftlicen Interefien der Völker. 

Daher jehen wir bei den Engländern, den Franzoſen, den Nordamerifanern, 
vor Allem aber im Zollverein jelbit, den zeitweilen Wechſel der Zollſyſteme, 
jedesmal von den Doctrinären und der entgegengefegten Interefien » Gruppe aufs 
Zieffte beklagt, in Wahrheit aber — wenigftend wo der Wechlel im rechten 
Moment und im rechten Maß eintrat — fegensvoll wirkend. 

Gewiß fann dev Wechſel zu oft und zu jchroff erfolgen, wie und das Die 
nordamerikaniiche Tarifgelchichte zeigt. „Aber beweiſt die Thatiache, daß heute 
in jo vielen europäifchen Staaten fich liberale und confervative Minifterten zu 
oft und zu jchroff ablöjen, etwas gegen den Sag, daß ein folder Wechſel für 
die Regierung eines freien Volkes heilfam und nothwendig ſei? Sehen wir nicht 
auf allen ſocialen und politiichen Gebieten einen ähnlichen Wechſel der herr— 
ſchenden Strömungen, auf dem kirchlichen und militärijhen Gebiet, auf dem 
Gebiet der Schule, der Selbftverwaltung, des Beamtenweſens, und iſt all das 
nicht die nothwendige Folge davon, daß überall gleichberechtigte Intereſſen, ent— 
gegengeſetzte und doch nothwendig zufammen gehörige Pole derjelben Achſe nach— 
einander die Führung übernehmen müfjen, daß nur aus der geiftigen Reibung 
zwei fich befämpfender, abwechslungsweiſe die öffentliche Meinung für fich ges 
winnender Ideenkreiſe die richtige Lenkung des Staatsſchiffes oder des volks— 
wirthſchaftlichen Schiffes durch ganz verſchiedene Zeiten und Sachlagen hindurch 
hervorgehen kann? Liegt dieſer Wechſel nicht im innerſten pſychologiſchen Weſen 
des menſchlichen Denkens und Fühlens und beweiſt es nicht eine nahezu kindliche 
jeder Geſchichtslenntniß baare Naivetät, bei irgend einem liberalen oder conſer— 
vativen, freihändleriſchen oder ſchutzzöllneriſchen Sieg ſich einzubilden, jetzt ſei 
die letzte Entſcheidung nach dieſer Seite hin gefallen, niemals mehr werde eine 
Umkehr erfolgen, keine künftige Regierung oder Volksvertretung werde oder dürfe 
von dieſer Linie mehr abweichen. 

Warum aber iſt ein ſolcher Wechſel ſpeciell auf dem Gebiete der Handels— 
politit nöthig, warum bat er fich ‚überall mit gleicher Conjequenz wiederholt, 
bet den Bölfern mit im Ganzen ftrengerem, wie bei denen mit liberalerem Tarif? 
Die Antwort ift einfah: die Bolfswirtbichaft unferer heutigen Eulturftaaten 
arbeitet für zwei Märkte, für den innern und den äufern; fie ruht auf zwei 
Spftemen der Arbeitötbeilung, dem Syftem der nationalen Arbeitstheilung und 
dem der internationalen ; fie hat zwei Aufgaben: für die Gegenwart im Moment 
möglihft billig und gut das Bolt mit den Waaren zu verforgen, Die es braucht, 
und daneben für die Zufunft die volkswirthſchaftliche Organiſation möglichft 
vollendet und harmoniſch einzurichten, productive Kräfte zu erziehen, die technischen 
und fonftigen Eigenfchaften der Unternehmer und Arbeiter auf ein höheres Niveau 
zu erheben, wenn auch dadurch zeitweife einzelne Producte vertheuert werben. 
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Diefe Ziele laſſen fich nicht jederzeit zufammen erreihen; man muß zeit- 
weile mehr auf das Eine verzichten, wenn man auf das Andere den größeren 
Werth legt; man muß yeitweile die auswärtige Concurrenz verftärten, zeitweife 
aber auch wieder etwas mehr abhalten.“ Man muß zeitweife fi) den andern 
Staaten und Bollswirthichaften auf dem Boden der Rechtsgleichheit nähern, zeit- 
weile aber auch alle verfügbaren Machtmittel benugen, um auf einer Arena, 
die ftet8 am Kampfplat bleibt, nicht niedergemorfen zu werden, jondern den 
höchſt möglichen egoiftiichen Vortheil für die eigene Nation zu erringen. 

Tie ganze Gefchichte des preufifchen und Zollvereinstarifs ift nur eine 
uftration diefer Wahrbeit. Die BVorftellung, als ob Preußen jederzeit im 
19. Jahrhundert freihändleriſch geweſen oder dem Freihandel zugeftrebt babe, 
ift nur eine fable convenue der Freihandelspartei. 

Und umgefehrt ift auch Das altpreußiiche Zollfuftem des vorigen Jahr— 
hunderts nicht ohne durch nothmwendige Zeitverhältniffe bedingte Wandlungen im 
freihändleriichen Sinne gemejen. Seine erfte jchroffe Ausbildung empfing es in 
den jchlechten für die brandenburgifchpreußifche Induſtrie im Ganzen jo harten 
Jahren 1700— 1718; e8 wurde aber bald wieder etwas ermäßigt, wenigſtens 
Sachſen gegenüber durch den fächliichpreußiichen Handelövertrag von 1729; es 
geichah dies, ſobald durd die Mafregeln Friedrich Wilhelm I. 1718—29 ein 

ewiſſer Aufichwung gefichert war. Friedrich der Große bildete ed dann immer 

härfer, ja über das berechtigte Maß hinaus aus, aber nicht, ohne im Ganzen 
erfreuliche Refultate für die preußiſche Induftrie zu erzielen. Nach feinem Tode 
ſchon trat ein Rückſchlag ein; eine freiere Auffaffung jchuf fi) Bahn; ver 
Setreivehandel wurde feiner Feſſeln entledigt, eine Anzahl Monopole wurden 
abgeihafft; die beveutende Zunahme des Wohlitandes bi8 1806 Hin erfolgte 
unter diefem etwas gemilderten, in Bezug auf die Induftrie aber immer noch 
ſchroffen Schutzzollſyſtem. 

Das preußiſche Schutzzollſyſtem von 1818, eine Frucht der neuen liberalen 
Ad. Smith'ſchen Ideen, war gegenüber dem altpreußiſchen Syſteme ein vollſtän— 
diger Wechſel, gegenüber der 1814 —18 jo übermächtig eindringenden engliſchen 
Coneurrenz doch eine Rückkehr zum Schutze. Bergwerkserzeugniſſe ſollten durch⸗ 
ſchnittlich 20, Fabrik- und Manufacturwaaren 10 Proc. Zoll zahlen. Die 
Zölle ſollen, ſagt das Geſetz, dem inländiſchen Gewerbfleiß einen anſehnlichen 
Vorſprung gewähren. 

Und nun folgen von 1818 bis zur Gegenwart vier ganz klar geſchiedene 


chen: 
1818—33 nimmt die ſchutzzöllneriſche Strömung zu, 
1833 —42 umgekehrt die freihändleriſche, die Richtung auf Zollermäßigung, 
1842—55 ſiegt wieder umgekehrt die ſchutzzöllneriſche, 
1860 — 73 alle der Freihandel in Theorie und Praris ziemlid unum= 
chränkt; 
jetzt ſtehen wir wieder vor dem Umſetzen in die entgegengeſetzte Windſtrömung. 
Iſt das Zufall? gibt es auf ſolchen Gebieten einen Zufall? Iſt das auf 
einzelne Perſönlichkeiten, auf die Anſichten einzelner Miniſter zurüchzuführen? 
Sind es nicht jedesmal innere nothwendige Urſachen, die den Wechſel bedingen? 
Bon 1818—33 war es der Drud der wirthſchaftlichen Noth der zur 
Erhöhung einer Reihe von Zöllen führte: fo wurden Zölle für Eifenwaaren, 
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Baummoll- und Wollgarn, wie für Gewebe, Seidewaaren, Tapeten, Borcellan, feine 
Yedermaaren, für Getreide, Vieh, Hopfen u. j. w. erhöht. 

Als 1833, auf das Undringen Sachſens und Süddeutſchlands, einige 
wichtige Zölle (auf Woll- und Baumwollwaaren, Südfrüchte, Gewürze, Kupfer, 
Blei x.) ermäßigt wurden, geihah es, wie der von den Freihändlern fpäter so 
gefeierte alte Kühne fagte, nicht ohne ernfie Sorge von preußiſcher Seite. 

Der glänzende Aufſchwung der Zollvereins- und beſonders der preußiſchen 
Induſtrie in den 30er Jahren machte aber die preußiſche Regierung mir Recht 
fühner ; man wagte wenigftens einige Zölle berabzujegen. Und als in ven 
40er Jahren ein voltswirthihaftlicher Notbitand begann, ähnlich unſerm 
heutigen, da war es zuerft Die preußiiche Regierung oder mwenigftend das preußiſche 
Vinanzminifterium, die den ſüddeutſchen Schußzollforderungen Widerftand Leifteten. 
Freilich nicht allzulang; der preußiiche Handelsminiſter, der Handelsrath, vie 
andern Minifter, der König waren von Mitte der 40er Yahre bis Anfang 
oder Mitte der 50er Jahre ſchutzzöllneriſchh. Der Twiſt und der Roheiſenzoll 
wurden erhöht, vefp. eingeführt, ebenjo der Zoll auf leinenes Maſchinengarn; 
eine Reihe der wichtigften andern Producte wurden erhöht. Noch 1850 Drang 
Preußen energiich auf Erhöhung der Baummollmaarenzölle; nur der heute noch 
unaufgeklärte Widerſpruch Braunfchweigs hemmte den Beichluf. 

Damals wie heute, hatte fih nad den englifch = amerifanifchen Krijen von 
1836, 1837, 1839, 1841 2c. die engliſche Goncurrenz mit ſolcher Uebermacht 
auf Deutichland geworfen, daß die Majorıtät der öffentlichen Meinung diejen 
Wandel forderte. Und er bat unzweifelhaft günftig gewirkt. Eine Reihe der 
1840—45 ſchwer bedrängten Induſtrien erholte fi unter dem Schuge, blühte 
auf, erzog befjere Arbeiter, jammelte Capitale. Und als in den 50er Jahren 
das amerifaniiche Gold und der amerikanische Markt eine unerbörte Blüthe der 
meiſten europäiſchen Induftrien erzeugte, nahm Deutichland den vollften Antheil 
an bdiefer Bewegung. Seine wichtigften Erportinduftrien zeigen procentual 
1850—60 unter dem alten Zarıf eine viel größere Zunahme des Exports ale 
1860— 70 unter der Herrichaft des liberalen Tarifs. 

Freilich nicht, weil 1856—60 noch höhere Schutzzölle exiſtirten, nahm der 
Erport jo zu, ſondern weil damals eine wahre Revolution des Welthandels ſich 
voll30g, weil der amerifanifche Tarif noch ein freihändleriſcher war, weil England 
mit feiner ganzen Exportkraft fi damals nach Amerifa, nad Anftralien, nad 
den Golonien warf, und jo Deutichland und die andern Gontinentalftaaten 
Gelegenheit fanden, in die Püden zu treten, die England da und dort offen lieh. 

Und eben deömegen betrieb Preußen mit Recht feit Mitte der fünfziger 
Jahre eine freihändleriſche Tarifreform im Zollverein: die Zeiten der Hauſſe, 
des zumehmenden Erportö, der Neueröffnung von überjeeiichen Märkten find die 
natürlichen Freihandelsepochen, wie umgefehrt die Zeiten der auswärtigen Ablag- 
ftodung, der Depreifion, der Kriſis naturgemäß zum Schußzoll drängen, obwohl 
der Schußzoll für ſich natürlich die Kriſis nicht heilen kann. 

Der franzöfiihe Handeldvertrag von 1862 war in feinem Princip durchaus 
berechtigt und heilfam, wenn auch manche feiner einzelnen Tariffäge fehlgriffen, fehl= 
greifen mußten; denn fie waren ohne jede Enquete, ohne jede Rückſprache mit irgend 
einer Handelöfammer, ja faft ohne Rückſprache mit einer andern deutichen Regierung 
von einem paar preußiſchen, wenn auch noch fo tüchtigen, jo doch nicht allwifjenden 
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Beamten Frankreich zugeftanden, nicht bloß um raſch an der Wohlthat theilzunehmen, 
die in der leichten Zugänglichkeit des franzöftichen Marktes lag, fondern vor Allen, 
um das Zollbündnig und die 1853 Defterreich verfprochene Zolleinigung für immer 
unmöglich zu machen. Die Löſung der deutſchen Frage hätte 1862 aud ein noch 
größeres Dpfer gefordert. Seine Rechtfertigung erhält er vor Allem dadurch, 
daß es ein eminent preußiich-politifches und damit deutich:nationale® Meifterftücd 
war, das feinen Urhebern deshalb immer den Dank der Nachwelt jichern wird. 

Mochte die Zollreduction an einzelnen Stellen über das rechte Maß binaus- 
gehen, mochte man von Frantreih nicht allzuviel Gegengaben berausgeichlagen 
haben, das hatte bei der damaligen Lage Des internationalen Handels ziemlich 
wenig zu jagen. Im Ganzen beförberte dieſer, wie Die andern Handelöverträge 
die internationale Theilung der Arbeit, und das ift immer zeitweife nothwendig 
und heilſam; fie verbilligten viele Waaren, hoben die Induftrien, in denen wir 
und am meiften auszeichnen, belebten unferen Handel und unfere Rhederei. 
Aber eine foldhe Bewegung geht dann über ihr Maß hinaus, wenn die Export- 
induftrien zu ehr wachſen auf Koften einer gefunden nationalen Arbeitstheilung, 
wenn die Exportinduftrien wachſen, ohne neue, dauernd gejicherte Märkte zu 
finden. Die Aera der Handelöverträge mit ihrer Clauſel der meiftbegünftigten 
Nation war jo lange eine fegensvolle, als fie und neben ver etwas verſchärften 
Concurrenz im Inland die Eröffnung neuer Märkte brachte. Bon dem Moment, 
da fie und Das nicht mehr brachte, da mir im blinden Bertrauen, in blauer 
Hoffnung, die anderen Bölfer fümen ſchon nad, unjeren Tarif immer weiter 
einjeitig berabjegten — von dem Moment an haben wir vom Standpunkt des 
nationalen Egoismus aus gefehlt. Darüber konnte man ſich während der 
Schwindeljahre bis gegen 1874 bin täufchen, die Profperität fchien jo allgemein, 
der Export und die heimifche Induftrie wuchs trogdem, daß wir nirgends mehr 
uns Gonceifionen in fremden Zolltarifen herausſchlugen, trogdem daß einzelne 
Nationen ſchon ein weſentlich veränderted Zollſyſtem adoptirt hatten. Als aber 
der Rüdichlag eintrat, mußte e8 ſich raſch und in wachſender Progreifion zeigen, 
daß wir gefehlt. 

‚Unfere Yage ift jetst wieder eine ähnliche, wie in den 40er Jahren. Die 
ganze Uebermacht der engliſchen Goncurrenz, aus Amerika, aus den eigenen 
Colonien verdrängt, in allen europäifhen Staaten viel ungünftiger behandelt 
als bei uns, wirft fih in erfter Pine auf den deutſchen Markt. Keine der 
Nationen, mit denen wir concurriren, mit denen wir uns in die verfchtedenen 
Induftrien theilen fünnten, will unſerer Exportinduftrie noch irgend eine Con— 
ceffion machen. Wir haben ja auch Nichts mehr zu bieten. Wir haben vor: 
eilig mit dem alten Syfteme der Handelöverträge abgewirtbichaftet. Exit auf 
Grund einet veformirten Tarifs, der und einigermaßen wieder in gleihe Yage, 
wie die anderen europäiſchen Gontinentalftaaten- bringt, können wir wieder aufs 
Neue beginnen, Handelöverträge zu ſchließen. 

Gewiß müſſen wir juchen, den allgemeinen Zolltrieg, der jet in Ausficht 
ftebt, jo kurz, jo maßvoll als möglich zu machen. Aber wir müfjen uns für 
ihn rüften. Und deshalb Halte ih aud für und den Kampfzollparagrapben, 
den Defterreih und andere Staaten bereits haben, in irgend weldyer Form für 
nöthig. Wir mögen ihn anders faflen, wir mögen die Competenz des Bunbes- 
raths in diefem Punkt anders fallen, als in der Vorlage (3.3. feine Beſchlüſſe 
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an die nachträgliche Genehmigung des Reichstags knüpfen). Aber irgend eine 
geſetzliche Beftimmung diefer Art ift nöthig. Wir begeben uns des wid 
tigften Machtmitteld in dem internationalen Handelsfampfe, wenn wir und ruhig 
alle Thüren vor der Nafe zufchlagen laſſen, felbft aber alle Thüren bei uns offen 
laſſen und zugleich feierlich erklären, wir werden unferer Regierung nie geftatten, 
aud Den, der und noch jo ſchlecht behandelt, zur Thüre hinauszumwerfen. Durch 
eine ſolche Handel3politit werden wir im gegenwärtigen Moment die anderen 
Staaten förmlich herausfordern uns ſchlecht zu behandeln. 

Daß ein etwas in ſchutzzöllneriſchem Sinne erhöhter Tarif mit der Ausficht 
auf Kampfzölle feine bedeutenden Schattenfeiten hat — beſonders nach gewifjen 
Seiten bin, das iſt nicht zu leugnen. Es iſt eine faljche Tactik, ſich und den 
Gegner darüber täufcen zu wollen. Van wird für Ddiefe Schattenfeiten nur 
eintreten können, wenn man fie unter zweit Uebeln, von denen man eines noth— 
wendig tragen muß, für das fleinere hält. 

Laſſen Ste mid auf diefe Schattenfeiten, die den Kern der Vorwürfe gegen 
den neuen Tarif bilden, noch mit ein paar Worten eingehen. 

1) Eine Bertheuerung mander Waaren wird eintreten, heißt e8; gewiß wird 
fie in manden Fällen eintreten, wenn aud in vielen nicht in dem Maße, als 
die Freihändler verjichern. Das Mufter einer abftracten, von der Wirklichkeit 
fi weit entfernenden oberflächlichen Deduction in diefer Beziehung ift das erfte 
Heft der freihändleriichen Blätter bezüglich der Kornzölle. Aber zugegeben, das 
Eijen, Die Geſpinnſte ꝛc. werben etwas theurer; ſoweit daburd der Durdfuhr: 
handel und unjere Erportinduftrien betroffen werden, kann durch Rücvergütungen, 
Durch den international geregelten Beredlungsverkehr und andere Mafjregeln ges 
bolfen werden. Dann dürfen wir nicht vergeflen, daß heute faft alle Breife, 
um die es ſich handelt, fo tief ftehen, daß die Vertheuerung durch den Zoll 
faum in Betracht fommt. Endlich aber halte ich die momentane Bertheuerung 
und die daran fich ſchließende mögliche Einichränfung des Confums für nicht jo 
entjcheidend, wenn daneben durch dieſelben Mafregeln der Unternehmungsgeift 
belebt, die inländijche Arbeitstheilung und Capitalbildung befördert, die Arbeiter= 
geichilichkeit geboben wird. Ich verzichte dabei auf einen Fleinen Gewinn, auf 
einen gewiſſen Confum in der Gegenwart, in der Hoffnung auf einen großen 
Gewinn in der Zukunft. Wie oft haben vie Freihändler früher geklagt, daß 
unſer Schugzolliyftem den Zuder vertheuere; er that e8 momentan; aber daneben 
gibt jegt jeder Unbefangene zu, daß ohme die 30—40 Jahre dauernden euro: 
päiſchen Zuckerſchutzzölle weder die Zudertechnif fi jo ausgebildet, noch die 
Preife heute jo nieder, der Confum fo groß wären, als fie wirklich find. 

2) wirft man ein: Unfere Erportinduftrie und unfer Handel werden leiden. 
Gewiß werden fie das an einzelnen Punkten thun. Aber auch diefer Einwurf 
wird jehr übertrieben und es wird vielfach überſehen, durch welche Mittel diejer 
Schädigung enigegengewirft werden kann. Dann möchte ich fagen, daß unlere 
Erporthancen überhaupt gegenwärtig jehr ſchlechte find, gute erft werden auf 
Grund von Handelöverträgen, denen ein deuticher autonomer Tarif voraus— 
gehen muß. Ich möchte daran erinnern, daß man”in den Iegten 20 Jahren 
vielleicht zu ſehr die Erportinduftrien immer allein von Seiten der Regierung 
im Auge gehabt bat, daß eine einfeitige Entwidlung der Erportinduftrien ihre 
Schattenjeiten hat, daß fie einzelnen großen Häufern die größten Gewinne, aber 
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den Arbeitern die ungleichmäßigſte Beſchäftigung, den ungleihmäßigften Lohn 
bringt, damit die fociale Unzufriedenheit und die Härte der Kriſen am meiften 
fteigert. Dann aber hängt unfer Erport nicht jo ausichlieglih von unferen 
Zöllen und von unferem Import ab, wie die Freihändler verfibern. Die von 
J. St. Mill aufgeftellte Theorie der internationalen Werthe, von der auch 
Roſcher zugibt, daß fie einen Theil der merkantiliftifchen Argumente wieder voll- 
ftändig rehabilitiven, ftellt mit Recht die Frage in den Mittelpunft der Be- 
tradhtung, wie nothwendig die eine Nation die Producte der anderen brauchte. 
Je mehr wir nur Robproducte oder nur ordinäre Waaren ausführen, deſto 
geringer ift an fi der Gewinn, den wir machen, defto mehr fällt der Löwen— 
antheil des Gewinnes auf die mit und tauſchenden Nationen, defto Leichter lann 
man uns entbehren, defto leichter verlieren wir unferen Erport. Je mehr wir 
aber hochfeine, geſchmachvolle, technijch vollendete Waaren ausführen, deito mehr 
braudt man uns, deſto fidherer bleibt und auch troß einiger Zollerhöhungen 
unjer Erport. Unfer bisheriger Tarif aber nöthigte und im Ganzen zu ordinärer, 
Ichlechter, billiger Production, zu einer Ausfuhr von Rohproducten, furz zu einer 
Stellung im Welthandel, die unferer Technik, unjeren Berbältnifien der 30er und 
40er Jahre entſprach, Die unferer aber heute nicht mehr würdig if. Wir müſſen 
die Devife „billig und ſchlecht“ aufgeben, zu hoher Technik, zu geſchmackvollen 
Formen, zu feineren Producten, zur Ausfuhr verarbeiteter Producte übergeben 
und dazu wird und ein vorübergehender Schutzolltarif mit rationelleren Zoll— 
lägen helfen. Auch Amerita bat trog ſeines Schutzzolltarifs ſeinen Export ge= 
fteigert; Frankreich bat troß feiner höheren Zölle feinen Geſammthandel von 
1850—79 nit minder als Deutichland entwidelt. 

3) beit es: der Schugzoll wird nur Einzelnen, denen die am meiſten 
Spectafel in der Deffentlichfeit gemacht haben, zufommen. Ich beflage das 
auch, mande Agitationen diefer Art gehen auch nad meinem Geichmad über 
das berechtigte Maß der Intereflenvertrerung hinaus. Aber daß folde Aus- 
Ichreitungen vorfommen, liegt in der Natur der öffentlichen Discuffion, der 
Preßfreiheit, des onftitutionalismus, wie die Thatſache, Daß jede ftaatliche 
Maßregel zunächſt einzelnen mehr nützt, ald andern, in der Natur menfchlicher 
Dinge und Einrichtungen, überhaupt in der Natur unſeres heutigen pofitiven 
Rechts, der ftaatlihen Mittel, über Die wir verfügen, Liegt. Auch bei andern 
ftaatlihen Maßnahmen fehen wır dafjelbe: bat etwa das Actiengefeg von 
1870 allen 40 Millionen Deutichen gleich viel genügt? haben zu feinem Er— 
laß nicht auch mächtige Intereffen mitgewirkt? hat die Coalitionsfreiheit 
allen Arbeitern glei viel Mugen gebracht? Giebt es überhaupt große Be: 
wegungen in der Bolitit, ohne daß das Triebrad der Intereſſen dahinter fteht ? 
die Forderung, daß eine ftaatlihe Mafregel einzelnen nicht mehr nüte, als 
andern, ſchießt über das Ziel weit hinaus, fie läßt alle Mafftäbe der Gerech— 
tigkeit, mit denen wir ſonſt heute arbeiten, in einem utopiihen Jearusflug Binter 
fih. Die richtig geftellte Frage ift nur die, ob die Nation als folde ein In— 
tereſſe dabei hat, daß gewiſſe Induftrien, denen nicht allein, aber in erfter Linie 
der höhere Zoll zu gute fommt, fich heben, wieder mehr Arbeiter befchäftigen. 
Und das glaube ih im Ganzen mit ja beantworten zu können. 

4) wird eingewandt, Schugzölle fünnen unferer Krifis nicht abhelfen ; ibre 
Urfache jei eine Ueberproduction auf dem eigenen Markte, höchſtens neue Abfag- 
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wege nadı Außen könnten uns helfen. Das ift theilweiſe ganz richtig. Wenn 
1870— 72 in Deutichland jährlihd 2000 Locomotiven beftellt wurden und jeßt 
nur 250, in den nädten Jahren Beitellungen von 5—600 erwartet werden, 
jo kann natürlich fein Schugzoll ver Welt bewirken, daß die Anftalten, die 1872 
2000 Locomotiven bauten, wieder voll mit dem Locomotivenbau beichäftigt 
werden. Wo eine wirkliche Leberproduction ift, muß fie eingefchränkt oder 
müſſen neue Märkte gewonnen werden. Aber wenn von den jet jährlich ein= 
geführten 3—400,000 Etr. Baummoll-Garnen, den 9—10 Mill. Etr. Rob: 
eifen, der 1 Mill. Etr. Eifenbahnichienen, den 600,000 Etr. Mafchinen u. ſ. w. 
nur fleine Theile weniger eingehen, jo wird das doch ſchon einen belebenden 
Einfluß auf die gefammte nationale Production ausüben. Und ich Ichäge Dabei 
aud das bloß pſychologiſche Moment nicht gering. Unſere Krifis ift jo ſchlimm, 
weil fie überichägt wird. Handel und Induſtrie ftoden, zahlloſe Arbeiter find 
unbeichäftigt, unfere ArmenbudgetS wachſen unnatürlih an, obwohl unjere Banken 
von unbeichäftigtem Capital überwoll find. Je länger das dauert, deſto ficherer 
gehen wir nad langer Stodung Ipäter wieder einer Weberjpeculation entgegen. 
Und das verhindern wir, wenn wir Durch Annahme eines reformirten Tarifs dieſer 
piychologiichen Ueberihägung der Kriſis, diefer weit übertriebenen Lähmung ent: 
gegenwirfen: es iſt ficher, daß feine Annahme fofort nach vielen Seiten die 
induftrielle Thätigkeit heben wird. 

Laſſen Sie mich zulegt neben diefen Einwendungen des ſocialpolitiſchen 
Vortheils gedenken, den ein reformirter Zolltarif haben wird. Die Durchführung 
unjerer Fabrifgefeggebung und ihre fuccefjive Verbeſſerung iſt bei vollftändigem 
Freihandel unmöglich; der abjolute Freihandel nöthigt zum äußerſten Lohndrücken, 
zur Speculation auf Hungerlöhne. Die vollftändig ungehinderte Zulaſſung der 
böhmishen Concurrenz wird in Sclefien und Sachſen immer wieder die Yöhne 
werfen. Auch die Yaft der Wehrpflicht, die man anderwärtd nicht oder in 
geringerem Grade bat, drüdt auf einzelne Imduftrien, d. h. die Fähigkeit ihrer 
Arbeiter, die Stetigfeit der Beichäftiaung ſehr. Die belgiſchen Streidgarn- 
Ipinnereien, die franzöſiſche Olasinduftrie, fie haben ihren Hanptvorjprung in 
der unbarmberzigen Kinderausbeutung. Weichen wir aljo den Fabrifanten die 
Hand, geben wir ihmen einige Cchußzölle, aber erwarten wir von ihnen dann 
auch eine andere Stellung in der focialen Frage, eine viel weitergehende Fürforge 
für ihre Arbeiter, eine emfigere Thätigkeit für die Hebung berjelben. 

So komme ich zu der Refolution, die ich der Verfammlung zur Annahme 
empfehle: 

„In Anbetracht, daß die Bemühung um Handelöverträge, die der beut- 
ſchen Induftrie neue Märkte erfehliefien, im Augenblide bei der gegenwärtigen 
bandelöpolitiichen Weltlage, ausfichtslos ıft, 

in Anbetracht, dag in ſämmtlichen Culturftaaten mit Ausnahme von 
England eine Erhöhung der Zölle entweder ſchon ftattgefunden hat oder in 
Ausſicht ftebt, 

in Anbetracht endlich, daß die Erhöhung einer Anzahl finanziell wichtiger 
Zölle doc jedenfalls nöthig ift, um die Finanzen des Reiches auf jelbftändige 
Grundlage zu ftellen, 

— erklärt fih der Verein für Socialpolitit für eine maßvolle Zarifreform in 
finangpolitiihem und ſchutzzöllneriſchem Sinne und für eine Ermächtigung, Die 


28 ®. Schmoller. Correferat. 


Zollfäge gegenüber den die deutichen Waaren beſonders benachtheiligenden Staaten 
noch um einen gewiffen Betrag zu erhöhen.“ 

Ich betone dabei das Wort „maßvoll“, weil mir in dem vom Bundes— 
rath vorgejhlagenen Tarif, To fehr ich anerkenne, daß er nach manchen Seiten 
als maßvoll bezeichnet werden fann, doch einzelne Säte zu weit geben, andere 
zweifelhaft find. Dann aber vor Allem, weil ich einen zu weit gehenden Sieg 
der Schutzollpartet nach allen Seiten für ſchädlich halte. Wie die Wendung der 
vierziger Jahre uns nicht etwa ein franzöſiſches oder ruſſiſches Zuliyften brachte, 
jo darf e8 auch die heutige nit. Und würde dieje übermäßige Wendung kom— 
men, jo wäre fie nit 2—3 Jahre von Beſtand. Nur ein mafvoller Schutz- 
zollfieg garantirt uns die 1879 eingeführten Zolfäge für eine Anzahl Jahre. 
Und eine Anzahl von Jahren wenigftend müfjen wir fie haben. Nur wenn 
wir fie für eine gewiſſe Zeit fefthalten, erreichen wir durch fie oder mit ihnen 
ein Syſtem internationaler Abmahungen, Verträge, internationaler Zolleinigungen, 
wobei wirkliche Gegenſeitigkeit berricht, eine internationale Fabrifgeleggebung 
entfteht, und dauernd fremde Märkte gefichert werben. 

Und nun laſſen Sıe mich mit einer perfönlihen Bemerkung jchliegen. Nur 
ungern, nur gedrängt von meinen Freunden habe ich diejes Referat übernommen ; 
viel lieber wäre ih in der Stille der Studirftube geblieben, als ein Urtheil 
abzugeben in einer Frage, wo ein eracter willenichaftlicher Beweis nicht möglich, 
wo Schägungen und zulegt allgemeine Ideen, Principien, jocialpolitifche und 
hiſtoriſche Glaubensſätze enticheiden. 

Mein Votum, wie ich es hier nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abge— 
geben, bringt mich in Colliſion mit vielen Freunden, ſtellt mich auf die Seite 
von bisherigen Gegnern, von Männern, die ich in den letzten Jahren vielfach 
vom ſocialpolitiſchen Standpunkte glaubte bekämpfen zu müſſen. Aber ſei es 
darum: gerade der Vertreter der Wiſſenſchaft iſt mehr als jeder Andere berufen, 
unbeirrt durch perſönliche Verbindungen, nur feiner Ueberzeugung zu folgen. 
Man mag ihn darım angreifen, feine Befähigung, feine Kenntniffe bezweifeln, 
man mag gegen PBrofefforen- und Studirftubenmweisheit declamiren, das will ich 
alles mit Gleichmuth ertragen; der ehrliche Kampf der Meinungen ift berechtigt. 
Daß ich Profefjor einer deutſchen Hochſchule bin, laſſe ich mir gerne vorwerfen ; 
ih bin ftolz darauf. Nur gegen Eines erhebt fich jede fittliche Faſer in mir, 
gegen Eines proteftire ih im Voraus, gegen jene Art der Charakterverbächtigung, 
wie fie von gewiffer Seite jet mit Vorliebe gegen die Vertreter der Staats» 
wiſſenſchaften auf den Univerfitäten geübt wird. 

Selbft wer ſo kurzſichtig oder jo leidenſchaftlich befangen ift, in jedem 
politifchen oder focialen Gegner einen ſchlechten Charakter, einen Streber, oder 
wie die Ausdrücke heifen, zu fuchen, der follte das wenigftend nicht ausſprechen. 
Jede anftändige Discuffion beruht auf der Vorausſetzung oder, wenn Sie wollen, 
auf der Fiction, einen ehrlichen Loyalen Gegner vor ſich zu haben, den Ueber: 
zeugung und Patriotismus gerade jo leiten, wie man das von ſich ſelbſt glaubt. 

An diefer VBorausfegung, an diefem Gedanken, meine Herren, laſſen Sie 
und heute und immer feithalten. Mag dann die Entfcheidung bier in diefem 
Berein und was wichtiger ift, im Reichstag erfolgen, wie fie will, über aller 
Kluft verichiedener Meinungen können wir und dann immer wieder die Hand 
reichen in der gemeinfamen Yiebe zu unferem großen, ſchönen deutichen Vaterlande, 
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in dem gemeinfamen Glauben an feine Zukunft, in dem gemeinfamen Stolz auf 
das neue deutſche Reich und feine Begründer, — in dem Stolze auch auf feinen 
großen Kanzler, ohne den wir den größten Theil ver Zunahme des Boltswohl- 
ſtands jeit 15 Jahren nicht hätten, ohne den wir heute noch in der Mifere 
des alten deutichen Bundesſtaates ſteckten. 

als ih — 8 ift faft auf den Tag heute 13 Jahre — in dem legten 
Apriltagen des Jahres 1866 mit andern altliberalen Freunden in Halle jene 
Bolksverfammlung berief, die zuerft in ganz Preußen e8 wagte, eine liberale Zu— 
ſtimmungsadreſſe zu der antiöfterreichifchen Politit de damaligen Grafen Bismarck 
zu erlaflen, da ertönte das Zeter- und Verräthergefchrei iiber uns, über die kurz— 
fichtigen Profefforen von allen Seiten. Mit Stolz blide ich heute auf jenen Tag zurüd. 
Aber zugleich bin ich ficher, daß wenn mir Gott das Leben Ichenten follte und 
abermals 13 Jahre verfloffen find, ich mit gleihem Stolz auf mein heutiges 
Votum zurüdbliden werde, idy bin ficher, daß dann auch viele der heutigen 
erbittertften Gegner jagen werden: Bismard hatte 1879 mit dem Beginn einer 
nationalen Handelspolitit Recht, wie er 1862—66 mit feiner das deutſche Reich 
begründenden Politik Recht hatte. (Lebhafter Beifall.) (Es folgt eine kurze Baufe.) 

Präfident: Meine Herren, der Ausſchuß macht Ihnen den Vorſchlag, 
jest nicht in die Generaldiscuffion einzutreten, jondern zur Anhörung der Spe— 
cialreferenten überzugehen. Er ift der Meinung, daß die Aufklärung im Ein— 
zelnen über die verjchiedenen Tarifpofitionen von Nuten für die meitere General- 
discuſſion fein wird, 


Gen.Seer. Bued (Düffeldorf): Ich möchte doch beantragen, daß die Ver— 
ſammlung jest gleich in die Generaldiscuffion eintritt. Ich glaube gerade, daß 
diefelbe weſentlich flärend auf die Specialdiscuffionen wirken wird. 


(Die Berfammlung beſchließt, fofort in die Generaldiscuffion einzutreten. 
— Auf Antrag des Herrn Dannenberg (Hamburg) wirb beſchloſſen, daß, 
abgejehen von den Aeferenten, jeder Redner ohne Ausnahme nur 10 Minuten 
iprechen foll, und zwar foll das ein abfolutes Gebot fein, jo daß die Verſammlung 
feinem Redner die Rededauer verlängern foll. — Die Generaldebatte wird eröffnet.) 


Syndicus Dr. Barth (Bremen): Meine geehrten Herren! Bei ber 
Kürze der Zeit, die den einzelnen Rednern zur Verfügung fteht, werde ich nur 
in bruchftüdartiger Weife auf Das eingehen, was und durch den zweiten Herrn 
Referenten vorgetragen worden ift. Ich folge Dabei der chronologiſchen Keihen- 
folge feiner Gedanten. | 

Er hat in den Vordergrund feiner Ausführungen eine Aeuferung des Pro: 
feſſors Ihering geflellt, wonach es allerdings begreiflich jei, wenn die Wölfe nad 
Freiheit riefen, daß fich aber die Sache ganz anders ftelle, wenn die Schafe ges 
‘ fragt würden, Er bat dabei implicite zu verftehen gegeben, daß unter den 
Wölfen die Freihändler und unter den Schafen die Schutzöllner gemeint feien. 
(Große Heiterkeit. — Widerfprud.) Wenn das nicht der Fall fein follte, dann 
kann ich einen Sinn in dem Ihering'ſchen Ausfprud überhaupt nicht finden. 

Unter allen Umſtänden fteht aber fo viel feft, daß bei Diefer ganzen Be— 
wegung die Schafe, die geihoren werben follen, die Conſumenten find. Dies 
Berfpiel ftimmt nicht blos in Bezug auf das Geſchorenwerden, fondern aud 
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ebenfo gut in Bezug auf die Geduld, mit der die Confumenten ſich dieſes Ge— 
Ichorenwerden gefallen laſſen. 

Ferner ift vom Herrn Profeſſor Schmoller mit großer Emphafe, wenn ich 
mid, fo ausdrüden darf, der nationale Egoismus in den Vordergrund geichober. 
Es ift dies ja eind von den beliebteften Schlagwörtern, welches in der ganzen 
Schutzzollbewegung eine große Rolle ſpielt. Dean ſucht beitändig die Frei— 
bandelöpartei jo hinzuftellen, ald wenn fie eine möglichft utopiftiiche Geſellſchaft 
jet, welde nur KRosmopolitismus triebe und feinen Begriff hätte von dem, was 
der Nation frommt. Meine Herren, die Treihandelspartei hat gerade jo gut 
ihren nationalen Egoismus wie alle Anderen, fie faßt ihn nur anders auf. 
Sie wünſcht nicht, daß der nationale Egoismus in der Weile ausgelegt werde, 
daß der Egoismus einzelner Interefientengruppen als nationaler Egoismus dar- 

eftellt werde, der maßgebend fein müſſe für die ganze Politit der Nation, — 
— fie will einen nationalen Egoismus, der das Geſammtintereſſe 
der Nation vertritt. (Bravo! Links.) 

Sodann ift vom Herrn Prof. Schmoller darauf hingewieſen, daß es fih nur 
um eine maßvolle Schußzollpolitit handeln könne. Er hat e8 dahin geitellt fein 
laſſen, ob er die jegige Zolltarifvorlage als einen Ausfluß diefer makvollen Schuß: 
zollpolitik betrachtet, es Scheint faft jo, al8 ob er das thäte. Dann find aber die Begriffe 
über Das, was maßvoll ift, fehr verfchieden. Ich glaube, daß etwas Maflojeres 
von Schußzollpolitit noch niemals getrieben worden ift, al8 in diefer neuen Vorlage. 

Ich gehe noch einen Schritt weiter, ich behaupte, daß eine Zolltarifvorlage 
noch niemald auf jo ſchwachen Grundlagen aufgebaut worden if. In dieſer 
Beziehung möchte ich Ihnen einige Thatfachen mittheilen, die Site intereffiren 
werben. — nicht weil ich damit- Gebeimniffe offenbare, die nicht Jeder wiſſen 
bürfte, jondern weil e8 fih um Material handelt, was vielleicht nicht Jedem 
von Ihnen zugänglich ift, weil e8 in den verjchiebenartigiten Petitionen zum 
Ausdruck gekommen ift. Um zu charakterifiren, wie refolut man bei der Auf- 
ftellung dieſer Tarifläge vorgegangen ift, will ich ein paar Beifpiele hervorheben. 

Die Schieferbrecher in —— einem kleinen thüringiſchen Ort, gehen von 
dem Geſichtspunkt aus und haben es in einer gedruckten Petition zum Ausdruck 
gebracht, daß es überhaupt verwerflich ſei, wenn aus fremden Ländern, insbeſon— 
dere von Frankreich, auch nur eine Schieferplatte eingeführt würde. Sie haben 
das Unglück, nicht an der Bahn zu liegen und müſſen daher allein bis zur 
nächften Babnftation Stodheim ſchon 70 M an Fracht bezahlen. So kommt 
8, daß fie in Bamberg nicht concurriren fünnen, denn die an der Bahn ges 
legenen Schieferbredher in Trankreih können ab Bingen für 95 4 mit der 
Bahn die Scieferplatten nad) Bamberg befördern, während die Schieferbredyer 
in Yebeften, obgleich näher gelegen, ebenfoviel Transporttoften bezahlen müfjen. 
Sie beflagen fih nun in der energifchften Weile über dies Verhältniß, welches 
fie mit dem Worte Differentialtarif fennzeihnen zu müflen glauben. Dies ift 
auch eins von den Schlagworten, welches immer ertönt. Sie erheben deshalb 
den Anſpruch, daß man ihnen einen namhaften Zol zur Ausgleihung ihres 
Schickſals bewilligen möge. Diefe Argumentation iſt der Tarifcommiffion doch 
über den Spaß gegangen, aber dem Einflu des Vertreters von Reuß j. 2. ift 
es im Bundesrath gelungen, auch für diefe Schieferbrecher einen Zoll auf Grund 
diefer vorzüglichen Begründung zu erlangen. (Heiterfeit.) 
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Noch ein anderes Beiſpiel, was ſehr intereffant ift. Eine Interefjenten- 
gruppe, die wohl eingefehen hatte, daß fie zu früh mit ihren Petitionen gekom— 
men war, bat zu drei oder vier verſchiedenen Malen erklärt, daß ihre frühere 
Forderung zu niedrig gewejen wäre, fie hätte fich inzwiſchen überzeugt, daß fie 
doch mehr fordern müßte, ſchließlich Hatte fie fogar den Einfall, zu bemerken, 
in den früheren Petitionen jei ein Schreibfehler untergelaufen. &8 hätte nur 
noch die Behauptung gefehlt, daß der Abichreiber vom Cobdenelub oder von 
ſonſt Jemand gedungen geweſen wäre, in diefer Weile faliche Zahlen einzufegen. 

Aber das iſt noch nicht das Schlimmfte. Eine Intereffentengruppe, die 
nicht wußte, wie fie ihre Petition begründen jollte, hat folgende Deduction ges 
madht: Wir haben jeit Jahr und Tag ung brillant gegen die auswärtige Con— 
currenz gewehrt, jo daß wir Doch nun endlich einmal eined Schutzzolles würdig 
find. (Heiterkeit.) 

Das iſt auch eine Begründung, fie ſcheint ftihhaltig befunden worden zu 
fein, denn die Herren haben ihren Schug befommen. Das find jo Heine Mis— 
cellen und anecdotenhafte Züge, Die aber auf die ganze Art, wie der neue Tarif 
zu Stande gelommen ift, ein jehr bevenkliches Licht werfen. 

Um zu ernfteren Dingen überzugehen, mag betont werden, daß der Bes 
richt über die Tertilenquete nur etwa act Tage vor dem Beſchluß in den Hän- 
den der Commiſſion geweſen it. Im act Tagen aber ift e8 ein Ding ber 
reinen Unmöglichkeit, den Bericht und die Protocolle über Die Zertilenquete 
einigermaßen gründlich) zu ftubiren, und ich muß meine Ueberzeugung dahin 
ausiprechen, daß in der ganzen Commiſſion, einſchließlich des Referenten, fein 
Menſch gewejen ift, der die Protocolle im vollen Umfange bat durchſehen können. 
Ich ftelle die fernere Behauptung auf, daß nur eine Weinorität in der Tarife 
commiſſion in der Yage geweſen ıft, den Bericht mit einiger Andacht Durchzulefen. 

Auf einen Punkt in den Ausführungen des Herrn Prof. Schmoller will 
ih noch kurz eingehen, nämlich auf feine Ausführungen über den $ 5. Da 
bat ſich meines Erachtens Herr Prof. Schmoller eines kleinen Vergehens 
Ihuldig gemadt, indem er die Pointe, um die e8 fich handelt, nicht heworhob. 
Worauf es ankommt, ift, daß der Reichstag bei der Sache nicht gefragt werben 
ſoll, ſondern daß brevi manu vom Bundesrath alle wejentlihen Tragen ber 
Handelspolitik allein entjchieven werden fünnen, daß deshalb der Bundesrath 
mit dieſem $ 5 factiſch in die Yage kommt, den Reichstag über feine wichtige 
bandelöpolitiiche Frage mehr zu hören. Will man den Reichstag überhaupt mit= 
reden laſſen, jo braudht man feinen $ 5. (Lebhafted Bravo links, Ziſchen rechts.) *) 


Sen. Ser. Bued (Düffeldorf): Meine Herren! Meinem Herm Bor: 
rebner gegenüber will ich ſehr gern eine Concejfion dahin machen, daß der Zoll: 
tarif, wie er und vorliegt, ſicherlich nichts VBolltommenes ift; dafür bat ihn, 
glaube ich, noch feiner meiner wirthichaftlichen Freunde gehalten, und wir hoffen, 
daß nad den wejentlichften Richtungen darin Berbefjerungen vorgenommen wer- 
den. Wenn er fagt, e8 habe Keiner die Brotocolle gelefen, jo bat e8 erft jo 

*) Durch ein Verfehen des Stenograpben ift bei bdiefem und einigen anderen 
Rednern verfäumt worden zu erwähnen, daß biefelben burd ben Präfibenten wegen 
Ablaufs der auf 10 Minuten normirten Redezeit an der Fortfeßung ihrer Rebe ver- 
hindert wurden. 
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geichienen, als ob er das als eine Thatfache Hinftellen wollte, nachher hat er 
nur feine Ueberzeugung dahin ausgeſprochen. 

Große Heiterkeit hat es auf dieſer Seite (links) erregt, als der Herr Vor— 
redner fagte, daß ein Imbuftriezweig erflärt habe: wir haben uns nun fo lange 
gegen die ausländiſche Goncurrenz gemehrt, jetzt bitten wir aber um Schutzzoll. 
Wenn man im erften Augenblid das hört, jo fann man mit Heiterkeit darauf 
antworten; wenn Sie aber erwägen, daß diefe Induftrie möglicherweile ihr Ca— 
pital verloren bat, um den Kampf fo lange zu führen (Dr. Barth: Mit Erfolg 
gewehrt!), wenn fie num vor der Möglichkeit fteht, ohne Schug untergehen zu 
müffen, dann wird es wohl bevedhtigt fein zu jagen: num iſt der Zeitpunkt ge— 
fommen, wo wir aucd glauben einen Schutzzoll verlangen zu fünnen. 

Der erfte Herr Referent hat den großen Streit aufgenommen, ob unjere 
Wirthſchaftspolitik im Jahre 1818 eine freihändlerifche oder ſchutzzöllneriſche war. 
Ih habe dem blo8 entgegenzubalten, daß diefe ganze Politik, wie fie von Adam 
Smith inaugurirt worden ift, ſich richtete gegen die vom Mittelalter ererbte Un— 
freiheit der Perfon und des Eigenthums. Unfreie Bewegung war die Signatur 
jener Zeit, und das Auftreten von Adam Smith war meiner Meinung nach 
damals eben jo berechtigt, wie das Verfahren der großen Männer, die damals 
den preußiichen Staat zu veorganifiren hatten. Alfo der Zwangsform des 
Mittelalterd gegenüber war es eine freiheitlihe Bewegung, aber eine freihänd- 
leriſche war es nicht. 

Die Handelöverträge betreffend, To ift die Zeit derfelben vorüber, d. 5. 
die erfte Periode derjelben. Wir, meine wirtbichaftlichen Freunde und ich, 
boffen, daß wir nun im eine zweite Periode eintreten werden. Sie müljen uns 
nicht für Leute anſehen, die eine chinefiihe Mauer um ihr Vaterland ziehen 
wollen, ſondern wir find. ſtets bereit, mit anderen Nationen in Verkehr zu treten, 
und halten dies fir nothwendig, wenn diefer Verkehr ſich mit Nuten für uns 
vollzieht. Wir glauben, daß durch die erfte Periode der Handelsverträge die 
Bedingungen dazu nicht gegeben waren, und hoffen auf eine zweite Periode, die 
und größeren Nugen bringen wird. 

Der Herr Referent hat von der Handelsbilanz geſprochen und ſich bezogen 
auf die Umlaufsmittel, welche ja jett in reicherem Maße als früher vorhanden 
fein. Ich glaube, da ift-doch mancher Zweifel möglih, denn die Herren Ge— 
lehrten und Sadwerftändigen gingen in ihren Anfichten über das Maß des 
Münzumlaufes fo weit auseinander, daß die Behauptung des Herm Referenten 
mir nicht ganz erwiefen zu fein fcheint. Bor zwei Jahren ſchon Habe ich mir 
in diefem Verein ein Beifpiel anzuführen erlaubt, wie damals die Angaben des 
Prof. Soetbeer und die der preußiichen Regierung darüber auseinandergingen. 
Aber wenn man fieht, wie fich heute die Verfügungsfähigkeit über Geld auf 
überaus kleine Kreife eingeichränft hat, jo kann man ſich nicht verhehlen, daß 
die Rechnung des Herren Referenten nicht ganz ftimmt, 

Daf die Imduftrie den Yandwirthen die Arbeiter entzogen bat, ift zum 
Theil richtig; ob zum Nachtheil für Die Arbeiter, möchte ih doch dabingeftellt 
fein laſſen. Ich glaube, meine Herren, in foctalpolitiicher Beziehung Liegt e8 nicht 
im Intereſſe der Gelammtwirtbihaft, wenn wir große Landſtriche haben, in 
denen der Lohn im Winter auf 50—60 % pro Tag ohne Koft für den Ar- 
beiter und feine familie bemeſſen iſt. Ich Habe in diefem Jahre in einer 
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Königsberger landwirthſchaftlichen Zeitung eine Notiz gelefen, daß felbft in 
Schleswig in diefem Winter die Yöhne nur 60—80 A, für den einzelnen 
Arbeiter betrugen. Wir haben aljo eine Bewegung mit Freuden zu begrüßen, 
welche die Yöhne in die Höhe bringen wird. 

Meine Herren! Der Herr Referent hat gelagt, daß die Principien der 
Handelsfreiheit jetst nicht zur Anwendung gebracht werden jollen in ihrer vollen 
Ausdehnung. Hätte er das 1873 und noch 1876 gelagt, To wäre die Be: 
wegung vielleicht eine etwas andere geworden; aber bei den Eifenzöllen ift das 
Princip der Handelöfreiheit voll und ganz zur Anwendung gekommen, und es 
liegen Erklärungen von jehr hervorragenden Handelscorporationen vor, welche 
gejagt haben, daß die Beſeitigung aller Induftriezölle das möglichſt ſchnell zu 
erreihende Ziel iſt. Nach diefen Verficherungen mußten wir unjer Vorgehen 
einrichten. 

Dann ift ung vorgehalten, daß durch unjere Beitrebungen die Unficherheit 
im Handel nur noch gefördert werde, Meine Herren, fol einen Borwurf muß 
ich zurüchweifen. 

Der Herr Referent fagte, in den Handelöverträgen haben wir die Bafis 
für die Sicherheit de8 Handels gehabt. Das ift nicht richtig, Denn in den 
Jahren 1865, 1868, 1870, 1873 und 1877 find von freihändlerijcher Seite 
die Zölle ermäßigt worden. Es ift immer an ihnen gerüttelt worden, und Das 
war entjchieden die größte Beunruhigung, Die der Production gegeben werben 
konnte. Wenn wir alfo jett eine Rückkehr zu ſicheren Zuftänden haben wollen, 
jo müſſen Ste und nicht als diejenigen hinftellen, von welchen die Unficherheit 
ausgegangen iſt. Wir find weit davon entfernt, den Begriff des Zollkrieges ſo 
feicht zu nehmen, wie der Herr Neferent gemeint bat. Wir wünjchen, daß der 
Zollkrieg nicht in einer Weiſe um fich greift, wie man vielleicht fürchtet; aber 
wir ftehen aud auf dem Standpunkt, daß wir ihn nicht abſolut vermeiden 
wollen, wo er nothwendig ift für unfere nationale Wirthſchaftspolitik. (Bravo! rechts.) 

Der Herr Neferent bat dann als Beiſpiel bezüglih der Baumwollzölle die 
Einfuhr Frankreichs in neuerer Zeit hervorgehoben, indem er fagte, das wäre 
als Beweis dafür zu betrachten, daß die höchſten Schutzzölle Doch nicht vor dem 
Import ſchützen können. Hätte er nicht eine ſpätere Fleinere Bemerkung gemadit, 
jo würde ich glauben, der große hiftorifhe Vorgang der Abtrennung von Elfaß- 
Vorbringen von Frankreich ſei feiner Betrachtung ganz entgangen. Ich möchte 
mir aber doch erlauben, ihm zur Erwägung anheim zu geben, ob nicht durch 
eine Postrennung eines jo bedeutenden Induſtriebezirkes der Import nad Frank: 
reih gegen früher weſentlich beeinflußt werden mußte. 

Der Herr Referent hat dann ferner gelagt, daß in Frankreich eine fehr 
bedeutende freihändleriiche Bewegung berriche. Meine Herren, wenn wir die 
Freihändler, Die jegt in Frankreich ſich an's Ruder zu bringen fuchen, wor acht 
oder ſechs oder nur vor zwei Jahren bei ung gehabt hätten mit denſelben Be: 
ftrebungen und denjelben Grundfägen, dann, glaube ich, würden wir feine Ber: 
anlafjung zur Klage haben. 

Nun habe ih noch eine kurze Bemerkung zu machen. ALS der Herr Eor- 
referent die fociale Seite der Frage bejonders hervorhob, daß aljo ein Schuß 
der nationalen Arbeit in fo fern günftig auf die Arbeiter einwirke, als die In- 
duftriellen die Mittel und auch den Willen baben würden, die Wohlfahrts- 
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einrichtungen für ihre Arbeiter zu treffen, erichallte von diefer Seite (links), ich 
glaube es war von Herrn Philippfon, ein wirflich triumphirendes „Aha“. Wenn 
Jemand in diefer Richtung wirklich mit großen Opfern vorgegangen ift, jo tft 
ed die Großinduftrie, der ich näher zu ftehen die Ehre habe. Die Anlages 
capitalien diefer Großinduftrie find in hervorragender Weiſe belaftet worden durch 
jehr bedeutende Summen, die fie für Wohlfahrtseinrichtungen für ihre Arbeiter 
ausgegeben bat. Wer das nicht glauben will, der mag fich durch den Augen— 
ichein von dem überzeugen, was zum Beilpiel von der „Georg = Marienhütte‘‘, 
vom „Bochumer Berein” und auf allen Zechen an Arbeitermohnungen, Me- 
nagen u. ſ. w. für die Arbeiter gejhaffen ift. Ich glaube, ein folder Vor— 
wurf, wie er in diefem „Aha“ enthalten war, bätte unferer Großinduftrie er— 
Ipart werden können. (Bravo! rechts.) 


Philippfon (Berlin): Meine Herren! Ich bin von dem Testen Herrn 
Vorredner wegen eines Ausrufs, der von mir gefommen fein foll und auch viel- 
feiht von mir gefommen tft, in einer Weiſe haranguirt worden, wie man fie 
wohl felten in diefer VBerfammlung hört. (Oho! rechts.) 

Ich werde ihm jofort darauf antworten. Wenn ich „Aha“ gejagt babe, 
jo geihah es nicht, um das zu beftreiten, was von Seiten der Arbeitgeber für 
Wohnungen und dergleichen gethan ift, obgleich ſich dabei jagen läßt, daß der 
berechtigte Egoismus dabei eine Rolle fpielt, fich einen großen Arbeiterftamm 
beranzubilden, was ich durchaus nicht verwerfen will. Mein „Aha“ galt etwas 
ganz Anderem, nämlich der Behauptung der Herren Schugzöllner, daß fie Durch 
Schutzzölle und beffere Preife in die Page kämen, den Arbeitern höhere Pühne 
zu zablen. Das leugne ich, das thun fie nie und nimmer. Der Arbeitsmarkt 
regelt ſich durch Angebot und Nachfrage, und die Herren mögen gewinnen, was 
fie wollen, fie mögen ihre Actien mit nod jo großen Dividenden ſchmücken und 
ausftatten, — dem Arbeiter ‚werden fie, wenn fein Arbeitermangel ift, deshalb 
nicht einen Deut mehr geben. (Sehr richtig! linfd. — Widerfpruch und Pfui! 
rechts.) So ift e8, mögen Ste auch „Pfui!“ fchreien, das zeigt die Erfahrung. 

Meine Herren! Es thut mir leid, daß diefer Ton bier angeichlagen 
worden ift, aber, wenn das gefchieht, jo muß man auch darauf antworten. 
(Unterbrechungen rechts.) 


Präfident Prof, Dr. Naſſe: Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu unter— 
brechen, er hat bisher feine die parlamentariſche Eitte verlegende Bemerkung gemacht. 


Philippion (Berlin) fortfahrenn: Daß die Großinduſtrie in der Eifen- 
branche feine chineſiſche Mauer haben will, ift ganz natürlich, wentgftens nicht 
eine chineſiſce Mauer für die Ausfuhr. Denn wenn die Herren von der Groß— 
eifeninduftrie ſeit Jahren mit allen möglichen ihnen zu. Gebote ftehenden Mitteln 
— wie fol ich fagen, ich möchte mich feines beleidigenden Ausdruds bedienen — 
agitirt haben, um die Zölle wieder herbeizuführen, jo würde eine chinefilche 
Mauer bei 7999 000 Gentner Ausfuhr ihnen jehr fchledht befommen. Wenn 
3. B. die Herren, die jett die Schienenzölle durchaus wiederhaben wollen, im 
vorigen Yahre 3172000 Gentner Schienen mehr erportirt als importirt haben 
und wenn, was thatlädhlich bewiefen ift, ganz Deutjchland faum die Hälfte 
von dem, was hier probucirt wird, verbraucht, wohin jollten dann die Herren 
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bei einer chinefiichen Mauer mit ihrem Export? Ste wollen aljo die chinefiiche 
Mauer nur für die Einfuhr haben. 

Ic wende mich num zu verfchiedenen Bemerkungen des Herm Gorreferenten, 
denen ich durchaus nicht beiftimmen fann. Meine Herren, über den nationalen 
Egoismus ift hier bereitd gejprochen worden, und auch ich bin der Anficht, daß 
derjelbe vollftändrg berechtigt iſ. Schon Herr Dr. Barth bat hervorgehoben, 
daß unfere Staatsmänner, die ſich mehr dem Freihandel zugeneigt haben, weit 
entfernt davon geweſen find, fosmopolitiiche Ideen in der Praxis ausführen zu 
wollen. Der nationale Egoismus in Deutfchland muß darin beftehen, das Bolt 
in den Befit der Materialien zu fegen, die e8 verarbeiten fann. 

Wenn man fodann die Großinduftrie beftändig von ihrer Bedeutung jpre= 
hen hört, jo behaupte ich, das ift verfchwindend gegen das, was die Klein- 
induftrie Leiftet. Wollen Sie Zahlen, — ich bin bereit, jie Ihnen zu geben. 
Deutihland beichäftigt in der Blehmaarenfabrifation bei 15 240 Hauptbetrieben 
38 000 Arbeiter. In Stiften, Schrauben, Ketten und Nägeln exiftiren 10 966 
Hauptbetriebe mit 22000 Arbeitern. Es gibt in Deutihland 79507 Huf— 
ſchmiede mit 134 471 Arbeitern, und e8 gibt 24 742 Schloffereien mit 70107, 
und 60630 Zeug- und Mefferichmieden mit 43346 Arbeitern. Diefe fünf 
Gategorien beziffern fi, ganz abgejehen von der großen Anzahl Kleinbetriebe, 
die bei der Mafchineninduftrie find, auf 307 721 Arbeiter; diefen gegenüber fteht 
die Großinduftrie mit ihren großartigen Anlagen mit nur 137 350 Perfonen, — 
das ift Das Verhältnig. (Hört! Hört! links.) 

Meine Herren, wir müfjen bei uns in Deutfchland der Kleininduftrie einen 
großen Spielraum einräumen, denn fie ift diejenige, welche Das erfüllt, was man 
von einer Induftrie fordern kann, nämlidy daß fie viele Familien ernährt und 
jelbftftändig macht. 

Wenn 3. B. Herr Prof. Schmoller die Behauptung aufgeftelt hat, daß 
der Export in der Großinduſtrie und nicht in der Kleininduſtrie Liege, jo babe 
ich Darauf zu erwidern, daß er fich im diefer Beziehung entſchieden geirrt haben 
muß. Abgefehen von dem Tabak, der 112000 Menſchen bei uns beichäftigt 
und zum größten Theil Kleininduftrie ift, haben wir nod eine colofjale In— 
duftrie in Spielmaaren, in künftlichen Blumen, in Bortefeuilles. Bon den Eifen- 
waaren, die in Remſcheid und Umgegend gemacht werden, fogar bis tief nad) 
Thüringen hinein, werden exrportirt /, der ganzen Production. Wir haben einen 
bedeutenden Export in Lederwaaren, Papier u. |. w. Mindeftens iſt alſo die 
Kleininduftrie ebenfo ftarf mit dem Export beſchäftigt wie die Großinduftrie. 

Wenn er behauptet hat, daß die fhutgötfnerifhe Politit der 50er Jahre 
eine Nothwendigfeit war, To antworte ich ihm darauf, daß die ſchutzzöllneriſche 
Politit der 50er Jahre uns zu der Kriſis von 1856 gebracht hat. Gerade 
durch die größeren Schußzölle find wir damald zu der fogenannten hamburg— 
amerikanischen Kriſis gefommen, und nachzuweiſen ift, daß diefelbe nicht jo intenfiv 
gewejen wäre, wenn nicht durch die Schußzölle Inftitute gefördert worden wären, 
die feine Berechtigung hatten und die maßlos über den Bedarf vergrößert wor— 
den waren. 

Ih kann mich auf den theoretiichen Streit, ob Freihandel, ob Schutzzoll, 
nicht einlaffen, ich bin fein Theoretifer, ich jehe Die Sachen an, wie fie find und 
verfuche, fie praftifch anzufehen. Ich Habe aber immer gefunden, daß, mo eine 
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Induftrie geſchützt war, — und der Schutzzoll joll ja nur eine erzieheriihe Wir- 
fung haben — das Ende immer das war, daß man nicht wußte, wo er auf- 
hören follte, und Daß die mittlerweile entftandene Induſtrie behauptete, fie könne 
des Schutzes jet nicht entbehren. Ich glaube aber, eim Kriterium gibt e8 dafür, 
und das liegt in der Exrportfähigfeit. Sobald eine Induſtrie exportfähig ift, 
fobald fie Maſſen von Waaren nad) dem Auslande ſchleudert, ‚hat fie fein Recht 
mehr, das Inland höher zu belaften al das Ausland, Daß aber die höhere 
Belaftung für das Inland fommen muß in Yolge der Schutzzölle, ift natürlich, 
denn was nütte Ihnen fonft der Schußzoll? (Bravo! Links.) 


Th. Hafler (Augsburg): Meine Herren! Ich werde mich nicht in das 
Detail der Tertilinduftrie verlieren, da ich mir vorbehalte, an der betreffenden 
Stelle das Gehörige vorzubringen, und werde mid überhaupt möglichft kurz 
fallen; allein es drängt mid) doch, zunächſt eine Aeußerung ded Herrn Vorredners 
betreffs des „Aha“ richtig zu ftellen. Ich muß conftatıren, daß dieſes „Aya“ 
nicht nach einer Aeußerung aus unferer Mitte, jondern nah einem Gas 
des Herren Gorreferenten Schmoller erfolgte, worin er die Erwartung ausſprach, 
daß ein höherer Zoliihug auch Dazu führen werde, die Wohlfahrtseinrichtungen 
für die Arbeiter entjprechend zu fördern. Es ift alfo Die Deutung, die der 
Herr Borredner jeinem „Aha“ gegeben hat, nach meinem Dafürbalten, und wie 
aud der ſtenographiſche Bericht ausweiſen wird, unrihtig. ine weitere Un— 
richtigkeit lag in der Aeuferung des Herrn Dr. Barth, betreffend die Hinaus— 
gabe der ftenographiichen Protocolle iiber die ftattgehabten Enqueten an die Mit: 
glieder der Tarifcommiljion. Meine Herren, ich hatte die Ehre, Mitglied der 
Enquetecommifjion für die Baummoll- und Leineninduftrie zu fein, und weiß 
beftimmt, daß die ftenographiichen Protocolle dieſer Enquete ſucceſſive, wie fie 
erjchienen find, alfo jhon im November und December v. J., ehe noch von 
einer Tarifcommiffion die Rede war, den betreffenden Regierungen mitgeteilt 
wurden und, nachdem die Mitglieder der Zarifcommifjion von den betheiligten 
Regierungen ernannt waren, auch in die Hände der betreffenden Referen en ge- 
langten. Was den Bericht unjerer Enquetecommiffion betrifft, jo konnte der 
eben nicht eher hinausgegeben werden, als bi8 er gedrudt war. Das war aller 
dings nur circa acht Tage vor Erftattung des betreffenden Neferates der Fall; 
aber ich weiß, Daß der betreffende Neferent vorher ſchon auf dem Yaufenden 
über jenen Bericht gehalten wurde, und wenn man behauptet, e8 werde faum 
ein Mitglied der Tarifcommiſſion fein, weldes die ftenographifchen Protocolle 
und Berichte der Enquetecommilfionen fludirt habe, jo kann ich mwenigftens von 
dem Herrn Referenten über die Baummollindufirte behaupten, daß er die be= 
treffenden Protocolle und Berichte mit großer Sorgfalt ftubirt bat, das 
beweifen gerade die heute in unfere Hände gelommenen Motwe zu den Bericht 
an den Reichstag. — 

Zur Hauptſache übergehend, finde id einen großen Theil von dem, was 
der Herr Referent Genfel ausführte, von Herrn Bueck bereitS widerlegt. Ich 
babe aber noch einiges hinzuzufügen. Herr Dr. Genfel fagte, man muthet der 
Meberet zu, darauf zu warten, bis e8 der Spinnerei gefällig ſei, ihre neuen 
Einrichtungen für die Fabrikation feiner Game und Doubles berzuftellen. Das 
ift ganz unrichtig. Wir haben diefe Einrichtungen in Deutfchland Icon. Im 
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Elſaß werden fchon feinere Nummern und Doubled geiponnen, allerdings nicht 
mehr ın der Ausdehnung wie früher, weil der jetzige Tarif es nicht mehr er— 
laubt; ſobald aber ein neuer Tarif ind Leben tritt, jo werden die Elſäſſer mit 
ihren "bereiten Mitteln auch dieſe Nummern wieder Ipinnen. 

Herr Dr. Genjel jagte weiter, er lege großen Werth auf die Zunahme 
des Erportes dee Elſaß in Baummwollgarnen. Das ıift richtig, aber, meine 
Herren, wenn die deutjchen Weber nicht mehr Garn genug confumiren können, 
> weil der Conſum auch an Baummollmaaren in den legten Jahren bedeutend 
abgenommen bat, jo müſſen wir um jeden Preis erportiven, wenn wir über- 
haupt fortarbeiten wollen. Wenn Sie aber die Herren aus dem Elſaß fragen, 
was fie bei diefem Garnerport verdienen, jo wird es genau auf das heraus— 
fommen, was die Eifeninduftriellen bei dem ihrigen verdienen, nämlich auf nichts. 
Außecdem wird in der Regel nicht beachtet, daß auch die VBigognagarne, welche 
jeit einigen Jahren in großen Mengen nad England gehen, unter dem Export 
von Baummollgarnen mit einbegriffen find. — 

Ih erwähne ſodann des fortwährend hervorgehobenen Gegenjates zwiſchen 
Großinduſtrie und Kleininduftrie. Es erjcheint mir wirklich ſehr unrecht, diejen 
Gegenſatz immer fo fehr zu betonen. So wenig fi eine Großinduſtrie ohne 
Kleininduſtrie denken läßt, ebenfomenig eine Kleininduftrie ohne Großinduſtrie, — 
beide müſſen fi) ergänzen. Ich mache übrigens darauf aufmerffam, daß aud) 
ein großer Theil der Kleineifeninduftrie fich in der Eiſenenquete zu Gunften der 
Wiedereinführung der Eifenzölle ausgeſprochen hat. Ebenſo haben ſich auch in 
der Textilinduſtrie-Enquete nicht nur die Spinner und die Spinnweber, ſondern 
auch viele reine Garnconſumenten für eine Erhöhung der Garnzölle ausgeſprochen. 
(Widerſpruch links.) 

Thatſache! — ich kann es beweiſen, nicht nur aus dem Elſaß, auch aus 
Süddeutſchland, Schleſien u. ſ. w. eine ganze Menge. 

Daß die Weberei, namentlich die gemiſchte, zum Theil für den Export 
arbeitende Weberei durch Erhöhung der Garnzölle in gewiſſem Grade be— 
einträchtigt wird, iſt natürlich, und mehrere der davon betroffenen Induſtriellen 
haben darüber auch ganz coloſſale Klagen erhoben; es hat aber nicht ein Ein— 
ziger derſelben — und das iſt auch in den ſtenographiſchen Protocollen nieder: 
gelegt — dieſe Klagen irgendwie begründet, vielmehr mußten die hierauf be— 
züglichen Daten dieſen Herren förmlich abgerungen werden. Dabei ſtellten ſich 
dann allerdings meiſtens jo minimale Erſchwerungen heraus, daß ernſthaft das 
von fau zu reden ift. 

Wenn Herr Dr. Genfel gewiniht hat, daß grünblichere Vorbereitungen 
zu einer Reform des Zolltarifs ftattgefunden hätten, — ja den Wunjd hätten 
wir auch. Wer hat denn ſchon ſeit Jahren Engueten nicht nur über Eifen-, 
Baumwoll: und Leineninduftrie, fondern über al nothleidenden Induſtrien ver⸗ 
langt? Wer? Wir haben ſie verlangt! Und wer war dagegen? Die Frei— 
händler waren dagegen und ſagten: wir brauchen dieſe Enqueten nicht, die 
Regierung weiß das Alles zur Genüge. (Ruf: Nicht alle!) 

Im Ganzen und Großen war das der Fall. 

Im Uebrigen kann ich Herrn Bueck nur beiſtimmen, wenn er ſagt, daß 
wir weit entfernt ſind, uns gegen Handelsverträge auszuſprechen. Unſere Po— 
litik iſt aber die, und darin kann ich nur den warmen, patriotiſchen Worten des 
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Herrn Prof. Schmoller zuftimmen — : wie Fürft Bismard und durd feine 
auswärtige Politik ein einiges, unabhängiges Deutihland geſchaffen hat, jo hoffen 
wir mit feiner Hilfe und unter feinem Vorantritt auch in wirtbichaftliher Be— 
ziehung Herren im eigenen Haufe zu werden. Sind wir tie einmal, dann 
werden wir auch Handelsverträge abichliegen und dieſe werden alsdann hoffent- 
lich beſſer ausfallen als die bisherigen, die zum großen Theil gegen uns waren. 

Diefes Programm für die Zukunft ift in der That die Anbahnung innigerer 
Beziehungen zu den und im induftrieller Hinficht gleich ftehenden Ländern. Schon 
im Jahre 1870 auf dem Mannheimer Fabrikantentag und 1876 auf dem Bre— 
mer Congreß babe ich die Ydee eines mitteleuropäiſchen Zollverbandes geäußert 
und das ift die Standarte, Die wir aufpflanzen werden, wenn wir erft Herren 
im eigenen Haufe find. Dann bin ich allerdings begierig zu feben, wer von 
Ihnen und noch folgen wird! (Bravo! rechts.) 


Präfident Prof. Dr. Naffe: Es find inzwiſchen folgende Anträge ein— 
gegangen: 

1. Bon den Herren Haßler, Frommel, Baare*), und Genofjen: 
Die heutige Generalverlammlung des Bereind für Soctalpolitif erklärt ſich, 
indem fie ji den von dem Gorreferenten Prof. Schmoller entwidelten Ausfüh- 
rungen in allen Stüden anfchließt, ohne auf Specialfragen eingehen zu wollen, mit 
einer maßvollen Aenderung unſeres bisherigen Zolltarifs einverſtanden und hält 
auch für nothwendig, daß im Intereſſe des fünftigen Abſchluſſes günjtiger 
Handelöverträge die Reichsregierung mit entſprechenden Vollmachten dem Aus- 
lande gegenüber auögeftattet werden müſſe. 


Sodann 2, ein Antrag von Prof. Shmoller: 

In Anbetracht, daß die Bemühung um Handelöverträge, die der deutichen 
Induftrie neue Märkte erichließen, im Augenblide bei der gegenwärtigen 
bandelspolitiihen Weltlage, ausſichtslos ift, 

in Anbetracht, daß in ſämmtlichen Gulturftaaten, mit Ausnahme von Eng- 
land, eine Erhöhung der Zölle entweder ſchon ftattgefunden hat oder 
in Ausjicht fteht, 

in Anbetracht endlich, daß die Erhöhung einer Anzahl finanziell wichtiger 
Zölle doch jedenfalls nöthig ift, um die Finanzen des Reiches auf 
jelbititändige Grundlage zu ftellen, 

erklärt fih der Verein für Sorialpolitit für eine maßvolle Tarifreform in 
finangpolitifchem und ſchutzzöllneriſchenm Sinne und für eine Ermächtigung, 
die Zolfäge gegenüber den die deutſchen Waaren befonders benachtheiligenden 
Staaten noch um einen gewifjen Betrag zu erhöhen. 


Ferner ein Antrag des Herrn Dr. Genjel: 

1. Behufs Erhaltung der für die Induſtrie wünjchenswerthen Stetigfeit der 
Verkehrsbedingungen empfiehlt es fi, vor Inkraftjegung eines neuen Zoll: 
tarif8 Erneuerung der Handelsverträge anzuftreben. 

2. Völlig unzuläffig ericheint von dem gleihen Geſichtspunkte aus die vom 
Bundesrathe geforderte Ermächtigung, auf den Umftand bin, daß ein frem— 


*) Diefer Antrag wird im Laufe der Debatte zurückgezogen. 
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der Staat gewiſſe Waaren mit höheren Zöllen belaftet, als dies nach dem 
dieſſeitigen Tarif geichieht, Die aus diefem Staate herftammenden Waaren 
u. Zuſchlage bis zum Doppelten der tarifmäßigen Eingangsabgabe 
zu belegen. 

3. Inſoweit die zu Gunften der Yandwirtbichaft und einzelner Induftriezweige 
vorgefchlagenen neuen oder erhöhten Zölle unentbehrlihe Lebensmittel und 
Rohe oder Hilfsftoffe für andere Imduftriezweige betreffen, find fie nad 
dem gegenwärtigen Stande unferer wirtbichaftlichen und focialen Entwide- 
lung zu verwerfen, Ä 

. Ebenjowenig ift — unbeichadet der notbwendigen Verbeſſerung einzelner 
Mängel des bisherigen Zolltarifs — bei der den heimiſchen Bedarf über- 
fteigenden Yeiftungsfäbigfeit der deutichen Induſtrie von neuen oder höheren 
Schugzöllen auf Fabrikate eine Verbeflerung ihrer Lage zu erwarten. 

. Höhere Einnahmen für das Reich find, ſoweit nöthig, durch ftärkere Heran- 
ziehung einer geringen Zahl außgtebiger, aber nicht unentbehrlicher Artikel 
bei gleichzeitiger Ausbildung der inländiichen Verbrauchsſteuern zu erzielen, 


De 
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Ferner ein Antrag des Herrn Prof. Held: 

Die Verfammlung erflärt, daß im Allgemeinen zur Zeit in Deutfchland 
Erhöhung der Schugzölle zur Berbeiferung der vollswirthichaftlichen Zuftände 
fein geeignetes Mittel ift, und Daß die nothwendige Vermehrung jelbftftändiger 
Keichseinnahmen ohne neue Schutzzölle gefichert werben fann. 

(Ein hierauf geftelter Schlufantrag wird abgelehnt.) 


Prof. Dr. Held (Bonn): Meine Herren! In vielen Punkten ftimme 
ih auch heute mit meinem Freunde Schmoller überein, namentlih darin, daß 
in emer Zeit folder Verwirrung, wo nicht nur Principien, jondern aud) 
Interefien, wo allgemeine und jpecielle Wünfche mit einander fümpfen und wo 
die große Maſſe überhaupt gar nicht denkt, fondern urtheilslos von der einen 
oder anderen Gattung der Führer mitgefchleppt wird (ehr wahr!), daß in 
. einer jolden Zeit Derjenige, der eine Meberzeugung hat, die auf Nachdenken be— 
ruht, fie ausfprehen muß, mögen ihm dann Motive untergejchoben werben, 
welde man will, mag er auch mifwerftanden werben. Ich erkenne dieje Pflicht 
an und ich folge ihr. 

Ih bin ſodann wie Schmoller ein ©egner davon, daß man ſolche 
ragen durch allgemeine fogenannte Principien, welche leicht zu Phraſen werben, 
enticheide, und meine, man müſſe fie auf Grundlage hiftorifcher Betrachtungen 
und genauer Erwägung der gegenwärtigen Thatjachen entjcheiden. Wie Schmoller 
bin ih der Anficht, daß alle hiſtoriſche Erfahrung lehrt, eine Hilfe des Staates 
zum Schuge der Schwachen ſei mitunter recht nothmwendig. 

Aber Schmoller’d Art von Geſchichtsphiloſophie kann ich nicht unter: 
ſchreiben. Gewiß, jeder Zeit hat e8 zwei Principten gegeben, die mit einander 
abwechſelnd einfeitige Herrihaft errungen haben: das Princip der freien Ent: 
faltung der individuellen Thatkraft, und das Princip der orbnenden, zwingenden 
Zuſammenfaſſung der einzelnen Kräfte durch die Gefammtheit, durch den Staat. 
Gewiß, meine Herren, über den Wechlel in der Uebermacht ded einen oder 
anderen dieſer Principten werden wir niemals hinausfommen. Aber auch jeder 
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Zeit, fo lange die Welt fteht, haben Krieg und Frieden mit einander abgewechfelt, 
und es ıft deshalb heute Doch nicht nothwendig, daß wir noch Panzerrüftungen 
anziehen, wenn Krieg iſt. Die Panzerrüftung und der Hirtenftab müfjen nicht 
mit einander abmechjeln, wenn Krieg und Frieden auf einander folgen, und fo 
müſſen aud nicht nothwendig ewig Schußzoll und Freihandel abwechſeln, wenn 
Wahlen der Staatögewalt und Ausdehnung ver individuellen Freiheit von 
Zeit zu Zeit das Uebergewicht haben. D. h. die Gejchichte lehrt ung, daß ge= 
wife Formen, in denen fi ein Princip geltend macht, abfterben fünnen und 
fogar müfjen, wenn auch das Princip jelber fortlebt. 

Staatshilfe, Eingriffe des Staates in die wirthichaftlihen Verhältniſſe, — 
wir braucen fie gewiß! Wir braucden Schulen, wir brauchen befjere gewerb- 
liche Bildung, wir brauchen nod gar viel. Ich habe aber nur 10 Minuten, 
und da will ich nicht von Dem reden, was wir brauchen, — fondern ich babe 
zu reden von Dem, was wir nicht brauchen. 

Der Schutzzoll, als eine Form der Stantöhilfe, wird ebenio bet allen 
Völkern der Neihe nah trog jo und jo viel Schwankungen außfterben, wie 
die Einrichtung ausgeftorben ift, welde Stadt und plattes Yand von einander 
trennten. (Bravo! links.) 

Meine Herren! Trog aller hiſtoriſchen Abwechfelung der Brincipien ift 
diefe Form doch aud todt. — 

„Zum Schute der Schwachen“! Ya, meine Herren, wer ift ſchwach, mer 
ift ſtart? Vielleicht ſtimme ich Ste auch betreffs meiner Auffafjung der Geſchichte 
zu meinen Gunften, wenn ich ausfpredhe, was mir faum widerlegt werden kann, 
daß Schmoller fich jedenfall im einer jehr wichtigen Thatlahe der Gegenwart 
abjolut geirrt hat, nämlich in der Behauptung, daß die erportirenden Induſtrien 
die ftarfen, die anderen die ſchwachen wären. Das verhält fi im Großen und 
Ganzen umgekehrt, wie das ſchon von Herrn Bhilippfon auseinandergefet worden ift. 
Diejenigen Induftriezweige, die den Schuß hauptſächlich verlangen, die die Schuß 
zollagitation hauptjächlich geführt haben, — die id von ihrem Standpımfte aus 
in ihren Beftrebungen wohl begreife, — ich verlange nur, daß Sie auch mich be= 
greifen, wenn ich nicht die Eifeninduftrie oder die Spinnerei, ſondern Das Inter— 
eſſe des ganzen Volkes vertrete, jo mie ich es verftehe, — ich fage alfo, alle 
diefe Induftrien find nicht ſchwach. Sie haben viele große, mit concentrirtem 
Gapital angelegte Etablıfjements, die zum Stolz und zur Freude der Nation 
arbeiten. Ich ehre und achte aber dieſe Induftrien jo jehr, ich habe fo große 
Erwartungen von ihrer Lebensfähigfeit, daß ich ſage, dies Mittelchen zu ihrer 
Weiterentwidelung brauchen fie nicht. Site find nicht Die Schwachen, fondern die 
Schwachen find die Menge von Sleininduftrien, deren Producte von Com: 
miffionären und Händlern zujammengefauft und dann in alle Welt hinaus- 
gebracht werden und bei denen ein Auffchlag von ein paar Pfennigen auf den 
Preis des Rohmateriald die Sache zum Stillftande bringt. Wenn die Kleinen 
fterben, jo kräht fein Hahn danach (ehr richtig! links.), — aber die Kleinen 
ſummiren jich doc. 

Dabei appellive ich wieder an meinen Freund Schmoller und verbünde 
mih mit ihm: Cie mögen über die Theoretifer laden, — wir Theore— 
tifer find jedenfalls abjolut nicht gegen irgend Etwas voreingenommen aus 
Intereſſe oder eimfeitiger Erfahrung, fondern wir müſſen die Sachen ges 
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wiljermaßen aus der Bogelperfpective betrachten, und von diefem Standpunfte 
jehe ich die Mafje der Kleinen, deren Rufe, weil fie vertheilt find, vollftändig 
verhallen, ‚die ich aber als Theoretifer allerdings ſummiren will und muß, weil 
aus den vielen Kleinen die Nation befteht. (Bravo! links.) 

Ih fomme zurüd auf die Frage- wegen der hiftorifchen Entwidelung. 
Meiner Ueberzeugung nad ift heute in Deutichland der Schutzzoll ein wirflic) 
brauchbares Mittel, Notbftände zu entfernen, die Induftrie und die Production 
überhaupt zu heben, nicht mehr, fondern er ift eine Täufchung, — eine Täufchung, 
der jet ja vielleicht in hohem Maße nachgegeben wird. Wenn ihr nachgegeben 
wird, jo ſchadet es vielleicht nachweisbar nicht viel, aber doch ift es eine Täufchung 
und man muß rechtzeitig darauf hinweiſen, wo wirklich die Kräfte find, die an= 
geipannt werden müfjen, um vorwärts zu fommen. 8 ıft eine Täuſchung, zu 
glauben, wenn der Schutzoll kommt, dann find wir gerettet und Alles wird von 
jelber gut gehen. Ich fage, es ift eine Täufhung, denn wir find ein Yand, 
welches mehr Induſtrieerzeugniſſe erportirt als importirt. 

Wenn das aber jo liegt, dann fann der Schukzoll dem Ganzen nicht 
nügen, jondern er fann nur einem Theil nügen auf Koften des anderen, 
des erportirenden Theiles, — aus zwei Gründen: 1) weil nur erportirt werben 
fann, wenn aud importirt wird, und 2) weil unfere Exportinduftrien zum 
großen Theile mit Rohmaterialien arbeiten, die nad) dem nenen Vorſchlage durch 
Zölle vertheuert werben follen, (Sehr gut! Tinte.) 

Wenn ich Das gegen einander abwäge, To ſage ich: der größere Schaden 
fommt dabei heraus, wenn wir — abgejehen von einzelnen Fällen — die 
Schutzzölle erhöhen; e8 leiden daber in Summa mehr Induftrien, als profitiven, 
und die profitivenden jelbft glauben, mehr zu profitiren, als wirklich der Fall 
it. (Vebhafter Beifall links.) 


(Redner wird von dem Präfidenten auf die abgelaufenen 10 Minuten auf- 
merkſam gemacht.) 


(L. Sonnemann (Frankfurt a. M.) ftellt den Antrag zur Geſchäfts- 
ordnung, jegt die Generaldebatte über die Zolltarifvorlage zu vertagen bis 
nad; Erledigung der Specialdebatten über die einzelnen Zollgruppen. — Nach 
einer Geihäftsordnungsdebatte bejchließt die Berfammlung nad) Probe und Gegen— 
probe, jowie nad vorgenommener Zählung mit drei Stimmen Majorität, gemäß 
dem Antrage Sonnemann, aljo die Generaldebatte für heute zu vertagen 
und fie am nächften Tage nad Beendigung aller Specialdebatten wieder auf— 
zunehmen.) 


Syndicus Dr. Barth (Bremen) (zu einer perfönlichen Bemerkung): Nur 
zwei Worte und zwar den Ausführungen des Herrn Hafler gegenüber. 

Herr Hafler hat in Zweifel gezogen, ob meine Darftellung bezüglid) der 
Vorbereitungen zu den Beſchlüſſen über die Pol. 2 des Tarifs in der Tarif: 
commiffion vollflommen correct je. Dem gegenüber bleibe ich bei meiner Be— 
hauptung ftehen und ſetze hinzu, daß fowohl von den Protocollen der Eifen- 
Enquöte, wie auch der Baumwoll-Enquöte überhaupt nur 2—3 Eremplare der 
Commiſſion zur Verfügung geftanden haben, und daß e8 nicht möglich geweſen 
ift, überhaupt mehr Exemplare zu befommen. 
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Präfident Prof. Dr. Naffe: Das war feine perfönlide Bemerkung, 
fondern eine thatjächlihe Berichtigung. 

Bezüglich der Ergänzungswahl des Ausſchuſſes habe ih Ihnen mitzutheilen, 
daß abgegeben worden find 82 Zetttel. Es find gewählt worden: 


v. Bojanowsky, Weimar, 
Brentano, Breslau, 
Gneiſt, Berlin, 

Kalle, Biebric, 
Knapp, Straßburg, 
Loewe-Calbe, Berlin, 
Ludwig:Wolf, Leipzig, 
Nafle, Bonn, 
Neumann, Tübingen, 
v. Roggenbach, Bonn, 
Roſcher, Leipzig, 
Schönberg, Tübingen. 


Meine Herren! Wir fommen nun zum erften Gegenftande der Special- 
debatte. 


Es ift fonft in parlamentariſchen Berjammlungen allgemein üblih, daR 
Derjenige zuerft das Wort erhält, welher gegen eine Vorlage ſpricht. Danadı 
würden, wenn wir und dieſer Praxis anſchließen, zuerft die Referenten gegen 
die Tarifvorlage das Wort erhalten und dann die Referenten für die Vorlage. 
Es würde dann entiprechend in der weiteren Rednerliſte fortgefahren werden. 
Diefe Sitte ift aber in diefem Falle nicht ganz genau anwendbar, denn bei Den 
Gejegesvorlagen der Regierung, wie fie in den parlamentariichen Vertretungen 
porfommen, liegen Motive vor; gegen dieſe kann fi) Dann der erſte Redner 
wenden, ber gegen die Geſetzesvorlage das Wort erhält. Hier aber liegen Motive 
nicht vor; die Motive, die in den legten Tagen ausgegeben find, find nur fehr 
wenigen Mitgliedern zu Händen gefommen, nicht einmal den Herren General: 
Referenten. Da fragt es ſich, ob es nicht vielleicht richtig iſt, zuerft die Redner 
für zum Worte zu laſſen, jowie man den Antragftellern in der Debatte zur 
Begründung ihres Antrags zuerft das Wort zu geben pflegt. 


(Die Berlammlung befchließt, zuerft den Neferenten gegen das Wort er— 
theilen zu lafien. Danach erhält zunächſt das Wort) 


Neferent Sombart-Ermsleben (Berlin): Meine Herren! Als wir im 
Jahre 1868, 1869 und 1870 im landwirtbichaftlichen Congrefie, im Zoll: 
parlamente und im norbdeutjchen Reichötage die Zoll: und Stenerfrage debattirten, 
konnte ich mich nie zu dem freihändleriichen Standpunkt meiner Gemwerbögenofjen, 
der Landwirthe, aufichwingen. Auch im Jahre 1873, ald durch den deutſchen 
Reichstag die Eilenzölle aufgehoben wurden, habe ich ſtets gegen dieſes rapide 
Vorgehen gejproben, und noch im Jahre 1876 habe ich dem Antrage der 
Gentrumspartei im Reihötage zugeftimmt, welche, die Ausführung des Geſetzes 
um drei Jahre zu prolongiren, beantragte. Ich betone dies, um Ihnen zu 
zeigen, daß ich nicht radical auf dem einen oder anderen Standpunkte ftebe. 
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Ganz anders fteht die Frage: wie ſtehſt du zu den Getreide, Vieh- und 
Holzzöllen? Das ıft ein Novum für mid und wahrſcheinlich aud für viele 
von Ihnen, denn wer vor zwei Jahren diefen Antrag geftellt hätte, hätte viel- 
leicht den Auf bören müfjen, wie das oft im Reichstage geichieht: ol est 
Zinn? — der ift nämlich Director einer Irrenanftalt. Nach reiflicher Leber: 
legung ftehe ich aber jegt auf dem Standpunkte, daß ich mid) gegen bie Ein- 
führung der Zölle auf diefe drei Artikel erfläre, und dafür will ih Ihnen jet 
mit kurzen Worten meine Gründe entwideln. 

Nachdem die deutſche Landwirthſchaft in den 20er Yahren theils durch 
Ueberproduction, theil® durch die Schwache Kauffvaft der Nation in Folge der 
gewaltigen Kriegsanftrengungen, jo tief gelunfen war, wie nie in dieſem Jahr— 
hunderte, und nachdem viele Taufende von Landwirthen mit dem Bettelſtabe ihrer 
Heimath und ihrem Erbe den Nücden kehren mußten, nad diefer böfen Zeit — 
trogdem im Jahre 1827 die Getreidezölle eingeführt wurden — entftand mit 
dem Anfange der 30er Jahre eine befjere Zeit. Es ging eine Sonne über der 
deutſchen Landwirthichaft auf, und vom Jahre 1830 bis zum Anfange der 60er 
Jahre glaubte man, um mic, eines trivialen Ausdrudes zu bedienen, die Bäume 
‚wollten in den Himmel wachen. Wenn wir an der Hand der Statiſtik fehen, 
daß im Jahre 1830 der Scheffel Roggen, der allerdings ſchon unter 1 Thaler 
in den 20er Jahren gefunten war, ſich bereit8 auf die Höhe von 35 Ser. ges 
hoben hatte, daß er im Jahre 1840 bereits 40 Ser. koftete, im Jahre 1850 
50 Sgr. und endlich zu Anfang der 60er Jahre 67 Sgr. pro Scheffel koſtete, 
und daf der Preis der übrigen Cerealien diefem Mafftabe folgte, dann kann 
man wohl jagen, daß damals eine goldene Zeit der Landwirthſchaft geblüht hat. 
Wie ich aber wiederholt ausgeſprochen habe, war das ein Unglüd; denn was 
wurde durch diefe Zuftände hervorgerufen? Wenn man an der Hand diefer 
Zahlen gemeint hätte, der Werth der Grundftüde und Pachtungen müßte fich 
auch um das Doppelte fteigern, dann fehen wir leider die traurige Erfcheinung, 
daß der Werth der Güter um das Dreifache bis dahin geftiegen war, daß die 
Güter ein Object der Speculation geworden waren und daß der Yandwirth ver: 
lernt hatte zu rechnen. Das Epeculationsobject wurde jegt an den Mann ge 
bradt, mit geringem Capital wurde gekauft, und es dauerte nicht lange, als die 
Nemeſis eintrat und die Landwirthſchaft ſich auf den niederfinfenden Aft begab. 
Bereitd in den Jahren 1863, 1864 und 1865 traten ermäßigte Preife ein. 
Um nicht die genannten Gerealien alle zu berühren, führe ich wieder den Roggen 
an. Er fiel um 14'/, Sgr. pro Sceffel. Dann fam das Kriegsjahr 1866, 
zum Theil eine Mifernte in den öſtlichen Provinzen und noch verjchiedene andere 
Galamitäten, die jo auf die Landwirthſchaft einwirkten, daß mit dem Jahre 1868 
eine wahre Mijere ausbrach. 

Forſchen wir nun nad den Gründen, Jo kann ich bei der Entwidelung 
der Landwirtbichaft neben verjchiedenen anderen Gründen nur einen Hauptgrund 
anführen. Es war allerdings die Entziehung der Arbeitskräfte Durch Die ſich 
immer mehr entfaltende Induftrie, e8 war ber gefteigerte Zinsfuß, weil bie Ins 
Duftrie der Landwirthſchaft ihre Capitalien entzog; aber der wichtigſte Factor tft 
und bleibt der, daß bei einer inzwifchen eingetretenen Unterproduction, alſo bei 
einer größeren Einfuhr als Ausfuhr die Preife finken mußten, und diefen Factor 
juche ich in der Entwidelung unferer Verfehrsanftalten, im Eiſenbahnweſen. 
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Meine Herren! Wenn im Yaufe der Zeit ſich bis jett über Deutſchland ein 
Eifenbahnneg von mehr als 32,000 Kilometern entwidelt bat; wenn auf Diefen 
Bahnen mehr denn 10,000 Pocomotiven durch das Yand rafen; wenn mehr als 
3 Millionen Pferdefräfte den Verkehr vermitteln und während derjelben Zeit 
die ganze Induftrie und der Handel in einem Maße fteigt, wie wir ed nie bisher 
erlebt haben; wenn während dieſer Zeit die Yandwirtbihaft in ihrer Production 
durchaus nicht heruntergegangen ift, die Conſumtionskraft des Volles aber ges 
ftiegen ift und die Preile dennoch in diefer Weiſe finfen: dann tft nad) meiner 
Auffaffung für die Landwirthſchaft ein ungeſunder Zuſtand vorhanden. 

Um bier Abhilfe zu Schaffen, wäre zunächſt die Urfache zu erforichen, die 
id in den Eifenbahnen gefunden habe und namentlich in den jogenannten 
Differentialfrachten, in den Nefactien, im den übrigen Nabatten, jo daß das 
Ansland durch Deutichland hindurch und in Deutichland hinein billiger feine 
Waaren befördert, als Die deutiche Landwirthſchaft. Durch diefen Umjtand find 
ganz verſchobene Berhältniffe entftanden. Die Broductionsgebiete, die ſeit Jahr— 
hunderten durch die natürlichen Entfernungen hervorgerufen waren, find einander 
näher gebract, es find ganz andere Handelöbeziehungen entftanden, und die deutſche 
Yandwirthichaft befindet ſich nach meiner Auffaflung bier in einer Notblage. 
Wenn nun der Yandwirth rechtzeitig zu rechnen gelernt hätte und ſich auf dieſe 
Verhältniffe eingerichtet hätte, dann würde der Zujtand allerdings nicht ein= 
getreten fein. Ich babe es deshalb oft ausgeſprochen und will e8 heute wieder- 
bolen, daß, während 1862 dem deutjchen Hanvelsftande ein Handelsgeſetzbuch 
gegeben wurde, dem die Fabrikbeſitzer, die Aheder und andere große Gewerb- 
treibenden fi) unterorbnen mußten, dieſes Geſetzbuch nicht auch auf den großen 
Grundbefig ausgedehnt wurde, daß er nicht verpflichtet wurde, alljährlih In— 
ventur und Bilanz zu machen, um fid) Rechenſchaft abzulegen über feine Ver— 
mögensverhältniſſe. 

Meine Herren! Durch dieſe Uebelſtände ſind wir nun dahin gekommen, 
daß der Landwirth ſich für reicher gehalten hat, als er in der That iſt, und 
daß ich oft ſagen muß: es hilft nichts Anderes, du mußt abſchreiben. Der 
Fall tritt ſehr oft ein, daß ein Mann, der mit 100,000 Thalern, Gulden oder 
Mark ein Gut zu 300,000 Thalern, Gulden oder Mark gekauft hat, wenn der 
Werth des Gutes nach feiner Rentabilität um geſunken iſt, jest abſolut 
nicht8 mehr beſitzt. Meine Herren! Nach diefer Richtung Hin muß fich 
die Yandwirthichaft einrichten, und ich freue mid, daß diejenigen Männer, die 
im preußiichen Staate während des Anfanges der 60er Jahre die Reinerträge 
für die Grundſteuer ermittelten, nicht von dieſer Schwindelzeit fich erfaflen Tiefen 
und nicht ebenfalls den Speculationspreis zur Bafis ihrer Einſchätzung machten. 
Wir waren um fo leichter in der Lage, auf diefe ſchiefe Ebene zu geratben, weil 
die Grundſteuer befanntlich mit 10 Millionen Thalern nad) dem damaligen Um— 
fange der Monarchie limitirt war; aber deſſen ungeachtet ift die Grundſteuer— 
einſchätzung To, daß nach ihr der Weinertrag bemefjen wird, und ich glaube 
noch mit einem Zufchlage von 50 Proc. den wahren Werth der deutfchen Land— 
wirthichaft wentgftens für Preußen vepräfentirt. In den übrigen Staaten Bin 
ih nicht jo orientir. Wenn man aber den 40:, 50: und noch mehrfachen 
Reinertrag als den Gapitalmerth des Gute8 annimmt, dann fage id, das 
it ein Speculationspreis, und der kann nachhaltig nicht bezahlt, werden, 
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Deshalb bin ich der Anficht, daß die Landwirthſchaft diefer böſen Erſcheinung 
gegenüber ſich einrichten muß. Ich habe aber dabet die Hoffnung, daß, da ich 
auf dem Boden ded Staates und, wenn eö fein fann, der Neichseifenbahn ftehe, 
nad der anderen Richtung hin die Schädigung,” die ich vorhin erwähnte, in 
einer den Eifenbabnen und Dem Vollswohle entſprechenden Weiſe beſeitigt werde. 
Meine Herren! Die Eiſenbahnen ſind ja die Culturadern des Landes und gewiß 
die gemeinnützigſten Anſtalten, die wir überhaupt beſitzen, ſie vermitteln den Ver— 
kehr, ſie ſchaffen neue Werthe. Wenn fie aber der Zummelplag der Agiotage, 
des Actienſchwindels fein jollen, dann hat der Staat und namentlich der Social: 
politifer das Recht, gegen dieſes laisser faire und laisser aller einzufchreiten ımd 
die. Grenzen zu ziehen zwilchen Gemeinwohl und Speculation. Ich hoffe aber, 
daß nach diefer Richtung hin eine Remedur eintritt. 

Was nun aber die Landwirthſchaft anbetrifft, jo freut e8 mid, daß von 
verfchiedenen Seiten vorhin die Kleininduftrie in Schug genommen ift, und ich 
ftehe auf dem Boden, daß wir in der Landwirthichaft, namentlich in Nord: 
deutſchland, mehr auf die Kleinwirthſchaft, mehr auf den Bauernftand zurüd- 
greifen müſſen. Meine Herren! Wenn durch politifhe und andere Verhältniſſe 
ım Laufe ded vorigen Jahrhunderts in gewiſſen Kreifen und Provinzen der 
Bauernſtand audgerottet ift und wenn der Tagelöhner, der dort jetzt noch lebt, 
theild nady Amerika, theils in die Induſtriebezirke, theils in die großen Städte 
zieht, dann, meine Herren, meine id, daß diejer Grundbeſitz, der nicht mehr in 
der Page iſt, Die gehörigen Arbeiter für eine intenfive Wirthihaft zu beichaffen, 
jet aufhören muß zu wirthichaften und einer intenfiveren Wirthichaft plagınacen 
muß. Wenn fie jehen, daß in den ſechs öſtlichen Provinzen von jieben Theilen 
nur vier bewirthſchaftet und drei theils bemeidet werden, theils brach Liegen und 
daß den ganzen Sommer hindurch das Vieh dort meidet, ftatt daß es in dem 
Stalle den Dünger präparirt für die Felder, dann meine ih, daß dort eine 
Aenderung eintreten muß und zwar Durch den Bauern, der mit feiner Familie, 
mit feiner vollen Kraft eintritt. Wir haben gejehen, wie in ber Provinz 
Sachſen, wo ich viele Jahre gewirtbichaftet habe, wo ver gemiſchte Zuftand von 
Groß: und Kleingrundbeſitzern nebeneinander befteht, in der Kegel der Fleine 
Grundbeſitzer weiter fommt, als der große Grundbefiger. Die Bruttoerträge 
find allerdings bei vem Grofgrundbefiger höher, aber die Neinerträge find bei 
dem Kleingrundbefiger größer, und deshalb fage ich, er ift der berufene Dann, 
der da eintreten muß, wo e8 mit dem Grofgrundbefiger namentlich aus Gapital- 
angel nicht mehr gebt. Ich freue mich, daß in Preußen nad) diefer Richtung 
hin eingelenft wird. Im Yandesöfonomiecollegium wird bereit8 die Frage wegen 
der Parcellirung der Domänen in Ausfiht genommen, und darin foll ein Mittel 
gefunden werden, um den Heinen Mann, wenn er nicht das erforderliche Capital 
bat, um fid ein Grundftüd zu kaufen, durch eine Erb: oder Grundrente ähnlich, 
wie wir früher die Erbpacht hatten, in den vollen Beſitz dieſes Grundſtückes 
zu ſetzen. Wenn er dann fo viel Vermögen mitbringt, daß er das Inventarium 
und einen Theil der Gebäude bezahlen fann, meine ich, wäre Die Nente auch für 
die Zukunft dasjenige Mittel, um den fleinen Grundbefiger überhaupt präftationg- 
fähig zu erhalten, 

Meine Herren, treten Sie einmal in das Hypothekenweſen auf dem Lande 
ein, Man borgt ſich ein Capital, man verſchuldet ein Gut zur Hälfte und 
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verfpriht, da8 Capital nad drei oder ſechs Monaten zurüdzuzahlen. Indem 
man dies veripricht, begeht man eine Yüge, Denn, wenn man nicht wieder von 
einem Zweiten oder Dritten das Capital borgen kann, fo iſt man nicht in der 
Lage, das Capital zurüdzuzahlen. Durch diefen Capitalborgſchwindel ift viel Un- 
heil über die deutiche Landwirthichaft hereingebrodhen. Wenn wir aber ein Renten- 
princip an die Stelle des Capitals jegen, wenn die Rente, für die der Ertrag des 
Gutes jährlich die Sicherheit gibt, von Hand zu Hand cedirt werden kann, und 
wenn ein Gapitalift in ver Rente feine Erſparniſſe anlegen kann, alſo in fun= 
dDirtem Vermögen, dann, meine ib, muß ein ähnliches Verhältniß eintreten, mie 
wir es bei dem Actien für Eifenbahnen und vergleichen haben. Es muß nad 
meiner Auffaffung alfo das Hypothekenweſen, es muß das Erbrecht durch die deutſche 
Civilgeſetzgebung in Mitleivenichaft gezogen werden. Denn während wir auf der 
einen Seite den Großgrundbeſitz theilen, kann ich auf der anderen Seite dem 
Pulverifirfoftem, wie wir e8 zum Theil in Deutichland haben, ebenfo wenig das 
Wort reden. Mir ıft ein Kal befannt, der auch jüngft von H. vom Rath 
im Yandesöfonomtecollegium mitgetheilt wurde. Er nannte uns in der Sitzung 
dort eine Gemeinde im Kreife Trier, die bei 120 Befitern 24,000 Barcellen 
bat, von denen die größte drei Morgen, nur 19 zwei Morgen und 12,000 Bars 
cellen unter 10 Quadratruthen groß waren. Meine Herren, hier hört die Möglichkeit 
auf, fi wirtbihaftlich einzurichten, und hier muß eine Zuſammenlegung ftatt- 
finden in ähnlicher Weife, wie ih im Oſten dafür eintrat, daß dort eine Bar: 
cellirung zunächft der Domänen und dann derjenigen Güter, die felbft nicht mehr 
zu wirthſchaften im Stande find, eintrete. Wenn wir im diefer Richtung Wandel 
ſchaffen, wenn wir die Yandwirthichaft jo fituirt haben, daß fie mit voller Kraft 
und Intelligenz vorgeht, dann wäre es Zeit, daß wir auch der Völferwanderung, 
die fi immer von Oſten nad Welten wendet, ein Ende machen und daß die 
Hohenzollern dann wieder in Diejenigen Fußtapfen treten, die ıhre Vorväter be— 
folgt haben, daß fie der Colonifation wieder näher treten und daß der Induftrie 
fo geholfen werde, denn fonft geht Die deutſche Yandwirthichaft der Berarmung 
entgegen. Für Preußen habe ich die genaueften ftatiftiichen Zahlen hierfür in 
der Steuerfraft. Wir haben bekanntlich in Preußen !/,; der Bevölterung in den 
Städten und ?', auf dem Yande. Nach der Grund: und Glaffenfteuer bezahlt 
jeder Kopf der ftäbtifchen Bevölkerung dreimal ſoviel als die Landbevölkerung. 
Bon der Yandbevölferung gehören außerdem noch 16 Proc. der Induftrie an. 
Sie werden aljo zugeben, daß die Yandbevölferung verarmt, und das ift fein 
gefunder Zuftand für das Land. Wir alle, auf welcher Seite wir auch fteben, 
müſſen dahin wirken, daß die Yanbwirthichaft ein wahres, wirfliches, volles Glied 
in der gemeinfamen Kette waterländifcher Gewerbe werde und bleibe, denn nad 
einem alten Sprüchwort heift e8: 
Hat der Bauer Geld, 
Hat's die ganze Welt. 

Um nun auf die Zölle zu kommen, — meinen Sie, daß ein Zoll von 
25 9 auf den Scheffel Roggen irgend einen anderen Einfluß ausübt, als daß 
er ein Odium auf die Yandmwirtbichaft ladet? Ich Ipreche nicht von der Er- 
böhung der Brotpreife, — Die kann bei diefer Kleinen Summe nicht eintreten, 
das iſt und vielfach worgerechnet worden, daß fie bei den Zwiſchenhändlern, 
Bädern u. |. w. fleden bleibt, aber ein Mittel zur Agitation liegt ın diefen 
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25 . Von dem reichen Städter vede ich nicht, der kann auch feine Semmel 
etwas theurer bezahlen, aber der geſammten arbeitenden Glafje, der Social— 
demofratie — ih muß das bier ausiprehen — geben Sie das gewaltigfte 
Agitationsmittel in die Hand. Und was jollen diefe 25 4? ALS Finanzzoll 
dienen, damit beruhigt fi fo mandyer. Ya, die ganze Ausbeute diefer Kom: 
zölle wird von der Regierung nur auf 9—10 Millionen M veranfchlagt, 
während die Cerealien, bloß Weizen, Roggen, Gerfte und Hafer, jährlih einen 
Werth von 3 Milliarden repräfentiven. Nun frage ich Site: was follen da 
dieſe 25 4? Wil man etwa mit Speck Mäufe fangen oder auf irgend eine 
andere Weile dem Yandmann die Hand drüden? Meine Herren, id) kann mich 
auf dieſes Händedrücken nicht einlaffen, ſondern ich fage e8 offen: die Pandwirth- 
ſchaft befindet fi im einer ſehr Fritifchen Lage feit 15 Jahren, und fie kann 
nur mit Staatshilfe aus ihr heraus, indem dieſe das Ueberwuchern der von mir 
geſchilderten Uebelſtände befeitigt und fo die Yandwirthihaft in gefunde Bahnen 
einlenkt. Aber, meine Herren, 

„Gefährlich ift’8, den Leu zu wecken, 

Berberblich ift des Tiger Zahn, 

Jedoch der fchredlichite der Schreden, 

Das ift der Menfch in feinem Wahn,” — 
und hier die ganze Nation, Die arbeitenden Clafien aufzurufen, das ift ein ge— 
fährlihes Spiel und ich ſpiele nicht mit dem Feuer. Ich meine, wenn Bismarck 
den Wahliprudy, der, glaube ich, auf feinem Degen fteht: 

„Laat Hände af, 
't find Näteln dran!‘ 

anwendete, jo würde er nach meiner Auffafjung auf Die Kornzölle nicht eingegangen " 
fein! (Sehr gut! links.) 

Nun babe ich noch einige Worte über Vieh- und Holzzölle zu jagen. 
Wenn ich die Kornzölle verwerfe, obgleih ich gern der Landwirthichaft eine 
Wohlthat erzeigen möchte, fo fann ich mid) noch viel weniger für Vieh- und 
- Holzzölle ausfpredhen. In der deutſchen Yandwirthichaft, wenigſtens wo ich ge— 
wirthichaftet habe, hat man mehr oder weniger die Viehhaltung als ein Onus 
angejehen und erft im meuerer Zeit hat man fich mehr auf die Rindviehzucht 
geworfen. Man hat Bezüge aus allen Yändern gemacht, um gute Racen zu 
erziehen, namentlich hat man Yungvieh aus Holland bezogen, danı aus Däne— 
mark und anderen Yandestheilen. ch habe die ftatiftiichen Zahlen hierüber 
nur im Jahre 1872 in Unmendung ziehen können, weil vorher gegen Elſaß— 
Lothringen und jonft eine Zollgrenze nicht vorhanden war, — da war mehr Ein: 
ald Ausgang von Yungvieh: 90,000 Stück. Die will man jegt mit 4 4 
pro Stück belegen. Meine Herren, id frage, warum? Auf den Ausgang hat 
e8 gar feinen Einfluß, wir verfaufen namentlid) Mafttälber und jo etwas nad) 
England, — aber wohl auf den Eingang. Wenn ein Bauer an der Grenze 
4 M für ein beſſeres Thier bezahlen fol, dann befinnt er jih, und bei den 
Kühen find e8 gar 6 A. Ich betrachte die Einfuhr von Vieh vom landwirth- 
Ichaftlichen Standpunkt aus als einen Veredlungsproceß; wir faufen unfer Vieh 
da, wo es billiger ift, als wie wir es felbft züchten fünnen, wir faufen bie 
Kühe, mugen fie ab, verwerthen fie durch Maſt umd haben unfer Fleiſch. Das, 
was am beften ventirt, der Ochſe, foll mit 20 M Eingangszoll belegt werben, 
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während wir gerade 30,000 Stück Ochfen mehr ausführen als einführen. Vom 
landwirthſchaftlichen Standpunkt aus alſo iſt dies jogar eine Schädigung und 
der Finanzpunkt ift im der That nicht groß, denn im Durchſchnitt der legten 
Jahre führen wir überhaupt nur 290,000 Stüd Bieh ein und aus, und wir 
führen gerade Maftwich aus, aljo bier muß man wägen und nidyt zählen. 

Bei den Pferden ift es ein Unterfchted von 20,000 Stüd; wir erportiren 
rund 45,000 und haben eingeführt 65,000 Stüd. Hierbei müfjen wir aller- 
dings rechnen, daß wir und in dem legten Jahren im Kriegsweſen mehr ver— 
ftärtt haben und daß die Einfuhr vorzugsweile von DOften und von Weiten 
ftattfindet, vom Welten aus Frankreich und Belgien die ſchweren Arbeitöpferde, 
aus Aufland und Polen die feinen Thiere. Was führen wir dagegen aus? 
Luruöpferde, Neitpferde und dergleihen, und darin follten wir den Export gerade 
befördern. Uber Darauf wirft ein Schußzoll von 10 M gar nicht ein, Denn 
bei einem Luruspferde iſt das ganz gleichgültig; wenn aber der Bauer jih ein 
Fohlen oder ein kleines Pferd fauft, fo find 10 M. ſchon viel. — Alſo ein 
Pferdezoll ift ebenfall® zu werwerfen. 

Nun haben wir die Schweine in Betracht zu ziehen, Wenn ich nicht irre, 
bat Fürft Bismard in feinem Briefe gejagt, der fleine Dann joll das Schweine: 
fleiſch billig haben, Ochfenfleifh u. |. w. kommt an ihn nicht. Er erhöht aber 
doch den Schmweinezoll, der 2 4 betragen bat, auf 2?/, M pro Stüd und das 
macht, da wir über 1 Million Schweine mehr einführen al8 ausführen, fchon 
eine erfleflihe Summe, circa 3 Millionen A. Das fünnte man als einen 
Finanzzoll betrachten, wenn man nicht dem Fleinen Marne gern das Schweine— 
fleiſch billig geben wollte. Abgefehen von den vielen Ueberläufern, die über die 
polnische Grenze kommen und die der feine Mann fich kauft und die veredelt 
werden durd) Die Maft, ift der Zoll auf Schweine überhaupt ganz verwerflih. Alles 
Vieh, was wir in Deutichland einführen, veredeln wir und fteigern dadurd die 
Düngerproduction. 8 ift ein großer Unterjchied, ob ih von einem bungrigen 
Thier- oder von einem reichlich gefütterten Thier den Dünger aufs Feld bringe. 

Wenn, aljo die Motive zur Tarifvorlage, die ich allerdings in Händen habe, 
ung jagen, die Viehzucht ift zurüdgegangen, deshalb müffen wir den Zoll ein= 
führen, dann weile ich das Falt lächelnd zurüd, e8 ift das nicht wahr. Wenn 
gezählt wird und wir haben weniger Thiere, fo ift das möglih, aber ihre 
Qualität ift befjer; wir haben jegt ganz andere Thiere ald vor 30, 40 Jahren. 

Ich hätte aber beinahe die Schafe vergeflen. Das Schaf ſoll 1 .% pro 
Stück Zol zahlen. Wir führen 460,000 Stüd ein im Durchfchnitt der Ietsten 
Jahre, und 1,175,000 Stüf aus, wir haben alſo eine bedeutende Ueber: 
production im Yande. Die Ausfuhr geht als Maftvieh vorzugsmweile nad 
Frankreich. Unfere ganze Richtung in der Schafzucht geht jett dabin, daß wir 
Fleiſchthiere produciren; mit der Wollproduction iſt e8 ja leider aus, Auftralien 
fann und billiger bedienen, wir haben uns aljo auf das Fleiſchſchaf geworfen. 
Wenn wir aljo für magere Thiere jest 1.4 bezahlen follen, fo fage ich auch 
hierbei: fort mit dem Viehzoll! 

Nun kommt das Holz. Meine Herren, Fürft Bismard jagt in feinem be- 
kannten Schreiben: der Schugzoll ift jedesmal ein Privilegium für die betreffende 
Claſſe, — und bier haben wir e8 Lediglich mit dem Forftbefiger zu tbun. Der 
iſt ſehr zu unterfceiden vom Landwirth, denn der letztere ift großentheils 
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Pächter, der Forftbefiger ift aber Grunpbefiger, und der Forſt ift, abgefehen von 
fleinen Parcellen, die nicht maßgebend find, vorzugsweife in den Händen des 
Staateß, der Commune und der großen Grundbefiger. Nach der preußiſchen 
Forftftatiftit Haben wir etwa 23 Proc. des gefammten Areals in Wald liegen, 
davon 7%, Prec. dem Staate, 34/, Proc. den Corporationen und 11—12 
Proc. den Privatgrundbefizern gehörig. Es Hat gewiß Keiner mehr Achtung 
vor ‘der preußiichen Agrargefeggebung als ich, die mit dem 14. September 1811 
in dem befannten Yandesculturedict gipfelt, aber man kann, wie man fi) vulgär 
ausdrückt, aud oft das Kind mit dem Bade ausfchüitten und das haben wir in 
der Gemeinheitötheilung gethan, wo wir nicht beffer für die Erhaltung unjerer 
deutſchen Wälder gejorgt haben, durch die Theilung der gemeinichaftlihen Wälder in 
einzelne Barcellen. Dadurd wird allerdings der Waldbeſitzer Leicht geneigt, abzuhol- 
zen, aber nicht wieder zu bewalden, und dadurch find wir jet in die traurige Yage ge— 
fommen, daß wir fuccejfive mehr Holz einführen, als wie wir ausführen fünnen, 
was vor 20 Yahren noch nicht der Fall war. Ich gebe allerdings zu, daß 
durch die Induftrie und durch die Bauluft ſonſt jehr viel Holz in Deutſchland 
gebraucht wird, aber wir find jest dahin gefommen, daß wir allerdings !/, des 
Nutz- und Bauholzes, welches wir in Deutfchland gebrauchen, importiren. Nun 
gejhieht der Import nicht, wie bei der Landwirthſchaft ſonſt, vorzugsweiſe Durch 
die Eifenbahnen, jondern durch die großen Flüſſe, die Elbe, Weichlel, Memel 
u. ſ. w., und das hat bei Weitem nicht fo nachtheilig auf die Forſtwirthſchaft, 
als die Bahnbefrahtung auf die Landwirthichaft eingewirkt. Leider fehlt uns 
noch eine Waloftatiftif; der Reichstag hat ja beichlofien, eine ſolche ebenjo auf- 
zunehmen, wie er im vorigen Jahre die Statiftit für die Feldfrüchte veräffent- 
liht hat. Mir ift aber aus dem preufifchen Etat befannt, daß im Jahre 1830 
die Forften 3,000,000 Thlr. brachten, im Jahre 1810 3,500,000 Thlr., im 
Sabre 1850 5,000,000 Thlr., 1860 6,000,000 Thlr. und 1866 bereits 
81, Mil. Thlr. Wenn id) das Jahr 1367 megen des Hinzutrittes der neuen 
Provinzen nicht in Betracht ziehe, jo weift der Etat für 1868 bereits eine Ein— 
nahme von 12,900,000 ZThlen. auf, alfo rund 39,000,000 A. Im Jahre 
1875 war ber Ertrag auf 51,000,000 „4 und im Jahre 1876 auf 52,000,000 .% 
eftiegen. 
— Meine Herren, Sie ſehen hieraus, daß die Wälder ſucceſſive an Werth 
und im Ertrag geſtiegen ſind, und nun ſoll auf einmal von einer Calamität 
der Forſtbeſitzer die Rede ſein. Ja, wenn Induſtrie, Bauluſt u. ſ. w. ſinken 
und wenn ein gewaltiger Windbruch die Forſten in einer Weiſe decimirt, daß 
mir preußiſche Oberforſtbezirke bekannt find, in denen das I4fache des ein- 
zufchlagenden Ertrages in einem einzigen Jahre durch den Wind gehauen wurde, 
dann tritt eben, wie im Jahre 1876, eine folche Weberproduction ein, daß 
gegenüber der geringen Abnahme wegen des Darniederliegend von Handel und 
Induftrie ein Rüdgang eintreten mußte und daß der Etat pro 1879/80 nur 
45 Mill. in Einnahme geftelt hat, — aber immer noch mehr als dreimal jo 
viel wie in früheren Jahren. 

Ic kann alfo abjolut nicht von einem Nothftande der Forften jprechen und 
muß auch einen ae als verwerflich bezeichnen. 

Daſſelbe gilt erft recht von der Lohe. Ich Habe vorhin gejagt, daß man 
einen Fehler gemacht hat, den Eifenzoll abzuihaffen; wenn man aber auf ein- 

Schriften XVI. — Verhandlungen 1879. 4 
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mal wieder den Zoll auf Pohe einführen will, wenn man das Leber vertheuern 
will, dann frage ich doch: wo bleibt denn da der Conſument, der arme Menſch, 
der Stiefel und Schuhe braucht? Ich denke dabei an den großen Ahnen uns 
ſeres Katjers, an Friedrich Wilhelm J.; der erließ im Jahre 1736 ein Edict, 
worin es hieß: „Auch jollen die Bauern keine Holzpantoffeln und feine Holz- 
ſchuhe mehr tragen, damit die Schufter mehr Arbeit befommen.” — Ya, wenn 
die Regierung erft jo eingreifen will in die nothwendigften Bedürfniffe des Le— 
bens — ich will nicht von dem Bamberger'ſchen Briefe reden, ich ftehe nicht 
auf dem radicalen Standpınft — aber wer 2 >< 2 zu 4 erheben kann, muß 
willen, Daß das eine Schädigung der Geſammtheit ift, wenn wir Leder und folche 
Sachen in dem Mafe, wie es hiernach geſchehen ſoll, vertheuern. 

Aljo meine Herren, ich möchte Ste bitten, ſowohl die Korn, wie die Vieh— 
und die Holzzölle abzulehnen und vielmehr der Landwirthſchaft von unten auf 
aus ihrem Inneren heraus diejenigen Mittel und diejenigen Kräfte zu geben, 
die zeitgemäß und nothwendig find. Ich ſchließe mit einer Strophe von Mar 
von Schenfendorf, ter fingt: 

„Bom Bauernftamm, von unten auf 
Wird fih ein neues Leben, 
In Adelsihloß und Bauernhaus, 
Ein neuer Duell erheben!“ 
(Bravo! Tinte.) 


(Die Berfammlung faßt auf den Vorſchlag des Vorfigenden den Beſchluß, 
bei den Specialdebatten die Referenten nur einmal zu hören, ihnen aljo nicht 
zum Schluß nochmals das Wort zu geben ) 


Correferent Baron Dael von Koeth (Sörgenlod bei Mainz): 

Nah dem umfafjenden Bortrage des Herrn Referenten beichränte ich mich 
auf eine Behandlung der Getreidezölle, um fo mehr, als mir bezüglich forft- 
wirthichaftliher Producte die möthigen fpecielleren Kenntniffe abgehen, und ich 
bezüglich der fonftigen landwirthſchaftlichen Erzeugniffe die Vorſchläge des Zoll: 
tarif-Entwurf8 nur befürworten fann. 

Der Entwurf proponirt für Weizen und Hafer per 100 Kilo 1.4 oder 
per Ctr. Y, 4, für Roggen (Korn) und Gerfte 4 reip. YAM 

Seit Entftehung des Zollvereind und in Preußen feit 1818 beſtand ein 
Eingangszoll auf Getreide, welcher 1856 %/, 4 per Berliner Scheffel betrug. 
Ein ſolcher Getreidezoll beſtand ununterbrochen bis 1865, wo er in Folge 
Zollvertrags mit Oeſterreich vom 11. April 1865 aufgehoben wurde, jo daß 
ſeitdem alles Getreide völlig frei bei und eingeht. 

Was war die Folge? 1865 führten wir 2,540,937 Scheffel Getreide 
mehr aus, als das Ausland bei uns einführtee Dagegen führten wir im 
Durchfchmtt der Jahre 1873— 77 jährlich 25,391,508 Ctr. und 1877 gar 
36,075,061 Gtr. mehr ein, als aus. Das Getreide des Auslands könnn 
nämlich völlig freivon Zoll zu ung, während wir enorme Steuern und 
Abgaben zahlen, von welden ber Ausländer völlig frei ift, für die er billiger 
Weife aber doch ein Aequivalent zahlen müßte. 

Diefe Ueberfluthbung mit Getreide bat ihren Grund in der Ueberpro-= 
Duction des Auslandes, beſonders Rußlands und Amerikas. Diele 
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Länder find vor und begünftigt duch Natur, Gapitalreichthum, zahlreiche, 
wohlfeile Communicationdmittel: Eijenbahnen, Transport zur See, auf Flüffen, 
Canälen und viele fonftige Verhältniſſe. Während wir vielfach wentg Frucht: 
baren Boden, hohe Güterpreife, Mangel an tüchtigen Arbeitskräften, hohe Ar- 
beit8löhne, viele ſchwere Steuern und Abgaben, zu wenig Betriebscapital haben, 
erfreuen ſich unfere ausländifchen Concurrenten vorzüglihen Bodens, geringer 
Bodenpreile, Ueberfluß an Arbeitern, niedriger Arbeitslöhne. Rußland und 
Amerika treiben deshalb wahren Raubbau und die Regierungen unterftügen 
das im jeder Weile. Im Amerika erhält nad) einem Geſetz von 1862 Jeder, 
der erflärt, er wolle amerifanifcher Bürger werben, im ganzen Gebiet der Ber: 
einigten Staaten 160 acres (beiläufig 65 Heft. — 260 Morg.) gegen 
10 Dollars (42 A), jo daß der Morgen auf 16 zu ftehen kommt. 

Die Union allein befist aber an Weizenboven 42,000 Quad.» Meilen, 
alfo mehr wie das Vierfache des Flächeninhalt8 von ganz Deutihland. Dazu 
fümmt dann auch nod der Weizenboven des übrigen Amerifa. Rußland 
begünftigt feinen Getreidebau nod dadurch, daß es auf die Ausfuhr feines Ge- 
treided nach dem Ausland eine Prämie jest und dafür eine befondere große 
Erportprämie bezahlt. Dadurch find die Getreideproducenten und Händler in 
die Page verfegt, noch unter den Preiſen des Inlandes zu verkaufen. 

Während das Ausland fein Getreide frei bei und einführt, erſchwert es 
unfere Einfuhr bei fi mit hohen Eingangszöllen. Sind wir der 
Concurrenz im Inland nicht gewachſen, wie follen wir es bei hohen Eingangs— 
zöllen im Ausland fein! 

Mit wenigen Ausnahmen erheben alle Länder, namentlich auch die wich— 
tigften Getreideproductionsländer, Eingangszölle von Getreide. So insbeſondere 
Franfreich per 100 Kilos amerikanischen Weizen 2 .4 40 4, für ſonſtigen 
Weizen 48 A, Italien für Hafer 88 H, Jonftiges Getreide 1.4 12 4, 
Defterreich für ruffiihen Weizen 3.4, England erhebt an Haferabgaben 
70 %, Amerita per Heftoliter für Weizen 2.4 31 8, für Kom 1.% 
73 H, für Mehl 10 Proc. des Werthes. i 

Ber fo bewandten Umftänden kann e8 kein Wunder nehmen, daß unfer 
Abſatz an Getreide ind Ausland von Jahr zu Jahr abnimmt, wir im In= 
land aber immer mehr von ausländischen Getreide überfluthet werben, und 
die Preife fir unſer Getreide, insbefondere Weizen und Kom, allmählich fo 
berabgedrüdt worden find, daß fie die Productionskoften nicht mehr deden, mit 
Berluft mweggegeben werden müſſen oder in der trügeriichen Hoffnung befferer 
Preife zurückbehalten werden. Wer mit Sachkenntniß ſämmtliche Koften berech« 
net, welche der Getreidebau gegenwärtig werurfacht, wird beftätigen, daß derſelbe 
zur Zeit nicht ventirt, daß er im Allgemeinen die Productiondkoften nicht auf: 
bringt. Einen Beweis dafür mit Zahlen hat Gontard in einer jüngft ver— 
öffentlichten Schrift erbracht, in welcher er detaillirt ſämmtliche Productionskoften 
aufführt, wie fie auf feinem Gute in der Nähe von Yeinzig und auf einer Reihe 
von Gütern in Schleften und Sachſen in den legten Jahren in Wirklichkeit vor- 
gekommen find. Er begründet damit feine Ueberzeugung, daß in den gut culti= 
pirten Gegenden Deutichland® die Productionsfoften Eines Etr. Roggen (Korn) 
durchſchnittlich 9 4 betragen. Für Gerfte ftellten fie fich ebenfo, für Weizen 
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auf 10%, 4. Um folde Preife find im Allgemeinen dieſe Getreidejorten 
gegenwärtig nicht zu verfaufen. 

Der Herr Referent hat die Urfachen der gegenwärtigen Calamität unjeres 
Getreivebaued darin geſucht, daß die Preiſe des Grundeigenthums auf eine 
enorme Höhe getrieben und damit auch die Productiondkoften gefteigert worden, 
während zugleich die Zufuhr ausländischen Getreides durdy die Eifenbahnen mit 
ihren Differential-Tariffägen ſehr erleichtert und billiger geworden je. Ich will 
es nicht in Abrede ftellen, daß in der Zeit der Gründer: und Schwindel-Beriode 
größere und Kleinere Befigungen wie auch einzelne Grundftüde über die Maßen 
bezahlt worden find, namentlich bei Acquifitionen zu Eiſenbahnzwecken, allge 
mein aber bat das nicht ftattgefunten, am wenigften in fpäterer Zeit. Iım 
großen Ganzen hat der eigentliche Aderboven jeit lange feine erhebliche Preis- 
erhöhung erfahren. Die Haupturſachen der Calamität, in welcher ſich zur Zeit 
unſer Getreidebau befindet, find die enorme Ueberproduction ded Auslande® an 
Getreide und der zollfreie Eingang fremden Getreide bei uns. 

Soll e8 mit unjerem Getreivebau beſſer werben, jo müſſen wir fuchen, 
die beftehende Ungleichheit der Verhältniſſe des In- und Auslandes auszu— 
gleihen und, jo weit möglih, eine Gleichheit derſelben herbeizuführen. 
Nicht ein Schugzoll iſt es, wie man fälſchlich allermärtd auspojaunt, den die 
Yandwirthe beantragen. Sie verlangen nicht, daß dadurch die Concurrenz des 
Auslanded mit ihmen völlig ausgeſchloſſen und daß jo unſere einheimiſchen Er- 
zeugniffe: Getreide wie die Producte des Gewerbfleißes, der Induſtrie vertheuert 
werden. Wohl aber halten wir im Hinblid auf die Ungleichheiten, welche 
zwilchen uns und dem Ausland beftehen, zur Ausgleichung derjelben einen 
Ausgleihungszoll für gerechtfertigt. Eine ſolche Ungleichheit liegt in den 
fir den Getreivebau günftigeren Verhältniſſen der ausländiſchen Production im 
Vergleich mit der unjrigen, die wir bereit8 beiprochen. Sie liegt ferner in den 
Steuern und Abgaben, welche wir im Inlande zu zahlen haben, der Ausländer, 
welcher fein Getreide bei uns verfauft, aber nicht. Diele Yaften: Grund-, 
Gebäude, Einfommenfteuer und fonftige Staatsabgaben machen mindeftens 
10 Proc. des Einkommens der Landwirthe aus. Diele Ungleichheiten find es, 
welche bet Fixirung des Eingangszolled ausgeglichen werden follen, um einen 
Zuftand herbeizuführen, bei welchem einigermaßen eine Gleichheit der Berhält- 
nifje beſteht. Ein ſolcher Ausgleihungszoll fol uns in die Möglichkeit 
verjegen, mit dem Fremden unter, wenn auch nicht völlig, doch annähernd gleichen 
Verhältniffen zu concurriren. — Solchen billigen Anforderungen entſprechen Die 
vorgeihlagenen Zölle nicht volftändig. Der für Weizen madt nur 
etwa 5 Proc. des Werthes aus, er dürfte wohl auf 2.4 per 100 Kilos gelegt 
werden. Noch weniger ift der nievrige Sag von 50 A für Roggen (Korn) 
gerechtfertigt. Gerade vom Roggen wird am meiften bei uns eingeführt und bei 
einer fimplen Gontrolgebühr von 50 geht er fo gut wie frei ein. Auch 
wird er vorzugsweiſe in den ärmeren Böden Rorddeutſchlands, in Poſen, Oft» 
und Weftpreußen, Marf, Pommern, Medlenburg u. ſ. w. gebaut, und gerade 
der ärmfte Theil der Bevölkerung ift es, der fid) von feinem Anbau ernährt. 
Der Eingangszoll für Roggen (Korn) bedarf daher entſchieden ebenfall® einer 
Erhöhung auf das Doppelte. Je ſchwerer es für und iſt, mit dem auslän= 
diſchen Getreide auf den ausländifhen Märkten zu concurriren, um fo mehr 
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muß Sorge getragen werben, daß wir dazu auf unferen inländifhen Märkten 
um Stande find, damit unfer Getreidebau nicht immer mehr zurüdgebe, 
jondern und dauernd erhalten werde, gedeihe und zunehme. 

Getreide zu Brod ift die erfte Nothmwendigkeit zum Leben. Darum muß 
jede Regierung Sorge tragen, daß zur Ernährung der Bevölkerung zu allen 
Zeiten ausreichendes Brodgetreide vorhanden ift. Kein Staat darf feine Ange: 
hörigen der Gefahr ausfegen, daß ed an den nöthigen Brodfrüchten fehle, daß 
fie vom Ausland gar nicht oder nur unzureichend und gegen erorbitante Opfer 
beihafft werden können. Deutidhland aber bat noh ein befonderes 
Intereſſe, fih feinen Getreidebau zu erhalten. Seine Boden- und fonftigen Ber: 
bältnifje weiſen e8 auf Yandwirthichaft, insbeſondere auf Getreivebau hin. Diejer 
ift die von der Natur ſelbſt angewieſene Beihäftigung von mehr als der Hälfte 
der Bevölferung und die natürliche Hauptquelle des Wohlftanded unferer Nation. 
Aus ihr ſchöpft dieſe die Mittel, die theil8 zur Erhaltung unfered Lebens un- 
entbehrlich find, theil® dazu dienen, um dagegen taufend andere Dinge einzu: 
taufchen, welche im Leben weiter nöthig find. Diefer Austauſch verfchafit den 
anderen Claſſen der Bevölkerung in Stadt und Land, in Gewerbe, Induftrie, 
Handel u. j. w. Beihäftigung und Verdienft. Wenn aber der Getreidebau, 
wie jeit Jahren, nichts mehr einbringt, wern deshalb der Wohlitand der Land: 
bevölferung immer mehr zurüdgeht, jo müſſen aud alle anderen Factoren der 
Production darunter leiden. Der Landwirth ift außer Stande, feine traurigen 
Berhältniffe zu ändern. Er kann feine Aderfelver nicht in Weinberge umwan— 
deln oder ohne Weitered zu anderen einträglihen Eulturen benugen. Will man 
ihn auf Viehzucht verweilen, jo droht der Rentabilität derfelben durch die jo 
überaus begünftigte, übermächtige Concurrenz des Auslandes ſchon jet große 
Gefahr, wie ſoll e8 erft werden, wenn alle Welt den Getreivebau aufgibt und 
ſich der Viehzucht zumendet ? 

Dem Allen hält man entgegen, daß an ein Aufhören unferes Getreidebaues 
auf feinen Fall zu denken fei, weil ſich immer Yeute finden würden, welche bie 
Felder der feitherigen Beſitzer mwohlfeiler an fich brächten und den Oetreidebau 
fortjegten. Uebrigens fünne man das nöthige Getreide ja aud aus dem Aus- 
lande beziehen. Das ift die befannte Redeweiſe des Freihandels! 

Der Aderboden wird freilich bleiben und fortbeitehen, er gelangt aber von 
Tag zu Tag mehr und mehr in die Hände des großen Capitals des In- und Aus: 
landes, der Güterjpeculanten u. ſ. w, und wird von dieſen aufgelogen. Derjenige 
aber, welcher denjelben feither unter taufend Sorgen und in Noth für fi und 
feine Familie bebaut, geht ohne feine Schuld zu Grunde So verarmt der 
eigentlihe Bauernftand immer mehr, geht feinem ficheren, undermeidlichen Unter: 
gange entgegen, verfchwindet endlich gänzlih und löſt fich im befiglofe Leute, 
Tagelöhner u. ſ. w. auf. ine weile Regierung kann dergleichen nicht wollen, 
ihr Beſtreben muß darauf gerichtet fein, die Landwirtbichaft, vor Allem den 
©etreivebau, dem Lande zu’ erhalten und zu fichern, fie wird deshalb die geeig- 
neten Vorkehrungen treffen und Mafregeln ergreifen, erforderlihen Falls auch 
Ausgleihungszölle einführen. 

Die Freihbandelspartet hat gegen die Forderung von Eingangszöllen 
auf Getreide gar Vieles vorgebraht und ihre Einwendungen namentlich in 
zwei Schriften von Delbrüd und Hausburg veröffentlicht. 
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Delbrüd ftügt fich auf die publicirten Angaben des ftatiftifchen Amtes des 
Deutſchen Reichs, indem er geltend madt, wir hätten im Durchſchnitt von 1873 
bi8 1877 per Jahr nur 22 Mill. Etr. Getreide und Mehl ausge 
führt und überhaupt 27 Mill. mehr bei uns ein= als aus— 
geführt, das beweife, dag wir dieſe 27 Mill. zu unferem Lebensunterhalte nöthig 
hätten und nicht entbehren könnten. Wie wenig das angerufene Beweismittel 
beweift, wie Unrecht man darnach thut, fi auf feine Zahlen zu berufen, ergibt 
fi einfah daraus, daß das ftatiftiiche Amt des Deutjchen Reich Telbft aus— 
drüdlich erflärt bat, daß auf die Ausfuhrzahlen kein großes Gewicht gelegt 
werben Fönne, weil nicht8 die richtigen Angaben und Notirungen der Ausfuhr- 
Artikel garantire, ſo daß die Erhebungen der Ausfuhr um mehr ald 25 Proc. 
hinter der Wirklichkeit zurücblieben. Ueber unſere wirflihe Ausfuhr fehlt 
es daher an jedem Nacmeife und darum am jeder verläffigen Zahl, wie viel 
mebr bei uns ein» als ausgeführt worden. Was die Einfuhr 
betrifft, jo war offenbar nicht alles eingeführte Getreide ausländiſches, 
vieles, was nad den Oftfeehäfen, Stettin, Hamburg, Bremen u. |. w. gebracht 
wurde, war einheimiſches, figurirt alfo mit Unrecht unter der eingeführten 
Menge ausländifchen Getreides. Am allerwenigften fann man behaupten, alles 
mehr bei uns eingeführte Getreide, die falfhen 27 Mill., hätten zu unſerem 
Conſum gedient, jo viel müßten wir daher jährlih aus dem Auslande ein- 
führen. Gar Vieles von dem eingeführten Getreide ift nicht confumirt worden, 
jondern wieder ausgeführt, weil e8 auf Grund von Getreide - Speculationen an 
der Börfe und fonft zwar bei uns eingeführt, aber auch wegen verfehlter Spe— 
culationen wieder erportirt oder wegen zu niebriger Berfauföpreife zum Lagern 
auf den Speicher gebracht worden if. Wir willen alfo nicht im Entfernteiten, 
wie viel von den angeblich mehr eingeführten 27 Mill, wirflih im Inland 
confumirt worden ift. 

Nehmen wir diefe falihe Zahl auch einmal als richtig an, jo wird weiter 
behauptet, die Zunahme der Mebreinfuhr fet durch den zunehmenden Bedarf 
der von Yahr zu Jahr geftiegenen Bevölkerung herbeigeführt worden. 
Delbrüd ſucht das auf unrictige Grundlagen hin durch willfürlihe Annahmen 
und falihe Veranfchlagungen nachzumweifen, Hausburg, indem er Davon ausgeht, 
daß die Bevölkerung Deutihlands von 1854—77 um 50 Proc. zugenommen 
habe, während die Zunahme nur 30 Proc, betragen hat. Seiner von Beiden 
wird Durd Zunahme der Bevölkerung erflären können, daß die Mehreinfuhr 
der Jahre 1868—72 im Durchſchnitt 4 Mill. betrug, die von 1873—77 
aber 27 Mill., aljo 23 Mill. mehr, denn ſchwerlich Hat fich die Bewölferung in 
5 Jahren verjechsfacht ! 

Man hat ferner behauptet, Deutihland fer aufer Stande, das 
ung zur Confumtion fehlende Getreide, die mehrerwähnten angeblichen 27 Mil. 
Etr. anders zu beichaffen, als durch Einfuhr aus dem Ausland, wir könnten 
e8 im Imland micht felbft produciren. Auch dieſe Behauptung ift falich, 
Deutfchland kann fremdes Getreide entbehren, es ift im Stande, feinen Bedarf 
an Getreide auf eigenem Boden zu erzeugen. Engel gibt die letzte Ernte in 
Preußen an Weizen, Spel;, Korn und Gerfte zu 8,751,498,000 Kilo an, 
aljo auf den Kopf der Benölferung 340 Kilo. Er gibt ferner an, daß nad 
den verläffigften Ermittelungen für Brod, Mehlipeilen, Bier und Branntwein 


Special»-Debatte über Getreibezölle. 55 


jährlih pro Kopf. 220 Kilo Getreide erforderlich fein. Darnady wird ber 
Bedarf zur menfchlihen Nahrung durch den Ernte-Ertrag vollftändig gebedt und 
es bleiben 120 Kilo per Kopf noch übrig — im Ueberfluß genug — um Ausfaat 
und Fütterung der Thiere damit zu beftreiten, wozu übrigens aud ſämmtlicher 
Hafer und alle fonftigen Fütterungsartifel verwendet werben können. 

Ein ähnliches freudiges Refultat der vorjährigen Ernte läßt fih aud wohl 
für ganz Deutſchland annehmen; feine eigene Production an Getreide wird 
genügt haben, jeinen Bedarf daran zu beden. 

Aber auch angenommen, Deutihland wäre in der That zur Zeit außer 
Stande, das nöthige Getreide jelbft zu erzeugen, jo fann feine Production 
Doch leiht auf die Höhe des Bedarfs gebradt werden, voraus 
geſetzt, daß es durch einen entiprechenden Ausgleihungszoll vor Ueberfluthung 
mit frembem Getreide und vor zu niedrigen Preifen deſſelben gefichert iſt. 

Zur Zeit find won der Gefammtfläche des Deutjchen Reichs über 25 Proc. 
zum Anbau von Getreide benutzt und dieſe haben per Heftare über 27'/, Ctr. 
Getreide gebracht. Darnach ift noch nidt eine Million Heltaren 
nöthig, um das eingeführte fremde Getreide zu produciren. Es genügt Dazu 
eine Vermehrung unjeres Getreide-Areald von noch nicht 2 Proc. des gefammten 
Flächeninhalts von Deutichland. Dann macht die ganze Getreidefläche immer 
erft 27 Proc. des ganzen Keichögebietes, während jie in Deflerreih, Frankreich 
und England zufammen beinahe 32 Proc. des Flächenraums dieſer Länder, 
5 Proc. mehr, beträgt. 

Aber ganz abgejehen davon kann unfere Getreideproduction aud 
noch in anderer Weiſe gehoben und auf die erforderlidhe Höhe 
gebraht werden. Im vorigen Jahre wurden in Deutichland 379 Mill. 
Etr. Getreide geerntet, wovon die angeblid) mehr eingeführten 27 Mill. den 
14. Theil ausmachen. Es müften alſo, um diefe Einfuhr entbehrlich zu machen 
und alles benöthigte Getreide bei uns felbft zu erzeugen, auf dem nämlichen 
Flächenraum, welder 14 Etr. brachte, 15 producirt werden. Nur einer wenig 
befieren Bewirthichaftung bedarf e8, dieſes Ziel zu erreichen. ine richtigere, 
reichere, insbeſondere ftickftoffreichere Fütterung des Viehes würde meit mehr 
und wirffameren Stallvünger liefern, eine forgfältigere Behandlung deſſelben wäre 
aller Orten vom beften Erfolg begleitet. Die Verwendung chemiſcher, ſog. 
fünftliher Dünger hat im großen Ganzen und namentlich beim Kleinbetrie 
noch viel zu wenig Eingang gefunden, ihre allgemeinere Anwendung würde die 
Production außerordentlich fteigern. Von tieferem Bau der Felder Tiefcultur) 
ift leider noch fehr wenig zu verfpüren, auch die eigentliche Aderbeftellung läßt 
allerwärtd noch viel zu wünfchen übrig. Wie productiv wären zeitweiltger Wechjel 
des Saatgutes, Anbau befjerer, ertragreicherer Getreibeforten und noch viele 
andere Berbefferungen im Betrieb. 

Endlich hat man geltend gemacht, daß durch einen Eingangszoll auf Ge— 
treide dieſes um den Zoll theurer würde, und zwar nicht bloß das eingeführte, 
die 27 Mil. Eentner, ſondern auch das inländifche Getreide, die im Jahre 1878 
eernteten 379 Mil. Centner, fo daß „der arme Mann“ fein Brod theurer 
— müfje als ſeither. Dieſe Behauptungen find fo Leicht zu widerlegen, 
aud in Zeitungen, Brochüren, Reden bereits fo eingängig beiprochen und auf 
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ihren Unwerth zurüdgeführt werden, daß ich Sie wohl damit verichonen muß, 
weiter darauf einzugeben. 

Ih hoffe darnach die Einwendungen, welche man gegen einen Eingangszoll 
auf ®etreide geltend gemacht, widerlegt und die Nothwendigkeit bargetban zu 
baben, einen ſolchen Eingangszoll einzuführen. 


(Die Debatte wirb eröffnet.) 


Brauereibefiger Henrich (Frankfurt a/M.): Meine Herren, geftatten Sie 
mir, in möglichiter Kürze Ihnen den Standpunkt darzulegen, welchen die deutſche 
Brauimduftrie in dieſen Zollfragen und fpeciell in der Frage der Getreidezölle 
einnimmt. Meine Herren, die Dem Reichstage zugegangene Vorlage will Das 
zur Brauerei erforderliche Robproduct, die Gerfte, mit einem Zoll von 50 4, 
das aus demſelben hervorgehende Halbfabrifat, Malz, mit einem ſolchen von 1,20 4 
pro 100 Kilo belaften. Deutichland producirt num jelbft in ven günftigften 
Erntejahren nicht das zum Brauen erforderlihe Quantum. Es iſt ſtets Die 
Hülfe des Auslands erforderlih, namentlich von Defterreich - Ungarn, Rußland 
und Dänemark. In den verfloffenen 5 Jahren betrug nun die durcchichnittliche 
Einfuhr von Gerfte jährlih 7,700,000 Gentner. Dieter Zahl fteht eine Durch⸗ 
ſchnittsausfuhr won nur 3 Mill. Etr. gegenüber. Es geht daraus hervor, daß 
4,700,000 &tr. Gerfte weniger gebaut wurden, al8 zur Herftellung des Bieres 
erforderlich war. 

Im Ganzen wurden nun im Etatjabr 1877/78 rund 40 Mill. Hektoliter 
Bier erzeugt. Da nun zu einem SHeltoliter Bier mindeſtens 50 Pfr. Malz 
oder 65 Pfd. Gerfte erforderlich find, fo waren im Ganzen 26 Mill. Etr. 
Gerfte zur Herftellung diefe8 Quantums Bier nöthig. Hiervon lieferte Defter- 
reich- Ungarn allein durchſchnittlich jährlih 6,200,000 Etr., den 4. Theil Des 
ganzen Bedarfs. Berüdfichtigen Sie ferner, daß die öfterreichiich: ungariſche 
Gerſte, befonders die mähriſche und die bevorzugten ungariſchen Lagen, von einer 
jo vortreffliben Qualität find, daß ich fühn behaupten fann, daß fie nur von 
einer Sorte in Deutſchland übertroffen wird, von der fogenannten Chevaltergerfte, 
die in der Saalegegend gebaut wird. Es gibt viele Brauer, die die mährifche 
Gerſte in den meiften Yahrgängen noch höher ſchätzen wegen ihrer leichten Lös— 
fichfeit. Site werden mir alfo Recht geben, daß, wenn eine Beſchränkung im 
dem Bezug diefer bevorzugten Gerften eintritt, Died unbedingt einen Rüdgang 
der Qualität des Bieres im Allgemeinen zur Folge haben müßte. Die deutſche 
Brauinduftrie wird Diefe bevorzugte Waare aber nicht ganz entbehren 
können, fie wird ſolche auch beziehen müfjen, jelbft wenn fie durch den Boll ver- 
theuert wird. " 

Durd den Zoll wird aber nicht nur das eingeführte Quantum zu Laften 
des Brauereigewerbes vertheuert, fondern auch Das ganze erforderliche Quantum 
erleidet eine Preisfteigerung, gewiß der Zollauflage gleichkommend. 

Nun unterliegt aber das Malz, ehe es verjchroten wird oder kurz nachdem 
ed verfchroten ift, in ſämmtlichen deutſchen Staaten der jogenannten Braufteuer. 
Würde nun der beabfihtigte Gerften- und Malzzoll wirflih im Reichstage 
Annahme finden, jo läge der Fall einer doppelten Befteuerung vor, der das 
Brauereigewerbe äufßerft hart treffen würde. Daſſelbe ift unter den jegigen 
ungünftigen wirthſchaftlichen Verhältniſſen durchaus nicht in der Lage, diefe Mehr— 
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belaftung auf den Conſumenten abwälzen zu können. Die Ueberproduction, die 
heute in dieſem Artikel befteht, läßt dies einfach nicht zu. 

Berüdjichtigen wir nun den zweiten Vorſchlag, auf das Malz einen Zoll 
von 1,20 .# per 100 Kilo zu legen, jo müffen wir zu folgenden Erörterungen 
fommen. Aus 100 Pfd. Gerfte ftelt man 74—75 Pfd. Malz dar; wenn 
wir aljo 100 Kilo Gerfte mit 50 Zoll belaften, jo müßte das Malz nur 
mit 70 oder höchſtens 72 Eingangszoll belaftet werden. Allein aud die 
veutichen Malzfabrifen jollen einen Schugzoll betommen: Aber zu weflen Laften? 
Lediglich zu Yaften der Brauerei, die dieſe Schugbegünftigung aus ihrer Tafche 
zahlen muß. (Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, die Einfuhr von Malz; betrug im 5jährigen Jahrespurd- 
Ichnitt 922,000 Ctr. pro anno, und von dieſer Summe lieferte Defterreich- 
Ungarn allein 867,000 Ctr. Daraus geht jehr Far hervor, daß die deutſche 
Brauinduftrie die öfterreichifche Unterftügung in Bezug auf das Malz durchaus 
nicht entbehren kann. Und wenn der Zoll Gejegeötraft erlangt, fo wird er ihr 
ſchwere Wunden jchlagen. 

Aber nicht genug, daß man Gerfte und Malz mit einem Zoll belegen 
will, — man bat auch das zweite Rohproduct, den Hopfen, der biöher nur 
einen Eingangszoll von 5 4 pro 50 Kilo zahlte, mit 10 M zu belegen vor: 
geihlagen. Meine Herren, der 5jährige Durchſchnitt der Einfuhr in diefem 
Artikel betrug 39,200 Centner jährlih, dem aber die jehr erheblihe Ausfuhr: 
ziffer von 165,000 Etr. pro anno gegenüberfteht. - Für Brauerzwede kommt 
hauptſächlich bei der Einfuhr Defterreih in Betracht, welches feinen vorzüglichen 
Saazerhopfen jendet, dem bei und nur der Spalter in einzelnen Jahrgängen 
gleich geftellt werden kann. Nun betrug die Durchſchnittseinfuhr aus Defterreich 
im Ganzen 22,640 Etr; Dagegen ſandte Deutichland die höchft bemerkenswerthe 
Ziffer von 36,000 Etr. nad Defterreih. Meine Herren, aus dieſen Zahlen 
geht Far hervor, daß die deutſche Hopfencultur feines Schutzzolles bedarf, im 
Gegentbeil, daß der Schutzzoll für fie ein große® Unglüd wäre, denn er würde 
ben jo ſehr bedeutenden Erporthandel in Hopfen aufs allerempfindlichfte ſchädigen, 
obye daß diefer Hopfenzoll einen nennenswerthen Ertrag in die Staatskaſſe ab- 
Tiefert. Meine Herren, auch diefer Artikel wird alfo zu Yaften der Brauerei 
vertheuert werben. 

Allein auch damit ift die Vorlage nod nicht zufrieden, fondern fie hat 
aud noch eine VBergünftigung für das Brauereigewerbe in Ausficht; fie beabfich: 
tigt nämlich in der deutichen Steuergemeinfchaft in der nächften Zeit die Brau— 
malzfteuer auf dad Doppelte des feitherigen Satzes zu erhöhen. 


(Der Präfident unterbricht den Redner mit dem Hinweis auf die abge— 
laufenen 10 Minuten.) 


Meine Herren, ich möchte nur noch die dringende Bitte ausſprechen, ſich 
gegen die Malz: und Gerſte- und Braumalzfteuer im Intereſſe der Brau- 
induftrie auszuſprechen. (Bravo! Linke.) 


Präfident Profeffor Dr. Naffe: Es ift inzwiſchen der Antrag Som» 
bart eingereicht worden, welcher dahin Tautet: 
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Der Berein für Social-Bolitit wolle beichließen : 

„Den dur den Tarifentwurf vom 4. April d. I. in Ausficht genommenen 
Finanzzöllen auf Getreide u. |. w., Vieh, Holz und Lohe u, ſ. w. feine Zu— 
ſtimmung nicht zu ertheilen.” 

Herr Knauer (Gröbers) hat jett das Wort. 


Kittergutöbefiger Knauer (Gröbers): Meine Herren, ich trete vor Sie 
bin nicht als Schußzöllner und nicht als Freihändler, ſondern als Finanzzöllner. 
Der Standpumtt, den ic) in diefer Frage feit 7 Yahren eingenommen babe, ift der, 
daß im Großen und Ganzen neue Finanzzölle für unfer Bolt zur Füllung der 
ziemlich leer gewordenen Staatstaffen noth thun. Der neue Zolltarif hat im Allge- 
meinen auf mic einen jehr günftigen Eindrud gemacht, da er größtentheil® nur 
Fınanzzölle einführen will und nur einigen fertigen Fabrikaten Schutz verleibt. 
Als ich denfelben durchgeleſen hatte und ihm bei Seite legte, ſagte ih mir: 
Schuß der deutfhen Arbeit! Das ift das Motiv, aus dem heraus Der 
Tarif gearbeitet ift, und das trifft nicht allein in Betreff der Induftrie zu, ſondern 
auch in Betreff der Landwirthichaft, für welche zu fprechen ich die Ehre habe. 

Dem Herm Referenten fann ich durchaus nicht beiftimmen, namentlich 
nicht in feinen Schluffolgerungen und in feinem nunmehro uns mitgetheilten 
Antrage. Wir beide haben auf manchem Gebiete zufammengelämpft, aber jetzt 
ift er mir doch zu ſehr Bhilanthrop geworden, und ich fann ihm in dieſen dorf- 
grünberifchen Ideen nicht folgen, er will die Verbeſſerung der Landwirthſchaft 
hauptſächlich herbeiführen durch das Coloniſationsſyſtem, indem er Bauern machen 
will. Nach meinem Dafürbalten werden Bauern nur von Bauerfrauen geboren 
und find auf andere Weiſe nicht zu ſchaffen. (Unrube.) 

Der Bauerftand ift nicht fünftlich zu erzielen, jondern es ift ein in ſich 
geichlofiner Stand, der aus fich felbft hervorgehend nur durch Bildung und 
Fortſchritt und nicht durch Coloniſation gefördert werben fann. Ich halte dafür, 
daß Sie als Induftrielle das Recht und die Pflicht haben, den Bauernftand zu 
heben, damit er das nöthige Getreide probucrt. Im Ddiefer Beziehung ftimme 
ide dem Herrn Gorreferenten von ganzem Herzen bei: es iſt ein Leichtes, _ die 
fehlende Production jelbft bei ums zu erzeugen, und dann haben die Zölle, über 
die wir heute ftreiten, gar feinen Werth mehr, dann produciren wir das Ge— 
treide, wa® wir brauchen, jelbft und nur bis dahin bedarf die Landwirthſchaft 
eines Schutzes. 

Meine Herren, ich bin Bauer, d. h. ich beſitze ein Bauerngut, ich ſtehe 
dem Bauernftande und dem Kleinbefig fehr nahe, ich lebe mitten unter ihm. 
Wenn ich bier fpreche, jo ſpreche ich nicht für mich, denn wenn überhaupt eine 
Schädigung durch die Zölle eintritt, jo würden fie mich jehr hart treffen, weil 
ich viel mehr ausländiſches Getreide kaufe und in meiner Wirthichaft conſumire, 
als ich inländifches Getreide verkaufe. (Hört! Inte.) 

Ic ſpreche alfo nur für meinen Stand. Aber das ift mir klar geworden, 
daß in Deutichland die Induſtrie nicht, wie behauptet worden iſt, an einer 
Ueberproduction gelitten hat, jondern daß wir an einer Unter-Conjumtion leiden. 
Ob fie Freihändler oder Echugzöllner find, das müfjen beide Parteien aner- 
fennen, die Landwirthſchaft befindet fid in einer Kriſis, umd auch der Herr 
Neferent hat das anerkannt, und dennoch fommt er zu dem Schluß, den Sie in 
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feinem Antrage haben hervorheben hören. Meine Herren, die Landwirthſchaft 
im Allgemeinen bedarf eines Finanzzolls, damit fie nicht die ſämmtlichen Laften 
des Staates durch directe Steuern aufbringen muß, was jett jchon nicht mehr 
möglich ift. — (Heiterkeit Tinte.) 

Ganz gewiß, meine Herren, der vorgefchlagene Getreidezoll ift nur ein 
Finanzzoll. Ich werde Ihnen jagen, weshalb. Ich babe von dem Wispel Ge- 
treive, den ich verkaufe, ca. 10 M Staats: und Commumalabgaben zu zahlen, 
und da wünſche ich, daß auch der freinde Getreideverfäufer, wenn er bier in 
Deutichland gleich mir Getreide verkauft, auch diefe 10.4 zahle. Ich münfche, 
daß der Staat Daraus eine Einnahmequelle habe, um feine Einwohner mit 
Steuern zu entlaften. Jetzt werden Ste mich begreifen, warum ich den Zoll 

‘haben will; ich will feinen Schuß, fondern im Getreidehandel nur Gleichftellung 
mit dem Ausländer. 

Meine Herren, wie die Unterconfumtion auf uns gewirkt hat, das kann 
ih Ihnen durch ganz Mare Beifpiele beweilen. Das Fleiſch, was wir producirt 
haben, hat 36—39 „4 pro Ctr. Pebensgewicht gekoftet, — heute koftet daſſelbe 
30—33 M pro Ctr. Denken Sie fih, wie dad wirft. Wenn wir 42 Mil. 
Deutiche haben und annehmen, daß die kleinen Kinder und die Leute, die in ihren 
Berhältniffen nicht geſchädigt find, vielleicht 12 Millionen Einwohner ausmachen, fo 
bleiben 30 Millionen übrig, Die Durch die Zeitverhältniife gelitten haben und deren 
Confum zurüdgegangen if, Wenn nun von diefen 30 Millionen jeder täglich) 
ein Stüdchen Fleiſch wie mein Daumen groß weniger ift, jo macht Das täglich 
ein Loth Fleiſch (Heiterkeit), diefe 30 Millionen machen 1 Mill. Pfd. oder 
10,000 Ctr., das macht täglih 1000 Ochſen, die weniger conjumirt werben. 
So wirken die fleinften Ziffern in der National=Deconomie ſchließlich in ganz 
enormer Weile, und der Einzelne fieht und merkt e8 nicht. 

Meine Herren, ich komme mun zu dem Tarif, den ih mit Freuden an- 
nehmen würde, wenn er en bloc angenommen werben fünnte. Meine Herren, 
ic) für meine Perfon würde den Tarif annehmen und auch viele meiner Standes- 
genoffen in den Mübenbaudiftricten, wenn fir die Landwirthſchaft auch nicht 
1 4 drin ſtände. Wir meinen, ber Zarif wird Deutichland wieder höch 
bringen in feiner Imduftrie und wird Arbeit ſchaffen im eigenen Lande und dann 
bat die Landwirthſchaft die natürliche Abfatquelle, und deshalb gehen wir mit 
der Induſtrie Hand in Hand und wünfchen ohne Egoismus der Imduftrie Glüd 
und Segen zur Durhbringung des ganzen Tarif. (Bravo! rechts.) 

Aber das Gro8 der Landwirthe in der Norbveutichen Sandebene bedarf 
auch der Fleinen Getreidezölle; deshalb bin ich auch wie der Herr Gorreferent 
gegen die projectirten 25 4, für Roggen. Ich will die Gerfte nicht berühren, 
aber 25 für Roggen find fein Finanzzol, fondern nur eine Gontrollabgabe; 
ſollte ein Finanzzoll eingeführt werden, jo müßte man doch das Getreide am 
meiften fallen, wa® am meiften importirt wird und das ift der Roggen. 

Nun, meine Herren, der Herr Correferent hat ſchon auseinander gefekt: 
wir Weizenbauer bedürfen eines Zolles nicht, aber die Roggenbauer in Schlefien, 
der Markt und Pommern, — aud auf meiner Fahrt durch Heffen u. f. m. 
babe ich faft nur Roggen gefehen. Deshalb würde ich mich freuen, wenn fich 
die Reichstagsabgeordneten zu der Höhe emporichwingen fünnten, ihren leidenden 
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Brüdern auf dem Lande entgegenzufommen und entgegen dem Zarif zu be- 
ſchliehen: Roggen joll einen Finanzzoll von 50 4, pro Etr. tragen. 

Sie denten, das wirft ald Schußzoll, aber ich werde Ihnen beweilen, Daß 
ein folder Zoll von 50 4, gar feine Bertheuerung berbeiführt. Sie wiſſen 
Alle, daß aus Roggen Brod gebaden wird, und zwar aus einem Pfd. Roggen 
ein Bo. Brod. Ich hatte vor Kurzem einen Vortrag über diefe Sache zu 
halten. Da kaufte id) mir verſchiedene Brode, weil ich wiſſen wollte, wie ſich 
der Brodpreis zum Roggenpreis verhielt. Und ftaunen Sie, meine Herren, am 
10. März babe ich für 50 8 3%, Pfd. Roggenbrod vom Bäder gelauft, be- 
rechnen Sie fid) das, e8 macht 286 „4 auf den Wispel. Un demielben Tage 
war der Roggen im Marktbericht mit 130 4 verzeichnet, der Bäder nahm 
alfo einen ungerechtfertigten Gewinn von 156 4 am Wispel. Glauben Sie 
alio, daß da eine Steuer von 50 8 pro Etr. irgend einen Einfluß auf den 
Brodpreis haben fan? 


(Der Präfident unterbricht den Redner mit dem Hinweis auf die abge- 
laufenen 10 Minuten.) 


Meine Herren, das Andere, was ich noch fagen wollte, können Sie ſich 
nad) dem Vorhergeſagten ſchon jelbft denken. (Heiterkeit. Bravo! rechts.) 


Nedacteur Dannenberg (Hamburg): Meine Herren! Einer der vor 
bin aufgetretenen Redner hat der Partei der Freihändler vorgeworfen, fie beſtehe 
aus Egoiften, und der eben abgetretene Vorredner meinte, fie jet jo philanthro- 
pilh, daß man nicht mit ihr auskommen könne. Vielleicht verftändigen fi bie 
Herren mit einander über einen Durchſchnitt ihrer Meinungen, e8 kommt dann 
möglicherweile etwas ganz Vernünftiges heraus. 

Die Hauptmotivirung, die für die ganze Forderung der Getreidezölle vor— 
gebracht wird, ift vie: es haben durch die ftattgefundene Berbefferung der Ver— 
tehröwege ſich die Abjatwerhältniffe für Getreide jo verändert, daß jet vom 
Auslande große Maflen Getreide hereintommen, weldes unter günftigeren Be- 
dingungen producirt wird, al® das deutjche Getreide, und darum jolle zur Aus— 
gleihung das fremde Getreide mit einem Zoll belegt werben, 

Erlauben Sie mir, meine Herren, Sie in eine gar nicht weit zurüdliegende 
Vergangenheit zurüczuführen und ihnen vorzuhalten, wie diefelbe Verlehrsum— 
wälzung jchon einmal pafjirt ift, nur mit einem anderen Ausgang. In meiner 
Yugendzeit, deren ich mic noch vollfommen erinnere, koſtete in unjerer Gegend 
das Pd. Fleiih 2—2"/, Sgr., die Butier 4 Sgr. Damals gab es noch feine 
Dampfſchiffe nah England, und die Eifenbahnen fingen auch erft an. Später 
ftiegen die Preife, man hat Eifenbahnen gebaut und dieje haben vor Allem dazu 
beigetragen, den Wohlftand des platten Yandes zu heben, denn der Abſatz der 
landwirthſchaftlichen Producte fteigerte ſich durch dieſe Verkehrsverbeſſerungen 
weſentlich, ohne daß dieſe Verkehrserleichterung auch gleichmäßig Denen zu Gute 
kam, die die damalige Steigerung dieſer Producte tragen mußten. Ich weiß 
aus meiner Yugendzeit mich zu erinnern, wie außerordentlich ſchwer die confu= 
mirende Bevölferung die Folge der Verkehrsverbeſſerungen damals getroffen bat, 
daß nämlid in furzer Zeit der Berkaufspreis des Fleifches von 2, auf 7 bis 
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10 Sgr. geftiegen ift und für Butter in noch höherer Progrefiion. Damals 
war für die Landwirthichaft ein goldenes Zeitalter; damals hat fie nicht geflagt 
über die eingeführten Verkehrsverbeſſerungen, jest bat die Verbefferung einen 
Grad erreicht, daß fie aud einmal auf die Landwirthſchaft zurückſchlägt. Seien 
Sie gerecht und laſſen Sie denen, die früher Ihnen haben die goldenen Eier 
liefern müffen, aud einmal die Chance, fih ein wenig zu erholen, und durch 
die Verbeflerung der Verkehrswege ihre Lebensmittel etwas billiger zu beziehen. 
(Bravo! links.) 

Wenn das, was durch die Verbejferung der Communicationswege in jehr 
erfreulibem Maße der Landwirthichaft zu Gute nefommen ift, einmal einem 
anderen Theile der Gefammtbevölterung in viel geringerem Mafe zu Gute 
fommt, jo behaupten Sie nicht, daß Ihnen Unrecht gejchieht, jondern denken 
Site, was Ihnen recht war, ift aud Anderen billig. 

Was die Behauptung anbetrifit, e8 habe feine Webertheuerung in den 
Preifen der Güter ftattgefunden, fo werde ih Ihnen einige wenige Zahlen vor= 
legen, welche darthun, daß jene Behauptung in Bezug auf diejenigen Gegenden, 
aus welchen meine Zahlen ftammen, durchaus irrig ift. Ich habe Durch perſön— 
liche Belanntichaft Gelegenheit gehabt, Die verſchiedenen Verkaufswerthe eines 
bäuerlichen Grundſtücks und eines Ritterguts im Schleswig-Holſteiniſchen genau 
feftzuftellen, ich weiß ganz gewiß, daß die Zahlen zuverläljig find. Es iſt ein 
bäuerliche8 Grundeigenthum im Jahre 1824 verfauft worden zu 6000 .4 Courant 
gleihh 2400 Thlen., daſſelbe Grunpftüd ift im Jahr 1843 verfauft worden für 
15,000 .4 Courant und im Jahre 1873, als ja befanntlich überall der Aufihwung 
den höchſten Stand erreicht hatte, für 78,000 4 Courant. Im vorigen Jahre it 
es in Folge des Concurſes des Käufers wieder verfauft worden, und es ıft ber 
unerbörte Fall eingetreten, daß e8 nur 61,400 „4 gebradt hat. Damit fol 
bewiejen werben, das Eigenthum auf dem Yande gehe im Werth zurüd. Yun 
dieſe Summe ift noch immer faft das Yache deſſen, was im Jahr 1824 bezahlt 
worden if. Das fpricht nicht dafür, daß der Grundwerth jo fehr gelunten 
wäre. Ich möchte wohl wifjen, wo fonft ein anderes Berfaufsohject in der 
Weiſe geftiegen ift. 

Das Rittergut ift im Jahre 1819 verkauft worden für 28,000 Thlr., 
im Jahre 1852 für 60,000 Thlr., 1856 während des Krimfrieged für 
114,000 Thlr., 1863 für 170,000 Thlr., 1865 für 201,000 Thlr., 1871 
für 285,000 Thlr., und jest ſteht e8 ebenfalls im Concurs im December 1877 
zu 214,000 Thlr. Sie ſehen, wenn das eine naturgemäße Steigerung ift und 
die noch jet gebliebenen Preife naturgemäß find, dann ift feine Calamität vor- 
handen. Wollen Sie das aber nicht als naturgemäße Verhältniſſe anerkennen, 
jo ift erwiefen, daß auch ländliches Grundeigenthum fi dem Schwindel fo 
wenig bat entziehen fünnen wie irgend ein andered. (Sehr richtig! Tinte.) 

Dann ift ſehr viel davon geſprochen worden, welche ſchädliche Wirkung die 
Einfuhr von 26, 28 oder mehr Diillionen Gentner fremden Getreide auf das 
landwirthichaftlihe Gewerbe ausübt. Meine Herren! Darf ih Sie bitten, ji 
einfah das Bild auszumalen, wie e8 in Deutſchland ausgefehen hätte, wenn die 
28 Mill. Str. nicht eingeführt wären. Diefe 28 Mill. Etr. find doch im 
Deutfchland nicht eingeführt worden, um fie ind Waſſer zu werfen, jondern nur um 
zur Ernährung zu dienen, und ihr Fehlen würde Zuftände erzeugt haben, an 
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die man, gelinde geſprochen, nur mit großer Betrübniß denken lönnte. Wenn 
Sie fich jet bejchweren, daß dieſe Einfuhr da ift, da frage ih: find Ste über- 
haupt im Stande, dieſelbe entbehrlich zu machen? Der legte Herr Rebner hat 
gemeint, es fei eine Kleinigkeit, die Production weſentlich zu fteigern, etwa um 
10 Proc. Meine Herren! Ich halte das nicht für eine ſolche Kleinigkeit, ich 
wüßte nicht, wo in Deutichland jo große Streden brauchbaren Landes brady- 
lägen, daß ihre Cultivirung die Production ohne weitered um 10 Proc. fteigern 
fönnte, zumal da die Bevölkerung jährlih um 1 Proc. zunimmt, 

Nun jagt man, e8 kommt bauptfächlic diefe Zufuhr aus Amerika; dort 
eriftiren fo überaus günftige Productionsbedingungen und trogdem legt e8 einen Zoll 
auf Gerreive und Mehl. Diefer amerikaniſche Zoll auf Getreide und Mehl ift 
das unfchuldigfte Ding von der Welt; Sie können ebenfo gut irgend einem 
Menſchen verbieten, Ihnen eine Million zu ſchenken; wie in Amerika einen Zoll 
auf Mehl erheben. Es kommt ganz gewiß ebenfowenig Jemand in die Yage, 
Mehl und Getreide nad) Nordamerika einzuführen, wie Jemand Ihnen eine 
Million zum Gefchent anbieten wird. Was aber die Befteuerung anbetrifft, 
fo befigt der nordamerifanifche Staatsbürger den zweifelhaften Vorzug, das höchft- 
befteuerte Subject auf Gottes Erdboden zu fein; jedenfalls bezahlt er erheblich 
mehr Steuern als der deutiche Landwirth. 

Der Herr Eorreferent hat ausgeführt, er müſſe von feinem Einftommen 
jährlih 10 %, an Grund» und Gebäubdeftener, an Einfommenfteuer u. |. w. be— 
zahlen und dies als etwas ganz Ungeheuerliches Hingeftelt. Wenn er mir bie 
Ehre erweifen will, mich in Hamburg zu bejuchen, jo will ih ihm nachweiſen, 
daß mir dort eine Grundfteuer von 10 bis 12%, vom Bruttoertrage bezahlen 
und die anderen Steuern nod dazu. Des Terneren ift auch von dem Herm Cor 
veferenten ausgeſprochen, ein Kornzoll in der vorgefchlagenen Höhe könne nichts 
belfen, es jei nöthig einen Zoll zu erheben in der Höhe von mindeftens 2 A. 
In Hamburg haben wir ein Spridwort: „Wir oder nie“, — der Herr Cor: 
referent iſt jedenfall eim entichievener Anhänger des Erfteren, Wenn er aber 
glaubt, daß er die Ausfichten der Landwirthichaft, Getreidezölle zu erhalten, da— 
durch gebefjert hat, jo dürfte er fich irren. Wiederholt ift betont, e8 fer nichts 
fo nachtheilig für die Inpuftrie geweſen, wie die fortwährende Unficherheit; wenn 
Sie aber diefe Unfiherheit in Permanenz erflären wollen, dann ftimmen Sie 
dafür, daß die Getreide» und Viehzölle angenommen werden, denn von Dem 
Augenblid, we fie angenommen find, haben Sie feine Minute Ruhe mehr, daß 
die Zölle beftehen bleiben. Bon dem Augenblid geht eine Agitation los, gegen Die 
die jetige ein Kinderfpiel ift, die getrieben wird von der Yeidenichaft der Maſſen, 
die jet noch nicht daran glauben, daß die Zölle jo angenommen werden fünnten, 
wie fie vorgeihlagen find. Wenn Sie Ihr Zollproject durchführen wollen, dann 
können Sie e8 nur Durchführen, indem Ste die Getreide: und Viehzölle fahren laſſen. 

(Der Präfident unterbricht den Redner mit dem Hinweis auf die abgelaufenen 

10 Minuten.) 

Ich Ichließe mit dem Wunfche, daß der Antrag des Herrn Referenten an— 

‚genommen werben möge. (Lebhaftes Bravo! links.) 


Weimann (Offenbah): Meine Herren, das Hauptargument gegen die 
Setreidezölle ift bisher immer das geweſen, daß Deutichland die Einfuhr ver 
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fremden 27 Millionen Centner abfolut nicht entbehren könne und daß in Folge 
defien der Preis, der um 5 „#4 pro Wispel erhöht werden würde, auch bei dem 
ſämmtlichen inländifchen Getreide um fo viel aufichlagen würde. Das ift ja in 
ie Brohüre Delbrüdse — e8 heißt wenigſtens, er ſei der Berfafler — 
enthalten. 

Nun ift aber feinerzeit, als man die Einfuhr des ruſſiſchen Roggens zuerft 
nad Deutichland verjuchte, von einem Bedürfniß dazu thatſächlich feine Rede 
gewejen. Diejes angebliche Bedürfniß ft genau mit dem Moment der Zoll: 
befreiung eingetreten. Im Gegentbeil, e8 ift den Händlern, welche mit ruſſiſchem 
Korn bandelten, ſchwer gefallen, Liebhaber dafür zu finden. Ich bin feinerzeit, 
als diefer ruffiihe Roggen anfing, lebhafter eingeführt zu werden, felber Beſitzer 
eined Gutes, mit einer Mühle verbunden, geweſen, und da ift wiederholt ein 
Agent nah dem anderen gefommen und hat mir ruffiihen Roggen angeboten. 
Ich Habe ihn ſechs Mal nicht angenommen und babe das fiebente Mal eine 
Probe gemacht. Der ruffiiche Roggen ift fozufagen fürmlih in die Mühlen 
eingefhmuggelt worden; er ift mit 3/, inländiichem Roggen zufammengemifcht 
und als inländiiher Roggen verkauft worden. Das war die Blüthezeit der 
Händler mit ruſſiſchem Roggen. Allmählich haben die Müller ihre Einrichtungen 
dem ruffiihen Roggen ganz und gar angepaßt, es war das feine Kleinigkeit. 
Auperdem mußten fie auch das Bäderpublicum beranziehen, die Bäder mußten 
ſich auf Das Verbacken, welches ſehr verjchieden tft von dem mit Mehl aus 
inländifchem Roggen, einrichten. In Folge defien war die Maffe der Einfuhr 
ruffiihen Roggens von vornherein nicht gleich fo enorm als fie wohl fonft gleich 
es gewejen wäre. Niemals ift aber das Beftreben der Händler nur dahin ge= 
gangen, das Defictt des Noggenausfalld in der Ernte zu deden, fondern fie find 
über diefe Grenze hinausgegangen und mit dem inländiichen Roggen in Con— 
eurrenz getreten. Das war ein zu ſtraffes Anipannnen des Bogens feitend des 
Handel, und dadurch bat er ſich einen großen Theil der Landwirthe zu Geg— 
nern gemacht, der heute fonft noch auf feiner Seite geftanden hätte. Es handelt 
ſich nicht um die 5 .4 Aufichlag, fondern darum, daß der inländiſche Landwirth 
in die Lage gebracht wird, tiberhaupt fein Getreide nicht mehr zu ruſſiſchen 
Koggenpreifen verkaufen zu können. Ich habe mich im Odenwald davon über: 
zeugt, wo lediglich derartige Meine und zwar meift ſchuldenfreie Beſitzthümer 
vorhanden find, wie fie Herr Sombart zur Löſung der Nothlage der Landwirth— 
Ichaft wünſcht, daß man thatfächlich nicht zu den Breifen des ruſſiſchen Roggens 
den inländiſchen Roggen bat verkaufen können. Man hat verſucht, die in— 
ländiſche Frucht nach Probe an der Mühle zu ruſſiſchen Roggenpreiſen zu ver— 
kaufen, er iſt nur unter dieſem Preiſe zu verkaufen geweſen. Das mag an den 
großen Handelsplätzen anders liegen, hier aber liegt es fo im praktiſchen Leben, 
Das bat auf mich einen großen Eindrud gemadt. Aus diefem Fall kann man 
ſehen, daß bei dem Meinen Yanbwirth die Sache prattifch folgendermaßen Tiegt: 
Der Müller fagt fich, für den ruffiichen Roggen habe ich einen zwei=, dreimonatlichen 
Credit, ich befomme fo viel, wie ich haben will, zu jeder Zeit von den Groß: 
händlern in Frankfurt, Mannheim u. ſ. w., und deshalb ift e8 weit bequemer, 
ruffiihen Roggen zu beziehen als inländifchen, den ich gleich bezahlen und in 
fleinen Partien zufammenkaufen muf. Das ift die Yage, in bie der Hanbel die 
Production verjegt hat, und diefe Anficht über eine Miſſion, die der Handel zu 
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haben fcheint, möchte ich eine verfehlte nennen. Er bat lediglich jein Wohl im 
Auge gehabt und einen Gewinn gejucht, ohne Rüdjiht auf den Ruin unjerer 
Landwirthe. 

Meine Herren! Diejenigen, welche fich für den jo berühmt gewordenen 
Confumenten jo fehr interelfiren, das find in erfter Linie die Geeftädte, und von 
den Seeftäbten wird ber Conſument in der Liebevollften Weiſe behandelt! Es 
wird nämlid in Bremen von dem Gonfumenten für 100 Kilo Weizen 2,15 .4 
erhoben, der Roggen wird ebenfall8 mit einer Conſumtionsſteuer belegt, Gerfte 
und fonftige® Getreide in Hamburg mit 1,03 „4, Roggen mit 0,70 M. Es 
ift natürlich ein großer Unterjchied für den Handel, ob man eine ſtädtiſche Ab— 
gabe erhebt oder einen Zoll an der Landesgrenze, für den Conſumenten aber ift 
das ganz gleichgültig, für 2 fommt es nur Darauf an, ob der Roggen über- 
haupt vwertbeuert wird. Alſo dort erheben die Herren von den Confumenten 
ſchlank weg einen Zoll, aber vem Lande können fie den Zoll angeblich des 
Conſumenten wegen nicht bemilligen! Allerdingd wird der Zoll einen beträchtlichen 
Einfluß haben, aber nicht auf die Brodpreife. Ich bin mir über die Folgen 
der Einführung des Getreidezolld ganz abjolut Far: er wird den Getreidehandel 
Ipeciell in ruſſiſchem Roggen zum Theil unterbinden. (Hört! hört! links.) 

Ja, meine Herren! Das wiederhole ich ſehr gern: Den Getreidehandel, 
der auf Koften der Landwirthe betrieben wird, und die Landwirthe factiſch 
ruinirt, jo lange dabei ein Gewinn für den Handel berausichaut (Beifall 
rechts; Widerſpruch links), diefen Handel möchte ich in diefer Richtung unter= 
bunden jehen. Dann wird man dahin kommen, mehr nad) der Nachfrage das 
Angebot zu reguliren, als für die Einfuhr von ruſſiſchem Roggen für deſſen 
Ablag im Lande werben zu laſſen, unter Hinweis, daß er viel billiger fer als 
inländiiher. Meine Herren! Wie lange wird er denn noch billiger in? Eine 
Grenze ift wirklich ſchon Längft nicht mehr vorhanden. Der Berliner Inländer: 
Detail-Marttpreis fteht heute ſchon unter der Börfennotiz für ruffiihen Roggen. 

Ih glaube aljo, daß man fich unter diefen Umftänden zwei Mal befinnen 
muß, ob man- fich zu Gunften dieſes Handel® oder einer Production entjcheidet, 
die mehr als die Hälfte der Bewohner Deutichlands umfaßt und ernährt. Für 
mid ift daß Refultat durchaus nicht zweifelhaft, ich halte Die von Herrn Sombart 
vorgejhlagene Refolution für ablolut unannehmbar. (Lebhaftes Bravo! rechts). 


Brof. Dr. Naſſe (Bonn)*): Meine Herren, die Allianz zwiſchen den 
agrariichen und den induftriellen Schugzöllnern ift ohne Zweifel das dharal- 
teriftiiche Moment der gegenwärtigen politiihen Situation und eine Thatfache 
von der größten Bedeutung, denn darin liegt die ganze Ausfiht auf Erfolg der 
Tarifoorlage, welde gemadt iſt. Die Alltanz ift in der That eine auferordent- 
liche Erſcheinung. Alle die großen Theoretiter des Schugzolld, auf melde die 
Herren induftriellen Schutzzöllner fi immer berufen, find entjchieven Gegner 
der Zölle auf Getreide und landwirthſchaftliche Producte gewejen, Lift, Carey 
haben zu verichiedenen Malen ſich entjchieven dagegen ausgeſprochen, daß von 
landwirthicbaftlihen Producten Zölle erhoben werden. In kaum irgend einem 
Yande jind auch bisher die Yandwirthe mit den Induftriellen in Zollfragen Hand 





*) Der Bicepräfident Freiherr von Roggenbad übernimmt bas Präſidium. 
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in Hand gegangen, jondern faft immer bat fi ein Gegenfag geltend gemacht, 
und ich bin überzeugt, auch bei und wird dieſe Allianz nicht lange dauern, fon 
, dern e8 werben in Kurzem bie Landwirthe einfehen, daß fie bei derjelben ganz 
außerordentlich jchlecht gefahren find. Meine ‚Herren, id fann e8 ja den Yand- 
wirthen nicht gerade verbenfen, wenn fie in einer Zeit, in der faft jeder In— 
duftrielle eine Vertheuerung der Producte, die er berftellt, durch Schutzzölle zu 
erlangen hofft, zuletst fagen: e8 wäre wünjchenswerth, daß wir dann auch irgend 
einen Bortheil bei diefer Tarifvorlage hätten; aber ich fürchte, fie werden ſehr 
raſch einfehen, daß diefer Vortheil ein illuſoriſcher ift. 

Ich will in die Frage, inwiefern das Getreide, das Holz durch den vor- 
gefchlagenen Zoll vertheuert wird, nicht eingehen, aber das ſcheint mir body ficher 
zu fein, entweder findet eine Bertheuerung des Getreides in Folge der Zölle 
ftatt, oder fie findet nicht ftatt. Im fehr vielen der Discuffionen, die ftatt- 
gefunden haben, wird geſprochen von allerhand Bortheilen, welche die Landwirthe 
haben jollten von diefen Zöllen; aber zugleih wird behauptet, eine Vertheuerung 
des Getreides ſoll nicht erreicht werben. Wenn eine Bertheuerung des Getreides 
nit erreicht wird, jo haben die Producenten auch feinen Vortheil davon. Das 
ſcheint mir Far zu fein. (Zuruf.) 

E8 wird mir entgegengeworfen: Brod! Es iſt richtig, daß zwiſchen Ge— 
treide und Brod ein Unterichied ift und nicht jeve Schwanfung im Getreidepreife 
fofort in den Brodpreifen fich ausdrückt; aber im Ganzen und Großen wird 
doch ein Unbefangener mir zugeben : wenn das Getreide theurer wird, dann wird 
das Brod nicht billiger; wenn das Getreide aufichlägt, jo werden die Bäder, 
die die große wirthichaftliche Macht den Confumenten gegenüber haben, von der 
immer die Rede ift, auch die Macht haben, ſich ſchadlos zu halten für die Stei- 
gerung des Getreidepreiſes. Dieſe Folgerung ift nicht abzuweiſen, denfe ich. 

Wenn die Sachen ſich nun fo ftellen, daß eine wirkliche Erhöhung der Ge— 
treidepreife nicht zu merfen if, wenn dann die mannigfadhen anderen Nachtheile, 
welche dieſe Zölle auf der anderen Seite fir mande Zweige der Landwirthſchaft 
mit fi) bringen, wie fie der erfte Herr Referent überzeugend dargethan bat, ſich 
verwirflichen, dann werden die Landwirthe einfehen, daß fie bei dieſer Allianz 
ſchlecht gefahren ſind. Wenn aber eine Vertheuerung der Getreidepreiſe wirk⸗ 
lich eintreten ſollte, ſei es in Folge eines Zolles in der vorgeſchlagenen Höhe, 
oder ſei es bei einem Zoll von 2 „4 oder noch mehr, fo iſt ebenfalls meine 
Ueberzeugung, daß dieſe Vertheuerung eines nothwendigen Lebensmittels nad) 
furzer Zeit von dem großen Unmillen der Mehrheit des Volkes bejeitigt werden 
wird. (Sehr richtig! Tinte.) 

Es find die Schäden, die daraus entftehen, gar zu groß. Auf der einen 
Seite eine Schädigung ded Handel. Es ift über den Getreibehandel bier, 
glaube ih, in Worten gefprochen worden, die nicht berechtigt waren. (Sehr 
richtig! Linke.) 

Wir haben in Deutichland einen Zwifchenhandel mit Getreide, der alle 
Pflege verdient. Nach unferer ganzen geographiihen Lage find mir nicht im 
Stande, einen eigenen Zwijchenhandel in anderen wichtigen Producten zu haben. 
Der große Zwiſchenhandel der Welt ift in den Händen anderer Nationen, und 
fie Haben dadurch Reichthum und Macht erworben. Aber in Bezug auf den 
Getreivehandel find wir einmal ausnahmsweiſe in der günftigen age zwiſchen 
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producirenden und conjumirenden Nationen vermittelnd ausgleihen zu können, 
wenn nicht durch künſtliche Maßregeln dieſer Zwiſchenhandel erſchwert wird. 
Wir liegen zwiſchen den großen continentalen Gebieten, die nach ihren klima— 
tiſchen und Bodenverhältniſſen vorzugsweiſe auf den Getreidebau angewieſen ſind, 
wie Rußland, Ungarn, Rumänien u. ſ. w., und zwiſchen den Getreide con— 
jumirenden Ländern des weitlihen Europa, die beftändig Zuſchuß an Getreide 
haben müſſen. Diefer Zwiſchenhandel ift von hoher Bedeutung für unferen 
Wohlftand, er befruchtet unjere Eiſenbahnen, gibt unferer Ahederet zu thun und 
wirft reihen Handelögewinn ab; ihn zu ruiniren, glaube ih, würde ſehr un- 
verftändig fein. Daß er aber durch Getreidezölle ſchwer Leiden wird, unterliegt 
feinem Zweifel. Die Yandwirthe aber felbft fönnen ſich über nichts mehr freuen, 
als wenn ein folder Zwiſchenhandel eriftirt, wenn der Markt für ihre Producte ges 
jichert wird durdy einen großen, mächtigen Handel, und die Conjumenten haben in 
einem ſolchen Handel Das ficherfte Deittel gegen Theuerung und Hungersnotb. 

In den Motiven der Regierungsvorlage finden fi einige Aeußerungen 
über den Zwilchenhandel, die mich in der That in Erftaunen gelegt haben. 
Es führe der Zwiſchenhandel Getreidemaſſen ins Yand, die in Diefem Lande nicht 
confumirt würden, und darin liege ein großer Webelftand, dem gefteuert werben 
müfle. Auch bei einem der Herren Borredner babe ich ſolche Bemerkungen zu 
entdecken geglaubt: darin Liege das Uebel, daß Getreide hereinfomme, was 
Deutichland nicht bedürfe. Hat man aber eine Ahnung von Zwiſchenhandel 
und von dem, was e8 heißt, ein Weltmarkt für Getreide zu fein, wenn man 
folhen Vorwurf ausfpriht? Das ift ja das Eigenthümliche des Weltmarftes, 
daß ihm von allen Seiten zugeführt wird und man fi daher auch von allen 
Seiten dort verforgen fann. Heben wir das auf, jo müffen wir auf den Zwiſchen— 
bandel in Getreide verzichten. 

Noch mehr aber als die Beichädigung des Handeld kommt in Betracht, 
daß eine Bertheuerung des Getreides ganz ebenjo wirkt, wie ein Kopfzoll, und 
follte wirflih die Rente der Grundftüde etwas heruntergegangen fein, jo muß 
ih geftehen, mein Gefühl empört ſich gegen den Gedanken, daß der Rente der 
Grundftüde aufgeholfen werden ſoll durch eine Art von Kopffteuer, durch eine Ver— 
theuerung der Nahrungsmittel. 

Meine Herren, das Heruntergehen der Rente ift auch nicht fo ſchlimm, wie 
es dargeftellt wird. Wir haben lange Zeit hindurch ſucceſſive fteigende Preiſe 
der Grundftüde und der Bachten gejehen, ſeit Yahrzehnten find fie heraufgegangen. 
Dept tritt ein Meines, aber verhältnißmäßig doch unbedeutendes Sinfen ein. Dem 
preußifchen Abgeorbneten:Haus wird in jedem Jahr mitgetheilt der Preis, zu 
weldyern die Domänen verpachtet werben, und da find bei den Neuverpachtungen 
von Domänen nod) im Jahr 1878 an erhöhten Pachtpreifen nahezu 150,000 „4 
erzielt worden. Bon 46 Domänen, die 1878 neu verpadhtet wurden, baben 
nur 8 einen geringeren Preis erzielt ald vor der Testen Pachtperiode, Dagegen 
wurden bei den übrigen 38 höhere Preife erreicht, als in der legten Pachtperiode 
gezahlt worden find, und die Iegte Verpachtung fiel bei den meiften der neu ver— 
pachteten Domänen in den Anfang der fechziger Jahre, eine Zeit, die gewiß noch 
nicht ungünftig war für die Preife ver Grundftüde. Im erften Quartal 1879 
find mehr aufgefommen bei den Verpachtungen 89,000 .A. Es haben 6 Domänen 
mehr eingebracht, 2 Domänen weniger. Sollte aber wirflih eine Heine Ver— 
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ringerung der Bodenrente eingetreten fein, jo würde e8 im höchſten Grabe 
bedenklich fein, durch Getreidezölle derjelben abzubelfen. Wir haben ja eine 
Bewegung in diefen legten Jahren gehabt, die ſocialdemokratiſche, welche ſagte: 
die Productionsmittel müfjen nicht dazu dienen, Renten für die einzelnen Perſonen 
zu liefern, fie müfjen Eigenthum der Gejammtheit fein und die Nente, welche 
die Productionsmittel abwerfen, muß Sade der Geſammtheit fein. Wir haben 
diefe Bewegung unterdrüdt, id meine, mit vollem Recht, aber nachdem eben 
diefe Stimmen zum Schweigen gebracht find, kommen die Beſitzer des wichtigften 
der Probuctionsmittel und zwar desjenigen, welches nicht beliebig vermehrt werben 
fann, welches den Monopoldarakter trägt, und jagen: ihr übrigen Clafien des 
Volkes zahlt und noch nicht Rente genug, die Rente muß künftlich erhöht werben 
(Sehr richtig! links) dadurch, daß wir bie Getreidepreife fteigern. Meine 
Herren, ich glaube, es ift nicht wohlgethan, auf Diefe Weife in die Bertheilung 
des Vollseinkommens einzugreifen. 

Daher gebe idy mich der zuverſichtlichen Hoffnung bin, daß in Kurzem der 
Landwirth zur Erfenntniß kommen wird, es fei dieje Betheiligung an der Schuß- 
zollagitation eine verfehrte geweien. In einer Provinz Aa id ein deutliches 
Kennzeichen von der herannahenden Erkenntniß fon zu haben. In der preu- 
Biihen Rheinprovinz hat der Borftand des landwirthſchaftlichen Vereins eine 
Bitte an den Fürften Reichslanzler gerichtet, er möge Getreidezölle einführen, 
aber er hat zu gleicher Zeit Hinzugefügt: man möge dann auch durch das Geſetz 
dafür jorgen, daß dieſes Gejeg nicht mehr aufgehoben werde. 

(Der Rebner wird durch den Präfidenten an die abgelaufenen 10 Minuten 
erinnert.) (Lebhafter Beifall! Link.) 

(E3 wird ein Antrag auf Schluß geftellt.) 


Dr. Genfel (Leipzig) (zur Geichäftsorbnung): Meine Herren! Es iſt 
vorhin gegen den Handel der Seeftäbte ein jo Heftiger Angriff erfolgt, daß ich 
glaube, die Courtoifie erfordert, daß noch ein Redner von dieſer Seite (links) 
zum Worte kommt. Ich ſpreche gegen den Schluß. 

(Der Schlufantrag wird abgelehnt.) 


von Langsdorff (Dresden): Meine Herren! Da die Geduld im 
Allgemeinen ſchon ziemlich erichöpft ift, wie aus dem Schlußantrage zu urtheilen 
ift, jo werde ich diefelbe nicht lange in Anſpruch nehmen. Ich habe die Abficht, 
die Stellung der Landwirthe zu der Frage, wie ſolche wenigſtens in dem König- 
reih Sachen allgemein eingenommen wird, einigermaßen zu kennzeichnen. Es ift 
Ihnen wohl befannt, daß die Yandwirthe nod vor wenigen Jahren allgemein jich 
auf Seite der Freihändler befanden und Petitionen auf Petitionen gegen die Zölle 
bein Reichötag einreichten. Beſonders aus dem Königreich Sachſen find mafjen- 
haft Petitionen eingegangen vor 2!/, oder 2 Jahren, als e8 fi) darum handelte, 
die Eijenzölle beizubehalten oder wieder herzuftellen. Meine Herren! Es iſt die 
Meinung der ſächſiſchen Landwirthe damals die gewejen, daß durch Forterhaltung 
ber Eijenzölle oder durch die Wiederherftellung fie geſchädigt würden, weil fie zu 
Gunſten eines einzigen Beruföfreiies, der einen verhältnißmäßig Heinen Bruchtheil 
der deutjchen Bevölkerung vertritt, leiden follen. Sie haben die Erfahrung 
gemacht, daß durch die ſtark entwidelte, in den vorausgegangenen Jahren fünft- 
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lich hinaufgefhraubte Induſtrie Die Arbeiter ihnen entzogen und vertheuert wurden, 
in einem folden Mafe, daß man in vielen Gegenden Sachſens darauf angewiefen 
war, faft nur noch mit Kindern und mit Krüppeln zu arbeiten, weil der Land— 
wirthſchaft fich feine Fräftigen Arbeiter mehr zumendeten. Angeſichts ſolcher 
Zuftände konnte man nicht wünſchen, daß diefelben forterhalten wurden, und im 
der endgültigen Befeitigung des Unterſchiedes in der Zollbehandlung ſah man 
einen Gewinn für die Landwirthſchaft. Es ift Ihnen aber befannt, in welcher 
Weiſe man feitend der Schugzöllner rührig gewefen ift, um dennoch einen Schug- 
zoll herbeizuführen, nachdem berjelbe befeitigt war; da mußten ſich Die Landwirthe 
fragen: wird dieſes Beftreben von Erfolg fein oder nit? Man war im 
Allgemeinen der Meinung, e8 wird von Erfolg fein, und da ſagte man fidh: 
man muß daburd, daß man einen Zoll auf landwirthſchaftliche Producte ver- 
langt, dem Schutzoll ein Paroli bieten. Sich auf ſchutzzöllneriſche Agitationen 
einzulafjen, war nicht die Meinung der fächfiichen Landwirthe, jondern Zoll gegen 
Zoll, um auf diefe Weife eine Ausgleihung herbeizuführen. Aber die Erwartungen 
der Landwirthe in diefer Beziehung find nicht erfüllt worden, die erwarteten 
Zölle auf Eifen, Textilwaaren, Leder find in weit höherem Maße proponirt 
worden, als man erwartete. Die Zölle aber auf die übrigen Producte des 
mafjenbaften Berbraudy8 find in verhältnißmäßig viel niedrigeren Sätzen vor- 
geichlagen; fie ftehen nicht in Verhältniß ‚zu denjenigen Zöllen, die auf Inbuftrie- 
producte und beim Eifen auch auf den Robftoff ſchützend gelegt find. Durch 
diefe Zölle wird der Induſtrie ein einfeitiger Schug gegeben, der zum großen 
Nachtheil der Landwirthſchaft ausfchlägt, und deswegen find die ſächſiſchen Yand- 
wirthe gegen ein derartige® Zollverhältnig, wie e8 in dem Tarif geplant ift. 
Sie werden fund thun, daß fie in einem ſolchen Tarifverhältniß nicht einen 
Schuß für die Fandwirthichaft ſehen, jondern eine Schädigung für diefelbe. Cs 
ift fein Zweifel in landwirthſchaftlichen Kreifen, daß der jo niedrige Zoll auf 
Getreide fir dieſes gar feine Preiserhöhung zur Folge haben wird, daß daraus 
alfo abfolut ein Vortheil für die Landwirthſchaft nicht erzielt wird. Es ift kein 
Zweifel darüber, daß auch ſonſt noch directe Schädigungen durch den Tarif her— 
vorgerufen werden, 3. B. dadurch, daß bei den Ochſen fein Unterfchied gemacht 
ift zwilchen ettvieh und magerem Vieh, jo daß man die Production von Fett- 
vieh, welche in Deutichland jetzt eine gewiſſe hohe Stufe einnimmt, gewaltjaın 
aus Deutichland herausdrängt und von Sachſen jenjeit8 der Grenze verlegt. 
Wir haben deshalb feine Urjache, für den Zolltarif in der vorliegenden 
Fafſung einzutreten, aber wir haben auch nicht Urfadhe dem Antrag Sombart 
beizuftimmen, fofern derſelbe befagen wollte: mir find zwar gegen landwirth— 
Ihaftlihe Zölle, aber mit den Induftriezöllen macht, was Ihr wollt. Wir wollen 
darın auch feine induftriellen Zölle, wenn e8 nicht möglich ift, die Zölle unter- 
einander in ein entiprechendes Verhältniß zu bringen, um das zu erreichen, was 
der Herr Reichskanzler angekündigt hat: aus den Zöllen feine einfeitigen Schug- 
zölle, ſondern, durch gleichmäßigen Schut aller Erwerbszweige, Finanzzölle zu machen. 
Präfident Prof. Dr. Naffe: Bon Herm Bertelsmann ift em 
Amendement zu dem Antrage Sombart eingegangen: 
„Für Pofition 25 g, 1. Fleiſch, ausgeichlachtetes, friſches und zubereitetes 
Fleiſch ift die im Tarifentwurfe vorgefchlagene Erhöhung von 3 4 auf 
12 .% für je 100 kg abzulehnen.“ 
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Außerdem ift ein Schlußantrag eingegangen. 
(Der Schlußantrag wird nad Probe und Gegenprobe angenommen.) 
Der Antrag Sombart: 
Der Berein für Social-Politit wolle beſchließen 
„Den duch den Zarif-Entwurf vom 4. April d. I. in Ausficht genommenen 
Eingangszöllen auf Getreide x, Vieh, Holz und Lohe ꝛc. feine Zuſtimmung 
nicht zu ertheilen‘’ 
wird mit 55 gegen 53 Stimmen bei der Zählung angenommen. Es wird auf 
beantragte namentliche Abftimmung diefer Antrag mit 52 gegen 50 Stimmen 
für angenommen erflärt. Das Amendement Berteldmann wird hierauf 
ebenfalld angenommen. 
(Die Sitzung wird hierauf um 5°/, Uhr geichloffen.) 


Zweite Sitzung. 
Dienftag, den 22. April 1879. 
(Die Sigung wird um 10 Uhr eröffnet.) 
Präfident Prof. Dr. Naffe: Die Sigung ift eröffnet. 


Meine Herren, zu dem erften Gegenftand der Tagesordnung ıft der Re— 
ferent nicht anwefend. Wenn kein Widerſpruch erfolgt, jo würden wir zunächft 
in die Debatte über bie 
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eintreten. _ 
Gegen die Zollvorlage hat das Wort der 
Herr Dr. Brüning. 


Keferent Dr. Brüning (Franffurt a. M.): 

Meine Herren! Ich habe die Ehre, Ihnen über die Stellung zu berichten, 
die die chemiſche Induſtrie zu der Tarifoorlage der verbiindeten Regierungen ein- 
nimmt. Ich bemerfe von vornberein, daß meine Darftellung in feiner Weife eine 
erichöpfende fein fann, fondern fih nur auf Hauptfahen beziehen muß. Ich 
ftelle in den Vordergrund meines Berichtes das Verhältniß der Sodainduftrie 
u den beabfichtigten Zollerhöhungen. Die Intereffen der chemiſchen Induſtrie 
—* eigentlich den Zollverhältniſſen gegenüber einheitlich fein. Die Anſichten 
über Interefjen find indeß jo verſchieden, wie wir ja bei allen unfern Ber: 
bandlungen gefehen haben, daß fich auch in der chemifchen Induſtrie zwei Inter— 
effentengruppen gebildet haben. Die eine Gruppe, die fogenannte chemiſche Grof- 
induftrie, beichäftigt ſich vorzugsweiſe mit der Darftellung der Soda und den 
mit diefer Fabrikation zufammenhängenden Säuren. Die Bezeihnung „Groß- 
induftrie” ftammt aus einer frühern Zeit, fie wird heute nicht mehr ganz zu— 
treffend fein, und nur ein äußerliches Merkmal abgeben fünnen, foweit fie fich 
auf die Größe der Anlagen bezieht, auf die Maffe des zu bemältigenden 
Materiald. Das Endproduct, die Soda, hat einen verhältnigmäßig geringen 
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Werth, wie auch die Nebenprodukte, die Säuren. Die Induſtrie ift in Deutſch— 
land lange anjäffig, hat ſich bis vor ungefähr 10 Yahren verhältnigmäßig ent= 
widelt, ift aber in den letzten Dezennien eigentlich etwas zurücdgeblieben binficht- 
lich der Befriedigung des Bedürfniſſes. Hauptconfumenten der Soda find die 
Slashütten, Seifenfabriten, Färbereien, Drudereien und der häusliche Verbrauch. 

Die weientlichfte Rolle im- Confum der Soda und der mit derfelben in 
Berbindung ftehenden Säuren fällt der zweiten Gruppe der chemischen Imduftrie 
zu, die man im ©egenfag zur erften Gruppe die chemiſche Kleininduftrie 
nennen könnte, eine Name, der indeß auch nur in gewiſſem Sinne zutrifft. Der 
chemiſche Kleininbuftrielle ift der chemiſchen Großinduftrie gegenüber zunächft der 
am meiften intereffirte, infofern er nad der einen Richtung bin mwünfchen muß, 
daß die Preife der Produkte diefer Industrie nicht durch Zölle gefteigert werden, 
nad der andern Richtung aber ebenfowohl die Eriftenz einer guten geordneten 
chemischen Großinduftrie in Deutſchland für ihn von der größten Wichtigkeit ift. 
Bei der Beurtheilung der vorliegenden Zollfragen vermiffen wir fchmerzlich eine 
genanere Statiftit. Die angeführten Zahlen können nicht den Anfprud auf ab» 
jolute Genauigfeit machen. Die Motive der Regierungsvorlage laſſen dieſen 
Mangel an Statiftit ebenfall® erbliden und beziehen fih auf Zahlen, die zum 
Theil veraltet, zum Theil ſehr anfechtbar find. Die heutige Production der 
chemiſchen Großinduftrie, der Sodafabrikation, wird ſich auf eine Million Centner 
belaufen, während die Einfuhr fih auf 5—600,000 Gentner beläuft, alfo uns 
gefähr 33 Proc. des ganzen Bedarfs dedt. 

Die zweite Gruppe der chemiſchen Induftrie beſchäftigt ſich vorzugsweiſe 
mit der Darftellung chemiſcher Fabrifate aller Art, die für den Gewerbebetrieb 
und den Medizinalgebraud geeignet find. Sie befchäftigt fich beſonders auch 
mit der Darftellung der Mineralfarben, des Ultramarins und in neuefter Zeit 
fehr ſtark mit der Darftellung der Theerfarben. Die Summe der Werthe, die 
hier erzeugt werben, fann nicht genannt werben; es beftehen nicht im Mindeften 
zuverläffige Erhebungen darüber. Charakteriftiih für diefe Induftrie im Gegen- 
lag zur Sodainduftrie ift der Umftand, daß fie vorzugsweiſe von Privaten in 
vielen Etabliffement3 betrieben wird, während die Darftellung der Soda faft aus⸗ 
ſchließlich in einer beichränkten Anzahl von Actienfabriten ftattfindet. Einzelne 
Zahlen, die mir als Fachmann befannt find, mögen Ihnen die Bedeutung dieſer 
Kleiminduftrie ſowohl als Konfument, wie als Induftrie far machen. So beträgt 
der Werth der in Deutichland erzeugten Theerfarbftoffe, die Ste ja wohl Alle 
unter biefem Namen tennen, 40 Millionen Mark, während die geſammte deutiche 
Sodaproduftion auf nicht mehr als 10 Millionen Mark gefchägt werben fann. 
Allein die Production des künftlichen Alizarins abforbirt ungefähr 15 Proc. der 
in Deutichland erzeugten Soda. Ich made ferner aufmerffam auf die außer: 
ordentlich entwidelte Uftramarinfabrifation, auf die Darftellung der Allaloide 
und Mineralfarben. Die dhemifche Kleininduftrie befriedigt im Großen und 
Ganzen nicht allein den innern Bedarf, fondern fie iſt im Wefentlichen eine 
erportirende. ALS Beifpiel kann ich anführen, daß wohl mit Sicherheit von den 
im Werth von 40 Millionen Mark in Deutfchland erzeugten Theerfarbftoffen 
über 30 Millionen exrportirt werden. Aehnlich ift es höchſt wahricheinlich bet 
dem Ultramarin, bei den Alfaloiven und in manden andern Zweigen dieſer 
chemiſchen Induſtrie. 
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Nach der Natur diefer beiden chemiſchen Induſtriezweige iſt die Stellung 
zum Bolltarif eine verſchiedene. Während die chemiſche Großinduſtrie den Bedarf 
des Inlandes nur zu 66 Proc. höchſtens befriedigt, exportirt Die chemiſche Kkein- 
induftrie vorzugsweiſe nach Dedung des inländifchen Bedarfs. Die chemiſche Groß- 
induftrie war ſtets durch Zölle geihügt. Die Soda war ſeit 1865 mit einem Zollſatz 
von 4 4 für die fogenannte 90 procentige calcinirte Soda belegt. Ich ſpreche 
nur von caleinirter Soda, weil diefelbe als Haupterzeugniß der Sodafabrifation 
bei der Beurtheilung des Zollverhältnifies allein eine Rolle jpielt. Im Jahre 
1873 wurde der Zoll von 4.4 auf 1,50 .4 ermäßigt. Die heutige Borlage 
der Regierung erhöht den Zoll von 1,50 auf 2,50 M. Die Gründe dafür 
werden dahin angegeben, daß in Petitionen der chemifchen Großinduftrie ein be— 
fonderer Notbftand betont wurde, und daß man angeficht dieſes Nothſtandes 
der englifchen und franzöſiſchen Concurrenz gegenüber eine ſolche Erhöhung wohl 
motiviren könne. Weber viefen Notbftand der chemifchen Induſtrie find die 
Anfichten jehr verſchieden. Ich für meine Perſon babe ihn nicht finden können. 
Jedenfalls, wenn er vorhanden wäre, Tiefe er fich Leicht beweiſen. Ich habe 
vorhin angeführt, daß die chemiſche Großinduſtrie mit wenigen Ausnahmen in 
Actienfabriten Soda product. Da nun die Summe der probucirten Soda 
feftgeftellt werden kann und die gezahlten Dividenden diefer Fabriken fich ermitteln 
lafien, dürfte von der Lage dieſer Induftrie ein ziemlich Mares Bild entftehen. 

Die Sodafabriten Deutſchlands ftehen in jehr engem BZufammenhange, fie 
haben viele gemeinfame Intereſſen, fie pflegen dieje Imtereflen, aber troß dieſes 
engen Zuſammenhangs haben die Sodafabriten feinerlei derartige Zahlen an= 
gegeben, wenigftens finde ich fie nicht in den Motiven der Regierung, die aus— 
drüdlih conftatiren, daß fie darüber in Unfenntnig ferien, Wir können aber 
verlangen, daß bei einem jo wichtigen Artikel, deſſen Berbraud ein jo tief ein— 
fchneidender ift, der Nachweis geführt werde über die Productionsverbältniffe 
und die Rentabilität der betreffenden Etabliſſements, ehe eine Zollerhöhung 
wirflih ftattfinde, Die chemiſche Kleininduftrie ift weit Davon entfernt, zu 
verlangen, daß Soda ohne Zoll eingebe, weil fie die Nothwendigfeit einer gut 
entwidelten Großinduftrie einfieht. Die Kleinmduftrie will der Sodafabrifation 
gern den Zoll zugeftehen, den fie braucht, um lebensfähig zu fein, — denn 
die Berhältniffe Tiegen allerdings fo, daß Soda in England entichieden billiger 
producirt werden kann als bei und. in gewiffer Zollihug ift nad dem 
heutigen Stande der Dinge für unfere Sobdafabrifation nöthig, es kann 
fih nur um die Höhe des Schupzoll® handeln. Die chemiſche Groß— 
induftrie muß einfehen, daß die Intereffen der Kleininduftrie gewahrt werben 
müffen und auf der andern Seite darf der chemiſchen Kleininduſtrie Verſtändniß 
für die Bedürfniſſe der Sodafabrifation nicht fehlen. So beantragen jekt die 
Sodafabriten einen Zolihug von 3.% ftatt 1,50 M auf calcinirte Soda. 
Der Regierungsentwurf Ichlägt 2,50 .M vor. Er fommt damit dem Verlangen 
der Sodafabriten zum Theil entgegen, zum Theil trägt er Rechnung der großen 
Bedürfnißfrage. Ich für meinen Theil kann mich nur dahın ausſprechen, daß 
ich den bisherigen Satz von 1,50 .4 für genügend halte, bis der Beweis der 
mangelnden Prosperität der Fabriken erbracht ift, und daß dieſer Beweis ver- 
bältnigmäßig leicht gebracht werben kann, babe ich Ihnen vorher ausgeführt. 

Ich werde an meinen Vortrag nicht einen beftummten Antrag knüpfen, 
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denn ich glaube, e8 würde nichts nügen, die Frage, ob ein Zoll von 1,50 oder 
2,50 #4 für Soda genügt, bier zur Abſtimmung zu bringen, da fie doch 
weſentlich techniſcher Natur ift, Ich will hier mur conftatiren, daß dieje beiden 
Hauptgruppen ‚der chemiſchen Induſtrie darin einverftanden find, daß ein Zoll 
für Soda gezahlt werden muß, daß fie nur nicht einig find über die Höhe 
dieſes Zolls. 

Meine Herren, das wären hauptſächlich die Geſichtspunkte, die ich bezüglich 
der Soda anzuführen hätte. Die Berhältnijie der chemiſchen Induſtrie im 
Großen und Ganzen werden durch den vorgefchlagenen BZolltarif, fo weit er 
Chemikalien betrifft, meiner Anficht nach, nicht ernftlic gefährdet. E3 wäre thöricht 
zu fagen, daß wir einen Zoll von 2,50 M auf caleinirte Soda unter feinen 
Umftänden vertragen fünnten, wie es wohl auch falich wäre zu behaupten, daß 
ein Zoll von 1,50 M die Sobdafabrifen ruiniren würde. Wir können bier, 
und Herr Dr. Kalle, der nad mir fpreden wird, wird es Ihnen beftätigen, 
conftativen, daß die Verhandlungen, die zwiſchen den Imterefenten - Gruppen vor 
3 Tagen in Berlin auf diefem Gebiete ftattgefunden haben, einen durchweg ſach— 
lihen Eharakter trugen, bemüht, den Ausgleih zu finden zwiſchen diefen ans 
ſcheinend verſchiedenen Intereſſen. 

Das Verhältniß zu den betreffenden Sägen des Zolltarifs iſt indeſſen 
nicht das Einzige, was die chemiſche Induſtrie berührt. Die Tendenz der neuen 
Zollpolitik iſt für uns viel wichtiger und folgenreicher, und ſtellt ernſte Inter— 
eſſen der chemiſchen Kleininduſtrie in Frage. Ich habe angeführt, daß die chemiſche 
Kleininduſtrie im Weſentlichen eine exportirende iſt. Sie iſt wohl diejenige von 
allen deutſchen Induſtrien, die auch ſelbſt in dieſen Zeiten der andauernden 
Kriſis nicht gelitten hat, ſondern ſich unausgeſetzt hob und im Großen und 
Ganzen mit den erzielten Reſultaten zufrieden fein kann. Viele der in Deutſch— 
land producirten chemiſchen Artikel beherrſchen vollſtändig den Weltmarkt und es 
iſt eine erfreuliche Erſcheinung auch in dem vorgelegten Zolltarif, daß die große 
Hauptmaſſe der chemiſchen Producte frei eingeht. Wenn wir ſpeciell mit den 
Poſitionen, die unſere Induſtrie betreffen, nicht beſonders unzufrieden ſein können, 
jo ſehen wir doch, daß dieſe generelle Umlehr zu einem ausgebildeten Schuß: 
zolffuftem unfere Induſtrie ſchwer treffen muß. Wenn wir, wie e3 die 
Motive betonen, den nationalen Markt für uns allein in Anſpruch nehmen, fo 
ift eine felbftverftändliche Folge der Ausführung dieſes Wunſches, daß andere 
Märkte ung verjchlofjen werden. Unſer Zolltarif fol ſich zunächſt richten gegen 
unfere Nachbarſtaaten Frankreich und Defterreih; in Wirklichkeit richtet er ſich 
aber gegen England. England erhebt feine Jnduftriezölle, England wird durch 
die projectirten Eifenzölle, durch die Gefpinnftzölle, auch durch Erhöhung der 
Sodazölle ſchwer getroffen. Wir haben uns zu fragen: wird England diefem 
Borgehen zufehen können, oder wird es fich auch entſchließen müſſen, Repreſſalien 
zu ergreifen? — Tritt diefer Fall ein, dann ift gerade die chemijche Induſtrie 
aufs ernftefte in ihrem Beftehen bedroht. Der eigentliche Boden für das Ge- 
deihen der chemiſchen Jnduftrie Tiegt in England. Wenn wir ırog der natür- 
lichen Bedingungen, die England vor und auf diefem Gebiet voraus hat, dieſe 
Induftrie in Deutfhland zu feileln mußten, jo hatte das vornehmlich zwei 
Gründe. Zunächſt iſt die wiſſenſchaftliche Ausbildung der deutſchen Chemiter 
eine höhere und vor allen Dingen erkennen wir bejjer den Zuſammenhang von 
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Wiſſenſchaft und Praris. Wenn wir auch nicht durch die Vertheurung der 
BProductionsverhältniffe ernftlich gefährdet find, die uns die Umkehr zum Schutz- 
zoll in fichere Ausficht ftellt, wenn wir glauben, durd Fleiß und Verbeſſerungen 
diefe Hindernifje zu überwinden und unferen Rang auf dem Weltmarkt trogdem 
zu behaupten, fo find wir nicht im Stande Eingangszölle zu zahlen, die im 
England, unferem Haupt:Abjag-Gebiet, erhoben werden könnten. Eingangszölle 
in England find nicht gleichbedeutend mit Eingangszöllen in anderen Ländern. 
An Amerika ftehen wir einem enormen Zoll gegenüber, ebenfo in Rußland. 
Diefe Zölle machen auf und wenig Eindrud, weil in den betreffenden Ländern 
einftweilen der Boden für unfere Fabritationen nicht vorhanden. In England 
ift aber diefer Boden in hohem Maße vorhanden, und es ift zu befürchten, daß 
bei irgend welden Erſchwerungen der Einfuhr felbft von deutſchen Fabrifanten 
diefe Fabrikationen in England gefchaffen werden, die heute den Stolz und bie 
Bluthe unferer hemifchen Induſtrie ausmachen. 

Es werben vielfach Urteile laut, daß die Erportinduftrie verhältnigmäßtg 
zu fehr begünftigt ſei. Viele denfen, mag die Erportinduftrie leiden, wenn bie 
Hausinduftrie nur blüht. Chemifche Fabrifanten der Grofinduftrie, die am 
Zoljhug ein großes Intereile haben, werden ſolche Ausſprüche nicht Leicht thun. 
Wir find davon überzeugt, daß, wenn die Erportinduftrie franft, aud in erheb— 
lichem Maße die chemiſche Grofinduftrie, in diefem Falle die Hausimduftrie, in 
Mitleidenschaft gezogen wird, daß das Gedeihen der gefchligten Sodafabrikation 
nicht möglich ift, ohne die erportirende chemifche Induſtrie. Wir haben dieſen 
Zufammenhang vollftändig begriffen, und wenn Herren von anderer Richtung 
nachher da3 Wort ergreifen, werden fie beftätigen, daß aud die Sodafabrikanten 
auf's Schwerfte getroffen würden, wenn Fabrifationen, die bis jest auf Grund 
der bisherigen Handelöpolitit in Deutſchland entftanden find, durch dem jetzt ein= 
gefchlagenen Weg zu Grunde gerichtet werben. 

Meine Herren, es find das die weſentlichſten Gefichtspunfte, die ich hervor- 
zubeben hätte. Sie beanfprudyen nicht im Entfernteften Bollftändigfeit auch nur 
bezüglich, der Sodabrande. Wir wollen hoffen, daß die Harmonie der Interefien 
der chemiſchen Imduftrie gewährt bleibe, daß andere Induſtrien in einer ähn- 
lichen Weife fi) der Gemeinfamkeit der Intereſſen bewußt werden, und daß die 
Befürchtungen ſich nicht erfüllen, die wir heute vom Standpunkt der chemifchen, 
erportirenden Induftrie aus an die eingefchlagene Schugzollpolitit knüpfen müſſen. 
(Lebhaftes Bravo! Tinte.) 


Correferent Fabrikbefiger Fr. Kalle (Biebrih): Meine Herren! Während 
der Herr Referent Ihnen feine fubjectiven Anfichten und zwar hauptfächlich über 
den Sodazoll ausgeſprochen hat — in einer Weife übrigens, die ich als durch— 
aus maßvoll anerfenne — bin ich auf einem ganz anderen Standpunkt. Ich 
werde Ihnen kaum eigne Anfichten vortragen, ich werde mich vielmehr bemühen, 
Ihnen in möglichfter Kürze die Anfichten fundzugeben, die hervorgetreten find 
in den am 19. und 20. ftattgehabten Berhandlungen von ungefähr 100 Ber: 
tretern der hemifchen Induſtrie in Berlin. Diefe Berfammlung war fich bei 
ihren Verhandlungen vollfommen bewußt der eigenthümlichen Schwierigkeiten, die 
gerade bei einer Aenderung des BZolltarifs für chemiſche Artikel beftehen. Man 
war fich bewußt, daß in einer Induſtrie, in der ein großer Theil der Genoflen 
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für die anderen arbeitet, in einer Induſtrie, die mwefentlich auf den Export an— 
gewiejen ift, mit der größten Borficht vorgegangen werden muß bei jeder Ber- 
änderung de status quo. Es waren denn aud die Berhandlungen durchaus 
gemäßigt. Man erkannte von vornherein an, daß der Tarif für chemifche Ar- 
tifel, wie er vom Bundesrath vorgelegt worden ift, im Allgemeinen aud die 
Mäfigung zeigt, welde wir im Intereſſe umferer Induſtrie nur wünfchen 
önnen, und wir fagten ung, daß, wenn nicht überall die Säge fo wären, wie 
fie allen nterefien am beften entfpredhen, das hauptſächlich zurüdzuführen fei 
auf nicht genügende Information, und welde Gründe diefe nicht genügende In= 
formation bat, das wiſſen Sie ja, Sie miffen, in welcher kurzen Zeit man 
gezwungen war, Refultate vorzulegen. 

Der Geift, der die Berliner Berfammlung beherrfht, wird Ihnen am 
beften Far werden, wenn ich die Nefolutionen verlefe, welche am Schluß der 
Verhandlungen mit riefiger Majorität, zum Theil mit Einftimmigfeit, gefaßt 
worden find. Sie lauten: | 

1. Alle für die Herftellung chemifcher Fabricate erforderlichen Rohproducte 
ſind — mindeftens, foweit fie in Deutſchland nicht in der bemöthigten 

Menge vorfommen, aus dem Auslande zollfrei einzulafien. Sofern diefe 

Naturproducte mit Rüdfiht auf ihre anderweite Verwendung einem Zoll 

unterliegen (wie Thee, Kümmel :c.) ift da® zur chemifchen Fabrikation zu 

verwendende Rohmaterial von dem Zoll zu befreien. 
2. Die Berechtigung zu einer Erhöhung der beftehenden Zölle wird mur im= 
foweit anerkannt, als die Nothlage des betreffenden Ynduftriezweiges das 
Bedürfnig eines höheren Schutzes begründet und andere wichtige Interefien 
de3 Landes dadurch nicht gejchädigt werden. 
. Alle im Zarif nicht aufgeführten Gegenftände find als zollfrei zu behandeln. 
4. Ber Abflug von Handeldverträgen ift nah Möglichkeit auf Herbei- 
führung der Reciprocität im Sinne gegenfeitiger Erleichterungen in den 

Zollſätzen Bedacht zu nehmen. 

Sie werben diefen letzten Sag am beften richtig verftehen, wern Sie den 
Nachdruck nicht auf das Wort „Reciprocität” legen ſondern auf „Erleichterungen“. 
Der Say ift etwas zweideutig, aber ich kann Ihnen mit gutem Gewiffen die 
Meinung der Majorität dahin interpretiren, daf man Erleichterungen nicht er— 
zwingen foll, indem man die Zölle auf gewiſſe Artikel fehr hoch fchraubt, fondern 
dadurch, daß man auch bei eigenen Artikeln Herabfegungen in Ausficht ftellt. 
Das ift der Sinn diefer Rejolution. 

Nun, meine Herren, ich habe Ihnen alfo mit wenigen Worten den Stand» 
punkt charakterifirt, den die Verfammlung in Berlin eingenommen hat, und id) 
wende mich num zu den einzelnen Artikeln und zwar in erfter Linie zu denen ber 
hemifchen Grofinduftrie. Ich habe mich gefreut, aus den Ausführungen meines 
Freundes Brüning zu erjehen, daß er aud anerkennt die Nothiendigfeit der 
Erhaltung jenes Jnduftriezweiges in feinem jetigen Umfange und im Princip die 
Nothmwendigkeit, den betreffenden Fabriken einen gewiſſen Schugzoll zu gewähren 
gegenüber den günftigen Berhältniffen, unter denen da8 Ausland arbeitet. Bis 
zum Jahre 1865 betrugen die Sodazölle für kryſtalliſirte Soda 11, M, für 
calcinirte 4 .#, für fauftifhe 6 „4. 1873 blieben die Säge für kryſtalliſirte 
und Fauftifche befteben und für calcinirte wurden fie von 4 M auf 1!, A 
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berabgefett, hauptſächlich, um den Papierinduftriellen ein Aequivalent zu bieten 
dafür, daß man dem Ausfuhrzoll auf Lumpen aufgehoben hatte. Als nım aber 
diefe Reduktion eingetreten war, Kamen die Papterfabrilanten und fagten, wir 
brauchen feine calcinirte Soda, wir brauden die fauftifhe, man konnte nur 
erwidern: Das ift richtig, wir haben ung geimt! Es ift das Faltum infofern 
nicht unintereffant und wird immer von den Herren, die für den Schuß plai- 
direm, angeführt, weil es doc) zeigt, daß man nicht immer mit der nöthigen 
Sachkenntniß an diefe Fragen herangetreten ift. (Hört!) 

Die Herren Intereſſenten der Sodabrandye haben uns nun ſtatiſtiſche Zahlen 
gegeben, die wohl nicht anfechtbar find, fie find entnommen der officiellen Sta- 
tiftif. Daraus geht hervor, daß der Ueberſchuß der Einfuhr über die Ausfuhr 
an calcinirter Soda betrug: 

1872: 158,000 
1873: 213,000 
1874: 324,000 
1877: 306,000. 

Bei der fauftiihen Soda betrug der Ueberihuß 1872: 23,000 Etr. und 
ftieg im Jahre 1876 auf 161,000 Etr. 

Die Produktion der deutſchen Sodafabrifation betrug anfangs der 70er 
Jahre über eine Million Ctr. und ift gefunten auf 850,000 Etr. Wenn diefe 
Zahl zur Bafis genommen wird, fo fommen wir zum Reſultat, daß jet der 
Ueberfhuß der Einfuhr über die Ausfuhr nicht etwa 331/, %, beträgt, wie Herr 
Dr. Brüning annimmt, fondern weit mehr. Es find 460,000 Etr. und dem 
gegenüber fteht nur eine eigne Produktion von 850,000 Etrn. Die Einfuhr 
geſchieht jett nicht mehr lediglich von England aus, fondern feitvem Solvay 
das neue Ammoniakverfahren eingeführt bat, aud in großen Mengen von Belgien 
und Frankreich und der Herr Referent hat den Vorwurf, wenn aud in der 
Ihonendften Weife, erhoben, die Sodainduftrie ſei nicht im gleihem Maße wie 
die anderen chemiſchen Gewerbe fortgejchritten. Seine Ausführungen fünnten 
dem Gedanken Raum geben, die Induſtrie hätte ſich quantitativ nicht entſprechend 
entwidelt, aber es Klingt doch leife der von anderer Seite gemachte Vorwurf 
durch, die Sodafabrilanten hätten nicht mit dem Fortichritt der Technik und der 
Wiſſenſchaften Schritt gehalten. Diefen Vorwurf weiſen die betreffenden In— 
duftriellen entfchieden zurüd, und fagen, wir können nicht gegen England con= 
curriren, wegen der großen Billigkeit zunächſt des Satzes der Kohlen. In Eng— 
land nämlich kann man die fehr billigen Abfalltohlen benugen, die man dadurch) 
erhält, daß man dort nur großftüdige beffere Kohlen für den Hausbrand braudt, 
während hier die Sache gerade umgekehrt Liegt. Durd die billigen Kalkſteine 
und Schwefelkieſe, endlich durd die billigen Frachten haben die Engländer einen 
fo riefigen Vorſprung, daß eine Belaftung mit 3 .4 den Intereſſenten unfererfeits 
für jehr beſcheiden gilt. Letztere geben auch an, daß das Kapital in England 
viel reichlicher und billiger fei, daß die Production gegenüber der unfrigen eine 
geradezu riefige zu nennen fei. Die dvei größten der unter ſehr günftigen Fracht- 
verhältniffen arbeitenden 19 großen Soda-Fabriken, die bei Newcaſtle on Tone 
liegen, produciven foviel, wie fämmtliche deutſche Fabriken zufammengenommen., 
Wenn nun von Seiten der Gegner der Sodafabrifanten diefen vorgeworfen wird, 
daß fie das Solvay-Verfahren nicht früher eingeführt haben, fo fagen die Herren 
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egen, daß das Solvay=Berfahren in Frankreich zwar jehr ventabel fei: 
* dah babe dort die Tonne Chlornatrium zu 1 M und erlange im Inlande 
befonder3 hohe Preife für fein Produft), daß es aber in Deutfchland nicht ohne 
meitere8 anwendbar fei, und al3 unanfechtbaren Beweis führen fie an, daß 
Solvay ganz Deutſchland bereift hat, ohne einen Plag finden zu können, an 
welchem er eine Fabrik hätte anlegen können, und daß er auf eine Anfrage, 
warum er nicht in Deutfchland, da wir immer noch einen Zoll haben, jelbft eine 
Fabrik anlege, geantwortet hätte: ja, bei den jegigen Zöllen ftehe id) mic) befier, 
wenn ih meine Soda in Frankreich made und nur meinen Ueberſchuß nad 
Deutſchland hineinwerfe. 

Was nun die Frage der kauſtiſchen Soda betrifft, ſo iſt der Import 
in rieſigen Progreſſionen geſtiegen. Da iſt der Vorwurf erhoben worden: 
warum habt ihr nicht, als der Conſum ſo rapid ſtieg, euch darauf eingerichtet, 
warum habt ihr den Engländern dieſen Vorrang gelaſſen. Darauf antworten 
die Induſtriellen: ja, nachdem man im Jahre 1873 in ganz planloſer Weiſe 
den Zoll auf calcinirte Soda von 4 auf 1!1/; M heruntergeworfen und fie 
gleichgeftellt hatte der Fruftallifirten Soda, konnten wir nicht willen, ob man 
nicht nächſtens in ebenfo planlojer Weife auh den Zoll auf fauftiiche Soda 
herunterfegen würde. Dieſe Ungewißheit hat ung gehindert, ſolche Unternehmungen 
in’8 Leben zu rufen; von dem Augenblid an aber, wo mir — mäßigen 
Schutzzoll genießen, follt ihr ſehen, wir werden und einrichten. Es iſt übrigens 
ſchon mandes in der Richtung geſchehen und ich muß erwähnen, daß die In— 
tereſſenten ſelbſt den Zoll auf kauſtiſche Soda von 6 auf 5 zu reduciren 
vorſchlagen. 

Der Schwerpunkt des ganzen Streites drehte ſich natürlich darum: hat die 
Sodainduftrie erifttren können bei den niedrigen bisherigen Zöllen? Der Herr Re- 
ferent hat angedeutet, daß feiner Anficht nach der Beweis hierfür erbracht ſei bis zu 
einem gewiſſen Grade durch die Bilanzen der Actiengejellihaften. Er hat zwar 
dies allerdings mehr negativ ausgedrückt, indem er ſagte: der Beweis ift mich 
erbracht, daß fie nicht eriftiren können. Bon Seiten der Interefjenten wird aber 
ganz entfchieden die Behauptung ‚aufgeftellt: der Beweis, daß unfere Induftrie - 
nicht beftehen Tann, ift erbracht, wir bedürfen in der That dieſes Schutzes, denn 
wir haben in den letzten Jahren in den Fabriken, die weſentlich Soda fabriciren, 
noch lange feine 5% verdient (es wurden Zahlen angegeben, die noch unter 2% 
gehen), und wenn eine Fabrik ſich mal bejler rentirt hat, jo liegt das darın, 
daß fie einen großen Theil des Capitals abgejchrieben hat, oder daß fie andere 
Artikel maht, an denen fie viel verdient. 

Die Berfammlung in Berlin bat feine Befchlüffe über die einzelnen Poſi— 
tionen gefaßt; ich muß aber doch darauf hinweifen, daß der Vorftand diefes Ber- 
eins, als er im Februar zufammentrat, die Vorſchläge der Sodafabrifanten im 
Allgemeinen als gerechtfertigt anerfannte. Dort war abgeftimmt worden, und 
eine große Majorität, weſentlich aus Sodaconfumenten beftehend, zeigte ſich 
nicht abgeneigt, den Fabrikanten der chemifchen Grofinduftrie die erwünſchten 
Concefjionen zu machen. Meine Herren, wenn ich gerade bei dem Artikel Soda 
nicht ganz die Objectivität gewahrt Habe, wenn ich da die Gründe für eine 
Erhöhung des Sodazolles ſchärfer bervorbob,, alſo hier fubjektiv zu fprechen 
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ſchien, fo geſchah daS nur deshalb, weil ich gegenüber der Darftellung des Herrn 
Referenten das Gleihgewicht wieder herftellen mußte. 

Eine weitere Induſtrie, die ſich fehr in Berlin beklagte, war die Jnduftrie 
von Potafche und Aepfali. Ste fagte, daß, wie die Sodainduftrie einen vor⸗ 
trefflichen Abſatz gewähre dem vaterländifchen Bergbau, jo ſei auch fie ald Ab- 
nehmer der Staffurter Salze eine voltswirtbichaftlih wichtige, durchaus natur= 
wüchjige Induſtrie. Trotzdem wir aber die Kalifalze in enormen Mengen hätten, 
ſei es Thatfache, daß im den letzten Jahren , des Conſums an Potaſche durch 
den ausländifcyen Import gedeckt worden fei, und zwar hauptſächlich von Frank— 
reih und Belgien aus. ‘Dort werde nämlich die Potaſche als Nebenproduct 
befonderer Großgewerbe gewonnen, von denen fogar die Melafjeinduftrie durch 
Erportprämien bevorzugt fei- Auch in der Wollenwäſcherei werden bedeutende 
Mengen von Botafche gewonnen. Man kann natürlich bei ſolchen Nebenpros 
ducten die Selbfttoften nicht genau beftimmen, ihr Preis ıft ein mehr oder 
weniger willfürlicher. Die Soncurrenz ift alfo für Diejenigen, welche die be— 
treffenden Artikel direct herftellen, kaum möglich. 

Früher war die Potafche frei. Die Intereſſenten beantragten, den Zoll 
auf 3 4 zu fegen und für Aetzkali auf 5 4. Der Bundesrath fchlägt be= 
tanntlich 1%, und 4 .% vor. Es wurden gegen die Ausführungen des Referenten 
für Potafhe und Aetzkali in Bezug auf diefe beiden Artikel feine erheblichen 
Bedenfen erhoben; unzweifelhaft aber wäre die Majorität nicht auf feine Vor— 
ſchläge eingegangen und nicht geneigt gewejen, über die Vorſchläge des Bundes: 
raths heraus Konceffionen zu machen. Dagegen fand derjelbe Keferent weniger 
Unterftügung bei der Verſammlung, als er beantragte, einen Schutzzoll von 
1 M auf Kalifalpeter und Kunftdünger zu legen. Man erkannte diefe Wünjche 
nicht al3 berechtigt an, die Nothlage wurde nicht als erwiejen betrachtet und 
e3 wurde der Zoll auf Kunftdünger auch mit Rüdfiht auf die Landwirth— 
ſchaft befämpft. Die Bundesrathsvorlage läßt bekanntlich dieſe beiden Artikel frei. 

Einen ftarten Schmerzensſchrei hörten wir — midt von den Fabrikanten 
von Blautlaugenfalz, fondern von dem Fabrikanten; er iſt nämlich der einzige, 
der in Deutfchland noch befteht, der ausführte, daß die Concurrenz gegen das 
durd billige Kohlen und billiges Eifen bevorzugte England unmöglich fer. Es iſt 
merkwürdig, daß der Bundesrath das DBlutlaugenfalz, das eigentlih in Eon- 
fequenz eines Schugzolld auf Potaſche einen höheren Zoll hätte befommen müffen, 
umgekehrt berabfegt. Blutlaugenfalz und Yegnatron waren bisher in dem alten 
Bolltarif mit 6 „A belafte. Nun wird Aetznatron auf 4 M herabgeſetzt umd 
in den Motiven heißt es dann einfah: Blutlaugenfalz bleibt wie bisher dem 
Aetzuatron gleichgeſtellt. Innerer Zufammenhang — dunkel, eriftirt in ber 
That garnicht! Alſo eine Induftrie, der es notorifch ſchlecht geht, wird jet 
neu belaftet duch einen vom Bundesrath vorgejchlagenen Zoll auf einen ihrer 
Rohftoffe, und dennoch wird der Zoll auf ihr Fabrikat berabgefegt, Lediglich 
weil legteres bisher im Bolltarife mit einem Artikel zuſammengeworfen war, 
der berabgejegt if. Wenn aud die Berfammlung die ziemlich weitgehenden 
Wünfche des betreffenden Herm nicht in vollem Umfange zu unterftügen ge— 
neigt jchien, fo war man doch einftummig der Meinung, daß e3 durchaus un- 
gerechtfertigt jet, den Zoll in dem jegigen Momente herabzufegen. 

Aus der Gruppe II, Chemifalten und chemifche Rohprodufte, war es zu— 
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nächſt die Dralfäure, die zur Verhandlung kam. Es ift nachgewieſen, daß — 
deutſche Fabrilen bereits eingegangen find wegen der drückenden engliſchen Con— 
currenz. Zwei dortige Etabliſſements haben ſich den Krieg bis aufs Meſſer 
erflärt und führen dieſen nicht nur in England, ſondern auch bei ung, jo daß 
die Preife auf ein Niveau herabgedrüdt find, weldyes bie Fabrikation in Deuiſch 
land faſt unmöglich macht. Es wurde denn auch von allen Seiten anerkannt, 
daß den Wünfchen der Oraljäurefabrifation Rechnung zu tragen fe. Der Zoll— 
fa, den der Bundesrath vorjchlägt, wurde von einzelnen Seiten ala etwas 
body bemängelt; hingegen wurde gegen einen Schutzoll von 8 M in keiner 
Weiſe ein Einwand erhoben. 

Ließ fi die Verſammlung fo bereit finden, der Oralfäurefabrication Con- 
cejfionen zu machen, jo war umgefehrt bei den vom Bunbesrath mit 4 #4 ge 
ihüsten Artikeln Bleizuder, Bleifalze und Weinfteinfäure die Berfammlung der 
Meinung, daß der Beweis der Nothlage diefer Induſtrie nicht erbracht ſei und 
daß diefe Artikel nad) wie vor frei zu laflen feien. 

Eine längere Disfuffion riefen dann wieder die Producte der Holz» 
verfohlung hervor, aljo hauptfählih Effigjäure, effigfaurer Kalt und Holsgeift. 
Erfterer war bisher mit 8.4, ejfigfaurer Kalt mit 5.4 belaftet, während Holzgeift 
frei war; es follen jegt alle drei Artikel frei fein. Die Intereſſenten beantragen, 
für die beiden erſteren Artikel die biöherigen Sätze beizubehalten, für den Holz— 
geift wunſchen ſie aber einen Schutzzoll von 10 A. Es wurde hervorgehoben, 
daß in den legten Jahren nur eine neue Holzverkohlungsfabrik begründet ſei, 
dagegen 4 oder 5 eingegangen wären. Es wurde hingewieſen auf bie volfswirth- 
ſchaftliche Wichtigkeit diefes Jnduftriezweiges, darauf, daß dadurch Berdienft in Ge— 
genden gebracht würde, die font feine Induſtrie hätten, und daß dadurch eine 
beflere Berwerthung der Wälder ermöglicht werde. Man fagte: für die Holz« 
tohle ift Bedarf da, es wird immer noch eine gewiſſe Menge Eiſen mit Holz: 
fohle producirt; ſchützt ihr uns nicht bis zu einem gewiſſen Grade, fo iſt es 
fiher, daß man allgemein zur Meilerverkohlung zurüdtehrt, und dann werden 
die Be die wir jegt darftellen, Eſſigſäure u. ſ. w., nuglos in die Luft 
— Wenn auch die Ausführungen in Bezug auf Eſſigſäure und eſſigſauren 

alt auf nicht zu ftarken Widerſtand ſtießen, fo wurde doch gegen die 
Forderung des Schutes des Holzgeiftes ſehr entſchieden Widerſpruch erhoben. 
Man fagte den Herren: ihr werdet gerade in der nächſten Zeit eine bor« 
treffliche Abfagquelle für Holzgeiſt belommen als Denaturirungs = Mittel des 
Spiritus für die Induſtrie; ihr habt überhaupt eine ſehr günftige Conjunctur 
für Holzgeift in ben legten Jahren dadurch gehabt, daß die Farbinduftrie ihn 
in großen Mengen benugt, und da die letztere als Erportinduftrie weſentlich da= 
bei intereffirt ift, daß der Holzgeift nicht vertheuert wird, da ihr ferner nicht 
genügend von ben feineren Holsgeiftjorten probuzirt, fo verlangen wir, daß der 
Holzgeiſt zollfrei bleibe; diefe Argumentation war jo durchſchlagend, daß das Ber- 
langen eines Zolls auf Holzgeift bei einer Abftimmung jedenfalls feine Majorität 
gefunden haben wiirde. 

Art. III, Medicinaldroguen und Alkaloide, wurden kurz abgehandelt. Dan 
ſprach den Wunſch aus, man möge die Seheimmittel und Kosmetika mit einem 
ziemlich hoben Zoll belaften und zwar aus Gründen der Sittlichteit und Hygiene. 
Es wurde aber amdererfeit3 herworgehoben, daß bei einer Bolltarifberathung 
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derartige Rüdfichten nicht genommen werben können. Ich fann dieſe Anſchauung 
nicht theilen, will aber meinen Standpunkt hier nicht auseinanderſetzen 

Sehr kurz wurde die Poſition IV „ätherifche Oele“ behandelt. Es wurde 
nur bon den betreffenden Yabrifanten hervorgehoben, daß unbedingt zollfrei zu 
belafjen feien Gewürze, wie Kümmel, Anis u. |. w. Der erfte Herr General- 
referent hat über dieſe Frage bereit3 geſprochen und hingewieſen auf die Gefahr, 
die die Belaftung mit 3 .% für die Fabrikation der ätherifchen Dele haben würde. 
Ich brauche dies daher nicht weiter auszuführen. 

Ebenfo kurz wurden die Pofitionen V, VI, VII „Altoholpräparate, Fabritate 
der Theerinduftrie und organiſche Farben“ "behandelt. Man war von allen Seiten 
der Anficht, daß beſonders die beiden letzten Rubrilen ſich am beften befinden 
wirden, wenn vollftändige Freiheit beftände. Dean führte aus, man habe voll- 
fommen die Kraft, auf eigenen Füßen zu ftehen, und wünſchte fogar, daß gewiſſe 
Artikel, die in der Vorlage nicht genannt feien, wie z. B. Anilin, Nitrobenzol ꝛc. 
noch ſpeciell als ſolche zu benennen ſeien, die nicht mit einem Zoll zu belegen 
wären. Es wurde dies mit Nüdfiht darauf verlangt, daß in dem neuen 
Tarifentwurf die in dem alten Tarif unter Nr. 44 enthaltene Beftimmung 
fehlte, wonad alle nicht genannten Artikel zollfrei ſeien follen. 

In Bezug auf die Vofition VIII „Metalloryde, Metallfarben“, will ich 
bemerken, daß die Intereſſenten den Schußzoll dafür geradezu ablehnen, daß fie 
fih volllommen fräftig genug fühlten, ohne Schutzoll die Eoncurrenz des Aus— 
landes aufzunehmen. Der Zolllag von 3 M auf Barptfarben wurde von 
mehreren Seiten al3 zu hoch bezeichnet. 

Bei Pofition IX „Zündwaaren und Erplofivftoffe” wurde der Wunſch aus⸗ 
geſprochen, den Zoll auf Zündhölger bedeutend zu erhöhen, weil ein Zoll von 
3%, alfo circa 4 Proc. ad valorem, feinen Schu gegenüber Schweden mit 
feinen billigen Arbeitslöhnen und Höfern gewähre. 

In Bezug auf XI „Firniffe, Lade und Fette“, wurde hervorgehoben, daß 
man den Leim entjchieden nicht zufammmenwerfen dürfe mit Chlorkalt, Alaun 
u. f. w., welche einen Werth von 18 bis 30 „4 haben, während Leim etwa 
100, Gelatine 300 bi8 400 M koftet. Die betreffenden Fabrifanten glaubten, 
für Leim 6 4 und für Gelatine 12 M beanfpruchen zu fünnen. Wenn man 
aber für beide gleihmäßig einen Zoll haben wolle, jo müſſe derjelbe auf 10.4 
normirt werben. 

Zum Schluß will id noch bemerken, daß ich, werm ich fagte, daf die 
Fabrikanten der Gruppe VI einig gewefen feien in dem Verlangen, feinen Schutzoll 
zu haben, nicht abfolut richtig veferirte; eine Ausnahme war da; das war näm— 
lich ein Mann, der ungeheuer viel Pech hatte, mehr als Viele, die jetst ſchreien; 
der Arme hat nämlih 200,000 Etr. Pech, die fein Menſch ihm abnehmen will. 
Er behauptete, daß wir in Deutfchland Pech genug hätten, daß wir abſolut feine 
Beranlafjung hätten, auch mod engliſches Pech hereinfommen zu lajien, und 
verlangt einen Schugzoll von 1.4. Die Berfammlung zeigte fi mit der Be— 
hauptung, daß wir fein englifches Pech brauchen, in gewiffem Sinne einver= 
ftanden. (Große Heiterkeit und Bravo!) 

Präfident Prof. Dr. Naffe: Es hat fi fein Nebner zu diefem Gegen- 
ftande gemeldet. Wir geben über zu ben 

Zöllen auf die Produete der Lederindnitrie. 

Der Referent Herr May hat das Wort. 
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Öerbermeifter May (Frankfurt a. M.): 

Meine Herren, ich bin erft vor wenigen Minuten dazu beſtimmt worden, 
Referent in dieſer Sache zu ſein, und ich war deswegen nicht in der Lage, die— 
jenigen Vorbereitungen zu treffen, die nöthig wären, damit ein Mann, der ge— 
wohnt ift, Sohlleder zu gerben, aber nicht Reden zu halten, vor einer fo 
ausgezeichneten VBerfammlung den Gegenftand angemefjen behandeln fünnte. Ich 
dachte aber, e3 würde zuerjt ein Referent von der ſchutzzöllneriſchen Seite auf: 
treten und das vorbringen, mas die Veranlafjung zu der Aenderung des Tarifs 
ift, jo daß id, der ich auf dem Boden der gegenwärtigen Zollgejeggebung und 
der Handelöverträge ftehe, dann Hätte dagegen ſprechen fünnen, allein es ift 
— wie mir eben mitgetheilt wurde, der Beſchluß gefaßt worden, erft einen 

edner von freihändlerifher Seite zu hören, und ich muß mid; eben unter- 
werfen. Ich bin nun in der unangenehmen Tage, das poftuliven zu müffen, was 
die Gegner etwa vorbringen werden, um das widerlegen zu können. 

Die Bedeutung der Federgölle für die ganze Schugzollfrage wird Jedem, 
der den Berhandlungen bis jegt beigewohnt hat, klar fein. Es wird gejagt, 
wir producirten hier in Deutſchland das Sohlleder ıheurer, als die außereuro— 
pätfchen Yänder und wir fünnten durchaus mit diefen nicht concurriren; und dag 
ift der einzige Punkt, um den die Lederzollfrage ſich dreht, denn die Fabritan⸗ 
ten von Saffian, Kalbleder u. ſ. w. verlangen gar keinen Schutzzoll; ſie ſind 
ja fähig, mit der ganzen Welt zu concurriren und erportiren vielmehr, als im— 
portirt wird. Nur die Sohllevergerber behaupten, daß fie mit den aufßereuro- 
pätfchen Ländern nicht concurriren fünnen, weil die Amerikaner, die Auftralter 
fo billige Rinder und Häute hätten, daß wir nicht dagegen auffommen fönnten. 
Es würde jehr Leicht fein, nachzuweiſen, daß außer den billigen Rindern auch 
noch verſchiedenes Andere dazu gehört, um Sohlleder zu gerben. Es ift dafür 
gejorgt, daß die Bäume nicht in den Himmel wachen. Es würde hier indeffen 
zu weit führen, auf die Details einzugehen. Es ift für diefe Berfammlung 
bloß von Wichtigkeit, zu conftatiren, ob wirflid in Sohlleder eine erdrüdende 
Eoncurrenz eingetreten ſei. Hierüber noch müſſen Zahlen entſcheiden; es muß 
nachgemiejen werden, wie viel Sohlleder im Inlande producirt und wie viel 
vom Auslande importirt wird. 

Meine Herren, die Gerber ftanden von jeher auf dem freihändlerifchen 
Standpuntt, auch die Sohlledergerber. Ich kann nachweisen, daß in dem ein- 
zigen Fachblatte der Gerberei, welches den ſchutzzöllneriſchen Standpunkt jegt ver: 
tritt, noch im Jahre 1875 ganz freihändleriſche Artikel ſtanden, daß darin ge 
jagt wurde, wir find fähig, mit der ganzen Welt zu concurriven. Meine 
Herren, die Berbindung diejes Blattes mit gewiſſen Perfonen in der Regierung 
ift befannt und damals ftand die Regierung nod auf dem freihändleriſchen 
Standpunkte. Im Jahre 1876 hat das Blatt eine leichte Schwenkung ger 
macht, ganz wie die Regierungskreiſe, da finden wir bereit3 die Forderung 
der Reciprocität. Bon da ab bat ſich daſſelbe emtwidelt zu dem vollftändig 
ſchutzzöllneriſchen Standpunkte ganz wie die Regierungskreiſe. Nun ift von dem 
Herausgeber diejes Blattes, der die Veranlafjung zu dieſer ganzen Bewegung 
unter den Sohllevergerbern ift, ein Verein gegründet worden: der Gentralver: 
band der deutſchen Lederinduſtriellen. Diejer Verband bat im vorigen Jahre 
in Frankfurt eine Verſammlung gehalten, welche vorzugsweiſe un Sohlleder⸗ 

Schriften XVI. — Verhandlungen 1879. 
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fabrifanten beftand, und es wurde in der Verfammlung ein Programm vorge= 
legt, welches durchaus ſchutzzöllneriſch war. Nach Iebhafter Debatte wurde 
diefes Programm abgelehnt, e3 wurde nachgewieſen, daß wir fein Recht haben, 
einen Schug zu verlangen, weil momentan die Yederinduftrie feine Rentabilität 
befige, da dies nur die natürliche Folge der allgemeinen Gejhäftslage fei, und 
daß e8 zur Zeit noch eine Maſſe Menjchen mit hohlen Augen und bleichen Ge— 
fihtern gäbe, die weit mehr eine Unterftügung zu verlangen berechtigt find, 
al3 die reihen Yederfabrifanten. (Bravo! Links). 

Meine Herren! e8 ıft felbftverftändlih, daß jeder Menſch nur das weiß, 
was ihn gelehrt wird. Es iſt naturgemäß, daß die Gerber nur das willen, 
was ihnen von ihren Fachblättern vorgebracht wird über die Berhältniffe der 
Einfuhr und Ausfuhr. Wenn eine erdrüdende Concurrenz des Auslandes ein- 
getreten wäre, jo würden auch meine Freunde und ich jagen: da muß man 
vielleicht einen Schugzoll, der über eine gewiffe Pertode binaushilft, einführen. 
Es ift nun aber leider in den Fachblättern nichts gejchehen, was die Gerber 
aufklären könnte. Es wird immer mit leeren Zahlen operirt, eine Statiſtik 
der deutfchen Sohllederproduction eriftirt nit. In den Zollliften ift Sohlleder 
nur zufammen mit einer Menge anderer Yeder aufgeführt. Meine Freunde 
und ich haben alles Mögliche verfucht, um genaue Zahlen über die inländiſche 
Production und über die Einfuhr von außereuropäiſchem Sohlleder zu erhalten, 
und fhließlih nad) genauefter Prüfung find wir zu dem Reſultat gefommen, 
daß in Deutſchland felbft eine Production von Sohlleder im Werthe von 150 
Millionen Markt jährlich ftattfindet. Die ganze Pedereinfuhr der pos. 21a da= 
gegen, welche das rohe, grobe Yeder enthält, alfo Sohlleder, Waſchleder, Zeug- 
leder, Riemenleder, Kalbleder u. f. w., betrug im Jahre 1878 111,889 Etr. 
Sehen wir, wieviel Sohlleder, rejp. aufereuropäifches Leder in diefer Zahl ent- 
halten ift. Nach den amtlichen Zollliiten ‚wurden aus Dänemart, Rußland, 
Deftreih, der Schweiz und Frankreich zujammen 26,800 Gtr. Yeder der pos. a 
eingeführt, von Belgien 13,000 Etr., von den Niederlanden 11,000 Etr., von 
der Nordfee 94 Ctr., Bremen 4000 Etr., Hamburg 48800 Ctr. und von den 
Bollausichlüffen Bremerhafen u. |. w. 6000 Etr. Wir haben und an alle die 
Drte gewandt, mo e8 liberhaupt möglich ift, dafs aufereuropätfches Eohlleder 
nah Deutichland . eingeführt werden fann, an Makler, Commiſſionäre :c., die 
ausſchließlich in den betr. Artikeln handeln; alfo in Rotterdam, Amſterdam, 
Antwerpen, Bremen, Hamburg find Erhebungen gemacht worden, und danach 
beträgt die ganze überjeeifhe Einfuhr höchſtens 48,000 Etr. Sohlleder. Diefe 
enthalten zum Theil ein Material von ganz untergeordnetem Werthe, das wir 
u Deutſchland abſolut nicht erzeugen fünnen, 3. B. die auftralifchen Flachleder 
fönnen wir in Deutſchland gar nicht herftellen; fie werden auch fo billig vertauft 
wie Abfall. Es befinden fich hierunter auch Mafien von Abfall, alfo Seiten, 
Köpfe u. ſ. w. Der Werth diefed ausländischen Leders ift höchftens zu 100 4 
pro Gtr. Ioco Zollgrenze anzunehmen. Es iſt das von ſchutzzöllneriſcher Seite 
zugegeben; ich habe mit einem Herrn, der fehr viel importirt, Rückſprache ge 
nommen und ed ift allgemein anerfannt, daß ein höherer Werth ald 100 4 
loco Grenze nicht anzunehmen ift. Meine Herren! Ein gutes und ein ſchlechtes 
Stück Peder darf man aber nicht mit einander vergleihen, fondern man muß 
die Werthe vergleihen, und da finden wir gegenüber einer eigenen Pro— 
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duction von 150,000,000 „4 Sohlleder eine Einfuhr von 4,800,000 M an 
außereuropäiſchem Ledern, d. i. genau 31/,0/, der inländifchen Production. So 
etwas joll eine erdrüdende Concurrenz fein? Ich beftreite das, es ift ein Irr— 
tbum. Ich kenne Sohlledergerber, die meinten, es fei wirklich etwa an dem 
Geſchrei von der überfeeifhen Jmportation; nachdem fie aber diefe Zahlen ge— 
ſehen, haben fie zugegeben, daß fie ſehr enttäufcht jeien. 

Num, meine Herren, wie ift es denn mit dem proponirten Zoll? Man 
ſagt, es fol eine Zollerhöhung von 12 .4 pro. 100 kg. eintreten. Was das 
den Gerbern helfen foll gegenüber der gleichzeitigen Belaftung durch den Zoll 
auf NRinden, auf Getreide, Vieh und die hierdurch entftehenden höheren Arbeits- 
löhne, das begreife id nit. Es follen künftig 25 , auf den Ctr. Rinde 
gelegt werden ; da wir 5—6 Etr. Lohe anf 1 Etr. Peder verbrauchen, jo macht 
das 1’, A auf den Etr. Leder aus. Auf 100 Pfd. Sohlleder follen 6 A 
Schutzzoll gelegt werden, davon gehen die 11/, „A ab, bleiben aljo nur 41), A 
Gewinn. Rechnen fie nun noch die Belaftung des Betriebes durdy die Zölle, 
reip. Zollerhöhungen auf Eiſen, Thran und fo viele andere Gegenftände zum 
Yebend- und Geihäfts-Bedarf, jo werden auch die Schußzöllner unter den Gerbern 
mit mir übereinftimmen, daß diefer Schu den Sohlledergerbern nicht das 
Geringſte helfen kann. Die fremden Gerber können die Zollerhöhung zudem 
vollftändig umgehen; fie brauchen bloß, ſtatt das Leder in ganzen Häuten, 
daſſelbe nur befchnitten einzuführen, in croupons, Sernftüden, die Sohlen ausge: 
ftanzt, fo ift für fie die ganze Zollerhöhung — 0. Diefelbe nutzt alſo den 
deutjchen Gerbern nichts. Es macht aber jedenfalls einen ſchlechten Eindruck 
im Ausland, wenn in Deutſchland die Zölle erhöht werden; wir geben damit 
ein ſchlechtes Beiſpiel. Man iſt gewöhnt, Deutſchland fortfchreiten zu fehen m 
wirthſchaftlichen Dingen, ihm darin zu folgen, jo bei den Neuerungen im Poft- 
wefen u. ſ. m. Meine Herren, mir müſſen recht ſehr befürchten, daß unfer 
Berfpiel auch im Zollweſen nachgeahmt wird und daß man ums bald bie 
Thüren an den Grenzen, über die wir Peder und Lederwaaren erportiren, 
zufchließen wird, und dann find wir ganz gehörig geſchädigt. 

Meine Herren, die Pedereinfuhr in pos. 21a ift aud durchaus nicht in 
einem Fortjchreiten begriffen, fondern fie hat in den legten Jahren abgenommen, 
Im Jahre 1874 find eingeführt worden 116,200 tr. gegen 111,889 Gtr. 
in 1878, alfo 4311 Etr. im Yahre 1874 mehr, im Jahre 1875 fogar 
5329 Etr. mehr al8 1878, und das fällt fpeciell auf die Rubrik „Fahlleder“, 
denn wir willen ganz genau aus unferen Erhebungen, daß die Einfuhr von 
außereuropätfchen und fpeciell hemlock=Leder abgenommen hat. Wir exportirten 
dagegen an groben und feinem Yeder zufammen für 49,633,395 M im Yahre 
1878. An Lederwaaren fand eine Ausfuhr ftatt im Werthe von 53,006,785 A. 
Diejes ſchöne Geihäft von zufammen über 102,000,000 M follten wir uns 
erhalten und unferen Nachbarn fein ſchlechtes Beiſpiel geben. Wir follten in 
einer Zeit, die gewerblich jo Frank ift, wie die gegenwärtige, nicht herumdoctern 
und Rückſchritte machen. 

Die Berhälmiffe der Gerberei find mißlich, das gebe ich zu. Es wird 
am Sohlleder nicht? verdient. Aber woran liegt's hauptfählih? Wir kaufen 
unfere Häute in Deutfchland viel höher al3 unfere Goncurrenten, melde doch in 
Gerbftoffen weit günftiger geftellt find wie wir; bei grünen Häuten 5. B. 

6* 
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macht der Einkauf in Deutjchland z. 3. S—10 4 mehr als in Frankreich, 
Belgien, Amerifa. Das maht ja 20—25 4 pro Etr. Leber allein beim 
Einfauf der Häute mehr, als unfere Concurrenten im Auslande zahlen. Wer 
zwingt uns aber da3 zu thun? Noch im legten Moment, wo verlautete, daß 
ein höherer Zoll auf rohe Häute und Yeder gegeben werden follte, find die 
Häute abermal® nm 3 4 aufgejhlagen! Wenn Sie alfo durch die neuen 
Zölle den Gerbern einen Bortheil verfchaffen wollen, jo kommt das, wenn die 
Gerber in der gleichen Weife forthandeln, wie bisher, vielleicht den Metgern 
und Rindenhändlern zu Gute, aber keinesfall3 den Gerbern. 

Deshalb bin ich der Anſicht, daß Ste fhon im Intereſſe der Gerber ſelbſt 
die ganze Vorlage, der Regierung verwerfen und bei den bisherigen Sätzen 
ftehen bleiben jollen. (Bravo! links.) 


Eorreferent Dr. 8. Möller (Kupferbammer bei Brackwede): 

Meine Herren! ich werde ebenfo wie der erjte Herr Referent, vorzugsweiſe 
die pos. 21a behandeln, weil ich nur mit ihr gemügend befannt bin. Dieje 
pos. 21a umfaßt alle groben Yederforten, die Hauptmenge der Produc= 
tion, während 21b ſich mit Glac6: und anderem Handſchuhleder, Saffian, Cor— 
duan u. ſ. w. befchäftigt, die mir nicht näher befannt find. Die Tarifcommiſſion 
ſchlägt einen Zoll von 24 4 für die 100 kg derartiger Leder vor. Sie 
unterjcheidet dabei nicht — und ich halte das von vornherein für einen Mangel — 
zwifchen zugeridhtetem und nicht zugerichtetem Leder. Ich möchte befür- 
worten, daß zwiſchen beiden eim Unterſchied gefchaffen wird, damit bloß roh= 
gegerbtes Leder eingeführt werden tann; vielleicht wird es zweckmäßig fein, 
dafür ftatt 24.4 — 18 .% zu erheben; wenn wir beide Zölle gleich laſſen, 
jo würde e3 Niemandem mehr einfallen, derartige nicht zugerichtete Yeder zu 
importiren, während amdrerjeit3 natürlich jeder Zollſchutz illuſoriſch fein 
würde, wenn der niedrige Sat von 3 .% in pos. 21b auch für das robe, 
(nicht zugerichtete) Leder in pos. 21a Anwendung fände. Ich verftehe nicht, wie 
e3 hat kommen können, daß, während für pos. 21b das ganz fertige Leber 
40 M koftet, dort für rohes Leder ein Zoll von 3 #4 feſtgeſetzt ift. 

Es werden bei einem derartigen niedrigen Zollſatze bet groben Ledern die 
Amerikaner einfach ihr Leder im nicht zugerichtetem Zuftande herfchiden, und 
man würde e8 dann für eine Kleinigkeit zurichten. Es muß alſo in diefer 
Beziehung die nöthige Vorſicht beobadhtet werden, um einerfeit3 Umgebungen 
der Zollfäge für zugerichtete Leder zu verhindern, und andrerfeitS die Lederzu— 
richtereien zu erhalten. 

Meine Herren, der Zollfag von 24 4 entipricht ungefähr einem Zoll 
ihug von 8%,, er hält ſich aljo innerhalb des vom Fürften Bismard aufge- 
ftellten Programms vom 15. December v. J. das ich in diefer Beziehung für 
richtig halte, er überfteigt wohl bei feinem Leder 10°/,; bei den feineren Yeder- 
forten, die ja in beträchtlichen Mengen eingeführt werden, franzöfiichem Kalb- 
leder, ruſſiſchem Juchtenleder ift der Zoll erheblich geringer als 8°/,, etwa 4—5%, 
des Werthes. Wenn man alſo überhaupt Schugzölle für berechtigt hält, fo wird 
man zugeben müſſen, daß die Yederinduftrie diefen Schug beanſpruchen kann. 

Ste kann ihn aber bejonderd beanfpruchen, weil die amerikanische Leder- 
induftrie ebenfo wie die franzöfifche und ruffiiche, mit der wir zu concurriren 
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Haben, in außergewöhnlicher Weife nicht allein durch die natürlihen Ber: 
hältnifſe, fondern auch durd fünftlihe Steuerverhältniffe begünftigt 
ft. Namentlid in Amerika befteht ein außerordentlich hoher Zoll auf Leder, 
und auf Grund des hohen Schugzolles find die dortigen Gerber in der Yage, 
nah Deutſchland fehr billig zu liefern. Es ift zwar von dem Herrn Bor: 
rebner gejagt worden: „es find verhältnigmäßtg wenig Leder nad) Deutſchland 
hineingefommen“, aber nicht auf die Menge des eingeführten Leders fommt es 
an, fondern auf den Preisdrud, den das Leder durd die drohende 
Menge des amerifanifhen Ymport3 erfährt; mollten die deutjchen 
Gerbereien ihre Lederpreife herauffegen, fo würde das Doppelte und Dreifahe an 
fremden Leder hereinfommen. Die Zahlen des Herrn Referenten bemeifen 
alfo nichts! 

Eine Thatfahe ift es, daß die deutfche Leberinduftrie vielleicht neben der 
Eifeninduftrie am meiften zu leiden gehabt hat durch die niedrigen Zölle und 
durd die auswärtige übermächtige Concurrenz. Der Herr Referent hat zugeben 
müſſen, daß die Yederinduftrie ſich in einer Nothlage befindet. Die Gerberet 
ift in Deutfchland zum großen Theil in kleinen Händen. Die Sohlleder: 
gerber find allerdings meiftens reiche große Leute, aber der größte Theil der 
anderen Lederfabrifation ift Kleininduftrie, — alſo trifft das oft gebrauchte 
Stichwort nicht zu, daß der Schutzzoll nur die Großinduftrie ſchützen fol. Viele 
früher wohlhabende Gerber find jet in drückende Abhängigfeit von den Leder: 
händlern, die ihnen das Geld vorſchießen, damit fie überhaupt weiter arbeiten 
tönnen, gekommen. 

Ich glaube allerdings, daß diefer Niedergang zum Therl felbft verfchuldet 
ift durch Zurückbleiben, durch nicht rechtzeitige Einführung der Spectalitäten, — 
(hört! links) aber jett handelt e8 fih darum, eine fehr bedeutende In— 
duftrie unferem VBaterlande zu erhalten, den Gerbern wieder Muth 
zu geben, Anlagen zu madhen, die ihnen die Concurrenz mit dem 
Auslande geftatten. Das iſt 3. 3. nicht möglich, wo felbft gut einge: 
richtete Fabriken, wie ich verfichern fann, fett 3 Jahren mit einer Unterbilanz 
abſchließen. Wie mag e8 da erjt mit den fleineren Gerbern ausjehen, die nicht 
über größere Gapitalten verfügen ?! 

Wir dürfen nicht vergefien, daß die Gerberei nach vielen Richtungen hin 
eine nothwendige Induſtrie iſt. Zunächſt iſt es doch nur naturgemäß, 
daß wir in Deutſchland die eigenen Häute verarbeiten, aber ſeit vielen 
Jahren geht ein großer Theil der Häute in's Ausland. Ich weiß wohl, daß 
augenblicklich die Preiſe in Deutſchland für rohe Häute geſtiegen ſind und die 
Ausfuhr aufgehört hat, ich ſchreibe das zum Theil allerdings auf die Meinung 
der Gerber, daß demnächſt Schutzzölle eingeführt werden, und da haben fie 3. 3. 
fehr viel eingenvbeitet. (Hört! lints.) 

Die Yederinduftrie ift ferner eine folhe, die wir im Falle eines 
Krieges umbedingte gebrauden. Bei manchen Induſtrien fann man fagen: 
es iſt eine Luxusinduſtrie, wir brauchen ſie nicht, aber die Lederinduſtrie müſſen 
wir im Inlande haben, falls wir abgefehnitten find von der Einfuhr. Die 
Regierung hat um jo mehr Urfache, die Lederinduſtrie zu unterſtützen, da ſie 
ſich in Bezug auf die Forſtverwaltung nach meiner Anſicht ſchwere Ver— 
ſäumniffe bat zu ſchulden kommen laſſen. Bekanntlich bedarf die Leder— 
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induftrie al3 wichtigſtes Rohmaterial die Lohe. Nun find aber die Eichen— 
waldungen vor allem in Deutichland fehr devaftirt worden. Die 
Eiche wuchs auf dem fruchtbarften Boden und war zum großen Theil in Klein— 
befig. Ich Halte es mindeftens für einen Fehler, daß man diefe Eichenwaldungen 
der Privaten und Gemeinden zum großen Theil hat verfchwinden laſſen und daß. 
andrerjeit3 die Regierung bezüglich der Forften der Anſicht folgte, daß die 
Nadelhölzer einen fchnelleren Gewinn brädten als die Eiche, und die Eiche 
dadurch auch in den Staatsforten jehr zurüdgegangen ift. In Folge deiien 
find die Gerber gezwungen, die Lohe vom Ausland zu importiren, namentlich 
die ungariiche Lohe. Es find vorwiegend die Gerber in den öftlihen Provinzen 
des preußiſchen Staated, weldye ohne diefelbe nicht ausfommen können, und ich 
halte es deshalb für einen großen Fehlgriff, die Lohe mit einem Zoll zu be= 
laften. Ich halte das deshalb für um jo ungerechtfertigter, weil durch den 
Zoll doch vorausjichtlid Niemand bewogen werden wird, Eichenwaldungen an— 
zulegen, da er erſt nach 30 Yahren einen Ertrag davon haben fann, und nad). 
den Ausführungen, die Herr Profeffor Schmoller gemacht hat, wiſſen wir nicht, 
ob wir nach 30 Jahren eine Schutzzollperiode oder eine Freihandelsperiode 
haben werden. (Heiterfeit.) Daß dann der Zoll auf Lohe weggefallen iſt, 
möchte ich jedem Eichenwaldbeſitzer garantiren. | 

Die neulichen Ausftellungen in Berlin und in Hannover, baben wieder die 
deutlichjte Beftätigung geliefert, daß die Eiche beftimmt ift, einen großen Theil 
unferer Heiden wieder in Wald zu verwandeln; wenn die Regierung dem Noth- 
“fand, der fih in Deutfchland in fo auffallender Weiſe gemehrt hat, abbelfen 
will, jo kann fie nichts Beſſeres thun, als die großen Heiden, die wir befigen, 
auf 3 Fuß durchzubrehen mit dem Dampfpflug, wie der Herzog von Aren- 
berg dies in großem Maßſtabe in Meppen thut, zu cultiviven und dann auf 
den dazu geeigneten Flächen Eichen anzupflanzen; dann werden wir nad) 
einer Reihe von 30—40 Jahren allerdings das Material haben, deſſen die 
Gerberei bedarf. 

Wo man ferner Berfuche mit Lohegewinnung gemacht hat, ift das vielfach ſehr 
unpraktiſch gefchehen, indem man von Zeit zu Zeit Auctionen veranftaltet für 
Lohe, die noch auf den Bäumen tft, — die die Käufer alfo ſelbſt ſchälen follen. 
Das geht vielleiht an der Saar und an der Mofel, wo große Eichenfhälwal- 
dungen find, aber wenn nur einige Morgen mit Eichen beftanden find, iſt es 
jehr unzweckmäßig. Die preußiſche Yorftverwaltung hat Verſuche anftellen laſſen 
über die Gewinnung der Gerbmaterialien aus den im Winter gefällten 
Bäumen, die ein jehr befriedigendes Reſultat geliefert haben. Es bedarf 
dazu allerdings eigener Anftalten und ich fürchte, daß ein thörichtes Spar= 
famfeitsprincip, welches jett vielfach eingeriffen ift, fih heut, productive 
Anlagen zu machen und die Verſuche unterbrochen hat und. glaube, daß das 
wichtige Problem gelöft werden wird, wenn der Staat die nöthigen Mittel her— 
gibt um die Verſuche zu Ende zu führen. 

Dan hat uns gejagt: dad Ausland wird unfere Lederinduftrie aud) 
I&lehter behandeln, wenn wir unfere Lederzölle erhöhen. Es ift eime Thatfache, 
daß wir in ladirten und anderen feineren Lederſorten erportiren, und e3 wird 
befürchtet, dak das Ausland diefe mit höheren Zöllen belegen künnte. Ich 
glaube, bas iſt eine Anſchauung, die außerhalb Deutſchlands Niemand theilt. 
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Es ift die eigenthümliche Ueberhebung der Deutſchen, daß fie immer glauben, 
die ganze Welt betrachte fie als Vorbilder. Im Gegentheil, wenn wir Zölle 
einführen, dann werden wir die Amerifaner viel eher dazu zwingen, ihre hohen 
Zölle herunter zu fegen. (Sehr richtig! rechts.) 

Die Ameritaner haben bereits fo hohe Lederzölle, daß fie fie nicht fteigeren 
fönnen, und ich babe einen Bericht über eine amerifanifche Lederinduſtriellen— 
verfammlung gelefen, wo gejagt wird: wir werden einen Theil der Zölle ſchwinden 
laſſen müfjen, wenn im Wege von Handelsverträgen unferen Ledern weitere Vor— 
theile gewährt oder von ihnen Nachtheile abgewendet werden fünnen. 

Meine Herren, man bat gejagt, unfere [ederverarbeitende Induſtrie, 
die in der hiefigen Gegend eine befondere Bedeutung hat, die erportirende Schub: 
und Bortefeuillefabritation werde durd die Erhöhung des Lederzolles ge— 
ihädigt werden. Ich kann das nur zugeben, wenn wir nicht unbedingt 
eine nothwendige Mafregel ergreifen, nämlich die, daß wir 
den Fabrifanten, die ausländıfhes Yeder verarbeiten und 
verarbeiten müfjen, den darauf verwendeten Zoll zurückver— 
güten. (Hört! hört! Links.) 

Das ıft durchaus nothwendig für die lederverarbeitende Induftrie, weil 
fie zu vielen Zwecken der ausländifchen Feder nicht entbehren fann, da fie vor 
allem gezwungen tft, billig zu arbeiten und nur billig arbeiten fann mit aus— 
ländifhem, amerifanifhem u. f. w. Leder. Es ift vielfadh, gerade von frei— 
händlerifcher Seite behauptetet worden, daß die Rückvergütung des Zolles 
außerordentlihen Echwierigfeiten begegne. Ich wüßte in der That nicht, worin 
diefelben Tiegen follten. Haben wir jo und fo viel Centner Schuhe, jo ift mehr 
wie die gleiche Dienge Leder dazu verarbeitet. Wenn wir aber aud) nur den 
Zoll zurüdvergüten, der dem Gewicht der Schuhe felbft entipricht, jo würde 
jhon viel gewonnen fein. Es läßt fi aber durch fachverftändige Unterſuchungen 
mit Leichtigkeit feftftellen, welcher PBrocentjag für den Berluft anzunehmen 
ift, um dem Fabrikanten einen entſprechenden Erſatz für den ausgelegten Zoll zu 
verichaffen. Selbitverftändlih muß man beim Erport von der häufig aufgeftellten 
Forderung der Jdentität abjehen. 

Es iſt von freihändleriiher Seite mit Net behauptet worden, daß um 
Großen und Ganzen der Zoll eine entfprechende Vertheuerung der Waare hers 
beiführen werde und deshalb ift es ganz einerlei, ob der betreffende 
Schubfabrifant inländifhes oder ausländijhes Leder ver= 
wendet, denn das inländifche Leder ift ihm auch in demjelben Maße vertheuert, 
wie das ausländifhe Es würde deshalb eine unnöthige und chädliche 
Erjhwerung des Exports fein, wenn man dann die Identitätsnachweiſe for= 
derte. Es iſt alfo nichts weiter nöthig, als daß der Erportlever- 
fabrifant eine Zollquittung vorlegt, die beweift, daß fo und fo 
viel Gentner Feder, die er verbraucht hat, wirklich importirt find. Es 
muß ausgeichlofien fein der Nachweis, daß er das Leder ſelbſt importirt bat, 
denn das würde nur einigen wenigen großen mduftriellen zu Gute fommen, 
die das Leder von Amerika felbft beziehen können. Es muß alfo die Quit— 
tung übertragbar fein von dem Händler auf den Fabrikanten 
und den Erporteur und zwar im Wege des Indoffaments um allen 
Betrügereien vorzubeugen und um jeder Zeit fehen zu fünnen, welche Wege bie 
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Zollquittung gemacht hat. Endlich halte ich es für erforderlih, um den Zoll: 
fiscus genügend zu fügen, daß die Quittungen binnen 12 Monaten ver— 
jähren. 

Bei den Yederwaaren ift das PVerfahren leicht anzuwenden, bei manchen 
anderen Imduftrieen mag es ſchwerer ſein, durchführbar iſt es faſt überall und 
ich möchte den Herren, die auf meiner Seite, auf dem Standpunkt des gemäßigten 
Schutzzolles ſtehen, dringend ans Herz [egen, fih niht der Erportinduftrie 
feindlid gegenüberzuftellen, jondern ıhr die Möglichkeit zu 
geben, weiter zu beftehen, denn fie befhäftigt mindeftens 
doppelt, dreifah fo viel Hände als die Imduftrie, die Halb- 
fabrifate herſtellt. Meine Herren, wir müffen unbedingt die 
Erportinduftrie erhalten. (Bravo! links.) 

Knüpfen Sie deshalb ausdrücklich an den Zolltarif die Bedingung: 
wir gewähren die Sätze darin nur unter der Bedingung, daß 
gleichzeitig auch der Exportinduſtrie ein Ausgleich gewährt 
werde in Form bed Rückzolles. Ich ſtelle deshalb folgenden Antrag, 
zunächſt für die Lederinduftrie im Beſonderen: 


1. Der unter 21a aufgeführte Zoll von 24 4 erfcheint für zugeridtetes 
Leder angemeſſen, während für nicht zugerichtetes Leder ein Zoll von 
18 4 vorgeſchlagen wird. 

Der Zoll auf Lohe und Thran iſt zu verwerfen. 

Meine Herren, ich bin vorhin nicht auf den Thran gekommen, ich will 
dies noch nachholen. (Heiterteit. 

Es hat durchaus feinen Zweck, auf den Thran einen Schutzzoll zu legen, 
denn er wird im Zollverein nicht bereitet; es iſt ein Fabrikationsmaterial, 
welches für die Juteinduſtrie und Lederfabritanon in gleicher Weiſe nöthig iſt. 
Wenn man den Zoll nicht ganz fallen laſſen wollte, weil der Thran noch für 
Medicinalzwecke und für die Seifenfabrikation gebraucht wird, dann würde 
es wenigſtens zweckmäßig fein, denaturirten Thran in ähnlicher Weiſe wie dena« 
turirtes Olivenöl frei zu laſſen. Das Einfachſte iſt indeß die Befreiung des 
Thrans von jedem Zoll; ferner: 

Es iſt Pflicht des Staates für Vermehrung der Eichenwälder Sorge zu 
tragen und die in ben Staatsforſten zu gewinnende Lohe den Gerbern zu: 
gänglich zu machen. 

Ferner in Bezug auf die Zollrückvergütung *): 

1. Wenn die Fabrıfationsmaterialien durd Zölle vertheuert werden, fo ift 
beim Exporte der daraus bergeftellten Waaren ein der Vertheuerung ent: 
ſprechender Rückzoll zu gewähren. 

2. Die Rückgewähr des Zolls erfolgt auf Grund von Einfuhr-Zoll— 
quittungen, welde durch Indoſſament übertragbar find, und binnen 
12 Monaten verjähren. 

3. Der Erporteur hat Art und Menge des für die exportirte Waare ver: 

wandten Yabrifationsmaterial3 glaubhaft nachzuweiſen, wenn er Rückzoll 
beanfprudt. — 


*) Dies bezieht fih auf die General-Debatte, ſ. S. 140. 
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Ich hoffe, daß die Herren Freihändler meinen Antrag auf Rüdzölle unter: 
ftügen werden. Ich babe ausdrücklich ihn an die Bedingung geknüpft, wenn 
die Fabrikationsmaterialien durd Zölle vertheuert werden. Meine Herren, es 
wird aber bier (links) der Kopf gefchüttelt; — verlafien Sie fi darauf, die 
Schutzzölle werden eingeführt (große Heiterkeit), — warum wollen Eie aljo 
mit einem großen Theil der Induftrie, nur um fi ein zweckmäßiges 
Agitationsmittel zu erhalten, die Bortheile gewähren, die Sie ıhm 
Ihuldig find? Warum wollen Sie da3 Princip des Freihandels nicht hierbei 
zur Geltung bringen? Eine Rüdgewähr des Zolles heift: Zollfreiheit für 
die Erportmaterialien. Site gewähren ja dadurch den Hanfeftädten einen 
bedeutenden Vortheil, Ste werden den Import und Erport in aufergemöhnlicher 
Weife fteigern, umd Jeder, der die Verhältniſſe unferer Seeftädte kennt, wird 
fagen: vor allen Dingen thut ein großer Export uns noth, er ift eine Lebens: 
bedingung für unjere Rhederei. 

Es wird von großer Bedeutung fein, wenn gerade unfer Verein ſich in 
diefem Sinne ausfpriht, wenn er hierfür fein Gewicht in die Wagſchale Iegt. 
Ob Freihandel oder Schutzzoll, — da wird Keiner befehrt werden, aber dies 
ift ein Punft, wo die Verbitterung, die durch unfer deutfches Yand zieht, zum 
großen Theil in Berföhnung übergehen kann, wo wir unfere Erportinduftrie, 
die eine Grundlage unſeres Gedeihens ift, vor dem Unglück des Rückganges 
bewahren können. 

Bedenken aber auch Sie, meine Herren, die Sie für Zollerhöhungen find, 
daß der Schugzoll dann am beften.gewahrt wird, wenn man allen Theilen 
de3 Volkes gerecht wird, wenn wir wirklich da3 Motto der nationalen Arbeit 
auf Alle ammwenden und wenn wir die große Arbeitermenge, die müßig ift, 
wirflid in vollem Maße befchäftigen, und das werden Sie erreichen, wenn Sie 
die Rüdzölle einführen. (Bravo! links.) 


Präfident Prof. Dr. Naffe: Es iſt ein Antrag eingegangen von Herm 
Sombart: 

Der Verein für Socialpolitit wolle bejchließen, in die Berathung der 
einzelnen induftriellen Zölle einzutreten, von einer Abftimmung über die ein- 
zelnen Tarifpofitionen aber abzuftehen. 

In die ES pecialberathung find wir ſchon eingetreten, der Antrag würde 

alſo etwa3 zu modificiren fein. 

Wir treten nun in die Discuffion ein umd gebe ich zunädft da8 Wort 

Herrn Pütz. 


Ingenieur Pütz (Gießen): Meine Herren! Obgleich id) mir vorgenommen 
hatte, nur bei der Eifenzollfrage das Wort zu ergreifen und die Nichtigfeit 
des Sprühmorte® „Schufter, bleib bei deinem Yeiften“ gerade auch bei unjeren 
Debatten ftet3 anerkannt zu fehen wunſchte, jo Tann id) doch, wenn ich bie 
Einfuhrziffern de3 Leders im Jahre 1878 mit demjenigen der Ausfuhr ver- 
gleiche, nicht begreifen, wie fich die deutſche Lederinduſtrie für eine ‚Erhöhung 
des Zolles auf Yeder und Pedenwaaren ausfprehen kann, ich muß bier bereits 
auf unfere Erportverhältniffe gründlicher eingehen. 130,454 Ctr. Leder aller 
Art, 5525 Cr. Brüffeler und Dänifches Handſchuhleder, 54,025 Etr. Leder— 
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waaren und 4392 tr. lederne Handſchuhe wurden nämlib im Vorjahre 
ausgeführt. 

Wer wie ic lange im Auslande bejonder8 in Spanien gelebt hat und 
fah, wie gerade dort jeder auch nur anftändig fein wollende Menſch früher Lad, 
jpäter Kivdlederftiefel trägt, welches nicht zu geringem Theile aus deutſchen 
Fabriken herftammte, wer dann fpäter, wie ich, mehrere Jahre in der alten 
Kaiferftadt Worms lebte und erkannte, wie die folofjalen Vermögen diejer 
Lederftadt hauptjählih auf dem ausländischen Markte gewonnen wurden, der 
muß ſich eveifern, wenn er jegt die Kurzfichtigkeit eines großen Theiles unferer 
Fabrikanten jieht. — 

Meine Herren, die Gründe, warum Sie mid auf diefer Seite der Ver— 
ſammlung fehen, find ganz andere, als Ste vielleiht Alle vermuthen. 

Ich würde ſelbſt auf Koften der Conſumenten mandem unferer noth: 
leidenden Jnduftriezweige bei der anhaltenden Krife gerne einen Kleinen Schutzzoll 
gewähren, würde in erſter Linie der allerdings nothleidenden Landwirthſchaft 
den geringen Kornzoll gönnen, wenn ic mir nicht fagen müßte, daß heute fein 
einzelner Zoll mehr durchzubringen ift, ohne daß man allen Schugzöllnern Zu— 
geftändniffe machen muß, wenn ich mir fage, daß des armen Mannes Brot nicht 
der 25 oder 50 4% wegen theurer wird, jondern weil von dem geringften Ge— 
treidezoll der Händler, der Müller, und der Bäder abermals profitiren wollen und 
Alle die Preife nach Oben abrumden. — Ich bin aber vor allem deshalb gegen 
Schutzzölle, weil ein Abweichen von en bisherigen Handelspolitif das 
Signal für die Schugzöllner aller Nahbarftaaten, ja für die Regierungen aller 
auf ftarfen Import angewiejenen Yänder der fünf Welttbeile fein wird, durch 
erhöhte Schugzölle auch ihre nationale Arbeit ſchützen, durd Einführung von 
Finanzzöllen ihre Einnahmen verbeffern zu wollen, fo daß Deutſchlands jegt 
blühender Export auf das Furchtbarſte in Mitleidenfchaft gezogen werden wird. 

Und glauben Ste mir, meine Herren, in allen Ländern der Welt ift die 
Macht der Schutzzollparteien eine gleih große, ihr Einfluß ein gewaltiger 
und wo es gilt Sonderinterejjen zu jchügen, tft man befanntlid in der Wahl 
der Mittel nicht allzu gewiljenhaft. — 

Daß ıh aber, wenn ich Sie verfichere, daf die continentalen Staaten und 
die überſeeiſchen unjere Schutzölle fofort durch Nepreflalien beantworten werden, 
nicht zu Schwarz male, daß ich nicht gegen Windmühlenflügel ankämpfe, darüber 
würde Ste ein Blick in die ausländifchen Zeitungen belehren, darüber würden Sie 
3. B. gewiſſe ruffiihe Preßorgane belehren, die infolge unferer beabjichtigten 
Getreidezölle bereit3 heute eine Sprache gegen Deutfchland und deſſen Regierungs- 
leiter führen, die ich nicht einmal bier widerholen darf, ohne befürchten zu 
müſſen, mit dem Staatsanwalt in nähere Berührung zu fommen. Geht doch 
eined dieſer rgane fogar jo weit, geradezu Prohibitivgölle für deutſche 
Waaren zu verlangen und an den Patriottismus der Rufen zu appelliven, nad) 
Einführung unjerer Getreidezölle nur englifche nnd franzöſiſche Einfuhrartifel zu 
confumiren. Nun ich will ja gerne zugeben, daß die Suppe nicht fo heiß ge- 
geffen wird,al3 man fie aufzutragen pflegt, aber foviel ſcheint mir denn doch feit- 
zuftehen, daß gerade in Rußland, was für unfere deutfche Induſtrie ein Haupt= 
abjaggebiet fein müßte, heute die Geifter beſonders gegen Deutjchland erregt 
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find und felbft der ung wohlwollende Zar der öffentlichen Meinung jet mehr 
denn je Rechnung zu tragen gezwungen ift. 

Ein beabfihtigter Zollverband zwiſchen Franfreih und Belgien, von wel- 
chem wir gerade in den legten Tagen viel leſen, ift ebenfo wenig dazu angethan, 
und ruhig in die Zukunft blicken zu laffen. 

Der Hauptgrund unferer Redner der Schuszollpartei, daß Deutfchland 
der Zölle bebürfe, weil unfere Nachbarftaaten die ihrigen nicht fallen gelaffen, 
fondern im Gegentheile in neuerer Zeit fogar erhöht haben, entbehrt aber 
bei gründlicher Prüfung aller Beweiskraft. 

An Deutfchland, dem mächtigften und einflußreicheften aller Eulturftaaten 
lag es eben, die Fahne der gemäßigten Freihandelspolitif, unter welcher feine 
Induftrie und fein Handel eine faum geglaubte Blüthe in einer nur furzen 
Zeit erlangt hatten, aud ferner hochzuhalten, um unfere Nachbarftaaten zu wei— 
teren Conceffionen zu zwingen. Deutfchland brauchte nur denjenigen Staaten, 
in welchen die Schugzollpartei die herrichende war, ernftlicer mit Retorſions— 
maßregeln zu drohen, denfelben gewifje uns ſelbſt oft nur wenig ſchadende Zu— 
geftändnifje zu machen, um feinem eigenen Syſteme auch in jenen Ländern immer 
mehr Eingang zu verfchaffen. Ja id) behaupte dreift, die große Maſſe der 
Devölkerung unferer Nachbarftaaten hätte fogar, wenn wir einig und unferer 
bisherigen Zollpolitif treu geblieben wären, ebenfo gut geglaubt, daß ein großer 
Theil unjerer früheren Erfolge und der beträchtlihen Vermehrung unferes 
Nationalwohlftandes unferer bisherigen Zollpolitif zuzufchreiben ſeien, und hätten 
ihre Regierungen auf denfelben Weg gedrängt, wie fie heute, weil wir es felbft 
behaupten, der irrigen Meinung find, unfere Milliarden ſeien verloren gegangen, 
weil wir eben dem Freihandelsſyſtem gehuldigt haben. — Statt aber dem bis- 
herigen Spfteme treu zu bleiben, ftatt den öfterreichifhen Schugzöllnern ganz 
entfchieden zu zeigen, daß wir nur Zugeftändniffe gegen Bugeftändniffe, aber 
feinen Rüdfchritt zugeben würden, wurden Monate um Monate lang Ber: 
bandlungen wegen des neuen Zolltarifes mit Defterreich-Ungarn geführt, ohne 
daß erhebliche Differenzen gefchlichtet, vor Allem gegen die dortige Schutzöllnerei 
energiih Front gemacht worden wäre. Heute darf man wohl fühn die Be— 
hauptung aufftellen, daß ſchon damal3 der Reichskanzler an eine Aenderung der 
deutſchen Zollpolitit dachte, wenn ihm auch noch die einzelnen Details feines zu 
befolgenden Syſtems nicht ganz klar waren. 

Und welde Erfolge hatten die gemäßigten Freihändler noch vor mehreren 
Monaten aufzumeifen! Damals zeigte es ſich noch, daß eine bloße Theorie nie 
im Stande geweſen-wäre, jo viele Anbeter unter allen Nationen zu gewinnen, 
Die Wiffenfbaft und dic Intelligenz hatten ſich nämlich verbündet, um für die 
Freihandelsidee Progaganda zu machen. 

Jeder Steamer, der aus der neuen Welt nad) Europa fam, brachte ung 
Nachrichten und Berichte, daß aud in der amerifanifchen Unton die auf die 
Dauer ftet3 gefährlichen Folgen der Schußzollpolitit zu Tage getreten und erfannt 
worden waren, daß die Mahnungen der Gebildeten und Beften der Nation zur 
raſchen Umkehr nicht mehr tauben Ohren gepredigt wurden. 

In Frankreich traten die bedeutendften Capacitäten zu einer Freihandels« 
liga zufammen, um durd Wort und Schrift für Fallenlaffen der Zollichranten, 
für Emmeuerung der Handelöverträge ihre Stimme zu erheben und finden eine 
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bedeutende Anzahl Anhänger im Volke und in den Handeläfammern der be= 
deutendften Städte. Ya es wird mir hoffentlich nicht als Unbefcheidenheit aus: 
gelegt werden, wenn ich verfihere, daß ic noch im Auguft vorigen Jahres 
mwährend der Barifer Ausftellung Gelegenheit fand, den Präfidenten der franzöfi- 
hen Freihandeläliga zu fpreden und ihm zu erflären, daß ıh mir nur dann 
eine Weiterbefolgung unferer Freihandelspolitif vorftellen fünnne, wenn unfere 
Nahbaren, alſo aud die Herren. Franzofen ebenfalls ihre Schußzölle fallen 
ließen und id nahm die tröftliche Verſicherung von dort mit, daß die freihänd— 
lerifche Richtung immer mehr Anerkennung beim franzöfifchen Volke fände und 
ſelbſt Gambetta erflärt habe, derjelben wahrjicheinlich in den franzöfifchen Kammern 
eine Mehrheit verfchaffen zu fünnen, wenn nur den Miniftern der Muth nicht 
fehle, gegen gewiſſe Intereſſenten-Gruppen mit Energie aufzutreten und wenn 
nur die Freihändler ihre Sache mit der nothiwendigen Geſchicklichkeit vorzubringen 
und zu begründen wüßten. 

Selbft heute noch fchreibt da3 Organ Gambetta’s, die Röpublique frangaise, 
in ähnlihem Sinne und der Handelsminifter Tirard ift wahrlid) fein Anhänger 
des franzöfiihen Schutzzollſyſtems. 

Die franzöfifhe Enquete belehrt uns außerdem, mie ſehr gerade gewiſſe 
franzöſiſche Hohofenbeſitzer gegen die acquits A caution zetern, indem fie behaupten, 
daß ihre Hobofen ftlle lägen, während das lothringifhe und Turemburger Roh— 
eifen an ihren Thüren vorbei nad) Frankreich eingeführt werde, 

Was Belgien betrifft, jo hat noch eine Sigung der Kammer vom 17. 
December v. J. gezeigt, wie dort gerade in ingenieur: und Fabrifantenfreifen 
gemäßtgte Freihändler zu finden find, und ber Finanzminiſter Graur hält die 
Forderungen verjchiedener Herren, in erfter Pinte den Wegfall der Gam- und 
Eifenzölle für berechtigt, jedoch fer der Ausfall in finanzieller Beziehung von 
Bedeutung, und er halte e8 vor Allem nur jett für opportun, die Zölle vor- 
läufig noch beizubehalten, um für ihre fpätere Aufgebung Gegenconceffionen vom 
Auslande zu erhalten. — 

(Der Redner wird von dem Präfidenten mit dem Hinweis auf die ab- 
gelaufenen 10 Minuten unterbrochen.) 


Sohllevergerber Hoffmeifter (Heidelberg): Meine Herren, e8 ift ein 
trauriged Bild, daß eine Induftrie, die fo folide dafteht, wie die Gerberet, 
fih auf den Kampfplatz der politifhen Leidenfchaften begeben muß. Bi zum 
Jahre 1865 ift die deutfche Gerberei eine der folideften Induſtrien in allen ihren 
Branchen geweſen. — Obwohl fie niemals, was genau erwiefen ift, mit großen 
Verdienſten arbeitete, und dadurch von allen Gründungen verſchont blieb, hat 
fie ſtets folide gearbeitet. Die mit ihr innig verwandten Gewerbe der Schub: 
macherei, der Sattlerei, find blühend geweſen, der Pederhandel ift groß und mächtig 
geworden. Im Jahre 1865, als es fich darum handelte die Zölle herabzufegen, 
waren Verhältniffe maßgebend, die dieß vedhtfertigten umd der damalige Gejet- 
geber konnte bei Yage der Verhältniffe nicht ahnen, daß die überſeeiſchen Länder 
dereinft unfere Märkte mit Leder und fertigen Ledermaaren überſchwemmen 
würden. 

Die deutſche Gerberei war erportfähig. Es wurden bi8 zum Jahre 1865 
ganz bedeutende Maffen Leder erportirt und dagegen faum 5000 Zentner nad 
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Deutichland eingeführt. Die Gerber hatten Recht für die damalige Zollermäßi- 
gung einzutreten. Man war Defterreih und Frankreich gegenüber in der Lage 
ſogar unjere beften und theuerften Sohlleder auszuführen. Diefer Zuftand ift 
geändert worden durch die Herabjegung der Zölle von 36 M auf 12 per 
100 Kilo, denn dadurch ıft es dem überſeeiſchen, beſonders dem amerikaniſchen 
Gerber möglid geworden, durch feine Produktion den europäiſchen Markt, be: 
ſonders den deutſchen, zu erobern und heute noch durch feine billigen Preife zu 
beberrichen. 

Meine Herren, das find unbaltbare Zuftände, und wenn aud die Frei— 
händler durch theoretifchen Zahlenbeweis die Wucht diefer Thatfachen abſchwächen 
wollen, praftiich ftehen wir auf dem Standpunkt: daß nur ein auöreichender 
Schutz die Gerberei auf ihrer feitherigen Blüthe erhalten kann. 

Die Pojition 21 B des Zolltarif8 enthält: Sohlleder, Majchinenriemenleder, 
Bacheleder, Zeugleder, Fahlleder u. f. w. Der Abſatz diejer Lederſorten ift aus: 
Ihlieplih auf den inländifchen Markt angewiefen, während die Fabrikanten der 
Dber: und Yurusleder erportfähig find. Daher auch der Unterfchied in den 
Forderungen der Lederinduftrie. 

Wir Sohllevergerber bedürfen zur Eriftenz eines Schutzes. Wir find 
Europa gegenüber vollftändig konkurrenzfähig, weil in allen Staaten das wichtigſte 
Robproduft, die Lohrinde, im Eulturwalde gewonnen wird; aber wir fünnen nicht 
gegen die Länder ankämpfen, die den Robftoff aus dem Urwald gewinnen. Der 
amerifanifche Gerber kann mit 30 A die 100 Kilo Leber gerben, mährend 
der deutiche Gerber für Yohrinden 80 bis 100 „4 audgeben muß. In dieſer 
Differenz liegt der ganze Widerftreit der Interefjen und wenn bie deutfchen Sohl- 
levergerber gegen ſolche ungünftige Berhältniffe gejchütt werden wollen, jo fann 
man ihnen nicht vorwerfen, Principienreiterei zu treiben, jondern es ift ein 
Kampf des alten Culturſtaats gegen die modernen überfeeifchen Emporien. (Sehr 
richtig! recht.) 

Meine Herren, ich fpreche zu Ihnen als Vertreter von circa 2000 Gerbern, 
die am 13. Februar in Berlin durch Delegirte vertreten waren. Was wir da— 
mals beichloffen, ift in der Eingabe an den Borfigenden der Tarifcommilfion 
Herrn von VBarnbüler, enthalten. Unfere Forderungen find darin vollftändig 
genau feftgeftellt und bewiefen. Glauben fie nicht, meine Herren, daß das 
was wir verlangen etwas Unbilliges ift, es ift leider durch die troftlofe Lage unſeres 
einft jo ſehr blühenden Gewerbszweiges zu ſehr begründet. Wenn ich heute 
Collegen aus der Leverbrande bier im Lager der Freihändler fehe, bin ich feft 
überzeugt, daß bei Fortdauer der jegigen Zuftände in kurzer Zeit mander von 
ihnen an meinem Plage ftehen wird. 

Meine Herren, man bat uns heute bier vorgehalten, die Sohlledergerberei 
brauche feinen Schuß, dagegen ſage ih: Sie jegen damit unfere Induftrie auf 
den Ausfterbeetat, und wir werden für einen der wichtigften Confumartifel: das 
Leder, vom Auslande abhängig. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

(Ein Schlußantrag wird abgelehnt.) 


Dr. Hecht (Mannheim): Meine Herren, id will mich nicht auf den 
Gegenfag einlaffen zwifchen Culturwald und Urwald, Culturftaat und Urftaat, 
der bier hervorgehoben worden ift. Geftatten Sie mir ganz einfach, die ſta— 
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tiſtiſchen Zahlen in den Vordergrund der Erörterungen zu ftelln. Der Werth 
aller Yeder die in Deutichland fabrizirt werden, ift „4 337,735,000 rund. Dem 
gegenüber fteht eine Einfuhr im Jahre 1878 von nur „A 14 ‚630,000; demnad 
verhält fi) die Einfuhr zu dem in Deutſchland fabricirten vAder wie 4: 100. 

2. Das im Inlande erzeugte Sohlleder wird von beiden PBarteten ziemlich 
übereinftimmend auf 150 Millionen M berechnet. Der Werth der außereuro— 
pätfchen Sohlledereinfuhr ift ungefähr 4,800,000 M. Es verhält fih demnach 
diefe Einfuhr zur inländiichen Fabrifation wie 31/,:100. Wollte man felbft 
tendenziöfe Galculationen vornehmen, fo fünnte diefes Berhältnig nicht weſentlich 
verändert werben. 

3. Die Ausfuhr von Leder im Jahr 1878 berechnet fich auf 49,632,000 4 
an Werth. Zieht man hiervon ab die Ledereinfuhr mit 14 Millionen 4, fo 
bleibt eine Mehrausfuhr von rund 35 Millionen AM. 

4. Das Berhältnig der Gerbereien und Pohmühlen zum Lederwaaren- 
betrieb ift in der Discuſſion noch nicht hervorgerreten und tft von bejonderer 
Wichtigkeit. Nach der Zählung von 1875 waren in Deutfchland 11,969 Gerbe- 
reien und Lohmühlen mit einem Wrbeiterperfonal von circa 42,000 Mann, 
während im Ledertwaarenbetrieb thätig waren 288,140 Fabriken mit 465,000 
Arbeitern. 

5. Was die amerikaniſche Handelsbilanz betrifft, die hier ganz befonders 
in den Bordergrund gejtellt wurde, fo geftatten Sie, die offictellen Zahlen zu 
erwähnen, damit Sie erfehen, daß die Berechnungen de3 Herrn Vorredners 
total falfh find. Die Einfuhr von Lederwaaren nach Amerika belief. fid; auf 
30,000,000, die Ausfuhr auf 35 Millionen; die Ausfuhr überfteigt ſonach die 
Einfuhr nur um 5 Millionen. Die Totalausfuhr Deutichlands an Yeder und 
Lederwaaren ift 102 Millionen „4, die Gefammteinfuhr nur 25 Millionen AS, 
(hört! lints). Die Mehrausfuhr beträgt alfo über 77 Millionen A. Das 
procentuale Berhältniß ift: der Mehrerport Deutichlands an Leder und Leber: 
waaren ift 15%/, mal fo groß mie der von Nordamerika, und da ſpricht man 
von einer Ueberfluthung! (hört! hört! links) von einer nothleidenden Induſtrie! 
Daß man die Zollfäge nicht erhöhen ſoll, iſt mein Antrag, und namentlich ver⸗ 
wahrt ſich die Lederinduſtrie gegen einen Schutzzoll im Allgemeinen. Es iſt 
ein Satz, der ſchon in den älteſten Zeiten galt und bis in die neueſte Zeit bei⸗ 
behalten wurde: beneficia non obtruduntur, man dränge Niemandem eine Wohls 
that auf. Es ift aber in der Schugzollfrage förmlich auf Schutzzoll gereift 
worden. Ich habe einer Berfammlung im Pirmaſens beigemohnt; dort ift die 
erfreulihe Thatſache eingetreten, daß von Gerbern und Schuhmaarenfabrifanten 
einftimmig erklärt worden ift, eine Solidarität der Intereſſen zwiſchen Gerbern 
und Scuhwaareninduftriellen ſei jedenfalls diefem Kampf, der von einer 
Minorität probocirt worden ift, vorzuziehen. Die Gerber hätten ihre Intereſſen 
in derfelben Richtung zu finden, wie die Schuhwaareninduftrie, und ich halte es 
für frivol, daß man einen ſolchen Kampf veranlaft bat. 

Nach meinen Ermittelungen, und id) habe mic eingehend damit beſchäftigt, 
find die Calamitäten der Sohllederinduftrie anderwärts zu juchen, nämlich darın, 
daß fich die Anforderungen an die Sohllederproducttion weſentlich verändert 
haben; während die deutſchen Sohllederfabrifanten diefen Anforderungen in ihrer 
großen Mehrheit nicht folgten, haben Amerifa, England, Frankreich und Belgien 
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ſich diefe Fortichritte angeeignet. Dort ift der wahre Grund zu fuchen. (Wider: 
ſpruch und Zuftimmung.) 

Das ift richtig, meine Herren, troß des Widerſpruchs der Schutzöllner. 
Wir haben die Rede des Herrn Hoffmeifter gehört, die, wie der Zolltarif, 
ohne Motive gearbeitet ift und ſich in allgemeinen Redensarten bewegt. 

Ein zweiter Grund tft der, daß zu viel untergeordnete Waare in Deutſch— 
land gearbeitet wurde und vieles edle Material durch irrationellen Betrieb fo 
zu jagen verbruddelt wurde. Auch ift der Einfluß der Kriegsjahre auf eine 
Ueberproduction für Häute und für Leder leicht erkennbar, und auch in Amerifa 
hat man unter demfelben Faktor in Folge des Seceffioniftenkriegs gelitten. 

An Beften aber fpricht zu unferen Gunften die Argumentation des einen 
Herrn von der Schugzollpartei, nämlich der Antrag auf Erportvergütung. Der 
Herr bat gefagt: Ste fünnen ja dafür ftimmen, denn der Schutzzoll wird doch 
durchgehen. Bon dem Standpunfte aus brauchten wir überhaupt nicht mehr zu 
discutiren. (Sehr richtig! Links.) 

Wir discutiren, um unferen Standpunkt zu wahren und im der Hoffnung, 
daß doch noch Einzelne Einfiht haben werden in die wahre Sachlage. Unter 
feinen Umſtänden jchließen wir einen Compromiß mit unferem Gemifjen und 
unferer Ueberzeugung, die fidy ſeit Jahrzehnten feftgeftellt hat. (Bravo! links.) 
Deshalb find wir gegen den Antrag von diefer Seite (xechts). 

Wenn ferner bemerkt wurde, das Ausland fehe nicht auf Deutſchland, fo 
ift das eine ebenjo originelle wie unrichtige Argumentation, die mir namentlich 
vom ſchutzzöllneriſchen Standpımft, welche fonft immer das Gegentheil hervorhebt, 
gar nicht einleuchten will. 

Das find im Wefentlichen die Gefichtspunfte, welche ih hervorzuheben 
hatte, und ich empfehle Ihnen, diefe Anträge der ſchutzzöllneriſchen Minorität, 
im Verhältniß der Geſammtheit der Lederfabrifation, abzulehnen. (Bravo! links.) 

(Ein erneuter Schlufantrag von Prof. Schmoller wird abgelehnt.) 


Reg.-Rath Beutner (Berlin): keine Herren, ih babe mid nur 
zum Worte gemeldet in Folge der Aufforderung des Herrn Referenten, daß aud) 
von unparteitfcher Seite einmal der Gegenftand beleuchtet werden möchte. ch 
halte mich für unparteiiſch und erlaube mir deshalb zunächft die Bemerkung: wir 
in Deutihland haben mit dem guten Beiſpiel bezüglich der Zollfreiheit längft 
Verſuche gemacht. Der Appell, der an und gerichtet ift, ift von uns ſchon 
fett langen Jahren erfüllt worden. Schon 1862 umd 1865, als die Verhand— 
Aungen über den Bollvertrag jchwebten, ift ausdrüdlih betont worden, „wir 
müßten mit gutem Beifpiel vorangehen“. Als man die Eifenzölle aufhob, hat 
man ſich wiederum auf dies Argument geftügt. 

Ich frage Sie nun: mas hat uns diefe gute Beifpiel genügt? Man 
wendet ein: wenn wir jeßt den Schutzzoll einführten, jo würden wir dadurd) 
das Ausland nöthigen, feinerfeit3 die Zölle zu erhöhen. Diefe8 Argument 
wäre richtig, wenn wir den Reigen begonnen hätten. Wir find aber zulegt 
in ihn eingetreten und zwar im höchft fchlichterner Weife, fo daß dieje Beforgnif 
nad meiner Auffalfung nicht gerechtfertigt ift. 

Es find von gegneriiher Seite allerhand Zahlen in's Feld geſchickt 
und es ift vom Herrn Referenten bedauert worden, daß wir nicht im Befig 
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zuverläfjiger umd amtlicher Zahlen wären. Nun, meine Herren, bier 
liegen amtliche Zahlen in den Motiven zum Xarif vor. Daraus ergiebt fi, 
daß wir bei den in Yojition a des Tarifs enthaltenen Yederjorten im Jahre 
1864 bei hohen Zöllen eine Einfuhr hatten von 4211 Gentnern und 1877 
eine Einfuhr von 108,147 Gentnern. (Zurufe links: Falſch!) 

Ich kann mic nur auf die amtlichen Zahlen berufen. 

Die Herren haben fodann auf den großen Erport an Yederwaaren hinge— 
wiefen. Ich kann Ste wiederum auf die amtlichen Zahlen verweifen, aus denen 
hervorgeht, daß unfer Export in diefen Sorten leider zurüdgegangen ift. 

Wir haben immer. das BVerlangen geftellt, Enquöten vorzunehmen, damit 
wir einen zuverläfjigen Boden gewinnen könnten. Wer hat aber dagegen an— 
gefämpfi? Schon als man im Jahre 1865 den Gegenftand bei den Verhand— 
lungen im Abgeordnetenhaus zur Sprache brachte, hat man von Seiten der 
Redner, die zur Partei der nationalen Arbeit gehören, dieſe Forderung erhoben, 
und was hat man eingewendet ? Ein Dann, der fi) auf dem politiſchen Ge— 
biete große Berdienfte erworben hat, Herr von Binde, hat erwidert: „Das Ber: 
langen nach Enqueten fommt mir vor, als ob man Generäle hinzuziehen wollte, 
um über Erfparnifje im Militärwefen zu berathen“, und noch heute ftehen Ihre 
(lint3) Freunde auf demfelben Boden. 

E3 iſt von dem Herrn Gorreferenten ein Gedanke angeregt worden, der 
bei meinen Parteifreunden ſchon längft Boden gefunden hat. ch weiß nicht, 
ob der Herr Eorreferent zu den Schugzöllnern gehört (Heiterkeit links), mir iſt 
e3 nicht befannt, ich habe im Gegentheil immer geglaubt, daß er fi zu Ihren 
Freunden zählt. 

Meine Herren, es kann ja dody Denen, die e8 fi) zum Grundſatz gemacht 
haben, die nationale Arbeit nad allen Seiten zu pflegen, nie in den Sinn 
fommen, irgend eine legitime Jnduftrie jchädigen zu wollen. Wir wiürben 
fiherlih gegen unfer eigenes Princip handeln, wollten wir die blühende Er- 
portinduftrie durh Maßregeln ſchädigen, ohne zugleich die Hand zu bieten, die 
Schädlichfeiten wieder abzumenden. Wir haben noch in der legten General» 
verfammlung des Gentralverbandes es ausgeſprochen, es müſſe im Interefje 
der Erportinduftrie das Princip des freien BeredlungSwerfes mög: 
licht ausgedehnt werden und aud eventuell der Grundfag der Rück— 
vergütung in’8 Auge gefaßt werden. (Aha! links.) 

Hätten Sie, meine Herren, anftatt mit Leidenſchaft unfere Beftrebungen 
zu befämpfen, fid) bemüht, wie wir das immer gethan haben und immer thun, 
einen neutralen Boden mit ung zu gewinnen, fo wären wir längft vielleicht zu 
einer Berftändigung gelangt. 

Meine Herren, um nun näher auf das Leder einzugehen, fo find wir 
leider in unferem Vaterlande gewöhnt, alle die Shundwaaren abzunehmen, 
die man an der Urfprungsftätte nicht confumiren wild. Man hat der Sohlleder— 
induftrie vorgeworfen, fie ſei zurüdgeblieben. Meine Herren, die deutfche 
Sohllederinduftrie ift feit Jahrhunderten eine der berühmteften der Welt und es 
giebt noch heute fein Sohlleder, weldes eine beſſere Qualität hätte, 
als das deutfhe. Das amerikaniſche Sohlleder ift von folder Qualität, 
daß die amerifanifhe Regierung die Verwendung des amerikani— 
Ihen Hemlock-Leders in der Armee verboten hat (Sehr richtig! 
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rechts) und das iſt das Leder, um deſſen willen wir eine alte, jeit Jahrhunderten 
in bürgerlidhen reifen beftehende Induftrie ruimiren follen ! 

Dean führt immer das Intereſſe der Grofinduftrie gegen das der Klein— 
induftrie in's Feld. Hier in diefem Verein, der es ſich zur Aufgabe gemacht 
bat, alle Gollifionen und Eonflicte des wirthichaftlichen Yebend zu einer Harmonie 
zu führen, jollten wir mit foldhen” Einwendungen vorſichtig fein! Es giebt eine 
Berfühnung der Intereſſen und wir gerade, die wir den Schuß der nationalen 
Arbeit auf unfere Fahne gejchrieben, haben in erfter Yinie den Grundfag auf- 
geftellt: die Solidarität aller legitimen Intereſſen, und bei dem Tarif für die 
Yederinduftrie haben Sie einen Beweis, wie ſehr die Großinduftrieen und die 
Kleininduftrieen Hand in Hand gehen. Hier in diefem Tarif haben Sie es 
mit einer ganzen Anzahl von Gewerben zu thun, mit der Schuhmacherei, der 
Sattlerei, der Handihuhfabrifation und dergl. Deine Herren, bier tft gerade 
der Boden, wo wir dafür eintreten müjjen, daß unferem Handwerk nit voll= 
ftändig die Grundlage des Dafeins entzogen werde. Wir haben 
gerade an unjerem Handwerke viel gejündigt, denn durch unjere mangelhafte 
Zarifvertheilung haben wir das Kunſthandwerk ruinirt und diefe ſchwere 
Schuld müſſen wir wieder fühnen. Der Berein für Soctalpolitif, der e8 ſich 
zur Aufgabe gemacht hat, gerade die Härten, die mande wirthichaftlichen Gefege 
mit fi) bringen, auszugleichen und da3 Wohl der arbeitenden Clafjen 
zu fördern, würde gegen fein eigenes Princip handeln, wollte er jegt die 
günftige Gelegenheit nicht benugen, die fich darbietet. Wenn wir erft Induſtrie 
und Gewerbe wieder Iebensfähig gemadt haben, dann wird die Induſtrie — 
ed ift das geftern ſchon betont worden und id) kann es wiederholt im Namen 
de3 ganzen Gentralverbands erklären — vor feiner Auflage, vor feiner Belaftung 
zurüdjchreden, welche die Gefeggebung im Intereſſe der humanitären 
Beftrebungen zu fordern die Pflicht hat. (Bravo! rechts.) 

Deshalb bitte ih Sie, daß Sie Alle eintreten für einen maßvollen Schug 
der deutfchen Arbeit, insbeſondere aud für die Nothwendigfeit einer Erhöhung 
der bisherigen Zölle im Intereſſe der Erhaltung der deutjchen Gerberei. 

Es iſt noch von feiner Seite hervorgehoben worden, daß e3 ſich hier ledig— 
ih um einen autonomen Tarif handelt. Vergeſſen Sie doch nicht, ein 
autonomer Tarif ıft ein Tarif, der dazu berufen ift, im Wege der Handels: 
verträge abgeändert und modificirt zu werden (Hört! links), und wir 
haben an der Spige der deutfchen Verwaltung einen Mann, der bei Freund 
und Feind als die erfte Autorität und Gapacität in Sachen der Bolitif und in 
den auswärtigen Angelegenheiten der Politik gilt. Geben Sie ihm nur die Vollmach— 
ten, wie fie der $ 5 des Gefegentwurfs fordert und diefer Paragraph wird der 
Schlüfjel fein zu allen auswärtigen Märkten. (Yebhaftes Bravo! rechts.) 

Die Debatte wird gefchloffen. Prof. Dr. Held (Bonn) beantragt, 
vor Schluß der Generaldebatte feine Abftimmungen mehr vorzunehmen. Diefer 
Antrag wird aber abgelehnt. Dagegen wird der Antrag Sombart: über 
Zahlen nit abzujtimmen*), angenommen: 

Der Antrag Dr. Möller ad 1 und 2: 


*) Dur den Antragfteller felbft vorgenommene Präcifirung feines S. 89 auf- 
geführten Antrags. 
Schriften XVI. — Verhandlungen 1879. 7 
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1) Der unter 21a aufgeführte Zoll von 24 erſcheint für zugerichtetes 
Leder angemefjen, während für micht zugerichtete® Yeder ein Zoll von 
15 M vorgeichlagen wird, 

2) Der Zoll auf Lohe und Thran ift zu werwerfen, 

wird hierauf abgelehnt, dagegen wird fein Antrag ad 3: 

3) Es ıft Pflicht des Staates für Vermehrung der Eichenwälder Sorge zu 
tragen und die in den Staatäforjten zu gewinnende Yohe den Gerbern zu— 
gänglic zu machen 

angenommen. (E38 folgt eine kurze Paufe.) 
Präfident Prof. Dr. Naſſe: Wir gehen jegt über zu dev Specialdebatte über: 
Zölle auf Producte der Tertilinduftrie. 
Zunächſt bat das Wort der Referent Herr Seyffardt (Erefeld.) 


Neferent Seyffardt (Grefelo): 

Der Ausſchuß bat mid beauftragt, Ihnen zu referiven über die Aende— 
rungen, die der neue autonome Zolltarif der Textilinduſtrie verheißt. ch 
kann nicht jagen, daß ich der Aufforderung gerne nachgekommen bin, denn ich 
bin mir wohl bewußt gewefen, daß die Zeit zur Vorbereitung zu fur; war, 
um das vorhandene reihe Material fo zu verarbeiten, wie es dem willenicaft- 
lihen Charakter diefer Berfammlung einigermafen entiproden hätte Ich muß 
mich darum auc darauf befchränten, Jhnen auszuführen, nach welchem Princip, 
um nicht zu jagen nad welder Schablone, die Wenderungen gejchnigt find, 
die den neuen vom alten Tarif ımterjcheiden, wer dabei gewinnt und wer ver: 
liert, und ob die vorausfichtlihen Folgan geeignet find die Reform als einen 
Erfolg der wahrhaft nationalen Arbeit in der Tertil-Induftrie erfcheinen zu laſſen. 

Die Motive zum neuen Tarif jind erft vor einigen Tagen erjchienen 
und faum befannt geworden. Wir müfjen fie daher in den Zahlen ſuchen und 
werden fie leicht darin finden. Da ift entjcheidend für unfere Beurtheilung die 
Anwendung, die der Grundfag des berühmten Kanzlerbrief3 vom 15. December, 
daß von der allgemeinen Zollpfliht nur die dem Gewerbfleiß unbedingt noth- 
wendigen Rohproducte auszunehmen feien, gefunden hat. Rohe Baummolle, 
Flachs, Seide und Wolle find frei von Eingangszofl geblieben, dagegen alle 
Halb: und Ganzfabrifate mit mehr oder weniger hohen Zöllen bedacht worden. 
Ter Spinner iſt durch diefe Behandlung auf das entjchiedenfte bevorzugt. 
Cein Material findet feine Vertheuerung, mährend feiner nationalen Arbeit 
eine Prämie in Staffelform für die meiften Garne von Baumwolle, Fladıs, 
Alorertfeide und Wolle zu Theil wird, die den bisherigen Zoll verfchiedentlicdh 
um das Dreifahe überfteigt. Der Vortheil des Spinners ift der Nachtheil 
des Mebers, deſſen Rohſtoff das vertheuerte Halbfabrifat des Spinner tft und 
dem die billigen Garne des Auslandes bisher zur Verfügung ftanden. Doch 
auh dem Manne foll dur erhöhte Zölle auf jo ziemlih alle Waaren der 
vier Hauptzweige von Webewaaren geholfen werden! (Sehr gut! links.) 

So weit fcheint alfo Alles in ſchönſter Ordnung, die Harmonie der 
Interefien erhalten zu fein. Nun ſagte Ihnen geftern Herr Hafler, das 
treffe in der That zu, nicht bloß nad; der Meinung der Spinner, fondern auch 
nach der der Weber. Allerdings kann Herr Hafler ſich auf mande Aeußerungen 
der Letzteren beziehen, aber um deren Bedeutung zu ermeilen, lohnt e8 ſich an 
den Gedanfengang, der zu Grunde lag, zu erinnern. Die Weber fagten ſich: 
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Wir jehen zwar nit ein, wohin das neue Evangelium führen foll, aber die 
öffentlihe Meinung ift ihm günftig, es thut micht gut, gegen den Strom zu 
Schwimmen; gönnen wir dem Spinner einen feinen Schutz, wenn ung nur ein 
Aequivalent geboten wird. Ziehen Sie dazu in Betracht die uns Deutjchen 
immer noch etwas mehr al3 den anderen Eultur-Nationen innewohnende Luft an 
Privilegien aller Art und auf allen Yebensgebieten, — id erinnere an das 
heute troß des Fiascos der 49er preußiſchen Gemwerbegefeggebung neuerwachte 
Verlangen nad) Zunftzwang, das ald Pferdefuß aus allen Verhandlungen über frei: 
willige Innungen hervorgudt, jo werden Sie fi nicht wundern, daß der neue für 
Shut ſchwärmende wirthichaftliche Glaube auch bet den Webern Sympathie fand, 

Doch, meine Herren, es haben noch lange nicht alle Zweige der Tertil-Induftrie 
fi jo verhalten. Die exportirenden Gewerbe haben ſich nicht dem Sirenenfange 
laufchend hingegeben, fondern fich durch ihre eigenften Lebens-Intereſſen gezwungen 
gejehen, energifc zu opponiren. Ber der Bedeutung des Erport3, der in Web- 
waaren den Import um das Bielfache überfteigt, treten fie in den Kampf ein 
in diefer Zeit, in der an höchſter Stelle der Weg zum Heil in der Entfefielung 
der craſſeſten wirthichaftlihen Einzelintereffen gefunden wird. Ob es wirklich 
der richtige Weg ift, dürfte großen Bedenken unterliegen. Wer daran noch 
gezweifelt hätte, den könnten die geftrigen Ausführungen des Redners aus 
Offenbach, die mid, lebhaft an das Geſchrei über den Kornwucher, da® in den 
40er Jahren durch unfer Yand ging, erinnerten, wohl belehrt haben. Es thäte 
wirflih North, daß neben dem Intereſſenkampfe auch die ideale Seite in Handel 
und Wandel, die Bedeutung, die der Handel und der Austaufh unter den 
Nattonen als Culturträger durch Jahrtaufende hindurch gehabt haben, ernite 
Betonung fänden. (Bravo! links.) 

Den exrportivenden Zweigen der Tertilinduftrie, meine Herren, fann für 
die ihnen durch den neuen Tarif zu Theil werdende Benachteiligung fein Aequi⸗ 
valent geboten werden. Allenfall8 wäre das noch thunlich oder ſoweit vorhanden 
aufrecht zu erhalten bei einigen gefärbten oder appretirten Halbfabrifaten, z. B. 
Türkiſchroth und Eifengarn, in der Form des Rüdzolld. Ber Ganzfabrıfaten 
ift dagegen eine Erkennung der Jdentität des Fadens der erportirten Waare 
mit dem importirten Garn undenkbar, ein NRüdzoll alfo nicht angebradt. 
Während die Erhöhung des Zolle8 auf die concurrirenden Waaren des Aus- 
Landes nur unter Umftänden, noch lange nicht immer, dem für das Inland 
beſchäftigten Weber einen Vortheil zu gewähren veripricht, fällt diefer für den 
erportirenden Weber fort, ja die Erhöhung fett ihm mod der bejonderen Ges 
fabr aus, daß ihm fein Markt durch Retorfions- Mafregeln der benachbarten 
Staaten entzogen werde. 

Nun könnte e8 auffallend fein, meine Herren, daß bei der Bedeutung des 
deutfchen Exporis in den vier großen ZXertilzweigen fein rer neuen Richtung 
jo total entgegenftehendes Intereſſe jich neben der lauten Reclame des Schutz- 
zolls nur mit ſchwacher Stimme bemerkbar gemacht hat. Aber da wolle man 
doch bedenken, daß bei der heutigen Strömung das Erport-Interefle nur dann 
in den Handelskammern, bei den Stadtverorbneten x. Anerkennung findet, wenn es 
ganz und gar überwiegend ift und auch der enragirtefte Vertreter der fogenannten 
nationalen Arbeit fid) der fatalen Gonfequenz im einzelnen alle nicht ent: 
ziehen kann. Iſt das Export-Intereſſe in der Minorität, oder gehört es, wie 

7* 
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ihon Herr Prof. Held als häufig zutreffend Ihnen gejhildert hat, zum Klein— 
betrieb, jo wird e8, wie einmal die Dinge liegen, an die Wand gedrüdt. Von 
den Bezirken, in denen die exportirende Induſtrie die Vorhand hat, will ich 
nur Barmen und Grefeld nennen. Barmen erportirt 75%/,, Erefeld 66°, 9%, 
feiner Gefjammt-Production. Der Export-Umſchlag der leeren Etadt betrug im 
vorigen Jahre 44, derjenige von Berlin 90 Millionen Mark, es handelt ſich 
alfo nicht um Kleinigkeiten. 

Ich fagte vorhin, meine Herren, daß die Zahlen des neuen Tarifs die 
Stelle der Motive vertreten müßten. Keine Zahlen aber reden fo laut wie 
diejenigen der Staffel für Baummollengarne, um aller Welt flar zu maden, 
daf für den Reichslkanzler die Finanzzölle die große Hauptfache find, die Schutzzölle nur 
in dem Maße Verüdfichtigung finden, als e8 ihren Intereſſenten gelungen ıft, 
öffentlihe Meinung zu machen und in hoben Accorden die Alarm-Trompete zu 
blajen. Nur fo iſt e8 zu erklären, daf von den Spinnen die Baummwoll- 
männer den Löwenantheil an der großen Förderung der nationalen Arbeit haben 
jollen, die Vertreter von Yeinen, Florettfeite und Wolle mit befcheidenerem Re— 
jultate zufrieden fein müſſen. Neben dem Eifen erhält das Baummollengarn 
die goldene Prämie für gute Führung, für geleiftete vorzüglidhe Dienfte im 
Anfturm gegen die bisherige Wirthſchafts-Ordnung. Aus den Ergebnifjen der 
Baumwoll-Enquete ift abjolut fein ſachlicher Grund für dieſe Bevorzugung zu 
erkennen. Dieſe Enquöte, die in Bezug auf Zujammenfegung der Commiſſion 
und Unpartetlichfeit der Verhandlungen nicht genug hervorgehoben werden kann, 
der aud Herr Hafler feine Thätigkeit in hervorragender Weiſe geſchenkt hat, 
hat unwiderleglich bewieſen, daß die heute in Deutfchland beftehende Baummwoll- 
Spinnerei eined erhöhten Schutzes nicht bedarf. Das ift aber, was bie 
Spinner bemweifen müßten, und es ift total faljch, wenn Herr Haßler geftern 
den Spieß umzudrehen verſuchte und von dem exrportirenden Webern den Nach— 
weis verlangte, daß fie durch die Begünftigung der Spinnerei ruinirt würden. 

In den Jahren 1834—46 hat der Zollvereinsjag fiir Baummwollgarne 
12 .4 per 100 kg betragen, wurde dann von 1847—65 auf 18 er— 
höht und endblih von 1866 am wieder auf den früheren Sag von 12 4 
ermäßigt. Der procentlihe Antheil der Einfuhr an dem Gejammt-Garnver- 
brauch Deutichlands hat zur Zeit der Zollerhöhung dem Gewichte nad) beijpiel3- 
weile in 1861 29,6 betragen, ift aber nad) der Zollreduction im Jahre 1877 
bi8 auf 17,3, aljo in ftärferem Verhältniß als der Zutritt von Elſaß-Lothringen 
Einwirkung übte, gefallen. Nach der Ausfage der Spinner bei der Enquöte hat 
für fie die ungünftige Conjunctur erft 1877 begonnen, ja felbft in dieſem 
Jahre haben einzelne Spinnereien günftige Nefultate ergeben — ich erinnere 
an die Dividende von 83/,%/, der wegen der Ungeſchicktheit ihres Vertreters 
vielbefprocyenen Actien:Gefellichaft Bayreuth. Vergleicht man damit die fchlechten 
Ergebnifje in vielen Webereien, die übrigens das fortwährende Fallen der Roh— 
ftoffpreife feit 1872 als ganz natürlich; erjcheinen läßt, fo fehlt um jo mehr 
jede fadyliche Begründung zu einem Heraufjhrauben der Baummollengarn-Zölle 
bis auf 39 4, als die meiften Spinner in der Enquöte ſich mit einer Erhöhung, 
die bei den feineren Nummern 24 4 nicht überfchreitet, befriedigt erklärten. 

Gleih der Baumwoll-Spinnerei hat audy die Baummoll-Weberei ſich fort: 
jchreitender Entwidelung zu erfreuen, alfo Urſache gehabt, fid; in dem Rahmen 
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des bisherigen Schuges behaglich zu fühlen. Von 1861—75 hat in diefer 
Snduftrie der Uebergang von der Hand= zur Kraft-Weberei in großem Maße 
ftattgefunden, fo daß für 27000 in Wegfall gefommene Handftühle 34,000 
mechaniſche Webftühle mit ganz gewaltig gefteigerter Production in Gang ges 
fommen find. Die Ausfuhr von Baummwolmwaaren hat in den legten 6 Jahren 
durchſchnittlich 254,000 Etr. gegenüber einer Einfuhr von 51,000 Etrn., alſo 
das Fünffache betragen. In einzelnen Jahren hat Herr Dr. Genfel geftern 
ein ſiebenfaches Ueberwiegen der Ausfuhr nachgewieſen. Bon einem Bedürfniß 
nah Schutzzoll fam alfo aud bei der Baumwoll-Weberei nicht die Rede fein, 
wie übrigens in diefen Tagen die Weber in M.Gladbach ausdrüdlich erflärt haben. 

Nach dem Gefagten erjcheint e8 ganz klar, daß der einzig mögliche Erfolg 
der plantrten hohen Zölle für Baummollengarne nur der fein kann, auf fünit- 
lichem Wege eine Production von feineren Nummern zu fürdern, die notoriſch 
entſprechend den Bedürfniffen des Marktes der Erzeugung der grüberen Nummern 
Feld gegeben hatte. Die bei der Enquete gefragten Sachverſtändigen erflären 
diefen Erfolg für fehr problematiih, und wenn Herr Haßler ihn in der General= 
debatte den für Feinſpinnerei bereit? eingerichteten Elſäſſern vorausjagen zu 
dürfen glaubte, jo fteht dem das abfällige Urtheil der Lyoner Handels— 
famıner über die dortigen Leiftungen bei noch viel höherem franzöſiſchen Zoll 
gegenüber. Sind vie hohen Garnzölle aber weſentlich Finanzzölle, jo gewinnt 
die Beltrebung, fie auf ein verftändiged Maß zu reduciren und die exportirenden 
Induſtrien dadurch am beften gar nicht, mindeftend aber nicht gar zu jehr zu 
fchädigen, alle Ausficht, bei den bevorftehenden Verhandlungen im Reichstag Ans 
erfennung zu finden. Gegenüber den Sätzen des neuen. Tarif wird e8 daher 
wohl feine Schwierigkeiten haben, wenn es nicht gelingen follte, die Garnzölle 
auf dem alten Sage von 12 4 zu erhalten, dem Borfchlag der vereinigten 
niederrheiniſchen Handelsfammern die Zuftimmung der gefegebenden Gemalten 
zu verſchaffen. Diejer lautet: Nr. 1—25: 12 M, Wr. 26—50: 15 M, 
Mr. 51—80: 18 4, Wr. 81 aufwärts 21 A. 

Nun, meine Herren, nur nocd einige Worte über eine Induſtrie, die wie 
wenig andere ſich der hiftorifchen Entwidelung unjerer Verkehrsverhältniſſe an— 
gepaßt hat, die deutſche Seideninduftrie. Sie hat ſich in ſchwerer Arbeit den 
Weltinarkt erobert und ift eingetreten in die Arbeitötheilung mit der Jahrhunderte 
älteren franzöfifhen Induſtrie, die vornehmlih in yon und St. Etienne ihren 
Sig hat. Während Lyon bis heute fi den Vorrang für ganz ſeidene Waaren 
erhalten hat, proöperirt die deutjche Seideninduftrie in der Pflege der halb: 
feidenen mit Baumwolle vermiſchten Waaren. Die legtere ift dabei weſentlich 
unterftügt worden durch den Bezug der feineren Nummern engliiher Garne, 
der der Pyoner Induftrie gemäß den jährlich wiederkehrenden Klagen der dortigen 
Handeläfammerberichte durd hohe Zölle faft verwehrt war. Diefer Vortbeil 
joll nun im Intereffe einer erft zu gründenden Feinfpinnerei der Seidenfabrifation 
genommen werden. Dazu ſoll aud die für die Grefelder Sammetweberei jo 
unendlich wichtige Florettjeive mit einem Zoll von 12 4 per 100 kg belegt 
werden und, meine Herren, e8 ift charakteriftifch für die ganze Situation — der 
jo wichtige Einzelzweig kann ſich wahrhaftig noch glüdlih ſchätzen, daß der zu 
Gunften von 3 oder 4 Florettjpinnereten im badifchen Yande von minimaler 
Bedeutung mit einer Arbeiterzahl vielleicht im Verhältniß von 1 zu 100 der 
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MWebereien, projectirte Schußzoll der erften Leſung, 24 4, oder gar der des 
autonomen Tarifs des Gentralverbandes deutjcher Jnduftrieller, 72 bis 96 6, 
jo weit herabgemindert worden ift. 

Gewiß hat die deutiche Seideninduftrie Urſache, jich zu beklagen, daß die 
mangelnde Sachkenntniß der deutichen Vertreter bei den Handeläverträgen eine 
verjtändige auf die natürliche Arbeitstheilung Rückſicht nehmende Neciprocität 
vornehmlich mit Frankreich nicht herbeigeführt hat. In der Betonung der Noth: 
wendigfeit größerer Bertiefung in die Details, forgjamerer Berüdjichtigung der 
Einzel: Intereſſen, als bisher bei unferer Staatsregierung üblid war, ſtimme id) 
mit der Klage der Schutzzöllner vollftändig überein; wir dürften ung in ſolcher 
Richtung wohl Frankreich als Vorbild nehmen. Aber viel ſchlimmer als die 
begangenen Fehler ift die Bevorzugung der pfeudo- nationalen Arbeit die Seiden- 
Induſtrie zu ſchädigen geeignet, ihr Proteft dagegen im höchſten Maße gerecht 
fertigt. Der eine Handelstammerbezirt Crefeld würde bei den Erhöhungen des 
neuen Tarifs für Baumwollen- und Florettſeiden-Garne nad einer mäßigen 
Berehnung per Yahr die Summe von 300,000 M verlieren, und da ?/, feines 
Umſchlags in's Ausland geht, keine Ausſich haben, in höhern Preiſen einen Er— 
ſatz zu finden. Am wenigſten iſt ein ſolcher Erſatz in der Erhöhung der Zölle 
auf Seidenwaaren von 180 reſp. 240 auf 300 4 zu finden, die in jenem 
Bezirk nicht verlangt und nicht gewünſcht worden if. 

Ich habe mid darauf beichränft, die Conjequenzen der neuen Handelspolitit 
an ziffermäßige Daten bezüglich derjenigen beiden der 4 großen Tertilzweige, 
die mir am beften bekannt find, zu fmüpfen. Ich hatte gehofft, daß mein Freund 
MWeigert für Leinen und Wolle meine Mittheilungen im gleichen Sinne ergänzen 
würde. Yeider ift er nicht erjchtenen. 

Vielleicht noch ſchlimmer als die directen Nachtheile werden die indirecten 
Folgen die Erport-Jnduftrien treffen. Wie viele dem gefunden Holze der inter: 
nationalen Berfehrs-Erleihterung entfproffene Keime und Knospen wird der neue 
Tarif und feine Nachwehen in kürzerer oder längerer Zeit knicken und erſticken ?! 
So naiv fann doc feiner der Vorkämpfer der wirthichaftlich-nationalen, ich 
würde lieber jagen wirthſchaftlich-chauviniſtiſchen Geftaltung unferes Baterlands 
jein, daß er nicht einſehen ſollte, daß die bevorftehende - Jogenannte Reform unſere 
Nachbaren zu Gegenmaßregeln förmlich herausfordert. Treten dieſe ein, ſo werden 
die exportfähigen Induſtrien ſie tragen, die Bitterkeit über einſeitige Bevorzugung 
der Spinnerei-ntereffen überwinden müſſen. Ste haben bisher auf eigenen 
Beinen geftanden und werden fo leicht nicht auf die Errungenſchaft cines 
Menſchenalters verzichten. Den Troft und die Hoffnung auf eine bejjere Zu: 
funft finden fie in ſich felber. So wenig die Wiſſenſchaft, geftügt auf ihren 
fosmopolitiihen Charakter, dem oft an fie ergangenen Unkenruf zur Umkehr 
Folge zu leiften fich gezwungen gejehen hat, jo wenig wird das Streben nad 
Freiheit der internationalen Bewegung in wirtbichaftlihen Dingen ſich von der 
neuen Weisheit befehren laſſen. 

Meine Herren, ih empfehle Ihnen meinen Antrag, 

der Berein für Soctalpolitif wolle fi für Herabminderung 
aller Säße des neuen Zarifs für Halb- und Ganzfabrifate 
der Tertilinduftrie möglidft auf diejenigen des bisherigen 
Tarifs ausfprehen. (Lebhafter Beifall links.) 
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Gorreferent Charles Grad (Colmar): 

Meine Herren, ic) bitte es zu entſchuldigen, wenn mein Bortrag in der Form nicht 
Ihren Anforderungen entiprechen kann, Da ich der deutſchen Sprache nicht ganz mächtig 
bin. Zuerſt erlauben Sie mir, Ihnen für das Wohlmollen zu danten, hier eine 
Stimme aus dem Elfaß anhören zu wollen. Etwas mag mein Auftreten unter 
Ihnen entichuldigen: Die Thatſache nämlich, daß für Sie ſowie für die Indujtrie, 
auf deren Intereſſen ich einige Augenblide Ihre Aufmerkfamteit lenken möchte, 
die Socialpolitit eine experimentale Wiljenihaft ıft. Dieſe Wiſſenſchaft gründet 
ſich auf die täglihen Erfahrungen des geiellicaftlichen Yebensd. Sie kann fid) 
nicht ftügen auf rein geiftige Auffafjungen von abjtrafter Natur, melde zwar 
dem Anjcheine nach wohl geordnet find, in Wirklichkeit aber und in der Prarıs 
auf Schwierigkeiten ftoßen, wo die Theorie mit den Ereigniffen nicht mehr in 
Einflang zu bringen ift. Wer praftifche Politik treibt, muß die Ereigniffe be= 
rückſichtigen. Wer das Wohl eines Staates zu fördern beftrebt ift, der muß 
Rechnung tragen allen Ericheinungen und Bedürfniffen, welche in der Geſellſchaft 
vorfommen. Wer auf das mwirthichaftlihe Gedeihen eines Volkes dringt, muß 
die verjchiedenartigften Mittel ergreifen, welde im Stande find, die Entwidelung 
feiner vortbeilhafteften Erwerbszweige zu heben; Diejenigen Mittel, welche ſich am 
beften eignen, und melde die Erfahrung als die vortrefflichiten ermeift und zwar, 
wenn möglich in einer Weile, daß jeder einzelne Zweig begünftigt wird, ohne 
jedoh für alle Richtungen eine und Diefelbe Regel gleihmäßig zur Ausführung 
zu bringen. Mit anderen Worten: Wenn in der Handelspolitit Deutſchlands 
das Princip von Zollſchutz als nothwendig erfannt wird, jo meine ih, daß ber 
Shug nad Mafgabe des Bedürfniffes im jedem einzelnen Tall angewendet 
werben ſoll, mit dem Vorbehalt, überall, mo ed von Nugen fein mag — ich 
meine von allgemeinem Nutzen, von Nugen für die Mehrheit der Staatö- 
angehörigen, die Zollſätze zu erhöhen oder zu ftreichen! 


Die Zertilinduftrie im Allgemeinen bedarf in unjerm Yande der Schutzölle. 
Schutzzölle find zwar nicht für alle Zweige ın gleihem Maße nöthig. Allein 
das Princip eines Schutzes beſteht noch im jegigen Tarif und ſelbſt die Seiden- 
brandye, welche ſonſt freihändlerifchen Tendenzen buldigt, und bis jet fich einer 
günftigen Lage erfreut, bat die Zollſätze über die mit ihren Erzeugniffen con= 
currirenden Artikel nicht ausſtreichen laſſen. Errichten wir nun Schugzölle, jo 
jollen jedenfalls die Säte für die in Frage ftehenden Gegenftände genügend fein, 
um der nationalen Arbeit eine Ausgleihung gegenüber den Vortheilen der aus: 
ländifhen Concurrenz darzubieten, ohne dody das geſammte Interefje der Nation 
zu jchädigen, ohne auch prohibitiv zu werden. 


Jedes Bolt hat das Recht und die Pflicht für feine eigene Wohlfahrt zu ſorgen. 
Seine Vertreter haben, was die Beziehungen mit dem Auslande anbetrifft, die Auf- 
gabe, dafür zu jorgen, den mit der nationalen Arbeit concurrirenden Fremden 
den inländischen Markt zu gewähren, infoweit der Nation dadurch ein Bortheil 
erwächlt, infofern der gewährte Abiag Begünftigungen bei dem importirenden 
Ausländer für unfer Yand mit fid bringt. Gonceifionen aber ohne Gegenfeitig: 
feit, ohne Reciprocität auf internationalem Gebiete, wie Deutſchlands Handels: 
verträge in den legten Zeiten ſchlagende Beiſpiele gegeben haben, geführden 
die wirthfchaftliben Intereffen des Reiches. Doch id will mid auf allgemeine 


104 Special-Debatte über Tertil-Zölle. 


Bemerkungen über Schutzzoll oder Freihandel nicht einlaflen. Ich will midy- 
beute über vie leitenden Principien der Handelspolitik, welche Herr Prof. 
Schmoller vor und auf jo ausgezeichnete und ſachtundige Weiſe Dargeftellt bat, 
nicht auch ausſprechen. Ich komme zum eigentlichen‘ Gegenftand unferer Tages— 
ordnung: zu dem Verhältnig der Tertilinduftrie zum deutſchen Zolltarif. 

Nah der Gewerbezählung vom 1. December 1875 beſchäftigen die ſämmt- 
Ihen Anduftrien Deutſchlands 6,467,570 Berfonen im Klein- und Groß— 
gewerbe. Davon fallen 925,457 auf die Zertilinduftrie und zwar 285,764 
auf die Baummollenbrande, 188,793 auf Leinen, 187,725 auf Wolle, 77,317 
auf Seide. Diejer Zählung gemäß nimmt die Baummollinduftrie den erften 
Nang ein, ſowohl bezüglid der Zahl der beſchäftigten Arbeiter, als auch be— 
züglih des Umfangs der am ihr betheiligten Intereſſen. Die Baummoll- 
induftrie und die Yeineninduftrie Leiden fett Jahren an einer anhaltenden Krifis, 
welche nad den Auslagen der Sachverſtändigen größtentheild der bisherigen 
Zollpolitik zuzuſchreiben wäre. Eine im legten Winter Durd die Reichsregierung 
veranlaßte Enquete bezeichnet die Reform des Zolltarıfs, nady der Richtung eines 
nationalen Schuges hin, als Das Mittel, den betreffenden Arbeitözweigen aus 
ihrer Nothlage zu helfen. Der Bundesrat) hat zu diefem Zweck einen neuen 
Holtarif entworfen, mit erhöhten Sägen zum Schuß der nationalen Arbeıt, 
nicht nur in Leinen- und Baummollwaaren, jondern aud für die Wolle und 
Seide. Wir ftelen und die Frage, ob der uns vorliegende Tarifentwurf- wirklich 
den Bedürfniſſen der verjchiedenen Zweige unferer Tertilinduftrie entipridht ? 

Sie wiſſen ed, meine Herren, die Vertreter der Seidenindujtrie, welche 
übrigend faum den vierten Theil der Arbeiter zählt, die in der Baummollen- 
branche beihäftigt find, gelten bier al& Anhänger des Freihandelsſyſtems. 
Nichtsdeſtoweniger haben dieje Freihändler ſchon im jegigen Zolltarif für Waaren 
aus Seide und mit Baumwolle, Wolle oder Yeinen vermiſcht, Zölle von 180 
bis 240 M beitehen laſſen. Im neuen Tarifentwurf find die Züge auf Florett⸗ 
ſeide und Eeide, gelponnen oder gezwirnt, von 12 bi 48 M, auf gemifchte 
Seidenwaaren 300 M, auf Waaren aus Seide oder Floreitjeide, Spigen, Blon- 
den und Stiderein 600 4 per kg. Grefeld rühmt ſich wohl in einigen 
Spectalitäten den Weltmarkt zu beberrfchen und ſelbſt in ordinärzfeidenen Ar: 
tifeln, die Lyon zu fertigen verſchmäht oder aufer Stande ift, in dem Seidenland 
Frankreich Goncurrenz zu machen. Aber die Einfuhr von Reinfeide in Frank— 
reich ift frei und im den gemijchten Artikeln hatte bis jett auch Grefeld einen 
Schutz von 180 M. Im den befferen Sorten befiegt doch Frankreich die Con: 
currenz Deutſchlands und ift allen Yändern voraus. Die Einfuhr von Seiden- 
waaren in Deutichland beträgt jährlid 8000 bis 9000 Etr. Gelänge es, von 
diefen 9000 Etrn. jegt eingeführter Seidenwaaren deren nur 5000 in 
Deutſchland zu fabriciren, jo würde bei der Annahme, daß ein Arbeiter wöchent- 
Ih ein Pfund Seite verarbeitet, alfo pro Jahr 50 Pfd., für 10,000 Familien 
. mehr Beſchäftigung geihaffen fein, abgejehen von der Färberei, dem Empfang 
und dem Vertrieb der Waare. Manche Seidenfabritanten find auch der Anficht, 
das Deutliche Volk würde ſich beijer dabei befinden, feine eigene Conſumtion zu 
erzengen. Sie beantragen deshalb eine Erhöhung der Säge, um der fremden 
Eoncurrenz vorzubeugen. Für Nähfaden halten fie einen Schutz von 5 %, des 
Werthes vom Garn für das Minimum. Im der GSeidemabfallfpinnerei für 


Special-Debatte über Tertil- Zölle. 105 


Tlorett, wo Frankreich und Italien auf dem deutfchen Markt die deutiche In— 
duftrie bebrängen, wäre ein Schug von 60 bis 100 M gleich dem in Frank— 
reich beftehenden erwünſcht. 

In umferer Wollinduftrie fordert die Kammgarn-Spinnerei eine Erhöhung 
der vorgeichlagenen Säte von 12 bi8 24 4 für rohe Gefpinnfte und Zwirne. 
Der bisherige Zoll war 3 .4, und der neue Tarifentwurf erfegt ihn durch 
drei Stufen von 8 bis 12 4. Auf unbedrudte Tuh= und Zeugwaaren 
von der Stärke eined halben mm und darüber wird der Sag von 60 zu 
100 M geftellt; in bevrudten Waaren und für unbedrucktes Tuch und 
Zeug von geringerer Stärfe als der eined halben mm kommt der Zoll von 
60 bis 120 „4 zu 150 M; für Stidereien, Spisen und Tülle zu 600 AM. 
Die gegenwärtige Lage der Wollenbrande kann im Großen und Ganzen nicht 
al8 eine ungünftige bezeichnet werden. Sie ftöht wohl aud auf fremde Con— 
currenz, aber ohne deöwegen mit Berluft zu arbeiten. Die Mode begünftigt 
fie jett Jahren in dem Maße, daß jest ein Schuß den beftehenden Fabriken 
wenig nutzen würde. Das Tann fich aber mit der Zeit ändern, meinen die 
Tabrifanten. Gerade weil die Mode nicht bejtändig ift und bei einem geringeren 
Berbraude von Wollmaaren auf deutihem Gebiet die fremde Einfuhr auf die 
einheimiiche Arbeit ſchädlich einwirken würde, follen in einem für längere Zeit 
feftzuftellenden BZolltarif aud Säte für eventuellen Schu der Wollinduftrie 
eingetwagen merben. Was den Confum roher Wolle in Deutichland anbetrifft, 
fo beträgt diefer nun 1,577,000 Ctr. jährlih, wovon 952,000 aus dem Aus— 
Lande, bejonder8 von dem Londoner Markt bezogen werden. Würden unſere 
Seeftäpte Deutichland mit fremder Wolle verfehen, jo fünnten fie dadurch einen 
jährlihen Gewinn maden von 10,000,000 „4 an Commiffionsfpefen und 
jonftigen Untoften, welche jetzt nach London gehen. England lieferte uns übrigens 
im Jahre 1878 für 39,832,000 „4 Garne, für 25,281,000 „#4 Gewebe, 
alſo zufammen 65,113,000 M in Fabrifaten, darunter eine Menge von Waaren 
aus Kunftwolle, Shoddy und Mungo, welde ihres jchlechten Verbrauch wegen 
mit einer Polizeitare von 100 M per kg zu belaften wären. Der gelammte Im⸗ 
port in Garnen beträgt 304,000 Etr., an Geweben 144,000 Ctr.; der Export 
69,200 kg Garne und 232,070 Etr. Wollmaaren. Die eingeführten Ge— 
ſpinnſte beftehen bejonders in Kammgarnen, obſchon das Elſaß mit feinen 175,000 
Spindeln einen nicht unbebeutenden Theil des inländifchen Verbrauchs Liefert. 
Ic babe die genaue Zahl der in Deutichland beftehenden Spindeln für bie 
Kammgarnipinneret nicht ermitteln können. Für die Streichgarnſpinnerei ift bie 
Spindelzahl 1,200,000, gegen 2,651,000 in Frankreich und 3,165,000 in 
England. Der MUebelftand und die Ueberproduction in der engliihen Baum: 
wollinduftrtie mag die Engländer veranlafien fih in der Zukunft noch mehr 
auf die Wolle zu werfen. 

Für die Yeineninduftrie bringt der Tarifentwurf eine Erhöhung der Säge 
bei Mafchinengefpinnft von 3 bis 12 4 in vier Stufen, nad den Feinheits— 
‚nummern, während bei Handgeipinnft der jegige Sat von 3 .# zu 6 AM 
fteigt und bei Zwirnen aller Art der frühere Sat von 24% auf 36 4 
fommt. Graue Padleinwand und Segeltub wird ftatt zu 4 zu 5 4 ans 
gelegt; Leinwand, Zwillich und Drillich, nach der Fadenzahl, in rohem Zuftande 
von 10 bis 36 „#4 anftatt 4 bis 224 4, gebleicht oder gefärbt zu 60 umd 
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100 M anftatt 60 „A. Damaft aller Art und verarbeiteted® Tiſch- und Hand— 
tücherzeug find zu vdenfelben Sägen wie gefärbte Yeinwand veranſchlagt. Battift, 
Bänder, Gaze, Schnüre und Stidereien erhalten den Sag von 100 ftatt 
60 A; die Zwirnfpigen anftatt 240 M. den Sag von 600 M. Alle viele 
Erhöhungen find fehr beicheiden und mögen der Teinenbrande nur einen. ſpär— 
lihen Schug gewähren. In Gelpinnften betrug das Verhältniß der Einfuhr zur 
einheimischen Production 66 Proc. im Jahr 1875. 

Wie der Bericht der Enquéte-Commiſſion e8 anerkennt, hat die deutſche 
Leineninduftrie Jahrhunderte lang in hoher Blüthe geftenden und mit ihren 
Erzeugniiien faft alle Eulturländer der Erde verjorgt. Die Güte der Arbeit 
fiherte den Waaren nah allen Gegenden bin reichlichen Abfluß und den Pro— 
ducenten auskömmlichen Verdienſt. So lange man nur Handgeipinnfte und 
Handgewebe kannte, beftand diefe glüdliche Yage. ALS jevoh das Ausland mit 
der Einrichtung der mechaniſchen Spinnerei vorging, trat für dieſen Arbeits- 
zweig in Deutjcland eine tiefgreifende Umwälzung ein. England gewann zu= 
folge feiner technifchen Durchbildung einen bedeutenden Vorfprung, melden die 
deutſchen Leinenarbeiter, in weniger günftigen Verhältniſſen, trog energiſcher Be— 
mühung, bis jegt noch nicht erreicht haben. Im Jahr 1875 zählte Deutihland 
260,977 Flachsſpindeln mit einer durchſchnittlichen jährlichen Production von 
75 kg Garn pro Spindel, was die inländiſche Jahreöproduction zu 19,500,000 kg 
ftellt, während 12,971,000 kg rohes Maſchinengarn aus der fremde ein= 
geführt wurden. Zu derjelben Zeit befanden ſich im Zollgebiet 8423 mechaniſche 
und 146,420 Handleinenſtühle. Die Baummollen: und die Jute-Induſtrie be= 
drängen übrigend nun immer mehr und mehr die Leinenfabrifation, und zwar 
von zwei Seiten, da jene ihr feinere Waaren in Leibwäſche und jelbit in Tiſch— 
wäſche, diefe die groben Waaren in Pad: und Sadleinen entzieht. 

Hat die Baumwolle auf die Entwidelung der Leineninduftrie ungünftigen 
Einfluß ausgeübt, jo Liegt auch vor unferen Augen die Thatſache Mar, daß kein 
anderer Zweig mehr von den ſchlimmen Folgen der biöherigen deutſchen Handels- 
politit leidet. Schon der Umftand, daß der Zolltarif auf Garne nur einen ein- 
beitlihen Sat von 12 .% pro 100 kg enthält ohne auf den Werth des Fabrikats 
Nücjicht zu nehmen, geftattete Deutichland, nur gemeine Sorten zu produciren, 
während die feineren aus dem Auslande bezogen werden mußten. Als das Elia 
ferner dem deutfchen Weiche einverleibt wurde, Juchte die dort hoch entmidelte 
Feinfpinnerei zunächſt ihren früheren Abfag auf dem franzöfiihen Markt bei- 
zubebalten. Schlimm für uns find im franzöfiihen Tarıf die Zollfäge nad 
dem Werth der Waare bemeſſen und ein Artifel, der zehn mal mehr koftet als 
der andere iſt bei der Einfuhr einem zebnfachen Zoll unterworfen. Dielen 
ſchweren Zoll bezahlten die Eljäffer gerne und es ging eine Zeit lang fo ruhig 
fort. Nah und nad aber erjegten in Frankreich neue Spinnereien die elſäſſi— 
hen. Die neu gegründeten Spinnereien und Webereten haben auf franzöfiichem 
Gebiet den Zoll, welhem die Elfäffer unterworfen find, nicht zu bezahlen. Sie 
liefern Gewebe und Garne um fo viel billiger. 

Allmälig fanden fih die Elſäſſer Fabrikate aus Frankreich ausgemielen, 
ohne in feinen Artikeln bei deutſchen Käufern lohnende Abnahme zu erlangen, 
weil die Engländer und Schweizer in diefen Sorten den Markt beberricen. 
Was hatten die Elfähler nun zu mahen? Sie haben die feineren Artikel mehr 
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und mehr durch gemeine eriegt. Nothmwendiger Weile entftand dadurch für ſolche 
ordinäre Waaren in Deutichland eine wachſende Ueberproduction, eine Herunter: 
drüdung der BVerkauföpreife unter die Selbftloften, ein Schaden, deſſen ort: 
beftand nur den Untergang der einheimifchen Induſtrie herbeiführen muß. Die 
Nothlage ift in diefem Zweig jo groß, fo tief geworden, daß nad) gründlicher 
Prüfung der Urſachen dieſer Krifis die Reichsregierung fich entſchloß, an Stelle des 
einheitlichen SZolllages von 12 .4 für rohe Garne eine Reihe von Sägen in fünf 
Stufen von 12 bis 36 „4 einzubringen, die Zölle auf Baummollenwaaren 
gleichzeitig von 60 und 96 .% auf 80 bis 250 „4 zu bringen. Selbft diefe Er- 
böhung entipricht nicht den Bedürfniffen und ich mug Ste bitten, meine Herren, 
in Betracht der Wichtigkeit des Gegenftandes, mir zu geftatten, das Verhältniß 
Des Zolltarifs zu der Baummollinduftrie näher zu erörtern. 

Wir haben eben erkannt und nachgewieſen, wie hoch die Bedeutung der 
deutſchen Baummollinduftrie über unjeren anderen Zertilbranchen fteht. Deutſch— 
land beidäftigt gegenwärtig in der Baumwolleninduſtrie 4,278,000 Spindeln, 
220,000 Webftühle und 220 Walzendrudmafcdinen mit ungefähr 285,000 
Arbeitern. Nach der Gewerbezäblung vom Jahre 1875 fallen von diefen Be— 
triebsfräften auf das Gebiet des ehemaligen Zollvereins 2,700,000 Spindeln 
mit 48,350 Arbeitern, 57,390 mechaniſche Webftühle und 128,000 Handftühle 
mit 183,000 Arbeiten, 100 Walzendruckmaſchinen mit 7500 Arbeitern. Hin— 
gegen zählte zu derjelben Zeit das Elfaß bei der Spinnerei 1,500,000 Spindeln 
mit 13,650 Arbeitern, bei der Zwirnerei und für Nähfaden 75,000 Spindeln 
mit 2000 Arbeitern; bei der Weberei 30,000 mechaniſche Stühle mit 20,000 
Arbeitern; bei der Druderei 124 Walzendrudmafchinen mit 8600 Arbeitern, für 
Bleiheret und Appretur 5 Etabliffements mit 2620 Arbeitern. Bleiben die 
Handftühle, melde nicht das volle Jahr hindurd im Gange find, außer Be— 
tracht, To finden wir, daß das Elia in der Spinnerei und im der mechaniſchen 
Weberei mehr als die Hälfte der betreffenden Mafchinen vom Zollvereinsgebiet 
in Gang fest, mehr als um die Hälfte die entſprechende Production erhöht, ein 
Umftand, weldyer nothwendiger Weile, nah Anſchluß des Reichslandes, das Ver— 
hältnig zwiſchen Production und Gonfumtion im Deutichen Reiche ummerfen 
mußte. Mean bedenke nur, daß der Confum roher Baumwolle, weldyer in der 
fünfjährigen Periode von 1866 bis 1870 durchichnittlih 71,125,650 kg be- 
trug, während der Periode von 1872 bis 1876 zu 124,050,000 kg ftieg. 
Anjcheinend mag die große Zunahme im Berbraud roher Baummolle auf cin 
Aufblüben der Baummollinduftrie deuten. Im Wirklichkeit hängt dieſelbe von 
einem Nüdgang ab, einem Nüdgang, melden der deutſche Zulltarif und Die 
Einverleibung von Elſaß-Lothringen verjchulpeten. 

Die Verhandlungen der Reichsenquéte über die Baummollinduftrie be— 
weiſen ohne Widerſpruch dieſe Thatſache. Bei der allgemeinen Stodung der 
Geſchäfte auf dem Continent leidet die Baumwolleninduftrie in Deutſchland von 
einer beſonderen Krifis, deren Urſache unfere Handelspolitif ift und welcher nur 
eine Reform unfered Zollwefens Abhilfe bringen fann. Ich bin der Ueberzeugung, 
und jeder Fachmann oder Sachverſtändige wird nach unparteiiſch gründlicher 
Prüfung der Dinge mir Recht geben, daß eine verftändigere Behandlung der 
Site unſeres Tarifs fir Eingangszölle unfere tief gefallene Induftrie zu retten 
im Stande ift. Ich bin diefer Ueberzeugung, weil unfere Tertilinduftrie micht 
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übertriebene Productionsmittel aufgeftellt bat, weil mit Einführung von dem 
Werth entiprehend abgeftuften Gewichtszöllen eine Ausgleihung der Production 
von feinen und gemeinen Artikeln im Berhältnig zu dem Bedarf, zu dem Confum 
im Deutjchen Reiche, fich einftellen wird. ch werde meine Anficht dur Ziffern 
und pofitive Thatjachen beweilen, in der Meinung, daß wenn ſich mein Beweis 
als ridytig erweift, Die Regierung und die Bolfsvertretung Die Aufgabe haben, im 
allgemeinen Intereſſe Deutihlands für Die Wahrung der nationalen Arbeit zu jorgen. 

Die Beweidgründe für meine Behauptung, daß eine Reform unjeres Zoll= 
tarıfd genügt, um die Baummwollinduftrie vom Untergange zu retten, find 
folgende: die Productionsmittel befinden ſich nicht im Mißverhältniß zu dein 
innern Confum; die Sätze im Zolltarif müſſen für feine wie für gemeine Artikel 
gleichmäßig im Verhältniß zu dem Werth und der dazu verwendeten Arbeit ge— 
ftaltet fein; der Schug, melden dem Werth entiprechende Zölle der Erzeugung 
von feinen Fabrifaten gewähren, fördert die Deutiche Induftrie, ohne die arbeitenden 
Boltöclaffen mehr zu beläftigen. 

Eritend befinden fi die gegenwärtigen Productionsmittel der deutſchen 
Baummollinduftrie nicht in Mißverhältniß zu der Conjumfähigfeit des Volkes. 
Diefe Thatſache ift zu beweilen; denn wenn unfere Fabrifen mehr produciren 
ald wir in Deutjchland zu confumtren im Stande find, jo müßten wir auf 
Erport dringen, und uns nicht Durch Zölle auf fremde Waare helfen. Was 
fagt uns die Handelöftatiftit des deutſchen Neiches? Aus den officiellen Angaben 
der Zollverwaltung geht hervor, daß während der Periode 1871 bis 1877 bei 
einem jährlichen Verbrauch roher Baummolle von 2,480,980 Ctrn., Deutſch— 
land 257,600 Etr. Garne mehr eingeführt hat als feine Ausfuhr betrug, hin— 
gegen 196,099 tr. Baummollmaaren über die durchſchnittliche Einfuhr er= 
portirte. Der Import fremder Fabrifate aus Baummolle überfteigt für dieſe 
Zeit den Erport um 91,501 Ctr. pro Jahr. Es kann jomit im Großen und 
Öanzen von einer Weberproductton nicht die Rede fein. Die Mehrausfuhr be— 
drudter Gewebe ift zum Theil den elſäſſiſchen Drudereien zuzufchreiben, deren 
feine Artikel, wenn feine Zollichranten vorhanden wären, in der ganzen Welt Abſatz 
fünden, weil fein anderes Yand mit denjelben concurriven fann: von 55,052,000 m 
im Jahr 1877 in Mülhaufen und Umgegend bedruckten Geweben find 35,480,000 m 
außerhalb Deutichlands verkauft worden. Die Einfuhr findet auch in feinen 
Artikeln ftatt, weil diefe im Solltarif nicht geichütt find wie Die gemeinen. In 
den „Accountsrelatingtotradeand Navigation ofthe United 
Kingdom“ leſen wir, daß England allein während des Jahres 1877 
Deutichland für eine Summe von 77,103,000 „#4 leichte Baummollftoffe und 
feine Garne geliefert hat. Erinnern wir aud daran, daß feit dem Anfchluf 
von Elſaß-Lothringen an das deutſche Reich bei und keine neue Gründung von 
Fabriken ftattfand. 

Wenn nun die Baumwollinduftrie der Vorwurf nicht trifft, ungeſunde 
Geſchäfte gegründet zu haben, mit übermäßigen Productionsmitteln zu arbeiten, 
jo müſſen wir amdererfeit annehmen, daß, wenn die gebrüdten Preife Hewiſſer 
Artikel der inländischen Fabrikation eine Ueberprobuction in diefen Artifeln an: 
deuten, dieſe Ueberproduction in den jpeciellen Bedingungen der deutjchen Ins 
duftrie ihre Urſache hat. Die Urſache läßt fich leicht erkennen, ſobald bemiefen ift, daß 
die eberproduction in gemeinen Artikeln ftattfindet. Unſere Induftrie arbeitet unter 
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ſchwereren Verhältniſſen, als diejenige von Amerika oder England. Daher folgt, 
daß die Herftellungsfoften bei uns höher ftehen, als bei den mit und concurriren- 
den Engländern. Sollen wir mit dem fremden Fabrikat auf dem deutihen Markt 
concurriren, jo darf die Einfuhr vom Auslande nicht eine freie fein. Die 
nationale Induftrie braucht einen Schug durch den Zoll, welder die Preife der 
freinden Waare mit den Koften der einheimiſchen möglichſt ausgleicht. Ein Kilo: 
gramm feine® Garn in Pr. 120 koſtet dem englijhen Spinner — Werth der 
rohen Baummolle nicht mitbegriffen — 4,40 M, dem elſäſſiſchen (tim übrigen 
Deutihland wird dieſer Artifel nie gemacht) hingegen 6,60 M, jomit ein 
Unterſchied von 2,20 .# zu Öunften des ausländiichen Producenten! Ein Kilogramm 
gemeines Garn in Nr. 12 erzeugt der Elſäſſer mit 0,37 „4 Herftellungstoften, Die 
Engländer mit 0,25 .4: Unterjchied zu Gunften des Fremden 0,12 .%. Der jetige 
deutiche Zolltarif enthält für die Einfuhr fremder Garne einen Cat von 12 „4 pro 
100 kg oder 0,12 .% pro kg, welder dem deutſchen Spinner erlaubt, in dem ge 
meinen Artikel mit dem Engländer zu concurriren, in dem feinen aber nicht. Da 
unfer Tarif alfo die gemeinen Fabrikate ſchützte, jo erzeugten die deutſchen Spinner 
dieſe Artifel und überliegen die feineren dem Auslande. Dafjelbe gilt für die 
Weberei. Ungeachtet der ungleihmäßigen Behandlung der verichtedenen Er— 
zeugniffe der deutſchen Induſtrie blieb doch die Yage in Deutſchland eine erträgliche, 
bi8 die elſäſſer Goncurrenz während der letzten Jahre fih fühlbar machte. 
Ungenügend geſchützt in den befjeren Fabrikaten, fanden ſich die Elſäſſer zufolge 
der Annerion dazu gezwungen, ihre feinen Artifel in Deutſchland durch gemeine 
zu erjegen. Die Production ıft nun in diefen Artikeln auf dem deutichen Markt 
in übermäßigem Berhältnig zu dem Bedarf, während vie bejferen Qualitäten 
ungehindert aus England hereinkommen. Durd die Herabfegung der Preiſe 
erleiden aber unfere Fabriken im Reichsland ſowie aud im alten Deutichland 
ſolche Berlufte, welche die ganze Induftrie mit Untergang bedrohen und den 
Fortbeftand der nationalen Arbeit in Frage ftellen. Soll Abhülfe geihafft 
werden, jo müſſen die Eljäffer wieder die feineren Artikel, welche England liefert, 
machen fönnen, was nur dann möglich wird, wenn die Bollfäge im neuen Tarif 
im Verhältniß zu dem Werth und der Dazu verwendeten Arbeit für feine wie für 
gemeine Artikel eingerichtet werben. 

Ferner jagen wir, meine Herren, der Schuß, welden dem Werth ent= 
Iprechende Zölle der Erzeugung von feinen Fabrifaten gewähren, fürbert bie 
nationale Arbeit ohne Nachtheil für das Volt! Eben haben wir e8 bemertt. 
Gleiche Betriebsmittel geben in derjelben Zeit eine größere Menge von Fabrikaten, 
eine beträchtlihere Production in gememen Artikeln, als in feinen. Wie die Ver: 
hältniſſe bei uns, in unferem Yande, jetzt ftehen, würde eine ſolche Mehrproduction 
in gemeinen Artikeln auf den induftriellen Betrieb zerftövend wirken. Der Arbeiter aber 
würde Dabet nicht mehr verdienen. Im Gegentheil. Bei gleichem Gewicht geben bie 
feineren Artikel, melde der Elſaß zur franzöfiihen Zeit fabricirte, welche er aber 
jetst der engliſchen Goncurrenz ſchutzlos überlaffen mußte, fünf bis zehn Mal (und 
darüber; mehr Gewinn für den Arbeiter als die gemeinen. Zwiſchen gemeinen 
Sarnen in Mr. 12 und feinen in Wr. 120 ftehen die Herftellungskoften pro kg ım 
Berhältnig von 0,37 zu 6,60 M, Werth des rohen Stoffes nicht mitbegriffen. 
Bedenkt man, daß Elſaß mehr als 1,500,000 Spindeln im Betriebe bat, 
nimmt man an, daß nur ein Drittel diefer Spindeln, alfo 500,000, gezwungen 
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wird, anftatt Die Nr. 100 (in welcher die Jahresproduction pro Spindel 2,3 kg 
beträgt), die Nr. 20 (wo die Yahresproduction auf 23,0 kg fteigt) zu maden, 
jo erhöht fid) die Production im Jahre von 1,150, 000 kg zu 11,500,000 kg, 
was einer Mehrproduction von 10,350, 000 kg gleidfommt. Mit anderen 
Worten: die einfache Vergröberung der Garınummer gibt auf die erwähnten 
500,000 Spindeln eine Mebrproduction von 207,000 Gtrn., welde der Mehr: 
einfuhr in Garnen für das Jahr 1878 faft gleichfteht. Die Spinner aus 
Süddeutſchland, welde nie jo feine Nummern, wie das Elſaß, produeirten, haben 
mit ihren Tarifforderungen dieſer Erwägung, als fie ihre Tarıfforderungen 
ftelten, nicht gerügend Rechnung getragen und merden den Einfluß davon zu 
ihrem Nachtheile künftig immer ſchwerer und ſchwerer empfinden, 

Da es num feitfteht, daß im gegenwärtigen Solltarif der einheitlihe Sat 
für feine wie für gemeine Garne eine Ueberproduction im niederen Artifel herbei— 
führt, unter zunehmenden Berlufte für die Induftrie; daß, wenn die Säge für 
feine Artikel in demfelben Verhältnig zum Werth berechnet werden, wie der 
jetzt beftehende Zoll für gemeine Artifel, unfere deutfhen Spinner und Weber 
auch die bejjeren Artikel, welche gegenwärtig mit theuerem Geld aus England 
bezogen werden, fabrictren können und auch ſicher wieder fabricıren würden; dag 
endlich die beſſeren Qualitäten höhere Yohnläge geben: fo geht aus allen diefen 
unwiderlegbaren Thatſachen hervor, daß dem Werth entiprechende Zölle einen 
Schutz bieten, daß an der Einführung derielben die nationale Arbeit das größte 
Interefje nehmen muß, ja fogar, daß diefe Einführung eine Yebensbedingung 
für dieſe bildet. Hingegen belaftet der jetige Tarifzuftand mit feinen einbeits 
lihen und nicht abgeftuften Gewichtszöllen das gemeine Volk zu Gunſten der 
reichen Leute. Für den Arbeiter iſt die Laſt der jetzigen Zollſteuer ſchwerer als 
für die wohlhabenden Klaſſen der Geſellſchaft Ich bemerke nur zur Illuſtration 
meiner Ausſage, daß bei dem in Kraft ſtehenden Zoll ein Stück von 100 m 
Greton oder Baumwollzeug, woraus die arıme Arbeiterfrau für ihre Familie 
Hemden madıt, mit einem Sat von 12 „4 belaftet ift, während die Einfuhr 
feiner Mufjeline für die Ballſchleppe der eleganten Dame für 100 m weniger 
als 3 M Zolltare foftet. Die vornehme Frau des Nentnerd zahlt 3 bis 4 mal 
weniger Bollfteuer für ihre Kleidung als die arme Arbeiterfamilie. Iſt das 
recht? Verurtheilt nicht dieſer einzige Vergleich das bisherige deutiche Tarifweien? 

Meine Zuhörer erwidern mir, die Regierung babe dieſen Uebeiftand ein- 
gejehen und fchlage vor, im neuen Zarifentwurf Wertbzölle oder dem Werth 
entiprechende Staffelzölle einzuführen. Die beichräntte Zeit erlaubt e8 mir nicht, 
alle Säge für Textilſachen im vorgefchlagenen Zolltarif eingehend und im Detail 
zu prüfen. Ich deute nur darauf bin: der Satz von 80 M pro 100 kg ge- 
meiner Baummwollwaaren wirft prohibitiv und der von 120 4 für unDichte 
Organdi tft ungenügend, beträgt im Berhältniß zum Werth fieben mal weniger 
als auf Das gemeine dichte Zeug (Organdi 100m 3 kg A60.4 = kg 
20 M posceter 1,20 — 6/,; Cretonne 100 m 20 kg à 47 Fr. — kg a 
1,38 „4 posceter 0,80 == 44 0%). Der Sa von 12 N auf Baumwollen- 
garn in Nr. 19 (englifch) gibt einen Schuß von 8%, vom Werthe, der von 
36 A in Nr. 150 aber nur 39,,. Iſt das Princip von dem Werth ent: 
Iprechenden Zöllen angenommen, fo liegt e8 auf der Hand, daß im allgemeinen 
Intereſſe und aus Billigfeitsgründen der Schu gleihmäßig vertheilt werden 
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muß. Es müſſen um Intereſſe der Feinſpinnerei für die höheren Nummern mehr 
Sätze und Claſſen aufgeftellt werden, al8 die jest vom Bundesrath vorgeſchla— 
genen. Es müſſen aud die feinen Gewebe in demfelben Verhältniß angefegt 
werden, wie die Garne, und da die Unterfcheidung zwiſchen dichten und undichten 
Waaren, welche der neue Tarif fortbehält, dies nicht ermöglicht, fo find Die 
Sätze auf Baummwollmaaren in Claſſen, nad Gewicht und Fadenzahl für eine 
gleiche Fläche zu beftimmen. Allein, ſolche Wenderungen gehören zu der Com: 
petenz des Reichstages, und ich werde diefelber hier nicht näher berühren. Sch 
conftatire nur, daß die deutjche Tertilinduftrie im Zolltarif Ausgleichungen braudıt, 
um beionder8 in Baumwolle und Leinen mit dem Auslande zu concmriren, 
Ausgleihungen, welche die nationale Arbeit Ihügen: und zum allgemeinen Wohl 
Des Bolfes führen. 

Meine Herren, mein Referat ift fertig, aber ih habe noch den Herren 
Dr. Genſel und Seyffardt zu antworten. Herr Dr. Genfel hat gefagt, die 
elſäſſiſchen Spinner hätten im Jahre 1869 Zollerhöhungen beantragt. Das 
ift unrichtig, e8 haben bloß die Spinner aus dem franzöſiſchen Departement 
Du Nord für die ganz feinen Sorten von Nr. 200—300 franzöfiih, Erhöhungen 
verlangt, weil dieſe im franzöfiichen Tarife nicht mehr genug geſchützt find. 
Der gegenwärtige franzöjiiche Tarif für Garne entjpricht dem, was die Elſäſſer 
im Jahre 1860 vorgeichlagen haben. 

Es ift ferner gefagt worden, das Elſaß habe eine ziemlich große Erpor= 
tatton nad Frankreich gemacht. Das it wahr, — aber diefe Exrportation 
macht ſich mit jehr großen Berluften. 

Ferner ift gejagt worden, daß die Weber mit den Zollerhöhungen, die die 
Spinner fordern, nicht zufrieden find. Das ift nicht richtig, Wir haben in 
Mülhauſen einen Verein, wo Weber, Druder und Spinner zufammengelommen 
find. Die haben ſich gegenfeitig Concefjionen gemacht und haben der Tarif: 
kommiſſion Vorſchläge überreicht, Die übereinftimmend durch fie angenommen 
find. Sie willen, daß in den letzten Jahren vor Anſchluß Elſaß-Lothringens 
an das Deutſche Reich ein ziemlich heftiger Kampf zwiſchen Drudern und Webern 
war. Nun diefer Kampf ift fertig, und gerade in der Engquetecommilfion in 
Berlin haben die Druder eingeftanden, daß das, mad wir Spinner und Weber 
verlangten, das Richtige if. Der betreffende Herr Yauth aus Thann fagte 
unter Anderen dieſes: 

„Wir müſſen principiell gegen jede Erhöhung der Eingangszölle fein, weil 
unjer Standpunkt natürlich der vom Freihandel fein muß. Doc erkennen wir, 
daß wir Die Forderungen der Spinnerei und Weberei als mäßig fchägen für 
Das, was fie brauchen, und da diefe Induftrien ihre Forderungen für durchaus 
nothwendig balten, haben wir nichts Dagegen einzumenden. Aber natürlich wird 
und der Beredlungdverkehr, namentlih mit der Schweiz und Defterreich defto 
nothwendiger, um in unferen Erportgefchäften nicht gehemmt zu werden durch 
eine eventuelle locale Erhöhung der Preife der rohen Gewebe.” 

So ſprach Herr Yauth im Namen des Syndicats der elſäſſiſchen Druder 
und die Druder haben die Erhöhung auf Garn und Gewebe, die ich vorge- 
tragen habe, angenommen. 

Es ift dann ferner geſagt worden: wenn das Geſchäft gut geht, To be- 
finden fi die Arbeiter dabei nicht beſſer. Das tft auch unrichtig; bei ung, 
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wie anderswo, find die Löhne bedingt durd Angebot und Nadyfrage; aber wenn 
das Geſchäft gut geht, wenn gute Inventarien gemacht werden, jo fällt jedes 
Jahr eine beträchtlibe Summe auf die verſchiedenen Einrihtungen, die wir zum 
Wohl der Arbeiter getroffen haben. (Hört! rechts.) 

Es ıft auch dem Umjtand zuzujchreiben, daß die Soctaldemofratie bei ung 
gar nicht bejieht, mie fie in Berlin bei den Freihändlern entwidelt if. Wir 
haben Arbeiterwohnungen gebaut, wir haben die franzöjiiche Nationalverfamm- 
lung gebeten, die Kinderarbeit einzufchränten, bevor die Geſetzgeber daran gedacht 
haben. (Hört!) 

Wir haben Vorkehrungen getroffen für die Unterftügungen der Invaliden, 
für Penſionskaſſen, für Zufluhtshäufer für junge hülfloſe Mädchen. Wir 
haben Unterricht ertheilen laſſen und haben aljo beträdtlide Summen für die 
Hebung des Arbeiterftandes aufgewendet. Nun find aber unfere Reſerven aus 
der franzöjiichen Zeit weg, und wenn es fo fort geht, jo fann ich behaupten, 
daß in 10 Jahren unjere glänzende Baummwollinduftrie verfchwunden fein 
wird, Seitdem wir die Ehre oder das Unglüd haben, ib meine als Indu— 
ftrielle, zum Deutjchen Reich zu gehören, jo habe ich Erfahrungen mander Art 
gemadt. Letzthin war ih an der Grenze zwifchen Schlefien und Polen. Ich 
tranf ein Glas Bier, es war fehr gut und fojtete nuw 5 d. Da jagte ich 
zu meinem Padträger: Hier ift aber billig leben. Er antwortete: Ya wir 
haben aber die 5 4, nicht. (Heiterkeit.) 

Der Freihandel hat den Zweck nur billig zu kaufen, und wir wollen den 
Leuten die Möglichkeit geben, überhaupt faufen zu fünnen. Das ift der ganze 
Unterſchied. (Lebhaftes Bravo rechts.) 

Präfident Prof. Dr. Naſſe: An Stelle des nicht erichtenenen Referenten 
Herrn Dr. Weigert wird Herr Dr. Genjel das zweite freihändleriihe Referat 
übernehmen. 


Referent Dr. Genfel (leipzig): Meine geehrten Herren! Sie 
willen, daß ich weder Spinner noch Weber bin, und id) würde nicht die Kühn 
beit haben, als Referent in diefer Specialdebatte vor Ihnen aufzutreten, wenn 
mid nit ein paar ganz beftimmte Gründe dazu veranlaften. Der erfte 
Grund, meine Herren, ıft der, daß über die fpeciellen Säge des Zolltarif8 und 
über das Technische noch fehr wenig geſprochen worden iſt. Wenn id) mich auch 
mit Weberei und Spinnerei technisch nicht zu befchäftigen gehabt habe, jo habe 
ih dafür ziemlich viel mit techniſchen Zollfragen zu thun gehabt, und vielleicht 
bin ich doch in der Page, ein paar Bemerkungen, die nicht ganz unwerth find, gehört 
zu werden, darüber zu machen. Der zweite Grund tft der, daß mir diefes 
Referat die Möglichkeit giebt, mein Schlufreferat in der Generaldebatte erheb- 
(ic abzufürzen, und das ift unzweifelhaft ein erhebliher Gewinn für Sie. Ein 
weiterer Gewinn aber für diefe Herren (rechts) ift der, daf auf diefe Weife aud) 
Herr Hafler, dem ich gern den Ruhm eines der vorzüglichſten Sachverſtändigen 
in feiner jpeciellen Branche zugeftehe, — ich meine nicht in Zollfahen — 
(Heiterkeit) auch noch zum Referat gelangt. 

Nun, meine Herren, will ich zunäcft mit einigen Worten auf die legten 
Demerkungen des Herrn Borredners eingehen. Ich habe freilich nicht Alles 
genau verftehen können. Er fprad von den günftigen Arbeiterverhältnifien, 
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davon, daß die Socialdemokratie in Elſaß-Lothringen durchaus feinen Boden 
gefunden habe. Daß tft eine Thatſache, die ich ſehr oft Gelegenheit genommen 
habe vor unjeren Fabrifanten zu betonen. Aber, meine Herren, der Grund 
dieſes Verhältniſſes liegt keineswegs in den früheren hohen Schutzzöllen, ſondern 
vielmehr darin, daß die Induſtrie von Elſaß-Lothringen es jederzeit, wie es in 
einem Berichte der societ& industrielle heift, zu ihren „Ehrentiteln“ ge 
rechnet hat, ein gutes Verhältniß zu den Arbeitern berzuftellen und alle die 
joctalen Einrichtungen zu treffen, welde nöthig find, um das Wohl der Arbeiter 
zu beben. 

Meine Herren, weiter hat der Herr Vorrebner die Bemerkung bemängelt, 
die ich gemacht hatte, daß die Elſäſſer Spinner im Jahre 1869 eine Erhöhung 
des Tarifs auf Garne gefordert hätten; mein Gewährsmann in diefer Beziehung 
ift Herr Roy, Mitglied der Handelsfammer in Paris. Uebrigens, follte die 
Aeuferung nicht richtig gewefen fein, jo verjchlägt es jehr wenig, ob es gerade 
die Elſäſſer Spinner oder die vom departement du Nord gewejen find. Jeden— 
fall die Thatfahe hat der Herr Vorredner zugegeben, daß die franzöjiichen 
Spinner troß der hohen Staffelzölle, die der franzöfifche Tarif hat, doc) noch nicht 
zufrieden find, fondern eine Erhöhung verlangt haben, — eine fehr gute 
Illuſtration für die Behauptung, daß der Schutzzoll als Erziehungsmaßregel dient 
und dat er allmählich dazu führe, die Induſtrie ganz felbftftändig zu machen, 
fo daß fie der hohen Zölle entbehren kann! 

Wenn er dann weiter bingewiejen hat darauf, daß die Weber ſich neuer- 
Dingd mit den Forderungen der Spinner einverftanden erflärt hätten, jo habe 
id) dagegen folgende Bemerkungen zu machen. Erſtens wird ja jest allerhand 
compromittirt, und was da mitunter für Gründe vorliegen, das wollen wir doch 
Lieber nicht näher erörtern. Dann aber, meine Herren, war die Erflärung, die 
uns Herr Grad vorgelejen hat, doch jo verclaufulirt, jo mit Bedingungen ge= 
fpidt, daß fih daraus ein Einverftändnig mit den Forderungen der Spinner 
unmöglich herleiten läßt. Was find denn das auch für Forderungen der 
Spinner ? Ih glaube nicht zu irren, wenn ich annehme, daß die Erklärung ſich 
bezog auf die Forderungen des fogenannten revidirten autonomen Tarif. Nun, 
ih habe ſchon geftern erwähnt, da ging bie höchſte Staffel z. B. für Baum⸗ 
wollengarnzölle bi8 24 4, der Tarif geht bi8 39 4 und für Zwime fogar bis 
70.4. Herr Regierungsrath Beutner hat die Zölle der Vorlage als fehr 
mäßig bezeichnet und die Forderungen der Spinner als ſchüchtern. Meine 
Herren, Schüchternheit ſcheint mir doc, bisher die letzte Tugend der Herren ge— 
weſen zu fein. 

Nun, meine Herren, möchte ic zunächſt in Betreff der Baummollgarne 
nochmals an die Nummerngrenzen erinnern, welche der Tarif enthält. Mit 
Nr. 20 fängt ein höherer Sag an und dann, von der 2. Grenze abgefehen, mit 
Nr. 60 und mit Nr. 80. Ich glaube, daß aud) die Herren Sachverſtändigen 
mit diefer Aufftellung fi) unmöglich einverftanden erflären fünnen, jie fieht 
wirklich jo aus, als ſei fie chilanös gemacht. Die Nummern 20, 40, 60, 80 
find befanntlic; diejenigen, die am meiften gebraucht werden. (Zuſtimmung rechts.) 
Yedermann aber, der mit der Spinnerei näher vertraut ift, weiß, daß es 
unmöglich ift, eine Nummer fo genau zu fpinnen, daß die einzelnen Strähne 
nicht ein paar Nummern über oder unter der Norm find, und es führt das 
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nothwendig, wenn die Grenzen gerade auf die gangbarften Nummern gelegt find, 
zu unendliden Differenzen. Ich habe mir erlaubt, am Eingang des Saales 
einige Proben auszulegen von Baummollengarnen Nr. 40 und 80, Strähne, 
die aus einem größeren Packet herausgezogen find ohne Wahl, und da find die 
Nummern genau angegeben. Es fommt aber noch dazu — das ift Ihnen ja 
aud Allen befannt, die Sie aus der Branche find — daß mit der Temperatur 
die Nummer ſich verändert. (Ich will einichalten, es find leider noch die enge» 
lichen Nummern angeführt, weil das metriſche Syſtem noch nicht durchgeführt 
ift.) Die Nummer wird beftimmt durd ein gewiſſes Gewicht auf die Yänge 
von 840 Yards; das Gewicht des Garnes ift aber von der Temperatur ſehr 
abhängig, und man hat in Folge der vielen Differenzen, die durch diejes Staffel- 
fyitem hervorgerufen find, in Frankreich bereit3 den Vorſchlag gemacht, da 
jeder Ballen Garn, ehe er zur Berzollung fommt, in eine Conditioniranftalt 
geichiet werden fol. Zu melden Weiterungen das führen würde, brauche 
ih nicht auseinanderzufegen, 

In ähnlicher Weile zu Schwierigfeiten führend find auch die Beftimmungen 
über die Wollengarne, namentlih die Unterfcheidung zwiſchen „weichem 
Kammgarn“ und „anderem Garn“. Ich habe auch davon eine Anzahl von Proben 
ausgelegt, und, meine Herren, ıch möchte wetten, daß, wenn Ste ſechs Zoll« 
beamte erjuchen, die Proben darnad) zu fortiren, was hartes und was weiches 
Kammgarn ift, jeder eine andere Sortirung vornehmen wird. 
E3 wird mir entgegengehalten werden, die Unterfheidung fei auch ſchon ander- 
wärts gemadt. Nun, meine Herren, in Frankreich ift jie nicht gemadht; man 
hat zwar in Frankreich für den neuen Tarif vorgefchlagen eine Unterjcheidung 
zwifchen „Kammgarn“ und „Streichgarn“, was meines Wiſſens für den Sach— 
verftändigen fehr leicht zu unterfcheiden ift; dagegen zwifchen hartem und weichen 
Kummgarn zu untericheiden ıft Niemandem eingefallen. Der öſterreichiſche Tarif 
erithält allerdings die Unterfcheidung, aber, meine Herren, in ganz anderer 
Weiſe al3 diejer Tarif, nämlich er jagt ausdrüdlih: hartes Kammgarn (Weft). 
Kun, was Weft iſt, ift ebenfalls jehr Leicht zu unterfcheiden. Der Entwurf 
eines autonomen Tarifs jagt: Weft, Alpacca, Mohair. Der Tarif des Bundes- 
raths fügt aber erftend noch hinzu: Genappes, und dann fagt er: „zum Bei— 
ſpiel“. Es iſt alfo mit diefen Kategorien die Sache nicht erſchöpft, fondern es 
ift ganz in das Ermefien der Zollbeamten geftellt, zu beftimmen, mas denn 
eigentlich weich, was hart ift, und ich frage Sie felbft, ob es möglich ift, eine 
derartige Grenze zu machen, namentlich feitvem wir mehr franzöfifhe Kamm— 
garne einführen, bei denen die Unterjcheidung zwifchen weich und Hart viel 
ſchwieriger ift als bei den englifchen. 

Eine ähnliche technische Schwierigkeit bietet der Tarif in Bezug auf die 
Webmwaaren, indem er eine Grenze. macht bei 0,5 mm Dide. Auch hier 
habe ih mir erlaubt, ein paar fleine Proben zur Illuſtration mitzubringen. 
E3 wird nicht blos für den Zollbeamten, fondern auch für jeden Techniker faft 
ganz unmöglich fein, bei der Clafticität der wollenen Stoffe zu fagen: was tft 
!, mm did und was nicht? E3 find da eine Menge Stoffe, die auf der 
Grenze Tiegen. Ich habe bier einen ſchwarzen Mohatrftoff mitgebracht und 
einen grauen Worſted-Stoff; da ift der ſchwarze um etwa 30%, mehr werth 
als der graue, im Uebrigen find fie fehr ähnlich, der ſchwarze ift aber ein fein 
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wenig dider und wird wahrfcheinlich unter den niedrigeren Tarifſatz fallen, und 
der ftärfere, wohlfeilere unter den höheren. Meine Herren, fein anderer Tarif 
bat eine derartige Aufſtellung gemadt. Meines Wiſſens iſt es zuerit der ruffijche 
Tarif gewejen, der die Dide der Stoffe in Betracht gezogen hat; der jagt aber: 
jo und fo viel auf die Quadratarſchine wiegend, und eben fo jagt der öfter: 
reichiſche Tarif: unter und über 600 g auf 1 Quadratmeter. Das ift eine 
Sache, die ſehr Leicht zu beftimmen iſt; ich fehe, Sie ftimmen mir darin bei. Sie 
iwerden mir dann auch zugeben, daß das eins von den Beispielen ift, die deutlich 
zeigen, mit wie wenig Sachkenntniß der Tarif ausgearbeitet ift. (Zuruf: Refe- 
rent! Heiterfeit.) 

Sie werden doch nicht den Meferenten in der Commiſſion allein verant: 
wortlich machen wollen für alle Verfehrtheiten, die im Tarif find. Meines 
Wiſſens ift diefer Unterfchied mit 0,5 mm Stärke hauptſächlich eingeführt auf 
Wunſch einiger Orleansfabrifanten, obgleich diefe Branche zu den günftigft fituirten 
gehört und auf allen neutralen Märkten concurrirt, mithin einen Schug durch— 
aus nicht nöthig hat. 

Ich will hier gleich anführen, und zwar aus Anlaf einer Bemerkung des 
Herrn Eorreferenten in der Generaldebatte, daß namentlich in der Tertilinduftrie 
die Behauptung, unfer Tarif hätte dahin geführt, nur wohlfeile Waare zu pro= 
duciven, durdhaus mit der Wirklichkeit in Widerſpruch fteht. Ich kenne fpeciell 
die Brande von Glauchau und Meerane, wo die feineren ſächſiſchen Kleider: 
ftoffe gewebt werden, und dann 3. B. Greiz. Ja, diefe Branche hat fih im 
Laufe der letzten 15 Jahre jo unendlid vervollkommnet, fie macht jo jchöne 
Waare, daß diejenigen unferer Yeipziger Häufer, die früher nur engliiche und 
frangöfifche Waare führten, jegt alle genöthigt find, daneben aud) deutiche Waaren, 
ja borwiegend deutjche Waaren zu führen, weil das Ausland auf unferem Markte 
ihon bei den jegigen, nad) Ihrer Meinung zu niedrigen Schugzöllen faft nich: 
mehr, nur in einzelnen Specialitäten concurriren fann. 

Wenn ich bier nochmal3 an den Export erinnere, fo veranlaft mid dazu 
hauptſächlich eine Bemerkung meines geehrten Collegen Herrn Bucd. Der hat 
gefagt, ich hätte die Thatfache der Annerion des Elſaß nicht gehörig in den 
Vordergrund geftellt. Nun, meine Herren, erwähnt habe ic fie an der Etelle, 
wo fie Hingehörte, und zwar in einer Weile, die für mic, eher weniger vortheil- 
baft war; ich habe fie nämlich gerade nur bei den Fabrikaten erwähnt, aus 
übertriebener Gewiſſenhaftigkeit. Aber, bei den Hauptziffern, die ich amgeführt 
habe in Bezug auf die Tertilinduftrie, brauchte ich die Thatfache nicht zu er: 
wähnen, denn diefe Ziffern bezogen fi auf die Jahre 1574—78, und zwar 
waren die Hauptziffern folgende: 

Einfuhr von baummollenen Garnen nad) Frankreich 

im Jahre 1874: 22 Millionen France, 


n 1878: 36 F — 
Ausfuhr aus Frankreich 
im Jahre 1874: 4,4 Millionen Franes, “ 
1878: 3, 5 A 


Alfo die. "Einfuhr nad) Frankreich ift bedeutend geftiegen, die Ausfuhr be— 
beutend gefallen. Umgekehrt ift die Einfuhr nad) Deutichland immer mehr ge: 
fallen, dagegen ift die Ausfuhr aus Deutjchland an baummollenen Garnen in 

8* 
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den Testen 5 Jahren geftiegen von 91,000 auf 226,000 Etr. Ich bemerfe 
nohmal3: das find Nettoziffern, weil fonft Differenzen in den Zahlen ent= 
ftehen fünnten. . 

Wenn Herr Hafler angeführt hat, daß darunter viel Vigognegarne ſich be= 
finden, die namentlich aud in Sachſen gejponnen werden, fo tft das richtig; 
aber das ift ebenfo gut im Jahre 1874 der Fall gewefen, wie im Jahre 1878, 
wenn auch vielleicht nicht ganz in dem Maße, das gebe ic) zu. 

Dann bat Herr Hafler weiter angeführt, daß das Elſaß durd; den deutfchen 
Zolltarif genöthigt worden fei, jetst weniger feine Garne zu fpinnen, al3 früher. 
Meine Herren, bis zu einem gewilfen Grade mag das ja der Fall fein, aber 
in der Hauptjahe ift diefe Veränderung einem ganz anderen Umftande zuzu= 
ſchreiben; fie iſt geſchehen auf Befehl einer jehr mächtigen Herriherin, welcher 
auch die Zollpolitit bisher noch ſelten hat beifommen fünnen, nämlich der 
Mode. Früher trugen unfere Frauen und Töchter im Eommer vorzugsweije 
die leichten Stoffe, Jaconas, Organdi und wie fie jonft heißen; das tft jegt 
gänzlich abgefommen, es werden ftatt deijen ftärfere Stoffe. getragen, zu denen 
die föinen Garne nicht gebraucht werden, und hierin liegt der Grund, daß 
aud die Elſäſſer, ebenfo wie die englifhen und franzöfiichen Spinner, fid) ges 
nöthigt gefehen haben, die Production der feineren Nummern einzufchränfen. 

Nun hat man weiter gejagt, man folle doch, um allen Bedenken zu be— 
gegegnen, der Induſtrie Rüdzölle gewähren; es liegt uns ja aud) ein Antrag 
in diefer Beziehung vor. Meine Herren, ich bedaure fehr, daß ein fpecieller 
Sahjverftändiger in Betreff der Rückzölle heute nicht erfchienen ift, ich meine 
Herrn Prof. Lexis, der namentlich die franzöfifchen Einrichtungen und auc ihre 
Folgen jehr genau ftudiert hat. Sie willen, daß das Syſtem der Rüchzölle, 
der Erportbontficationen, der titres d’acquit u. f. w. nirgends mehr ausgebildet 
it al3 in Frankreich. Nun, wir haben ſehr viel geflagt über die titres d’acquit, 
aber in Franfreih Hagt man auch über deren Folgen. Und was die ZTertil- 
induftrie anbelangt, mit der wir es fpeciell zu thun haben, fo hat die franzöſiſche 
ZN vor Aufftellung ihres Tarifentwurfs vom Jahre 1877 das berathenve 
Comitd der Künfte und Manufacturen mit Beantwortung der Frage betraut, 
ob es möglich fei, die admission temporaire für die Garne einzuführen, d. h. 
mit anderen Worten eine Einrichtung, welche e8 ermöglicht, die Zölle zu ver: 
güten und dad Comité hat darauf ermwidert, — id) habe bier die officielle 
franzöfijche Denkſchrift in der Ueberfegung, die Herr Bueck die Güte gehabt hat 
mitzutheilen, in den Mittbeilungen des weſtphäliſchen Vereins —: 

daß es ſehr ſchwer fallen würde, eine derartige Maßregel durchzuführen, 
und die Kegierung fügt hinzu: 

Andrerjeitö ift zu befürchten, wenn die von unfern Spinnern verlangte 
Erhöhung in unfern Tarif aufgenommen würde, daß dadurch ein erniter 
Schlag den blühenden Induftrien von Lyon, St. Etienne, Tarare u. |. w. zu: 
gefügt werde. 

Die Regierung bat in Folge deffen abgefehen von dem Vorſchlage, eine 
derartige Rücvergütung einzuführen. Wenn e8 möglich wäre, fo würde man jie 
in Frankreich gewiß zu allererft verjucht haben. Die Herren, die im Princip 
für Freihandel find, die aber glauben, daß, wenn NRüdzölle und ähnliche Ein— 
richtungen getroffen würden, fie ſich vielleicht mit Erhöhung der Zölle einver: 
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ftanden erflären könnten, die möchte ih doch bitten, fidh vor allen Dingen 
die Rüdzölle zu ſichern. Denn wenn erft die Zölle erhöht find, und fie 
Dann mit der Forderung fommen, dann können fie fid) darauf verlaflen, daß 
fie nicht8 befommen. (Heiterkeit) 

Ich muß nun noch auf eine Bemerkung des Herrn Prof. Schmoller fommen. 
Er fagte — in Uebereinftimmung mit einer Aeußerung, die vielfad von Seiten 
der Schußzöllner gethan wird —, man möge Doch unjerer Induſtrie zunächft ven 
beimifhen Markt fihern; e8 ſchade nichts, wenn aud der Export etwas ges 
ſchmälert würde, wenn nur im Inlande mehr abgejegt werden könne. Herr 
Prof. Schmoller hat einem Hoch verdienten Manne den Vorwurf gemacht, jeine 
neuliche Darlegung über den Getreideverkehr fei rein vom abftraften Standpunfte 
aus gejchrieben. Ich bedauere, Herrn Schmoller denſelben Vorwurf machen zu 
müfjen in Bezug auf feine Deductionen, mit denen ih an fich größtentheild ein= 
verftanden war, nur die Anwendung auf die. concreten Verhältniſſe war meines 
Erachtens völlig unzuläifig, und fo namentlih auch in dieſer Beziehung. a, 
meine Herren, wenn man glaubt, man fünne die Induftriezweige, die erportiren, 
ohne weitered auf den heimiſchen Markt als ein Aequivalent verweilen, jo zeigt 
das, daß man die fpeciellen Berhältnifie der Induſtrie doch zu wenig berüdfichtigt. 
Ih will nur von einer Branche ſprechen, von der Tuchinduſtrie. Unſere ſächſiſche 
Tuchinduſtrie exportirt jehr viel nad dem Orient, nah Oſtaſien; fie ıft Darauf 
aber ganz fpeciell eingerichtet, das find ganz fpectelle Tuchſorten, die nad) dem Orient 

eben. Wir brauden ja in Deutihland faft gar fein glattes Tuch mehr außer 
hmarzem. Nach dem Orient gehen noch jet viel glatte Tuche, wenn aud nicht 
fo viel wie früher, namentlich in Hellblau, Karmoiſinroth u. vergl. Ya, wollen 
Sie derartige Tuche, auf die jene Imduftrie ganz fpeciell eingerichtet iſt, auf 
unferem Martte feil halten? Sie werben die Leute alfo nöthigen, ſich erſt auf 
eine ganz neue Art der Habrication einzurichten, und e8 wird dann der Induftrie, 
die bereit8 für unfern heimiſchen Markt arbeitet, auf’8 Neue eine ſehr unwill- 
fommene Goncurrenz gemacht, und zur Berbefferung der Waare würde das 
wahrhaftig auch nicht führen. 

(Zuruf rechts: Wir importiren mehr Tuche, als wir exportiren!) 

Nun, ich habe geftern bereit8 die Ziffern genannt, unfere Ausfuhrflatiftif 
macht ja feinen Unterichied, wenn Site eine ſpecielle Statiftit haben über die 
Ausfuhr von Tuchen allein, jo ſoll mir das Tieb fein. Unfere officielle Statiftit 
weiſt nad für Die Ausfuhr von wollenen Zeugwaaren 286 000 Gentner, während 
die gefammte Einfuhr im Jahre 1879 ungefähr 100 000 Gentner betragen hat. 

Meine Herren! Ich mill Ihre Geduld nicht Tänger in Anfprud nehmen, 
zumal da ih nur ein eingejchmuggelter Referent gemwejen bin. Ich möchte Sie 
nur nod bitten, den Sehffarbt’ichen Antrag anzunehmen. Ich kann von meinem 
principiellen Standpunkt mich eigentlich nicht vollftändig mit Diefem Antrag ein= 
verftanden erflären, der nur verlangt, daß möglichft die bisherigen Sätze bei— 
behalten werden. Meine Herren, foweit meine Kenntniß unjerer Zertilinduftrie 
reicht, würde es ganz unbedenklich fein, in vielen Punkten, wie z. B. für grobe 
Baummollengarne, dann aud für viele Webwaaren, die Zölle weſentlich zu er: 
mäßigen, aber, meine Herren, e8 fcheint mir jetzt nicht opportun, einen derartigen 
Antrag zu ftellen (Heiterkeit), und ich begnüge mich deshalb damit, Ihnen die 
Annahme des Seyffarbt’ichen Antrages zu empfehlen. (Lebhafter Beifall links.) 


118 Special-Debatte über Tertil-Zölle. 


Correferent Stadtrath Reit (Chemnig): 

Meine Herren! Die Zeit ift vorgerüdt, mein Borredner, Herr Grad, 
bat Ihnen bereits Vieles gejagt, was aud ich mir vorgenommen hatte, zu Jagen, 
vom Präfidententifch hörte man wiederholt, „ich bitte den Redner, ſich zu beeilen, “ 
und das Auditorium ruft Schluß, Schluß. Ich werde mich daher möglichſt 
kurz faſſen, kann aber nicht unterlafjen, wenigftend auf 2 Punfte noch ausführ= 
licher einzugehen. 

Einer der Herren Borredner bat nicht glauben fünnen, daß die Baum— 
wollinduftrie ſich im einer Nothlage befinde; fie hätte den Beweis nicht ge= 
liefert. Diefen traurigen Beweis bin ic) Leider berufen anzutreten. 

Zweitens bat er jehr viel von dem Nachtheil geiprochen, den die Erhöhung 
der Zölle auf Garne für unjern Export haben fünne Es ıft mir aber auf— 
gefallen, daß Niemand nachgewiefen hat, wieviel denn ein Meter Kleiderftoff oder 
ein Stüd Tuch oder ein Dutend Strümpfe oder ein Dutend Handſchuhe durch 
die Veränderung des Zolles im Preife feige? Auch diefen Nachweiß werde ich, 
infofern Baummollgarn dabei in Frage kommt, bringen. 

Daß eingeführt find an Baummollgelpinnften vom Yahre 1854 bi8 1877 
4,705,000 Gentner, und auögeführt 1,000,525 Gentner tft Ihnen jedenfalls 
befannt. — In den Jahren 1871, 1874, 1875 und 1876 find eingeführt an 
Baummwollgarnen 966,000, ausgeführt 246,000 Etr., das Minus für den Erport 
beträgt daher in den lettgenannten 4 Jahren 720,000 Gentner. Eingeführt 
find ferner an Baummollwaaren 286,565 Gentner von 1854 bis 1877 und 
in den Jahren 1871, 1874, 1875 und 1876 97,347 Gentner. Hiervon iſt 
jelbftverftändlich nur ein ganz geringe Quantum wieder auögeführt. Dieſe Ein— 
fuhr hätten wir im eigenen Lande probuciren fünnen, wenn wir dazu im 
Stande gewejen wären, aber die englijche Eoncurrenz hat ung bier einen Daumen 
auf's Auge gefegt. Sie hat und verhindert, diejenigen Spindeln aufzuftellen, 
die wir noch hätten aufftellen können, um den einheimiſchen Bedarf zu decken. 
Nahezu find das 2 Millionen Spindeln. Der Procenttheil der Einfuhr am 
Sarnverbrauh im Jahr 1871 war 29,5 Proc., im Jahr 1877 17,3 Proc. 
Das Elſaß ift eben hinzugetreten, und daraus ganz allein erklärt ſich Die große 
Berminderung des BrocentantHeild der ausländiihen Garne an unferm inländiichen 
Bedarf. Wir haben alfo keine Heberproduction, fondern wir produciven 
bei Weitem nicht das, was im Lante gebraucht wird. 

Wenn wir und nun fragen, weshalb wir nicht diefem Schaden beizutommen 
verjuchterr, jo habe ich jchon gejagt, daß England uns daran verhindert. Wir 
fönnen mit dem Preis nicht forttommen, jo daß das Capital ſich ſchwerlich 
findet, um eine jo volllommen unrentable Sade zu cultiviren. Sie willen, 
meine Herren, daß England billigere Kräfte hat und billigern Bezug von Baum— 
wolle. Ich hatte die Abjicht, das näher auszuführen, aber Ste alle find ja 
mehr oder weniger Fachleute, und deshalb bedarf es deſſen nicht. England hat 
fih viele Generationen hindurch ſchon mit der Baummollipinnerei beſchäftigt; 
e8 bat ſich aud auf dieſem Felde eine mohlgefchulte Arbeiterbevölferung erzogen. 
Daher erflärt es fih, daß für 1000 Spindeln in England durchſchnittlich 
7 Arbeiter befchäftigt find, während bei und 1000 Spindeln 12 Arbeiter in 
Anſpruch nehmen. Es ift felbit das Klıma Englands der Baumwollipinnerei 
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günftiger als das Klima Deutfchlands. Unſere ftaatlihen Inftitutionen behindern 
und in der Fabrikation mehr al8 dies bei den Engländern der Fall ift. Ich 
erinnere Sie an den Sculzwang, an die Gejege über Kinderarbeit, an die 
Milttärpflichtigkeit. Wir haben für unſere Baummolle höhere Frachten zu be= 
zahlen, ehe wir fie auf unſere Spinnmafchinen nehmen. Wir haben für den 
Bezug Provifionen zu bezahlen, die dem engliſchen Spinner nicht zur Laft 
fallen. Dort ift e8 bei der großen Ausdehnung der Einrichtungen möglich, daß 
eine Spinnerei nur wenige Nummern jpinnt, während unfere Spinnerei, ich rede 
bier aus meiner Erfahrung im Umkreiſe von Chemnig in Sachſen, ſich lediglich 
dadurch zu erhalten vermag, daß wir meiftens das machen, was England nidt 
machen will und nicht maden kann. Wir, meine Herren, müſſen faft jeven Tag 
mit unjern Nummern wechjeln, während der Spinner in England Jahr aus, 
Jahr ein feinen Wechſel ftehen läßt. Ber einer jo gewaltigen Production werben 
die allgemeinen Speſen verhältnigmäßig geringer, viele Bedürfnifje der Spinnerei 
find dort billiger al8 bei und. Ferner kann England mande außergewöhn— 
lihe Baumwolle beffer gebrauden, als wir in Deutichland, ich erinnere z. B. 
nur an die Abgänge von Coconada und Mako. Wer im Handel heimiſch iſt, 
weiß, daß beim Abgang der Baummollen hauptſächlich auf deren weiße Farbe 
gejehen wird, während die Abgänge einer braunen oder gelben Baummolle weniger 
gern genommen find, und diejenigen Artikel, Die daraus gemacht werden, werden 
nichts defto weniger in fo großen Maſſen gebraucht, daß die Spinnerei, die hier: 
mit möglich wäre, in unfern deutichen Spinnereien nicht wohl begründet merken 
fann, während diefe Abgänge in Mancheſter das Material in ausgiebiger Menge 
liefern für diejenige Zwirne, die beſonders Berlin zur Teppichfabrikation benutzt. 
Alfo auch die Minderwerihigfeit der Spinnabgänge ſetzt unfere Spinnerei oft 
entjchteden in Nachtheil gegenüber der engliihen. Daß dieſe Mißſtände beftehen, 
weiß ich aus eigner Erfahrung, ich habe lange genug diefe Induftrie beobachtet, 
obgleich ich nicht Fachmann bin, denn in Chemnig ift das unfer täglich Brod. 
Im Jahre 1846 hatte Sachſen 474,998 Spindeln, bi8 zum Jahre 1871 war 
diefe Spindelzahl unter dem Regime des Zollvereind auf 707,000 Spindeln 
gewachſen. Das ift natürlih, die Garnfabrication hatte unter diejem Regime 
einen größern Schutz. Im Jahre 1875 war die Spindelzahl bereitö wieder 
auf 471,000 zurüdgegangen. Diefer Rüdgang fällt in die Zeit, der wir den 
franzöfiichen Handelövertrag verdanten. Heute, meine Herren, ift die Spindel 
zahl in Sachſen auf 389,000 reducirt (hört! rechts), und das alle, meine 
Herren, während einer Zeit, in der wir unendlich viel mehr Baummollgarne in 
Deutichland gebrauchten, als wir jelbft produciven können. Das iſt gewiß 
wunderbar , aber es erflärt fi eben aus den Bortheilen, die der engliichen 
Spinnerei geboten find. Bon den im Jahre 1862 eriftirenden Baummoll- 
Ipinnereien waren bei uns im Jahre 1868 bereits 51, im Jahre 1872 waren 
72 eingegangen und im Jahre 1878 141 Etabliffements, woron 53 fallirten. 
Der Reft ift mit befjeren oder fchlechteren Nefultaten Tiquidirt, viele haben ſich 
aus dem Geſchäft zurücgezogen, um nicht noch mehr Geld zu verlieren an einem 
Geihäft, dem fie ſchon jo große Gapitalien zum Opfer gebradht hatten. 

Es ift nun in den Motiven des Zolltarifs ein Bericht der Chemnitzer 
Handelstammer erwähnt, der dahin geht, daß dieſe ſehr traurigen Verhältniſſe 
bauptfählih dadurd hervorgerufen find, daß die Peute ihr Handwerk nicht 
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verftanden hätten, und weil die Gruppe der Kleinen Spinner von den größeren Etab- 
liſſements naturgemäß ſchon überwuchert iſt, — und in gewiſſer Beziehung iſt 
das auch ganz richtig. Aber, meine Herren, unter dieſen 141 eingegangenen 
Etabliſſements ſind auch ſehr "günftig, an Waflerkraft gelegene Etabliffements, 
die unter diefe Kategorie nicht fallen, fie find eben der Ungunſt der Zeit zum 
Dpfer gefallen. Es wird von vielen Seiten auch behauptet, daß die Großinduſtrie 
dem Srofcapital zu überlaffen ſei und ihm allein gehöre. Die Erfahrung 
lehrt aber, daß nur da eine wirklich fortſchreitende und zeitgemäße Induftrie er— 
wachſen ann, wo fie fih durch Intelligenz und Fleiß von unten herauf zu ent- 
twideln vermag. Es werben Kinder geboren, nicht Männer, tim ordnungs— 
mäßigen Laufe der Dinge und für den Nachwuchs ift Borforge zu treffen, 
wenn da8 Ganze gedeihen joll! — So weit Sachſen. 

Bliden Sie nun auf Süddeutfchland, fo nehme ic da die Zahlen, die ſich 
in bein Bericht der Enquete vom 26. Februar 1879 finden. Es fd im 
Deutichland in der Zeit feit 1865 von 15 Spinnereien mit 375,000 Spindeln 
zwei ganz eingegangen, fieben find in Concurs gerathen, drei haben zeitweilig ihre 
Zahlungen eingeftellt, eine reducirte ihr Actiencapital auf die Hälfte und zwei 
zahlten während 8 Jahren feine Dividende, 

Endlich erwähne ih Elſaß. Im Jahre 1871 beftanden in Elſaß 
1,490,000 Spindeln, im Yabre 18578 nur 1,367,656 Spindeln, aljo auch 
in dem Lande, welches man uns mit Recht hinftellt als leuchtendes Beiſpiel in 
Dezug auf feine ausgezeichneten Yeiftungen in der Spinnerei, hat die Ungunft 
der Zeit 110,000 Spindeln zum Stehen gebradt, und nun behauptet mein 
gegneriicher Herr Vorredner noch, daß die Baummollfpinnerei auf ofen Liege. 
Ich glaube, Cie werden fich ſehr bald zur gegentheiligen Ueberzeugung befehren. 
Ich meine daher, daß man die deutſche Induftrie, Die deutſche Arbeit auch auf 
dieſem Gebiet durd die Bewilligung erhöhter Zölle zu fördern fuchen muß, und 
ich fürchte ebenjo wenig, daß Die Anträge aus dem Lager der Baumwollen— 
Ipinner im Reichstag unerhört verhallen werden. Ich hoffe, wir werden bie 
beantragten Zölle erhalten und damit emer bejfern Zeit entgegen gehen! 

Ich komme nun zu einer andern Seite der Sadye, bleibe aber hier wieder 
in der Baumwollbrande. Die Baumwollipinner find natürlich faft Alle mit der 
Borlage einverftanden; viele meinen, daß fie nicht ganz genügen werde, aber ich 
meine, daß man bier einen modus vivendi erreichen wird, Nur die Export: 
häufer find nicht zufrieden. Ganz genau wie in der Wolle und Seidenbrande 
ift es auch in der Baumwollbrande auf einzelnen Gebieten, von denen erportirt 
wird. Wir jehen zuerft unter diefen Herren die Fabrifanten von Spigen im 
Erzgebirge, ferner die Fabrifanten von Handihuhen und Strümpfen, die jpectell 
in Chemnig und defjen Umgegend ihren Hauptfig haben, und endlich die Fabri— 
fanten von Kleiderftoffen, deren bereitd vorhin Erwähnung geſchah, in Glauchau 
und Meerane. Es ift nun gewiß intereffant, zu erfahren, wie die beantragten 
Zölle auf Baumwollgarne auf diefe Branchen wirken werben. Die Herren auf 
jener Seite (linf8) wiſſen es wielleiht nicht und werben es gewiß mit Freuden 
begrüßen, wenn ich darüber einige Mittbeilungen made, die ihre Befürchtungen 
als übertriebene kennzeichnen müſſen. In der Spigenbrande wurde, wie mir 
von glaubhafter Seite berichtet ift, in Berlin gejagt, „da man ſchon deshalb 
gegen die Zollerhöhung ſei, weil fie den Artikel fo wenig vertheure, daß Die 
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Vertheuerung nicht in bie Kalkulation einzuftellen jei und weil das Wenige, was 
die Leute an ihrem Berbienft verlieren, aus ihrer eignen Taſche zu bezahlen fein 
würde. Das ift ein eigenthümliches Motiv, das ift eine Sache, die man mit 
dem Mikroſcop zu unterfuchen bat, und davon follte man im praftifchen Leben 
gar nicht reden. 

Ich komme nun zu der Kleiderftoff:, Möbelftoff:, Handfhuh: und Strumpf- 
brande, für Die die beantragte Erhöhung der Baummwollgarne etwas Bedentlicheres 
bat. Geftatten Ste mir, Ihnen die Sätze vorzulefen: 

Jetziger Zoll pro 100 & 6 M. 

I. Im Bundesrath beihlofjene Zollfäge: 


engl. Nr. 0/16 20/45 46/59 60/79 darüber — 


po 100 6. 6 O MIA NM 134% 
einfach Etrhͤhung „ 3, 6 I„ 12 „ einfach Erhöhung. 
doubles&rhöh. 11, „ Al. Ta. 10%, 131% „ doubles Erhöh. 
I, Bon den Spinnern gewünſchte Zolljäge: 


engl. Nr. 0/11 12/29 30/49 50/79 barüber doubles, 
pr 008 6 AI HK 12 A 16 A 20.4 20 Proc. höher. 
enfah Erhih. 0 „ 3 5 6 „ 10 „ 14, enfah Erhöh. 
double 1,2 „ 48, 84, 132 „ 18 „ doubles Erhöh. 


Eindrud der Erhöhungen auf Wirkwaaren. 


j Lange Frauenftrümpfe aus 2 Pfd. 30er Macogarn, melde circa 2,50 % 
Strumpfwirkerlohn (wechſelt bi8 5 A) koften, werden verkauft das Dutzend 
mit 7,50 M. R 
Die Steuererhöhung darauf würde betragen nad): 
l. 2 &ı3 48 = pr Did 6 A oder 9,0 Proc. 
TI. 2 * A 6 n — nr " " " ’10 ” 


Dergleihen aus 17/; 7. 40er Macogarn, welche verkauft werden das 
Dugend mit 8 AM. 
Steuererhöhung nad: 
I. 17,83% = pr Did. 5%0 4 oder 70 Proc. 
II. 17/5 " a6 — r 10 * " 410 n 
Dergleihen aus gafirtem Zwirn 1 25 Nr. 80, welche verkauft werben 
das Dugend mit 14 A. 
Steuererhöhung nach: 
I. 183131, 4 pr. Did. 131, 8 oder 9,0 Proc. 
I. 1, 418 u Pr n — om 
Handjhuhe aus 1 24. 60er gafirtem Zwirn, welche verfauft werden das 
Dugend mit 3 A. 
Zollerhöhung nad): 
I. . à 101, % pr. Dtzd. 2%,0 1, oder 0 Proc. 
II. un " A 13,2 n " " 3 « ion 7 1’/;ıo " 
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Dergleihen aus Y/, 8. 120er gafirtem Zwirn, welche verfauft werden das 
Dugend mit 3,60 A. 
Zollerhöhung nad: 
I. ı, 8.3 131, 4 = pr. Deo. 310 a, oder 10 Proc. 
zum 1 j 


1/ f 
An 1 ” 1) ” 2 n " i4 ” 


Eindrud auf Webwalaren. Chemniger Artifel, 


50 m baummollen Zanella aus 4 84. 3°%,, Kette und 4 &, 24er Schuf, 
welche verkauft werben für 21 A. 
Bollerhöhung nad): 
Il. 4 & Schuß 1/ 
I. 4, Schuß à 3 12 | 
1; —— 8* 4 = 36 , oder 17,0 Proc. 
50 m halbwollen Zanella aus 4 24, 40er bw. Kette und 4 Weft 
(Wollgarn! werden verkauft für 35 A. 
ET nad: 
Il. 4 &. Kette 3 d = 12 % oder 1, Proc 
II. 4 " "n A 6 ne: 24 " ” 2, 7 
27 m baummollener Rips aus 10 8, 24er Kette und 8 &, 17er Schuß 
werben verfauft A 170 ,& pr. m 27, m = 45,90 M. 
Zollerhöhung nad: 
I. 10 & fette 43 98 = 30 % oder ?/, Proc. 
JI. 10 „ Kette 1, 
8 z ng 3 " 54 n " 1°, " 
27 m balbwollen Oriental (Möbelftoff) aus 5/, 8, 30er Baumwolllette 
und 51/, 84, Wet (Wolle) werden verfauft Am 137 4 = 36,99 AM. 


en nad: 
L 15%, , oder %o Proc. 
Pin 


u Kette 3 8 


II. 54 /4 7 '" a6 a 31’, ” ” * ” 


Meerane'ſche Kleiderftoffe 


50 m halbwollener Phantajieftoff aus 31/, 2. 30er Baummolltette und 
31, Weft (Wolle) werden ao zu 40 bi8 60 4 der Meter, alfo 
mindeftend A Meter 40 — 20 4 
Sellerhöhung nad: 
I. 31, 8. Kette 3 8 —= 10%, A oder U, Proc, 
II. 3%, „ „6, = 2| — 4 — 
50 m dergleichen aus 31/, 60er Zwirnkette und 31/, 4. Schuß (Wolle) 
werben verkauft zu 60 bis 90 %, der Meter, alſo mindeſtens 60 — 30 M. 
Soleehöhumg nad: 
I. 31, @5 Rette a 101, 4 = 36%, A, oder 1%, Proc. 
I. si. " " 13%, „ — 46!/, " " 1!/, 7) 
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Diejer geringfügige Eindruck auf die Preiſe der fertigen Waaren würde ferner 
erft dann ftattfinden, wenn ſich die Garnpreife wirklich um die volle Zolldifferenz 
erhöhten, was aber natürlich bei der Verdrängung der fremden Garne bei der 
inländiſchen Concurrenz völlig ausgefchlojien ıft. Der erfective Eindrud wird 
aljo ein nod geringerer werden, denn diefe inländifche Concurrenz wird verhüten, 
daß die Bäume in den Himmel wachen. 


Meine Herren! Gegenüber dieſen Zahlen wird faum noch Iemand ernftlich 
behaupten können, daß von der Entlaftung der Baummollfpinnerei vom engliichen 
Drud der Export unferer baummollenen Fabrikate wejentlidy beeinträchtigt werden 
wird. Nichts deſto weniger haben wir aus dem gegnerifchen Lager behaupten 
hören, daß die Differenz fehr bedeutend wäre, und es ift Ihnen vielleicht von 
einigem Intereſſe, zu erfahren, was Die Leute, die wiederum unfern Export bei 
ſich importiven, zu diefen Sachen, gegenüber der Strumpf- und Handſchuhbranche 
jagen. Wir ftehen jest gerade vor einem Zeitpunft, wo derartige Einkäufer in 
Chemnig täglich erjcheinen. Diele Herren haben nun erfahren, daß fie wohlthäten, 
noch raſch zuzugreifen, in Zukunft würde die Sache ſehr ſchlimm, und das ift 
gewiß eine Empfehlung der Waaren auf Lager, die ſich wie von felbft darbietet. 
Aber einiges Bedenken haben dieſe Anſpornungen bei den amerikanischen und 
banfeatifhen Käufern nichts deſto weniger erregt, und man bat fich gejagt, man 
muß doch mal nacjehen, ob das Ding wirtlic jo jchwer wiegt und ob, wenn 
es wirklich jo ift, man ſich nicht bei Zeiten nach einer neuen Bezugäquelle, Notting- 
ham zc. umfehen müßte. Ich weiß von einem Hauptkäufer, daß er zu Yeuten, die 
genaue Auskunft über diefe Sachen haben geben können, gegangen ift, und dieje 
Herren haben ihm reinen Wein eingejchentt, haben ihm Zahlen, wie ich fie Ihnen 
gegeben, genannt, und er hat fich Darauf abgewendet mit der Weberzeugung, 
daß er, wenn die Säge fi in den nächſten Jahren nicht mehr ändern, doch noch 
getreuer Abnehmer für hemniger Artikel fein werde. (Sehr gut rechts.) 

Sp glaube ih, daß die Befürchtung, die von der Erhöhung der Baum: 
wollgarnzölle gehegt wird, fich in Zufunft auf Seiten Ihrer Abnehmer vollftändig 
al3 unbegründet erweifen wird, und wenn der Käufer zufrieden ift, kann's der 
Berfäufer gewiß fein. 

Ich ſchließe nun meinen Vortrag, aber nicht ohne einen Antrag eingebracht 
zu haben, der aber nach dem vorhin angenommenen Antrage von beftimmten 
Zahlen abfiebt. Er lautet: 

FSinſichtlich der Zölle auf die Producte der Xertilinduftrie billigt der 
Berein für Sorialpolitif, ohne auf das Detail des vorliegenden Tarif-Entwurfes 
einzugeben, das in demfelben zum Auedrud gefommene Prinzip, die Zölle 
mehr als either nad dem Werthe der einzelnen Artikel und insbejondere nad 
der darauf verwendeten Arbeit zu bemeſſen. Grad. Reitz. 

Ich empfehle Ihnen diefen Antrag. (Bravo! rechts.) 


(Die Berfammlung beſchließt hierauf, dieſe Specialdebatte zu 
Ihließen um zunädhft die geftern vertagte Generaldebatte wieder 
aufzunehmen und eventuell noch die Frage der Eifenzölle zu behandeln. 

In der Abftimmung wird der Antrag Seyffardt (Erefeld): 

Der Berein für Socialpolitit wolle beſchließen: Die Herabminderung aller 
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Säge für Halb» und Ganz-Fabrikate des neuen Tarifs, möglichſt auf diejenigen 
des bisherigen Zarifs, iſt im Intereſſe des Erportd dringend zu empfehlen, 
abgelehnt, dagegen der Antrag Grad-Reitz angenommen. 
In der Generaldebatte erhält zunächſt das Wort 


Senator Godeffroy (Hamburg): Meine Herren! Ich ftehe auf dem 
Standpunft ded autonomen Tarifs, weil ich mir einfach jage, wenn wir nicht 
etwas haben, was wir unfern Gegnern — und das find die fremden Länder, 
welche uns in diefem Augenblid in der Zollpolitit jchlecht behandeln — entgegen- 
halten können, jo erreihen wir aud von ihnen nichts, und deshalb Halte ich 
die PBolitit, welche dem franzöſiſchen Bertrage von 1862 zu Grunde gelegt ift, 
für eine falſche. Es ift gefagt worden, daß der Tarif ein vollftändig politifcher 
Tarif war. Diefe Anficht habe ich jchon früher ausgeiproden, und meine, daß 
damals etwas beffer für die deutichen Verhältniſſe hätte geforgt werden können, 
Der Kaifer und der Fürft Bismard haben nun gejagt: mit diefer Politik 
brechen wir. Wir haben eın einiges Reich gegründet, vor dein die Welt Reſpect 
bat. Früher hat man uns in jeder Hinficht in der Politit und in der Induftrie ' 
ausgelacht. In Frankreich und anderen Ländern können Sie bören, daß man 
es nicht verfteht, wie wir ohne jede Gegenleiftung ihnen Geſchenke gemacht haben. 
Da bat Fürft Bismard gefagt: Deutichland für die Deutfchen! Ih will in 
erfter Linie für mein Land forgen, und nachher kommen die fremden, — und 
diefen Standpunft theile ich vollkommen. 

Wenn wir aber einen autonomen Tarif ſchaffen, aljo eine Waffe, mit ber 
wir und vertheidigen können, mit der wir Conceffionen maden können, fo gehört 
dazu vor allem der $ 5, und ich befürchte durchaus nicht, in der Beziehung 
Mactvollfommenbeiten in die Hände des Bundesraths und des Fürſten Bismard 
zu legen. Ich babe jhon in einer anderen Verſammlung in Berlin ausge— 
ſprochen: wir haben eine Negierung, die entjchieden Patriotismus bewieſen bat, 
und ich habe gar feine Furcht, daß Die Herren, die fi für das Vaterland opfern, 
— denn ein Bergnügen ift e8 im diefem Augenblick nicht, in der Tretmühle zu 
ftehen und zwifchen den Mübhlfteinen der Discuffion zerrieben zu werden — die 
Macht, die man ihnen einräumt, mißbrauchen werden. Ich habe mich dahın 
ausgeiproden, daß, wenn es durchaus geichehen muß, ich mich viel Lieber von 
oben etwas fchlecht behandeln laſſe, ald won unten. - 

Es fällt mir nicht ein, daß mir ein Prohibitivſyſtem einführen folten, 
aber wir follten das erreichen, was nothwendig ift für unfer deutſches Vaterland. 
Ich verfenne nicht, und id bin zu lange im Handel thätig geweien, obgleich 
ich mich jeit 15 Yahren davon zurüdgezogen habe, um nicht zu willen, daß 
durch diefen Tarif der Handel bier und da gejchädigt werben kann. Ich vers 
tenne feinerfeits, daß unfere Exportinduftrie bier und da Schwierigkeiten haben 
fann, und da ftehe ich auf dem Standpunft, daß mir, ftatt und gegenfeitig zu 
befehden, uns die Hände reichen und fagen follten: was für die Intereffen der 
großen Majorität nöthig iſt, das wollen wir befördern und etwaige Beſchädi— 
gungen beitmöglichft ausgleichen, und das fann meiner Anſicht nad fehr wohl 
durch Nücvergütungen erreicht werden. 8. B. bei Getreide ſehe ich gar 
feine Schwierigteit, daß, wenn das eingeführte Getreide einen Zoll bezahlt bat, 
nnd ed dann wieder ausgeführt wird, es einen Rückzoll befommt. Es ift möglich, 
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dag dadurch Fleine Mißbräuche einreigen und daß auch mal auf deutiches aus— 
geführtes Getreide der Rückzoll vergütet wird. 

IH will nun noch darauf zurüdtommen, daß man bei Einführung von 
Zöllen immer den Conſumenten vorihügt. Meine Herren, auf den Gonjumenten 
entfällt wirklich nichtS von allen den Vergünftigungen. Ich bin im Jahre 1864 
Mitglied der Raths- und Bürgerbeputation in Hamburg geweien, als man 
auch beabfichtigte, die Accife aufzuheben; ich war einer der eifrigften Gegner der 
Acciſe geweſen, weil ih glaubte, daß dieſelbe den Fleinen Mann bevrüde. Das 
widerftand meinem Gefühl. Die Unterfuchungen aber, die auf die allerunpar- 
teilichjte Weiſe angeftellt wurden, haben ergeben, daß das keineswegs der Fall ift 
und — Preisunterſchied bei den Bäckern ſich in Hamburg ſelbſt bis zu 
31°, erhob. 

Wir haben damals unſeren erſten Beamten, einen ſehr intelligenten Mann, 
nach Berlin geſchickt, um auch dort die Verhältniſſe zu prüfen; dort beliefen 
ſich die Unterſchiede bis auf 58%, und füge ich hinzu, daß, wenn wir in Ham— 
burg auf dieſelbe veratoriihe und bureaufratifche Weife die Acciſeſteuer erheben 
wollten, wie früher die Mahl- und Schlachtſteuer in Berlin erhoben wurde, fo 
würden wir unfere Uccife niht 6 Monate behalten. Wir haben fie zweckmäßig 
eingerichtet und haben fie bis heute zum Wohl der Stadt beibehalten, weil «8 
jhwer fein würde, das durch Wegfall der Steuer entftehende Deficit anderweit 
zu deden. In Berlin hat man die Schlacht: und Mahlfteuer über Bord ge— 
worfen und jetzt die Schwierigfeiten mit den directen Steuern. 

Ih wohne im Sommer auf dem Lande im Zollverein, babe aber nicht 
gefunden, daß meine Vieferanten, nachdem die Eifenzölle aufgehoben find, auch 
nur einen Pfennig vom Preiſe nachgelafjen hätten, und haben mir vor Kurzem 
mehrere der größten Orundeigenthümer von Deutfchland, die ich fragte, ob fie 
bemerkt Hätten, daß die Aufhebung der Eifenzölle ihnen genügt hätte, zuge: 
ftanden, daß das nicht der Fall war. Ich zerbrehe mir den Kopf, was denn 
eigentlich die Landwirthſchaft jo viel an Eifen confumirt, und da bin ich zu dem 
Reſultat gefommen, daß das nicht von jo großer Bedeutung fein könne, denn 
die Hufeiſen des Schmiedes und die Pflüge und ländlichen Geräthe bilden doch 
fein jo großes Moment. Der Berein der Wirthichaftsreformer fteht jet auf 
dem Stanbpunfte, daß die Landwirthſchaft durchaus daran betheiligt jet, daß 
die Induftrie blühe, gerade wie die Induftrie ein vorwiegendes Interefje daran 
bat, daß e8 der Landwirtbichaft gut gehe. Im den induftriellen Diftricten, wo 
die Fleineven Landwirthe find, befinden fich die Leute in der größten Verlegenheit, 
an wen fie Nebenproducte, ihre Butter und ihre Milch zu guten Preiſen vers 
faufen jollen, wenn und weil es der Induftrie fchlecht geht. Ich könnte noch 
mandes anführen, aber ich danfe Ihnen für die liebendwitrdige Aufmerkfamteit, 
die Sie mir gejchenft haben. Ich fage nur noch: der Staatsmann, der Deutſch⸗ 
land geeinigt bat, — deſſen Scharfblid, vente ich, können wir auch in dieſer 
Beziehung vertrauen, und ich bin feft überzeugt, er wird Deutichland auch im 
diefer Beziehung national und unabhängig maden, wobei wir glücklich fein 
werden; auch den Handel wird man nicht beichädigen, wenn Ste erft Hand in 
Hand mit und und der Landwirthichaft geben zum allgemeinen Wohl unferes 
Baterlanded. (Bravo! rechts). 
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Vicepräfident Freiherr von Roggenbach: Es find folgende Anträge ein= 
gegangen: 1) Der Antrag Hedt: 
Antrag in der Generaldebatte. 
Der Berein für Soctalpolitit erflärt fi gegen das Princip eines autono= 
men Tarifs und für die Fortbildung unjerer Handelspolitit auf dem Wege 
der Handelsverträge. 


2) Antrag Held: 

Die Verfammlung erklärt, daß im Allgemeinen zur Zeit in Deutſchland 
Erhöhung der Schubzölle zur Verbeſſerung der volfswirthichaftlihen Zuflände 
fein geeignetes Mittel ift, und daß Die nothwendige Vermehrung jelbftftändiger 
Reichseinnahmen ohne neue Schugzölle gefichert werden fann. 


3) Antrag Genſel: 

. Dem Bedürfniffe des Reichs nach vermehrten felbftftändigen Einnahmen ift 
durch eigentliche Finanzzölle, unter gleichzeitiger Ausbildung der inneren 
VBerbrauhsabgaben zu genügen. 


2. Im Uebrigen bedarf eine Reform des Zolltarifs einer genaueren und all 
feitigen Vorbereitung. 

4) Antrag Schmoller: 

In Anbetracht, daß die Bemühung um Handelöverträge, die der deutſchen 
Induftrie neue Märkte erichliegen, im Augenblide bei der gegenwärtigen 
handelspolitiſchen Weltlage, ausfichtslos iſt, 

in Anbetracht, daß in ſämmtlichen Gulturftaaten, mit Ausnahme von Eng— 
land, eine Erhöhung der Zölle Schon ftattgefunden bat oder in Aus— 
fiht ſteht, 

in Anbetracht endlih, daß die Erhöhung einer Anzahl financtell wichtiger 
Zölle doch jedenfalls nöthig iſt, um die Finanzen des Reiches auf 
jelbftftändige Grundlage zu ftellen: 

erklärt fih der Verein für Soctalpolitit für eine maßvolle Tarifreform in 
finanzpolitiichem und ſchutzzöllneriſchem Sinne und für eine Ermächtigung, die 
Zolfäge gegenüber den die deutlichen Waaren beſonders benadıtheiligenden 
Staaten nod um einen gewiſſen Betrag zu erhöhen. 


Hierzu find mehrere Amendements eingegangen: 
Umendement Bartb: 


hinter den Worten „Ichugzölnerifchen Sinne“ hinzuzufügen: „welche jedoch 
Getreide-, Holz= und Viehzölle nicht ausſchließt“. 


Amendement Dr. Möller: 


„wenn die Yabrifationsmaterialien durch Zölle vertheuert werden, fo iſt 
beim Erport der daraus hergeftellten Waaren ein der Vertheuerung ent— 
Iprechender Rückzoll zu gewähren. Die Rückgewähr des Zolls erfolgt auf 
Grund von Einfuhrzollguittungen, welche durch Indofjament übertragbar find 
und‘ binnen 12 Monaten verjähren. Der Exporteur hat Art und Maf des 
für die exporlirte Waare verwendeten Fabrifationsmaterials glaubhaft nach— 
zuweilen, wenn er Rückzoll beanſprucht.“ 


— 


* 
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Amendement Hiltrop: 

„und erwartet, daß dadurch zugleid Mittel geboten werben, in allen 
einzelnen Gewerben den Schutz der Arbeiter gegen die natürlichen Notbftände 
des Lebens durch Kranken: und Penſionskaſſen möglichft zu erweitern.“ 

Es hat jest das Wort Herr Dannenberg: 


Nedacteur Dannenberg (Hamburg): Meine Herren! Der geehrte 
Herr Vorredner hat hier einige vorgetragen, bei deſſen Beantwortung id in fo 
fern von Glück begünftigt bin, als ich diefe Sache ſowohl verſchiedentlich gehört 
als bereit8 öfter gedrudt gelefen habe, und ich glaube, die Ausführungen des 
Borredners find ſämmtlichen anweſenden Herren, die jeiner Partei angehören, fo 
oft zugegangen, daß fie deshalb Fürzer hier behandelt werben können, al3 nöthig 
wäre, wenn fie Nova bildeten. Die meiften der Herren werben ſich ihre 
Meinungen darüber ſchon gebildet haben. 

Der Herr Vorredner Teitete feinen Vortrag damit ein, daß er von ber 
Nothmendigkeit ſprach, und einen autonomen Tarif zu ſchaffen, um mit Hilfe 
dieſes Tarifd uns die fchledhte Behandlung des Auslandes, die wir haben er- 
dulden müfjen, in Zukunft vom Halje zu halten. Er hat dann audgeführt, 
daß der Confument in der Negel feinen Bortheil habe von Begünftigungen im 
Zoll: und Steuermeien, und endlich den Schluß feiner Rede bildete eine Wieder: 
holung feines geftrigen Zoaftes*), deſſen Inhalt fi dahin zufammenfaffen läßt: 
Im Uebrigen Tege ich alle meine Sorgen auf den heiligen Bismard. (Heiterkeit, 
fehr gut! linke.) 

Was den erften Theil feiner Rede anbetrifft, jo führte der VBorredner für 
die Nothwendigfeit des Art. 5 genau diefelben Gründe an, wie für den auto= 
nomen Tarif und die auf das Echmoller’iche Dictum binausliefen: man werde 
jevenfall8 won groben Flegeln erft vecht geplagt werden, wenn man aller Welt 
antündige, man werde nie gegen eine Grobheit reagiren. Es ift das ganz 
richtig, aber es fragt fih doch, ob man feinen eigenen Bortheil wahrnimmt, 
wenn man ftet8 mit dein Hinauswerfen beginnt. Kommt mir Jemand in un= 
angenehmer Weife entgegen, fo werde ich En unvorfichtig handeln, wenn ich ihn 
ohne Weiteres raſch hinausbefördere, ohne mich erjt zu erkundigen, was ev denn 
will. Wenn der Mann etwas bringt, was ich brauden kann und wenn es 
mein Vortheil ift, mich mit ihm zu verftändigen, fo verftändige ich mich mit ihm 
und halte ihm nachher Vortrag über bejiere Manieren. Meine Herren, Die- 
jenigen, die wir maßregeln wollen, find Verkäufer an und, nicht weil e8 uns 
oder ihnen Plaifir macht, fondern weil wir das, was wir von ihnen beziehen, 
brauchen fünnen, und wenn wir ein Land, welches uns in feiner Zollgefeggebung 
bet der Einfuhr ſchlecht behandelt, dadurch ftrafen wollen, daß wir denjenigen 
unferer Landsleute, welche Dinge gerade aus diefem Lande brauchen und gerade 
von dort ber am vortheilhafteften beziehen fünnen, die Möglichkeit abſchneiden, 
dieſe Dinge ſich zu verichaffen, fo ift das genau, nach dem abgeänderten Recept 
gehandelt: Hauft du deinen Yuben, bau ich meinen Juden, — aber gehauen 
wird der Jude unter allen Umftänden. (Heiterfeit.) 


) Herr Godeffroy Hatte bei dem Feitmahl am 21. April einen Toaſt auf ben 
Fürften Bismard ausgebradt. 
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Es ift dann dafür, daß der Confument wenig Nugen von BZollvergünftigungen 
babe und 3. B. weder von der Auflegung noch von der Befeitigung der Korn— 
zölle etwas merken werde, von dem Borrebner eremplifictrt worden auf eine 
Verhandlung, die in der Hanfeftadt, die der Herr Vorredner und ich gemeinfam 
unſere Vaterſtadt nennen, vor einer Reihe von Jahren ftattgefunden hat. Der 
Herr Vorredner geftattet mir vielleicht, eine Fleine Berichtigung anzubringen. Er 
bat fid in jeiner Rede gewiß verſprochen. Er bat Theil genommen an ben 
von ihm erwähnten Verhandlungen einer gemeinfamen Senats und Bürgerſchafts— 
commiffion nicht als vom Senat hineingefandter Gegner der Accife, Tondern als 
Gegner der Aufhebung der Acciſe. (Heiterkeit.) 

Ich glaube, der Herr Borredner wird zugeben, daß er fi im dieſer Hin= 
ſicht veriprochen hat. (Godeffroy: Ich glaube, Ste irren ſich doch.) Ich irre 
mid nicht und kann dies fofort beweifen. Der Senat war in der Commiſſion 
derjenige Factor, der die Accife retten wollte und fie gerettet bat, und die von 
der Bürgerichaft bineingefandte andere Hälfte der Commiſſion mar Diejenige, 
die Die Aceciſe befeitigen wollte, und ich glaube nicht, daß, ich darf vielleicht das 
Wort anwenden, daß nad) der Disciplin, die im Hamburger Senat berricht, ein 
vom Senat hineingeſchickter Commiſſar das Gegentheil von dem thut, was er 
zu thun beauftragt ift. 

Sodann fam in der Rede des Herrn Vorredners die Ausführung vor, und die 
babe ich auch Schon oft von ihm gelefen, daß die Bäder in verichiedenen Strafen 
ein und derſelben Stadt für ein gleiches Quantum Brod einen ſehr verichtedenen 
Preis nehmen, womit bewiejen werden fol, daß ein Getreidezoll gar feinen Ein— 
fluß auf den Preis des Brodes haben werde. Das fommt mir gerade fo vor, 
al8 wenn man fagt: ein Zimmer im „Frankfurter Hof“ ift entſchieden jehr viel 
theurer, als in manden anderen Gaftböfen in Frankfurt; und darum iſt es 
einerlei ob die Gafthöfe Miethfteuer bezahlen oder nicht. Daf der Lurusbäder 
einen Auffchlag nimmt für die theuven Ladenſpeſen (Huf 30 Proc.?) u. ſ. w., 
ift doch jelbfiverftändlich, und daraus, daß deren Preiſe 30 oder mehr Procent 
höher find al8 diejenigen folder Bäder, melde in billigen Stadtgegenden für Die 
Bedürfniffe der Fabrifbewölterung arbeiten, fann man doc feine allgemeinen 
Sclußfolgerungen ziehen. Ich nehme an, daß ein Zimmer in diefem Hötel 
(Frankfurter Hof) noch um mehr als 30 Proc. höher fteht als in einzelnen 
Höteld in anderen Stabtgegenden. Sodann fomme ich auf die Bemerkung, die 
ein Redner in der Specialdiscuffion über die Pederinduftrie zu machen für nöthig 
hielt: er ſei beſonders unparteiiſch. Wenn ich redht berichtet bin, fo ift diefer 
Redner Generaljecretär des Gentralverbandes. Ich habe bisher nicht geglaubt, 
daß Died eine Vorausſetzung der Unparteilichkeit in Zollfragen ſei. (Heiterfeit.) 
Aber als Unparteiifcher bat er ausgeführt, es fei eine Solidarität der Intereſſen 
zwifchen Imduftrie und Landwirtbihaft vorhanden, und man werde durch das 
Bufammengehen der Imduftriellen und der Landwirthe ſchließlich die dauerhafte 
Wohlfahrt am beften fördern. Ganz daffelbe hat auch geftern ein Redner aus» 
geführt, der die Landwirthſchaft vertrat. Er forderte die Landwirthihaft auf, 
fie möge der Induſtrie etwas gönnen, dann werde dieje ihr auch etwas gönnen. 
Nun, meine Herren, wir haben ſchon Proben von diefer Solidarität gehabt, es 
bat ein Induftrieller den Antrag geftellt, den Zoll auf Lohe, den die Landwirth— 
Ihaft wünſcht, ihr nicht zur gewähren. Diefer Antrag ift abgelehnt worden, 
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weil diejenigen Branden der Induſtrie, Die bier vertreten find, denen Lohe ein 
vollftändig gleichgiltiger Gegenftand ift, ftärfer waren al® die Yederinduftriellen, 
aber es war doch ein merfwürdiged Anzeichen für die Solidarität der Gefinnung. 
Ein anderer Redner, der für Schutzoll auf Leder eintrat, betonte zugleich, daß 
die von den Gerbern zu bezahlenven Preiſe für grüne Häute herabgedrüdt 
werden müßten. Die chemiſchen Imduftriellen endlich verlangen zum Beften ihrer 
Induftrie Einführung eined Schugzolle® auf fünftlihe Düngemittel, gewiß eine 
eigenthümliche Interefjenjolidarität. 

(Der Redner wird dur den Hinweis auf die abgelaufenen 10 Minuten 
vom Präfidenten unterbrocen.) 


Commercienrath Baare (Bodum): Meine Herren! Ich habe nur die Ab- 
ficht, einige Bemerkungen in der geftrigen Discuffion, die nicht ganz richtig waren, 
heute zu veftificiren. Es ift hier von einer Eeite behauptet worden, und das 
bat mid allerdings verlegt, daß die Eifeninduftrie, wenn fie in der Yage wäre, 
bejjere Yöhne zahlen zu fünnen, das doch nicht thun würde. Ich nenne das 
eine Infinuation. Wie fann Jemand behaupten, wenn die Eifeninduftrie in der 
Lage jet, beſſere Löhne zu zahlen, jo werde fie es doch nicht tun? Sch habe 
bier eine Scala, wonach der Durchſchnittsſatz der Arbeitslöhne der Bochumer 
Gußftahlfabrit von 824 M bei Ichlechten Zeiten aufgeitiegen ıft bi8 1200 4 
(genau 1194 .M) und jegt wieder auf 850 „4 heruntergegangen iſt. Wir haben 
jetst leider nicht die Mittel in Händen, den Leuten das jogenannte „menſchenwür— 
dige Dafein“ zu jchaffen, was man ihnen doch — und namentlich auch Herr 
Sonnemamn — vor Allem gönnen wird. Die Kohleninduitrie nimmt nicht einmal 
jo viel Geld ein, wie jie baar auszugeben hat und die Eifeninduftrie befindet 
ſich leider in derſelben Lage. Daß ſolche Zuftände nicht lange andauern fünnen, 
fiegt wohl klar zu Tage. 

Sodann, meine Herren, find bier geftern Erportziffern der Stahlinduftrie 
genannt worden. Die Erportziffern pflegen häufig bei den verjchiedenen In— 
duſtriebranchen als Beweis dafür aufgeführt zu werden, Daß die Induftrie feine 
Zölle braude. Meine Herren, leider haben wir die ganz umgekehrte Erfahrung 
gemadt. Bei ung bedeuten die Erportziffern den reinen Nothſtand. Der geehrte 
Redner, der geftern mit feinen Erportziffern gegen Die Eijenzölle argumentirt hat, 
lieſt mit beſonderem Intereſſe, wie ich weiß, meine Jahresberichte. Er hat ein— 
mal öffentlich gejagt, ich ſchriebe ſie nicht für Die Actionäre, ſondern für das 
Publitum, — ih nehme alfo an, daß fie ihm (auch aus den legten Jahren) 
befammt find. Nun iſt daraus 3. B. deutlih zu ſehen, daß ich mit den 
allergrögten Anftrengungen für Arbeit für 4000 Dann, Hütten und —— 
das ſind mit Familiengliedern 12,000 Conſumenten, zu ſorgen habe. Ich weiß 
nicht, meine Herren, ob Jemand unter Ihnen iſt, der auch für 12,000 Conſu— 
menten zu ſorgen hat? Dagegen habe ich nur Hunderte von Actionären. Mein 
Intereſſe für billige Ausgaben der Conſumenten muß alſo ganz überwiegend ſein. 
Um dieſe Arbeiter zu beſchäftigen und nicht zu viel entlaſſen zu müſſen, — es 
find ſchon über 2000 in den legten Jahren entlaſſen — müſſen wir Exportgeſchäfte 
abichließen, welche feinen Nutzen, fondern nur Schaden bringen. Einſchließlich 
diefer ungünftigen Exportgeſchäfte reicht aber doc die Arbeit noch nicht aus, um 
das Werk in vollem Betrieb zu erhalten, fie reicht vielmehr faum für den halben 
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Betrieb. Thatfächlich iſt die Fabrik, die ich feit 25 Jahren zu leiten die Ehre 
habe, 20 Yahre lang faft ununterbrohen Tag und Nacht in Betrieb geweſen 
und das ift der normale Zuſtand, wenn unfere Induftrie profperiven ſoll. Seit 
18 Monaten aber habe ich den Betrieb auf die Tagesichicht beichränfen müflen, 
und nun ift ein gewiſſes Quantum Arbeit abfolut nothwendig, 
um die Fabrik überhaupt aud nur für die Tagesſchicht im Gange er- 
balten zu fünnen. Denn, wenn id) dieſes Quantum Arbeit nicht Schaffen fann, 
: jo kann ib überhaupt nicht arbeiten, dann arbeite ih mit großem Berluft 
und das kann nicht lange dauern, dann muß ich die Fabrik ſchließen, das ftebt 
auf das Eingehendfte ausgeführt in meinen Yahresberichten ; dann hört ed auf, 
dann müſſen andere Leute für meine 12,000 GConfumenten forgen! Allerdings 
fagt die Freihandelspartei, diefelben müſſen anderweit ſich beihäftigen, aber wo 
und wie, das fagt fein Menſch, Niemand fagt, wie dafür gelorgt werben ſoll. 
—— richtig! rechts.) Es iſt alſo ganz verkehrt, wenn man ſagt, der Export 
ewieſe die Lebensfähigkeit ohne Zölle; im Gegentheil, er beweiſt gefährlichen, 
Nothſtand bringenden, Arbeitsmangel. 

Meine Herren! Es iſt noch von derſelben Seite angeführt worden, daß die 
Großinduſtrie gar nicht ſo viel Arbeiter im Verhältniß zur Kleininduſtrie be— 
ſchäftige und es ſind dabei unter anderen auch die Hufſchmiede genannt worden. 
Dieſe Ziffern find in Zuſammenhang gebracht mit der Beſchädigung der Export— 
induftrie durch Eifenzöle. Dies hat aber doch damit gar nichts zu thun. Die 
Hufſchmiede werden aber jevenfalld die Pierde und Ejel, die fie zu beichlagen 
haben, nad) wie vor beichlagen, ob der Zoll 1 M ober 1,50 M pro Eentner 
beträgt. Ob bier unter den Herren Jemand ift, der daran zweifelt, weiß ich nicht, 
glaube e8 aber nicht. Nun babe ich aber doch diefe Huflchmiede mit in meine 
Gegenberehnung gezogen, und ich werde Ihnen jetst die richtigen Ziffern geben, 
die ich, nach Engel, vertreten fann: Zunächſt in Bezug auf das Capital ergibt 
die Statiftif, die wir felbft angeftellt haben und die, meines Wifjens, jeither 
von feiner Seite bemängelt ift, daß 3600 Mil. Mark in der Eifen- und 
Stahlinduftrie angelegt find. Zweitens berechnen wir nach Engel als in der 
ganzen deutfchen Eifeninduftrie befchäftigt 800,028 Arbeiter, dazu kommen noch 
9000 Arbeiter des Locomotivenbaues, ſowie aus der Kohleninduftrie 51,000 Mann, 
Die, wie genau nad Ziffern ausgerechnet ift, für die Metallinduftrie die Kohlen 
fördern. Angenommen, die Metallinduftrie wäre nicht da, fo wäre für Das 
betreffende Quantum Kohlen fein Abfag und dann würden diefe 51,000 Men 
ſchen weniger beidäftigt fein. Es macht das zuſammen 860,494 Arbeiter. 
Will man nun bier die geftern erwähnten Handwerker ausicheiden, z. B. Schlofler 
und Huffchmiede, obgleich diefelben auch Eifen verarbeiten und gewiſſermaßen 
zur Eifeninduftrie gehören, fo find das nad Engel 204,000 Arbeiter oder 
wird dieſe Zahl für zu gering gehalten? (Zuruf links: 300,000!) 

Gut, ic will Ihnen das, obwohl es zu hoch ift, zugeben, aljo 300,000, 
Es blieben dann noch 560,000 Mann in den fabritmäßtg betriebenen Werfen 
übrig. Diefe Ziffern verändern das geftern entrollte Bild ſehr wejentlih. Im 
Uebrigen gehe ich aus Mangel an Zeit auf die weiteren Ausführungen von 
Ueberproduction dur die Gründung von Actiengeſellſchaften u. |. w. nicht ein. 
Dagegen erfläre ich mich bereit, Jedem von Ihnen, meine Herren, der e8 willen 
will, zu beweisen, daß jene Vorwürfe für die Eiſeninduſtrie nicht zutreffend find. 


General-Debatte. 131 


Die Ueberproduction Liegt einzig und allein in den neuen Erfindungen, fie befteht 
überall in allen Ländern. (Aha! links.) 

Ja wohl, meine Herren, warten Ste nur gefälligft! Es find die neuen 
Erfindungen von Befjemer und Martin, welche alle Werte überall zur drei bis 
vierfachen Yeiftungsfähigfeit gegen früher zwangen. Man fann nicht beliebig 
einfchränfen, wenn man überhaupt arbeiten will, und deshalb ift in der 
ganzen Welt gleihmäfßig Ueberproduction vorhanden, in England, in Amerika, 
in Defterreih, in Franfreih und Belgien. Aber gerade deshalb, weil die 
ganze Welt nicht weiß, wo fie mit ihrer Ueberproduction bleiben joll, deshalb 
find Sie, meine Herren (links), jo weile, und wollen der Ueberproduction der 
ganzen Welt den Abzug in unfer deutiched Vaterland eröffnen, wollen zu Gunften 
des Auslandes die heimische Induftrie erprüden laſſen? (Beifall rechts.) 

Wir find aber egoiftifh und gleichzeitig patriotijch genug, nicht für das 
internationale Intereſſe zu arbeiten, fondern für das deutſche. Ich fage ganz 
einfach: wenn feine Ueberproduction in anderen Ländern wäre und wenn biefe 
für und unglüdlihen Erfindungen nicht gemadht wären, welde namentlidy die 
Engländer mit ihren befjeren vefpective billigeren Erzen und anderen Vortheilen 
befähigen mit ihren Beſſemer Fabrifaten zu uns Verluſt bringenden Preifen 
unferen Markt zu beberrichen, dann brauchten wir feine Zölle. Aber wenn wir 
nicht einmal die baaren Auslagen für Löhne und Material durdy unfere Preiſe 
decken fünnen, die auszugeben find, um die fonft werthlofen Güter, unjere 
Diineralien aus der Erde beraufzubringen und zu verarbeiten, wenn wir an 
Tranfreih 40 Proc. von unferen faft nur in Arbeitslöhnen und Transporttoften 
beftehenden Selbfttoften zahlen müſſen, nach Oeſterreich 30—40 Proc., jelbft nad 
Belgien 10—20 Proc, dann wollen Ste, meine Herren, allen jenen hoc ent= 
widelten Induftrieländern unfere Grenzen öffnen, um ihre Ueberproduction bei 
und abzulagern? Iſt das patriotiih? Iſt das Flug gehandelt? Da bin ic 
denn doch entichieden ganz anderer Meinung. (Lebhafter Beifall rechts.) 

(E8 wird ein Antrag auf Schluß geftellt. Herr Dr. Barth (Bremen) 
ftellt den Antrag, für den Fall der Annahme des Schluffes jedem Antrag: 
ſteller noch 5 Minuten Redezeit zu gewähren, Diefer Antrag wird aber ab- 
gelehnt, und die Generaldiscuſſion wird darauf geſchloſſen.) 

!. Sonnemann (Frankfurt a. M.) (zur perfönlihen Bemerfung): 
Ich hatte mich als erfter Redner noch zur Debatte über die ZTertilinduftrie ge 
meldet. Ich will nur conftatiren, daß fein weiterer Redner zum Wort gekommen 
ft. Ich hatte mich zum Wort gemeldet, um fpeciell Herrn Hafler in Bezug 
auf die Tertilenquöte etwas zu erwiedern. Ich hatte mich auch wieder zur General- 
debatte gemeldet, aber da ift mir auch das Wort jest durch den Schluß abge 
Ichnitten worden. Ich will das conftatiren, da ich in die Lage kommen werbe, 
Herrn Hafler und feine Thätigfeit in jener Enquöte an einem anderen Orte 
anzugreifen, damit man mir dann nicht vorwerfen kann, ich hätte hier gefchwiegen. 

Th. Hafler (Augsburg) (zur perfönlichen Bemerkung): Ih hatte mich nad) 
Herrn Sonnemann zum Wort gemeldet, hatte aber auf Das Wort verzichtet, 
infotern ftehen wir alfo gleich. Wenn Herr Sonnemann aber meine Thätigfeit in 
der Enquötecommiffion fritifiren will, ſo ftehe ich jederzeit zur Erwiederung bereit. 

Philippfon (Berlin) (zur perfönlihen Bemerkung): Ich möchte nur 
noch bemerken, daß ich in meinen geftrigen Ausführungen Niemanden von der 
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gegneriſchen Seite habe angreifen wollen, ſondern daß es ſich nur um das 
Princip gehandelt hat und um weiter nichts. Daß ich die Berichte des Herrn 
Baare mit großem Intereſſe leſe, ift richtig; ich kann auch nicht leugnen, daß 
manches Lehrreiche darin enthalten ift, obgleih Das Reſultat mandmal etwas 
anders ausfällt, als Herr Baare felbft vielleicht glaubt. 


Gorreferent Prof. Shmoller (Straßburg i. E.): 

Deine Herren, ich will Cie gar nicht lange mehr aufhalten. Das Meifte, 
was mir entgegengehalten iſt, find Spectalitäten, auf die ich in-biefjem Moment 
in feiner Weiſe mehr einaehen kann. Soll id) Herrn Philippſon nachweiſen, wo die 
Krifis von 1857 herkam? dag fie unter keinen Umftänden eine Folge der Schutz— 
zölle, fondern des übertriebenen Exports nad) Amerifa war? Soll id im Ein— 
zelnen ausführen, in welchen zahlreihen Induftrien die großen Häujer exportiren 
und die fleinen auf den inneren Markt angewiefen find? Ich will auf alle 
diefe Einzelheiten jetzt nicht mehr eingehen. Ich will auch meinem Freunde Held, 
der mir faft allein Principielles entgegnet hat, nicht mehr eingehend antworten, 
Ich will nur das fagen: für eine Zukunft jpäterer Jahrhunderte, für die ferne 
Zukunft, in welcher die heutigen europäiſchen Staaten fi in analogen Rechts— 
verhältniffen befinden, wie heute die Gemeinden deijelben Staates, für eine Zu— 
funft mit viel entwidelteren internationalen Rechtsverhältniſſen mag er Recht haben 
mit feiner Argumentation gegen mich; für die Gegenwart aber, glaube ich, hat 
er in feiner Weiſe Recht; er fcheint mir für fie die zwischen den einzelnen Staaten 
beftehenden Beziehungen und Spannungsverhältniffe garz unrichtig aufzufafien. 

Ich will nur zum Schluß das Eine mit Befriedigung conftatiren, daß 
auch die weitaus größte Zahl der Herren, die von freihändlerifcher Seite ge= 
Iprochen haben, mir in der Hauptfahe Hecht gegeben haben, infofern als jie 
alle gejagt haben (mit wenigen Ausnahmen, —: wir wollen ja jet gar nicht 
mehr den Freihandel durhführen, das wollten wir vor einigen Jahren; aber 
jetzt find wir zufrieden, wenn man uns nur in der Hauptſache das läht, was 
wir haben, wenn man nur nicht zu hohe Zölle einführt. Das heißt ganz ein= 
fach, von dem principiellen Freihandel abweichen, das heift einfach, foncediren, 
daß der Umſchwung, von dem ich geſprochen habe, der Wechjel der Perioden 
eingetreten ift, und mande der Herren haben die Conceſſion gemadt: einige 
Schutzzölle, dieje oder jene Erhöhung, fünne man ja einführen, nur im Ganzen 
jolle man möglihft an dem alten Tarif fefthalten; man folle nur nicht jo weit 
gehen, wie jet die Bundesrathsvorlage gehe. Wo bleibt da der principielle 
Freihandel, der ſtets verficherte, gerade Krifen müſſe man durch Bollherab- 
jegungen heilen; jede Zollermäßigung fürdere jeder Zeit den Nationalwohlitand. 
Die Herren, die mir diefe Koncefjion machten, haben Alle das, was ıdy in der 
Hauptfache behauptet habe, mir zugeftanden, nämlich, daß die Welthandelslage 
heute eine total andere fer al3 vor 6 oder 8 Jahren. Sie haben durchaus 
foncedirt, daß man zu verfchtedenen Zeiten in der Tarifpolitit etwas fehr Ver— 
ſchiedenes als richtig erfennen fann und fordern muß. Worin id mit Ihnen 
differire, ift dann nur das Maß der Gorrection, welches im Augenblide noth= 
wendig ift, und, meine Herren, gerade auf diefes Map legte ich und konnte ich 
fein jo großes Gewicht legen, weil ich felbjt im Detail nicht nach allen Seiten 
vollftändig orientirt bin, über das Maf gebe ich vollftändig zu, daß die meiften 
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der Herren Practifer, die hier anweſend find, oder unfere Zollbeamten, mir im 
Urtheil überlegen find. Auc das gebe ih Herrn Dr. Barth und Anderen zu, 
da in dem gegenwärtigen Tarifentwurf viele Fehler find, ich habe felbft betont, 
daß er mir an manden Stellen zu meit geht, nur frage ih, ob es jemals 
einen Tarifentwurf gegeben hat, der, unter der Preffion dringender öffentlicher 
Intereſſen ſchnell ausgearbeitet, nicht mindeftens gleiche Fehler enthielt? Das 
halte ich aufrecht, das ift vor Allem aus der ganzen handelöpolitifchen und Zoll- 
Litteratur von 1962— 1855 Seite für Seite zu belegen: Die fehler, die man 
1862 bei den Berhandlungen mit Frankreih in einzelnen Poſitionen machte, 
waren mindeftens fo groß wie diejenigen, die man jet machen wird; überdies 
fteht heute eine Möglichkeit vor ung, die Fehler, die noch im Einzelnen vor: 
handen find, durch eine parlamentariiche Berathung und Beſchlußfaſſung zu ver: 


beſſern. Das war 1862 bei der Berfallung des Zollvereind nicht möglich; 


ſchweigend, vielfach trog alles beſſern Willens im Einzelnen, mußten ſämmtliche 
deutiche Kammern damals gut heißen, was ein paar Beamte gemacht, weil jeder 
Widerfprudy gegen jede Poſition die ganze Exiftenz des Zollvereins gefährdete. 
Lafien wir uns alfo damit nicht bange machen, daß der Entwurf noch in ein- 
zelnen Punkten fehl greift, darauf kommt es nicht an, das läßt fich vedreffiren 
jest oder in den nächitfolgenden Jahren, wenn ſich Uebelftände herausftellen. Die 
Frage iſt nicht, ob irgendwo die Kaninchen oder die Tiger, von denen uns 
Herr Dr. Barth fo unterhaltend erzählte*), in falſche Pofitionen gebracht find, 
fondern ob die Handelspolitit im großen Ganzen Recht hat, eine maßvolle 
Erhöhung der Zölle vorzunehmen. (Bravo, rechts.) 

Ber diefjem Hauptpunft müſſen wir ftehen bleiben und uns nicht durch 
feine Fechterfünfte auf Nebenpunfte ablenfen Lafjen. (Lebhaftes Bravo, rede.) 

Referent Dr. Genfel (Leipzig): Meine geehrten Herren, ich habe mir eine 
grögere Anzahl von Punkten notirt, über die ich eigentlich noch ſprechen möchte, 
ich glaube aber, daß e3 mehr in Ihrem Sinne liegt, wenn ic mid) auf einige 
Hauptpunfte beichränfe. 

Wenn Sie die Debatten diefer zwei Tage überbliden, fo ift der Eindrud — 
und den werden fie aud nad) aufen hin machen — jedenfalls in einer Be— 
ziehung merkwürdig. Es ift uns Freihändlern zu unzähligen Malen vorgeworfen 
worden, wir füchten nur mit leeren Theorien, von den praftifchen Berhält- 
niffen verftünden wir nichts oder nähmen darauf feine Rüdficht. Meine Herren, 
ich glaube, die Debatten diefer Tage haben bewiefen, daß von unferer Seite 
ganz gewiß mit leeren Theorien nicht gefochten worden ift. (Sehr richtig, Links.) 

Wenn Theorien vorgebradht worden find, jo war das auf der Seite unferer 
Gegner, und, meine Herren, einige diefer theoretiichen Säge müſſen Sie mir 
doch geftatten mit ein paar Worten noch zu berühren. 

Da iſt zunächſt die Folgerung gemacht worden: weil die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtſteuer feine Erniedrigung der Preife herbeigeführt babe, fo 
könne andrerfeits eine Einführung von Zöllen auf Nahrungsmittel feine Er— 
höhung der Preife herbeiführen. Ja, meine Herren, das beruht auf einem 
totalen Verkennen der thatfächlihen Verhältniſſe. Wenn es wirklih wahr ift, 
was mir noch feineswegs gemügend conftatirt zu fein fcheint, daß die Aufhebung 


*) Beim Fefteflen am 21. April. 
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jener Auflagen feine Ermäßigung der Preife herbeigeführt hätte, — was folgt 
daraus? daß diejenigen, welche zunächſt die Preiſe beſtimmen, ſich in einer 
wirthſchaftlichen Uebermacht befunden haben, aljo die Bäder u. ſ. w., 
und, meine Herren, welcher Grund liegt denn vor, anzunehmen, daß dieſe 
Uebermadht verringert werden würde, — fo lange es und nämlich nicht gelingt, 
das wirthſchaftliche Verſtändniß unferer Bevölkerung zu heben —, wenn wir 
jest neue Zölle einführen? Nein, meine Herren, die Erfahrung lehrt gerade 
das Gegentheil und wir haben gerade im neueſter Zeit eine recht interefante 
Erfahrung gemadt: in Stuttgart hat man befanntlih eine ftädtifhe Abgabe 
eingeführt auf Bier und Fleiſch, und diefe Mafregel hat zu einer Erhöhung 
der Preife geführt, die nicht bloß im Verhältniß jtand zu dem, was die Sache 
dem Producenten mehr koftete, jondern die 100 und mehr %, darüber hinaus 
gegangen ift! (Hört, links.) 

Ya, meine Herren, jolde Erfahrungen jollte man doch beachten. 

Zu der Zeit, wo Jedermann fagte: ich bin eigentlich Freihändler, ich will 
aber doc höhere Zölle haben — zur Zeit des fogenannten verſchämten Schut- 
zolls — hat man das Wort „Ausgleihszölle* erfunden, und einer der 
Herren bat ja auch geitern diefe Theorie wieder vorgetragen, die dahin gebt, 
e3 müßten die ungünftigeren Bedingungen, die unfere Jnduftrie Habe gegenüber der 
in anderen Yändern, ausgeglichen werden durch einen Zoll. Nun, meine Herren, 
da finden Ste denn ganz eigenthümliche Verhältniſſe, wenn Sie näher zufehen. 
So fagt z. B. die öſterreichiſche Induftrie: unfere Productionsbedingungen jind 
um jo und jo viel ungünftiger als die der deutichen, folglich müſſen wir jo 
hohe Schugzölle haben. Unfere Yeute aber jagen: unfere Productionsverhältniiie 
find fo viel ungünftiger, folglich müfjen wir gegen Defterreih jo hohe Schugzölle 
haben, u. |. w. Wie liegt denn die Sache? Innerhalb unferer eigenen 
Grenzen find die Bedingungen der Production fo außerordentlich verfchiedene, 
daß e3 gar nicht möglich iſt, eine genaue Feftjtellung darüber zu machen, welches 
die durchſchnittlichen Berhältnifje find. Für gewiſſe Induftrien hat ja umftreitig 
das eine Land, in anderen Productionszweigen das andere Yand günftigere Be— 
dingungen, und deshalb jagen wir: es ſoll jedes Yand möglihft und zunächſt das— 
jenige produciven, was e3 am beften, am wohlfeilften produciren fann. Wenn Sie 
das aber durch Schutzzölle ausgleichen wollen, jo müßten Sie eben audy die 
Berfchiedenheiten innerhalb unſres eigenen Landes ausgleihen. (Unruhe rechts.) 

Gewiß; die ſchleſiſche Eifeninduftrie erzeugt 3. B. Eifenbahnfchienen unter 
ungünftigeren Berhältniffen als die rheiniſche. Die höheren Zölle würden 
ihr nichts helfen, denn fie würde in demſelben Maße durch die inländifche 
Ueberproduction benachtheiligt Die wahre Folge folder hohen Schutzzölle iſt 
die, daß folde Etabliffements, die im Grunde wirklich unter jehr ungünftigen 
Bedingungen arbeiten, erjt hervorgerufen oder doch zu größerer Productton ver- 
anlaßt werden, und daran knüpft ſich dann die weitere Folge, daß immer höhere 
Schutzzölle verlangt werden. Darauf hat namentlich ſchon Roſcher in treffender 
Weife aufmerkſam gemadıt. 

Meine Herren! Bon dem Herrn Gorreferenten ift als hauptſächlicher Grund 
für feine Anträge der Cat aufgeitellt worden — und er bat das ja m fehr 
geiftreiher Weile durchgeführt — daR die Geſchichte ſich im Zickzack bemege, 
daß da eine Periode des Schugzolld mit einer Periode der Handelsfreiheit ab: 
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wechſele. Wenn er das auch für die Geſchichte des Zollvereins durchzuführen 
verfucht hat, jo kann ich darin ihm doch nicht Recht geben. Ich wäre in der Lage, 
Ihnen nachzuweiſen, daß beinahe in jeder Zollperiode ebenfowohl Erhöhungen 
wie Ermäßigungen ftattgefunden haben; eine jo ausgeiprochene Zickzackbewegung, 
wie er fie geſchildert hat, bat doch in Wahrheit nicht beftanden. Aber, meine 
Herren, ſelbſt wenn diefe Annahme richtig wäre, was folgt daraus für ung? 
Wenn wir jet unſer Votum darüber abgeben jollten, was wahriheinlid 
eintreten wird, dann möchte man jagen: nach dem Geſetz des Wechfels, der 
immer ftattgefunden bat, wird jest wahricheinlih der Schußzoll fiegen. Aber 
für und handelt e8 fi darum: was ıft zu thun? mas ift das Zweckmäßige? — 
und ich meine, da fünnen wir bloß aus dem Grunde, daß nun eine Zeit lang 
der Freihandel mehr geherricht hat, doch nicht jagen: folglich müſſen wir nun 
hohe Schutzzölle haben. Der Herr Gorreferent hat zwar gejagt, er molle 
mäßige Schugzölle, aber ob er die Vorlage ald „mäßig ſchutzzöllneriſch“ 
anerfennt, darüber bat er uns tm Unflaren gelafjen, und, meine Herren, wenn 
der Antrag angenommen werden jollte, dann werden Diejenigen, die etwa danach 
ihr Urtheil einrichten wollten, jo viel wiſſen wie zuvor ; fie werden nicht willen, 
ob damit gemeint ift, die Vorlage fei annchmbar oder unannchmbar. Ich glaube 
Ihnen durch verſchiedene Spectaldarlegungen bewieſen zu haben, daß in der That 
die Vorlage zum Theil ganz exorbitante Säge enthält und daß fie namentlich 
durchaus nicht genügend vorbereitet ift, um empfohlen werden zu fünnen. 

Ich muß nun noch auf einen befondern Punkt eingeben, der in der Debatte 
wenig berührt worden ift, von dem Herrn Gorreferenten aber mit in den Vorder: 
grund geftellt wird, nämlih Artikel 5 der Vorlage. Der Herr Correferent 
bat ihm verglichen mit dem Artikel 3 des öſterreichiſchen Tarifgeſetzes und hat 
gejagt, dort ſcheine fi ja die Sache zu bewähren, folglich fünnten wir unbedenk— 
lich eine ähnliche Beftimmung aufnehmen. Ich will Ihnen nur zeigen, daß der 
Artikel 3 in Defterreih etwas ganz Anderes jagt als unſer Artikel 5. 
Der Artikel 5 jagt, es fol dem Bundesrath freiftehen, denjenigen Staaten gegen: 
über, welche höhere Zolljäge haben als wir, einen Zuſchlag auf ihre 
Waaren bis zum doppelten Betrag einzuführen. Was jagt dem gegenüber ber 
öfterreichtiche Artikel 37 

„Waaren, welche aus Staaten fommen, welde öfterreihiihe Waaren 

ungünftiger behandeln als die anderer Staaten, follen mit einem 
Zulchlag belegt werden fünnen von 10 Procent”, 

Wir wollen 200 Proc. Zujchlag, falls nur der Tarif eined andern Landes 
überhaupt in irgend einem Sate höher ift als der unfrige! 

„Die Regierung wird ermächtigt, ausnahmsweiſe zu beftimmen, daß eine 

ſolche Maßregel nur auf einzelne Kategorien von Waaren Anwendung finde. 

Alfo die Ermächtigung geht nur dahın, no mildere Beftimmungen 
zu treffen, ald das Geſetz. Dagegen jollen wir durch den Artifel 5 dem Buntes: 
rath carte blanche geben, d.h. er joll von einem Tage zum andern Die Pro: 
durctionsbedingungen auf eine ganz andre Grundlage ftellen können, und, meine 
Herren, das halte ih für völlig unannehmbar. 

Was den Testen Punkt, die Handelsverträge, betrifft, To glaube ich, 
daß ich darın mit dem Herrn Gorreferenten mid in Webereinftimmung befinde, 
daß auch er eine Erneuerung der Handelöverträge für das Wünfchenswertheite 
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bielte. Er jagt nur: es iſt micht möglich, wir fönnen jet feinen günftigen 
Handelövertrag ſchließen. Ich Sage, wir ſollen e8 doc zunächſt anftreben, und 
dasjenige, was die franzöſiſche Dentihrift zu Dem dortigen Zolltarifentwurf 
über künftige Handelöverträge fagt, Icheint mir durchaus nicht die Hoffnung auß- 
zufhließen, daß zunächſt mit Frankreich ein verhältnigmäßig günftiger Vertrag 
zu Ichließen wäre. Ich will Ihnen nur einen kurzen Sat daraus vorlefen. 
Im Allgemeinen — das wiſſen Sie ja — wollte der franzöfiihe Tarifentwurf 
die bisherigen Vertragsſätze dem fünftigen allgemeinen Tarife zu Grunde legen. 
Tann heit e8 weiter: 

„Wir zeigen jo, daß, wenn wir zwar auch für fünftige Unterhandlungen 
gewappnet find, wir dob nicht die Abfiht Haben, Rückſchritte zu 
machen, d. h. und wieder auf ftreng ſchutzzöllneriſchen Boden zu ſtellen.“ 

Das war die frühere Regierung, und der jegige Mintjter iſt ja, wie ich 
ſchon erwähnt habe, für feine Perfon entjchtedener Freihändler. 

Nun, meine Herren, in diefer Beziehung vertraue ich nicht weniger als 
Sie (techtö) dem Fürften Bismard, daß er in Bezug auf Handelsverträge alles 
thun mird, um unfere Production günftiger zu ftelen und namentlich auch 
günftigere Erportbedingungen für fie zu erringen. 

Meine Herren, es iſt viel geſprochen worten von nationaler Handels— 
politit. Ich glaube, das dürfen wir Alle in Anſpruch nehpıen, daß wir das Befte 
der Nation im Auge haben; die Differenz befteht nur darin, auf welchem 
Wege das Wohl der Nation am Beften gefördert werben fann. Möchte die 
Abftimmung des Reichstages To ausfallen, daß das wahre Wohl der Nation 
dadurd gefördert wird! (Lebhafter Beifall links.) 

Bicepräfident Freiherr v. Roggenbach (Bonn): Es ıft noch ein neues 
Ammendenent eingegangen von Herrn v. Miastomsfi zu den Thefen des Herrn 
Prof. Schmoller: 

1. Nach den Worten des Schlußſatzes: „mahvolle Tarifreform in finanz: 
politifhem und ſchutzzöllneriſchem Sinn* die Worte einzuichteben : 

„Mit Ausſchluß jedoh der Einführung von Getreides, 

Vieh- und Holzzöllen.” 
‚Am Schluß des Antrags hinzuzufügen: „und erwartet, daß dadurd zugleich 
die nöthigen Mittel gewonnen und benugt werden, um in allen ein- 
zelnen Gemwerben den Schutz des Arbeiterd gegen die Notbftände des 
Yebens durch MWohlfahrtseinrihtungen, wie Kranken-, Penſions⸗, Sterbe- 
kaſſen u. ſ. w. möglichft zu vergrößern.“ 
L. Sonnemann (Frankfurt a. M.): Dieſes Amendement ijt nad all 
gemeinem, parlamentariichem Gebraudy jest nicht mehr zuläffig. 

Vicepräfident Freiherr v. Roggenbadh (Bomi: Es iſt eingegangen 
bevor die Herren Referenten geſprochen haben. 

Prof. Dr. Shmoller (Straßburg ı. E.) (zur Geſchäftsordnung): Ich 
erfahre zu meinem größten Leidweſen, daß unſer Herr Präfident, dem wir fo 
außerordentlich viel verdanken in Bezug auf Die unparteiiiche Geichäftsleitung, 
verlegt ijt Dadurd, daß ihm vorbin durch den Schluß der Tebatte das Wort 
abgejhnitten wurde. Es ift gewiß von der ganzen Berfammlung ohne Dolus 
geichehen und ich möchte daher beantragen, Daß wir unfern Herrn Präſidenten 
bitten, nod zu reden und nachher abzuftimmen. 


LEW] 
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Bicepräfident Freiherr v. Roggenbah (Bonn): Dieſer Antrag ift jebt 
unzuläffig, da wir zur Abftimmung jchreiten. 
(In der Abftimmung wird der Antrag Hecht abgelehnt, ebenfo 
der Antrag Held. Der Antrag Dr. Genfel wird im erften Theile: 
Dem Bedürfniffe des Reichs nach vermehrten felbitftändigen Einnahmen ift 
durch eigentliche Finanzzölle, unter gleichzeitiger Ausbildung der inneren Ber: 


brauchsangaben zu genügen, 
abgelehnt. 


Ueber den zweiten Theil: 


Im Mebrigen bedarf eine Reform des Zolltarif einer genaueren und all- 


jeitigen Vorbereitung, 


bat Herr Sonnemann namentlihe Abftimmung beantragt. 


Derfelbe 


wird mit 82 gegen 63 Stimmen abgelehnt. 


Gegen den Antrag Dr. Genjel in Ar. 2 ftimmten die Herren: 


Baare, Commercienrath, Bochum. 
Beger, Albert, Gerbereibef., Heidelberg. 
Bernbarbi, Ernft, Hanbeldfammer-Secr. 
Dortmund. 
Beutner, ©. F., Regierungsrath a. D. 
Berlin. 
v. Bippen, Fabrifdirector, Kolbermoos. 
v. Bojanowsky, Dr., Weimar. 
Brand, Julius, Kaufmann, Dortmund. 
Bued, H. General⸗Seer., Düſſeldorf. 
Buderus, Carl, Hüttenbeſitzer. 
Buderus, Georg, Hüttenbeſitzer, Lollar. 
Buderus, Hugo, Hüttenbeſ., Hirzenhain. 
v. Dael- Kötb, Frhr, Gutsbeſitzer, 
Mainz. 
Dietel, Franz, Fabrikant, Wilkau i. ©. 
Ehbeberg, Karl, Dr., Straßburg i. €. 
Eihroth, Kaufmann, Bremen. 
v. Fechenbach-Lauderbach, Freiherr, 
utsbeſitzer, Yaudenbad). 
% rnbaber, Friedrich, Augsburg. 
rommel, Albert, Fabrikdir. Augsburg. 
Gail, Auguft, Mikglen- u. Grubenbefiter, 
Dillenburg. 
Geibel jun., €., 
Leipzig. 
Gimpel, $., Fabrifdirector, Ettlingen. 
Gmelin, J. W., Kaufm., Frankfurt a.M. 
Göckel, Director, Frankfurt a. M. 
Godeffroy, Guſtav, Senator, Hamburg. 
Gordan, Dr., Frankfurt a M. 
Grad, er d. Reichstags, Colmar i. €. 
Groß, Adolf, Banlier, Bayreuth. 
Grin, 3. C., Borfigender der Hanbels- 
fammer, rg 
Haager, Ernit, Fabrifvirect., Offenburg. 
Haager, Dtto, Fabritant, Waldlird. 
Haas, Rudolph, Fabritant, Sinn. 
Haniel, M. B., Fabritant, Gutehoff- 
nungshütte, wohnhaft Darmitabdt. 


Verlagsbuchhändler, 


Hand, Eugen, Kaufm., —— a. M. 

de Albert, Fabrikant, Heiden- 
eim. 

Hapler, Fabril-Director, Augsburg. 

Herwig. Robert. Fabrifant, Dillenburg. 

Hiller, A., Secretär des Bereind fübd- 
deutih. Baummoll-Induftrieller, Kuchen. 

Hiltrop, Oberbergamts - Affefjor, Dort- 
mund, 

Hoffmeifter, Heinrich, Gerbereibefiter, 
Heibelberg- 

Jooß, Richard, Fabrikant, Heidenheim. 

Zung, 9., Fabrıfant, Dillenburg. 

Jung, Yulius, Fabrikant, Wiesbaden. 

Kalle, Fris, Fabrikant, Biebrich. 

Kienlein, Albert, Eflingen. 

Klein, Carl, Fabrikant, Carlshütte. 

Klein, Ernft, Babritant, Dahlbruch. 

Knapp, Prof, Straßburg i. E. 

Kollmann, Friedrih, Hüttendirector, 


— 

Kopfer, Wilh., Kaufmann, Mannheim. 

Lotichius, U, Kaufmann, Frank— 
furt a. M. 


Müller, Reinh., Fabrikant, Hornberg. 
N unböffer, Paul, Fabrilant, Heiden⸗ 
eim. 
Ottermann, Moritz, Dir., Dortmund. 
Otto, Heinrich, Fabrikant, Nürtingen. 
Rauch, Jean, Kaufm., Frankfurt a. M. 
Reinhard, W., Beamter, Gebweiler. 
Reitz, 3. H., Kaufmann, Ehemnip. 
Ridler, Heinrich, Kaufmann, Offenburg. 
Römheld, Julius, Fabrikant, Mainz. 
a Ludwig, Berg-Ingenieur, Weblar. 
Ruffel, Emil, Bürgermeiftr a. D., 
Berlin. 
Schiele, Fritz, Ingenieur, Gießen. 
Schlumberger, Paul, Fabrifant, Geb: 
weiler. 
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Schmoller, ®rof., Dr., Straßburg i. € | Wehner, Auguft, General-Eonful a. D., 
Schramm, Yulius, Gerbereibef., Dillen: | Dresden. 





burg. Weimann, AU., Gefchäftsführer d. libe— 
Es, Guftav, Fabrilant, Hattingen | vralen Barteibureaus . Frankfurt a. M. 
a. d. Ruhr. Weismüller, Emmerich, Fabrikant, 


Solivo, Heinrich, — Stuttgart. | Bodenbeim. 

Stänglen, Gottlieb, Kaufm., Stuttgart. | Weiß-Bornand, Fabrikant, Hütten 

Staub, A., Fabrifant, Kuchen. beim 

Steinfeld, Hermann, Aſſeſſor a. D., | Weiber en, J. Kaufmann, Mainz. 
Franffurt a. M. v. Wittgenftein, Yaasphe. 

Stiefel, Earl. Kaufm., Frankfurt a. M.| Bolif, Baron, Dr., Stuttgart. 

Stoder, ©., Fabrikant, Um. Wurmbach, Zul, Fabritt., Bodenheim. 

Thiel, Dr.. Geh. Reg-Rath, Berlin. | Zimmer, Dr., Chemnits. 


Für den Antrag ftimmten die Herren: 





Bader, Rechtsanwalt, Stuttgart. ı Marburg, Heinrid, Kaufm., Frank— 
Bartb, Theod., Syndikus ber Hanbels- | furt a. M. 
tammer, Bremen. ‚May, Martin, Gerbermeifter, Frant- 


Bauer, Morik, Kaufm., Franffurta.M.| furt a M. 
Bed, Carl, Kaufm., Franffurt a. M. A W., Bankdir. Frankfurt a. M. 
Brüning, Ad., Dr. ‚ Rabritant, Frant- | v. Miaskowski, Prof., Dr., Bafel. 


furt a. M. Miller, Friedr. Ingenieur, VBodenheim. 
Bücher, K., Dr, Frankfurt a. M. | Möller, Carl, Dr., Kupferbammer bei 
Dannenberg, Rebacteur, Hamburg. Bradwede, 
Diekel, Profeffor, Marburg. Naſſe, Brof., Bonn. 


ee: S., Kaufm., Franffurt a. M. Delsner, Ludwig, Dr., Frauffurt a. M. 

enjel, Dr., Handelstammer - Secretär, | Paſſavant, Hermann, Kaufm., Frant- 
Leipzig. furt a. M. 

Goldſchmidt, S B., Kaufm., Mainz. Petſch-Goll, 3. Ph., Commercienratb, 

Götz-Rigaud, Albert, Kaufm., Frant- Frankfurt a. M. 


furt a. M. Pfefferkorn, Dr, an Frankfurt a.M. 

Gütſchow, Dr., Handeldtammer - Secr. ‚'Bbilippion, 3. €., Kaufm., Berlin. 
Hamburg. Pütz, Ingenieur, Gießen. 

Haufer, Rudolph, Kaufmann, Frant- Ritſchl, Ferd., Handelsfammer - Secr., 
furt a. M. Halberftadt. 

Hecht. Bankdırector, Mannheim. v. Roggenbad, Staatsminifter a. D., 


ee Adolf, Prof, Bonn. Bonn. 

erz, Otto, Fabrikant, Frankfurt a. M. Rößler, Heinr., Dr., Frankfurt a. M. 

Ihm, Ferdin, Kaufn., Frankfurt a M. Scharrer, ———— Nürnberg. 

Katzenſtein, Wilhelm, Kaufm., Frank | Schnapper, Gottlieb, PBrivatier, — 
furt a. M. furt a. M. 

Kiffel, Georg, Rentier, Frankfurt a. M. Schönberg, Prof., Tübingen. 

Klingipor, Earl, Fabrilant, Gießen. | Sevfiardt, Tandtagsabgeorbre., Crefeld. 


Ladenburg, Dr., Mannheim. Sombart, Rittergutsbeſitzer, Berlin. 
Yandgraf, Dr., Redtsanm., Stuttgart. Sonnemann, Yeopold, Bankier, Frant- 
v. Cangsporff, Dresden. furt a. M. 
Lehr, Brof., Carlsrube. Spier, S. u bei Würzburg. 
Leo, Carl, Dr., Hamburg. Stodmay e t, Decon., Frank. a. M. 
Yippert, R, Kaufın., Hambnrg. v. Stubniß, Arthur, Aſſeſſor, Dresden. 
Ludwig- Wolf, Stabtratb, Leipzig. Barrentrapp, Ad., Dr., Stabt-Secr., 
Manskopi, Alerander, Kaufm., Krant- Frankfurt a. M. 

furt a. M. Barrentrapp, Dr., Geb. Sanitätsratb, 
Manstopf, Nicolaus, Kaufın., Frant- Frankfurt a. M. 

furt a. M. Walder, Carl, Dr., Privat » Docent, 


Marburg, Adolf, Raufm., Frankfurt a. M. Yeipzig. 

Marburg, Carl, Kaufm., Franffurt a. M. Weinftein, Carl, Kaufm., Berlin, 

Marburg, Franz, Rentier, Wiesbaden. | Ziegler, Ditglied des Abgeorbneten- 
baujes, Hanau. 
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Abweſend waren: 


Baift, Ludw., Fabrikant, Frankfurt a. M.| Jung, Guftav, Fabritant, Amalienhütte. 
Be 2 eldömann, Conr., Fabritant, Biele- | Knauer, 8, ea eg et Gröbers. 


feld. tautenfhläger, Dir., Frankiurt a.M. 
Blum, W., Dr., Heidelberg. Lucius, Eugen, Dr., Kabritant, Frant- 
Dittmar, Guftav, Secretär, Mainz. furt a. M. 

Epftein, I. H., Frankfurt a. M. Meifter, Wilhelm, Fabrikant, Frant- 
Faulenbach, W., Fabrikant, Offen | furt a. M. 
bach a. M. Merton, Yılbert, Kaufm., Frankf. a. M. 


Goldſchmidt, Friedrih, Dir., Berlin. | Morsbad, Dr., Bonn. 
v. Gucita, Max, Kaufm., Fraukf. a. M. Mühlen, W. D., Baummwollfp., Rheydt. 


Görz, Obergerichtsrath, Mainz. v. Mumm, Herm., Kaufm., Frankf. a. M. 
Haas, Friedrich, Neuhoffnungshütte bei v. Oertzen, Herausgeber ber ‚Reichs— 
Sinn. poſt“, Altona. 


Henrich, Carl Friedr., Brauereibeſitzet, Schäfer, J. G., Mühlenbeſ., Dauborn. 
Franffurt a. M. Schaum, Reinhard, Gutsbeſ., Herrnhag. 
Hohenemſer, Wilhelm, Kaufm., Frant- | Schulz, Conrad, Wetzlar. 
furt a. M Thorwart, Director, Frankfurt a. M. 
v. Hößlin, Oscar, — Augsburg. | Ulrich, Juſtus, Brauereibeſ., Pfungſtadt. 
Janſen, Dr., Fabrilbeſitzer, Düllen. Wagner, 8, Dr., Frankfurt a. M. 


Der Antrag v. Miasfowsti: 
1) in dem Antrage Schmoller hinzuzufügen : 
„Mit Ausſchluß jedoh der Einführung von Getreide, Vieh: und Holz- 
zöllen“ 
wird nach Probe und Gegenprobe abgelehnt. Hierauf zieht der Antragiteller 
Miastowsti den zweiten Theil feines Antrages zurüd. 


Der Antrag Dr. Barth: 

hinter den Worten ded Antrages Schmoller: 

„für eine maßvolle Tarifreform in finanzpolitiſchem und ſchutzzöllneriſchem 
Sinne“ einzuſchieben: 

„welche jedoch Getreide, Holz- und Viehzölle nicht ausſchließt“, 

wird abgelehnt, das Amendement Hiltrop zu dem Antrage Schmoller wird 

angenommen und mit biefem Amendement wird der. Antrag Schmoller 

in folgender Faflung angenommen: 

In Anbetracht, daß die Bemühung um Handelsverträge, die der deutſchen 
Induſtrie neue Märkte erfchließen, im Wugenblide bet der gegenwärtigen 
bandelspolitifchen Weltlage ausſichtslos ift, 

. im Anbetracht, daß in ſämmtlichen Eulturftaaten, mit Ausnahme von Eng> 
land, eine Erhöhung der Zölle entweder ſchon ftattgefunden hat oder in Aus— 
ſicht Steht, 

in Anbetracht endlih, daß die Erhöhung einer Anzahl financiell wichtiger 
Zölle dody jedenfalls nöthig ift, um die Finanzen des Reiches auf jelbitftändige 
Grundlage zu ftellen: 

erflärt fih der Verein für Socialpolitit für eine maßvolle Tarifreform in 

finanzpolitiſchem und ſchutzzöllneriſchem Sinne und für eine Ermächtigung, die 

Bollfäge gegenüber den die deutſchen Waaren bejonders benachtheiligenden Staaten 

noch um einen gewillen Betrag zu erhöhen, und erivartet, daß dadurch zugleich 

Mittel geboten werden, in allen einzelnen Gewerben den Schug der Arbeiter 
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gegen bie natürlichen Notbftände des Lebens durch Kranken und Penfionskaffen 
möglichft zu erweitern. 

Der Antrag des Herin Dr. Möller: 

I. „Wenn die Fabricationsmaterialien durch Zölle vertheuert werden, fo ift 
beim Export der daraus hergeftellten Waaren ein der Vertheuerung ent= 
Iprechender Rüchzoll zu gewähren“, 

wird mittelſt Zählung mit 75 gegen 67 Stimmen angenommen; dagegen wird 
der zweite Theil: 

„Die Rüdgewähr des Zolles erfolgt auf Grund von Einfuhrzollquittungen, 
welche durch Indoſſament übertragbar find und binnen 12 Monaten ver- 
jähren; der Exporteur hat Art und Maß des für die erportirte Waare ver— 
wendeten Yabrifationsmatertald glaubhaft nachzuweifen, wenn er Rüdzoll 
beanfprudit”, 

abgelehnt. 

(Gegenüber einem von Herrn von Studnit geftellten Gefhäftsordnungs- 

antrage: 

Se Vorſtand und Ausſchuß des Vereins für Socialpolitit wollen in Er— 
wägung ziehen, ob es räthlich und möglih ift, vor der nächſten General- 
verſammlung die Referate über die zu verhandelnden Gegenftände gedrudt 
zur BVertheilung zu bringen, 

bemerft der) 

Präfident Prof. Dr. Waffe: 

Ich bitte, den Antrag dem Ausfhuß einreichen zu wollen, er wird ihn 

in Erwägung ziehen, aber bier können wir ihn jegt nicht mehr discufiren. 

Wir würden nun zu den 


Eiſenzöllen 
übergehen. Ich frage die Verſammlung, ob ſie noch in die Berathung derſelben 
einzutreten wünſcht. 


Philippſon Gerlin) (zur Geſchäftsordnung): 

Meine Herren, da von der Gegenſeite der Wunſch gehegt wird, daß dieſe 
Frage recht gründlich behandelt werden möchte — ein Wunſch, den ih voll- 
tommen theile — jo bin ich nicht der Anficht, daß wir diefe Frage heute noch 
gründlich behandeln künnen. Nach mehr als fiebenftündiger Debatte ift das 
wohl nicht gut möglich, ich für meinen Theil wenigftens würde das Referat nicht 
mehr übernehmen können. Ich beantrage daher, die Debatte hierüber von der 
Tagesordnung abzufegen. 

(Der Gegenftand wird von der Tagesordnung abgejegt.) 


Präfident Prof. Dr. Naffe: 

Wenn Niemand weiter das Wort verlangt, fo danfe ich Ihnen für die 
Theilnahme, welche Ste unferen Verhandlungen gewidmet haben. 

Zur Be bat Herr Haßler das Wort: 

Th. Hafler (Augsburg): 

Meine Herren, ich bin In der Lage, weder ein „altes“ noch ein „neues“ 
Mitglied des Vereins für Soctalpolitit zu fein, fondern ich bin hier als Gaſt, 
als Mitglied des volkswirthſchaftlichen Kongreſſes. Als ſolchem werden Sie es 
mir geftatten, in Ihrem Namen dem verehrten Herrn Präſidenten und dem Aus— 
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ſchuß, ſowie dem Büreau unferen lebhafteften Dank darzubringen für die außer: 
ordentlich unparteiiſche, taftvolle und glückliche Leitung der ganzen Verhandlungen, 

Meine Herren, es liegt mir nod) etwas auf dem Herzen. Herr Prof. Schmoller 
hat vorhin angeführt, daß unfer verehrter Fräfident ſich gekränkt fühlt, weil 
er nicht mehr zum Worte fam. Ich weiß nicht, in wie weit das der Fall ift, 
aber dem möge fein, wie ihm wolle, fo glaube ich in Ihrer Aller Sinne zu 
iprehen und namentlihb im Sinne der Herren auf diefer Seite (rechts), wenn 
ih unferem verehrten Herrn Präſidenten verſichere, daß dieſer Beſchluß ſicherlich 
nicht gefaßt worden wäre, wenn das die Mehrzahl von uns gehört hätte, daß 
Herr Prof. Naſſe der Nächfte am Worte mar. "Ich wenigftens habe das bei 
dein allgemeinen Geräuſch nicht gehört. 

Wenn ih Ste, meine Herren, alſo erfuche, ſich zu erheben und dadurd 
dem Präfidium den Dank der Berfammlung für die umfichtige Yeitung der 
Geſchäfte darzubringen, jo bitte id Sie, damit auch zugleih den Wunſch zu 
verbinden, Herrn Prof. Naffe möge und dieſes Ueberſehen verzeihen und möge 
auch ferner, geftärft durch unfer allgemeines Vertrauen, die Gefchäfte des Vereins 
für Socialpolitif führen. 

(Lebhafte Zuftimmung. Sämmtlihe Mitglieder erheben ſich von den Plägen.) 


Präfident Prof. Dr. Naffe: Meine Herren, e8 iſt mir im hohen Grabe 
peinlich, daß eine Aeußerung, die ich im Privatgeſpräche vielleicht unvorfichtiger 
Weiſe, ich hoffe aber verzeihlicher Weife gemacht, Gegenftand öffentlicher Dis— 
euffion geworden tft. Jedenfalls aber danke ich für Ihre Freundlichkeit, die 
Sie mir in fo beihämender Weife jett ausgefprodhen haben. 

Ih danfe Ihnen für Ihre Theilnahme an der Berfammlung, danfe den 
Herren Referenten für die Mühe, die fie fich gegeben haben, und allen Rednern, 
daß fie der Bitte, die ich zum Eingang der Verhandlungen ausgeiprochen, fih in 
Bezug auf den Ausdrud ihrer Ueberzeugung maßvolle Beſchränkung aufzulegen, 
in jo hohem Maße entiprochen haben, 

Ich danfe den Mitgliedern des Bureau für ihre Unterftügung ſowie aud) 
den Mitgliedern des Localcomités für die Berdienfte, die fie fih um das Zu— 
ftandefofnmen diefer VBerfammlung erworben, und ſchließe die Sigung. 

(Schluß der Sigung 5 Uhr 40 Minuten.) 


(Stenographiſch aufgenommen und für den Drud bergeftellt von 
Dr. Eduard Engel, Stenograph des Reichstags, Berlin.) 
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Die VBerlagshandlung. 


Vorwort. 


Die franzöfiichen Syndicalverbände von Arbeitern und Arbeitgebern find 
noch in jüngfter Zeit von W. Stieda und Th. Morsbach zum Gegenftand 
bejonderer Abhandlungen !) gemacht worden, die das Weſen und die Bedeutung 
derjelben im Allgemeinen charafterifiren. Bei der vorliegenden ausführlicheren 
Behandlung diefer ſocialökonomiſchen Organifationsverfuhe aber fam e8 mir 
befonderd darauf an, diefelben in ihrem Zujammenhange mit der ganzen focialen 
Bewegung und gewiſſen politifchen Beftrebungen als Erzeugnifje einer Frankreich 
eigenthümlichen Entwidlung darzuftellen. Namentlich gilt dies für die Arbeiter: 
verbände, in Betreff deren ich viele wenig beachtete oder vergefiene Thatfachen 
beibringe, ohne jedod eine eigentliche Geſchichte der franzöſiſchen Arbeiterpolitit 
Viefern zu wollen. Ueberhaupt führe ich die meiften dieler Tharfachen nicht an, 
weil ich ihnen ein eigenes hiſtoriſches Intereſſe beilege, ſondern weil ich fie als 
Beifpiele von —— betrachte, die möglicher Weiſe zu einer Maſſen— 
bedeutung gelangen fönnen. Ich habe mich bemüht, diefe Erfcheinungen aus 
einem objectivsfritifchen Geſichtspunkte, gemiffermaßen als foctale Experimente 
zu betrachten, womit jede Abjicht, irgend einer Partei angenehm zu fein, aus: 
geihloffen war. Allerdings befand ich mid ausländiſchen Zuftänden und Par: 
teien gegenüber, was die Einhaltung dieſes Standpunftes einigermaßen erleich- 
terte. Wie ih mir für meinen Theil, nicht die abgeichloffene „Löfung der 
foctalen Frage“, ſondern die allmähliche Aufhebung der ſocialökonomiſchen 
Widerſprüche möglich denke, habe ih am Schluſſe nur kurz angedeutet. 

Für Unterftügung durch Mittheilung von ſchwer zugänglibem Material 
und mündliche Angaben bin ih namentlich den Herren Gounin, Harlé und 
Havard zu beionderem Dank verpflichtet. 


Im September 1879. 
Der Berfailer. 


2) MW. Stieda, die Syndicallammern u. f. w., in v. Holtendorff’8 und Brentano’ 
Jahrbuch für ig Ta u. ſ. w. 1878, IV., ©. 149 fi. — Morsbad, die Barifer 
Gewerbeiundicate, Supplementbeft zu den Hildebrand-Eonrad’ihen Jahrbüchern. 
(Urfprünglih Freiburger Doctorbdifjertation). 
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I. 
Ginleitung. 


1. Eigentgämtichfeit der franzöfiihen Syndiralderbände, 


Wie in anderen Ländern haben aud in Frankreich die Arbeiter ſowohl 
wie die Unternehmer verfucht, durch fachgenofjenichaftlihe Verbindungen ihren 
befonderen Interefjen in den einzelnen Induſtrie- und Gewerbszweigen Vertretung 
und Förderung zu verichaffen. Diefe Vereine haben ſich unter eigenartigen 
ſocialen und politifhen Einflüffen und unter dem Drud einer ungewöhnlich 
reftrietiven Geſetzgebung jelbftändig entwidelt und befigen daher, troß der all- 
gemeinen Verwandtſchaft mit ähnlichen Bildungen in England oder Deutichland, 
einen bejonderen Charakter und ein ſpecifiſches Gepräge. Schon ihre Bezeich- 
nung al® „associations oder chambres syndicales‘‘ 1) erinnert an franzöſiſche 
Eigenthümlichkeiten, an die unter dem Confulat geichaffenen Syndicalfammern 
der „Offieiers ministeriels‘‘ und über dieſe hinaus an die „Syndies‘‘ der 
Zunftzeit. Einige der fpäter frei conftituirten Unternehmerverbände waren in 
der That urfprünglich nichts Anderes, als wirkliche Zünfte nach einem neuen, 
napoleonifchen Mufter. Andere erhielten dieſen Charakter nur theilweife und 
bemühten fich lange um die volftändige Ausbildung deſſelben. Trotz diefer Bor- 
geſchichte aber find die franzöfiihen Unternehmerverbände in der Gegenwart 
keineswegs gleihartig mit den freien Innungen, die fih in Deutſchland mit 
mehr oder weniger Erfolg im Rahmen der Gewerbeordnung gebildet haben. 
In ihren allgemeinen Beftrebungen haben jene Vereine mehr Aehnlichkeit mit 
den deutichen Berbänden von Imduftriellen und Kaufleuten einzelner Branden, die 
das ganze Sand oder doch größere Gebiete umfaſſen. Jedoch find die fran- 
zöfifchen Unternehmervereine nur örtlich organifirt und zwar größtentheild in 
Baris concentrirt. Die in der Provinz beftehenden Vereine diefer Art find im 
Ganzen bisher von geringer Bedeutung, und die Herftellung einer näheren Ver— 


1) Der Ausdrud „chambre syndicale“ ober „syndicat* bezieht ſich eigentlich 
nur auf die leitenden Ausicüffe der Verbände. Demnach unterfcheibet man in ben 
zur „Union nationale” gehörenden Kammern zwiſchen Mitgliebern (membres) und 
Theilnehmern (adherents). Die erfteren bilden bie eigentlihe Syndicallammer, bie 
feßteren aber den Verband im ganzen, ber in ber Union „groupe syndical“ ge— 
nannt wird. Doc ift der Sprachgebrauch micht ftreng, und bei ben Arbeiterverbänden 
ift es allgemein üblich, daß der ganze Verein Syndicallammer genannt wird, während 
der leitende Ausſchuß gewöhnlich die Bezeihnung „eonseil* erhält. 
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bindung zwifchen den gleichartigen Syndicalkammern in den verſchiedenen Städten 
ift, abgefehen von gewiſſen gegenfeitigen Beziehungen der baugewerblichen Ber- 
bände, noch gar nicht verſucht worden. 

Was andererfeitd die Syndicalkammern der Arbeiter betrifft, fo haben fie 
ihren ſchwerfälligen Titel einfad von den Unternehmerverbänden übernommen. 
Troß diefer Gleichheit der Bezeichnung jedoch find die beiden Glafjen von Ver— 
bindungen nicht8 weniger als Arten bderjelben Gattung. Die der Arbeiter 
laſſen ſich kurzweg als Gewerkvereine harakterifiren, haben aber als ſolche ihren 
beſonderen, franzöſiſchen Typus. Sie haben es noch nicht zu der nüchternen 
und mehr geſchäftsmäßigen Haltung der engliſchen Gewerkvereine gebracht, ſondern 
lieben mehr als nöthig die rhetoriſchen Principienerllärungen. Ihre Mitglieder 
huldigen durchweg, in der —— wenigſtens, einem jo vorgerückten Radicalis— 
mus, daß man nicht wohl die Hirſch-Duncker'ſchen Gemwerkoereine in Deutſchland 
zum Vergleich heranziehen kann. Andererſeits aber fünnen die Arbeiterfyndicate 
aud nicht ohne Weiteres mit den jet aufgelöften Gewerfihaften der deutlichen 
Socialdemokratie zufammengeftellt werden. Die Bereine als folde verfolgen 
feine politifchen oder revolutionären, fondern nur ſocialökonomiſche Zwecke, die 
mit ſehr verichiedenen focialtheoretifchen Anſchauungen vereinbar find. Ueber 
foctaliftiiche Pläne wird in ihren Verfammlungen nicht verhandelt, wenn aud) 
viele Mitglieder, und gerade die unterrichteteren, wie fi auf den Arbeiter 
congrefien und in der Prefje zeigt, mehr oder weniger der focialiftifchen Ge— 
dankenrichtung folgen. Im Allgemeinen überwiegt bei dieſen Wortführern, ſo— 
weit fich überhaupt beftimmte Schuleinflüffe nachweiſen Yaflen, der Proudhon'ſche 
M i „ neben dem ſich auch noch eine poſitiviſtiſche Gruppe behauptet, 
während collectiviftiihe Phantafien nur von Einzelnen offen vertreten werden ). 


2. Zwede und Bedeutung der Unternehmerverbände. 


Die Unternehmerfyndicate find zum größten Theile bereitS zu einer Zeit 
gegründet worden, als die Arbeiter noch nicht verfuchen konnten, mit ähnlichen 
Drganifationen offen aufzutreten. Die Entftehung jener Verbindungen hängt 
überhaupt mit dem Gegenſatz von Capital und Arbeit nicht zufammen. ab- 
gejehen von denjenigen Verbänden, die einen officiellen oder officiöſen Charakter 
trugen, handelte es fich für die zufammentretenden Unternehmer einfach um 
praftiihe Geſchäftsintereſſen alltäglicher Art. inige diefer Vereine find nur 
von kaufmänniſchen Unternehmern und nicht von gewerblichen Arbeitgebern 
gebildet, und in anderen find dieſe beiden Kategorien für einen beftimmten Pro: 
Ductiondzweig vereinigt. Die rein kaufmänniſchen Elemente aber kommen mit 
ben jocialen Schwierigkeiten faum in directe Berührung. Jedoch auch die Vers 
bindungen der eigentlichen induftriellen Arbeitgeber beabfichtigten urfprünglich nichts 


) Ein Hauptvertreter bed Collectivismus auf bem NArbeitercongrefie zu Lyon 
war ber Barifer Delegirte Dupire, der in ber Syubicallammer der Schneider und 
überhaupt in der Arbeiterbewegung eine gewiſſe Rolle fpielte und pulebt Gerant des 
radicalen Wocenblattes „La €publique democratique et sociale“ war. Derfelbe 
wurde aber im ie dieſes Jabres ſowohl von diefem Blatte wie von der Syndical- 
fammer öffentlich ausgeftoßen, weil er nad einer Enthüllung der „Lanterne” mit der 
Polizei in Verbindung ftand. Vgl. Seances du congrès ouvrier, Lyon 1878,'p. 431 ff. 
und Rep. dem. et soc. vom 23. Februar 1879. 
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weniger, als eine fociale Rolle zu ſpielen. Im vielen Fällen find die Vereine bis 
zu einem gemilfen Grabe zu Wirtbicaftsgefellihaften geworben, indem fie ihren 
Mitgliedern geſchäftliche Dienftleiftungen vermitteln und Agenturen verjchiedener 
Art aus gemeinichaftlichen Mitteln unterhalten. Auch wenn fie ihre Stimme 
in Fragen der wirtbichaftlichen Geſetzgebung und der Handeld= oder Steuer- 
politit erheben, erſcheinen fie einfach als Vertreter der den Geſchäftsunterneh— 
mungen eines beftimmten Zweige gemeinfamen praftiichen Intereſſen. 

Man mag aljo wohl die Frage erheben, ob viele Interefenvertretungen 
der Unternehmer überhaupt einen Gegenftand der wiſſenſchaftlichen Betrady- 
tung darbieten können. Die Agentureinrihtungen des großen Bundes der Union 
nationale z. B. find ohne Zweifel, vom Standpunkt der geichäftlihen Praxis 
beurteilt, jehr nüglih und zweckmäßig; fie mögen Nachahmung und deöwegen 
auch eine eingehende Darftellung verdienen. Die Aufmerkiamfeit des wiſſen— 
Tchaftlihen Beobachters dagegen kann fih nur infofern auf die Unternehmer: 
verbände richten, als diefelben abfichtlih oder unabfihtlih Wirkungen von prin- 
cipieller Bedeutung in volfswirthichaftliher oder ſocialer Beziehung ausüben. 
Duantitatio mögen diefe Wirkungen beſchränkt fein, wenn fie nur wenigften® 
ein erperimentelles Intereſſe befigen. 

Aus dieſem Geſichtspunkte ericheinen die Unternehmervereine in der That 
als Imftitutionen, die eine genauere Unterfuhung verdienen. Wenn Beftrebungen 
von ihnen ausgegangen find, die ver feit 1791 im Frankreich beftehenden Ge— 
werbeordnung feindlih und auf die Wiederheritellung der Zunftverfaffung ges 
richtet waren, jo hatte diefe Wirkſamkeit offenbar eine allgemein vollswirthſchaft⸗ 
liche Tragweite, und daß fie zu feinem Refultate geführt, fondern allmählich 
dem Princip der Gewerbefreiheit das Feld überlafien hat, ift ebenfalls eine 
Beobachtung von volkswirthſchaftlichem Intereffe. 

Es liegt ferner die Vermuthung nahe, daß die Verbände, wenn fie auch 
nicht gerade fürmlihe Koalttionen zur Behauptung der Preife bilden, doch ver— 
juchen werden, für ihre Productionen und Yeiftungen eine gemeinjchaftlice Preis- 
politik aufrecht zu erhalten. Es ift Dagegen von dem Standpunkte des beftehenden 
Wirthſchaftsſyſtems nichts einzuwenden, und das wiſſenſchaftliche Interefje Liegt 
lediglich in der Frage, wie weit der wirthichaftliche Individualismus der Unter: 
nehmer mit einer ſolchen gemeinfhaftlichen Haltung vereinbar ift. Die Erfah: 
rung bat in der That aud bei den franzöfiichen Unternehmerverbänden den 
geringen Erfolg folder Verſuche gezeigt. Nur in den Baugewerben ift man 
zu einer Tarifbildung gelangt, die namentlih in Paris, wo fie unter eigen= 
thümlichen Berbältniffen entftanden ift, eine nähere Beachtung verdient. Ein 
gewifjer allgemeiner Einfluß auf die Preishaltung entfteht übrigens auch aus 
der (gegenwärtig freilich jehr beſchränkten) Thätigfeit der Unternehmerſyndicate als 
Hülfsorgane der Gerichte, denen fie Sachverſtändige und Schiedsrichter Liefern. 

Am wichtigften aber ift die Frage, wie weit die Verbände der Unternehmer 
als ſocialökonomiſche Factoren auftreten und einen Einfluß ausüben auf die 
wirtbichaftlihe Stellung ihrer eigenen Claſſe zu der Claſſe der beſitzloſen Ars 
beiter in dem gemeinfhaftlih unterhaltenen Productionsproceh. Eine gemein- 
Ichaftliche Tradition in der Yohntaktit mag fi in manden Berbänden faft un: 
bewußt ausgebildet Haben, aber ſchon das Goalitionsverbot, das ja aud für die 
Arbeitgeber galt, mußte fie von offenen und förmlichen Abmachungen abhalten. Auch 
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fuchte man ſchon zur Vermeidung des bedenklichen Beifpield womöglich eine ſolche 
Haltung zu bewahren, daß die Verbände ven Arbeitern gegenüber nicht als 
Kriegsformationen erjchienen. Aber diejes Stillleben ließ ſich nicht immer durd= 
führen. Schon vor der Bildung der Arbeiterfyndicate mußten die Unternehmer- 
verbände bei Arbeitseinftellungen thatſächlich al8 Gegencoalitionen auftreten. Seit— 
dem ihnen aber vollends jene Arbeitervereine organifirt und offen gegenüberftehen, 
befinden fie fit) wie unter dem Einfluſſe einer polaren Imduction und müflen 
wohl oder übel die eine Seite des focialen Gegenfages vertreten. Sie haben 
diefe allerdings unbequeme Rolle nach Kräften abgewehrt, jo lange wie möglich 
die Thefis vertheidigt, e8 gebe feine foctale Frage und feinen Gegenfag zwiſchen 
Gapital und Arbeit, und unverbrofien den Arbeitern Far zu machen verjucht, 
daß fie fich in freier Iſolirung am beften befinden würden. Unter den höher 
gebildeten Leitern und Wortführern der Unternehmerverbände haben freilich 
mehrere die fociale Aufgabe derfelben tiefer und richtiger aufgefaßt, aber bie 
Maſſe der Mitglieder dürfte noch immer die angedeuteten Anſchauungen vertreten. 
Aber ob gutwillig übernommen oder nicht, die Laft einer focialen Aufgabe ift 
nun einmal auf die Echultern diefer Vereine gelegt und wir werben ſehen, wie 
fie diejelbe tragen. 


3. Allgemeine Bedeutung der franzöfiihen Gewerkvereine. 
Die Arbeiterverbände in der Form von Syndicalkammern find alſo im 


Franfreih mit Müdjicht auf die_bereitS_beftehenden Unternehmervereine gegründet 
worden, und fie haben dann den letzteren ihre Sociafötonomifche —— B- 
wiffermäßen aufgedrängt. Im den Arbeiterverbänden aber ift das fociale Ele 
ment von vornherein mit intenfiver Wirkſamkeit vorhanden. Sie find ihrem 
inneren Wejen nad von ſocialem Charakter und Alles, was fie in die Hand 
nehmen, erhält eben dadurch ebenfalls viele ſpecifiſche Eigenthümlichkeit. Die 
Unternehmer haben vor allen Dingen die Abficht, durd ihre Verbindung ihr 
einzelwirthichaftliches Gehhäftsintereffe zu fördern ; die Arbeiter dagegen behalten, 
auch wenn fie fih nach den einzelnen Gewerben fondern, doch vorzugsweiſe ihr 
Slafjenintereffe im Auge. Ihre wirthſchaftliche Individualität ift eben, weil ihr 
das Kapital fehlt, nicht vollftändig ausgebildet und dementiprechend ift ihnen 
die Mafjenbildung erleichtert. Der Unternehmer ift durd fein Capital in einem 
beftimmten Productionsgebiete an einem beftimmten Punft verankert und be- 
hauptet feine individuelle Geihäftsiphäre; der Arbeiter aber ıft höchſtens durch 
feine Ausbildung auf einen beftimmten Arbeitszweig angewiefen, bat aber jelbft 
für diefen im Ganzen feine active Theilnahme, da er in feinem Theile deſſelben 
ein eigenes Geſchäftsintereſſe beſitzt. Wegen der mangelnden wirthichaftlichen 
Individualifirung der einzelnen Arbeiter fließen alſo ihre Intereffen nicht nur 
in einem und bemfelben Gewerbe, jondern auch von einem Gewerbe zum anderen 
ohne Schwierigkeit zu einem laffeninterefje zufammen, das dann auch für jeden 
Einzelnen überwiegend maßgebend werben kann. Iſt e8 einer Arbeitergenofjen- 
ſchaft möglih, in irgend einem Betriebe eine jelbftändige Stellung zu er— 
langen, fo erhält fie ein privatwirthichaftliches Geſchäftsintereſſe und wird auch 
demgemäß handeln; joldhe Fälle aber gibt e8 in Frankreih nur ausnahms— 
weile, und im Allgemeinen wird daher in den Arbeitervereinen das Claſſenintereſſe 
das hervortretende Princip fein. Auch wenn die Unternehmer und die Arbeiter 
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genau dafjelbe thun, fo ift e8 doch nicht daſſelbe. Einestheils „Ichlägt die Quan— 
tität in die Qualität um“, indem die Arbeiter eine Mafjenwirtung erzeugen, 
andererſeits ift wegen der Berichievenheit der leitenden Intereſſen das Motiv 
und der Zweck des gleichen äußeren Handelns bei den einen und bei den anderen 
verſchieden. Es hat 3. B. etwas ganz Anderes zu bedeuten, wenn ein Arbeiter: 
verein Unterrihtöcurfe für Lehrlinge einrichtet, als wenn die Unternehmer die 
gleihe Veranftaltung treffen. 

Die größere Intenfität des Claſſenintereſſes bei den Arbeitern Liegt alio 
im Wejen der beftehenden Productionsorbnung. So lange der Arbeitgeber den 
Arbeitern gegenüber in irgend weldyer Art von Herrichaftsverhältnig ftand, konnte 
das Claſſenintereſſe der letzteren leichter in Schranken gehalten merden. Aber 
diefe Phafe der wirthichaftlihen Cultur ift überwunden und kann nicht mehr 
zurüdgeführt werden, am wenigften in einem Lande wie Frankreich !). Freilich 
wäre bei ivealer Auffafjung der menjchlichen Dinge die Vewältigung jenes Claſſen⸗ 
intereſſes auch in der Weile denkbar, daß der individuelle Egvisinus de Ar: 
beiterd nicht nur, ſondern auch des Arbeitgebers fittlich überwunden würde. 
Aber erfahrungsmäßtg find die pofitio fittlichen Kräfte in der Wirthfchaft 
der wirflihen Welt nur von geringem Einfluß; höchſtens vermögen fie fich 
einigermaßen außerhalb des Productionsprocefie geltend zu machen, innerhalb 
vefielben aber gilt das Princip der Tauſchwirthſchaft faft mit derjelben Strenge, 
wie das der gleihen Action und Reaction in einem mechaniichen Syſtem. 
Sittliche Beziehungen zwiſchen den Menſchen, alſo auch zwijchen Arbeitgebern 
und Arbeitern herzuſtellen, bleibt immer eine der höchſten Aufgaben. Aber da 
wir niemals wiſſen, ob und wie weit ſie in gegebenen Fällen erfüllt wird, ſo 
wollen wir bei der Beurtheilung der uns hier vorliegenden ſocialökonomiſchen 
Verhältniſſe lediglich das Wirken der Triebkräfte annehmen, die in Wirklichkeit 
das beſtehende Productionsſyſtem faſt ausſchließlich beherrſchen. Das Claſſen— 
intereſſe der Arbeiter iſt als ſocialökonomiſche Macht unzweifelhaft vorhanden, 
und bie wichtigſte ſociale Frage iſt die, wie die Erzeugung des Claſſen ha ſſes aus 
viefem Clafjeninterefje verhindert werden fünne. Sicherlich nicht Durd Zwang; 
durch fittlice Einwirkung vielleicht einigermaßen, wenn die leitende Claſſe bei 
fich felbft beginnt. Nach der wirklihen Lage der Dinge wäre das wünſchens— 
werthefte, daß die Arbeiter ſich auf einen rein geihäftsmäßigen Standpuntt 
ftellten und fich bei der Pflege ihres Claſſenintereſſes durch möglichft nüchterne 
Meberlegungen und Rechnungen leiten Tießen. 


4. Aufgabe der Arbeiterorganijation. 


Die englifchen Gewerkvereine haben die geichäftsmäßige Behandlung der 
Beziehungen zwiihen Capital und Arbeit ſchon theilweiſe gelernt, und auch die 
franzöfifchen werben vielleiht nach einigem mißlungenen Taften in diefe Richtung 
einlenten. Die franzöfiihen Arbeiter find höchſt empfindlich gegen allen gewerbe— 
polizeilihen Zwang; fie wollen aber auch, wenigftens ſoweit fie jelbftändige fociale 

1) Schon das Wort „maitre‘ ift grundſätzlich aus dem Lericon der franzöfifchen 
Arbeiter geftrihen und durch „patron“ erjegt. Wir haben unglüdlicherweife im Deut- 


ſchen fein gleich bequemes Wort von gleih umfafjender Bedeutung und mifjen baber 
zu ben fehwerfälligen Ausdrüden „Arbeitgeber" und „Unternehmer“ greifen. 
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Beftrebungen begen, von einer moraliichen Abhängigfeit von den Unternehmer 
nichts — und weiſen nicht nur jede directe, ſondern auch bie indirecte Wohl- 
thätigfett_derjelben zurüd, So hört man wohlwollende Unternehmer klagen, daß 
ihre guten Abfichten durch die „fierts excessive‘‘ der Arbeiter vereitelt würden. 
Unter folden Umftänven bleibt für die Arbeiter, da fie doch vernünftiger Weife 
nicht auf eine wirkliche Neugeftaltung der Welt nad) einem jocialiftiihen Schema 
rechnen können, nichts Anderes übrig, als daß fie auf der Grundlage der be- 
ftehenden tauſchwirthſchaftlichen Gefellichaftsordnung die zwedmäßigfte und vor— 
tbeilhaftefte Stellung zu gewinnen fuchen, die ihnen jeweilig erreichbar ift. Die 
Bertreter des Capital aber werden fich barein finden müſſen, daß die Arbeiter 
dieſe Verſuche nicht ifolirt, ſondern mit vereinten Kräften unternehmen. Diejes 
Berfuhsftadium muß einmal durchgemacht werden, wie unbequem und miflich 
e8 auch für viele Interefien fein mag. 

Der Arbeiter wird fid) mit dem tauſchwirthſchaftlichen Syſtem verföhnen, 
wenn er die Garantie erhält, daß im demfelben die Arbeit nicht als „eine 
Waare, mie jede andere“ behandelt wird. Die menjchlihe Arbeit ift eine 
Waare ganz befonderer Art, weil fie untrennbar ift von der menſchlichen Ber- 
fönlichfeit ?). Freilih wenn der Menſch dem blinden Drange der Noth des 
Augenblides folgen muß, jo wird feine Berfönlichkeit nur zu leicht zu emem An- 
bängfel feiner Arbeit, die dann wirflih als Waare wie jede andere in bie 
Tauſchwirthſchaft fält. Für die Kinder und Frauen bat der Staat dur Un— 
terrichtö= und Fabrifgefeßgebung einen mehr oder weniger genügenden Schuß der 
Perfönlichkeit gegen die Waarenqualität gejchaffen. Den Männern aber wird 
man nicht verwehren können, daß fie felbftändig das perjönliche Element in der 
Arbeit durch freie Affociation und Organifation zu wahren ſuchen. Nur auf 
dieſem Wege ift e8 möglich, ein wirklich geſchäftsmäßiges, zwar nicht ideales, 
aber der bejonderen Natur der Wanre Arbeit angemefjened Verhältniß zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern zu unterhalten. Rein gejchäftsmäßige Beziehungen 
find meiften® ungemüthlich, aber im Allgemeinen frei von Leidenſchaft und Haß. 
Der Kaufmann, der dem Fabrifanten feine Waare abnimmt, vrüdt ohne Ge— 
wiffensjcrupel den Gewinn des leßteren jo tief herab wie irgend möglih, er 
ſcheut fich auch nicht, einen Augenblid auszunugen, in dem der Producent feine 
Waare um jeden Preis losſchlagen muß, weil er nicht warten fann. Gleich— 
wohl aber befteht fein Claſſenhaß zwiſchen Fabrikanten und Kaufleuten oder 
überhaupt zwiſchen Waarenfäufern und Berkäufern. Im Frankreich tröftet fich 
der verkürzte Theil mit dem Soentitätsfage „les aflaires sont les aflaires‘*, 
ald dem oberften Princip der geihäftlihen Logif. Legt man demſelben die Be- 
deutung unter, daß für die Geſchäfte des einen daſſelbe gelte, wie für die des 
anderen, jo hat man den wirklichen Grund jened nüchternen Gleichmuthes. So 
lange Jemand das Gefühl hat, daß er den Abnehmern feiner Waare mit gleichen 
Waffen und freier Initiative gegenüberfteht, daß er vielleicht morgen wieder ein- 
bringen fann, was er heute im Drange der Umftände aufgeben muß, jo lange 
wird er den wirtbichaftlihen Kampf ohne Berbitterung, wenn auch oft mit 


1) Vol. die Ausführungen Brentano's, „Arbeitergilden” II, ©. 2 fi. und „Das 
ArbeitSverbältniß mach dem heutigen Recht”, ©. 182 Pi 
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ſchweren Sorgen ausfehten. Dagegen wird die Empfindung von Haß und 
Leidenſchaft ſehr leicht in Demjenigen erwachen, der ſich in einer hülf- und aus- 
fihtölofen Lage fühlt und feine Noth von einem „Geſchäftsfreunde“ ausgebeutet 
fieht. Nun aber haben die ifolirten Arbeiter, namentlich in dem größeren capi— 
taliftiichen Betrieb, ihren Arbeitgebern gegenüber immer ein ſolches fubjectives 
Gefühl der Hiülflofigkeit, der wirtbichaftlihen Abhängigkeit, der Ungleichheit der 
beiberjeitigen Stellung beim Abſchluſſe des Lohmvertrage. Diefe Empfindung 


ift die Quelle des Claſſenhaſſes bei den Arbeitern; ſoll verjelbe durch einen 


mehr geihäftsmäßtgen Gleihmuth erjegt werden, jo muß den Arbeitern das 
Gefühl eines Rückhaltes und eines feften Stanbpunftes gegeben werben, von dem 
aus fie die ihnen günftigen Conjuncturen beſſer außnugen und gegen die uns 
günftigen beſſer anfümpfen können, als fie e8 einzeln und fich felbft überlaſſen 
vermöcten. Es würde ſich aljo um die Herftellung einer Organifation handeln, 
die im Stande wäre, das Arbeitsangebot nach vernünftigen Geſchäftsprincipien 
— vom Standpunkt des Arbeiters — zu reguliren und dadurch deſſen Stellung 
zur Nachfrage zu verbeſſern. Diefe Idee ſchwebt auch den franzöfifchen Arbeiter- 
ſyndicaten vor, wenn fie auch noch nicht recht Mar find über die Mittel zur 
Berwirklihung derſelben. Die Arbeitseinftellung ift nur eines der möglicherweiſe 
in Betracht kommenden Mittel, und jevenfall® nicht das befte, wie den Arbeiter: 
verbänden bereits durd die Erfahrung klar geworben if. Das Recht jedoch 
zur Goalition und zur wirklichen Arbeitseinftellung — natürlih ohne Gemalt- 
thätigfeit — muß den Arbeitern zuftehen, und e8 würde fich höchſt wahricheinlich 
als ein ſociales Unglüf für Frankreich erweiſen, wenn die einfeitige Reaction, 
die fich feit dem Sturz des Kaiſerreichs gegen das Geſetz von 1864 erhoben 
bat, den Sieg davon trüge. 


5. Die Solidarität der Arbeiter, 


Aber ift e8 überhaupt möglich oder wahrfcheinlich, daß eine Arbeiterorgani= 
fation, lediglich auf dem freien Willen der Theilnehmer beruhend und auf alle 
gewaltthätigen Mittel verzichtend, dauernden Beltand gewinne? Diefe Frage 
fann nur durch die Erfahrung beantwortet werden. Berneinendes Abiprechen 
über viefelbe auf Grund angeblicher wirthſchaftlicher „Naturgefege “ iſt 
eben jo wenig berechtigt wie der Phantafieflug foctaliftiiher Sanguiniker. 


Ueber das Wort Naturgefeg wollen wir nicht ftreiten, jondern zugeben, 


daß unter gegebenen Umftänden gewiſſe wirthichaftlice Motive in der Maſſe 
der Menſchen als vorberrichend angenommen und dann auch die Wirkungen der- 
jelben im Großen und Ganzen vorausgejehen werben können. Aber es kommt 
eben darauf an, daß die vorherrfhenden Motive und die Umftände, unter denen 
fie wirten, auch wirklich richtig erkannt und abgefchägt werden. Diefelben 
Menfchen werden vielleicht ganz anders handeln, wenn fie fi ein Mal ohne 
Weiteres dem Drängen der Bebürfniffe de8 Augenblicks überlaffen und ein 
andered Mal ſich durch eine weiterſchauende Ueberlegung ihrer Interefjen in der 
Zufunft leiten Taflen. Man bat feinen Grund zu der Annahme, daß der 
Durchſchnittsgrad des wirtbichaftlihen Egoismus bei dem Unternehmer größer 
jet, als bei dem Arbeiter, aber die Wirkung dieſes individuellen Egoismus kann 
in einer Gruppe von Unternehmern gerade entgegengefegter Art fein, wie in 


8 Gewerkvereine unb Unternehmerverbänbe in Frankreich. 


einer Arbeiterverbindung: fie kann in der erfteren eine zerfprengende, in Der 
letteren eine einigende fein. Hier kommt eben der oben erwähnte Unterſchied 
in der Ausbildung der wirtbichaftlichen Individualität bei Unternehmer und 
Arbeiter in Betracht. In normalen Zuftänden iſt nichts ſchwerer aufrecht zu 
erhalten, als eine Vereinbarung felbftändiger Unternehmer über ein gemeinſchaft— 
liches Berfahren in privatgeichäftlichen Angelegenheiten. Bei jedem wird fich 
eine centrifugale Tendenz bilden, die proportional ift der Maſſe feines Capitals. 
Bei den Arbeitern von ungewöhnlicher Begabung wird in der Regel ebenfalls 
die individualiftifche Tendenz die Oberhand gewinnen. Der Durchſchnittsſchlag 
Dagegen, der die große Maife bildet, bat eine natürliche Neigung zur Verſchmel— 
zung der individuellen Intereſſen, zur Herftellung einer Claffenfolidarität, weil 
die Betheiligten inftinctiv oder mit Bewußtſein erkennen, daß auch die Einzel- 
intereffen im diefer Berjchmelzung beſſer gewahrt find, al® in der Iſolirung. 
Dieſes natürliche Solidaritätögefühl in der Arbeiterclaffe ift ebenfomohl eine 
wirthichaftliche Potenz, wie der indiwidualiftiiche Egoismus. Die Geſchichte weiſt 
ihre bisherigen Wirkungen nad, aber wahrjcheinlich wird fie erſt in der Zu— 
funft die Machtentwidelung erlangen, die der capitaliftiichen Productionsweife 
und den berrichenden Eulturbedingungen entſpricht. Gerade die gefteigerte Aus— 
bildung der auferwirthichaftlihen, namentlich der politiihen Individualität der 
Arbeiter, führt fie in wirthichaftlicher Beziehung immer mehr zur Claſſenſolida— 
rität. Beruhte die lettere blo8 auf dem moraliihen Brüderlichkeitsgefühl, fo 
wirde man volfswirthihaftlih nicht wohl mit dieſem Factor rechnen können ; 
aber diefe Solidarität erzeugt fih, von jener moralifchen Seite ganz abgejehen, 
faft mit der Sicherheit eines Naturproceſſes aus weſentlich wirtbichaftlichen 
Motiven, und deshalb darf fie bei focialötonomiihen Schlüffen nie außer Acht 
gelaſſen werben. 

Die Beziehungen der Arbeiter unter ſich gewinnen durdy Das Gefühl der 
Solidarität einen bejonderen Charakter. So erklärt fich die Tormlofigkeit, mit 
der die Arbeiter oft ihre gegenfeitigen Unterftügungen bei Krankheiten, Sterbe- 
füllen u. |. w. einrichten, durch Umlagen von Yal zu Tal, ohne Rüdjicht auf 
irgend welche Verſicherungstheorien; jo erklärt fih auch die Bereitwilligkeit, mit 
der fie ihre mühlam zuſammengebrachten Bereinsgelder aufwenden, um, fei e8 
einzelne Genoſſen in principiell wichtigen Conflicten mit den Arbeitgebern zu 
unterftügen, ſei ed, allgemeinere Arbeitseinftellungen zur Verbeſſerung der Ar— 
beitöbedingungen zu unterhalten, und zwar nicht nur in dem eigenen Gewerbe, 
jondern auch in folden, die diefem ganz fern ftehen. Bei ſolchen Yeiftungen ift 
von einer Berechnung der Chancen ven Gewinn und Berluft im gewöhnlichen 
Sinne gar nicht die Rede, fie würde auch gar nicht möglich fein; man macht 
einfach mit vereinten Kräften einen Einfag in ein aleatorifches Unternehmen, 
deſſen Refultat im günftigen Falle der Claſſe und nur indirect dem Einzelnen 
zu gute foınmen jol. Je ungünftiger die Lage der Arbeiter ift, um jo mehr 
fühlen fie. fi zu einer folidarifchen Einigung getrieben. Das zeigt fich auch 
bei den franzöfiihen Arbeiteriyndicaten, die in kritiſchen Zeiten oft einen ftarfen 
neuen Zulauf erhalten, während fie vorher nur vegetirten. Uber aud die gegen- 
theilige Beobachtung wird gemacht: das Solidarıtätsgefühl ſchwächt fich Däufig 
ab in dem Mafe, wie die Arbeiter zu individuellem Wohlftand gelangen. Das 
bat man bei manchen franzöfiihen Vroductivgenoſſenſchaften geſehen, die ſchließ— 
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lich einfach zu „Bourgeois* - Gejeljhaften wurden, und auch den Syndical⸗ 
fammern der Arbeiter kommt die Profperität des Gewerbes keineswegs immer 
zu ftatten ?). 


6. Mögliche Refultate. 


Die Möglichkeit einer Organifation, welcher die Arbeiter mit freiem Willen 
die Regelung des Arbeitsangebotes übertragen, ift alfo, pſychologiſch betrachtet, 
wegen der natürlichen Claffenfolidarität der Arbeiter zuzugeben und dur die 
wenn auch nod jo unvolltommenen Yeiftungen der Gewerfvereine bis zu einem 
gewiſſen Grade thatſächlich erwieſen. Den Unternehmern mag es höchſt un= 
gelegen fein, wenn die Arbeiter in diefer Weile auf das Necht verzichten, jeden 
Augenblick ihre Arbeit zu einem beliebig niedrigen Preiſe loszuſchlagen, aber 
wenn eine ſolche Vereinbarung auf einer wirthichaftlichen Berehnung zutünftiger 
Berhältniffe, d. h. auf einer Speculation beruht, jo wird gerade die ertremfte 
Mancefter : Defonomie fie am eheſten als volltommen den Principien unferes 
Wirthſchaftsſyſtems entiprechend anerkennen müſſen. Diefe Principien geben 
aus der Anerfennung der perjönlichen Freiheit und des perſönlichen Eigenthums 
hervor, aber wie das letztere mit der Capitalafjoctation durchaus vereinbar ift, 
jo verträgt ſich die erftere vollfommen mit der Afjociation der Perſonen für ges 
meinfames wirthſchaftliches Handeln. Es iſt fein Princip des tauſchwirthſchaft— 
lien Syſtems, daß Angebot und Nachfrage nur von tfolirten Unternehmungen 
oder Individuen mit tjolirten gegemjeitigen Beziehungen getragen werben dürfen, 
wenn ſich auch thatfähhlih in der Mehrzahl der Fälle die Verhältnifie jo ge 
ftalten mögen. In Frankreich allerdings liegt jenes Princip der pofitiven Geſetz⸗ 
gebung zu Grunde, und jo wird es im Munde der interejjirten Partei Leicht 
als voltöwirthichaftliches Naturgefeg proclamirt. 

Eine weitere Frage aber ift die, ob die Arbeiterorganifation, auch wenn 
fie möglichſt zweckmäßig eingerichtet wäre, ihr Ziel, nämlich die Beſſerung der 
Lage der befitlojen Arbeit gegenüber dem Capital, wirklich erreichen könnte. 
Auch diefe Frage kann nur erfahrungsmäßig beantwortet werden, und die Reihe 
unferer Erfahrungen in diefer Richtung ıft bisher noch zu furz, als daß ſich 
etwas Beſtimmtes daraus ſchließen ließe. Daß ein einzelner Unternehmer nicht 
dauernd einen höheren Lohn bezahlen kann, als mit dem allgemein üblichen 
Gapitalgewinn vereinbar ift, unterliegt feinem Zweifel, und wenn ihm eine ſolche 
Conceſſion durch eine Arbeitseinftelung abgenöthigt worden tft, fo ift dies für 
die Arbeiter nur ein zufälliger und vergänglicher Gewinn ohne Tragweite für 
ihr Glaffeninterefje. Aber eine andere Frage ift e8, ob nicht mit der Zeit 
durd die folidarifche Verbindung der Arbeiter überhaupt das Verhältniß der 
Bertheilung des Nationalproductes zwiſchen Capital und Arbeit zu Gunften der 
letsteren verändert werden kann. Der übliche Procentſatz des Gapitalgewinnes 
ift zu jeder Zeit eine hiftorifch gewordene und hiftorifch veränderliche Größe, 
und wie das Leihcapital feinen Zinsfuß zeitweife fehr tief hat ſinken fehen, fo 


1) &o fagt Barberet, ein eiftiger Vertreter der Syndicallammern, indem er bie 
läffige Haltung ber Yithograpben tabelt: „Ihre Apatbie würde beweifen, baß ber Egois— 
mus auftritt, fobald ber Hunger verſchwindet.“ Du mouvement ouvrier & Paris 
de 1870 & 1873, I, p. 32. 
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könnte auch der Antheil, den das Unternehmungscapital aus dem objectiven 
Productionsertrag erhält, in Folge einer Verſchiebung der ſocialökonomiſchen 
Machtverhältniffe durchweg und dauernd eine relative Verminderung erfahren. 
Eine abjolute Abmeſſung des Antheild des Capitals wäre ja nur dann mög 
li, wenn der Antheil der Arbeit ſich fireng nach dem „ehernen Lohngeſetz“ be— 
flimmte. Daß dieſes Geſetz wirklich zur Herrichaft gelange, wird Niemand 
wünfchen; feine Ueberwindung aber dürfte im Allgemeinen denn doc, leichter und 
volftändiger fein, wenn die Arbeiter durch eine Organtlation ihr Angebot zu 
regeln im Stande find, als wenn fie in völliger Iſolirtheit ſich blindlings Con— 
currenz machen. Daß im erfteren Falle, wie man in Frankreich Hagt, „Die 
Unternehmer unterdrüdt würden“, ift, abgejehen von etwaigen unter das Straf: 
geſetz fallenden Ausichreitungen, eine gleichartige Behauptung, wie die, daß Die 
Bäder oder Fleiſcher eined Ortes unterdrüdt würden, wenn fid ein Conſum— 
verein bildete. 

Uebrigend würde aus jener Veränderung des Vertheilungsverhältniſſes 
keineswegs folgen, daß die abjolute Größe des Antheild der Unternehmer 
dauernd verfleinert würde; der Ausfall kann vielmehr eingeholt werden durch 
Berbefferung der Production, namentlih durd weitere Fortfchritte im Mas 
ſchinenweſen. 

Aber auch angenommen, der Lohn könnte dem Capitalgewinn kein Terrain 
definitiv entziehen, ſo würde dennoch eine zweckmäßige Arbeiterorganiſation im 
Intereſſe des ſoeialen Friedens nützlich wirken können. Die ſubjective Empfindung der 
Arbeiter kann durch eine ſolche verbeſſert werden; ſie werden ſich um ſo weniger 
einer gereizten Stimmung gegen die Arbeitgeber hingeben, je mehr ſie ſich gegen 
die Nothwendigkeit geſchützt a: ihre Arbeit fofort und um jeden Preis an— 
zubieten. Es ift dann wenigſtens pſychologiſch möglich, fie zu einer geſchäftsmäßigen 
Betrachtung der Gefammtlage und zu der Ueberzeugung zu bringen, Daß fie 
nicht der Ausbeutungsluft der Unternehmer, jondern der allgemeinen Geſchäfts— 
conjumetur gegenüberftehen. Die Arbeiter haben dann ferner die Gewißheit, 
daß die Unternehmer nur unter ſehr kritiſchen Umftänden eine Herabdrüdung 
ihres Lohnes verſuchen werden, während fie unter günftigen Umftänden eine Er— 
höhung deſſelben jchwerlich vermeiden können. 

Die franzöſiſchen Arbeiterſyndicate haben nun freilich noch keineswegs die 
Umſicht, Mäßigung und wirklich geſchäftliche Einſicht erworben, deren ſie zur 
Uebernahme der angedeuteten Rolle bedürfen würden. Wie ihre weitere Ent— 
widelung ſich geftalten wird, hängt wejentlih von dem Verhalten der Unternehmer 
verbände ab. Bleiben dieſe in ihrer pafjiven Defenfive, jo werden die Arbeiter- 
ſyndicate ihren Charakter als Organe des ſocialökonomiſchen Kampfes behalten. 
Wenn dagegen die Unternehmerwerbände, die vermöge ihrer Organifation eine 
geficherte Stellung haben, aufrichtig und unter Ablegung gewifjer altbürgerlicher 
Vorurtheile eine Berftändigung mit den Arbeitervereinen ſuchen, jo wird fich 
eine ſolche, wenn auch nicht fofort, jo doch nad) und nach als möglich erweilen. 
Die franzöfiihen Arbeiter find dem vernunftmäßigen Zufprud keineswegs un— 
zugänglich; e8 handelt fih nur darum, ihr tiefes Mißtrauen gegen den „Bour— 
edis“ durch perſönliche Beziehungen zu überwinden. Selbft eine Lohnherab— 
ee würden fie vielleicht manchmal ohne allzu großes Widerftreben hinnehmen, 
wenn ihnen pofitiv, nicht durch bloße allgemeine Verjicherungen, dargethan würde, 
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daß man nicht fie allein die Folgen der ungünftigen Geſchäftslage tragen laſſe, 
fondern daß aud die Unternehmer einen entjprechenden Antheil des Ausfalles 
übernehmen. Einige Anfänge zu ſolchen geregelten Beziehungen zwifchen den 
beiden Claſſen von Verbänden find allerdings fehon gemacht worden, aber im 
Ganzen zeigen die Unternehmer, trog ber entgegentommenden Haltung vieler 
Arbeiterfgndicate, eine große Scheu, fi aus ihrer Pofition herauszumagen. 


I. 
Die Syndicalverbände und die Geſetzgebung. 


1. Die Entftehung und Bedentung des Geſetzes vom 17. Juni 1791. 


Die Revolution brachte Frankreich die Gewerbefreiheit. Aber in die neue 
Geſetzgebung drang von Anfang an das Princip ein, daß der volfswirthichaftliche 
Proceß nur auf der iſolirten Action der Individuen beruhe und die Concurrenz 
demnad nur eine inbivibualifirte fein dürfe. Daher das Verbot nicht nur ber 
Coalition der Arbeiter, der Arbeitgeber und der Waareninhaber, fondern aud 
jever Affociation von Genofjen defjelben Gewerbes. Dieſe Iettere, in dem 
Gefege vom 14. — 17. Yunt 1791 enthaltene Beftimmung entzieht aber den fach— 
genofjenfhaftlihen Verbänden der Unternehmer wie der Arbeiter, welche Zwede 
fie auch verfolgen mögen, die Möglichkeit einer gefetlichen Exiſtenz. Die Syndical- 
verbände beftehen auch heute noch geradezu im Widerſpruch mit dem Geſetze, 
lediglich durch adminiftrative Duldung. 

Der Hauptzwed jenes Geſetzes mar übrigens das Verbot der Arbeiter 
coalition, dem die Unterfagung jeder Art von geregelter gewerblicher Vereinigung 
nur als eine weitere Stütze dienen follte. Beſondere Mafregeln zur Verhinderung 
einer Wiederberftellung des Zunftweſens konnte die Conftituante damals ſchwerlich 
für nöthig erachten. Die Zünfte, die Schon in der Nacht des 4. Auguft 1789 
den Todeöftoß erhalten, waren nur wenige Monate vor dem Erlaf des Juni⸗ 
Geſetzes (durch das Gefeg vom 2. — 17. März 1791) bei völlig refignirter 
Haltung der Vertreter der Gewerbe aufgehoben worden, und ſeitdem war nichts 
vorgelommen, was die Durdführung diefer Mafregel hätte gefährden können. 
Die zunftfreundliche Reaction tritt erft einige Jahre fpäter hervor. Wohl aber 
batte in dem Beitraume vom März bi8 Juni die Parifer Municipalität e8 für 
nöthig befunden, Schritte gegen die ſchon feit Tängerer Zeit beftehenden und ſich 
ausbreitenden Arbeitercoalitionen zu thun. Am 22. April verfucht der Maire 
Bailly die feiernden Arbeiter dur einen Aufruf zu beſchwichtigen. Nachdem 
diefer, wie zu erwarten war, ohne Erfolg geblieben, erflärte die Commune am 
4. Mai die Beſchlüſſe der Arbeiter in Betreff der Einftellung ihrer Thätigfeit 
für conftitutionswidrig, verbot ihnen fernerhin ähnliche zu faſſen und drohte bei 
etwaigen Gemaltthätigfeiten und Aufläufen. mit Verhaftung der Schuldigen!). 
Nach einigen weiteren Berhandlungen mit den Arbeitern wandte ſich die Muni- 
cipalität an das Gonftitutionscomits der Nationalverfammlung, um demielben 


1) Auszüge aus ben Protocollen der Kommune in ber „Histoire parlamentaire 
de la rev. frangaise“ von Buchez und Rour, t. IX. p. 444 unb t. X, p. 102 ff. 
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den Thatbeftand vorzulegen und fih Rath zu erholen. Konnte man überhaupt 
die alten Eoalitionsverbote, die weſentlich mit der Zumftverfafjung zujammen= 
hingen, nad) Aufhebung der Ietteren als noch zu Recht beftehend anjehen ? 
Das wurde damals wenigftend nicht angenommen; daher nahm aud der Maire 
in der erwähnten Ansprache nicht auf ein beftimmtes Coalitionsverbot Bezug, 
fondern fagte nur im Allgemeinen: „Eine ſolche Coalition wäre eine Verlegung 
des Geſetzes, die Vernichtung der öffentlichen Ordnung; fie wäre eine Verlegung 
des allgemeinen Intereffed und würde in Folge der nothwendig eintwetenden 
Störung der Arbeiten die Betheiligten in Armuth ſtürzen; kurz, fie wäre in 
jeder Beziehung ein wahres Delict.” Die Eoalition wird aufgefaßt als un= 
vereinbar mit dem conftitutionsgemäßen Princip der freiheit der Arbeit und 
mit der von der Municipalität zu hütenden öffentlichen Ordnung. Selbft die 
Klage führenden Meifter greifen nicht auf die früheren Verbote zurüd. Der 
Zweck des Geſetzes vom 17. Yuni war nun einfad, ein neues Coalitiong- 
verbot zu ſchaffen, das nicht auf der Grundlage des Zunftweſens, fondern im 
Namen ded neuen Princips der Treiheit der Arbeit auftreten follte. Da aber 
die coalifirten Zimmerleute einen fürmlichen Verein gebildet hatten und überhaupt 
die Compagnonage bei diefen Arbeitdeinftellungen mit im Spiel war, fo erhielt 
das neue Geſetz die Form eines Verbote aller profejfionellen Vereinigungen, 
Auf diefe Weife konnte man aud leiter an die neuen Principien anknüpfen. 
Man erklärte in dem erften Artikel des Geſetzes, die Vernichtung jeder Art von 
Eorporationen von Bürgern deflelben Standes oder Gewerbes ſei eine der weſent⸗ 
lihen Grundlagen der Conftitution und e8 fei daher verboten, ſolche Corporationen 
factiſch, gleichviel in welcher Form oder unter welchem Vorwande, wiederherzu— 
ſtellen. Diefer Artikel iſt nur eine Redensart zur Einleitung; erft ber zweite 
befitst eine beftimmte praftiiche Bedeutung, indem er den Gewerbögenoffen, Unter- 
nehmern wie Arbeitern , verbietet, bei Zufammentünften Vorfigende, Eecretäre 
oder Syndike zu wählen, Liſten zu führen, Beichlüffe zu fallen oder Regulative 
aufzuftellen in Betreff ihrer „pretendus inter&ts communs“. Daß man der 
Form nad bier Unternehmer und Arbeiter gleihmäßig behandelt, war im 
den Siegestagen ded Gleichheitsprincips unumgänglid, aber in Wirklichkeit 
hatte man nur die Unterdrückung der Arbeiterverbindungen im Auge !). Uebrigens 


1) In dem Bericht Ehapelier’8 (abgebrudt in ber Hist. parl. X, p. 193—195) 
beißt e8 u. A.: „Plusieurs personnes ont cherch6 A recrder les corporations 
andanties en formant des assemblées d’arts et mötiers, dans lesquelles il a 
été nomme des prösidents, des secretaires, des syndics et autres officiers. Le 
but de ces assemblees, qui se propagent dans le royaume, et qui ont dejä 
etabli entr’elles des correspondances, est de forcer les entrepreneurs de 
travaux, les ci-devant maitres, & augmenter le prix de la journde de 
travail, d’empächer les ouvriers et les partieuliers qui les occupent dans leurs 
ateliers, de faire entr’ eux des conventions à l’amiable ete.“ Es ift alfo nur 
die Rede von ben gegen bie Imterefien der Meifter gerichteten Arbeiterverbindungen 
und dieſe Verbindungen follen Erneuerungen der „vernichteten Korporationen“, der 
„maitrises“ und „jurandes* fein! Am luſſe des Berichtes wirb übrigens das 
Geſetz ausdrücklich als ein Coalitionsverbot charalteriſirt; es habe den Zwed, zu ver- 
— „tant les coalitions que formeraient les ouvriers pour faire augmenter 
e prix de la journde de travail, que celles que formeraient les entrepreneurs 
pour le faire diminuer“, 
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wird Artikel 2 ebenfo wenig wie Artitel 1 durch eine Strafbeftimmung 
geftügt; eime ſolche erfcheint erft im Artikel 4, der eim eigentliche® Coalitions- 
verbot und ſomit den Kern des Geſetzes enthält. Auch die folgenden Artikel 
beziehen ſich direct oder indirect auf die Coalition, und zwar auf die Arbeiter 
cpalition, wenn aud im Artifel 4 wieder die formale Gleichheit der Unternehmer 
und der Arbeiter gewahrt ift. 


2. Spätere Wirkung des Geſetzes von 1791, 


Dieſes Coalitionsverbot num, welches nur gelegentlich die fachgenofien- 
ſchaftlichen Berbindungen als muthmafliche Förderungsmittel der Coalition mit 
traf, wurde bald durch eine firengere Gefegebung erfegt. Aber die urſprünglich 
nebenfächlichen erften Artifel, in denen eben nur von jenen Vereinigungen im 
Allgemeinen die Rede ift, blieben als iſolirtes Geſetzbruchſtück gültig bis auf 
den heutigen Tag. Die Berwaltungsbehörde hat fi freilihd bald über das , 
Geſetz hinweggeſetzt, indem fie ſich die bißcretionäre Gewalt beilegte, Vereine | 
folder Art nach Gutdünken zu dulden oder aufzulöfen. Diefe Duldung kam 
lange Zeit nur den Unternehmern zu gute, fchloß übrigens gelegentliche Chicanen 
auch gegen dieſe nicht auß, wie denn 3. B. nod im Sabre 1867 der „Union 
nationale“ befohlen wurde, die Aufſchrift „Chambres syndicales“ von ihrem 
Local zu entfernen). Dagegen hielt man den Arbeitern gegenüber das Affo- 
ciationsverbot jogar noch aufrecht, als die Coalition, der eigentliche Gegenftand 
des Geſetzes von 1791, ſchon aus der Reihe der ftrafbaren Vergehen geftrichen 
war. Das ohnehin von dem Senat und den confervativen Bonapartiften nur 
widerwillig angenommene Geſetz vom 25. Mai 1864 galt eben als ein fo ge 
fährliches Experiment, daß man die veraltete Waffe, mit der angeblich einft die 
MWieverherftellung der Zünfte bekämpft werben follte, jegt noch neben ver 
allgemeinen ſtrengen Geſetzgebung über Bereine und Berfammlungen fefthielt, 
um die wirflihe Ausübung des den Arbeitern verliehenen Coalitionsrechtes vefto 
vollftändiger von dem Belieben der Behörden abhängig zu machen. Indeß ging 
das Kaiſerreich in den nächften Jahren immer weiter in feinen Verſuchen mit 
einem Theile der Arbeiterpartei Fühlung zu erhalten, und e8 ſah ſich daher 
ſchließlich genöthigt, die abminiftrative Toleranz, die man den Syndicallammern 
der Unternehmer gewährte, auch auf die entiprechenden Arbeiteraffoctationen aus- 
zubehnen. Auf die Einzelheiten diefer Entwidlung werden wir fpäter zurüdtommen ; 
bier ſei nur angeführt, daß in einem vom Kaiſer genehmigten Bericht des 
Handeldminifter8 de Forcade (vom 30. März 1868) das Princip aufgeftelt 
wurde, ‘die Behörden hätten zu den Wrbeiterwerbänden dieſelbe Stellung einzu: 
nehmen, wie zu den Unternehmer⸗Syndicaten; nur dann ſei einzufchreiten, wenn 
diefe Vereine das Princip der Handels- und Gewerbefreiheit verlegten oder einen 
politifhen Charakter annähmen 2). Diefe Grundfäge find ſeit 1868 maßgebend 


1) Havard, les syndicats professionels, = 70. 

2) „La loi ne reconnait encore aujourd’hui d’autres chambres syndicales 
que celles qui ont pour fonction de regler la discipline de certaines professions 
speciales, telles que Jes professions d’agent de change et de courtier. Elle 
n’admet, pour repr6senter officiellement les interöts commerciaux et industriels, 
que les chambres de commerce et les chambres consultatives des arts et 
manufactures. Mais, depuis un certain nombre d’annees, la formation de 
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geblieben; bei befonderen Gelegenheiten ift man gegen die Arbeiterverbände ein- 
gefchritten, im Allgemeinen aber hat man ihre Eriftenz geduldet. Aber in dieſer 
Toleranz liegt, trog der Taiferlihen Beftätigung des erwähnten Berichtes, that- 
ſächlich eine chronifche Gefegesverlegung; und nicht minder machen fih einer 
folden die Kammern, die Minifter und fonftigen Behörden ſchuldig, wenn fie, 
was oft genug geichieht, von einem Syndicat als der Vertretung eines befonderen 
Gewerbes eine Eingabe oder Petition annehmen oder beantworten, da eine foldhe 
Eorrejpondenz ebenfalls ausdrüdlih durch den Art. 3 des Geſetzes von 1791 
verboten ift. Angeſichts eines ſolchen ungejunden Zuftandes jollte man erwarten, 
daß mwenigftend in den Syndicalflammern beider Kategorien die Aufhebung des 
willfürlih gehandhabten Ausnahmegeſetzes mit Einftimmigfeit verlangt werbe. 
Wir werden indeß fehen, daß manche Unternehmer ver beftehenden Praris gar 
nicht abhold find 9). 


3. Das Gonlitionsverbot. — 


- Aber auch angenommen, jenes Geſetz wäre vollſtändig beſeitigt worden, ſo—⸗ 
bald man den weſentlichſten Gehalt deſſelben, das Coalitionsverbot, mit weiteren 
Verſchärfungen in ein neues Geſetz aufgenommen hatte, ſo würde doch dieſes 
letztere Verbot allein ſchon genügt haben, um den Arbeitern eine wirkſame 
Intereſſenverbindung nach Art der Syndicallammern unmöglich zu machen. 
Denn dieſe Verbände betrachten es ja als eine ihrer Hauptaufgaben, einen 
collectiven Einfluß auf die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen auszuüben. Wie 
aber ſoll dies möglich fein, wenn die Coalition verboten iſt und ſchon ein geinein= 
Ihaftliher Beihluß über die Lohnbedingungen als ftrafbarer Berjud eines 
Strife angejehen werben könnte? Man beachte wohl, daß eine Eoalition, wie 
auch Dllivier in feinem Bericht über das Geſetz von 1864 hevorhob, nicht mit 





chambres syndicales libres est entree dans les usages de l’industrie pari- 
sienne...... L’administration est restee 6trangöre à la formation et au 
developpement des chambres syndicales; mais il est arrive souvent, que le 
—— de commerce leur a confie la mission de donner leur avis sur des 
affaires contentieuses ou de les rögler par la voie amiable. Les raisons de 
justice et d’egalite invoqudes par les delegations ouvriöres pour former & leur 
tour des r&unions analogues à celles des patrons ont paru dignes d’&tre prises 
en consideration, et, conformement aux intentions de V. M., les ouvriers de 
— rofessions ont pu se r&unir librement et discuter les conditions de 
eurs syndicats ..... (L’administration) ne serait amende & les interdire que 
si, contrairement aux principes posds par l’Assemblee constituante dans la loi 
du 17 juin 1791, les chambres syndicales venaient à porter atteinte à la liberte 
du commerce et de lindustrie, ou si elles s’&loignaient de leur but pour devenir, 
à un nn queleonque, des r&unions politiques non autorisdes par la loi.“ 
Rapport & l’Empereur pe le ministre de commerce etc. in ber officiellen Aus— 
gabe ber Rapports des delegations ouvrieres (exposition de 1867) t. I, p. 15. 
1) Es dürfte faum nöthig fein, vor der Verwechfelung der bier betrachteten Ber- 
bände mit ben ebenfall® associations syndicales genannten ländlichen Meliorations- 
enofienfchaften zu warnen. Diefe letsteren haben nicht nur als eigens autorifirte, 
ers auch als freie Verbindungen durch das Geſetz vom 21. Juni 1865 die An— 
erfennung als juriftifche lee nebft weitgehenden Rechten erhalten. Bor Kurzem 
ift von M. Nadaud der Vorſchlag gemacht worden, Genofienfhajten für ftäbtifche 
Arbeiten in ähnlicher Weife zu begünftigen. 
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möglicher Weife, aber keineswegs nothwendig aus der erfteren hervorgehen. 
Eine Coalition kann manderlei Zwede haben; der ursprüngliche Artikel 414 des 
franzöfiihen Strafgeſetzbuches verbietet z. B. den Unternehmern die Coalition 
nicht zu gemeinfamer Arbeitseinftellung, fondern zum Zmwede „der ungerechten 
und mißbräudlihen Herabdrüdung des Lohnes“ und den Arbeitern wird bis 
1864 noch ganz allgemein unterfagt die Eoalition „pour suspendre, empöcher, 
ench&rir les travaux.“!) Nach diefem Wortlaute war den Arbeitern alſo 
überhaupt die Befugniß entzogen, gemeinfchaftlihe Vereinbarungen zu Ewirkung 
eined höheren Lohnes zu treffen, aud wenn fie gar nicht einen eigentlichen 
Strite, ſondern nur etwa eine allmähliche Beſchränkung des ArbeitSangebotes 
beabſichtigten. Wenn aucd die Handhabung des Gefeted eine mildere war und 
erft bei wirklicher Arbeitseinftellung eingefchritten wurde, jo blieb darum doch die 
principiele Beihränfung der wirtbichaftlihen Freiheit der Arbeiter beftehen. 
Daß Zweckmäßigkeits⸗- und Bequemlichleitsgründe für das Koalitionsverbot 
Iprehen, daß die Arbeitseinftellungen ihrer Natur nach häufig für die Arbeiter 
jelbft höchſt nachtheilige Folgen haben, daß fie oft mit Vertragsbrud und Ge— 
waltthätigfeit verbunden waren, durfte nicht die mafgebende Erwägung jein, 
fondern die Frage mußte durchaus abftract beantwortet werden. Denn wenn 
es unmöglich ift, die materielle Gleichheit in Befig und Genuß herzuftellen, fo 
wird eine Arbeiterclaffe mit den Anjhauungen und Erinnerungen der franzöfiichen 
um fo eiferfüchtiger darauf halten, daß ihr wenigftens die rechtliche Gleichheit 
volltommen gewahrt. werde, und fie wird jede Verlegung ihres abftracten Rechtes 
mit doctrinärem Scharffinn entdeden und mit bitterem Ingrimme empfinden. Mag 
immerhin das GCoalitionsverbot die Zahl der Strifes in Schranten gehalten haben, 
jo bat es doch andererfeitS dem nad und nah anwachſenden Claſſenhaſſe Yahr- 
zehnte hindurdy die wirffamfte Nahrung geboten. Bis zum Yahre 1849 hatte 
das Geſetz in der Coalitionsfrage offenkundig verſchiedenes Maaß und Gewicht _ 
für Unternehmer und Arbeiter. Dann ftellte man allerding8 eine zum ‘Theil 
geradezu pedantifche Buchftabengleihheit in den Beftimmungen für beide Theile 
ber, aber die Arbeiter behielten gleichwohl das Gefühl, daß der ganze Apparat 
doch in erfter Linie gegen fie gerichtet bleibe und daß er in feiner Anwendung 
die Freiheit ihrer eigenen Bewegung ſtets in weit höherem Grade beichränte, als 
die der Arbeitgeber. In ver That, eine Unternehmung der Großinduftrie bedarf 
in der Regel gar nicht der Coalition mit anderen, um ihre ökonomiſche Macht 
den Arbeitern gegenüber geltend zu maden: die große Capitalconcentrirung 
leiftet bier ſchon von jelbft das, mas die Arbeiter erft durch ihre Vereinigung 
mühſam zu erreichen fuchen. So konnte alfo eim einziger großer Unternehmer 
mit einem Male für Taufende von Arbeitern eine Lohnherabjegung verfügen, 
während die Arbeiter, falls fie ſich nun ihrerfeits indgefammt weigerten, unter 
diefen Bedingungen weiter zu arbeiten, ftraffällig wurden. Aber auch wirkliche 
Eoalitionen mehrerer Unternehmer konnten ſich dem Geſetze Leicht entziehen, in- 
dem fie ihrer Verbindung die Form einer Handelsgefelichaft gaben. So ver: 
einigten fich die 65 Kohlengruben des Loire-Beckens 1837 zu drei und fpäter 


1) Allerdings wird feit dem Gefege vom 22. Germinal XI bie Strafbarfeit ber 
Coalition noch von der vieldentigen Bedingung abhängig gemadt: „il ya eu 
tentative ou commencement d'ex&eution“, 
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zu einer einzigen Gejellihaft. ALS man nun in zwei Werten, die bis dahin 
einen höheren Lohn bezahlt hatten, den bei den übrigen geltenden Say einführen 
wollte, entftand im März 1844 ein mit Gemwaltthätigkeiten verbundener Strife, 
dem in Rive-de-Gier durch Einſchreiten der Truppen ein blutiges Ende gemacht 
wurde !), Die Vereinigung der Unternehmer dauerte fort, bi8 im Jahre 1852 
ein dictatoriſches Decret des Präfidenten der Republik die Verbindung der Be- 
figer von Bergwerkconceffionen gleicher Art von der Erlaubniß der Regierung 
abhängig machte. Die Kataftrophe von Rive-de-Gier aber tft bei den fran= 
zöſiſchen Arbeitern bis auf den heutigen Tag unvergefien geblieben; Jahrzehnte 
lang bat man fid auf diefelbe berufen, um zu beweijen, daß in dem Bourgeois- 
Staat eine mwirflihe Rechtögleihheit zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern- nicht 
eriftire. Das Auftreten folder Empfindungen in der Maffe ıft ungleich Schlimmer, 
als das gelegentlihe Vorkommen von Polizeiwidrigfeiten; das Ternten die 
leitenden Clafjen denn auch endlich einjeben und fie opferten diefer Ueber— 
zeugung mit ſchwerem Herzen das Coalitionsverbot. 


4. Die Coalitionsgeſetzgebung bis 1849. 


Das Geſetz vom 14. — 17. Juni 1791 trat gegen die Coalitionen noch 
verhältnigmäßig milde auf: e8 bedroht (Art. 4) nur die „Urheber, Führer und 
Anftifter mit der mäßigen Geldftrafe von 500 Fred. und mit einjähriger 
Suöpenfion ihrer politiihen Rechte. Wenn jedoch in den Beichlüffen oder 
Veröffentlihungen der Berbundenen Drohungen gegen die Unternehmer oder gegen 
andere Arbeiter vortommen, fo find die Urheber oder Unterzeichner nah Art. 6 
mit Geldbuße von 1000 Fres. und 3 Monaten Gefängniß zu beſtrafen. 

Geſetz über die ländlichen Verhältniſſe und die Feldpolizei (vom 
28. a. 6. Det. 1791) verbot die Coalition der Ländlichen Arbeitgeber 
jowohl wie der Tagelöhner und Dienftboten ?2), droht jedoch nur mit gelinden 
Geldſtrafen und Polizeihaft, die auf dem Yande höchſtens drei Tage dauern 
konnte. 

Nach dem Austoben des großen Revolutionsſturmes tritt die Neigung zu 
einem ſchärferen Vorgehen gegen die Arbeitercoalitionen unverkennbar in der 
Verordnung des Directoriums vom 16. Fructidor IV (2. Sept. 1796) hervor. 
Diefelbe ift eigentlich nur eine fpecielle Polizeimafregel gegen die Arbeiter ber 
Papierinduftrie und ſtützt ſich Iediglich auf bereits beſtehende Geſetze, u. A. auch 
auf ein Gelegenheitögejeg vom 23. Nivöfe II, das die Papierfabrication der 
Requifition unterwarf. Aber die Verordnung ıft dharakteriftiich für den Geift, 
in weldem das Directorium die wirtbichaftliche Freiheit und das Verhältniß 
von Urbeitgeber und Arbeiter auffaßte. Unter Berufung auf eim Decret des 
Convents °), nad) welchem die nicht aufgehobenen Geſetze proviſoriſch auch ferner- 
hin ausgeführt werben follen, greift die Erecutiogemalt wieder in bie gemerbe- 
polizeilihe Rüſtkammer des alten Regime zurüd und ftellt ein die Papierarbeiter 
betreffendes en vom 29. Januar 1739 als nod gültig bin, weil e8 ja 





n. 9 a Levasseur, Histoire des classes ouvrieres en France depuis 1789, 
P- 

Ti. II, art. 19 und 20. 

2) Vom 21. Sept. 1792. 


Die Syndicalverbände und bie Gefeßgebung. 17 


niemals ausdrüdlich abgejchafft worden feil Aus diefem Reglement, aus dem 
Gelege vom 17. Yun 1791 und aus dem erwähnten Ausnahmegejege vom 
Jahre II werben nun die Einzelbeftimmungen der Directorialverorbnung heraus⸗ 
deftillirt, zu dem Zwecke, „ven Handel, die Induftrie und das Eigenthumsrecht 
vor den Etörungen und Beläftigungen Seitens der Böswilligkeit zu ſchützen“. 
So follen 3. B. Geldbußen, weldye die Arbeiter auf Grund einer Vereinbarung 
ſich unter einander oder den Unternehmern auferlegen, als einfacher Diebftahl 
betrachtet werden, jo daß, abgefehen von Erfag und Schabloshaltung, eine 
Gefängnißftrafe bis zu zwei Jahren über die Schulvigen verhängt werden konnte. 
Die Verrufserflärungen und Arbeitöverbote (die jogenannten „damnations“) 
follen ebenfalls als Berlegungen des Eigentbums der Unternehmer angefehen 
und demgemäß beftraft werden. Die Bapierarbeiter follen nur dann zu einem 
anderen Arbeitgeber übergehen dürfen, wenn fie dem bisherigen vor zwei Zeugen 
vier Decaden vorher gekündigt haben; andernfalls verfallen jie einer Strafe von 
100 Livres, „payables par corps“, während dem Unternehmer, der einen nicht 
regelrecht entlafjenen Arbeiter annimmt, eine Geldftrafe von 300 Livres in 
Ausfiht fteht. Andererfeits find auch die Unternehmer zur Einhaltung einer 
Kündigungsfrift von vier Decaden verpflichtet, e8 ſei denn, daß der Arbeiter der 
Nachlaͤſſigkeit oder eines ſchlechten Betragens überführt ift; dem ohne genügen- 
den Grund vorzeitig entlaffenen Arbeiter aber muß der Unternehmer während 
jenes Zeitraumes Lohn und Unterhalt gewähren. So folgten ſich im Ganzen 
20 Artifel, die indgefammt mit dem Princip der Gemwerbefreiheit ſchwer ver: 
einbar waren. 

Unter dem Confulat trat die gewerbepolizeilihe Reaction noch deutlicher her- 
vor und im Zufammenhange mit derſelben wurde auch das Eoalitionsverbot 
durch das Geſetz vom 22. Germinal XI erheblich verſchärft. Alle Arbeiter, 
die fih an einer Coalition betheiligen, follen nah Art. 7, fofern ein Verſuch 
oder ein Anfang der Ausführung vorliegt, mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
beftraft werden. Den Unternehmern aber, weldhe fih gegen andere Arbeit 
geber coalifiren !), um „injustement ou abusivement“ den Lohn herabzudrücken, 
wird eine Gelbftrafe von 10.0—3000 Fred. und unter Umftänden Gefängnif 
bi8 zu einem Monat angedroht. 

Dieſe Beftimmungen werben mit abermaliger Berihärfung 1810 durch die 
Artitel 414—416 des Code penal erfegt. Die Coalition der Unternehmer 
unter fih zu „ungerechter oder mißbräuchlicher“ Erniedrigung des Lohnes wird 
mit Gefängniß von ſechs Tagen bis zu einem Monat und einer Geldbuße von 
200—3000 Fres. beftraf. Auch für die Arbeitercoalition wurde jegt ein 
Minimum der Strafe feftgejett, nämlih ein Monat Gefängniß, während bie 
obere Grenze für die einfachen Theilnehmer drei Monate blieb; dagegen trat 
eine neue drafoniihe Strafbeftimmung gegen die „Führer over Anftifter“ Hinzu, 
nämlich zwei bis fünf Jahre Gefängniß und außerdem unter Umftänden noch 
zwei bis fünf Jahre Polizeiaufficht ). Unter den „chefs ou moteurs“ hat 


1) Die einigermaßen auffallende Faſſung in Art. 6 lautet: „Toute coalition 
contre ceux qui font travailler les ouvriers tendant & forcer injustement ou 
abusivement l’abaissement des salaires etc. 

2) Nah Art. 416 (in feiner urſprünglichen Faſſung) werben Arbeitsverbote und 
Berrufserflärungen wie die Eoalition des Art. 415 behandelt. 

Schriften XVII. — Lexis, franz. Gewverkvereine. 2 


18 Gewerkoereine und Unternehmerverbände in Frankreich. 


man fich aber feineswegs blos tumultuirende Unruhftifter zu denken, ſondern es 
fonnten in dieſe Kategorie auch diejenigen Arbeiter fallen, die durch größere 
Intelligenz und Bildung im Stande waren, eine nach der Conjunctur berechtigte 
Bereinbarung zur Erzielung höherer Löhne ohne Gewaltthätigfeit zu veranlafien 
und zu leiten. 

Die im Art. 419 unterfagte Coalition von Inhabern einer und derſelben 
Waare kommt für unferen Zweck weniger in Betracht; Doc entipringt auch 
dieſes Berbot dem oben erwähnten Princip der individualitiichen Concurrenz. 


5. Die Geſetze von 1849 und 1864. 


Wie wenig die Soalitionsgefeßgebung von 1810 geeignet war, den jocialen 
Frieden zu fördern, zeigte ſich namentlich unter der Juli-Monarchie. Auch war 
es gewillermaßen felbftwerftändlich, daß diefe Frage nad der Februarrevolution 
auf die Tagesordnung der conftitutrenden Nationalverfammlung kam. Mehrere 
Anträge in Betreff derjelben wurden eingebracht, aber die Verſammlung ging 
auseinander, ehe ein Rejultat zu Stande gefommen war. In der neuen gejeg- 
gebenden Nationalverfammlung war die Strömung den Arbeitern noch ungünftiger ; 
daher behielt das Gejeg vom 27. November 1849 das Delict der Coalition 
bei und begnügte fih mit einer Umgeftaltung der Artifel 414—416, welche 
dem Wortlaut nad) völlige Gleichheit für Arbeitgeber und Arbeiter berftellte. 
Die Strafe für die einfache Theilmahme an der Coalition war für beide Glaffen 
nunmehr auf ſechs Tage bis drei Monate Gefängnig und 16—3000 Free. 
Geldbuße gelegt; aber auch den Unternehmern ftand jest, wenn fie als „Führer 
oder Anftifter“ auftreten würden, die oben angegebene ſchwere Strafe wenigſtens 
auf dem Papier in Ausficht und überbied war e8 ihnen, ganz ebenio wie den 
Arbeitern, ausdrüdlih verwehrt, in die Sitten der Compagnonage zu verfallen 
und „damnations“ auszufprechen | 

Diefe neuen Strafartifel blieben nun nod fünfzehn Jahre lang eine 
Duelle der Erbitterung für die Arbeiter und der Verlegenheit für die Regierung. 
Beſonders als das Katjerreih nad dem italienischen Kriege mehr und mehr mit 
den Arbeitern zu coquettiren anfing und gewiſſe Manifeftationen derjelben indirect 
begünftigte, mußte es jich überzeugen, daß die Aufhebung des Eoalitionsverbotes 
obenan auf dem Programm jelbft Derjenigen ftand, die einem Modus vivendi 
mit dem Bonapartismus nicht abgeneigt waren. Die Kammern fträubten fich 
zwar gegen diefe Conceffion, aber der Kaifer trat perfönlih für dieſelbe ein, 
zunächſt dadurch, daß er den wegen Coalition ausgeſprochenen Berurtheilungen 
jofort Begnadigung folgen ließ. So kam endlich das Gejeg vom 25. Mat 1864 
zu Stande. In dem von Dllwier erftatteten Beriht an den Geſetzgebenden 
Körper !) wird die Coalition aufgefaßt als eine VBerftändigung zwiſchen mehreren 
Perfonen, um gemeinfhaftlih ein Recht auszuüben, das jedem Einzelnen unbe- 
ftritten zuftehe. Cine ſolche BVerftändigung über die zu forbernden Arbeits: 
bedingungen ſei allerdings an fich nach dem geltenden Rechte nicht ftrafbar, wohl 
aber jeder Verſuch oder Anfang zur Ausführung des gemeinſchaftlichen Beichluffes. 
Die Annahme, daß eine Coalition nur durch Gewaltthätigfeit oder trügeriiche 
Borfpiegelungen ind Werk geſetzt werben künne, fei unbegründet; komme fie aber 


1) Moniteur, Nr. vom 13., 15. und 29. Mai 1964. 
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ohne ſolche Mittel zu Stande, jo bringe fie feine größere Beichränfung ber 
Freiheit des Einzelnen mit fich als jeder andere Vertrag. Daß die Vereinigung 
der Arbeiter feine nachhaltige Lohnerhöhung durchſetzen könne, ſei ebenfalls nicht 
erwieſen; man dürfe den Einfluß der Gewohnheit auf den Lohnſatz nicht 
außer Acht Iafien, vermöge welcher er z. B. bei allmählicher Entwerthung der 
Geldmetalle recht wohl auf einem zu niedrigen Niveau bleiben fünnte, ohne daß 
die Arbeitgeber ſich veranlaft finden witrden, ihrerfeits die Initiative zur Hebung 
dejielben zu ergreifen. Auch fei anzunehmen, daß die Unternehmer nad) der 
Aufhebung der Prohibitionen und übermäßigen Zölle verjuchen würden, die Yöhne 
berabzudräden, um ihre frühere Schußzolltente fich zu erhalten. Die Erfahrung 
zeige übrigens, daß wirflic ſowohl dauernde Lohnerhöhungen wie auch fonftige 
Verbeflerungen in der Lage der Arbeiter durch Coalitionen erreicht worden 
fein. So madıten im Jahre 1854 die Giehereiarbeiter Strife, weil fie ver- 
gebens die Anwendung von Stärfemehl als Trennungsmittel ftatt des gejund- 
heitsſchädlichen Kohlenftaubes verlangten. Das Gericht verhängte die ſchweren 
Strafen des Geſetzes über fie (bi8 zu fünf Jahren Gefängnig), aber der Kaifer 
ließ Begnadigung eintreten, und fettvem ift in der That in den Giefereien das 
Stärfemehl an die Stelle des Kohlenſtaubes getreten. 

Im Gefetsgebenden Körper fand der Gejegentwurf im Ganzen wenig 
Widerſpruch; Biele aber nahmen ihn an, obmohl fie nach ihrer Herzensmeinung 
ihm feindlih waren. Dann hatte der Senat noch zu erwägen, ob das neue 
Geſetz den Grundlagen der Berfaffung und fpeciell dem Rechte des Eigenthums 
und der freiheit der Arbeit miderjprehe, und mande Mitgliever der hoben 
Körperfchaft waren nicht abgeneigt, die Neuerung in diefem Sinne aufzufafjen. - 
Auh in der Commiſſion war diefe Anſchauung vertreten, wie aus dem Berichte 
Delangle's hervorgeht. Namentlih wurde die Wirkung eines Strife in einer 
Fabrik oder Werkſtätte mit Arbeitstheilung hervorgehoben, da in ſolchen Fällen 
eine einzige Kategorie von Arbeitern die Macht habe, alle Anderen ebenfalls 
zum feiern zu zwingen. Go würden dur Die Wrbeitdeinftellungen „Die 
induftriellen Unternehmungen mit Unfruchtbarkeit geichlagen, die Früchte der 
früheren Arbeit verzehrt und die Productionsquellen für die Zukunft verftopft.‘ 
In der Plenarfigung fritifirte der Generalprocurator Dupin namentlih das von 
Dllivier vorausgeſetzte Princip, daß Alles, mas dem Einzelnen geftattet ſei, auch 
einer Gemeinfhaft von Meehreren erlaubt jein müfle, indem er auf die Waffen- 
übungen hinwies, mit denen eim Einzelner fi) wohl ungehindert unterhalten 
könne, die aber fofort einen anderen Charakter annähmen, wenn fie von Hunderten 
oder Zaufenden zugleich unternommen würden. Rouber dagegen fuchte als Ber- 
treter der Negierung dem Senate begreiflih zu machen, daß die Freiheit der 
Arbeit gefährdet ift, wenn das Geſetz Diejenigen beftraft, die in aller Orbnung 
und Ruhe auf Grund wirthihaftliher Enwägungen nad gemeinfamer Ber: 
ftändigung ihre Arbeit zurücdzuziehen fuchen. Den Arbeitgebern ſelbſt müfje eine 
folche Anwendung des Geſetzes (mie fie vor Kurzem noch bei Gelegenheit des 
Segerftrite vorgefommen war) unangenehm fein. Uebrigens wied der Minifter 
zur Beruhigung der Gemither nachdrücklich darauf Hin, daß die Regierung noch 
Waffen genug zum Schutze der Gefellihaft in der Hand behalte und daß ihre 
Umſicht und Feftigkeit jede Fälſchung des Zweckes und des Geiſtes des neuen 
Geſetzes zu verhindern wiffen werde. Baroche fügte hinzu, das Geſetz ſei feines: 

2* 


20. Gewerkvereine und Unternehmerverbände in Frankreich. 


wegs eine Principienerflärung, das Coalitionsrecht werde nicht etwa als neues 
Grundrecht der Franzoſen aufgeftellt, fondern das Wort Coalition komme in 
dem Entwurf gar nicht vor und e8 handele ſich einfah um ein Strafgejeg, 
eine neue und beffere Redaction der Artikel 414—416 des Code penal,. Der 
Senat gab denn auch jchlieplih mit 64 Stimmen gegen 13 feine Zuffimmung. 


6. Näheres über das Geſetz von 1864. 

In feiner jegigen Faſſung verhängt num der Artikel 414 Gefängnißftrafe 
von ſechs Tagen 518 zu drei Jahren und Gelpftrafe von 16—3000 Fres., 
oder die eine von diefen Strafen allein über Diejenigen, weldhe mit Anwendung 
von Gemaltthätlichfeiten, Drohungen oder betrügeriichen Borjpiegelungen eine 
verabrebete Arbeitseinftellung herbeigeführt oder aufrecht erhalten oder den Verſuch 
dazu gemacht haben, zu dem Zwecke, die Erhöhung oder Erniebrigung der Löhne 
zu erzwingen ober die Freiheit der Induftrie oder der Arbeit zu beeinträchtigen. 
Die ES trafbeftimmungen treffen alfo jet nur die Urheber und Förderer einer 
Arbeitseinftellung, jofern fie gewaltfame oder betrügerifhe Mittel anmenden. 
Gegen qualificirte Gewaltthätigfeiten und Drohungen bleiben die betreffenden 
Artikel des Code penal in Kraft; das neue Gejet läßt alfo eine Ueberichreitung 
des für einfache Gemaltthätigkeiten und Drohungen geltenden Strafmaßes zu, 
indem es unter Umftänden eine befondere Erſchwerung diejer Vergehen darin 
erkennt, daß dieſelben eine Beeinträchtigung der Freiheit der Arbeit zum 
Zwecke haben. 

In dem neuen Artifel 414 wird voraußgefegt, daß Die mit ungejeglichen 
- Mitteln vorgebenden Beranftalter der Coalition ifolirt handeln; treten fie da— 

egen nad einem gemeinfchaftlich vereinbarten Plane auf, jo ift dies ein er- 
Sri Umftand, wegen deſſen fie nach dem neuen Artikel 415 noch zwei bis 
fünf Jahre unter Polizeiaufficht geftellt werben können. So tft nah Ollivier's 
Auseinanderjegung diefer Artikel aufzufaſſen, der an fid) jo unklar gehalten ift, 
daß jelbft Jules Favre ihn im Geſetzgebenden Körper nicht richtig verftanden 
hatte. Uebrigens ſprach Ollivier felbft die Hoffnung aus, daß diefer Artifel von 
geringer praktiicher Bedeutung fein werde. Der Artikel 416 endlich in feiner 
neuen Geſtalt jetzt Gefängniß von ſechs Tagen bis zu drei Monaten und Geld— 
ftrafe von 16—300 Fred. oder eine von dieſen Strafen allein auf diejenigen 
Berlegungen der Freiheit der Imduftrie oder der Arbeit, weldye von Unter— 
nehmern oder Arbeitern durch planmäßig vereinbarte Geldftrafen, Berbote oder 
Berrufserflärungen begangen würden. Jules Favre meinte zu dieſem Artikel, 
derjelbe hebe auf einem Umwege das Goalitionsreht wieder auf, denn ohne 
Berbote und PVerrufungen werde in der Wirklichkeit eine Coalition gar nicht 
vorlommen. Der Berichterftatter Dagegen wies darauf hin, daß die Anwendungen 
folder Mittel nur dann ftrafbar ſeien, wenn fie wirklich die Freiheit der Arbeit 
verlegt und wenn außerdem die Thäter nad) einem vereinbarten Plane gehandelt 
hätten. Nach diefem Commentar ift alſo anzunehmen, daß weder die Erhebung 
von freiwillig gezahlten Gonventionalftrafen, nod die ohne Zwang oder 
gegen Entjhädigung eintretende Vermeidung gewiſſer Arbeitgeber ftrafbar ift. 

Das Geſetz von 1864, das übrigend auch die ländlichen Arbeitgeber und 
Arbeiter den neuen Strafartifeln untenwirft, ftellt ohne Zweifel gegen früher 
einen bedeutenden Fortſchritt dar, emtipriht aber doch noch feineswegd den 
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Wünſchen der Arbeiter. Die Orenzen des Erlaubten und des Strafbaren find 
nach demfelben ſehr ſchwer zu erfennen. An welchem Punkte 3. B. werben die 
Illuſionen und Uebertreibungen erhigter Gemüther zu „manoeuvres frauduleuses“ ? 
Wo beginnt die im Artifel 416 vorausgefette Verlegung der Freiheit der Arbeit ? 
Auch ift nicht zu leugnen, daß die Arbeiter fi) der Natur der Berhältniffe 
nach viel leichter in den Fußangeln des Geſetzes verfangen können, ald die Arbeit- 
eber. Doch find dieſe Beſchwerden von geringem Gewicht gegenüber der ent= 
Kheidenben Thatſache, daß troß des Geſetzes von 1864 auch die legalfte, Zwang 
und Gewalt durchaus vermeidende Coalition nur zu Stande kommen kann, wenn 
die Regierung ihre Zuftimmung dazu gibt! Wenn auch das Delict der ein- 
fachen Coalition aus dem Strafgeſetzbuch geftrichen ift, jo bleibt doch noch 
das droit commun zum Scute der Gejellichaft beftehen, wie Rouher dem Senate 
tröftend ins Gedächtniß rief. Er Dachte dabei an bie Gefetgebung über Bereine 
und Berfammlungen, die jo reftrictio war und in der Hauptſache noch ift, daß 
die Regierung auf Grund derfelben gegen jede Eoalition einjchreiten kann, wenn 
fie e8 für gut bält. 


7. Die Bereins- und Berfammlungsgeiegebung. 


Nach dem aus dem erften Kaiferreih ftammenden Artikel 291 des Code 
penal ift für jede Vereinigung von mehr als zwanzig Perſonen, die ſich täglich 
oder an beftimmten Tagen ———— wollen, um ſich mit religiöſen, literariſchen, 
politiſchen oder anderen Dingen zu beſchäftigen, die Genehmigung der Regierung 
erforderlich, und der Verein muß ſich den Bedingungen unterwerfen, welche die 
Behörde zu ſtellen für gut befindet. Die drei folgenden Artikel vervollſtändigen 
diefe ſummariſche Vereinsgeſetzgebung, die urſprünglich unter dem Einfluß ber 
Erinnerungen an die Club8 der Revolutiondzeit entftanden if. Die Yuli- 
Monarchie hielt indeß im ihrer Furcht vor den geheimen Gefellichaften noch eine 
Verſchärfung ded Art. 291 für nöthig: die Geltung defjelben wurde durch das 
Geſetz vom 10. April 1834 auch auf diejenigen Aſſociationen ausgedehnt, die 
gejonderte Abtbeilungen von weniger als zwanzig Perfonen bilden und fich nicht 
an beftimmten Tagen verjammeln. 

Nach diefer Ergänzung des Strafgeſetzbuches würden die Syndicalverbände 
der Arbeitgeber ſowohl mie der Arbeiter der vorgängigen Autorifation bedürfen, 
wenn fie nicht durch das Gefeß von 1791 verboten wären. Alfo nur — 
ihrer ungeſetzlichen Eriſtenz macht man die Bedingung der förmlichen Ge— 
nehmigung durch die Behörde nicht geltend. Allerdings haben die eigentlichen 
Syndicate, die ſtändigen Ausſchüſſe in der Regel weniger als zwanzig Mit« 
glieder und fie würden daher für ſich allein nicht unter den Art. 291 fallen. 
Für die Abhaltung von Generalverfammlungen aber wird eine bejondere Er— 
laubniß eingeholt, und damit fcheint dem Geſetze Genüge geleiftet zu fein. Aber 
wenn die Regierung will, fo kann fie gegen den ganzen Verband auf Grund 
des Gefeges von 1834 vorgeben, da derfelbe eine dauernde Vereinigung mit 
einem beftimmten, allen Genofjen gemeinfhaftlihen Zwede bildet, wenn ſich auch 
nie mehr als zwanzig Theilnehmer wirklich verfammeln !). 


1) Diefe Erwägungen machte der Staatsanwalt z. B. 1867 mit Erfolg & en bie 
Societe de credit mutuel, de solidarite et de pr&övoyance ber Pariſer — 
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Dei der Discuffion des Geſetzes von 1834 wurde von der Regierung 
anerkannt, daß einfache Berfammlumgen, die alfo nur den Charakter des 
Gelegentlihen tragen und nicht mit einer dauernden Organifation zuſammen— 
hängen, nicht als Affociationen im Sinne des Strafgeſetzbuches und des neuen 
Geſetzes anzufehen ſeien. Aber die örtlichen Polizeibehörden nahınen auf Grund 
des Geſetzes vom 16. — 24. Auguft 1790 das Recht in Anfpruch, im Intereſſe 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung nad ihrem Ermefjen öffentlihe Berfamm- 
lungen zu verbieten!). . Kraft diefer Machtvolllommenheit des Polizeipräfecten 
erfolgte 3. B. im Februar 1848 jenes Berbot eines Reformbanquet, das den 
Anlak zum Ausbruch der Revolution bildete ?). Eine noch weiter gehende 
Beſchränkung aber erlitt das Berfammlungsreht durch das Decret vom 
25. März 1852, welches alle öffentlichen Berfammlungen einfah unter Die 
Artitel 291 —294 des Code penal und das Geſetz von 1834 ftellte, fie alſo 
mit den Affociationen zufammenwarf. 

Unter der Herrfchaft diefer Geleggebung wurde nun die Eoalitionsfreiheit 
gewährt. Die Arbeitgeber konnten allenfalls mittel8 ſchriftlicher Abmachungen 
von derjelben Gebrauch machen; für die Arbeiter aber war ein georbnetes, ge— 
meinfchaftliches Auftreten nicht möglich ohne vorgängige Berfammlungen und eine 
 Tängere Zeit dauernde Organifation, die nach dem Geſetze als Aſſociation zu 
betrachten war. Zu dem Einen wie zu dem Anderen aber beburften jie der 
Erlaubniß der Regierung, fo daß, wie Levaſſeur richtig bemerkt, die Strike 
thatfächlih nur mit vorgängiger obrigkeitliher Bewilligung zu Stande kamen. 


8. Das Geje vom 8. Juni 1868. 


Nahdem das Kaiferreich einmal die erften Schritte im Sinne einer fühneren 
Arbeiterpolitif gethan hatte, konnte e8 logiſcher Weife Die vorgängige Genehmigung 
aller öffentlihen Berfammlungen nicht mehr beibehalten. Das Geſetz vom 
8. Juni 1868 fette in einem gewiffen Umfange an die Stelle der YAutorifation 
die Beauffihtigung, nöthigenfalls mit Repreſſion verbunden. Nah einer vor- 
bergehenden jchriftlichen Anzeige (in Pari® an den Polzeipräfecten, in ven 
Departement8 an die Präfecten oder Unterpräfecten zu richten), die von fieben 
vollberechtigten Bürgern unterzeichnet ift, und unter gewiflen anderen Normativ- 


Fe Auch die Internationale wurde in ihren beiden erften Procefien (1868) in ähn- 
icher Weife als nicht autorifirte Affociation behandelt ; in dem britten Proceß (1870) blieb 
diefer Geſichtspunkt ebenfalls für die Mebrzahl der Angeflagten noch mahgebend, 
während fieben andere wegen Theilnabme an einer geheimen Gefellihaft (nad dem 
noch allein in Kraft ftebenden Art. 13 des Decretes vom 25. Juli 1848) zu einer 
ſchweren Strafe verurtheilt wurden. 

1) Diefe präventive Befugniß läßt fich freilih nur durch eine fehr fühne Inter- 
pretation aus bem angeführten Geſetze ableiten. Die hierher gehörenden Stellen lauten 
(Tit. XI, Art. 3): „Les objets de police confies & l’autorit& des corps municipaux 
sont... 2) le soin de r&primer et punir les délits contre la tranquillit& publi- 
que, tels que... le tumulte excit& dans les lieux d’assemblede publique .. . 
3) le maintien du bon ordre dans les endroits ou il se fait de grands rassemble- 
ments d’hommes tels que les...cafes, &glises et autres lieux publies. Anderer- 
feit8 aber wurde in ber Conftitution vom 3. Sept. 1791 den Bürgern das Recht 

—— ſich friedlich und ohne Waffen unter Befolgung der Polizeigeſetze zu ver- 
ammeln.“ 

2) Bgl. Batbie, Precis du eours de droit publie et administratif, 4. ed. p. 17. 
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bedingungen können öffentliche Verſammlungen von beliebig vielen Perjonen ge— 
halten werben, fofern fie ſich — abgefehen von den Wahlverfammlungen, für 
die bejondere Beflimmungen gelten — nidyt mit politiſchen ober veligiöfen An- 
gelegenheiten befaflen. Die Behandlung wirthſchaftlicher Fragen ift alfo 
geftattet, und darin liegt die eigentliche Bedeutung des Geſetzes, das zugeftandener- 
maßen eine Ergänzung der Goalitionsfreiheit und der neuen Beftimmungen in 
Betreff des Cooperativgenofjenichaften fein ſollte. Freilich ift die Scheidung 
zwifchen wirthichaftlihen und politiihen Fragen nicht Iharf durchzuführen und 
die Regierung behielt in diefer Beziehung volllommen Discretionäre Gewalt. 
Nicht nur, daß die Behörde in jede Verſammlung emen Beamten jchiden kann, 
der diejelbe auflöfen joll, wenn fie von dem angefündigten Thema abweicht oder 
zu ftürmifch wird, fondern nah Art. 13 Hat der Präfeet auch das Recht, die 
Abhaltung einer Berfammlung, von der er Gefährbung der Drbnung ober ber 
öffentlihen Sicherheit befürchtet, zu vertagen und auf Grund einer minifteriellen 
Entſcheidung zu verbieten. Indeß erklärte Rouher bei der Debatte im Gejeg- 
gebenden Körper, daß nach der Abficht der Regierung alle gewerbe⸗ und handels⸗ 
politifhen Angelegenheiten, alle Fragen in Betreff des Lohnes und der Be- 
ziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern u. f. w. in den Berfammlungen 
frei discutirt werden jollten, unter der Borausfegung, daß Die Grundprincipien 
der Geſellſchaft, Eigenthum, familie u. ſ. w. vefpectirt würden. Man zeigte 
ſich anfangs ſogar merlwürdig weitherzig: um der frondirenden Bourgeoiſie 
einen heilſamen Schrecken einzujagen, geftattete man ber unterirdiſch wühlenden 
ſocialiſtiſchen und communiſtiſchen Agitation einen Ausgang and Tageslicht und 
fieß die Bürger Raoul Rigault, Gaillard, Budaille u. |. w. in der Reboute, 
dem Moliöre-Saal, dem Prö-aux-Clercs und ähnlichen Localen ihre Sporen 
verdienen. Durd ein Eircular des Minifter8 des Innern (vom 16. Februar 1869) 
wurde indeß dieſe „premiere periode de l’application de la loi de 1868“ 
abgeichlofien, und die offictöfen Federn unterliegen nicht, dem rubeliebenden Bürger 
flar zu maden, daß die Deputirten der Linken gegenüber dieſer Bedrohung aller 
Grundlagen der Gejellichaft fih unfähig und machtlos gezeigt hätten, während 
das Kaiſerreich mit. Yeichtigkeit im Stande fei, die entfeflelten Geifter auch wies 
der zu bannen — was ſich freilidh bald als eine Illuſion erwies. 

Das Gefe von 1868 fteht auch unter der neuen Republit noch in Kraft 
und wird von berielben keineswegs ſehr Liberal gehandhabt. Die General: 
verfammlungen der Arbeiterfyndicate werden von der Polizeipräfectur in Paris nur 
unter der Bedingung geftattet, daß Niemand, der dem betreffenden Gewerbe 
nicht angehört, Zutritt erhalte. Wenn alſo ein fremder einmal folden Ber: 
bandlungen beizumohnen wünfcht, jo bleibt höchftens der Ausweg, daß er ın einem 
Nebenzimmer mit offener Thüre feinen Gehörfinn anftrengt. Eigentlich wären 
diefe Berfammlungen aljo gar nicht als öffentliche, ſondern als private anzu- 
jehen. In diefe letztere Kategorie gehören überhaupt Diejenigen Berfammlungen, 
die von bejonder8 eingeladenen Perjonen in Privaträumen, oder von Mitgliedern 
von Civil- und Handelögejellihaften auf Grund einer öffentlichen, nicht nament= 
fihen Einladung in beliebigen Localen gehalten werden. Solche Privatverfamm- 
lungen waren aud unter der Herrichaft des Decret® von 1852 der Theorie 
nad erlaubt, aber in der Prarid waren die Veranftalter der VBerfammlungen 
einerjeit8 und die Gerichte andererſeits oft verſchiedener Meinung in Betreff des 
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wirklichen Charalters derjelben. In der meueften Zeit (September 1878) hat 
das Verbot des internationalen Arbeitercongreſſes, der ebenfalls als „Privat- 
verfammlung“ organifirt war, abermals gezeigt, daß diefe Form feine fonderliche 
Sicherheit gewährt. 


9, Spndicatverbände als Civilgeſellſchaften. 


Manche Arbeiterverbindungen, die im Weſentlichen den Charakter von 
Syndicaten trugen, haben verfucht, ſich als Civilgeſellſchaften zu conſtituiren, um 
durch die Hervorkehrung einer vermögensrechtlichen Seite eine geſichertere Exiſtenz 

egenüber dem Vereinsgeſetze zu gewinnen. Man konnte ja als Zweck der Geſell— 
chaft angeben, daß durch Beiträge ein Fonds zu ſammeln ſei, mit Hülfe deſſen 
die Intereſſen der Mitglieder gefördert werden ſollten, etwa durch Creditgewãhrung 
an Mitglieder, die auch im Falle eines Strile ſtattfinden könnte. Das wichtige 
Geſetz über die Geſellſchaften vom 24. Juli 1867, das den Cooperativgenoſſen⸗ 
ſchaften in der Form der Geſellſchaft mit veränderlichem Capital endlich eine 
einigermaßen genügende Grundlage gab, trug beſonders dazu bei, die Arbeiter 
auf dieſe Methode der Vereinigung aufmertjam zu machen. Zunächſt bot das— 
jelbe ihnen die Möglichkeit, durch Einzahlungen von je 5 Franc (dem Zehntel 
des Minimalbetrages einer Actie) eine anonyme Civilgefellichaft mit veränder⸗ 
lichem Capital und Perfonal zu bilden, die nah Außen in Rechtöangelegenbeiten 
activ und paſſiv durch ihre Verwalter vertreten wird. ber man konnte ſich 
auch vereinigen, um eine Geſellſchaft dieſer Art exft vorzubereiten. „Es ift volltommen 
erlaubt,‘ jagte der Handelsminiſter Forcade de la Roquette bei der Dicuffion 
des Geſetzes von 1867, „Daß 30, 40, 50 Perſonen eine Vereinbarung jchließen 
zu dem Zwede, freiwillige Subfcriptionen zu ſammeln und unter ſich eine Art 
Sparcafje zu bilden.” Wenn auf diefe Art das erforderliche kleine Capital 
zuſammengebracht fei, fünne man fid) auch Dritten gegenüber als Genoſſenſchaft 
conſtituiren. Freilich erflärte derſelbe Miniſter fpäter auf eine Anfrage Picard's, 
daß das neue Gefe ſich auf die Gefellichaften zu gegenjeitiger Hülfeleiftung nicht 
erftrede!), jo daß diefe alfo mittel® dejjelben nicht die Beſtimmungen der Vereind- 
gefeggebung umgehen können. Auch für die Syndicate und Strifevereine bat 
fi) die Form der Civilgeſellſchaft, ſei es nach Maßgabe des Geſetzes von 1867, 
ſei es einfach nad dem Titel über die Gefellichaft im Code civil, bald als ganz 
illuſoriſches Schugmittel erwieſen. Aber eine Zeit lang, namentlih im Sabre 
1867, wurde diefer Weg den Arbeitern angelegentlih empfohlen. In den Ber- 
jammlungen der Arbeiterbelegationen von der Weltausftellung von 1867, die in 
der Pafjage Raoul noch bis Ende April 1868 fortgefegt wurden, hielt man 
venfelben für zwedmäßig und man fügte daher den Sitzungsprotocollen ein Muſter— 
ftatut einer „Soeiete eivile de credit et d’&pargne“ ?) bei. Auch traten im 
der That ſchon im Jahre 1867, alſo noch vor der Foreade'ſchen Toleranz— 


1) Auszüge aus den Kammerbebatten bei Sirey, Recueil general etc., lois 
annotees, 1867, p. 226 u. 228. 

2) Tartaret (secretaire de la commission ouvriöre de 1867), Recueil des 
proces verbaux des assemblees générales des delegues etc. I. p. 105. Diefe für 
die Kenntniß ber Arbeiterbewegung fehr wichtige, im Buchhandel nit erfchienene 
—— iſt nicht mit den offleiellen Ausftellungsberichten der Delegationen zu 
verwechſeln 


Die Synbdicalverbände und die Gefeugebung. 25 


erklärung, eigentliche Arbeiter-Syndicalverbände in dieſer Form offen hervor; fo 
namentlih die „Union syndicale des ouvriers en bätiment“, die zunächft bie 
verichiedenen Zweige des Baugewerbes zufammen umfaſſen, aber ſobald die Mit- 
glieverzahl es thunlich ericheinen Liege, in verſchiedene Syndicallammern für die 
einzelnen Fächer gegliedert werben ſollte. Als Rechtsbeiſtände der Gefellichaft 
werden die befannten Namen Ernft Picard, Paul Andral und Georges Coulon 
aufgeführt, die auch wohl bei der Abfafjung der Statuten mitgewirkt haben 
mögen . 

Trotz folder Kunftgriffe beſitzen indeß die Syndicate als ſolche nicht einmal 
privatrechtlich eine geficherte Stellung. Mehrfach ſchon find Veruntreuungen von 
Seiten der Cafjenführer vorgefommen, denen gegenüber die Arbeiterfammern ſich 
wehrlo® ſahen. Andererſeits hatte 3. B. der Maler Yaquotot 1875 der 
„Association des artistes peintres“, die im MWejentlichen einem Syndieal⸗ 
verbande gleichzuftellen ift, ein Legat von 6000 Fres. vermacht, das mit Erfolg 
angefochten wurde, weil die Gerichte, wie vorauszujehen war, der Affoctation die 
Erbfähigleit abſprechen mußten. 

Den Verbänden der Unternehmer wird dieſe Rechtsloſigkeit häufig noch 
empfindlicher als den Arbeitern, da die vermögensrechtlichen Fragen für ſie oft 
eine bedeutende Tragweite erlangen. Auch fie ertlären ſich wohl ausdrücklich 
als Civilgeſellſchaften ?), aber es ift damit wenig gewonnen. Die Kammern der 
Baugewerbe, die zu der fogenannten Oruppe der Ste. Chapelle vereinigt find, 
hatten früher die Sorge für ihre materiellen Bedürfnifie einem Agenten gewiſſer— 
maßen in Entreprife gegeben. Diefem Unternehmer floffen Die von den Mit- 
glievern zu zahlenden Beiträge und (fpäter nur theilmeife) die Gebühren für Die 


1) Das mir vorliegende Eremplar ber Statuten trägt als Datum der Einzeich- 
nung bed Inhabers den 8. December 1867. Es Heißt im Anfange: „Il est forme 
entre les soussignes et ceux qui adhereront aux pr6sents statuts une société 
civile aux un rd suivantes: Art. 1. L’objet de la soci6td est, pour les 
societaires, de se soutenir, de s’aider et se secourir, de rechercher et de realiser 
pour la prosp£rit& de leur profession toutes les ameliorations qu’elle est suscep- 
tible d’obtenir.“ Die Dauer der Gefellfhaft wird auf 99 Jahre und der monatliche 
Beitrag der Mitglieder, durch melden das „capital social“ zuſammengebracht werben 
fol, auf 50 Centimes feftgefett. Ausſcheidende Mitglieder können die eingezahlten Be: 
träge nicht zurüdfordern. Für die Zukunft nimmt die Gefellfhaft in Ausfiht: Grün: 
dung einer Fachbibliothel, Veranftaltung gewerblicher Unterrichtscurfe für die Mit- 
glieder, Anfchaffung von Arbeitöwerktzeugen und Verbreitung fachgewerblicher Publi- 
cationen. Der Hauptzwed des Verbandes aber ift die Wahrung der Arbeiterinterefien 
gegenüber ben Arbeitgebern; daher wirb bem leitenden Ausfhuß u. A. auch die Auf- 
gabe zugewiefen (Art. 11) zu interveniren, „autant que possible dans les conflits 
qui pourraient avoir lieu entre patrons et ouvriers faisant partie de la socidte, 
mais dans tous les cas les r&solutions qu’il pourra prendre ne devront avoir 
qu’une autorit purement morale.“ Auch foll eine Commiſſion niedergeſetzt wer- 
ben, En * Arbeitsgelegenheiten nachweiſt und den Eltern über das Lehrlingsweſen 
Auskunft gibt. 

9 & beißt e8 in ben (1874 revibirten) Statuten der Synbicallammer ber 
Zimmermeifter, daß die Theilnehmer ſich al8 eine „Societe purement civile“ conftie 
tuiren, deren Dauer auf 99 Jahre — von 1835 ab — feltgefet wird. Diefe Statuten 
enthalten aud bie Beftimmung, baf bie Mitglieder, welche unbefugter Weife austreten, 
100 Fre. zu zahlen haben, und diefe —— iſt nach einer mir gewordenen 
mündlichen Mittheilung, wenigſtens vor dem Friedensgerichte, ſchon einige Male wirklich 

durchgeſetzt worden. 
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ſchiedsrichterliche Thätigfeit der Kammern zu; dafür aber mußte er das Local 
ftellen,, die Verantworilichkeit al3 Miether und die für Die untergeorbneten An— 
geftellten übernehmen, für Heizung, Beleuchtung u. |. w. ſorgen. Die Bau— 
gewerbefammern gingen gegen Ende der fünfziger Jahre von diefem Syſtem ab, 
dagegen wurde e8 um diefelbe Zeit von dem „Director“ der ſehr beſcheiden 
beginnenden „Union nationale” aufgegriffen und allmählih ſoweit ausgebildet, 
daß die Gegner mit einigem Anfchein von Recht behaupten konnten, die Union 
jei gewiffermaßen das Eigenthum ihres Directors, 

Die Gruppe der Baugewerbe dagegen läßt fich jet Direct durch ihren 
Berwaltungsausihuß vertreten, der namentlih auch die Beamten anftellt und 
die Miethverträge abſchließt. Die Eigenthümerin aber des jegigen Gejellichafts- 
[ocales, eines hübfchen Gebäudes in der Avenue de Eonftantine, ıft eine anonyme 
Civilgeſellſchaft, die von den Präfidenten und anderen Mitgliedern der 11 Syndical⸗ 
fammern 1868 gebildet worden if. Die Kammern der Union nationale haben 
feit 1877 ihren Sig in einem Hötel in der Aue de Yancıy, das ebenfalld einer 
Civil:Actiengejellihaft gehört, Die aus Mitgliedern der Union befteht unter erheb= 
licher Betheiligung des Generalabminiftrator® — wie man jet ftatt „Director‘‘ 
fagt. Der Lertere hat num diefes Gebäude auf eigene Rechnung von der Gefell- 
ſchaft gemiethet und ftellt e8 der Union zur Verfügung. Die bei den Franzofen 
fonft jo beliebte Einfachheit der Berhältniffe ift hier jedenfalls nicht zu finden. 


10. Der Gefegentwurf von Lodroy. 


Angeſichts diefer ihrer abnormen Lage jollte man glauben, daß alle Unter- 
nehmerſyndicate die Forderung einer freifinnigen gejeglihen Grundlage für die 
Syndicalkammern unterftügen würben. Dieſes ift jedoch keineswegs der Fall. 
Jede neue Geſetzgebung müßte eben die Syndicate der Arbeitgeber und der 
Arbeiter gleihmäßtg behandeln, und diefe Ausficht fcheint manchen Unternehmern 
jo wenig einlavend, daß fie e8 lieber. bei der precären, ja ungeſetzlichen Eriftenz 
ihrer Verbindungen bewenden laſſen wollen. Die fortjchrittlihe Partei anderer: 
ſeits ſowie aud die Mehrzahl der Arbeiter verwerfen jede Epecialgefeggebung in 
Betreff der Syndicallammern aus principiellen Gründen, indem fie allgemeine 
Bereind- und Berfammlungsfreiheit verlangen. So erklärt es fi, daß der von 
dem Abgeorbneten Lodroy fhon 1876 eingebradhte Gejegentwurf über die 
Syndicalkammern in den verjchiedenften Lagern mehr Gegner als Freunde findet. 
Unter der Regierung vom 16. Mai blieb dieſer Entwurf natürlich begraben, 
ebenfo wie der auf volle Affociationsfreiheit binauslaufende Antrag Cantagrel's. 
Im Laufe des Jahres 1878 jevod kam das Yodroy’fche Project wieder an's 
Licht und e8 bot feitdem einen Haupttoff für die Verhandlungen und die Polemik 
der Arbeiterfammern. Wir werden auf dieſe Debatten unten näher eingehen 
und führen bier nur den Hauptinhalt jenes Entmurfed an!). Obenan ſieht Die 
Aufhebung des noch geltenden Reſtes des Geſetzes vom 17. Yunt 1791. Ver— 
bände von Unternehmern und Arbeitern deſſelben Gewerbe unter dem Namen 
gewerblicher Syndicate follen ſich mit beliebiger Mitgliederzahl ohne vorgängige 


1) Derfelbe ift m. A. abgebrudt in der Abhandlung von Fimoufin „Des corpo- 
rations libres‘* im Journal des 6&conomistes, 1876, III, p. 245. Bgl. aud in bem- 
felben Jabrgange, IV. p. 346 den Artifel von E. Petit. 
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Erlaubniß der Regierung bilden dürfen. Außer der „Vertheidigung der allen 
Mitgliedern gemeinfamen gewerblichen Intereſſen“ wird den Syndicaten auch 
zugewiejen die Gründung von Hülfscaffen der verfchievenen Arten, von Hülfs- 
werfftätten, von Magazinen für den Verkauf und die Ausbefferung von Werkzeugen 
und von Cooperativgenoſſenſchaften. ine principiell beſonders wichtige Be 
fiimmung enthält Art. 4: Es jollen die Syndicate der Arbeitgeber und bie der Arbeiter 
defielben Gewerbes befugt fein, unter ſich Berträge zur Regelung der Arbeits- 
und Pohnverhältnifie zu Schließen, die für alle Mitglieder der Vereine rechtöverbindlich 
find; jedoch darf die Dauer einer folchen Bereinbarung nicht über fünf Jahre 
hinaus gehen. Bei der Gründung eines Syndicates ift der Mairie (in Paris 
dem WPolizeipräfeeten) und der Staatdanwaltichaft eine Anzeige zu erftatten, 
welde die Statuten, die Zahl, die Namen und die Morefien der Mitglieder 
enthält; eine ähnliche Anzeige ift zum 1. Januar eines jeven Jahres zu wieder⸗ 
holen und bei Bernachläffigung diefer Beftimmungen verfallen die Diitgliever des 
Syndicalrathe8 einer Strafe von 16—200 Fred. Im dieſem Augenblide ift 
noch nicht abzufehen, ob und wann die Frage in Betreff der Syndicalkammern 
zu einem Abſchluß gelangen wird. Jedoch fcheint auch die Regierung eine 
Regelung derjelben für nöthig zu halten !). 


II. 
Die älteren Syndicate ala gewerbepolizeiliche Einrichtungen. 


1. Reaction gegen die Gewerbefreiheit unter dem Conſulat. 


Wenn die fachgenofienihaftlihen Verbände ſich dem Geſetze zum Trog Bahn 
gebrochen und Duldung erfämpft haben, fo war dies in einem Lande wie Frank⸗ 
reih, wo die Legalität ſonſt Fräftig genug gewahrt wird, nur dadurch möglich, 
daß gewichtige Interefjen der Geſetzgebung entgegenarbeiteten und fie endlich über= 
holten. Diefe Kräfte find jedoch zu verjchiedenen Zeiten von verfchiedener Natur 
geweien. Die erften Syndicate der Meifter oder Unternehmer waren einfach 
Erzeugniffe und Träger des wiedererwachten Zunftgeiftes; fie befämpften das von 
der Revolution angenommene Princip. der abjoluten Gewerbefreiheit und fie fühlten 
fih in dieſen Beftrebungen tbatlählih ermuntert durch mancherlei Mafregeln 
des Napoleonifchen Regiments. In der That, als die erften halbfreien Unter: 
nehmer-Berbände auftraten, war die Gewerbefreiheit von 1791 ſchon an mehreren 
Punkten nicht unweſentlich alterirt. Einzelne, die abjolute Freiheit beſchränkende 


Y Ein Gefetsentwurf von Berthaut wollte in gewiffen Grenzen Affociationsfreiheit 
eben, aber diejenigen Bereine, welche fih mit der Organifirung oder Unterftügung von 
Strites befaffen, für unerlaubt erflären. Das käme jo ziemlich einem Verbot ber 
Arbeiterfyndicate gleich. Vgl. die Abhandlung von Hubert-Ballerour über bie Sunbdical- 
fammern, Journ. des &c., 1679, I. p. 394. Es fei bier auch noch erwähnt, daß das 
Geſetz gegen bie Internationale — 14. März 1872) eine weitere Beſchränkung der 
Vereinsfreiheit ber Arbeiter enthält, indem jede internationale Vereinigung nad dem⸗ 
felben ſchon als verboten zu betrachten ift, wenn fie ben Zwed hat, Arbeitseinftellungen 
u veranlaffen. — Die Hülfsgefellihaiten, von denen wir fpäter noch fprechen werben, 
eben unter einer befonderen Gefetgebung. 
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Beftimmungen waren den Gefege vom 2. — 17. März 1791 faft unmittelbar 
gefolgt, namentlih in Betreff der Goldſchmiede und Juweliere, der Apotheker 
und Droguenhändler, der Wechſel- und Handelsmakler). Das Geſetz vom 
19. = 22. Yuli 1791 über die Municipalpolizei behielt dann „proviſoriſch“ 
den Gemeindebehörben das Recht der Tarirung von Fleiſch und Brod vor und 
legte damit den Grund zu ver fpäteren Reglementation des Fleiſcher⸗? und 
Bädergewerbed. Einige Jahre fpäter fing man ſchon an auf die alten Markt- 
einrichtungen zurüdzugreifen, zunächft Durch die Einfegung von privilegirten und 
verantwortlihen Marktcommiffionären unter dem Namen Factoren?). Mit be- 
jonderer Energie aber trat die gewerbepolizeilihe Reaction unter der Confular: 
regierung auf. Die Verhältnifje der gelehrten Profefjionen erfuhren eine Regelung, 
deren fie ohne Zweifel bedurften; auch die Notare, Anwalte und Gerichtövollzieher 
können nicht als Gemwerbtreibende im gewöhnlichen Sinne angefehen werden und 
es mochte daher in mancher Beziehung zwedmäßig fein, daß fie als „officiers 
ministeriels“ privilegirt, der Zahl nad beichränkt und unter die Disciplinar- 
gewalt von Syndicaltammern geftellt wurden. Dagegen war es ohne Zweifel 
ein wichtiger Eingriff in die Gewerbefreibeit, wenn aud den Wedhjel- und 
Handelömaklern jowie den Auctionscommifjaren wieder die Stellung als „offieiers 
ministeriels“ mit ausſchließlicher Bevorrechtung und Beauffichtigung durch 
Syndicate zugewielen wurde 3). Es war dies eine Rückkehr zum Alten, welche die 
Hoffnungen der Zunftfreunde wieder lebhaft erregen mußte. Das Gele vom 
22. Germinal XI ließ freilich im Princip die viel angefochtene Gewerbefreiheit 
befteben, aber die Ausnahmebeftimmungen waren jchon ziemlich zahlreich. 





forgung ‚von Paris mit Yebensmitteln und cafe Gegenftänden des allgemeinen 
VBerbran 


‚berufen. So wurden denn in Paris trog des Affociationdgefege® von 1791 
das Bäder: und das Fleiſchergewerbe einfach durch Confulamerfügungen Nals ge⸗ 
ſchloſſene Corporationen unter der Leitung von Syndicaten-conftituirt. Es waren 
dies Körperſchaften, die, wie Levaſſeur richtig bemerkt, noch mehr an die Collegien 
der römiſchen Kaiſerzeit als am die alten Zünfte erinnerlen. 


2. Die Corporation der Bäcker von Paris. 


ALS großer Organiſator glaubte Napoleon an die Allmacht der Reglementation. 

„Ich will ein leiftungsfähiges Bädergewerbe haben,‘ fagte er dem Bolizeipräfecten 
ubois, „das im Stande ift, Opfer zu bringen.“ Und das follte erreicht wer- 
den einerſeits durch eine monopoliftiiche Beſchränkung der Zahl der Bäder und 
andererjeitd durch verfchiedene denſelben auferlegte Verpflichtungen in Betreff des 
regelmäßigen Betriebes ihres Gewerbes und der ſtets vorräthig zu haltenden 
Meblquantitäten. Dazu kam die Brodtare, die feit 1811 im der Art feftgeftellt 


I) Decrete vom 31. März, 14. und 21. April 1791. 

2) Verfügung des Wohlfahrtsausfchufjes vom 24: Thermidor III. 
>, Gefete vom 25. und 27. Bentöfe IX. 

) Bom 19. Vendémiaire X und vom 9. Vendém. XL 
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wurde, daß man den Bädern auf den Sad Mehl von 157 Kilo 9 Fred. 40 Eent. 
als Koftenerjag und Gewinn zugeftand 1). Später wurde diefe Vergütung erhöht, 
doch blieb fie von 1832 bis zum Anfange der fechziger Jahre auf 11 Free, 
ftehen. Bet der Begründung der neuen Corporation (im Jahre 1801) waren 
641 Bäder im Stande, die vorgejchriebenen Bedingungen zu erfüllen. Aber der 
Zunftgeift Hielt bald zur weiteren Stärkung des Gewerbes eine Verminderung 
der Zahl der „Nummern“ für nöthig, und der Polizeipräfeet, der anfangs noch 
eine Anzahl neuer Eoncefjionen ertheilt Hatte, befehrte ſich ebenfall® zu dieſer 
Anficht und geftattete die Erhebung einer befonderen Tare von den Mitgliedern, 
deren Ertrag zum allmählichen Rückkauf von Conceffionen dienen ſollte So wurde 
denn die Zahl der Bädereien in wenigen Jahren auf 560 herabgebradt ?). 
Im Yahre 1859, zur Zeit der Vereinigung der Bannmeile mit der eigentlichen 
Stadt Paris, zählte man in der legteren nur 601 Bädereien, durch die Annexion 
der Vorſtädte aber ftieg die Zahl derſelben auf 920. 

Man kann diefe Körperichaft als einen zwangsweiſe organifirten Syndicals 
verband anfehen. Eben deöwegen ift er für und von Untereffe, zumal er aud) 
den jpäter gegründeten halbfreien Syndicaten in manden Punkten ald Vorbild 
gedient hat. An der Spite befjelben ftanden die Syndike, die nach einer dem 
Geifte des napoleonifhen Syſtems entſprechenden Methode gewählt wurden. Der 
Präfeet ernannte aus der Zahl der älteften Meifter 24 Wähler und dieje 
wählten in Anmejenheit des Präfecten das aus vier Mitgliedern beſtehende 
Syndicat. Im Jahre 1854 murde durch eine Polizeiorvonnanz die Zahl der 
Wähler auf 48 und die der Spnpdife auf fünf erhöht, und nad der Annerion 
der Bannmeile brachte eine Verfügung des Seine Präfecten, in deſſen Reffort 
dieſe Angelegenheit jegt übergegangen war, die erftere Zahl auf 104 und die 
letztere auf fieben ?). 

Das Syndicat war die officielle Vertretung der Corporation bei der Be 
hörde und hatte außerdem gewiffe Functionen in Betreff des von den Bädern zu 
baltenden Mehlvorrathes und der feit 1854 eingeführten Compenfation der Brod- 
preife zu verſehen. Es Hatte ein nicht unbedeutendes Budget, das jährlich dem 
Präfecten zur Genehmigung vorgelegt werden mußte. Die Einnahmen fetten 
fih aus jährlichen Beiträgen und einer Taxe zufammen, die bei dem Befit- 
wechſel der Geichäfte erhoben wurde. Nach Zunftformalitäten, wie z. B. der 
Forderung eines Meifterftücdes, zeigte die Corporation fein Berlangen; ihre 
Politif concentrirte fi) mefentlih in das praftifche Beftreben, die Zahl: der 
Gonceffionen in möglihft engen Grenzen zu erhalten und die Tare möglichft 
eınporzubeben. Doch widmete man aud den über das rein Geichäftliche hinaus- 
Tiegenden allgemeinen Interefjen der Corporation einige Fürforge. Schon 1809 *) 
erflärte eine Anzahl von Bädermeiftern, denen faft alle übrigen beitraten, daß 
gerade mit Nücficht auf die corporative Organifation des Gewerbes die gegen- 
feitige Hülfeleiftung als eine befondere Pflicht zu betrachten und demnach zeitweilige 





1) ®al. Block, Diet. de l’admin. franc., 2 ed., art. boulangerie. 

2) Levasseur, I. p. 241. 

9 R. de Massy, Des halles et marches et du commerce des objets de 
coßsommation à Londres et à Paris. Rapport au Ministre de l’agriculture etc. 
(Paris 1862) II, p. 127. 

) P. Vingard, Les ouvriers de Paris. Alimentation. (Paris 1863) p. 66. 
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oder dauernde Unterftügungen für nothleivende Meifter und Gefellen, jowie für bie 
Wittwen von Mitgliedern zu beihaffen feien, und e8 kam aud wirklich eine 
unter der Leitung des Syndicates ftehende Hülfscaffe diefer Art zu Stande. 
Die Bäder der Bannmeile, die vor der Annerion ihr eigene® Syndicat hatten, 
gewährten ebenfalls ihren Arbeitern Beihülfe in Krankheiten und flifteten 1857 
Preife, welche jedes Jahr in einer öffentlihen Verſammlung denjenigen © efellen 
ertheilt werben follten, die zwölf oder fieben Jahre bei demfelben Meifter ge= 
arbeitet hätten. Diefe Preisvertheilung wurde ſpäter von dem Parifer Gefammt- 
ſyndicat übernommen, und der Seinepräfeet überwies 1861 zur Erweiterung 
verjelben der Syndicatscaſſe einen Beitrag von 2000 Fres!). 

Wenn ein Gewerbe in einer näheren Beziehung zu den Regierungsorganen 
jteht, oder vollends wenn es, wie in dem vorliegenden Falle, monopoliſtiſch ab— 
geichlofjen ift, fo wird auch das Verhältniß zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern 
ein anderes fein, wie im den freien Betrieben. Die Arbeiter werben fi fragen, 
weshalb die fchügende Neglementation nur den Meiftern und nicht auch ihnen 
zu Gute kommen ſollte. Weshalb ſoll nicht auch der Lohn polizeilich feitgeftellt 
werden, fo gut wie der Brodpreis, zumal ja die Herftellungätoften des Brodes 
mit Berüdfihtigung des Lohnſatzes berechnet waren? Wenn die Meijter behaup- 
teten, bei einer Steigerung _der Löhne nicht mehr beftehen zu können, jo brauchte 
die Polizei ja nur die Vergütung für den Sack Mehl um ein Entfprechendes” 
WW —— Für die Bäckergeſellen beſtanden ohnehin beſondere Polizeivor— 

| — hinſichtlich des Arbeitsbuches und der privilegirten Stellenvermittelungs- 
Bureaur; um jo natürlicher war es, daß fie von der Polizei, die ihnen dieſe 
bejondere Pladerei bereitete, auch bei paflenden Gelegenheiten Unterftügung 
und Hülfe euvarteten. So finden wir denn, daß die Bädergefellen fih 1831 
mit einer Eingabe an den Polizeipräfeet wandten, um demſelben ihre Lage 
vorzuftellen. Bielleiht hängt damit zufammen, daß die Badvergütung im 
folgenden Jahre um einen Franken erhöht wurde. Unter der Februar-Republit 
erfannte die Polizeipräfectur in einem Erlaß vom 28. März 1848 ausdrücklich 
an, daß die Arbeit der Bädergefellen die mübfamfte von allen ſei und daß etwas 
zur Berbefferung ihres Looſes geihehen müſſe. Es folgte dann ein Tarif, der 
unter den Aufpicien 2. Blane's zwiſchen den Meiftern und Gefellen vereinbart 
war und den Lohn der letteren um 50—75 Gent. erhöhte und auch fonft noch 
Manches ordnete. Dieſer Verſuch einer offictellen Tohntarifirung war jedoch nur 
von kurzer Dauer. Schon um Februar 1850 hob eine neue Präfecturverfügung 
den Tarif auf und überließ ‚die Regelung des Verhältnifjes zwiſchen Meifter 
und Geſellen wieder der freien Uebereinkunft ?). 
Auch ın den Departements wurde während des erften Kaiſerreichs und der 
Y-Reftaurationsperiode an vielen Orten das Büdergewerbe als geichlofjene Cor- 
poration conftituirt. Zuerſt folgte Marfeille dem Beiſpiele der Hauptitadt, nad) 
und nad aber dehnte ſich dieſes neue Zunftweien auf 165 Städte aus, ohne 
daß man zur BVertheidigung deffelben den Vorwand hätte anrufen können, ven 
in Paris die befondere Schwierigkeit und politiiche Wichtigkeit der ausreichenden 
Berproviantirung abgeben mußte. 


1) de Massy, l. c., p. 128. 
2) Vingard, 1. c., p- 45. 
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3. Die Freiheit der Bäderei, 


Daß dieſe monopoliftiiche Verfaflung der Bäckerei in das heutige volts- 
wirthſchaftliche Syſtem ſchlecht paßte, bedarf keines Beweiſes. Gleichwohl hielt 
die polizeiliche Furſorge des Staates noch im Jahr 1854 für nöthig, dem künſt— 
lichen Syſtem in Paris einen weiteren Mechanismus in eftalt der Bäderei- 
cafje einzufügen. Dieſes Finanzinftitut hatte den Zweck, eine Ausgleihung der 
Brodpreife zu bewirken, indem es im theuven Zeiten dur Vorſchüſſe an die 
Bäder die Herabſetzung der Tare ermöglichte, während bei billigen Getreide- 
preifen diefe Summen durch eine entſprechende Erhöhung der Normaltare wieder 
eingezogen wurde. Außerdem aber wußte Herr Haußmann die Caſſe auch als 
gefälligen Banquier für die mit ihren großen Bauten beſchäftigte Stadt Paris 
zu benugen, und Died war ein Hauptgrund, weshalb ſich der Seinepräfect ſtets 
bartnädig der Freigebung der Bäckerei widerſetzte. Uebrigens befanden ſich die 
Parifer Bädermeifter trog ihre Monopold nicht gerade in ungewöhnlich glän— 
zender Page. „Nous sommes trös misörables* erflärte das Syndicat im 
Jahre 1858 dem Geinepräfeeten, das Gewerbe ftehe jest ſchlechter als je. 
Dergleihen Klagen find zwar nie wörtlich zu nehmen, denn es liegt in ber 
natürlichen Tradition jeder Intereſſenvertretung, daß fie nad) der Solonifchen 
Regel fih mie glüdlich preift, äußerſten alles die Lage erträglich findet und 
möglichft ausjchlieglid die Schattenfeite derjelben nad Außen zeigt. Aber die 
Zahl der Bankerotte unter den Bädern in den Jahren 1858—63 zeigt, daß 
die Gefhäftslage in der That keine günftige war. Auch erklärt fich die leicht 
dadurch, daß die meiften Bäder einen eigentlichen Nugen von ihrer Moncpol- 
ftellung nicht bezogen, weil fie diefelbe nicht ererbt, fondern um einen beträcht- 
lichen Preis gefauft hatten. Eine Bäderei von mittlerem Range (3. Claſſe) 
koſtete damals 50—60,000 Fres.; der Befiger hatte außerdem einen Borrath 
von 360 Sad Mehl zu halten, der ein Capital von 21—22,000 Fre. 
repräfentirte, und eine Caution von 4000 Fred. zu ftellen. Die Badvergütung 
aber ftand 1862 noch, wie 30 Yahre vorher, auf 11 Fres., während das 
Bäderfyndicat 1858 behauptete, man arbeite mit Schaden, wenn die Vergütung 
nicht wenigften® auf 13 Fres. 15 Gent. geſetzt fer"). Aber eine jo erhebliche 
. Erhöhung der Tare hätte natürlich auch viel Bedenkliches für die Behörde gehabt, 
der die Bevormundung und die Verantmwortlichkeit oblag; überdies paßte das 
beftehende Syſtem ganz und gar nicht zu den jeit 1860 zur Vorherrſchaft 
gelangten Grundfägen, und jo fiegte denn endlich Rouher über Haufmann, 
indem er den Kaiſer bewog, dur ein Decret vom 22. Juni 1863 die Ber: 
orbnungen und Reglements über die Beſchränkung der Zahl der Bäder, über/ \ 
ihre Vertretung durd Syndicate, über die obligatorifhen Mehlvorräthe und bi 
Cautionen für Paris jomohl, wie für die übrigen Städte, in denen ähnliche 
—— Einrichtungen beſtanden, außer Kraft zu ſetzen. Die Pariſer 

äckereicaſſe blieb in anderer Form und geſtützt auf eine beſondere Eingangs- 
tare für Mehl und Brod noch bi8 Ende 1870 beftehen. Die Brodtare in 
Paris wurde abgeihafft und durch die einfache Bekanntmachung eines nach den 
Weizen: und Mehlpreiien berechneten angemefjenen Brodpreifes erſetzt. Dafjelbe 


!) V. Borie, Le pain (Paris 1863) p. 30. 
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Syſtem ſuchte man aud in der Provinz durdyuführen, aber viele Maires gaben 
in diefem Punkte nur zögernd nah, ja manche führten fogar Tpäter die Tare 
wieder ein, wozu fie nach dem Municipalgefeg von 1791 berechtigt blieben. 

Was die Folgen der Freiheit der Bäderei betrifft, jo find diefelben ifolirt 
natürlich nicht zu ermitteln. Zwei Thatfachen jedoch treten nach 1863 deutlich 
hervor: die Zahl der Bäder nimmt in Paris bedeutend zu und der Brodprei® 
geht erheblich über die nach den früheren PBrincipien berechnete Tare hinaus. 
Statt 930 Bäder, der Zahl von 1860, weift die Boltszählung von 1866- 
in Parid 1398 auf und die Enquöte der Handelskammer von 1872 ergab als 
Anzahl derjelben 1450. Und was den Brodpreis betrifft, fo legte man bei ber 
Berechnung der officiöfen Taxe eine Badvergütung von 9 Fred. für den 
metrifchen Gentner oder 14 Fred. 13 Gent. für den Sack Mehl zu Grunde — 
alfo einen Sat, der über den 1858 von dem Syndicat vergebens geforderten 
noh um 1 Fr. hinausging — und doch überfchritt der wirkliche Preis dieje 
Berehnung in der Regel, je nach der Qualität des Brodes, um 2—6 Gent. für 
das Kilogramm !). Der Brodverbraud) auf den Kopf der Parijer Bevölkerung, 
aber betrug nad Huffon’8 Berehnung in der Periode von 1860—65 durch— 
ſchnittlich jährlich 156.5 Kil. und in der Zeitftrede von 1866—69 jährlich 
155.7 Kil. Hiernach hätte aljo weder der einzelne Bäder, noch der Eonfument 
einen Vortheil von der Reform gehabt, fondern die Wirkung derjelben wäre die 
gemwejen, daß zur Lieferung ded nur langfam mit der Bevölferung zunehmenden 
abjoluten Brodbedarfs eine relativ größere Anzahl von Bäderei-Unternehmungen 
eriftenzfähig geworben find 2), Eine unter foldyen Bedingungen auftretende Ver⸗ 
mehrung der Producenten oder Zwilchengliever dürfte auch in manchen anderen 
Fällen als Folge der Aufhebung von wirthſchaftlichen Reftrictionen nachweisbar 
fein. Dieſe Eriheinung flimmt zwar mit den abftracten Borausfegungen wenig 
zufammen, ift aber keineswegs von vorn herein als ein —— —— 
Nachtheil zu betrachten. 

Nach Aufhebung ihrer Körperſchaft blieben übrigens viele Bäcker doch 
noch in einem gewiſſen Verbande, ohne von der Behörde deswegen behelligt 
zu werden. Dieſe Geſellſchaft, die „Boulangerie commune“, trat zunächſt 
nur als induſtrielle auf, mit dem Zwecke des Betriebs gemeinſchaftlicher Bad- 
öfen, aber ſie gewann nebenbei auch die Bedeutung eines freien Syndicalverbandes. 
Sie beſitzt ein Gebäude am Quai d'Anjou mit geräumigen Sitzungsſälen, 
Bibliothet u. ſ. w. Im Jahre 1870 ſchien indeß der Geſellſchaft die rechte 
Lebenskraft entſchwunden zu ſein und es trat eine Art Seceſſion ein, indem 
etwa 200 Bäckermeiſter eine beſondere Syndicalgruppe im Schooße der „Union 
nationale‘ bildeten. Das neue Syndicat fand indeß bald die eigenthümliche 
Einrichtung der Unton nicht nach feinem Geichmad, zumal es fich von vornherein 
mit dem Reglement derjelben in Widerſpruch fette, indem es feine Sitzungen 
am Quai D’Anjou hielt. Nach einigen Verhandlungen ®) trat e8 wieder aus 
der Union aus und man beichloß die volle Verſchmelzung deſſelben mit der alten 


!) Husson, Les consommations de Paris, 2. ed. (Paris 1875) p. 179. 

?) Die Zahl der Arbeiter und Arbeiterinnen ftieg von 1860—72 ungefähr in bem«- 
ſelben Verhältniſſe wie die der Meifter, nämlich von 4489 auf 6586. 

9) ©, bie Protokolle der Situngen der Bäder in der „Union nationale“ (dem 
Journal der Union) vom 16. Juli 1870, 19. December 1871 und 20. Januar 1872. 
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Geſellſchaft. Seit‘ 1875 wird biefer Syndicalverband der Bäderei unter den- 
jenigen or Ag , die fih dem unten zu beiprechenden Gentralcomit& ange- 
ſchloſſen haben 


4. Die Corporation Des Fleiſchergewerbes. 


Kehren wir nun wieder zu den Anfängen der Napoleoniihen Zünfte zurüd. 
Die Fleiſchzufuhr für die Hauptftadt glaubte der erfte Conſul eben jo wenig 
dem freien Verkehr überlaffen zu dürfen, wie die Brodbeſchaffung. Nachdem 
ſchon im Jahre 1800 der Betrieb des Fleiſchergewerbes von der ——— 
des Polizeipräfecten abhängig gemacht worden war, vereinigte die bereits er— 
wähnte Conſular-⸗Verfügung vom Jahre XI die Pariſer Fleiſcher in ähnlicher 
Weiſe wie die Bäcker zu einer geſchloſſenen Corporation. Ein Decret vom Jahre 
1811 vervollſtändigte die Organiſation. An der Spitze derſelben ſtand ein 
Syndie mit ſechs Beijigern und dieſer Vorſtand wurde gewählt von dreißig 
MWahlmännern, die der Polizeipräfeet ernannte. Auch wurde nad dem Mufter 
des alten Regime die Caisse de Poissy wiederhergeftellt, welche den Zweck 
batte, die Zahlung an die Biehverfäufer zu vermitteln umd zu fichern. Die 
‚sleifcher mußten Gautionen von 1000, 2000 oder 3000 Fred. ftellen und 
waren überdies zahlreichen polizeilichen Vorſchriften unterworfen. Auch hier war 
die Zunftpolitit in Uebereinſtimmung mit den Anfchauungen der Regierung 
wejentlih nur auf Beſchränkung der Zahl der Unternehmer gerichtet. Während 
man unter dem Directorium 1100 Fleiſcher zählte, ſetzte das Decret von 1811 
ihre Zahl auf 300 herab; die noch vorhandenen überzähligen Stellen jollten 
aufgefauft werben. 

Im Yahre 1822 erhöhte man die Zahl der Nummern auf 370, und eine 
DOrdonnanz vom 12. Januar 1825 hob fogar das Syndicat und die Beichrän- 
fung der Zahl ganz auf, unter Beibehaltung der Caution und der Caſſe von 
Poifiy. Diefed neue Regime follte nach einer dreijährigen Uebergangszeit am 
1. Januar 1828 in Kraft treten. Aber die Fleiſcher mwehrten jich gegen die 
unbequeme Freiheit mit aller Energie; fie verficherten, daß ſie ruinirt würden, 
ohne daß die Eonfumenten irgend einen Bortheil gewännen; tm Gegentheil, die 
Preife ſeien unter dem neuen Syſtem geftiegen und die Interefien der öffentlichen 
Geſundheitspflege verlegt. In der That wurde denn auch ſchon 1829 durch 
eine Ordonnanz vom 18, October Corporation und ESyndicat wiederhergeſtellt 
und die Zahl der Fleiſcher auf 400 beihränft, Cine Ordonnanz vom folgen 
ahre vegelte ın nicht weniger ald 300 Artikeln die Stellung und bie 
polizeilichen Berpflichtungen diefer Gewerbtreibenden. Später ſah man ſich zu 
einzelnen Milvderungen des Monopolſyſtems gemöthigt. Die Zahl der Conceſſionen 
wurde auf 501 gebracht, und jeit 1848 ließ man den täglichen Verkauf von 
Fleiſch in den Marfthallen zu und refervirte den auswärtigen Verkäufern (aus 
der Bannmeile) hier eine größere Anzahl Pläge; andererſeits gewährte man ben 
Fleiſchern die Erlaubniß, unter gewifjen Bedingungen Vieh außerhalb der 
Märkte zu faufen. Den äußerſten Schritt in der Neglementation, die Einfüh— 
rung einer polizeilichen Fleiichtare, hatte man indeß in Paris noch nicht verfucht, 
während in den Departements zahlreiche Gemeinden von dem ihnen 1791 
„proviforiih“ gelaffenen Rechte Gebraud machten. ine Polizei-Ordonnanz 
vom 1. October 1855 ftellte dieſes Experiment nun auch in = Hauptftadt 

Sähriften XVII. — Lexis, franz. Gewerkvereine. 
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an, aber mit ſchlechtem Erfolge, da gerade zur Beit der Tare die Fleiſchpreiſe 
ungewöhnlich hoch blieben. Die Fleifcher hatten ja nun fein Interefie an der 
Herabdrüdung der VBiehpreife, die fi vielmehr von vornherein mit Rüdficht auf 
die Fleiihtare ftellten; auch waren zahlreihe Mißbräuche aller Art nicht zu 
vermeiden. Das volle Miflingen dieſer Polizeimaßregel trug nicht wenig dazu 
bei, den Anhängern der Gemwerbefreiheit den Sieg zu verihaffen: ſchon 1858 
wurde durch ein von Rouher vorgeſchlagenes Decret (vom 24. Februar) die 
Corporation und das Syndicat des Fleiſchergewerbes aufgehoben und der Betrieb 
defjelben im Rahmen der orbnungs: und gejundheitöpolizeilihen Vorſchriften 
freigegeben !). In den Departements gab es feine Fleifchercorporationen, wohl 
aber beftand, wie bereit erwähnt wurde, an vielen Orten die municipale 
Fleiſchtare. 
Wie die Corporation der Bäcker hatte auch die der Fleiſcher einige Wohl— 
—— organiſirt. Im Jahre 1851 z. B. betrug die Zahl der 
von ihr unterſtützten Gewerbegenoſſen 122. Außerdem hatte ſie im Jahre 1851 
eine Hülfscaſſe für die Geſellen errichtet, zu welcher man für jeden verkanften 
Ochſen 5 und für jedes Schaf 1 Cent. beiſteuerte. So kamen jährlich 
9— 10,000 Fres. zuſammen, und man war im Stande den arbeitsunfähigen 
Gejellen eine täglihe Beihülfe von 1 "rc. zu gemähren ?), 

Die Aufhebung des Monopol ftellte den natürlichen, mit dem berrichenden 
Wirthſchaftsſyſtem übereinftimmenden Zuftand ber, aber eben fo wenig wie bei 
der Reform der Bäckerei läßt ſich bei der des Parifer Fleiſchergewerbes ein 
Directer Gewinn für die Conjumenten nachweiſen. Der Preis von Ochſenfleiſch 
erfter Qualität betrug im Detailbandel nah Huffon im Jahre 1854 1. Fre. 
70 Gent. bi8 I Fre. 80 Gent., 1866: 1 rc. 80 Gent. bis 2 Fred. und 1872/73 
2 Fres. 20 Cent. bis 2 Fres. 40 Gent. das Kilogramm. Auch hat der Fleiſch⸗ 
verbrauch nach der Reform bei weitem nicht jo bedeutend zugenommen, wie 
Levafjeur annimmt, indem er die Annerion der Bannmeile außer Acht läßt. 
Denn nah Huſſon's Beredinung famen in der Periode 1856—59 durdhfchnitt= 
lich jährlich auf den Kopf der Barifer Bevölferung 58.4 Kil. und von 1860—65 
nur wenig mehr, nämlih 61.4 Kil. Im dem folgenden Yahrfünft allerdings 
ftieg dieſer Durdfchnittsverbrauh auf 66.6, Dagegen ift er in den Jahren 
1872—73 wieder auf 60.8 Kil. zurädgenangen ?). Wohl aber nahm die 
Zahl der Unternehmer (501) und der Arbeiter dieſes Gewerbes raſch zu. Die 
Enquöte der Handelsfammer von 1860 ergab die Zahl der erfteren, mit Ein- 
rehnung von etwa 300 Fleiſchern der Bannmeile, bereit8 zu 1132 mit 2697 
Arbeitern und bei der Aufnahme von 1872 fanden fih 1622 Mkeifter *) 
und 4250 Arbeiter (beiverlei Geſchlechts). 


') Vgl. de Massy, 1. c., p. 226. — Block, Dict., Art. Boucherie. — Levasseur 
I, 242 und II, 326. 

2) Vingard, 1. c., p. 169 

») Husson, |. c., p. 213. (Der Verbrauch von Schweinefleifh ift nicht mit 
ermbegriffen.) 

) Die Zunahme zeigt fi ganz überwiegend in ber Zabl ber Detailliften, d. h. 
ber bloßen Fleifhhändler, welche das Fleiſch aefchlachtet von den Großfleifchern kaufen. 
Die Zahl der Ietteren (Chevillards) war 1354 nur 38, 1872 dagegen 159; bie ber 
felbft ſowohl ſchlachtenden wie im Kleinen vertaufenden Fleifcher aber, die de Mafiv 
nob auf 300 angibt, war 1972 nah Huffon (I. c., p. 184) auf 177 gefunten. 
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5. Freie Syndicate der Fleiicher. 


Auch die Fleiſcher wollten nad) — ihrer officiellen Körperſchaft einen 
freien Syndicalverband beibehalten, aber ſie ſtießen auf Schwierigkeiten von 
Seiten der Behörde. Erſt im September 1866 erhielt eine Anzahl von Ver— 
tretern dieſes Gewerbed vom Polizeipräfecten die Erlaubniß, fi) zur Berathung 
ihrer gemeinfamen Interefjen zu verfammeln und ein proviſoriſches Syndicat zu 
wählen, das die definitive Drganifation des Vereins vorbereiten follte. Aber 
der Handelöminijter fand dieſes Zugeftändnig unvereinbar mit der Freiheit des 
Gewerbes, wie fie durch das Decret von 1858 geichaffen fei, und er veranlafte 
daher die Zurüdziehung der bereits gewährten Erlaubnig. Dean eröffnete den 
Syndicatsmitgliedern, Daß fie fi) „en leur pr&tendue qualit& de syndics‘* 
niht verfammeln dürften, um über ihre „pretendus inter&ts communs‘‘ zu 
berathen. Die Vertreter der Fleiſcher legten nun gegen diefe Entſcheidung bes 
Minifterd Berufung an den Staatörath ein, indem jie geltend machten, daß 
das Symdicat nur fünf Mitglieder zähle, daß es in einer autorifirten Ber: 
ſammlung gewählt ſei und daß die beabfichtigte Verbindung der Fleiſcher 
Angeſichts des die Coalition geftattenden Geſetzes von 1864 als zuläffig ericheinen 
müjfe. Der Bertreter der Regierung dagegen berief ſich einfach auf den Artikel 
2 des Geſetzes vom 17. Juni 1791. Allerdings fei dieſes Geſetz bis zu einem 
gewiffen Grade außer Hebung gelommen, wie die Eriftenz von Syndicaltlammern 
für eine große Anzahl von Gewerben beweife; aber biefe Gewerbe hätten alle 
monopoliftiichen Erinnerungen gänzlid verloren, während bei den Fleiſchern, die 
gewifjermaßen erft „au lendemain de 1791‘ ftänden, foldye Erinnerungen noch 
recht Lebendig jeten. Der Staatsrath wies denn aud die Appellanten in ber 
Sigung vom 20. Februar 1868 ab!). Wenige Wochen nachher aber erfchien 
der Bericht Forcade's, der trotz des Gefeged von 1791 die Duldung der Syn— 
dicate empfahl. Im diefer neuen Aera ſcheint fi) auch bald ein Fleiſcherſyndicat 
gebildet zu haben, denn e8 wird eine aus principiellen Gründen für alle 
Syndicalkammern intereffante Entſcheidung des Civiltribunal3 vom 20. April 
1870 erwähnt, durch welche der frühere Präfident der Syndicalkammer der 
Fleiſcher verurtheilt wird, der legteren die Negifter, Documente und Gelder, die 
er noch in Händen hatte, herauszugeben 2). Die Fleiſcher en gros — Die 
fogenannten „Chevillards“, die das Vieh lebend kaufen, e8 ſchlachten laſſen und 
an fleinere Fleischer verkaufen — gründeten im October 1873 innerhalb ber 
Union nationale ein bejondere® Syndicat. Im der conftituirenden Verſammlung 
wurde erwähnt, daß Das Generaljyndicat der Union ſchon am 15. Mat 1867 
die Bildung einer Syndicallammer des Tsleischergewerbes in dem großen Bunde 
genehmigt habe, aber die Kegierung habe der Ausführung Hindernijje bereitet. 
Allem Anſcheine nach war dieſes projectirte Syndicat nicht mit dem oben erwähnten, 
von 1866 datirenden identiih, jondern ein Goncurrenzunternehmen der Union. 
Weiter wurde in jener Verfammlung ausgeführt, daß die Großfleiſcher mit den 
Detailliften wenig gemein hätten und fi daher als beiondere Gruppe organifiren 
wollten?), Anfangs betrug die Zahl der Mitglieder 97, faft zwei Drittel 





1) L'Union nationale, Nr. vom 11. Juli 1868. 
®) Sauvage, Le travail et l’industrie de la construction, (Paris 1875) p. 150. 
®, L’Union nationale, vom 11. October 1873. 
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der Gejfammtzahl der Chevillards. Jedoch ift dieſes neue Syndicat bald wieder 
in Berfall gerathen. Nach dem „AÄnnuaire‘ der Union von 1877/78 zählte 
die Gruppe mit Einfhluß von 17 Biehhandels-Commiſſionären noch 66 Mit- 
glieder, das Verzeichniß von 1878/79 dagegen führt nur noch 20 auf, unter 
denen 8 Commiffionäre. — Jedenfalls gehört das Fleiſchergewerbe zu denjenigen, 
welche vermöge ihrer Stellung zur Polizeiverwaltung und zum Octroi natur= 
gemäß anf eine Intereffen-Bertretung angemiejen find. 


6. Die Schweinemehger. 

Schon in der früheren Zunftzeit hatten fich die „Chareutiers“ von den 
Fleiſchern abgefondert, anfangs nur mit dem Recht, das Schweinefleiſch in ver— 
ſchiedenen Formen zuzubereiten und zu verkaufen, ſeit dem 16. Jahrhundert 
aber in voller Unabhängigkeit von den Fleiſchern, indem ſie nun ſelbſt die 
Schweine auf dem Markte kaufen und ſchlachten laſſen durften. So wurde die 
Schweinemetzgerei, verbunden mit der Fabrication von Fleiſchwaaren aller Art 
(auch von anderem Material als Schweinefleiſch), ein von der eigentlichen 
Fleiſcherei ganz geſchiedenes Gewerbe, das auch von der modernen Corporation 
der letzteren ausgeſchloſſen blieb. Der erſte Conſul hatte bei ſeiner Zunftſchöpfung 
ja weſentlich nur die Sicherung der Zufuhr für Paris im Auge und er mochte 
wohl einſehen, daß im Betreff der Chareuterie feine beſonderen Maßregeln zu 
diefem Zwecke nöthig feien, da diefe das Fleiſch in einen haltbaren Zuftand 
überführt, alfo Borräthe anfammelt und von momentanen Berfehröjchwierigfeiten 
wenig berührt wird, Dagegen ift die gelundheitspolizeilihe Beauffihtigung der 
Chareuterie noch nöthiger, als die der Fleischerei. Denn wenn die erftere auch 
gerade in Paris in ihrer Art culinarifche Kunſtwerke anzufertigen veriteht, To 
jind, abgefehen von den befannten Gefahren des friſchen Schweinefleiiches, die 
für die umbemittelten Claſſen beftimmten Würfte und Fleiſchpräparate häufig 
ganz unverantwortliche Gemengjfel, „un ramassis de viandes sans nom que l’on 
sale et que l’on &pice“, wie ein Sadverjtändiger ſich ausdrückte. Das alte 
Regime hatte feine „Zungenfchauer” (langueyeurs de pores, 1673 aud mit 
dem Titel „eonseillers du roi“ auögeftattet) und andere Aufjichtöperfonen, deren 
Aemter indeß allmählih zu Sinecuren wurden. Unter dem Confulat wurde 
das Gewerbe in Paris ebenfalld einer ftrengen polizeilihen Reglementation 
unterworfen und der Betrieb deſſelben von der vorgängigen Erlaub— 
niß des Polizeipräfecten abhängig gemacht. Eine Beſchränkung der Zahl ver 
Unternehmungen fand jedoch nicht ftatt, fondern die Genehmigung wurde im 
Allgemeinen ertheilt, wenn der Bewerber, das Local und deſſen Einricytungen 
den polizeilichen Vorſchriften entſprachen. Eine Corporation nad Art derjenigen 
der Bäder und Fleiſcher, alfo mit offictellem Charakter, hielt man nidt für 
nötbig, wohl aber gab die Behörde indirect ihre Zuftimmung zu der Bildung 
‚einer freien Bereinigung der Charcutierd, die ald ein Syndicalverband anzufehen 
ift. Der gegenwärtig eriftirende Verband wurde 1826 in einer vom Polizei— 
Präfecten autorifirten Generalverfammlung gegründet, und die 1834 revidirten 
Statuten enthalten u. A. die Beftimmung, daß jeder Theilnehmer ſich verpflich- 
tet, falls er fein Geſchäft veräußert, nad Möglichkeit dahin zu wirken, daß 
auch jein Nachfolger dem Verbande beitrete. An der Spige deſſelben ftehen 
drei Generalbevollmädhtigte, die auf je drei Jahre gewählt werden; neben ihnen 
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gibt es für jedes Arrondiffement zwei befondere Bevollmächtigte, im Ganzen alfo 
früher 24, nad) der Erweiterung von Paris aber 40 an der Zahl. Das aus 
den Generalbevollmädhtigten beitehende Büreau vertritt das Gewerbe gegenüber 
den Behörden, nimmt die allgemeinen Intereifen deſſelben wahr, ſchlichtet Streitig- 
feiten und hat außerdem einen eigentlich gejchäftlihen Wirkungstreis, indem «8 
das für die Eharcutier8 in den Schlachthäufern arbeitende Perſonal anftellt und 
überwacht, alle Koften für das Schlachten beftreitet und die Beträge von den 
Mitgliedern einzieht ). Diefe gemeinſchaftliche GejchäftSoperation ſcheint für bie 
Mehrzahl der Mitglieder die Hauptſache zu fein, da fie fih im Uebrigen um 
den Verband wenig oder gar nicht kümmern. Die Zahl der Charcutierd be 
trug 1860 für das erweiterte Paris 671, im Jahre 1872 dagegen 795. Da 
die Bevölkerung nicht ganz in gleichem Verhältniß geftiegen, der durchſchnittliche 
jährliche Verzehr von Schweinefleiih und Charcuteriewaaren aber nad Huffon’s 
Berechnung nur wenig zugenommen bat ?), fo jcheint ſich auch in diejem Ge— 
werbe die Zahl der blos debitirenden Vermittler einigermaßen vermehrt zu 
haben, wenn auch nicht in dem ftarfen BVerhältniffe, wie bei dem aus bem 
Monopolſyſtem beraustretenden Fleiſchergewerbe. 


T. Die Holz= und Kohlenhändler. 


Zu der Zeit, als dem Verkehr nur beſchränkte Hülfsmittel zu Gebote 
ftanden, mar aud bie Aufgabe, der Hauptftabt ihren Bedarf an Brennholz 
zuzuführen eine folche, deren Füfung nur durch eine gemeinſchaftliche Drgantfation 
der Unternehmer möglich ſchien. Das Holz gelangte früher faſt ausſchließlich 
und in neuerer Zeit nod zu einem großen Theile auf dem Wallerwege zur 
Stadt, theild aus dem Gebiete der Seine, theild aus dem mit dem Teßteren 
durch Canãle in Zuſammenhang ſtehenden Gebiet der Loire, und der Trans— 
port, auf Schiffen, wie durch Flößung (die in dem Oberlaufe der Gewäſſer nur 
in loſen Balken — à büches perdues — möglich iſt), erfolgt unter der Auf=\/ 
ſicht und Leitung von Agenten des Verbandes der Pariſer Brennholzhändler. 
Napoleon hatte bei ſeiner ſo vielfach auf das Alte zurückgreifenden late 
der Verforgung von Paris feine Veranlaſſung, dieſe Körperſchaft neu zu bilden, 
er brauchte fie nur beſtehen zu laſſen, wie fie aud in der Revolutionsperiode 
thatſächlich forteriftirt zu haben Scheint. Diefe Genofjenfchaft bildet eben nicht 
blos eine zunftartige Interefiengemeinfcaft, ſondern fie ift zunächſt eine Ge— 
ſellſchaft für gefhäftliche und techniſche Zwecke. Dem gemäß heißt e8 in dem 
1851 aufgeftellten Statut derfelben: „Seit unborbenflihen Zeiten find bie für 
die Zufuhr von Brennholz nad Paris forgenden Kaufleute mit. der Ge- 
nehmigung und unter dem Schuge der Regierung zu einer Gefellichaft vereinigt. 
Dieje Vereinigung iſt nicht aus Willtür hervorgegangen, ſondern fie ift mit 
Nothwendigfeit bedingt durch die ihrer Natur nad gemeinfamen Operationen 
in Betreff des Transports, der Bewahrung und Unterbringung des für Paris 
urn Holzes 8).“ Die Geſellſchaft —* ein bedeutendes Material an 


1) de Massy, |. c., p. 234 ff. 

2) In ber eriode 186065 betrug berfelbe auf den Kopf der Bevölkerung 
12.06 FH 1866—69: 11.8 Kil., 1872—73: 12.2 Kil. 

) de Massy, ]. c., p. 414. 
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Pferden, Fahrzeugen, Tauwerk u. |. w. und verfügt über ein zahlreiche Dienft- 
und Arbeitsperfonal. Zur Beftreitung der Koften wird von jedem Floß eine 
Taxe erhoben, wozu die Körperſchaft jährlich durch ein beſonderes Decret Die 
Erlaubnig erhält. Das Syndicat des Berbandes befteht aus einem Syndic 
und zehn Beigeorimeten, die in jährlichen Generalverlammlungen gewählt wer— 
den. Mitglied ift jeder Holzhändler en gros, der in Paris und der Bannmeile 
einen Holzbof hat und als folder Patentfteuer bezahlt. Die Zahl verfelben 
belief fih im Jahre 1860 auf ungefähr 150. Uebrigens tritt die Afjociation 
auch in der Wirkjamkeit eines freien Syndicalverbandes auf und fie bat fich 
in diefer Eigenfchaft der Gruppe angeſchloſſen, die das Gentral= Comite bildet. 
Es befteht auch ein Syndicalverband der Bauholzhändler, der ebenfalls, wie 
auch ein Berein der Nugholzhändler, jo ziemlich als unmittelbare Fortjegung 
einer Körperſchaft des alten Regime angejehen werben darf!). Jedoch gibt es 
in der Union nationale einige rivalifirende Kammern mit ähnlichen Namen, 
die von ganz jungem Datum find. So 3. B. eine „Chambre synd. des 
scieurs, d&coupeurs et marchands de bois‘‘, die 1867 gegründet wurde, fich 
bald nachher aber fpaltete, indem die Sägeholzhändler fi mit ber eben erwähn- 
ten alten „Chambre des bois à oeuvrer‘‘ vereinigten, während in der Unton 
nur eine Öruppe der „Marchands de bois des iles et indig&nes‘‘ beftehen 
blieb. Im einer Sigung dieſer letteren wird erwähnt, daß die Ausgetretenen 
Ihon früher ſich eifrig bemüht Hätten, in jener „ariftofratiihen und auf ihre 
Privilegien ſtolzen“ Syndicallammer Aufnahme zu finden, aber anfangs von 
diefer zurücgewiefen worden feien; fchlieglich aber habe diefelbe aus Eiferfucht 
gegen die Union die Bewerber zugelafien 2). Uebrigens ift die in der Union 
gebliebene Partei nach dem Jahrbuche von 1878/79 nocd weiter zufammen- 
geihmolzen, indem fie mit im Ganzen 28 Mitgliedern nur noch den Handel 
mit exotiſchem Holze vertritt. In demfelben Jahrbuche der Union ericheint auch 
zum erften Male eine „Chambre synd. des bois de chauffage‘‘, die aber nur 
22 Mitglieder zählt. Auch die Holztohlenhändler 3) haben von Alters ber 
einen von der Behörde anerkannten Berband, der ähnlich, wie der der Holz— 
händler, zunähft den geihäftlichen Zweck verfolgt, den Waflertransport ber 
Holztohlen und den Verkauf auf den Schiffen zu leiten. Außerdem aber wirft 
er als Syndicallammer für die allgemeinen Intereflen des Gewerbes, für die 
Beilegung von Streitigkeiten u. |. w. Im der Union nationale befteht eine 
jüngere Syndicalfammer für den Handel mit Holztohlen, die fi nach Havard 
1867 jelbftändig gebildet hat und erft 1871 im die Union eingetreten iſt. Sie 
zählte übrigens im Yahre 1878 nur 27 Mitglieder. Bon größerer Bedeutung 
Dagegen ift die 1868 in der Union gegründete Kammer für den Steinfohlen- 
handel, deren neuefte Lifte 129 Mitglieder aufweift. 


8. Getränte. 


Die Bierbrauerei gehört ebenfall8 zu den Gewerben, die durch ihre polis 
zeiliche Reglementation und ihre Befteuerung auf die Beibehaltung oder Gründung 


ı) Havard, Les syndicats professionels, p. 155. 
2) &. L’Union nationale, vom 8. Juni 1867 und vom 9. Februar 1870. 
®) de Massy, ]. c., p. 424. 
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einer ggg We Intereffenten Hingewiefen waren. Schon vor der Reor- 
ganifation ber änfefteuer dur das Geſetz von 1816 waren die Parifer 
Brauer bejonderen Polizeibeftimmungen unterworfen worden, die fich Leicht zu 
einer Abjchliefung der Corporation hätten entwideln können: jede neu angelegte 
Brauerei mußte bei der Polizeipräfectur eingetragen werden, jede Betriebs- 
einftellung und jeder Verlauf dem Präfecten angezeigt werben, und eine Brauerei, 
die ſechs Monate lang nicht in Betrieb geweſen, durfte nur mit Erlaubniß der 
Polizei wieder eröffnet werden. Es ſcheint ſchon damals ein Brauer-Syndicat 
beftanden zu haben und von der Behörde als officiöfe Vertretung des Gewerbes 
anerkannt gewejeu zu fein!). In der That fagt de Maſſy ausprüdlich, der zur 
Zeit der Abfafjung feines officiellen Berichtes (1861) beftehende Pariſer Brauer: 
verband jet das Refultat der Ummandlung der alten Zunft, deren Statuten 
1780 vom Parlament regiftrirt worden ſeien). Seit 1862 findet man num 
auch eine Syndicallammer der Brauer in der Union nationale, aber es ift nicht 
flar, ob diefe als eine Fortfegung jener älteren anzufehen if. Da die Zahl 
der Bierbrauereien in Paris nad) der Aufnahme von 1872 fi nur auf 22 
beläuft, jo ift allerding® die Eriftenz von zwei concurrirenden Kammern nicht 
ee möglih. Die Gruppe in der Union jcheint übrigens nach dem neueften 
Jahrbuche in Desorganifation gerathen zu fein. 

Auch für den großen Handel mit Wein und Spirituofen bildete fich unter 
den Kaufleuten eine Art von thatjächliher Organifation in Folge der Wieder⸗ 
berftellung des Parifer Octroi (im Jahre VII) und der dadurch bedingten Ent- 
ftehung zweier großen Gentralpuntte für diefen Geſchäftezweig, des Entrepöt am 
Quai St. Bernard und des damals außerhalb der Octroilinie liegenden großen 
Privatlagers von Bercy ?). Jedoch fcheinen die eigentlichen Syndical-Eommilfionen 
der beiden faufmännifchen Gruppen erft ziemlich fpät gegründet worden zu jein. 
Wach de Mafiy ift die Commilfion für das innere Entrepöt erft im Jahre 1855 
in Wirkſamkeit getreten, und da® von Havard angegebene Gründungsjahr 1840 
würde fi demnach auf die Commiffion von Bercy beziehen. Uebrigens beftanden 
die beiden Commifjionen nur wenige Jahre nebeneinander ; nach der Erweiterung 
von Paris, durch welche Berch dem Octroi unterworfen wurde, vereinigten fie ſich 
zu einer einzigen „Commission representative du commerce de vins et 
d’eaux-de-vie“, die den Charakter einer freien Syndicallammer trägt und ber 
Gruppe des Gentralcomit& beigetreten ift. Sie beſtand uriprünglid aus 18 
und fpäter nah Havarb aus 25 Mitgliedern, die von allen Kaufleuten, melde 
Das Niederlagerecht befigen, gewählt werden. Zu ihren ftatutenmäßigen Aufgaben 

ehört nicht nur die ſchiedsrichterliche Entſcheidung oder Begutachtung von Streit- 
— die ihr von den Gerichten überwieſen werden, ſondern auch die gütliche 
Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen den Arbeitgebern und den Arbeitern in 
den Niederlagen. Dieſe lepteren, deren Zahl 1872 ungefähr 2800 betrug, 
werden übrigens von der Polizeipräfectur angeitellt. Den Behörden gegenüber 
bat das Syndicat des Weinhandeld von Alters ber, wenn auch nicht eine offciele, 

!) Havard, |. c., p. 17. 

2) de Massy, 1. c., p. 394. 

2) Derfelbe erhielt bei der Annerion ber Bannmeile zunächft auf 10 Jahre ben 
Charakter eine® „Entrepöt fietif‘“ und 1370 ben eine® „Entrepöt reel“. Cine dritte 
Niederlage, die von Iory, ift von geringerer Bedeutung. 
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fo doch eine gefichertere Stellung, als die übrigen privaten Syndicallammern. Es 
ftellt. 3. B. Beugnifie und Declarationen aus, die amtlich anerkannt werden. 
Auf Grund folher Zeugniffe wurden früher die Weinmakler oder Weinprobirer 
(eourtiers gourmets piqueurs de vins) beim Entrepöt vom Handelsminiſter 
ernannt. Diejelben bilveten eine geichloffene Körperichaft von 50 Mitglievern, 
die dur eine Syndic und ſechs Beifiger repräfentirt wurde, 


9. Andere regl erbe. 


Die Weinmaller waren eine Elafje der Waarenmafler und gehörten als 
folde zu den Offieiers minist6riels, wie die Wechlelagenten, die Auctions-Com— 
miflare u. ſ. w. Wir laffen dieſe mehr amtlichen als gewerbliden Körper: 
ſchaften hier außer Betracht, fügen aber einige Notizen über die Waarenmafler 
bei, die durch das Gefeg vom 18. Yult 1866 zu freien Gewerbtreibenden 
geworden ſind. Da ihnen abet die Feftftellung der Waarencurfe und einige 
andere Functionen gefetlich zugemiejen find, jo ſchien es zweckmäßig, fie an jedem 
Handelsplag zu. einem VBerbande, jedoch mit unbeichränfter Mitgliederzahl, zu 
vereinigen. Demnad find Diejenigen Makler, welche jene Functionen ausüben 
wollen, verpflichtet, fich beim Handelögerichte einfchreiben und vereidigen zu laſſen 
und fi der Disciplin einer Syndicallammer zu unterwerfen, deren Mitglieder 
fie jelbft jährlich wählen. Diefe Kammer ift alfo eine eigenthinnliche Mittelform 
zwiſchen den officiellen und den freien Stmbdicaten. 

Ein wichtines aemwerbliches Gebiet, dem einft Napoleon eine ſehr unliebſame 


Aufmerkfamteit zugewandt bat, ift das der Druderei_und des Buchhandels, 
Das Deeret vom 5. Februar 1810 unterwarf beide Gewerbe einem Regime, 
da8 unter dem damaligen Syſtem zwar begreiflich ſcheint, deſſen 60jährige 
Dauer unter dem mannigfaltigften Wandel der Negierungsformen aber eine 
auffallende Ericheinung ift. Die Zahl der Druder wurde befchränft und für 
Paris anfangs auf 60, fpäter auf SO feftgeleßt. Die_Conceffion war eine 
perfönliche und ber Iuhaber derfelben wurbe_vereidigt, nachdem er vorher „feine 
Befähigung, ſeinen _fittlichen Yebenswandel und jene Anbänglihket an Das 

and und den Souverain‘ nachgewieſen. Das Preßgeſetz vom 21. October 
1814 Tieß dieſe Beſtimmungen beftehen und fpäter (1817 und 1852) wurden 
diejelben auch auf die Lithographie und den Kupfer: und Stahlftih ausgedehnt. 
Bei Gelegenheit des Prehgeieged von 1868 wurde zwar eine Reform veriproden, 
aber vorläufig nur den Journalen die Befugniß ertheilt, Drudereien ausſchließ— 
ih für ihren eigenen Gebrauch anzulegen. Erſt durd ein Decret vom 
10. September 1870 murde die Druderei freigegeben und nur noch für jedes 
Unternehmen eine Anzeige beim Miniftertum des Innern vorgeichrieben. Im 
Folge. deſſen wies die Enqudte der Handeldfammer von 1872 bereit® 220 
Drudereien in Parıs auf, mährend nad der Enquete von 1860 nur 84 vor- 
banden waren (mit Einſchluß der Bannmeile). 

Die Druder waren bei ihrer früheren Monopolftellung naturgemäß auf 
eine nähere Verbindung angewieſen, beſonders als auch die Arbeiter anfingen, 
wie wir Später jehen werden, aus diefer Stellung ihre Confequenzen zu ziehen, und 
zwar unter Berufung auf gewille Aeußerungen Napoleons im Staatsrathe. 
Eine Wiederherftellung der alten Syndicalfammer der Druder, wie fie 1777 
organifirt worden war, hielt Napoleon indeß nicht für nöthig. Später finden 
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wir indeß eine folde Kammer als freie Vereinigung, jedoch mit gemiffen Be- 
ziehungen zur Regierung, indem diejelbe, unter Louis Philipp wenigſtens, zu 
Nathe gezogen wurde, wenn es ſich um die Ertheilung einer neuen Conceffion 
in den Departement® handelte. Ihre Gründung fol in das Jahr 1839 fallen ?). 
Gegenwärtig gehört diefe Kammer zu der Gruppe des „Cercle de la librairie, 
de l’imprimerie, de la papeterie ete., der nah Havard 1848 gegrlindet 
worden und als Befiter des „Journal general de l’imprimerie et de la 
librairie‘‘ eine gefiherte Grundlage hat. Die feit 1863 beftehende „Commission 
judieiaire‘ dieſes Vereins kann als eine Syndicalfammer im engeren Sinne 
angefehen werden. Die „Chronique” des erwähnten Journals enthält Berichte 
über die Thätigkeit des „Cerele“ und der Commilfion. Die Steindruder, die 
natürlich mit den Buchdrudern feit 1870 ihre Freiheit erlangt haben, find 
ſchon feit 1844 durch eine Syndicallammer vertreten, deren Sig fich in dem— 
felben Haufe befindet, in welchem der „„Cerele de la librairie ete.“* feine Räume 
bat. Ebenvajelbft hat fih auch die 1869 gegründete Syndicalfammer ber 
Kupferbruder niedergelafien. 

Was vie Aucbändler betrifft, fo waren fie durch das Deeret von 1810 
ebenfalls der Conceffiontrung und — unterworfen ; die Verwaltungs⸗ 
prarıs verlangte einen Nacmei® Der gung durch ein Zeugniß von vier 
Buchhändlern, jedoch war die Zahl der Unternehmungen nicht befehräntt. Das 
Decret von 1870 aber verlangt nur noch eime Anzeige bei dem Minifterium 
des Innern als Bedingung der Eröffnung einer Buchhandlung ?). Der bereits 
erwähnte „Cerele“ bildet die freie Vertretung dieſes Gewerbes, das übrigens 
den focialen Schwierigkeiten ziemlich fern fteht, während die Druderei-Unter- 
nehmer ftet8 auf ernftlihe NReibungen mit ihrer. wohlorganifirten Arbeiterichaft 
vorbereitet fein müfjen. 


IV. 
Die Syndicalkammern der baugewerblichen Unternehmer. 


1. Gründung der eriten baugewerblihen Syndicate. 


Die bisher betrachteten Syndicate haben ihre Grundlage in der Gewerbe: 
politit Napoleons, indem fie entweder geradezu als gemwerbepolizeilihe Organe, 
namentlich im Interefje der Berforgung der Stadt Paris, geihaffen oder als 
foldye direct oder indirect amerfannt wurden, oder indem fie ſolche Gewerbe 
repräfentiren, die von dem mißtrauiſchen Bolizeigeifte des erflen Kaiſerreichs 
einer bejonderd firengen Reglementation unterworfen worden waren. Die erften 
Syndicate der Baugewerbe gehörten urſprünglich im Wefentlichen ebenfalls in diefe 
Claſſe. Sie wurden unter den Auſpieien der Polizei ins Yeben gerufen und mit 
gewiſſen Aufgaben betraut, und fie hätten, wenn eine weitere Neglementation fir 


') Des interäts typographiques devant la conference mixte (brochure 
ouvriere, Paris 1861) p. 2*. 

2) Ein 1873 von ber Regierung eingebrachter Gefegentwurf, ber bie Conceffions- 
pflicht für die Buchhändler wieder berftellen follte, hat feine Folgen gehabt. 
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zwedmäßig befunden worden märe, zu einer folden eine fertige und bequeme 
Handhabe geboten. Dazu fam es jedoch nicht, vielmehr Löften ſich die urjprüng= 
lichen Beziehungen diefer Syndicate zur Polizei nah dem Sturz des Kaiſer— 
reichs bald völlig auf. Im diefe Wendung ihres Loofes aber konnten fidy die 
Berbände der Baugewerbe lange Zeit nicht fügen. Bei der Errichtung ihrer 
„Büreau’8’ glaubten die Maurer: und Zimmermeifter hoffen zu dürfen, daß aus 
diefen Anfägen wieder etwas Aehnliches, wie ihre frühere Corporationsverfaflung, 
beroorgehen werde, und biefe Hoffnung hielten fie mit Hartnädigfeit feſt. Mehr 
als zwanzig Jahre hindurch fämpften fie unermüdlich für die Rückkehr zum 
Alten, und dieſe reactionäre Tendenz ift das eigentlich Charakteriftiihe an den 
älteren baugemwerblihen Syndicaten. 

Was die näheren Urſachen der, Gründung derjelben betrifft, jo bürfte der 
Polizeipräfeet Dubois vorzugsweife von dem Mißtrauen geleitet worden fein, 
das ihm die Arbeiter des Maurer: und Zimmergewerbes einflößten, zumal gerave 
diefe die Hauptftüge der zwar oft verpönten, aber doch immer fortbeftehenden 
Gejellenverbände, der Compagnonage, bildeten. Daß den Meiftern ein Antheil 
an der baupolizeilihen Aufficht zugewiefen wurde, war vielleicht mehr eine Con- 
ceſſion ar ihre Zunfterinnerungen, als die Folge eines praftifhen Bedürfniſſes. 
Die erfte Syndicallammer des Parifer Baugewerbed — urjprünglihd „Büreau“ 
genannt — die unter der Aegide des Polizeipräfecten organifirt wurde, war bie 
der Zimmermeifter 1), deren Statuten am 7. December 1808 von dem genannten 
Präfecten beftätigt wurden. 


2. Die Statuten der Pariſer Zimmermeifter. 


Diefe Statuten ?) zeichnen ſich durch eine lafonifche Kürze aus, die vielleicht 
dadurch bedingt war, daß man ben Widerſpruch zwilchen diefer Drganifation 
und dem Geſetze von 1791 nicht allzu flar bervortreten Laffen wollte. Eigent⸗ 
lich wird nur die äußere Form der Verbindung feftgeftellt, über den Zmed der— 
jelben aber findet man nur wenige Andeutungen. Im Bergleih mit den Syn— 
Dicaten der Bäder und Fleiiher war das Büreau der Zimmerleute ein frei= 
gewähltes, da die Delegirten zwar ebenfalls von Wahlmännern gewählt wurden, 
diefe letteren aber nicht vom Präfecten ernannt waren, jondern aus der Wahl 


) Der Kürze wegen fage ich bier und im folgenden „Zimmermeifter‘, ober 
„Maurermeifter‘; jedoch darf man babei nicht an Heine Handmwerfsmeifter benten, 
fondern es handelt fih um größere „Unternehmer von Maurer- und Zimmerarbeiten“, 
von denen Ginzelme oft Hunderte von Arbeitern befchäftigen. 

%) Der erfte Secretär ber „Chambres du bätiment“, Herr Guinon, war fo 
freundlih, mir eine Anzahl der älteften Documente aus dem Ardiv der Syndical- 
fammern zur Einfiht mitzutheilen. Die erften Artitel jener Statuten lauten wörtlich: 
Art. 1. Les maitres charpentiers de Paris auront trois del&gues. Art. ?. Les 
del&gues sont nomme&s par des &lecteurs. Art. 3. Les dlecteurs au nombre de 
24 sont choisis par les maitres charpentiers. Art. 4. Les maitres charpentiers 
se reuniront chaque annde dans la premiere quinzaine de decembre pour 
proceder & la nomination des &electeurs. Art. 5. M. le prefet de police sera 
prié par les délégués de vouloir bien indiquer les endroits et l’heure de cette 
reunion. Art. 6. La durde des fonctions des delegues est de trois ans. Art. 7. 
Le renouvellement se fera par tiers, Im Ganzen 28 Artikel in diefem Styl. Die 
Beftätigung durch den Polizeipräfecten ift ertheilt mit den Worten: „homologons 
le dit projet pour ätre exécuté en toutes les dispositions qu’il contient.“ 
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einer vom Präfecten allerdings zu autorifirenden Generalverfammlung hervor- 
gingen. Jedes Jahr wird eine Lifte aller Pariſer Zimmermeifter aufgeftellt 
(Art. 18), in mwelder diefelben in drei Claſſen — werden. Sie haben 
jährliche Beiträge zu entrichten, die je nach der Claſſenſtellung der Einzelnen 
48, 36 oder 24 Fred. betragen (Art. 22.). Dieſe Lifte iſt dem Polizeipräfecten 
vorzulegen, der über etwaige Reclamationen entjcheidet. Aber mas wurde für 
dieſe ziemlich hohen Beiträge geleiftt? Das ift aus den Statuten nicht recht 
zu erſehen. Die drei Delegirten follen die Nepräjentanten des Gewerbes fein, 
ſich alle Wochen wenigftens einmal verfammeln (Art. 13), dem Bolizeipräfecten 
jede verlangte Auskunft ertbeilen; endlich ſollen je ein Delegirter nebſt zwei 
Wahlmännern, die abwechſelnd an die Reihe kommen, die Polizeicommifjare bei 
etwaigen baupolizeilihen Inſpectionen begleiten. Alſo ein ſchwacher Verſuch zur 
Wiederberftellung zunftmäßiger Umgänge. Die Wahlmänner fünnen von den 
Delegirten jo oft einberufen werben, als es dieſen zweckmäßig ſcheint, jedoch 
immer nur nach vorgängiger Zuſtimmung des Polizeipräfecten. Jedenfalls iſt 
dieſe Organiſation der Zimmerleute ein merkwürdiges Mittelding zwiſchen den 
geſchloſſenen Corporationen der Bäcker und Fleiſcher und der Stellung anderer 
überwachter Gewerbe, bei denen nur ein Regiſter der Unternehmer geführt wurde. 


Uebrigend war fie in den Augen des Bolizeipräfecten offenbar nur eine 
Grundlage für eventuelle weitere Mafregeln. Schon an demjelben Tage, an 
dem die Beftätigung der Statuten erfolgte, erließ der Präfeet ein eingehendes 
‚Bolizeireglement für das Zimmergemwerbe !). Die Unternehiner müfjen fich bis 
um 1. Yanuar 1809 bei der Präfectur eintragen laſſen; Jeder muß einen be= 
— Arbeitshof (Chantier) haben und nur auf dieſem Plage darf Zimmer⸗ 
holz bearbeitet werben, es jei denn, daß Bauherren auf ihrem eigenen Grund 
und Boden arbeiten lafjen; die Werkzeuge der Zimmerleute müfjen mit einem 
Stempel verjehen fein, der den vollen Namen des Befigerd trägt; die Tröpler 
dürfen ſolche geftempelte Werkzeuge nicht kaufen; die Meifter dürfen nur Gefellen 
annehmen, die ein Arbeitsbuch befigen, und den Gefellen wird zum. Ueberfluß 
nochmals verboten, ſich zu coalifiren, um die Arbeit einzuftellen, zu verhindern 
oder zu vertheuern; wenn ein Eigenthümer oder Miether direct einem Zummer- 
gejellen Arbeit geben will, jo muß er, fall8 die Beichäftigung mehr als zwei 
Tage dauert, dem BPolizeipräfecten Anzeige machen, und andererſeits darf ein 
Sehe auf eigene Rechnung nicht länger als zwei Tage an bderjelben Stelle 
arbeiten, ohne fi zu vergewiffern, daß ber Arbeitgeber die vorgefchriebene 
Anzeige erftattet hat. 

Für die Beläftigungen, welde die ängfilihe Bevormundungsſucht Der 
Polizei ihnen eintrug, fuchten die Zimmermeifter Entſchädigung in der Neu- 
bildung einer Corporation vom alten Sclage. Auch gelang es ihnen ſchon 


I) Die —— derſelben find zum Theil ſehr charalteriſtiſch: Considérant 
u'il est important de surveiller les charpentiers et pour s'assurer de la solidité 
es constructions et pour emp£cher que les pieces de charpente ne soient 
lacdes de maniere & occasioner des incendies; considerant que dans les cas 

——— les ouvriers en bätiment et notamment les charpentiers doivent éêtre 

requis pour porter les secours necessaires; considerant que les outils dont se 

servent les ber entiers peuvent devenir dangereux dans les mains 
de personnes mal intentionn6es, etc. „ 
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bald, einige Fortfchritte zu einer felbftändigeren Organifation zu maden. Das 
geht aus Zufagartifeln zu den eben erwähnten Statuten hervor, die aus Den 
erften Jahren der Neftauration zu ſtammen feinen !). Die Wahlmünner follen 
fih unter dem Vorfige der Delegirten am erften Mittwoch eines jeden Monats 
verfammeln; jo wird das „Conſeil“ gebilvet, entfprechend der heutigen Syndical- 
fammer. Die Mitglieder deſſelben erhalten als Entſchädigung filberne Marken 
im Werthe von 3.50 Fre., die bei der Zahlung der Beiträge wieder zu dieſem 
Betrage angenommen werden. Die Beiträge der drei Claffen werden auf 25, 
20 und 15 Fres. herabgeſetzt. Die Geſellſchaft nennt fi jegt „Reunion des 
entrepreneurs de charpente“, aber fie umfaßt thalſächlich nicht mehr alle 
Mitglieder des Gewerbes, da mande Unternehmer ihre Beiträge nicht zahlen 
und fich um die Statuten nicht kümmern. Die Bifitation der Baupläge fand 
zwar noch ftatt, aber die Beichauer begleiteten nicht mehr die Polizeicommifjare, 
fondern die Architectes-voyers, aljo Sadverftändige, neben denen die Zimmer: 
meifter wabrjcheinlih eine untergeordnete Rolle fpielten. Ste fcheinen aber 
immer noch Werth auf diefe Formalität gelegt zu Haben, die ihnen für Die 
Zukunft Befleres zu verſprechen ſchien. Daher heit e8 in den Zufagartifeln, 
daß die Meifter, welche nad der aufgeitellten Yifte diefe Umgänge machten, dem 
Ausſchuß darüber Bericht zu erftatten und Art und Ort der beobachteten Regel- 
widrigkeiten anzuzeigen hätten. 


3. Der Berband der Maurermeiiter. 


Mittlerweile hatten die Zimmermeifter in ihren zunftfreundlihen Bes 
ftrebungen Unterftügung erhalten durch die Bildung ähnlich organifirter Verbände 
in anderen Zmeigen des Baugewerbed. Im Jahre 1809 waren die Maurer: 
meister und im folgenden Jahre die Pflafterer mit einem Büreau oder Syndicat 
außgeftattet worden. Die legteren haben wenig von ſich reden gemadt, Die 
Maurer dagegen entfalteten von Anfang an eine lebhafte Thätigfeit und wurden 
bald die leitende Kammer für die ganze Gruppe, zu welcher Stellung jie auch 
ſchon durch ihre numerische Stärke berufen waren ?). Der Präfeet Dubois be- 
ſchied am 19. Auguſt 1809 24 Maurermeifter zu ſich und forberte fie auf, 
ein ähnliches Büreau, wie das der Zimmermeifter zu wählen. Die Wahlmänner 
ftellten dann in einer Sigung vom 14. September die Statuten feft, Die ver 
Präfeet am 13. Januar 1810 beftätigte. Diefelben enthalten 33 Artikel und 
find nad dem Mufter der Statuten der Zimmermeifter abgefaßt, wenn aud 
etwas weniger wortfarg?). Die drei Delegirten werden auf diefelbe Weile in: 
direct gewählt, wie bei den Zimmermeiftern. Weber die Beſichtigung der Bauten 
in Begleitung der Polizeicommiſſare finden fich einige genauere Beftimmungen 
(Art. 17): Jeden Monat werden vom Bureau zwölf Meijter mit diefer Aufgabe 
betraut, von denen drei aus den Wahlmännern, ſechs aus den Unternehmern 


1) Das Datum ift in dem Eremplar des Archivs nicht angegeben. 
2) Für das Kolgende vgl. Sauvage, Le travail et l’industrie de la construction, 
p. 135 ff. unb „Compte rendu des travaux de la chambre synd. des entrepreneurs 
de magonnerie de Paris et du departement de la Seine (Paris 1566) p. 6 ff. 
°) So lautet ſchon Art. 1 eimas beftimmter: „Les entrepreneurs de magonnerie 
de Paris auront trois delögues pour les representer aupres de M. le prefet 
de police.“ . 
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mit mehr ald zehmjährigem Geihäftsbetrieb und drei aus den jüngeren Meiftern 
zu wählen find. Es foll, wie bei den Zimmermeiftern, jährlich eine Lifte aller 
Maurermeifter aufgeftellt werden, jedoch mit Eintheilung derfelben in vier Claſſen, 
für welche die Beitragsläge auf reip. 40, 30, 20 und 10 Fres. normirt find. 
Diefe Lifte ift dem Präfecten vorzulegen, an den auch die Reclamationen zu 
richten find. 

Dieſe halbſchlächtige Organifation bradte den Maurer: wie den Zimmer- 
meiftern zunächſt nur Unbequemlichkeiten, keineswegs aber einen Vortheil durch 
Verminderung der Concurrenz. Denn Jedermann konnte ohne Prüfung oder 
ſonſtige Hinderniſſe in die Liſte dieſer Unternehmer aufgenommen werden, wenn 
er nur die entſprechende Patentſteuer bezahlte. Die ganze Politik der neuen 
Verbände ging nun darauf hinaus, wenn auch nicht gerade nach dem Vorbilde 
der beneideten Bäcker und Fleiſcher die Abſchließung ihrer Körperſchaft, ſo doch 
eine zunftmäßige Erſchwerung des Zutriltes zu derſelben zu erwirken. Sie 
werden nicht müde, der beſtehenden Gewerbefreiheit den Proceß zu machen und 
die Regierung zur Umkehr zu drängen. Sie ſtanden mit dieſen Beſtrebungen 
in der Reſtaurationsperiode weder allein, noch ganz ausſichtslos da; zeitweiſe 
fand fogar ein förmliches Sturmlaufen der Zunftfreunde gegen die Gewerbe: 
freiheit ftatt, wie namentlich in einer von Levacher-Dupleſſis im Namen von 
Vertretern von 34 Gewerben verfaßten Petition, die im Jahre 1817 dem 
König vorgelegt wurde !). 


4. Zunftfreundlihe Bemühungen der Maurer: und Zimmermeiiter, 


Kaum war Napoleon zum erften Male geftürzt, als die Syndicate der 
Maurer: und Zimmermeifter jchon ihren Feldzug für eine Neftauration auch in 


1) Abgedrudt bei Sauvage, 1. e., p. 137. In der ibyllifhen Schilderung ber 
alten Zuftände heißt es u. W.: „Separds suivant nos diverses professions en cor- 
porations et en communautes differentes nous exercereions sur nous-m@mes 
une surveillance utile. Nous maintenions parmi nous la bonne foi, la decence 
des moeurs, l’amour de nos souverains et le respect pour notre sainte religion. 
Nous jouissions ainsi d’un etat fixe et paisible dans lequel nous pouvions 
elever honorablement nos familles .et laisser A nos enfants, après plusieurs 
annees (le travail, une fortune modeste dont nous n’avions pas & rougir.“ Die 
Nevolution aber, die alles corporative eben als mächtige Stüte der Ordnung und 
öffentlihen Eittlichkeit hafte, babe dafjelbe völlig zerftört, und feitbem, fährt bie 
Petition fort: „les professions out été livrees à la plus honteuse licence: on ne 
connait plus ni r&gle, ni frein, ni police. L’insubordination dans les ateliers, 
la mauvaise foi la plus inique dans le commerce de detail ont pris la place 
de l’ordre et de la probite. Dans la capitale, le mal est arrive A son comble; 
les moyens les plus scandaleux sont employ6r tous les jours pour tromper le 
public et abuser de son inexperience .... L’autorit& domestique des maitres 
est detruite et l’indiscipline des simples ouvriers ne connait plus de frein. 
L’apprentissage si necessaire A la propagation et au perfectionnement des arts 
mecaniques est presque abandonnd, parceque les röglements qui en determinaient 
la condition ne sont plus executes. Sans habilite dans son art, sans capitaux 
—— faire les premieres avances, le compagnon se häte de s’etablir maĩtre. 

'ignorance s’introduit ainsi tous les jours dans les ateliers, la main d’oeuvre 
s’altöre et le commerce est inondé d’ouvrages mal fabriques qui deshonorent 
l’industrie frangaise“. So klagte man vor 60 Jahren über die Gewerbefreibeit, und 
zum Theil auch nicht ohne Berechtigung. Der Erfolg aber zeigt uns heute, daß biefe 
Freiheit der franzöfifhen Induftrie im Ganzen doch nicht übel befommen ift. 
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der Gewerbeverfaffung begannen. Schon in einer Sigung vom 17. Mai 1814 
beſchloß das Büreau der Maurer, auf gefchidte Art bei der Polizeipräfectur 
anzufragen, ob ſich nicht Etwas für die Interefien ihrer Körperihaft thun laſſe. 
Die Antwort Tautete verneinend, jedoch wurden die Unternehmer aufgefordert, 
ihre Infpectiondgänge wieder aufzunehmen. Am 28. Yunt fand dann eine Ber- 
fammlung der Wahlmänner ftatt, im welcher zwei Petitionsentwürfe vorgelegt 
wurden, die man in einen zuſammenzog. Nachdem man in zwei fpäteren 
Sigungen im Einvernehmen mit den Zimmermeiftern die Petition definitiv fefl- 
geftellt hatte, überreichte man diefelbe im November dem Siegelbewahrer. Im 
diefem Actenftüd wird nun kurzweg die Wiederherftelung der alten Zünfte vers 
langt. Diele Mafregel fer das einzige Deittel, die jegt herrſchenden Mißbräuche 
zu befeitigen, denn der Mann, der einer Corporation angehöre, hege meit 
größere Scheu, ſich zu compromittiren, al® der vereinzelt daſtehende. Das 
Baugewerbe beihäftige viele Arbeiter und bebürfe um jo mehr im öffentlichen 
wie im privaten Intereffe einer ernftlichen Beauffihtigung. Aber die Revolution 
habe die frühere Ordnung veffelben vernichtet. Während früher die Meifter der 
Zünfte der Maurer und Zimmerleute allein das Recht zur Ausübung dieſer 
Gewerbe befeffen und dieſes Recht nur auf Grund genügender Nachweiſe hin— 
fihtlih ihrer Moralität umd ihrer Befähigung erlangt hätten — (von ben 
Meiftersföhnen ſprechen die Petenten nit) — fünne man jest ohne Yehrzeit, 
ohne Prüfung, ohne weitere Ausweiſe, lediglich vermöge der Zahlung der Ge— 
werbefteuer als Unternehmer auftreten. Früher mußte jeder Bau der Kammer 
der Bauten angezeigt werden und nad dieſer Declaration erfolgte die wöchent- 
lihe Schau; jest aber könne man gegen Diejenigen, welde die Anzeige (Das 
beißt wohl bier die Anzeige bei dem Büreau der Maurer) unterließen, gar 
nicht einfchreiten, die BVifitationen fünden faum nod ein Dutend mal im Jahre 
ftatt und feien ganz unwirkſam geworden; denn während früher die beobachteten 
Uebertretungen zu Protocol genommen und an ein beſonderes Gericht verwiejen 
worden feien, fümmere man ſich jest faum um die von den Beihauern gemachten 
Bemerkungen, To daß diefe Männer, die ihre Zeit im öffentlihen Intereſſe 
opferten, fich einer entmutbigenden und faft beleidigenden Behandlung ausgeſetzt 
jähen. Die Bittfteller verlangen daher, daß die Patente vom 20. Dat 1782 
(die letzte Zunftorbnung der Maurer) und vom 12. September 1785 wieder 
in Kraft geſetzt würden und daß auch wieder ein Specialgericht nach Art der 
früheren „Uhambre du bätiment‘ gefchaffen werde. Andererfeitö erflären fich 
die beiden Gewerbe großmüthig bereit, die bisher an Patentfteuer bezahlte 
Summe aud fernerhin aufzubringen, nur ſolle diefelbe nad alter Sitte von 
den Körperſchaften als ſolchen erhoben werden, die dann ihrerfeitd die Laſt auf 
die einzelnen Mitglieder vertheilen würden. 

Man jieht, wie die Bittfteller mit einer eigenthümlichen Naivetät die Fiction 
fefthalten, daß ihre Körperichaft noch immer die eigentlihe Trägerin der bau— 
polizeilihen Befugniffe ſei, während fie in Wirflichfeit neben den unmittelbar 
ftaatlihen Organen eine immer mehr zur Bedeutungslofigkeit herabſinkende 
Rolle ſpielte. 

Die Antwort auf diefe Eingabe erfolgte am 31. December und lautete 
ausmweichend dahin, daß die Regierung die Frage einer ernſtlichen Prüfung 
unterwerfen werde. Borläufig mußten fich die beiden Verbände zu geduldigem 
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Warten entfchliegen, zumal in dem Sturme der hundert Tage Anliegen diefer 
Art nirgendwo Gehör hätten finden können. Nachdem aber unter der zweiten 
Reftauration die Ultraroyaliften die Oberhand gewonnen, denen die Gewerbes 
freiheit al Erzeugniß der Revolution  verhaßt war, gingen die Maurer: und 
Zimmermeifter wieder voran in der Agitation der Zunftfreunde, von der mir 
oben bereit eine Deufterleiftung erwähnt haben. Die beiden Syndicate beichlofien, 
am 12. November 1816 ihr Gefuh von 1814 zu erneuern und daffelbe in 
drei Ausfertigungen an die Deputirtenfammer, an den Minifter des Innern 
und an den Präfecten zu richten. Da fie feine Antwort erhielten, wiederholten 
fie unverdroffen in den beiden folgenden Jahren ihr Anliegen, und erſt im 
Juni 1819 wurde ihnen die Feine Genugthuung, daß die Deputirtenfammer 
ihr Geſuch an den Minifter des Innern verwied. Aber die Antwort defjelben 
verzögerte fih, obwohl das Maurerfyndicat noch ein eigene Schreiben an ihn 
richtete, und als fie endlih — im März 1821 — anfam, lautete fie höchſt 
unerfreulic für die Petenten: e8 fei vorerft keine Veranlaſſung vorhanden, ihre 
Anträge zu berücdfichtigen, da die polizeiliche Ueberwahung der Bauten in 
genügender Weiſe ftattfinde. Es half alfo nichts, daß man die Exiftenz der 
Baupolizei der Präfectur ignorirt hatte. Aber noch immer wollte man fich 
nicht entichließen, die Bartie aufzugeben. Zwar war die Lage der Baugewerbe 
in den Jahren 1820—29 zugeftandenermaßen eine ſehr günftige, aber bie 
Unternehmer biteten ſich wohl, die beftehende gemwerblihe Drbnung al3 ein Ele- 
ment dieſes Wohlbefindens anzuerkennen, fondern fie blieben dabet, Daß der wahre 
Aufſchwung wegen des Mangels einer. zünftigen Organifation noch zurüdgehalten 
werde. Zunächſt beantworteten fie zu ihrer eigenen Genugthuung die Antwort 
des Minifters, machten jedoch von diefem Elaborat feinen weiteren Gebrauch. 
Im Jahre 1829 aber finden wir die beiden Syndicate abermal® als Urheber 
einer Petition an beide Kammern, die allerdingd der Form nad die früheren 
Forderungen einigermaßen berabftimmt: man verlangt jest nur eine definitive 
geſetzliche Reorganifation der Verbände der Unternehmer von Maurer- und 
Zimmerarbeiten. Ä 

Regierung und Kammern waren damals dem Gedanken der Neubildung 
corporativer gewerblicher Gruppen, namentlih „neuer Innungen“ in der Geftalt 
von Syndicalverbänden, gar nicht abgeneigt, und die Bittfteller erreichten wenig— 
ften® foviel, daß auf den Bericht des Abgeordneten de Schonen die Petition an 
die Minifter des Innern und der Yuftiz und an das Auskunftsbüreau überwiefen 
wurde. Indeß wurden die faum erwacten Stegeshoffnungen der Betenten durch 
die Yulirevolution mieder vernichtet. Aber ihre Beharrlichfeit war ftärker als 
die Legitimität. Kaum hatten fih die Schwingungen der politifchen Erihütterung 
verlaufen, als die beiden leitenden Syndicate der Baugewerbe — im September 
1831 — ihre Tradition wieder aufnahmen und eine neue Perition an bie 
Deputirtenfammer entwarfen, die allerding® den veränderten Zeitverhältniſſen 
einige Rechnung trug. Man blieb ftehen bei dem Verlangen, daß Patente ala 
Unternehmer von Maurer: und Zimmerarbeiten nur Solden ertheilt würben, 
welde durch eine Prüfung ihre Befähigung‘ nachgewiefen hätten ; ferner verlangte 
man ftrengere Ermittlung der baupolizeilichen und techniſchen Mängel durch 
regelmäßige Vifitation der Baupläge, Veröffentlihung einer Zulammenftellung 
der technifchen Regeln in baupolizeiliher Hinficht, ſowie eine bejondere Jurisdiction 
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für Die Angelegenheiten des Baugewerbes, Einhaltung der Beitimmungen über 
das Arbeitsbuh und noch einige andere Zugeſtändniſſe. Indeß jcheint dieſe 
Petition gar nicht abgegangen zu fein. 


5. Verſöhnung mit der Gewerbefreigeit. 


Angeſichts diefer durch Jahrzehnte fortgejegten Beftrebungen war «8 fein 
Wunder, wenn die Syndicaltammern der Baugewerbe in den Ruf kamen, Die 
Hauptftügen der zünftlerifchen Reaction zu fein, und wenn ein folder Verdacht 
auch fpäter noch am ihnen haften blieb. Daher ift es auch jehr begreiflich, 
wern em Polizeipräfeet, der den Traditionen dev Reftauration nicht folgte, Die 
Syndieate ſchließlich an ihren außergefeglihen Charakter erinnerte. Die Maurer 
hatten ihr Statut von 1810 revidirt und legten bafjelbe im April 1834 dem 
Bolizeipräfecten Gisquet zur neuen Beftätigung vor. Diejer aber antwortete 
am 13. Auguft mitteld eines Schreibens, nicht an das Syndicat, jondern an 
den Bolizecommiffar: auf den günftigen Bericht des Ieteren über den Verein 
der Unternehmer von Maurerarbeiten wolle er geftatten, daß dieſelben ihre 
Berfammlungen fortjegten, da fie ſich ja mur mit techniſchen Fragen beſchäf— 
tigten; indeß molle ev damit feineswegs das frühere Reglement anerkennen, Da 
diefes mit dem Afjociationsgefege von 1791 in Widerſpruch ſtehe ). Zugleich 
wurde ver Gejellihaft die - Pflicht auferlegt, alle Bierteljahre eine Lifte ihrer 
Mitglieder bei der Präfectur einzureichen, und e8 wurde ihr eingeihärft, daß 
fie ſich nur mit bautechnifchen Dingen befafjen und nichts beſchließen dürfe, was 
mit den Garantien, die der Code von den Bauunternehmern verlangt, oder mit 
den baupolizeilihen Verordnungen unvereinbar ſei. Dieje Entſcheidung war 
natürlich auch für die übrigen Syndicallammern der Baugewerbe maßgebend. 
Den drei älteren hatte fih 1829 noch ein Syndicat der Unternehmer- von 
Dfenanlagen und Kaminreinigung und 1830 ein ſolches für die Bauſchloſſerei 
angereiht. 

Das unerwartete Auftreten des Präfecten fcheint nun endlich die baugeiwerb- 
lichen Verbände zu der Erfenntniß geführt zu haben, daß fie beijer thun würden, 
nad vorwärt3, als nach rückwärts zu ſchauen. Anſtatt neue Sonderrechte zu 
“erlangen, ſahen fie fich jett völlig auf den Stand blos gebuldeter Vereinigungen 
ohne allen Reſt von balbamtlihem Anſtrich berabgedrüdt. Aber fie fügten ſich 
vernünftiger Weife in diefe Yage und wandten ſich nach und nach im Geiſte Der 
neuen Zeit den mannigfaltigen neuen Aufgaben zu. Man fuchte den Berbänden, 
jo gut es ging, eine privatrechtliche Stellung zu verihaffen, verzichtete mehr und 
mehr auf die Reminiscenzen an Zunftſchau und Umgänge und ſetzte den .Zwed 
der Bereinigung hauptſächlich in die Förderung der gemeinichaftlichen Intereſſen 
des Gewerbes auf dem Wege der Selbſthülfe. Die verjchiedenen Syndicate 
hatten ein gemeinſchaftliches Yocal und ftanden auch jonft in geregelten Beziehungen- 
zu einander; auch jchloffen ſich nach und nad die übrigen Baugewerbe m’ 


!) Toutefois il importe que vous informiez lesdits societaires que par la 
resente autorisation je n’entends nullement continuer leur röglement du 13 
Janvier 1810 homologued par l’un de mes predecesseurs, ce r&glement me 
paraissant prohbibe par la loi de 1791 qui defend l’existence de tout syndicat 
ou eorporation. Compte rendu des travaux de la chambre synd. des entre- 
preneurs de magonnerie, p. 14. 
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ähnlichen Syndicallammern der bereit3 beftehenden Gruppe an: fo 1837 die 
Bautifchler und die Unternehmer von Anftreichere und Olaferarbeiten, 1843 
die Spiegelfeger, 1848 die Unternehmer von Dachdecker- und Zinkarbeiten, 1848 
die Tapezierer. Auch hatten ſich 1844 die eigentlich nicht zum Baugewerbe gehören: 
den Wagenbauer, Stellmaher und Sattler mit einem befonderen Syndtcat an: 
gefchloffen, jo daß die Gruppe fchlieglih 11 Kammern umfaßte. 


6. Die neue Syndicallammer der Zimmermeiſter. 


Betrachten wir dieſe neuere Geftaltung bei den wichtigften Syndicalfammern 
etwas näher. Die Zimmermeifter vollzogen die Umformung ihre® Verbandes 
ſchon im Jahre 1835. Nach den neuen Statuten heißt derſelbe „Societ& des 
entrepreneurs de charpente du d&partement de la Seine“. Die Dauer der 
Gejellihaft ift unbegrenzt und ihr Zweck ift, „ven Zimmergewerbe jede mögliche 
Förderung zu verſchaffen““. Dur eine jährliche Generalverfammlung wird ein 
Ausſchuß (conseil) von 18 Mitgliedern ernannt, von denen jährlich ſechs neu 
gewählt werden. Außerdem gibt es noch ſechs Ergänzungsmitgliever, die bei 
befonderen Gelegenheiten mit einberufen werben. Die Mitglieder des Conſeil 
müſſen wenigftens drei Yahre lang als Unternehmer mit Ehren thätig geweſen 
fein und find unbefchränft wieder wählbar. Das Gonfeil wählt fein Büreau, 
aus Präfident, BVicepräfidenten, affirer u. |. m. beftehend. Die Beiträge der 
Mitglieder der Gefellichaft beftehen in einem Eintrittögelde von 20 Fres., das 
für den Reſervefonds beftimmt ift, und Yahreszahlungen von 20 Fres,, die ſich 
für die Ausichußmitglieder auf 25 Fred. erhöhen. Andererfeit8 aber erhalten 
die legteren für jede Sitzung filberne Präfenzmarken im Werthe von 4 Free. 
Die gezahlten Beiträge verfallen bei dem Tode oder dem Austritt eines Mit: 
glieves zu Gunften der Geſellſchaft. Noch einen Anklang an die früheren 
Tendenzen enthält Art. 38, nad) mweldem die Mitglieder der Geſellſchaft ab— 
wechjelnd dem Präfecten zur Verfügung geftellt werben follen, um die Architectes- 
voyers zu begleiten. Indeß hat diefe Beftimmung nunmehr wohl blos die 
Bedeutung, daß man fich bereit erflärt, der Polizeibehörde unentgeldlich Sach— 
verftändige zu ftellen, wie man ja auch bald anfing, den Gerichten in dieſer 
Art behülflich zu fein. 

In einer Reihe von Zufatsbeftimmungen aus dem Jahre 1842 wird u. U. 
die Dauer der Gejelihaft aus formellen Gründen auf 99 Jahre angefegt, die 
vom 22. April 1835 ab gerechnet werben follen. Der Rejerwefonds wird vers 
ftärtt, namentlich durch Zuweiſung von einem Zehntel der Yahresbeiträge an den— 
jelben, und feine Beftimmung dahın erweitert, daß aus demfelben erwerbsunfähige 
Genoſſen ſowie Wittwen und Waifen früherer Mitglieder unterftügt werben können. 
Auch Arbeitern, die im Dienfte eines Geſellſchaftsmitgliedes verwundet worden 
find, kann auf Antrag des Unternehmers eine Beihülfe gewährt werden. Nach 
Urt. 8 zieht die Falliterflärung eines Mitgliedes das Ausſcheiden deſſelben aus 
der Gefellihaft nach fi), jedoch fann der Betreffende wieder eintreten, wenn er 
fih vehabilitirt oder ein Concordat erhält. Diefe Beftimmung war noch ſehr 
lar im Vergleich mit dem fpäter bei den Syndicalkammern durchweg ange 
nommenen Grundſatz, daß die Erlangung eines Concordats als Bedingung ber 
Aufnahme oder Wiederaufnahme eines Falliten nicht genüge, ſondern die Rehabili- 
tirung, alſo die völlige Befriedigung der Gläubiger mit Einſchluß von Zinfen 

Schriften XVII. — Lexis, franz. Gewerkvereine, 4 
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und Koſten zu verlangen ſei, wie denn ja auch das franzöſiſche Handelsgeſetzbuch 
dem Falliten den Beſuch der Börſe unterſagt, ſo lange er nicht förmlich reha— 
bilitirt iſt. Von der Erfüllung dieſer ſtrengeren Forderung iſt denn auch bei der 
Reviſion der Statuten der Zimmermeiſter im Jahre 1874 ausdrücklich die 
Wiederzulaſſung eines fallit gewordenen Mitgliedes abhängig gemacht worden. 

Aus dieſen neueſten Statuten der „Chambre des entrepreneurs de char- 
pente‘‘ von 1874 ſei noch erwähnt, daß fie, der ſchon Lange beftehenden Praris 
entfprehend, die Bildung von Commiſſionen aus den eigentlihen Syndicats- 
mitgliedern oder nöthigenfall® aud aus anderen Gefellihaftsmitgliedern anordnen, 
die als Schiedsrichter oder Sachverftändige die Streitfälle behandeln jollen, 
welche ihnen von den Gerichten oder direct von den Parteien überwieſen werben. 
Der jährliche Beitrag wird auf 36 Fred. erhöht, jedoch erhält jedes Mitglied, 
welches den halbjährlihen Generalverfammlungen beimohnt, eine Präfenzmarte 
von 3 Fres., wodurch der Beitrag fi für die Eifrigeren auf 30 Fred. ver» 
mindert. Diefe Marken oder Medaillen haben ihren vollen Nominalwertb in 
Silber und e8 gibt noch immer Mitglieder, namentlih unter den älteren, welche 
fie anfammeln anftatt fie der Gefellichaft wieder in Zahlung zu geben. Bei 
etwaiger Auflöfung der Geſellſchaft ſollen die Mitglieder das Recht haben, ihre 
eigenen Einlagen zurüdzuziehen, alles übrige Vermögen aber ſoll zu mohlthätigen 
Zwecken verwendet werden. Wer ohne feinen Gewerbebetrieb aufzugeben aus— 
tritt, fol eine Art Buße von 100 Fres. bezahlen, eine diefer Syndicallammer 
eigenthümliche Beftimmung, die, wie ſchon erwähnt, auch ſchon einigemale vor 
dem Friedensgerichte durchgeſetzt worden tft. 


7. Das neue Maureriyndicat. 


Auch die Maurermeifter reformirten ihre Statuten in zeitgemäßen Geifte. 
Nah der Faſſung derjelben, wie fie 1839 endgültig feftgeftellt wurde, tritt an 
die Stelle des früheren Büreaus eine Syndicalfaınmer, welche Benennung ſchon 
längft im Gebraude war. Es iſt nicht mehr die Rede von obligatorilchen 
Infpectionen oder Vifitationen, man will nur die natürliche Intereſſengemeinſchaft 
von Genoſſen dejjelben Gewerbes auf dem Boden der Freiheit vertreten. 

Im Jahre 1872 wurden diefe Statuten einer Reviſion unterzogen ?). 
Bei der Formulirung des Zweckes der ‚Gejellichaft wird nun auch für dieſe 
Kammer die praktiich ſchon längſt wichtig gewordene ſchiedsrichterliche Thätigkeit 
in Verbindung mit Exrpertifen als Aufgabe vderjelben aufgeführt. Artikel 2 
enthält einen beachtenswertben Zufag, auf defjen Bedeutung wir unten zurüd- 
fommen werben. Jedes Jahr, heißt e8, wird die Kammer, wenn fie e8 für 
nöthig hält, im angemefjener Weife die Elemente (sousdetails) der Preife der 
Maurerarbeiten und die Preife der Tagearbeit feftftellen. Diefe Arbeit bleibt 
bei dem Secretariat der Kammer deponirt. Nach Artitel 3 merden die Arbeiten 
der Kammer veröffentlicht, werm das Confeil dies für zweckmäßig erachtet. Im 
der Gruppe der Baugewerbe ift die Kammer der Maurer biöher die einzige, die 
in diefer Weife an die Deffentlichkeit tritt). Artikel 4 geftattet die Aufnahme 


!) Compte rendu des trav. de la chambre synd. des entrepreneurs de 
magonnerie pour les anndes 1867—72. (Paris 1873) p. 147. 
*) Bisher find nur die beiden citirten „Comptes rendus“ erfdhienen. 
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von correipondirenden Mitgliedern aus andern Departements. Was die Leitung 
ver Gefellihaft betrifft, fo wird zunächſt ein „Confeil” von 36 Mitgliedern 
gewählt, aus dem das eigentliche Syndicat oder Büreau hervorgeht. Yebteres 
befteht aus einem Präfidenten, zwei Bicepräfidenten, einem Caffenführer und 
zwei Secretären. 

Die Syndicalfammer der Maurermeifter gründete 1859 eime gegenfeitige 
Unfallverfiherungsgefelihaft mit Rückſicht auf die Haftpflicht der Unternehmer. 
Die Praris der franzöfiichen Gerichte gibt den Artifeln 1382—1384 des Code 
eivil eine Tragweite zu Gunften der durch Unfälle geichädigten Arbeiter, welche 
über die des deutfchen Haftpflichtgefeges in vielen Fällen hinausgeht. Die Meifter 
und Auftraggeber find verantwortlich nicht nur für den Schaden, der unmittelbar 
durch ihre eigene Schuld oder Fahrläſſigteit entfteht, fondern auch für denjenigen, 
der durch ihre Angeftellten, Beauftragte, Dienftboten u. |. w. verurfacht wird, 
Nun beichäftigen aber mande Pariſer „Maurermeifter‘‘, wenn wir das Wort 
beibehalten wollen, 4—500 Arbeiter und die Berantwortlichkeit für die Aufſeher, 
MWerkführer u. ſ. w. wird dann auch für kräftige Schultern zu jchwer. Vene 
Berfiherungsanftalt, die übrigens nad mehrjährigem - Beftehen immerhin erft 
einen verhältnigmäßig Kleinen Theil der Unternehmer umfaßte, handelt im Ganzen 
nad liberalen Grundlägen und jucht gerichtliche Entſcheidungen möglichſt zu 
vermeiden. Die Beiträge werden ausſchließlich von den Arbeitgebern gezahlt, die 
Arbeiter aber erhalten, auch wenn fie durch eigenes Berfchulden zu Schaden 
gelommen find, freie ärztlihe Behandlung und mit wenigen Ausnahmen während 
ihrer Arbeitsunfähigkeit die Hälfte ihres Lohnes. Iſt der Unfall durch höhere 
Gewalt oder durch unmöglich vorherzufehende Umftände entjtanden, jo erhält der 
Berlette bi8 zu feiner Herftellung den vollen Yohn. Wurde aber das Unglüd 
durd die Schuld der Werfführer oder anderer Perjonen, für welche der Unter: 
nehmer haftet, oder durch die Mangelhaftigkeit der Mafchinen oder Vorrichtungen 
herbeigeführt, fo erhalten die Verlegten noch eine liberal bemefjene Entſchädigung. 
Auf dieſe Art wurden 3. B. im Jahre 1866 von 87 Fällen 81 gütlich 
erledigt, während nur 6 zur gerichtlichen Entfcheidung famen und mit einer 
erheblichen Reduction der uriprünglichen Ansprüche der Kläger endigten. Mehrfach 
bat man den Plan erwogen, die Arbeiter mit heranzuziehen und mit einer 
größeren Gefellichaft eine Rückverſicherung abzufchliegen. Für Verſuche der erfteren 
Art werden indeß die Arbeiter ſchwerlich zu gemwinnnen fein; auch wirben bie 
Beiträge der Arbeiter nach dem franzöſiſchen Rechte die Haftpflicht der Unter— 
nehmer um nicht® erleichtern. Uebrigens jcheinen die Pariſer Maurerarbeiter 
mit den bisherigen Entjhädigungsleiftungen der Unternehmer dennoch nicht jehr 
zufrieden zu fein; fie behaupten vielmehr, die Arbeiter ließen fi) durch das 
natürliche Mebergewicht des Wrbeitgeberd und ihre eigene Unerfahrenheit im 
juriftiichen Dingen oft zu Bergleihen bewegen, die bei genauerer Prüfung un= 
genügend erichienen. 

Aus der Caſſe der Syndicallammer der Maurer werben auch an verarmte 
Gewerbsgenoſſen Unterftügungen gewährt, jedoch ift eine eigentliche geregelte 
Hülfsgefelihaft bisher nicht organifirt. 

An gemeinfamen Imtereffen und Wünjchen, die bei der Regierung oder der 
Nationalverfammlung geltend gemacht werden könnten, fehlt e8 dem Baugewerbe 
nit. Es ift wieder die Kammer der Maurermeifter, welche die Führung in 

4* 
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folhen Beftrebungen übernommen hat. Savage, der langjährige Präfident diefer 
Kammer, ftellt in feinem oben angeführten Wert eine Reihe ſolcher Wünſche 
zufammen und er kann fich dabei nicht ganz enthalten, einige wehmüthige Seiten= 
blide auf die gute alte Zeit des Zunftregiments zu werfen. Solde Anwandlungen 
find indeß vereinzelt und von feinem Einfluß auf die allgemeine Haltung der 
Stmdicallammer. Man denkt nicht meher im Ernſte daran, eine bejondere 
Yurisdiction nach Art der alten chambre du bätiment zu erlangen, aber man’ 
verlangt die den Interefien des Gewerbes entiprechenden Abänderungen in den 
beftehenden Einrichtungen der Handelsgerichte und der Gewerbegerichte (conseils 
de prud’hommes). — Man findet e8 drüdend und nachtheilig, daß der Eigen- 
thümer den Unternehmer nad) Wahl bei dem Eivil- oder dem Handelsgericht 
belangen könne, während jener jelbft als Nictlaufmann nur vor das erftere 
gefordert werben könne. Man verlangt nicht mehr die unmittelbare Befteuerung 
der Corporation mit felbft beftimmter Umlage auf die Mitglieder, aber man 
bat Vieles einzuwenden gegen die gegenwärtige Geftaltung und Veranlagung der 
Gewerbefteuer. Man verzichtet darauf, daß die Corporation ſelbſt al8 Klägerin 
wegen der conftatirten Baufehler auftrete, was nebſt der Zuſammenſetzung der 
Jury, wie Sauvage von feinem Standpunkte nicht mitt Unrecht meint, eine 
Garantie für die Meifter war — aber man möchte wenigſtens als Sad: 
verftändige auch bei dem Civilgericht zugezogen werben. Dieje aber überträgt, 
trog wiederholter Anträge von Seiten der Maurerfammer, die Erpertifen nur 
an Architeften, was den Eigenthümern vielleicht eine größere Garantie ſcheinen 
mag, den Maurermeiftern aber jehr widerwärtig if. Man klagt ferner über 
das unnüge Inftitut der vom Seinepräfeeten ernannten, vereidigten Steinmefler, 
denen die hohe Tare von 75 Gent. für den Cubikmeter zu entrichten ift und über 
noch manches Andere. 


8. Die Preis-Serien. 


Bor Allem aber werben die Kammern des Baugewerbe, die älteren wie 
die jüngeren, in den letzten Jahrzehnten durch eine ihnen eigenthümliche Aufgabe 
in Athem gehalten, die eine befondere Erörterung verdient. Es handelt ſich um 
ihr Verhalten gegenüber den fogenannten Preis:Serien und ihre daraus hervor- 
gehende Preispolitit, die nicht nur ein gewiſſes allgemein volkswirthſchaftliches 
Intereffe, jondern auch eine ſocialökonomiſche Rückwirkung befitt. 

Die Preis Serien bilden zunächſt nur eine Methode der Preisftellung bei 
Submiffionen öffentlicher Arbeiten), Man beftimmt ım Voraus für jede Art 
Arbeit den Preis für den Eubifmeter, Quadratmeter oder laufenden Meter, obne 
daß die Quantität der Arbeit feftgejet wird. Der Submittent kann allerdings 
ein Marimum deſſen angeben, was er übernehmen will, aber innerhalb vieler 
Grenze richtet er fi nad den Anorbnungen der Verwaltung, die ihrerjeits 
natürlich” auf die größere oder jüngere Flüffigfeit ihrer Geldmittel Rückſicht 
nehmen wird. So entftehen alfo durch die ftaatlichen wie durch die ftäbtifchen 
Bauten genaue Preisbeftimmungen für alle Einzelheiten der Maurer:, Zimmer, 


) Batbie, Preeis, p. 591. Man unterſcheidet brei Arten ber Preisftellung : 
le prix & forfait, le prix & l’unit& de mesure und die series de prix. Die zweite 
Methode fteht zwifchen ber erften und britten in ber Mitte. 
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Bauſchreiner⸗, Scloffer-, Stud- und Marmorarbeiten u. |. w., und zwar fo, 
daß der Berechnung auch beftimmte Annahmen über den Lohn der Arbeiter und 
den Gewinn der Unternehmer zu Grunde gelegt werden. Natürlich aber bedürfen 
diefe Anſätze wegen des wechſelnden Preijed der Materialien und der Arbeit einer 
häufigen Revifion. Im Seine= Departement follten diefe Elemente nach einem 
Reglement aus dem Jahre XII fogar alle Monate neu feftgeftellt werben !). 
Indeß begnügte man fich fpäter mit einer jährlichen Reviſion, die durch das 
Birreau der Berificatoren vorgenommen wurde. Nun fing um das Yahr 1840 
ein Beamter des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten, Namens Morel, an, 
alljährlih die officel angenommenen Preis- Serien zu veröffentlihen. Die 
Berificatoren des ſtädtiſchen Büreaus traten mit ihm in Verbindung, und 
allmählich erhielt diefe Publication 2), obwohl fie nur eine Privatarbeit war und 
fih nur auf die öffentlichen Bauten von Paris bezog, eine mehr und mehr 
fteigende Autorität auch für die privaten Arbeiten der ſämmtlichen Baugewerbe. 
Denn auch bei den letzteren wird ber Preis des ganzen Werkes in der Regel 
nicht vorher „à forfait‘‘ abgemadıt, ſondern erſt nady der Vollendung geregelt. 
Auch einigen fih Eigenthümer und Unternehmer nicht immer vorher über eine 
Preis-Serie, die der Abrechnung zu Grumde gelegt werden fol, ſondern in vielen 
Fällen ftellt der Unternehmer erjt hinterher feine Rechnung auf, welche der 
Eigenthümer dann durch einen Baumeifter oder fonftigen Sachverſtändigen prüfen 
-und mehr oder weniger reduciren läßt. Will der Unternehmer auf dieſes 
„Reglement‘ nicht eingehen und fommt die Sache vor das Gericht, jo ftütt fich 
dieſes auf das Gutachten "von Sachverſtändigen, welde die Preife nad dem 
ortsüblihen Mafftabe abihägen. Nun aber hatten die öffentlichen Bauarbeiten 
un Paris immer eine nicht geringe Bedeutung und vollends gelangten fie unter 
dem Haufmann’ichen Regiment zu einer großartigen Ausdehnung. Kein Wunder 
alfo, wenn die „Preiſe der Stadt” auch bei Privatbauten von den Architekten 
ihren Regulierungen zu Grunde gelegt wurden, und wenn die unzufriedenen Unter- 
nehmer, fall3 fie an die Gerichte appellirten, wieder eben diefen Tarif auch im 
den Händen der Experten vorfanden. So gewann die Morel’iche ‚Serie‘ nad) 
und nad den Charakter einer fürmlihen Tare für das Barifer. Baugewerbe. 
In den erften Jahren jcheinen die Syndicallammern die Wichtigkeit diefer Publi— 
cation noch nicht gewürdigt zu haben; auch ſcheint ihr Geſchäftsführer, der da— 
mals in der Gruppe der Baugewerbe eine ähnliche Stellung einnahm wie der 
„Director“ der Union nationale, aus Furcht vor der Polizei immer feinen 
Einfluß aufgeboten zu haben, um unliebjame Kundgebungen Seitens der illegalen 
Berbindungen zu verhindern und dieſelbe überhaupt möglichft von der Oeffentlichteit 
zurüdzubalten 3). Ueberbie8 mochten die Site des Morel’ihen Tarif damals 
den Unternehmern befriedigender ſcheinen als ſpäter. Indeß machten fie doch 
ſchon im Jahre 1852 bei dem Minifter der öffentlichen Arbeiten einige befcheidene 
Borftellungen und erinnerten namentlich daran, daß einer feiner Vorgänger im 
1849 die Zuziehung von Bertretern des Baugemwerbes zu der Berifications- 





2) Compte rendu de la chambre synd. de la mag. 1866, p. 48. 
2) Prix de base et de r&glement applicables aux travaux de bätiment. 
a fort rtgelest. 
aye, Chambres syndicales du bätiment (Paris 1869), p. 27. 
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Commiſſion angeordnet habe, welde Verfügung jedoch nicht ausgeführt worden 
ſei. Diefer Schritt blieb ohne Erfolg, der Einfluß des ftädtiichen Tarifd aber 
wurde immer mächtiger, und Herr Haufmann jcheint damals allen Ernſtes 
daran gedacht zu haben, die Preife des gefammten Baugewerbes, deſſen jährliche 
Geihäftsziffer über 300 Millionen Fres. betrug, im Intereſſe des Umbaues 
von Parıs thatfählih von Oben herab zu beherrſchen und zu reglementiren. 
Denn nadı dem Tode Morel’8 wurde deſſen Werk fett 1857 umter ausbrüd- 
Yicher Genehmigung des Seinepräfecten al8 officielle Beröffentlihung des Präfectur⸗ 
büreaus fortgefegt und zwar mit einem Titel, der wie abjichtlich darauf berechnet 
war, das Mißverſtändniß im Publicum zu verbreiten, als feien diefe Preife auch 
für Privatarbeiten maßgebend‘). Der Zwed des Präfecten wurde jo ziemlich 
erreicht, denn ein Gemwerbecompler , der in Paris 80 000 Menſchen beſchäftigte, 
arbeitete thatfählich unter Preisbedingungen, bie ftart an die Polizeitaren ber 
Bäder und Fleischer erinnerten. Den Unternehmern bewilligte diefer Tarif einen 
Gewinn von 10%, ihrer angenommenen Auslagen ; da aber manchmal die zu Grunde 
gelegten Materialpreife und Lohnfäge fi während der Geltung der veröffent- 
lichten Preislifte veränderten, ohne daß Sadverftändige und Gerichte dies berüd- 
fichtigten, fo mochten die Unternehmer zuweilen etwas beſſer und zumeilen etwas 
Ichlechter fahren. 


9. Kampf der .Syndirallammern gegen den jtädtiichen Tarif. 

Aber Diefe Lage der Dinge war begreifliher Weife nicht nad dem Ge— 
ſchmack der Vertreter der Baugewerbe. Da ihre Beihwerden auch im Minifterrum 
einiges Bedenken hervorriefen, jo verftand ſich der Seinepräfet wenigftend dazu, 
auf dem Titel der Preislifte die Notiz beizufügen, daß dieſelbe nur für bie 
öffentlichen Arbeiten gelte, aber in der Praxis machte dies feinen Unterſchied, 
da die Privatardhiteften und die gerichtlichen Sachverſtändigen fortfuhren, fich 
nach biefem Tartf zu richten und demnach die Unternehmer fih in die Un- 
möglichfeit verſetzt ſahen, über die Säge deſſelben hinauszugehen. Sie rächten 
fih, indem fie den Architekten und Berificatoren möglihft unangenehme Dinge 
fagten: Jedermann fünne ohne Eramen und Diplom in der einen und der anderen 
Eigenfhaft auftreten, ftatt wirklicher Sachkenntniß bejäßen diefe Experten nur die 
Preislifte u. ſ. w. Hinfihtlih der Sache felbft berief man ſich namentlich 
darauf, daß die Preislifte ich nur auf große Unternehmungen beziehe, bei fleinen 
Privatarbeiten alfo ein anderer Mafftab zu Grunde gelegt werden müſſe; man 
machte ferner geltend, daß die Dertlichkeit, das Stadtviertel bei der Preisftellung 
berüdfichtigt werden müſſe, daß die Rohmaterialien oft einer plöglichen Preis- 
fteigerung unterlägen u. |. w. Im Jahre 1860 trat die Kammer der Maurer: 
meifter über diefe Frage in eine Correfpondenz mit der Architeftengejellichaft, die 
aber zu feinem Reſultat führte. Die Architecten hoben u. A. hervor, daß nicht 
nur die Unternehmer, fondern aud die Eigenthümer „Intereſſenten“ jeien, die 
Frage alſo nicht einfeitig beurtheilt werben dürfe. Wenn man ſich nicht im 


1) Prefecture du departement de la Seine. Ville de Paris. Prix de regle- 
ment applicables aux travaux de bätiment exdcutes en 18.. 6tablis par le 
— de verification et de règlement etc. approuvés par M. le préfet de la 

eine, 
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Boraus über eine beftimmte Preis-Serie verftändige, jo vertraue man freiwillig 
auf die Einficht des Architekten bei der Regulirung, könne übrigens deſſen Ent- 
ſcheidung aud vor Gericht anfechten. Die Syndicalkammer!) wandte fid) num 
direct an den Geinepräfecten mit dem Berlangen, daß die Einzelheiten der Preis- 
beftimmungen dur Abgeordnete der Syndicallammern und der ftädtifchen 
Berificationd : Commiffion vereinbart werden follten. Herr Haufmann hielt es 
nicht für nöthig, auf diefen Antrag zu antworten. Nach langem vergeblichem 
Warten richtete endlih im Jahre 1864 die Kammer der Maurermeifter, als 
Wortführerin der übrigen, eine Eingabe an den Minifter des Innern, in ber 
man u. A. die Forderung aufftellte, daß Niemand fi als BVerificator mit ber 
Regelung baugewerbliher Rechnungen befaffen dürfe, der nicht geprüft und mit 
einem Diplom verjehen ſei; man proteftirte im Namen des Rechtes und der 
Gewerbefreiheit gegen die thatfählih vorhandene mißbräuchliche Reglementation 
einer ganzen Induftrie und fragte, warum eine folhe Bevormundung denn nicht 
durch daſſelbe Mittel, nämlich durch BVeröffentlihung der von der Stadt Paris 
gezahlten Preife, auch auf andere Gewerbözweige ausgedehnt werben follte, mit 
denen diefelbe al8 großer Conjument zu thun habe. Hierauf wurde der Seine 
präfeet zu einer Antwort veranlaft, die aber einfach abweiſend Tautete: Die 
Preislifte beziehe fih nur auf die ftädtiichen Arbeiten; wenn Sachverſtändige und 
Gerichte fie ihren Entſcheidungen zu Grunde legten, fo bemeife das nur ihre 
Genauigkeit und Unparteilichkett. Weberdies würde bei den Submiffionen von 
den Unternehmern fortwährend noch Rabatt gegenüber dem Tarif geboten. Die 
Unternehmer konnten auf dieſes Schreiben mit einigem Recht erwidern, daß troß 
der angeblih nur beſchränkten Geltung der Preislifte das Publicum thatſächlich 
in dem Glauben erhalten werde, Diefelbe babe allgemein die Bedeutung einer 
Art Tare; hatte fid, ja auch der Berichterftatter des Senates über eine Petition 
der Unternehmer jo ausgedrüdt, daß jene Meinung nur befeftigt werden konnte. 
Was den von gewiffen Unternehmern bewilligten Rabatt betrifft, jo klagt man, 
wie e8 ſolchen Fällen gegenüber in der Kegel gefchieht, die ‚„‚concurrence effr&nse‘* 
an, melde alle8 vernünftige Rechnen aufgebe und viele Gewerbtreibende blind» 
lings in den Ruin ftürze. 

Die Syndicalfammern beihloffen nunmehr, die Aufftellung eines eigenen 
Tarifs zu verfuhen, aber das Uebergewicht der ftädtifchen Preisreihe war fo 
feft begründet, daß dieſer Schachzug ſich als erfolgslo8 erwies. Die Lage der 
Dinge blieb unverändert bis zum Sturze des Kaiſerreiches. Nach dein Kriege 
aber und der vollftändigen Umbildung ver ftäbtifchen Berwaltung trat eine 
Wendung ein ?). Eine von der Syndicallammer der Maurermeifter ausgehende 
und von den übrigen Kammern der Gruppe mit unterzeichnete Eingabe an ben 
Municipalrath erneuerte 1871 die Forderung, daß auch baugemerbliche Unter: 
nehmer neben den Architefien, Ingenieuren und Berificatoren in die Commiffion, 
welche die Preislifte aufftellt, aufgenommen würden. Die Stadtvertretung war 
feinedweg8 von. vornherein geneigt, diefem Antrag zu willfahren, da viele Mit- 
glieber fürchteten, e8 wiürben durch dieſe Neuerung die Preife der öffentlichen 
Arbeiten zum Schaden der Stadt gefteigert werben. Erft nad) längeren Debatten 


!) Compte rendu etc. 1866, p. 37. 
%) Compte rendu, 1873, p. 97. 
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und erneuten Bemühungen der Unternehmer ging man auf eine den Wünſchen 
der letzteren im Wejentlichen entjprechende Zufammenfegung der Commilfion ein, 
die im Februar 1872 durch einen Präfecturerlaß definitiv angeorbnet wurde. 
Hiernach befteht die Commiffion aus 9 Abtheilungen !) und jede Abtheilung 
aus 4 Architekten, 4 Ingenieuren, 4 Berificatoren, 4 baugewerblien Unter= 
nehmern und 4 Arbeitern des Faches. Die Unternehmer, im Ganzen alio 
36 an der Zahl, werben für diefe Abtheilungen von den betreffenden Syndical⸗ 
fammern gewählt, die zur Commiſſion gehörenden Arbeiter aber werben von den 
Prud’hommes für diefe Stellung ernannt. Die Zuziehung der Arbeiter ift auf 
Veranlaſſung des Präfecten erfolgt, jedoch find die Arbeitgeber mit dieſer Maß- 
regel einverftanden, weil fie e8 für nüglih halten, daß die Arbeiter ſich aus 
eigener Erfahrung ein Urtheil über die Preisbildung und die mögliche Höhe des 
Lohnes verihaffen. Auch beſchloß man, daß in Zukunft die Einzelheiten der 
Preisbeftimmungen (sousdötails) veröffentlicht werben jollten, was die Berich— 
tigungen wejentlid erleichtert. Im diefer Form und auf dieſen Grundlagen ift 
nun Die erfte neue Preislifte der Stadt für 1873 bearbeitet und feitdem Die 
Beröffentlihung regelmäßig fortgefett worden 2). Aber ſchon fühlen fi die 
Unternehmer in dem faum eroberten Gebiete von einer anderen Seite wieder 
bedroht. Die Verwaltung der ftaatlicen Bauten veröffentliht nämlich jet 
ebenfalls eine Preis-Serie ꝰ), die anfängt den Unternehmern unbequem zu werben. 
Früher nahmen die ftaatlichen Baubehörden den ſtädtiſchen Tarif an, über den die 
Unternehmer ſich beſchwerten; jett find die legteren mit der Stadt zufrieden 
und erleben nun eine Abjchwenfung des Staates! Indeß dürfte in Paris immer 
die ſtädtiſche Serie vorzugsweiſe maßgebend bleiben. 


10. Die Preisliite vom vollswirthſchaftlichen Standpunft. . 


Den Unternehmern ftand natürlich das Recht zu, ſich über den Einfluß der 
ftäotifchen Preislifte zu beichweren, fofern fie fi als Läftige Schranke für die 
Ausdehnung ihres Geſchäftsgewinnes fühlbar machte, Aber daraus folgt noch 
keineswegs, daß biejelbe irgend eine Rechtswidrigkeit oder eine Verlegung der 
Gewerbefreiheit mit fich bringt. Allerdings ift die Haußmann'ſche Taktik, welche 
abjihtlih die Allgemeingültigkeit der Preislifte zu befördern ſuchte, nicht zu 
billigen; aber die Beröffentlihung des Tarifs bildet an ſich feinen Eingriff im 
die Gewerbefreiheit, jo unangenehm die natürlichen Folgen diefer Thatfahe den 
Unternehmern auch fein mochten. Die Preisbildung geht im Baugewerbe nicht 
mit jo Leicht beweglichen Glementen von ftatten, wie im Waarenhandel; die 
Gewohnheit, der Ortögebraud und nöthigenfalls die gerichtliche Erpertife fommen 


1) Diefelben vertreten folgende Gewerbe: 1) Maurerei und Bodenbelegung, 2) Ter- 
rajfirung, Pflafterung, Asphaltirung und ENG, 3) Dachbederei, Blei» und 
intarbeit, Gascanalıfirung, 4) Anlage und Reparatur der Kamine, 5) Zimmer: und 
chreinerarbeit, 6) Schlofierarbeit, 7) Marmor- und Studarbeit, 8) Anftreicherei und 
Decorationsmalerei, 9) Glajer-, Bergoldungs: und Spiegelarbeiten. 

2) Sie führt jegt den Titel „Serie officielle des prix de la ville de Paris“, 
Der Berleger der „Serie Morel“ ſetzt dieſes Unternehmen unter dem früheren Titel 
noch fort. 

°) Prix de röglement applicables aux travaux de bätiment exécutés ou 
ap a. par le conseil général des bätiments civil. (Ministere des travaux 
publıcs.) . 
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in jenem in höherem Maße zur Geltung, und es ift dann ganz natürlich, Daß 
ein einziger großer Conſument, wie die Stadt Paris, auf die Stellung des orts⸗ 
üblihen Niveau entiheidend” einwirkt. Die Sachverſtändigen finden in dem 
ſtädtiſchen Tarif Preisbeftimmungen, die nicht in einzelnen, ſondern in ſehr zahl- 
reihen Fällen und in großer Ausdehnung zur Anwendung kommen follen, die 
überdie8 mit billiger Berüdjichtigung der Intereffen der Unternehmer berechnet 
und keineswegs jo tief herabgedrückt find, wie ein Privattunde von gleich großem 
Bedarf e8 unter Umftänden durchfegen könnte und würde. In der That find 
ja die Unternehmer im Stande, der Stadt noch Rabatt zu gewähren. Die 
mit diefer Thatfache zufammenhängende Klage über die Alles ruinirende Concurrenz 
ift eine blos interefjenwirtbichaftliche und würde nur dann eine weitere Beachtung 
verdienen, wenn dargethan wäre, daß im Baugewerbe verhältnigmäßig mehr 
Capital verloren gehe, als in anderen Unternehmungen. Wenn aud der Gewinn 
der Unternehmer in dem Tarif nach einem feften Procentfage berechnet ift, jo 
bleiben ihnen doch noch immer bejondere Gewinndyancen dur die Möglichkeit 
günftiger Einkäufe von Rohmaterial und der Herabbrüdung der Löhne unter den 
in der Preis-Serie angenommenen Sag. Bon ſolchen glüdlihen Chancen freilich 
wird nicht fo viel geredet wie von den Fällen, in denen eine ungünftige Wendung 
eintritt. Dann erheben ſich die Beſchwerden der Unternehmer oft zu einer aufer- 
ordentlichen Energie. Als die Marmorjchneider (deren Syndicallammer ver 
Union nationale angehört) im Jahre 1869 durch einen Strike ihrer Arbeiter zu 
einer Lohnerhöhung genöthigt worden waren, verlangten fie die jofortige Berück— 
fihtigung des neuen Lohnſatzes in ber Breis-Serie, was indeß in vem laufenden 
Jahre nicht mehr durchzuſetzen war, obwohl der Präfident der Syndicalkammer 
fi) unmittelbar an das faijerliche Sabinet wanbdte, In einer jpäteren Sigung 
des Syndicats (im November) jhlugen einige Mitglieder einen förmlichen Strike 
der Unternehmer vor: man fol, falls die neuen Yohnbedingungen in der Preis: 
Lifte nicht berüdichtigt würden, wegen „deni de justice‘‘ insgefammt alle 
Arbeiten für Private und Behörden ſuspendiren. Und im Februar 1870 be 
fchloß die Syndicalkammer, daß Niemand fih auf Submiſſionen einlafjen folk, 
bevor der neue Tarif der Stadt erichtenen und von dem Syndicat geprüft fei!). 
Aber wenn die Unternehmer mit folder Entichievenheit darauf beitehen, daß bie 
Löhne, die fie wirklib bezahlen, in der Preislifte angenommen werden, jo find 
fie weit weniger ftreng darauf bedacht, die im der Serie zu Grunde gelegien 
Lohnfäge auch immer wirklich zu bezahlen. In der That fann eine juriftijche 
Berpflihtung diefer Art den Unternehmern nicht zugejchoben werben; fie behalten 
den Wrbeitern gegenüber freie Hand und kaufen ihre Arbeitskraft nad dem 
Verhältniffe von Angebot und Nachfrage. Aber die Arbeiter haben über diefen 
Punkt ihre eigenen Anfihten, und dies führt uns zu der focialpolitiihen Seite 
der Preiglifte. 
11. Die Preislifte und die Arbeiter. 


Die Arbeiter können jih nun einmal nit in den Gedanken finden, daß 
die Lohnbeſtimmung einerſeits und der Verkauf des Produetes durch den Unter— 
nehmer andererſeits zwei gänzlich von einander unabhängige Operationen ſein 

1) L'Union nationale, Nr. vom 10. Juli, 8. u. 15. December 1869 und vom 
9. Februar 1870. 
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follen, die jo zu jagen in verfchievenen Raumdimenfionen ftattfinden. Sie glauben 
dem Arbeitgeber gegenüber weiter nachwirkende Rechte zu haben, und nicht einfach 
abgefunden zu fein, wie der Verkäufer einer Waare, der den vereinbarten Preis 
erhalten. Es liegt diefen Vorftellungen die Empfindung zu Grunde, daß Die 
Production durch die perfönlihe Affociation von Unternehmern und Arbeitern, 
nicht durch den handelsmäßigen Arbeitsauffauf von Seiten des alleinherrjchenden 
Unternehmers erfolgen ſollte. Die Arbeiter glauben daher aus der Preislifte 
einen Anſpruch auf diejenigen Lohnſätze ableiten zu können, die den Unternehmern 
nad diefem Tarif vergütet werben. Bollend8 hat fich dieſe Anficht befeftigt, 
nachdem auch Arbeiter. in die Tarifcommilfion aufgenommen worden find und 
die künftigen Preife gewiffermaßen durch eine Vereinbarung zwiſchen den Vertretem 
der Arbeitgeber und Arbeiter feftgeftellt werden; venn daß e8 ſich hier nur um 
eine Vereinbarung, nicht aber um einen bindenden, durch beiderfeitige Mandatare 
abgeichloffenen Vertrag handelt, wird von den Arbeitern überjehen. Wie Die 
jelben fich zu der Preisliste ftellen, mögen einige Beifpiele zeigen. 

Der Delegirte der Pariſer Steinmegen (Arbeiter) bei der Ausftellung von 
1867, Gautherot, machte bereit8 den Borfchlag, daß die Arbeiter in irgend einer 
Art zur Mitwirtung bei der Aufftellung der Preis-Serie zugelaffen würden. 
Wenn man ihre Vertreter nicht direct Der Zarifcommilfion beigeben wolle, fo 
möge man ihnen wenigftend geftatten, eine eigene Commiffion zu bilden, die 
ähnlih wie die Ausftellungsvelegation gewählt werden könnte und ihre Be— 
merfungen und Wünſche über die Preisberechnung darzulegen . hätte. Ferner 
beit e8 in diefem Bericht u. A., die Unternehmer gemährten von den Preifen 
der Serie oft nodh 15—20 %/, Rabatt; das fer ihre Sache, vorausgeſetzt, daß 
fie nicht Durch Lohnherabdrückung die Einbufe auf die Arbeiter abwälzten. In 
der That müßten aber die Arbeiter den Unternehmern, aud wenn dieſe einen 
großen Rabatt bewilligten, immer 10%, Nettogewinn laffen, wenn nichts Anderes 
vereinbart fer; jo jet von allen Gerichten entjchteden worden 9). Dieſe letztere 
Angabe trifft nach Sauvage ?) nur in dem Falle zu, wenn ein Arbeiter von dem 
Unternehmer einen beftimmten Werftheil in Unterentreprife nimmt, alſo bei der 
Iogenannten Marchandage. Die Bedingungen einer ſolchen Afterunternehmung 
find natürlid der freien Vereinbarung überlaffen, aber allem Anjcheine nach find 
fie herfüömmlich und bei mangelnder Berftändigung auch gerichtlih jo geregelt, 
daß dem Unternehmer noch 10%, der Lohnſumme als reiner Gewinn verbleiben. 

Jedenfalls Icheinen die Arbeiter nicht immer die Lohnſätze der Preis-Serie 
erhalten zu haben. So jagen auch die Delegirten der Steinmegen bei der Wiener 
Ausftellung 9: „Die Zufchläge, die im Tarif für gewiſſe Arbeiten und für den 
Winter bewilligt find, fallen nicht uns, jondern den Arbeitgebern zu, und jelbft 
die Sommerlöhne werden und nit immer volftändig bezahlt, jo daß wir uns 
oft an das Gewerbegericht menden müfjen, um unfer Recht durchzuſetzen.“ 
Der Delegirte der Pariſer Zimmerleute verbreitete fih auf dem Arbeiter= 
congreß zu yon (im Februar 1878) ebenfalls über diefe Angelegenheit. Nach 


1) &. Rapports des delegations ouvrieres de 1867. Tailleurs de pierre, 
P. 5 ff., wo aud die Eingabe Gautherot'8 an den Seinepräfeeten abgebrudt if 

2) Sauvage, ]. c., p. 218. 

°) Rapports de la delegation ouvriere & l’exp. univ. de Vienne. Tailleurs 
de pierre, p. 62. 
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feiner Darftellung ) ernannten die Arbeiterfundicate der verfchiedenen Baugewerbe 
um Yuli 1876 Delegirte, die fid) mit den Vertretern der Syndicallammern der 
Unternehmer über eine Lohnerhöhung zu verftändigen hatten. Es fol auch in 
ber That eine Vereinbarung getroffen und deren Inhalt der Präfectur zur Be- 
rückſichtigung bei der Aufftellung der neuen Preislifte vorgelegt worden jein. 
Gleichwohl verfihert der Berichterftatter, Daß die Unternehmer ſich hinterher 
geweigert hätten, Die zugeftandenen Bedingungen zu erfüllen; die Arbeiter hätten 
ſich an da3 Gewerbegericht gewandt, dieſes aber habe fich für incompetent erflärt. 
Die Unternehmer dagegen zögen vermöge der Autorität der ftädtifchen Preislifte 
bei den gerichtlichen Sacverftändigen den Nuten aus der in dem Tarif ver- 
anfchlagten, aber von ihnen nicht wirklich gewährten Lohnerhöhung. Diefe Dar— 
ftellung ift wahrſcheinlich einfeitig, aber jo viel fcheint ficher, daß die Unternehmer 
ſich nicht für verpflichtet halten, die höheren Lohnſätze, die fie im Einverftändnifie 
mit den ebenfall® zur Tarifcommiſſion gehörenden Arbeitern in die ftädtifche 
Preis-Serie hineinbringen, auch wirklich zu bezahlen. 

Indeß dürfte ſich wahricheinlich mehr und mehr das Herkommen ausbilden, 
daß Die Unternehmer wirklich die Lohnfäge der Preislifte einhalten. Im einer 
neueren Debatte zwildyen den beiderfeitigen Syndicalkammern des Anftreicher- 
gewerbed lag der Streitpunft jchon nicht mehr in der Lohnerhöhung felbft, 
fondern nur in der frage, wann diefelbe in Kraft treten jollte 2). 

Während jomit die Preis-Serie vollswirthſchaftlich ein intereffantes Beifpiel 
von dem begrenzenden Einfluß Liefert, den eine als großer Conſument auftretende 
öffentliche Körperihaft lediglich durch ihre Kundſchaft auf die Preife in gewiſſen 
Gewerben ausüben kann, dürfte fie im Zuſammenhange mit der Neugeftaltung 
der Tarifcommiſſion in focialpolitifcher Beziehung immer mehr zu einem wirt: 


1) Seances du congres ouvrier de France. Deuxiöme Session (Lyon 1878), 
p- 558. 

2) Die Eorrefponbenz zwifchen ben beiden Syndicaten ift im „Proletaire“ er- 
Schienen (Nr. vom 1. u. 22. Januar 1879). Das Schreiben der Arbeiterfammer 
> al8 Erwägungen an: 1) Daß eine Arbeitercommiffion an ben Director der 
ftäbtifchen Arbeiten abgeordbnet worden fei, um eine Lohnerhöhung von 5 Cent. für bie 
Stunde zu verlangen; 2) daß bie Unternehmer von biefer Forderung ſchon im Juli 
1878 in Kenntniß gefegt worden feien; 3) baß der Director der Arbeiten biefe Er- 
böhung als nöthig anerkannt und fie für die Jahre 1879 und 1880 bewilligt babe; 
4) daß die Majorität der Kammer der Unternehmer der Forderung zugeftimmt babe. 
Demnad Ran fih die Syndicallammer ber Arbeiter „de prevenir M. M. les entre- 
preneurs qu’& partir du 1 janvier 1879 les ouvriers peintres en bätiments r6ela- 
meront 70 centimes de l’'heure en ex&cution du tarif inserit & la ville de Paris. 
N. B. Le conseil syndical ouvrier, en outre, a l’honneur de sollieiter de la 
chambre patronale un accuse de r&ception de la pr&sente communication, afin 
qu’une piece authentique A l’appui de l’entente. commune soit deposee au 
eonseil des prud’hommes.* — Der Präfivent ber Unternehmerlammer antwortete 
hierauf: „Le vote qui a eu lieu & notre assemblde generale du 22 novembre 
n’a eu pour but que d’approuver la conduite suivie par le president, organe 
du conseil dans la question de l’augmentation, et sans prejuger de l’avenir, 
puisque la publication du tarif de la Ville constitue seul le titre officiel du prix 
de la main d'œuvre, lorsque les prix des ouvrages sont en rapport avec celui 
de la main-d’euvre. Le conseil considere done que l’augmentation consentie 
par nous et promise par l’administration ne devra partir que du jour oü le tarif 
sera publi6.* Diefe Aeußerungen laſſen auch erfennen, welche Bedeutung von beiben 
Seiten dem ftäbtifhen Tarif beigemefien wirb, 
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ſamen Factor der Regulirung und vertragsmäßigen Befeitigung der Löhne in 
den Baugewerben werden. Die Tarifcommilfion bat durchaus nicht den Charakter 
eines Einigungsamted oder Schiedsgerichtes, aber ihre Beſchlüſſe befigen eine 
unmittelbar praftiihe Tragweite, und jo mag fich denn der nach und nad aus 
verjchiedenen Elementen zujammengeleste Mechanismus der Lohnbeſtimmung in 
diefen Gewerben ftabiler und nüglicher erweifen, als ein eigens organifirteß, 
wenn auch noch jo rationelles Einigungsfyften. 


12. Die allgemeine Organifation der Kammern der Baugewerbe, 


Nach der obigen Darlegung wird man fi nicht wundern, wenn Delahaye 
bie Feſtſtellung eines Tarifs als Hauptzwed einer jeven baugewerblichen Syndical⸗ 
kammer betrachtet. Er glaubt nicht ohne Grund, daß die Kammer, wenn fie 
eine binlänglih große Zahl von Mitgliedern vereinige, im Stande fein werde, 
ihrerſeils den ortsüblichen Preis zu regeln — was freilich für das Publicum 
weniger erfreulich fein dürfte ald für die Gewerbtreibenden. Eine Zeit lang 
machte man von Paris aus Berfuhe, die Haußmann’sche Preis-Serie auch in 
den Departements zur Geltung zu bringen, was indeß wegen der großen Ber- 
ſchiedenheit der Iocalen Berhältniffe fi ald unausführbar ermeijen mufte. So 
haben denn nad und nad in vielen Provinzialftäbten die Syndicate, die gerade 
im Baugewerbe in größerer Zahl entftanden find, Die Sade in die Hand genommen 
und eigene Preisliften aufgeftellt. 

Was im Mebrigen die Organifation der Parifer Gruppe der Baugewerbe 
betrifft, jo befteht viejelbe aus den oben einzeln angeführten 11 Kammern, die 
in ihren inneren Angelegenheiten vollftändig unabhängig von einander find und 
nur für ihre materiellen Bedürfniſſe gemeinihaftliche Einrichtungen getroffen haben. 
Ihre gemeinfame Berwaltung hat einige Male Umgeftaltungen erfahren und 
war fogar einige Jahre lang jo gut wie ganz aufgelöft. Jedoch Hatten die 
Kammern aud in diefer Zeit ein gemeinfchaftliches Yocal in der Rue de la 
Ste. Chapelle; gegenwärtig haben fie, mie bereit erwähnt wurde, ihren Sig 
in dem Hötel in der Avenue de Conftantine, Das von einer im Scoofe der 
Styndicallammern gebilveten Civil» Actiengefellihaft mit einem Capital von 
350,000 Fred. gebaut worden iſt. Das jest geltende Reglement über die 
gemeinjchaftlice Berwaltung der Kammern datirt von 1872. Das an der 
Spige derjelben ftehende „Conseil d’administration des chambres syndicales‘ 
hat nad Art. 10 nur abminiftrative Befugniffe und zwar ift nach Art. 5 feine 
Aufgabe, die Mieth» und Pachtverträge zu fchliegen, die gemeinjchaftlichen Aus— 
gaben für Miethe, Bejoldung des Perſonals u. ſ. w. zu regeln, die Angeftellten 
der Gejelihaft zu überwachen und mit den Kammern oder Vereinen zu ver- 
handeln, die fi” der Gruppe anſchließen wollen. Alle Kammern betheiligen fich 
an den gemeinjhaftlichen Ausgaben nad) dem Verhältniß ihrer Einnahmen aus 
den Beiträgen der Mitglieder und aus den Gebühren für Expertifen und ſchieds— 
richterliche Thätigkeit t). Uebrigens find die Beiträge der Mitglieder in den ver- 
jhiedenen Kammern fehr ungleiche. Bei den Anftreihern bezahlt jedes Mitglied 
nur 15 Fres. jährlih, bei den Zimmermeiftern dagegen 36 Fres., jedody mit 
der oben erwähnten Möglichkeit einer Reduction dieſes Betrags auf 30 Fres. 


1) Das Reglement ift vollftändig abgebrudt bei Havard, 1. c., p. 166. 
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Die Zahl der Mitglieder der ganzen Gruppe jcheint ziemlich ftarfen Schwan- 
kungen ausgeſetzt; in der neueren Zeit beläuft fie fich auf etwa 1200, von denen 
3—400 auf die Syndicallammer der Maurermeifter fommen. Im Ganzen 
find nach der Enquöte der Handelöfammer von 1872 etwa 6000 Unternehmer 
ber hierher gehörigen Gewerbe ‚vorhanden, und unter diefen 1400 Maurer. 
Die zahlreichen fleineren Meifter fcheinen fi) alfo an den immerhin etwas 
ariftofratijch auftretenden Syndicaltammern der Baugewerbe nicht zu betheiligen. 


V. 


Die iſolirten Syndicalkammern und die Union nationale. 
Die Unternehmer-Syndicate in den Departements. 


1. Nahrungsgewerbe. 


Als iſolirte Syndicate betrachten wir in Paris diejenigen, die entweder ganz 
ohne Beziehungen zu anderen beſtehen oder ſich nur dem loſen Verbande des 
Gentralcomtt® angeſchloſſen haben. Hierher gehören zunächſt die im dritten 
Abſchnitt beiprochenen älteren oder aus älteren heroorgegangenen Verbände in 
denjenigen Gewerben, die Paris mit den gewöhnlichen Lebensbebürfnifien, Brod, 
Fleiſch, Brenn- und Bauholz u. |. w. verforgen. Diejer Gruppe fünnte man 
noch unmittelbar ben Syndicalverband der Spezereihändler anreihen, der nad) 
de Mafiy !) ſchon im Jahre 1853 gegründet wurde. Derſelbe zählte anfangs 
300 Mitglieder, aber der ziemlich hohe Beitrag (30 Fres.) verurſachte allmählich 
eine ftarfe Ebbe. Doc fcheint der Verein immerhin nützlich gewirkt zu haben. 
Namentlich hebt de Maſſy hervor, daß derielbe fefte Regeln aufftellte hinfichtlich 
der Fragen, die fih bei dem häufig vorkommenden Berfauf von beftehenden 
ie zu erheben pflegen, und daß dieſe Grundſätze auch für die 
dem Berbande nicht angehörenden Lnterefienten maßgebend wurden. Die im 
Jahre 1861 in der Union nationale gegründete Syndicalfammer der Spezerei- 
händler ſcheint als eine Reorganifation jener älteren angejehen wurden zu Dürfen. 

Diefer neue Verband gelangte ebenfalls zu größerer Bedeutung, indem er mehrere 
Hundert Mitglieder zufammenbrachte und mit zu denjenigen Syndicalkammern 
gehörte, welche die ausgedehntefte Thätigfeit in der Schlichtung von Streitigkeiten 
entwidelten. Während der Belagerung von Paris unterlag der Patriotismus 
der Epicerie befanntlih vielfachen Anzweifelungen, aber die Syndicalkammer 
proteftirte fpäter gegen dieſe Anfchuldigungen und veranftaltete eine ftatiftifche 
Unterfuhung, um ihre Gewerbögenofjen zu rechtfertigen. 

Wie bei manden anderen Kammern entftand auch bei verjenigen ber 
Spezereihändler allmählich Unzufriedenheit mit dem Regiment der Union nationale. 
Schon in einer Sitzung vom 27. Januar 1873 klagte man, daß die (dem 
Director der Union zufallenden) Gebühren für Streitihlichtungen ohne Willen 
der Syndicallammern erhöht worden jeien. Beſonders aber bildete ſich eine 
Dppofition gegen den in der Union erhobenen Beitrag von 30 Fres., zumal die 


1) Des halles et marchés etc., II. p. 407. 
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Spezereihändler von verfchiedenen Agenturen des Imftitutes gar feinen Bortheil 
batten!), Man fchlug daher eine Abftufung des Beitrages vor nad dem Um— 
fange der Benutung der verfchtedenen Einrichtungen der Union. Da aber der 
Director Bonnin fih auf ſolche Neuerungen nicht einlaffen wollte, dauerte die 
Spannung fort und führte jchließlih zum Bruce. Im Jahre 1876 theilte 
fi die Kammer der Spezereihändler in zwei Verbände, von denen der eine, das 
„Syndicat du commerce de l’&picerie‘, den Detailhandel umfaffend, ſich ganz 
iſolirt ftellte, während der andere unter dem Namen „Union centrale de 
l’&picerie en gros“* ſich dem Gentralcomit& anfchloß ?). Die Union nationale 
fuchte den Berluft durch Gründung einer neuen Kammer zu erjegen, die indeß 
in dem Jahrbuch für 1878/79 nod nicht als folche, fondern nur als „groupe 
de l’&picerie et des comestibles“* erſcheint. 

Zu der mit den Nahrungsgewerben in Zufammenhang ftehenden Gruppe 
iſolirter Syndicate kann man auch den Verband der Großhändler in Getreide, 
Mehl und Biehfutter rechnen, der ſeit 1864 befteht, aber freilih durch feinen 
wejentlich kaufmänniſchen Charakter fi) von den eigentlichen Arbeitgeber-Syndicaten 
unterjcheibet. 


2. Baugewerbe, Marine, Metall- und Maihineninduitrie. 


Unter den ifolirten Kammern gibt e8 nur eine, die dem Baugewerbe zuzu= 
rechnen wäre, nämlich die der Steinbruchbefiger und der Lieferanten von Baus 
material, die nach Havard ſchon aus dem Jahre 1840 datirt. Sie gehört mit 
zu den Gründern des Gentralcomit, und was ihre fpecielle Thätigkeit betrifft, 
fo ift namentlid die Herftellung einer Gegenfeitigfeit8-Berficherung gegen die im 
den Steinbrüdhen vorfommenden Unfälle zu erwähnen. 

Die 1845 gegründete Syndicallammer der Marine 3) beſchäftigt fich mit 
der Förderung der Binnenfchifffahrt Durch geeignete Schritte bei den Behörden, 
Feftftellung der Ufancen, Berbreitung der Kenntniß der beftehenden Vorſchriften 
und gibt auch Gutachten und jchiedsrichterlihe Entſcheidungen. 

Die Metallinduftrie ift durch mehrere iſolirte Syndicate vertreten, Die zum 
Theil daffelbe Local benugen. Eine „Syndicallammer für die Metalle” wurde 
1862 gegründet und gehört gegenwärtig, wie auch die übrigen diefer Claſſe, zu 
der Gruppe des Centralcomite. 

Die Kammer der Quincaillerie bildete fih urjprüngli (1863) in ber 
Union nationale, verließ aber dieſen Verband im Jahre 1869 in Folge eines 
Eonflicte8 mit den Agenten des Directors. Sie veröffentlicht ihre Sitzungs— 
berichte im Anhange des monatlid, ericheinenden „‚Recueil‘ des Gentralcomite, 

Eine lebhafte Thätigfeit entfaltet die Syndicallammer der Mafchinenbauer, 
Keflelfabrifanten und Gießereibeſitzer. Ihre erfte Gründung fällt ſchon in das 
Jahr 1845, aber in dieſer urjprünglichen Geftalt gab fie längere Zeit kaum 
noch ein Lebenszeihen von fih. Erſt als Herr Bonnin im Jahre 1861 in der 
Unton nationale eine Concurrenzkammer gründete, raffte fi das ältere Syndicat 
wieder auf, obwohl der Director der Union demjelben den Charakter eines 


R Sigungsberidht in der „Union nationale“, Nr. vom 28. November 1874. 
?) Recueil des procès verbaux des s6ances du comite central des chambres 
synd., Situng vom 28. Juni 1876. 
°) Havard, |, c., p. 161. 
‘ 
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folden beftritt, weil es nicht auf der Wahl durch gleichberechtigte Genoffen berube. 
Schlieglid jedoch behauptete die Kammer der Union als Fortjegung der älteren 
allein das Feld. Was ihre Wirkfamteit betrifft, jo mögen hier ihre Bemühungen 
erwähnt werden, alle Majchinenbauer auf einen gemeinjchaftlihen Standpuntt 
in der Frage der Haftpflicht zu bringen, die indeß zu keinem Reſultate führten, 
obwohl ver Anlaß ein jehr wirtfamer war !). Verſchiedene Conflicte mit den 
Ürbeitern, auf die wir noch zurüdtommen werden, veranlaßten dieje Synbical- 
fammer zu manchen gutgemeinten Verſuchen auf dem focialöfonomijchen Gebiet. 
So legte fie im Jahre 1872 den übrigen Kammern einen Plan zur Gründung 
einer allgemeinen AlterSverforgungscafje vor, mit dem Hauptfige in Paris und 
Yiltalen in den Departements und fogar in den Colonien. ever Arbeitgeber 
ſollte hiernady für jeden Mann und jede Arbeitöftunde 1 Gentime beitragen, und 
zwar ohne Lohnabzug. Nach Erreihung des Alters von 55 Yahren könnte der 
Arbeiter eine Penſion verlangen, die nach Verhältniß der eingetragenen Geſammt-— 
zahl feiner Arbeitöftunden bemefjen würde. In gleicher Bei würde er penfionirt 
werben, wenn er vor Erreichung diefer Alterögrenze dur einen Unfall arbeitd- 
unfähig werben ſollte?). Diefer immerhin kühne Plan fand indeß nur bei 
wenigen Kammern Anklang, und auch die Maſchinenbauer felbft fanden es fpäter 
ausreichend, ſich mit einer der beftehenden Unfallverficherungsgefellichaften zu vers 
ftändigen. Ein anderes Project betraf eine Yehrlingsihule für die von ber 
Kammer vertretenen Fächer. Nach dem veröffentlichten Programm 3) jollten die 
Lehrlinge täglich fieben Stunden in der Werkftätte arbeiten und auferbem den 
nöthigen allgemeinen und fachlichen Unterricht erhalten. Die Yehrzeit follte durch 
einen ſchriftlichen Vertrag mit den Eltern des Lehrlings auf vier Jahre feft- 
gefegt werden. Die Lehrlinge follten in der Anftalt jelbft wohnen und für ihren 
Unterhalt monatlich einen Beitrag von 10 Fres. bezahlen. Einen Theil der 
Koften würde die Schule jelbft dadurch aufbringen, daß fie für Unternehmer, die 
jedoch jelbft dem Face angehören müßten, Arbeiten übernähme, der Reſt wäre 
durch eine unter den Aufpicien der Syndicallammer zu eröffnende Subfeription 
zu beihaffen. Nach beendigter Lehrzeit würden die Austretenden eine Summe 
erhalten, die aus einer Kleinen täglichen Yöhnung für die Lehrlinge zu bilden 
wäre; den zehn tüchtigften aber würde noch eine bejondere Prämie, gewährt 
werden. Diejer Plan bat jedenfall dazu beigetragen, die Frage der Lehrwerk— 
ftätten, die man um jene Zeit in den ftädtiichen Inftituten in Ya Billette und 
der Rue Tournefort zu erproben begann, auf der Tagesordnung zu erhalten. 
Im Yahre 1874 beſchloß die Kammer der Majchinenbauer, fi von der 
Union zu trennen 4). Der Vertreter der legteren vermochte zwar diefen Beichluß 
durch eine neue Generalverfammlung rüdgängig machen zu lafien (zu welcher 
die Hauptführer der Oppofition nicht eingeladen wurden), aber in einer britten 
Berfammlung wurde die Trennung definitiv vollzogen. Indeß beeilte ſich die 


1) Ein Mafchinenbaner hatte 1865 eine Dampfmaſchine verlauft, die 1867 nad) 
mebrfaden Reparaturen von anderer Hand erplodirte, und er wurde nım im Zahlung 
von ?/,, der den Berunglüdten zuerkannten Entihädigung verurtheilt. nion nat., 
vd. 15. Januar 1870. 

R Union nat., v. 24. April und 3, Juli 1872. 

®) Union nat., v. 22. April 1873. 

*) Union nat, v. 13. Juni 1874. 
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Union wieder, eine eigene „Gruppe“ für dieſe Fächer zu bilden, die aber bisher 
noch nicht als Syndicalkammer organifirt ift. 

Havard führt auch eine befondere Kammer der Eifen- und Kupfergießer an, 
die 1870 gegründet und mit einer Hülfscafje verbunden ift, aus der aud Arbeiter 
Unterftägung erhalten können. 

Wir ſchließen hier noh die Kammer der Präcifiond- Mechaniker (für 
Präcifiond-, Mef- und optifhe Imftrumente) an. Auch diefe ging aus der 
Union nationale hervor, von der fie ſich 1871 nach dreijährigem. Beftande trennte, 
Sie will ihren Statuten nah eine gemifchte Kammer für Arbeitgeber und 


Arbeiter fein, indem fie Allen geöffnet ift, die bei der Anfertigung von Inſtru⸗ 


menten oder bei dem Handel mit ſolchen betheiligt find. Indeß ift diefer Verſuch 
ohne praftiichen Erfolg geblieben ; die Arbeiter dieſes Zweiges haben ein eigenes 
Syndicat gebildet und betrachten den anderen Berband trog jeiner Statuten als 
eine bloße Vertretung der Unternehmer !). 


3. Kunitgewerbe, 


Die Syndicalkammer der Bronzeinduftrie umfaßt Fabrifanten und Händler 
dieſes Zweiges. Sie ftammt aus dem Jahre 1818 und gehört entichieden zu 
den ariftofratiihen Kammern. Bon einem Straufße, den fie 1867 mit ben 
Arbeitern zu beftehen hatte, wird unten noch die Rede fein. 

Die Kammer der Jumeliere, Goldſchmiede und Uhrmacher bildete fih 1864 
in ber Union nationale aus der Verſchmelzung von zwei furz vorher conftituirten 
Gruppen. Vorher aber beftand für die Edelmetallgewerbe bereits eine Art von 
Sammelpunft in der Gefellichaft zur Verwerthung won Goldfräge und anderen 
Rückſtänden, die allerdings eigentlih nur einen geichäftlichen Zwed verfolgte. Da 
die Syndicalfammer in dem diefer Gefellihaft gehörenden Gebäude ein bequemes 
Unterfommen fand, jo fchied fie 1869 aus der Union, mit der ausgeſprochenen 
Abſicht, gute Beziehungen mit verfelben zu unterhalten. Dieſe wurden freilich 
einigermaßen geftört, als der Director der Union zwei Concurrenz » Syndicate, 
eined für die Uhrmacherei und eines für die unächte Bijouterie, in's Yeben rief ?). 
Die Protocolle diefer Kammer werden feit der Trennung von ber Union ebenfalls 
in dem Anhange des „„Recueil‘ des Centralcomité veröffentliht. Site tft ſtets 
jehr thätig geweien ſowohl zur Wahrung der jpeciellen Intereffen ihres Gewerbes, 
als aud auf dem mehr gemeinnügigen Gebiete der Fürſorge für das Lehrlinge: 
wejen und der Unterftügung der Gerichte. Im Jahre 1866 bemühte fie fich 
eifrig um die Beibehaltung der Schuldhaft wenigftens für Fremde, d. 5. für 
reihe Fremde, die oft in verfchwenderifcher Weile Schmudfachen faufen, deren 
Bezahlung erft nad) Anwendung energifcher Drudtmittel erfolgt. Die Juweliere 
gaben den jährlichen Belauf dieſer etwas aleatorifchen Gefchäfte auf 25 Millionen 
Fres. an, verjicherten aber dabei, daß erfahrungsmäßig fein Fremder aus guter 
Familie länger al3 24 Stunden in Clichy bleibe). Auch die Arbeiten der 
Kammer in Betreff der Geſetzgebung über den Gehalt der Gold- und Silberwaaren 
vertreten weſentlich das Geſchäftsintereſſe. Im den Jahren 1866—68, als von 


1) Recueil, 1873, p. 202. 
9) Union nat,, v. 7. Juni 1873. 
9) Union nat,, v. 31. März 1866. 
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einer Revifion des Geſetzes vom 19. Frimaire VI die Rede war, machte die 
Syndicaltammer ausführliche Vorſchläge, ebenfo im Jahre 1872, als ver 
Deputirte Tirard einen Gefegentwurf über dieſe Angelegenheit einbrachte. Das 
Syndicat wünfcht namentlich, Daß volle Freiheit der Legirung für die zur Aus- 
fuhr beftimmten Artikel gewährt werde. 

Die Beftrebungen der Syndicallammer der Juweliere zur Hebung des 
Lehrlingsweſens nahmen feit 1867 allmählich eine beftummte Gefltt an. Faft 
alljährlich wurde der Kammer von einzelnen Mitgliedern eine Summe von 500 
Fred. zur Verfügung geftellt, aus der 10 Prämien (in Geftalt von Sparfaijen- 
buchern) für die tüchtigften Lehrlinge gebildet und nach franzöſiſcher Sitte mit 
großem Pomp in öffentlihen Sigungen vertheilt wurden. Im Jahre 1874 
beichloß man dieſe Einrichtung zu befeftigen und zu erweitern durch Gründung 
einer beſonderen Gefellichaft mit dem Zwede, ein Capital zu beſchaffen, aus 
deſſen Zinfen Prämien und Preife fir Arbeiter und Lehrlinge beiderlei Ge— 
ſchlechts bewilligt werden !). 

Die Kammer gründete ferner im Jahre 1868 für die von ihr vertretene 
Smbuftrie eine Special-Zeichenfchule, die auch vom Handeldminifter einige Male 
Subventionen und ein freie® Local im Conservatoire des arts et metiers 
erhielt. Im Jahre 1872 fuchte die Kammer in einem Conflict mit den Ar- 
beitern zu vermitteln. Zur weiteren Beruhigung der Gemüther faßte man ben 
Plan, durch Vereinigung der Fabricanten eine Altersverforgung für die Arbeiter 
zu ſchaffen. Jeder Arbeitgeber follte in die allgemeine, vom Staat unterhaltene 
Altersverſorgungscaſſe 5 Procent des Lohnes fir jeden Arbeiter (und jede Ar- 
beiterin) einzahlen, unter der Bedingung, daß derjelbe wenigſtens 58 Stunden 
auf eine Normalzeit von 60 Stunden wöchentlich gearbeitet habe, ohne Com⸗ 
penfirung ber verlorenen Zeit durch die Ueberſtunden. Das Anrecht des Arbeiters 
auf die Penfion follte mit dem Alter von 50 Jahren beginnen, jedoch könnte 
natürlich Jeder nad) Belieben und Kräften auch über diefe Grenze hinaus feine 
Thätigfeit fortjegen. Wer vor der Zeit arbeitsunfähig würde, jollte eine nad 
der Dauer feiner Arbeitsperiode berechnete verhältnigmäßige Rente erhalten. 
Einige Mitglieder der Kammer erhoben zwar Einwendungen, indem fie behaup⸗ 
teten, daß nur die Fabricanten der theuerften Rurusartifel, in denen der Arbeits⸗ 
lohn verhältnigmäßig feine beveutende Rolle fpielt, zu diefer Leiftung im Stande 
fein würden. Gleichwohl wurde das Project von der Mehrheit der General- 
verfammlung angenommen, aber jeine Ausführung ſcheiterte an der Haltung 
der Arbeiter, die den Borichlag ohne Discuffion und ohne Angabe der Gründe 
zurückwieſen?). Vermuthlich fürchteten fie, daß derfelbe Ichließlich Doch zu einer 
indirecten Lohnverfürzung oder Zwangserjparung führen werde. 

Auch die Syndicalkammern für Porcelkin- und Glasmaaren (Chambre synd. 
de la eéramique et de la verrerie) mag bier ihre Stelle finden. Ste wurde 
1860 als eine der erften Kammern der Union nationale gegründet, machte fich 
aber ſchon im Jahre 1866 jelbftändig. Nach Havard mar fie eine der erften, 
welche die Bertheilung von Preifen und Belohnungen an Lehrlinge und Arbeiter 
veranftaltete. Andererſeits finden wir, daß ihr Vertreter im Centralcomite den 


!) Recueil, 1874, Situng ber Kammer ber Jumeliere vom 21. April. 
2) Recueil, 1873, p. 213, 
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Gefegentwurf von 1872 über die Kinderarbeit, nach weldem u. A. die Arbeits- 
zeit der Kinder unter 14 Jahren auf 6 Stunden täglich beichränft werben 
jollte, lebhaft belämpfte. Er behauptete, in feiner Induftrie werde Die Geſund— 
beit der Kinder nicht gefährdet und aud in moraliicher Beziehung fümen fie in 
der Fabrit weiter, ald auf der Straße, wo fie zu Bagabunden würden ?). 
Wenn es aufer Fabrit und Straße fein Drittes gäbe, fo wiirde ſich dieſe 
Argumentation ſchon eher hören Lafien. 


4. Berichiedene Gewerbe. 


Die Kammer der hemijhen Inbuftrie, 1860 gegründet, nahm der Alters- 
folge nady unter den Syndicaten der Union die vierte Stelle ein. Seit 1875 
jedoch fteht fie iſolirt und veröffentlicht ihre Sigungsberihte in den Monats- 
beften des Gentralcomite. Im Jahre 1869 gehörte fie zu den wenigen 
Syndicalkammern, die ſich entjchteden für die Kündigung der Handelsverträge 
ausſprachen. 

Die Kammer für Gewebe-Induſtrie und Handel wurde im Jahre 1848 
gegründet und nimmt eine ſehr angeſehene Stellung ein, trotz einiger Concurrenz⸗ 
Unternehmungen der Union nationale. Sie hat fih u. U. auch die mehr ge» 
ſchäftliche Aufgabe gelegt, bei Concurjen und Arrangements die Interefjen ihrer 
Mitglieder zu vertreten. 

Die Syndicallammern der Buch-, Kupfer- und Steindruder find bereits 
im dritten Abjchnitt erwähnt worden. 

Wir führen hier noch an eine Syndicallammer der Pianoforte-Fabrifanten 
die von einer ähnlichen Gruppe in der Union nationale unabhängig tft; femer 
eine Kammer der Graveure, die 1859 entftanden und vom Handelsgericht 
anerkannt worden ıft. Sie bradte ihre Exiſtenz durch einen Proteft in Er- 
innerung, als in der Union nationale eine gleichartige Kammer gebildet wurde ®). 
Eine Syndicaltamımer der Befiger der großen Magazine tritt bei Gelegenheit 
des Strike der Handelöviener auf. 27 

Ber diefer Gelegenheit bemerken wir, daß die Radendiener und ſchlecht be- 
joldeten Handelscommis in Paris und anderen großen Städten ſich theilweife 
der Arbeiterbewegung eifrig angefchlofien haben. Ste haben ihre Syndical- 
fammern und find auch zu den Arbeitercongrefien in Paris und Lyon officiell 
zugelafien worden. Der Gegenjat von Capital und Arbeit greift aljo auch in 
das Gebiet des Handelsſtandes hinüber, jedoch ift es vorzugsweiſe der im 
Großen betriebene Detailhandel — eine in Paris immer mehr Boden gewinnende 
Form —, welder mit diefem Uebel zu kämpfen bat, da er ein verhältnikmäßig 
großes Perfonal beſchäftigt, deſſen Yage von derjenigen der eigentlichen gemwerb- 
lihen Arbeiter nicht allzu ſehr verichieden ift. 

de mehr aber das Weſen eines kaufmänniſchen Geſchäftes in der bloßen 
Gapitalbewegung liegt, um fo mehr ift es den unmittelbaren focialen Kämpfen 
entrüdt, da e8 nur verhältnigmäßig wenige, und zwar höher qualificirte, Daher 
auch gut geftellte Gehülfen beſchäftigt. Zu den blos commerciellen Synbdical- 
fammern gehören außer einigen bereit8 gelegentlich genannten noch die Kammer 

!) Recueil, 1873, p. 23. 

2) Union nat., vom 31. October 1874. 
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des Exporthandels, 1860 gegründet, die mehrfach bei Enquöten und in der 
Preſſe als Vertheidigerin der freihändlerifchen Principien aufgetreten ift, ſowie 
die Union des banquiers de commerce de Paris et de la province, die 
1872 gegründet wurde und u. U. den geicäftlihen Zweck der gegenfeitigen 
Auskunftertbeilung verfolgt. 

Ein mwefentliches Merkmal 'aber haben die commerciellen mit den induftriellen 
Syndicaten gemein, nämlich ihre Eigenichaft als Vermittler in Streitfachen und 
als fachverftändige Gehülfen der Gerichte. Nach diefen Kennzeihen wäre denn 
allerdings aud, wie Havard dies thut, die „Société des gens de lettres“ ala 
Syndicalkammer' zu betradhten, obwohl ihre Mitglieder feine Arbeitgeber und 
ihre Hauptzwecke geihäftliher Art find. Auch die mufitalifchen Autoren haben 
eine ähnliche Gefellihaft. Werner könnte man alenfall® noch hieher ziehen die 
Geſellſchaft der Maler, die bereits aus Anlaß des Jaquotot'ſchen Legates er= 
wähnt wurde; die Gefellihaft der Apotheker, die auch zeitweile in der Gruppe 
deö Gentralcomit& erfcheint; die Gefellihaft der Architekten, von deren Eorrefpon- 
denz mit der Kammer der Maurer weiter oben die Rede war. Doch treten 
bei diefen und anderen Vereinen, die zu den bloßen Hülfsgeſellſchaften überführen, 
die Eigenthümlichkeiten der gewerblichen Syndicallammern immer mehr zurld 
und wir haben uns daher nicht weiter mit ihmen zu befafien. 


5. Die Union nationale. 


Neben der Gruppe der Ste. Chapelle und den ifolirten Syndicallammern 
fteht num der große Gefammtverband, der unter dene Namen „Union nationale“ 
eine noch größere Anzahl von Kammern fomohl wie von Mitglievern umfaßt, 
als die übrigen zufammen genommen aufweiſen. Diefe Union erſcheint num 
freifih Dank der franzöſiſchen Bereinsgejeggebung al3 ein ziemlich unnatürlicher 
Drganismus, in dem ſich das allgemeine induftrielle und focialpolitifche Interefie 
in eigenthümlicher Weiſe mit einer Privatjpeculation vermifcht. Ihrer NRechtö« 
ftellung nad ift die Union nationale eigentlih nur ein großes Agenturgefchäft 
eined einzigen Unternehmers, der eine feft abonnirte Kundſchaft befist, Daß 
diefe 6—7000 Kunden nad ihren Gewerben in Syndicalgruppen eingetheilt 
find, ift für die Agentur Nebenſache; in der ſchriftlichen Beitrittserflärung werden 
die Syndicallammern gar nicht erwähnt, und ed kann auch feine Kammer als 
folche austreten, ſondern nur die einzelnen Mitglieder find berechtigt, am Ende 
eined jeden Kalenderjahres nad) einer mindeftens einen Monat vorhergegangenen 
Anzeige den Berband zu verlaſſen. 

Ueberbliden wir zunächſt die allmähliche Entwidlung des Inſtituts !). Die 
Anfänge deſſelben waren jehr beſcheiden. Einige Fabricanten fchloffen gegen 
Ende des Jahres 1857 eine Verbindung, die am 25. Januar 1858 erſt 20 
Mitglieder zählte. Ihr Hauptzwed war der Schug des fogenannten induftriellen 
Eigenthums und die Verfolgung der widerrectlihen Nahahmungen. Die Theil: 
nehmer hielten in diefer Abfiht einen gemeinihaftlihen Agenten, der auch die 


1) Eine allgemeine Ueberficht der weir man ber Union nationale gibt bie Zufammen- 
ftellung der Reden ber Präfidenten des Generaliyndicat® von 1861 bis 1877, die in 
dem „Annuaire“ für 1877/78 erichienen if. Die Hauptquelle aber ift bie „Union 
nationale‘, das Organ bed Verbandes. 

5* 
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Sorge für die äußeren Bebürfnifje der Verbindung übernahm. Nach dem bald 
nad der Gründung derſelben erfolgten Tode des erften Agenten nahm der 
Advocat Pascal Bonnin die Sade in die Hand und er wußte ald „Director 
der Union nationale mit vielem Geſchick aus der Kundſchaft feiner Gejchäfts- 
agentur einen Verband von allgemeiner und gemwerbepolitiicher Bedeutung zur 
machen. Die Mitglieder wurden nach ihren Gewerbszweigen in Gruppen ver⸗ 
tbeilt, an deren Spige Ausihüffe unter dem Namen Syndtcallammern fanden ; 
es wurden Sammerpräfidenten und Bicepräfidenten und andere Würdenträger 
ewählt, was der Inftitution einen nicht unwirlſamen Nimbus gab; Die Ge 
—— der Präfiventen und Büreaumitglieder der Syndicallammern nebft 
den erften Gründern der Union bildeten das fogenannte Generalcomit®, den 
Vertretungslörper des ganzen Verbandes, der bei der Statutenvevifion von 1866 
den Namen Generaliyndicat erhielt. Gegen den Jahresbeitrag der Mitglieder 
von je 30 Fred. ftellte der Directer ihnen die nöthigen Räumlichkeiten, Bedienung, 
Heizung u. |. w. und außerdem gewiſſe Gejchäftödienfte zur Verfügung, während 
für andere noch beſondere mäßige Gebühren zu bezahlen waren, die übrigens 
ſpäter auch noch zum Theil aufgehoben worden find. Die gegenwärtig noch 
beftehenden Dienftzweige find folgenve: 

1) Eine Agentur für Streitfachen, welde den Mitgliedern unentgeldlich 
mündlihe Confultationen ertheilt und gegen Honorare, die von ben 
näberen Umftänden abhängen, die Durchführung von Procefien aller Art, 
Beitreibung von Forderungen u. ſ. w. — In dem Geichäftsjahre 
1878/79 wurden 1030 Sachen diefer Art erledigt und 1177 waren am 
Schluſſe noch in der Schwebe. 

2) Ein Auskunftsbüreau über die Zahlungsfähigkeit und Zuverläffigfeit von 
Geſchäftskunden der Mitglieder im In» und Auslande. Es ift nur 
eine geringe Gebühr zu entrichten, die wenig mehr als die Portofoften 
beträgt. Solcher Auskünfte wurden in dem legten Geichäftsjahr nicht 
weniger als 24 648 ertbeilt. 

3) Eine Agentur, welhe die Feuererſicherungspolicen der Mitglieder auf 
dem Laufenden erhält. Im vorigen Jahre betrug die Zahl dieſer 
Operationen 416. 

4) Ein Büreau für die Erlangung und den Verkauf von Patenten im In— 
und Auslande, die Hinterlegung von Fabritmarten und Muftern für die 
Berfolgung von Nahahmungen u. ſ. w. Im Yahre 1878/79 vwermit- 
telte daſſelbe 107 Batente (unter denen 34 ausländifche), ſowie die 
Hinterlegung von 8 Fabrikmarken und 22 Modellen. 

5) Ein hemifches Laboratorium für Waarenunterfuhungen mit einem Rabatt 
von einem Drittel des tarifmäßigen Preifes für die Mitglieder ber 
Union. Die Zahl der für die letteren vorgenommenen Analyfen belief 
fih im vorigen Jahre auf 700. 

Ein fett 1860 ericheinendes Journal, L’Union nationale, das anfangs 
nur einmal monatlih, ſeit 1862 aber wöchentlich und zeitweife zwei Mal in 
der Woche ausgegeben wurde, veröffentlicht die Sitzungsberichte der General- 
verfammlungen, des Generalſyndicats und der einzelnen Kammern, ſowie ander- 
weitige Artikel von gewerblichen oder commerciellem Intereſſe. Die Mitglieder 
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erhalten dafjelbe unentgelolih und für Anzeigen und Reclamen bezahlen fie 
nur die Hälfte des Tarıflages. 

Außerdem ericheint jedes Jahr ein „Annuaire‘‘, der neben einigen Mit 
tbeilungen von allgemeinerem Intereſſe ein der Publicität dienendes Verzeichniß 
aller Mitgliever mit Angabe ihres Gejhäftes und ihrer Adreſſe enthält und in 
— tauſend Eremplaren an auswärtige Commiſſionäre und Kaufleute ver- 
chickt wird. ; 

Auch wohlverſehene Leſezimmer und andere Bequemlichkeiten ftehen ben 
Mitgliedern in dem 1878 von der Gefellichaft bezogenen neuen Gebäude zur 
Verfügung. Einige andere Agenturzweige find eingegangen, fo ein Büreau für 
das Transportweien und eine Agentur für Die mit den Erpropriationen zuſammen⸗ 
hängenden Angelegenheiten. Die lestere batte in der Haußmann'ſchen Periode 
Arbeitögelegenheit zur Genuge, fcheint aber von der Direction fehr „privats 
wirthfchaftlich‘‘ betrieben worden zu fein, fo daß ihre Aufhebung im Intereſſe 
der Union lag. Auch der Berfuh einer auf Gegenfeitigfeit beruhenden Erebit- 
gefellihaft, die 1864 von einigen hundert Mitglievern der Union als Commanbit- 
gejelichaft mit Herm Bonnin als perfönlich haftendem Gerant gebilvet wurde, 
führte nicht zu dem gehofften Refultat und das LUinternehmen mußte 1870 
liquidirt werden. 

Der Director ift der alleinige Inhaber aller Gefchäftözweige der Union; 
auch erhält er die Gebühren für die Behandlung der Streitſachen durch bie 
Syndicalkammern. Früher erhoben fih häufig Klagen über die Höhe dieſer 
Gebühren !), die urfprünglich nach dem Werthe des Streitobjecte8 bemeſſen waren. 
Herr Bonnin verftand ſich aber dazu, fie auf den feften Sag von 5 Tree. 
(oder von 10 Fres., wenn ein Bericht nöthig wurde) zu bringen, und häufig 
wurden fie im Intereſſe der Schlichtung des Streited ganz erlaffen. Gegen- 
wärtig betragen fie für alle Fälle 6 Fres. 

Das Geihäftsunternehmen des Herrn Bonnin blieb, wie jedes andere, von 
Schwierigkeiten und Wechjelfällen nicht verſchont. Im Ganzen aber blühte e8 
doch ftetig empor, da bei zunehmender Zahl der Mitglieder der Union die Koften 
nicht in gleichem Maße ftiegen, wie die Summe der Beiträge. So war Herr 
Bonnin im Jahre 1876 nad achtzehnjähriger Wirkſamkeit im Stande, die 
Kundſchaft der Union nationale zu einem recht anftändigen Preife am einen 
Nachfolger, Herrn P. Nicole zu verfaufen, und die Mitglieder hatten dieſer 
Dperation gegenüber nur die Wahl, ſich einverftanden zu erflären oder aus dem 
Verbande auszutreten. Indeß erfolgte diefer Perſonenwechſel ohne alle Schwierig: 
feiten, nur hielt e8 die Generalverfammlung für zwedinäßig, in den Statuten 
den etwas zweideutigen Titel „Director“ durch „Generalabminiftrator‘‘ zu 
erfegen, um die volle Unabhängigkeit der Syndicalkammern deutlicher erkennen 
zu laſſen. Der neue Aominiftrator ift übrigens mit großer Energie beſtrebt, 
Mifftände zu befeitigen und alle Dienftzweige aufs Beſte zu organifiren. 


1) 8. B. von Seiten der Kammer für Meſſerſchmiedwaaren, Union nationale, 
vom 7. December 1867. 
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6. Organiiation?). 


Der Union nationale kann Jeder beitreten, der irgend einem Zweige Der 
Gewerbe oder des Handels angehört und gewifjen Bedingungen entſpricht. Zus 
vörderſt wird verlangt, daß der Bewerber um die Aufnahme Inhaber oder 
jelbftändiger Theilhaber eines gewerblichen Unternehmens oder eines Handels- 
hauſes jei. Im Allgemeinen vepräfentiren die Mitglieder der Union den gut 
jituirten Mittelftand; eigentliche Handwerker find unter ihnen nicht zu finden, 
andererjeitd aber find auch die eigentlichen Grofinduftriellen nur im geringer 
Zahl in ihren Reihen vertreten. 

Eine zweite Borjchrift Hinfihtlih der Aufnahme ift die, daß Niemand 
zugelafjen werben barf, der nad einer Zahlungseinftellumg zwar ein Concorbat 
erlangt, aber fich nicht (durch volle Befriedigung aller Gläubiger) rehabilitirt 
bat. Diele Beſtimmung ift von den Stmbdicaltammern der Union ftet mit 
löbliher Entſchiedenheit aufrecht erhalten worden, während die Agenten ber 
Direction e8 bei der Anwerbung neuer Mitglieder Häufig gar nicht jo genau 
nahmen. Um nachträgliche Zurücdweifungen möglichft zu vermeiden, iſt eine 
Eontrolcommiffion aus Mitglievern des Generalſyndicats eingeſetzt worden, melde 
die Aufnahmefähigkeit des Kandidaten vorher prüft. Der Ausihlug aller Der- 
jenigen, die von einer entehrenden Strafe betroffen worden, ift ſelbſtverſtändlich. 

Die Mitglieder der Union find nur zur Zahlung des Beitrags von 
30 Fres. verpflichtet und können, wie bereit8 erwähnt wurde, an jedem Yahres- 
jchluffe austreten. Für jenen Beitrag find fie berechtigt zur Mitbenutzung der 
von dem Director oder Generaladminiftrator zu ftellenden Einrichtungen und 
Agenturen. Natürlih hängt die Art und das Maß diejer Leitungen nicht von 
dem Belieben des Director ab, jonderu die näheren Beftimmungen in dieſer 
Beziehung werden von dem Generaliyndicat ald der Hauptvertretung der Mit: 
glieder aufgeftellt. Für die Fälle eines Gonflicte® zwifchen dem Director und 
dem Generalſyndicat oder einzelnen Syndicallammern ift eine befondere Com— 
miffion von 10 Mitgliedern als „Familienrath“ zur Entſcheidung niedergefegt. 
Al ultima ratio bleibt den Mitgliedern immer nur der Austritt, 

So erſcheint die Union nationale von ihrer rein gefhäftsmäßigen Seite. 
Aber ihre weitergehende Bedeutung bat fie Dadurch erhalten, daß ihre Ditglieder 
nach den einzelnen Induftriezweigen in Syndicalgruppen abgetheilt find, in denen 
allerdings Häufig das induftrielle mit dem commerciellen Element vereinigt ift. 
Die einzelnen Gruppen wurden gewöhnlich durch den Director, der feine Werb- 
agenten nach allen Eeiten hin ausfandte, zufammengebradht umd dann auf feinen 
Vorſchlag vom Generaliyndicat genehmigt. Es folgte dann bei der fürmlichen 
Conſtituirung der Gruppe eine feierliche Eröffnungsfigung, in der ein Delegirter 
des Generalſyndicats präfidirte und eine Begrüßungsrede hielt. Trotz dieſer 
Formalitäten ift die Gruppenbildung im Wejentlichen völlig frei. Jeder kann 
fih der Gruppe anſchließen, die ihm am meiften zufagt, und wenn er ſich für 
feine Specialgruppe entjcheidet, jo gehört er zu der großen Abtheilung der „vers 
mijchten Gewerbe‘. Andererſeits fteht e8 jeder Gruppe frei, die von ber Ad— 


!) Bergl. die Statuten und das Reglement, die im ber jeweilig gültigen Form 
im „Annuaire abgebrudt find. 
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miniftration gemorbenen Candidaten aufzunehmen oder nicht. Sie kann alfo 
nach ihrem Ermeſſen jelbft Sole aus ihrem engeren Kreiſe zurüdweifen, bei 
welchen die allgemeinen Bedingungen für die Aufnahme in der Union erfüllt 
find. Diefe würden dann nad dem abfichtlich zu dieſem Zwecke im Jahre 1875 
geänderten Wortlaute der Statuten in der Gruppe der „vermifchten Gewerbe“ 
unterfommen fönnen. Bei diefer Revifion der Statuten wurde überhaupt die 
Syndicalgruppe im Gegenfag zur Syndicaltammer mehr in den Vordergrund 
geftellt. Die letztere ift die aus 12—20 Mitgliedern beftehende Vertretung der 
Gruppe und von biefer aus ihrer Mitte gewählt. Es hatte ſich aber verfchiedene 
Male bei Streitigkeiten mit der Divection gezeigt, daß die Syndicalkammern 
einflußreih genug waren, wm bei ihrem Austritt aus der Union die ganzen 
Gruppen, die überhaupt nur ald Anhang der erfteren — wurden, nach 
ſich zu ziehen. Daher nahm man 1875 einen neuen Artikel (17) in die 
Statuten auf, welcher beſagt, daß die einmal conftituirte Gruppe in der Union 
beftehen bleibt, auch wenn die Mitglieder der Syndicallammer zum Theil oder 
insgeſammt austreten. Es foll dann einfach eine neue Vertretung gewählt werben. 

Die Syndicalkammern find in ihren eigenen Angelegenheiten : volltommen 
jelbftändig. Sie ftellen ihr eigenes Reglement auf, das jedoch mit den Statuten 
der Union nicht im Widerſpruch ftehen darf, fie entjcheiden über die Zulaſſung 
von neuen Mitgliedern zu der Gruppe und können Angehörige der Iegteren aus 
eigener Machtvolltommenheit ausſchließen — d. h. aus der Gruppe, nicht aus 
der Union. Sie berufen ferner Die Generalverfammlung ihrer Gruppen, jo oft 
fie e8 für nöthig halten. Die meiften Syndicalfammern halten monatlid eine 
Sisung; Oeneralverfammlungen der Gruppen aber pflegen nur ein oder zwei 
Mal im Yahre vorzutommen. 

Aus den Syndicalkammern geht nun das Generalfyndicat hervor. Zu 
demjelben gehören, wie bereit8 erwähnt wurde, die Präfidenten, Vicepräfidenten, 
Caſſenführer (joweit jolche vorhanden) und Schriftführer aller Syndicallammern. 
Es bildet feinerjeits wieder ein ftattliche® Büreau, das gegenwärtig. befteht aus 
zwei Ehrenpräfiventen, einem Präfidenten, einem Chrenvicepräfidenten, fieben 
BVicepräfidenten und drei Schriftführern. Das Generalfyndicat ftellt die all- 
gemeinen Regeln und Vorfchriften für die Verwaltung der Union auf und über- 
wacht die Ausführung derjelben, e8 genehmigt die Conftituirung der einzelnen 
Styndicalgruppen und ed gibt den Syndicallammern für ihre Thätigkeit bie 
geeigneten Anregungen, wie e8 auch umgefehrt auf Beranlafjung einzelner Kam— 
mern wichtig jcheinende Fragen in Erwägung zieht und eventuell für Die ganze 
Union auf die Tagesordnung bringt. Das Generaliyndicat fett nach feinem 
Ermefjen Commiffionen ein, denen bejondere Aufgaben übertragen werden, mie 
3. B. Schritte bei den -Behörben oder die Unterjuchung fpecieller Fragen. Die 
Eontrolcommiffion und der Familienrath find bereit erwähnt worden. Endlich 
fteht dem Generalfyndicat ein confultative8 Comit& von Advocaten und Rechts⸗ 
gelehrten zur Seite, das in allen das Intereſſe der Union berührenden Angelegen- 
heiten juriftifchen Rath ertheilen ſoll. 

Jedes Jahr im März findet bie ordentliche Generalverfammlung der ganzen 
Union ftatt, eingeleitet durch eine Rede des Präfidenten des Generalfyndicats, 
auf welche eine Berichterftattung durd einen Schriftführer und gewöhnlich noch 
andere Reden folgen. Da die Syndicallammern und das Generalſyndicat fich 
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unabhängig von der Generalverf bilden, jo beichränfen fich die Befug- 
niſſe diefer leisteren im Wefentlihen auf die Genehmigung von Statuten-Aenderungen. 


7. Die Syndicallammern ber Union. 

Die erſten Syndicalfammern wurden in der Union im Jahre 1859 ger 
bildet. Es waren ihrer drei: die Kammern für das Häutes und Ledergewerbe, 
für Oasapparate und für Sattlerwaaren und Wagnerartifel. Dieſe letztere, die 
ber älteren beveitd erwähnten Kammer der Wagenbauer in der Gruppe ber 
Baugewerbe mehr oder weniger Concurrenz machte, ift gegenwärtig zu einer 
fleinen Gruppe ohne Syndicat zufammengeichmolgen, die beiden anderen aber 
beftehen noch in ausreichender Stärke fort. Nachdem einmal diefer Anfang 
gemacht war, ging die Entwidlung, unterftügt duch die Bemühungen Des 
perſönlich bei derſelben interefjirten Director, raſch von ftatten. Zu Anfang 
des Jahres 1861 zählte die Union bereit8 11 Syndicallammern und etwa 
2000 Mitgliever, im November 1862 war die Zahl der Kammern auf 24 
geftiegen und im Februar 1866 betrug fie bereit? 45 mit etwa 5000 Mit- 
gliedern. Die Vermehrung fehritt in ähnlichem Verhältniſſe noch weiter fort, 
jedoch erwielen ſich mande Synbicallammern, namentlich foldye, die als Con- 
currenzunternehmungen gegen bereit6 beftehende gegründet wurden, als wenig 
lebend: und wirkungsfähig, während andererfeitd einige ber beveutenpften und 
thätigften, die wir oben bereit8 angeführt haben, ſich von der Union ablöften. 
Das Jahrbuch der Union für 1878/79 gibt ein Mitglieververzeihmf von 
5911 Namen und umterfcheibet 70 Gruppen. Unter dieſen befanden ſich jedoch 
14, die ohne alle Organifation waren. Es find dies zum Theil Heine Reſte 
von ausgetretenen Syndicalgruppen oder Berfuche, ſolche wieder zu erjegen. 
Außerdem werden fünf größere Gruppen ebenfalls ohne Syndicate angeführt, 
für die aber eine Organtfation in Ausficht fland!). Wber auch mehrere von 
den organijirten Gruppen find ihrer geringen Stärte wegen ohne alle Bedeutung, 
jo daß höchſtens 40 Syndicalkammern ernſtliche Anſprüche auf Beachtung 
erheben fönnen. 

Am ftärkften ift die Gruppe der vermifchten Induftriegweige, die aber, eben 
weil fie die verſchiedenſten Gewerbe in fich vereinigt, nicht den Charakter eines 
fachgenoſſenſchaftlichen Syndicalverbandes befist. Ste zählt gegenwärtig etwa 
400 Mitglieder, und fie dient, wie es fcheint, vielfach als Pflanzanftalt für 
heranwachſende felbftändige Gruppen, ſowie zur Unterbringung von fleinen Reften 
ausgeſchiedener Verbände, 

Unter den homogenen Spndicalgruppen wied nad dem Jahrbuch von 
1878/79 2) die Kammer für fünftlihe Blumen, Federn, Moden u. |. w. 
die größte Theilnehmerzahl auf, nämlich ebenfalls ungefähr 400. Gegenwärtig 


1) Nah ber Berichterftattung in der Generalverfammlung ber Union vom 30. 
März 1879 (Union nat., vom 7. April 1879) find in dem abgelaufenen Gefchäftsjahr 
1878/79 von ben obigen 19 nicht organifirten Gruppen 6 mit Sunbicallammern aus- 
Be und außerdem 6 neue Gruppen mit Symbicaten gebildet worben. Da im 
emſelben Zeitraume 986 Mitglieber ausgetreten, dagegen 2134 neue aufgenommen 
morden find, fo wirb bie Gefammtzahl der Mitglieder gegenwärtig 7000 überfteigent. 
3) Die folgenden Bablenangaben find abgerundet, ba fie einem fortwährenden, 
ziemlih ftarten Wechfel unterworfen find. 
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aber wird diefe Gruppe einigermaßen verringert fein, da fich eine befonvere 
Syndicallammer für Strohhüte und Modewaarenmaterial von ihr abgezweigt 
bat. Die Kammer für Blumen, edern u. |. w. bat übrigens auch immer 
eine ihrer numeriſchen Bedeutung entfprechende Rolle gefpielt umd ſich namentlich 
ein Verdienſt erworben durch die ſchon im Jahre 1867 erfolgte Gründung einer 
Geſellſchaft zur Beſchützung und Förderung der Lehrlinge oder namentlich der 
Lehrmädchen diefer Imbuftrie, die allein ın der Blumenbrande über 11 000 
Arbeiterinnen befchäftigt. 

Einige andere, den fpecififh Parifer Gemwerben angehörende Syndical⸗ 
gruppen ftehen binter der eben genannten nicht weit zurüd, So gehören zu der 
Kammer für Pofamentier- und Kurzwaaren etwa 350 und zur derjenigen ber 
Möbelfabrication beinahe 300 XTheilnehmer. 

Bon großer Bedeutung nah Mitgliederzahl (über 200) und Leiftungen ift 
ferner die Syndicalgruppe der Papierinduftrie, der e8 fehr zu ftatten gelommen 
ift, daß fett einer Reihe von Jahren einer der tüchtigften und kenntnißreichſten 
Förderer der Shndicalbewegung, Herr Havard, den Borfig in ihrem Syndicate 
führt. Diefelbe zerfällt in 5 Abtheilungen oder Comité's mit befonderen Bor: 
figenden, welche umfaflen die Fabrication von weißem Papier (nebft dem Groß: 
handel in diefem Artifel), Papeterie und Handelsbücher, QTapetenfabrication und 
Handel, Fabrication von buntem und Phantafie-Papier und die Cartonnage- 
Fabrication. Im der Abtheilung der Papeterie fam der erfte erfolgreiche Ber: 
fuh einer aus Arbeitgebern und Arbeitern gebildeten Einigungscommilfion zu 
Stande, von der unten noch die Rede fein wird. Auch fer hier fchon die Ver: 
einigung der Tapetenfabricanten zum Beften der Lehrlinge erwähnt. 

Auch die Syndicalgruppe für Wollengewebe und Novttäten zählt iiber 200 
Mitglieder. Obwohl fie nicht nur Kaufleute, fondern auch Fabricanten umfaßt, 
bat fie fi durch eime befonderd ausgeprägte Freihandelspolitik hervorgethan. 
Auch die Baummollgewebe find in ihr einigermaßen vertreten. 

Andere ziemlich bebeutende Syndicalgruppen für Parifer Artikel find die 
für Spigen und Stidereien, für Tabletterie und Fächer, für Hemden, Kragen 
und Gravatten, für unechte Bijouterie, die alle 100 bis 150 Mitglieder zählen, 
während die Verbände fir Maroquinerie, für Hutfabrication, für Handſchuhe, 
für Spielmaaren etwas ſchwächer find. Aud die Verbände für Schuhwaaren 
(über 150 Mitglieder), für Damen-Eonfectionswaaren (140 Mitglieder), für 
Weißwaaren en gros (100 Mitglieder) find hier noch füglich anzufcließen. 
Berhältnimäßig fehr ftart und wohl den ganzen Handelszweig in Paris um 
faſſend ift die Syndicalgruppe der Diamanten und Evelfteinhändler, die nad) 
dem erwähnten Jahrbuch nicht weniger ald 118 Mitglieder zählt. 

Die Gewerbe für Erzeugung und Lieferung von Nahrungsmitteln und 
nothwendigen Lebensbebürfniffen find in der Union mur durch einige Gruppen 
von geringer Bedeutung vertreten, da die Stellung der ifolirten Verbände von 
Alters ber feft begründet if. Außer den im dritten Abfchnitte bereits gelegent- 
(ich erwähnten finden wir Syndicallammern der Biehmäfter, der Milchwirth— 
ſchaften en gros, ferner ſolche für die Fabrication von Nahrungsconferven, für 
ven Handel mit feinen Weinen (in Flaſchen) u. ſ. wm. Numerifch fällt von 
diefer Clafje nur die Syndicalgruppe der Steinfohlenhändler (mit etwa 120 
Mitgliedern) ind Gewicht. 
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Die Baugewerbe find eigentlih nur durch die Unternehmer von Marmor- 
arbeiten vertreten, denen man allenfall$ die Syndicallammern für Gasapparate 
und für Heizungs und Hauswirthſchafts-Geräthe anreihen kann. 

Die Tertilinduftrie ift vertreten durch die bereitS angeführte Kammer für 
die Wollengewebe, durch Kammern für die Tuchwaaren, für die Strumpfwaaren, 
für die Seide, für Druderei und Färberei u. ſ. w. Auch die „Marchands- 
tailleurs‘‘ würden ſich bier anjchliefen. Die Maſchinen- und Metallinduftrie 
und die Fabrication chemifcher Producte find in der Union nur durch rudimentäre 
Gruppen vertreten. Zu benadhbarten Gebieten gehören die Kammern für die 
Photographie, für Waffenfabrication, für Blehwaaren und Lampen, für 
chirurgiſche Inftrumente u. |. w. 

Erwähnen wir jchlieglih al8 einen der numeriſch ftärfften Verbände der 
Union den der Commiffionshäufer, der etwa 350 Mitglieder zählt, obwohl 
neben ihm noch eine befondere Gruppe der Spediteure beiteht. 


8. Kritik der Organifation der Union nationale, 


Der thatſächliche Erfolg der Union nationale iſt ein jo großer, ihr Heran— 
wachen ift ein jo andauerndes geweien, daß man die Grundlagen des Inftituts, 
fo jehr fie aud) der Kritit Raum geben mögen, nicht ohne Weitered für unzweck⸗ 
mäßig erklären kann. Das Verhältniß der Mitglieder zu der Adminiſtration 
ift gewiß ein höchſt eigenthümliches, und der jetzige Generalabminiftrator bat 
der Klage darüber, daß Die Union gewifjermaßen das Eigenthum eines Einzigen 
jei, eine gewiſſe Berechtigung zugeftanden und für die Zukunft eine Reform als 
möglich anertannt !). Andererfeitd muß man die Schwierigfeiten berüdjichtigen, 
welche den Syndicallammern aus dem Mangel einer geſetzlichen Grundlage er- 
wachjen und die eben durch die Organifation der Union im Namen eined ein» 
zelnen Unternehmerd umgangen werben jollten. Bor Allem aber find bei der 
Beurtheilung diefer Einrichtung die zwei verjchievenen Seiten wohl auseinander 
zu halten, die uns die Union darbietet. Sie bietet einestheild ihren Mitgliedern 
gewiſſe geſchäftliche Dienfte und Bequemlichkeiten, iſt alſo infofern ein tech— 
nifch-geichäftliche8 Unternehmen, eine große Agentur mit abonnirter Kundſchaft. 
Andererjeitd aber beanjprucht fie im Namen ihrer Syndicallammern auch die Be- 
deutung einer freien gewerbe- und jocialpolitiichen Imftitution. Für jene ge 
ſchäftlichen Zwecke — uud vielen Mitgliedern iſt e8 eigentlih nur um dieſe zu 
thun — ift das bejtehende Syſtem der einheitlichen Unternehmung empfeblens- 
wertb und thatſächlich bewährt; aber eben jo gewiß ift e8, daß bei dieſem 
Syſtem die Syndicalfammern nicht die Stellung befigen, die ihnen als einflup- 
reihen Organen der voltöwirthichaftlihen Selbfthülfe und Gelbftorganifation 
zutommt. Die Vertreter der Union wiederholen zwar bei jedem Anlaß von 
Neuem, daß die Syndicallammern volltommen frei ſeien, daß der Director nicht 
die mindefte Prejfion auf fie ausüben könne, jondern ſich lediglich darauf ber 
ſchränke, für ihre materiellen Bebürfnifie zu jorgen. Aber wenn auch dem 
Director niemald eine unmittelbare Einwirkung auf die Kammern zuftand, fo 
erhält man doch bei der Durdficht der Verhandlungen des Generaliyndicats 
und der Einzelfammern den Eindrud, daß mwenigftens Herr Bonnin, ein gewandter 


1) Union nationale, vom 31. März 1877. 
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menſchenkundiger Yurift und mit den älteren Kammerpräfidenten befreundet, 
auch außerhalb ver Agenturgeichäfte nicht jo gänzlich einflußlo® geweſen ift. 
Aber auch angenommen, jelbft ein folcher indirecter Einfluß fer niemal® vor: 
handen geweien, jo war und blieb e8 für die Syndicalbewegung nachtheilig, 
daß das beftehende Syſtem thatjächlich bei dem Publicum das Vorurtheil 
unterhielt, die Syndicalfammern der Union bejäßen dem Director gegenüber nicht 
die nöthige Selbftändigkeit und Freiheit. Es wurden ja aucd zuweilen in 
ber Union jelbft Stimmen in diefem Sinne laut!). Auch beweift fchon die 
Eriftenz des „Familienrathes“ zur Entiheidung von Differenzen zwifchen dem 
Director und den Syndicalkammern, wie jehr die Stellung des erfteren ſich von 
derjenigen der Angeftellten anderer Kammern, namentlich der Gruppe der Bau— 
gewerbe unterjcheibet. 

Trotz dieſes Familienrathes aber kamen häufig genug Neibungen vor, die 
zum Ausjcheiden großer und angejehener Syndicallammern führten. Gerade 
dieſe Streitigfeiten aber trugen viel Dazu bei, das ungünftige Vorurtheil der 
Außenftehenden über die Einrihtung der Union zu beftärten. ALS die Syndical- 
fammer der Duincaillerie die Union verließ, hielt der Director das Archiv ber- 
jelben zurüd, indem er behauptete, dieſe Actenſtücke gehörten der Union, d. h. 
ihm, und er hielt troß vielfacher Unterhandlungen dieſen Standpunkt hartnädig 
feft ?). Juriſtiſch mochte derielbe berechtigt fein, da die Syndicallammern ber 
Union für fih Nichts befigen 3), aber das Publicum wird in biefem Verfahren 
nur eine Chicane gejehen haben, melde für die Würde einer Syndicalfammer, 
die doch ein Selbſtzweck und nicht ein Anhängſel eined Agenturgefchäftes fein 
fol, nur verlegend fein konnte. Einen üblen Eindrud madte namentlih aud) 
die Art, wie die Union, d. h. Herr Bonnin, Concurrenzfammern gegen bereitö 
beftehende Syndicate organtiirte (d. h. durch das Generalſyndicat autorifiren 
ließ), wie er den Austritt einzelner Kammern zu verhindern und die Aus- 
getretenen durch ähnliche mit wenig verändertem Namen zu erfegen ſuchte. Einen 
energijchen Proteft gegen dieſes Berfahren der „Agence Bonnin“ nebft vielen 
Beilpielen — die ſich nody vermehren Tiefen) — findet man in einem Schreiben 
eines Präfidenten des Gentralcomite, Herrn Carlhian, an den Präfidenten ber 
Handelöfammer ?). In diefen Angelegenheiten fteht eben das Privatinterefje der 
Direction nothmwendigerweife in Widerſpruch mit dem allgemeineren Intereſſe der 
Spyndicalinftitution. Für das lettere kann e8 nur nachtheilig wirken, wenn zwei 
Syndicate um die Vertretung eined natürlich zufammengehörenden Gebietes 
ftreiten. Der Director aber erzielt einen um fo größeren Gewinn, je größer 


1) So 3. B. in einem GCommiffiondbericht der Kammer ber Fabricanten von 
Kirdgengerätbfcaften. die bamal® auch den Austritt aus der Union beſchloß, fpäter 
jedoch dieſen Beſchluß wieder auffob. Union nationale, vom 10. Juni 1876. 

2) Recueil du comite central, 1870, p. 87 und 126. 

3) Einige Kammern haben allerdings noch einen Caſſenführer und eine Heine 
Privatcafie, die hauptſächlich durch Strafjahlungen wegen verfäumter Sitzungen unter- 
balten wird und zu — Wohlthätigkeitsgaben und anderen beſonderen Aus— 
gaben dient, namentlich auch für fpecielle Veröffentlichungen der Kammer. 

) Bergl. 3. B. Union nationale, vom 7. Juli und vom 31. October 1873, mo 
die Kammer der Jumeliere und bie der Graveure ſich über die Concurrenz ber Union 
beichweren. u 

9) Union nationale, vom 30. Januar 1869. 
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die Zahl feiner Abonnenten wird. Daher denn auch, namentlich in früheren 
Jahren, Häufig Klagen darüber geführt wurden, daß die Werbengenten ver 
Direction es mit der Auswahl ihrer Recruten für die Unton wenig genau nähmen. 
Herr Bomin felbft geftand zu, daß „bedauerliche Mißgriffe“ vorgelommen ſeien !). 
Die Einfegung der Controlcommiſſion wirkte dieſem Webelftande allerdings mit 
Erfolg entgegen. 

ine mißliche Rückwirkung der privatrechtlihen Stellung der Union auf 
ihre Syndicalkammern ift alfo nicht zu Täugnen, aud wenn fie nur in ber 
Erzeugung ungünftiger Vorurtheile beftehen ſollte. Auch die Bevormundungs⸗ 
thätigfeit, welche das Generalfyndicat ausübt, fcheint wenig zwedmäßig, hängt 
aber allerdings ebenfalld wieder mit der Stellung des Director oder General- 
abminiftratord zufammen. ine gemeinjhaftlihe Vertretung einer größeren 
Gruppe von Syndicalkammern ift höchſt nüglich und wünſchenswerth, aber bie 
Wirffamfeit derſelben follte fich beichränfen auf bie bloße Verwaltung gemein» 
Ihaftliher Angelegenheiten, wie bei den Confeil der Syndicate der Baugewerbe, 
und auf die Anregung und Behandlung allgemeiner Fragen, die über das enge 
Specialintereffe der einzelnen Fächer hinausgehen — wie dies das Programm 
des Gentralcomite ift. Aber weshalb follen die Syndicaltammern in der Union 
ſich nicht ganz frei bilden können? Weshalb foll das Generaliyndicat berechtigt 
fein, fie zu „autorifiren“, ihnen eine Art Imveftitur zu ertheilen, für die Bil- 
dung eines neuen Syndicates forgen, wenn das beftehende feine Entlafjung 
nimmt oder austritt )? Die Reform der Union müßte unfere® Erachtens 
dahin gehen, daß das gefchäftlihe Element von der Syndicaleinrichtung gänzlich 
getrennt würde. Dem Generalabminiftrator müßten nur Mitglieder der Union, 
Abonnenten für feine Agenturen gegenüberftehen, die zu repräfentiren wären 
durch einen von der Generalverfammlung zu wählenden Ausſchuß, der fich nur 
mit jenen Dienftzweigen zu befafien, Berbefjerungen zu veranlaflen Hätte u. |. w. 
Die Bildung von Syndicalverbänden aber wäre alsdann gänzlih dem freien 
Ermefjen derjenigen Mitglieder der Union zu überlaffen, die Dazu geneigt 
wären; jede Kammer würde jelbftändig entftehen und bleiben, für die Behandlung 
allgemeiner Fragen aber fünnten fi die Präfidenten zu einem Comité vereinigen, 
das zu der Adıniniftration keinerlei Beziehungen haben, ſondern nur die 
eigentlihen Syndicalintereſſen vertreten würde. Selbft wenn die rechtliche 
Stellung der Syndicalkammern durch das zu erwartende neue Geſetz in ge— 
nügender Weife geregelt wäre, würde eine ſolche Bereinigung derfelben jchon 
aus Sparfamteitsrüdiichten zwedmäßig bleiben. 


9. Das Eentralcomite. 


Das Eomitd der Syndicallammern der Union, das wir an bie Stelle des 
Generalſyndicats treten fehen möchten, würbe jeinem Charakter nach dem bereits 
mehrfach erwähnten Gentralcomits einer Anzahl Pariſer Syndicaltammern ſehr 
ähnlich fein. Nach dem urfprünglichen Plane follte dieſes letztere alle Sundicate 


!) Union nationale, v. 5. Mai 1866. 
2) Artikel 17 ber Statuten von 1875. 
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vertreten, ſowohl die ifolirten wie die der Union, und es betheiligten ſich auch 
an den vorbereitenden Sigungen, die im Auguft und October 1867 ftattfanden, 
mehrere der letteren Gruppe angehörende Kammern. Aber in der Union 
wurde das Loſungswort ausgegeben, das neue Comité made nur „double 
emploi“ mit dem Generalfyndicat und e8 gelang diefer Agitation, gewiß nicht 
zum Beften der Sade, bie meiften der urfprünglih zum Beitritt geneigten 
Unionsfammern wieder zurüdzubalten. Nur die Kammer der Papierinduftrie, 
deren Präftdent, Havard, den erften Anftoß zu der Gründung des neuen Gentral- 
organg gegeben, die der Ornamentbildhauer und die der Transportunternehmer 
traten dem Centralcomit& definitiv bei, indem fie zugleich ihre Stellung in der 
Union behielten. Außer diefen Dreien waren bei der förmlichen Conftituirung 
des Comite im Februar 1868 folgende Syndicate vertreten: die Kammern der 
Maurer, der Pflafterer, der Anftreicher, der Schloffer, der Dachdecker und der 
Tapezierer aus der Gruppe der Ste. Chapelle, von den älteren iſolirten Ber: 
bänden die Kammern der Steinbruchbefiger,, der Brennholzhändler, ver Weins 
und Epirituofenhändler, der Gemebeinduftrie, der Bronzefabricanten, der Metalle, 
der Marine, der Buchdruder, der Steindruder und der Handeldmakler, und 
von den ausgeſchiedenen früheren Mitgliedern der Union die Kammern der 
Quincaillerie und der Porcellan- und Glasinduftrie. Später Ichloffen ſich noch 
mehrere andere Syndicate an, wie namentlih die aus der Union getretenen 
Kammern der Yumeliere, der chemischen Imbuftrie und der Spezereihändler. 
Andererſeits aber trennten fich mit Anfang des Jahres 1878 die zur Gruppe 
der Baugewerbe gehörenden Berbände mit Ausnahme der Dachdederei = Unter: 
nehmer wieder von dem Comit&, das übrigens gleichwohl fein Sigungslocal in 
dem Hötel der Kammern der Ste. Chapelle behıelt. 

Die Organtjation des Centralcomit iſt höchſt einfach umd liberal. Es 
beanſprucht keinerlei Autorität über die einzelnen Kammern, und es ſetzt ſich 
einfach zufammen aus den Präfidenten aller Kammern, die dem Reglement zu= 
ftimmen. Im Falle der Verhinderung ift jeder Präfivent berechtigt, einen 
Stellvertreter zu delegiren. Ja, man ladet auf Havard’8 Vorſchlag, ſeitdem 
gute Beziehungen mit dem Generalſyndicat der Union Hergeftellt find, auch alle 
Präfidenten der nicht zum Gomit& gehörenden, d. h. Heine Beiträge für die 
Koften defjelben leiftenden Kammern zu den Monatsfigungen ein, in denen fie 
volles Stimmrecht über alle Fragen haben, die nicht die inneren Angelegenheiten 
des Comité betreffen). Der Zweck des Gentralcomit® ift lediglich die Her- 
ftellung ftändiger Beziehungen zwifchen den verſchiedenen Syndicalfammern und 
die Ermöglihung eines gemeinfhaftlihen Auftretens im Intereſſe des Handels, 
der Induſtrie und des Syndicalweſens. Jedoch darf vor den Behörden niemals 
im Namen des Gentralcomit& geiprochen werben, wenn nicht alle Mitglieder 
deſſelben einftimmig find; anderenfall3 können Majorität und Minorität ges 
fondert ihre Meinung fund geben. Tas Comité veröffentlicht ſeit 1869 den 
bereit8 wiederholt citirteu „Receuil des proeès verbaux“, der in monatlichen 
Heften nicht nur die Protocolle der Gomitefigungen, fondern auch als Anhang 
die Sitzungsberichte mehrerer einzelner Kammern enthält. 





') Havard, Les syndicats professionels, p. 94. 
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10. Zuſammenwirken aller Syndicate. 


Mit dem Generalfyndicat der Union fteht das Centralcomite, nachdem die 
anfänglichen Mißſtände befeitigt worden, auf gutem Fuße und in geregelten 
Beziehungen. Zuerft verftändigten fich die beiden großen Gruppen über eine 
gemeinfchaftliche Action bei den Wahlen für das Handelögericht und die Hanbels- 
fammer, und e8 wurde zu dieſem Zwede eine gemifchte Commiffion von je 
zehn Mitgliedern der einen und der anderen Körperſchaft niedergelegt. Diefer 
erite Schritt führte dann zu einer Art Aſſociation der beiden Gentralorgane, 
indem man vereinbarte, Daß alle Anträge und Borfchläge, die an dik Regierung 
oder die Nationalverfammlung gerichtet würden, vorher von der die Initiative 
ergreifenden Gruppe ftet8 auch der anderen vorgelegt und einer gemeinjchaftlichen 
Derathung unterzogen werden follten!), Die Nützlichkeit dieſes Zuſammen— 
gebens zeigte fih fofort in den damals jo bebeutungsvollen Steuer - und 
Zollfragen. 

Die gemeinichaftlihen Commiffionen der beiden großen Gruppen repräſen— 
tiren nur die höchfte Einheit der Shyndicalinftitutionen der Parifer Unternehmer 
und Arbeitgeber. Den Werth und die Wirkſamkeit diefer Verbände haben wir 
noch näher zu prüfen, aber ſchon lediglich aus ihrer numerifchen Stärke und 
der Art ihrer Organiſation iſt Har, daß die freie Afloctation in ihnen einen 
bedeutenden Erfolg aufzumeifen hat, deſſen Nachhaltigkeit wohl nicht mehr 
bezweifelt werden kann. 

Die Zahl der Unternehmerfyndicate läßt ſich nicht beftimmt angeben 
wegen der einem vajchen Wechfel unterworfenen embryonalen Gruppen in der 
Union nationale. Und was die ifolirten Syndicate betrifft, jo ift Die Grenze 
zwilhen ihnen und den fachgenoſſenſchaftlichen Hülfsgeſellſchaften jchwer zu 
ziehen, denn jeitdem das Handelögeriht die Mitwirkung der Kammern als 
jolder nicht mehr annimmt, ift das beftimmtefte Kennzeihen derjelben fort- 
gefallen. Im Jahre 1869 betrug die Zahl der beim Handelsgerichte accre— 
ditirten Kammern außerhalb der Union 37 und gegenwärtig würde biefe Zahl 
ſich vielleiht auf 40 ſtellen?). Was die Mitgliederzahl betrifft, jo beläuft 
ſich Diefelbe gegenwärtig für die Union nationale und die Gruppe der Baus 
gewerbe zufammen auf etwa 8200. Bon den übrigen dreißig Verbänden find 
einige von bedeutender Stärke, wie 3. B. der der Gewebeinduftrie zeitweife 
400 Mitglieder aufwies. Jedoch dürften fie im Durchſchnitt nicht viel ftärter 
bejett fein, al® etwa die der Baugewerbe, und fomit wäre die Gefammtbeit 
ihrer aa wohl nur auf 4— 5000 anzuſchlagen. Mithin dürften die 
Parifer Syndicalverbände im Ganzen etwa 12 — 13000 inbuftrielle und 
commercielle Unternehmer umfafjen, und demnach die Schägung Havard's, der 
20 000 angibt, wohl etwas zu body gegriffen fein. Jene Zahl repräfentirt faft 
ein Drittel der Unternehmer, die nach dem Umfange ihres Betriebes möglicher 
Weife für die Syndicallammern in Betracht kommen könnten. 


1) Recueil, Sigung vom 20. Juni 1872. ‘ 

) Havarb * außer ber Gruppe der Baugewerbe noch 22 ifolirte Synbical- 
fammern auf, aber in feiner Lifte fehlen fowohl einige ältere (wie 5. B. die Synbdical- 
fammer ber Bäder) als auch die erft fpäter aus der Union geſchiedenen Syndicate ber 
Mafchinenbauer, der hemifchen Induftrie und der Spezereihänbler. 
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11. Die Unternehmeriyndicate in den großen Städten außer Paris. 


Das Spndicalmefen hat auch auferhalb ver franzöfiichen Hauptftadt 
wenigftend Anfänge der Entwidlung aufzumeifen. Das Jahrbuch der Union 
nationale für 1878/79 enthält eine Ueberficht der (zu Anfang des Yahres 1878) 
in den Departements beftehenden Unternehmerſyndicate, der wir die meiften der 
folgenden Notizen entnehmen !). 

In der zweitgrößten Stabt Frankreichs, Lyon, ift die Syndicalbewegung 
in den Streifen der Unternehmer feineswegs ſoweit fortgejchritten, al8 man es 
Angeſichts der dort beftehenden rührigen Arbeiterorganijation erwarten follte. 
Allerdings folgt yon, wenn auch nicht Hinfichtlih der Zahl feiner Syndical- 
fammern, jo doch Hinfichtlih der Gefammtzahl der Mitglieder derjelben un: 
mittelbar auf Parts, aber der Abſtand ift ein umverhältnigmäßtg großer: Die 
neun vorhandenen Verbände haben im Ganzen nur 820 Mitglieder. Am 
wichtigſten ıft hier, wie auch in den meiften anderen Städten, der Syndical— 
verband der baugemerblihen Unternehmer (1862 gegründet), der allen 303 
Mitglieder zählt. Die übrigen Verbände find die der Seidenfabricanten, Der 
Geivenhändler, der Metallinduftrie, der Weinhändler, der Goldſchmiede und 
Uhrmader, der Steindruder, der Verwalter (Regisseurs patentes) und der 
Coiffeure und Perrüdenmader. Der lettere Verein ift auch den Arbeitnehmern 
geöffnet, aber allem Anſcheine nad ift der Erfolg nicht beſſer als bei ber 
Kammer der Präciſions-Mechaniker in Parid. Im den Zeitungen wurde jüngft 
aud eine Syndicalcommiffion der Bäder erwähnt. In Marferlle ift ebenfalls 
die Arbeiterorganifation, wie wir unten ſehen werden, meit entwidelt, bie 
Unternehmerfyndicate dagegen find nur in geringer Zahl und Stärfe vertreten. 
Dbenan finden wir wieder den Bauunternehmerverband mit 200 Mitgliedern, 
dann folgt der der Sciffscapitaine mit 100 Mitgliedern; die Kammer der 
Bijouteriefabricanten zählt 45, und die der „Lumpenfammlungs = Unternehmer“ 
37 Theilnehmer. : Außerdem giebt e8 noch ein Ueberbleibſel aus der Zunftzeit, 
die Corporation der Fiſcher, melde durch vier gewählte Nichter (prud’- 
hommes) nod immer eine ſummariſche und formloje Yurisdiction in allen 
Angelegenheiten des Fiichereigemerbes ausübt, wie Died ihr im Jahre 1409 
durch ein Patent des Königs Rene zugeftanden worden. Bis zum Jahre 1859 
waren biefe Enticheidungen fouverain und, weil fie blos mündlich erfolgten, 
nicht einmal der Controle des Caſſationshofs unterworfen. Im Folge von 
mißbräuchlichen Ausſchreitungen aber, die fi die Prud’hommes gegen ben 
Marquis de Gallifet erlaubten, wurde in jenem Jahre ein Reglement erlaffen, 
welches für die Zukunft die fchriftliche Ausfertigung der Urteile auf ftempel: 
freiem Papier vorjchreibt 2), Die Wahl der Richter findet in Gegenwart des 
Commiſſars der Marine = Imferiptton ftatt und ftimmfähig find alle Fiſcherei— 
unternehmer, die feit einem Jahre in dem Marfeiller Bezirk anfällig find und 
mindeftend ein Fahrzeug befigen. Ihre Zahl beträgt etwa 280. Ihr früheres 
bedeutendes Vermögen bat die Corporation durch die Revolution verloren, doch 


) Einige weitere Nachrichten über bie Syndicate ber Departements gibt die 
„Enquäte sur les associations syndicales“, veranftaltet von ber Societe d'économie 
charitable, herausgegeben von Desportes Ye 1874), p- 155 ff. 

2) Enquäte sur les associations synd., p. 167. 
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unterhält fie noch immer eine anſehnliche Hülfscaſſe. Die nicht minder alte 
Geſellſchaft der Laftträger im Marjeiller Hafen ift den Arbeiterverbänden zu- 
ählen. 

* Bordeaur nimmt nad der Zahl ſeiner Unternehmerſyndicate die zweite 
Stelle unter den franzöfilben Städten ein; es befigt deren 12, die allerdings 
nur 700 Teilnehmer haben. Die Baugewerbe find Hier (ſchon feit 1862) 
in ihren Hauptzweigen durch ſechs Syndicate mit 356 Theilnehmern ver- 
treten. Außerdem werden angeführt die Kammern der Schreiner, der Blech— 
ſchmiede, der Lithographen, der Coiffeure, der Gaftwirthe und die Geſellſchaft 
zur Förderung von Handel und Induſtrie, die zwar eimflußreih, aber wohl 
nicht mehr eine eigentlihe Syndicalkammer iſt. 

Lille, der Einwohnerzahl nad) die fünfte Stadt Frankreichs, hat nur eine 
einzige Syndicalverbindung aufzumeifen, die der Bauunternehmer, die mohl- 
organifirt ift und ſich im Befige eines anjehnlihen Capitals befindet. 

Nicht beſſer fteht e8 um das Syndicalweſen in Toulouje (132 000 Ein- 
wohner), wo wir ebenfall® nur einen Syndicalverband der baugewerblichen 
Unternehmer finden, der 159 Mitglieder beſitzt. 

In St. Etienne befteht ein Berband der Baugewerbe mit 98 Mitgliedern, 
— eine Kammer der Gewebeinduſtrie und eine der Wein- und Spirituoſen⸗ 
händler. 

In Nantes finden wir wiederum nur einen baugemerblichen Berband, 
deſſen Mitglieverzahl 160 beträgt. 

Beſſer Dagegen ift Rouen außgeftattet. Ein Verband der Unternehmer 
von Maurerarbeiten befteht dort ſchon feit 1856, und einige Jahre fpäter 
bildeten fich noch für ſechs andere Zweige des Baugewerbed Syndicalkammern, 
Die mit derjenigen der Maurer unter einem Generalſyndicate zu einer ge= 
ichloffenen Gruppe verbunden find. Im Ganzen Haben dieje fieben Verbände 
156 Mitglieder. Außerdem gibt e8 in Rouen noch fünf ifolirte Syndicate in 
verfchiedenen Gewerben, die aber zufammen nur 135 Theilnehmer haben. Die 
Baummollinduftrie iſt unter ihnen nicht vertreten, 

In Hapre finden wir trog einer Einwohnerzahl von 92 000 nicht einmal 
das Baugewerbe von der Syndicalbewegung berührt. Allerdings aber befteht 
feit einigen Jahren ein Syndicat für den Großhandel in Wein und Spirituofen. 

In den bedeutenden Imduftriecentren Roubair und Reims ſcheinen noch 
gar feine Unternehmerfyndicate im eigentlichen Sinne entftanden zu jein. 


12. Die übrigen Syndicate in den Departements. 


In einigen Mittelftädten hat das Syndicalweſen verhältnigmäßig günftigen 
Boden gefunden. Im Nancy gibt es ſchon ſeit 1863 eine Syndicallammer der 
Spigenfabrication, ferner drei baugewerblihe Syndicate, eine Kammer ber 
Weinhändler und eine der Blechſchmiede. 

In Orleans ift das Baugewerbe durch ſechs Syndicate vertreten, von 
denen das ältefte, das der Anftreicher, bi8 1848 zurüdreiht. Im Jahre 1866 
bildeten diefe Syndicate mit Ausnahme der Maurer ein Generalbüreau, welches 
aus den Präfidenten und je einem Mitglieve der einzelnen Kammern befteht. 
Uebrigens beläuft fi) die Gefammtzahl der Mitglieder der ſechs baugewerblichen 


Die ifolirten Syndicalkammern und bie Union nationale. 81 


Berbände nach den Jahrbuch der Union nur auf 96. Außerdem gibt es in 
Orleans noch ein „Generalſyndicat für Handel und Induſtrie“. 

In Befanson hat fih ein Berband der Monteure von Uhrgehäuſen 
gebildet, der 230 Mitglieder zählt. Noch ftärker ift der Verband der Baus 
gewerblichen Unternehmer mit 240 Mitglievern. Diefer letstere ift nach dem 
Jahrbuch der Union eine „gemilchte Stmdicallammer“ für Arbeitgeber und 
Arbeiter, ebenjo wie der Verband der Baugewerbe in Dijon (190 Mitglieder). 
Die Arbeiter jcheinen indeß feine Neigung zum Beitritt zu haben, denn es iſt 
weder auf den Arbeitercongrefien in Paris und yon, zu denen aus beiden 
Städten Delegirte abgejandt waren, noch in verjchiedenen anderen Berichten aus 
den bortigen Arbeiterfreifen jener Einrichtung jemal® Erwähnung gethan 
worden. Auch beftehen in Belangon wie in Dijon eigentliche Arbeiterfammern 
in den Baugewerben. 

Es beitehen ferner nah dem Jahrbuch der Union noch baugewerbliche 
Syndicalkammern in folgenden Städten: Air, Amiens (60 Mitglieder), Angers 
(145 M.), Arras (34 M.), Chälon fur Saöne (57 M.), Chartres (250 M. 
aus dem ganzen Departement Eure=et=Loir), Chambery (78 M.), Glermont- 
Ferrand (30 M.), Dieppe (40 M.), Evreux, Grenoble (139 M.), Yifieur 
(20 M.), Limoges (48 M.), Le Mans, Mäcon (60 M.), Melun (78 M.), 
Montpellier (148 M.), Neverd, Nizza, Pontoife (30 M.), Perigueur, Roanne, 
Saint-Germain en Laye, Saint:Quentin (75 M.), Tarare, Trouville, Valence 
(50 M.), Berjailles (105 M.), Vienne (90 M.). 

In mehreren von diefen Städten gibt e8 neben ben baugewerblichen auch 
noch andere Syndicallammern, jo in Nizza (Fleiſcher und Hötelwirthe), in 
Grenoble (Handihuhfabricanten und Wein- und Spirituofenhändler), Mans 
(Wein: und Spirituofenhändler) u. f. w. 

In anderen Stäbten fehlt die baugewerblihe Kammer, aber es find ein— 
zelne andere Gewerbe von Iocaler Bedeutung vertreten, jo in Aubenas (Seiden- 
Ipinner), Narbonne (Weinhändler), Blois (Holzhändler), Saint» Chamond 
(Schnürbänderfabricanten), Puy (Spigenfabrication), Bourbonne = led: Bains 
(Handelscomite), Laval (Wein: und Spirituofenhändler), Chäteau = Gontier 
(Handelsiyndicat), Toulon (Fleischer und Schweinemegger), Epinal (Baumwoll- 
fabricanten und Handels- und Induſtriegeſellſchaft). 

Außer Paris haben alſo bisher 52 theil® größere, theils Fleinere frans 
zöfiiche Städte mehr oder weniger Antheil an der Syndicalinſtitution. Nach 
dem Jahrbuch der Union beläuft fi die Zahl der Unternehmeriyndicate in 
diejen Städten im Ganzen auf 103 mit etwa 6000 Theilnehmern. Im Ber: 
aleih mit Paris find demnach die franzöſiſchen Departement8 noch weit im 
Rückſtande. Auch dürften die Provinzialiyndicate ihrem ganzen Charakter nad) 
eine geringere focialötonomifche Bedeutung Haben als die Unternehmerverbände 
in Paris. Bon den legteren haben viele, obwohl auch fie nicht der eigent= 
lichen Grofinduftrie angehören, die Rolle von Vertretungen des Capitalinterefjes 
gegenüber der Arbeit übernehmen müſſen, in der Provinz dagegen ſcheinen 
außer einigen baugewerblichen nur wenige Syndicate eine ähnliche Stellung ein- 
zunehmen. Die große Textil: und Metallinduftrie fteht mit diejen Vereinen in 
den meiften Bezirfen gar nicht in Verbindung, fie ftellt ſich den Arbeitern 
gegenüber nöthigenfall® raſch genug ohne ftändige Organiſation in Kampf- 

Schriften XVII. — Lexis, franz. Gewerkvereine. 6 


82 Gewertvereine und linternehmerverbände in Frankreich. 


formation, und zur Wahrung ihrer handelöpolitiihen Intereſſen bildet jie 
umfailendere Liguen. Daſſelbe gilt von den Bergwerksbeſitzern. 

Auch in Der Provinz find die baugemerbliben Verbände, die allein 3000 
Mitglieder aufzuweiſen haben, beſonders beachtenswertb. Diefelben haben, wie 
in Paris, hauptfählih den Zweck, ihre Preißliften zur Geltung zu bringen, 
was ihnen fehr erleichtert wird, wenn fie, wie fie es verlangen, bei Streitig— 
feıten als Experten berufen werden. Daher aud in der Provinz von Setten 
der Unternehmer Klagen über die Architekten und deren unerwünjchte „Regle— 
ments“. Das Bublicum fteht nicht immer auf der Seite der Syndicate, wie 
3. B. die Meinungsäußerung des Präfidenten des Handelsgerichte von Orleans, 
Herrn Germon, bemeiftt). Derſelbe glaubt namentlih, und wohl nicht mit 
Unrecht, daß die Architekten die Tarirung von Zimmer:, Schreiner= und anderen 
baugemwerblihen Arbeiten mit größerer Objectivität vornehmen fünnen, als die 
BZummermeifter, Schreinermetfter u. ſ. w. ſelbſt. Bei Arbeitseinftellungen werden 
die Syndicate der bangewerblichen Unternehmer wohl Unterhandlungen mit den 
Arbeitern zu führen ſuchen, aber Herr Germon ſchlägt ıhren wirklichen Einfluß 
in diefer Beziehung wenigftens in Orleans nicht hoch an. 

Das häufige Vorkommen von Syndicaten der Wein- und Spirituofen- 
händler erklärt fih wohl daher, daß Diele Kaufleute oft das Bedürfniß füblen, 
in Angelegenheiten der Getränfefteuer gemeinichaftlih vorzugeben. 


vi: 


Die Beitrebungen und die Leiftungen der Unternehmer: 
ſyndicate im Allgemeinen. 


1. Brivatgeihäftlide Zwede. 

Wenn auch in der bisherigen Darftellung die Wirkſamkeit einzelner 
Stmdicaltammern bereit durch einige nähere Angaben carafterifirt worden: ift, 
jo bleibt doch eine genauere Ueberſicht der Geſammtheit der Ziele derfelben 
unerläßlih, wenn wir zu einem begründeten Urtheil über die Inftitutton im 
Ganzen gelangen wollen. 

Da die Unternehmerverbände von durchgängig fehr praktiſchen Yeuten ohne tbeo- 
retiiche Hintergedanfen gegründet worden find, jo beweift ſchon die bloße Fortdauer 
ihrer Eriftenz, daß fie gewiſſe praftiiche Zwecke wirklich erfüllen und dadurd nad 
der Anficht ihrer Mitglieder ein genügended Aequivalent für den zu zahlenden Beitrag 
und die Opfer an Zeit und Mühe gewähren. Zu Dielen Sweden, die mit der 
Socialpolitik nichts zu thun haben, aber recht wirffam find zum Zuſammenhalten 
der Vereine, gehören die rein privatgeichäftlihen Dienftzweige und Agenturen, wie 
fie bet der Umton nationale in jo bedeutender Ausdehnung für die abonnirte 
Kundſchaft geichaffen find. Es unterliegt feinem Zweifel, daß ein nicht geringer 
Theil der Meitglieder der Union nicht den Syndicalkammern zuliebe, fondern lediglich 
jener geſchäftlichen Einrichtungen wegen bei diefem Bunde bleibt. Aber aud 


!, Desportes, Enquäte, p. 162. 
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andere Syndicalkammern, die der Union nicht angehören, lehnen fi an gewiſſe 
privatwirthichaftliche Betriebe an; jo die Juweliere an ihre Affiniranftalt, die 
Bäcker an die gemeinihaftlihe Bäckerei, die Brennholzbändler an den gemein- 
Ihaftlihen Holztransport u. |. w. Andere tolirte Kammern treten mit privaten 
Auskunftsbüreaux in Beziehung, um ihren Mitgliedern zu möglichſt günftigen 
Bedingungen einen Erjag für den ähnlichen Dienft der Union zu verichaffen. 
Auch finden wir bei jolden Kammern Beranftaltungen, um die Intereſſen ihrer 
Mitglieder in Concursangelegenheiten zu wahren !). 

Ju der Union nationale trug man ſich zeitweiſe noch mit viel weiter gehen- 
den Plänen von weſentlich gejhäftlicher Natur. Namentlid machte man einige 
Male Berfuche zur Gründung einer Gejellichaft für die Ausfuhr von Partjer 
Fabricaten nah Oſtaſien. Natürlich würde diejelbe einen Beſtand für fich ges 
habt, aber doch immer in der Union eine wichtige Stüge gefunden haben. Auch 
die bereit8 ermähnte Creditgenofjenichaft gehört in dieſe Kategorie, aber gerade 
an ihrem Beifpiele fieht man, daß dieſe gelonderten Nebenunternehmungen mit 
verbältnigmäßig beſchränkter Betheiligung weniger Ausfiht auf Erfolg haben, als 
die allgemeinen Agenturgeichäfte der Union. 

Die allgemeine volt&wirtbichaftlihe und foctale Bedeutung der Stmbical- 
fammern der Unternehmer wird nun freilich durch dieſe Beimengung privats 
geſchäftlicher Elemente nicht erhöht; aber fie erhalten durch dieſelbe eine größere 
Yebensfeftigfeit und fo jcheint die Combination mit Rückſicht auf Die praftifche 
Lage der Dinge nicht unzweckmäßig. 


“2. Vertretung von Sperialintereifen gegenüber den Behörden, 


Die Vertretung der fpeciellen Interefjen einzelner Gewerbezweige bei den 
Polizei⸗ oder Steuerbehörden geht jhon über die Beranftaltungen für unmittel- 
bare Gefchäftszwede hinaus. Wie wir gejehen haben, war einigen der älteren 
Syndicate ein officteller Charakter beigelegt; fie waren einerſeits mit Ver— 
antwortlichteit vor der Polizei belaftet und amdererjeitS mit einer gemijjen amt- 
lichen Autorität gegenüber den Gewerbsgenoſſen ausgeſtattet. Die Keime eines 
neuen Zunftwefens, die man mit einiger Berechtigung in dieſen napoleoniſchen 
Corporationen finden fonnte, gelangten indeß, trotz der Hoffnungen und eifrigen 
Bemühungen namentlich der baugewerblichen Unternehmer, nicht zur Entwidlung, 
und Schließlich mußten auch die officiellen Syndicate der Fleiſcher und Bäder den 
neueren wirtbichaftlihen Anſchauungen weihen. Aber andererjeitd machte jich 
beſonders bei denjenigen Gewerben, die aus polizeilichen oder ſteuerlichen Gründen 
einer befonderen Reglementation unterworfen waren, das Bedürfniß nad einer 
freien Vertretung fühlbar, die fie eben in der modernen Form der Synbical: 
kammern gefunden haben. Mehrere bereitd angeführte Beiſpiele laſſen Dies er— 
jeben und einige andere mögen bier noch folgen. 

Die zweitältefte Syndicalfammer in der Union nationale ift die der Yabrı= 
canten von Gasapparaten und fie ift auch eine won denjenigen, deren Sitzungs- 
berichte in dem Organ der Union am meiften Ranın einnehmen. Den reich— 





) Auch innerhalb der Union haben einzelne Syndicate noch beſondere Geſchäfts— 

einrichtungen gefhaffen, fo z. B. die Kabricanten von Mineralwaſſer eine gemein- 

fhaftlihe Niederlage zum Austaufch der Sipbons (Union nationale, v. 12. Mai 1566). 
6 * 
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lichften Stoff für ihre Verhandlungen aber lieferte ihr Jahre lang das verjchärfte 
Polizeireglement, dem Herr Haufmann aud) die privaten Gasanlagen und Gas— 
apparate (namentlich ſeit 1862) unterwarf. Die Herftellung und Veränderung 
von Gasanlagen bedurfte nicht nur der Genehmigung von Seiten der Seine= 
präfectur, jondern fie mußte audy unter der Aufficht von Agenten der Präfectur 
ausgeführt werden, und, mas vor Allem die Unternehmer unerträglich fanden, 
die Arbeit mußte bei der Abnahme mittels des patentirten Maccaud'ſchen Apparats 
geprüft werden. Dadurch wurden die Befiter dieſes Patented, deren Agenten 
nun überall eindrangen und aud Reparaturen übernahmen, allerdings zu über- 
mächtigen Goncurrenten ). Zugleih nahmen die Patentinhaber eine bejondere 
Hahnconftruction al8 zu ihrem Patent gehörig in Anſpruch, was zur Folge 
hatte, daß die übrigen Fabricanten in Maſſe wegen unbefugter Nahahmung 
belangt wurden. Aber die Syndicalkammer nahm den Kampf mit großer 
Einigkeit und Energie auf, fie brachte Die Proceßkoſten durch Beiträge zufammen 
und die Kläger ließen jchlieglich ihren Anſpruch fallen. Mit welchem Eifer dieſe 
Streitigkeiten betrieben wurden, geht daraus hervor, daß ein Yabricant zwei 
Jahre lang auf feine eigenen Koften ein Fachblatt zur Bekämpfung der mono- 
poliftiichen Reglementation herausgab. Schließlich trugen die Fabricanten wirklich 
in der Hauptfrage den Sieg über Herm Haufmann davon, indem ein neues 
Reglement von 1868 zwar eime Prüfung der Anlagen bei der Abnahme bei- 
behält, aber nicht mehr Die Anwendung der Maccaud'ſchen Pumpe verlangt. 
Auch mit der von oben herab vielfad, begünftigten PBarifer Gasgefellichaft hatte 
diefe Syndicallammer manden Strauß zu beftehen; jo fuchte jene Gefellichaft 
das ausfchlieglihe Recht der Aufftellung der Gasuhren zu erlangen, konnte aber 
gegenüber dem Widerftande der vereinigten Fabricanten nicht durchdringen. Unter 
dem republifanifchen Regiment find die Vertreter diefer Induftrie mit ihrem Loofe 
weit zufriedener, wenn fie auch noch immer die Aufficht der Municipalbehörden 
bei den Privatanlagen fi gefallen Laffen müſſen. Ste behaupten, daß Die 
Erplofionen in dem Maße jeltener geworben feien, wie man die Reglementation 
gemildert habe 2), 

Ein anderes Gewerbe, das unter der dem centralifirten Großcapital 
günftigen Haußmann'ſchen Verwaltung ſich zu einer Syndicalverbindung gedrängt 
fühlte, war das der Wagenvermiether. Faſt gleichzeitig mit der Gründung der 
Monopolgefelichaft der Parifer Omnibus wurde aud die „Compagnie imp£riale 
des voitures de Paris‘ zu dem Zweck organifirt , das ganze Droſchlenweſen in 
Paris in eine Hand zu vereinigen. Im Jahre 1862 ſchloß die Stadt mit der 
Geſellſchaft einen neuen Vertrag auf 50 Jahre, aber ſchon 1866 wurde derſelbe 
in Folge des Strike der Kutſcher aufgehoben und der Gejellichaft für den Verluſt 
ihres Monopol3 als Entihädigung eine jährliche Rente von je 360 000 Fre. 
auf 47 Jahre bewilligt. Die Höhe dieler Entſchädigung erflärt ſich theilmeife 
daraus, daß die Gefellichaft vertragsmäßig die früheren Drofchkenconceffionen, die 
als Handelegegenftände galten, zu Preifen von mindeftend 6500 oder 7500 Fr. 


1!) Bol. Union nationale, v. 23. Juni 1866 und überhaupt die Sitzungsberichte 
diefer Syndicallammer aus ben folgenden Jahren. 

2) Union nationale, v. 13. Dechbr. 1873. Bgl. auch die Rebe des Präfibenten 
biefer Syndicaltammer, U. nat., v. 7. April 1879. 
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(je nach der Gattung) für jede Nummer auffaufen mußte und bis auf einen 
fleinen Reft auch wirklich ſchon erworben hatte, Bei der jett eingeführten Freiheit 
bes Gewerbes konnten die Befiger der alten Nummern ebenfo gut eine Ent: 
ſchädigung verlangen wie die Gefellihaft, und fie haben auch, wie es fcheint, nach 
einigen Schwierigkeiten eine jolhe erhalten. Beſonders ungelegen aber kam das 
neue Syftem den Unternehmern von Remifewagen, da dieſe auf eine Ent- 
ſchädigung nicht hoffen konnten, obwohl fie, wie fie behaupteten, durch die Auf— 
bebung jeder Beſchränkung der Wagenzahl an jeder ihrer 2043 Nummern 
1200— 1500 Fres. verloren. Die große Actiengeſellſchaft blieb natürlich fir 
alle fleineren Unternehmer ein höchſt gefährlicher Concurrent, deſſen Stimme aud 
auf der Präfectur vorzugöweife gehört wurde und namentlich in Betreff des 
Zarifwejens den Borjchlägen der Privatunternehmer meiſtens entgegenmirkte. 
Die Syndicalflammer der letteren, die 1866 in der Union nationale gebildet 
wurde, bat bei der Präfectur und in Petitionen an den Senat und fogar an 
ven Raifer ihre Interefien eifrig vertheidigt, Die freilich mit denen des Publicums 
nicht immer zufammenfielen. So hatte die Kammer bei Gelegenheit der Welt: 
ausftellung von 1867 eine „Heine Tariferhöhung“ vorgeihlagen und fie fühlte 
ſich ſehr ſchmerzlich überraſcht, als die Präfectur, ftatt auf dieſe Idee einzu— 
geben, die ſogenannten „‚Tapissieres‘* auftommen ließ, „gegen welche das Syndicat 
nicht aufgehört hat zu reclamiren, aber immer vergebens“ ?). 
Auch andere Syndicallammern, Die nicht gerade durch die Art ihres Ge- 
werbe8 mit den Behörben in öftere Berührung gebracht werden, haben doch zu= 
weilen Beranlaffung, bejondere Angelegenheiten an amtlichen Stellen vorzubringen. 
Weit häufiger jedoch handelt e8 ſich um allgemeinere Wünſche in Bezug auf 
Berwaltung oder Gefetsgebung, in welchen eine größere Gruppe von Syndicaten 
übereinftimmt und die aud mit vereinten Kräften geltend gemacht werden. Auf 
dieſe über das engere Specialinterefie hinausgreifende Wirkſamkeit der Kammern 
fommen wir noch zurück. 


3. Preispolitit. 


Die Vereinbarung gemeinſchaftlich einzubaltender Preile und Berfaufs- 
bedingungen ift ein Gedanfe, der allen Verbindungen von Genoſſen deſſelben 
Gewerbes ſehr nahe Liegen mag und aud von den franzöfiihen Syndicallammern 
vielfach in Erwägung gezogen worden ift. Aber die Ausführung erwies ſich als 
jehr jchwierig, nicht etwa wegen des Verbote der Coalition der Verkäufer im 
Artikel 419 des Code penal, jondern wegen der natürlichen Gentrifugalfraft 
der Interefjen der felbftändigen Unternehmer. Die Verſuche aber, die in diefer 
Richtung gemacht worden find, haben immerhin einiges Intereſſe, da fie Die 
Tendenz haben, die Preisfluctuationen des ſich jelbft itberlafjenen Verkehrs einiger: 
maßen einzubämmen, und jomit Erfahrungsmaterial zur Beantwortung der Frage 
liefern, bis zu welchem Grabe eine ſolche Beſchränkung praktiſch durchführbar ift. 
Eine wirklich bedeutende Rolle ſpielt das Tarifweſen, wie wir gefehen haben, bei 
den Baugewerben, namentlich in Paris. Aber freilich beftand gerade in Paris 
die Thätigkeit der Syndicate diefer Gewerbe hauptjächlih in der Bekämpfung 
des ihnen durch die Macht der Verhältniffe aufgenöthtgten Tarıfs der Stadt und 


!) Union nationale, v. 18. Januar 1868. 
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erft in der neueren Zeit haben fie menigitend einen Antheil an der Aufftellung 
defielben erhalten. 

Einige andere, dem Baugewerbe nabejtehende Syndicalfammern haben mit 
einigem Erfolg felbftändige Preis-Serien aufgeftellt. So die Fabricanten von 
Gasapparaten, die ſich auf diefe Weife von dem ſtädtiſchen Tarif für Gasanlagen 
unabhängig zu machen juchten. Den erjten Verſuch ſolcher Art machte diejes 
Syndicat im Jahre 1867 und e8 war von dem Erfolge deſſelben jo befriedigt, 
daß es eine regelmäßige Fortiegung diefer Publication bejchlog. Der Gewinn 
der Unternehmer war nicht gleihmäßtg angejegt, wie bei ver ſtädtiſchen Preis- 
reihe, jondern nad dem Umfange der Arbeit und dem Rifico abgeftuft ). Diefer 
Tarif bat übrigens, wie aus jpäteren Klagen der Unternehmer hervorgeht, bei 
den Architeten doc niemals die gleiche Autorität wie der ſtädtiſche beieflen. 
Auch trat das Syndicat im Jahre 1872 mit der ftädtifchen Delegation in Ber: 
bindung behufs gemeinjchaftlicher Feftftellung der neuen Preislifte, und erit als 
fi die amtliche Bublication zu lange verzögerte, gab die Syndicallammer wieder 
einen eigenen Tarif heraus, der auch bald eine neue Auflage erlebte 2). 

Auch die Symdicallammer der Fabricanten von Schildern, Buchſtaben und 
Rollvorhängen ftellte 1868 einen Tarif auf), von deſſen Reviſion in den Stgungs- 
berichten der folgenden Jahre mehrfach die Rede ift. 

Die Kammer der Holzjäger und -Zufchneider brachte ebenfall® einen Tarif 
zu Stande, deſſen Bedeutung fie übrigens dahin interpretirte, Daß er nur Minimal— 
füge enthalte und jeder berechtigt fer, von jeinen Kunden jo viel mehr zu ver— 
langen, als er erhalten fünnet). Die Syndicalkammer der Kiſten- und Koffer- 
madyer war über Dieje Neuerung ſeitens ihrer Holzlieferanten, die eine bedeutende 
Preisfteigerung darftellte, wenig erbaut und verlangte für ihr Gewerbe gemiife 
Eonceffionen, zu denen fih die Säger nach einigem Sträuben auch verftehen 
mußten. 

Andere Berfuhe von Tarifirungen finden wir bei der Kammer der Borcellan= 
und Tayence» Decorateure 5), bei den Buchbindern ®), bet den Färbern 7). Eine 
bindende Kraft beſaßen dieſe Vereinbarungen natürlih nicht, aber fie konnten 
immerhin eine praftiiche Wichtigkeit erlangen, wenn fie bei gerichtlichen Exrpertiien 
al8 Grundlage angenommen wurden. E8 jcheinen indeß die feierlich beichlofjenen 
Preisgrundfäge in der Wirklichkeit immer wieder von den einzelnen Unternehmern 
verlegt worden zu fein, jobald fie es in ihrem augenblidlihen Intereſſe fanden, 
Vermuthlich hat man auch in anderen Gewerben diejelben Erfahrungen gemacht, 
wie fie mit großer Offenherzigkeit in einer Sigung der Kammer der Hufſchmiede 
und Beterinäre dargelegt werden. Es handelte fi) darum, eine von den Arbeitern 
Durchgelegte Yohnerhöhung durch eine Preisfteigerung der Arbeiten zu eriegen. 
„Alle waren entſchloſſen,“ heißt e8 in einer Erklärung des Borftandes der Syndical— 
fammer, „den gefaßten Bejchluß zu unterzeichnen und das Büreau hat alle Unter- 


1) Union nationale, v. 28. Dechr. 1867. 
2, Ibid., 13. Dechr. 1873. 

°) Ibid,, 8. Juli und 19. Auguft 1868. 
9 Ibid., 15. Juli 1867. 

5) Ibid,, 24. März 1866. 

e) Ibid., 1. Mai 1869. 

) Ibid., 13. Dechr. 1873, 
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Ichriften der Mitglieder vorliegen jehen. Aber faum war die Yıifte geichlofien, 
ald man aud ſchon Mitglieder der Kammer fand, die ihr Wort nicht hielten 
und ihre Unterfchrift für Nichts achteten. Traurige Wirkung der Concurrenz! 
Unſere Berfammlungen hatten, ohne daß wir ed ahnen konnten, ein unerfreuliches 
Refultat, nämlich dies, daß wir uns vielleicht zu genau haben kennen lernen und 
die Unmöglichteit einer Einigung conftatiren mußten‘ ?). 

In der Syndicalkammer für Blumenfabrication, Federn und Modemaaren 
verjuchte man ſchon ſeit 1860 fich über die Nabattbewilligungen zu verftändigen. 
Aber trog aller Bemühungen mußte man immer wieder conftatiren, daß ver 
„Geiſt der Solidarität fehle” und der Rabatt von den einzelnen Fabrikanten 
beliebig erhöht werde 2). Und jchließlich ertünte in der Kammer die Klage, daß 
„ein bochangejehenes Haus, das der Induftrie von Alters ber gewiſſermaßen 
väterlich gegenübergeftanden‘‘, nämlich das des Präfidenten Marienval, mın eben- 
falls abtrünnig geworden und den Rabatt erhöht habe. Herr Marienval erflärte 
darauf, daß er feinem Haufe nur noch als Commanbitift angehöre; übrigens 
thäten die jegigen Leiter deſſelben nur öffentlich, was andere bereits im Geheimen 
gethan hätten. Schon vor einigen Jahren habe die von der Syndicalkammer 
zur Unterfuhung der Frage niedergefetste Commiſſion erklärt, es ſei traurig, daß 
man die. Unfähigkeit der Kammer, dem Uebel zu fteuern, anerfennen müfje Ex 
felbft habe damals den Rabatt von 10%, jo lange wie möglich aufrecht erhalten, 
aber ſchließlich, vielleicht al® der legte, dem Strome weichen müſſen ). Auch die 
Frage, wie die Concurrenz der großen Magazine zu beftehen jei, wurbe von den 
Syndieaten der nächftbetheiligten Induftriezweige vielfach erörtert. In der Kammer 
für Blumen, Modewaaren u. ſ. w. verglih man die Yage der fleinen Häufer, 
die bei einer Gefhäftsziffer von 50 000 Fres. 25 %, Gewinn haben müfjen, 
mit derjenigen der großen Unternehmungen, die für 14—16 Millionen Geſchäfte 
machen und fi mit 10%, begnügen können *). Aber was vermögen die feinen 
Unternehmungen gegen das natürliche Uebergewicht des großen Capital? Höchſtens 
könnten fie eine gleihmäßigere Bertheilung der Steuerlaft durchſetzen, wenn wirklich, 
wie fie ſtets behaupten, ein Mifverhältnig in dieſer Hinficht befteht, aber dadurch 
wird das wirkliche Verhältniß der ökonomiſchen Kräfte nicht geändert. Es ift 

wahricheinlich, daß in ven großen Städten der Detailhandel im Großen, wie er 
° von den colofjalen Pariſer Magazinen getrieben wird, ſich noch weiter entwideln 
und vielleicht ein beſſeres Gorrectiv der Mifftände des Kleinhandels darbieten wird 
als die Confumvereine. 


4. Grpertiien und Vergleiche bis 1875. 

Die Thätigfeit, welche die Syndicallammern zur Unterftügung der Gerichte, 
namentlich des Pariſer Handelögerichtes, als Sachverftändige und Streitvermittler 
entfaltet haben, ift bis zu einem gewiſſen Grade als eine wirklich gemeinnütige 
anzuerfennen; aber andererſeits fann nicht beftritten werden, daß auch ein Special— 
intereffe der von den Kammern vertretenen Gewerbe mit ind’ Spiel fommt, 


!) Union nationale, v. 6. Januar 1866. 
?) Ibid., v. 8. Januar 1873. 

) Ibid., 24. April 1875. 

*) Ibid., 25. Mai, 1870. 
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deſſen Befriedigung ſchon für mande Opfer und Mühen Erſatz bieten kann. 
Man erinnere fi nur der Klagen, welche in der Syndicallammer der Maurer 
darüber erhoben wurden, daß das Givilgericht nur Architekten und nicht auch 
Maurermeifter ald Sachverſtändige wähle, und man wird leicht begreifen, daß 
es ſich nicht blo8 um eine Ehrenfadhe, jondern um ein Interefje handelt, das 
jehr nahe mit den Verſuchen einer gemeinſchaftlichen Preißpolitit zufammenhängt. 
Die Preislifte der Stadt Paris hat ja gerade dadurch ihre Autorität erhalten, 
daß fie von den gerichtlichen Experten als Grundlage angenommen wurde, und 
jo könnte in vielen Gewerben thatjählih ein Tarif zur Geltung fommen, wenn 
die Syndicallammern einen ſolchen aufftellten und zugleih als Experten und 
Bermittler denjelben zur Anwendung brädten. Daber hatte der frühere Director 
der Union nationale, Herr Bonnin, einige Bedenken gegen die Tarifirungsverſuche 
der Kammern, indem er nicht mit Unrecht glaubte, daß ihre Wirkſamkeit als 
Ausgleihungsbüreaur durd die Tarife beeinträchtigt werden würde!) Als 
Schiedsrichter im eigentlihen Sinne könnte ein Syndicat, das einen Tarif auf: 
geftellt hat, ja wohl nicht auftreten, ohne mit dem Artikel 5 des Code civil in 
Widerſpruch zu gerathen, nach welchem e8 dem Richter verboten ift, in der Form 
allgemein wirffamer Vorſchriften oder Negulative die Streitfadhen zu entjcheiden. 
Indeß Hatten die Kammern überhaupt nur jelten Gelegenheit, eigentlich ſchieds— 
richterlihe Functionen im Sinne der Artifel 1003—1028 des Code de proe. civ. 
auszuüben, ſondern fie wirkten entweder als gütliche Vermittler (arbitres amiables 
compositeurs, C. proc. c., art. 1019) mit freiwilliger Zuftimmung beider 
Parteien, oder als jachverftändige Vermittler oder Berichterftatter (arbitres- 
rapporteurs) beim Handelögericht (C. proc. c., art. 429). Die Kammern des 
Baugewerbes erboten fich ſchon in ben vierziger Jahren zu ſolchen Dienftleiftungen 2), 
die anderen folgten nad, und nach einigem Schwanten machte das Handeldgericht 
von dieſen Hülfsorganen mehr und mehr Gebraud. Das Parifer Handelögericht 
hat mit 47 (früher nur 31) Richtern jährlih 60—70 000 Sachen zu erledigen 
und dieſes wird ihm nur dadurch möglih, daß es einen großen Stab von 
jogenannten arbitres-rapporteurs um fich gefammelt hat, die mit mehr oder 
weniger Sachkenntniß die Streitfrage unterfuchen, wo möglih einen Vergleich 
herbeizuführen juchen und wenn dies nicht angeht, dem Richter einen Bericht 
erftatten, der für die Entiheidung maßgebend zu fein pflegt. Aber diefe Sach— 
verftändigen laſſen fich ihre Dienfte gut bezahlen. So wurde 3. B. in einer Syndical- 
kammer Klage darüber geführt, daß einer derfelben 400 Fres. Honorar gefordert 
ap welche Summe jedoch von dem Gerichte auf 150 Fre. herabgefett worden 
ei3). Auch kamen Fälle vor, daß auf dieſe Weile bei einem Werthe des Streit- 
objecte® von weniger ald 10 res. Koften von 60—80 Fred. aufliefen. Es 
war daher für das Publicum jedenfalls ein Gewinn, als die Syndicallammern 
in die Reihe der vom Handelögericht angenommenen Experten traten und ihre 

!) Union nationale, v. 2. Juni 1866. 

2) Nah ber Ausfage des Präfidenten ber Syndicallammer ber Zimmermeifter, 
Saint-Salvi, in dem Coalitionsproceh der Zimmerleute von 1845 wäre ſchon bei der 
Neugeftaltung der Kammer im Jahre 1835 auf diefe Function berfelden Rüdficht ge- 
nommen worben (Gaz. des Tribunaux, v. 22. Auguft 1845). 


®) Union nationale, v. 24. October 18685. Es kommen übrigens auch Honorare 
von 1000 Fred. vor. ©. Havard, Synd. prof., p. 29. 
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Dienfte faft umfonft anboten. Allerdings wurde auch über die Höhe der von 
einzelnen Syndicallammern erhobenen Taren geklagt, aber bei der Union nationale 
waren bie Gebühren (die dem Director zufielen) in der That niedrig, felbft wenn 
ein Bericht nöthig war. Auch in Bezug auf techniſche Sachkenntniß und allgemeine 
Ehrenhaftigfeit boten die Syndicalkammern die beften Garantien, und in welchen 
Fällen fie vielleicht nicht dieſelbe Objectivität des Urtheil® haben möchten, wie 
ein auperhalb des praftiichen Geſchäftslebens ftehender Sachverſtändiger, wird das 
Gericht beurtheilen können. Auch, können fie ja nad Art. 308 und 430 der Eiwil- 
proceßordnung vecufirt werden. Es ſchien bereits, als ob die Syndicate definitio 
beim Hanbelögerichte Fuß gefaßt hätten. Daſſelbe überwies die Sadıen an die 
Präfidenten der Syndicalfammern, und aus der Mitte der letzteren waren in der 
Regel Commiffionen beftellt, die fich abwechſelnd diefem Bermittleramte widmeten. 
In einigen Kammern ernannte der Präfident die Schiedemänner von Fall zu Fall. 
In der Kammer der Papierinduftrie. war auf Vorſchlag Havard's ein correcteres 
Verfahren eingeführt, indem der Präfident zuerft FeChf einen Vergleichsverſuch 
machte und, wenn diejer mißlang, die Parteien aus der Lifte der Mitgliever 
drei Schiedsmänner auswählen lief. Es konnten fogar dem Verbande nicht an- 
gehörende Perjonen gewählt werben, jedoch blieb dem Präfidenten der Kammer 
immer der Vorſitz. Auch die Friedensgerihte und die Civiltribunale erfter 
Inſtanz überwiefen Streitiahen, allerding® nur in geringerer Zahl, am bie 
Syndicallammern und fie haben dieſes Verfahren auch beibehalten, nachdem das 
Handelögericht e8 aufgegeben. Endlich kommt es auch zumeilen vor, Daß Die 
Parteien freiwillig, ehe irgend welche Koften entftanden find und ehe der Proceß 
die Gemüther erhigt hat, den Syndicalkammern ihre Sahe zur Ausgleihung 
vorlegen. Havard hat für dieſes koſtenloſe Einigungsverfahren ſchon fett vielen 
Jahren eifrig Propaganda gemacht und aud die Genugthuung erfahren, es 
allmählih einigen Boden faffen zu fehen, bis e8 in der neueften Zeit eine fürm- 
liche Organilation erhalten hat. Wenn bei beiden Parteien guter Glaube und 
guter Wille vorhanden ift, jo wird ihr Streit allerdings häufig auf dieſe Art 
ohne Stempelpapier und ohne Advocaten gejchlichtet werden können. Aber auch 
unter jener Borausfegung wird doch wohl in der Mehrzahl ver Fälle der eine 
Theil Durch eine pſychologiſche Nothwendigkeit bis zur wirklichen Erhebung der 
Klage getrieben, und wenn biefe einmal erfolgt ift, fo wird die Berfühnung ſchon 
wegen der jofort entftehenden Koften weit ſchwieriger. 

Was den äußeren Umfang diefer Dienftleiftungen der Syndicaltammern 
betrifft, jo wurden der Union nationale vom 30. December 1859 bi8 zum 
Februar 1875 vom Handelögericht im Ganzen 12 926 Sachen überwiejen, von 
denen nur 2489 einen Bericht erforderlich machten, während die übrigen, alſo 
mehr als vier Fünftel der Gefammtzahl, auf gütlihem Wege Erledigung fanden. 
Die Durchſchnittskoſten für jeden Fall betrugen nur 4.04 Fres., denn obwohl 
früher im Falle einer Berichterftattung 10 Fred. und ſpäter durchweg 6 Fre. 
als Gebühr für den Director erhoben wurden, jo fomnten die Kammern Diele 
Koften im Intereſſe des Ausgleichs aud ganz ftreihen und fie thaten die häufig 
wirklih, wenn das Gtreitobjet von geringem Werthe war. Das Marimum 
der Streitfälle fam bei der Union in dem Geſchäftsjahre 1872/73 vor und 
bezifferte fih auf 1344. Im Yahre 1873/74 betrug die Gefammtzahl 1150, 
und zwar famen vom Parifer Handelögeriht 1050, von den Friedensgerichten 
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72, durch Compromiß der Parteien 25, vom Handelögeriht von Berfailles einer 
und vom Pariſer Giviltribunal zwei Falle an die Eyndicalfammern. 

Die Betheiligung der einzelnen Kammern der Union an dieſer Thätigfeit 
war jedoch eine ſehr verfchievene und einige waren überhaupt in die Erpertenltite 
des Handelögerichte® gar nicht eingetragen. Bor die Kammer der Fabricanten 
von Gasapparaten allein gelangte ım Jahre 1866 faſt ein Drittel aller Fälle, 
nämlih 291, und auch im folgenden Jahre ging diefer Kammer faft die gleiche 
Zahl von Saden zu, nämlich 254, während dieſe Zitfer für 1873 fi nur auf 
145 belief. Andere Kammern der Union, die in der Regel jährlih mehr ala 
100 Fälle zu behandeln hatten, waren die für die chemiiche Induftrie und für Den 
Spezereihandel; aud die Syndicate der Juweliere, der Blumen: und Mode— 
waarenfabricanten, dev Möbelfabricanten, der Lederinduftrie, der Steintohlen= 
händler und einige andere lieferten noch anſehnliche Beiträge, jo daß von Den 
1000— 1200 Sadyen, die jährlich der Union zugingen, nur ein fleiner Reſt für 
die Mehrzahl der Syndicate übrig bleibt. 

Die Gruppe der Baugewerbe, obwohl weniger Syndicate zählend, als Die 
Unton nationale, Tieferte doch eine noch größere Zahl von Exrpertifen und Ver— 
gleichen als die legtere. Im Jahre 1872 betrug die Gefammtzahl ver an fie 
gelangten Sachen 1764, während nur 441 Berichte nöthig wurden. Die Kammer 
ver Maurer allein hatte ſich 1867 mit 265, 1868 mit 305, 1869 mit 358, 
1870 mit 208, 1871 mit 118, 1872 mit 206 Streitfällen zu befaſſen. Bon 
der Geſammtzahl von 1460 famen in diefen ſechs Jahren 1406 Fälle vom 
Handelögeriht, 17 von den Friedensgerihten, 32 von den Parteien jelbit und 
5 vom Giviltribunal, obwohl dieſes Tetstere die Kammer, troß wiederholten An— 
trags, noch nicht offictell in die Lifte jeiner Experten aufgenommen hatte’). Die 
Gebühren find bei den Kammern des Baugemwerbes höher als bet der Unton 
nationale, da die Expertifen oft Befichtigungen an Ort und Stelle erfordern. 
Dod kamen die Koften 1872 im Durchſchnitt nur auf etwas mehr ald 9 Fres. 

Auch mehrere der ifolirten Kammern arbeiteten auf diefem Felde ſehr 
eifrig. Nach de Maſſy wurden dem Syndicat für Wein- und Spirituofenhandel 
in den beiden Geſchäftsjahren 1858—60 nicht weniger ald 1180 Streitfachen 
übermiejen und 817 von dieſen friedlich gejchlichtet; und in der dreijährigen 
Periode 1869—72 belief ſich nach Havard die Zahl der von diefer Kammer 
behandelten Fälle auf 1759, und die durchfchnittlihen Koften ftellten fich auf 
etwas über 8 Fres. 

Auh die Schiedscommiffion des Cercle de la librairie etc. hatte durch— 
ſchnittlich jährlich etwa 350 Streitſachen zu erledigen, und einige andere von den 
26 tjolirten Kammern, die 1868 beim Handeldgerichte accreditirt waren, dürften 
ähnliche Ziffern aufzuweiſen haben. Im Ganzen werden daher wohl jährlich 
6— 7000 Streitfahen durch die Hände der Syndicalkammern gegangen und zu 
vier Fünfteln gejchlichtet worden jein. Dieſe Ziffer macht allerdings nur ein 
Zehntel der dem Handelögerichte zugehenden Fälle aus, aber ein großer Theil der 
letsteren wird überhaupt feiner Natur nach gar nicht geeignet fein, den Syndical- 
fammern überwiejen zu werden. Vorzugsweiſe jheinen denfelben diejenigen Sachen über- 
tragen worden zu fein, bei denen ein Vergleich verhältnigmäßig leicht erreichbar jchien. 


!) Compte rendu de la ch. s. de la mag. 1867—72, p. 97. 
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d. Weränderte Lage jeit 1875. 


Während die Syndicalfammern fih mehr und mehr in ihre Rolle als 
Hülfsorgane des Handelögerichted einlebten und auf eine weitere Entwidelung 
diejer Funectionen hoffen zu dürfen glaubten, gewann in den mafgebenden 
Regionen die den Syndicaten feindliche Nichtung unvermerft die Oberhand. 
Urſachen ſehr verichiedener Art wirkten zu diefem Reſultat zulammen. Die 
Syndicalkammern hatten feit 1867 einen immer wachjenden Einfluß auf Die 
Wahlen für das Handelsgericht und die Handelsfammer erlangt, zumal nachdem 
das Centralcomit® und das Generalſyndicat ſich über die Durchſetzung gemein- 
Ichaftliher Gandidatenliften geeinigt hatten. Früher waren die Wahlen in 
patriarhaliicher Weiſe von jenen beiden Körperichaften jelbft geleitet worden, und 
erft 1866 durchbrach ein viel angefeindeter Bewerber um die Präfidentichaft des 
Handelögerichteß diefe Tradition, indem er an die weiteren Kreiſe der Wähler 
appellirte. Die alte handelögerichtlihe noblesse de robe ſah natürlich die 
auffteigende Macht der Syndicalkammern, deren Mitglieder zu einem großen 
Theil gar nicht zu den Notablen gehörten, alio fein Stimmredht hatten, mit 
böſem Auge, wenn auch einige Präfidenten des Gerichte bei ihren offictellen 
Reden den Yeiftungen der Kammern einige anerfennende Worte widmeten. Aber 
ſchon im Jahre 1872 fiel e8 auf, daß das übliche Compliment in der Antrittö« 
rede des neuen Präfidenten ausblieb. Der eigentliche Conflict jedoch kam erjt 
nad den Wahlen von 1874 zum Ausbrud, nachdem der Kandidat der Kammern 
für die Präfidentichaft des Handeldgerichted unterlegen war. Der neue Präfident, 
der mit großer Heftigfeit befümpft worden war, ſchien num die Schroffheit, Die 
man ihm vorgeworfen, in ihrem vollen Maße den Syndicalkammern fühlbar 
machen zu wollen. Aber noch ehe er jein Amt angetreten, war der enticheidende 
Schlag gegen die Kammern gefallen; e8 wurde ihnen um Januar 1875 auf 
Beranlafiung des Yuftizminifterd vom Handelsgerichte mitgetheilt, daß man 
fünftig die Kammern nicht mehr als jolhe, jondern nur die einzelnen Mitglieder 
derfelben, die fich zu ſolchen Dienften bereit erflären würden, mit Expertiſen und 
Berichterftattungen betrauen werde !). Diefe Desavouirung der Syndicalfammern, 
die Schon ſeit 3—4 Jahren in Vorbereitung war, bat allerdingd den Wortlaut 
des Geſetzes für fich, da im Art. 429 der Civilproceßordnung ?) nur an individuelle 
Schiedsmänner und nit an Körpericaften gedacht ift. Aber man hatte ſich 
feit dreißig Jahren über diefen Wortlaut hinweggeſetzt und man hätte ohne große 
Scrupel auch ferner jenem Artikel in der Weile entjprechen fünnen, daß man 
die Sachen perſönlich an die Präfidenten der Syndicalkammern überwies. Daß 
dDiefe dann noch andere Mitglieder zur Behandlung der Angelegenheit zuzieben, 
fteht mit dem Gefege nicht im Widerſpruch. Der Vorwurf, daß die Schieds- 
männer der Kammern ihre Berichte nicht ſelbſt machten, jondern durch ihren 
Secretär machen ließen — was übrigens nur bei den großen Syndicaten ber 
Fall war — ift ebenfalls nicht ſehr erheblich, zumal auch die bezahlten Schieds⸗ 





!) Union nationale, dv. 30. Januar 1875. 

2) „S’il y a lieu & renvoyer les parties devant des arbitres, pour examen 
de comptes, pieces et registres, il sera nommé un ou trois arbitres pour en- 
tendre les parties et les concilier, si faire se peut, si non donner leur avis.“ 
Für die Experten gilt Art. 303. 
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männer nicht immer wirklich jachverftändig find, ſondern fich oft fremder Hülfe 
bedienen müfjen. Man behauptete ferner, die Kammern übten einen unberechtigten 
Drud auf die Parteien, um nur ja zu verhindern, daß die Sache wieder vor 
das Gericht komme. Hier dürfte wohl einigermaßen die Eiferfucht der officiellen 
Körperihaft durhbliden. Daß die bezahlten Schiedsmänner und Sachverſtändigen 
auf die das Geſchäft verderbende Concurrenz der Syndicallammern ſchlecht zu 
ſprechen waren, verfteht fi von jelbft. Ghenfo unzweifelhaft ift e8 übrigens, 
daß die Berichte der Syndicallammern, namentlich der Heineren, manchmal un= 
zureihend waren. Es liefen darüber Beichwerden vom Handelsgerichte ein und 
in den Kammern felbft mußte man die Thatfahe zugeben. Die beveutenderen 
Kammern haben jedoch Secretäre, welde die nöthigen Kenntniffe der Formen 
befigen, und in der Union nationale könnten fich die Kammern ebenfalls leicht 
einen genügenden Beirath verjchaffen. Aber das Handelögericht hatte unter 
feinem neuen Präfidenten offenbar gar nicht den Willen zu einer Berftändigung 
mit den Syndicalkammern. Vergebens fchlugen biefe vor, daß man ihre 
Präfidenten zu Schiedsmännern ernennen und dieſen Die Zuziehung anderer 
Eollegen geftatten möge, vergebens erflärten fie ſich bereit, eine Liſte von zu je 
drei gruppirten Mitgliedern einzureichen, die der Reihe nach monatlich abwechſelnd 
dem Gerichte zur Verfügung ftehen würden, das Handelögericht verlangte einfach 
eine Liſte von freiwilligen Sachverftändigen, die ganz unabhängig von den Synbical- 
fammern, nicht einmal in den Räumlichkeiten derjelben, ihre Aufgabe erledigen 
follten. Mehrere Kammern lehnten e8 ab, diefem ihnen demüthigend jcheinenden 
Anſinnen zu entſprechen, und auch foweit fich ſolche Privatſchiedsmänner einzeichnen 
Tießen, machte das Handelsgericht doch von ihren Dienften nur verhältnißmäßig 
wenig Gebrauch. In den Syndicallammern aber wurde jest das Loſungswort 
ausgegeben: „Organifation einer freiwilligen Schiedsgerichtöbarfeit“. Havard 
agitirte unermüdlicher als je für biefe feine Lieblingsidee und er fand in dem 
Yuriften Bavafjeur einen eifrigen Helfer. Das Handelsgericht wurde durch dieſe 
Beitrebungen, die ihm eine directe Concurrenz erweden follten, natürlıh den 
Syndicalkammern nicht günftiger geftimmt, und der 1874 gewählte Bräfident 
Chabert konnte in feiner Abſchiedsrede 1877 nicht unterlaffen, ihnen noch einen 
Partherpfeil zugufenden. In der Union nationale ift die freiwillige Arbitrage 
nunmehr jeit Kurzem förmlich organifirt und zwar, um allen Schwierigfeiten 
vorzubeugen, nur für Streitigfeiten unter den Mitgliedern ſelbſt. Es ift aus 
den Mitgliedern aller Kammern eine Lifte von 300 freiwilligen Schiedsmännern 
aufgeftelt und für die Leitung des Ganzen ein Syndicalrath eingefegt worden, 
der monatlich eine Sigung hält. Man verſpricht ſich von diefer Einrichtung in 
der jegigen bequemen Geftalt guten Erfolg, und wohl nicht mit Unrecht, ſoweit e8 
ſich um Streitigfeiten handelt, die hauptlächlich durch Unkenntniß des Rechtes 
entftehen. Bisher freilih waren die Fälle der freiwilligen Arbitrage noch wenig 
zahlreich. Bei der Union nationale kamen in dem Geſchäftsjahre 1875/76 nur 
24 und in dem folgenden 23 vor. Die riedensgerichte hatten in dem erfteren 
Jahre 28 und in dem zweiten 26 Sachen an die Syndicallammern der Union 
verwiefen. Da aud die Privatthätigkeit der Mitglieder, die fi dem Handels- 
gerihte zur Verfügung geftellt hatten, wie bereits gejagt, nur wenig in Anfprud 
genommen wurde, jo ıft den Syndicallammern gegenwärtig ein immerhin nützlicher 
Wirkungskreis faft gänzlich entzogen. Dem Buchſtaben des Geſetzes und gewifjen 
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Eiferfüchteleien mag dadurch Genüge geichehen fein, das Publicum aber hat eine 
faſt unentgelblihe Hülfeleiftung verloren und muß fi in Kleinigkeiten an die 
bezahlten Experten wenden, deren Minimalhonorar gewöhnlich 60 Fres. beträgt. 
Es wäre zu wünfchen, daß die Rückkehr zu der früheren Praris in irgend einer 
Weiſe möglid) gemacht würde, nöthigenfall® durch eine Ergänzung des Art. 429 
der Civilproceßorbnung, etiva, wie e8 fürzlich in einer an den Stadtrath von 
Paris gerichteten Petition beantragt wurde, durch den Zuſatz, daß das Handels⸗ 
gericht die Parteien immer an die unter dem Namen Syndicalfammern bekannten 
profejfionellen Berbände verweilen fünne!). Freilich wird eine ſolche Neuerung 
nicht zu erivarten fein, jo lange die Syndicaltammern keine gefetzliche Eriftenz haben. 

Schließlich jet noch ausdrücklich hervorgehoben, daß die hier beiprochene 
Wirkſamkeit der Kammern ausichlieglih dem commerciellen Gebiete angehört 
und die Streitfragen zwilchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht berührt. 


6. Förderung allgemeiner Intereffen des Handels und der Znduftrie. 


In vielen allgemeineren Fragen, welde da8 Wohl und Wehe von Handel 
und Induftrie betreffen, können die Vertreter ſehr verſchiedenartiger Gewerbzweige 
unbeſchadet ihrer Specialinterejfen zujfammengehen und fie werden Died aud) 
nah Möglichkeit thun, um mit defto größerem Nachdruck für ihre Wünfche und 
Forderungen eintreten zu können. Die Organifation der Union nationale und 
des Gentralcomite bietet für gemeinſchaftliche Schritte diefer Art einen ſehr 
werthvollen Stüßpunft, und fie hat ihren Zweck bisher auch in vollem Maße 
erfüllt. Bor Allem handelt e8 fih Hier um die Beftrebungen der Syndical- 
fammern, auf die wirtbichaftlihe und handelsrechtliche Gejeßgebung in ihrem 
Einne einzumirten. Ihre Discuffionen haben fo ziemlich alle Fragen, die in 
ven letzten zwanzig Jahren auf diefem Gebiet in Frankreich aufgetaucht find, auf 
der Tagesordnung gehabt und manche diefer Fragen find überhaupt im Schoße 
der Syndicalkammern zuerft praftiich in Anregung gebracht worden. So ift in 
der Union nationale faft von ihrer Gründung an die Reform der Fallitgefe- 
gebung immer wieder von Neuem und nach verjchtedenen Richtungen Hin erörtert 
worden. Als die Aufhebung der Schuldhaft im Werke war, veranftaltete die 
Union eine Umfrage bei allen ihren Kammern und es zeigte fi, daß die übers 
wiegende Majorität derjelben für Beibehaltung dieſes Zwangsmittels war. Es 
hatten ſich nämlıd dreißig Kammern einſtimmig in diefem Sinne ausgeſprochen 
(unter ihnen allerdings die Juweliere nur für die Anwendung der Schulohaft 
auf Fremde), bei fünf fanden fich einige wenige Stimmen für das vom Kaiſer 
jelbft veranlafte Neformgefeg, vier Kammern wollten die Schuldhaft mit einigen 
Clauſeln und Mopdificationen beibehalten willen, zwei gaben überhaupt feine 
Antwort und nur eime einzige, nämlich die Kammer der gewerblichen Zeichner und 
Bildhauer (artistes industriels), erflärte ſich fir die Abihaffung der Schuldhaft 2). 
Schon im Juni 1865 war im Sinne der Mehrheit mit Zuftimmung bes 
Generalſyndicats eine Erklärung an den Gejetgebenden Körper gejchidt worden, 
und im folgenden Jahre unterftüßte man noch beſonders den Wunſch ber 
Juweliere. Belanntlich blieben aber diefe Bemühungen vergeblich. 


) Union nationale, v. 7. April 1879. 
?) Ibid., v. 16. Februar 1867. 
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Eine andere Frage, welde die Syndicalkammern fett vielen Jahren lebhaft 
beſchäftigt, ift die der commerciellen Notabilität, d. h. des Rechtes zur Be— 
tbeiligung an der Wahl der Mitglieder der Handeldgerihte und der Handels— 
fammern. Je mehr ſich die Syndicalkammern praftiih mit diefen Wahlen zu 
ſchaffen machten, um fo mehr mußten fie die exclufive Methode derjelben be- 
fümpfen, Die durch das Decret vom 2. März 1852 wieder in Kraft geſetzt 
worden war. Statt der wenig zahlreihen Notablen, deren Lifte der Präfect 
aufftellte, verlangte man, daß alle Bürger wahlberechtigt fein follten, die gewiſſe 
allgemeine Bedingungen erfüllten, und zwar waren die Syndicalfammern ım 
Weſentlichen einig, als diefe Bedingungen aufzuftellen: vollen Genuß der Ehren- 
rechte (der bei Falliten, Die ein Goncordat erhalten, noch die Rehabilitation 
vorausfegt), Zahlung von Gewerbefteuer und fünfjährigen jelbftändigen Geſchäfts— 
betrieb. Diejen Wünſchen entſprach auch einigermaßen die Geſetzvorlage, welche 
die Regierung im Yahre 1871 einbrachte, aber unter der Hand der von Batbie 
geleiteten Commiffion erhielt der Entwurf eine weſentlich andere Geftalt, in Der 
er auch zu dem Gefeg vom 21. December 1871 wurde. Es gibt zwar jest 
feine Notablen mehr, fondern nur Wähler, aber dieſe werden von einer Come 
miljion ausgewählt und follen nur ein Zehntel der Gewerbfteuerpflichtigen aus— 
macyen, abgejehen von Paris, mo ihre Zahl auf 3000 angeſetzt iſt. Mit 
diefem Gefege find die Stndicallammern natürlih noch bei weiten nicht 
zufrieden. 

In handelspolitiicher Beziehung ftehen die Shndicallammern überwiegend 
auf dem freihändlerischen Standpunkte. Einestheils ift ja auch Das commerctelle 
Element in ihnen ftarf vertreten und andererſeits vepräfentiren fie zu eimem 
großen Theile Induftriezweige, Die feine Concurrenz zu ſcheuen haben und ftarf 
erportiren. Im den Yahren 1868 und 1869 hatten fich die Kammern der 
Union nationale über die Frage der Verlängerung der Handelöverträge zu ent— 
jcheiden, und das Ergebnig war nadı einem Berichte an den Handelsminiſter 
folgendes: 42 Kammern erklärten ſich für die Aufrechterhaltung der Verträge, 
4 gingen über Die Frage zur Tagesordnumg über, 3 unterzogen dielelbe überhaupt 
feiner Prüfung und nur 7 erflärten fih für die Kündigung. Dieſe letzteren 
vertraten Die chemiſche Inpuftrie, die Baummollgewebe, die Strumpfwaaren und 
Baummollgarne, Die Meafchinenbauer, Die Steintohlenlieferanten (Werkbeſitzer, 
Commilfionäre und Händler), die Wartenfabritanten und die Holzvergolver. 
Dian wird ſich über diefe Zufammenitellung faum wundern. 

Auch den Thiers'ſchen Zollprojecten gegenüber blieb die Majorität ver 
Syndicalkammern ihrem früheren Standpunfte treu. Noch einiger war man 
ſowohl in Der Union nationale wie im Gentralcomite in dem Widerftande 
gegen die Robftoffzölle. Zu der freihändlerifchen Agitation gaben dieſes Mal die 
Kammern für Wollengewebe und Modeftoffe und für Tuchwaaren den Anftof, 
und als erfte bedeutende Kundgebung wurde im Januar 1872 eine große Ber: 
jammlung im „Grand Hötel“ veranftaltet. Man verwarf die Robftofizölle und 
erklärte fich für eine Beſteuerung des Geſchäftsumſatzes, der bei Banken, Börfen- 
agenten u. |. w. eine Gapitaljteuer entiprecben follte!). Bald aber wurde man 
aud in Betreff dieſes Steuerprojected wieder bedenflihb und in einer Verſamm— 


!) Union nationale, v. 17. Februar 1872. 
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lung aller Barifer Syndicate am 28. Jun 1872 wiederholte man die Nefolution 
gegen die Nobftoffzölle, proteftirte gegen die Behauptung, daß die Induftrie nicht 
enügend an den neuen Steuerlaften mittrage, ließ aber die Steuer auf Die Ge- 
—— fallen, indem man einfach eine Anzahl weiterer Zuſchlagscentimes 
zu den vier directen Steuern vorſchlug!). Herr Thiers ſcheint den Syndical— 
fammern wegen des Antheild, den fie an der Zurückweiſung feiner Pläne hatten, 
fein Mifwollen zugewandt zu haben, deſſen Nachwirkung fih auch unter dem 
Regiment Mac Mabons in gewilien Kreifen der Regierung erhalten bat. 

Ein unbejtreitbares Verdienſt erwarben ſich die Syndicalkammern dadurd, 
daß fie, als in den letzten Monaten des Jahres 1871 die Scheidemünze aus 
dem Verkehr zu verichwinden anfing, die Ausgabe von 1= und 2-Frankenſcheinen 
anregten, Die Durd Hinterlegung von Banknoten “voll gedeckt werben mußten. 
Der Antrag wurde ſchon in der Sitzung des Gentralcomit® vom 19. October 
1871 geftelt. Man wandte fi) an das Comptoir d'escompte wegen Aus— 
führung deſſelben, und diefelbe erfolgte aud von Seiten dieſes Inftitutes, nach— 
dem die wegen ihres langen Titeld kurzweg Togenannte Societe generale ſchon 
in gleicher Weiſe vorangegangen war. 

Bon lobenswerthem Gemeinfinne zeugen ferner die Beitrebungen der Syn— 
dicallammern zur Förderung von geographiidhen Entdeckungen und zur Ber: 
breitung geonraphiicher Kenntniſſe, wober fie allerdings zunächſt das Intereſſe Des 
franzöfiihen Handels in den überfeeiichen Ländern im Auge haben. Im Jahre 
1573 bilvete ſich für dieſe theils wifienichaftlichen, theils praftiihen Zwecke eine 
gemiſchte Commiffion aus Vertretern der geographiſchen Gejellihaft und ber 
Syndicalkammern. Dieſe Commiffion hat allerdings feinen langen Beftand ge- 
habt (bis Juli 1876), jedoh find die Kammern und die willenjchaftliche Ge— 
jellihaft fortwährend in guten Beziehungen geblieben. Auch ſei noch erwähnt, 
daß durch die Initiative der Syndicalkammern, d. b. der Bereinigung des Gentral- 
comit® und der Union nationale, bei Gelegenheit der Weltausftellung von 1978 
ein internationaler Congrek für Handel und Induftrie zu Stande gefommen ift. 


6. Stellung zur fjorialpolitiichen Gejetzgebung. 


Selbftverftändlihb haben die Syndicalkammern fih auch mit denjenigen 
Acten der Geſetzgebung befaßt, melde Die Yage der Arbeiter und deren Ber: 
hältniß zu den Arbeitgebern betreffen. Die Freigebung der Coalition durch Das 
Gefeg von 1864 nahmen fie mit großen Bedenken auf. Auch blieben jpäter 
die Meinungen darüber noch ſehr getbeilt, wie unten ausführlicher dargeftellt wird. 
Hier ſei noch erwähnt, daß die Syndicalkammer der Baugewerbe von Yyon ım 
Jahre 1870 in einer Petition an den Senat die Reviſion des Geſetzes von 
1864 verlangte 2). Im derjelben heißt e8 u. a., fett 1864 feien die Ausgaben 
für Lohn beveutend geftiegen, nicht aber in gleihem Verhältniſſe die den Unter: 
nehmern gezahlten Breife. Noch drücender aber, als dieſe vorauszufehenden 
Mehrausgaben ſeien für die Unternehmer die unberedhenbaren Berlufte, die ihnen 
durch die plöglichen Urbeitseinftellungen bereitet würden. „Der Sit des Uebels 
ift unzweifelhaft conftatirt: e8 ift der Etrife, eine wahre Geifel, die ſowohl den 

1) Union nationale, 3. Juli 1872. 

2) Tb., 18. Mai 1870. 
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Arbeiter, wie den Unternehmer und den Conſumenten trifft. Hat das Geſetz 
von 1864 den beabfichtigten Zwei, die Beflerung der Lage der Arbeiter er— 
reiht? Offenbar nicht.” Diele letztere Behauptung bedürfte Angefichts der 
vorangegangenen Klage über die Lohnfteigerung mindeften® einer Erläuterung. 
Weiter winfen dann die Petenten darauf hin, daß diefer „ressort dangereux“, 
der eigentlich nur auf dem ökonomiſchen Gebiete wirken ſolle, von gefährlichen 
Menſchen politiih ausgebeutet werden fünnte, und fie meinen ſchließlich, daß 
mindeftend die ganz plögliche Kriegserllärung und Arbeitseinftellung verhindert 
und in irgend einer Art ein obligatoriſches Vergleichsverfahren eingeführt werben 
müſſe. Diefe Petition war von allen übrigen baugemwerblihen Syndicalkammern 
Frankreichs gebilligt worden und man verlangte auch die Zuftimmung der 
Kammern der Union nationale, die indeß nur theilmeife erfolgt if. In der 
Kammer der Papierinduftrie z. B. hielt man die Idee des obligatorifchen 
Schiedsgerichtes (deſſen Mitglieder zur Hälfte aus Arbeitgebern und zur Hälfte 
aus Arbeitern beftehen jollte) für unzweckmäßig. Auch einige Parifer Syndicate, 
namentlih die Buchdruder und die Maurermeifter, petitionirten bei dem Senat 
und dem Geſetzgebenden Körper wenigften® um Ergänzung des Geſetzes von 
1864 durch die Beftimmung, daß Arbeitseinftellung und durch diefelbe er- 
zwungene Lohnerhöhungen als Fälle von höherer Gewalt zu betrachten und unter 
den früheren ArbeitSbedingungen abgejchlofiene Verträge aufzuheben oder mit 
Preiserhöhungen zu modificiren feien !). 

Sm Yahre 1871 brachte Herr Pelterenu-Billeneuve bei der National= 
verfammlung einen Gejetentwurf ein, der das Verbot der Coalitionen wieder 
berftellte, und e8 wurde bei dieſer Gelegenheit wieder Material über die Frage 
gefammelt. Die Parifer Hanveldfammer erfuchte die Unternehmer-Syndicate 
um die Beantwortung einer Reihe von Fragen über die vor und nad 1864 
vorgefommenen Coalitionen und fie erftattete darauf einen höchſt einjeitig ge— 
färbten Beriht an den Handelöminifter, Nach ihrem Geſchmack waren offenbar 
die eingegangenen Antworten der Syndicalfammern nicht einmüthig und energiſch 
enug gegen die Conlitiondfreiheit ausgefallen. Sie bemühte, fi menigftens, 
* gut es ging zwiſchen den Zeilen zu leſen. „La principale demande“, 
lagt fie, „qui semble se degager de la plupart des opinions &mises tendrait 
à T’abrogation de la loi du 25 mai 1864; elle y est sinon formellement 
exposee, du moins implicitement contenue.“ Und nad diefem Conditionnel 
jagt fie rundweg im Indicativ: „La Chambre de commerce se conformant 
à l'avis de la majorit@ des chambres syndicales consultdes, et s’inspirant 
ainsi du sentiment des interesses, exprime de son cöte le voeu que la 
loi du 25 mai soit abrogee. Elle estime que cette mesure sera de nature 
à mettre fin aux funestes divisions qui s’el&vent entre les patrons et les 
ouvriers.* Alſo einfach Abſchaffung der Gejege von 1864, d. h. wohl Rücktehr 
zu dem Gelee von 1849, mit Gefängnißftrafe bis zu fünf Jahren im Intereſſe 
der Einigkeit von Arbeitgebern und Arbeitern. Zu den „interesses“ ſcheint 
die Handeldfammer die Arbeiter nicht zu rechnen; aud wird Niemand aus 


) Bericht der PBarifer Handelslammer an ben Handeldminifter über das Gefet 
von 1864 (vom 12. März 1872); abgebrudt in der Enquéête der Hanbelstammer 
„sur les conditions du travail“. (Paris 1875) p. 48. 


Die Beftrebungen und bie Leiftungen der Unternehmerfyndicate im Allgemeinen. 97 


ihrer Darftellung erfennen, daß mehrere Unternehmerfyndicate ſich entſchieden 
gegen die Beſtrafung des Strike, ja fogar für Die Herftellung des gemeinen 
Rechtes für die bei Arbeitseinftellungen begangenen Vergehen ausgefprochen haben. 

Zu dem Programm der Arbeiter in den legten Jahren des Kaiferreichs 
gehörte auch die Abihaffung des Art. 1781, monady dem Meifter auf feine 
Berfiherung in Fragen über die Höhe und Zahlung des Lohne geglaubt wird. 
Die Syndicalfammern erhoben gegen dieſes Zugeftändniß feinen Einſpruch und 
e3 wurde auch vom Gefeßgebenden Körper ohne Schwierigkeit in dem Geſetz vom 
2. Auguft 1868 bemilligt. 

Um diefelbe Zeit fand auch eine Enquste über die Abſchaffung der Arbeits- 
bücher ftatt. Auch dieſe Frage fam in den Syndicaltammern auf die Tages: 
orbnung, und es zeigte fi, daß nur wenige Gewerbe auf diefe den Arbeitern 
im höchſten Grade verhaßte Polizeieinrichtung irgend einen Werth Iegten und 
daß fie vielfab auch ſchon völlig außer Gewohnheit gefommen war‘). Zu den 
Bertheidigern des Arbeitsbuches gehörten u. A. die Schuhmadjerei-Unternehmer, 
weil es ihnen eine gewiſſe Garantie für diejenigen Arbeiter bot, die Robftoffe 
mit nad Haufe nahmen. Der Staatsrath erklärte fi (im März 1869) für 
die Abichaffung des Arbeitsbuches, und es wurde auch wirklich ein Gejeß- 
entwurf in diefem Sinne bei den Kammern eingebradht, aber derfelbe ift nicht 
zur Verhandlung gekommen und das Arbeitsbuch iſt noch immer nicht rechtlich 
befeitigt, fondern nur ziemlich allgemein außer Anwendung gelommen. Von ber 
Stellung der Syndicalflammern zu der Gefeßgebung über die Kinderarbeit werben 
wir noch bei Gelegenheit des Lehrlingsweſens reden. 


7. Die Frage der Rechtsſtellung der Sypndicallammern. 

Bon nicht geringer ſocialpolitiſcher Bedeutung ift auch die gefetliche Rege— 
lung der Rechtöftellung der. Syndicallammern. Der bereits erwähnte Lockroy'ſche 
Entwurf, der neben den allgemeineren, das Affociationsrecht überhaupt be— 
treffenden Anträgen von Nacquet, Cantagrel und Berthaut ein Specialgefeg für 
die Syndicalfammern darbieten will, mußte auch die Unternehmeriyndicate zu 
einer erneuten Prüfung diefer Frage auffordern, In der Union nationale war 
die herfümmliche, auch von Herrn Bonnin geförderte Anſchauung die, daß die 
Kammern einer geſetzlichen Anerkennung nicht bebürften, ja fie nit einmal 
wünſchen fünnten, weil dieſelbe jedenfall$ mit einer Reglementation und demnad 
mit dem Berlufte der bisher genofjenen Freiheit verbunden fein würde. „So 
würde man,“ ſagte der Präfident des Generaljyndicats, Herr Pariot-Laurent, 
1874 in der Generalverfammlung der Union, „unvermerft wieder zu den ab— 
geihafften Zünften gelangen. Und find die Kammern nicht ftillfchweigend an- 
erfannt und genehmigt ? Wir verfammeln und am hellen Tage, wir haben ein 
Sournal, das unfere Sigungsberichte veröffentlicht, alles — in der Union 
öffentlich; was können wir mehr verlangen? Dieſe Ideen haben bisher in 
unſerer Geſellſchaft die Oberhand gehabt und wir haben immer die volle Frei— 
heit jeder offictellen Beziehung vorgezogen. Wir werben mehr Dienfte Leiften 


1) Bal. 3. 8. Union nationale, vom 3. und 6. März 1869, mo bie dem Arbeits« 
buch ungünftigen Befchlüffe der Kammern ber Holzfäger, der Schneibermeifter und 
der Brauer regiftrirt find. . 
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in unferer Unabhängigkeit !).” Diefer Unabhängigkeitsfinn und diefe Abneigung 
gegen alles Zunftwejen können aber die vorliegende Frage nicht allen ent: 
Icheiden, denn wenn die Unternehmerfpndicate bei dem vorhandenen Stande der 
Dinge ſich ganz wohl befinden, jo gilt hinſichtlich der Syndicalkammern der 
Arbeiter nicht das Gleiche, und diefe haben allen Grund, das beftehende Syſtem 
der Duldung und discretionären Polizeigewalt bejeitigt zu wünjchen. Die con= 
jervative Altbürger-Bartei in den Unternehmerfammern, die Männer von dem 
Typus des einflußreichen früheren GeneraliyndicatssPräfidenten Allaın wollen eben 
den für die Unternehmerverbände ganz ungefährlihen Status quo, weil jede 
Milderung der beftehenden Geſetzgebung eigentlidy nur den Arbeiterfammern zu 
Gute fommen würde. Daher will man auf diefer Seite Das Verbot von 1791 
für alle Fälle beibehalten, wenn auch für gewöhnlich nicht angewandt wiſſen ?). 
Die Fortjchrittspartei dagegen, die namentlih durch Havard vertreten iſt, will 
von einem Specialgejeg über die Syndicalfammern nichts wiſſen, weil fie eine 
Reform des Vereinsrechtes überhaupt und Aſſociationsfreiheit im weiteften Sinne 
verlangt. Die Syndicalkammern find das reglamfte und lebensfräftigite Ele— 
ment in dem bejtehenden Vereinsweſen, und man bält e8 daher von jenem 
Standpunkte aus fir unpolitiich, dielen Verbänden das eigene Intereſſe an jener 
Neform zu benehmen. Der Yodroy’ihe Gefegentwurf aber fällt nun zwiſchen 
diefen beiden Standpunften zu Boden. Er wurde im Gentralcomite ſchon im 
Dat 1877 einftimmig verivorfen und in der Union nationale fand er ebenfalls 
eine ungünftige Aufnahme. Nachdem im Januar 1879 der Minifter Des 
Innern eine Geſetzesvorlage über die Syndicalkammern angekündigt hatte, ver: 
anftaltete das Generaliyndicat nochmals eine Umfrage über die Angelegenbeit. 
Auch dieſes Mal ſprachen ſich mehrere Syndicate für die Beibehaltung des 
Syſtems der abminiftrativen Duldung aus, „unter deren Schatten die profelfio- 
nellen (Unternehmer:) Verbände haben leben, wachſen und fogar zur Blüthe ge- 
langen können“. Einige Kammern nahmen den Lockroy'ſchen Entwurf als 
Grundlage einer gefeglihen Anerfennung der Verbände an. Die große Mehr— 
zahl der Kammern jedoch wollte weder die Toleranz, noch die beſondere gejeg- 
liche Anerkennung, fondern verlangte für die Syndicallammern in gleiher Weife 
wie für alle anderen Verbindungen eine geficherte Stellung auf Grund eines 
allgemeinen freien Vereinsrechtes?). Wie Die Arbeiter diefe Frage behandelt 
haben, werden wir unten ſehen. 


8. Berfihernng, Wohlthätigkeit, Patronage. 

Mehrere Syndicalkammern haben, wie bereits an einigen Beifpielen gezeigt 
worden, Hülfstaffen zur Unterjtügung verarmter Cenofjen gebildet. Auch ın 
einigen Kammern der Union nationale find ſolche Einrichtungen theils verfuct, 
theil8 wirklich in's Leben gerufen worden (z. B. bei den Schönfärbern), jedoch, 
wie 88 jcheint, ohne erheblichen Erfolg. Mehrfach aber beihäftigte man ſich in 


1) Annuaire de !’Union nationale, 1877/78, p. 79. 
2) In biefem Sinne fpracd ſich 3. B. ber Bertreter der Kammer ber Weinbändler 
im Centralcomite aus. BRecueil etc. du comite central, 1877, Sitz. v. 17. Mai. 


2) Rede des Bräfidenten des Generalfundicats, Union nationale, Nr. vom 
7. April 1579. 
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der Union ernftlich mit dem Gedanken, eine von der ganzen Gejellihaft zu 
unterhaltende Unterftügumgscaffe zu organifiren. So Ichlug 3. B. die Kammer 
der Hemdenfabrifanten im Jahre 1866 vor, daß jedes Mitglied der Union für 
dieſen Zweck jährlih 5 Fres. beitragen ſollte. Aber dieſe Pläne ſtießen befonders 
auf die Schwierigkeit, daß die wirklich Bedürftigen fi immer nur außerhalb 
der Union befinden werden. Wer der VBerarmung entgegengeht, wird ſchwerlich 
noch den Jahresbeitrag von 30 oder 35 Fres. bezahlen, und wer fallirt, kann 
überhaupt nicht mehr Mitglied der Union fein. Die Hülfsgefellihaft kann daher 
wohl unter den Aufpicien der Union gegründet werden, aber ihre Yeiftungen 
müſſen über den Rahmen dieſes Inftitutes hinausgehen. Uebrigens find foldhe 
Hülfscaffen eigenthümliche Mifchungen von Berfiherungd- und Wohlthätigfeitö- 
anftalten. Sie unterftügen nur Solche, die früher Beiträge geleiftet haben, aber 
die Unterftügungen find nicht nad Verſicherungsgrundſätzen bemeſſen. 

Mehrere Kammern gewähren aus ihren Unterjtügungsfonds auch Beihilfen 
für nothleidende Arbeiter, jedoch find diefe Yeiftungen bisher meiften® wohl nur 
als gelegentlihe Wohlthätigkeitsacte anzufehen. Die Unfallverjicherungsgefell- 
Ihaften der Maurer und Steinbrucbeiiger würden nur infofern mit hierher 
gehören, al3 die Leiftungen der beitragenden Unternehmer über Das Durch die 
geſetzliche Haftpflicht derfelben gegebene Maaß hinausgehen. Einige Verſuche 
einer rationellen Invaliden= und Alteröveriorgung der Arbeiter durch allgemeine 
Beiträge der Arbeitgeber haben wir erwähnt. Die Arbeiter aber find dieſen 
Projecten im Ganzen wenig gewogen, betrachten fie vielmehr mit Mißtrauen, 
Noch weniger find fie geneigt, ſelbſt zu Gaffen beizutragen, die nicht völlig unter 
ihrer Verwaltung ſtehen. Auch bei den ſelbſtändigen Hülfscaljen größerer 
Etabliſſements erzeugt die Frage der Verwaltung oft Streitigkeiten. Im der 
legten Zeit ift übrigens trog folder Schwierigfeiten das Hülfscaſſenweſen mit 
bejonderer Rückſicht auf die Altersverforgung der Arbeiter in der Union nationale 
wieder eingehend behandelt worden. Eine Commiſſion hat die verfchiedenen 
Vorſchläge und Syſteme geprüft und dem Generalfyndicat einen Bericht, erjtattet, 
der auch praftifche Folgen haben bürfte. 

Durch Vermittlung der Syndicalkammern den Arbeitsbevürftigen Nach— 
weiſung von freien Stellen zu geben, iſt ein naheliegender Gedanke, der auch 
von vielen Unternehmerverbänden verwirklicht worden. Nur ſelten trat ihm 
kleinliche Engherzigkeit entgegen, wie in der Kammer der Hemdenfabrikanten, 
die den Antrag, ein Regiſter fiir Angebot und Nachfrage von Arbeit aufzulegen, 
— „weil dadurch den Zuſchneidern der Stellenwechſel zu ſehr erleichtert 
würde“ 1). 

Auch dem Lehrlingsweſen und der Kinderarbeit gegenüber mußten die 
Syndicalkammern Stellung nehmen. Das Lehrlingsgeſetz von 1851 und das 
Geſetz über die Kinderarbeit von 1841 durchkreuzten ſich in einigen Punkten. 
Es konnten z. B. Kinder unter 12 Jahren ſtatt zu achtſtündiger zu zehn— 
ſtündiger Arbeit herangezogen werden, wenn ſie vertragsmäßig als Lehrlinge 
eingeſtellt waren. Ueberhaupt war bekanntlich die Einwirkung der Geſetze von 
1841 eine ſehr geringfügige, weil die nöthigen Ausführungsorgane und Aus- 
führungsbeftimmungen fehlten. Unternehmungen verjelben Art waren dem Gejege 


!) Union nationale, v. 29. December 1866. 
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unterworfen oder nicht, je nachdem fie zufällig mehr oder weniger als zwanzig 
Arbeiter befchäftigten, und bei vielen Pariſer Induftriezweigen war oft ein und 
daſſelbe Etabliffement nah dieſer Zahlenbeftimmung in verjchiedenen Jahres— 
zeiten in anderer Lage. Im Paris trat 1865 auf Koften des Departements 
eine Fabrilinſpection ins Leben, die allerdings einen Theil der vorhandenen 
Uebelftände nur beobachten konnte. Andererſeits aber ſuchte man moraliſch 
auf Die Arbeitgeber jo weit wie möglich im Intereſſe der von ihnen beichäf- 
tigten Kinder einzuwirken. Verſchiedene Inftitute von mehr kirchlichem Charakter 
waren bereit8 im Intereſſe der Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter thätig, theils 
in der Form von Penfionaten, theild als fogenannte Patronage-Bereine, welche 
ihre Pflegebefohlenen bei zuverläffigen Lehrherren unterbringen, fie in den Werk— 
ftätten bejuchen laſſen und auch außerhalb derjelben nach Möglichkeit zu ſchützen 
und zu fördern ſuchen. Aber weshalb follten nicht die Arbeitgeber jelbft ſich 
zur Ausübung eines ſolchen Patronats vereinigen? Hier Liegt ein Feld für die 
Thätigfeit der Syndicalkammern offen, das noch mehr bebaut werden fönnte, 
als es bisher geichehen ift. Der erfte Unternehmerverein dieſer Art, der ber 
Tapetenfabrifanten, erhielt, zum Theil unter dem Einfluß einer Arbeitsftellung, 
im Jahre 1865 feine definitive Ausbildung. Im dieſem Induftriezweige werden 
die Kinder direct von den Arbeitern, nicht von den Unternehmern, als joge- 
nannte „tireurs“ angeworben und die Arbeit der Erwachſenen ift von der Mit- 
wirkung diefer fleinen Gehülfen abhängig. Es beftanden bier recht ſchlimme 
Zuftände, gegen die das Gefe von 1841 machtlos war. Die meiften Fabri— 
fanten verpflichteten fich mum bei der Gründung jene® Vereins freiwillig, den 
Borichriften des Geſetzes nachzulommen und feine Kinder unter zwölf Jahren 
zu beichäftigen. Kurze Zeit nachher (1866) bildete fi) auch unter den Möbel- 
fabrifanten ein Lehrlings-Patronat mit dem ‚Zwed, über die Beobachtung der 
geſetzlichen Beftimmungen zu wachen, die Lehrzeit möglichſt nugbringend für die 
Lehrlinge zu machen, ihre Kenntniffe zu erweitern, Preife zu vertheilen u. ſ. w. 
Dieſe Bgreine, die, wie aud alle ähnlichen, ftaatliche Anerkennung befiten, find 
allerdings nicht direct von den Syndicalkammern der Papier- und der Möübel- 
induftrie gegründet worben, haben ſich aber immer eines lebhaften Intereſſes von 
Seiten diefer Kammern zu erfreuen gehabt. Auch wurde im Juni des Jahres 
1866 im ©eneraliyndicat der Union nationale der Antrag geftellt !), daß jede 
Syndtcallammer für ihr Fach einen Patronatsverein gründe, der für die Aus— 
führung des Lehrlingsgejetes, für die Abfchliefung regelmäßiger Contrafte, für 
die Beihaffung von Garantien und für Erzeugung von Wetteifer auf beiden 
Seiten forgen follte. Die erfte Synbicallammer, die unmittelbar felbft einen 
jolchen Berein ind Leben rief, war die der Blumen, Federn und Modewaaren, 
jedvoh nur für die in der Blumen: und Tedern-Brande beicäftigten Kinder. 
Wir haben diefe Gefellichaft, die im Mai 1872 97 Kinder unter ihrer ſpe— 
ciellen Obhut hatte und vier andere vollftändig unterhielt, bereits oben er- 
wähnt ?2). Zur weiteren Beförderung diefer Beftrebungen wurde im Jahre 1867 


) Union nationale, v. 16. Juni 1866. 

2) Die Hauptbeftimmungen der Statuten find folgende: Wer der Gefellfchaft an- 
ebören will, muß in gutem Rufe ftehen und von zwei Mitgliedern empfoblen fein. 
ur Mitglieder der — fönnen Kinder zur Patronage vorſchlagen oder durch 

Vermittelung der Geſellſchaft Lehrlinge (Lehrmädchen) erhalten. Die Mitglieder, die 
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eine Centralgefelihaft für den Schug der Yehrlinge und der Fabriffinder unter 
dem Präfidium des Senator® Dumas und unter der Protection der Kaiſerin 
gegründet. Sie ermuntert die einzelnen Gefellichaften durch Anregungen und 
Ehrenpreife, vertheilt Preife an die Imduftriellen, die ſich Verbienfte um bie 
Sadye erworben, forgt für die Hebung des gewerblichen Unterrichts u. |. w. 
Sleihwohl find im Ganzen bisher nur wenige Kammern dem Beifpiele der 
oben genannten Induftriezweige gefolgt. Die hierher gehörenden Leiftungen der 
Kammer der Juweliere haben wir erwähnt; außerdem entftand 1868 noch ein 
Patronatsverein für diefe Induftrie unabhängig von dem Syndicat 1). Die der 
Union angehörende Kammer der Fabrifanten von unechten Bijouteriewanren hat 
ebenfalld eine Zeichenichule für ihre Lehrlinge gegründet. Die Kammer der 
Papierinduftrie veranftaltete jeit 1868 feierliche Preisvertheilungen für die Lehr: 
linge 2). Auch die 1866 von der Union abgelöfte Kammer der Porcellan- und 
Slasinduftrie gehörte mit zu dem erften, die ſolche Belohnungen vertheilten. In 
der Syndicalfammer der Schneiberei-Uinternehmer fing man 1868 an, die Lehr- 
lingsfrage eingehend zu discutiren und man fam ebenfall8 überwiegend zu ber 
Anficht, daß die Ausführung des Lehrlingsgefeges, namentlih in Bezug auf Das 
Aushalten der Zeit, nicht erzwungen werben könne; der „Unabhängigkeitsfinn“ 
der jungen Leute jet jo groß, daß fie fogar Empfehlungen eher vermeiden als 
wünjchen würden; das meifte dürfe man fich noch veriprechen von dem Syſtem 
der „encouragements“, und auc eine Lehrwerkftätte könnte Erfolg haben 3). 
Ein Commiffionsbericht gab 1869 dieſen Borfchlägen, namentli in Betreff der 
Lehrwerkftätte, eine beftimmte Formulirung. Die beften Arbeiter follten aus: 
gejucht werben und gegen eime von den Unternehmern zu bezahlende Entſchädi⸗ 
gung Unterricht in der Schneiderei ertheilen; zu beftimmten Zeiten würde durch 
eine aus Unternehmern und Arbeitern beftehende Jury die Leiftungsfähigkeit der 
Lehrlinge geprüft und eine Preiövertheilung für die Tüchtigſten unter ihnen, 
ſowie für die Urbeiter, von denen fie ausgebildet worden, ftattfinden. Den 
Lehrlingen, die dann zu ihrer weiteren Ausbildung reifen wollten, jollten von 
dem Patronatöverein Empfehlungen an gute Häufer in der Provinz gegeben 
werden; nad ihrer Rückkehr würden fie, wenn fie e8 wünſchten, durch das 
Comite des Bereind als Arbeiter untergebracht werden. Auch für Mädchen 
follten diefe Beftimmungen gelten, jedoch unter Anwendung befonderer Borficht ). 
Der Plan blieb noch längere Zeit in der Schwebe, doch fcheint er wenigftens 


ben Grünbungsbeitrag entrichtet haben, find berechtigt, bis zu fünf Lehrlinge zu er- 
halten, die Jahres⸗Mitglieder aber werden nur nad Berhältniß ihres Beitrags (für 
jeden Lehrling 12 —* berückſichtigt und erhalten in keinem Falle mehr als fünf. 
ie Lehrlinge müſſen wenigften® 12 Jahre alt fein. Die Eltern können den Lehrberrn 
a auswählen, vorausgejet, daß er zu der Gefellichaft gehört. Machen fie von 
tiefem Rechte keinen Gebraud, fo richtet man fi bei der Zuweiſung ber Lehrlinge 
nad ber Reihenfolge der Geſuche. Jedes Mitglied kann ſich zurüdziehen, wenn bie 
Contrafte für die Lehrlinge, die er aufgenommen ober untergebradht bat, abgelaufen 
find. An die Kinder fowohl, wie an Perfonen, welche die Zwecke der Gefellihaft ger 
fördert haben, follen Prämien vertbeilt werben. — ®gl. Inspection du travail des 
enfants etc., deuxitme Rapport (Paris 1866) p. 61. 
1) Union nationale, v. 25. Januar 1868. 
2) Ib., 1. October 1368. 
®) Ib., 22. Zuli 1868, 
9 Ib., 6. März 1969. 
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theilweife im Jahre 1872 zur Ausführung gefommen zu fein!). Auch vie 
Kammer der Kiften- und Koffermacher bat einen Berein zur Beſchützung und 
Forderung der Lehrlinge gegründet. Borbereitungen und Projecte diefer Art 
finden wir ferner bei den Kammern der Majchinenbauer, deren Plan bereits 
oben mitgetheilt worben, der Maroquinerie, der Pojamentirwaaren und der Buch— 
Druderei. Am umfaffendften aber war der Plan, für den im Jahre 1873 die 
Kammer der Tabletterie eintrat. Es follte durch Zufammenwirfen der Syndical- 
fammern mit der Stadtverwaltung ein großes Penfionat gegründet werden, ın 
dem Yehrlinge aus allen Gewerbszweigen Unterfommen, Beföftigung und in ven 
Morgens oder Abendftunden auch Unterricht erhalten jollten. Den Tag über 
würden fie bei den Meiftern arbeiten, mit denen ſich die Anftalt verftändigt 
hätte. Die Eltern würden einen Beitrag von etwa 180 Fred. jährlich zu zahlen 
haben. Die ſtädtiſchen Behörden und die übrigen Syndicallammern waren im 
Princip diefem Vorſchlage jehr geneigt und ſchon im October 1873 waren 
36 000 Fres. für Die Ausführung deffelben gezeichnet. Im März 1874 Iegte 
die Kammer der Tabletterie einen Statutenentwurf für das zunächft in Eleinerem 
Mafftabe zu gründende Inftitut vor: das Internat jollte vorläufig nur 50 Yehr- 
linge aufnehmen, für welche die Meifter, weil fie von der ihnen fonft obliegenden 
Unterhaltspflicht befreit würden, einen täglichen Beitrag von 1 Fre. 50 Gent. 
zu zahlen hätten; die Schule aber follte auch Externe annehmen 2), Die 
Ausführung ſcheint jedoh durch finanzielle Schwierigkeiten verhindert worden 
u fein. 
Alle diefe Beftrebungen zur Hebung des Lehrlingsweſens haben, wie man 
fieht, einen jehr modernen Charakter und feine Beziehung zu den Traditionen 
des Innungsweſens. Bon obligatoriihen Rehrlingsprüfungen, Lehrbriefen, poli= 
zeilihen Zwangsmaßregeln ift gar nicht die Rede, man jucht wejentlih nux 
durch Aufmunterung und Darbietung von Unterrichtögelegenheit und dur eine 
moralifhe Prejfion auf die Yehrherren fajt noch mehr, als auf die Lehrlinge, 
zu wirken. 

Aber gerade diejenigen Induftriezweige, in denen fich ſolche löbliche Anſätze 
im Imterefje der Lehrlinge zeigen, waren eifrige Gegner der Beſchränkung der 
Kinderarbeit, wie fie in den erften Faſſungen des Gefeged vom 3. Juni 1874, 
das in fernen wichtigften Beftinnmungen aud für die Yehrlinge gilt, ausgeſprochen 
waren. Namentlich opponirte die Kammer der Blumen, Federn und Mode— 
waaren gegen die Beichränkung der Arbeit auf 6 Stunden für die Alteröperiode 
von 12 bi8 14 Jahren, wie fie wentgftens für die Mädchen in der zweiten 
Leſung des Gefeßed angenommen wurde. Die Mädchen, meinte die Syndical— 
kammer, feien jo „pr&coces“, daß fie recht wohl im Alter von 12 Jahren mit 
der vollen Zeit zur Arbeit im jenen Induſtriezweigen herangezogen merden 
fönnten. Doch wollte man fich fchlieglich zu der Annahme der unteren Alters= 
grenze von 13 Jahren für die volle Beihäftigung (12 Stunden) verftehen. 
Das Gentralcomite ftimmte für bie Grenze von 12 Jahren, das General» 
ſyndicat wünfchte dieſelbe wenigftend für die großen Städte, und fie wurde in 
Folge eines Rüdfchritted der Nationalverfammlung in der dritten Leſung auch 


—-- 





!) Union nationale, v. 27. Juli 1872. 
?) Ib., v. 7. Mai und 18. October 1573 und vd. 14. März 1874. 
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angenommen !). Zchon aus diefem Grunde läßt das neue Gejeg noch viel zu 
wünjchen übrig. 


9. Bertretung Des Capitals gegemüber der Arbeit. 


Da die Syndicalkammern unzweifelhaft in erfter Linie Intereffengemein= 
ſchaften Darftellen, jo mußte jede von ihnen ganz von ſelbſt zu einem ge— 
ichlojjenen Schugbunde werben, jobald die Arbeiter mit einer organifirten Macht 
den Unternehmer: Interefen entgegenzutreten verfuchten. Daß fie je aus eigener 
Initiative eine active, den Arbeitern ungünftige Yohnpolitit getrieben hätten, ift 
nicht beftimmt nachgemiejen 2), wohl aber verfuchten fie immer, den höheren 
Lohnforderungen, die durch Die allgemeine Preisbewegung gerechtfertigt waren, 
jo lange wie möglich zu widerftehen. Den Arbeitercoalitionen gegenüber er: 
Ichienen fie nothgedrungen als die organifirte Vertretung der Unternehmer, mas 
allerdings unter der früheren Geſetzgebung eine gefährliche Seite hatte. Das 
ältefte Beiſpiel eines ſolchen Auftretens einer Unternehmer-$ammer, über das 
und authentifhe Nachrichten vorliegen, bilden die Verhandlungen des Syndicate 
der Zimmermeifter mit den Arbeitern bei dem Strite von 18333). Es wurde 
damals eine Art Vertrag über den Yohntarif gejchloffen *), der auch mehr als 
zehn Jahre in Kraft blieb. Die Hauptpunfte deſſelben find zu erjehen aus 
einem Aufruf der Unternehmer an die Arbeiter, den wir im Anhange (Nr. 1) 
mittheilen. Es war died auffallender Weiſe die einzige Spur jener Berhand- 
(ungen, die man bei dem Proceß der Zunmerleute von 1845 im Archiv ber 
Syndicalfammer auftreiben konnte. Weberhaupt ift e8 merkwürdig, zu fehen, 
wie die Unternehmer, welche in dieſem Procefie als Zeugen gegen die ftrifenden 
Arbeiter auftreten, ihre eigene ungeſetzliche Aſſociation und Coalition durch eine 
Wolfe von unbeftimmten Redensarten zu verhüllen ſuchen; Berryer, als Ber: 
theibiger der Angeflagten, fuchte ihnen Dies nach Kräften zu erfchweren, obwohl 
er ſelbſt irrthümlich glaubte, da das Syndicat der Zimmermeifter eine gejeg- 
‚liche Eriftenz auf Grund eines kaiſerlichen Decretes habe. Auch bei dieſer 
Arbeitseinftellung trat die Syndicalkammer offenktundig als Bertreterin der Unter- 
nehmer auf (j. Anhang, Nr. 2) und fie veranlafte ſogar vertrauliche Schritte 
bei der Syndicalkammer der Holzhändler, um diefe zu beftimmen, den ehe 
maligen Arbeitern, die fich jest als Heine Unternehmer etablirt hatten, fein Holz 
zu liefern, oder wenigftens ihnen nicht das Zuſchneiden des Holze® auf ihren 








1) Union nationale, v. 8. Januar und 19. Februar 1873; Recueil etc. du 
com. centr., Sitzung vom 1. März 1873. Ueber das Geſetz von 1874 vgl. Stieba, 
Zeitſchr. des preuß. ftat. Bureaus, 1876, S. 1 ff. 

2) Im Jahre 1832 wurde in der Syndicalkammer ver Zimmermeifter ein Antrag 
auf Herabjegung des Lohnes geftellt, aber nicht angenommen. In einer Sigung vom 
23. Auguft einigten fi die Unternehmer dann über ben Sat von 3.50 Fred. als 
normalen Lohn. Im folgenden Jahre aber fetten die Arbeiter durch einen Strife 
eine Erhöhung defielben auf 4 Fres. durch. Bol. Berryer's Vertheibigung der un 
gefellen in der Appell-Verhandlung des Proceſſes von 1845, Gaz. des trib. 1845, 
p- 1187. 

9) Die gerichtlichen Berbandlungen wegen dieſes Strite finden ſich in der Gaz. 
des tribunaux vom 13. October 1833, die Einzelheiten über den Tarif aber kamen 
erft bei dem Coalitionsprocei der Zimmerleute von 1845 zu Tage. 

*, Wahrfcheinlich ift übrigens auch bei dem Strike von 1822 ber Lohnſatz von 
35 Gent. für die Stunde mit ber Sundicallammer vereinbart worben. 
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Lagerplägen zu geftatten. Der Präfivent des Syndicats erflärte zwar bei feiner 
Bernehmung nach allerlei Ausflüchten ſchließlich, er wiſſe nicht, ob diefe Schritte 
von der Kammer ausgegangen ſeien), aber Berryer wies aus den Protocollen 
der Ietteren nad, daß dies unzweifelhaft der Fall geweſen ?). 

Nah der Aufhebung des Coalitionsverboted, der eine Periode zahlreicher 
Arbeitzeinftellungen folgte, ſahen fi) die Sundicallammern noch häufiger ge» 
nöthigt, al® „‚societös de resistance‘ aufzutreten, jo entſchieden fie auch dieſe 
Bezeihnung ablehnen mögen. Mande Kammern fträubten ſich principiell gegen 
dieſe Function, jo lange e8 irgendwie möglih war. ALS die ftrifenden Stein- 
megen fih im Jahre 1865 an das Syndicat der Maurermeifter wandten, er: 
Härten die leßteren in einer Generalverfammlung, daß ihre Statuten ihr jede 
Discuffion und Beſchlußfaſſung über die Forderungen der Arbeiter verböten, 
aber auch wenn dies nicht der Fall fer, jo würde ſich der Verband doch nicht 
in Pohnfragen einmiſchen, da die freie Concurrenz das einzige Mittel der Re— 
gulirung und Entſcheidung derfelben je. Aber man wolle conftativen, taß ber 
Lohn, der in der Zeit von 1840—46 im Mittel 3.75 bis 4 Fres. betragen 
babe und feit 1864 auf 5.50 Fres. ftehe, continwirlich geftiegen je. Weshalb 
alfo Strite machen, da die Lohnfteigerung, wenn die natürlichen Bedingungen 
derſelben einträten, von felbft foınme?). Auch die übrigen Yorderungen der 
Arbeiter werden in der gleihen Manier ablehuend erörtert, und der Berband 
tritt ſomit thatfächlich trog der theoretifchen Ableugnung in die Lohndebatte ein. 
Jene Ableugnung aber Bing unmittelbar mit dem Streben zujammen, ben 
Arbeitern das Evangelium von dem Segen der blind individnaliftiichen Con— 
currenz einzureden, eine Botſchaft freilich, für welche den Zuhörern gänzlich der 
Glaube fehlte. Ueberhaupt waren die theoretifchen Argumente, mit melden die 
—— den ftrifenden "Arbeitern entgegentraten, durchweg übel an— 
gebracht. Mag man immerbin im Namen der freiheit der Arbeit den größten 
Werth auf das Grundrecht legen, daß der Arbeiter feine Yeiftung zu einem jo 
niedrigen Preife verkaufe, wie e8 ihm in feiner jeweiligen Lage comvenirt, jo 
pflegt doch erfahrungsmäßig in Conflictsfällen die Betonung dieſer Art von 
Freiheit auf die Arbeiter eher eine aufregende als eine beruhigende Wirkung 
auszuüben. Wozu jo merkwürdige Stilübungen, wie z. B. die Erwägungen, 
welche die Eifengießer ihrer ablehnenden Antwort an die Arbeiter vorauszuſchicken 
für nöthig hielten ?%) Anftatt die Principien von 1789 und die Menſchen— 


1) Gazette des trib., 1845, p. 1016. 

2) Ib., p. 1020. Ein Zeuge, welcher zu der an bie Holzhändler abgeorbnreten 
Eommiffion gehörte, erflärte ebenfalls, nichts näheres zu wiſſen. Berryer: Comment! 
une commission est nommede, vous en tes nommé membre, et vous ne savez 

as comment vous avez dt& nomm&? Zeuge: Je ne sais vraiment pas. Prä— 
ident: Avez vous dt€E nomm& commissaire, oui ou non? Zeuge: Je ne me 
rappelle pas. (Bruit dans l’auditoire, rumeurs diverses.) 

°) Compte rendu de la ch. synd. de la magonnerie, 1865, p. 54. 

*) „Considerant que les immortels principes de 1789 conquis et proclames 
ar nos pöres ont pour base la libert& de tous et pour tous, qu'en consequence 
es droits et les devoirs de chaque citoyen ont — limite les droits et les 

devoirs de ses concitoyeus, que c’est faire acte de justice que de résister aux 
exigences qui tendent & priver une partie des eitoyens de la libert& des trans- 
actions qui dans un pays libre de doit &tre autre que celle de l’offre et de 
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rechte anzurufen, hätte man befjer gethan, einfach zu erklären, man fönne die 
Borberungen der Arbeiter nicht erfüllen, obme im Vergleich mit anderen Unter: 
nehmungen übermäßig benachtheiligt zu werben. Die Arbeiter find feine Kinder, 
fie haben ihre eigene, wahre oder falſche Anficht, von der fie fich durch bloße 
Phrafen nicht abbringen laſſen. 

Andere Syndicalfammern übernahmen übrigens ohne Vertufhung, wenn 
auch ohne Begeifterung die Rolle von Defenfivorganifationen gegenüber ven 
Arbeiterwerbänden. So erklärten die Zeugdruder 1867, fie hätten ſich ver: 
einigt, um ſich gegen die unaufhörlihen Angriffe der Arbeiterwerbindung zu 
Ihügen, die ſich ſchon feit einer Reihe von Jahren gebildet und mehrmals Vver— 
rufe gegen Unternehmer auögeiproden hätte. Die Unterzeichneten hätten daher 
beichlofjen, immer ihre Fabriken ſämmtlich zu fchließen, wenn eine derfelben ver- 
lajjen oder verrufen würde‘). So beichloffen aud die Fabrifanten von Gas— 
apparaten, als ihre Arbeiter 1867 bei dem Strife der Bronze-Arbeiter mit 
biefen gemeinſchaftliche Sache machten, ſich ihrerjeit8 mit der Syndicalkammer 
der Bronzefabrifanten zu verbinden 2). Die Kammer der Schönfärber führte 
in ihrem Reglement als Zweck ihres Verbandes u. a. an „die Feftftellung ber 
Regeln und Gebräude, die in jedem Etablifjement hinfichtlih der Beziehungen 
zwiichen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zur Wahrung aller Intereffen einzu— 
halten feien“ ®). 

Es iſt micht nöthig, am nod weiteren Beifpielen zu zeigen, wie bie Unter: 
nehmerfyndicate als Intereſſenverbindungen gegenüber den Arbeitern auftreten. 
Im Allgemeinen zeigen fie bei ſolchen Conflicten aus Leicht erfennbaren Gründen 
eine große Abneigung, jelbft wenn fie Zugeftändniffe machen, ſich in Bezug auf 
die Zulunft durch förmlich angenommene Tarife moraliih zu binden, daher 
denn auch die zu Stande kommenden Bergleihe von den ‚Unternehmern und 
ben Arbeitern ſehr verfchieven aufgefaßt werben. Die letzteren wollen ben je— 
meiligen Conceffionen eine vertragsmäßige Kraft beilegen, die Unternehmer aber, 
welche die juriftiiche Bedeutung folder Abmachungen beſſer kennen, fehen in 
derfelben nur momentan geltende Lohnbeftimmungen, die bei anderen Arbeitern 
und anderen Umftänden ohne Weitereö durch bejondere Vereinbarung abgeändert 
werben können. Wenn freilih ein fürmlicher Tarif aufgeftellt und von beiden 
Seiten ausdrüdlic angenommen ift, fo ift defien moraliſche Wirkung immerhin 
ſehr bedeutend und fie reicht auch über den Kreis der unmittelbar bei dem Ab- 
ſchluſſe Betheiligten hinaus. Aber eben deshalb fuchen die Unternehmerverbände 
ſolche ZTarifbildungen jo weit wie möglich zu vermeiden, und aus berfelben 
Stimmung ift aud ohne Zweifel wenigftens theilweife die ziemlich einftummige 
Derwerfung des Lockroy'ſchen Gefegentwurfed von Seiten jener Verbände hervor: 
gegangen ; denn nach dieſem Entwurfe würde ja der Abſchluß wirkliher Tarif- 
verträge zwiſchen den Unternehmer und Arbeiterverbänden möglich werden, Die 
für alle Mitglieder ver beiberfeitigen Vereine bis auf die Dauer von fünf 
Jahren rechtöfräftig ſein würden. Auch die Verfuhe zur Herftellung geregelter 





la demande, base de l’organisation du travail dans une socidt& civilisee ete.“ 
Union nationale, v. 4. Juni 1870. 

!) Union nationale, v. 20. Juli 1967. 

2) Ib., 28. December 1867. 

®) Ib., 29. Februar 1868. 
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Beziehungen zwilchen den Unternehmer: und den Arbeiteriyndicaten, von denen 
wir fpäter noch reden, werden hauptfächlich durch die Scheu der erfteren vor 
feften Abmachungen erichwert. 


10. Socialpolitiſche Anfichten. 

Wären die Unternehmer-Syndicate in völliger Iſolirtheit geblieben, jo 
würden fie wahrjcheinlih immer mehr zu einfettigen Trägern der capitaliftiichen 
Specialinterefien der einzelnen Induftriezweige geworden fein. Die Verbindung 
derjelben zu den größeren Gruppen der Unton nationale und des Gentralcomit& 
dagegen hat fie einigermaßen über den engen Kreis des praftifchen Geſchäftslebens 
hinaus auf das Gebiet der Toctalpolitifchen Principienfragen geführt; fie mußten 
fih auf allgemeine Discuffionen einlaffen, und es zeigte fich dabei, daß das 
confervative Altbürgerthum wenigſtens in den Debatten durdaus nicht aus— 
Ichlieplih das Feld behauptet, ſondern fic gegenüber den Wortführern einer 
mehr fortichrittlihen Partei eher in der Minderheit befindet. Diejes Altbürger- 
thum fommt immer ftörrifh auf die Forderung zurüd, „es müſſe Herr jein in 
feinem Haufe“, ald wenn e8 mit feinem Haufe allein auf der Welt wäre. Es 
erfennt eigentlich eine Arbeiterfrage gar nicht an und fucht die vorhandenen 
jocialen Webelftände entweder optimiftifch wegzureden oder mit einem „tant pis“ 
durch die „ewigen Naturgeſetze“ zu erflären. Jahre lang bat in der Union 
nationale Herr I. Alain, Präfivent der Kammer der Lederinduſtrie und längere 
Zeit Präfident des Generalfyndicats, mit großem Eifer und nicht ohne Geſchick 
diefen Standpunkt vertreten. Außer in verfchiedenen Reden hat er feine An— 
fichten in zwei Reihen von Artikeln dargelegt, die in den Jahren 1870 und 
1874!) in dem Organ der Union nationale erfchtenen find. Die Arbeit ıft 
eine Waare wie jede andere, der Preis nur geregelt durch Angebot und Nach— 
frage ; feine Macht der Erde, auch feine Einigungscommiffion, kann das Streben 
des Verkäufers hindern, feine Waare möglichft theuer zu verkaufen, und das 
des Käufers, fie möglihft billig zu erlangen; zwiſchen Käufer und Berfäufer 
handelt es fih gar nicht um eine „Verſöhnung“; die Strikes find ein „acca- 
parement du travail“, ein Arbeitswucher; die Arbeiterfondicate find für die 
Arbeiter unnütz, ja Ichädlich, und wenn die gemifchten Einigungscommiffionen zu 
Stande fümen, jo würden fie nur dazu dienen, zwifchen ven Unternehmern und 
Arbeitern einen dauernden Gegenſatz zu fchaffen, der jetst nicht befteht und nie 
beitanden bat; die Kammern der Unternehmer haben einen ganz beftimmten 
Zweck, nämlich die Unterftügung der Gerichte, und jelbft die Kammer der Yeder- 
induftrie (die ältefte der Union) würde nicht drei Monate weiter beftehen, wenn 
ihr feine Streitfadhen mehr überwiefen würden; die Arbeiterfyndicate aber jind 
zur Unterftügung der Gemwerbegerichte nicht nöthig; die Fragen der Fabrikhygiene, 
der Fabrikordnung u. |. w. betreffen entweder den Staat oder den Unternehmer; 
wer feine Berantwortlichkeit und fein Vermögen einjegt, muß Meifter in feinem 
Haufe fein, wie der Bater Meifter in der familie ift; Den gemifchten Come 
miſſionen fehlt jede juriftiiche Grundlage und die beiden Parteien in ihnen werden 

) Die erften Artikel (Nr. vom 21. Mai, 15. und 18. Juni 1870) behandeln bie 


Strifes, die jpäteren (Nr. vom 24. Januar, 7. und 28. Februar, 7. und 18. April 
1874) belümpfen die Arbeiterfammern und die gemifchten Einigungscommiffionen. 
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ſich immer in offenem Antagonismus von einander jondern; neun Zehntel der 
Arbeitgeber übrigens find ſelbſt Arbeiter geweien. Das find einige der Haupt: 
gedanken, die Herr Alain ausführt und zwar einfeitig ausführt. Er behandelt, 
wie es oft zu geſchehen pflegt, die ganz individualiftiich gedachte Concurrenz von 
Angebot und Nachfrage als ein primäres, wirthichaftliches Gele, während fie in 
der Wirklichkeit nur die an der Oberfläche erjcheinende Neuerung derjenigen 
Wechſelwirkung der öconomilchen Elemente ift, die in der Mehrzahl ver Einzelfälle 
vorhanden zu fein pflegt. Dede andere Kräfte-Combination aber, welche mit den 
beiden wirklichen Grundprincipien der beftehenden Wirthichaftdorbnung, dem pris 
vaten Eigenthum- und der perlönlihen Freiheit, nicht in Widerſpruch fteht, 
iſt innerhalb diefer Wirthſchaftsordnung ebenfall8 im Princip als berechtigt ans 
zuerfennen. Wie ein großer Fabrifant unter Umftänden mit Schaden verkauft, 
um einen Markt zu erobern und Hinterher zu beherrichen, jo find aud Die Ar— 
beiter beredhtigt, aus freier Entichliegung ihr Arbeitsangebot nad einem gemein- 
ſchaftlich vereinbarten Plane zu beichränfen und ſich zu dieſem Zwecke ın Er- 
wartung eines fünftigen Mehrgewinns in der Gegenwart Entbehrungen auf- 
zuerlegen. Sind fie wirflih im Stande, eine jolde Solidarität in bedeutendem 
Umfange zu bethätigen, jo ift in demfelben Umfange das fonit überwiegende 
„Naturgeſetz“ der individualiftifchen, blindlings nach dem Nächftliegenden greifenden 
Concurrenz zurüdgedrängt. Wer aber glaubt, daß der Individualismus Ichlieh- 
lich doc, über alle Solidaritätäbeftrebungen fiegen werde, der fann ja die Ver— 
fuche der letzteren mit aller Ruhe anjehen; jedenfalls ift er nicht berechtigt, jie 
als der wirthichaftlichen Freiheit widerfprechend zu denunciren. Herm Allain's 
fittliche Entrüftung über das „accaparement du travail‘ ift daher wenig am 
Plage. Er gefteht übrigens jelbft zu, dak man vom Rectöftandpunfte aus den 
Arbeitern die Befugniß zuerfennen müfje, ſich über ihre Yohnforderungen zu vers 
einbaren. Ob die Syndicalverbände für die Arbeiter nuglos oder ſchädlich feien, 
dürfte Doch wohl von den Arbeitern ſelbſt erfahrungsmäßig zu entjcheiden fein. 
Da; aber die Lebenskraft der Unternehmerverbände größer iſt, ald Herr Alain 
fie in feinem Eifer gegen die Arbeiterverbindungen anſchlägt, beweiſt die Fort- 
dauer ihrer Exiſtenz auch nad dem Aufhören ihrer Wirkſamkeit beim Hanbels- 
gericht. Die Zufammenftellung de8 Unternehmers mit dem Familienvater ıft 
unter den heutigen Berhältnifien etwas gewagt; aber es handelt ſich auch bei 
den vorliegenden Fragen gar nicht um die berechtigte Macht des Unternehmers 
über den vertragsmäßig wirklich eingeftellten Arbeiter, jondern um die Freiheit 
des Urbeiterd beim Abjchluffe und bei der Auflöfung des ihn dem Unternehmer 
unterordnnenden Vertrags, Daß ein Gegenjag zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit 
nehmern nad der Theorie des Herrn Allain nicht beiteht, iſt gleichgültig Ange 
fihts der thatſächlichen Strikles und Ausjchreitungen, Die nicht erft auf Die 
Gründung von Einigungscommiffionen gewartet haben; und daß diefe Com— 
miffionen, fo unbequem fie Herrn Alain fein mögen, troß ihrer juriftiichen 
Rechtloſigleit, eine nütliche moraliſche Wirkung ausüben können, ift durch Die 
Erfahrung bewiefen. Und was endlich den beliebten, auch in dem Ducarre'ichen 
Enquöteberiht wiederholten Sag betrifft, daß ° 0 Der Arbeitgeber felbft Arbeiter 
geweſen find, fo hat Desportes !) die Bedeutungsloſigkeit defjelben (ganz abgejehen 


") Desportes, La question sociale et les syndicats ouvriers Paris 1876), p. 16. 
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von der Frage der ftatiftifchen Genauigkeit) treffend dargethan durch die Be— 
mertung, die wefentliche Frage fer nicht, wie viele von hundert Unternehmern 
Arbeiter geweſen ſeien, fondern mie viele von hundert Arbeitern Unternehmer 
würden. | 

Henn Allain's Gefinnungsgenofien bilden wahrjcheinlich die Mehrheit in der 
Maſſe der Mitglieder der Syndicalverbände ſowohl, wie in der franzöfiichen 
Bourgeoifie überhaupt. Gleichwohl aber überwiegen, wie gejagt, in den Debatten 
des Generaliyndicat3 die freifinnigen Anfchauungen, die durch Havard, Notelle, 
Hielard und Andere vertreten werden. Havard namentlich ift ftets für Die 
Einigungscommiffionen eingetreten und hat weſentlich dazu beigetragen, daß für 
eine Abtheilung der Kammer der Papierinduſtrie eine folde zu Stande gefommen 
ift. Bemerkenswerth find namentlih auch die Beichlüffe, welche in einer von 
dem Generaliyndicate aus Anlaß eines Congrefprojecteß niedergeletsten Commiſſion 
von der mit den focialpolitiihen Angelegenheiten betrauten Section gefaßt wurden. 
Diefelbe erklärte fih für die Abſchaffung des Geſetzes von 1864 in dem Sinne, 
daß alle befonderen Strafbeftimmungen gegen Vergehen, die in Verbindung mit 
Arbeitseinftelungen vortommen, wegfallen, diefe Vergeben alfo einfach unter Das 
allgemeine Strafgelets geftellt werben follen; außerdem wurde Ausdehnung des 
Verſammlungsrechtes zur Ermöglichung der Behandlung der Lohnfragen verlangt 
und die Niütlichkeit der gemijchten Commiſſionen anerfannt !). Im Jahre 1874 
jedoch, als das Generalfyndicat über die Frage der Beziehungen zwiichen den 
Syndicallammern der Unternehmer und der Arbeiter Ihlüffig werden follte, ges 
lang es der altbürgerlichen Partei, unter dem Einfluß der Allain'ſchen Artikel 
die DVertagung der Angelegenheit durchzufegen. Der BVertagungsantrag ging 
bauptfählih aus von den Vertretern der Blumen: und Modewaaren=Induftrie, 
deren Arbeitsperfonal zu neun Zehnteln weiblichen Geſchlechtes iſt. Das General: 
Iyndicat fügte indeß dem Beſchluß menigftens noch den Ausdrud des Wunſches 
bei, daß die Herftellung guter Beziehungen zwiſchen den beiden Kategorien ber 
Syndicalverbände möglich werden möchte ?). Auch follte die Vertagung nur den 
Zweck haben, die einzelnen Kammern über die Frage entfcheiden zu laſſen, aber 
in Wirklichkeit ſchlummerte diefelbe nunmehr Yangjam ein. Unter den Kammern, 
die eine Meinungsäußerung abgaben, waren mehrere der Idee der gemifchten 
Commiffionen oder überhaupt der Anknüpfung geregelter Beziehungen zwifchen den 
Unternehmer: und Arbeiterfyndicaten günftig; fo 3. B. die Poſamentierwaaren⸗ 
fabrifanten, die Handſchuhfabrilanten, die Kammer der Tabletterie, die Photo: 
graphen, die Fabrifanten unechter Bijouteriemaaren u. ſ. w. Einige machten 
auch wirklich Verſuche zur Ausführung des Planes, auf die wir noch zurüds 
kommen werben. Andere aber verhielten fich ablehnend, 3. B. die Kammer der 
Möbelfabritanten, deren Beſchluß den als Schriftfteller bekannten Fabrikanten 
Mazaroz zum Austritt bemog 3). 

Im Gentralcomit& wurde die Trage der Strife8 und der Arbeiterverbände 
ebenfalls mehrfach behandelt. Bei einer Discuffion im Jahre 1871 meinte der 
damalige Präfident defjelben, Herr Ch. Laboulaye, die Organifation und Unter 


!) Union nationale, v. 2. März 1872. 
) Union nationale, v. 14. fyebruar 1874. 
°) Union nationale, 11. April 1974. 
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haltung von Strikes durch den Arbeiterverband des betreffenden Faches müſſe 
man ſich ſchon gefallen laſſen; aber e8 fer eine Verlegung der Freiheit und der 
Moral, wenn die Strifenden auch von den Verbänden anderer Gewerke unters 
ftügt würden. Mit weldem Recht hätten die Pariſer Setzer ihre Caſſe erjchöpft, 
um die Arbeitseinftellung der Weißgerber in Paris oder der Zimmerleute in 
Genf zu verlängern, da fie gar fein Urtheil darüber gehabt, auf welcher Seite 
das Recht geweſen ſei. Die Arbeiterverbände befämpften alfo die Unternehmer 
nicht weil diefe Unrecht hätten, jondern weil fie Unternehmer ſeien ). Auch bei 
diefer Anſchauung wird indeß wieder die Moral ind Spiel gezogen, während 
es fih auf beiden Seiten um eine reine Interefjenfrage handelt. Vom abftracten 
Geſichtspunkte muß man zugeftehen, daß perjünlihe Freiheit und Eigenthum 
nicht verletst werden, wenn die Arbeitergejellichaften die ihnen gehörenden Mittel 
dazu verwenden, um mit vereinten Sräften in einem einzelnen Gewerbe eine 
Berbefferung der Arbeitsbedingungen durchzuſetzen. Sie fuchen dabei weiter zu 
bliden, al8 die gewöhnlichen Tagelöhner um jeden Preis, indem fie eine Spe— 
culation machen auf die Claſſenſolidarität der Lohnintereffen in allen Induftries 
zweigen. Recht oder Unrecht der Unternehmer kommt bier gar nicht in Frage, 
denn das Rechtsverhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer entfteht nur 
durch den Vertrag, und es handelt ſich bier erft um die Bedingungen des ab- 
zuſchließenden Vertrags. Ob aber die Arbeiterwereine unter den gegenwärtigen 
BVerhältniffen bereit8 im Stande find, dur ihr folidarifches Vorgehen etwas 
Erhebliches zu erreichen, überhaupt die praktiſche Zweckmäßigkeit deſſelben, ift 
lediglich erfahrungsmäßig zu beurtheilen, und e8 unterliegt 3. B. keinem Zweifel, 
daß der eben erwähnte Strike der Weißgerber mit feinem fläglichen Ausgang 
den Arbeiterverbänden eine fchwere Lection gegeben hat. 

Was die Frage der Beziehungen Br den Unternehmer: und den 
Arbeiterfammern betrifft, jo erfannte Das Centralcomits nad) längerer Discuffion 
in feiner Sigung vom 20. November 1873 faft einftimmig an, daß es nütlich 
ſei, ſolche Beziehungen berzuftellen. 


11. Stellung der Unternehmeriyndicate im Allgemeinen. 

Nach der obigen Darlegung tft es nun einleudhtend, daß die Syndical— 
verbände der Unternehmer Bildungen von durhaus modernem Charakter find. 
Sie haben nad Weſen und Tendenz mit den freien Imnungen im beutjchen 
Sinne nur wenig Verwandtichaft, ebenjo wenig aber fallen fie zuſammen mit 
den meiftend nur bei befonderen Gelegenheiten entftehenden Widerſtands⸗ oder 
Ausiperrungsverbänden der eigentlihen Großinduſtrie. Die Eigenthümlichkeiten 
der Syndicalverbände ergeben. fid) naturgemäß aus der wirthſchaftlichen Stellung 
ihrer Mitglieder. Diefe find weder Handwerksmeiſter im gewöhnlichen Sinne, 
no, abgejehen von einzelnen Ausnahmen, Fabrikherren, die ganze Arbeiter 
bataillone unter fi haben. Es find vielmehr größere oder fleinere capitaliftifche 
Unternehmer, großentheild mit mehr oder weniger faufmänniihem Charakter, die 
nicht felbft mit Hand anlegen bei dem eigentlichen Gewerbebetrieb, jondern ihre 
eigene Thätigfeit hauptſächlich der Sorge für den Abjag der Erzeugniffe widmen, 
die fie auf ihre Rechnung und Gefahr herftellen laſſen oder übernehmen. Im 


3) Recueil ete. du comite central. 1871, p. 242. 
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großſtädtiſchen Gewerbe ift eben am die Stelle des Handwerksmeiſters eine ganze 
Reihe von Typen getreten. Nur eine Feine Strede trennt in Paris die Stüd- 
arbeiter in der Werkftätte von den jogenannten „Fagonniers“, die auf Stücklohn 
in ihrer Wohnung arbeiten. Aber in diefer arofen Claſſe finden fi je nadı 
der Natur der verichiedenen Gewerbe und den Mitteln des Arbeiterd wieder 
große Unterfchiede. Schneider und Schufter z. B., die in diefer Weife arbeiten, 
haben aufer der Räumlichkeit nur einen minimalen Capitalbeitrag an Werk- 
zeugen und Zuthaten zu ftellen. Sie find in der Regel verbeirathet und bedürfen 
alfo ohnehin einer anderen Art von Wohnung, al8 die, mit der ſich die ledigen 
Arbeiter behelfen fünnen. Auch werden fie häufig von ihren Familienangehörigen 
in ihrer Arbeit unterftügt. Viele Fagonniers aber halten auch Yehrlinge und 
dann erjcheinen fie alſo wenigftens in eimer wichtigen Beziehung als Fleine 
Meifter. Um einen weiteren Schritt find diejenigen Façonmeiſter vorgerüdt, 
welche im Stande find, ſelbſt noch einen oder einige Arbeiter anzunehmen. Für 
fie findet man aud die Bezeichnungen „Piecards“ oder „Marchandeurs“, 
welches letztere Wort indeß auch noch eine beftimmtere Bedeutung bat. In der 
Tertilinbuftrie entfprechen dieſer Glaffe die „Chefs d’ateliers‘‘, die in ihren 
MWebftühlen oft ſchon ein anſehnliches Capital befigen.. Unter den Bartier 
Chales-⸗Webermeiſtern haben einige zwanzig Jacquartftühle, ohne aber deswegen 
als jelbftändige Fabrikanten auftreten zu können. Wer nicht mehr als 6 Stühle 
bat, arbeitet noch an einem ſelbſt mit; wer e8 zu einer größeren Zahl gebracht, 
fann feine Zeit ſchon vollftändig mit der Oberleitung und Verwaltung des Ge 
ſchäfts ausfüllen‘). 

Was den „Marchandeur“ im eigentlichen Sinne betrifft, jo ift er em 
Afterunternehmer, der vertragsmäßig die Ausführung oder Lieferung eines bes 
ftimmten Werfed für den verantwortlichen Hauptunternehmer übernimmt. In 
der Regel handelt es fich jedoch bei der Mardandage nur um Urbeitslieferung, 
nit auch um Materialbeſchaffung. Wie die Arbeiter :über dieſe Vermittler 
denken, werben wir unten ſehen. 

Es gibt aber auch in Paris Heine Meifter, die eigenes Material auf eigene 
Rechnung und Gefahr verarbeiten. So lange fie jedoch nicht-im Stande find, 
ein angemejjenes Berkaufslofal oder eine für die Kunden einladende Wohnung 
aufzumeilen, werden fie nicht direct fir die Kunden arbeiten fünnen. In der 
Möbeltiichlerei heißen diefe Meifter „Trôleurs“. Ste verfaufen die Möbeljtüde, 
wie fie fertig werden, an Commiſſionäre, Möbelhändler, gelegentlih auch direct 
an einen Conjumenten, indem fie diefelben geradezu von Haus zu Haus tragen 
laſſen oder jogar jelbft tragen. Ihren Arbeitern fünnen fie oft nur Abſchlags— 
zablungen geben, bis das fertige Stüd verkauft iſt 2). 

Um aber mit einiger Ausfiht auf Erfolg ein eigenes Lager zu eröffnen 
und auf eigene Rechnung für die Confumenten oder den Markt zu produciren, 
bedarf man in Baris vor Allem eines bedeutenderen Capitals, und in einem feſt 
begründeten Geſchäft ift daher Die Thätigfeit des Unternehmers in der Regel nur 


!) ®gl. Le Play, Les ouvriers des deux mondes, I, 299. 
, 1) Ueber die Preis- und Gewinnverbältniffe für Arbeiter, Meifter ‚und Hänbler 
bei ber „tröle‘* f. Rapports de la delegation ouvriere libre A l’exp. de Phila- 
delphie; ebenistes, p. 152. 
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eine faufmännifcheverwaltende. Ein ſolcher Unternehmer braudt um jo weniger 
im Stande zu fein, das betreffende Handwerk ſelbſt auszuüben, je größer feine 
Capitalkraft iſt. Vollends gilt Ddiefes von den Commiſſionären, welde den 
Export nach der Provinz oder nach dem Auslande vermitteln. Diefe capitaliftifch 
und faufmänniich arbeitenden induftriellen Unternehmer alfo find es, die neben 
den Vertretern gewiſſer rein commercieller Geſchäftszweige das Publitum ber 
Unternehmerfyndicate bilden. Ihre Imtereffen ftehen denjenigen der kleinen 
Meifter ebenfo gegenüber, wie denen der Werfitattarbeiter. Das Yehrlingsmweien 
ift gar nicht unmittelbar in ihren Händen: die Lehrlinge werden theils von den 
verjchiedenen Claſſen der Stüdarbeitsmeifter ausgebildet, theil® allerdings in ben 
Werkftätten der Unternehmer, aber ohne daß dieje ſelbſt daran dächten, als Yehr: 
meister aufzutreten. Die Unternehmer haben allerdings ein großes Intereſſe 
daran, daß fie tüchtige Arbeiter finden, aber der Gedanke einer innungsmäßigen 
Behandlung des Lehrlingsweſens Liegt ihnen durchaus fern. Bon fürmlichen 
facultativen oder gar obligatoriichen Prüfungen der Lehrlinge vor den Syndical- 
fammern tft nirgendwo die Rede, man begmügt fich, wie wir gejehen haben, mit 
der Beihaffung von Unterrichtögelegenheiten für die Lehrlinge und der Ber: 
anftaltung von Goncurjen und Preißvertbeilungen und berüdfichtigt bet Den 
letzteren auch die Arbeiter, welche Die wirklichen Yeiter der Lehre jind. Ebenſo 
wenig fönnen unter den gegenwärtigen Verhältniſſen in den Unternehmerverbänden 
irgend welche Pläne zur zunftmäßigen Erichwerung des Zutritte8 zu den einzelnen 
Gewerbözweigen Boden faſſen. Ye mehr fleine Fagonmeifter, deſto beſſer für 
die Unternehmer; andererfeit8 ift e8 ihnen volltommen flar, daß die Bedingung 
des „avoir de coi* für ihre Rolle die Hauptſache ift und Niemand von der— 
jelben ausgeichloflen werden kann, der diefe Bedingung erfüllt. 

Allerdings haben wir gefehen, daß die älteften Syndicate im erjten Drittel 
unſeres Jahrhunderts noch ftarke zumftfreundliche Anmwandlungen hatten. ber 
dieſe Verbände ftanden noch unter dem directen Einflufje der Erinnerung an das 
Alte, und derfelbe mußte um fo wirfiamer fein, als fich in den Baugemwerben 
der alte Meifter und der moderne Unternehmer wohl noch am nächſten ftehen. 
Und doch find auch in diefen Gewerben jene Erinnerungen allmählich überwunden 
worden. Im anderen Pariſer Gemwerben dagegen hat der Betrieb in der Periode 
der- freiheit eine völlige Revolution erfahren. So tft 3. B. in der Schneiderei 
auf der einen Seite der „Marchand-tailleur“ aufgetreten, der es zur fauf- 
männifchen Notabilität und zumeilen bis zur Ehrenlegion bringt, die Pariſer 
Bekleidungskunſt in ihrer höchſten Stufe repräfentirt, großentheil® in feinen 
eigenen Atelierd arbeiten läßt und dabei felbft die Stoffe liefert. Diele Ber: 
bindung der höheren Schneiderkunft mit dem Tuchhandel ift eben die Eigen: 
thümlichkeit, die fi erft nach dem erften Kaijerreih ausgebildet hat. Auf der 
anderen Seite aber fingen die Tuchhändler an, als moderne Confectiondunter: 
nehmer aufzutreten und billige und ſchlechte Fabrikwaare durch eine zahlreiche 
Claſſe von nicht beneidenswerthen Fasonmeiftern in Maſſe für ihre Magazine 
berftellen zu laſſen ?). 





1) Ueber die Umgeftaltung des Parifer Schneidergewerbes in unferem Jahrhundert 
findet man interefiante Einzelheiten in dem Bericht der Schneider Delegation in ben 
„Rapports des delegations ouvrieres à l’exp. de Londres (1%62), p. 343 ff. 
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Es ift daher eine ganz ungerechtfertigte und zumeilen böswillige Verkennung 
des Standpunftes der modernen großftädtiichen gewerblichen Unternehmer, wenn 
man den Syndicaten immer wieder nachſagt, fie gingen auf die Wieberberftellung 
der Zünfte aus. Solche Infinuationen finden fih auch im einem amtlichen 
Scriftftüd, das überhaupt einen der harakteriftiichften Ausflüffe der franzöſiſchen 
Altbourgeois-Politit darftellt !). Der Präfident des Generalfyndicat® der Union 
nationale, Herr Hielard, iſt jedoch diejen officiellen Nörgeleien in der General» 
verfammlung von 1876 mit großer Entſchiedenheit entgegengetreten?). Wäre 
nod ein weiterer Beweis für die Gefinnung der Syndicallammern erforderlich, 
jo würde ſchon ihre Haltung gegenüber dem Lockroh'ſchen Geſetzentwurf beweifen, 
daß fie keinerlei corporative Machtvolltommenheiten erftreben, die eben auch gar 
nicht in ihrem Imterefie Liegen. Der wahre Grund, weshalb fie von der alt= 
bürgerlichen Orthodorie angefeindet werden, Tiegt auch wohl nur darin, daß fie 
durch ihre Organifation den Arbeiterafjociationen ein Beifpiel geben, das ängft= 
liche Gemüther für gefährlich halten. Daneben wirken noch Eiferfüchteleien wegen 
der Wahlen zum Handelögerichte und in ven officiellen Kreifen auch noch zu= 
weilen der Aerger über mißliebige Kundgebungen in wirthichaftlichen oder handels⸗ 
politifhen Fragen. Die ultramontane Partei ift den Syndicallammern, obwohl 
diefelben das religiöfe wie das eigentlich politiiche Gebiet grundfäglich unberührt 
lafien, ebenfall3 nicht gewogen, denn fie hegt ihrerfeit8 ein ganz andere Ideal 
einer gewerblichen Corporation. Die Arbeiter natürlich jehen in den Unternehmer: 
verbänden eine organifirte gegneriihe Macht, und die letteren haben bisher 
nicht genug getban, um dieſe Anjchauung zu widerlegen. So ftoßen fie alio 
nad) den verfchiedenften Seiten auf Antipathie oder wenigftend auf Mangel an 
Sympathie. Und in der That ift nicht zu leugnen, daß fie im Ganzen, trog 
der anerfennenswerthen Gefinnungen und Beftrebungen einiger leitenden Perfön- 
lichkeiten, mehr Sinn für ihre praftiichen Intereſſen, als für foctalpolitifche 
Bürgerfronen befunden. Nur einzelne Verbände haben etwas Nennenswerthes 
in Betreff des Lehrlingsweſens geleiftet, die Mehrzahl aber bat nicht einmal 
einen ernftlichen Anlauf nach diefer Richtung genommen. Verſuche, mit den 
Arbeitern in geregelte Beziehungen zu treten, find ebenfall$ nur von wenigen 
Verbänden mit wirflihen gutem Willen unternommen worden. Die Aufgabe 
ift Schwer, aber fie braucht auch nicht mit einem Male gelöft zu werben. Kurz, 
wenn die Unternehmerverbände eine Bedeutung für da8 Gemeinwohl im höheren 
Sinne erlangen wollen, jo müffen fie fi mit mehr eigener Initiative den focial- 
politiſchen und focialötonomifhen Aufgaben zuwenden. Sie dürfen fich diefelben 
nicht widerwillig aufprängen laſſen, fondern fie follten ihnen entgegengehen und 
unverdroffen nach Löſungen fuchen, die dem ſocialen Frieden dienen. 


) Ducarre, Rapport fait au nom de la commission d’enquete sur les con- 
ditions du travail en France (Versailles 1875), p. 16 und am anderen Stellen. 
2) Wieder abgebrudt im „Annuaire“ der Union, p. 86 fi. 
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VII. 
Die älteren Vorgänger der Arbeiterſyndicate. 


1. Die Compagnonage. 


Die Syndicalverbände der Arbeiter ſuchen Durch eine zweckmäßige Organi- 
fation die Stellung der Yohnarbeiter dem capitaliftiichen Unternehmer gegenüber 
zu verbeffen. Das ift ihre dharakteriftiiche Aufgabe, neben der fie allerdings 
auch die Zwede eined gewöhnlichen Hülfsvereins verfolgen können. Als Borgänger 
der heutigen Syndicate müſſen wir daher alle Verbindungen anfehen , welche die 
Macht der Aſſociation benugten, um das Arbeitsangebot zu regeln und die 
Arbeitöbedingungen zu verbeflern. Bon dieſem Gefictspunfte aus ericheinen 
die unter dem Namen Compagnonage zufammengefaßten franzöſiſchen Geſellen— 
verbände als die nächſten Wicendenten der als moderne Gewerkvereine auftretenden 
Syndicalkammern }). 

Eine Darftellung der Einrichtungen und Sonderbarfeiten jener alten Brüder: 
haften, die auch gegenwärtig noch im nicht ganz unbebeutenden Reſten fort: 
beftehen, gehört nicht hierher ?). Nur kurz fer erwähnt, daß drei Kategorien 
von Gejellenverbänden zu unterſcheiden find: 1) die „Enfants de Salomon“, 
auch „Gavots“ genannt, oder die Gefellen vom Devoir de libert&, zu denen 
früher nur Steinmegen, Schreiner und Schloffer gehörten, während in neuerer 
Zeit noch eine von der Regel des Pöre Soubise abgefallene Bartei der Zimmer: 
leute zugelaffen worden ift; 2) die „Enfants de maitre Jaeques“, die urjprüngs 
lich ebenfalls nur aus Verbänden von Steinmegen, Schreinern und Schloſſern 
beftanden, ſpäter aber ihr Devotr auch den Gefellen vieler anderen Gewerbe mit: 
getheilt haben; 3) die „Enfants du pere Soubise“, die anfangs nur aus 
Zimmerleuten beftanden, fich aber jpäter noch die Dachdeder und Gypſer affiliirten. 

Die Mitglieder der beiden legten Kategorien heißen insgeſammt Compagnons 
du devoir oder devoirants (oder auch mit böswilliger Abkürzung devorants), 
im Gegenfag zu den Anhängern de8 devoir de liberte, Nicht nur die An: 
hänger der verfchiedenen Riten, ſondern auc die demjelben Devoir folgenden 
Verbände der verfchiedenen Gewerbe Iebten früher in beftindigem Streit. Oft 


1) Meber die Aehnlichleit der älteren deutſchen Gefellenwerbände mit den Gewerk— 
— Schanz, Zur Geſchichte der deutſchen Geſellenverbände im Mittelalter, 
S. 141 ff. 

2) Bgl. über die Compagnonage: Simon, Etude historique et morale sur le 
compagnonage, Paris 1853. — (Le Play,) Les ouvriers des deux mondes, I. p. 54 
et suiv. — l,evasseur, Hist. des classes ouvrieres en France jusqu’a 1789, I. p. 
495 et suiv.; aud die Fortfegung diefes Werkes für die neueſte Zeit I. 363 und 
mebrere andere Stellen. — Laurent, Le pauperisme et les assocıations de pre- 
voyance, I. p. 222 et suiv. (ein zuerft im Journal des @economistes, Februar 1860, 
erſchienenes Kapitel. — Arbeiterfohriften: Agricol Perdiguier, Le livre du com- 
pagnonage, 3. éd. Paris 1857. Derfelbe, Question vitale sur le compagnonage 
et la classe ouvriere, Paris 1861. — Chovin, Le Conseiller des compagnons, 
Paris 1860. — P. Moreau, Un mot sur le compagnonage, Auxerre 1841. 
Derjelbe, De la reforme des abus du compagnonage, ibid. 1843. — Derfelbe, Ex- 
plication & tous les ouvriers relative à la lettre de M. Perdiguier, ibid. 1843. 
Moreau vertritt die Neformgefellfchaft Union, über welde unten Näheres. 


Schriften XVII. — Leris, Franz. Gewerkvereine. 8 
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genug fan es nod in unferem Jahrhundert zwifchen Gavots und Devorants zu 
Iutigen Schlägereten, die man fait Schlachten nennen konnte und die feinen 
anderen Grund hatten, als die Verſchiedenheit des „Comment“ und die jeit 
Jahrhunderten unterhaltene abjurde Tradition. Andererſeits iſt nicht zu leugnen, 
daß die geheimnißvollen Gebräude der Compagnonage trog der vielen mit unter- 
laufenden Lächerlichkeiten und Rohheiten mefentlic dazu beigetragen haben, die 
Arbeiter durd Erregung der Phantafie für die Imftitution zu gewinnen und 
derfelben Tange Zeit eine merkwürdige Lebenskraft zu erhalten. Der Sim für 
dergleichen Symbolik ift heutzutage auch aus der Arbeiterbevölferung jo gut wie 
gänzlich verſchwunden und wird fich nicht wieder beleben laſſen; die Syndical= 
kammern find die zeitgemäßen modernsnüchternen Nachfolger der Gefellenverbände, 
aber es fehlt ihnen die Beihülfe zu ihrer Ausdehnung und Befeftigung, welde 
früher den Gefellenverbänden durch die Tradition und den Reiz des phantaſtiſchen 
Elementes geboten wurde. 

Was uns aber hier intereſſirt, iſt lediglich der Einfluß, den die Com— 
pagnonage auf die Regelung des Arbeitsangebots und die Verbeſſerung der 
Arbeitsbedingungen ausübte. Allem Anſcheine nach ſind dieſe Verbände von 
Anfang an unter dem Einfluß der ſocialökonomiſchen Gegenſätze ind Leben ge— 
treten; fie entftanden, nachdem im 14. Jahrhundert zunächft in einzelnen Ge— 
‚werben die Bildung der immer zahlreiher werdenden Claſſe von Arbeitern be- 
gonnen hatte, die wenig oder gar feine Ausficht beſaß, zu der immer ſchwerer 
zugänglich werdenden Meifterihaft zu gelangen. Als Kampfmittel hatten die 
Gefellenverbände die Arbeitseinftellung und namentlich die „damnation“, das 
Schelten und Berrufen fowohl einzelner Meifter, wie fogar ganzer Städte. 
Weltliche Verbote und firchlihe Cenſuren blieben gegen fie wirkungslos, 


2, Die Geiellenderbände jeit 1789. 


Gleich nach Beginn der Revolutionsbewegung nahmen die Coalitionen in 
Paris einen bedeutenden Umfang an. Diefelben gingen theils von ſolchen Ar— 
beiten aus, deren Gewerbe nie zu der Compagnonage gehört hatten, wie Buch- 
druder und Schneider, theils aber auch von den Zimmerleuten und anderen 
Baubandwerkern, die im jener Inftitution eine Stütze fanden. Allerdings 
icheinen auch die Strifeaffociationen der Tetteren nicht ausdrüdlich im Namen der 
Eompagnonage aufgetreten zu fein, vielmehr hatte fih 3. B. bei den Zimmer— 
leuten eine Befondere Sefellfchaft gebildet mit dem Namen „Union fraternelle 
des ouvriers en Part de la charpente“ 1); aber Chapelier bezeichnet in feinem 
Bericht über das Ajfociationsgefeg die neuen Gefellihaften, melde von der Parifer 
Municipalität al8 Hülfscaffen anerfannt zu werden verlangten, ausdrüdlih als 
Nachfolger der „societe des devoirs“, fiber welche letztere er allerdings ſehr 
unklare Vorftellungen zu haben ſcheint?). Jedenfalls mar das Geſetz vom 
17. Juni 1791 zumächft auch gegen die Compagnonage gerichtet, die nun unter 
dem neuen Regime nicht minder verboten war, wie unter dem alten. Der 


') Histoire parl. de la Rev. frang., t. X, p. 1 

2) „Ces malheureuses societes ont suceed6 * Paris & une soeiete qui s’y 
etait etablie sous le nom de societ6 des devoirs. Ceux qui ne satisfaisaient pas 
aux devoirs, aux r&glements de cette societe, etaient vexes de toute maniere.“ 
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Urtifel 416 des Code penal hat ebenfall® unmittelbar auf diefe Verbände Be— 
zug, wie jchon aus der Unwendung des bei vdenjelben üblichen Ausdrucks 
„damnation“ für die BVerrufserflärung hervorgeht. Gleichwohl beftand die 
Compagnonage fort, und trog der häufigen Exceſſe erlangte fie allmählich eine 
mehr oder weniger offene Duldung von Seiten der Behörden. Die einzelnen 
Berbände traten als Hülfsgefellichaften auf und erhielten als ſolche, troß ihres 
fachgenoffenfchaftlihen Charakterd und trog des Geſetzes von 1791, die nadı 
Art. 291 des Code pénal nöthige Genehmigung. 

In der That find ja auch die Sefellenverbände zunächſt Hülfsgelellichaften, 
und zwar jolche, die vorzugsweife auf wandernde Theilnehmer berechnet find. 
In jedem Gewerbe find einige zwanzig Städte — jedoch mit manden Unter: 
fchieven für Die verichiedenen Gewerbe und Devoird — al® zur „tour de 
France“ gehörend angenommen ; in jeder Stadt findet der wanbernde Giefelle 
eine Herberge feines Verbandes unter der Leitung der „möre“; durch Vermitt- 
lung des „rouleur* erhält er Arbeit, zumeilen fogar dadurch, Daß ein anderer 
Geſelle zum Weiterwandern veranlaßt wird; findet fich fein Unterfommen für 
ihn, jo gewährt ıhm die Gejellichaft wenigſtens eine Unterftügung zur Fortjegung 
feiner Wanderung. Erkrankt er, jo wird er von feinen Genoffen beſucht, auf 
Koften der Geſellſchaft ärztlich behandelt und verpflegt und durd eine Geld: 
beihülfe unterftügt; auch beftreitet die Gejellichaft die Begräbnißkoften und gibt 
dem Berftorbenen ein feterliches Geleite, an das fich früher allerlei myſteriöſe 
Gebräuche knüpften. Wo es möglich ift, grimden die Verbände Zeichenfchulen 
für ihre Genofien, wie denn überhaupt der Zwed der Wanderjchaft hauptſächlich 
die weitere Ausbildung des Gefellen in feinem Gewerbe fein fol. Viele ber 
Genofjen waren von Haus aus nicht ganz mittello8 und im Stande, ſich ſelb— 
ftändig niederzulaſſen; im diefem alle aber ſchieden fie aus der Geſellſchaft aus 
und erhielten von derjelben eine Art Entlaſſungszeugniß. Jedoch blieben fie in 
der Regel noch immer in gewiſſen Beziehungen zu dem Berbande und Leifteten 
aud wohl noch Beiträge. Manche Verbände ließen bis in die neuere Zeit nur 
unverbeirathete Mitglieder zu. Daher hatten 3. B. die verheiratheten Zimmer- 
leute vom Devoir eime befondere Hilfsgefellichaft, die der „Agrichons“ gegründet. 

Je nad der Art des Gewerbes find die Ausfichten des Arbeiter auf jelb- 
ftändige Niederlafjung natürlich fehr verſchieden; am geringften aber werben jie 
immer in den großen Städten und namentlih in Paris fein. Hier gewinnen 
die Verbände daher einen ftabileren Charakter; die Veränderungen durch Ab— 
und Zumandern find weniger bemerkbar, weil ein Kern von mehr ſeßhaften 
Mitgliedern ftet3 vorhanden bleibt, die auch nicht darauf rechnen, jemals in die 
Claſſe der Unternehmer einzurüden. Unter diefen Umftänden war e8 eine natur 
gemäße Entwidlung, wenn die Verbände die Bedingung der Eheloſigkeit fallen 
liegen und andererjeitS auf die Gründung von Alteröverforgungscafien Bedacht 
nahmen. Diefe großſtädtiſchen Gompagnonage-Verbände waren auch am beſten 

erüftet, um mit dein Capilal in die Schranfen zu treten, und fie haben in 

—— Conflicten oft· größeres Geſchick und größere Energie bewieſen als die 

modernen Syndicalklammern. Es kam ihnen eben die größere Disciplin er A 

an dem ftrengen „Comment“ gewöhnten Mitglieder zu ftatten. Namentlid war 

die „damnation“ eine von den Unternehmern Sehr gefürchtete Waffe. Ueberhaupt 

hatte die Compagnonage einestheils durch ihre wohlorganifirte Stellenvermittlung 
8* 
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in jeder Stadt und andererſeits durch ihren das ganze Land umfafjenden 
Gartelverband fehr wirffame Mittel, das ArbeitSangebot ohne alle geräufchvollen 
Eingriffe zu regeln. Der Artikel 416 konnte nicht verhindern, daß Die Genofjen 
eines Berbandes z. B. eine Stadt in kurzer Zeit ſämmtlich verliefen, und daß 
der Zugang von neuen nad dem außsgegebenen Loſungswort gänzlih aufhörte. 
4 Uber merkwürdiger Weife war der Corpsgeift der verjchiedenen Devoirs noch 
mächtiger, als felbft das Glaffenintereffe. Das Interdict der Devorantd wurde 
von den Gavots nicht berüdfichtigt und umgekehrt, und die einen rüdten in bie 
von den anderen verlafjenen Stellen und Städte ohne Zaudern ein!). Nur in 
Paris fanden die verfchtedenen Gruppen fchon früher einen modus vivendi. 

So ift den Zimmerleuten vom Devoir, den Jogenannten „Drilles“, das 
rechte, denjenigen vom Devoir de libert& das linke Seineufer vorbehalten 2); 
bei Gonflicten mit den Unternehmern aber vereinigen ſich die beiden Verbin— 
dungen zu gemeinfchaftlihem Auftreten, wie 3. B. ſchon bei dem Coalitions- 
procefie von 1832 conftatirt wurde 3). 

Ueberhaupt ift die alte Feindſchaft zwiſchen den verſchiedenen Gruppen in 
ven letzten Jahrzehnten faft gänzlich verjchmunden. Perdiguier, der immer für 
die Einigung der alten Devoirs gewirkt und ſchließlich ſogar den rationaliftiichen 
Ketzern von der Union das Leben günnte, erlebte 1863 in Lyon noch die Genug: 
thuung, daß er in einem feierlichen Zuge von Gefellen aus allen Devoirs be- 
gleitet wurde, wobei das Außerordentliche geihah, Daß ein Gavot — zu denen 
der Gefeierte jelbft gehörte — mit Stod und Bändern voranging, während die 
Devorants ohne „Farben“ folgten *). Eigentlich aber hätte dieſe latitudinariſche 
Gefinnung dem alten Apoſtel der Compagnonage doch bedenklich ericheinen müffen ; 
denn man mußte vermuthen, daß den Arbeitern, der Sinn für die naiven 
Aeuferlichkeiten ihrer Verbindungen ſchon abhanden gekommen war, und daß das 
proſaiſche materielle Intereſſe fie mehr beihäftigte al8 die Legenden von Hiram 
und Jakob Molay. Gaben fie einmal einen Theil der traditionellen Symbolik 
auf, fo mußte auch der Reſt bald von der Zeitftrömung fortgeſchwemmt werben. 
Die Compagnonage-Derbände werden daher immer mehr den Charakter einfacher 
Hülfsgefellichaften annehmen, da ihre ſoecialökonomiſche Rolle ſchon jetzt faft gänz— 
lich an die Syndicalfammern übergegangen ift. Mit ven Iegteren ftehen fie 


1) In ber oben angeführten Schrift von Moreau über die Neform ber Com— 
pagnonage wirb auch biefer Punkt in einem Geſpräch zwifchen mehrere Arbeitern be— 
bandelt (p. 47 fi.). Einer klagt, daß in Aurerre im Jahre 1837, als die Zimmerlente 
vom Devoir eine Erhöhung des Lohnes auf drei Free. verlangt hatten, bie feindlichen 
Brüder vom Devoir de liberte gelommen feien und dem ganzen Plan vereitelt hätten. 
Ein ähnliches Beifpiel wird aus Saumur angeführt. Der eine ber Redenden meint, 
was offenbar auch die Anficht des Verfaſſers ift, wenn bie beiden Devoirs einig wären, 
fo könnten fie der Ausbeutung der Arbeiter ein Ende machen. Dagegen aber wendet 
ein alter Handwerker ein, das gebe unmöglich, denn die Gefete von Maitre Jacques 
und von Salomon feien zu verfchieden; auch würde dann fein Wetteifer mehr vor- 
handen fein und die Arbeiter würden zu mächtig und anfpruchsvoll werben. 

?) Daher findet man in dem Berichten der Arbeiter-Delegirten für die Weltaus- 
ftellung von 1867 einen Bericht der „Charpentiers de Paris“ und einen der „Char- 
pentiers de Paris (rive gauche)“, 

3) Gazette des tribunaux, v. 24. Dec. 1932. 

*) Laurent, I. c., p. 251. 
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auf gutem Fuße und viele Arbeiter gehören Verbindungen der einen und ber 
anderen Art zugleid an. 

Das letzte öffentliche Auftreten der Compagnonage im größeren Stil fand 
zur Zeit der Commune ftatt, al8 fie oder wenigſtens eine größere Anzahl ihrer 
Mitglieder fi) der VBerföhnungsdemonftration eines Theile8 der Freimaurer auf 
den Wällen von Paris anſchloß ?). 


3. Die Zimmergejellen in Paris. 

Um zu zeigen, daß die Compagnonage den Arbeitgebern gegenüber voll- 
ftändig die Rolle der Gewerkvereine jpielte, nehmen wir als Beiſpiel die Arbeitd- 
einjtellungen der Zimmergefellen in Paris, denen der Staatsanwalt 1845 das 
Zeugniß außftellte, daß fie im Strifen unter allen Gewerben am meiften geleiftet 
hätten. Zwar gehörten nicht alle Zimmerarbeiter zur Compagnonage, aber in 
den Conflicten mit den Arbeitgebern fiel diefer naturgemäß die Yeitung zu, zumal 
fih in ſolchen Fällen, wie gefagt, die beiden rivalijivenden Devoirs auf den 
beiden Seineufern zu gemeinſchaftlichem Handeln vereinigten. Nach den oben 
erwähnten Goalitionen in der Revolutionsperiode ſcheint bis zum Jahre 1822 
in Paris feine Arbeitseinftellung der Zimmerleute vorgefommen zu jein. 

Von dem Strike dieſes Jahres aber datiren fie nad Ye Play einen wich— 
tigen Umſchwung, indem fie eine Art Vereinbarung mit den Arbeitgebern durch 
fetten, nach welcher der Yohn für alle gleihmäßig 35 Gentimed für die 
Stunde betragen ſollte. Webrigens ift dieſes Princip der Lohngleichheit bei den 
Bimmerleuten thatfählich Doch nur für die Arbeiter von normaler Leiftungsfähig- 
feit durchgeführt worden. Auch in den fpäter vereinbarten Tarifen iſt der feft- 
geftellte Yohnjag von den Arbeitern nur als das Minimum des Preijes der 
Durchſchnittsarbeit angejehen worden, während die Unternehmer denjelben haupt— 
ſächlich als Bafis für die Entſcheidung von Streitigkeiten betrachteten. 


Im Jahre 1832 jcheint man zuerft in der Syndicalkammer der Unter 
nehmer ſich mit der Lohnfrage beſchäftigt zu haben (ſ. oben). Aber auch bie 
Gefellen fingen an, ficy zu regen. Die bei dem Bau der Brüde vom Pec bet 
St. Germain beichäftigten Arbeiter des Unternehmers Saint-Salvi machten im 
Eeptember Strife, weil fie nur zehn Stunden täglich arbeiten wollten. Da ber 
Arbeitgeber ihnen ihre Arbeitsbücher nicht herausgeben wollte, beriefen „Drilles“ 
und „Libertes“ eine große gemeinjchaftlihe „Coterie*, an der fi 5000 Zimmer= 
gejellen betheiligten, und man erflärte die Arbeitöpläte de „singe du Pec* 
auf fünf Jahre in Berruf. Daraufhin wurden im December der Präfident 


1) In dem fchwäülftigerevolutionären Eircular, das die Demonftranten nach bem 
Scheitern ihres Verſuchs erließen, heißt e8 u. W.: „Les Frances-Magons et les Com- 
agnons sortent les uns et les autres de leurs sanctuaires mysterieux, tenant 
e la main gauche la branche d’olivier, symbole de la paix, et de la main 
droite le glaive de la revendication. Attendu que les efforts des Francs- 
Macons ont été trois fois repousses par ceux-là m&mes qui ont la pretention 
de representer l’ordre, et que leur longue patience est epuisde, tous les Francs- 
Magons et les Compagnons doivent prendre l’arme vengeresse et crier: Freres, 
debout, que les traitres et les hypocrites soient chäties!“ Enquäte parl. sur 
l’insurrection du 18 mars 1871, p. 535 (Ausgabe in einem Banbe). 
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der „Coterie* und zwei andere Arbeiter zu dreimonatlidem Gefängniß 
verurtheilt ?). 

Der eigentliche Zariffampf aber begann erft im Auguſt des folgenden 
Jahres. Nah den Verhandlungen des dadurch veranlaften Coalitionsproceijes 
ſcheinen dieſes Mal die „Drilles” die Führung gehabt zu haben. Im diefem 
Berbande ftelte man das Programm auf, deſſen Hauptpunfte folgende waren: 
man verlangte einen Lohn von 4 Fres. (für 10 Stunden) für alle Arbeiter 
bet den Unternehmern und Zimmermeiftern; Privatarbeitgeber dagegen jollen 
6 Fres. bezahlen; nur die Unternehmer, welche diefe Forderung bewilligen, follen 
Arbeiter erhalten; alle Arbeiter, welche unter diefen Bedingungen Beſchäftigung 
finden, jollen während einer gewiffen Zeit täglich einen Franken für den Unters 
halt der Feiernden beitragen. Die Hauptfahe war der Minimallohn von 4 Fres. 
fir den DurchichnittSarbeiter, und diefe Forderung brachte eine Deputation Der 
Arbeiter am 3. September vor die Syndicalfammer ver Unternehmer. Diefe 
jedoch lehnte fie durch Acclamation ab und alle Mitglieder wurden aufgefordert, 
diefen Beſchluß zu unterzeichnen. Die Arbeitseinftellung dauerte indeß faum einen 
Monat, und wenn auch einige Berhaftungen und BVerurtheilungen erfolgten ?), 
jo kam doch eine Art Bertrag zu Stande, der im Welentlichen die Forderungen 
der Arbeiter erfüllte. Ein von dem Unternehmerfyndicat aufgefettes Schriftftüd ) 
gibt den Inhalt der Vereinbarung an und läßt zugleich die wirkliche Bedeutung 
des gleichen Lohnſatzes erkennen. Indeß ſcheint das Abkommen keineswegs ftreng 
befolgt worden zu fein, was in den Jahren 1836, 1842 und 1843 #) zu einigen 
unbedeutenderen Arbeitseinftellungen und Interdictionen Beranlaffung gab. Dann 
aber glaubten die Gefellen die Zeit für eine Revifion des Tarifs gelommen, da 
fie, obwohl Nichts darüber ausgemacht war, ihrerjeit8 dem alten von Anfang an 
nur eine Dauer von zehn Jahren zuerfannt hatten. Im Mat 1845 erjchien 
eine Deputation der Arbeiter vor der Syndicallammer der Unternehmer und 
verlangte Erhöhung des Minimallohnes im obigen Sinne auf fünf Franten 
mit beiderjeitiger Verpflichtung, diefen Sat zehn Jahre Lang einzuhalten. Auch 
war wieder von ber Abihaffung der Afterumternehmung (marchandage) die 
Rede, obwohl die Unternehmer behaupteten, daß dieſelbe ſchon feit den zwanziger 
Jahren faft gar nicht mehr vorkomme. 

Die Syndicalfammer lehnte die Forderung der Arbeiter ab und wiederholte 
ihre Weigerung auch einer zweiten Deputation gegenüber, die, wie der Syndicats- 


1) Gaz. des trib., v. 24. Dec. 1832. Die bilberreihe Sprade ber Kinder bes 
Pere Soubife bezeichnet ben Meifter mit dem Worte „singe. 

2) Gaz. des trib., v. 13. Oct. 1833. 
Ri Vol. Anbang, Nr. 1. 
+) Im diefem Jahre erließen die Arbeiter das folgende Eircular an bie Unter— 
nehmer: „Messieurs, Nous avons & regretter que quelques-uns de vous se soient 
affranchis des reglements de votre assemblee du 24. septembre 1833, concer- 
nant nos interets communs; nous dirons nos interöts communs, car l'interöt 
de l’entrepreneur et celui de l’ouvrier ne peuvent ötre divisds, attendu que l'un 
decoule de l’autre. Ainsi, Messieurs, nous croyons qu’il est sage de notre part 
de vous prevenir que tout entrepreneur qui violera, jusqu’& nouvel ordre, 
l’arrete de Passetp lie generale Eenonce ci-dessus, sera immediatement prive 
d’ouvriers pendant un temps limited selon la gravit& de la faute qu’il aura com- 
mise, Recevez, Messieurs, l’assurance de toute notre estime.“ (Gaz. des trib,, 
1845, p. 1016.) 
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präſident Saint-Salvi in den Procefverhandlungen zugefteht, eine ganz wernünf: 
tige Sprache führte. Namentlih wollten die Unternehmer nichts wifjen von 
der Berpflichtung auf zehn Jahre. Ste erjuchten den PBolizeipräfecten um eine 
officiöfe Vermittlung, aber die Arbeiter erklärten, fie würden zwar die Inter: 
vention, nicht aber einen Schiedsfprucd des Präfecten annehmen. Kurz, die 
Berhandlungen blieben refultatlos, und am 9. Juni ftanden plöglicd alle Wert- 
pläße der Unternehmer Teer. Wiederum hatten fich die beiden Compagnonages 
Berbände geeinigt und felbft ihre Gegner mußten hinterher anerkennen, daß der 
drei Monate dauernde Strife ohne alle Verlegung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung durchgeführt worden jet. 

Der Generalftab der Arbeiter hatte feinen Sit bei der „Moͤre“ ver 
Zimmerleute in La Villette, die Berbandsmitglieder, die unter den 6—7000 
Ztinmerarbeitern die Mehrzahl bilveten, beobachteten ftrenge Disciplin und bei 
den gerichtlichen Verhandlungen, die fich Durch jechs Nummern der Gazette des 
tribunaux binziehen (vom 21.—27. Auguft) fonnte man nur wenige und une 
erhebliche Fälle von Drohungen und Einfchüchterungen nachweiſen. 

Jeder Unternehmer konnte fofort Arbeiter erhalten, wenn er fich bei der 
leitenden Commiffion der Arbeiter fchriftlih auf zehn Yahre zu der Zahlung 
des Lohnes von 5 Fres. verpflichtete, mit der weiteren Bedingung, daß er von 
jedem Zagelohn bis auf Weitere8 1 Fre. zurüdhalte und an die Commiffion » 
abliefere. Dieſe Beiträge dienten dann zur Unterftügung der noch feiernden 
Arbeiter. Auch hatte fi die Commiſſion im Intereffe der Ietsteren mit einigen 
Bädern und Fleiſchern verftändigt, welche gedrudte Bons an Zahlungsftatt ans 
nahmen. Die Arbeitgeber, welche ſich fügten, erhielten Erlaubnißkarten für jo viele 
Arbeiter, als fie verlangten. Der Text diefer Karten, deren die Commiffion 
6500 druden Tieß, lautete einfach: Permis de travailler à tout ouvrier 
charpentier chez les maitres qui ont accept& le tarif de 1845. Außerdem 
enthielten fie einige geheimnigvolle Initialen, wahrſcheinlich die des Devoir. 
Zur Zeit der Proceverhandlungen, im Auguſt, hatten bereit 130 Meifter mit 
ihrer Unterjchrift den neuen Tarif auf zehn Jahre angenommen, aber vie 
größeren Unternehmer in der Syndicalkammer jahen mit Verachtung auf diefe 
herab. „Was find das für Meifter,“ fagte Herr Saint-Salvi in den Gerichtö- 
verhandlungen, „das find gar nicht die alten Meifter, jondern neue, die bei 
diefer Gelegenheit improvifirt worden, ehemalige Portierd und Hausknechte, die 
in der Banlieue einen Gewerbefhein für 8 Fred. nehmen.“ Indeß hielt die 
Syndicallammer, wie wir oben ſchon erwähnt haben, dieſe Concurrenten doc 
für gefährlib genug, um gegen fie jenen Echachzug bei den Holzhändlern zu 
verfuchen. Die Stellung der Syndicalklammer war überhaupt in dem Procef 
gegen die Arbeiter eine unbequeme; glüdlichermeife für fie hatte der Staats— 
anwalt einen fo eigenthümlichen Begriff von einer Affociation, daß er auf die 
Bemerkungen Berryers, des Hauptvertheidiger8 der angellagten Arbeiter, erklärte, 
er fünne aus den Statuten des Syndicats der Zimmermeifter das Vorhanden- 
fein einer Affociation nicht erkennen !)! Um fo höher hielt der Staatsanwalt 


!) „On a pu indümment donner le nom d’association à une chose qui n’est 
pas une association; je viens de parcourir cette piece, et pour moi, il m’est acquis 
que ce n'est pas un acte constitutif d’ane association.“ (Gaz. des trib. 1945, 
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die Autorität des Geſetzes in feiner Rede gegen die Angeflagten. Er beflagt, 
daß viele Unternehmer ſich vor der Coalition gebeugt und auch vor Gericht ihre 
gerechten Klagen nicht Taut genug erhoben hätten. „Douteraient-ils de la 
puissance de la loi? de la fermet& des magistrats? Qu’ils se rassurent !)!‘* 
Und in der That, der Ausgang zeigte zur Genüge die Macht des Geſetzes. Der 
Hauptangeflagte Vincent, Secretär des Verbandes vom Devoir, damals haupt- 
ſächlich in diefer Eigenfchaft beichäftigt, aber nad) den Zeugenausfagen auch ein guter 
Arbeiter, wurde al8 „chef ou moteur“ zu drei Jahren Gefängniß verurtheilt, 
nicht etwa weil er irgendwelche Rubeftörungen oder Gewaltthätigkeiten begangen, 
ſondern lediglich, weil er die abminiftrative Leitung des Strife in Händen hatte, 
Das Urtbeil hebt hervor, daß er zu der an die Syndicalkammer gerichteten 
Deputation gehört habe, daß er eined der an die Unternehmer gerichteten Cir— 
culare unterzeichnet und deſſen Drud bejorgt babe, daß er auch bei dem Drud 
ded zweiten Circulars und der Bons für Brod und Fleiſch mitgewirkt und bei 
der Beſtellung der gedrudten Erlaubnißkarten wenigftens mit zugegen geweſen 
fei, daß in jeiner Wohnung, nämlih in der Herberge der Zimmierleute vom 
Devoir, Die auf bie Coalition bezüglihen Papiere und Die nicht unbedeutende 
Gafje!) derjelben in Beichlag genommen worden je. Lin zweiter Angeklagte, 
Duble, zu demjelben Verbande gehörend, wurde aus ähnlichen Gründen als 
„Führer und Anſtifter“ zu zwei Jahren Gefängniß verurtheilt, während zehn 
andere Angeklagte, von denen einige fih Trohungen und Einfchüchterungen zu 
Schulden hatten kommen lajien, mit Gefängnißftrafen von 3 und 4 Monaten 
davon famen. Der Appellhof beftätigte dieſes Urtheil für alle Angeflagten mit 
Ausnahme eined wenig compromittirten, der freigeſprochen wurde. Vergebens 
hatte Berryer bei diefer Gelegenheit aus den nicht ohne Schwierigkeit and Yicht 
gezogenen Protocollen der Eyndicallammer der Unternehmer bewiefen, daß Die 
fegteren nicht minder eine Coalition gebilvet hatten, wie die Arbeiter. Das be- 
jtehende Geſetz verbot ja dem Arbeitgebern nicht, einen beftimmten Lohnſatz ge— 
mernfchaftlih zu vereinbaren und ſich zu verpflichten, feinen Arbeiter unter ans 
deren Bedingungen anzunehmen; es verbot ihnen nur, durch eine Coalition den 
Lohn „injustement et abusivement“ herabzudrüden! Und was die Syndical⸗ 
fammer betrifft, jo beichäftigte dieſe fi ja nur mit dem „intérôt de l’art de 


la charpente*, Sie Arbeiter mußten _al| o büßen im Namen ber Breiheit der 
Arbeit, zu deren Preis auch der Generalabn aladvocat wieder Ihöne Worte. fand. 


Ber alledem aber trugen die Arbeiter in der Hauptſache den Sieg davon. 
Der Lohnjag von 5 Fred. (50 Gent. für die Stunde) wurde ſchließlich auch von 
den noch widerftrebenden Unternehmern gewährt, und wenn fie aud) feine Ver— 
pflihtung für die Zufunft anerfennen wollten, jo blieb der neue Tarif doch 
beinahe 17 Jahre ın Kraft, und zuletzt fidher nicht zum Schaden der Unter: 
nehmer. Die von den letzteren gelegentlich worgebrachten Declamationen gegen 
das Princip der Lohngleichheit find haltlos, da dieſes Princip in dem oben 
— Sinne zu verſtehen iſt. Die Zimmerarbeiter wollen vor allem 


1016.) Berryer ſelbſt begeht, wie ſchon oben erwähnt wurde, ven Irrthum, daß er 
ie Syndicallammer der Zimmermeifter für geſetzlich conftituirt hält. — (Ibid. p. 1025.) 

1) Diefelbe enthielt 2425 Fres., war aber, wie Berryer verfichert, nicht bie Strifes 
cafie, ſondern die Hülfscaſſe bes Sefellenverbandes. 
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erwirfen, daß die normale Arbeit von den verſchiedenen Unternehmern gleich 
bezahlt wird, alfo die Ungleichheit verhindern, die in manden anderen Gewerben 
von einem Haufe zum anderen befteht. Sie wollen aber keineswegs Denjenigen, 
die mehr verdienen können (jedoch nicht durch Marchandage) im Wege ſtehen, 
und ebenſo wenig verlangen ſie den gleichen Lohn für altersſchwache oder un— 
geübte Arbeiter. 

Man hat behauptet, in Folge des Strike von 1845 ſeien die Eiſen— 
conftructionen in Paris aufgefommen und jo das Bimmergewerbe dauernd ge— 
Ihädigt worden. Im der That nahm die Zahl der in Paris beichäftigten Ar— 
beiter dieſes Gewerbes erheblih ab, aber wer will im Emfte bezweifeln, daß 
die ausgedehnte Anwendung von Eiſen ftatt Holz durch die allgemeine Ent» 
widlung der Eifeninduftrie und nicht Durch jenen Strife bedingt worden tft! 

Der nächſte Strife der Zimmerleute fällt in das Jahr 1862. Bei der 
bedeutenden Steigerung aller Breife in den fünfziger Jahren war ihre Forderung, 
daß der Lohn von 50 auf 60 Gentimes für die Stunde erhöht werde, gewiß 
nicht umberechtigt. Diefelbe wäre wahrjcheinlih ſchon früher erhoben morden, 
wenn der Zarif von 1845 nicht beftanden hätte, aber die Arbeiter Legen nicht 
nur auf die Höhe, fondern aud auf die Stabilität des Lohnes Werth und 
opfern der Rücficht auf die lettere manchmal eine momentan gimftige Yohn- 
conjunctur. Die Unternehmer bewilligten die Zulage ohne allzu großes Wider: 
ftreben. Auch bei diefer Gelegenheit dürften die Compagnonage-Verbände noch 
die Führung gehabt haben. Denn unter den 3000 Zimmerarbeitern, die fich 
in den fünfziger Jahren in Paris zu befinden pflegten, waren nad) Ye Play 
nur 400, die nicht zu dem einen oder dem anderen Verbande gehörten. Auf 
dem rechten Ufer der Seine waren 500 active Gefellen vom Devoir und 1500 
noch mit diefen in Beziehung ftehende verheirathete Arbeiter; der Verband der 
Libert® auf dem Tinten Ufer der Seine aber zählte 600 junge und alte Genofjen. 

Der Spndicalbewegung haben die Zimmerleute ſich exft_jehr_Ipit_ange- 

en, Värberet jagt 1873 von ihnen ausdrüdlich, daß fie in diefer Be- 
ziehung hinter faſt allen anderen Gewerben zurüdgeblieben feien?). Auf dem 
ee ie von 1876 jedoch war ihre Syndicallammer vertreten, die, wie 

es jcheint, im Jahre vorher erft gegründet worden ift. Im Frühjahre 1876 
finden wir eine neue Arbeitseinftellung der Zimmerleute, die mit einer allge- 
meinen Bewegung in den Baugewerben in Sufammenhang und unter der Leitung 
der Syndicalfammer ftand 9). Man verlangte jest 70 Gent. für die Stunde 
und außerdem ftatt der monatlihen balbmonatlihe Auszahlung. Die erftere 
Forderung wurde von den Unternehmern nad) einigem Sträuben bewilligt, Die 
letztere aber nicht. Der Lohnzufchlag wurde in bie ſtädtiſche Preislifte aufge 
nommen, jedoch ſcheint er noch keineswegs von allen Unternehmern wirklich bezahlt 
zu werben. 





1) Weber biefen Strife f. Union nationale, v. 22. April 1876. 

2) Les greves et la loi sur les eoalitions, p. 10 

5) Union nationale, v. 19. März und 22. April 1876; vgl. auch die —— des 
Delegirten der Zimmerleute auf dem Congreß von Lyon, Seances ete., p. 558 
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4, Andere Gewerbe. 


Bei den Parifer Bädern hat fich die Compagnonage lebensfräftiger erwieſen, 
als die Syndisalfammer, Lange Zeit waren die Bäder, wie bat die 
Gewerbe, die nicht mit „Zirkel und Winkelmaß“ arbeiten, von der Compagnonage 
ausgeſchloſſen. Ihr Verband Hat fi exit im Jahre 1817 gebildet und zwar 
nad der Regel des Maitre Jacques, die überhaupt die meisten Affiltationen auf: 
weit. Die Syndicalkammer der Bädergefellen fonnte fih in Paris nicht be— 
baupten, und zwar, wie Barberet bemerkt, wegen der größeren Anziehungstraft 
der Hiülfsgejellichaften, zu denen auch der Compagnonage-Berband zu rechnen 
ift. Daher finden wir, daß 1877 die Gefellenbrüderihaft in Paris öffentlich 
al8 Vertreterin der Interefjen ihrer Standesgenofien auftritt. Die Bädergefellen 
fümpfen jchon feit Jahren gegen die befondere Polizeireglementation, die ihnen 
unter dem Gonjulat auferlegt worden. Namentlich aber yproteftiren jie gegen 
die amtlich privilegirten Stellenvermittelungsbureaur, die im Jahre 1848 bereits 
einmal aufgehoben, aber ſchon im folgenden Jahre wiederhergeftellt wurden, was 
damals fogar eine Arbeitseinftellung der Bäckergeſellen veranlaßte. Im Jahre 
1877 hielten die Bädergefellen einen Fachcongreß in Paris (dem 1879 ein 
ſolcher in Marfeille folgen jollte) und fie richteten damals eine Petition um Ab» 
Ihaffung jener Einrihtung an die Kammer. Diefelbe blieb wegen des Um— 
Ihwungs vom 16. Mat ohne Erfolg, aber im folgenden Jahre reichte ein 
Mitglied der mittlerweile eingegangenen Syndicalkammer eine Abjchrift derjelben 
al8 neue Petition ein und diefe wurde von der Commilfion an den Minifter 
des Innern verwiefen!). Für die Gefellen vom Devoir ift die Herberge die 
normale Arbeitövermittlerin, aber die privilegirten Bureaux jtanden ihr im 
Wege. Im der jüngften Zeit aber hat der Gefellenverband direct zur Selbfthülfe 
gegriffen und eine Anzahl „‚petites-möres‘‘ eingeſetzt, bei denen alle Mitglieder 
unentgeldlich Arbeitdnachweifung erhalten können. Der Aufruf, in dem der Ber- 
band dies befannt macht, ift zugleich eine Einladung, fi der Compagnonage 
anzuſchließen, die, wie es heißt, auf den demofratifchften Principien beruhe; Jeder 
könne die Leitung der Gefellichaft erhalten, und wenn fie ihm durch die Abſtim— 
mung wieder entzogen werde, jo geſchehe das ohne Schwierigkeiten und Intriguen ; 
die Devife der Gefellfchaft fer: Gegenfeitigkeit von Rechten und Pflichten! Bei 
der Aufnahme find 3 Fred. zu bezahlen, von denen zwei als vorausbezahlte 
Beiträge für die beiden erften Monate gelten; denn der monatliche Beitrag für 
alle Mitglieder, „die Recht auf Arbeit haben“, beträgt 1 Frc.2). Man darf 
aus diefem Schriftftück ſchließen, daß der Gefellenverband der Bäder in Paris 
no& eine größere Bedeutung beſitzt und feinen Gefinnungen nad fich auf dem— 
felben vorgerüdten Standpunkte befindet, wie irgend eine Syndicalfammer. Im 
neueſter Zeit Tcheint fich übrigens aud wieder eine Syndicallammer gebilvet zu 
haben. Vorher ſchon beftand ein beſonderes Syndicat für die Spectalität ber 
Wiener Bäderet. 

Im Allgemeinen harmoniren, wie gejagt, die Compagnonage-Berbände und 
die Syndicalkammern gut zulammen. So vereinigten ſich 3. B. 1873 bei den 


1) La Rep. dém. et soc., vom 29. Sept. 1978. 
?) Ibid., vom 2. Febr. 1879. 
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Schuhmachern die Geſellen vom Devoir des Maitre Jacques und die von „der. 
neuen Wera” mit der Syndicaltkammer dieſes Gewerbes _ und -einigen-- anderen 
Arbeitervereinen, um die Delegation zur Wiener Weltausftellung zu organifiren 1). 
Der Delegirte der Steinmegen ſpricht von der Uneinigfeit der drei in feinem 
Gewerbe beftehenden Compagnonage-Verbände, wodurch die Gruppirung ber 
Arbeiter um die Sundicalfammer erfchwert werde; jedoch glaubt er, daß biefe 
Hindernifje durch die zunehmende Aufklärung der Arbeiter bald bejeitigt werben 
würden ?). 

In dem Berichte der Delegirten der Sattler zur Ausitellung von Phila— 
delphia wird der noch beftehende Gefellenverband (vom Devoir des Maitre 
Jacques) nicht unfreundlich erwähnt, jedoch beigefügt, daß "diefe Gejellihaften heute 
feinen vechten Eriftenzgrund mehr hätten, da die Arbeiter weniger reiften wie 
früher; e8 wäre befjer, wenn Alle fih dem Bereine anfchlöffen, der den Bedürf— 
nifjen de8 Augenblides am beften entjpreche, nämlich der Syndicalkammer 9). 

Erwähnen wir jchlieflich noch den Gefellenverband der Seidenweber oder 
„Foͤrandiniers“ (jo genannt nad einem jest nicht mehr fabricirten Seidenftoff), 
weil er ein Gegenftüd zu der fogleich zu beiprechenden Gefellichaft der Mutualiſten 
in yon bildete. Die lettere beftand nur aus „Chefs d’ateliers“‘, d. 5. 
MWebern mit eigenen Webftühlen, der Verband der erfteren aber, der im Jahre 
1832 gegründet wurde, follte die Intereffen der von jenen Façon-Meiſtern be= 
Ihäftigten Arbeiter vertreten. Erſt im Jahre 1842 erhielt diefer Verband, der 
damals bereit8 über 3000 Mitglieder zählte, unter der „Pathenſchaft“ der 
Sattler die Einweihung in das Devoir des Maitre Jacques. Jedoch behielt er 
immer gewiffe Eigenthümlichkeiten, namentlih dadurch, daß er feine eigentliche 
Wandertour hatte; in allen einigermaßen bedeutenden Fabrikorten hatte er zwar 
Bureaur, die mit einander correfpondirten, aber die Ortöveränderungen der 
Mitglieder erfolgten nur zu dem Zwede, das Arbeitsangebot zu reguliren, indem 
man die überfüllten Pläge entlaftete und die Arbeiter dorthin wies, wo Nadı= 
frage beftandt). In neuerer Zeit haben in der Weberei, namentlih in Lyon, 
die Syndicalkammern entſchieden die Führung ber foctalötonomifchen Bewegung 
übernommen. Jedoch finden wir bei dem Pariſer Arbeitercongreß von 1876 
auh den Compagnonageverband der Terandinier® von Paris dur zwei 
Delegirte vertreten. 


5. Die Mutualijten in Lyon, 


Die eben erwähnte Gefellihaft der Fagon-Meifter in Lyon, die im Jahre 
1828 unter dem Namen „le Mutuellisme‘‘ gegründet wurde, gehört zwar nicht 
zu der Compagnonage, aber fie ahmte doch einigermaßen die Formen berfelben 
nad. Sie bezeichnete ſich z. B. in ihren Statuten als ein „Devoir“, und vers 
langte von ihren Mitgliedern einen Eid und ſtrenges Geheimnig?). Der Verein 


1) Rapports de la del. ouvriere, cordonniers, p. 60 et suiv. 

2) Ibid., tailleure de pierres, p. 57. 

s) Rapports de la del. ouvriere libre à l’exp. de Philad,, Selliers, p. 89. 
“) ®gl. Les ouvriers des deux mondes, I, p. 364 unb Simon, Compagnonage, 


. 116. 
r 5) S. Anhang Nr. 3. Die Statuten find vollftändig abgedrudt im Anhange des 
vierten Banbes von Louis Blane's Histoire de dix ans. 
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follte eigentlich nur eine Hülfsgeſellſchaft fein; die Mitglieder find verpflichtet, 
einander Alles mitzutheilen, was ihnen in ihrem Gewerbe förderlich fein fann, 
fie jollen ſich gegenſeitig durch Darleihung von Geräthichaften und Geldunter- 
ftügungen aushelfen und überhaupt ſich gegenfeitige Freundſchaftsdienſte erweiſen, 
wie auch den Verſtorbenen das letzte Geleit geben. Nach Artikel 1 beſteht bie 
Geſellſchaft nur aus Façon-Meiſtern (chefs d’ateliers), die in den Fabrikvorſtädten 
von Lyon wohnen, verheirathet, von unanfechtbarer Rectichaffenheit und 
gutem Febenswanbdel find. Wegen des Artifeld 291 des Strafgefegbuches theilte 
ſich die Geſellſchaft in einzelne Logen von höchſtens 20 Mitgliedern. Elf fleine 
Logen bildeten durch ihre Delegirten eine Gentralloge und die Präfidenten ber 
letzteren hatten urſprünglich die Oberleitung des ganzen Verbandes. Im Yahre 
1833 jedoch ging man zu einer mehr demokratiſchen Berfafjung über, indem 
man einen Erecutivausihuß an die Spite des Vereines ftellte, der nur die Be⸗ 
ſchlüſſe der Majorität zur Ausführung zu bringen hatte!). Das Eintrittsgeld 
betrug 5 Fres., im Uebrigen aber wurde die Höhe der Beiträge nad den von 
dem großen Rath bemefjenen Bedürfniffen der Geſellſchaft beftimmt. Die Wittme 
eined Mitgliedes genoß noch ein Jahr lang nach dem Tode ihres Mannes alle 
Bortbeile der Geſellſchaft. Ausdrüdlic war verboten, jich jelbjt nur unter- 
haltungsweiſe in den Sitzungen mit politiichen oder religiöfen Angelegenheiten 
zu beichäftigen. 

Die Zahl der Fagon-Meifter betrug im Anfang ver dreißiger Yahre in 
Lyon nad) Louis Blanc S—10,000, die der einfachen Arbeiter in der Seiden— 
induftrie aber 30—40,000. Die erfteren betrachteten fich jedoch eigentlich eben- 
falls al8 Arbeiter und nicht als „Bourgeois“, und den Fabricanten gegenüber 
hatten fie mit den Gefellen gleiche Intereffen. Beide Clafjen vereinigten fih im 
October 1831 Angeſichts des außerordentlich tief geſunkenen Preiſes der Arbeit, 
um einen Mintmaltarif zu verlangen, bei dem Meifter und Arbeiter einiger- 
maßen beftehen fünnten. . 

Ein folder wurde auch wirklich zwilchen einer Arbeiterdelegation und einer 
von der Handeldfammer ernannten Commifjion von 22 Fabricanten vereinbart, 
und zwar unter den Aufpicien des Präfecten Bouvter-Dumolard. Aber Die 
Mehrzahl der Fabricanten proteftirte gegen dieſe Beichränfung der „Freiheit der 
Arbeit” und das Gewerbegericht, Das den Tarif bereit8 einigen feiner Ent- 
ſcheidungen zu Grunde gelegt hatte, mußte denjelben wieder fallen laſſen, nach— 
dem ed von dem eingejchüchterten Präfecten belehrt worden war, daß die Ver- 
einbarung zwiſchen den beiden Delegationen für Niemanden rechtsverbindlich fer, 
der fie nicht freiwillig annehme. Dies führte denn zu den blutigen November— 
Ereignifjen, im deren Berlauf yon fich zehn Tage lang in den Händen der 
Arbeiter befand. 

Diefe ganze Bewegung, — ihre Devife war das befannte „Vivre en tra- 
vaillant ou mourir en combattant“ — hatte einen lediglih ökonomischen 
Charakter. Die Gefellen hatten Damals nod) feinen Verband, aber die Mutualiften 
find jedenfall® aud für fie die mafgebenden Führer gemelen. 

Ganz offen aber ergriff die legtere Gefellichaft im Jahre 1834 die Ini— 
tiative zu einem Schritte, der zunächſt aud nur eine ökonomiſche Bedeutung 





!) Louis Blanc, Hist. de dix ans, III., p. 46 (5. &d.). 
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hatte, aber mit einer politifchen Bewegung zufammentraf und zu der Kataftropbe 
vom April führte. Die Peluche-Fabricanten hatten den Lohn herabgefest und 
die Mutualiften ergriffen im Namen der ganzen Seidenmweberei Partei fir ihre 
von dieſer Mafregel betroffenen Genoſſen. Sie befchloffen eine allgemeine 
Arbeitseinftellung )) und thaten das Ihrige, um auch die außerhalb des Ver— 
bandes Stehenden zum Strifen zu bringen, wobei fie ſich mancherlei Uebergriffe 
zu Schulden kommen ließen. Während der Urbeitseinftellung aber ließen fich 
die Mutualiften auf nähere Verbindungen mit den geheimen republifanifch- 
revolutionären Gejellichaften ein, namentlich). mit der Geſellſchaft der Menſchen— 
rechte, und wenn jie aud auf. den Rath der Leiter der letzteren jchon am 
22. Februar, nachdem der Strike nur acht Tage gedauert, die Arbeit wieder 
aufnahmen, jo erzeugte Das in die Gefellihaft gebrachte politiiche Ferment bald 
darauf, al8 der Entwurf des neuen Geſetzes gegen die Aſſociationen bekannt 
wurde, in ihr eine neue Gährung. 

In einer öffentlichen Proteſtation mit 2540 Unterſchriften erflärte die 
Geſellſchaft, daß „fie fich freimillig außerhalb des politiichen Gebietes geftellt 
und deshalb feinen Angriff von Seiten der Regierung gefürchtet habe; jet aber 
fei fie durch das monſtröſe Vereinsgefeg, Das ihr die Eriftenz verbiete, über 
ihren Irrthum aufgeklärt worden ; fie werde fich dieſem unwürdigen Joch nicht 
unterwerfen, jondern ihre Verſammlungen fortjegen, mit der Energie freier 
Männer dieſem brutalen Angriff widerfteben und vor feinem Opfer zurüd- 
ſchrecken, um ein umveräußerliches Menſchenrecht zu vertheidigen.“ 

Die Mutualiften waren allerdings unmittelbar dur das Aprilgeſetz be— 
droht, da dieſes dem bei den geheimen Gejellihaften üblichen Verfahren, zur 
Umgebung des Art. 291 Abtheilungen von weniger al8 20 Perfonen zu bilben, 
ein Ende machte. Aber ohne die vorausgegangene politifche Beeinfluffung würbe 
die Geſellſchaft ſchwerlich fo Leivenichaftlic aufgetreten fein; anftatt die Regierung 
geradezu herauszufordern, würde fie nad ihrem urſprünglichen Charafter wohl 
nur verjucht haben, mit ihrer ohnehin geheimen Organiſation weiter zu beftehen. 
So aber warf fie fi ganz dem Garbonarithum in die Arme und ging mit 
diefem vereint auf Die Barricaden. Die blutige Niederwerfung dieſes Aufftandes 
(vom 9.—13. April), auf den die Regierung wohl vorbereitet war, und das 
in Kraft tretende Gefeg vom 10. April madte auch dem Mutualismus in 
feiner bisherigen Geſtalt ein Ende; aber die Affociationöbeftrebungen blieben 
unter den Lyoner Arbeitern fortwährend ſehr Iebendig, und wir werben jehen, 
daß die neuere Organifation derjelben vielleicht Die mächtigfte in Frankreich if. 


6. Die Gefellihaft Union in ihren Anfängen ?). 


Der Gefellenverband Union ift eine moderne Umgeftaltung der Compagno— 
nage, durch melde die Mißbräuche und Sonderbarfeiten der alten Devoirs bes 


1) Die Majorität für den Strile war übrigens nicht fehr groß: 1297 Stimmen 
von 2341 (L. re IV., p. 233). Die letztere Zahl läßt die numeriſche Bedeutung 
der Gefellfchaft erlennen; fie ift nit mit ber Gefammtzahl der Arbeiter, fondern nur 
mit derjenigen der Nagon-Meifter"zu vergleichen. 

2) In der Arbeiterausftellung in der Avenue Labourdonnaye war im vorigen Jahre 
das vollftändige Material für die Gefchichte dieſes Verbandes aufgelegt, nicht nur fel- 
tene Brofchiren wie die von Moreau, fondern aud eine weit zurüdreihende Samm- 


| 
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jeitigt werben, die Vortheile derjelben aber für die Arbeiter gewahrt bleiben 
follten. Die Beranlaffung zur Entftehung diefer Neformpartei gab namentlich 
die Schlechte Behandlung, welche fich die noch auf der unterften Stufe der Ordens: 
hierarchte ftehenden Wipiranten von den Vollgeſellen gefallen laſſen mußten. 
Schon feit 1823 hatten fich viele Aſpiranten unter den Schreinergejellen von 
dem Devoir des Maitre Jacques faft unabhängig gemacht, aber einen größeren 
Umfang gewann die Seceffionsbewegung erft im Jahre 1830 unter dem Ein— 
fluß der politiichen Erregung und der wieder neubelebten Gleichheitsideen, Die 
fi) mit der im Grunde ariftofratiich angelegten alten Compagnonage nicht ver- 
trugen. Zuerſt revoltirten in Toulon die Schlofferafpiranten gegen die Gefellen, 
als dieſe ihnen in der Herberge den überflüffigen Plat nicht abtreten wollten. 
Die erfteren behaupteten die Herberge für fi allein und gründeten nun einen 
eigenen Berband, deſſen Principien bald auch von anderen neu auftaudenden 
Gejellenvereinen, namentlich in Lyon, Avignon, Bordeaur, Marfeille und Nantes, 
angenommen wurden. Der officielle Anfang der Union wird indeß von ihren 
Geſchichtskundigen erft in das Jahr 1832 geſetzt, nachdem ein neuer Abfall von 
Sclofjerafpiranten in yon und mehreren anderen Städten ftattgefunden und 
diefe fih mit den Independenten von 1830 vereinigt hatten. Aus jenem Jahre 
datiren die älteften Statuten, ſowie die erfte officielle Autorifation eines Untons- 
verbandes als Hülfsgejellihaft. ine ſolche Genehmigung wurde nämlich durch 
Maire und Präfeet (am 8. reſp. 22. Auguft 1832) den fogenannten „vier 
Corporationen‘ (beftehend aus Blechſchmieden, Keſſelſchmieden, Meſſerſchmieden 
und Gießern) in Toulon ertheilt, die eine „Société de prövoyance et de secours** 
gebildet hatten unter dem Namen „Societe d’union et d’encouragement‘“, 
Am 1. October 1832 nahmen dann auch die Schloffer in Lyon unter dem 
Namen Soeiéôté de l’Union ihr bdefinitives Reglement an, das die Grundlage 
der jpäteren Statuten jowohl der einzelnen Fachgelellihaften, wie des Collectiv: 
verbandes gemorben ift. Namentlich ſchien die Einleitung, die, wie überhaupt 
die Redaction der Statuten, von dem Schloffergefellen Gruardet herrührte, den 
Arbeitern jo gelungen, daß fie ganz oder theilmeife aud) in den ſpäteren 
Reglementd immer wiederholt wurde. (S. Anhang Nr. 4.) 

Nach diefen Statuten ift der Beitritt zu der Gefellichaft allen dem 
Schloſſerhandwerk angehörenden Arbeitern in ganz Frankreich geftattet, wenn fie 
mindeftend 16 Jahre alt, von guten Sitten, im Befit von Paß und Arbeits- 
buch find und von einem Mitgliede vorgeihlagen werden. Der Gentralplag 
des Vereins iſt Lyon, Das früher überhaupt in der Arbeiterorganifation Paris 
häufig den Borrang ftreitig machte; in 26 anderen Städten aber, die eine Art 
von „tour de France‘ varftellen, ſollen ebenfalls „Bureaur gegründet werben, 
die mit dem PVororte correjpondiren. In Won ftehen an der Spitze des Ber- 
eines fünf Syndike, die jährlich ‚von den dortigen. Mitgliedern gewählt werben 
und — ein ftarfer Nachklang der alten Compagnonage . — eidlid die treue 
und gerechte Berwaltung ihre8 Amtes verſprechen müſſen. Die Syndike wählen 
aus ihrer Mitte einen Präfiventen, Vicepräfidenten und Caffirer und aus den 


lung von Statuten ſowohl bes Gefammiverbaubes, wie einzelner Fachgeſellenſchaften, 
und eine ausführliche handfchriftliche „Notice historique“ die unter der Controle einer 
bejonderen Commiffion von dem Sclofier 3. Margquet verfaßt war. 
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übrigen Mitgliedern noch drei Ergänzungsſyndike. Zu den Aufgaben der Syn- 
dife gehört es u. A., bei Streitigkeiten zwiſchen Mitgliedern der Gejellihaft und 
ihren Arbeitgebern als Vermittler aufzutreten und diefelben wo möglich zu 
ſchlichten. Glaubt ſich ein Mitglied durch die Entſcheidung eines Syndik verlegt, 
jo kann es an das ganze Syndicat appelliven. (Art. KXIL) Es ift anzuneb- 
men, obwohl die Statuten aus guten Gründen darliber fchweigen, daß im an— 
deren Halle, wenn nämlich der Syndik dem Arbeiter Recht gab, und der Meifter 
nicht nachgeben wollte, der erftere feine Stelle aufgeben durfte mit dem Anspruch 
auf die Unterftügung, welche die Geſellſchaft ihren arbeitsloſen Mitgliedern ger 
währte, Die Unterftügung ver Arbeitslojfen (ohne weitere Unterſcheidung der: 
felben) wird durch Art, XLII gewährleiftet, welcher befagt, daß jedes Mitglied 
berechtigt jet, Die Hülfe der Gefellichaft zu verlangen, ſei e8 Dadurch, daß fie 
ihm Arbeit verichaffe, oder ihn mit Geld unterftüge, oder ihm in anderer Weile 
in ſchwierigen Lagen beiſpringe. Die Arbeitslofen müſſen den Verfammlungen 
der Geſellſchaft beimohnen, find aber befreit von der Beitragspflicht; fie werben 
der Reihe nach im ein Negifter eingetragen und haben 14 Tage nad ihrer 
Unterbringung 1 Fre. zu entrichten. Dies gilt auch für die Zuwandernden, 
denen in jeder DVereinsftabt die Herberge — für deren Inhaberin der Name 
„Mere“ beibehalten wird? — als GStellenvermittlungsbureau dient. Große 
Geldleiſtungen an die Arbeitslofen ſcheint man indeß nad den Statuten nicht 
zu beabficytigen; erwähnt wird nur ein Vorſchuß von 3 Fres. für die Reife oder 
für Ausgaben bei der „Mère“. Wer Ieichtfinnig Schulden macht, wird aus— 
geſchloſſen. Ber Erkrankungen erhalten die Mitglieder im erften Monat täglich 
60, im zweiten 50 und im dritten 40 Gentimes als Unterftügung, und nöthigen- 
falls wachen dazu beſtimmte Genoffen bei dem Kranken. Auch für das Begräb- 
niß ſorgt die Gefellihaft. Eine bemerfenswerthe Beftimmung, die Angeſichts der 
damals beftehenden Geſetzgebung über Goalitionen und Vereinsweſen und ber 
häufigen Neibereien zwifchen den verfchiedenen Kategorien der Gefellenverbände 
wohl begreiflich ift, enthält Art. LIX: wenn nämlid) ein Mitglied der Gejellichaft 
mit der Polizei und den Gerichten in Conflict fommt, jo follen die Syndike, 
vorausgejett, daß fie die Anklage für unbegründet halten, fir den Betreffenden 
Alles thun, was in ihren Kräften fteht und ihm auch die tägliche Unterftügung 
von 60 Gentimes zuwenden. Hat er fidh aber wirklich eines ſtrafwürdigen Ber: 
gehens ſchuldig gemacht, fo tft bei der Generalverfammlung fein Ausſchluß zu 
beantragen, der jedoch nur mit einer Majorität von drei Bierteln aller Stimmen 
ausgeſprochen werben kann. Das Eintrittögeld betrug anfangs nur 1, feit 
1833 aber 1.50 Fred. Auf die Verſäumniß der Generalverfammlungen ftanden 
Geldftrafen von 0.50 bis 1 rc, und mer vier Mal nad einander fehlte, 
wurde ausgeichloffen. Die Höhe der Monatsbeiträge Jollte bi8 zur Anfammlung 
eined genügenden Fonds in den monatlichen Generalverſammlungen feſtgeſetzt 
werden. Die Syndife waren aud beauftragt, im Lyon und den anderen Ber: 
einsftädten möglichſt viele Mitglieder zur Yeiftung von bejonderen Beiträgen zu 
bewegen, die zur Einrichtung einer Zeichenſchule dienen follten, für welche bie 
Syndike den Lehrer und das Yocal zu wählen batten. Außerdem follen für 
Talent einerjeit8 und gutes Betragen andererfeitö fupferne und in größeren 
Zeitabftänden auch filberne und goldene Medaillen als Preife vertheilt werben. 
Die erfte Goldmedaille erhielt P. Moreau 1841 in Lyon wegen feiner eifrigen 
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Propaganda für die Gefellichaft. Der Peter: und Paulstag follte als Stiftungs- 
tag der Gefellihaft jährlih dur ein Banquet gefeiert werden und zugleich eine 
Bertheilung von 50 vierpfündigen Broden an die Armen ftattfinden. 
Auf ähnlichen Grundzügen beruht das Reglement des Verbandes der 
» Schreiner, der 1834 in Marfeille gegründet wurde „sous l’invocation de Ste. 
Anne“, Diefer letztere Zuſatz ift eine Erinnerung an die kirchlichen Traditionen 
der GCompagnonage !), von denen fonft in den Untonsverbänden Nichts mehr zu 
finden ift. Die Statuten des Bereind fchrieben übrigens nur vor, daß die Ge— 
nofjen am St. Annentage einer Meſſe beiwohnen follten, ohne aber eine Strafe 
auf Das Nichterfcheinen zu ſetzen; wer aber bei der an demjelben Tage ftatt- 
findenden Verfammlung bei der Mere fehlte, hatte eine Geldbuße von 3 Fres. 
zu entrichten. Nah Paris gelangte die Neformbemegung erft ziemlich ſpät. 
Zuerft gründeten die Lohgerber, die 1840 in Lyon einen Verband nad den 
neuen Principien gebildet hatten, im Jahre 1842 in der Hauptftabt ein Bureau. 
Im folgenden Jahre organifirten die den Unionsverbindungen angehörenden 
Schloſſer und Schreiner nad gemeinichaftliher Vereinbarung ihre Bureaur in 
Paris und die Gerber traten mit denfelben in enge Beziehungen. In der näch— 
ften Zeit folgten dann die oben erwähnten vereinigten „‚wier Corporationen‘ und 
die Sattler dieſem Beiſpiele. 


7. Die Union als Geiammtverband. 


Bis zur Mitte der vierziger Jahre beftanden die Neformverbindungen der 
verfchiedenen Gewerbe unabhängig neben einander, obwohl fie ſich alle mit dem 
Namen Unionsgefelihaft zu bezeichnen pflegten und ihren Statuten dieſelben 
Principien zu Grunde lagen. Die Anregung, die einzelnen Fachverbände zu 
einer höheren Einheit zu verknüpfen und unter ein gemeinfhaftlihes Statut zu 
ftellen, ging hauptſächlich von Moreau aus; jedoch übte aud eine kleine Schrift 
von Flora Triftan großen Einfluß auf die Arbeiter aus ?), 

Die Berfafferin führt aus, daß die Verbejjerungsvorichläge binfichtlih der 
GSefellenverbände, die damals von Perdiguier, Moreau und Goffet (in einem 
„Projet de reg&neration du Compagnonage‘) auf die Tagesordnung gebracht 
waren, wohl einzelne Mifftände befeitigen fünnten, aber für die Arbeiter als 
Claſſe würde damit Nichts gewonnen fein. Für die Claffe komme es vor 
allem darauf an, das Recht auf Arbeit geltend zu machen und eine angemeffene 
Bertretung zu erhalten. Zunächſt ftellt die Schrift jedod nur einen Plan einer 
allgemeinen Arbeiter-Hülfögefelicyaft auf, zu deſſen Ausführung die Mittel nach 
der Meinung der Berfafferin Leicht zu beichaffen wären. Wenn jeder Arbeiter 
und jede Arbeiterin in Frankreich nur zwei Francs beitrüge, jo würde man ja 
14 Millionen erhalten. Der bier begangene Rechenfehler fommt auch bei anderen 
Wortführern der Arbeiterpartei vor. Durch fehr viele Eleine Beiträge kann man 
allerdings eine ehr große Summe zufammenbringen, aber proportional der 
Zahl der Beitragenden vermehren fih auch, wenn es ſich niht um ein Wohl- 


*) Nah ber Anficht der Sorbonne war zwar ber Beitritt zur Compagnonage eine 
amt: aber die Devoirs behielten trogdem gewifje kirchliche Gebräuche und Feier» 
ichfeiten bei. 

2) Flora Tristan, Union ouvriere, Paris 1843; f. namentlih p. 11 und 73 fi. 
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thätigfeitSunternehmen handelt, die Anfprücde an Das mittel8 jener Summe zu 
Leiftende. Indeß will Flora Triftan auch die Beiträge der befigenden Stände 
nicht verfhmähen und in ihrem phantafievollen Eifer entwirft fie bereits eine 
Keihe von Briefen an den König, den Adel, die Geiftlichkeit, die hohe Finanz 
u. |. w., im denen fie im Namen der Arbeiter zur Unterftägung ihres Unter- 
nehmens einladet. Den erften „Unions-Palaſt“ hofft fie auf diefe Weiſe bald 
zu Stande zu bringen und fie beichreibt ihn ſchon im Voraus in Fourier'ſcher 
Manier. Jedoch bleibt fie mehr auf dem Boden der Wirklichkeit als die 
Propheten des Phalanftere; der Palaſt ift weiter nichts als ein großes Hofpiz 
zur Aufnahme von 2—3000 Greifen, Invaliden und Kindern. Mit den leg- 
teren, die möglichft forgfältig und zweckmäßig erzogen werden, ſollen zugleich 
„Verſuche der Organifation der Arbeit” gemacht werden. Alterd= und Imvaliden- 
verjorgung und Sindererziehung, organifirt durch eine das ganze Land und beide 
Geichlechter umfafjende Arbeiterafjociation, die zugleih andere allgemeine In— 
terefjen der arbeitenden Claſſe wahrzunehmen hat, das ift ver fachliche Kern der 
in der Ausführung etwas phantaftifchen Schrift, die übrigens trotz der Anflänge 
an Fourier und Louis Blanc feinen ſcharf ausgeiprochenen ſocialiſtiſchen 
Charakter trägt. 

Die Berfafferin ſuchte nun auch perſönlich für ihren Plan Propaganda zu 
machen. Ste befuhte die wichtigften Städte und fette ſich mit den Arbeiter: 
gelellihaften in Verbindung, aber ſchon am 14. November 1844 wurde fie in 
‚Bordeaur vom Tode ereilt. Die Mitglieder der Union und viele andere Ar: 
beiter folgten ihrer Leiche und e8 wurde ihr mit Hülfe von Sammlungen, welce 
die Union in den Jahren 1845 und 48 veranftaltete, ein Denkmal gejett. 
Die Union betrachtet fih nun, wie aus der oben erwähnten Handjchrift von 
Marquet hervorgeht, bis auf den heutigen Tag als eine partielle Verwirklichung 
des Projected der Flora Triſtan, und dafjelbe hat auch in der That jedenfalls 
wejentlic dazu beigetragen, die tjolirten Verbände zu veranlaffen, ſich einheit= 
lich zu organifiren und die Alteröverforgung in ihr Programm aufzunehmen. 
Schon 1844 wurde eine Commilfion von Delegirten der verjchtedenen Fach— 
verbände_eingefett, welche mit Aufftellung eines einheitlihen Reglement betraut 
war, und mit dem 15. Auguſt 1846 trat dafjelbe für dem ganzen Collectivs |. 
Verband in Kraft. Daſſelbe führt den Titel „Reglement destine à la so- 
ciété de bienfaisance et secours mutuels de l’Union“ und enthält nicht 
weniger al8 252 Artikel, Es wurde in Paris der Polizeipräfectur vorgelegt 
und nicht beanftanbet. 

Die Leitung des ganzen Berbandes bleibt nach diefer Organifation in 
Won, wo das „bureau-direeteur“ feinen Sig hat; in Paris, Marſeille, Nantes 
und Bordeaux beftehen „Generalbureaux“, in den iibrigen Vereinsſtädten nur 
„Barticularbureaur”. Die Genofjen eines jeden Gewerbes fünnen in jeder 
Stadt, wenn fie wenigftens ihrer zehn find, die Bildung eines eigenen Parti- 
cularbureaus für ihr Fach bei dem Generalbureau beantragen, das ſeinerſeits 
die Genehmigung des Gentralbureaus einholt. Jedoch darf für jedes Gemerbe 
nur ein Bureau in bderjelben Stadt beftehen. Die Generalbureaur fegen fich 
aus den in der betreffenden Stadt die einzelnen Verbände leitenden Shndicaten 
(von 3, 5 oder 7 Mitgliedern) zufammen. Das Gentralbureau in Lyon ift 
die Executive für die ganze Gefellihaft, jedod unter volem Vorbehalt der 

Schriften XVII. — Leris, franz. Geiverkvereine. 9 
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„Souveränetät” der letteren. Seine Caſſe dient der Fürforge für das Ganze 
und fie abjorbirt nöthigenfallg die Fonds aller einzelnen Bureaur, da nad ben 
Statuten nicht diefen, fondern nur der ganzen Gefellihaft das Eigenthum an 
den Caſſenbeſtänden zufteht. Die Einnahmen der Geſellſchaft beftehen in Ein- 
trittögeldern (3 Fres.), monatlichen Beiträgen von 1 Fre., vierteljährlichen 
Beiträgen von 75 Gent. und Strafgelvern. Alle Arbeiter ohne Unterjchted der 
Nationalität können aufgenommen werden, wenn jie mehr als 16 und 
weniger als 35 Jahre alt, umverheirathet, nach ärztlichen Gutachten gefund, 
von gutem Lebenswandel und im Beſitze orbnungsmäßiger Paptere find. Die 
Functionen der Syndife!) und die Yeiftungen der Gejellichaft find zunächſt won 
gleicher Art, wie e8 die oben erwähnten Statuten der Schloffer beftimmen, neu 
binzugetreten aber find die Borfchriften über die Alters: und Imvaliden- 
verjorgung. Man begann bier mit lobenswerther Borficht, die Alterspenfion 
jollte vorläufig nur 240 Fred. betragen und erft mit der Vollendung des 
65. Lebensjahres für die Mitglieder, die mindeftend 30 Jahre activ geweſen, 
beginnen. Solden, die verftümmelt oder von einer unbeilbaren Krankheit be— 
fallen würden, jollte die Penfion bewilligt werben, wenn fie wenigftens fünf Jahre 
beitragende Mitglieder gewejen wären. In den nächſten zehn Jahren aber follten 
diefe Beftimmungen überhaupt noch nicht in Kraft treten, ſondern zuerjt ein 
Rejervefonds angefammelt werben. Mitglieder, welche ſich ſelbſtändig etablirten, 
fonnten unter dem Namen „Ehrenmitglieder beider Gefellichaft bleiben ; fie 
hatten die Beiträge zu bezahlen, waren aber von der Verpflichtung zum regel: 
mäßigen Befuh der Monatsverfammlungen entbunden. Das Reglement Tollte 
nach zehn Jahren revidirt werden; die Geſellſchaft kann nach demfelben ſich 
nicht jelbft auflöfen oder theilen, und wer Dies beantragen jollte, würde aus— 
geichloffen ohne Rückzahlung feiner Beiträge. 


8. Die neuere Gejtaltung der Union und ihre Bedeutung. 


Mit den alten Compagnonage-Berbänden hatten die Anhänger der Union 
in einigen Städten Kämpfe im alten Stil zu beftehen. Der letzte Zufammen- 
ftoß fand 1855 in Angoul&me ftatt; ſeitdem aber bildete fi allmählih ein 
vernünftiges Verhältniß zwifchen den verfchiedenen Gruppen aus, Wohl weniger 
wegen foldyer gelegentlichen Exceſſe, als aus allgemeinem Mißtrauen gegen das 
Aſſociationsweſen überhaupt nahın die Polizei im Yulı 1855 die Archive und 
die Caſſen der Unton in Beichlag, um eine Unterfuchung zu veranftalten, Die 
aber nichts Schlimmes für die Gejellihaft ergab. In Paris gab man ihr 
nad drei Monaten ihre Papiere und Gelber wieder heraus, in anderen Städten 
machte man mehr Schiwierigfeiten, doc blieb der Berein im Ganzen unge 
fährdet. Mittlerweile hatten ſich auch nod einige andere Reformverbindungen 
gebildet, jo 1849 unter den Scloffern die „Aspirants du tour de France“ 
und unter den Screinern die „Societ& des bienfaisants“. Die erfteren ver- 
einigten fi 1854 mit der Union und die letteren betheiligten ſich bei ber 
Revifion der Statuten von 1857, um fich ebenfalls mit dem großen "Verbande 
zu verfchmelzen. Eine wichtige Abweihung von den Statuten war fhon 1852 





) Daß die Synbdife in Streitigkeiten zwiſchen ben Arbeitern und Meiftern ver- 
mitteln follen, wirb in biefem Reglement nicht ausbrüdlich gefagt. 
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zugeläffen worden: ein Verband der Weihgerber in Paris wünjchte in die Union 
aufgenommen zu werben, aber e8 waren meiften® verbeirathete Leute, während 
die Statuten die Ehelofigkeit der Aufzumehmenden verlangten. Auf Grund einer 
Umfrage bei allen Bureaux aber ließ man diefe Bedingung fallen !). 

Nach langen Vorbereitungen trat das revidirte Reglement im März 1858 
in Kraft. Das Gentralbureau wird jest von Lyon nad Paris verlegt, das 
Eintrittögeld auf 5, der Monatsbeitrag auf 1.50 Fred. erhöht, Dagegen der 
Bierteljahrsbeitrag geftrihen. Andererſeits aber werden auc die von der Ge— 
jellichaft gewährten Unterftügungen erhöht und die Beſtimmungen über die 
Alteröverforgung mit liberalen Abänderungen in Kraft gelegt. Die Penfion 
ſoll Ihon nad dem 60. Altersjahre und mindeſtens 25jähriger Aetivität bes 
ginnen und 500 Fres. betragen. Unheilbare jedoch haben erft einen Penfions- 
anſpruch, wenn fie mindeftend acht Jahre active Mitglieder gewefen find. Mit 
Nüdficht auf die Concurrenz der municipalen Hülfscaffen wird jedem, der dem 
Berbande adıt Jahre lang angehört hat, auch wenn er nicht etablivt ift, bie 
Ehrenmitglievichaft zuerfannt, d. 5. er wird von gewiſſen läftigen Verpflichtungen 
dispenſirt. Es handelt fi aljo bier nicht um Ehrenmitglieder im Sinne 
des unten zu erwähnenden Decret8 von 1852, weldhe nur mitbeitragende 
Gönner find. 

Die nächte Revifion der Statuten fand ſchon im Jahre 1864 ftatt. Das 
Eintrittögeld wurde auf 7 Fres. gebracht und Der Altercaffe überwieſen. Auch 
Die Unterftügungen erfuhren eine Erhöhung, und die Frauen und legitimen Kinder 
der Mitglieder erhielten ein Anrecht auf die Dienfte des Arztes der Geſellſchaft. 
Der BVolizeipräfeet, dem man das neue Reglement vworlegte, erhob dieſes Mal 
Schwierigkeiten und verlangte die Beifügung dreier Artikel: 1) es wird feine 
Unterftügung für den Fall der Arbeitslofigkeit gewährt, 2) von den vorkom— 
menden Ausichliegungen von Mitglievern muß die Behörde alle Bierteljahre in 
Kenntniß gejegt werden; 3) die Ausgaben müſſen vertheilt werden auf Die 
Rubriken: Kranken und NReifeunterftügung, Koften für Arzt und Arzneien, 
Bureaukoften, Begräbnißkoften und Wittwengelb. 

Die Präfectur fürchtete offenbar, daß die Geſellſchaft ihre Mittel und ihre 
Drganifation verwenden würde, um Goalitionen zu unternehmen, deren Berbot 
damals eben aufgehoben worden war. Die obigen drei Artikel wurden übrigens 
gar nicht in den Tert des neuen Reglement aufgenommen, jondern demjelben 
als eine unerwünſchte Zugabe von Seiten der Polizei abgejondert beigefügt. 

Die Borarbeiten für die nächte Revifion begannen ſchon 1871, aber erft 
1875 trat das abgeinderte Reglement in Kraft. Der Polizeipräfeet genehmigte 
daſſelbe, obwohl die drei octroyirten Artikel weggelafjen find. Die Dauer der 
Krankenunterftügung wird von drei auf fünf Monate ausgedehnt und die Be— 
ftimmung über die Unheilbaren dahin mobdificirt, daß die Penfion 125, 250, 
365 oder 500 Fred. betragen ſoll, wenn der Invalide mindeftend 10, 15, 20 
oder 25 Jahre actives Mitglied gewejen. Die Unterftügung der in Unter 
juchungshaft befindlichen Mitgliever hat ſich auch in dieſem neueften Reglement 
erhalten, jedoch fol fie nur ftattfinden, wenn die Gejellihaft von der Unſchuld 


1) Die obigen Einzelheiten find dem banbfchriftlichen Bericht von Marquet ent 
nommen. 
9* 
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des Angeflagten überzeugt if. An die Stelle der „Ehrenmitglieder“ — eine 
leicht mifverftändliche Bezeichnung — tritt die Claſſe der „alten Mitglieder“, 
zu welder alle gehören, die als Arbeiter zehn Jahre, oder als etablirte Meifter 
im Ganzen fünf Jahre dem Bereine angehört haben. Jedoch werden die Frei— 
beiten diefer Mitglieder einigermaßen befhräntt 

Im Jahre 1878 gehörten der Unton in 22 Städten im Ganzen 47 Bars 
tieularbureaux an!). Bon biefen befanden ib in Paris (nah Gewerben 
unterſchieden) 8, in Borbeaur 10, in Nantes 6, in yon 4 und in Mar- 
feille 2 (Marquet). Aus diejen Zahlen iſt erfichtlich, daß nur eine - verhältniß- 
mäßig fleine Anzahl von Gewerben in der Union vertreten find. Den Haupt- 
fern derielben bilden Schloſſer, Schmiede und Schreiner. Das in Effecten 
angelegte Vermögen der Gejellihaft betrug 1875 über 80000 Fres., und 
außerdem find immer mehrere Taufend Fred. in den einzelnen Caſſen vors 
handen. Als Hülfscaffe aufgefaßt iſt die Gejellichaft demnach in ſehr guter 
Lage, aber ihre Alters: und Invalidenverforgung wird fie mit ihren jegigen 
Mitteln und Beiträgen ſchwerlich durchführen können. Bisher hatte fie nur 
wenige Penfionäre zu befriedigen — 1874 nur 9 und 1878 erft 12 — aber 
die Zahl wird jest wahricheinlich raſch zunehmen, da die jungen Leute, Die 1847 
die Caſſe gegründet haben, jett, ſoweit fie noch leben, in einer Zeitftrede von 
wenigen Jahren die Alterögrenze von 60 Jahren überfchreiten werben. Uebri- 
gend hatte man ſich ſchon im Yahre 1847 auf Extrabeiträge gefaßt gemacht, 
um die Alteröverjorgung in Gang zu fegen, und man wird jet wahrfcheinlich 
durch befondere Umlagen die fteigenden Bedürfniſſe dieſer Inftitution zu decken 
ſuchen, bis die richtige Höhe der Beiträge empiriſch gefunden iſt. Bei getvifien- 
bafter Verwaltung und Einigkeit der Gefinnung unter den Genoſſen kann dieſes 
Verfahren zu befriedigenden Reſultaten führen. 

Die Bedeutung der Union liegt vor allem darin, daß ſie eine Organiſa— 
tion von beachtenswerther Ausdehnung bildet, die ganz ausſchließlich durch Ar— 
beiter geſchaffen iſt, ohne alle Unterſtützung und Patronage durch die Regierung, 
Geiſtlichkeit oder Bürgerſchaft. ALS ——— gehört ſie einfach in die 
Claſſe der bloß privaten, Die Durch die Autoriſation des Präfeeten nur gegen 
ben Artikel 291 und das Gejeg von 1834 fichergeftellt werben. 

Aber die Union ift unzweifelhaft mehr als eine gewöhnliche Hülfsgefell- 
ſchaft. Sie übt einen Einfluß auf den Arbeitsmarkt, indem fie ihren Mit- 
gliedern Stellen verfchafit und fie bei Arbeitslofigfeit einigermaßen direct oder 
wenigftend durch eine Neilebeihülfe unterftügt. Auch fann fie vermittel$ der 
Correipondenz ihrer Bureau zur Ausgleihung des Arbeitsangebotes in den 
verichtedenen Plägen mehr oder meniger beitragen. Auch ihre Beftrebungen 
zur Förderung der weiteren Ausbildung ihrer Mitglieder gehen über das Pro— 
gramm der Hülfsgejellihaften hinaus. Nach dem Reglement von 1864 na— 
mentlid erhielt das Unterrichtsweſen der Gejellihaft eine weitere Ausdehnung, 


1) Die Zahl der Mitglieder beträgt jedenfalls mehrere Tauſend. In einer 1961 
erſchienenen Arbeiterbrojhüre (Jes cahiers — Il, p. 17) gibt der damalige 
Fräfident der Union, Chabaud, an, die Gefellichaft nehme jäbrlih 1500 neue Mit- 
glieder auf. Biele werden bald wieber austreten, namentlich diejenigen, welche fich im 
Heineren Städten felbftändig nieberlafien, in den großen Städten aber werben aud 
viele der AlterSverforgung wegen dauernd in ber Gefellfchaft bleiben. 
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indem man beichloß, der Zeichenjchule in jeder Stadt, mo es möglich ei, noch 
andere — anzuſchließen; jedoch ſollten von den Theilnehmern beſondere 
Beiträge bis zu 1 Fre. monatlich erhoben werben. 

Daß die Union als jolhe ſich an Strikes betheiligt hätte, iſt nach. allen 
vorliegenden Nachrichten nicht anzunehmen. Aber e8 hat nicht nur ſtets eine 
verfofratiihe Beiftesrihtung in ihr vorgeberricht, fondern fie hat auch ftet unter 
dem Einfluß gewiſſer balbjocialiftiichen Anregungen geftanden. Das bemeift 
ihon der Umftand, daß fie fich noch immer auf Flora Triſtan bezieht. Ihr 
bedeutendfter Literarifcher Vertreter, P. Moreau !), ging in feinen foctalpolitiichen 
Ideen fehr weit nad der Seite Louis Blanc’d. Nicht nur, daß er das all 
gemeine Stimmrecht und die Aufhebung des Coalitionsverboted verlangte, er 
erwartete von dem „regenerirten Staate” aud die Gründung von National- 
werfitätten, deren Directoren und Unterdirectoren von der Regierung ernannt 
werden follten, während die Arbeiter jelbjt die unmittelbaren Werkführer zu 
wählen hätten. Jeder übrigens ſollte berechtigt fein, zur Privatinduftrie zurück— 
zufehren 2). Moreau’8 Schriften werden von der Union noch immer jehr in 
Ehren gehalten, obwohl fie keineswegs an die Ausführung feiner Ideen dent. 
Im Anfang der fechziger Yahre übrigens jcheint die Geſellſchaft, nach der Hal- 
tung ihres damaligen Präfidenten Chabaud zu urtheilen, einigermaßen dem 
imperialiftiichen Staatsjocialismus geneigt gewelen zu jein. Im Vergleich mit 
den Syndicalkammern der Arbeiter hat die Union wie die alte GCompagnonage 
den Vortheil eines unmittelbaren praftiichen Zwedes, einer ftrafferen Disciplin 
und einer gewiſſen gejchichtlichen Tradition, die von ihren Mitgliedern forgfältig 
gepflegt wird. Webrigens kann ein Arbeiter ohne Schwierigkeit gleichzeitig beiden 
Arten von Berbindungen angehören, da zwiſchen denſelben keinerlei Gegenſatz 
oder Abneigung befteht ?). 


9, Die Hülfsgejellihaften. 

Die Hülfsgeſellſchaften“) berühren wir bier nur im ihrer Beziehung zu 
den Syndicalkammern. Hinfichtlich ihrer allgemeinen Verbältniffe ſei erwähnt, 
daß eine bejondere Geleßgebung für diefelben bis 1850 nicht beftand; es war 
nur durd das Sparcaliengefeg vom 5. Yunt 1835 den Gejellihaften vieler 
Art geftattet, 6000 Fred. in den Sparcaffen anzulegen, welche Summe, jedoch 
mit Einfluß der aufgelaufenen Zinfen, durd das Sparcaffengefeg vom 
22. Juni 1845 auf 8000 Fred. erhöht wurde. Sie bedurften der Autorifa= 
tion nad) der allgemeinen Vereinsgejetgebung, und bei der Bewilligung derfelben 
waren die politifchen Rückſichten überwiegend mit maßgebend. Nachdem die 





ı) Nah dem Marquet’ichen Berichte ift Moreaun am 23. November 1872 in 
ee als Gemeinverath geftorben, nachdem er 1870 proviforifcher Maire 
ewefen. 

i ) Moreau, de la reforme des abus du comp. p. 61 et suiv. 

2?) Die Delegirten der Wagenarbeiter bei der Wiener Austellung 3. B. erwähnten 
die Union in freundlichen Sinne, obwohl fie jelbft nur die Syndicalorganifation für 
zeitgemäß halten. Rapports, ouvriers en voitures, p. 66. 

*) Diefelben find ausführlih behandelt in dem oben erwähnten Werk von 
Laurent, Le pauperisme et les associations de prevoyance, Bgl. auch W. Stieba, 
die franz. Gef. zur gegenf. Hiülfeleiftung, Zeitichr. des preuß. ftat. Bureaur, 1875, 
p- 433. 
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Tebruarrevolution auf kurze Zeit die volle Vereins- und Berfammlungsfreiheit 
gebracht, blieben die Hülfsögeſellſchaften auch noch fich ſelbſt überlafien, nachdem 
das Decret vom 28. Juli 1848 die Freiheit der Clubs wieder beichränft hatte. 
Man beihäftigte ſich indeß Ichon in der Gonftituante mit verichiedenen Pro— 
jecten zur Förderung und Regelung des Hülfscafienweiens, und die Gefeggebende 
Berfammlung übernahm diefe Angelegenheit als eine der dringlichften. Jedoch 
fam erft 1850 ein Geſetz (vom 15. Yuli) über diefelbe zu Stande. Daſſelbe 
ftellt die Bedingungen auf, unter denen die Hülfsgenoffenfchaften die Anerkennung 
als förmliche öffentliche Wohlfahrtsanftalten erhalten fünnen, mit dem echte, 
jogar Immobilien durch Geſchenk oder Vermächtniß unter Zuftimmung der Re— 
gierung zu erwerben. Diefe Gefellihaften, die unter der Aufficht und dem 
Schute der Gemeindebehörven ftehen, haben einen balboffictellen Charakter, der 
vielen Arbeitern nicht zufagt. Auch find nur wenige Vereine nach dieſem Ge— 
fee gegründet worden, jo daß ihre Anzahl nad Yaurent im Jahre 1864 nur 
etwa zehn betrug. Aus diefer Thatlache folgt indeß Feineswegs ein Schluß zu 
Gunften des Ddictatorifchen Decrets vom 26. März 1852, welches eine neue 
Kategorie von Hiülfsgelellichaften, die „approbirien“, geſchaffen bat, deren 
numeriſcher Erfolg ein auffallend großer geweſen ). Dieſes Decret wurde in Der 
ſchlimmſten Reactionsperiode nah dem Staatsftreihe erlaffen, am Tage nach 
der neuen Verſchärfung der früheren Geſetzgebung gegen das Bereind- und Ver— 
fammlungsredt. Es ift in feiner Weife ein Fortſchritt, jondern nur eine 
reftrictive Correction des als zu Liberal befundenen Gejeges von 1850. Das 
letztere fett frei entitandene Gefellihaften voraus, die den Antrag ftellen, zu 
Anftalten der öffentlichen Wohlfahrt erklärt zu werden, nach dem neuen ‘Decret 
aber jollen gegenfeitige Hülfsgefellichaften durch den Maire und ben Pfarrer in 
jeder Gemeinde gegründet werben, wo es zwedmäßig erſcheint. Freiwillig hatten 
damals erft fünf Gefellichaften die Anerkennung im Sinne des Gefeged von 
1850 erworben, während über 2000 freie beftanden, in denen der Sinn für 
Gelbftändigkeit vorwaltete Daß aber die von den Maires geleiteten Grün— 
dungen in drei Jahren auf 1000 und in fieben Jahren auf 2000 ftiegen, ift 
nicht ſehr erftaunlich und ſpricht nicht gegen Das frühere Geſetz. Zu dieſer 
rafhen Entwidlung trugen aber ferner auch die Ehrenmitglieder, die blos be— 
zahlenden Gönner bei, die — ein weiterer Schachzug mißtrauiſcher Politit — 
in die neuen Geſellſchaften nad Art. 2 des Decreted aufgenommen werden 
muften Bon Anfang an beiteht durchſchnittlich ein Fünftel der Mitglieder 
der approbirten Gefjellihaften aus ſolchen den befigenden Clafjen angehörenden 
Perjonen, die theils aus philanthropiichen, theils aus politiichen Gründen auf 
die von Paris fommenden Ideen eingingen. Dazu famen die Staatdunter- 
ftügungen aus dem Fonds von 10 Millionen, den das Derret vom 22. Januar 
1852 den ee als Dotation zugewiefen hatte, und die thatjächlich 


u Die Zahl der approbirten Gefellihaiten betrug Ende 1852 erft 50 mit 9476 
ordentlichen Mitgliedern (außer den Ehrenmitgliedern) ; 1574 aber war fie troß ber 
Abtrennung Elfaß-Yotbringens auf 4152 mit 517 269 ordentlichen Mitgliedern an« 
gewachſen. Andererſeits gab es in dem erfteren Jahre 2389 private Gefellichaften 
mit 259 283 ordentlihen Mitgliedern, 1874 dagegen 1596 Gefellichaften mit 213 405 
Mitgliedern. Die Anzahl ber freien Vereine bat alfo zwar abgenommen, ihre durch— 
ſchnittliche Stärke aber ift nicht unerheblich gewachſen. 
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nur den neuen Geſellſchaften zufielen, da die andere Kategorie faft gar nicht 
vertreten war. Ein ſehr großer Theil der Arbeiterbewölferung bat aber nicht 
den Stolz, die materiellen Unterftügungen durch Ehrenmitgliever und Staats— 
beiträge zu verfchmähen, und eben diefer Theil wird auch an der weiteren 
charakteriſtiſchen Beſtimmung des neuen Decreted feinen Anſtoß nehmen, der— 
zufolge die Präſidenten der approbirten Geſellſchaften durch das Staatsoberhaupt 
ernannt werden ſollen. Dieſen Punkt hatte die Regierung ſchon 1850 ange— 
ſtrebt, aber nur ſo viel erreicht, daß die Maires oder die Beigeordneten, wenn 
ſie den Sitzungen der „anerkannten“ Geſellſchaften beiwohnten, den Vorſitz der— 
ſelben führen ſollten, während im Uebrigen die Präſidenten und Vicepräſidenten 
nach den in den Statuten feſtgeſetzten Beſtimmungen gewählt werden ſollten. 
Jetzt aber benutzte man die Dietaturperiode, um durch jene wichtige Verfügung 
einen überwiegenden Einfluß der herrſchenden Partei in den neuen Gefellichaften 
zu fichern. Uebrigens wurde der Präfident ſpäter Häufig aus einer dem 
Katjer von der Gefellichaft vorgelegten Candidatenlifte genommen und er war 
nicht jelten ein Arbeiter. Die approbirten Gefellihaften haben nicht das Recht, 
Immobilien zu erwerben, dagegen dürfen fie, was das Gefe von 1850 den 
„anerkannten“ Gefellichaften nicht geftattete, Alterspenſionen gewähren, jedoch 
nur, wenn fie eine genügende Anzahl von Ehrenmitgfievern haben. Alle Rechte 
und Vortheile aber, welche das Decret den „approbirten‘ Gejellihaften gewährt, 
werden auch den „anerkannten“ zugelproden, jo daß diefe aljo eine beſſere 
Stellung haben wie die erfteren. Weshalb haben ſich nun nicht mehr anerkannte 
Geſellſchaften neben der neu geichaffenen Kategorie gebildet? Einfach wohl des: 
halb, weil die Regierung nur die Bildung der legteren wünjchte Wurde 
eine neue Geſellſchaft durch die Gemeindebehörde gebildet, jo war es felbft- 
verftändlich, Daß fie unter das Decret von 1852 fiel; verlangte aber eine bereits" 
beftehende freie Gefellihaft eine beſſere rechtliche Stellung, jo fonnte man fie 
leicht zwingen, ſich ebenfall® dem neuen Decret zu unterwerfen ; wenigftens 
mußte fie die drei Hauptpunfte, in denen ſich der Geift dieſes Decretes con= 
centrirt, in ihre Statuten aufnehmen: Zulaſſung von Chrenmitglievern, Er— 
nennung des Präfidenten durch das Staatsoberhaupt (ſeit 1864 auf eine Zeit 
von fünf Jahren) und Verweigerung der Unterftügungen für den Fall der Ar- 
beitölofigfeit (chömage) !). Die Tettere wichtige Beichränfung, die nicht aus— 
drüdlih in dem Decrete ausgeiprochen ıft, war jchon 1851 durch ein miniftes 
rielles Cireular in Betreff der Ausführung des Geſetzes von 1850 in die 
Prarid eingeführt worden, und fie wurde jpäter, wie wir gelehen haben, aud) 
der Geſellſchaft Union auferlegt. 


1) Nicht felten wurde ein Drud auf nengebildete Gefellihaften ausgeübt, um fie 
in die Claſſe der approbirten zu bringen, indem man ihre Autorifation als Privat- 
gelellfchaften beanftandete. So mußte ſich 1863 die Hitlfsgefellfchaft der Schneider 
widerwillig dazu verfteben, Ehrenmitglieder anzunehmen, und al® Präfident wurde 
derjenige Candidat ernannt, der im der vorgelegten Lifte bie geringfte Stimmenzabl 
erhalten batte. Recueil des proces verbaux de la commission ouvriere de 1967, 


L p. 285. 
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10. Verhältniß der Hülfsgeiellihaften zur Arbeiterorganifation. 


Das Decret von 1852 bat in erfter Linie municipale Hülfsgejellichaften 
im Auge, deren Mitglieder den verichtedenartigften Gemwerben angehören fünnen. 
Doch läßt e8 umter den eben erwähnten Bedingungen und mit einigem Spiel- 
raum in den Einzelheiten auch frei gebildete fachgewerbliche Vereine in Die 
Claſſe der approbirten Gelellichaften eintreten und an den Begünftigungen der— 
jelben tbeilnehmen. Viele Arbeiter aber zogen immer die blos autorifirten 
privaten Geſellſchaften von fachgenofjenichaftlihem Charakter vor, aus denen fie 
wo möglid eine gewerkvereindartige Üntereffenvertretung zu machen juchten. 
Doch waren aud mande approbirte Gejellichaften im Stande, troß der Ehren- 
mitglieder und der Ernennung ihres Präfidenten durch den Kaiſer in der leß- 
teren Eigenichaft aufzutreten, To daß fie ebenfalls als Vorläufer der Syndical- 
kammern erfcheinen. So die 1841 gegründete „Societ& typographique de 
Paris“, weldye, wie aud die eine Zeit lang von ihr abgetrennte „association 
libre du tarif* ftet8 auch für die Aufrechterhaltung der Löhne gewirkt bat. 
Die Gefellihaft ftellte fich im Jahre 1860 bei der Wiedervereinigung der beiden 
Zweige, wenigftend theilmeife unter das Decret von 1852 und nahm einen 
Präfidenten — einen Arbeiter — an, den der Kaifer aus der vorgeichlagenen 
Liſte ernannt batte!). Der Verein bat auch die Alteröverforgung, die Stellen: 
vermittlung und die Gewährung von Darlehen auf Ehrenwort in fein Pro— 
gramm aufgenommen und er gewährt nad den Beftimmungen von 1860 in 
den drei erften Monaten den Kranken eine tägliche Unterftügung von 1.50 Fres., 
die mit dem vierten Monate bis zum Ablauf eines Jahres auf 2 Fred. erhöht 
wird. Andauernd Arbeitdunfähige, die noch nicht penfionsberehtigt find, er: 
halten eine nady den Umſtänden bemefjene Unterftügung. Der monatliche Bei— 
trag war 1860 auf 2 Fres. und fpäter auf 2.50 Fred. feſtgeſetzt, feit dem 
Strife von 1878 aber ift er auf 4 Fres. erhöht worden. Die Zahl der Mit- 

—7* beträgt gegenwärtig etwa 2800 und war auch früher meiſtens in der— 
ſelben Höhe. Der Strife von 1862 hatte in dem Verein eine wichtige Stütze; 
ſpäter ftellte fich Dderjelbe dem Namen nach gelondert eine Syndicalkammer zur 
Seite, von der noch die Rede fein wird. Auch die Gefellichaft der Hutmacher 
beſchränkte ſich nicht auf die Wirkſamkeit einer bloßen Krankencaſſe. Cine ſolche 
beftand ſchon feit 1808; daneben aber bilvete fih 1819 eine Sejellichaft zur 
Unterftügung der Arbeitsloſen (bourse auxiliaire des chapeliers-approprieurs 
de Paris), die, wie die Unternehmer verfihern, von Anfang an eine permanente 
Coalition dargeftellt haben fol. Im Jahre 1848 verfchmolzen ſich die vier 

Fremen Hülfsgefelichaften der Hutmader zu einer einzigen, der Societ& 
generale de la chapellerie, Die einen großen und koſtſpieligen Strife 
unternahm. 

Einen ähnlichen Verſuch machte fie 1858, aber fie wurde vom Polizei— 
präfecten aufgelöft und bei der Neubildung, die erft Durch die vom Präfecten am 
15. März 1855 gegebene Autorifation zum Abſchluß kam, mußte fie fi) ftatuten- 
mäßig zur Bulafjung von Ehrenmitgliedern verftehen, die indeß nur dem Hut— 
machergewerbe angehören follen. Sie ſoll eine bloße Hülfsgefellichaft nebft Alters— 
verforgungscaffe — mit einer Marimalpenfion von 365 Fred. — Sein, aber 


!) Les ouvriers des deux mondes, IV. p. 279. 
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fie hat thatſächlich doch auch immer einen Stüß- und Sammelpunft für die _ 
Coalitionen gebildet, die ſich no in den Jahren 1859, 1865 und 1869 * 
wiederholt haben !). 

Nach ver Bewilligung der Coalitionsfreiheit traten in größerer Anzahl 
Credit: und Hülfsgefellihaften als „Societös de prevoyance“ oder mit ähn= 
lihen Namen als Givilgefellihaften auf, die im weſentlichen Gemwerkvereine 
waren und nur der Aſſociationsgeſetzgebung wegen jene weniger anftößigen 
Formen annahmen. Ihr Hauptzweck war die Gewährung von Unterftügungen 
bei Arbeitölofigkeit. Einige Beifpiele derfelben werden wir in dem folgenden 
Abjchnitte anführen. 

Andererfeits beftehen auch ganz formloje Unterftügungsvereine, die nicht 
einmal den Charakter von autorijirten Privatgefellfhaften tragen. So bie 
„Reunion fraternelle des coupeurs en chaussures“, die fih 1852 von einer 
feit 1847 beftehenden autorifirten Hülfsgeſellſchaft diefer Specialität abtrennte 
und ſeitdem ohne Statuten und ohne Gafje ihren Unterftügungszwet in bes 
friedigender Weife erfüllt hat. Die Mitglieder verfammeln fih an Sonntagen 
mit ihren Frauen in irgend einem öffentlichen Locale und e8 wird eine Collecte 
veranftaltet, zu der Yeder 5 Gent. für den Tag, alſo 35 Gent. für die Woche 
beiträgt. Es kommen etwa 200 Fred. zufammen, welde jofort durch einige 
Theilnehmer den Kranken (gewöhnlihd 8—14) überbradht werden, jo daß auf 
den einzelnen 15— 22 Fres. fommen. Für Wittwen werden freiwillige Bei— 
träge geſammelt und auch dauernd Arbeitsunfähige unterſtützt man nad) Mög— 
lichkeit ). | 

Im Anfang der 60er Jahre hatten die fachgewerblichen Hülfsgefellichaften, 
ſowohl freie wie approbirte, begünftigt durch die damaligen jocialpolitiichen 
Erperimente Napoleon’ III., eine gewilje Bedeutung als Vertreter der Arbeiter: 
intereiien. Als Aber nah 1864 die Widerſtandsgeſellſchaften und als deren 
Nachfolger die Syndicalkammern als Leiter der Arbeiterbewegung auftraten, y 
zogen ſich die Hülfsgeſellſchaften mehr auf ihr eigentliches Gebiet zurück. Es 
zeigte ſich dabei, daß ein großer Theil der Arbeiter mehr Sinn für das Still⸗ 
leben diefer Geſellſchaften befitt, als für die fühneren, aber weniger handgreif- 
lichen Ziele der Syndicalklammern. Die Führer der letzteren jehen in den cor— 
porativen Hülfsgeſellſchaften eine beflagenswerthe Verfumpfung, aber fie geftchen 
zu Daß _Diefel Ki ſo weit ſie in geficherter Organtfarton beftehen, mehr An: 
ziehungäfraft und Einfluß. beiigen_wie die Syndicalfammern. "In diefem Sinne 
äußerte fih z. B. ein Parifer Correfpondent eines Schweizer Arbeiterorgans 9), 
indem er namentlid die Gefellichaften der. Typographen, der Hutinacher_ und der 
Lithographen (die nach dem Kriege durch Verſchmelzung dreier vivalifivender 


V Die obigen Notizen find theil® einem älteren Statutenheft ber Hutmacher⸗ 
gejellfchaft, theils dem Berichte der Hanbeldfammer über bie Coalitionen (vom 
12. März 1872) entnommen. Klagen ber Hutfabrifanten über bie ihnen durch die 
Arbeiter anferlegte „Röglementation diseiplinaire*, Union nationale, vom 
7. Febr. 1874. 

?) Recueil des proc. verbaux de la commission ouyriere de 1867, I, 257. 
Bet mündlichen Mittheilungen befteht diefe Einrichtung auch gegenwärtig in berfelben 

eiſe fort. 

) Union des travailleurs; der Artifel ift abgebrudt in ber „Union nationale“ 
v. 2. Mai 1874; Antwort Chabert's, ib. v. 30. Mai. 
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Geſellſchaften als „Union lithographique* conftituirt wurde) als wirfliche 
Meifter der Situation auf ihren Gebieten darftellte. Die Entgegnung des 
Graveur Chabert, eine8 bekannten Parifer Arbeiterführerd, läßt die Thatſache 
der bedeutenden Machtftellung jener Gefellihaften ungeändert. Diejelben können _ 
als Führer von Arbeitseinftellungen wegen ihrer. bedeutenden Mittel und ihrer 
großen Mitgliederzahl jedenfalls mehr Ausrichten, wie die meiften ‚Syndical= 
fammern, aber in normalen Zeiten verfolgen fie nur die praftiihen Zwede von 
Hilfscafen. „Site ſind“, wie jener Correfpondent fagte, „nicht blos auf die Zeit 
des Kampfes, jondern auf die gewöhnlichen Unfälle des Yebens berechnet, daher 
die Leute, die keine große Spanntraft und feinen weiteren Blick befigen und ſich 
von der bloßen Widerftandsgejellihaft fern halten, zu diefen Vereinen geben, 
bet denen fie bei Krankheit und Arbeitölofigfett Brod für fih und ihre Familie 
finden.“ Auch Barberet äußert ſich wiederholt mißmuthig über die Hemmung, 
welche die Syndicalbemegung durch die Palfivität der Hülfsgefelichaften erfährt. 
In den Syndicalfammern felbft will man natürlich von dem Decret von 1852 
nichts wiſſen. Man bat allerlei weittragende Pläne über die Organifation von 
Hülfscaffen und Verſicherungsweſen unter den Aufpicien der Syndicalkammern 
oder im Anfchluß an Cooperativgenofienichaften, auf die wir ſpäter noch zurück— 
fommen werben. 


11. Die Affociationsbewegung bor und während der Februar-Republit. 

Affociation ift für die franzöfiihen Arbeiter ein Schlagwort von aufer- 
ordentlich umfaſſendem Begriffe. Site denken dabet nicht an einfache Cooperativ: 
genoffenihaften oder an eine bloße Vertretung der Lohnintereſſen oder an Hülfs- 
caffen, jondern fie jehen in der Affociation die Geſammtheit der auf „Gerechtig— 
keit“ und nicht auf egoiftiicher Goncurrenz beruhenden wirthſchaftlichen Be— 
ztehungen der in Gefellichaft Lebenden Menſchen. Die Mitglieder der menſchlichen 
Geſellſchaft jollen fich eben nad) diefen bereit im vorigen Jahr ausgefprocenen 
Anſchauungen als „Aſſoeiés“, nicht als wirtbichaftliche Antagoniften behandeln ?). 
Wie nun freilih in der wirflihen unvolltommenen Welt diefe Afjociationsideen 
wenigſtens theilmeife zur Ausführung gelangen könnten, darüber waren und find 
die Anfichten verſchieden. Aber in den meiften franzöfifchen Arbeitervereinen der 
verfchtedenen Arten ift ein Neft von folhen allgemeineren focialen Ideen erkennbar 
und wirkſam geblieben, der ihnen allerdings einen intereffanteren, weniger 
‚ nüchternen Anftrich verleiht, aber ihrem praftiichen Erfolg oft Hinderlich wird. 
Gegenwärtig wollen Mande die Syndicallammern als Generalftab an die Spite 
aller Operationen der Arbeiterclaffe ftellen, und in ähnlicher Weife wälzte man 
nad der Februar-Revolution den Cooperativgenoffenichaften die ganze Yaft der 
jocialen Aufgabe zu. Aber bemerkenswerth ift, daß gewiſſe Grundfäge hinficht: 
lich des Genofjenfchaftswefens in der Periode der Syndicallammern nicht minder 
Anhänger finden, wie dreißig Jahre vorher, und daß die mißlungenen früheren 
Verſuche zur Verwirklichung derielben nicht von neuem abaeichredt haben. Um 
fo nöthiger ift e&8, daß wir bier auch einen Blick auf die älteren Cooperativ- 
genoſſenſchaften werfen, 

Es iſt befanntlih Buchez, der in Frankreich zuerft — nämlich 1831 im 


!) ©. Villegardelle, Hist. des idees soc. avant la revolution, p. 114. 
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Europ&en — den Arbeitern die Productivaffoctation als Mittel zur Emancipa— 
tion ihrer Glafje empfohlen und ſofort auch einige Gefellichaften nad) feinem 
Syſtem gegründet bat !). Buchez wollte nicht etwa einzelne Arbeiter durch die 
genoflenjcaftliche Unternehmung zu Gapitaliften machen, ſondern es follte nad) 
jeinem ‘Plane der ganzen Claſſe der Weg zur Ueberwindung der Yohnabhängig- 
feit gebahnt werden. Daher nimmt er nicht blos das individualiftiihe Eigen— 
intereife, jondern aud das Solidaritätsgefühl der Claſſe als Factor in ſeine 
Rechnung auf, und inſofern ift fein Syſtem, abgejehen von der praftichen 
Brauchbarkeit defjelben, als ein im guten Sinne foctaliftiiche® zu bezeichnen, 
Der Kernpunkt deſſelben iſt das untheilbare Capital, das die Genoſſenſchafts— 
mitglieder als ein unveräuferliches Eigenthum der Geſellſchaft erwerben jollen. 
Ein Theil des Reingemwinnes ſoll jährlid dazu verwandt werden, dieſes Capital 
zu conſtituiren, auf welches die einzelnen Mitglieder oder deren Erben feinen 
Anipruch erheben können. Dieſes Capital foll allen Genoffen unentgeldlich die 
Arbeitsmittel Tiefern, daher die Aufnahme in die Gefellihaft nur von der Ar— 
beitsfähigkeit und Unbeſcholtenheit des Bewerbers abhängig gemacht wird. Die 
erften Gründer der Genofjenfhaft werden im Allgemeinen, angefpornt durch das 
Gefühl der Claffenfolidarität, ein größeres Opfer an ihrem Gewinn bringen, 
als die jpäter Eintretenden,; aber dieſen letzteren bleibt die Aufgabe, ſich für 
die Yerftungen ihrer Borgänger dankbar zu erweilen, indem fie ihrerſeits das 
untheilbare Capital für ihre Nachfolger vermehren, bi8 endlich alle Arbeiter der 
verjchtedenen Gewerbe durch ſolche Afjociationen zur Selbftändigfeit gelangt find. 
Sollte die Gejellichaft aus irgend einem Grunde aufgelöft werden, jo wäre ihr 
untheilbares Capital entweder anderen Genoffenichaften von verwandter Art 
oder Wohlthätigkeitsanftalten zu überweifen?). Daß diefe Principien fich für 
die ganze Arbeiterclaffe zur Anwendung bringen Liegen, muß man bezweifeln, 
aber daß viele Arbeiter ein genügendes Maß von Elafjengemeinfinn beſeſſen 
haben und noch befigen, um mit denfelben praftiiche Verſuche zu machen, Tehren 
die Thatjachen. Die Buchez'ſche Lehre wurde namentlih durch das Arbeiter 
organ „Atelier“ in den Yahren 1840 bi8 1850 vertreten und in manchen 
Punkten auch den Projecten Louis Blanc's entgegengeftellt, von denen fie fich 
— abgefehen von ihrer Priorität — dadurch unterjcheidet, daß fie nicht die 
Goncurrenz aufheben und demnach nicht eine einzige Affociation für jedes Ge— 
werbe will, fondern diejelben im beliebiger Anzahl zuläßt®); daß fie ferner 
weder die Gleichheit der Löhne, noch die Oberleitung der Arbeit durch den Staat 
annimmt. Das unveräußerlihe Capital aber hat %. Blanc von Buchez über: 
nommen. 

Bon den von Buchez jelbft gegründeten Genoſſenſchaften hat ſich nur die 


I) ©. die ausführlihe Darlegung und Vertheidigung der Anfichten Buchez’ in dem 
traite d’&conomie sociale (Paris 1851) von A. Dtt, dem wiſſenſchaftlich bedeutend- 
fien Schiller defielben (namentlihd p. 309—321). Ueber den politifhen und philo— 
ſophiſchen Standpunkt Buchez’ f. einen (von mir berrüßrenden) Artikel in „Unfere 
Zeit“, 1868, II. ©. 458 fi. 

2) Ein freilich nicht ganz gleihartiges „untbeilbares Capital” finden wir bei ben 
Raiffeiſen'ſchen Darlehenscafien. Vgl. Kraus, die Raiffeifen’ihen Darlehenseaſſen 
vereine (Bonn 1876), I, p. 28. 

°) Jedoch mit einer gewifien Regelung der Production mittel einer Centralbank. 
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1834 entftandene Gefellihaft der Fabrifanten unechter Bijouteriemaaren er— 
halten, deren untheilbares Capital in dreißig Jahren auf mehr als 100 000 Fr. 
anwuchs. Eine ausgedehntere Entwidelung erhielt das Genoſſenſchaftsweſen 
erft nad dem Juniaufſtande von 1848, da die unmittelbar nad der Revolu— 
tion von Louis Blanc improvifirten Ajociationen der Schneider, Spinner, Poſa— 
mentirer und Sattler, die nur für den Staat arbeiteten, bloße Nothbehelfe waren. 
Die Staatdunterftügung, welde das Decret vom 5. Juli den Arbeitergenoſſen— 
ſchaften in Geftalt eines Darlehns von drei Mill. Fred. bewilligte, hat keineswegs 
diefe Ajfociationsbewegung hervorgerufen; denn in Paris haben überhaupt nur 
30 Affoctationen Theil an jenem Darlehen gehabt (mit zufammen 890 500 Fres.), 
während im Ganzen ungefähr 300 freie Genoſſenſchaften entftanden find 9). 
In den meiften von diefen Gefelihaften aber waren die Buchez'ſchen Grund— 
läge, wenn aud oft mit ftärkeren Zuthaten, worherrichend: fie berubten nicht 
auf dem rein taufchwirthfchaftlichen Princip, fondern fetten fich eine ſociale Auf- 
gabe, die nur dur großen Gemeinfinn erfüllt werden konnte. Selbſt die offi= 
cielle Commiſſion zur Förderung des Genoſſenſchaftsweſens empfahl neben der 
Bildung eines Reſervefonds im gewöhnlihen Sinne die Anſammlung eines 
untbeilbaren Capitals, das der immer wieder zu ermeuernden Gejellihaft als 
jolher angehören und im Yale der Auflöfung vderfelben dem Staate zufallen 
jollte. Andere Gejellfchaften verwendeten einen Theil ihre8 Geminnes zur Bil— 
dung von Hülfscaffen für Kranke und Arbeitsunfähige, ein Verfahren, das 
allerdings nicht mehr die principielle Bedeutung des untheilbaren Fonds beſitzt. 

Unter dem Einfluffe der Ideen Proudhon’s, der dem Princip der Aſſocia— 
tion als ſolchem feine ſociale Heilkraft zuerfannte, ging man dann zu Dem 
Verſuche über, die einzelnen Affociationen in einen fruchtbaren Verkehr mit ein- 
ander zu feßen. Das war der Zwed der von Frau Deroin, Delbrouf u. U. 
1849 gegründeten „Union des associations fraternelles“, der im furzer Zeit 
über 100 Genoſſenſchaften beitraten 2). Weußerlihd nahm diefelbe die Form 
einer Handelögejellihaft in Participation an, was fi freilih als völlig un— 
wirkſamen Schuß gegen die Polizei erwies. Die verfchiedenen Gefellihaften 
ſollten fich gegenfeitig in die Hände arbeiten und einander geregelten Abſatz 
fihern durch richtiges Abmefjen von Production und Gonfumtion, Zugleich 
jollte, weil jedes Mitglied als Producent Gläubiger und als Conſument 
Schuldner werden konnte, ein unentgeldlicher Credit mit Hülfe von Tauſchbons 
nady der Proudhon’schen Vorſchrift organifirt werden. Außerdem wollte man 
gemeinſchaftlich für Alteröverforgung, gewerblichen Unterricht und noch mandes 
andere jorgen. Im Zuſammenhange mit diefer Vereinigung projectirte man 
aud eine „Kammer der Arbeit“, die aus Delegirten der verſchiedenen Arbeiter: 
verbindungen beftehen follte, fowie Syndicate zur Berechnung und Regelung der 
Production und Confumtion. 





efienbeit gerathen if. Sie finden fih auch in dem Anhang des eben erwähnten 
erles von Engländer. 
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Wir werden jehen, wie die hier erwähnten Berfuhe und Beftrebungen in 
der |päteren Bhafe der franzöfiihen Arbeiterbemegung wiederfehren. Jedenfalls 
muß man aljo zugeftehen, daß die leitenden Ideen eine große Lebenszähigfeit 
in den Köpfen ber Arbeiter befigen. Die Afjoctationen der Februar-Republif 
find allerdings mit dieſer felbjt zum größten Theil verſchwunden, aber nicht 
etwa deömegen, weil fie dur das ımtheilbare Gapital gegen den normalen 
taufchwirtbichaftlihen Egoismus gefündigt hatten, fondern wegen der Schwierig: 
feiten der Lage, dem Mangel an Dieciplin, der unfähigen oder unehrlichen 
Leitung und wegen des dictatorifchen Regiments des 2. December. Schon im 
Jahre 1850 waren bie Leiter der eben erwähnten Union der Genoſſenſchaften 
als Theilnehmer an einem angeblih politiihen Verein zu fchweren Strafen 
verurtheilt worden, und dadurch hatten die durchweg republifanifch gefinnten 
Genoſſenſchaften einen Vorgeſchmack deſſen erhalten, was fie unter der Dictatur 
nad dem Staatöftreih erwarten durften. In Paris zogen e8 daher die meiften 
vor, fih freiwillig aufzulöfen und nicht zu warten, bis ihmen ebenfalls das 
2008 der Affociationen von Lyon zu Theil würde. Im der legteren Stadt 
wurden durch eine Berfügung des commanbirenden General8 vom 27. December 
1851 ſämmtliche Cooperativgenofjenihaften aufgelöft und ihre fofortige Liquida— 
tion & tout prix unter der Yeitung eines Polizeicommiſſars befohlen. Es be- 
fanden ficy unter ihnen blühende Gonfumvereine von großer Bedeutung, wie 
die „Travailleurs-unis* und die „Soci&t& des Castors“, aber fie wurden 
rückſichtslos von der geiellichaftsrettenden Dietatur vernichtet, mit der Drohung, 
daß die Widerftrebenden nah dem Decret vom 8. December als Mitglieder 
einer geheimen Geſellſchaft behandelt werben würden !). 

In Paris gelang e8 nur zwanzıg Productivgenoffenfchaften, in die kaiſer— 
liche Periode einzutreten, und unter dielen befanden fich neun, welche mit einem 
Staatsdarlehen bedacht worden waren ?). 


vll. 


Die Arbeiterbewegung und die Gewerkvereine unter dem 
Kaiſerreich bis 1867. 


1. Die erſte Periode des Kaiſerreichs. 

Die Furcht und das Ruhebedürfniß der Bourgeoiſie, die Abgenutztheit 
des doctrinären Republikanismus, die thatſächliche Machtloſigkeit der Social— 
demokratie, die Enttäuſchung und politiſche Gleichgültigkeit der großen Maſſe 
ſogar der ſtädtiſchen Arbeiter, dieſe und noch andere Factoren wirkten zu— 
ſammen, um den Erfolg des zweiten December zu ſichern und den glücklichen 
Parvenu mit Leichtigkeit auch noch die kleine Strecke weiter bis zum Kaiſer— 
thron zu führen. Er verſprach der Bourgeoiſie Schutz gegen das rothe Ge— 
ſpenſt und neuen Aufſchwung der Capitalmacht; andererſeits aber behielt er 


1) Flotard, le mouvement coopératif & Lyon et dans le midi de la France 
(Paris 1867), p. 106. 
2) E. Veron, les associations ouvrieres (Paris 1865), p. 200. 
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doch auch das Gefühl, daß ihm der Mafje gegenüber eine fociale Aufgabe ge= 
fegt fei, an der er denn aud immer mit allerlei Mitteln experimentirt hat. 
ALS Gefangener in Ham hatte er ja bereitd einmal eine Löſung der joctalen 
Frage gefunden, „Die arbeitende Claſſe“, jchrieb er damals u. a., „befitt nichts, 
e8 handelt fih darum, ihr Eigenthum zu verichaffen. Ste hat nur ihre Arme, 
und diefen muß eine für alle nüglihe Beichäftigung gewährt werden. Sie ftebt 
wie ein Volt von Heloten inmitten eines Volle von Sybariten. Man muß 
ihr einen Plag in der Gefellichaft Ichaffen und ihre Intereifen mit dem Boden 
verfnüpfen. Ste ift ohne Organifation, ohne Band, ohne Net, ohne Zukunft; 
man muß ihr Recht und Zukunft verichaffen und fie in ihren eigenen Augen 
erheben durch Afjociation, Erziehung umd Disciplin .“ Der Vorſchlag Des 
künftigen Kaiſers läuft darauf hinaus, daß zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern 
eine Claſſe von Vermittlern geftellt werden folle, die von den Arbeitern feiner 
auf je zehn) zu wählen und vom Gelege mit gewiſſen Rechten auszuftatten 
wären. Gie würden die erfte Stufe der focialen Hierarchie bilden und, wie 
der Verfaſſer fagt, für die Arbeiterclaffe das fein, was in der Armee die Unter: 
offictere find. Diefe Einrichtung würde ſowohl in der Privatinduftrie, wie auch 
in den landwirtbichaftlihen Colonien beftehen, die als Affoctationen zunächft Die 
noch in großer Ausdehnung vorhandenen unangebauten Grunpftüde in Eultur 
nehmen Feilen. Diefen Colonien würden die in der Induſtrie überflüifigen 
Arbeitäfräfte zugemiefen werben, wie man andererjeit8 aud) wieder aus dieſer 
Reſerve Verſtärkung für die Privatunternehmungen berbeiziehen könnte. Sie find 
militäriſch organifirt, ſowohl in Bezug auf Disciplin wie auf Verpflegung, 
Kleidung u. ſ. w. Jedoch wählen fie, weil fie eben Affoctationen find, ihre 
Beamten jelbft: über den Prud'hommes ftehen die Divectoren und über dieſen 
in jeder Eolonie ein von den Prud’hommes und den Directoren gewählter 
Gouverneur. Bon dem Ertrage der Genofjenihaftswirthihaft fol ein Drittel 
zum Unterhalt der Arbeiter und ihrer Familien dienen, ein Drittel wird den 
Arbeitern als perfönliher Gewinnantheil überwieſen und ein Drittel ſoll dazu 
dienen, mehr Land für die Gejellihaft anzufaufen und Wohlthätigkeitsanftalten 
anzulegen. Alſo das untbeilbare Capital in anderer form. Als Kaifer 
brauchte Louis Napoleon eigentlich nicht zu ſcheuen, von den Arbeitern an diefe 
Brofhüre erinnert zu werden. Denn wenn er aud nit an die Ausführung 
der Einzelheiten des Projected denken konnte, fo fteht die foctalpolitiihe Haltung 
des Kaiſerreichs mit dem Geifte defielben feineswegs in Widerſpruch. Dieciplin 
und Ueberwachung der Arbeiter einerſeits, Verbeſſerung ihrer materiellen Lage 
andererfeits, das ift eine dee, die fi) in der inneren Politif Louis Napoleons 
‚nie derläugnet hat. Die Minifter des Immeren und der Polizei bebutirten 
nad dem Staatsſtreich mit arbeiterfreundlichen Circularen, aber das Decret 
vom 25. März 1852, Das die Bereind- und Berfammlungsfreiheit mehr als 
je beichränfte, und das am folgenden Tage erlaffene Decret über die Hülfs- 
gefellichaften, wie auch die einige Wochen vorher bereit8 erfolgte Umgeftaltung 
der Gewerbegerichte (conseils de prud’hommes) liefen über den Charakter ber 
neuen Soctalpolitif feinen Zweifel. Sofort auch begann die Reihe der großen 
Bauten in Paris, Die in dem neuen cäfariichen Syſtem die Getreideipenden des 





1) Extinetion du pauperisme, p. 12 (Aug. von 1848). 
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alten erſetzt haben. Alle ging einige Jahre lang befriedigend von ftatten. 
Abermald war das Yolungswort ausgegeben: „enrichissez vous“, aber man 
war weit hinaus über die kleinbürgerliche Manier der Yulimonardie. Die 
jungen Xeute von der Aue Taranne und von Menilmontant hatten Lehr: und 
Wanderjahre Hinter fih und fie waren jet Meifter geworden. Einige von den 
alten Saint-Simoniften waren Minifter oder Senatoren, andere imperialdemo: 
kratiſche Yournaliften, andere aber Gründer und Finanzmänner geworden, bie 
mit bi8 dahin unerhörter „Oentalität” die Millionen zu manipuliven wußten. 
Man „demokratiſirte“ die Börjenpapiere, damit alle Welt an dem Segen der 
modernen Ajjociation Theil haben fünne. Denn als „Aſſociation“ verberrlichte 
man jest die Accumulirung der Gapitalien in Uctiengefellichaften, über welche 
die leitenden Finanzleute auf Koften der Actionäre jouverän verfügen. Ent: 
iprechend den faintsfimoniftifchen Ideen über die induftrielle Hierarchie zeigte fich 
überall die Tendenz nad Centralifation und großcapitaliftiiher Monopolifirung. 
So entftanden die ſechs großen Eiſenbahnherzogthümer, der privilegirte Erebit 
foncier, die parifer Drofchkengefellihaft u. |. w. Namentlid aber war der 
Credit mobilier nad) feinem urfprünglichen echt faintsfimoniftiidhen und von 
E. Pereire ſchon 1830 entwidelten Plane beſtimmt, eine Art regulirende Central- 
gewalt für das ganze Xctienweien zu werden, wenn er aud in Wirklichkeit 
nur der Typus aller Gründungsbanfen und „das größte Spielhaus der 
Welt‘ murbe. 

Die „geniale“ Wirthſchaft des Jaint-fimoniftiihen Imperialismus erlebte 
indeß nur eine kurze Blüthezeit. Die Reaction begann jchon 1857, und in den 
fpäteren Jahren murde der geboffte Wieterauffhwung durd die Rückwirkung 
des amerikaniſchen Kriege8 und die beginnenden politiihen Mifgeichide des 
Kaiſerreichs verhindert. 

Für die Arbeiterbevölferung indeß waren die Evolutionen des Capitals 
in jener Gründerperiode nicht ohne unmittelbaren Gewinn. Ein Theil der 
veplacirten Millionen concentrirte ſich nad) oben in den Caſſen des capitaliftifchen 
Generalftabs, ein anderer aber zerftäubte fich über die Maſſe der Lohnarbeiter. 
Die Koften aber hatte die Meine und mittlere Bourgeoifie zu tragen, die ver« 
möge ihrer franzöfifhen Sparfamfeit fi in dieſer koftipieligen Zwiſchenſtellung 
zwar lange behaupten konnte, aber des Spieles doch endlid einmal müde werben 
mußte, Aber auch durch directe Mafregeln ſuchte das Kaiferreih von Anfang 
an feine autoritative Socialpolitif den Arbeitern annehmbar zu machen: jo durch 
die Subventionirung ber neuen Hülfsgeſellſchaften, durch den Verſuch der Aus- 
gleihung des Brodpreife in Paris mittel® der Bädereicaffe, durch die Gründung 
der Neconvalescenten-Spitäler in Vincennes und Veſinet, welche mit 1 Procent 
von den Subimiffionen für die öffentlihen Arbeiten in Paris dotirt wurden, 
durch die Verbefjerung der 1851 gegründeten ftaatlihen Altersverſorgungscaſſe 
u. ſ. w. Andererſeits aber brachte das Gefe vom 22. Juni 1854 verichärfte 
Beftimmungen in Betreff der Arbeitsbücher, und die Cooperativgenofjenihaften 
wurden nod fortwährend mit Miftrauen angelehen. Die aus der Zeit ber 
Republik übrig gebliebenen hielten ſich jo ftill wie möglich, neue wurden in den 
nächften Jahren nicht mehr gegründet und erft 1857 und 58 wagten es zwei 
fleine Genoffenihaften, aus Gebäudemalern und Bauſchreinern beftehend, ſich zu 
conftituiven, welde Beifpiele aber wieder längere Zeit hindurch feine Nahahmung 
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fanden. Das Einfchreiten der Polizei gegen die Gefellfchaft Union haben mir 
bereit8 erwähnt. In Bordeaux blieb dieſelbe acht Yahre lang verboten und in 
Marjeille wollte ter als Präfect fungivende Senator Maupas fie durchaus 
nicht wieder zulafien. Arbeitseinftellungen waren troß des Coalitionsverbotes 
nicht felten und in manden Fällen fanden fie unzweifelhaft eine Stüge in den 
fachgenofjenfchaftlichen Hülfsgefellichaften, in den Gefellenverbänden oder auch im 
geheimen Strifevereinen. Doc zeigte der Kaifer ſich ftetö geneigt, die Drafont- 
ſchen Beftimmungen des Strafgejeges durch Begnadigungen zu desavouiren. 


2. Die Anfänge der Arbeiterbewegung jeit 1860. 


Der Socialismus ſchien unter der Erde verſchwunden; Proudhon wurde 
nicht mehr für gefährlich gehalten, da feine unerbittliche Kritif die alten Schulen 
vernichtete, aber, wie man glaubte, zu feiner pojitiven Parteibildung führen 
konnte. Gleihwohl wuchs in der Stille eine Generation heran, die weſentlich 
unter dem Einfluffe Proudhon’s ftand, ihm feine Kritik des DBeitehenden und 
eine Reihe einzelner pofitiver Forderungen entlehnte, über die letzten Ziele ihres 
„Mutualismus“ aber wohl ebenfo wenig Klarheit beſeſſen haben wird, als ihr 
Meifter felbft. Der Proudhon'ſche Mutualismus ift das Syſtem der pofitiven 
Gerechtigkeit in den Beziehungen der gänzlich frei gedachten Menfchen. Aber 
wie foll dieſes Syſtem, abgeiehen von den ausführbaren einzelnen Reformen, 
unter den Menfchen, wie fie find, al8 Ganzes verwirklicht werden? Dazu be— 
darf e8 nur, wie Proudhon an einer Stelle jagt, „einer allgemeinen Reform der 
Sitten durch die Principien“1). Aber das ıft eben die Schwierigkeit. An 
einer anderen Stelle meint er, die mutualiftiichen Principien müßten zu einer 
Art Staatöreligion werben ?), deren Ausübung den Bürgern ebenjo leicht wie 
nüglich wäre und die weder der Polizei noch irgend eines Zwanges bebürfe. 

Aber troß dieſes verſchwommenen Hintergrunded war gerade die Prouds 
hon'ſche Lehre damals bejonders geeignet, als reformirter Socialismus auf die 
Bühne zu treten. Sie proclamirte die Erhaltung des Privateigenthums, Die 
Freiheit der Perfonen und der Verträge, die Unzweckmäßigkeit der Strifes u. |. w., 
fo daß die Bourgenifie feinen Grund zu Befürhtungen haben konnte, und anderer= 
jeitS find die Grundanſchauungen Proudhon's doch aud wieder im Stande, weit- 
gehenden Anforderungen des Arbeiter-Radicalismus zu genügen. 

Die echten Proudhoniften ftanden dem Kaiferreich feindlid gegenüber, wenn 
au ihr Meifter zumerlen mit feinen farcaftiichen Paradoxen Anlaß zu dem 
Mißverſtändniß gab, als fuche er eine Berftändigung mit dem Bonapartismus. 

Aber e8 gab unter der neu herangewachſenen Arbeitergeneration auch Leute, 
die den Verlockungen des imperialiftiihen Syſtems gegenüber weniger ſtoiſch 
blieben und nicht abgeneigt waren, ihre focialpolitifchen Hoffnungen mit den 
Grundprincipien defielben in Einklang zu fegen. Es ſcheinen gewiſſe Beziehungen 
zwifchen diefen Arbeiterfreifen und dem Palais royal beftanden zu haben; man 
behauptet ſogar, daß die literariſchen Kundgebungen, die bald nach dem italie- 
niſchen Kriege die neue Arbeiterbewegung eröffneten, direct von dem Vetter des 
Kaiſers hervorgerufen worden ferien. Ein Blatt, das in Genf von dem unter 


1) 2 la capacite politique des classes ouvrieres, p. 174 (Ausg. von 1865). 
) Ib., p. 92. 
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der Commune als Agitator wieder auftauchenden Armand Levy unter den: Titel 
L’Esp6erance gegründet wurde, bot biefen Arbeitern ihre erfte Tribüne. Sie 
hielten von der Polizei geduldete Privatverfammlungen in der Rue du Temple!) 
und veröffentlichten eine Reihe von Brojhüren, zum Theil gefammelte Aufſätze 
aus der „Ejperance” in denen die imperialjocialifttiche Tendenz mehr oder weniger 
deutlich hervortritt?). Was die Verfaſſer fagen, wird dem Kaiſer und felbft 
dem Prinzen Napoleon fiherlic nicht durchweg genehm gewejen fein, aber man 
hatte gute Gründe, diefen Kundgebungen, die mit dem Imperialismus verfühnt 
erichienen, einigermaßen freien Epielraum zu laſſen. Das Katferreih wollte 
eine zweite Sehne für feinen Bogen bereit haben, wenn die Bourgeoifie ihm 
verjagen ſollte. Die Fronde der alten Parteien fing an, merkbarer zu werden, 
nachdem das Decret vom 24. November 1860 den Drud, der bis dahin jede 
ernftliche politiſche Regung zurüchtelt, einigermaßen gemildert hatte. Dazu kam, 
daß ein Theil der Induſtriellen durch den yplöglich decretirten Wechjel der 
Handelspolitif ſtark verftimmt war, während die Geiftlichfeit die Entwidelung 
der Dinge in Italien mit fteigendem Miffallen verfolgte. 

Unter ſolchen Umftänden wäre e8 ein nicht zu verachtender Erfolg für das 
Kaiſerreich geweſen, wenn es von einer großen Arbeitergruppe hätte ſagen können: 


„dieſe Partei iſt bereit, die Erfüllung ihrer ſocialen Forderungen von mir an= ) 
zunehmen, und ich bin im Stande, wenn ich will, ihr Programm durchzuführen.“ ‚ 


Das wäre der Sieg des unpolitifchen Socialismus über den bürgerlichen Re— 
publifanismus geweſen. Es waren nun allerdings in der an den rothen Bro— 
Ihüren betheiligten Gruppe mehrere Arbeiter, die bei ihren Genofjen einen be- 
deutenden Einfluß hatten. So war der Blechſchmied Chabaud Präfident der 
Gefellihaft Union, der Zimmermann Wanſchooten Präfident der Hülfsgefellichaft 
feines Gewerbes, d. h. des Gefellenverbandes vom Devoir, Coquard Präfident 
des Hülfsvereines der Buchbinder, Derouard Präfident der „Alliance de la 
cordonnerie“, der Setzer Coutant wurde im December 1861 zum Delegirten 
für die gemiſchte Tarifcommiffion der Buchdrucker gewählt, ebenfo die Seter 
Baraguet und Viguier, von denen der erfte in einer Verfammlung von 3000 
Fachgenoſſen über 2400 und der andere nahezu 2000 Stimmen erhielt 3). 
Aber es zeigte fich Doch bald, dag aus diefen Elementen, die ſich das Kaifer- 
reich ihrer ſocialökonomiſchen Hoffnungen wegen gefallen laſſen wollten, one ihm 
aber pofitive und aufrichtige Eympathien entgegenzubringen, feine active poli— 
tiſche Partei gebildet werden konnte. Die Mehrzahl der Arbeiter hatte ſich 
wieder dem bürgerlichen Kepublifanismus angeſchloſſen; unterivdifh begannen 
auch bereit8 die Wühlereien der am beften durch den Typus Blanqui's charak⸗ 
terifirten Umfturzpartei. Die Anhänger Proudhons andererjeits hielten an dem 


) Del. ouvriere & l’exp. de Vienne, Rapport d’ensemble, p. 17. 

Fribourg fagt in feiner „Hist. de l’Internationale“ (p. y „une s6rie de 
petites brochures rouges aujourd’hui à peu pr&s introuvables, écrites par des 
Ecrivains —— de l’empire et que contresignörent un trop grand nombre 
de delegues.“ Diefe Charakteriftit ıft nur für einige byzantiniſch gefärbte Artikel 
von mehr politiihem Charakter zutreffend; die Mehrzahl derfelben aber ift unzweifel- 
baft von dem unterzeichneten Arbeitern felbft gefchrieben. 

”) Des interets typographiques devant la commission mixte (brochure 
ouvriere), p. 3. 
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Grundfage feft, daß Socialötonomie und Politik von einander untrennbar feien; 
da fie aber der bürgerlichen Demokratie gegenüber fich jfeptijh und vielfach ab- 
Iehnend verhielten, jo flanden fie äußerlich den Imperialſoeialiſten jo nabe, daß 
fie oft mit ihnen verwecjelt wurden. Das gilt namentlih von Zolain und 
den übrigen Gründern der franzöfiihen Internationalen, die oft genug für Bona- 
partiften erklärt worden find. 


3. Die Arbeiterbroihüren. 


Das Borftehende ift nicht etwa eine Abichweifung von unjerem Thema. 
Die Berfaffer der rothen Broſchüren haben den Anftoß zu der Bewegung ge- 
geben, die einige Jahre fpäter die Arbeiterfyndicate hervorbrachte, und fie haben 
namentlich dazu beigetragen, daß man ſich über die Natur dieſer Inftitution 
allerlei Iluſionen machte. Eine diejer Broſchüren behandelt fpeciell die Or— 
aniſation der Arbeiter mitteld neuer Corporationen )Y. Es ift dies eime Zus 
br von mehreren Artikeln, die zum Theil jhon in der Espoͤrance 
— waren. Der älteſte iſt vom 27. November 1859 datirt und ſtellt 

ereits die Forderung von Arbeiterſyndicaten auf. Die alten Zünfte, ſo wird 

ausgeführt, ſeien mit Recht beſeitigt worden; aber es frage ſich, ob ſie nicht in 
zeitgemäßer Geſtalt auf Grund des allgemeinen Stimmrechts wiederhergeſtellt 
werden könnten, ſo daß alle, welche den einzelnen Gewerben angehörten (alſo 
Arbeitgeber und Arbeiter) bei der Aufſtellung der für das Gewerbe geltenden 
Normen, bei deren Ausführung, ſowie bei der gewerblichen Gerichtöbarfeit be— 
tbeiligt würden. Es wird überhaupt mehrfadh in diefen Brojchüren die ge— 
werbliche Corporation mit einem fleinen Staate verglichen, und demnad eine 
Drganifation mit Unterjcheidung der drei Gewalten der Gejeggebung, der Ere- 
cutive und der Yuftiz vorgeſchlagen. Indeß fühlt der Verfaſſer des erwähnten 
Artikels, daß feine ideale Innung nod feinen Boden habe; aber er weiſt auf 
die Handelskammern und die bereits beftehenden Syndicaltammern von Unter= 
nehmern bin und fährt dann fort: „E8 wäre ſchon ein Anfang zum Fortſchritt, 
wenn in jeder Induſtrie neben dem Syndicat der Unternehmer aud ein Arbeiter: 
ſyndicat gebilvet würde, das aus der Wahl der gleichberechtigten Genoſſen her— 
vorgehen müßte.” Außerdem wünſcht er eine Vermehrung der Abtheilungen der 
Gemerbegerichte, wodurch dieſe feinem Ideal, den corporativen, fadhgemerblichen 
Gerihtöinftitutionen näher gebracht würden. Der Staat joll, nad) der Theorie 
des Verfaſſers, nicht Die Arbeit, jondern die Arbeiter organifiven, dann aber 
jedes Gewerbe ſich in freiheit felöft regieren laſſen. 

Ein Artitel vom 30. Januar 1860 ift ein ſtark flaatsfocialiftiicher Avis 
für die mit dem Handelövertrag unzufriedene Bourgeoifie. Einige Fabrikanten, 
beißt es, hätten bei der Anfündigung der liberalen Mafregeln des Kaifers 
gedroht, fie würden ihre Fabriken ſchließen und die Arbeiter ihrem Gefchid 
überlaffen. Einem folhen Verfahren aber fünnte man einfacdy mit Exrpropriation 
im Interefje der öffentlichen Wohlfahrt und mit Fortjegung der Arbeit unter 
Staatöverwaltung begegnen. Wenn die Fabrifanten in ihrem Egoismus ver: 
gäßen, wie viel fie früher gewonnen hätten, und der Regierung Schwierigkeiten 
machen wollten, ftatt fie patriotifch in dem Uebergangsftadium zu unterftügen, 


!) L’organisation des travailleurs par les corporations nouvelles. Paris 1861. 
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fo könnten ſolche Mafregeln nöthig werden und e8 würde leicht fein, Männer 
zu finden, welche die Yeitung der exproprürten Anlagen übernehmen könnten. 
Napoleon I. habe feine Popularität dadurch gewonnen, daß er den Bauern 
ihren Befig an Nationalgütern gefichert habe; Napoleon III. würde nicht minder 
hoch in der Gunft der Arbeiter fteigen, wenn ihn die Thorheit einiger In— 
Duftriellen nöthigen follte, den Anfang zu machen mit der Bildung großer 
Arbeiterafjociationen für den Betrieb von Fabriken. Im eimem Artikel vom 
19. Februar 1860 wird der Verband der Setzer als die am meiteften fort— 
geichrittene corporative Bildung gerühmt. Im Weiteren tritt auch ſchon die 
Idee einer internationalen Arbeiterverbindung hervor: die neuen Corporationen, 
heißt es, follten auch ein internationale® Band Mnüpfen, indem fie mit den ent= 
Iprechenden Körperſchaften des Auslandes in brüderliche Beziehungen träten. 

Ein fpäterer Artifel (vom 24. Februar 1861) vergleicht die Syndicate 
der Arbeitgeber und der Arbeiter mit den beiden Kammern eines Parlamentes. 
In der Zukunft aber follen fie fi zu einer einzigen Vertretung des Gemwerbes 
verfchmelzen. Jedes Gemerbe ſoll fein Gericht befigen, zur Hälfte aus Arbeit- 
ebern und zur Hälfte aus Arbeitern zufammengefegt; ferner follen unter der 
eitung der Syndicate fachgemerblihe Unterrichts und Greditanftalten, eine 
Statiftit über Production und Arbeitöbedarf u. |. mw. angelegt werben. Die 
erfie Stelle in diefer Brofhüre nimmt eine Art Manifeft ein, da® von 80 Ar- 
beitern aus den verjchtedenften Gewerben unterzeichnet und vom 10. Auguft 
1861 datirt ift. Dafjelbe verbreitet ſich ebenfall8 über die Nothmwendigfeit einer 
corporativen Organijation der Gewerbe, mit „Chambres corporatives“ für bie 
Aufftellung der zu befolgenden Normen und Regulative, mit Syndicaten zur 
ea ka verfelben und „prudhommies“ zur Rechtſprechung. Für den Ans 
fang ſei die Hülfe des Staates nöthig, um die Organtfation zu begründen; 
aber deſſen Intervention dürfe nur jo lange dauern, als es unumgänglic, nöthig 
jei; bald würden die Corporationen felbftändig ihre Kraft entfalten, ihre Eredit- 
anſtalten, ihre Hülfscaffen u. |. w. auf ficherer Baſis gründen können. Das 
Eigenthum folle nicht angetaftet, jondern nur fefter begründet werden, mit Unter= 
ſcheidung der Güter, die der Corporation, der einzelnen Werkſtätte und den ein= 
zelnen Perfonen gehören. Dean hege keine Feindſchaft gegen die Gentralgewalt, 
rufe vielmehr ihre Mitwirkung an, damit fie die Arbeiter von dem induftriellen 
Feudalismus befreie, wie einft das Königthum die Bourgeoifie von dem Abels- 
feudalismus befreit habe. Unter den Unterzeichnern befinden fich auch die oben 
genannten Vereinspräfidenten. Bemerfenswerth find noch die in dieſer, wie auch 
in anderen Broſchüren mehrfad, wiederkehrenden jchmeichelhaften Anfpielungen 
auf die vom Kaiferreich heroorgerufene Wiedergeburt Italiens, die als ein Bor- 
bild für die Neorganifation der Induſtrie dargeftellt wird. Es geht daraus 
hervor, daß geiftlihe Einflüffe in diefer ſtaatsſocialiſtiſchen Strömung nicht vor: 
handen waren. 

Aus einer anderen Brofhüre!) erwähnen wir einen Artifel des Typo— 
graphen Berthelemy über die Strifes, die damals in Paris und mehreren 
anderen Städten die Thätigfeit der Gerichte ftarf in Anfpruh nahmen. Der 
Verfaſſer weiſt ebenfall8 darauf Hin, daß die Arbeiter feine Syndicalkammern 


— — 





!) A PEmpereur. Les cahiers populaires II. 1861, p. 11 und 23. 
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hätten, wie fie body bei den Unternehmern geduldet würden. Er hofft, daß das 
Goalitionsverbot bald aufgehoben werde, befürwortet aber gleichwohl jeinerfeits 
nicht das Syſtem der Arbeitseinftellung, fondern jchlägt vor, die Arbeiter follten 
bei Zwiftigfeiten mit den Unternehmern zunächſt eine Commiſſion wählen, welche 
eine Verſtändigung zu juchen hätte; gelinge das nicht, jo möge man bei dem 
Präfecten oder bei dem Minifter oder jelbft bei dem Kaifer darum eintommen, 
nicht daß Die Lohnfrage direct geregelt, jondern daß eine gemilchte Commilfion 
niedergejetgt werde, melde einen endgültigen ſchiedsrichterlichn Sprud zu 
fällen hätte. 

In einem Artikel über die Frage, wie die Arbeiter fich die Arbeitömittel 
verihaffen fünnten, meint der Typograph Breton, wenn 100 000 Arbeiter feft 
entjchlofjen wären, jede Woche einen Franken zufammenzulegen, jo würden fie 
bald die größten Gapitaliften fein. Er vergißt dabei wieder, daß mit der Zahl 
der Arbeiter auch der Bedarf an Arbeitsmitteln entiprechend fteigt. Uebrigens 
gefteht er zu, daß die Arbeiter nicht die moraliihe Kraft hätten, diefen Plan 
auszuführen, aber er glaubt, der Staat künne den Arbeiterafjociationen ebenfo 
gut Credit gewähren, wie den Fabrifanten, denen durch das Gejeg vom 
1, Auguft 1860 aus Anlaß des Handelövertrags zur DVerbefferung und Er— 
neuerung ihrer Mafchinenmittel eine Summe von 40 Millionen zur Verfügung 
geftellt wurde, eine Anlegung von Staatögelvern, die an Sicherheit viel zu 
wünſchen übrig ließ. 


4. Der Seter-Strife von 1862. 


Einige Arbeiterbrofchüren !) befchäftigen ſich ſpeciell mit den Angelegenheiten 
der Setzer, binfichtlidy deren Drganifation ein Arbeiter fchrieb, „fie if unter 
den Gewerkſchaften das, was Frankreich unter den Nationen fer.” Die Soeiet& 
typographique fonnte allerding8 nicht direct al8 Führerin im Lohntampfe auf- 
treten, aber fie gab doch den Dperationen der Arbeiter eine werthvolle Baſis. 
In den Tuilerien war man den Setern, wie es fcheint, ſehr gewogen; fie 
ftellten ein beſonders großes Contingent zu den Mitarbeitern an den rothen 
Broſchüren und ihre Gejellihaft hatte, wie wenigſtens Leplay angibt, einen vom 
Kaifer ernannten Präfidenten angenommen. Als fie daher im Jahre 1861 
eine Reviſion ihres Tarifes verlangten, ftanden ihre Ausſichten auf Erfolg ſehr 
günftig. 

Der vorhandene Tarif ftammte der Hauptſache nad aus dem Jahre 1843, 
E3 war demfjelben ein anderer vorhergegangen, den die Drudereibefiger 1839 
unter einander vereinbart hatten, nicht der Arbeiter wegen, jondern um ihre 
eigene „eoncurrence desastreuse“ zu mildern. Die Arbeiter waren von dieſem 
Berfahren wenig erbaut und fuchten durch eine Vereinigung — es ift dies auch 
der Urfprung der Soeiete typographique — ihrerſeits Einfluß auf den Tarif 
zu gewinnen. Aber erft 1842 verftanden ſich die Unternehmer dazu, mit einer 
Anzahl Arbeiter-Delegirten eine gemifchte Commiſſion zu bilden, welche dann 
' den am 15. September 1843 in Kraft gefetten Tarif ausarbeitete. Derfelbe 
ftellte, wie die Commiſſare der Arbeitgeber anerkannten, im Ganzen nicht jo: 


1) Des interäts typographiques ete. 1861. — Coutant, du salaire des ouvriers 
compositeurs. — Patrons et ouvriers typographes. 1862. 
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wohl eine Erhöhung als eine Ausgleihung der Lohnſätze dar, die bisher in den 
verjchiedenen Häufern keineswegs gleich waren. Im Intereſſe diejer Gleich» 
mäfigfeit und der zu erwartenden Stabilität der Löhne brachten die Arbeiter 
im Einzelnen manche Opfer. Im Ganzen waren fie mit dem Tarif zufrieden, 
obwohl fie behaupten, daß die Unternehmer, die ja nicht eigentlich juriftiih an 
denjelben gebunden waren, fi häufig Abweichungen geftatteten. Dem Tarif 
batten die Unternehmer e8 zu verdanken, daß ihnen das Jahr 1848 feine 
Schwierigkeiten von Seiten der Arbeiter brachte, es war zwar für dieſes Jahr 
eine Nevifion des Tarifs in Ausficht genommen und eine Commiljion zu diefem 
Zwede niedergelegt, aber die Arbeiter nahmen mit Rüdficht auf die Zeit— 
verhältniffe eine Bertagung derfelben an. Erft 1850 beichloß der Verband 
der Unternehmer, unter Anerkennung der guten Beziehungen, die „grace à 
‚ lVesprit de justice qui avait presid& à l’&tablissement du premier tarif“ 
fortwährend zwilchen ihnen und den Arbeitern beftanden hätten, eine Revifion 
zu veranlaffen, Die wiederum durd eine gemiſchte Commilfion ausgeführt wurde. 
Die Grundlagen des beftehenden Tarifs blieben ungeändert, e8 wurden nur 
nähere Beftimmungen über ftreitige Punkte und über die Negelung gewiſſer, 
nad, freier Uebereinkunft bezahlter Arbeiten aufgenommen, während eine Yohn= 
erböhung im Großen und Ganzen nicht eintrat. Die Arbeitercommiffion aber 
fand den Hauptvortheil des Tarifd darin, daß er die „eoncurrence éhontée 
de ces sp@eulateurs dont toute l'habilité consiste à amoindrir les prix de 
la main-d’oeuvre“ beſchränke und dur die Garantirung der Löhne der Typo— 
graphie eine anderen Gewerben faſt unbekannte Sicherheit gebe. 

Die gemilchte Tarifcommilfion galt bi8 1848 auch als ſchiedsrichterliche 
Inftanz. Während der ZTarifrevifion von 1850 beſchloß die Commilfion, für 
die Schlichtung von Differenzen eine befondere, aus vier Arbeitgebern und vier 
Arbeitern beftehende Commiffion niederzufegen, und diefe Inftitution eines ge— 
miſchten Schiedsgerichts (aus je ſechs Mitgliedern) wurde durch den Art. 47 
des neuen Tarifs zu einer ftändigen gemacht. Im Jahre 1854 indeß weigerte 
fi) der Verband der Unternehmer, die fälligen Neuwahlen vorzunehmen, weil 
das gewöhnliche Gemwerbegeriht für alle Bedürfniffe ausreihe. Doc erflärten 
fih nad einigen Verhandlungen die Unternehmer damit einverftanden, daß ihre 
bisherigen Bertreter in der Commilfion blieben. Als aber im Jahre 1857 
Die Arbeiter, nachdem fie ihre eigene Gommiffionsabtheilung nad) den Bes 
ftimmungen des Tarifs zur Hälfte neugewählt hatten, von den Unternehmern 
wieder das Gleiche verlangten, erhielten fie gar feine Antwort. Die ſchieds— 
richterlihe Commiſſion hatte ſomit aufgehört zu exiftiren, wenn aud) die Arbeiter: 
jection derjelben noch zufammenblieb. 

Im Mat 1861 richteten die Seter eine Eingabe mit ungefähr 2700 
Unterfchriften an die Unternehmer, in der fie darauf hinwiefen, daß ihr Lohn 
jeit 20 Jahren nicht wirklih erhöht worden fei; die ſchiedsrichterliche Commiſ— 
fion, von welcher nad dem Tarif von 1850 die Initiative zur Reviſion aus— 
gehen ſollte, beftehe nicht mehr, und man erfuche daher die Arbeitgeber, wieder 
zur Berufung einer gemiſchten Tarifcommiffion mitzuwirten. Der Syndical- 
verband der Unternehmer geftand Died auch im Princip zu und die Arbeiter 
wählten, 3000 an der Zahl, im December in einer vom Polizeipräfecten ges 
nehmigten Berfammlung ihre Commiſſionsabtheilung. Aber die Unternehmer 
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wollten anfangs die dieſes Mal geforderte Lohnerhöhung nur zur Hälfte be= 
willigen. Einer von ihnen drohte in einer Broſchüre mit Frauenarbeit und 
griff auch wirklich zu dieſem Auskunftsmittel. In den Regierungskreiſen fand 
man die Forderungen der Setzer nicht unbillig, aber man wollte nicht, wie es 
die letzteren wünſchten, direct ind Mittel treten. Schlieglih kam es zur Ar— 
beitseinftellung, zu gerichtlicher Verfolgung und zu mehreren BVerurtheilungen, 
denen aber die Begnadigungen unmittelbar folgten. Nachdem aber jo der Con— 
flict alle Phaſen durchlaufen hatte, gaben endlich die Unternehmer nad und e8 
fam im Juli 1862 ein neuer, die Arbeiter befriedigender Tarif zu Stande, 
der wenigftend von der Mehrzahl der Häufer angenommen wurde !). 

Diefer Strife und feine Folgen trugen nicht wenig dazu bei, die Auf- 
hebung des Goalitionsverboted vorzubereiten, für welche der Kaiſer bald darauf 
perſönlich eintrat. 

Es zeigten fi) in den damaligen Verhältniſſen der Typographie, wie auch 
einer der jchriftftellernden Setzer hervorhob, mehrere Anfäge zur VBerwirflihung 
der in den Arbeiterbrofhüren ausgeiprocdenen Corporationsideen, Das Syn— 
dicat der Unternehmer war offenkundig, Das der Arbeiter thatſächlich vorhanden, 
die ftändige ſchiedsrichterliche Commiſſion entſprach der corporativen „Prudhom- 
mie“, und man wiünfchte Einfchreiten de8 Staates behufs Durchſetzung ge— 
wiffer Wünſche, die mit den Principien der Gewerbefreiheit nicht überein- 
ftimmten. Freilich befand ſich das Drudergewerbe in einer Ausnahmeftellung ; 
die Zahl der Unternehmungen war, wie wir ſchon erwähnt haben, eine geſetzlich 
eng begrenzte, und es war fein Wunder, wenn auc die Arbeiter auf Be— 
ſchränkung der Concurrenz bedacht waren. Ste glaubten namentlih eine Art 
Recht darauf zu haben, daß nur eine beftimmte Anzahl Lehrlinge in jeder 
Werkſtätte zugelafien würden, und fie beriefen fich für dieſen Standpuntt auf 
Aeuferungen, die Napoleon I. aus Anlaß des Decreted von 1810 im Staats- 
rath gethan hatte. Im der That, wenn die normale Beitimmung der Setzer— 
Iehrlinge gewefen wäre, ſelbſtändige Drudereibefiger zu werden, jo wäre gegen 
den Schluß nichts einzumenden, daß die Begrenzung der Zahl der Unternehmer 
auch die Beſchränkung der Lehrlingszahl nah ſich ziehe. Im der Wirklichkeit 
aber war und ift die Lehrlingſchaft ın der Druderei in der Mehrzahl der Fülle 
nur eine Vorbereitung für eine dauernde Stellung als qualificirter Yohnarbeiter 
und jener Schluß daher nicht haltbar. Daß aber Die Arbeiter auf eine ge- 
nügend lange, regelmäßige und gründliche Ausbildung der Lehrlinge dringen, ift 
ganz in der Ordnung. In der verwidelten Frage der Frauenarbeit hielten die 
Geber mit Confequenz das Princip feft, ihrerjeitS jede Werkftätte zu verlafien, 
in welche weibliche Seter eingeführt würden. Es ift dies eine Politik, über 
welche, jo lange fie auf geſetzlichem Boden bleibt, das praftiiche Ermeffen der 
Seger allein zu entſcheiden hat. Ein Einſchreiten des Staates gegen die 
Frauenarbeit dagegen, wie es Manche damals wunſchten, wäre eine Maßregel 
von unberechenbaren Conſequenzen geweſen. 


1) Außer ben oben angeführten Broſchüren ſ. auch Rapports * delegues A 
l’exp. de Londres en 1862, p. 391 et suiv. 
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5. Die Arbeiterbelegation für die Londoner Ausitellung von 1862. 


Schon bei der erften Weltansftellung tm Yahre 1851 Hatte die Parifer 
Municipalcommiffion 20 000 und die Handelskammer 10000 Fres. bewilligt, 
um etma 90 Arbeitern die Mittel zu einer Reife nach London zu gewähren. 
Eine zweite Delegation wurde auf Staatökoften, eine dritte mit Hülfe einer 
von Girardin angeregten Subfertption entjendet. Die erfte lieferte Berichte, die 
nicht veröffentlicht worden find, und von der zweiten ſcheinen überhaupt feine 
Berichte vorhanden zu fein. Die freie Delegation fcheint ihre Aufgabe am 
ernfteften genommen zu haben, und in ihrem Gefammtbericht, der theilmeife in 
dem „Rapport d’ensemble* der Delegation von 1873 abgebrudt ift, finden 
fi) bereit8 Anflänge an den bei den jpäteren Abgeſandten vorherrſchenden Ton. 

Bei der Parifer Ausftellung von 1855 mar von Wrbeiterdelegationen 
feine Rede. 

Ander8 aber im Jahre 1862. Die ftaatsjocialiftiihe Gruppe in Ber: 
bindung mit einigen Proudhoniften 1) ergriff die Gelegenheit, um in das öffent⸗ 
liche Leben einzutreten. Man richtete zuerft tm September 1861 an den Kaiſer 
die Bitte, daß eine Anzahl Arbeiter zu der in Florenz ftattfindenden italient- 
Then Ausftellung abgeordnet werden möge. Nachdem dieſes Geſuch abſchlägig 
beichieven worden, wandten fich die Urheber des Planes an den Prinzen Nas 
oleon, den Präfidenten der franzöfiichen Ausftellungscommilfion, um die Ab- 
— einer Delegation nach London zu erwirken. Der Prinz empfing darauf 
eine Arbeiterdeputation, zu der auch der jetzige Senator Tolain, damals Ciſeleur, 
gehörte, und man verſtändigte ſich dahin, daß eine Arbeitercommiſſion nieder— 
geſetzt werden ſolle, welche die Wahl der Delegirten zu leiten und alle ſonſtigen 
nöthigen Anordnungen zu treffen hätte. Dieſe Commiſſion beſtand faſt aus— 
ſchließlich aus Präſidenten von fachgewerblichen Hülfsgeſellſchaften, was für die 
Gewerkvereinspolitit der letzteren ein großer Erfolg war. Zum Vorſitzenden 
wurde ber bereitS erwähnte Präfident der Union, Chabaud, gewählt; zu den 
Mitgliedern gehörte außer Wanfchooten, Coquard, Derouard, Coutant, deren 
Stellungen oben ſchon angegeben find, noch Gauthier, Präfident der Typo—⸗ 
graphen-Gefellichaft, Pailly, Präfident der Hülfsgefelichaft der Bronzearbeiter, 
Grandpierre, Präfident der Hülfsgefellfhaft der Kupfergießer, Niviere, Präſident 
der Hiülfsgefellichaft der Zimmerleute vom Imfen Ufer (Devoir de libert6), 
Dargent, Präfident der Hülfsgeſellſchaft der Schreiner, endlich Tolain, der feinen 
ähnlichen Titel anzuführen hatte. Die Commiſſion erflärte übrigens in ihrer 
erften Situng, daß ihre eigenen Mitglieder darauf verzichteten, zu Delegirten 
gewählt zu werden. 

* Die Wahl der Delegirten durch die gewerblichen Fachgenoſſen war unter 
den bamaligen Verhältniffen eine Haupt und Staatsaction. Rouher war dem 
ganzen Unternehmen feindlich, und der damalige Polizeipräfeet Boitelle erklärte, 
er wollte lieber die Abihaffung des Geſetzes gegen die Affociationen jehen, als 


) Les delögations ouvriöres à l’exp. de Londres (brochure ouvriere). In 
ber Vorrede (die von Tolain berrühren foll) beißt e8: „on verra dans la r&alisa- 
tion de ce projet les premiers fruits de l’initiative de quelques ouvriers réunis 
en dehors de toute pensée d’hostilit€ au pouvoir, mais soucieux avant tout 
de = qui peut faciliter pratiquement l’ame&lioration du sort du plus grand 
nombre. 
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die Wahlen zu diefer Delegation zulafien. Die Arbeitercommiffion mußte ſich 
direct an den Kaiſer wenden, um die Aufhebung des polizeilichen Berbotes der 
Wahlen zu erwirken. Nachdem ihr dies gelungen war, wurden im Ganzen 
50 Wahlbureaur für 150 Fächer conftiturt und unter deren Leitung 200 
Delegirie gewählt. Zur Beftreitung der Koften trug die Kaiſerliche Ausftellungs- 
commilfion 20 000 Fres. und die Stadt ebenfoviel bei; außerdem fand noch 
eine freiwillige Subfcription ftatt. Auch aus mehreren anderen Städten wurden 
Arbeiterdelegationen abgejendet, jo namentlih aus yon, wo der reihe In— 
duftrielle und ehemalige Saint-Simoniſt Arl&s-Dufour den Anſtoß gab. Auch 
bier verftand ſich die Arbeitercommilfion dazu, die Beihülfe der faiferlihen Com— 
milfion in Anfprub zu nehmen, da fie die Unmöglichkeit einſah, die nöthigen 
Mittel durd Beiträge der Gewerbsgenoffen zufammenzubringen. Auch in Lyon 
feierte alfo der Imperialfocialismus einen Triumph, deſſen innerer Werth frei- 
lich noch zweifelhafter jcheint, wie die Echtheit der moralifchen Eroberungen in 
Paris }). 

Biele Arbeiter theilten damals Hinfichtlich der Delegation ohne Zweifel den 
Standpunkt, den ein im verjchtedenen Blättern erjchienener Brief eines Ar: 
beiter8 darlegte. Wenn die Initiative von oben, von ber Regierung oder den 
Arbeitgebern fomme, jo feien die Arbeiter mißtrauiſch und glaubten ſich in ihrer 
Freiheit beſchränkt; eine Initiative von unten aber ftoße auf unüberwindliche 
Hinderniffe, denn e8 jei für die Arbeiter jehr gefährlich, thätig aufzutreten, um 
Commiffionen zu bilden, Anhänger zu jammeln, Liften in Umlauf zu feten 
u. dgl. Wer das thue, komme in das ſchwarze Buch und gelte als gefährlich. 
Es bleibe daher nichts übrig, al8 daß man den Arbeitern in aller Beftimmt- 
beit fage: „Organifirt euch und bejorgt eure Angelegenheiten jelbft, unfere Unter: 
ftügung ift eine ganz uminterejfirte, wir werben euch freie Bewegung laſſen, jo 
lange ihr bei der Sache bleibt.“ 

Dan fühlte offenbar, wie wichtig e8 war, daß die Arbeiter fich wieder 
einmal als Clafje regen durften. Die Hülfsgefellichaften erhielten eine neue 
Rolle, die Wahlburenur konnten möglicherweife den Kern zu einer dauernden 
DOrganifation bilden, die verjchiedenen Verſammlungen ftellten wichtige Prä- 
cedenzfälle dar und die Berichte der Delegirten follten fih nit nur auf die 
techniſchen Angelegenheiten beziehen, ſondern auch die ſociale Frage berühren umd 
als neue „cahiers du travail“ den Wünſchen und Beftrebungen der Arbeiters 
clafje Ausdruck geben. 


6. Die Berichte der Delegirten von 1862. 


Diefe Berichte der Delegation von 1862?) find eimerfeitS eine Art Fort- 
fegung der rothen Broſchüren, andererjeits eröffnen fie in relativ gemäßigtem 
Tone die Neihe der Urbeitertundgebungen, die ſich ſeitdem mit immer ſchärfer 
ausgeprägtem Charakter an die Weltauöftellungen angejchloffen haben. Nur 


1) In dem „„Rapport d’ensemble‘“ über bie Wiener Arbeiterbelegation wird von 
jener Lyoner Commiffion gelagt: „tout porte & croire que, si elle accepta l’appui 
offieiel, c'est qu’elle presentait que les resultats qui ressortiraient de la dele- 
gation seraient applicables au progr&s plutöt qu’au benefice de pouvoir.“ 

2) Rapports des delegu6s des ouvriers parisiens & l'’exp. de Londres en 
1862, publies par la commission ouvriere, Paris 1862—64. 
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wenige von den 53 Berichten beichränten fich auf das blos Fachliche, die meiften 
ſchildern auch, und zum Theil in interefjanter Weife, die fpeciellen Verhältniſſe 
ihre8 Gewerbes, ftellen Bergleihungen mit den engliihen Zuftänden an und 
formuliren Vorſchläge zur Beſſerung der Lage der Arbeiter. Vereins-, Ber: 
ſammlungs- und Coalitionsreht, das find Die immer wieberfehrenden Haupt: 
forderungen. Insbeſondere aber verlangen die Delegirten, im Hinblid auf die 
engliſchen Gemerfoereine, die Einrichtung von Syndicallammern der Arbeiter, 
die mit den Unternehmerverbänden die Tarıfe fefiftellen ſollen, oder auch ge 
milchte Kammern, in Denen beide Elemente gleihmäßig vertreten fein würden. 
Daneben will man auch fachgenofjenihaftlihe Hülfsgefellichaften, die den Arbeiter 
unterftügen ſollen bei Krankheit, vorgerüdtem Alter und bei Arbeitölofig: 
feit, ſowohl unfreimilliger, al8 auch folder, „welche durch die Unzulänglichkeit 
des unter dem alten Zarif angebotenen Lohnes entfteht” 1). Vereinzelt (von 
deen Möbeltiichlern, p. 265) wird auch die Anficht ausgeiprodhen, daß der Bei- 
tritt zu der fachlichen Hülfsgeſellſchaft obligatoriſch ſein müſſe. Man ftellt in 
Ausficht, daß durch die Syndicallammern die Arbeitseinftellungen — zu denen 
man allerdings das Recht haben will — verhindert werden würden (jo 3. 2. 
die Wagener). In dem Bericht der Zimmerleute heißt e8 2), man billige feines- 
wegs die gewaltfamen Mittel, um Lobnerhöhungen zu erlangen, aber bis 1860 
feien dieſe allein angewendet worden. Damals aber hätten die Zimmerleute 
fih mit ihren Reclamationen an das Minifterium gewandt und ſeien auch 
freundlich aufgenommen worden; ein höherer Polizeibeamter dagegen habe ihnen 
mit Verhaftung gedroht, und es fer erit 1862 im dem ftäbtilchen Tarif ber 
Arbeitslohn auf die geforderte Höhe von 6 Fres. gebracht worden. Aber die 
Unternehmer hatten fich faft ſämmtlich geweigert „de se conformer à la pre- 
scription de ce tarif qui est pourtant la base pour regler le prix des 
travaux“, Es iſt died wieder ein Beifpiel von der im dritten Abjchnitt charak— 
terifirten Berjchiedenheit der Auffaffung der ſtädtiſchen Preislifte von Seiten der 
Unternehmer und der Arbeiter. Es entitand in Folge diefer Weigerung der 
Arbeitgeber der bereit oben erwähnte Strife der Zimmerleute von 1862, bei 
dem viele hundert Arbeiter verhaftet wurden, ſchließlich aber wieder eine Inter: 
vention des Kaiſers zu ihren Gunften ftattfand. 


Die ‚Selleliömiche banen jehr weitgehende Pläne: es foll eine große fach— 
gewerbliche Kammer gewählt werben, die in mehrere Syndicate zerfallen würde, 
jo daß für Unterftügung der Kranken, Verwundeten und Greiſe, für Arbeits« 
vermittlung und für Ueberwahung des Lehrlingsweſens gejorgt und ein Erſatz 
der bisherigen Gewerbegerichte gejchaffen werden könnte, letzterer in der Weife, 
daß die Wrbeiter bei Streitigkeiten mit den Unternehmern, wenn fie Unrecht 
hätten, aufgeklärt werben, wenn fie aber Recht hätten, aus der Cajje Unter: 
ftügung erhalten jollten ). Einige Berichte betrachten die Syndicallammern und 
die als „caisses de chömage“ dienenden Hülfsgejellichaften nur als nützliche 
Hülfsmittel, Dagegen die Productivgenofienihaft als das eigentliche Heilmittel; 
jo die Schneider und mit höherem Fluge in das ideale Reich der allgemeinen 


1) So in dem Bericht der Wagenfchreiner, Rapp. des del. p. 66. 
®) Ib, p. 569. 
®s) Ib. p. 827. 
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mutualiftiichen Affociation die Bronzearbeiter!). — Hier und da finden ſich 
auch reftrictive Tendenzen, jo bei den Ornamentfchnigern, welche als Aufgabe 
der gemifchten Stmdicalcommiffion nicht nur die periodifhe Feſtſtellung eines 
Minimaltarif8 und die Leitung des gewerblichen Unterrichts anführen, — 
auch die Vereinbarung über die Zahl der aufzunehmenden Lehrlinge und Ent— 
ſcheidung auf Grund einer Prüfung, ob der ausgebildete Lehrling berechtigt ſei, 
die Minimaltare zu fordern ?). 

Andere Wiünfche betreffen die Reform der Gewerbegerichte, Die Regelung 
des Lehrlingsweſens, die Abjihaffung des Artikels 1781 des Code civil, die 
Abſchaffung des ArbeitSbuches u. ſ. w. Den Zuilerien gegenüber verhalten jich 
die meiften Berichterftatter durchaus reſervirt. Die Delegirten der Elfenbein- 
arbeiter jedoch machen dem Kaiſer das Compliment, daß jie die rothen Bro— 
ſchüren als eine Yortfegung der „Extinetion du pauperisme“ bezeidinen und 
für die Zufunft die Hoffnung ausfpreden, daß das Gebäude der foctalen Or— 
ganifation feine Krönung erhalten werde durch eine „Chambre ouvriere“, wie 
fie das Staatsoberhaupt zu einer anderen Zeit in Ausficht geitellt habe 3). — 
Am hofmännischften find die Weifgerber. Site danken „dem erlauchten Prinzen, 
der die Delegation gefördert bat und der erlauchten Familie würdig ift, deren 
gegenwärtige Haupt begriffen hat, daß Die Arbeiter allein berichten können, was 
auf der unterften Stufe der gefellihaftlichen Leiter geichieht und welde Miß— 
bräuche beftehen, die von den Gefeten nicht erreicht werben künnen.” Die Ar— 
beitgeber aber kommen gerade in dieſem Berichte am jchlechteften weg; vielen 
von ihnen ſei jedes Mittel recht, um die Yöhne zu Drüden — „de la notre 
esclavage* — fie verftänden meiften® nicht nur jelbft nichts von dem Gewerbe, 
jondern aud die von ihnen angeftellten Werkführer fennten das Handwerk nicht, 
und die Arbeiter ſeien „Die Opfer der Unwiſſenheit und Brutalität‘‘ diefer Leute *). 
Früher, zur Zeit der Innungen, hätte Niemand da8 Gewerbe treiben können, 
der nicht dazu befähigt geweſen wäre, jet aber fünme jeder als Unternehmer 
auftreten, der die Gewerbefteuer bezahle. Man fieht bier wieder, wie in Folge 
des capitaliftiichen Betriebes der Handwerksgewerbe die Junftreminiscenzen leichter 
in gewiffen Arbeitervereinen, als bei den Unternehmern Boden finden, 

Erwägt man fchließlich noch, daß die Delegation von 1862 aud die Keime 
Der internationalen Arbeiterverbindung nad) Frankreich eingeführt hat, jo wird 
man ihre Bedeutung für die Entwidlung der focialen Bewegung in Frankreich 
zu würdigen willen. 


7. Die Wahlen von 1865—64 und Das Manifeit der Sechzig. 

Die Regierung mochte wohl gehofft haben, bei den Wahlen von 1863 ein 
anfehnliche® Stimmencontingent won ſolchen Arbeitern zu erhalten, welche die 
Zeit für imperialfocialiftiiche Experimente jetzt gefommen glaubten. Um fo 
größer aber war die Enttäufchung über den Ausgang jener Wahlen, welche für 
das Staiferreih die Periode des unverfennbaren Niederganges eröffneten. 
Während 1857 in Paris noch 111000 Wähler für die Negierungscandidaten 


1) Ib. p. 674. 
2) Ib. p. 484. 
®) Ib. p. 510. *) Ib. p. 110. 
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und 96 000 für die Oppofition geftimmt hatten, waren die entjprechenden 
Bahlen diefes Mal 82 000 und 153 000, und die „unabhängigen Gandidaten“ 
fiegten auf der ganzen Linie. Dieſes Refultat ift nur zum fleineren Theil durch 
die Abſchwenkung der Tiberalen Bourgeoifie, hauptſächlich aber durch die ver- 
änderte Haltung der Arbeiter zu erflären, die gerade jest, während das Kaiſer— 
reih mit ihrem Glaffeninterefje coquettirte, das Bedürfniß fühlten, ſich durch 
einen Oppofitionsact al3 felbftändig zu bethätigen, ohne daran Anſtoß zu nehmen, 
daß fie der Fahne des bürgerlichen, überdies zum Verfaſſungseide bereiten Re— 
publitanismus folgten. Wäre e8 nad dem Sinne der confequenten Feinde des 
Kaiferreih8, namentlid Proudhons gegangen, jo hätten fih die Wahlurnen, 
ftatt mit Oppofitionsftimmen mit ebenfo vielen Taujend weißen Zetteln gefüllt. 
Daß nur wenige Wähler den Tuilerien einen folhen abjoluten Abjagebrief 
jhrieben, ließ erfennen, daß Paris an die Möglichkeit des Beſtandes des Kaiſer— 
reichs unter der Controle einer Iegalen Oppofition glaubte. Selbft diejenige 
Arbeiterpartei, welche in ihrer Socialtheorie im Weſentlichen Proudhon folgte, 
hatte die abjolute Enthaltungspolitit aufgegeben, aber fie trennte ſich auch von 
dem bürgerlichen Republifanismus und machte 1864 bei Gelegenheit der Er— 
gänzungswahlen im erften und fünften Parifer Wahlbezirt zum erften Male 
einen ernftlichen Verſuch mit der Aufftellung eines Candidaten aus ihrer Mitte, 
der nicht „quoique“, fondern „parceque ouvrier“ gewählt werden follte, um 
das Intereſſe der Arbeiter als Claſſe zu vertreten. Zur Einleitung dieſes 
Unternehmens, das der bürgerlich-demokratifchen Prefje ein Gräuel war, erſchien 
das fogenannte Manifeft der Sechzig, das in Proudhons letzter Schrift einen 
intereffanten Commentar erhalten hat. Dieje Sechzig ftanben jo zu fagen auf 
den Schultern der Gruppe der rothen Broſchüren. Biele von ihnen waren 
Delegirte in London geweien, andere waren Mitglieder der Parifer Gemwerbe- 
gerichte, der corporativen Hülfsgefellichaften oder anderer Arbeiterverbindungen. 
Bald nachher gingen aus ihnen die erften Führer der franzöfiichen Internatio- 
nalen hervor umd einigen, wie Murat und Camelinat, war auch eine Rolle 
unter der Commune vorbehalten. Der Tert des Manifeftes rührte im Weſent— 
lichen von dem mitunterzeichneten Tolain ber, der zugleich der auserwählte Can: 
didat war. Tolain hatte Schon vorher das Verfahren der bürgerlich = demofra= 
tiihen Partei bei den Wahlen von 1863 ſcharf fritifirt und das politische 
Wiedererwachen des Socialismus angekündigt !). Aber die Socialiften, jagte er, 
hätten ebenfall® aus den Erfahrungen der Vergangenheit etwas gelernt. Im 
Yahre 1848 feien die Arbeiter noch nicht im Stande geweſen, ihre Beftrebungen 
Har zu formuliven, fondern wären, mehr dur Inſtinct al8 durch Weberlegung 
geleitet , diefer oder jener focialen Theorie beigetreten. Nach dem 2. December 
hätte man glauben fünnen, der Socialismus ſei für immer ausgerottet, aber 
gerade in der tiefen Ruhe der legten Yahre habe er in den thätigften und 
intelligenteften Köpfen der Urbeiterbevölterung eine Tebensfähige Umbildung er— 
halten. Man halte fich jekt fern von utopiſchen Mebertreibungen und fuche 
nach praftiichen Reformen. Man babe begriffen, daß man den Organismus 
der Geſellſchaft nicht von einem Tage zum anderen umgeftalten könne, auch nicht 
mitteld des Princips der Affociation, das mit der Unwiſſenheit und Ungeduld 


1) Quelques mots sur les @lections de Paris. 1963. 
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der Maſſe zu kämpfen babe. Jetzt habe man einen anderen Weg eingeichlagen 
und bereit8 eine Weihe concreter Reformforderungen aufgeftelt. Es find Dies 
die Forderungen, die auch in den Berichten der Delegirten von 1862 umd theil— 
weile fchon in den rothen Brofchüren erhoben werden. Natürlich find auch bie 
Arbeiter - Syndicalfammern nicht vergefien, die Tolain zu einer Art Gentral- 
inftitution für jedes Gewerbe madyen möchte. An fie fol fi die Organifation 
der Arbeitövermittlung anlehnen, das einzige Mittel, um die „chömage* zu 
verhindern; fie follen den gewerblichen Unterricht Leiten, die Traditionen des Ges 
werbes erhalten u. |. w. Tolain will von gemifchten Syndicaten nichts wiſſen; 
dadurch würde nur Verwirrung angeftiftet werden, die zu Ohnmacht oder Unter- 
drückung des einen Theiles führen müſſe. Wenn aber das Capital unterdrüdt 
werde, jo rette e8 fich durch die Flucht, bei Unterbrüdung der Arbeit Dagegen 
entftehe ein allgemeiner Notbftand und Verminderung der Productivfraft. Cine 
gemiſchte Syndicalfammer fer wie ein Diener, der zwei Herren befriedigen folle. 
Nur bei voller Freiheit und Selbftändigkeit beider Parteien könne eine wirkliche 
Berftändigung und eine Afjociation von Capital und Arbeit erreicht werben. 
In dem Manifeft der Sechzig ehren dieſelben Forderungen wieder ?). 
Daffelbe beginnt mit dem Hinweiſe darauf, daß die PBarifer Arbeiter am 
31. Mat 1563, mehr dem Princip der Oppofitton al® ihren eigenen Intereffen 
folgend, die von der Liberalen Prefje aufgeftellte Gandidatenlifte angenommen 
und dadurch einen Beweis für ihren entſchiedenen Freiheitsjinn gegeben hätten. 
Dian habe zwar einen Arbeitercandidaten aufgeftellt (e8 war dieß der Typograph 
J. 3. Blanc), aber zu feinen Gunften nur fecundäre Ermägungen geltend ge— 
macht und die ſociale Frage nicht in den Vordergrund geftellt. Ber den bevor- 
ftehenden Nachwahlen fet die Lage der Dinge nicht mehr dieſelbe. Wenn die 
Arbeiter aud mit der Oppofition in dem Programm einer, Demokratie im 
weiteften Sinne einig feien, fo feien fie e8 nicht hinfichtlih des focialpolitifchen 
Programms, und fie könnten von der liberalen Partei des gefetsgebenden Körpers 
nicht die Reformen und Inftitutionen erwarten, die fie verlangten. „Das all- 
gemeine Stimmrecht hat uns politifch mündig gemacht, aber es bleibt uns noch 
übrig, uns ſocial zu emancipiren. Man bat zum Ueberdruß wiederholt, „es 
gibt feine Claſſen mehr, feit 1789 find alle Franzofen vor dem Gefege gleich“. 
Aber wir, die wir fein anderes Eigenthum haben, als unfere Arme, die wir 
ung jeden Tag die berechtigten oder willfürlihen Bedingungen de8 Capitals 
gefallen laſſen müſſen, die wir unter Ausnahmegejegen, dem Coalitionsverbot 
und dem Artikel 1781 ftehen, und wird e8 ſchwer, diefe Behauptung zu glauben. 
Wir, die in eimem Lande, deſſen Deputirte wir mit zu wählen berufen find, 
nicht immer die Mittel haben, leſen zu lernen, die wir wegen der Unmöglich- 
feit, und zu verfammeln und zu Vereinen zu einigen, die gewerbliche Ausbildung 
nicht organifiren können und dieſen wichtigen Factor des Fortſchrittes zu einem 
Borrecht des Capitals werben ſehen — wir können uns dieſe Illuſion nicht 
machen. Wir, deren Kinder ihre jungen Jahre in demoralifirenden und um: 
gejunden Fabriken zubringen oder als Lehrlinge in einer Art häuslicher Dienit- 


2) Daffelbe ift wieder abgebrudt in bem „Recueil des procès verbaux“ ber 
Arbeitercommiffion von 1867. 
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barfeit ftehen, deren Frauen das Haus verlaffen mitffen, um einer übermäßigen 
Arbeit nachzugehen, die wir uns nicht verftändigen dürfen, um friedlich unjeren 
Lohn zu vertheidigen oder um uns gegen Arbeitslofigkeit zu ſichern, wir be 
haupten, daß die im Gefege ftehende Gleichheit im Leben nicht vorhanden und 
erft noch zu verwirklichen if. Wer ohne Sapital und Unterricht nicht durch 
Freiheit und Solidarität mit feines Gleichen dem Drude der egoifttichen An— 
forderungen wiberftehen kann, der fällt mit Nothwendigfeit unter die Herrichaft 
des Capitals und feine Intereſſen bleiben fremden Imterefien untergeordnet.“ 
Die Urbeiter, wird weiter ausgeführt, wollten feineswegs, wenn ihre Forderungen 
gewährt würden, fofort Kampf und Coalition organifiren, fie verfolgten höhere 
Zwede und wollten ihre Kräfte nicht erihöpfen in Einzeltämpfen, in denen ſich 
beide Theile zu Grunde richten müßten. Man möge auch nicht glauben, daß fie 
von Landtheilungen, von einer chimäriſchen allgemeinen Gleihheit, von Preistaren 
und Zwangsfteuern träumten. Ihre PBrincipien feien Freiheit der Arbeit, Credit 
und Solidarität. Aber diefe Principien feien in ihrem Sinne in den Kammern 
nicht vertreten und eben deshalb ftelle man eine Arbeitercandidatur auf. In 
Betreff der Syndicalfammern wird gejagt, e8 ſei in den Köpfen Derjenigen, die 
fie empfohlen hätten, eine fonderbare Verwirrung entftanden; man meine, bie 
Kammern müßten aus Arbeitgebern und Arbeitern beftehen und eine Art von 
„prudhommes professionels“ darftelen, Schiedsrichter, welche die täglich vor— 
kommenden Streitigfeiten zu entjcheiden hätten. „Was wir wirflid verlangen, 
das ift eine Kammer, die nur aus Arbeitern befteht und dur allgemeine Ab— 
ftimmung gewählt ift, eine „Arbeitäfammer‘, wie man fie nad) Analogie der 
Handelskammer nennen könnte, und ftatt ihrer bietet man uns ein Gericht an!“ 
Es zeigt fich Hier wieder, daß unter den Arbeitern felbft die BVorftellungen über 
das Weſen und die Aufgabe der immer von neuem geforderten Styndicalfammern 
noch jehr auseinandergingen. 

Der Aufruf, mit weldem Tolain im fünften Bezirk feine Candidatur für 
die Wahl vom 20. und 21. März 1864 aufftellte, entipricht natürlich dem 
vorausgegangenen Manifefte. Seine Forderungen betreffen namentlich die Frei- 
beit der Prefje, der Verſammlung, der Vereinsbildung, der Coalition, die Ab- 
Ihaffung des Art. 1781, die Organifirung von ausſchließlich aus Arbeitern 
beftehenden und von ihnen gewählten Syndicalfammern, den obligatorischen und 
unentgelvlihen Unterriht und die Abſchaffung des Cultusbudgets. 

Der Erfolg dieſes Wahlfeldzuge8 war indeß, obwohl die radicalen Re— 
publifaner Delescluze, Noel Parfait und Laurent Pichat die Candidatur Tolains 
durch eine Aufforderung an die Wähler unterftügten, ein äußerſt 'geringfügiger, 
da Tolain nur einige Sunderl Stimmen erhielt. Die liberale Preſſe befämpfte 
die ſpecifiſche Arbeitercandivatur aus Princip; den Imperialſocialiſten ging 
Tolain zu weit, Proudhon lobte die ganz in feinen Anſchauungen wurzelnden 
Grundſätze des Manifeftes, aber er verwarf die active Theilnahme an den 
Wahlen als eine Connivenz gegen den Imperialismus; für die eigentliche 
Umfturzpartei endlich, für welche die Bezeichnung als „Blanquiſten“ auffam, 
war Tolain viel zu gemäßigt und er wurde fogar bei ihmen und freilich auch 
bei Anderen als ein Agent des Palais royal verichrieen. 

Immerhin aber trug diefe Wahldemonftration mit dazu bei, der fi all- 
mählich ausjondernden Gruppe der Internationalen ein größeres Relief zu geben. 


. 
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8. Die Internationale und die Widerjtandsgeiellihaften. 

Die erſten Anfäge zur Bildung einer internationalen Arbeiterverbindung 
fallen in die Zeit der Londoner Ausjtellung von 1862. Im Frankreich griff 
namentlih Tolain den Gedanken mit Lebhaftigfeit auf. Er unterhielt einen 
Briefwechſel mit englijchen Arbeiterführern, verfaßte 1863 eine Arbeiteradrefie 
an den Kaifer zu Gunſten der Polen und reifte aus Anlaß eines polenfreund: 
lihen Meeting auch jelbft nach London, wo er ſich zwar nicht mit der jacobi= 
niſchen franzöfiihen Emigration, welche nad den Wahlen jeden Tag den Sturz 
des Kaiſerreichs erwartete, wohl aber mit den Vertretern der Arbeiterpartei 
verftändigte. Indeß fonnte von einer praftifchen Bedeutung der geplanten Ber: 
bindung in Frankreich erft nach der Aufhebung des Eoalitionsverbots durch Das 
Gejeg vom 25. Mat 1864 die Rede fein, und die fürmlihe Gründung des 
internationalen Bundes datirt auch erft von dem Meeting in St. Martins 
Hall, das am 28. September 1864 ftattfand. 

Uns intereffirt hier nicht die Internationale überhaupt, jondern nur der 
franzöſiſche Zweig derſelben, der einen jelbftändigen Charakter hatte und deſſen 
Gründer, gleichoiel mit welchem Rechte, fih auch eime gewifje Priorität zu= 
ſchrieben. Die Internationale, ſagte man, fer ein in den franzöfiichen Werk— 
ftätten geborenes Kind, da8 man nad) London zur Amme gefchidt habe. In 
ihrer erften Periode war nun diefe franzöfiihe Internationale in der That 
nichts weniger als eine auf allgemeinen Umfturz finnende Verſchwörungspartei, 
jondern vielmehr eine in der Theorie dem Proudhonihen Mutualismus bul- 
digende und in der Praxis die ſocialökonomiſche Organiſation der Arbeiter 
eritrebende „Studien» Gefellfchaft”. Ihre foctalpolitiichen Ideen waren im 
Weſentlichen diefelben,; die ſchon in den Arbeiterbrojhüren und in ven Dele— 
gationsberichten Ausdruck gefunden hatten; umd was die Ausführung derſelben 
betrifft, jo war jett geletslich die Möglichkeit gegeben, Experimente mit Arbeits: 
einftellungen anzuftellen, und man wollte diejes Feld mit Vorfiht und geftütst 
auf die internationale Verbindung betreten; jedoch Tieß man fih im Hinblid 
auf Proudhons ſcharfe Kritit der GStrifes nicht verleiten, den Werth dieſes 
Kampfmitteld zu überſchätzen. Schon die Namen der Mitgliever des erften 
(am 8. Januar eröffneten) Büreaus der Internationalen in Paris genügen zur 
Beftätigung diefer Charakterifirung: Tolain, der unter der Kommune feierlich 
ausgeftogen wurde und jett als Senator nichtd weniger als gejellichaftögefähr: 
lid ift, der Graveur Fribourg, der in feiner Geſchichte der Internationale die 
ſchärfſte Kritit der nad) 1868 zur Vorherrſchaft gelangten radicaleren Partei 
Tiefert und jede Verantwortlichkett der mutualiftifchen Gruppe für die Gräuel 
der Commune auf das Entſchiedenſte zurücweiftt), Ch. Limouſin, der zu einem 


1) Fribourg, Histoire de l’Internationale (Paris 1871), p. 3: A la suite des 
proces intentes par l’empire la direction morale echappe forc&ment aux mains 
des travailleurs frangais, passe & la Belgique, et dans cette seconde periode, 
dite russo-allemande, l’Internationale devient communiste, c’est à dire autori- 
tataire. Des lors il &tait facile de prevoir la marche des evenements, l’invasion 
de tous les fruits secs du monde au sein de l’Internationale, la possibilite de 
groupement de tous les ambitions inavouables et finalement, l’avenement 
ephemere du Babouvisme. C'est contre toute id6e de complicité avec cette 
secte que nous avons toujours combattue, que mes amis et moi, protestons en 
notre qualit& de fondateurs de Internationale. Tout en restant profond&ment 


Die Arbeiterbewegung und bie Gewerkvereine unter bem Kaiferreich bis 1567. 159 


regelmäßigen Mitarbeiter des Journal des &eonomistes geworben ift. Bürger: 
lihe Demokraten, wie Henri Martin, Jules Simon, Chaudey, Tiefen fich ohne 
Bedenten in die Liften diefer erften franzöfiihen Internationalen aufnehmen. 
Auh die Regierung nahm dieſen Beftrebungen gegenüber anfangs eine zu: 
wartende und feineswegs feindliche Stellung an. Ste hoffte vielleicht, daß die 
politifche Agitation theilmeife eine Ableitung auf das joctalöfonomijche Gebiet 
erhalten werde, da die Internationale die ökonomiſche Emancipation der Arbeiter 
als eine Aufgabe betrachtete, der jede politiiche Bewegung unterzuorbnen et. 
Das ın der Aue Gravillierd eröffnete Büreau unterließ auch nicht, dem Minifter 
des Inneren und dem ‘Polizeipräfecten ein Eremplar der Statuten der neuen 
Berbindung zuzufchiden, obwohl man fürchten mußte, daß das Gejeß von 1834 
gegen diejelbe zur Anwendung gebracht werden würde. Die Internationaliften 
ftellten zwar ihrerſeits die Theorie auf, daß die Gejellihaft eine ausländiice 
fei, und demnad ein in der franzöfiihen Vereinsgeſetzgebung nicht vorgejehener 
Ball vorliege. Aber ohne die abfichtlihe Toleranz der Regierung würde ihnen 
die Unhaltbarkeit diefer Behauptung ſchon damals eben jo Leicht klar gemacht 
worden fein, wie durch ihre fpäteren Proceſſe. An einer geheimen Ueberwachung 
des Büreau's fehlte e8 natürlich nicht, aber dafjelbe ging ſtets mit aller Offen: 
heit zu Werke und vermied Alles, wad ihm den Anfchein einer geheimen Ge— 
jelichaft hätte geben können. Noch im Yahre 1866 machte Rouher bekanntlich 
ganz offen einen Verſuch, die franzöſiſchen Imternationaliften für den Bona- 
partismus zu gewinnen. Es handelte ſich um die Zurüdnahme der Confiscation 
einer von den franzöfiihen Delegirten für den Genfer Congreß ausgearbeiteten 
Denkſchrift. Der Minifter beichied einen der Unterzeichner deſſelben, Bourbon, 
zu ſich umd verlangte einige Abſchwächungen des Inhalts; ‚wenn jedoch die 
Berfafler einige Worte des Dankes an den Kaifer einfließen laſſen wollten, ber 
jo viel für die Arbeiter gethan habe, jo würde man vielleicht nachfichtig fein 
fönnen.“ Der Gefragte antwortete, die Verbindung treibe feine Politit und es 
fomme ihr weder zu, Perjonen oder Parteien zu jchmeicheln, noch fie amzu- 
greifen !). Daraufhin wurde das Berbot der Denkſchrift aufrecht erhalten. 

In den erften fieben Monaten ihres Beftehens traten übrigens der Parifer 
Internationalen nad Fribourg nur 500 Mitglieder bei und auch im Laufe 
des folgenden Bereinsjahres blieb die Zahl derjelben noch jehr mäßig. 

Was nun die Beziehung der Internationalen zu unferem Thema betrifft, 
jo ift es gewiß, daß ſchon im ihrer proubhoniftiihen und mehr nod in ihrer 
jpäteren vadicaleren Phaſe zwifchen diefer Verbindung und den Gewerfvereinen 
ein Zufammenhang und eine allmählih immer ftärfer werdende Wechſelwirkung 
beftanden bat. Bor 1868 allerdings beftanden die Gewerfvereine nur in allerlei 
Berfleivungen als Ereditgejellichaften, Spargefellichaften, Hülfsgeſellſchaſten u. |. w., 
aber das Wefentlihe war, daß diefe Vereinigungen ſich den Zwed fetten, nicht 
nur etwaigen mißliebigen Zumuthungen der Arbeitgeber Wiberftand zu leiften — 


devoues & l’emancipation du prol6tariat, nous avons le droit de nous &crier 
en rappelant un möt de Proudhon: „nous sommes pure de toutes ces luper- 
cales populacieres.“ Fribourgs Schrift bat für die erſte Periode der Pariſer 
Internationalen jedenfalls die Bedeutung einer Driginalquelle, wenn fie au immer 
fritifch zu controliren ift. j 

!) Fribourg, 1. c. p. 163. 
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daher die Bezeichnung „Société de resistance‘ — fondern auch bei günftigen 
Gelegenheiten mit planmäßigen Strifen offenfiv vorzugehen. Die Proudhoniften 
der Imternationalen antworteten allerdings auf die Frage nach der Zwedmäßig: 
feit eines Strife immer mit einem verclaufulirten „distinguamus‘“, Fribourg 
behauptet, die Strikes, die nad der Aufhebung des Verbotes in großer Zahl 
unternommen wurden, feien hauptfächlich von den Blanquiften angeregt worden, 
die Parifer Internationale dagegen habe fie zu verhindern gefudht und den Ar— 
beitern ftet8 gejagt: „Sehet zu, ob die öfonomifchen Bedingungen eine Arbeits- 
einftellung geftatten, ob ihr Das Necht für euch habt, ob ihr den Kampf mit 
der Gewißheit des Steges aufnehmen fünnet, denn anderenfall® ruft ihr nur 
eine Verfchlimmerung eurer Yage und einen öffentlichen und privaten Nothftand 
hervor.“ So ſei e8 der Barifer Internationale namentlich gelungen, in den 
Jahren 1865 bis 1867 alle Strifes in den Baugewerben zu verhindern. 
Andererſeits aber gibt Fribourg doch zu, daß das Büreau der Aue 
Gravillierd in jener Zeit das Geinige beigetragen babe, um nicht nur den ge- 
wöhnlichen Cooperativgenoffenihaften, jondern auch den Solidaritätsgefellichaften, 
den Syndicaten für gegenfeitigen Credit und der „Caisse du sou‘‘ Boden zu 
verichaffen. Diefe letztere Inftitution aber ift nichts Anderes, als der erfte ge 
lungene Verſuch einer „Föderation“ der unter verjchiedenen Namen beftehenden 
Widerftandsgefellichaften zu gegenfeitiger Unterftügung bei Arbeitseinftellungen. 
Diefelbe wurde im Jahre 1865 gegründet und umfaßte 1870 wenigftend 17 
Syndicallammern, die alle mehr oder weniger unter dem Cinfluffe der Inter: 
nationalen ftanden. Die eigentlihe Benennung des Vorſtandes war „Caisse 
föderative de pr&voyance, dite des eing centimes“. Der Beitrag eines 
jeden Mitgliedes betrug wöchentlich 5 Gentimed. Die angefammelten Summen 
blieben in den Händen der einzelnen Gewerkſchaften; jedoch durften diefe außer 
dem alle einer Arbeitseinftelung der Caſſe nur die laufenden Berwaltungstoften 
entnehmen. Unternahm ein Berein einen Strife, fo erhielt er freie Verfügung 
über fein Vermögen und außerdem Vorſchüſſe von den übrigen dur Vermittlung 
der Gentralcommiffion. Diefe Vorfhüffe mußten der Gentralcommiffion jobald 
wie möglich zurüdgezahlt werden; etwaige Berlufte wurden auf die Einzelvereine 
nach Verhältniß der von ihnen gewährten Darlehen vertbeilt, Wegen des 
Näheren verweilen wir auf die im Anhange (Nr. 5) beigefügten Statuten bes 
Verbandes. Aber wenn fi auch die Parifer Internationale ſchon damals für 
die raſch fortfchreitende gemwerfichaftlihde Drganifation der Arbeiter lebhaft 
intereffirte, jo hatte fie doch noch keineswegs die Führung der ganzen Bewegung 
in Händen und man wird ihren damaligen Leitern glauben dürfen, daß fie eine 
directe Thätigkeit nur für wenige von den in den Jahren 1864—67 in großer 
Zahl vorfommenden Strites entfaltet bat. Ebenſo wenig aber find die 
Blanquiften für dieſe Bewegung verantwortlih zu machen; dieſelbe entitand 
vielmehr im Wefentlihen auf rein ökonomiſchem Boden aus den focialen Ans 
ſichten, mit denen ſich die Arbeiter in den letzten Jahren beichäftigt hatten, 
jowie aus den Illuſionen, die fih an das neu erworbene Coalitionsrecht knüpften. 


9, Strifevereine und Strifes von 1864— 1867. 


Schon im Jahre 1863 gründeten die _Kupfergieher eine Widerftandsgefell- 
haft, die ald „Caisse des deux sous‘ bezeichnet zu werden pflegte, weil der 
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alle 14 Tage erhobene Beitrag 10 ent. betrug. Diejelbe wurde durch den 
Krieg von 1870 fuspendirt, fpäter aber neben der Syndicalfammer wieder ins 
Leben gerufen. Im November 1864 befundete fie bereit8 ihre Leiſtungsfähigkeit, 
indem die Kupfer⸗- und Eiſengießer zufammen durch eine 14tägige Arbeitsein- 
ftellung die Herabiegung der Arbeitszeit von 11 auf 10 Stunden, und zwar 
ohne -Yohnverminderung durdjfegten. Die Forderung der Kupfergießer jedoch, 
ihre Werfführer auf Vorſchlag der Arbeitgeber wählen zu Dürfen, wurde ab— 
gemwiefen. Die Kupferdrechsler, die den Gießern nahe ftehen, erwirkten 1865 
durch einen zweimonatlichen Strife die gleiche Verminderung der Arbeitszeit, 
während fie die Forderung einer Erhöhung des Stücklohnes um 10 Procent 





% “ [| Ti ig El 
örmlih nein elte?), ab 
von Anfang an den Charakter eines Gewerkvereins befeflen hat. Sie war ohne 


vorkam. Die Möbelfabricanten befchloffen damals, daß jeder von ihnen, dem 
eine Arbeitseinftellung drohe, die Vertreter der Arbeiter zu Verhandlungen mit 
einer Commiffion einladen folle, die er felbft aus der Mitte der Syndicalfammer 
der Unternehmer bezeichnen würde 9). 

Der wichtige Gewe i 













Gewerkverein der Bronzearbeiter entſtand ebenfalls 1864 
unter dem Namen einer Credit- und Soltdarttätägejellihaft, Die mit einer 
Strifecaffe verbunden war. Die Gefellihaft machte fih im Februar 1867 
durch ihre principiellen Anfprüche bei den Fabricanten fo mißliebig 4), daß 





1) Bericht der Synbicalfammer der Mechaniker, Gießer und Keilelfabricanten 
(Unternehmer), Union nationale, v. 17. Febr. 1972; auszugsweiſe auch in dem Be- 
richt der Handelsfammer über das Coalitionsgefet. 

2) Le Proletaire (Arbeiterblatt), vom 18. Januar 1879. 

®) Union nationale, v. 24. November 1866. 

+) Die Statuten der Gefellfhaft beginnen: „les ouvriers de l’industrie du 
bronze et de l’horlogerie, resolus & resister par tous les moyens que leur 
donne la loi contre l’avilissement toujours eroissant des salaires et deeides A 
maintenir la limite de dix heures de trevail au plus pour ceux qui travaillent 
afın de donner plus de temps & leur famille et à la culture de leur intelligence, 
ont decide de fonder une societe dans le but de soutenir ces conditions.“ 
Der leitende Ausfhuß befteht aus 19 Mitgliedern, die jährlich durch allgemeine Wahl 
ernannt werben. Der Beitrag beträgt für gewöhnlich 25 Cent. wöchentlich, kann aber 
in befonderen Fällen von dem Ausfhuß erhöht werden. Nach Art. 16 bat der Aus— 
Thuß über die Aufrechterhaltung der Zehnftundenarbeit zu wachen; die Mitglieder 
follen die Werkftätte verlaffen, wenn em Fabricant eine längere Arbeitszeit einführen 
will, oder wenn er den Lohn eines Arbeiter8 vermindert, ber feit zwei Monaten in 
der Wertftätte beichäftigt iſt und von dem bie et ber Mitarbeiter erflärt, daß 
er den Lohn verdiene. Nach Art. 17 fol wo möglich in jedem Atelier von dem Ar- 
beitern ein Tarif für die verfchiedenen Specialttäten berathen und aufgeitellt und 
durch die Beitragfammler dem Ausſchuſſe übermittelt werden. Der lettere läßt, wenn 
er die Zeit gefommen glaubt, die revidirten Tarife den Unternehmern der Reihe nad 
vorlegen. Bis dahin ıft jede Nebuction der beftehenden Löhne energiſch abzumehren, 
Wird eine neue Arbeit ausgeführt, fo vereinigen fich bie fpeciellen Fachgenoſſen ber 
verichiedenen Werkftätten, um den Preis derſelben feftzuftellen. Wenn ein Arbeiter 
wegen Lohnrebuction ein Atelier verlaflen muß, fo ftellen nad Art. 21 alle Arbeiter 
derjelben Specialität in dieſem Haufe die Arbeit ein. Nah Art. 22 kann das Inter— 
diet über ein Haus nur in ber Weife verhängt werden, daß die Majorität bed Ar- 

Schriften XVII. — Leris, Franz. Gewerkvereine. 11 
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mehrere der letzteren jich weigerten, fernerhin Arbeiter zu befchäftigen, die dem 
Berbande angehörten. Darauf aber antworteten die Arbeiter aller Werkftätten, 
daß fie jetzt ſämmtlich Mitglieder des vorher noch nicht jehr zahlreihen Ver— 
eined geworden feien und gegen jede Beſchränkung ihrer Freiheit proteftirten. 
Da nun auc einige Häufer in Verruf erflärt wurden, jo traten die Fabricanten 
zu einer Gegencoalition zufammen und beſchloſſen, am 25. Februar alle Werk— 
ftätten zu Schließen und nicht wieder zu eröffnen, bevor die Arbeiter erklärt 
hätten, daß fein Unternehmer mehr interdicirt jet; für Diejenigen Arbeiter aber, 
die auf ihre Ehre erflärten, daß fie Die Arbeitseinftellung in feiner Weife unters 
ftügten, würden die Ateliers wieder geöffnet werden, jedoch nur proviſoriſch, Da, 
falls die VBerrufserflärungen gegen einzelne Fabricanten noch längere Zeit auf- 
recht erhalten würden, die übrigen wegen der alle vereinigenden Solidarität 
ebenfall8 wieder zur Arbeitseinftellung fchreiten müßten. Die Arbeiter ihrerſeits 
waren nicht minder rührig; fie hielten eine Verſammlung in Menilmontant, die 
von der Polizeipräfectur autorifirt war, und ihre Führer, die faft alle zur 
Internationalen gehörten, veranlaßten die letztere zu einem effectvollen Schach— 
zuge, indem drei Delegirte nad England gefickt wurden, um Geld zu holen, 
Sie brachten freilih, wie Fribourg gefteht, außer vielen Beriprehungen nur 
einige Taufend Franken mit (die nicht von der Internationalen, fondern von 
den Gewerkvereinen geliefert wurden), aber man verbreitete nad) einer auch 
fpäter zur Hebung des Nimbus der Yuternationalen eingehaltenen Tactik Ges 
rüchte von fabelhaften Summen, die den Strifenden von dem geheimnifwollen 
Bunde zur Verfügung geftelt feien. Auch die übrigen Pariſer Arbeitergejell- 
ſchaften unterftüßten die Feiernden nach Kräften mit Vorſchüſſen. Der Strife 
dauerte zwei Monate und endigte infofern mit dem Siege der Arbeiter, als die 
Yabricanten ihr Ultimatum zurüdzogen und die Werfftätten einfach wieder 
öffneten. Eine Lohnerhöhung jedoch erhielten die Arbeiter nicht, und fie be- 
haupteten, daß es ihnen um eine ſolche auch gar nicht zu thun geweſen fei. 
Im Ganzen verlief diefer Strite mit Ruhe und Ordnung, was auch der 
Polizeipräfeet einer Arbeiterdelegation gegenüber mit Befriedigung anerfannte. 
Auch waren die Arbeiter im Stande, die ihnen von anderen Geſellſchaften ge— 
— Vorſchüſſe voll zurückzuzahlen, das einzige Beiſpiel dieſer Art in der 
Geſchichte der Strikes, wie Fribourg jagt). 








beitsperſonals bafjelbe befchließt und bie leitende RS ben Beihluß genehmigt. 
Bei einer Arbeitseinftelung in einem Haufe wirb ein Bureau niebergefegt, bei bem 
fih die feiernden Mitglieder täglich zweimal zu melden haben. Wer fortfährt, im 
einem interbicirten Haufe zu arbeiten, wirb nad Art. 25 als den Interejien ber Ge— 
ſellſchaft entgegenwirlend „fignalifirt”. Die regelrecht Feiernden aber erbalten nach 
Art. 26 wöchentlich 20 Fred. Wer austritt, fann die eingezahlten Beiträge nur fo 
weit zurüderbalten, als fie nah Abzug aller Koften und Laſten mindeſtens 50 Fres. 
ausmachen. Bei Tobesfällen wirb den Hinterbliebenen Alles unter Eiribehaltung der 
Koften —— — Die Statuten find abgedruckt in dem Recueil des procès 
verbaux de la comm. ouvriere de 1867, p. 46 ff. 

) Schr verfhiebene Parteibarftellung dieſes Strife bei Fribourg (p. 101 und 
164) und in der Enquete der Hanbelsfammer von 1872 (p 46). Das ausführ- 
lichfte Material in dem Becueil des proc&s verbaux de la comm. ouvriere de 
1867 (f. vorige Note und p. 52 des Recueil). Bgl. aud die Ausfagen von Heligon 
in ber Enquete sur le 18 mars, p. 414 (Ausgabe in einem Bande), bie übrigens 
im Einzelnen offenbar ebenfalls vielfach ungenau find. 
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Die hatten ebenfall8 um diefe Zeit ſchon fett einigen Jahren 
einen er einer Credit aft__gebilbet., en 
Fabricanten Durch Berrufserflärungen viel zu Ichaffen machte und im Sommer 
1867 einen Strife veranlaßte, weil die Syndicalfammer der Unternehmer eine 
Ausiperrung feiner Mitglieder verſuchte. Auch diefem Vereine gewährte die 
Pariſer Internationale ihre moraliſche Unterftügung !). 

Eine gegenjeitige Creditgeſellſchaft der Buchbinder erſcheint von Anfang an 
als eine Art ſelbſtändiger Abtheilung der Internationalen?). Im ihr führte 
wohl Varlin das Ruder, der ſchon in der erften Periode der Pariſer Inter— 
nationalen feinen vadicaleren Standpunkt deutlich hervortreten ließ. Die Buch— 
bindergeſellſchaft organiſtrte 1867 eine beſondere Ausſtellungs-Berichterſtattung 
und Varlin erſchien in den Sitzungen der officiellen Delegation hauptſächlich 
nur um für ſich und ſeine Genoſſen gegen jede an die Regierungscommiſſion 
zu richtende Dankſagung Einſpruch zu erheben?). Die Statuten der Geſellſchaft 
aus der legten Zeit des Kaiferreih8 findet man im Anhange (Mr. 8). 

Als „Caisses de pr&voyance‘*, die auch bei Arbeitslofigfeit Unterftügung 
gewährten, aljo wieder als Gewerkvereine anzufehen find, werben ferner noch 


genannt die Seelihnft ber Wogenfhreier mb bie ber_Dlehkömiene, Die 
letstere zählte 1867 etwa 1000 Mitglieder, aber man Flagte, daß faule Ar: 


beiter die Unterftügung mißbrauchten 4). Es ift dies offenbar die Arbeiter: 
Syndicalkammer, für welche der Wiener Ausftellungsbericht der Blechſchmiede 
Propaganda madht, indem er fagt, diejelbe jet 1865 gegründet worden und. 
babe ſich ſeitdem trotz verſchiedener Kataſtrophen behauptet, Striles organifirt 
und das Princip * Solidarität im ausgedehnteſten Maße zur Anwendung 
gebracht )). Aus einer Credit: und Spargeſellſcha 
1866 gegründet wurde, ging 1867_bei einem Couflict mit den Arbeitgebern 
ebenfalls eine — hervor, die eine Zeit lang 1800 Mitglieder 
zählte, aber ab wieder verichwand 6). 

Eine Civil: Spargejellihaft der Schreiner unter dem Namen „Union 
fraternelle‘, die 1867 eine gefonderte Ausftellungsvelegation veranftaltete, dürfte 
ebenfall8 zu der Claſſe der Wiverftandsgefellichaften zu rechnen fein, Daſſelbe 
gilt von der Gefellichaft der Arbeiter der Schreinerei » Unternehmer {marchan- 

eurs menuisiers), die in Betreff der Aufftellung und Reviſion des Tarifß, 
Berrufserklärungen u. ſ. w. ähnlichen Principien buldigte, wie der Verein der 
DBronzearbeiter. Später trat an ihre Stelle eine Syndicaltammer ?). 

Eine 1866° gegründete gegenleitige Greditgefellichaft von Gerbern aus ver— 

ſchiedenen Branchen ift micht wirklich als Strifeverein aufgetreten. 


Bon principieller Wichtigkeit war der Ausgang der_Schneider eſellſchaft, 
deren wir bereits S. 21 Erwähnung gethan haben. Die — der hielten im 


1) Recueil etc. de 1867, 53; Heligon in ber Enquéête über ben 18. März, 

p. all. — der Unterne — * Union nationale vom 20. Juli 1867. 
©. 3. 8. den Bericht Varlin's zum Congreß von Lauſanne bei Teftut, Le 

— bleu de l’Internationale. 

R Recueil de 1837, p. 10. 

*) ibid., p. 31. 

) Rapports etc. sur l’exp. de Vienne: ferblantiers, p: 36. 

6) Seances du congres ouvrier de Paris (1976), p. 324. 

) Enquöte der Handelsfammer von 1872, p. 46. * 
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März 1867 eine autorifirte Berfammlung, 5000 an der Zahl, deren Refultat 
darin beftand, daß eine Commilfion damit betraut wurde, von den Meiftern, 
die außer der zur Union nationale gehörenden Syndicallammer noch eine Ber: 
tretung in der „Soeiété philanthropique des maitres tailleurs‘‘ hefiten, eine 
Lohnerhöhung von 18—20 %, zu verlangen. Schon am 31. März begann 
die Arbeitseinftellung, zu deren Regelung mehrere Commilfionen niedergelegt 
wurden. Aber man wünfchte auch eine dauernde Organtlation und jchuf eime 
folhe am 4. April in der Geftalt einer Widerftandsgefellihaft, die mieder als 
„Soei6tö de er&dit mutuel, de solidarit@ et de prevoyance‘‘ auftrat und 
3000 Anhänger zählte. Fribourg behauptet zwar, daß die Internationale bei 
diefem Strite nicht mit eingegriffen habe, weil dem leitenden Comité feines ihrer 
Mitglieder angehört habe, jedenfalls aber erhielten die Strifenden nicht nur von 
anderen franzdfifchen Arbeitergefellichaften, jondern aucd aus England von Ge 
werfvereinen Unterftügungen. Die letteren dienten freilih wieder hauptſächlich 
zum Effeetmachen; im Publicum ſprach man von 200,000 Fres., Die aus 
London gekommen fein follten; nach einer weniger phantafievollen Angabe hätten 
die Engländer wirklich 5000 Fres. geichidt, in der Caſſe des Strifevereind aber 
befanden ſich nach der Mittheilung des Staatsanwalts nur 750 Fred. 

» Die Regierung übte einen Drud auf die Arbeitgeber und veranlaßte fie, 
ihre Werkftätten mit einer Lohnerhöhung von 10 %, wieder zu eröffnen !). Der 
Gewerkverein war mit dieſem Reſultat noch nicht zufrieden und dieſe feine 
Haltung mag dazu beigetragen haben, daß gerade gegen ihn das Geleg von 
1834 zur Anwendung gebradyt wurde ?). Der Präcedenzfall war höchſt bedrohlich 
für alle anderen Arbeitergefellichaften. Eine Verletzung des Geſetzes lag alſo 
ſchon vor, wenn eine Gruppe von mehr als zwanzig Perfonen dauernd zu einem 
gemeinfchaftlihen Zwed verbunden war, aud wenn fie fi nie in unerlaubter 
Weiſe verjammelte. 

Die Zahl der Credit: und Solidaritätägefellichaften, die alle dem Geſetze 
egenüber mehr oder weniger in gleicher Yage waren, wie ber Verein ber 
Schneider, fol damald 50—60 betragen haben. Schon in dem Manifeft 
der Sechzig heißt es, daß in Paris fill und unbeachtet bereitd 35 gegenfeitige 
Greditgefellihaften in Wirkſamkeit feien. Einige von diefen Gefellihaften waren 
ohne Zweifel Cooperativgenofjenihaften im gewöhnlichen Sinne, die nichts zu 
fürdyten hatten. Diejenigen aber, die ihrem Weſen nad) Gewerkvereine waren, 


1) Recueil etc. de 1867, 1. p. 41 ff. Die fech8 Angeflagten wurden unter Ans 
nabme mildernder Umftinde zu je 500 Fres. Geldftrafe und Tragung der Koften ver 
urtbeilt. 

2) Die Unternehmer traten zum Theil mit großer Schrofiheit auf. In ber 
Berfammlung der von beiden Parteien gewählten Commiffionen am 5. April fagte 
nad dem ftenograpbifhen Berichte der Präfident der Commiſſion der Arbeitgeber: 
Est-ce une raison parce qu’un homme a de la famille pour que toutes les 
conditions d’une industrie soient changées? . . . Pourquoi les institutions de 
bienfaisance existent-elles? Est-ce que ce n’est pas pour venir au secours 
des tailleurs charges de famille comme de tous ceux qui en ont besoin?... - 
Quand on ne peut pas subvenir à ses besoins en recevant la r&compense de 
son travail il faut bien que dans la mesure ordinaire on trouve un moyen.“ 
Bol. die officiellen Rapports des delegations ouvrieres de 1867. Tailleurs, p- 24. 
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mußten ſich jetzt überzeugen, daß ihre Stellung unhaltbar ſei, und ſie verlangten 
daher um fo Lauter, daß ihnen die Form der Syndicalkammer zugänglich ge— 
macht werde, wie fie bei den Arbeitgebern jchon Lange geduldet wurde, 


IX. 
Die Arbeiteriyndicate in den lebten Jahren des Kaiſerreichs. 


1. Die Urbeiterdelegation von 1867. 


Ob im Jahre 1867 das Kaiferreih noch im Ernſte glaubte, die Arbeiter- 
bewegung für ſich ausbeuten zu fünnen, oder ob e8 nur durch den Concurrenz- 
fampf mit den bürgerlichen Republifanern gezwungen ſich auf der fchiefen Ebene 
fortichieben Tieß, haben wir hier nicht zu unterfuhen. Sicher aber ift e8, daß 
die Arbeiterdelegation von 1867 ein neues Ferment in die Maffe warf, das 
wenigſtens mittelbar jeinen Theil dazu beigetragen bat, das ſpätere furdhtbare 
Aufbraufen zu begünftigen. Wie hatten fih die Zeiten feit 1862 jchon ges 
ändert! Statt der einft unter offictellen Aufpicien eine feſt bejtimmte Aufgabe 
erfüllenden Commilfion finden wir jet ein wahres Arbeiterparlament, das erft 
am 18. April 1868 feine legte, und zwar die 36. öffentliche Sitzung hält, 
während die jpeciellen Commiffionsfigungen nod bis in den Juni des Jahres 
1869 bineinveihen. Zum erften Male wurde unter dem Kaiſerreich die Ge— 
jammtheit der die Arbeiter bejchäftigenden Fragen von berufenen und unberufenen 
Nednern frei, wenn auch im geregelter Form und ohne die Exceffe der bald 
nachher beginnenden Voltsverfammlungen beſprochen, und der Minifter des Inneren, 
Pinard, und der Kater ſelbſt hielten es für angezeigt, dem Scullocal in der 
Paflage Raoul ihre Beſuche abzuftatten. Die Scattirungen und Stellungen 
der Parteien hatten jich ſeit 1862 ebenfalls vielfach geändert. Die Imperial— 
focialiften hatten als Partei feitvem weit mehr verloren ald gewonnen. Der 
Präfident der Commilfion von 1862, Chabaud, erjcheint jet als Mitglied Des 
Verwaltungsrathes der Cooperativen Baugeſellſchaft, welcher der Kaiſer 41 Häufer 
in der Avenue Daumesnil gejchenft hatte, und er machte einen verjchämten 
Berfuh, die Delegationsverfammlung für dieſe fatlerliche Idee zu gewinnen was 
ihm aber nicht gelang!), Zu den bonapartiftiichen Mitgliedern der leitenden 
Commiffion gehörten namentlih der Schuhmacher I. Durand und der Mechaniker 
Boullenger, die damals eine Berforgungsanftalt für die Arbeiterinvaliden unter 
dem Schute des Kaiſers projectirten, fich jpäter aber beide ald Mitglieder der 


1) „Wir find arme Teufel”, fagte Chabaud, der übrigens der Commiſſion von 
1867 gar nicht angehörte, „ohne Eredit und können mit 10—15,000 Fres. nichts aus— 
richten. Aber ich weiß für Euch ein Mittel zur Befreiung. Eine Perſon, die 
Ihr kennt und die immer auf das Wopl der Arbeiter bedacht ift, will 
Euh zu Hülfe fommen. Sie bietet —9— als Garantiecapital 41 Häuſer im Werthe 
von 500,000 Fre. an. Auf dieſe Sicherheit entleihen wir 250,000 Fres. vom Credit 
foneier, zeichnen 100,000 Fres. Actien und find im Stande, 123 Arbeiterwohnungen 
berzuftellen. Wir find arm und bürfen folche Unterftügungen nicht verfchmäben, zumal 
andere, bie reicher find al8 wir, fie ohne Anſtand angenommen haben.” Recueil et 
de la commission de 1867, I. p. 167. 
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Commune wiederfinden I). ine ſehr einflufreiche Perſönlichkeit in der Com- 
miffion war der Tiſchler Tartaret, der Secretär derjelben, der fich mit diplo— 
matiſcher Gefchielichkeit mit dem Kaiſerreich abzufinden wußte, aber auch an ven 
Gongrefien der Internationalen in Brüffel und Bafel theilnahm. Ebenſo un- 
gefähr ftand der Präfident der Commiſſion Henry, der ebenfall8 dem Congreſſe 
in Brüfjel beimohnte. 

Tolain gehörte der Commiffion von 1867 gar nicht an und hielt fich 
überhaupt abſeits. Barlın wohnte den Berfammlungen zumeilen als Bertreter 
der Buchbindergefellichaft bei, die aber, wie bereitS gefagt wurde, ſich won der 
offictellen Delegation gejondert hatte. 

Aus der ſpäter entftandenen radicalen Gruppe der Internationaliften finden 
wir in der Gommiffion namentlih noch Yazare Yeoy, der unter der Commune 
Delegirter für die Militärbekleidung war; Fruneau, der mit in die erfte Com— 
mune gewählt wurde, jedoch bald zurüdgetreten zu fein fcheint; Spoetler, der 
nod während der Commune activ an den Sitzungen der Internationalen theil- 
nahm. Minet, Pagnerre, Silveftre und der ältere Parent betheiligten ſich an 
dem internationafiftiihen Wahlmanifeft von 1869. 

Mas die äußeren Verbältniffe diefer Arbeiterdelegation betrifft, jo erwähnen 
wir nur kurz, daß im November 1866 eine officielle „Ermunterungscommilfion“ 
unter dem Vorfite des Herrn Devind niebergefettt wurde, melde die Wahlen 
der Urbeiterbelegirten vorbereitete. Die Arbeiter von 114 Spectalitäten in 
Paris hatten zunächft einen Wahlvorftand und unter deſſen Peitung die Delegirten 
zu wählen, deren Zahl im Ganzen 354 betrug. Die Arbeitgeber ſahen diefe 
Vorbereitungen mit Miffallen und Mißtrauen und es dauerte einige Zeit, bis 
fie fih nach dem Vorgange des Kaiſers an der Subfeription für die Arbeiter: 
delegation betheiligten. Aber auch die Arbeiter zeigten fih anfangs zurüd- 
baltend und mißtrauiſch, und erft nachdem man ihnen die Verſicherung gegeben, 
daß ihre Unabhängigkeit in keiner Weile beeinträchtigt werden follte, daß die 
Berichterftattungen ganz unverändert gedrudt werden follten und daß die Er— 
munterungscommiffion e8 als eine fehr löbliche Haltung anerkennen werde, wenn 
eine Arbeitercorporation auf alle materielle Beihülfe verzichten wolle — fand 
das Unternehmen ziemlich allgemeinen Anklang ?). 

Die Pariſer Delegirten und die Präfidenten der Wahlbureaur nebft einer 
Anzahl von Provinzialdelegirten eröffneten nun im Juli jene bedeutſamen Ber: 
Sammlungen. Sie hatten wegen des Mißwollens des Poltzeipräfecten anfangs 
Mühe, ein Local zu finden, bis ihnen durch Vermittlung des Maire des XL 
Arrondiffement, Herrn 3. Levy, und deffen Intervention beim Kaifer die Knaben- 
Schule in der Pafjage Raoul zur Verfügung geftellt wurde. 

Die geichäftsleitende Commiſſion der Arbeiterdelegation hat die Verhand— 
lungen der Plenarverſammlungen nebft einer großen Anzahl Beilagen in zwei 





I) Drei wenig bervorragende Mitglieder, der Papierarbeiter Mollet (anfangs 
Präſident), der Blecharbeiter Barbier und der Uhrmacher es re erbielten fpäter 
bas Kreuz ber Ehrenlegion, was Zartaret in ber. 22. Generalverfammlung als eine 
dem Arbeiterftande erwiefene Huldigung feierte. 

2) ©. den Beridt von Devind (p. 4) und die Einleitung des Secretärs der Er: 
munterungscommiffion Dillais (p. $) im erften Bande der „Rapports des delegations 
ouvrieres (Exp. univ. de 1867). 
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Bänden — dem mehrerwähnten „Recueil des proc&s verbaux“ — 1868 und 
1869 herausgegeben. Ein in Ausficht geftellter dritter Band iſt nicht erjchienen. 
Weniger interefiant als dieſe Sigungsberichte find die von der Ermunterungs- 
commiffton in drei pomphaften Quartbänden herausgegebenen Fachberichte der 
einzelnen Delegationen, die jedoch ebenfalls meiftens einen Anhang von joctals 
politifhen Wünfchen und Hoffnungen befigen. 


2. Die Verhandlungen über die Syndicalfammern. 


In jenen Berfammlungen kam wieder jo zieinlich dafjelbe Programm zur 
Sprache, welches jhon den Kern der Forderungen der Delegirten von 1862 
und des Manifeftes der Sechzig ausgemacht hatte. Allerding® war jegt wenig— 
ſtens bis zu einem gewiffen Grade die Coalitionsfreiheit gegeben, aber um jo 
wichtiger war die Frage geworden, wie weit e8 im Intereſſe der Arbeiter Liege, 
von diefem Rechte Gebrauch zu machen. 

Die fi häufenden Arbeitseinftellungen machten der Regierung, die gewiſſer— 
maßen die Verantwortlichfeit dafür zu tragen hatte, mehr und mehr Sorge. 
Die Arbeiter verficherten ihr, theil8 in gutem Glauben, theil® nur in der Abs 
ficht, das Aſſociationsrecht für fich zu erwerben, daß die Syndicalkammern Das 
befte Mittel fein würden, die Strife8 aus der Welt zu fchaffen, und in dem 
leitenden Kreiſen hörte man diefe Verheißungen mit einer Mifhung von Bes 
friedigung und Zweifel an. 

Sp ftand die Frage in Betreff der Strikes, der Syndicalkammern und 
Solidaritätögefellihaften obenan in der Reihe der focialpolitifchen Verhandlungen, 
und man begann bie Discuffion derjelben bereit8 in der dritten Generalver- 
fammlung , nadydem die beiden erften der Erledigung von formellen Geſchäften 
gewidmet worden waren. Alle Redner waren principtell der Anſicht, daß der 
Strife ein Unglüd für die Arbeiter fei und, wenn irgend möglich, vermieden 
werben müſſe. Aber eine Organijation zur Behauptung der Löhne hielten fie 
doch auf alle Fälle für nöthig. Das Weſen der Syndicallammern wird wieder 
in ſehr verfchiedenem Sinne aufgefaßt: die Einen jehen in ihnen bauptjächlich 
Einigungsämter, die Anderen betrachten. fie mehr als Widerftandsgefellichaften ; 
Andere wieder bringen fie mit der Cooperation in Verbindung und ftellen fie 
überhaupt als die leitenden Organe für alle focialen Beftrebungen der Arbeiter 
dar. Parent (Pofamentirer) glaubt, daß die getrennten Kammern von Wrbeit- 
gebern und Arbeitern die Strikes eher befördern, als verhinvern würden und 
fommt daher wieder auf den Vorſchlag eines gemiſchten Syndicats zurüd, das 
mit einer „Chambre du travail“ zu verbinden wäre, Er erwartet alles Heil 
von der Cooperation. „Öruppiren wir uns nad Gewerben, verzichten wir auf 
die Wein: und Branntmeinjchenten (les petits verres et les canons), und legen 
wir 100,000 Mann ftart jede Woche 25 Gentimes zufammen, fo wird Die 
Eriftenz einer Productions- und Confumtiong-VBerbindung gefihert fein.” Yazare 
Levy (Optiker) glaubt, daß die Arbeitgeber felbft die Bildung von Arbeiter: 
ſyndicaten wünſchen müſſen, indem diefe durch eine berechtigte Coalition zur 
Aufrechterhaltung der Yöhne die illoyale Concurrenz, die eimige Unternehmer 
mittel8 Herabdrüdung der Löhne verfuchten, verhindern würden. Tartaret findet 


1) Recueil de la commission de 1867, I. p. 28 ff. 
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die Aufgabe der Syndicallammern darın, daß fie dem Gewerbegerichte Experten 
ftellen und die Arbeiter in den betreffenden Gewerbszweigen mit voller Achtung 
der perfönlichen Freiheit leiten und aufklären jollen. Aber die Syndicaltammer 
müßte eine Stüte haben in einer Solidaritätögejellihaft. Er will alſo die 
eventuell zur Unterhaltung von Arbeitdeinftellungen dienende Caſſe von ber 
eigentlichen Syndicallammer trennen. An einer anderen Stelle verlangt er die 
Drganifation der „resistance legale“ genen übertriebene Anforderungen Des 
Capitals, ftatt des bejtehenden Syſtems der bloßen Toleranz. 

Allgemein war man einig, Daß nach dem Ausgange des Proceſſes Der 
Schneider die Lage der Arbeitervereine eine höchſt precäre ſei. Lazare Levy 
empfahl als Ausweg, die Vereine follten ſich als „Sociôtés eiviles d’&pargne“ 
eonftituiven und ihre Statuten bei dem Sandelögerichte einreichen. In erfter 
Linie aber wünſchte man natürlich ein gefetzliches Aſſociationsrecht. 

Am 19. Januar 1868 hatte Die Arbeitercommiffion eine Audienz bei dem 
Handeldminifter, um vdemfelben die in einer Denkichrift zufammengefaßten 
Wünſche der Delegation vorzulegen). Der Präfident der Commilfion, Henry, 
rejumirte diefe Wünfche auch mündlich und betonte namentlich wieder die Wichtig- 
feit der Syndicalfammern als Mittel zur Verhinderung von Arbeitseinftellungen. 
In vdemfelben Sinne ſprach auch Parent als Bicepräfident: Man wolle den 
Weg der Verföhnlichkeit einhalten, aber man verlange eine ernftliche Organifation, 
die es den Arbeitern möglich mache, ohne Schwierigkeit und Furcht mit den 
Unternehmern in Unterhandlungen zu treten. Die Arbeiterfyndicate müßten das 
Gegengewicht der mächtigen Verbände der Unternehmer bilden. 

Der Minifter antivortete Schon damals in dem Sinne des ſpäter an den 
Kaiſer gerichteten Berichtes, daß er feine Bedenken gegen bie Arbeiterfyndicate 
babe; es könne ihnen diefelbe Stellung eingeräumt werden, wie den Syndical- 
fammern der Arbeitgeber. Auch unterließ er nicht, die Commiſſion darauf hin— 
zuweiſen, wie viel die Regierung ſchon für die Arbeiter gethan habe. Tartaret 
wiederholte jedoch feine Behauptung, daß Das Syſtem der bloßen Duldung nicht 
für die Syndicallammern genüge; die Regierung müſſe fie vielmehr pofitio 
unterftügen, damit fie bei den Gerichten die nöthige Autorität erhielten. 


3. Die Forderungen der Arbeiterdelegation. 


In der erwähnten Dentichrift 2) erflärt die Commiffion, ihre Abficht ſei, 
durch geſetzliche Mittel, durch Diecuffion und fchtedsrichterliche Vermittlung die 
Schwierigkeiten zu heben, die einer vollen Verftändigung zwilchen Unternehmern 
und Arbeitern im Wege ftänden. Durch eine vernünftige Solidarität wolle man 
eine gerechte Vertheilung des Lohnes erzielen, mie fie dem Werthe der Yeiftung 
und den weſentlichen Bedürfniffen des Arbeiters entſpreche. Streitigfeiten würden 
die Syndicate unter Vermeidung von Arbeitseinftellungen zu jchlichten fuchen, 
und man hoffe durd eine freiwillige Neglementation die Arbeitszeit ſoweit ab— 
fürzen zu fünnen, daß den Arbeitern die Benutzung der abendlichen Lehrcurſe 
und des zu organifirenden gegenfeitigen gewerblichen Unterrichte® ermöglicht werde. 





") Recueil ete., II, p. 151 ff. 
) Ibid. p. 177 ff. 
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Die Syndicallammern ſollen nad der Anſicht der Denkichrift von allen 

Arbeitern der einzelnen Gewerbszweige durch allgemeine Abftimmung gewählt 
werben. Ihre erfte Aufgabe würde fein, unter Wahrung aller Intereflen eine 
Verſtändigung mit den Arbeitgebern zu erftreben. Zu diefem Zwede müßte den 
AUrbeiterigndicaten durch die Unterftügung der Regierung eine moraliihe Macht 
verliehen werben, vermöge welcher fie mit den auf die Gapitalmacht geftügten 
Unternehmerjyndicaten auf dem Fuße der Gleichheit ftehen fünnten. Außerdem 
aber wäre von den Arbeiterfyndicaten zu erwarten: Verſtärkung der Solidarität 
zwifchen den Genofjen deſſelben Gewerbes und Betheiligung derſelben an allen 
Fortichritten; Anregung zur Organifation der Verfiherung gegen die Folgen, von 
Arbeitölojigkeit, der Krankheiten, der Unfälle, des Alters; Wahrung der indis 
viduellen Freiheit und Initiative der Regierung gegenüber; Ueberwachung der 
Ausführung der Lehrverträge, um die Eltern vor ſolchen Individuen zu warnen, 
welche ein Gejchäft Daraus machen, zahlreiche Lehrlinge anzunehmen, die dann 
nur eine umvollftändige umd für die Erwerbung ihres Lebensunterhaltd unge 
genügende Ausbildung erhielten; Anregung zur Gründung von Cooperativ⸗ 
enofjenichaften aller Art und zu Studien über die das Genoſſenſchaftsweſen 
Drake Geſetzgebung und die beftehenden Einrichtungen; Sammlung und 
Berbreitung nützlicher Kenntniffe über neue inbuftrielle Erfindungen und Ber: 
bejjerungen; Unterftügung der Erfinder aus dem Wrbeiterftande, melde des 
Potentihuges bedürfen; Anregung und nöthigenfall® Organifation des gegen- 
jeitigen gewerblichen Unterrichts, beftehend in praktiſchen, von Arbeitern geleiteten 
Curſen und in theoretiichen Lehrſtunden; endlich Beſchaffung der beften und com— 
petenteften Sadverftändigen und Schiedsrichter für das Gewerbegericht, wodurch 
deſſen gegenwärtige Unzulänglichfeit in Bezug auf Zahl und Sachlenntniß der 
Beifiger ergänzt werben würde. 

Wie man fieht, ift die den Syndicalfammern zugemuthete Vielfeitigkeit und 
BDielgefhäftigfeit eine übergroße; aber alle die angegebenen Ziele dürften für bie 
große Mafje der Arbeiter weit weniger praftiihen Weiz haben als das einfache 
Programm einer Widerftandscaffe zur Unterftügung derjenigen, die, ſei e8 einzeln 
oder in größerer Anzahl unter Zuftimmung des Verbandes und im Intereſſe 
der Lohnhaltung die Arbeit einftellen. 

Die übrigen Forderungen der Arbeiter-Dentihrift betrafen namentlich die 
Keorganifation der Gemwerbegerichte, die Abichaffung des Arbeitsbuchs und des 
Art. 1781. In den Berfammlungen waren aud nod andere Wünſche Laut 
geworben, die allgemeinen Anklang fanden: man verlangte 3. B. die Aufhebung 
der Beftimmung, nach welder die Präfidenten der genehmigten Hülfsfaffen vom 
Kaifer zu ernennen find, überhaupt Freiheit des Vereinsweſens und der Ver— 
jammlungen, die Aufhebung des Dctroi, den obligatorischen unentgelolichen 
Unterridyt u. ſ. w. 

Aehnliche Forderungen und Wünſche finden wir in den officiell heraus- 
gegebenen AusftellungSberichten der einzelnen Delegationen. Es war denjelben 
volle Freibeit ihrer Meinungsäußerung zugejagt worden und fie machten von 
diefem Recht im Ganzen einen jehr mäßigen Gebrauch. Im dem Bericht der 
Pianoforte- und Orgelbauer indeß wurde eine Stelle geftrihen. Es iſt nicht 
nöthig, auf die in diefen Berichten ſich zahlreich wiederholenden Forderungen von 
Syndicalinftitutionen näher einzugehen. Es zeigt ſich wieder dieſelbe Mannig- 
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faltigkeit in den Anfichten über die Aufgabe einer Syndicalfammer, die in den 
übrigen Kundgebungen der Arbeiter heroortritt. 

Die Kunfttifchler 1) 3. B. denken ſich, ähnlich wie die Keſſelſchmiede in dem 
Beriht von 1862, die Syndicalkammer aus einer Anzahl gelonderter Comite’8 
beftehend, von denen das eine fich mit der Frage der Löhne, der Arbeitszeit 
und der Beziehungen zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitern zu beichäftigen 
hätte, ein ambered die das Gewerbe intereffirenden DVerbefferungen und Erfin= 
dungen jammeln, ein drittes dem &emerbegericht behilflich fein, ein viertes ſich 
mit dem Studium des Genoſſenſchaftsweſens befafien würde u. |. w. Die 
Syndicalkammer wäre nad diefer Auffaffung nur eine Studiengefellichaft. Die 
bisherigen Verfuche, meinen die Berichteritatter, jeien ohne Nugen, Da dieſe 
Arbeitervereine nur in ſoweit eine Bedeutung hätten, als fie mit Widerftandss 
cafjen verbunden wären, alfo nur zur Bemäntelung von Strikes dienten. 
Gegen ſolche „gemiſchte“ Syndicalkammern in Verbindung mit Geſellſchaften 
gegen „‚Chömage“ und Stellenvermittlungsburenur müſſe man ein Verwerfungs— 
urtheil ausſprechen. — Die Seffelichreiner dagegen ſehen in dem Syndicat „Die 
nothwendige Ergänzung der Solidaritätögefellichaft”, eine weitere Entwicklung 
der Arbeitervertretung, aber fie geben zu, daß e8 ſchwer fer, im Voraus anzu— 
geben, in welchem Umfange und in welchen Fällen das Syndicat wirkſam auf- 
treten werde. Die Optifer (Fernrohrmacher) vertreten die nur jelten ausge— 
Iprochene Anfiht, daß die Syndicallammern auch die Zahl der Yehrlinge, die 
ein Unternehmer halten dürfe, zu vegeln hätten; auch ſoll es ihre Aufgabe fein, 
die Preife der Arbeit zu tariren 3). 


4. Zugeitändniffe der Regierung. 


Der Präfident der Regierungscommifjion, Herr Devind ftellte in feinem 
Bericht an den Kaiſer die Yeiftungen und Beftrebungen der Arbeitercommiffion 
und der Delegation überhaupt im beften Lichte dar. Er findet namentlih auch 
das Verlangen nach Arbeiterigndicaten im Hinblid auf die beftehenden Unter— 
nehmerverbände volltommen berechtigt und hofft von ſolchen geregelten Ver— 
tretungen des Arbeiterftandes in Conflictsfällen eine fruchtbarere und verſöhn— 
lichere Wirkſamkeit ald von den um Augenblid des Kampfes erft auftretenden 
Wortführern. (S. Anhang Nr. 6.) 

Wenige Tage nach dem Bericht Devincks erfchien dann der vom Kaiſer 
genehmigte Bericht des Handelsminifter8 (ſ. oben ©. 13), welcher das Princip 
aufftellte, daß den Syndicalkammern der Arbeiter die gleihe Duldung zu ges 
währen fei, wie denjenigen der Unternehmer. Moraliih war dies immerhin 
ein beträchtlicher Erfolg der feit acht Jahren unterhaltenen Agitation der Arbeiter 
zur Erringung größerer Affoctationsfreiheit, wenn aud im Grunde die Eriftenz 
ihrer Vereine noch ebenfo von dem biscretionären Ermeſſen der Regierung ab» 
bängig blieb wie vorher. 

Aber man konnte jest doch ohne Scheu und äffentlih das Schlagwort 
„Syndicalkammern“ ausgeben und den gewerkſchaftlichen Beftrebungen in viefen 





!) Rapports etc. Ebenistes, p. 37. 
®, Menuisiers en sieges, p. 20. 
®) Opticiens-longuevutiers, p. 43. 
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offictell gebuldeten Verbindungen eine gefichertere Grundlage geben, als fie Bis 
dahin in den Hülfs-, Spar- und Greditgefellfhaften geboten war. Der Sache 
nach beftand, namentlich in jener Periode, zwifchen den neuen Syndicalkammern 
und jenen älteren Widerftandsgejellichaften wenig Unterſchied, aber die Propaganda 
für die erflere Form war nun ohne polizeilihe Hinderniife möglich und erwies 
fih auch bald als jehr erfolgreich. 

Ein wichtiger Fortichritt war ferner noch während der Ausftellungszeit 
durch das Geſetz über die Gefellichaften (vom 24. Yuli 1867, ſ. oben ©. 24) 
verwirfliht worden, das den Cooperativgenofjenjchaften, die ſich bis dahin in 
jehr unbequemer Weife nur als reine Civilgefellihaften nach dem Code, oder 
in den gewöhnlichen Formen der Handelögefellichaften conftituiren mußten, eine 
ihrem Weſen mehr entiprechende Geſellſchaftsform darbot. 

Bon nod größerer Bedeutung für die Arbeiterbewegung aber war Die 
relative Freiheit der Verfammlung zur Behandlung ökonomiſcher Fragen, welche 
das Gefeg vom 8. Juni 1868 (j. oben ©. 22) gewährte. Daß der Verſuch, 
die jocialöfonomifche und die politifhe Bewegung getrennt zu erhalten, jcheitern 
mußte, war leicht vorauszufehen. 

Auch in Betreff des viel angefeindeten Artikels 1781 befriedigte die Re— 
gierung die Forderung der Arbeiter, wie ſchon erwähnt wurde, durch das Geſetz 
vom 2. Auguft 1868. 

Was ferner die Einrichtung der Gewerbegerihte und das Arbeitsbuch be 
trifft, jo Ihlug Herr de Forcade in demſelben Berichte an den Kaifer, in wel- 
chem er die Duldung der Syndicalkammern anfündigte, im Anſchluß an die 
Wünſche der Arbeiterbelegation auch die Niederfegung einer Commiſſion zur 
Unterfuhung diefer Fragen vor. Den Vorſitz in derjelben führte wieder Herr 
Devind, und unter ihren Mitgliedern war das Arbeiterelement dur Henry, den 
Präfidenten der Arbeitercommiffion von 1867, und Molterat, Mitglied eines 
der Parifer Gemwerbegerichte, vertreten. Unter den bei diefer Enquete vernom- 
menen Zachverftändigen befanden ſich noch mehrere Arbeiter, namentlih auch 
Zartaret, Durand, Boullenger und Tourneur. Dieſe vier Genannten, ſowie 
Henry waren von der Arbeiterdelegation eigentlih als Mitglieder ver 
Unterfuhungscommiffion gewählt und gaben jest aud ihre Antworten auf den 
Fragebogen im Namen der Delegation und auf Grund eines von der Arbeiter: 
commiffion unterzeichneten Schreibens ab!), Die Organifation der Gewerbes 
gerihte im Sinne der Arbeiter hängt enge mit derjenigen der Syndicalkammern 
zufammen, die ja nad einer von Vielen vertheibigten Anficht auch gewiſſe richter— 
liche Functionen ausüben und die Conseils de prudhommes erfegen oder wenig- 
ftend ergänzen follten. Das geltende Gefeg vom 1. Juni 1853, welches bie 
Beltimmungen des Geſetzes vom 27. Mai 1848 befeitigt hat, läßt eine gleiche 
Anzahl von prudhommes in befonderen Berfammlungen von den Arbeitgebern 
einerjeit8 und den Arbeitern andererſeits mählen, und zwar merben zu ben 
Arbeitern auch die Fagonmeifter (chefs d’ateliers) und die Werkführer gerechnet. 
Bedingungen des Wahlrechts find fire beide Kategorien:) Alter von 25 Jahren, 
Zahlung von Gewerbefteuer refp. Ausübung des Gewerbes feit fünf Jahren 


*) Enquete sur les conseils de prudhommes et les livrets d’ouvriers 
(Paris 1869), I. p. 45 fi 


172 Gewerkvereine und Unternehmerverbände in Frankreich. 


und dreijährige Anfälfigkeit in dem Bezirke des Gerichtes. Wählbar aber find 
die Wähler nur, wenn fie dreißig Jahre alt find und leſen und fchreiben können. 
Der Präfident und der Vicepräſident des Gewerbegerichte® werden vom Staats- 
oberhaupt ernannt. Die Amtödauer der Gewerberichter ift 6 Jahre, bie 
Neuwahlen finden zur Hälfte alle drei Yahre ftatt. 

In Paris wurde das erfte Gemwerbegericht, das der Metallinduftrie, erft 
1844 gegründet; drei andere, für Die Gemebeinduftrie, die chemiſche Induſtrie 
und die Gruppe der vermifchten Induftriezweige, folgten 1847. Das erftgenannte 
Gericht repräfentirt 5, jedes der drei übrigen 6 Kategorien. Jedoch waren nad) 
einer von den Arbeitern in der Enquöte vorgelegten Tabelle) von den 983 
gewerblichen Specialitäten, die in derjelben angenommen werden, nur 53 in den 
vier Gemwerbegerichten Direct vertreten, und überdies war die Vertheilung ſehr 
ungleih, da in den einzelnen Kategorien das am zahlreichiten bejegte Fach die 
übrigen ganz verdrängen fann. Auch beträgt die Gefammtzahl der Gemerbe- 
richter in Paris für Arbeitgeber und Arbeiter nur je 52. 

Die Arbeitercommiffion verlangte nun eine Reform mit Hülfe der Syndical— 
fammern. Es jollte nur ein einziges Gericht beftehen, diefem aber die Syndical- 
fammern der Arbeiter und der Unternehmer zur Seite ftehen, um die Aus- 
gleihung zu erleichtern und auf Antrag der Parteien competente Sachverſtändige 
und Schiedörichter zu Tiefen. Die Syndicalkammern würden hiernach zu dem 
Gewerbegerichte in ein Ähnliches Verhältniß treten, wie das zwilchen den Unter— 
nehmeriyndicaten und dem Handelögerichte bereitS beftehende, jedoch mit dem 
Unterichiede, daß ihr Eintreten als Vermittler und Experten nicht blos gelegent= 
lich, ſondern regelmäßig ftattfinden würde. 

Im Uebrigen verlangte die Arbeitercommiffion das Wahlrecht für alle 
Arbeiter von mwenigftend 21 Jahren und ſechsmonatlichem Aufenthalte im Bezirk 
ohne Unterfchied der Nationalität, Wählbarfeit mit 25 Jahren, Herab— 
jegung der Amtsdauer auf zwei Jahre, Wahl des PBräfidenten und Vicepräfidenten 
durch die Gemwerberichter ſelbſt, jährliche Entſchädigung der Richter beider Claſſen 
im Betrage von 1000 Fres., Präſenz-Marken für Die als Experten wirkenden 
Syndike und Gewerberichter u. ſ. m. 

Was das Arbeitsbuch betrifft, jo beantragt die Arbeitercommilfion einfach 
Aufhebung deſſelben. Tartaret bezeichnete es in der Enquöte als veratoriich, 
unnüg und ungerecht. Die Regierung brachte auch, wie bereit8 erwähnt wurde, 
einen Gejegentwurf ein, welcher das obligatorifche Arbeitsbuch abſchaffte, e8 aber 
als facultatives Document zur Gonftatirung des Arbeitövertrags beftehen Tief. 
Wenn nun au das Kaiferreich feinen Untergang fand, bevor dieſes Gejeg und 
die beabfichtigte Reform der Gewerbegerichte zu Stande gekommen mar, fo hatte 
Doch das Arbeiterparlament von 1867 allen Grund, mit feinen Erfolgen zu— 
frieden zu fein. Die Regierung hatte ihm fo viel Entgegentommen, Rückſicht 
und Achtung gewährt, wie man es wenige Jahre vorher für faum möglich ge= 
halten haben würde. Ber allevem aber erreichte fie ihren politiihen Zweck in 
feiner Weile; aufrichtige Sympathieen von wirklihem Werth konnte der Im— 
perialisnus bei der Arbeiterclaffe, ſoweit fie am politiichen Leben theilnahm, 


!) Enqueäte, I. p. 83. 
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nicht gewinnen, jondern der Strom der republifanifchen Gefinnung riß wie mit 
Naturgewalt ſtets größere Theile der Maſſe mit fich fort. 


5. Die Anfänge der neuen Gewerlvereine. 


Schon vor der Erftattung des Berichte an den Kaiſer hatte der Handels— 
minifter, wie wir gefehen haben, der Arbeiterdeputation mündlich die Duldung 
der Syndicalkammern verfproden, und ſchon während der Ausftellungsperiode 
felbft waren die Arbeiter ihrer Sache fo ficher, daß einige Vereine ſich bereits 
offen als Syndicalkammern conftituirten. So berichtete * in der General⸗ 
verfammlung der Delegation September 1867 der er Ge 






\ 2 DELDED, 
Er hatte einen Aufruf erlaffen, dem in emer erften Verſammlung 200 Fade 


geftiegen. Man hatte ein Syndicat von 21 Mitgliedern gewählt und für das— 
jelbe die Genehmigung als Stellenvermittlungsbureau erlangt. Im Valle 
der Arbeitsloſigkeit oder Arbeitseinftellung würden fi die Schuhmacher an ihre 
„Moͤre“, die Syndicalkammer wenden und dort wieder bald Arbeit finden 
fönnen. Uebrigens Flagt der Redner über die vielen Schwierigkeiten, die er zu 
überwinden hatte und über die Imdifferenz und Läffigkeit der Arbeiter‘). Die 
Statuten dieſes Vereins laſſen deutlicy erkennen, daß er unter dem neuen Namen 
das Weſen der Solidaritätd- und Widerftandögelellihaft vollftändig bewahrte. 


Um dieſelbe Zeit conftituirten auch die Schrifteßer bereits ihre Syndical⸗ 
kammer, und zwar im engften Anſchluß an ihre Hülfsgefellihaft. Man beichloß 
nämlid in der Generalverfammlung der Soeiété typographique, den Statuten 


!) Recueil de la commission ouvriere, I, p. 28. Aus den Statuten biefer 
erften Syndicallammer ber Schuhmacher (ibid. p. 35 ff.) führen wir Folgendes an, 
Der Zweck berfelben ift nad Art. 2: 1) ein Capital zu bilden, um denjenigen Mit- 
gliedern Unterftügung zu gewähren, welche ohne Arbeit find in Folge von Streitigkeiten 
mit ben Ürbeitgebern im Betreff des Lohnes; 2) den Lohn aufrecht zu erhalten 
und zu er mit allen gefeglihen Mitteln, die das Syndicat für nöthig und billig 
erachtet; 3) das Synbicat unterhält ein Büreau fir umentgelbliche Stellenvermittlung. 
Nach Art. 5 betrachtet die Kammer es ferner als ihre Aufgabe, nach allen Seiten hin 
über bie Intereſſen des Gewerbes zu wachen und auf alle wünſchenswerthen Reformen 
und Fortfchritte aufmerkfam zu machen „en respeetant toujours les prineipes de 
liberte et &galit6 qui servent de base au regime dconomique de la societe 
frangaise*. Die Kammer will ferner fo viel wie möglich bei Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern zu vermittelt furhen und fi durch Delegirte mit bem 
Syndicat ber erfteren in Verbindung fegen. Jedoch follen ihre Eutſcheidungen nur ein 
moralifches Gewicht haben und bie —* eit ber beſonderen Verträge refpectiren. Nach 
Art. 6 will die Kammer die Eltern bei der Unterbringung der Kinder als Lehrlinge 
mit ihrem Rath unterſtützen und über bie Ausführung des Lehrvertrags und bie 
Ausbildung der Lehrlinge wachen. Nad Art. 8 erhält jeder Arbeiter, der im Interefie 
ber Aufrechterhaltung des Lohnes anf Grund einer zuftimmenden Entſcheidung ber 
Eyndicaltammer feine Arbeit aufgibt, bis zu einer neuen Placirung eine tägliche Ent- 
ſchädigung von minbeftend 2 Fres. — jedoch dies erft, wenn bie Mittel des Vereins 
es erlauben. Nach Art. 11 fünnen auch Frauen als active Mitglieder eintreten, 
jedoch haben fie nur beratbende Stimme und bürfen Bemerkungen und Anträge nur 
ſchriftlich oder durch Vermittlung eines Synbicatsmitgliede ber Kammer angeben 
lafjen. Der Beitrag ift nah Art. 12 monatlid 50 Eent., kann aber in befonderen 
Fällen erhöht werben. 


— 


— 
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einen Anhang beizufügen, durch welchen dem leitenden Ausſchuß der Geſellſchaft 
in aller Form aud die Function eines Syndicats übertragen und theoretiſch 
eine Scheidung der gewerfichaftlichen und der Hülfscafien-Thärigfeit des Vereins 
bergeftellt wurde). Materiell und finanziell kann man freilich won einer Tren- 
nung diejer beiden Rollen durch die neue Einrichtung nicht reden, aber fie trug 
immerhin Dazu bei, die Stellung der Gejellihaft äußerlich correcter und ficherer 
zu machen, zumal das Syndicalweien damals an mapßgebender Stelle in jo 
gutem Geruche ftand, Die Typographen verſuchten bereit® im Jahre 1868 
wieder ihre Kraft, indem fie eine Revifion des Tarifs von 1863 und Die Nieder- 
fegung einer gemiſchten Commiljion zu diefem Zwecke verlangten. Man unters 
handelte wiederholt mit dem Unternehmerwerbande, aber vergebens, und es kam 
abermals zu einer Arbeitseinftellung. Dod drang der neue Tarif allmählich 
duch, und die Arbeiter betrachteten ihm für Die nächften fünf Jahre als ihre 
„Constitution typographique*. 

Ebenfalls noch aus dem Jahre 1867 datirt die „Union syndicale des 
ouyriers en bätiments, die wir bereit8 ©. 25 angeführt haben, weil fie 
n nothig Diet, ermlih als Civilgefellichaft zu conftituiren. Wir 
finden fie im Jahre 1868 auf dem Congreß der Internationalen zu Brüfjel 


vertreten, und zwar durch Pindy, der jpäter dem Gentralcomite der National- 
garde und der Commune angehörte. 


Am 1. Yuli 1867 gründeten auch die Ofen: und Kaminbauer unter -Dem 
Namen „Union fraternelle des ouvriers fumistes® eine Gele ‚ die ſich 
indeß nicht als Syndicalkammer, Jondern als „Societ& contre le chömage“ 


bezeichnet und überhaupt mehr als Hülfscaffe angelegt ſcheint. Die Mitglieder- 
zahl betrug im Anfang ſchon 200 bei einem Monatsbeitrag von 2 Fre, ?). 


1) Diefe ra beftimmen: 1. Es wirb eine Syndicallammer ber Schriftfeter 
eingeſetzt. 2. Das Eomit& ber Societe typographique wirb mit diefer neuen Function 
betraut. 3. Alle Wochen findet eine Sigung ſtatt. 4. Die Erklärungen und Be— 
Igrafie ber Kammer ftügen fich ftet8 auf dem allgemein in Paris geltenden Tarif und 
die nach befonberer Uebereinkunft bergeftellten Arbeiten auf bie ortsühliche Tradition 
des Gewerbes. 5. Alle Beichlüfie der Synbicallammer werben zur Kenntniß ber 
Kammer ber Unternehmer gebracht, indem man bie letttere erſucht, fich über die An- 
we oder Ablehnung berfelben zu entſcheiden. 6. Jeder Xheilnehmer, ber eine 
Be Zutzaung der Kammer veranlaßt hat, muß dieſelbe am folgenden Tage ſeinem 
Arbeitgeber mittheilen und im Falle der Ablehnung eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
durch eine gleichmäßig aus Arbeitgebern und Arbeitern Arena Commiffion 
vorjhlagen. 7. Nimmt ber Arbeitgeber bie nit an, fo bat das Mitglied es ber 
Kammer anzuzeigen, welde dann bie Sade vor das Gemwerbegericht bringen läßt. 
Die Mitglieder müfjen ben ag ber Kammer folgen; wenn nicht, gelten fie 
als ausgetreten. 8. E8 wird eine Fürforgecaffe angelegt zur Unterftügung ber Mit- 
lieder, wenn bie Entſcheidungen ber Kammer von ben Arbeitgebern —J——— werben, 
* — Beſtreitung ber Gerichtöfoften und zur Gewährung von Darlehen. 9. Für 
biefe Caffe werben zwei Fünftel der Einnahmen ber Gefellihaft und ber eingehenden 
älteren Forderungen refervirt. Der Monatsbeitrag wird vom 1. Dctober ab auf 
2,50 Fres. erhöht 10. Wenn bie disponiblen Summen für die laufenden Kranten- 
gelber und Penfionen nicht ausreichen, jo wird biefe Vorwegnahme eingeftellt und 
nötbigenfall® können auch die fehlenden Summen der Fürforgecafie wieder entnommen 
werben. 11. Die Kammer bat alle brei Dtonate über ihre Thätigkeit Bericht zu er- 
ftatten. Recueil, I, p. 39. 
2) Rapports des delegations ouvrieres de 1867; fumistes, p. 21. 
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Meberhaupt ſcheinen die Arbeiter die Organifation der Wahlbureaur, aus 
der die Ausitellungsvelegation hervorgegangen war, benugt zu haben, um bie 
Bildung ihrer neuen Bereine zu erleichtern, wie ihnen dieſes ver eben erwähnte 
Schuhmacher Clement gevathen hatte. Gleichwohl war die Arbeiterorganijation 
zur Zeit der Ausftellung nur in den bejcheidenjten Anfängen vorhanden, wie 
Ihon aus den allgemeinen Klagen der Führer über die Theilnahmlofigfeit und 
Sleihgültigkeit der Arbeiter hervorgeht. Auch mit der geheimnifvollen Macht 
der Internationalen war es nicht weit her, jchon aus dem einfachen Grunde, 
weil dieſe Verbindung mit dem empfindlichiten Geldmangel zu kämpfen hatte. 
Bei der Enquete über den 18. März verficherte Heligon, der von 1865 bis 
1868 Gafjenführer der Parifer Internationalen war, daß er nie 50 Fred. in 
feiner Cafje gehabt habe; nur im Jahre 1865 habe er einmal über 200 Free. 
verfügt, die ein Gönner des Bundes zur Entjendung von Abgeordneten nad 
London dargeliehen habe. Die Beiträge der Arbeiter jeien, obwohl fie nur 10 
Gentimes wöchentlich betrugen, ſehr jehledht eingegangen, jo daß man nur mit 
Mühe 12—15 Fred. in der Woche zufammengebradt habe !). 

Behufs wirffamerer Propaganda beſchloß die Arbeitercommiffion in ihrer 
Sigung vom 1. März 1868, eine Ynitiative-Commilfion von 24 Mitgliedern 
zu bilden, welde die Gründung von Syndicalkammern in allen Gemwerben be 
treiben ſollte. Diefe Commilfion erließ auch jofort in diefem Sinne einen Auf: 
ruf?) an die Arbeiter, in welchem auch wieder das officielle wohlklingende 
Programm der Aufgaben der Syndicalkammern recapitulirt wird. Die Com: 
miffion hielt allwöchentlich an einem Abende öffentliche Sigungen in der Mairie 
des 11. Arrondiſſements — eine officielle Begünftigung — und gewährte Allen, 
die fich mit der Gründung von Syndicaten befaffen wollten, bereitwillig Rath 
und Auskunft. Unter ihren Mitgliedern befanden ſich auch wieder mehrere ber 
oben genannten Jnternationaliften. 


!) Enquöte sur le 18 mars, p. 414 (bie Citate immer nad ber einbänbigen 
Ausgabe). Hiernach ift auch bie Gefdichte zu beurtbeilen, bie ber Polizeibeamte Mettetal 
in der Enguete (p. 247) erzählt, um zu zeigen, wie wunberbar bie „masse formi- 
dable‘ ber Arbeiter ſchon damals organifirt geweien fei. Er hat fie freilih nur vom 
Hörenfagen und gibt fie in einer fehr vagen Darftellung wieder. Herr Devind, fo 
lautet bie Erzählung, hatte ben Delegirten 30,000 (!) Karten zum Beſuch ber Aus- 
ftelung „am nädften Sonntag“ gegeben. Im legten Augenblide aber erfuhr er, daß 
diefe Karten nicht unentgeldlich geliefert feien, und er mußte fie daher wieder zurüd- 
fordern, um bie Eaffe ver Commiffton nicht zu erfchöpfen. Um acht Uhr Abends rief 
er „‚bie Delegirten“ (doch wohl nicht die 354 in Paris zerftreuten Delegirten, fogar 
ſchwerlich die ſämmtlichen zwanzig Commiffionsmitglieder) herbei und hörte von ihnen, 
daß die Karten „vertheilt” feien. (An wen?) Aber die „Delegirten‘ verfpraden, bis 
am anberen Morgen um 8 Uhr die ſämmtlichen 30,000 Karten wieber einzuziehen und 
abzuliefern, und brachten dieſes Kunftftiid zum großen Erftaunen des Herrn Devind 
auch zu Stande. Bei genauer Unterfuhung würde es ſich wahrſcheinlich, wie die meiften 
Taſchenſpielerſtücke, auf die einfachfte Art erklären, nämlih dadurch, daß die Karten erft 
in einem jehr Heinen Kreife, vielleicht erft an die Commiffionsmitglieder, vertheilt 
waren. Jebenfalls war die Arbeiterorganifation weber damals, noch auch fpäter jemals 
zu einer biefer Legende wörtlich entfprechenden Leiftung befähigt. 
2) Abgedrudt in der Enquöte sur les Conseils de prudhommes, I, p. 87. 
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6. Die Syndicallammern und die Internationale, 


Die unbeftreitbare Thatlahe, daß die franzöjiichen Gewerkvereine in der 
damaligen Zeit faft alle gewiſſe Beziehungen zu der Internationalen hatten, 
darf in ihrer Bedeutung nicht überfchättt werden. Was die kosmopolitiſche 
Partei der foctalen Revolution aus der Internationalen zu machen hoffte, fommt 
bier nicht in Betracht, ſondern es handelt fih nur darum, was die Parijer 
Internationaliften wirklih thaten und erftrebten. Da finden wir denn bis zu 
dem erften Proceſſe gegen die Internationale einen Generalftab ohne großen 
unmittelbaren Anhang und faft ohne materielle Mittel, eine „Studiengeſellſchaft“, 
in der man eigentlich nur die Ideen weiter verfolgte, welche in der Arbeiter- 
bewegung ſeit 1860 offenkundig zu Tage getreten waren. Aber die Führer der 
Internationalen, überwiegend noch Broudhoniften und Mutualiften, waren zugleich 
Mitglieder der Syndicallammern und anderer Gewerfvereine, und mas die Inter- 
nationale allmählich an wirklichem Einfluß auf Die Maffe der Arbeiter gewann, 
erhielt fie nicht jomohl durch ihre eigene Organifation,. als durch die Stellung 
ihrer Mitglieder in jenen Vereinen. Dabei aber blieben die Gewerkvereine als 
folhe von dem Bunde unabhängig und namentlih ging ihre damalige Politik 
der ſyſtematiſchen Arbeitseinftellungen mit Föderation der verfchiedenen Gewerk— 
haften urſprünglich von ihnen jelbft aus. Aber die franzöfiiche Internationale 
machte diefe Politit auch zu der ihrigen, troß der proudhoniftiichen Scrupel ihrer 
erften Gründer, und nachdem fie fich den Gewerkvereinen als Organ für bie 
methodiſche Leitung von Strikes nützlich erwiefen hatte, nahm ihre unmittelbare 
oder mittelbare Anhängerjchaft bedeutend zu. Jetzt fam e8 auch vor, daß ganze 
gewerkichaftliche Vereine als foldhe dem Bunde Beitraten, wie 1869 die Wider: 
ſtandsgeſellſchaft der Lithographen und 1870 der Strikeverein der Eiſengießer 
bei Gelegenheit feiner Arbeitseinftellung. In den Departements murde dieje Art 
der Affilirung die allgemein übliche, in Paris aber findet fie ſich nur in ver: 
hältnißmäßig wenigen Fällen, während die meiften Syndicallammern zwar Bes 
ziebungen zu der Internationalen hatten, aber feinesmegd als Sectionen der— 
en waren. inige fcheinen fich auch ganz fern von ihr gehalten 
u haben. 
. Bis Ende des Jahres 1867 hatte die Parifer Internationale unter dem 
Einfluffe ihrer Gründer ihren unpolitiichen Charakter ftreng bewahrt. Ihre 
Anhänger haften zwar das Kaiſerreich, aber fie ftellten ſich nur ſocialökonomiſche 
Aufgaben und fpecnlirten nicht auf politiichen Umfturz. Die Iacobiner, Hebertiften 
und Blanquiften warfen ihnen vor, daß fie ſich dem Bonapartismus verkauft 
hätten, und nad Heligon’s Angabe ſoll die Internationale hauptſächlich um dieſe 
Verdächtigung abzuwehren, fi) im November 1867 zu ihrer erften politiichen 
Demonftration, die gegen die neue Expedition nad) Nom gerichtet war, ent: 
Ihlofjen Haben. Dadurch aber Lie ſich die Regierung beftunmen, der Verbindung 
die bisher gewährte Duldung zu entziehen. Im März 1868 wurden 15 Inter— 
nattonaliften,, unter ihnen Tolain, Heligen, Murat, Perrachon, wegen Theil- 
nahme an einem nicht autorifirten Vereine zu der gelinden Geldftrafe von je 
100 Fred. verurtheilt und das Parifer Büreau der Internationalen für auf: 
gelöft erflärt. Dieje Verurtheilung aber hatte die Zurüddrängung der. relativ 
gemäßigten Elemente zur Folge. Es bildete ſich fofort ein neues Büreau mit 
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mehr repolutionärer Färbung. Schon nad zwei Monaten erfolgte eine neue 
Berurtheilung, die VBarlin und Malon und fieben andere Angeflagte auf drei 
Monate ind Gefängnig führte, 

Eine officielle Drganifation der Internationalen mit Büreau und Sectionen 
war feitbem bis zu Anfang des Jahres 1870 in Paris nicht vorhanden. 
Aber die leitenden Perſönlichkeiten blieben in Correfpondenz mit dem General: 
rath in London und fuchten die Mitglieder jomeit wie möglid mit Hülfe anderer 
Vereine in einem gewiſſen Zufammenhange zu erhalten‘). Die Syndical— 
fammern waren für diefen Zweck beſonders geeignet, weil fie ſich ja der officiellen 
Duldung erfreuten. ; 


7. Die nene Föderation der Syndicallammern. 


Es geſchah demnach ohne Zweifel hauptſächlich auf Betreiben. der Inter: 
nationaliften, daß im Laufe des Jahres 1869 neben der älteren „Caſſe der 
fünf Centimes“ nod eine neue größere Föderation von Gewerkvereinen ind Yeben 
gerufen wurde, die „Bundeskammer der Arbeitervereine‘. Jedoch ftellten jich 
die Syndicalkammern Dir) den Veitritt zu dieſem Verbande keineswegs in ein 
Abhängigfeitsverhältnig zu der Internationalen, jondern fie betrachteten denjelben 
nur al3 ein gewerkſchaftliches Organ, von dem fie fih in ihrem Kampfe um 
den Lohn praftiiche Vortheile verſprachen. Es fehlte fiherlih nicht an Social— 
revolutionären, melche die Syndicallammern für ihre Zwede ausbeuten wollten, 
aber die letteren hatten ihre vollbewußten Abjichten, von denen fie fich nicht 
abbringen liefen. Sie organifirten Strifes, nicht um allgemeine Verwirrung, 
Unzufriedenheit und Noth zu erzeugen,. jondern weil jie wirflih überzeugt waren, 
daß fie auf dieſem Wege eine Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen erreichen 
fünnten. Noch lieber aber wäre e8 ihnen geweien, wenn jie durch friedliche 
Mittel daſſelbe hätten erlangen fünnen und fie ſchlugen daher ftetS den Arbeit: 
gebern die Niederjegung von gemilchten Einigungscommiflionen vor, freilich ohne 
damit Anflang zu finden. 

Was die Einrichtung der neuen Föderation betrifft, jo wurden ihre Statuten 
von den Internationaliften Drouchon, Soliveau und Theisz (dem ſpäteren Poſt— 
meifter der Commune) ausgearbeitet, und der vom 3. März 1869 datirte 
Entwurf (ſ. Anhang Nr. 7) it jedenfalls im Welentlihen auh angenommen 
worden, wie fchon daraus zu Ichliegen ift, daß für Die Föderation der Arbeiter- 
geiellihaften von Marfeille ein größtentheil® wörtlich gleihlautender Statuten- 
entwurf aufgeftellt wurde 2). Die Internationale wird in dieſen Statuten mit 
feiner Silbe erwähnt; der Zwed der Verbindung iſt ſolidariſches Zuſammen— 


+!) Barlin fagte auf dem Congreß zu Bafel, die Arbeiter hätten ſich nad jener 
Berurtheilung erft vecht zahlreih an die Internationale gewandt, und ftatt des 
Büreau's von Paris hätten jet die Mitglieder des ehemaligen Büreau's 
die Sache in die Hand genommen. Auch wurden zwei neue „Studiengeſellſchaften“, 
der Cercle des etudes sociales und die Geſellſchaft der Travailleurs unis gegründet. 
Testut, Le livre bleu de l’Internationale, p. 134. 

2) Diefer letztere ift abgedrudt in Teſtut's erfter Materialienfammlung, L’Iuter- 
nationale, p. 113. In dieſem Schriftftüd ftebt immer ausprüdliih „Syndicallammern“, 
wo in dem Barifer Statut allgemein von Arbeitergefellichaften „resistance, syndicat 
etc.‘ die Rede ift. 
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wirfen, um die Arbeiter in den Befig ihrer Arbeitöwerkzeuge zu jegen und ihnen 
Eredit zu verſchaffen, vermöge dejien fie fi von den Unternehmern unabhängig 
machen fünnen. Außerdem unterftügen fi die einzelnen Geſellſchaften gegen» 
fertig im Falle von Urbeitseinftellungen durch Vorſchüſſe. Uebrigens bleiben fie 
in ihren inneren Angelegenheiten ganz unabhängig und haben nur dem Yundes- 
ausſchuß monatliche Berichte über ihre Finanzlage und ihre Mitgliederzahl 
zu erftatten. 

Diefer Verband tft nicht mit der im April 1870 gebilveten Föderation 
der Sectionen der Pariſer Internationalen zu verwechfeln, durch welche der 
letzteren wieder eine offictelle Organifation gegeben wurde. Schon die Thatjache 
diefer neuen Gründung deutet darauf bin, daß die extreme Partei mit der 
Bundeskammer der Gewerfvereine nicht zufrieden war. Heligon verfichert in Der 
Enqu&te über den 18. März mit der größten Beſtimmtheit, daß Die lestere, 
jelbit als Varlin und Yangevin ihre Secretäre waren, ſich niemals in Die 
politifcherevolutionäre Bewegung habe fortreigen lajien. Nach der großen Demon: 
ftration bei dem Begräbniffe Victor Noir's habe man ihr gelagt, die Caſſen— 
beftände der Gewerkſchaften müßten zur Anlegung einer Waffenfabrit verwandt 
werden, man müſſe fich bereit halten, aber die Bundesfammer habe erwidert, 
die Fonds der Gelellichaften Teien für Afloctationszwede beftimmt und dürften 
feine andere Verwendung erhalten, Tolain beruft fi in der Enquöte?) auf einen 
Brief Barlın’d an Aubry, aus dem hervorgeht, dag bei dem Begräbnifie Noir's 
zwar viele Mitglieder der Arbeitervereine wielleicht auf ein Yolungswort von 
Rochefort auf die Barricaden hätten gejchieft werden können, daß aber durch die 
Vereine in Diefer Abficht nichts organifirt umd vorbereitet war. Aubry hatte 
Barlın gegenüber die Vermuthung ausgelprochen, daß der Einfluß der Föderation 
es geweſen jet, der pofitiv Die Ausartung jener Manifeftation zur Infurrection 
verhindert babe. Das gibt Varlin nicht zu, aber mit Nücficht auf ähnliche 
Eventualitäten in der Zukunft jagt er: „Wir haben beichlofjen, aufmerkſam die 
politiihe Bewegung zu verfolgen und uns bei allen Gelegenheiten über Das zu 
beratben, was zu thun fer.” Zu diefem Zwecke vermutblih ift die neue 
Sectionsbildung erfolgt; die Syndicalkammern aber ‚blieben in ihrer früheren 
Stellung. Biele Mitglieder gehörten beiden Föderationen zugleih an, die beiden 
Bundesfammern hatten auch jchlieglih ihren Sit in demjelben Local auf Der 
Place de la Corderie, aber bei aller Sympathie für Die Arbeiter und Gewert: 
ihaftspolitit der Internationalen haben die Syndicalkammern als ſolche doch 
den revolutionären Führern derjelben nicht Folge geleiftet. Wie bereits gelagt 
wurde, gehörten in Paris wenige Gewerkſchaften unmittelbar den Internationalen 
an. MWebrigens geben die Statuten des in dieſe Claſſe gehörenden Vereins der 
Buchbinder, die wir als darakteriftiiches Beilpiel im Anhange (Mr. 8) mit: 
theilen, nicht über das allerdings Ichroff formulirte Programm der Widerflands: 
geiellibaften hinaus. Zum Bergleih fügen wir im Anhange (Mr. 9) auch die 
wichtigiten Abjchnitte der vom 12. December 1869 Ddatirten Statuten der 


1) Ausfage Tolain’s, p. 422; der Brief Varlin's ift abgebrudt in der eben erwäbn⸗ 
ten Publication Teſtut's, p. 226. Es fei bier im Allgemeinen bemerkt, daß die Aus- 
fagen Tolain's, Heligon's, Fribourg’8 wie die aller anderen Zeugen in der Enquête 
fubjectiv gefürbt und in manden Cinzelbeiten nachweisbar ungenau find. 
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Syndicaltammer der Hutmacher bei, die mit der Internationalen auf gutem 
Buße ftand, ohne ihr direct affiliirt zu fein, alfo den Standpunft der Mehrzahl 
der füderirten Kammern einnahm. Schon das ald Zweck angegebene „affran- 
chissement des travailleurs par les travailleurs eux-mömes“, ein befannte® 
internattonaliftiiches Schlagwort, weift auf jene Freundfhaft bin. Dieje Syndical- 
fammer trat mit der bereitS früher erwähnten Hülfsgejelihaft der Hutmacher 
in Goncurrenz, was die abwehrenden Bemerkungen gegen andere Geſellſchaften 
in der Einleitung erklärt. | 

Was die Zahl der mit der Internationalen in Beziehung ſtehenden 
Syndicalkammern betrifft, jo haben wir als Anhaltöpunft für das Jahr 1868 
nur Das Berzeichniß der Delegirten zu dem Congreß von Brüſſel. Es waren 
bier elf Pariſer Arbeiterwereine vertreten, von denen aber nur die Buchbinder 
eine eigentliche Section der Imternationalen bilveten. Die übrigen zehn waren: 
der Gewerkverein der Bronzearbeiter, der, wie Tolain’in der Enquöte noch be— 
ſonders verfichert, der Internationalen nicht beigetreten war, ſondern den Con— 
grep nur beſchickte, weil er fich für die Verhandlungen intereffirtet); der Verein 
der Wagemacer (balanciers), durch Tolain felbft vertreten; die Syndical- 
fammer der Mechaniker mit Murat als Delegirten; die Widerſtandsgeſellſchaft 
der Blechſchmiede, von der bereit$ die Rede war; die ebenfalls ſchon ermähnte 
„Union ſyndicale“ der Baugewerksarbeiter, durch Pindy vertreten; der Gewerk— 
verein der Zeugdrucker über deffen Conflict mit den Arbeitgebern ſchon berichtet 
worden; der Verein der Kupferdrechöler, vertreten durch Henry, den Präſidenten 
der Arbeitercommiffion von 1867; ferner nod) die Vereine der Goldſchmiede, 
Sattler, Marmorarbeiter und Porcellanarbeiter. Es beftanden aber damals 
bereitö noch mehrere andere Syndicalkammern ımd verwandte Vereine, Die fi 
aljo von dem Congreſſe fern hielten; jo die beveitS genannten der Typograpben, 
der Schuhmacher, der Kaminbauer, ferner einige Syndicalkammern ın den ver— 
ſchiedene eigen des Tſchlergewerbes, andere für die Blumen: und Feder— 
imduftrie, für die Papierarbeiter u. f. w. 

Im folgenden Jahre finden wir auf dem Bafeler Congreß Delegirte der 
Pariſer Syndicalkammern der Mecanifer, der Marmorarbeiter, der Schreiner, 
der Metallvrehsler, der Schuhmacher, ferner der Widerſtandsgeſellſchaft der 
Blechſchmiede, und der Vereine der Zeugdruder, der Goldichmiede und der Bronze 
arbeiter. Außerdem war vertreten die Gefellichaft „la libert& des charpentiers“, 
die ohne Zweifel nichts Anderes ift al8 der Compagnonageverband der Zimmer— 
leute vom Linfen Seineufer. Die ebenfall8 repräfentirte Widerftandsgejellichaft 
der Lithographen gehörte ebenfo wie der Verein der Buchbinder unmittelbar als 
foldye zur Internationalen. 


Die a: der in Fat beftehenden Styndicalfammern aber war damals _ 
ſchon ehr bedeutend. In der Testen Zeit des Kaiſerreichs gehörten zu der 
eratıon der Place de la Corderie 40 und zu der „Caisse du Sou“ 17 
(nah Teftut 20) Gejellichaften, die alle den Charakter von Gewerkvereinen 
hatten, wenn auch einige fich nicht gerade Syndicalfammern nannten. Die 


numerische Stärke einiger diefer Vereine war fehr bedeutend; namentlich hatte 


1) Wohl aber gebörten der Delegirte Theis; und nach Fribourg überhaupt bie 
meiften Leiter der Striles von 1867 der Internationalen an. 
12* 
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die Syndicalkammer d ifer nach glaubwürdigen Mittheilungen in den 
hrten 1868—1870 über 5000 Theilnehmer; der Berkann der Thpographen 
Spree beinahe —— a Pant der Bronzearbeiter hatte zeitmeile 
ebenfalls einige Taujend Mitglieder. So wäre e8 möglich, daß damals in Paris 
50—60,000 Arbeiter durch die Syndicalkammern vertreten gemwejen wären; 
aber man darf nicht vergeffen, daß diefe Organiſation nichts weniger als feft war 
und die Mehrzahl der Theilnehmer ſich meiften® gleichgültig verhielt. Bet 
Strikes jedoch konnte auch Die Mafje mit in Bewegung geletst werben. Aber 
jelbft wenn man diefe 60,000 — eine wahrjcheinlih doch zu hoch gegriffene 
Zahl — alle mit zur Internationalen rechnet, wozu man nad) dem oben Ge— 
fagten nicht berechtigt ift, jo muß dennoch die von der „Marſeillaiſe“ im Mai 
1870 gemachte und von Herrn Allain in der Union nationale weiter verbreitete 
Angabe, daß die Internationale in Paris allein 125,000 Mitglieder zähle, als 
übertrieben ericheinen. Sie würde wohl auch dann nicht berausfommen, wenn 
man die Föderation der Kammern und die der Sectionen der Internationalen 
einfach zufammenrechnete, obwohl dadurch eine große Anzahl Mitglieder doppelt 
gezählt würde. Selbſt ver Polizeibeamte Nuffe Ichlägt die „armee du desordre‘‘ 
nur auf etwa 100,000 Mann an, mit Einfluß von 30,000 Bagabunden 
ohne Eriftenzmittel!). Fribourg ſchätzt in der Enquöte die Gefammtzahl der 
Internationaliften in Frankreich in jener Zeit auf 200,000, aber auch dieſe 
Ziffer dürfte nur gerechtfertigt fein, wenn man alle Mitglieder der der Inter: 
nationalen nahe ftehenden Arbeitervereine, alfo auch die Maſſe der Indifferenten 
und unregelmäßig Beitragenden mitrechnet. 


8. Die Gewerfvereine in Lyon und Marſeille bis 1870. 


Einige Notizen über die Syndicalfammern und verwandte Vereine außer: 
halb der Hauptitadt dürften hier am Plage jein. In Lyon brachte zuerft Die 
Delegation zur Ausftellung von 1862 die Arbeiterbewegung wieder deutlicher 
and Licht. 

Mehrere fachgenoſſenſchaftliche Hiülfsvereine unterftügten die Beranftaltung 
der Wahlen und die leitende Commiſſion hielt eine Reihe von Sigungen, der 
viele Arbeiter beimohnten. In den nächiten Jahren tauchen zahlreiche Gooperativ- 
genofjenichaften auf, mehrere auch mit dem bezeichnenden Beilage „de pr&voyance“, 
ferner formloje Gruppen für gegenfeitigen Credit, daneben jedoch aud regel: 
mäßig organifirte Creditgeſellſchaften. Auch war bei den Webern die Rede von 
Bitreaur für Arbeitövermittlung (indication) und unentgelvlihen Credit ?), die 
durch das Wort „indication* an die alten Mutualiften von 1834 erinnern. 
Die Internationale fing 1866 an, fi in Won in befcheidener Weife zu con— 
ftituiren. Anfangs dachte fie daran, ſich als eine „société industrielle et com- 
mereiale‘‘ zu etabliven, jedoh zog jie Ichlieglih die Organifation nad) Iocalen 
Gruppen vor. Die Bildung von Arbeitergefellichaften jedoch nahm unabhängig 
von ihr ihren Fortgang. Die 1867 nad Paris geſchickte Delegation und die 
Wahl derjelben durch die Gewerbögenofjen trug viel zur Bejchleunigung der 
gewerfichaftlihen Gruppirung bei. Die in Lyon entftehenden Gewerkvereine 


1) Enguete über den 18. März p. 273. 
2) Flotard, Le mouvement cooperatif à Lyon, p. 274. 
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zeigten von vornherein noch weniger als die Pariſer Syndicalkammern den 
alademiſchen Charakter, den ſich die Herren de Forcade und Devind von im: 
perialiftiichen Arbeitern und Arbeiterfreunden ausmalen Tießen; die Uebergänge 
von der gemäßigften Syndicallammer zu der fchroffiten Widerſtandsgeſellſchaft 
find eben unmerflih und ein fpecifiicher Unterfchied ift zmifchen beiden Arten 
von Vereinen nicht vorhanden. 


Die wichtigfte von Diefen Gefellihaften war die 1869 gegründete „sociäts 


eivile de prevoyance et de renseignement‘‘ der_ Weber, die nicht nur Die Façon— 
meiffer, ſondern auch bloße Arbeiter umfaßte ). Ihr wet war die Arbeits: 
vermittlung und die Unterftügung der Arbeitslojen, namentlich aud derjenigen, 
welche bei Lohnftreitigkeiten mit den Yabricanten unter Zuftimmung der Gefell: 
Ihaft nach vergeblichen Vergleichsverſuchen die Arbeit eingeftellt hatten. Die 
Unterftügung betrug täglih 1—2.50 Fred. Außer einigen anderen Punften 
weit aud Die innere Organifation des Vereins auf die alte Gejellichaft der 
Meutualiften zurüd: wie diefe in fleine Logen, jo wurde jener (mie es auch noch 
gegenwärtig der Fall ift) in „Serien“ won 20 Mitgliedern mit beionderen Bor: 
ftänden getbeilt. Jede Serie wählt einen Delegirten und je zehn Delegirte 
wählen einen Collector, welcher die Beziehungen zwilchen den Serien und der 
aus 21 Diitglievern beftehenden Gentralverwaltung vermitteln. Die Geſellſchaft 
organifirte Anfangs 1870 eine Arbeitseinftellung zur Sicherung ded Tarifd von 
1869, den fie, wie wir unten ſehen werden, auch in der neueften Seit wieder 
energiich vwertheidigt hat. In — anderen Gewerbezweigen bildeten ſich 
ebenfalls förmliche Gewerkvereine, ſo bei den Bronzearbeitern, den Schreinern, 
den Poſamentirern, den Glasarbeitern u. |. w. Im anderen Fällen treten Ver— 
einigungen von weniger geregelter Form auf, melde durch Die im Jahre 1869 
zahlreicher als je fich wiederholenden Strifes hervorgerufen waren. Erſt durch 
dieje Strifes erhielt die Internationale, die bi8 dahin in Lyon nur einige Hundert 
Mitglieder zählte, einen Mafjenzulauf, indem die feiernden Arbeiter bei ihr eine 
Stüge juhten. In dem Berichte des Londoner Generalrathes an den Congreß 
zu Bafel?) heißt e8 daher, daß in Lyon nicht die Internationale die Arbeiter 
in den Strife getrieben, jondern umgekehrt der Strike fie in die Internationale 
geführt. Schon im März 1870 war e8 möglich, eine große Föderation von 
. Arbeitervereitten Definitio zu conftituiren, die ſich nad ihren Statuten ausdrüd- 
U perIntermattonatenanichloß. · Nach diefen Statuten 3) fünnen alle mit den 
Principien der Internationalen einverftandenen Arbeiterwereine dem Bunde bei= 
treten, mögen fie die Form von Widecſtands- oder Fürſorge-Geſellſchaften, von 
Syndicalkammern, Cooperativgenoſſenſchaften, Studiengelellihaften oder irgend 
eine andere haben. Der Zweck vefielben ift Vertheidigung des Lohnes und der 
Interefjen der verſchiedenen Gemwerbözweige, Studium der wirthichaftlihen und 
jocialen Fragen und die „definitive Befreiung der Arbeiterclafle”. Die Ver: 
waltung ded Bundes wird ausgeübt von einer Commiſſion von 15 Mitgliedern, 
welder je zwei Delegirte aus jeder gewerblichen Corporation zur Seite ftehen. 


!) Deportes, Enquäte sur les associations syndicales, p. 184. Für das Fol- 
gende f. au Union nationale v. 2. Auguft 1871 und Testut, L’Internationale, 
p- 167 ff. 

2; Abgebrudt in Teſtut's Livre bleu de l’Internationale, p. 98. 

°) Abgedrudt bei Testut, L’Internationale, p. 110. 
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Als Beitrag bezahlt jede Gefellichaft für jedes ihrer Mitglieder bei ihrem Ein— 
tritt 50 Gent. und dann monatlih 10 Gentimes, im Uebrigen aber bleibt jie 
in der Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten ſelbſtändig. Handelt es ſich 
um Unterftügung von Strifes, jo bringt der Bund die Mittel dazu baupt- 
ſächlich durch Anleihen von den verfchiedenen Gejellichaften auf. Es gehörten 
diefem Verbande ſchließlich über dreißig Arbeitergejellihaften an, und Die Ge— 
fammtzahl der Mitglieder der Internationalen in Lyon, die ſchon 1869 auf 
mehr ald 10 000 geftiegen war, erreichte in der legten Zeit des Kaijerreichs 
jedenfall eine noch beträchtlich höhere Ziffer, zumal die Urbeitervereine, auch 
darin den Mutualiften von 1834 ähnlich, jhlieglih einen immer mehr politiichen 
Charakter annahmen und auch den nicht zu ihrer Claſſe gehörenden revolutionären 
Elementen zugänglid) waren. So war e8 fein Wunder, wenn Lyon Ihon am 
4. September 1870 feine Commune erhielt, mit der wir und aber bier nicht 
weiter zu beichäfttgen haben. 

In Marjeille entitand ebenfall® unter dem Einfluffe der Internationalen 
im Laufe des Jahres 1869 eine Föderation von Syndicalfammern und anderer 
Arbeitervereine, die, wie bereits erwähnt wurde, mit wenigen Abänderungen ven 
in Paris ausgearbeiteten Statutenentwurf annahm. 

Nah dem Berichte des Marjeiller Correipondenten, Bafteltca, der bei dem 
Bafeler Congreß verlefen wurde, ſchloſſen fih dem im Auguft 1869 conftitwirten 
Bureau zuerft die eben gebildeten Vereine der Korbmacder, der Stuhlmacher 
und der Matrofen an; bald nachher aber war die Zahl der füderirten Gewerk— 
Ichaften bereits auf 27 geftiegen. Die Marjeiller Föderation ift, wie die von 
on, als unmittelbarer Beltandtheil der Internationalen zu betrachten. 


9. Die Gewerfkvereine in anderen Probinzialjtädten. 


In erfter Reihe muß noch die Föderation des Arroubiliement Rouen er— 
wähnt werben, welde ihre Bedeutung bauptjächlich der energiichen und geſchickten 
Thätigfeit des Lithographen Aubry verdankte. Eine Section der Internationalen 
beftand in Rouen ſchon 1866, und Aubry erichien als Vertreter derjelben in 
Genf fo wie auch auf den folgenden Eongreffen. Mit richtiger Taktik beförderte 
er zunächſt die Gründung von gewerkichaftlichen Bereinen. Die erjten, die ins 
Leben traten, waren die der Yithograpben, der Wollſpinm umwollmeber 
und der Baumwollſpinner !). Einige Sirikes, mamentlih der unten noch zu 
erwähnende von Sotteville, führten der Internationalen neue Schaaren zu, To daß 
die Zahl ihrer Mitglieder in Rouen und der Umgegend zu Anfang des Jahres 
1869 etwa 2500 betrug. Als Gentralorgan aber und als Träger ver 
Föderation trat der „Cerele d'études iques“ auf, der in Wirklichkeit 
nur die Internationale unter einem anderen Namen war. Die am 7. Februar 
1869 angenommenen Statuten ?) dieſes Bereind find mit großer Vorſicht ab» 
gefaßt, was Angeficht8 der kurz vorher in Paris erfolgten Auflöfung der Inter- 
nationalen begreiflih ift. Wie es in der Einleitung beißt, will der Berein 





1) Bericht des Präfecten ber Seine-Inferieure in der Enquete über den 18. März, 
. 154. 


2) Statuts du cercle d’etudes economiques de l’arrondissement de Rouen. 
S. Anhang Nr. 10. 
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nur die Mittel und Wege fuchen, um auf friedliche Werfe die Unterordnung 
der Arbeit unter das Capital aufzuheben, und er will dabei ſtets in Ueberein— 
ftimmung mit den Yandesgelegen und den Daten der erfahrungsmäßtgen Wiſſen— 
Ichaft bleiben. Aber die Thätigkeit der Geſellſchaft ſoll ſich doch nicht blos auf 
das Studium der foctalen Probleme beichränten, jondern fie will auch Die 
Organiſation der Arbeiter in den verichiedenen Imduftriezweigen in dem Bezirke 
von Rouen fördern helfen „en aidant moralement et materiellement chacune 
d’elle A se constituer corporativement“, Dieſe fachgenoſſenſchaftlichen Vereine 
follen aber, wenn fie ſich mit dem „Cerele“ durch ein föderatives Band vers 
einigen, in ihrer Autonomie nicht beeinträchtigt werden, ſondern nur einen Bei— 
trag für die gemeinichaftlihen Koften der Föderation leiten, der nad Art. 6 
für Arbeitervereine des Bezirks monatlih nur 25 Gent. auf jedes Mitglied 
beträgt, während tolirte Mitglieder 50 Gent. zu entrichten haben. Die Unter: 
zeichner verpflichten fich, wie es in der Einleitung heißt, die Geſellſchaft in feiner 
Werfe zu compromittiven und in ihren Berfammlungen feine politiiche Frage zu 
berühren „de nature à laisser planer un soupgon de conspiration contre 
l’ordre des choses politiques &tabli*, ferner alle Discuffionen über anerkannte 
Gulte zu vermeiden und drittens „nichts zu Jagen, was Anzüglichfeiten in Bes 
treff des Privatlebens der politiichen und bürgerlichen Beamten und der Gift: 
lichen einſchließen könnte“. Nah dem Berichte des Prüfecten bat ſich dieſe 
Incarnation der Internationalen in der That bis Ende 1569 auf ihr ſociales 
Programm beichränft und dadurch den offenen Zorn der bürgerlichen Radicalen 
hervorgerufen, namentlih nachdem bei den Wahlen von 1869 Aubry dem Gans 
didaten der letzteren als Goncurrent entgegengetreten war und ihm mehrere 
Hundert Stimmen weggenommen hatte. Die ſocialökonomiſche Wirkſamkeit der 
Föderation beftand indeß hauptſächlich in Verfuchen einer rationellen Yeitung der 
Strited, die Damald in jenem Bezirke ziemlich zahlreich waren. Freilich vers 
breiteten fi die Statuten fehr pathetiih darüber, daß der Strife im unſerer 
Verkehrsanarchie eine traurige Nothwendigkeit geworden ſei. 

Aber die Erfolge der Strifes ließen viel zu wünſchen übrig, und nad) dem 
Präfecturbericht Hatte die Stärke der Föderation Anfangs 1870 bedeutend ab— 
genommen, Jetzt aber lenkte Aubry, nachdem er die in Brü)ſſel gedrudte 
„Reforme sociale‘ gegründet, entjchteden in die Bahn der foctalen Revolution 
ein, die ihn auch während der Herrſchaft der Commune nach Paris führte. 

Aubry’s Eimvirfungen finden wir auch in Belangen, wo die in der Uhren— 
induftrie n Arbeiter. 187 0 eine mit der Internationalen in Verbindung 
ende Soeieté de _prevoyance‘* gründeten, die aber als unerlaubter Verein 
gerichtlich verfolgt wurde Ein übnliher Verein der Steinmegen wurde nad) 
dem im der Engudte mitgetbeilten Bolizeiberichte unter dem Einfluſſe der Inter— 
nattonalen gegründet, ohne daß jein officteller Vorſtand um diefe Beziehungen 
wußte !), 

Eine größere Anzahl von Gewerfvereinen fam 1870 in Yimoges durch die 
Bemühungen zweier Delegirten der Parifer Internationalen zu Stande. Es 
waren dies Die Vereine der zorrelionmaler. Der Borcellanarbeiter, der Zilchler, 
der — der Handelsgehülfen, der Weißgerber, der Schuhmacher und der 





y Enquäte, p. 103. 
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ol; macher. Die leitenden Syndicate ftanden unter ſich wieder in Ver— 
Ken und dieſe Organifation befundete bei mehreren Strifes und Interdictionen 
ihre Kraft. Auch gehörten die Mitglieder der Gewerfvereine zugleich der „Societe 
populaire‘* an, welche eine Zeit lang die Stadt fat beherrichte und am 4. April 
1871 einen Putich verſuchte !). 

Wir finden ferner noch einzelne Syndicaltammern oder Widerſtandsgeſell— 
ſchaften, die mit der Imternationalen Beziehungen hatten, erwähnt in Air, 
Dijon, Reims, St. Quentin, St. Etienne, Givors; wahrfheinlid war aber 
auc in anderen Städten, im denen die Internationale ficy conftituirt hatte, To 
m Elbeuf, Roubaix, Bienne, Caen u. ſ. w., wenigftens theilweiſe eine gewerk⸗ 
ſchaftliche Gruppirung vorhanden, 

Die Refolution des Bafeler Eongrefies, welche anempfiehlt, daß die Arbeiter 
aller gewerblichen Fächer ſich als gewerfichaftlihe Widerſtandsgeſellſchaften con: 
flituiven und daß die verfchiedenen Gejellicaften zu füderativen Gruppen zus 
fammentretem möchten, war aljo, wie aus dem Dbigen hervorgeht, in Frankreich 
ſchon im Voraus in einem beträchtlihen Diaße erfüllt. 


10. Die Strifes von 1868-1870. 


Die Regierung ſah ſich im ihrer Erwartung, daß die Ausbreitung der 
Syndicalkammern die Häufigkeit der Arbeitseinftelungen vermindern werde, bald 
gründlich getäuſcht. Die Arbeiter redeten bona fide, wenn fie verficherten, daß 
nach ihrer Meinung die Syndicallammern berufen jeten, die Lohnſtreitigkeiten 
auf gütlichem Wege zu erledigen; damit wollten jie aber eigentlih nur jagen, 
daß dieſe ihre Vertreter ihre Forderungen durch Verhandlungen mit den Unter: 
nehmern Durdjegen follten. Es lag num nahe, daß man in jedem Gemerbe 
die neue Organifation auch einmal erproben wollte. Man verlangte alfo durch 
Bermittlung der Syndicate Yohnerhöhungen oder andere Zugeftändniffe und da 
diefe Zumuthungen in der Kegel von den Unternehmern jehr übel aufgenommen 
wurden, fo fonnte am Ende der Berhandlungen ein Strike entftehen, ohne daß 
ein ſolcher urſprünglich beabjichtigt war. Ueberhaupt war nun die Arbeiter: 
bewegung nad faft zehmjähriger Vorbereitung wirflih in Fluß und fie würde 
mächtig genug gemejen jein auch ohne die Rücwirfung der Wahlen von 1869 
und Die von diefen ausgehende politiihe Erregung. Die Strikes wurden epide- 
milch, auf der ganzen Linie ſchien ein Angriff der Yohnarbeit gegen die Ueber: 
macht des Capitals eröffnet. Wenn die Regierungspreſſe und die Spießbürger 
überall bei diefen Strifes fremde Emiſſäre und die Internationale witterten, Die 
tiefſtblickenden Kannegießer aud wohl die Hand des Norbdeutichen Bundesfanzlers 
erfannten, jo war Das für die Einen nur eine Ausrede der Verlegenheit, für die 
Anderen nur eine Bethätigung der Tandläufigen, mythenbildenden Urtheilslofigteit. 
Es hieß dies Urſache und Wirkung verwechleln. Die franzöjiihe Internationale 
war jelbft nur ein Erzeugniß der Geiftesftrömung, melde jet 1 
mehr in die Maſſe der ſiädtiſchen Arbeiter eingedrungen war. Die Idee der 
Shafien-Solidarität der Arbeiter aller Zweige und Tel aller Länder, ibrer 
Emancipation durch Affoctation und Organifation waren lebendig bei vielen 
Zaufenden, ehe die Internationale eine ſolche Organifation zu verwirklichen 


1) Enquöte, p. 67. Testut, 1,’Internationale, p. 181. 
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ſuchte. Es ift überhaupt ein faum der Wiverlegung werther Irrthum, als 
könnte eine Handvoll Menihen durd bloße Agitatton eine Maſſe ernſtlich für 
ein Programm gewinnen, wenn nicht jeder Einzelne in der Maſſe in dem mehr 
oder weniger verworrenen Complexe jeiner Anfichten und Wünſche für jenes 
Programın bereits mitflingende Saiten findet. Die Neigung, mit Strikes 
zu experimentiren, harte ſich bei den Arbeiterverbindungen damals ganz nature 
gemäß entwidelt; hatte man dann das Wageftüd wirklich unternommen, fo 
wurde man ebenjo naturgemäß dazu geführt, fih an die Internationale zu 
wenden, um durch deren Vermittlung von anderen Geſellſchaften Vorſchüſſe zu 
erhalten. So gewann der Bund in dieſer Periode äufßerlid einen großen An— 
bang, aber freilihd nur in ſehr loderer Verbindung. 

Zu den bemerfendwertheften Strifed in jenen Jahren gehörte der der Parifer 
Marmorarbeiter, der ſich eigentlih aus drei verſchiedenen Arbeitöeinftellungen 
zuſammenſetzte, indem die Hauptipectalitäten dieſes Gewerbes (für Kaminum— 
faſſung, Mobiltargegenftände und Pendul-Geſtelle) nacheinander mit gegenfeitiger 
Unterftügung ins Treffen gingen. Das Unternehmen wurde geleitet von der 
erjt furz vorher gebildeten Syndicallammer, die auch einen ausführlichen Bericht 
an den Baſeler Congreß erftattet bat!). Die Correſpondenz des Arbeitsſyndi— 
cats mit dem Unternehmerverbande begann fhon im Februar 1869. Im 
April formulirte das ertere jeine Forderungen definitiv und verlangte Antwort 
bis zum 1. Mai. Diejelben umfaßten eine Lohnerhöhung von 1 Fre. bei 
zehnſtündiger Arbeitszeit, Abichaffung aller Ueberſtunden jowie aller Yohnabzüge, 
welchen Namen fie führen möchten (für Hülfscaffen, Krantenunterftügung u. dgl.) 
und die Materialbeihaffung für Die Polirer auf Koften de& Unternehmers. Die 
Antwort der Syndicalkammer der Unternehmer war eine jener pomphaften Bes 
rufungen auf die Naturgefege der Volkswirthſchaft, wie wir fie Schon in einem 
anderen Beilpiele angetroffen haben (S. 104), und die ganz gewiß mehr geeignet 
war, Die Arbeiter zu erbitten, als zu befehren ?). Die Yetteren antworteten 
(am 25. April) mit jofortiger Arbeitseinftelung, und bald zeigte fih, daß Die 
Haltung der Unternehmer eine weit weniger fefte war, als man nad jener body 


— 





ı) Es heißt darin u. W.: „La lutte que nous avons soutenue, avec toute 
la sagesse que donne la convietion du droit et de la justice, a reussi au delä 
de nus previsions; nous avons proc6des rapidement, et cependant nous dtions 
bien jeunes, notre-chambre syndicale n’avait pas encore de dents: elle &tait 
sans argent. Mais le sentiment de la solidarite s’etait eveill& parmi les marbriers 
a la voix des syndies quils s’etaient choisis, et encore aussi à la celle des 
délégués de differentes professions.“ Le livre bleu de I’I., p. 124. ©. ferner 
über dieſen Strite die Situngsberichte de8 Unternehmerverbandes in der Union 
nationale, vom 1. Mai und 10. Zuli 1969. Bagl. auch Barberet, Les greves et la 
loi sur les coalitions, p. 61 ff. 

2) „La libertE des transactions entre les patrons et les ouvriers doit 
toujours être respect6e et il n’appartient & personne de fixer un prix de 
Journde qui doit @tre debattu entre les parties seulement. L’assemblee, consi- 
derant qu'il n’y a d’autre reglementation equitable du travail que celle qui 
se produit naturellement par l’application de la loi de l’offre et de la demande, 


attendu que toute decision collective ayant pour but de substituer à cette 


organisation rationelle un syst&me artificiel est attentoire & la liberte des tra- 
vailleurs et du travail et n’aurait d’ailleurs aucune valeur legale — &met 
-Vavis qu'il n'y a pas lieu de prendre en consideration les demandes formuldes 
par la commission ouvridre.* Situng vom 23. April. Union nat. v. 1. Mai 1869. 
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fahrenden Ablehnung hätte erwarten jellen. Schon am 10. Mai beichlog das 
Syndicat, bei der Präfeetur eine Abänderung der ftädtiichen Pretelifte zu be- 
antragen, melde die Yohnerhöhung möglih machen würde. Andererſeits aber 
war auch die Rede davon, daß die Unternehmer derjenigen Specialitäten, für 
welche die Arbeit fortvauere, ihre Wertftätten ſchließen jollten, um dem Strife 
die Zufuhr abzufchneiden. Am 12. Mai fündigten einige Arbeitgeber ſchon 
ihre Abfiht an, in den Hauptpunften nachzugeben, aber die Kammer beſchloß, 
daß man mit diefem Schritt nod warten müſſe. Am 14. Mat aber erklärt 
ein Unternehmer, daß er fich wirklich zum Weichen genöthigt gefehen habe und 
am 18. feine Werkftätte unter ven neuen Bedingungen eröffnen werde. Das 
rief noch eine „lebhafte Explication“ hervor, aber bald nadıher wurde die 
Deroute allgemein. Die Kammer bemühte fi jett vor allen Dingen um eine 
Revifion der Preis-Serie, die fie aber in dem noch laufenden Jahre nicht mehr 
erreihen konnte (f. oben ©. 57). Immerhin mar denjenigen Unternehmern, 
deren Preisbeftimmungen unter dem Einfluß des ftädtiichen Tarif ftanden, die 
Nachgiebigfeit Leichter gemaht. Auch kamen die Conceſſionen (Abſchaffung der 
Ueberftunden und der Sonntagsarbeit, Berallgemeinerung des Zeitlohned und 
Erhöhung des Yohnes fir 10 Stunden um 1 Fred. und für die Polirer um 
1.25 Fres.) anfangs den Uhrengeſtellmachern nicht zu Gute, da diefe ihr Ge— 
werbe meiſtens als Hausinduftrie mit Stüdarbeit betreiben. Während Des 
Strike hielt die Polizei infomweit ein Einichreiten für nöthig, als fie bet ven 
Mitgliedern des Syndicats Hausſuchungen veranftaltete, was die Arbeiter zu 
energiſchen Protejtationen in der Preffe veranlaßte. Webrigens blieben viele 
Mafregeln, da keinerlei Störungen der Ordnung vorfamen, obne weitere Folgen. 

Obwohl die Marmorarbeiter mit den erreichten Refultaten zufrieden waren, 
fanden fie die Opfer, wie aus einem Berichte ihres Delegirten zu der Lyoner 
Ausftellung von 1872 hervorgeht, keineswegs leicht. Die Arbeiter des Gewerbes 
hatten der Spndicalfammer für den Strife 16000 Fred. als Darlehen ge 
währt und von anderen Gewerfichaften maren 600 Fred. — eine ſehr beicheidene 
Summe — vorgeichofien worden. Im Sabre 1872 waren von diejen Darleben 
1000 Fred. noch nicht zurüderftattet; 5550 Fres. aber waren an die bald nad 
dein Strife wegen neuer Neibungen mit den Arbeitgebern gegründete Productiv- 
genoffenichaft in der Rue St. Maur überwiejen worben. 


11, Strife der Weihgerber und andere, 

Eine enticheidende Kraftprobe wollte die Föderation der Pariſer Gewerf: 
vereine in dem Strife der Weißgerber liefern. Schon in den Ausitellungs- 
berichten ſpricht ſich Seitens der Arbeiter dieſes Zweiges eine bejonders 'erbitterte 
Stimmung gegen Die Arbeitgeber aus, die auch jchon in den Jahren 1855, 
1857 und 1862 zu Neibungen und Berrufserflärungen geführt hatte. Cine 
größere, aber immer noch partielle Arbeitseinftellung dur ſyſtematiſche Inter— 
dictionen fand 18567 ftatt und zwang die Arbeitgeber, den Yohn von 45 auf 
50 Gent. für die Stunde (bei zehnftündigem Arbeitstage) zu erböben. Nod 
höhere Forderungen aber ftellten die Arbeiter im Jahre 1869: Lohn von.6 Fres. 
für 10 Stunden und Erhöhung der Stüdlöhbne um 15—20 %,; für Ueber- 
ftunden doppelter Yohn; Regelung des Yehrlingsweiens durch die Arbeiter; Ver— 
pflihtung der Unternehmer, nur Söhne von Arbeitern als Yehrlinge anzunehmen ; 


Die Arbeiterfyndicate in ben leisten Jahren des Staiferreichs. 187 


Beleitigung mipliebiger Werkführer ). Nach einigen Plänteleten begann die all- 
gemeine Arbeitseinftellung an 26. October, nachdem die Delegirten der füderirten 
Vereine in einer Generalverfammlung der Weißgerber die legteren ausdrücklich 
zu dieſem Schritte aufgefordert und ihre Unterftügung zugejagt hatten. Die 
höheren Chefs der Internationalen ſahen dieſes Unternehmen, wie aus den 
Briefen Barlin’8 an Aubry hervorgeht, mit gemifchten Gefühlen an, da es große 
finanzielle Anftrengungen erforderte, denn Die Zahl der feiernden Arbeiter betrug 
etwa 1000 und die Hoffnung, daß der Strite in acht Tagen mit dem Siege 
der Arbeiter endigen werde, erwies ſich als gänzlich illuſoriſch, da e8 den Arbeit 
gebern gelang, die in der Fabrication begriffenen Häute, wenn auch mit einiger 
Schädigung, zu retten, und jie darauf das Weitere ruhig abwarten konnten. 
Auch ergriff der ganze Unternehmerverband der Yedertnduftrie ſolidariſch Partei 
für den angegriffenen Zweig. Die verbündeten Gemwerfvereine machten aufer- 
ordentliche Anjtrengungen, aber Idon nad) 14 Tagen waren ihre Caſſen erichöpft ; 
bald ſahen fie ſich genöthigt, ihre legten Actien zu verkaufen, man griff zu 
Subicripttonen, öffentlichen Vorträgen und allen möglihen anderen Mitteln, um 
Geld herbeizuſchaffen. Auch nah Brüſſel und Berlin jchrieb Barlin um Beis 
bülfe, aber, wie e8 jcheint, ohne Erfolg, Mehrere andere Pariſer Gemerbe 
waren gleichzeitig in Strife begriffen, nämlich die Pinjelmader, die Ganevas- 
Weber, die Holzvergolder und die Wollfpinner, aber die verbündeten Vereine 
mußten diefe im Stich lafjen, um ihre ganze Kraft auf den Hauptftrife zu 
conventriren. 

Am 2. December, alfo ın 5 Wochen, batte der Bund bereits 51 000 
Fres. ausgegeben. Uber die Arbeitgeber zeigten nicht Die mindefte Neigung 
zum Nachgeben, jondern verlangten einfach bedingungslofe Rückkehr der Arbeiter. 
Die Entmuthigung griff immer mehr um fich, doch erft am 19. December 
veröffentlichte die Commiſſion der Bundesfammer in der erften Nummer 
der Marfeillatfe ein Manifeft, in welchem fie in Erwägung der fich ind Uns 
beftimmte hinausziehenden Dauer des Strite der Weißgerber, der von den Ber: 
einen gebrachten Opfer, ded „entötement‘“ der Unternehmer und der geringen 
Ausfiht auf eine Berftändigung ihren Beihluß befannt machte, „die Weißgerber 
mit ihren Arbeitömitteln auszuftatten und ihnen den nöthigen Credit zu ges 
währen, um ſich der Willtür der Arbeitgeber und den drüdenden forderungen 
des Capitals zu entziehen“. Die Bundesfammer will daher eine Productiw- 
genoijenihaft gründen, und fie eröffnet zu diefem Zweck eine Subſeription auf 
40 000 Obligationen im Betrage von je 1 Fre. 

Es war Died nur ein Verſuch, den Rückzug zu verdeden, der übrigens 
ebenfalls mißlang. Es wurde nur wenig gezeichnet und dieſes Wenige fcheint 
verwendet worden zu fein, um den Strife noch einige Tage binauszufchleppen. 
Kurz, der Feldzug emdigte mit einer entſchiedenen Niederlage nicht mur der 
ftrifenden Gewertichaft, fondern de ganzen Bundes der Gewerkvereine. Die 


1) Bericht der Sunbicaltammer für Handſchuhe und Hanbfchuhleber, Union nat. 
dv. 24. April 1872. Die Forderungen in Betreff des Lehrlingsweſens entſprechen den 
bereit8 oben erwähnten Zunfttendenzen ber Weıfgerber. Für das Weitere ſ. auch 
Barberet, Les greves ete. p. 37 fj. Ferner die Briefe Barlin’® an Aubry, die in 
dem britten Proceß der Internationalen ans Licht gebracht wurden. Sie find auch 
abgedrudt bei Villetard, Hist. de l’Internationale, p. 172 ff 
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Arbeiter kehrten mehr und mehr zu den alten Bedingungen zurüd und erft im 
Januar 1870 erhielten fie eine unbedeutende Aufbejjerung ihres Lohnes (auf 5,25 
Fres.). Die Ausgaben der Bundeöfammer dürften nah Verhältnig der oben 
angegebenen Ziffer auf etwa 75 000 Tre. zu veranichlagen jein, wozu dann 
nody die eigenen Erſparniſſe der Weifgerber zu rechnen find. Einige Syndical- 
fammern hatten bedeutende Darlehen gewährt, namentlich joll die der Typograpben 
allein 28 000 Free. (?) beigetragen haben. Da der Verband der Weißgerber gänzs 
lich desorganifirt wurde, jo wird von der Rückzahlung diefer Schulden ſchwerlich 
jemals die Rede fein. 

Diefer Strike bietet und einen vollgültigen Maßſtab deſſen, was die ver— 
bündeten Gewerfvereine mit Anftrengung aller Kräfte und unterjtügt durch Die 
ganze internationale Strategie zu leiften vermochten, und das Ergebniß ift ge 
wiß ein fehr wenig ſchreckhaftes. Zugleich aber trat bei diejer Gelegenheit — 
troß des Geredes von fremden Hegern — deutlich hervor, daß die Föderation 
der Gemwerkvereine wirflih nur einen Erfolg auf dem Gebiete der Lohnfrage 
erzielen wollte und in dieſem Kampfe ihre Mittel erichöpfte, ohne zu fragen, 
ob dies den revolutionären Wühlern in der Internationalen genehm jet oder 
nicht. Hätte man blos die Anftiftung von Verwirrung und Unordnung beab- 
fihtigt, jo würde man die Strikes möglichft vervielfältigt haben, anftatt die— 
jenigen, welche ſchon vor der Arbeitseinftellung der Weißgerber begonnen hatten, 
gänzlich fallen zu laſſen. Selbft Barlın wollte damals nur eine ſolche Tactif 
der Arbeitseinftellungen, welche langſam aber verhältnigmäßig ficher ökonomiſche 
Nefultate einzubringen geeignet war, nämlich partielle Strikes und gebuldiges 
Abwarten, bis an einzelnen Stellen ein Tarif durchgefet wäre, den man dann 
auch anderswo fordern fünnte, 

Ein anderer Strife, der um diefelbe Zeit (Detober 1869), einiges Auf: 
jehen erregte, war der der Yadengehülfen in Paris, die fi, wie bereit8 oben 
erwähnt wurde, ebenfalls als „Proletarier“ 1) betrachten und von den übrigen 
Arbeitern nach einigem Schwanfen aud als ſolche anerfannt worden find. Sie 
nahmen einen großen Anlauf und fchaarten fi zu mehreren Taufenden — 
Barberet gibt 10000 an — um ihre Syndicalfammer, der ein ebenfalld ges 
Ichlofiener Verband der Unternehmer gegenüberſtand. Aber ſchon nad wenigen 
Tagen trat unter den Stritenden ein Abfall ein, der immer weiter um ſich griff, 
bi8 endlih nur ein Häufchen von einigen Hunderten der Syndicallammer treu 
biieb, das einen wenig erfolgreichen Verſuch machte, eine Cooperativgenoſſenſchaft 
zu gründen. 

Sehr hartnädig war der bereitd erwähnte Strike der Eiſengießer in Paris, 
der im April feinen Anfang nahm ?). Das Comite verlangte in einem Briefe 
an die Unternehmer einen Minimallohn von 60 Gent. für die Stunde, und 
zwar fir jeden Arbeiter, der wenigſtens vier Jahre das Gewerbe betrieben habe; 
Abſchaffung oder doppelte Bezahlung der Heberftunden und der Sonntagsarbeit ; 
Abſchaffung der Stüdarbeit und der Marhandage; Wahl der Werfführer durch 
die Arbeiter nah Borfchlag der Unternehmer. Aus der wenig gelungenen Ant- 





1) Diefed Wort bat im Franzöfifchen nicht die unangenehme Nebenbedeutung mie 
im Deutichen. 
2) Union nationale, v. 4. Juni 1870 und vom 17, Februar 1872, 
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wort der Unternehmer (vom 28. April!) auf diefe übermäßig hoch gejpannten 
Forderungen haben wir bereit8 eine harakteriftiiche Stelle mitgetheilt. Sie ging 
übrigens auf eine furze, aber Lediglich ablehnende Discuffion der einzelnen Punkte 
ein, und bezeichnete u. U. die Marchandage wie die Stüdarbeit als den erften 
Schritt zur Emancipation des Arbeiterd. Der Strife dauerte über zwei Mo: 
nate. Der Verein der Arbeiter trat, wie ſchon erwähnt wurde, insgeſammt 
der Internationalen bei, jedoch, wie es ſcheint, ohne fonderlichen Gewinn für feine 
Sade. Viele Arbeiter verließen die Hauptftadt, um anderswo Beihäftigung zu 
fuchen, andere traten wieder in die Werfftätten ein und das Unternehinen war 
bereit ganz hoffnungslos, als e8 durch den ausbrechenden Krieg vollends ver: 
drängt wurbe. 


12. Strifes in den Departements. 


Bon den zahlreichen Strikes in der Provinz erwähnen wir den der Baum 
wollmeber der Bertelichen Fabrik in Sotteville bei Rouen, weil er wieder zeigt, 
wie gering in Wirklichkeit die Hülfe war, welche die Internationale den Strifenden 
zu verichaffen vermochte. Die Arbeitseinftellung wurde Ende December 1868 
durch eine Lohnherabſetzung veranlaft, Die, wie es fcheint, die Baumwollfabricanten 
der Gegend von Rouen unter fi vereinbart hatten. Die Arbeiter waren gänz- 
(ih ohne Organtfation und wandten ſich daher an den „Cerele d’&tudas &cono- 
miques“, d. h. an die Internationale in Rouen. Hier erhielten fie den Rath, 
zunächſt eine „Fürſorge-Geſellſchaft“ zu bilden, aber der Gercle erließ zugleich 
ſchon einen Aufruf an die Gewerkvereine der Federation von Rouen und erjuchte 
auch den Generalrath in London um Unterftügung der Stritenden. Bet feiner 
der Pariſer Arbeitdeinftellungen ericheint die Internationale jo unmittelbar als 
Führerin, wie in diefem Falle der „Cercle“, namentlich vertreten durch jenen 
Secretär Aubry. Gleihmohl war der Erfolg durchaus ungünftig, und wenn 
wir trogdem in dem Berichte Aubry's das übliche Renommiren mit den groß— 
artigen Hülfsquellen der Internationalen wiederfinden, jo zeigt das eben, daß 
die Agitatoren der Internationalen auf ein ſehr urtheilsloſes Bublicum rechneten. 
In diefem Bericht heißt e8, daß die Maſſe der Strifenden unglücklicherweiſe 
„ne compreuant pas l’importance de l’appel que nous venions de faire 
en sa faveur‘‘ (nämlıh nad England) die Waffen bald geftredt hätte, und 
Dadurch ſei fie der Rolle treu geblieben, welche die Arbeiter der dortigen Gegend 
immer gefpielt hätten, nämlich diejenige „d’une race moutonniere et eflrayde 
sans motif aucun de la houlette du berger, roi industriel‘“‘. Kurz, die mit 
diefem Gompliment bedachte Arbeitermafje wollte nicht weiter gehen und capitu— 
firte „sans vouloir attendre les secours immenses qui se dirigeaient vers 
elle! 2) 

Und welches waren nun dieje secours immenses, die unterwegs fein follten ? 
Die Arbeitseinftellung war bereit8 beendigt, als aus London als erfter Beitrag 


ı) Nah Barberet (l. c., p. 54) bätte bie VBerfammlung der Unternehmer zuerft 
befchlofjen, den Antrag der Arbeiter, die Fragen durch beiberfeitige Delegirte befprechen 
u lafien, gar nicht zu beantworten; überhaupt follte fein Urbeitergeber einer 

erfammlung der Arbeiter beiwohnen. 

?) Publications du cercle d'études &conomiques de l'arr. de Rouen. Compte 
rendu moral et materiel de la grève de Sotteville les Rouen. p. 19. 
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von englifhen Gewerkvereinen die beicheidene Summe von 500 Fred. ankam. 
Abgeiehen von diefer Summe zahlte der Gercle nad) dem erwähnten Berichte 
während der Dauer des Strife (vom 26. December 1868 bis 8. Januar 1869) 
1920 Fred. 50 Gent. aus. Die Beiträge der verbündeten Gelellichaften blieben 
durchweg unter 100 Fres., nur die Wollipinner von Darnetal Tieferten mehr, 
nämlih 131 Fres. 70 Gent. Uebrigens verfichert der Gercle, daß dieſer Strife 
dein Gewerfvereinswelen in jenem Bezirke erft den rechten Anftop gegeben babe 
und in Folge deijelben Taufende von Arbeitern in Rouen, Elbeuf und Darnetal 
fih zu „Sürjorgegelellihaften‘“ vereinigt hätten. 

Die Foderation verfuchte auch noch im September 1869 ihre Kraft bei 
einem bartnädigen Strife, dem der Selleinmer in lb der zwei Monate 
dauerte und auch von den Sewerfvereinen in Paris, Lyon, Marſeille u. | w. Durch 
Borihüffe und Beiträge unterftügt wurde. Barlin jchidte aus Paris nah und 
nad 4600 red. ?), und zwar die beiden, legten Sendungen von 800 Free. 
(von diefer Summe waren 300 Fred. von dem Gemwerkverein der Bronzearbeiter 
als Darlehen geliefert) und 200 Fres. noch im November, als der Strife der 
Weißgerber ſchon begonnen batte. 

Der Strike der Bexgwerksarbeiter im Loixebeden, der zu den blutigen Er— 
eignijfen von Ricamarie führte, hatte feine Pertehungen zu der Gewerkvereins— 
organtlation und zur Internationalen, aber die letztere begleitete natürlich dieſe 
wie die übrigen zahlreichen Arbeitseinftellungen in den Departements mit ihren 
Sympathien. Ber dem großen Strife um Creuzot (von Ende Januar bis 
April 1870) waren als Agitatoren Malon Iſpater Commumemitglied) und 
Laroque betheiligt, die der Internationalen angehörten, während der Bräfivent 
des Strike-Comité's, Aſſi nach Fribourg damals fich Fälichlich als Internationalift 
ausgab und der Ajfociation erft ſpäter beigetreten fein fol. Die Pariſer Bundes: 
famınev der Gemwerkvereine, jo wie viele Iocale und gewerkichaftliche Sectionen der 
Pariſer Internationalen, die Füderationen von Rouen, von Marjeille, von yon, 
fo wie verſchiedene einzelne Vereine dieſer Stadt lieferten Beiträge, namentlich 
aud für die in Autun verurtheilten Arbeiter. Auch der Londoner Generalratb, 
der belgiihe Bundesrath und die Sectionen der franzöfiiden Schweiz fteuerten 
nad) Kräften bei, aber der ganze Apparat der Internationalen brachte auch in 
dieſem alle nicht mehr als 50 000 Fre. auf. Am 14. April forderte Das 
Strike-Comitéè die Arbeiter auf, den ausfichtölofen Kampf einzuftellen und die 
Arbeit wieder aufzunehmen. Im einer Kundgebung vom folgenden Tage aber 
drückte e8 feinen Dank für die von den Arbeitervereinen und der Internationalen 
ihm geleiftete Umterftügung und proclamirte jegt Taut den Beitritt der Arbeiter 
des Creuzot zur Internationalen — was indeß keine große praktiſche Bedeutung 
hatte?) 

Ermähnen wir endlich nod die Strikes von yon, die der Internationalen 
großen Zuwachs verichafften, aber aus der Initiative der Arbeiter jelbft hervor: 
gingen. Mit großem Eifer trat die Internationale namentlich für die feternden 
Seidenzwirmerinnen ein, aber die aus Frankreich, der Schweiz und England 


!) Testut, L’Internationale, p. 74. 
Ra den Strife im Creuzot val. Barberet, 1. c. p. 28 fi. und Teſtut, 1. c. 
P. 79 fl. 
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fommenden Beiträge beliefen fi doch nur auf 1323 Fred. Die Bronzearbeiter, 
beren Oewerticaft der „Internationalen affiliirt war, ftellten im Juni 1869 die 
Arbeit ein. Ste verlangten vergebens von dem Londoner Generalrath ein Dar- 
lehen von 12 000 Fres., von franzöfiihen Vereinen aber erhielten fie Beihülfe 
und es gelang ihnen aud, Seitens der Arbeitgeber einige Conceffionen zu er- 
langen. Im Februar 1870 legten dann die Polamentirer, deren Gewerkſchaft 
ebenfalls zur Internationalen gehörte, die Arbeit nieder. Sie erhielten Darlehen 
von den verbündeten Vereinen in Lyon und in Paris, der Betrag derfelben aber 
ift immer jehr mäßig und bewegt fich zwiſchen 30 und 400 Fred. Mit großen 
Anftrengungen ſuchte die Internationale auch die langwierige Arbeitseinftellung 
der Zeugdruder von Neuville im Ahönedepartement aufrecht zu erhalten. reis 
lich erklärte der Londoner Generalrath wieder fein Unvermögen zu materieller 
Hülfeleiftung. Uber es fanden zahlreiche Sammlungen ftatt und die Pariſer 
Zeugdruder jollen nad) einer Angabe bei Teſtut 13 000 Fres. dargeliehen haben, 
eine Ziffer, bei der man im Vergleich mit den fonft vorkommenden eine Null 
zu viel vermuthen ſollte. 

Nach den vorftehenden Beifpielen wird man über die finanzielle Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der franzöjiichen Gewerkvereine und der Internationalen im Klaren fein. 
Die Opfer, welche die Arbeiter und ihre Vereine braten, waren für ihre 
ee je oft jehr bedeutend, aber abjolut genommen erigeinen die auf: 
gebraten Summen äußerft mäßig, ja unbedeutend gegen die großen Capital: 
mädhte, mit denen man den Kampf aufnahın. Ber nüchterner Betrachtung der 
Lage der Arbeiter würde man überhaupt nichts Anderes haben vorausfehen 
fönnen, wenn auch dieſes Ergebniß weniger interejjant und romantiſch ift, als 
_ der Mythus von den Millionen der Internationalen, mit defjen gläubiger Ber- 
breitung die Gegner des Bundes der Sache defjelben einen unflugen Dienft erwiefen. 

In den legten Monaten des Kaiſerreichs wird übrigens unverkennbar das 
jocialrevolutionäre Element in der Internationalen immer mächtiger und bie 
förmlich epidemiſch auftretenden Strikes erſcheinen in ihrer Geſammtheit, auch 
wenn ſie in jedem einzelnen Falle bona fide aus Lohnftreitigfeiten hervorgegangen 
fein mögen, al3 ein immerhin bedenkliches Symptom eines beginnenden Zer— 
Tegungsproceff e8, zu dejjen Nährung die actiwen Umfturzmänner unter den Inter: 
nationaliften Shftematifch mitwirkten. An dem jacobiniichen Bombencomplot, das 
die Polizei kurz vor dem Plebiscit aufipürte, hatte die Internationale feinen 
Antheil, aber fie benugte diefen Anlaß, um durch eine Erklärung dem Kaiſer— 
reich mit offenem Hohn den Handſchuh Hinzumerfen und eine neue gerichtliche 
Derfolgung geradezu herauszufordern. Trotz alles Lärmens aber und trog der 
Gleichheit Des nächſten Zieles für die politifchen und die ſocialiſtiſchen Revolutionäre 
glauben wir nicht, daß der Beſtand des Kaiferreich8 durch die inneren Zerftörungss 
fräfte ſchon jo gefährdet war, wie man es damald aus Heberihägung der wirt: 
Lihen Macht dieſer Kräfte und binterher unter dein Eindrud der Kriegskataſtrophe 
vielfach faſt als jelbitwerftändlich angenommen hat. Namentlich war die Maſſe 
der zu den Syndicalfammern und ©ewerkvereinen gehörenden Wrbeiter, troß 
ihrer Beziehungen zu der Internationalen, troß ihrer Neigung zu Strike— 
Experimenten und troß ihres theoretiihen Republikanerthums als active Re— 
volutionsarmee nicht zu verwenden, eine Behauptung, Die aud durch die Epiſode 
der Commune nicht widerlegt wird. 
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1. Die Syndirallammern in der Zeit der Commune, 


Für die Beurtheilung der Syndicallammern und verwandter Vereine der 
Arbeiter ift die Beantwortung der Frage von Widhtigfeit, ob das VBorhandenfein 
derielben als fertiger Organifation in irgend einer Weife dem Aufftande umd 
der Herrichaft der Commune Vorſchub geleiftet hat. Diefe frage ift unabhängig 
von der anderen, ob und in welder Zahl die Mitglieder diejer Vereine individuell 
oder al8 Glieder einer anderen Organifation an jener Infurrection betheiligt 
geweſen find. 

Nun ift das Schlimmfte, was man den Syndicalfammern und denjenigen 
Gewerkſchaften, die nicht eigentliche Sectionen der Internationalen bildeten, nach— 
jagen fann, daß fie al8 Mitglieder der Bundesfammer der Bereine in gewilfen 
Beziehungen zur Internationalen ftanden und bet ihrer Strife-Politif die Dienfte 
und Rathſchläge der legteren benugt haben. Aber die Internationale ſelbſt pielt 
ald Organifation in der Commune jo gut wie gar feine Rolle. Die Legenden 
4 von dem geheimen Walten des „allmächtigen“ Bundes wie von den Millionen, 
die aus Yondon gekommen fein follen, um den Aufftand zu jchüren, find nur 
aus der Phantafie unfritiicher franzöſiſcher Batrioten und Spießbürger oder aus 
den Aufjchneidereten der Nächitbetheiligten entiprungen. Die wahre Sachlage iſt 
durd die im Anhange zu der parlamentarifchen Enquöte über den 18. März ver: 
öffentlichten Sigungsberichte der Parifer Internationalen und andere dieſelbe be— 
treffenden Schriftſtücke) authentiich befannt. Gleich in dem eriten dieſer Proto= 
colle (vom 5. Januar 1871), als es fih darum bantelte, ein zu gründendes 
Journal zu unterftügen, conftatirt Varlin den feit dem 4. September berrichenden 
Geldmangel; die Beiträge der Sectionen gingen nicht ein und zudem hatte man 
no einige Schulden aus der Zeit des Kaiſerreichs. Im der Sigung vom 
19. Januar ſagt Yacord, die Internationale hätte ihre Rolle falſch aufgefaßt ; 
die Arbeiter hätten fib am 4. September der Regierungsgewalt bemächtigen 
müſſen; jest ſei Alles desorganifirt, aber die Internationale fenne ihre wirkliche 
Stärfe nicht, die jehr groß ſei, weil das Publicum fie für einig und reich halte, 
Nouveyrolled aber erinnert daran, daß die Sectionen ruinirt, die Mitglieder 
zerftreut feien; wenn das Publicum das wüßte, jo würde es begreifen, wie 
Ihwah die Gelellichaft ſei, und fie würde fofort zufammenbrehen. In der 
Sitzung vom 15. Februar nahm man daher mit Befrtedigung Act von der 
Ente der „Petite Presse“, daß Malon und Tolain in ihrer Eigenichaft „als 
Deputirte von der Internationalen mit 200 000 Fres. dotirt worden jeien. 
Im derjelben Situng wird wieder über die Nothwendigfeit verhandelt, die Inters 
nationale neu zu conftitutren, da fie durch die Ereigniffe zeriprengt jei. 

1) Enquäte, p. 523—534. Die bier mitgetheilten Berichte betreffen die Sitzungen 
vom 5. Januar bi8 29. März 1971. Im einer gelonderten Ausgabe der Prototolle 
(Les seances officielles de l’Internationale pendant le siege et pendant la 
commune, Paris 1872, Lachaud) finden fih noch Nachrichten über die Sigungen vom 
12. April (Ausftoßung Tolain's aus der Internationalen), vom 28. April, 3., 10., 
17. und 20. Mai, fo wie einige andere Actenftüde. 
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In der Sieung vom I. März Ipricht Varlin zum erften Male von dem 
Gentral:Comit& der Nationalgarde, dem eigentlichen Urheber der Injurrection, 
wie in Der Enquöte (p. S1) conftatirt wird. Barlin hält es für dringend 
nöthig, daß ſich Die Umternationalijten von ihren Compagnien zu Delegirten 
wählen laſſen, um Mitglieder dieſes Comit& zur werden. Zunächſt foll eine 
Commiſſion von vier Mitglievdem jih mit dem Gentralcomite in Beziehung 
jegen, um zu beurtheilen, ob und’ wie meit ſich die Internationale an demjelben 
beteiligen könne. Uebrigens jagte Barlın weiterhin ausdrüdlich, man müſſe nicht 
als Internationaliften, jondern als Nationalgardiften in das Gentralcomite gehen. 
Frankel aber meinte, ein ſolcher Schritt gleiche einem Compromiß mit ber 
Bourgeoiſie; er wolle davon nicht8 willen, man müſſe auf der internationalen 
Bahn bleiben. Pindy fürchtete, Lie Internationale könnte fih compromittiren. 
Auch Andere zeigten ſich dem Gentralcomits gegenüber noch ſehr mißtrauiſch; 
ed jet anfangs „reactionär” geweſen; allerdings behauptete VBarlın, daß Die 
anftögigen Perlönlichkeiten ausgeichteven und durd Soctaliften erjett jeien. Man 
beſchloß endlih, die Commiſſion von vier Mitgliedern abzuoronen, jedoch jolle 
ihre Action eine individuelle und für die Internationale nicht bindend fein. In 
derjelben Sitzung wurde der Vorſchlag gemacht, eine ftändige Deputation in 
dem Yocale des Corderieplatzes zu unterhalten; viejer beicheidene Plan mußte 
aber abgelehnt werden aus Mangel an Geld. Diefer Mebelftand war offenbar 
am 15. März ebenfall8 noch fühlbar, da ein Antrag auf Bewilligung eines 
Vorſchuſſes von 50 Fred. für die Internationaliften in Breſt anfangs befämpft 
wurde. In der Sitzung vom 23. März, welcher auch die Vertreter der Bundes: 
fammer der Gewerfvereine beimohnten, find die Anfichten in Betreff des Central— 
comit® noch jehr getheilt. Theiß erklärt, die Telegirten der Internationalen 
zum Gentralcomit® hätten ihr Mandat überfchritten. Dagegen beſchloß man, 
für die Gründung der Commune, d. h. einer gewählten und in ihren eigenen 
Angelegenheiten durchaus jelbftändigen Gemeindeverwaltung, durh ein Manifeft 
an die Arbeiterbevölferung aus Anlaß der bevorftehenden Wahlen mit einzu: 
treten. Dieſes Manifeft iſt von 14 Delegirten des Bundesraths der Sectionen 
der Internationalen (unter ihnen Yımoufin) ſowie von 14 Delegirten der Bundes- 
fammer der Urbeiterwereine unterzeichnet, und wohl wegen dieſer Vereinigung 
ift es in einem relativ jehr gemäßigten, noch an die proudhoniftiiche Periode 
der Internationalen erinnernden Tone gehalten. Es zählt die früher jo oft 
wiederholten Forderungen in Bezug auf Organiſation des Credits, des Aus— 
taufche8, ver Aſſociation, auf Unterrichtsweien, Berfammlungs- und Preffreiheit 
u. ſ. mw. in allgemein gehaltenen Ausdrüden wieder auf und Ipricht die Zuver— 
fiht aus, daß die Winfche der Arbeiter unter der freien Communalregierung 
erfüllt werben würden. Auf das Cinzelne geht man nicht ein, dafür aber 
braudt man myſtiſche Redensarten, wie folgende: „L’ind&pendance de la 
commune est le gage d’un contrat dont les elauses librement debattues 
feront cesser l'antagonisme des classes et assureront l'égalité sociale.‘ 
Uebrigend war bei den Communewahlen vom 26. März die mit Berfailles 
unzufriedene Bourgeoifie jehr ftarf betheiligt, wie ſchon aus der großen Zahl 
der Abſtimmenden (180 000) im Bergleih mit der ſchwachen Betheiligung an 


1) Abgedrudt in den „Seances officielles de l’Internationale,“ p. 145 ff. 
Schriften XVII. — Lexis, franz. Geiverfvereine. 13 
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den Ergänzungswahlen vom 16. April hervorgeht y. Die Internationaliften 
aber waren fowohl in der erften, wie in der definitiven Commune durdhaus in 
der Minderheit ?). 

Die vorftehenden Thatſachen dürften genügen zum Beweife des Sates, daß 
weder die Internationale, nod viel weniger Die nur in der Situng vom 23. 
März auftretende Bundesfammer der Arbeiterwereine durch ihre Organifation 
oder ihre Hiülfsmittel unmittelbar für den Gommuneaufftand gewirkt haben. 
Ebenfo gewiß aber ift e8 andererſeits, daß die Mehrzahl der damaligen Führer 
der Internationalen mehr oder weniger entſchiedene Socialrevolutionäre waren, 
die für ihre Perlon Alles aufboten, um das Commune-Regiment zunächſt im 
Verein mit den übrigen Radicalen zu erhalten, in der Abſicht, e8 dann ſpäter 
in den Dienft ihrer ſocialiſtiſchen Pläne zu ftellen. Aber für ihre nächſten Ziele 
bedurften fie gar nicht der zeriprengten Internationalen, in der fie Officiere 
ohne Soldaten waren; die Organifation des Aufftandes war ja von Anfang 
an vorhanden; wirffamer als die Internationale oder irgend eine geheime Ge: 
ſellſchaft fie je hätte liefern können, wirffamer und mächtiger al8 überhaupt die 
Ausrüftung einer revolutionär erregten Mafje jemals in der Gefchichte gemefen 
ift: wir meinen die fertig den Führern zu Gebote ftehende militärifhe Organi— 
jation der Nationalgarde und deren Ausftattung mit Humderttaufenden von 
Flinten und mehr als tauſend Geſchützen. Was haben da noch die Sectionen 
und die Gemwerkvereine zu bedeuten? Selbftverftändlih aber haben die Inter- 
nationaliften perlönlich, aud; wenn fie fich won den „Fruits secs‘‘ des Quartier 
latın und dem Yumpenproletariat unterjcheiden, ihren vollen Theil an der Ver— 
antwortlichfeit für die Entfelfelung der revolutionären Zerftörungsträfte und 
deren Folgen zu tragen. 


2. Näheres über die Haltung der Syndicallammern, 


Die Mitglieder der Syndicalfammern maren während der zweiten mie 
während der erften Belagerung von Paris natürlich ebenfall8 in die National 
garde eingereiht und fie werben der Mehrzahl nach wegen der allgemeinen 
Stofung des normalen Ermwerbölebens auf den Sold von 1!/, Fri. unbedingt 
angewiefen gemefen fein. Unter diefen Umftänden und bei dem Wegfall der 
gewöhnlichen fachgenoſſenſchaftlichen Intereſſen mußte die Theilnahme der großen 
Menge der Arbeiter an ihren Gewerkvereinen raſch erfalten, fo daß die meiſten 
der letzteren ganz einjchliefen oder nur noch durch Feine Gruppen eifriger Inter— 
nattonaliften vertreten blieben. „Die Arbeitervereine,” fagte Varlin in der 
Situng der Internationalen vom 12. Yanuar 1871, „find nicht mehr in 
Thätigfeit; aber die conftitwirten Sectionen müſſen bezahlen“ (nämlich den Bei— 


) Jedoch machte nob am 8. Mai eine „Berföhnungscommiffion‘‘ von überwiegend 
bürgerlich-demokratiſchem Charakter neue Ausgleihungsvorichläge Diefe Commiſſion 
behauptete auch die geſammte Union nationale und die Synbicallammern des Central- 
comite mit zu vertreten, während fie in Wirflichfeit nur eine Anzahl von Mitgliedern 
diefer Verbände umfaßte und feineswegs im Namen derjelben aufzutreten berechtigt 
war. ©. Enquöte, p. 541. 

?) Nah dem Engueteberidt (p. 26) feßten fich die 86 Gewählten vom 26. März 
aus folgenden Gruppen zufammen: 17 Internationaliften, 13 Mitgliedern des Central» 
comite, 20 Blangquiften, 21 radicale Clubredner und Agitatoren, 15 relativ gemäßigte 
Bourgeois, meiftens bis dahin Maires oder Beigeorbnete in den Parifer Arrondifjements. 
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trag für den Bundesrath von 10 Gent. monatlid). Gleich darauf erwähnt er 
ſpeciell die Bronzearbeiter; fie ſeien zerftreut in den activen GCompagnien, man 
könne feine Bezahlung von ihnen verlangen, e8 Liege der Fall höherer Gewalt 
vor. Ebenſo conftatirt der Porcellanmaler Minet, daß feine Gemwerfichaft zer: 
iprengt ſei, und daſſelbe wird in Betreff der Kunfttifchler bemerft. Daß in den 
Sitzungen der Internationalen in der Regel aud einige Syndicalfammern und 
gewerfichaftliche Sectionen vertreten waren, beweift nicht® gegen die Zerftreuung 
der Mafje der Mitgliever. Uebrigens werben die repräfentirten Vereine in den 
Protofollen meiſtens nur mit einem Wort, dem Namen des Gewerbes, bezeich- 
net, jo daß man über die Natur einzelner Vereine einigermaßen im Unflaren 
bleibt. Sp werden in der Sigung vom 5. Januar angeführt die „‚peintres 
en bätiments“, in der Sigung vom 23. März aber finden mir die Angabe 
„peintres en bätiments‘“ (production), und es bleibt daher ungewiß, ob im 
eriten Falle der Gewerfverein oder die Productivgenoffenichaft gemeint ift. Den 
Beiſatz Syndicalkammer finden wir gelegentlich bei den Schneidern, wohl zur 
Unterſcheidung vderjelben von der Productivgenoffenihaft der Rue de Turbigo, 
und bei den Bijouteriearbeitern. Die Tapezierer und Schubzufchneider erklärten 
am 23. März ihren Beitritt zur Internationalen als gewerkſchaftliche Sectionen ; 
aber die erfteren werden fhon am 5. und Die legteren am 12, Januar als 
vertreten aufgeführt. 

Die Sitzung vom 23. März war, wie bereitd gejagt, gemeinſchaftlich von 
der Bundesfammer der Internationalen und der Bundesfammer der Gewerk— 
vereine veranftaltet. Bei derfelben waren, abgefehen von der Productivgenojjen= 
Ichaft der Gebäudemaler, vertreten die Vereine der Holzvergolver, der Marınors 
arbeiter, der Bronzearbeiter, der Mechaniker, der Porcellan- und Thonarbeiter, 
der Baujchreiner, der Stuhlichreiner, der Tapezierer, der Kleinfchmiede, der 
KRunfttifchler, der Schneider, der Küche, der Weber und der Schuhmacher. Außer 
den Stuhlicreinern, den Kleinfchmieden, den Schneidern und den Köchen waren 
Bertreter der genannten Gewerfichaften auch früher ſchon in einzelnen Situngen 
des internationalen Bundesrathes anmejend. Werner werden in einzelnen Situngs- 
protofollen nod aufgeführt die Steindruder, die Goldſchmiede, Die Bäder, die 
Bofamentirer, die Buchbinder und die Optiker. 

Der Name „Syndicallammer” war, wie wir ſchon an verjchtedenen Bei- 
ipielen gefeben haben, keineswegs der gemäßigten Glafje der Gemwerfvereine vor: 
behalten ; derjelbe wird vielmehr unterſchiedslos für alle Wivderftandsgefellihaften 
gebraudt. So fagte z. B. Varlin in der Sihung vom 22. Februar: „Der 
letste Congreß bat alle Arbeiter aufgefordert, ſich in den Widerftandsgefellichaften 
ihres Gewerbes zu vereinigen. Daher bin ich der Anficht, daß die Mitglieder 
aller Sectionen aufzufordern find, ſich ihren reſpectiven Syndicaten anzu— 
ſchließen.“ Viele Mitglieder der Sectionen gehörten alfo noch feinem Gewerk— 
verein an, obwohl Rochal in derfelben Sitzung die gewerkſchaftliche Vereinigung 
als die erite ‘Pflicht aller Internationaliften und als ihre wahre Kraft für bie 
Zukunft bezeichnet. Aber andererſeits gehörten auch nicht alle Gewerlvereins— 
mitglieder zu der internationalen, ja e8 gab Vereine, die von ihr in den Bann 
gethan wurden, als vom „ſchlechteſten Geiſte bejeelt‘‘ }). 


ı) Malezieux: Il y a des societes ouvriöres qui sont animees du plus 
mauvais esprit politique et social. Un citoyen devoue aux principes de 
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Das Berhältnig des Bundesrathes der Sectionen zu den Arbeitervereinen 
wird überhaupt Kar feftgeftellt durch den neuen Statutenentivurf des erfteren, 
der ald Grundlage der Keorganifation der Internationalen im Anhang zu dem 
Protofoll vom 15. März mitgetheilt und für den 29. März auf die Tages» 
ordnung gelegt, jedoh Dann den Eectionen noch zu weiterer Prüfung überwieſen 
wurde. Nach Art. 27 wird der Bundesrath, wenn Died nöthig ıft, Die Bundes— 
fammer der Arbeitervererne unterftügen, um in allen Gewerbzweigen Vereine zu 
gründen. Die Mitglieder der Internationalen werden aufgefordert, in gleichem 
Sinne dadurd zu wirken, daß fie den Vereinen ihres Faches entweder beitreten, 
oder neue Gefellichaften gründen, wenn die beftehenden ſich der Internationalen 
nicht anfchliegen wollen. Art. 34 regelt die Formalitäten für den Fall, daß 
eine gemeinichaftlihe Berfammlung des Bundesrathes und der Bundesfammer 
der Arbeiter für nöthig gehalten wird. Nach Art. 37 wird die Internationale 
in Paris repräfentirt durch die localen Sectionen und durch die Arbeitervereine, 
welche dem Bunde beigetreten find und die zu ihrer Vertretung im Bunbesratbe 
je einen Delegirten zu ernennen haben. Die Bundeskammer der Arbeitervereine 
befteht jelbitändig für fich, aber nad Art. 38 läßt der Bundesrath der Sectionen 
drei Delegirte der Bundesfammer zu und ordnet jeinerjeitö eben jo viele zu den 
Berfammlungen der letteren ab. 

Wieviel die Internationale auch für die Zukunft von den Gewerkvereinen 
boffte, für die politiſche Agitation Hielt fie die localen Sectionen für weit ges 
eigneter. „Die Arbeitervereine, ſagte Theiß am 15. Februar, „werden von 
dem täglichen Kampfe um den Lohn in Anſpruch genommen, und wir wifien, 
wie ſchwer, verwidelt und aufreibend diefe Aufgabe ift; die Sectionen aber, mit 
einem „bon esprit politique et social“ find berufen, einen großen Einfluß auf 
die öffentlibe Meinung auszuüben.“ 

Wir erwähnen hier auch die Notiz des Herrn Devind, daß von den 400 
Ausftelungs-Delegirten von 1867 nur 14 bei dem Commumneaufftande comes 
promittirt geweſen ſeien ). Daß man die Maffe der Arbeiter, die megen des 
ihnen unentbehrlihen Soldes in der aufitändiichen Nattionalgarde blieben, zumal 
Angefihts der anfänglichen Connivenz eines Theile® der Pariſer Bourgeoifie, 
nicht ohne Weitere zu den activen Nevolutionären rechnen kann, verfteht ſich 
von Telbft 2). 


3. Socialökonomiſche Verſuche. 


In der Sitzung vom 23. März waren von den Vereinen der Bundes- 
fammer nur 14 oder 15 vertreten, und dieſe Vereine hatten nur noch fleine 
Nefte ihres früheren Beſtandes aufzumeifen. Außer diefen werden nah dem 
18. März nur noch drei andere Gewerfichaften in den Protofollen der Inter— 





l’Association internationale ne peut pas adherer à la societe de la corporation 
si celle-ci est reactionnaire. Situng vom 22. Februar 1871. 

!) Desportes, Enquete sur les associations synd., p. 89. Dem ftebt nit 
entgegen, daß wahrſcheinlich die Mehrzahl jener Delegirten zur Internationalen gehörte. 

2) Ließen fih ja auch die mit 6000 Kranfen in den Militärjpitälern zurüd« 
gebliebenen Milttärärzte ihre Befoldung von der Commune bezahlen, und zwar auf 
Grund eines ſchriftlichen Befehls des darum befragten Generalintendanten in Ber» 
failles! Ausfage des Dr. Danet, Enquäte sur le 18 mars, p. 410. 
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nationale genannt). Dagegen traten bei einer anderen Gelegenheit alle Syn- 
dicallammern hervor, Die noch einige Lebensfähigfeit beſaßen. Es handelte ſich 
aber in diefem Falle um eine ökonomische Angelegenheit, nämlih um Theilnahme 
an der von der Commune in Ausficht geftellten Arbeit. Die in die Commune 
gewählten Mitglieder der Internationalen hatten vorzugsweile ihren Plag in 
dem Ausſchuß für Arbeit und Verkehr genommen, und fie juchten in dieſer 
Stellung wenigftend einigermaßen ihre ökonomiſchen Ideen zur Geltung zu 
bringen. Die Commune verfuhr anfangs in den Pieferungsangelegenheiten nicht 
anders, mie die Bourgeois; fie übergab die Arbeit den mindeftfordernden Unter: 
nehmern und diefe ftellten jegt weit niedrigere Preiſe als jemals. Sie über: 
nahmen 3. B. die Anfertigung der Joppen der Nationalgarde zu 3.75 Fres., 
während die frühere Regierung 6 Fre. bezahlt hatte. Natürlich aber wurde 
die Differenz zum größten Theil, wenn nicht ganz, durch Lohnerniedrigung aus- 
geglihen. Frankel, welcher dem eben erwähnten Ausſchuſſe angehörte, proteftirte 
in einem Berichte gegen dieſe Methode der Vergebung. Mindeftend, meinte er, 
müfje in der Uebergangszeit den Lieferanten, die Staatöbeftellungen übernähmen, 
im Bedinqungsheft die Zahlung beftimmter Lohnfäge vorgeichrieben fein, jo daß 
die Goncurrenz nicht mehr auf Koften der Arbeiter ftattfinde. Sein Vorſchlag 
im Namen der Commilfion aber geht dahın, daß Die Arbeiten direct an die 
AUrbeitervereine vergeben werben follen, und die Breife nicht Durch die Concurrenz, 
jondern „arbitralement“ zwiſchen der Intendanz, der betreffenden Syndical— 
fammer und einer Delegation der Arbeitercommijjion zu vereinbaren ſeien. In 
einem Bericht von Lazare Levy und Evette wird in gleihem Geiſte beantragt, 
jo weit wie möglich den das Schneidergewerbe vertretenden Vereinen die Arbeiten 
für die Militärbefleivung zu den von der früheren Regierung angenommenen 
Preifen zu übertragen. Es wird beigefügt, daß die Productio-Genoffenichaft, 
die Syndicalkammer und die Widerſtandsgeſellſchaft (ein Verein der Zuſchneider), 
die drei Mandatare des Schneidergewerbes, bereitS einen Contract vorgelegt hätten 
durh den fie der Commune 20—30 000 Arbeiter für diefe Lieferungen. zur 
Verfügung ftellten ?). 

Ber dieſer Gelegenheit nun ſchickten Die Arbeiterwereine, um nach der neuen 
Methode Beſchäftigung durch die Commune zu erhalten und überhaupt um die 
legtere zur Förderung des Aſſociationsweſens zu veranlafjen, ein Verzeichniß der 
Namen und Adreffen der am 1. April 1871 in Paris beftehenden Verbindungen 
der verjchiedenen Arten ein?., Es find aufgeführt 48 Productivgejellihaften, 
7 Gonfumvereine außer den 4 Gruppen der „„Marmite‘‘, die zugleih Sectionen 
der Internationalen waren, und 34 Syndicallammern — ausdrüdlic fo ge 
nannt —, unter denen aber auch die ſchon einmal verzeichnete Productivgenofjen= 
idaft der „Papeterie parisienne* wohl irrthümlich mit eingereibt ift. Von 
den übrigen 33 Syndicalfammern hatten 9 (nämlich die Bronzearbeiter, die 





) An ber oben erwähnten „Berföhnungscommiffion der Inbuftrie, des Handels 
und ber Arbeit“ betbeiligten fi auch 21 Arbeitergefellfchaften, die aber theilmeife 
Eooperativgenofienfhaften waren. Unter den eigentlihen Commiffionsmitgliebern finden 
wir die Bräfidenten der Syndicallammern der Schriftfeger und der Baufchlofier. 

?) Die beiden Berichte finden fi in der Enquete über den 18. März, p. 533. 

°) Enauöte, p. 534. Offenbar durch einen Drudiehler ift (in der einbändigen 
Ausgabe) ftatt des „ier avril® gefegt „Ier aout“. 
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Bürftenmader, die Schuhzufchneider, die Holzvergolver, die Clavier- und Orgel: 
bauer, die Bauſchreiner, die Goldſchmiede, die Portefenillearbeiter und die Stein: 
megen ihren Eig in deinjelben Locale der Place de la Corderie, wo aud die 
Bundesfammer der Vereine und der Bunbesrath der Internationalen ihre Ber: 
fammlungen hielten; 12 andere Verbände werden gelegentlich in den oben er— 
wähnten Sitzungsberichten der Internationalen angeführt (Bijouteriearbeiter, 
Schuhmacher, Steindruder, Marmorarbeiter, Mechaniker, Optiker, Bolamentirer, 
Buchbinder, Kleinfchmiede, Schneider, Tapezirer, Weber); außer diefen werben 
noch genannt Die Verbände der Hutmacher, der Keſſelſchmiede, der Yederarbeiter, 
der Blechſchmiede, der Eilengießer, der Galoſchenmacher, der Möbelfchniger, der 
Papeteriearbeiter und Lintirer, der Gebäudemaler, der Faßbinder, der Stublbein: 
drechöler und der Schriftieger. 

Die Commune erließ wirklich unter dem 13. Mat 1871 ein Decret '), 
welches den Vorſchlägen Frankel's entiprad:, die Commiſſion für Arbeit und 
Verkehr wırd ermächtigt, die bisher abgeichloffenen Lieferungsverträge zu revidiren; 
bei allen Bergebungen jollen die gewerblichen Körperichaften den Vorzug erhalten; 
Die Bedingungen und Preife werden nad Anhörung des Delegirten und ber 
Commiſſion für die Finanzen von der Intendanz, der Svyndicalkammer des be 
treffenden Gewerbes und einer Delegation der Arbeitercommiffion feftgeftellt, und 
bei allen Submijfionen wird der Dinimalfag des Tage oder Stüdlohns im 
Bedingungsheft beftimmt. Dieſe legtere Anordnung war eigentlich nur eine 
allerdings eingreifende Modification und Erweiterung des bei den Baugewerben 
bereit8 beftehenden ſtädtiſchen Tarifweſens: bei letterem wird ja ein Lohnſatz 


vom 16. April, das den Syndicalfammern eine neue Nolle überweift, um die 
Grundlagen eines zunächſt noch gemilderten Collectivismus zu ſchaffen. Im Er: 
wägung ?), daß viele Fabriken und Werkftätten von ihren Befigern verlafien 
worden jeien, werden die Syndicalfammern einberufen, um eine Enqu&tecommiljion 
niederzufegen, welche beauftragt wird: 1) eme Statiſtik der verlaffenen Werf: 
ftätten und des darin enthaltenen Inventars aufzuftellen; 2). Bericht zu erftatten 
über das zwedmäßigfte Verfahren, um den Betrieb in dieſen Werfftätten durd 
Arbeitergenofjenichaften wieder in Gang zu fegen; 3) Statuten für dieſe Genofien- 
ſchaften zu entwerfen; 4) eine Jury einzufegen, welche die Bedingungen ber 
definitiven Abtretung dieſer Werfftätten an die Genoffenichaften und Die den 


1) S. Bulletin des lois ete. de la Commune, Wieberabdrud von 1871 (Paris, 
Librairie internationale), p. 36. 

2) Der Anfang des DecretS lautet: La Commune de Paris, considerant 
qu’un grand nombre d’ateliers ont été abandonnds par ceux qui les dirigenient, 
afın d’Echapper aux obligations eiviques et sans tenir compte des instants (sic) 
des travailleurs ; considerant que, par suite de ce läche abandon, de nombreus 
travaux essentiels à la vie communale se trouvent interrompus, l’existence des 
travailleurs compromise, deceröte: les chambres syndicales ouvri&res sont con- 
voquees à l’effet d’instituer une commission d’enquöte ete. — Bulletin des lois 
de la Commune, p. 26. 
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bisherigen Befigern Dderjelben zu zahlende Entſchädigung fejtitellen jol. Die 
Enquötecommiſſion bat ihren Bericht bei der Commiſſion für Arbeit und Ver— 
fehr einzureichen, Die ıhrerjeitd der Commune dann den Entwurf eines ent= 
iprechenden Decretd vorlegen wird. 

In diefem Erlaß treten die ökonomiſchen Pläne der Internationalen am 
deutlichften hervor. eu find fie freilich nicht, ja die ganze Mafregel gebt im 
Prineip faum über den Borichlag hinaus, den eine der imperialſoecialiſtiſchen 
Brofhüren (1. oben S. 146) in Betreff der Expropriation der Fabriken machte, 
welche ihre Befiger aus Anlaf des franzöfilcheengliichen Handelövertragd angeb- 
lich zu ſchließen drohten. Praftiiche Folgen hat übrigens das obige Decret nicht 
gehabt. Aber man fieht aus dem Borftehenden, daß die zehn Jahre lang fort 
gelegten Speculationen über das Wejen und die Aufgabe der Syndicaltammern 
al8 executiver Vertretungen der Arbeiterihaften der einzelnen Gewerbe unter der 
Sommune nicht ohne Nachwirkungen geblieben find. r 


4. Die Arbeiterfpndicate in den eriten Jahren nach der Gommune. 


Im Ganzen fann man alfo nach dem Obigen die Yage der Gewerfvereine 
während der erften Belagerungsperiode und der Communeherrichaft dahin charak— 
terifiren, dak fie faum mehr als nominell fortbeftanden und weder ım Guten 
noch im Schlimmen eime irgendwie erheblihe Wirkſamkeit aufzuweiſen haben. 
Ihre radicalen Führer fanden in der Hierarchie der Nattonalgarde und in dem 
Terwaltungsapparat der Commune unvergleichlich beſſere Handhaben für die 
Verwirklichung ihrer Pläne als in den „auf den täglichen Lehnkampf ange— 
wiefenen“ Vereinen. Die Mafje der Mitglieder aber diente in der Nattonal= 
garde, weil fie feine anderen Eriftenzmittel beſaß. 

Nachdem aber die Commune niedergemorfen war, ſchienen die Arbeitervereine 
vollends eine Zeitlang gänzlich vernichtet. Die meiften ihrer früheren Führer 
waren todt, gefangen, geflüchtet oder wenigſtens jo weit compromittirt, daß fie 
fich ſehr ftill verhalten mußten, die Mafle war entmuthtgt und von der Noth 
bedrängt, der Belagerungszuftand machte jeden Verſuch einer neuen Verbindung 
gefährlih, und die Parifer Internationale war vernichtet, auch ehe das Geſetz 
vom 14. März 1872 jede Betheiligung an dieſer oder einer ähnlichen Ver: 
einigung mit ſchweren Strafen bedrohte. 

Gleichwohl verfuchten chen im Juli die Pariſer Drofchkenfuticher einen 
neuen Strife und fie conftituirten ſich bei diefer Gelegenheit unter einem Syn— 
dDicat ). Im November 1871 verlangten die Kupfergießer durch ein Collectiv— 
Ichreiben eine Lohnerhöhung von 50 Gent. täglih und die Unternehmer, Die 
unter fich nicht einig waren, mußten bei dem Damals herrichenden Mangel an 
Arbeitern nachgeben, ohne daß es zu einem wirklichen Strife fam?). Auch 
die Arbeiter in feinen und theuren Bijouteriewaaren aus dem Viertel des 
Palais-Royal verfuchten im November 1871 durch eine partielle Arbeitseinftellung 
Die Verminderung der normalen Arbeitszeit auf 9 Stunden durdyzufegen, jo daß 
mit der zehnten ſchon die Zahlung eines Lohnzuſchlags beginnen ſollte. Diele 


1) Union nationale, vom 26. Juli 1871. 
?) Union nationale, vom 17. Februar 1872. 
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Kategorie von Arbeitern hatte bis dahin feine Syndicalkammern beieffen, während 
die mit der ordinären Fabrication im Tempelviertel beihäftigten fchon vor einigen 
Jahren eine im vorigen Abjchnitt wiederholt erwähnte Widerſtandsgeſellſchaft ge— 
gründet hatten. Die Coalifirten traten durch eine Delegation mit der Syndical— 
fammer der Unternehmer in Unterhandlungen, über die in einem Sitzungsbericht 
der letzteren ausführliche Mittheilungen gemacht find !). Eine allgemeine Arbeits- 
einstellung wurde dadurch vermieden, obwohl die Unternehmer nur Verſprechungen 
für die Zukunft gaben und nur einige wenige Häuſer Concefjionen machten. 
E38 war indeß weniger die Meberredungsfunft der Vertreter der Unternehmer, — 
wie diefe in ihrem Bericht anzunehmen ſcheinen — was Dielen Rückzug ber 
Arbeiter bewirkte, als vielmehr die Empfindung der letzteren, daß fie nicht ges 
nügend vorbereitet und organifirt ſeien. Daher hatte denn dieler Verſuch auch 
zur Folge, daß Die Gruppe des Palais mit der des Tempelvierteld ſchon im 
Januar 1872 Berhandlumgen über die Gründung einer gemeinicaftlichen 
Syndicalkammer für alle Bijoutertearbeiter anfnüpfte, Die auch im Mat vejjelben 
Jahres definitiv zu Stande kam ?). 

Ueberhaupt beginnt das Wiederauftreten und die Neubildung der Arbeiter: 
Iyndicate mit dem Anfange des Yahres 1872. Barberet fchreibt ſich einen 
Hauptantheil an der Wiederbelebung dieſer Inftitution zu, weil er in der „Con— 
ftitution” und anderen demofratijden Blättern die Sade in Anregung brachte. 
Indeß zeigen die eben angeführten Beiſpiele, daß Die Arbeiterbewegung in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1871 wieder langjam von felbft in Fluß fam. 
Aber die reorganifirten oder neu gegründeten Syndicalkammern traten mit einer 
von der früheren jehr verjchtedenen Phyfiognomie auf. Die Sturm= und Drang: 
periode der Gewerfvereine war vorbei, der friihde Muth, mit dem man in den 
großen Strifefeldzug von 1869 und 1570 gezogen, war gebroden, der Ueber: 
muth, mit dem man damals gegen eine kopflofe Regierung verfahren fonnte, . 
hatte dem Gefühle einer. ſchweren Niederlage des Arbeiterjocialismus Plag 
gemadt. Auch die Wortführer der Arbeiter waren theils gemäßigter, theils 
wenigitend vorfichtiger geworden; Journaliſten wie Barberet und Paultat fuchten 
den Syndicalfammern wieder den harmlofen Charakter zu geben, wie er Dem 
Programm von 1867 entipridt, jie namentlid von der Strifepolitif abzuleiten 
und der Cooperation zuzuführen. Die neuen Statuten der Syndicalkammern 
entjprechen auch durchweg dieſem Standpunkte, und einige Jahre lang ſchien in 
die That die „cooperatiftiche” Aichtung in ihnen die Oberhand zu haben, Auch 
bemühte man jich ernftlih, freilih ohne großen Erfolg, mit den Unternehmer— 
ſyndicaten ftändige Beziehungen anzufnüpfen. Als ein Beifpiel der neueren 
Statuten der Syndicalfammern laſſen wir im Anhange die des Syndicats der 
Sattler (in der Fafjung von 1877) folgen. 


5. Die eriten Neubildungen. 
Wie die Vorbereitungen zur NReorganifation und Ermeiterung des Vereins 
der Bijouteriearbeiter, jo begannen auch die eriten neuen Yebensregungen der uns 
aus der vorigen Periode Schon genügend befannten Syndicaltammer der Marmor: 


!) Recueil des proc&s verbaux du comite central, 1871, p. 359. 
) Barberet, Le mouvement ouvrier à Paris de 1870 & 1873, I, p. 27. 
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arbeiter bereit im Januar 1872. Sie hatte nob an den Koſten des Strife 
von 1869 zu tragen, und obwohl fie bet jenem Kampfe bejjere Reſultate erzielt 
batte, als die meiften anderen Gemwerfvereine, jo hatten ihre Mitglieder doc 
fürd erfte den Geſchmack am Strifen verloren und wandten ihr Interefje haupt» 
jächlich der in der Aue St. Maur gegründeten Cooperativgenoffenichaft zu, Daher 
Barberet Diefer reformirten Syndicalkammer troß ihrer internattonaliftiichen 
Bergangenheit ein bejonders günſtiges Zeugniß ausftellt. 

Einen internationaliftiichen Verein der Steindruder haben wir oben kennen 
gelernt; aufer dieſem aber gab es noch andere Gejellichaften in dieſem Gewerbe, 
und dieſe ftanden unter einander auf ſchlechtem Fuße, bis zu Anfang des Jahres 
1872 die Verſchmelzung von Dreien derjelben zur „Union lithographique* zu 
Stande fam. Der neue Verein aber beichränft nach Barberets Meinung jeine 
Thätigkeit zu jehr auf das Hülfscaſſenweſen. 

Um dieſelbe Zeit machten auch die Gerber umd Yederarbeiter einen Berluc, 
ihre durch den verunglüdten Strife der Weißgerber gaeiprengte Syndicaltammer 
wieder herzuftellen, der indeß noch nicht gelang. Wohl aber wurde der ſchon 
1866 gegründete gegenfeitige Ereditverein in dieſem Gewerbszweige neu organifirt. 

Die 1869 gegründete Syndicalfammer der Kleinfchmiede fing auch an 
wieder Lebenszeihen von ſich zu geben, aber die Theilnahme der in jehr ges 
drückter Lage lebenden Arbeiter war gering. 

Im April trat die oft genannte Gejellichaft der Bronzearbeiter mieder 
bervor und fahte in einer Öeneralverfammlung den Beichluß, fih in der weniger 
anſtößigen Form und mit dem jett üblichen gemäßigten Programm einer Syndicals 
fammer zu reconftituiren und die Gründung einer Productiogenofjenihaft zu bes 
treiben. In demfelben Sinne wandelte ſich auch die Widerſtandsgeſellſchaft der 
Kleiderzufchneider um. Diejelbe hatte einen Caſſenvorrath von 10 000 Fres., 
den fie jest für cooperative Zwecke beftimmte. Auch Die oben erwähnte Syndical— 
fammer der Schneider nahm ihre Thätigkeit wieder auf, jedod ohne große 
Theilnahme zu finden. 

Die Syndicalfammer der Handihuhmacer begann Die neue Aera mit einem 
Conflict, der fich ſchon in der früheren Periode vorbereitet hatte. Ein Theil 
der vollftändig ausgebildeten Arbeiter verlangte, daß die jogenannten „Systemiers“, 
die nur beftimmte einzelne Theile der Arbeit verrichten, aus dem Verbande aus: 
geichloffen würden, und die Vertheidiger dieſer Forderung traten jelbit aus, 

nachdem die Mehrheit ihren Antrag abgelehnt hatte. 
Andere Syndicallammern, die als Fortjegungen von früheren Verbänden 
um dieſe Zeit wieder hervortraten, waren die der Buchbinder, der Eteinmegen, 
der Baufchreiner, der Sattler, der Papeteriearbeiter und Pintirer und der Tapezierer, 
Weniger erfolgreih waren die damaligen Organiſations-Verſuche der Bäder und 
der Yadengehülfen, während das neue Syndicat Ter Bureau- und Magazindiener 
bald feften Beſtand gewann. 

Im Juli 1872 erhob ſich aud die Syndicalkammer der Porcellan- und 
Thonarbeiter wieder, die ſchon von 1867 datirte und, wie wir geſehen haben, 
ebenfalls Beziehungen zur Internationalen hatte. Auch fie ftellte jet Die Cooperativ- 
beftrebungen in den Vordergrund. Die Wagenarbeiter, die Pofamentirer, die 
Nagelfchıniede, die Keſſelſchmiede, die Portefeuillearbeiter und noch einige andere 
Gewerkſchaften ftellten ebenfalls ihre Syndicalkammern wieder ber, fo daß im 
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Detober die Anzahl diefer Berbände wieder auf etwa 30 geftiegen war !). Aber 
jhon vorher waren weiter gehende Pläne aufgetaucht und zum Theil bereits 
verwirklicht. Eine Föderation nah Art der früheren ließ jich nicht wieder— 
berjtellen, aber man ging darauf aus, die Syndicalkammern unter einander auf 
andere Weife in Beziehungen zu bringen, denen man alles Bedenkliche zu nehmen 
ſuchte. So wurde ſchon im Mai 1872 von etwa zwölf Syndicalftammern im 
Hinblid auf den beftehenden Bund der Unternehineriyndicate ein weiterer Berband 
gegründet unter dem Namen „Cercle de l’Union syndicale ouvriere‘ ?2), Der 
Zweck defjelben ging nad den Statuten dahin, „Durd Studien, Einigkeit und 
Gerechtigkeit” alle möglichen Fortſchritte und Berbefjerungen zu erzielen und für 
die Arbeiter aller Gemwerbezweige eine große Schule zu ſchaffen, mit theoretiichen 
und practiihen Lehrcurſen, Conferenzen u. ſ. w. Nach Art. 4 jollten alle 
religiöfen und politiihen Diecuffionen ftrengftens ausgejchloifen bleiben. Das 
Unternehmen fand bei den Arbeitern vielen Anklang, jo daß ihm im October 
bereits einige zwanzig Syndicalkammern und“ mehrere Cooperativgenoifenichaften 
und andere Vereine beigetreten waren. Die Regierung verhielt fih anfangs ab— 
wartend, und der Poltzeipräfeet gab den Berfammlungen der Delegirten Die 
nöthige Autorifatton. Aber man war mißtrauiſch und fürchtete, daß der neue 
Bund fih als eine Fortjegung der Internationalen entpuppen werde. Daber 
erklärte ſchon am 22. October der Polizeipräfect, daß er beauftragt jet, fernere 
Berfammlungen der Delegirten nicht zu geftatten, was einer Auflöjung des Ber: 
bandes gleichfam. Thatſächliche Gründe für die Mafregel lagen nit vor; 
denn es war doch kein ernjtliher Vorwurf, daß die Verfammlung bei der An- 
nahme ded Artikels 4 „gelächelt“ habe, da der „Gercle” ſich zugeſtandener— 
maßen wirklich niemals mit Politif und Religion befaßt hatte. Ebenſo wenig 
war es eine ernftlich zu nehmende Beichwerde, daß die Anhänger des „Cerele“ 
in einer Verfammlung die Vertreter eines mehr bürgerlichen Concurvenzunter- 
nehmens, der „Geſellſchaft für praftiiche Studien zur Entwidlung der Cooperativ- 
genofienichaften‘ niedergeftimmt hatten. Der entjcheidende Grund war, wie Der 
Präfeet offen zugab, daß die Verbindung, wenn aud gegenwärtig noch nichts 
Bedenkliches über fie befannt geworden ſei, doch in der Zukunft gefährlich werden 
tönne. Ob dieſes rein präventive Verbot politiih zwefmäßig war, dürfte 
zweifelhaft fein. Denn die gemäßigten Elemente hatten damals ın den Syndical- 
fammern in der That das Uebergewicht und ihre Stellung konnte durch jene 
Mafregel nur erichwert werben. 

Nachdem dieſer Föderationsverfuch geicheitert war, wendeten ſich die Arbeiter- 
vereine zu einem anderen, dem die Negierung nicht8 in den Weg legte. Man 
gründete nämlich eine „auf Gegenfeitigkeit beruhende Creditgeſellſchaft für Syndical- 
fammern und Cooperativgenofjenichaften‘‘. Diejelbe erhielt die Form einer 
Civilgeſellſchaft mit veränderlichem Capital, der die einzelnen Vereine als ſolche 
durch Delegirte beitraten 9). Der Standpunkt dieſes Verbandes war von vom 


1) Fir das Obige vgl. Barberet, Le mouvement ouvrier etc., passim. 

2) Die Statuten find abgedrudt in dem „Rapport d’ensemble“* der Ausftellungs- 
delegation von 1873, p. 49 ff. Bgl. auch Barberet, ]. c., p. $1 ff. unb die Enquöte 
de la Soe. d’economie charitable, p. 116. 

3) S. die Statuten im „Rapport d’ensemble“ von 1873, p. 57 ff. 
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herein mutualiftiich, da er feinen Zins nahm und keine Dividenden gewährte, 
aber Abweichungen von feinem rein ökonomiſchen Programm find ihm trog der 
aufmerkſamen polizeilichen Ueberwahung nicht vorgeworfen worden. 

- Die Luft zum Strifen war damals bei den Arbeitern in der That jtarf 
abgekühlt; aber es ift unverkennbar, daß diefe Greditgejellichaft, wenn man wieder 
zu der früheren Politif zurüdfehren wollte, mit Yeichtigkeit für den Dienft der- 
jelben hätte verwerthet werden können. 


6. Die Delegation zur Wiener Ausitellung. 


Je vorfichtiger die Arbeiterverbände in jener Zeit des Belagerungszuftandes 
in ihrem ganzen Auftreten jein mußten, um fo erwünſchter war ihnen jeder An: 
laß, ohne Gefährdung fich nad) Außen bethätigen und eine Probe ihrer Yeiftungs- 
fähigkeit geben zu können. Wie man eine ſolche Gelegenheit elf Jahre vorher 
unter dem faiferlihen Regiment in der nad London geſandten Ausjtellungs- 
velegation gefunden und ausgenutzt hatte, jo fand man jet in der Wiener Aus: 
ftellung eine paſſende Veranlafjung, aud in weiteren reifen die Arbeiterbevöl: 
ferung aus Der noch worherrichenden Apathie aufzurütteln. Die Regierung trug 
gegen ihren Willen nicht wenig dazu bei, diefe Bewegung zu verftärfen. Tolain 
und einige andere Deputirten hatten bei der Nationalverfammlung beantragt, 
daß für die Entjendung einer Anzahl von Arbeitern nah Wien eine Summe 
von 100000 Fred. ausgeletst werden möge. In der Sitzung vom 27. März 
1873 wurde diefer Antrag von der Nattonalverfammlung in Uebereinftimmung 
mit der Regierung nad einer langen und aufgeregten Debatte verworfen. Es 
zeigte ſich in derjelben, wie tief da8 Miftrauen gegen die Arbeiter bei den 
leitenden Claſſen murzelte, und wie wenig Klarheit man über die wirkliche Lage 
der Dinge beſaß. Das Hauptargument war, daß diefe Arbeitererpedition nur 
Dazu dienen wirde, die Internationale wiederberzuftellen, wie die Delegation von 
1562 den Anftoß zu der Entftehung diefe8 Bundes gegeben hätte. ALS wenn 
das Wiederaufleben der Internationalen von einer folhen zufälligen Aeußerlich— 
feit hätte abhängen fünnen, nachdem die urfprünglichen Exiſtenzbedingungen ſpeciell 
der franzöfiichen Internationalen vernichtet waren, ganz abgejehen von dem ftrengen 
Ausnahmegeleg von 1872. Diejenigen aber, die geneigt fein mochten, troß aller 
Schwierigkeiten und Gefahren den Bund in Frankreich wiederherzuftellen,, hätten 
jih für ihre Pläne in Wien feine Inftructionen holen fünnen. Einen anderen 
Einwand erhob der Abgeoronete Malartre, der ſich als ehemaliger Arbeiter ein— 
führte, und die Mehrheit nahm ihn beifällig auf: es fei möglich, daß die Ar— 
beiter in Wien von ausländifchen Goncurrenten beftohen und zur Enthüllung 
von Fabrikgeheimniſſen verleitet würden, oder auh, daß fie aus fameradichaft: 
licher Gefinnung den fremden Arbeitern nützliche Mittheilungen machten. 

Nehmen wir aber auch an, daß diefe Befürchtungen ſowohl Hinfichtlich der 
Internationalen wie der Fabrifgeheimnifie gerechtfertigt gemeien wären, jo hätte 
die Entjendung einer offictellen Delegation auf Staatötoften doch noch immer 
größere Garantien gegen ſolche Gefahren geboten, als die Veranftaltung einer 
freien Miffion von Arbeitern, die durch feine Rückſichten gebunden und unter 
dem nichtö weniger als verjöhnenden Eindrud diefer Debatten der National: 
verfammlung gewählt würden. Cine ſolche freie Delegation aber fam jest troß 
mancherlei Schwierigkeiten zu Stande. Die Abgeordneten von 42 Eyndical— 
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kammern und Gewerfichaften verfammelten ſich am 9. April und wählten eine 
Commiffion zur Einleitung des Unternehmens. Vorher ſchon hatte der radicale 
„Corſaire“ eine Subieription zu dieſem Zwecke eröffnet, die guten Fortgang 
nabın und die in Augficht genommenen 100 000 Fres. aufzubringen veriprad), 
zumal aud viele Unternehmer Beiträge gaben. Zwar wurde der Gorfaire am 
8. Juni Durch den Generalgouverneur von Paris unterdrüdt, weil „Die von ihm 
organtfirte Subfeription eine fürmlihe politiſche Affoctation bilde“. Auch murde 
am 18. Yuni von Seiten der Polizeipräfectur Die fernere Berfammlung der 
„Commission du travail“ verboten. Diejelbe beftand aus Delegirten aller 
Gewerkſchaften und hatte neben der eigentlihen Executiv-Commiſſion die allge 
meinen Anordnungen und Entſcheidungen binfichtlih der Delegation zu treffen, 
Später votirte der Stadtratb von Paris 20 000 Fres. für Die Delegation, 
aber der Seinepräfect widerſetzte jih der Ausführung diefes Beſchluſſes. Troy 
alledem aber gingen, nachdem im Ganzen.71 700 Fres. zufammengebradht waren, 
aus Paris etwa hundert Arbeiter nah Wien, zu denen noch 55 aus Yyon und 
einige andere aus Marfeille, Nancy, Angouldme und Anger8 famen. Die 
Delegirten haben ihre Berichte veröffentlicht, im denen fie ji in der berfümms 
lichen Weile nicht nur über die fachlichen, jondern auch über die focialen Tragen 
verbreiten, und der abjchließende „Rapport d’ensemble“ unterläßt nicht, ſehr 
eingebend über Die dem Unternehmen in den Weg gelegten polizeilichen Schwierig: 
feiten zu berichten und namentlid, aud die Kammerverhandlungen vom 27. März 
in extenso auf 30 Seiten abzudruden. Kurz Die Arbeiter konnten von ihrem 
Standpunkte mit dem Refultate zufrieden fein: die Syndicalkammern waren aus 
ihrer Stagnation gezogen, fie fanden in den Berichten eine Gelegenheit zu ſocial— 
politischen Kundgebungen, die Arbeiter hatten in Iegaler Weile mit der Negierung 
einen Strauß beftanden, und fie fonnten aus der Unterdrüdung eines Journals 
Capital ſchlagen. Solde Effecte zu erzielen, war für die Führer der Arbeiter: 
bewegung wichtiger, als fih in Wien um die zu einer abgeblaften Erinnerung 
gewordene Internationale zu kümmern. 

Die ſocialpolitiſchen Anſichten, die in den einzelnen Berichten wie in dem 
Schlußbericht entwidelt werden, find in ihren Grundzügen wieder als mutualiftiich 
zu bezeichnen und im Wefentlichen diefelben, welche in den ähnlichen Kundgebungen 
unter dem Kaiſerreich bervortraten. Die Verfaſſer verhalten ſich nicht revolutionär, 
aber ſie ftellen fi) der beftehenven Gejellihaftsordnung gegenüber auf einen vor: 
gerücten kritiſchen Standpuntt. 

Die altbürgerliche Partei freilich, wie fie dDurd den Ducarre'ſchen Enquöte— 
bericht repräfentirt wird, macht zwiſchen Kritif und activer Aggreffion faum einen 
Unterjchied. Ohne Zweifel find die Ideen, welche die Arbeiter bei dieſer wie 
bei früheren Gelegenheiten über die mögliche Rolle der Syndicaltammern und 
über die mögliche Ueberwindung des Lohnſyſtems durch die Aſſociation entwideln, 
überfhwänglih und .größtentheil® unausführbar, aber fo lange fie ſolche Ziele 
nur auf frieblihem Wege verfolgen, ift der Zorn der bürgerlichen Claſſe nicht 
gerechtfertigt. Jener Bericht hätte doch auch die in dem Programm der Delegation ?) 
gegebene Erflärung einigermaßen hervorheben follen, daß die frühere Form und 
Thätigfeit der Gewerkvereine, die weſentlich nur auf die Strites berechnet war, 


‘) Rapport d’ensemble; preambule ; p. 123. 
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aufgegeben fei und daß die Syndicalkammern ihre Beftrebungen jet auf die 
Gründung von jchtedsrichterlihen Commilfionen, Cooperativgenofienihaften und 
gewerblichen Unterrichtöinftitutionen richten würden. 

Freilich muß man auch diefe VBerficherungen in ihrem richtigen Zuſammen— 
bange auffallen. Die nichtofficielle Enquete über die Syndicalkammern, die von 
der Société d’&conomie charitable veranftaltet wurde!), und der Bericht des 
Secretärd diefer Gefellichaft, Desportes, gleiten zu leicht über die Kluft hinweg, 
welche auch die gemäßigten Syndicalkammern von dem bürgerlihen Standpuntte 
trennt. Die Commiffion vernahm nur einige wenige Arbeiter, unter denen der 
Graveur Chabert ?) ver befanntefte war, und Desported machte aus dieſen Aus- 
jagen, welche die Friedfertigfeit der Syndicalfammern in das vollfte Licht ftellten, 
das Befte im Sinne eined bürgerlichzliberalen Arbeiterfreundes. In Wirklichkeit 
aber ift die jegige Abneigung der Syndicallammern gegen Strife8 und materielle 
Conflicte verbunden mit einem intenfiven Gefühle des Claſſengegenſatzes aegen 
die Bourgeoifie und einem großen Widermillen gegen jede bürgerliche, wenn auch 
wohlmollende Beeinfluffung. Dieſe Stimmung tritt auch in den Wiener Aus: 
ftellungsberichten deutlich genug zu Tage. 


7. Die Ausitellung von Philadelphia. 


In den Jahren 1873—76 nahm die Syndicalbewegung wenigftens infofern 
einen guten Fortgang, als noch viele Kammern fich reconftituirten oder neu ent= 
ftanden, fo daß ihre Gefammtzahl jchlieglih größer wurde, als fie in der legten 
Zeit des Kaiſerreichs geweſen war. Dagegen blieb die Stärke der meiſten Ver— 
bände weit hinter der früheren zuriid, weshalb denn auch in den Wiener Aus: 
ftellungsberichten über die Theilnahmlofigfeit der Maſſe der Arbeiter häufig 
Klage geführt wird. Die Ausftellung in Philadelphia bot nun den Stmbdical- 
fammern eine neue Gelegenheit zu dem Verſuche, das Interefle der Indifferenten 
für ihre Sache zu erwärmen. Schon im März 1875 begannen einige Kammern 
mit der vorläufigen Anregung dieſer Frage. Niemand dachte nach den Erfah: 
rungen von 1873 noch daran, die Nationalverfammlung um Unterftügung an— 
zugehen, ſondern man entichied fich fofort für das Mittel. einer öffentlichen 
Subfeription, Die jegt auch bei der demofratiichen und radicalen Preſſe allge 
meinere Unterftügung fand. Im Juli wurde von etwa 60 Syndicalkammern 
eine „Commission du travail‘ niedergelegt, welche durch verichiedene Unter 
commilfionen das Nöthige für ‚die Entjendung einer Delegation veranftalten 
laſſen ſollte. Die Subfeription gerieth indeß nad einem günftigen Anfange 
bedenklich ins Stoden, da ihr die Sammlungen fir die durch die großen Ueber: 
ſchwemmungen verwäfteten Gebiete hinderlih in den Weg traten. Im December 
aber votirte der Pariſer Stadtrath auf den Antrag Clemenceau's einen Beitrag 


1) Die Situngen dauerten mit großen Unterbredungen vom 5. März 1873 bie 
zum 20. Februar 1874. Dann folgte noch im Februar 1875 ein von berfelben Geiell- 
"haft veranftalteter Congreß zur Behandlung berfelben Angelegenheit. S. deſſen 
Refolutionen fiir gefetlihe Regelung der Syndicallammern beider Kategorien, Union 
nationale, vom 10. April 1875. 

2) Auf dem Arbeitercongreß zu yon (Seances, p. 399) ſprach berjelbe Chabert 
fih für den Collectivismus aus. Ebenſo als Redner bei einem Banquet der Bau— 
reiner. S. Le Proletaire, vom 15. Februar 1879. 
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von 30 000 Fred. für die Subjceription, der. indeß nad dem Willen des 
Präfeeten nicht in diefer Weife geleiftet, Tondern zum Werger der Arbeiter Tpäter 
in einzelnen Quoten den gewählten Delegirten perjönlihd auf der Präfectur 
ausgezahlt. wurde. 2 

Mittlerweile hatten die Wahlen ftattgefunden und einige radıcale Deputirte, 
wie Barodet, Nadaud und Andere, glaubten mit Ausſicht auf Erfolg bei der 
neuen Nationalverfanımlung die Bewilligung eines Beitragd für die Arbeiter: 
delegation beantragen zu fünnen. Die Deputirtenfammer und der Senat geneh— 
migten in der That im Mai 1876 einen Credit von 100 000 Fred. für jenen 
Zweck, jedoch gegen den Willen der erften Antragfteller unter der Bedingung, 
daß der Handelsminifter die Delegirten ernenne, wodurch berjelbe auch die 
Möglichkeit erhielt, der Delegation anderweitige VBorichriften zu machen. Auf 
dieſes Verfahren aber wollte fih die Mehrheit der Syndicallammern nicht ein= 
laſſen, und in einer Berfammlung, in welder 46 Gewerkichaften vertreten waren, 
entſchieden ſich 45 für die Zurückweiſung der Staatsunterftügung, und zwar 
der Mehrheit nach deswegen, weil die von dem Minifter geftellten Bedingungen 
unannehmbar jeten, während eine Minderheit noch da8 Motiv geltend madhte, 
man dürfe überhaupt vom Staate nichts annehmen, weil das die Anerkennung 
der „pr&edominance‘* des Staates beveute!). Die freie Delegation wurde alfo 
jett mit den durch Subfeription aufgebrachten Mitteln jo gut es ging ausge— 
rüftet, indem man die Zahl der Abgeordneten auf 30 beichränfte, welche 26 Ge— 
werbe vertraten. Nur wenige Syndicallammern befaßten ſich mit der officiellen 
Delegation, die übrigens außerhalb der Verbände leicht genug zuſammengebracht 
werden konnte. Die freie Delegation unterließ natürlich nicht, in Amerika ihre 
äußerlich mehr begünftigte Goncurrentin mit kritiſchem Auge zu beobachten ?). 

Bon der freien Delegation wurden 25 fpecielle Berichte und ein Gefammt- 
bericht geliefert, die größtentheil8 Thon vor Ende 1878 veröffentlicht worden 
find. Die foctalen Crörterungen nehmen in diefen Berichterftattungen wieder 
einen bedeutenden Raum ein, obwohl fie, wie das nicht wohl anders möglich iſt, 
meiſtens nur neue Formulirungen oft wiederholter Forderungen und Anfichten 
find. In einzelnen von diefen Arbeiten herricht die Lehre Proudhon’s mit ihren 
äußeriten Conjequenzen, jo namentlich in dem Berichte der Schuhmacher. Daß 
durchweg trotz der Enthaltung von revolutionärer Agitation ein der Bourgeoifie 
und dem bürgerlichen Republifanismus abgeneigter Claffengeift zum Ausdrud 
fommt, war jchon nad der Art der Entjtehung diefer Delegation vorauszufehen. 


8. Der Arbeitercongrei in Paris, 


No im Detober deijelben Jahres 1876 gelang e8 den Syndicalkammern, 
eine Arbeiterfundgebung zu Stande zu bringem, die als die erfte dieſer Art 
in Frankreich anzuſehen ıft und der ſocialen Bewegung einen neuen Anftoß gab. 
Es war dies der Congreß, zu dem fih in Barıs Delegirte von Syndicaltammern 
und anderen Arbeitervereinen aus ganz Frankreich vereinigten. Die Arbeiter- 
partei glaubte, daß die Eriftenz der Republik nunmehr genügend gefihert und 


3. 2. die Schuhmacher. ©. Rapports de la del. libre à l’exp. de Phil. 
TS, P. 5. 
j. B. Rapports, ete.; Mecaniciens, p. 3. 
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daher die Zeit gelommen fer, den bürgerlihen Republitanern, mit denen die 
Arbeiter bisher in politifhen Dingen zujammengegangen waren, den Abfagebrief 
zu Schreiben und den jocialen Aufgaben wieder ihre volle Kraft zuzumenden. 
Daher das Project diefer Verfammlung, die in exclufiofter Weile nur Arbeiter 
zulaffen follte; feine „‚Politiciens“, feine Yiteraten, keine Theoretifer, „welche bie 
Köpfe verwirren und nad ihrem Sinne leiten und den Congreß für ihre Wahl: 
zwede oder politischen Pläne ausnügen würden.“ Dieje Abneigung gegen die 
bürgerlichen Politiker, jo hochgradig deren Radicalismus auch fein mochte, hatte 
fid in der Arbeiterpartei in den legten Jahren immer ſchärfer ausgeſprochen. 
Ein kurz vorher gegründetes und im nädjften Jahre wieder eingegangenes Blatt, 
die Tribüne, das die Arbeiter einigermaßen als Organ ihrer Ideen anerkannten, 
eröffnete im Juni die Propaganda für den Plan, und mit großem Erfolge. 
Aus einer vorläufigen Verſammlung ging eine Imitiative-Commiffion hervor, 
welhe an alle Barifer Syndicallammern eine unmittelbare Einladung und aufer- 
dem eine öffentliche Aufforderung an alle franzöſiſchen Arbeitervereine der ver: 
jchiedenen Gattungen erließ. Alle beftehenden Vereine jollten Delegirte wählen, 
aber es war auch geftattet, daß fich Arbeiter eigens zu Gruppen vereinigten, 
um einen Vertreter zu dem Gongreß abzuordnen. 

Der Congreß wurde am 2. October eröffnet und hielt bi8 zum 10. Detober 
zehn Sieungen. Aus Paris waren 255, aus den Departements 105 Delegixte 
erſchienen, Deren Yifte zugleich eine Meberficht über die damalige Zahl und Ber: 
theilung der joctalpolitiich thätigen Arbeiterwereine darbietet ’). 

Parts war zunächſt vertreten durch die Delegirten von 70 Syndicalfammern, 
unter denen ſich auch eine „weibliche“ befand, nämlich die der Weißzeugnäherinnen, 
wie denn auch ſchon in die Initiative-Commilfion eine „Bürgerin” aufgenommen 
worden war. Der Compagnonage-VBerband der „Ferrandiniers‘ iſt ebenfall® mit 
unter den Syndicalkammern aufgeführt, und auch die Syndicalkammer der 
Handelsgehülfen ſteht mit unter den Arbeiterverbänden, obwohl ihr dieſe Stellung 
zuweilen beſtritten wird. 

Unter den übrigen Pariſer Geſellſchaften finden wir eine „Caisse de 
chömage“ der Schuhzuſchneider und eine „‚Societ@ de pr&voyance et de 
solidaritö‘* der Hemdenfchneider, die alfo ben älteren Typus der Gewerkvereine 
repräfentiren. Ferner ſechs profeffionelle Hülfsgefellfhaften, fünf Productiv— 
genofjenichaften, zehn Conſumvereine und noch fünf andere Gefellichaften. 

Aus yon war eine Gollectiv-Delegation von act Perſonen von einer 
Gentralcommiffion der Arbeitervereine abgefandt worden, neben welcher nod ein 
bejonderer Delegirter der Mechaniler erfchien. 

Marjeille war vertreten durd Abgeordnete der Syndicallammern der Bäder 
und der Bijoutertearbeiter und des Gelellenverbandes Union. Andere Städte, 
aus denen Delegirte von Syndicaltammern ſei e8 allein, ſei e8 neben den Ver: 
treten anderer Gejellihaften ausdrüdlich erwähnt werden, waren Angers, Befancon, 
Pordeam, Grenoble, Yımoged, Nantes, Buteaur, Roubatr. Außerdem finden 
wir noch Delegirte von anderweitig oder nicht beftimmt bezeichneten Vereinen 
aus 27 anderen Städten. 








!) S6ances du congres ouvrier de France. Session de 1876 (Paris 1877), 
p. 54 ff. 
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Immerhin iſt aus dieſer unvollſtändigen Statiſtit zu erkennen, daß das 
Syndicalweſen ſchon im Jahre 1876 wieder eine beachtenswerthe Ausdehnung 
gewonnen hatte. Durch den Congreß aber erhielt daſſelbe einen fräftigen An— 
trieb zu noch größerer Entwidelung, namentlich auch zu weiterer Berbreitung in 
den Departementd. Keine einzige der acht Hauptfragen, welche auf der Tages- 
ordnung des Congreſſes jtanden, wurde behandelt, ohne daß die Nothmendigfeit 
und Wüglichfeit der Syndicalkammern wieder und wiederum hervorgehoben 
worden wäre. Wie follte die flägliche Lage der weiblichen Arbeiter, die von 
mehreren Rednerinnen mit Sachfenntniß Ddargejtellt wurde, verbeilert werben ? 
Durch Gründung weibliher Syndicalkammern und Cooperativgenoffenihaften. 
Daran knüpfen ſich nad dem Bericht der Citoyenne Andre Die weiteren Wünſche 
der Herabſetzung der Arbeitäzeit für die Frauen auf acht Stunden, des Verbotes 
der Nachtarbeit, der Reviſion des Geſetzes über die Kinderarbeit, der Einrichtung 
weltlicher Arbeitsinftitute al8 Concurrenz gegen die Möfterlichen. 

Die zweite Frage betraf die Syndicalkammern jelbjt, namentlich die für 
diefelben zu wünſchende Geſetzgebung. Der Lockroy ſche Geſetzentwurf murde 
ſcharf kritiſirt, einige Redner gaben neue Entwürfe zum Beſten, der ſchließlich 
angenommene Commiſſionsantrag aber verlangte einfach die Abſchaffung aller 
das Aſſociationsrecht beſchränkenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

In Betreff der Gewerbegerichte wurde neben anderen radicalen Reformen 
wieder die Zuziehung von Sachverſtändigen aus den Syndicalkammern verlangt. 

In den Verhandlungen über das Thema der ſpecifiſchen Arbeiter-⸗Deputirten 
wollte wentgftens ein Redner den Syndicallammern die Aufgabe zuweilen, die 
Candidaten aufzuftellen. 

Daß Die Arbeiteriyndicate von den meiften Rednern als die eigentlic) 
competenten Yeıter des Lehrlingsweſens und des gewerblichen Unterricht hin— 
geftellt wurden, entipradh den ſchon oft laut gewordenen Anſchauungen. Nicht 
minder wurde ihnen, unter Ablehnung jeder Einmiſchung des Staates, Die 
Drganifatton der Caſſen für Alteröpenfionen und zur Verſicherung gegen 
Arbeitölofigkeit zugemielen, 

Die achte Frage betraf die Herftelung von Beziehungen zwiichen den länd— 
lichen und den jtädtiichen Arbeitern, überhaupt die Hereinziehung der eriteren 
in die foctale Bewegung, und aud für diefen Zweck wurde neben verichiedenen 
anderen Mitteln die Gründung von „syndicats à bon march&‘“ vorgejhlagen. 

Bon bejonderem Intereiie war die Behandlung des jechiten Punktes des 
Programms, dev Gooperativ-Genoflenihaften. Hier trat der junge Anftreicher 
Finance als Anhänger Comte’8 und Mitglied der poſitiviſtiſchen Arbeitergefell- 
Ihaft den vorherrichenden Anjichten über die Yeiftungsfühigkeit des Genoſſen— 
ſchaftsweſens mit einer jehr beachtenswerthen Rede entgegen, in der er aus ven 
bisher vorliegenden Erfahrungen und unter Berufung auf die im Wejen der 
Afjoctation liegenden Schwierigkeiten zu zeigen fuchte, daß von der vielgerühmten 
Cooperation feine focialen Verbeijerungen zu erwarten jeien. Diele Kritik, vie 
fih übrigens auch vielfach an Proudhon anlehnte, fand indeß bei der Majorität 
eine ſehr ungünftige Aufnahme. Der von Finance in jenem Sinne erftattete 
Bericht wurde zurüdgemwiefen und eine neue Commiſſion für dieſes Thema er— 
nannt, deren Bericht die Fruchtbarkeit des conperativen Princips anerfannte, für 
die zu gründenden Genofjenichaften die Untheilbarfeit des Capitals und überhaupt 
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einen auf das Claſſenintereſſe, nicht auf den Vortheil der Einzelnen berechneten 
Betrieb verlangte, was wieder die Leitung ſolcher Unternehmungen durch die 
Syndicallammern vorausfegt. Finance felbft betrachtete übrigens ebenfalls die 
Syndicallammern als die allein praftifchen Arbeiterverbände. Sie follen nad 
feiner Anficht die Arbeitsbedingungen durch Verhandlungen mit den Unternehmern 
und fchiedsrichterliche Commiſſionen regeln, und im äufßerften Falle, wenn die 
öffentliche Meinung auf Seiten der Arbeiter ift und feine anderen Mittel zur 
Durchſetzung berechtigter Anſprüche helfen, auch zu Arbeitseinftellungen fchreiten. 
Daher verlangt Finance volle Freiheit der Coalition „der nationalen wie der 
internationalen”. Intereffant im Munde eines in feiner Art foctaliftifchen 
Arbeiterd iſt namentlih aud die Auseinanderfegung, daß die Yage des Yohn- 
arbeiter einen Hauptoortheil habe in der „geiftigen Muße“, die fie möglich 
made. Während der Unternehmer ſowohl wie der Productivgenoffenfchafter zu 
jeder Zeit von Sorgen verfolgt werde, könne der Lohnarbeiter nach verrichtetem 
Tagewerk ſich in voller Freiheit der Beichäftigung mit politifch »Joctalen und 
philofophiichen Fragen bingeben. Eben deswegen ſei eine Hauptforderung ber 
Arbeiter die Herabfegung der Arbeitszeit. Der Lohn aber ſoll nach der Lehre 
Comte's nicht der Marktpreis der Waare Arbeit fein, ſondern eine angemefjene 
Abfindung darftellen, die zum bequemen Unterhalt einer Familie von durch— 
Ichnittlich fieben Perfonen Hinreiht. Wie diefe Forderung erfüllt werden foll, 
wie überhaupt das Comte'ſche Ideal einer auf allfeitiger Pflichterfüllung 
beruhenden Gefellihaftsordnung zu verwirklichen fer, erflären die Pofitiviften, 
darin wenigftens ihrer erfahrungsmäßigen Methode getreu, nicht zu willen; aber 
fie hegen die Hoffnung, daß man einmal dur Verſuche und Beobachtungen 
„pie natürlichen Geſetze entdeden” werde, die nach Comte die gefellichaftlichen 
Ericheinungen beherrichen und deren Kenntniß auch zu der richtigen Leitung der 
focialen Bewegung führen werde. Für diefe idealiſtiſchen Hoffnungen und deren 
ztemlich pedautiſche Begründung läßt ſich indeß die Maffe der Arbeiter nicht 
begeiftern, daher denn die pofitwiftifche Gruppe, die auf dem Congreſſe in der 
Hite der Debatte ſogar einmal als eine „Coterie“ bezeichnet wurde, eine iſolirte 
Stellung einnimmt. 


9. Der Arbeitereongrei in Lyon. 


Die Arbeitercongrefe ſollten nun, nachdem der erfte Verfud in Paris in 
jo befriedigender Weile gelungen war, zu einer ftändigen Inftitution gemacht 
werden. Lyon murde auserjehen als Verfammlungsort des zmeiten Congreſſes, 
der ſchon im nächſten Jahre ftattfinden follte. Eine proviforiiche Commiſſion 
berief die Vertreter der Arbeitervereine in diefer Stadt zu einer Verfammlung, 
an der ſich 32 Gewerbe betheiligten und die die Organtfation des neuen Con— 
grefied einer Delegation von 64 Mitgliedern übertrug. Aber kaum hatte dieſe 
ihren erften Aufruf mit einem vorläufigen Programm an die Syndicaltammern 
und alle anderen Arbeitervereine erlaſſen, als die Neaction vom 16. Mat 1877 
dem Unternehmen hemmend in den Weg trat. Im yon wurden die Syndicalkammern 
vom Präfecten fogar aufgelöft, jedoch fcheinen fie thatſächlich doch fortbeitanden 
zu haben. Um dem Bereinsgefege auszuweichen, veducirte fi die Organiſations⸗ 
commiifion jett auf 20 Mitglieder, unter denen drei Frauen, und dieſer Aus— 
ſchuß fette die Vorbereitungen jo gut e8 ging fort. Obwohl nun aber das 

Schriften XVII. — Lexis, franz. Gewerkvereine. 14 


210 Gewerkvereine und Unternehmerverbände in Frankreich. 


— Regiment durch die Wahlen vom 14. October verurtheilt worden 

ſahen ſich die Veranſtalter des Congreſſes doch genöthigt, den Zeitpuntt 
Br Berfammlung bis in Das folgende Jahr Hinauszufchieben, und zwar bis 
zum 28. Januar 1878. Die Sigungen des Congreſſes, der als „Privat: 
verfammlung” organiſirt war, dauerten bis zum 8. Februar, und die Be 
theiligung war nicht unbedeutend, wenn man berüdjichtigt, daß Lyon micht eine 
jo große Zahl einheimischer Delegirte ftellen konnte, wie Paris bei der Ber: 
fammlung von 1876. Auch diejes Mal follten principiell ausſchließlich „Arbeiter“ 
und zwar nur als Bertreter von Vereinen oder eigens gebildeten „Gruppen“ zu: 
gelafjen werben. Jedoch rechnete man außer den Handelögehülfen auch noch die 
Lehrer und Lehrerinnen zu der Wrbeiterclaffe, und man findet in der Lifte der 
Delegirten einige Perjönlichkeiten, deren Arbeiterharatter ſehr zweifelhaft ift. 
Auch die Ländlihen Arbeiter waren eingeladen, jedoch nur ſchwach vertreten. 
Es waren im Ganzen 9 weibliche und 129 männliche Delegirte erfchienen. Bon 
den erjteren gehörte die größte Zahl der allgemeinen Syndicallammer der Ar; 
beiterinnen von Yyon, eine der Lyoner Syndicallammer der Spulerinnen und 
eine der Pariſer Syndicalfammer der MWeifzeugnäherinnen an. Außerdem befand 
fi unter ihnen eine Partjer Lehrerin und die Vertreterin einer Pyoner Cooperatib: 
genofjenihaft. Unter den männlichen Delegirten waren einige fünfzig in Lyon 
anfälfig, während 22 aus Paris, 5 aus Marfeille, 5 aus Grenoble, 5 aus 
St. Etienne, 11 aus Tarare und die übrigen aus Bordeaur, Havre, Nantes, 
Reims, Dijon, Befangon, Limoges, Vienne, St. Chamond und einigen Meineren 
Städten gefommen waren. In den meiften Fällen ıft in dem Berzeichniß der 
Delegirten die befondere Art des Vereines, der fie gejendet hat, nicht näher be: 
zeichnet, was vielleicht darauf hindeutet, daß diefer Congreß nicht in fo engem 
Zufammenhange mit den Syndicallammern ftand, wie der erfte, wenn aud die 
leitenden Perfönlichkeiten deffelben zugleich in der Syndicalbewegung die Haupt 
rolle fpielen. 

Die zu behandelnden Fragen!) waren wieder diefelben, die auch in Barıs 
auf der Tagesordnung geitanden hatten; binzugefommen war nur das Thema 
der induftriellen Kriſen und der Arbeitslofigkeit und das der Landſtreicherei und 
des Sittenzuftande® in. den induftriellen Bezirken. Ueber den erfteren Gegenftand 
hielt Finance, wieder geftügt auf Comte, Yaffite und Proudhon, eine intereffant: 
Rede, in welcher er ebenfo die tollen Speculationen der Production wie die un: 
vernünftigen Capricen der Confumtion verurtheilt und zur Regelung der erſteren 
die Einführung ftabilerer Sitten in der legteren empfiehlt, wozu die Arbeiter, 
weil fie die Maſſe repräfentiren, wiel beitragen könnten. Im Uebrigen betrachtet 
Finance es als eine Ipecielle Pflicht der induftriellen Unternehmer, die durd 
Veränderung der Productiondmittel und die Einführung von Mafchinen für die 
Arbeiter entftehenden Uebel zu mildern; er verlangt wieder Herabjegung der 
Arbeitszeit, umd zwar gleichzeitig für alle Arbeiter Europa’s, da die internationalen 
Gegiejungen | bei einer ſolchen Mafregel berüdfichtigt werden müßten. Anderer: 





’) Es wurben, wie auch auf dem Parifer Congrefie, nur Borträge gehalten, 
ohne Discuffion, nur mit Abftimmung über die von ben Commiffionen vorgeſchlagenen 
Reſolutionen. Vgl. auch den Bericht von Harriſon in v. Holtzendorff's und Brentane’s 
Jahrbuch für Geſetzgebung ꝛc. 1878, III, 211 fi. Ferner den Artikel Limonſin's im 
Journ. des &con., 1878, I. 403, 
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jeit8 aber will er infofern Staatshülfe, als der Staat und die Gemeinden 
immer nügliche Arbeiten und entiprechende Capitalien in Reſerve halten jollen, 
um in Fritiichen Zeiten die bradjliegenden Arbeitöfräfte zu verwenden und zwar 
nützlich zu verwerthen. 

Die von der Majorität des Congreſſes angenommenen Wejolutionen über 
die Frage der Arbeitslofigkeit und der Krifen haben übrigens feine Beziehung 
zu der Rede von Finance. Man verlangt namentlich für die Syndialkammern 
das Recht, fih im ganzen Lande zu „föderiren“, damit fie im Stande feien, Die 
Yluctuationen Des Arbeitsmarktes zu verfolgen und auszugleidhen; Die Kammern 
jollen ferner, nachdem diefer große Verband hergejtellt ei, ihren Mitglievern die 
moraliihe Verpflichtung auferlegen, die überftündige Arbeit, ſofern es ſich nicht 
um ungewöhnliche und unvorgejehene Fälle handelt, grundfäglich zu verweigern. 
Man wuünſcht einen gejeglich beftimmten Arbeitstag von 10 Stunden, ftellt aber 
als eigentliches Ziel Die Achtftundenarbeit hin. 

Der Geift diefer Beſchlüſſe ift im Vergleich mit der Haltung des erften 
Eongrefies unverkennbar radicaler geworden, und dafjelbe kann man überhaupt 
von dem im Lyon vorberrichenden Tone jagen. Die Rejolutionen über die 
Syndicalkammern (ſ. Anhang Nr. 12) lauten wieder viel unummundener, als 
die in den neueren Statuten übliche Sprade: man ftellt obenan unter ben 
Aufgaben dieſer Juftitution „die Regelung der Production, die Aufrechterhaltung 
des Lohnes und die Vertheidigung der Intereſſen der Arbeiter durd legalen 
MWiderftand und durch Interdicirung der Häufer, welche das Gleichgewicht zwiſchen 
den Bedürfniffen der Arbeiter und den forderungen des Capitals jtören“, 

Ber den Berhandlungen über die Gooperativgenojienichaften erklärte der 
Schneider Dupire, der 1876 noch für die Productivaffoctation eingetreten war, 
den Gollectivismus als das einzige joeiale Heilmittel!). Auch brachte Dupire 
gemeinjchaftlich mit dem Mechaniker Ballivet zu den Nefolutionen über Syndical: 
kammern und Afjoctationen ein rein collectiviſtiſches Amendement ein ?), das aber 
mit großer Mehrheit verworfen wurde. Noch einige andere collectiviftiiche Kund— 
gebungen deuteten auf das Wiedererwachen des utopiftiichen Socialismus hin, 
wenn fie auch im Ganzen nicht viel Anklang fanden. 

Bemerkenswerth aber ift auch, daß ſowohl auf dem zweiten wie auf dem 
erften Congreß, trog des bewußten Gegenſatzes der Mitglieder gegen die Bour- 
geoifie, trotz des durchweg vadicalen Grundzugs ihrer Anſchauungen und troß 
der oft weitjchweifigen und bombaftifchen Form die gehaltenen Reden dennoch 


.. ')©. oben ©. 2. Die’ Enthillungen der „Lanterne‘, die auch Barberet fälfch- 
lich als einen Mitarbeiter der Polizei denuneirt bat, find freilich mit Vorſicht auf- 
zunehmen; aber Dupire bat nad —* Ausſchließung von der Arbeiterpartei nichts 
gethan, um die Falfchheit jener Anſchuldigung zu beweifen. 

.. ) „Considerant que l’&maneipation &eonomique des travailleurs ne sera un 
fait accompli que lorsque ceux-ei jouiront du produit integral de leur travail; 
3» pour atteindre ce but, il est necessaire que les travailleurs soient les 

etenteurs des dldments utiles à la production: matiöres premitres et instruments 
de travail; consequemment le congrös invite toutes les associations ouvrieres 
en general, à etudier les moyens pratiques pour mettre en application le prin- 
Cipe de la propriété colleetive du sol et des instruments de travail.“ (Seances 
du congr&s de Lyon, p. 595.) 
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in ihrem Tone etwas afademifh Gemäßigtes behielten. Ferner verdient audı 
die ftreng Iegale Haltung beider Berfammlungen hervorgehoben zu werden. 

Weit entfernt, zu agitatorifchen Zmeden Gonflicte mit den Behörden zu 
ſuchen, war man vielmehr mit peinlicher Sorgfalt beftrebt, allen polizeilichen 
Vorſchriften buchftäblih nadzulommen. So wurde auf dem Pariſer Congreſſe 
ein Delegirter nicht zum Worte zugelaflen, weil er zwar in Frankreich geboren 
war und ſtets dort gelebt hatte, aber von einem belgifchen Vater ſtammte und 
nicht naturalifirt war. In Lyon wurde in den Refolutionen in Betreff de 
Arbeitölofigfeit die von der Commiffion vorgefchlagene Befürwortung der Amneftie 
der wegen des Commune-Aufftandes Berurtheilten abgelehnt, nicht etwa wegen 
mangelnder Sympathien für diefelben — man ftimmte vielmehr einem Redner 
zu, welcher fagte: „lamnistie est dans nos caurs, cela suffit‘* —, ſondem 
weil man den Congreß zu compromittiven fürchtete. 


10. Der internationale Congreß und die Austellung von 1878. 


In Lyon wurde noch beichloffen, daß bei Gelegenheit der Weltausftellun 
ein aufßerordentlicher Arbeitercongreß im September nad) Paris einzuberufen Ta, 
und zwar ein folder mit internationalem Charakter. Man hoffte, daß die 
Regierung bei Gelegenheit einer internationalen Ausftellung an dieſer Eigenſchaft 
feinen Anſtoß nehmen werde, und diefe Hoffnung ſchien Später immer mehr be 
rechtigt, als die Regierung einige Dutzend internationale Congreſſe für die ver— 
ſchiedenſten Spectalitäten genehmigte. Aber die Worte „internationaler Arbeiter: 
congreß‘ ‚riefen begreiflicher Weile befonder8 beunruhigende Ideen-Aſſociationen 
wach, zumal das Parifer Organifationscomit® dem Gongreß aud noch dei 
Epitheton „ſocialiſtiſch“ beifügte, das freilich in der Sprade der franzöſiſchen 
Arbeiterpartei eine weitere Bedeutung hat, als im Deutfchen. Das Schlimmit 
jedoch war, daß die eigentlich foctalsvevolutionäre Partei, namentlich vertreten 
durch die Mitarbeiter an der communiftiichen „Pgalité““, Guesde (eigentlih 
Baſile), Deville, Maſſard, Chabry u. U. fi) mit der Arbeiterpartei, meld 
dur die Syndicalfaınmern und Cooperativgenofjenichaften vepräfentirt wird, in 
Berbindung zu jegen mußte. 

Anfangs verfuchte diefe Partei ?) neben dem in Lyon beichlofjenen Arbeiter: 
congreß, mit dem fie nicht zufrieden war, einen „Congres r&volutionnaire inter- 
national socialiste‘‘ zu organifiren. Aber nachdem im Mat einige von ihren 
Angehörigen auf Grund des Geſetzes gegen die Internationale verurtheilt worden 
waren, gaben die Leiter diejes Unternehmens dajjelbe auf und wandten fich deu 
Arbeitercongreß zu, indem fie al3 Delegirte von allerlei obfcuren oder ad hoc 
gebildeten Vereinen und Gruppen auftraten. Der leitende Ausſchuß zur Ber: 
anftaltung des Arbeitercongreſſes war ſchon im Februar in einer Berfammlung 
gewählt, am der Abgeorbnete von 80 Syndicalkammern und anderen wirflihen 
Arbeiterwereinen ſich betheiligten. Mehrere Monate hindurch ließ die Pole 
die Verfammlungen dieſes Ausſchuſſes ungeftört ftattfinden. Nachdem aber die 
foctal-revolutionären Agitatoren in denfelben eingedrungen waren und einen nicht 
unbedeutenden Einfluß erlangt hatten, Tündigte der Polizeipräfeet ber Caſſen— 





1 Nach dem Berichte bed Staatsanwalts, Gazette des trib., vom 24. und 25 
October 1878. 
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führerin Floh an, daß der Congreß nicht geduldet werben würde. Ob dieſes 
präventive Berbot mit dem Gejeg über die öffentlichen VBerfammlungen von 1868 
vereinbar war, wollen wir nicht unterfuchen. Jedenfalls aber entſprach es der 
üblihen Interpretation der beftehenden Bereinsgefeggebung, daß der Aus: 
Ihuß, der Monate lang in geregelter Form feine Sigungen hielt und mehr als 
zwanzig Mitglieder zählte, al8 verbotener Verein angefehen wurde. 

Die ertreme Partei in der Organiſations-Commiſſion, der ſich 25 Arbeiter: 
gruppen anſchloſſen, erklärte jofort, daß der Congreß troß des Verbotes ftatt- 
finden werde, nöthigenfall8 in dem Domicil eines der Ihrigen als reine Privat- 
verjammlung. Die gemäßigte Gruppe in der Commilfion, welde die Majorität 
bilvete und hauptſächlich aus Bertretern der Syndicalkammern beftand, zeigte 
ſich anfangs unentjchieden und wurde deshalb von der anderen Partei der Feig— 
beit und des Verraths beichuldigt. Jedoch fündigte auch fie bald wieder an, 
daß das Organifationscomite nicht aufgelöft ſei und daß die „zur Ausftellung 
delegivten Arbeiter‘ fich, wie bisher, bei der Syndicalfammer der Küche melden 
könnten. Auch fanden auf diefer Seite bald wieder private Berjammlungen 
gewiſſer Ausihußmitglieder ftatt. Am 3. September endlih verfammelte fich 
wieder die ganze Commiſſion und auf Grund eines vorgelejenen Rechtsgutachtens 
beſchloß man, den Congreß trog des Verbotes am 5. September ald Privat: 
verfammlung in einem von Finance auf feinen Namen förmlich gemietheten 
Locale zu eröffnen. Zu dem feftgefegten Zeitpunfte aber drang die Polizei in 
den Saal ein und nahm zahlreiche Verhaftungen vor. Der Beſuch diefer Ver: 
jammlung war nad dem franzöfiihen Recht nicht als Vergehen anzufehen und 
e8 it auch feine Anklage deshalb erhoben worden; das Vergeben beftand in der 
Theilnahme an dem Organiſations-Ausſchuß, der. als unerlaubter Verein an- 
gejehen wurde, und man verhaftete eben die Theilnehmer an diefem Verein bei 
Gelegenheit jener Privatverſammlung. Freilich griff man, da man einmal am 
Verhaften war, auch einige Perfonen auf, die an der Commiſſion gar nicht 
betheiligt waren. Die ganze Angelegenheit ſchrumpfte übrigens jetzt ſtark zu- 
fammen; . feinem einzigen der Angeklagten konnte nachgewiefen werden, daß er 
zu irgend einer verbotenen internationalen Gejellichaft gehöre, und die Anklage 
wurde, mie gejagt, jhlieglih nur erhoben, nicht wegen der Betheiligung an der 
Internationalen oder an einer verbotenen Berfammlung, jondern wegen der 
Theilnahme an der Organijations-Commiffion. Die Strafen fielen denn aud 
für Die eigentlichen Arbeiter, die Vertreter der Simdicallammern, fehr milde aus 
und beftanden nur in Geldbußen von 50—100 Fres. Die communiftifchen 
Journaliſten und Wgitatoren jedoch wurden viel ftrenger behandelt, Guesde 
namentlich wurde zu einer jehsmonatlichen Gefängnißftrafe verurtheilt. Gegen 
Sinance wurde auf 50 Fred. Geldbuße und eine Gefängnißftrafe von zwei 
Wochen erkannt, weil er in dem Getümmel, das bei dem Eindringen der Polizei 
entftand, einen Polizeicommiſſar beim Halje gefaßt haben joll, was er übrigens 
nicht nur ſelbſt entſchieden beftritt, fondern auch Alle für unwahrſcheinlich 
balten, welche die unfcheinbare und wenig ftreitbare Perfönlichkeit des poſitiviſtiſchen 
Philoſophen kennen. 

Das Verbot des Congrefles, gleichviel ob e8 in allen Einzelheiten correct 
durchgeführt worden ift oder nicht, hat höchſt wahrſcheinlich verhindert, daß die 
Syndicallammern fih in einer Weife compromittirten, die für ihre fernere 
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Eriftenz hätte gefährlich werden fünnen. Sie hatten ſich bedenklich weit mit den 
agitatorifchrevolutionären Elementen eingelaffen, die fi ihnen ſchon auf dem 
zweiten Congreſſe einigermaßen genähert hatten, und wahrfcheinlich würden dieſe 
für den Ton und die Beichlüffe der jegigen Verſammlung maßgebend geworben 
fein. Guesde hatte bereitd die (im Proceß befannt gewordenen) collectiviſtiſchen 
Refolutionen entworfen, die er durchzuſetzen hoffte und wahricheinlich auch wirt: 
(ih durchgeſetzt haben würde. Freilich ift auf der anderen Seite auch nicht zu 
verfennen, daß das Verbot des Congreſſes, das die Arbeiter als eine Verlegung 
ihrer Gleichftellung mit der bürgerlichen Clafje betrachteten, ebenfalls Dazu Bei: 
getragen hat, Die gemäßigtere, eigentliche Arbeiterpartet den Socialrevolutionären 
näher zu bringen. Namentlich jcheinen die letteren in den Berfammlungen, bie 
fih in Pari® mit der Vorbereitung des dritten ordentlichen Arbeitercongreſſes 
beichäftigen (der nach einem in Lyon gefaßten Beſchluſſe im September 1879 
in Marfeille ftattfinden follte), in unerfreulicher Weije Boden zu gewinnen ’). 
Daß die Syndicalfammern zu revolutionären Clubs werden, ift freilich 
trotzdem nicht zu befürchten. Sie repräjentiren eben wirkliche Arbeiter, und 
diefe Tieben, wenn fie jelbftändig über ſociale Dinge zu denken ſuchen, zwar ben 
Kigel ſtarker Worte und Refolutionen, laſſen ſich aber in ihrem praftifchen Leben 
nicht ſonderlich dadurch beeinfluffen. Im ihren Kundgebungen allerdings werden 
‘die Syndicalfammern feit der Befeftigung der Republit immer radicaler, und 
um ihr Bedürfniß zu befriedigen, fih ganz nad ihrem Sinne und ganz frei 
von allem Bourgeois-Sauerteig äußern zu können, bat ein Theil der Partei 
der Syndicalkammern im November 1878 denn auch endlid das längſt projectirte 
reine Arbeiterblatt, „le Prolötaire“‘ ins Yeben gerufen. Das kurz vorher von 
Pauliat mit Unterftügung einiger vadicalen Deputirten gegründete Wochenblatt 
„la Republique d&mocratique et sociale‘ hatte den Anfprücen der Puriſten 
noh nicht zu genügen vermodt. Der „Proloͤtaire“ läßt zwar die Yünger der 
verfchiedenften foctaliftiihen Schulen zum Worte fommen, aber er muß erfahren, 
daß es doch nicht fo Leicht ift, den Fachjournaliſten Concurrenz zu machen. An— 
fangs erjhien er zweimal möcentlih, aber ſchon nach kurzer Zeit ſah er ſich 
aus Mangel an Abſatz genöthigt, zu einem einfachen Wochenblatt zu werben. 
Die Opferwilligkeit der Arbeiter ſcheint micht groß genug geweſen zu fein, um 
die Langmeiligkeit ihre8 Organs zu tragen. Im Betreff der Ausftellung von 
1878 fei nody erwähnt, daf die Syndicalkammern wieder in der üblichen Weife 
durch Delegirte Bericht erftatten Liegen, die ſowohl die technifchen Angelegenheiten 
wie die ſocialökonomiſchen Intereſſen der einzelnen Induftriezweige berüdjichtigen. 
Beröffentlihungen derfelben Liegen uns bisher noch nidt vor. Der Beſchluß 
der Syndicaltammer der Parifer Steinmegen, ein Meifterftüd auszuftellen, gab 
den erften Anftoß zu der in vieler Beziehung interefianten Arbeiterausftellung 
in der Avenue Labourdonnaye. Ein Eoncurrenzunternehmen am Quai d'Orſay, 


1) S. ;. 8. in der „Revolution frangaise“ vom 4. Mai 1879 ben Bericht über 
eine diefer VBerfammlungen, in der 47 Syunbicallammern unb 15 andere Arbeiter- 
gruppen vertreten waren. Nicht nur, daß Einige der wegen ber Pariſer Congreß— 
angelegenheit Verurtheilten im ſehr ertremer Weife redeten, fie fanden auch für ihre 
Anträge eine große Majorität, was darauf Hinbeutet, daß fie einen nicht geringen 
Einfluß befiten. 
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das jede officielle Unterftügung verfchmähte und ganz „frei“ fein wollte, endigte 
durch Bankrott. 


11. Die Strifes von 1878—79. 


Was die praktiiche Bethätigung der Gewerkvereinspolitif betrifft, jo blieben 
die Strikes durchweg felten bi8 zum Frühjahre 1878. Seitdem aber erhoben 
fi wieder zahlreiche Conflicte zwiſchen Capital und Arbeit in den verfchiedenften 
Gegenden des Landes, die indeß nicht etwa durch eine Wiederbelebung der Inter: 
nationalen oder überhaupt durch äußere Impulfe zu erklären, ſondern fpontan 
auf ökonomiſchem Boden entftanden find. Im mehreren Fällen handelte es fich 
um Widerftand gegen eine Verminderung des Lohnes, jo namentlich in dem 
erften größeren Strike diefer neuen Reihe, dem der Bergleute in Decazeville (im 
März 1878), der nur wenige Wochen dauerte und ohne Erfolg für die Arbeiter 
endigte. Um diefelbe Zeit finden wir eine Arbeitseinftellung in DMiontcenu:[ed- 
Mines, wo die Bergleute trog der Ungunft der Geſchäftslage eine Lohnerhöhung 
verlangten, aber natürlich vergebens, zumal die Geſellſchaft ihrerfeits ſchon daran 
denten mußte, die Arbeit zu befchränten, was fie ſpäter aud in großem Maße 
gethan hat. In Tarare verfuchten die Appretirer dur einen Strife eine Lohn- 
erhöhung zu erreichen, obwohl viele Arbeiter ohnehin feine Beſchäftigung hatten. 
In Belangon griffen die Bädergefellen unter der Leitung ihrer Syndicallammer 
zu demfelben Mittel, um die Nachtarbeit zu befeitigen und ftatt der bisherigen 
Einrichtung, wonach die Gefellen bei den Meiftern Koft und Wohnung hatten, 
die den übrigen Arbeitern längft zu Theil gewordene Freiheit mit einem ent— 
Iprechenden Lohne zu erlangen. In Marfeille antworteten die Mafchiniften und 
Heizer der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaften auf eine von der Meſſageries-Geſellſchaft 
vorgenommene Perfonalverminderung mit der Forderung einer Lohnerhöhung 
nad einem von ihrer Syndicalkammer aufgeftellten Tarif, unter Androhung einer 
Arbeitseinftellung, die auch zur Ausführung gebracht wurde, aber ohne Gewinn 
fir die Arbeiter. In den Bergwerken der großen Gejellihaft von Anzin ftellten 
im Juli über 10 000 Arbeiter plöglih ihre Thätigkeit ein, weil der Stüdlohn 
berabgefegt worden war. Der Strife verlief in aller Ordnung, aber die Ar: 
beiter mußten fich Schließlich fügen. Andere Arbeitseinftelungen kamen im Yaufe 
des Sommers vor bei den Puddlern in Unteur, bei den Bandwebern in Com: 
mines (wegen Lohnverminderung), bei den Färbern und bei den Schnürband- 
wirfern in St. Chamond (wo durch eine Gegencoalition der Unternehmer 5000 
Arbeiter außer Beſchäftigung famen), bei den Glacirerinnen in St. Etienne, bei 
den Bädern in Bordeaux (die einige Conceſſionen erlangten), bei den Steinmegen 
in &yon u. ſ. w.). Wo Sundicallammern für die ftrifenden Arbeiterichaften 
beftanden, fiel diefen naturgemäß die Leitung zu. 

In Paris kamen im Jahre 1878 namentlich zwei Strikes von Bedeutung 
vor, bei denen die betreffenden Syndicalkammern eine Rolle fpielten, nämlich 
bei den Schriftfetsern und bei den Droſchkenkutſchern. Die Société typographique 
hatte bereit8 im „Jahre 1876 eine Revifion des Tarifs von 1868 beſchloſſen 
und zwar für die Stüdarbeit auf Grundlage des Commanditſyſtems, das ſchon 


1) Nachrichten über die oben erwähnten Strifes findet man in den Nummern 
des „Economiste frangais‘ aus jener Zeit. 
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in einigen Drudereien erprobt worden war und jegt obligatoriih eingeführt 
werben follte. Dafjelbe befteht darin, daß Gruppen von Segern auf gemein: 
Ihaftlihe Rechnung arbeiten unter der Direction eines (nad der firengen Theorie 
von ihnen felbft zu wählenden) Metteur. Der Letztere erhält eine von der Gruppe 
zu beftimmende Zulage, alle Uebrigen aber, welde mindeftens ein gewiſſes Maß 
von Arbeit leiften, haben gleichen Antheil an dem wöchentlichen Geſammtertrag, 
und die Größe der Gruppe ift jo zu bemeifen, daß auf Jeden für eime Arbeit 
von 10 Stunden täglıh 7 Fres. berausfommen (welches nach der Forderung 
des neuen Tarif künftig auch der Tagelohn für die Arbeit „en conscience‘ 
fein fol). Wer das Minimum der Arbeit nicht leiftet, erhält entſprechend 
weniger, jedoch bleibt ihm ebenfalls ein Gewinn aus den Seglinten und anderen 
Vortheilen, die der Commandite im Ganzen zutommen. Meberhaupt ſehen die 
Arbeiter darin den Zwed der Reform, daß die bejonderen Vortheile, die dem 
Metteur (abgefehen von der ihm zu gewährenden Zulage) und bei gewiſſen 
Arten von Arbeiten einigen Begünftigten zufallen, entweder gleichmäßig oder 
proportional der Arbeitsleiftung Allen zu Gute fommen follen, und die Tarif: 
commiffion !) jucht in ihrem gedrudten Berichte die Einwendungen gegen dieſes 
Syſtem nicht ohne Geſchick zu widerlegen. Im December 1876 legte eine 
Delegation der Arbeiterfammer das neue Project dem Syndicat der Unternehmer 
vor, aber dieſes antwortete mit einer entjchiedenen Ablehnung der obligatoriſchen 
Commandite. Cine einfahe Erhöhung des Preifes der 1000 n um 10 Gen: 
times hatten die Vertreter der Unternehmer jchon vorher für unmöglich erklärt. 
Der Urbeiterverband ging trogdem in der bisherigen "Richtung weiter, jedoch 
wurde ſchließlich das von der Commiljion vorgeichlagene Reglement der Com: 
mandite von der Majorität nicht angenommen. Im März 1878 erhob dann 
die Syndicalkammer die Forderung einer Zulage von 10 reſp. 8 Gentimes für 
das Taufend und der Erhöhung des Stundenlohnes auf 70 Gentimes. Einige 
ſtark beichäftigte Arbeitgeber gaben nad, andere boten 8 und 5 Gentimes und 
65 Gentimed Stundenlohn. Die Syndicalkaumer war mit diefen Conceffionen 
nicht zufrieden und die Verbandsmitglieder legten daher am 21. März die Arbeit 
nieder. Die Syndicallammer erließ Aufrufe, um die Arbeiter der Provinz fen 
und die Hoffnungen der Strifenden lebendig zu halten. Die leßteren erhielten 
täglich 4 Fres., Diejenigen aber, welche zu den neuen Bedingungen Arbeit fanden, 
mußten 5%/, ihres VBerdienfte® abgeben. Aber die Unternehmer trogten dem 
Sturme, zumal fie dur Nichtverbandsmitglieder, Frauen und Zuzügler aus 
der Provinz fi zu helfen vermochten. In einem Schreiben, das im mehreren 
Blättern veröffentlicht wurde, erflärte die Syndicallammer der Unternehmer, & 
handele ſich für die legteren darum „ſich einer geheimen Herrſchaft zu entziehen, 
die fie nur zu lange ertragen hätten, und in Zukunft nur mit Arbeitern zu 
verhandeln, welche ihre volle Unabhängigkeit hätten“. Diefe Wendung ift nun 
freilich ftark abgenugt ; aber mit oder ohne Phrafe, die Unternehmer behaupteten 
im Ganzen das Feld, und die Arbeiter kehrten nad drei Wochen allmählich in 
die Werfftätten zurüd, obwohl fie nur bier und da eine Conceſſion erlangt 





1) Revision du Tarif de 1868. Rapport de la commission ouvriere. 
Paris 1877. 
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hatten !). Die nächte Folge des Strife aber war, daß die typographiſche Gefell: 
Ihaft ihren Monatöbeitrag von 2.50 auf 4 Fres. erhöhen mußte. 

Was den Kuticherftrite betrifft, jo kam berjelbe ohne alle Vorverhand— 
lungen im Auguft, auf dem Höhepunkt der Ausftellungsperiode, zum Ausbrude. 
Die Kutſcher verlangten von der Droſchken-Geſellſchaft eine für fie vortheilhaftere 
Art der Bezahlung, Beſchränkung des Arbeitötages auf 14 Stunden, Verwaltung 
der Hülfsgefellichaft durch die Mitglieder Telbit u. f. wm. Auch bejchwerten fie 
fi” über verſchiedene Polizei-Reglements. Zwei von der Syndicallammer ein= 
berufene Generalverfammlungen verliefen in befter Ordnung; in der zweiten 
wurden die urjprünglichen Forderungen fchon einigermaßen herabgeftunmt, und 
da die Gefellihaft einige Zugeftändniffe machte und andererjeitS fi immer mehr 
improvifirte Kutſcher einfanden, jo kehrten die Feiernden ſchon nach zehn Tagen 
zu ihrem Dienfte zurüd ?). 

Im Frühjahr 1879 trat die Strifebewegung in den Provinzen mit erneuter 
Intenfität auf, und zwar mehr und mehr als Wiverftand gegen die Herab- 
Drüdung des Lohnes. Bon den großen Arbeitseinftellungen in Yyon und Vienne 
werben wir unten uoch veden. Bon bedeutender Ausdehnung war auch ber 
Strite der Baumwollweber in St. Quentin in der zweiten Hälfte des Mai, 
dem ſich auch die Spinner anjchloffen. Perner kamen Strifes vor in Roubair, 
St. Etienne, Macon, Boulogne u. |. w. Bei dem fritiihen Stande der Ge: 
ſchäfte, durch den viele Unternehmer fi) ohnehin zur Entlajjung von Arbeitern 
oder zur Beſchränkung ihres Betriebs genöthigt ſahen, waren dieſe Verſuche der 
Arbeiter von vornherein ausſichtslos; die Forderungen von Lohnzulagen find 
faum anders, als in dem Sinne zu begreifen, daß fie VBorbeugungsmaßregeln 
gegen gefürchtete Lohnverminderungen fein jollten. 


12. Statiftif der Arbeiteriyndicate in Paris. 


Eine genaue Zahl der in Paris bejtehenden Arbeiterſyndicate läßt fich 
ichon deöwegen nicht angeben, weil mande diefer Verbände nach ihrer Gründung 
wieder völlig einfchlummern, jo daß man nicht weiß, ob fie noch als eriftivend 
anzufehen find oder nicht. Andererſeits jchreitet die Specialijirung und die 
Neubildung der Verbände langjam immer weiter fort. Im Allgemeinen kann 
man fagen, daß die Zahl der Syndicalfammern gegenwärtig bedeutend größer 
ift, als in der letzten Zeit des Kaiſerreichs, daß fie aber in Bezug anf Stärfe 
und Einfluß den Kammern der ehemaligen Föderationen nicht gleich ftehen. Eine 
lebhaftere Thätigkeit Durch Betheiligung an den Gongrefien und anderen Be: 
rathungen finden wir gegenwärtig bei etwa 60 Syndicalkammern, body ift die 
Zahl derjenigen, die überhaupt in der Iegten Zeit Lebenszeichen von ſich gegeben 
haben, etwa doppelt jo groß. Die radıcalen und demofratiichen Blätter, wie 
die Revolution frangaife, die Marfeillaife, der Nappel, ftellen den Wrbeiter: 
vereinen einen Naum zur Verfügung, um ihre Einladungen und die Tages— 
ordnung ihrer Sigungen bekannt zu machen. Auch findet man aus Anlaß der 
Berhandlungen über den Lockroy'ſchen Gejegentwurf zuweilen größere Liſten von 


1) Vol. über diefen Strite „L’Economiste frangais“ vom 30. März und 
6. April F 
2) L'Economiste français“ vom 10. und 17. Auguſt 1878. 
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Syndicallammern, die für oder wider denfelben geftimmt haben. Nach biefen 
Quellen ftelen wir nun eine Weberfiht von Kammern zufammen, die in der 
Zeit vom September 1878 bis Juni 1879 irgendwie an die Deffentlichkeit 
getreten find. 

In der Gruppe der Nahrungsgewerbe haben folgende Zweige Syndical— 
fammern: Bäder (derem Kammer erft in der neueften Zeit wieder bergeftellt 
zu fein fcheint), Wiener Bäder, Kuchen: und Waftetenbäder (pätissiers), Cons 
ditoren (confiseurs), Chocoladenarbeiter (chocolatiers - confiseurs), Köche und 
Kellner (vereinigt). 

In den Baugewerben: Maurer, Steinmegen, Marmorarbeiter, Holzläger, 
Zimmerleute, Parquetarbeiter, Gebäudemaler, Decorationd- und Seiftenmaler 
(peintres-fileurs-d&corateurs), Baufchloffer, Baufchreiner, Raminbauer, Dad: 
deder und Zink- und Bleiarbeiter, Pflafterer, Bauzeichner, Lackirer, Exrdarbeiter 
(terrassiers). 

In den Gemwerben fir Wohnungseinrihtungen: Kunfttifchler, Tiſchler in 
Phantafiewaaren, Möbelarbeiter (ameublement),, Stuhlmacher, Stuhldrechsler, 
Holzdrechsler, Holzichniger, Möbelichniger, Façonſchreiner, Schloſſer, Spiegel: 
arbeiter, Holzvergolder, Rahmenmacher, Bronzearbeiter, Decorationsmaler auf 
Holz und Marmor. 

In den Tertil- und Belleivungsgewerben: Weber (tisseurs en tous genres), 
Beugfärber und Appretiver, Schneider, BZufchneider und Schneider (vereinigt), 
Weißzeugnäherinnen und Stiderinnen, Hemden= und Kragenſchneider, Schuhmacher, 
Galoſchenmacher, Handſchuhmacher, Polamentirer. 

In der Metall- und Maſchineninduſtrie: Kupfergießer, Kupferdrechsler 
(tourneurs-robinetiers), Schwarzblecharbeiter, Blechſchmiede, Nagelſchmiede, 
Modelleure, Mechaniker, Präciſionsmechaniker, Drechsler für optiſche Inſtrumente, 
Maſchinenmechaniker und Locomotivführer (ehauffeurs condueteurs-mécaniciens), 
Heizer und Maſchiniſten (chauffeurs-machinistes), Hufſchmiede, Metallgraveure. 

In den Lurusgemerben und Pariſer Artikeln: Bijouteriearbeiter in Gold, 
Bijouteriearbeiter in vergoldeten Metallen, Stahl u. |. w., Arbeiter der Blumen- 
imduftrie, Portefeuille- Arbeiter, Futteralmacher, Schirm: und Peitſchenmacher, 
Knopfmacher (Horn). 

In der Lederinduſtrie: Lederarbeiter (cuirs et peaux), Weißgerber, Leder: 
— (eorroyeurs), Lederfärber für Handſchuhfabrication, Appretirer von 

elzwerk. 

In der Papierinduſtrie, Druckerei und verwandten Gewerben: Papeterie— 
arbeiter und Liniirer, Cartonnagearbeiter, Tapetendrucker, Arbeiter in der Fabrication 
von buntem und Phantaſiepapier, Buchbinder, Schriftſetzer, Schriftgießer, Kupfer: 
drucker, Graveure für Druckwalzen, Holzſtecher, Kartenmacher. 

Ferner finden wir noch Syndicalkammern der Porcellan- und Thonarbeiter, 
der Glasſtopfenſchleifer, der Wagenarbeiter, der Wagenſchreiner, der Sattler, der 
Korbmacher, der Holzgeräthemacher, der Faßbinder, der Gärtner, der Orgelbauer, 
der Muſikinſtrumentenmacher (Holz), der Muſiker, der Kutſcher, der Lehrer und 
Lehrerinnen, der Handelsgehülfen. 

Ein gemiſchtes Syndicat der Graveure (in dem Arbeitgeber und Arbeit: 
nehmer vereinigt find) wird ebenfall8 zu den Arbeiterfyndicallammern gerechnet; 
ebenjo ein Verband der Neparaturtichler, der ſich als Widerſtandsgeſellſchaft 
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bezeichnet. In der letzten Zeit hat ſich noch ein Syndicalverband der „professeurs 
libres des deux sexes de l’enseignement libre‘‘ gebildet, der dem ſchon 1872 
gegründeten Syndicat der Lehrer und Lehrerinnen Concurrenz macht. 

Somit hätten wir ſchon über hundert Syndicallammern als gegenwärtig in 
Activität ftehend nachgewieſen, abgejehen von den Compagnonageverbänden (mie 
3. B. die „Ferandiniers‘‘) und ſolchen fachgenoſſenſchaftlichen Hülfsgejellichaften, 
die den Syndicalfammern fehr nahe ftehen, wie die der Hutmacher, der Litho— 
graphen, die Guttenberg-Geſellſchaft der Mafchinenmeifter der Drudereien u. a. 
In der Fifte der Theilnehmer an dem Congreß von 1876 find noch 16 oder 
17 Syndicalkammern angegeben, die in dem obigen Verzeichniſſe fehlen, aber 
wahrſcheinlich wenigſtens theilweile noch eriftiren, jo die Büchjenjchmiede, die 
Wäſcher und Wäfcherinnen, die Goldſchläger, die Uhrmacher, die Zeugdruder, 
die Feilenhauer, die Koffermacher, die Qabletteriearbeiter, die Druder umd 
Mafchinenmeifter und nocd einige andere. 

Somit findet fi eine mir gewordene mündliche Mittheilung beftätigt, nad) 
welcher die Gefammtzahl der WUrbeiterfgndicate im Herbſt 1878 fih auf 
112—117 belief. 

Was aber die Zahl der Theilnehmer betrifft, jo Täßt ſich für diefelbe nur 
eine ganz ungefähre Schätzung aufftellen. Bei bejonderen Anläffen findet oft 
ein plöglicher ftarker Zudrang zu einem Verbande ftatt, einige Monate hindurch 
bezahlen die neuen Mitglieder aud ihre Beiträge, ſpäter aber verfäumen fie 
dies, und fo ift immer eme Anzahl von zweifelhaften Meitglievern vorhanden, 
die nach den meiften Statuten erſt als ausgeſchieden betrachtet werden, wenn fie 
vier Monate mit ihren Zahlungen im Ruckſtande geblieben find. Im der Regel 
werden in gewöhnlichen Zeiten die Syndicate nur von einem verhältnigmäßig 
fleinen Kern von eifrigen Freunden der Arbeiterorganifation aufrecht erhalten. 
Nur der Pariſer Segerverband mit feinen 2800 Mitgliedern hat fi, vermöge 
jeiner befonderen Einrichtung als Verbindung von Hülfsgefellihaft und Syndical- 
fammer, in der Stärke behauptet, die er in der letten Zeit des Kaiſerreichs 
befaß. Der damals fo mächtige Berband der Mecdanifer Dagegen ift in ber 
neueften Periode, nachdem er feine Strife-Politit aufgegeben, ſtark zuſammen— 
geſchmolzen. Nach feiner Reconftituirung im Jahre 1873 brachte er zwar noch 
900 Mitglieder zufammen, aber diefe Zahl hat in der letzten Zeit noch erheb- 
(ih abgenommen. Einige andere Berbände zählen 3—400 Mitglieder, jedoch 
fehlt es auch micht am folchen, welche unter 100 bleiben. Eine Durchſchnitts— 
ftärfe von 200 dürfte eine noch zu hoch gegriffene Annahme fein, und jomit 
würden im Ganzen nur etwa 20 000 Arbeiter in Paris einen einigermaßen 
regen Antheil an der Syndicalbewegung nehmen !). 

Jedoch wäre es faljh, die Bedeutung derſelben nach diefer im Verhältniß 
zu der Gefammtheit der Arbeiterichaft fehr mäßigen Ziffer zu ſchätzen. Die 
Syndicate bilden thatſächlich die organifirten Stäbe, die bei bejonderen Gelegen— 
beiten auf die gejammten „Gorporationen“ einen Jeitenden Einfluß auszuüben 
vermögen. Unter „Corporation“ aber ift nach dem Sprachgebrauch der Arbeiter 
nicht etma eine eigentliche Körperichaft oder ein Berband zu verjtehen, jondern 


’) In dem Ducarre'fhen Bericht wird diefe Zahl auf 25000 gefhägt und einer 
Sefammtzahl von 550 000 Arbeitern gegenüber geftellt. 
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einfach die Gefammtheit der Fahgenofjen. Sehr häufig wird die „ganze Cor: 
poration‘‘ zu den Generalverfammlungen der Syudicallammern eingeladen, und 
wenn irgend eine Frage von praftiichem Intereffe in der Schwebe ift, jo folgen 
den Rufe auch ſolche, die dem Verbande nicht angehören. Das Syndicat 
genießt deshalb auch außerhalb des Kreiſes feiner eigentlihen Anhänger eine 
Art von moralifher Anerkennung als Vertretung des ganzen Gewerbes, 


13. Die Arbeiterverbände in den Departements. 


Die in dem Ducarre’ichen Bericht ausgelprochene Behauptung, daß Die 
Arbeiterfyndicate nur in Paris Boden gefunden hätten, ift um fo auffallender, 
als Herr Ducarre als Abgeordneter für Phon die Berhältniffe diefer Stadt genau 
fennen mußte. Wie ſich das Gewerkvereinsweſen in Lyon in der letten Zeit 
des Kaiſerreichs entwickelt hatte, ift oben gezeigt worden; die gegenwärtig dort 
beftehenden Syndicalfammern aber find wenigſtens theilweife von derſelben Be- 
deutung wie die früheren, und ihre Traditionen haben fi, wie Die neueften 
Strikes beweifen, ebenfalls nicht wefentlich geändert. Nach einem Bericht im 
„Proloͤtaire“ !) fand im Februar 1879 in Lyon eine Berfammlung zur Ber 
rathung des Geſetzentwurfs in Betreff der Syndicallammern ftatt, an der ſich 
nicht weniger als 34 Syndicaltammern aus dieſer Stadt betheiligten, von denen 
17, und zwar die bedeutenditen, ſich gegen jedes Spectalgefe erklärten und ein= 
fach volle Berfammlungs- und Affociationsfreiheit verlangten. Der Berband 
der Weber ift noch immer weitaus der bedeutendfte, da feine Mitgliederzahl in 
jenem Bericht auf 7200 angegeben wird. Bon feiner Eintheilung in Serien 
war jchon die Rede; außerdem aber bilden auch die Arbeiterichaften der einzelnen 
Fabricanten befondere Syndicalcommifjionen, die in ihrer Geſammtheit das 
Generalſyndicat ausmachen. Die Macht diefes Verbandes der Weber, ver ben 
Unternehmern gegenüber die vereinigten Intereffen der hausinduftriellen Meifter 
und der einfachen Arbeiter vertrittt, bat fich bei dem Strife im Mai 1879 
gezeigt. Das bedeutendfte Haus fir Seidenfabrication, Jaubert, Andras & Co., 
das in günſtigen Zeiten 4500 und auch trot des Drudeö der Krifis noch 2500 
Stühle beihäftigte, machte Ende April den VBerfuh, den von dem Weberverband 
im Jahre 1869 burchgefetsten Tarif für die Fagonarbeit um 20%, berab- 
zufegen. Die ven diefer Maßregel betroffenen Weber verfammelten fih und 
beichloffen, vom 26. April an die Arbeit einzuftellen. Die Syndicalkammer 
bewilligte ſofort 50 %/, des Gaffenbeftandes ihrer Serien, um die zu ihrem Ver— 
bande gehörenden Weber zu unterftügen, und im Ünterefie der Nichtmitglieder 
wurde unter der Yeitung einer zu biefem Zweck gewählten Commiſſion eine 
Subfeription eröffnet. Wie ſchnell in ſolchen Conflictsfällen der Einfluß eines 
bereit beftehenden Verbandes fteigt, zeigte fich wieder darin, daß in fünf Tagen 
2500 neue Mitglieder der Syndicalkammer beitraten. Uebrigens fand der 
Strike auch bei den Haußbefigern und Gewerbtreibenden, denen die Zahlungs- 
fähigkeit der Weber nicht gleichgültig ift, vielfach Sympatbieen und auch directe 
Unterftügungen. 

Das Generalfyndicat ſchickte eine Deputation an die Arbeitgeber, die ihrer: 
jeit8 einen ſchiedsrichterlichen Ausgleih beantragten. Eine Berfammlung der 








!) Le Proletaire, vom 15. Februar 1879. 
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Weber blieb jedoch feft bei der Forderung der Aufrechterhaltung des Tarife 
von 1869, und am 17. Mai kündigte endlich das in Berruf erflärte Haus an, 
daß es diefen Tarif wieder annehme!). Die Weber hatten alſo gefiegt, was 
ihnen freilich dadurch erleichtert worden war, daß fie nur mit einer einzigen, 
wenn auch mächtigen Firma zu thun Hatten und eine Gegenverbindung ber 
Unternehmer nicht beſtand. 

Uebrigend war der Frieden zwilchen Capital und Arbeit nad) diefem er— 
folgreihen Strife keineswegs dauernd gefichert, vielmehr begann noch in ber 
zweiten Hälfte des Mat auf Beſchluß des Generalfyndicats ein Strife der Ar— 
beiter des Haufes Poſſet, der ebenfall8 die Wahrung des Tarifs von 1869 
zum Zmede hatte. Zu demjelben Zweck ftellten im Juni aud die Sammtweber 
nad einer Berathung der SeriensBorftände die Arbeit ein. Auch die Spulerinnen 
verfuchten im Mat unter der Leitung ihrer Syndicalkammer ihren Tarif durch 
eine hartnädige Arbeitseinftellung zu behaupten, die indeß feinen Erfolg gehabt 
zu haben jcheint, denn am 12. Juni wurde gemeldet, daß eine Anzahl von ihnen 
die Arbeit wieder aufgenommen habe, was zur Folge hatte, daß (ohne Zweifel 
auf Beranlafjung der Syndicalkammer) an verjchiedenen Orten Liften der Namen 
der Abgefallenen angeichlagen wurden ?). Auch die Maurer machten in den 
legten Tagen des April Strife, und zwar um eine Erhöhung des Stunden- 
lohnes von 45 auf 60 Centimes durchzuſetzen. Kurz, e8 unterliegt feinem 
Zweifel, daß die alte Gewerkvereinspolitit in der neueften Zeit in Yyon mehr als 
im irgend einer anderen Stadt wieder aufgenommen worden ift. 

In Marfeille befteht ebenfalls eine größere Anzahl von Arbeiterfpndicaten 
die ſich alle eifrig an den Vorbereitungen zu dem projectirten dritten Arbeiter 
congreß zu betheiligen Tcheinen. Schon im November 1878 fand eine Vor— 
verfammlung ftatt, auf welder 35 Syndicalkammern vertreten geweſen fein 
jolen. Doch mögen in diefer Zahl vielleicht auch andere Arbeitervereine ein- 
begriffen fein. Von einer Sigung der Organifations-Commilfion vom 31. Dechr. 
1878 wird gemeldet, daß ihr Delegirte der Syndicate von 19 Gewerben bei= 
gewohnt hatte. Im Mat 1879 wurde aud eine „Syndicalkammer der Ar: 
beiterinnen“ veconftituirt. Auch die Handelögehülfen beichloffen die Bildung 
einer förmlihen Syndicaltammer. 

In Bordeaur traten ſchon 1871 die Arbeiterfyndicate wieder ziemlich zahl 
reich und mit dem ziemlich ausgeprägten Charakter von Widerftandsgejellichaften 
hervor. Auch bildeten fie fpäter einen weiteren Verband unter dem Namen 
„Anton ſyndicale“. Doch wird im „Proletaire” geklagt, daß „l’opportunisme 
tient le haut du pav&“*, Die vereinigten Syndicate beichloffen in Betreff der 
gejeglihen Stellung der Syndicalkammern einfach die abjolute Berfammlungs- 
und Bereinöfreiheit zu verlangen ?). 

In Lille ſcheint die Syndicalbewegung weniger lebhaft aufzutreten. Die 
Gruppen, welche den Pariſer Eongreß beichidten, nämlich die Flachstkämmer, 
Baumwollſpinner, Schneider und Zuſchneider fcheinen nicht als förmliche Syndical⸗ 





1) S. über dieſen Strife die fortlaufenden Berichte in der „Révolution française“ 
in den Nummern vom 30. April bis 18. Mai 1879. 

2) La Revolution frangaise, vom 12. Juni 1879. 

®) La Rep. dem. et soc., Nr. 12. 
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fammern organifirt gewefen zu fein. ALS folche wird nur ein im Herbit 1878 
entftandener Berband der Typographen bezeichnet. Außerdem werben einige 
Cooperativgenofienihaften und zwei Arbeitervereine mit allgemeineren Sweden 
erwähnt. 

Bon Touloufe berichtet die „Rep. dem, et soc,‘ (1878, Nr. 6), 
daß dies eine der Städte fei, in denen die Arbeiter fi am wentgften um Die 
fociale Bewegung fümmerten, nicht etwa, weil fie zufrieden, jondern weil fie ent: 
muthigt ſeien. Die einzige Syndicalkammer, die vorhanden gewejen, die ber 
Schuhmacher, babe fih wieder aufgelöft. Ueberhaupt ftänden dem Aufkommen 
diefer Verbände die Hülfsgejellichaften im Wege, in denen die Bourgeoijie und 
die Geiftlichkeit überwiegenden Einfluß hätten. 

In St. Etienne beftanden nach vemjelben Blatt (Nr. 5) im Herbft 1878 
vier Syndicallammern, nämlich die der Bergleute, der Glasarbeiter, der Schlofjer 
und der Färber. Im Bildung begriffen waren die Kammern der Pofamentirer, 
der Handelsgehülfen und der vereinigten Arbeiterinnen. 

Aus Nantes waren auf dem Parifer Congreß Vertreter der Synbical- 
fammern der Gerber, der Schloffer, der Schreiner und der Schneider erichienen, 
und bei Gelegenheit des Congreſſes zu Lyon tritt auch eine Syndicallammer 
der Arbeiterinnen wenigftend mit einem Begrüßungstelegramm auf. Auch gegen- 
wärtig beftehen in dieſer Stadt mehrere Arbeiterfammern, die nad einer Notiz 
des „Rep. dem. et soc.‘ unter einander zu einer „Union’ vereinigt find. 

In Rouen fcheint das Gewerkvereinsweſen ganz zurüdgedrängt zu fein. 
Wir finden nur eine Syndicallammer der Schreiner und eine ſolche der Ge— 
bäudemaler erwähnt; die Arbeiter der Baummollinduftrie ſcheinen gänzlich ohne 
Drgantfation zu fein. 

In Havre find in Folge des Parifer Congreſſes nad) der „Rep. dem. 
et soe.“ (Nr. 3) drei Syndicalfammern entftanden, nämlid die der Metall- 
arbeiter mit 500, die der Schreiner mit 100 und die der Zimmerleute mit 
80 Mitgliedern. 

In Roubair kommen zwar nicht felten Arbeitseinftellungen vor, aber 
eigentliche Gewerkvereine jcheinen Dort nicht zu exiftiren. Auf dem Congreß in 
Paris erfchien nur ein Delegirter einer allgemeinen „Chambre syndicale 
ouvriere‘. 

In Reims beftanden nad) der „Rep. dem. et soe.“ im November 1878 
vier Syndicalkammern, die der Baugewerbe, der Wollindujtrie, der Majchinen- 
führer und Heizer und die „Arbeiter-Union“. Diefelben verbanden fih damals 
zu der gemeinjchaftlihen Gründung eines Conſumvereins. 

In Orleans, wo die Unternehmerverbände verhältnigmäßig zahlreich 
find, gab es am Ende des vorigen Jahres weder Arbeiterfyndicate, noch Confum: 
vereine, noch Productivgenofjenichaften. Zu Anfang des Jahres 1879 wurden 
einige Berfuche zu fachgenoſſenſchaftlichen Gruppirungen gemacht, die indeß ohne 
Erfolg geblieben zu fein jcheinen. Auch aus Nimes und Gette wird das 
Fehlen oder Fehlſchlagen der Arbeiterverbände berichtet. 

In Befangon befinden ſich die Syndicallammern nad) ben Berichten des 
„Rep d&m. et soc.“ (Mr. 5 und 10) in wenig blühenden Zuftande; dagegen 
„wimmele es von Hülfsgeſellſchaften“, größtentheils fachgenoſſenſchaftlichen, mit 
einem „nombre prodigieux d’adherents“. Die einzigen Syndicalkammern, 
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die ſich behaupteten, feien die der Oraveure und der Monteure von Uhrgehäuſen. 
Dagegen ſei die Kammer der Uhrwerkmacher bald nad ihren Entftehen mieder 
eingegangen und die der Baugewerbe habe fich jeit der Wahl der Delegirten 
für yon nicht mehr verfammelt. 

Dagegen bat fih in Dijon die Syndicalbewegung ſeit 1876 Iebhaft ent= 
widelt, indem fi namentlich auch einige der älteren Verbände reorganifirten. 
Es werben genannt die Syndicalfammern der Metallarbeiter, der Arbeiter in 
Holz (die fih 1878 in die drei Verbände der Schreiner, Säger und Zimmer- 
leute auflöften), der Maurer und Steinmegen (mit 220 Mitgliedern Ende 
1878), der Leberarbeiter, der Bäder und der Schriftjeger. 

In Bienne haben fidy die Arbeiter ſtets jehr rührig gezeigt, wenn auch 
mehrere Verſuche mit Syndicallammern mißlungen find. Belleren Erfolg haben 
die Cooperativgenoſſenſchaften aufzumeifen. Bei dem großen Strike der Weber, 
der im April 1879 begann und bis im den Juni hinein dauerte, lag bie 
Leitung in’ der Hand der Syndicalkammer der Wollinduftrie, die aud) die Unter- 
bandlungen mit den Arbeitgebern führte. Es handelte ſich um eine Abänderung 
des Tarifs, welche nach der Anficht der Arbeiter einer Lohnherabſetzung von 

25% gleichfommen follte, was die Unternehmer freilich beftritten. 

Die äffentlihe Meinung war den Arbeitern nicht ungünftig, der Maire 
fuchte bei den Fabricanten zu vermitteln umd aud der Präfect wohnte einer 
Sigung der Syndicalfammer bei. Ein Verſuch durch eine gemiſchte Commiſſion 
vor dem Gewerbegericht eine Verftändigung herbeizuführen, mißlang. Die feiernden 
Arbeiter, über 2000 an der Zahl, fuchten Hülfe bei anderen Syndicallammern 
und durch Subfcriptionen, die von verfchiedenen Blättern eröffnet wurden; aber 
die Beiträge flofien ſehr ſpärlich. Dagegen bewilligte ver Gemeinderath 5000 
Fred. zur Unterftügung der Arbeitölofen. Die Strife-Commilfion erklärte fich 
jedoch ſchließlich für befiegt, indem fie befannt machte, daß die feiernden Arbeiter 
Angeſichts der „obstination‘ der Unternehmer bejchlofien hätten, ihr Gewerbe 
ganz aufzugeben und nun irgend welche Beichäftigung als Tagelöhner, Erd⸗ 
arbeiter oder auch als Weber ſuchten ?). 

Wir finden ferner in der „Rep. dem. et soec.“ und anderen Blättern 
nod) Syndicalkammern erwähnt in Le Mans (Schuhmacher, Schneider und 
Schriftſetzer), in Nevers (Porcellan- und Thonarbeiter und Lederarbeiter), 
Limoges ( Porcellanarbeiter, Porcellanmaler, Holzſchuhmacher, Gerber, Bäder, 
Schuhmacher, außerdem im Herbit 1878 im Bildung eine Kammer ber Schneider 
und ber Bauhandwerker), in Elbeuf (Syndicat der Wollſpinner für den ganzen 
Bezirk, außerdem ein Verband für verſchiedene Gewerbe), in Grenoble (Hand» 
ſchuhmacher), in Roanne (Weber), in Amiens (Schneider), in Nancy (Schrift: 
jeter, einige andere Verbände in Vorbereitung), in St. Chamond (acht Syndical: 
fommern nach dem Pariſer Congreß gegründet), in Blois (Schuhmacher und 
Syndicat für vermiſchte Gewerbe), in Angers (Mechaniker), ferner in 
Armentieres, Liſieux, Millau, Montbeliard. In einigen Städten beftehen nur 
gemischte Synd callammern ohne fachliche Unterſcheidung; jo in Angouldme, 
Rennes, Pontoife, Agen. Auch in Algier hat ſich das Syndicalweſen entwidelt, 





— 


1) La Révolution frangaise, vom 5. Juni 1879. 
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und zwar mit vielfach eigenthünmlichen Formen, wie aus einem interefjanten Be 
richt des Delegirten Nicolas auf dem Lyoner Congreß zu erleben ıft !). 

Die obige Zufammenftellung, die nichts weniger als vollftändig it, bemeift 
jedenfalls, da das Syndicalweſen der Arbeiter in den franzöfifchen Departements 
im Ganzen wohl Beachtung verdient und mehr Lebenskraft aufweiſt, als die ent- 
Iprechenden Verſuche der Unternehmer. Namentlich bat der Parifer Congreß 
einen wirffamen Anftoß zur Verbreitung der Arbeiterfyndicate gegeben, der auf 
dem Congreß von yon wohl noch verftärkt worden if. Bemerkenswerth ift, 
daß die eigentliche concentrirte Grofinduftrie, die Bergwerke, die große Metall 
induftrie und die nicht hausgewerbliche Tertilinduftrie, wie auf der Seite ber 
Unternehmer, jo auch auf der der Arbeiter im Ganzen nur wenig Anfäge zu 
ftändigen Organifationen zeigen. Das Eine wie das Andere dürfte durch das 
relativ größere Uebergewicht des großinduftriellen Capital8 über die dem Di 
ciplinirten Fabrikbetrieb angehörenden Arbeiter zu erflären fein. Verbindungen 
der verwandten Syndicalkammern am verfchiedenen Drten find wegen der geſetz— 
lichen Schwierigkeiten nur in wenigen Fällen vorhanden. In der neueften Zeit 
haben namentlich einige Syndicalfamımern der Schriftfeer gegenfeitige Beziehungen 
anzuknüpfen gelucht , wie denn überhaupt die Arbeiter dieſes Faches auch außer: 
halb der Hauptftadt die Wichtigkeit ded Verbandsweſens zu ſchätzen willen, 


XI. 
Die Beitrebungen der Arbeiterverbände im Allgemeinen. 


1. Die innere Organifation der Arbeiterſyndicate. 


Wir werfen zunächſt einen Blid auf die Statuten und Einrichtungen der 
Arbeiterfyndicate im Allgemeinen, da in denfelben der vorberrichende Geift an 
manden Stellen dharakteriftiich zu Tage tritt. 

ALS weſentliches Merkmal eines Syndicalverbandes muß die fachgenofjen 
Ihaftlihe Zufammenfegung defjelben angefehen werden. Diejelbe bildet auch die 
allgemeine Regel, und wenn der Lyoner Congreß für Hleinere Städte gemiſchte 
Berbände empfiehlt, jo mögen dieſe fich zwar für die Arbeiterintereffen als nüg- 
[ih erweifen können, aber fie find nicht geeignet, die eigentlichen Aufgaben einer 
Syndicalkammer zu erfüllen. Daß nur Arbeiter des betreffenden Gewerbes 
dem Berbande angehören dürfen, wird in den Statuten vieler Syndicate aus: 
drüdlich betont ?) und ‘gilt im Allgemeinen als jelbftwerftändlic. 

ALS wirklich functionivende gemischte Syndicallammern von Arbeitgebern 
und Arbeitern ift uns nur Die bereits oben erwähnte der Graveure in Paris 
befannt, der aber, wie es fcheint nur Heine Meifter angehören. Die haus: 


!) Seances du congr&s de Lyon, p. 636 ff. 

2) ©. 3.B. den Eingang der Statuten der Hutmacher und Art. 2 der Statuten 
der Sattler im Anpange. Auch in den Statuten der Mecaniter (von 1873) heißt e® 
ſehr beſtimmt: „Nul ne pourra faire partie de la soeciete s’il n'est ouvrier et 
exercant sa profession‘. 
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induftriellen Webermeifter betrachten fich den capitaliftifchen Unternehmern gegen= 
über einfach als Arbeiter. 

Daß in der intermationaliftiichen Periode der Syndicallammern die Auf: 
nahmefähigfeit von der Nationalität unabhängig war, verfteht ſich von jelbft 
(fiehe 3. B. die Einleitung der Statuten der Hutmacher im Anhang Nr. 9); 
aber auch gegenwärtig eröffnen viele Verbände, wie 3. B. die Sattler (ſiehe 
Anhang Nr. 11), ausdrüdlich den Arbeitern aller Länder den Zutritt. 

Mande Syndicallammern erklären ausprüdlih, daß fie für Arbeiter und 
Arbeiterinnen beftimmt ſeien. Der Unterfchied in der Kechtöftellung, den mir 
zum Nachtheil der Frauen in der erften Syndicalkammer der Schuhmacher 
finden (f. oben S. 173), jcheint ein vereinzeltes Beiſpiel geblieben zu fein, und 
in den Statuten der gegenwärtig beftehenden fuftonirten Syndicallammer ber 
Schuhmacher ift von diefer Ungleichheit nicht mehr die Rede. Einige nur aus 
Arbeiterinnen beftehende Syndicaltammern haben wir erwähnt, unter ihnen auch 
ſolche, die nicht fachgenofjenichaftlih find, jondern aus den „dames r&unies‘ 
befteben. 

In einigen Statuten wird ein Minimalalter bei der Aufnahme verlangt, 
jo bei den Schuhmahern 18 Yahre. 

Die Zulaffung neuer Mitglieder Tiegt gemöhnlih in der Befugniß des 
leitenden Ausſchuſſes. 

In der Regel nennen die Arbeiter den ganzen Berband Syndicalfammer, 
den leitenden Ausihuß aber Syndicalrath (conseil synlical). Derjelbe befteht 
wegen des Artikels 291 gewöhnlich aus höchſtens 20 Mitgliedern, die einem 
raſchen Wechfel unterworfen find, da ihre Amtszeit meiftend nur 1—1Y/, Jahr 
beträgt und halbjährlich die Neumahl der Hälfte oder eines Drittels ftattfindet, 
wobei auch die Wiederwahl eines Ausicheidenden einigermaßen beichränft zu fein 
pflegt. Die Wahlfähigfett für den Syndicalrath oder für andere Vereinsämter 
wird von manchen Verbänden an ftrengere Bedingungen gefnüpft. Die Schuh— 
macher 3. B. fordern anerkannte Ehrenhaftigkeit des Candidaten, ein Alter von 
mindeftens 21 Jahren ımd zweijährigen Betrieb des Gewerbes; die Mechaniker 
und die Präciſionsmechaniker aber verlangen eine fünfjährige Praxis. Ziemlich 
allgemein ift bei den Arbeiterverbänden das Princip durchgeführt, daß fie feine 
Präfidenten haben. Der Syndicalrath wählt aus feiner Mitte Secretär und 
Raffenführer, aber der Vorſitz wechſelt der Neihe nad in jeder Sitzung. Der 
Grund diefer Einrichtung ſcheint die demokratiſche Furcht zu fein, nicht ſowohl, 
daß Einzelne in dem Vereine felbft ein zu großes Uebergewicht gewinnen, als 
vielmehr, daß fie die Präfiventfchaftöftellung nach Außen hin für ihre bejonderen 
Zwecke benugen fönnten. Die Vereinsämter ſollen unentgeldlich verwaltet werden, 
jedoch erhält der Seeretär gewöhnlich eine Vergütung. 

Der Syndicalrath oder das Syndicat im engeren Sinne foll nach feiner 
urfprünglichen Idee eine Art von freier richterliher Commiſſion fein, die bei 
Streitigkeiten der Arbeiter unter fi und der Arbeiter und der Arbeitgeber 
vermittelnd oder fchiedsrichterlich eintritt. Beſonders deutlich erjcheint er in 
diefer Eigenfchaft in den im Anhange mitgetheilten Statuten der Hutmacher 
und der Buchbinder, nach welchen er gänzlich von der Verwaltung getrennt und 
die leßtere einem befonderen Ausſchuß übertragen ift. Im der Regel jedoch if 
der Eyndicalrath die einzige Vertretung des Verbandes nad allen Richtungen 
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bin; neben ihm aber fteht eine Controlcommilfion, die ihn überwacht, etwaige 
Reclamationen entgegen nunmt und in den Generalverfammlungen über jeine 
Thätigkeit Bericht erftattet. 

Die Einziehung der Beiträge geichieht durch Sammler, die entweder in der 
Generalverfammlung oder aud von den Arbeitern der einzelnen Atelierd gewählt 
werden. Sie erhalten Marken, für die fie verantwortlih find, und die als 
Duittungen in die Mitglieder-Bücher eingeflebt werden. Die Beiträge find in 
den meijten Syndicalkammern auf 50—60 Gentimed monatlich feftgeftellt, mit 
Borbehalt der Erhöhung bei bejonderen Umftänden. In jener Höhe reichen fie 
wohl zur Dedung der allgemeinen Koften und für die mehr tbeoretiichen Be— 
ftrebungen der Syndicalkammern (Gründung von Yehrlingscurien, Anlegung 
einer Bibliothef u, f. w.) aus, nicht aber zur Anfammlung einer leiſtungs— 
fühigen Gafje zur Unterftügung von Arbeitslojen oder Strifenden. Bet vielen 
Syndicalkammern ſcheint den Arbeitern nicht recht Far, was für jene 50 Gent. 
pofitiv geleiftet wird; denn auch die Beſtimmung, daß aus dem Reſte der Bei— 
träge ein Fonds zur Gründung einer Cooperativgenoffenfhaft angefammelt 
werben folle, wirkt nicht immer anziehend. Daher werden Biele in ihren Zah— 
lungen bald nadläffig und verlieren dadurch ihre Mitgliedſchaft. Die meiſten 
Statuten beſtimmen, daß Jeder, der vier Monate mit einem Beitrag in Rüch 
ſtand geblieben, als ausgetreten anzuſehen ſei. Auch iſt in der Regel vorgeſehen, 
daß Mitglieder ausgeſchloſſen werden können, und zwar vorläufig durch den 
Syndicalrath, definitiv aber nur durch die Seneralverfammlung. Als Grund 
zu einer ſolchen Mafregel wird angegeben Berlekung der Ehre oder der In: 
tereſſen der Gejellichaft. Die Statuten der Präcifionsmehaniter bedrohen aud 
mit Ausschluß Jeden, der die Syndicallammer von ihrem eigentlichen Zwecke 
abzulenken verſuche, was namentlid politiiche Abjchweifungen verhindern fol. 
Das Princip der Hutmacher-Kammer, daß Niemand ausgefchloffen oder geſtrichen 
werden könne, dürfte heute wohl überall aufgegeben fein. 

Die Generalverfammlung findet ordentlicher Weife nach den verichiedenen 
Statuten 2 bi8 6 Mal im Jahre ftatt; fie wählt die Ausſchüſſe und entjcheidet 
über Statutenabänderungen, über die von dem Syndicalrath vorläufig angeord— 
neten oder vorgefchlagenen Erhöhungen der Beiträge, über die Ausfchliegungen 
oder die vom Syndicalrath abgelehnten Aufnahmegefuche, über die copperative 
Verwendung des angejammelten Fonds u. |. w. 


2. Zwecke der Arbeiterverbände. 


Nicht alle Statuten Iprechen fich mit gleicher Klarheit über die Zwecke der 
betreffenden Syndicallammer aus; aud ift der Standpunkt der verjchiedenen 
Verbände nicht der gleiche. Inöbefonvere verfolgen die nach 1870 reconftituirten 
Syndicate nicht diefelben Ziele, wie ihre unmittelbaren Vorgänger unter dem 
Katferreih. Aber e8 Liegt fein Grund vor, den Namen Syndicalkammer durch 
Definition auf eine jpecififch harmloſe Elaff e von Arbeiterverbänden zu be— 
ſchränken, wie dies Desportes in der Enquöte der „Société d’&conomie chari- 
table“ in gutgemeinter Abficht thut, indem er namentlich diefe Bezeichnung allen 
denjenigen Vereinen verweigern will, welche fi) mit Organifirung von Arbeits: 
einftellungen befaſſen. Es ift unzweifelhaft, daß die feit 1867 unter dem 
Kaiſerreich entftandenen und allgemein als Syndicallammern bezeichneten Arbeiter: 
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vereine außdrüdlih — mir erinnern nur an die ©. 173 und 174 mitgetheilten 
Auszüge aus den Statuten der Schuhmacher und der Typographen — oder 
ftillfchweigend der Politif der Arbeitseinftellungen und des Widerftands gegen das 
Capital gehuldigt haben. Ste betradjteten freilich nicht, wie die revolutionären 
Agitatoren, den Strife ald Selbftzwed, ſondern fie wünſchten aufrichtig, daß ihre 
Forderungen durch Berhandlungen und gemiſchte Commiſſionen durchgeſetzt 
werden könnten; aber wir haben ſchon oben darauf hingewieſen, wie leicht ſolche 
Unterhandlungen zu der ultima ratio der Arbeitseinſtellung führten. Nach dem 
Kriege und der Communeherrſchaft aber gaben die Syndicalkammern das frühere 
Syſtem auf, theils weil ſie unerfreuliche Erfahrungen gemacht, theils auch wohl, 
weil ein offenkundiges Programm der Strifepolitit unter den damaligen Ver— 
bältniffen wahrſcheinlich das Einfchreiten der Regierung veranlaft haben wire. 
Man ftellte jest wieder die Cooperation in den Vordergrund, aber troß der 
Berfuhe und Studien auf dieſem Gebiete, troß der Ausftellungsvelegationen 
und Congrefie hat das Yeben der Arbeiterverbände in diefer Periode im Ganzen 
weit langjamer und jchläfriger pulfirt, als zur Zeit der activen Gewerkvereins— 
Beitrebungen nach engliſchem Vorbilde. Diefe waren im Stande, das Intereſſe 
der Mafje der Arbeiter anzuregen und wenigften® zeitweife zu fefjeln, während 
die gegenwärtig von den Arbeiterjyndicaten verfolgten Zwede für die Mehrzahl 
nicht recht faßbar und greifbar find, 

Uebrigen® find die bürgerlihen Arbeiterfreunde in einer großen Täuſchung 
befangen, wenn fie glauben, daß das cooperatiftiihe Programm der Syndicals 
fammern einer joctalen Berftändigung günftiger ſei, als die friihere Gewerkvereins- 
politit. Nach der Darftellung von Desportes follte man annehmen, die Syndical- 
fammern ſeien jest für Die bürgerlich-fortfchrittliche Defonomie gewonnen, während 
in Wirklichkeit der moraliiche Glaffengegenfag fi eher verjchärft hat, wenn 
auch die Arbeiter den äußeren Kampf mit dem Capital jegt in der Pegel zu 
vermeiden Juchen. Mean vergefje nicht, daß die Gewerfvereinspolitif im englifchen 
Sinne thatſächlich die Anerkennung des Lohnſyſtems einſchließt. Der „Cooperatis- 
mus“ dagegen faßt das gleiche Ziel ind Auge, wie der Collectivismus, nämlich 
die Abichaffung des „Salariat“, die Ausftattung des Arbeiterd mit den Arbeits- 
mitteln und den Gewinn des vollen, nicht durch den Unternehmer verkürzten 
Arbeitsertrages. Freilich will das erſtere Syftem dieſes Relultat auf dem Boden 
der beftehenden Gejellihafts: und Wirthſchaftsordnung und durch die eigene 
ökonomiſche Kraft der Arbeiter erreihen. Wenn aber die Erfahrung lehrt, daß 
auf diefem Wege die Emancipation der Claſſe als folder nicht erreicht werben 
fönne, jo werden viele Enttäufchte Doch nicht den Glauben an jenen idealen 
Endzuftand fallen laſſen, und fo ift denn die Befehrung von urfprünglic gut— 
gläubigen Cooperatiften zum Collectivismus ſchon gegenwärtig nicht gerade felten. 

Uebrigens haben die Syndicalkammern auch in ihrer neueften Periode 
keineswegs in dem Umfange principiell auf die actiwe Widerftandspolitif ver: 
zichtet, wie e8° der Gewährsmann der Soeiété d’&conomie charitable, der jetsige 
Sollectivift Chabert Darzuftellen beliebte!), und die Strikes der Parifer Setzer 


2) &o heißt e8 in den neuen Statuten der Mechaniker (vom 7. September 1873) 
Art.: 4 (La Chambre syndicale) fera son possible pour que le salaire soit tou- 
jours en rapport avec les besoins mat6riels et que son taux corresponde & la 
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und Drojchkenkuticher, ganz abgefehen von den Bewegungen in Lyon und anderen 
Provinztalftädten, zeigen aud die Praxis der Syndicate in einem weniger 
akademiſchen Yichte. 

Mas die Methode der Arbeitdeinftellungen in ihrer Blüthezeit betrifft, fo 
beftand fie, wie aus den im IX. Abfchnitte angeführten Beijpielen hervorgeht, 
in dem concentrirten Angriff auf einem beſchränkten Gebiet, der nicht von einer 
einzigen Syndicallammer, fondern von einer ganzen „Föderation“ unterhalten 
wurde. Zu einer allgemeinen Kriegführung mit dem Capital waren die Mittel 
der Gewerfvereine troß ber Beihülfe der Internationalen bei weitem zu unbe: 
deutend; aber man hoffte durch vereinzelte heftige Stöße die Unternehmer auf 
der ganzen Linie überrumpeln und zum Weichen bringen zu fünnen. Wenn ein 
einzelner Berband auf eigene Hand operirte, jo fuchte er ebenfall® die Aus: 
dehnung des Kampfes möglichft zu beſchränken; das normale Angriffsmittel iſt 
daher nicht der allgemeine Strike, jondern das Imterbict einzelner Häufer, und 
wenn e8 wegen dev Uneinigfeit der Unternehmer möglich ift, daß ein Theil der 
Verbandsmitgliever weiter arbeitet, während die verrufenen Werfftätten leer 
ftehen, fo find die Ausfichten der Arbeiter jehr günftig, da die Beiträge der 
Arbeitenden die Feiernden unterftügen. In der Regel aber antworten die 
Unternehmer mit einer Ausfperrung, jedody nicht immer, wie namentlich die 
Beilpiele aus Lyon zeigen. 

Die am wenigften gewaltfame Beeinfluffung des Arbeitsmarktes endlich be- 
fteht in der Unterftügung individueller Arbeitseinftellungen, wie fie z. B. 
in den Statuten der Präcifionsmechanifer vorgefehen ift (f. vorige Note). So 
veripricht auch die fufionirte Syndicalkammer der Schuhmacher nad ihren neueften 
Statuten denjenigen Mitgliedern, die einen von dem Syndicat gebilligten Proceß 
mit ihren Arbeitgebern führen, für die Dauer deſſelben, falls fie feine andere 
Beichäftigung finden, eine Entfehädigung von 2 Fres. täglid — ſobald der 
Gafjenbeftand die erlaubt. Die Syndicallammer der Kunfttiichler gibt ihren 
Mitgliedern bei Arbeitslofigfeit in Folge von Lohnftreitigkeiten eine Entichädigung 
von 3 Fred. täglich, jedoch im Ganzen nur für ſechs Lage, Außerdem aber 








valeur reelle du travail produit; elle s’opposera dans la limite de ses forces 
à toute atteinte qui serait port&e à la corporation. Allerdings lautet Artikel 8: 
La chambre arudiäde fera tous ses efforts pour pr&venir les grèves générales 
ou partielles en proposant aux patrons la creation d’un tribunal d’arbitrage 
compose mi-partie d’ouvriers et mi-partie de patrons lequel statuera sur ce qui 
pourrait amener des conflits de cette nature. Aber diefer Artikel läßt offenbar 
ben Strife als letztes Mittel im Hintergrumnde, zumal bie Unternehmer fich bisher auf 
folde Schiedsgerichte nicht einlaflen wollen. In den Statuten der Präcifionsmechaniter 
(vom 10. November 1872) wird als Zwed der Gefellihaft angeführt: „de defendre 
solidairement les interöts moraux, intellectuels et mat6riels de tous ses membres; 
d’affirmer et de soutenir les droits des ouvriers par tous les moyens legaux 
et de faire valoir leurs justes r&eclamations individuelles ou Solaris: soit 
devant les patrons, soit devant les tribunaux ou devant l’opinion publique.... 
Quand les fonds de caisse le permettra, de parer aux desastres du chömage, de 
venir en aide aux ouvriers qui se trouveraient sans travaux par suite de 
differends survenus entre patrons et ouvriers pour des causes dont la legitimite 
devra &tre prealablement appreciee par le syndicat et approuvde par l’assem- 
bles. Une caisse de prevoyance sera formée à cet effet. Es ift das alfo that- 
.n une Stritecaffe. Der Beitrag beträgt in diefer Syndicallammer monatlich 
1 Franken. 
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gewährt fie unter Umſtänden auch Vorſchüſſe auf ftreitige Summen. In der 
früheren Periode fam auch dieſes Syitem in größerem Umfange zur Anwendung. 
Die Mechaniker gewährten damals Denjenigen, die mit Zuftummung des Syn— 
dicats die Arbeit niederlegten, eine wöchentliche Unterftügung von 20 Fres., 
während fie nach ihren jegigen Statuten (Art. 7) im Falle eines Proceſſes mit 
dem Arbeitgeber nur nöthigenfalld dem Arbeiter einen Theil der jtreitigen Summe 
vorjchießen, unter der Bedingung der Rückzahlung jelbft nad einem un= 
günftigen Ausgange. 


3. Einigungscommiffionen und Gewerbegeridte. 

Die wirflicen Arbeiter find einig darüber, daß die Arbeitseinftellung ein 
nur im äußerſten Nothfalle anzumendendes Kampfmittel fei. Sie find daher im 
Princip für Einigungscommilfionen und Schiedögerichte, die nicht, wie die vor— 
bandenen Gemwerbegerichte, über Streitfragen aus beftehenden Verträgen, ſondern 
über die Bedingungen des erft abzuſchließenden Arbeitövertrags entſcheiden jollen. 
Durch die Syndicalkammern follte gerade diefe Einrichtung begründet werden, 
aber bisher ift nur wenig nad) diefer Richtung geichehen. Wir haben allerdings 
an zahlreichen Beripielen gezeigt, daß die Arbeiteriyndicate bei drohenden oder 
bereit8 ausgebrochenen Conflicten mit den Vertretern der Unternehmer Unter: 
bandlungen führten, und es ift auch nicht zu verfennen, daß alle diejenigen 
Striles, welche von Eyndicallammern over ähnlichen Verbänden geleitet wurden, 
im Ganzen in größerer Ordnung und Regelmäßigteit verlaufen find, als die 
unter improvifirten Führern ftehenden; aber regelmäßig fungirende gemifchte 
Einigungscommilfionen oder überhaupt ftändige Beziehungen zwifchen den Unter: 
nehmer: und Arbeiterverbänden fommen nur fehr vereinzelt vor, und Fälle, in 
denen eine bereit brennende Streitfrage über die Arbeitöbedingungen durch frei- 
willige vorgängige Annahıne des Schiedsſpruches eined Unparteiiſchen erledigt 
worden wären, find mir überhaupt nicht befannt!). Den erften Verſuch einer 
gemischten Commiffion haben wir bei den Buchdrudern gefunden, aber · zugleich 
gelehen, daß die Unternehmer fich wieder zurüdgezogen haben. Bei der Neu— 
bildung der Arbeiterfyndicate nach 1871 wandten ſich die meiften fofort an die 
Unternehmerverbände ınit dem Erfuchen, regelmäßige Beziehungen anzufnüpfen. 
Wir haben aber ſchon oben (S. 108) geſehen, daß diefe Schritte nichts weniger 
als allgemeines Entgegenfommen fanden. Unter den Unternehmerfammern, 
welche ſich auf einen Berfuch einließen, nennen wir die der Handihubfabricanten, 
die im April 1873 zwar den Antrag ablehnte, daß jedes der beiden Syndicate 
jedesmal zwei Delegirte in die Sigungen des anderen ſchicken folle, aber den 
Beſchluß fahte, ihre Tagesordnung jedesmal der Arbeiterfammer zuzufenden mit 
der Einladung, daß die letztere Delegirte ſchicken möge, wenn fie e8 für zmeds 
mäßig halte. Die Arbeiter nahmen diefen Vorſchlag an, und im Januar des 
folgenden Jahres conftatirte man in der Unternehmertammer, daß zweimal 
Delegirte der Arbeiter erfchienen feien, tim Uebrigen aber die neue Einrichtung 


1 Vermittlungen durch augeſehene — ei ſind wohl vorgelommen; 
eigentliche Schiedsſprüche aber wurden zwar mandmal von der einen Partei vor—⸗ 
eihlagen, aber von der anderen nicht angenommen. Die Beruhigung der Tapeten: 
ruder in den Jahren 1868 und 1873 gehört ebenfall8 nicht hierher. 
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meber die Hoffnungen noch die Befürchtungen betätigt habe, die fih am fie ge- 
tnüpft hätten. Im April 1874 aber modificirte die Kammer ihren früheren 
Beihluß dahın, daß ihre Tagesordnung mur dann dem Arbeiterfundicat mit: 
zutheilen ſei, wenn fie Punfte enthalte, die für die Arbeiter von Intereſſe wären; 
die Arbeiterfammer ihrerjeit8 aber könne Anträge an das Unternehmerfyndicat 
richten, welche auf die Tagesordnung des letzteren geftellt werben würden !). 

Die großen Schneidermeifter hatten jih zwar im Jahre 1874 gegen bie 
Bildung einer gemischten Commiſſion entſchieden, gleihwohl aber fand im Juli 
1875 die erſte Berfammlung einer ſolchen ftatt. Die Arbeiter wollten einen 
Diinimaltarif für die Eonfectionsarbeit eingeführt willen, die bisher auferorbent- 
lich ſchlecht bezahlt wird, Die Meifter erfannten das Uebel an, aber fie 
fonnten ihrerſeits nichts in der Sade thun, da eben die „confectionneurs‘* 
feine „tailleurs‘ find. Die Situng ergab fein Refultat, jedoch follte eine neue 
ftattfinden ?). 

Die Arbeiter der Phantafiepapier-Fabrication forderten 1876 den Unter: 
nehmerverband nochmals zur Organifation einer gemiſchten Commiſſion auf, 
nachdem ein erfter Verſuch geicheitert war. Gerade in der ‘Papierfabrication 
fcheinen diefe Beftrebungen ausfichtsvoll, da Die einzige wirklich befriedigend 
arbeitende und in ihrer Eriftenz gefiherte Einigungscommiffion für das Syn: 
dicat der Papeteriearbeiter und Lintirer und die entiprechende Abtheilung des 
Geſammtſyndicats der Papierinduftrie, hauptlächlich durd) Die Bemühungen Havards, 
zu Stande gebradht worden ift. Die grundlegenden drei erften Artikel ber 
Statuten diefer Commiſſion wurden durch Delegirte der beiden Syndicate ver: 
einbart und am 23. November 1873 von der Generalverfammlung des Arbeiter: 
verbande® und am 5. December von der Syndicallammer der Unternehmer 
angenommen. 

In ihrer Eröffnungsfigung am 7. Januar 1874 fügte die Commilfion 
dann Die ergänzenden Artikel 4—7 bei. (Anhang Nr. 13.) Nach Artikel 4 
follen Präſident und Secretär ohne Unterfchied der eine aus den fünf Arbeit: 
gebern, der andere aus den fünf Arbeitern, welde die Commiffion bilden, auf 
ein Jahr gewählt werben, es ijt aber bisher immer der Präfident der erfteren 
Kategorie entnommen worden und das Secretariat demnach einem Arbeiter zu: 
gefallen. Das Circular, welches die Wahlen für 1878 anzeigt, hebt den bie: 
berigen günftigen Erfolg des Inſtituts hervor und conftatirt namentlich, daß 
durch feine Vermittlung im Jahre 1877 die Aufgabe erfüllt worden jei, die Zehn: 
ftundenarbeit bei dem größten Theile der Parifer Bapeteriefabriten einzuführen 3). 

ebenfalls beweift dieſer Erfolg, daß ſolche Commiſſionen auch ohne eigent: 
lich ſchiedsrichterliche Befugniſſe, Tediglih durch ihre moraliſche Autorität nützlich 


) Union nationale, vom 7. Mai 1873 und vom 7. Februar und 2. Mai 1874. 
2) Union nationale, vom 20. November 1874. Bor einiger Zeit hat fih auch 
eine gemifchte Commiffion von Unternehmern und Arbeitern der Blumenfabrication 
gebildet, jeboch nicht zur Erledigung von Lohnftreitigfeiten, ſonderu zu gemeinfcaft- 
liher Belämpfung ber Concurrenz der Gefängnifarbeit, zu deren Regelung fie ber 
Nationalverfammlung einen Gefegentwurf vorgefchlagen bat. 

®) Bezeichnend it aud, daß die Syndbicallammer der Bapeteriearbeiter vor kurzem 
die Abfchaffung der „indemnite de chömage“ beſchloſſen bat. Revol. frangaise, 
vom 8. Mai 1879. 
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im Sinne der Verlöhnlichkeit wirken können. Wenn die Unternehmer befjeren 
Willen zeigten, jo würde ohne Zweifel diefe urſprünglich als die Hauptfunction 
der Syndicalkammern bingeftellte Bermittlungsthätigkeit fi bald in vielen anderen 
Imduftriezweigen entwideln; aber es jcheint, daß die Arbeitgeber fürchten, der 
ihnen widerwärtigen Wrbeiterorganifation einen zu großen Vorſchub zu leiften, 
wenn fie derjelben durch die Gelegenheit zu einer ſolchen Wirkſamkeit einen feften 
Halt darböten. Die Arbeiter aber müßten erft dur Erfahrung lernen, daß es 
fih ber folchen Berftändigungsverfuchen um Compromiffe und nicht um ftarre 
Durchſetzung einjeitiger Forderungen handelt. 

Was die beftehenden Gewerbegerichte betrifft, jo ſuchen die Arbeiteriyndicate 
zunächſt dadurch Einfluß auf diefelben zu erlangen, daß fie auf die Vermehrung 
des Intereſſes und der Berheiligung an den Wahlen der Arbeiterrichter hin— 
wirfen, Bemühungen, die nicht ohne Refultat geblieben find !). Ber Streitfragen, 
in denen das Recht nad) der Anficht des Syndicats auf der Seite des Arbeiters 
ift, tritt dafjelbe für ihn ein, bezahlt die Proceffoften und überwacht die Aus- 
führung des Urtheild. Diefe Solidarität erftredt fi übrigens auch auf Procefie 
vor anderen Gerichten, namentlich auch in ragen der Haftpflicht der Unter: 
nehmer. Im der legten Zeit des Kaiferreih8 jorgten mande Syndicate auch 
für diejenigen ihrer Mitglieder, die wegen politiicher Vergehen verhaftet waren. 
Bei den Mecanitern z. B. befanden ſich gemöhnlic mehrere in diefer Lage und 
fie erhielten dann eine ähnliche Unterftügung, wie die Arbeitslofen. 

Die allgemeinen Wünſche der Arbeiter in Bezug auf die Gefeggebung über 
die Gewerbegerichte haben wir früher jchon erwähnt. Mehr und mehr einftim= 
mig wird namentlich die Forderung erhoben, daß diefelben in irgend eine Ver— 
bindung mit den Syndicallammern zu bringen ferien. So wird von Einigen 
vorgelhlagen, daß man dem Gemwerbegericht eine gemiſchte Commiſſion aus den 
beiden Syndicaten eines jeden Zweige als Vergleichsbureau beifügen möge. 
Bei dem großen Strike der Weber in Vienne im Mai dieſes Jahres hatte man 
bereit8 abgemacht, daß durch Commiſſionen der beiden Parteien vor dem Ge— 
werbegericht eine Verftändigung verfucht werde, namentlich über die unzweifelhaft 
in die Competenz des Gerichte fallende Frage in Betreff der beim Ausbrud 
des Strife bei den Fagonmeiftern auf den Webftubl befindlichen unvollenveten 
Stüde. Der Verſuch blieb übrigens reſultatlos. 


4. Tarife und Lohnpokitif, 


Was vielen Arbeitern in ihren Beziehungen zu dem Gemwerbegericht beſonders 
am Herzen Tiegt, ift die Ausdehnung der Wirkſamkeit derfelben binfichtlicy der 
collectiven Zarifvereinbarungen. Bon Zeit zu Zeit kommen immer wieder Fälle 
vor, welche die Arbeiter daran erinnern, daß die Abmachungen zwiſchen ihren 
Syndicaten und denen der Unternehmer für Diejenigen, welche demſelben nicht 
perſönlich beigetreten find, feine vechtöfräftige Wirkung haben. So berichtete ein 
Redner auf dem Parifer Congreffe, daß die überwiegende Mehrzahl ver Unter: 


1) Auf dem Pariſer Congrefie berichtete ein Redner, daß in Roubair vor ber 
Eriftenz der dortigen (allgemeinen) Synbicallammer ber Arbeiter nur 70 bi8 80 Ar- 
beiter an der Wahl der Prudhommes ſich betbeiligt hatten, während jett die Liſte 
ber Syndicalkammer mit einer Majorität von 600 Stimmen über bie concurrirende 
gefiegt habe. Seances du Congres de Paris, p. 115. 
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nehmer und Arbeiter der Bandweberei in St. Etienne eine (ſeitdem aufgelöſte) 
emeinſchaftliche Syndicallammer gebildet und einen Minimaltarif aufgeſtellt 

be, daß aber dieſer Tarif für „unvereinbar mit der öffentlichen Ordnung“ 
erklärt und durch alle Inſtanzen entſchieden worden ſei, „daß Conventionen zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern keinen rechtsverbindlichen Charakter hätten“. Der 
Redner drückt ſich übertreibend aus, aber man ſieht leicht, was in Wirklichkeit 
der Gegenſtand der Beſchwerde iſt. Beſonders fühlen ſich die Bauhandwerker 
in Paris gereizt, wenn fie nicht die Lohnſätze erhalten, die der ſtädtiſchen Preis- 
Serie zu Grunde gelegt find. Die Zufammenjegung der ftädtiichen Tarifcom— 
milfion, wie fie durch den Prüfecturerlaß von 1872 geregelt wurde (j. oben 
©. 56), bat nad mündlichen Meittheilungen fortbeftanden, aber wir finden 
nirgendwo Andeutungen, daß die Arbeiter auf die Theilnahme einiger (vom 
Gewerbegeriht zu ernennenden) Genoſſen an diefer Commiſſion Gewicht Tegen. 
Dagegen finden, wenn e8 fi) um die Revifion der ftädtiichen Preislifte handelt, 
auch directe Berhandlungen zwiſchen den Arbeiterfyndicaten und den Unternehmer- 
verbänden ftatt; aber wenn man ſich auch über den in die Preis-Serie aufzu- 
nehmenden Lohnſatz einigt, Jo erheben die Unternehmer doch allerlei Schiwierig- 
feiten, wenn fie denfelben wirklich bezahlen ſollen. Wir haben die Beſchwerden 
der Arbeiter auf dem Lyoner Congreß über dieſes Verfahren bei Gelegenheit 
der Preid-Serie von 1877/78 erwähnt und fügen bier noch bei, daß der ber 
Arbeiterbewegung nicht jehr geneigte „Peonomiste frangaise‘‘ die Haltung der 
Unternebiner nicht gerade rühmenswerth findet. Damald wie auch bei der 
Nevijion für 1879/80 (ſ. die Note ©. 59) weigerten fie fi) nicht principiell, 
den von dem Director der ſtädtiſchen Wrbeiten genehmigten höheren Lohnſatz 
überhaupt zu zahlen, fondern fie fuchten, obwohl die Stadt den Tarif bereits 
mit dem 1. Januar 1877 in Sraft feßte, den Beginn der Mehrzahlung binaus- 
zuſchieben, indem fie behaupteten, der Tarif müſſe vorher veröffentlidt 
fein. „Moyen dilatoire,“ fagte dazu der „Economiste‘‘!), „qui, soit dit em 
passant, ne fait pas grand honneur aux patrons‘‘ 2), Das Gewerbegericht 
aber war nicht berechtigt, die Unternehmer zur Zahlung der Lohnerhöhung 
zu verurtheilen. 

. Wie überhaupt ſolche Abmachungen zwiſchen den Bertretungen der beider= 
ſeitigen Berbände für die einzelnen Mitglieder derfelben perſönlich wirkſam ge 
macht werden jollen, iſt den Arbeitern noch fehr unklar. Im Allgemeinen laufen 
ihre Borftelungen darauf hinaus, daß die leitenden Ausſchüſſe der Syndical- 
verbände jowohl der Unternehmer als der Arbeiter in den Tragen über Die 
Arbeitsbedingungen geſetzlich als Mandatare der einzelnen Mitglieder anzuer= 
fennen ſeien. Wer alfo einem jolden Verbande beitritt, würde durd den Beitritt 
jelbft dem Syndicat Vollmacht geben, für ihm mit den Mitgliedern des anderen 
Berbandes durch Vermittlung des Syndicalrathes der letzteren vechtöverbindliche 
Verträge über Lohn, Arbeitsvauer u. |. w. abzufhliefen. Der Austritt aus 
dem Berbande, der natürlich frei bleiben muß, wäre gleichbedeutend mit der 
Zurüdziehung diefer Vollmacht. Der Art. 4 des Lockroy'ſchen Geſetzentwurfs 


1) Economiste frangais, vom 17. Februar 1877. 
. 9), Die Unternehmer werben wahrjdeinlih antworten, daß bie ſtädtiſche Preislifte 
für Privatbauten ihre thatfächliche Geltung erft gewinnen kann, wenn fie veröffentlicht ift. 
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(j. oben ©. 27) würde dieſer Idee ungefähr entiprechen; aber für die Zwecke 
der Arbeiter würde er noch keineswegs ausreichen. Störungen und Conflicte wären 
unvermeidlich, wenn die Mitglieder des Unternehmerverbandes ſich nicht aud) 
verpflichteten, ſolchen Arbeitern, die dem Verbande nicht angehören, entweder 
ebenfalls den tarifmäßigen Lohn zu bezahlen oder ihnen ihre Werkftätten zu ver- 
ſchließen; und andererjeit8 müßten aud) die Wrbeiterverbandsmitglieder,, die 
ohne Beihäftigung wären, fich verpflichten, bet ifolirten Unternehmern nur zu dem 
normalen Lohnſatze Arbeit anzunehmen. Ein folhes Syitem aber würde, wenn 
es überhaupt aufrecht erhalten werden follte, zu ftaatlihen Lohntaxen führen, die 
aber wieder von den Arbeitern keineswegs gewünjcht werden. Gerade an dieſem 
Punkte müfjen fie erfahren, wie ſchwer es ift, hinſichtlich der Tariffragen irgend 
einen ſyſtematiſch und confequent durdführbaren Vorſchlag zu machen. Glück— 
licher Weiſe aber ift e8 nicht immer nöthig, die praftiichen Erſcheinungen der 
Wirklichfeit in eine abftract confequente Formel zu zwängen. Die Erfahrung 
lehrt ja, daß ſich wirklich in gewiffen Gewerben ein Tarifweien auf der Bafis 
der Sitte und der blos moralijchen Verpflichtungen ausgebilvet hat, und dieſe 
Anfänge weiter zu entwideln, ift eben die fruchtbarfte Aufgabe der Syndicalverbäne. 

Bei ihren Berfuchen die Arbeitsbedingungen zu beeinfluffen, müfjen die 
Symdicalfammern natürlih auch Stellung nehmen zu den verfchiedenen Lohn: 
foftemen. Im Allgemeinen befürworten fie den ‚Zeitlohn und zwar den Stunden: 
lohn, mit einem Normalarbeitstage von zehn Stunden (und dem Zukunftsideal 
der Achtftundenarbeit), mit Zulagen für die Ueberftunden und Beſchränkung der 
legteren auf die Fälle des unabmeisbaren und unvorbergelehenen Bebürfnifies. 
Die Zehnftundenarbeit ift außerhalb des eigentlichen Fabrifbetriches jchon in 
großem Umfange durch den Einfluß der Berbände durchgeführt, aber Viele 
möchten fie auch geſetzlich firirt willen. Die Verbände, melde für alle einen 
gleichen Normallohn verlangen, jegen übrigens aud normale Leiftungsfähigkeit 
des Arbeiterd voraus, wie wir dies bei den Zimmergefellen geiehen haben. Auch 
fei an die Beftimmung des Verbandes der Bronzearbeiter erinnert (S. 161), 
nad) welcher die Majorität der Mitglieder einer Werkftätte darüber entfcheidet, 
ob ein Arbeiter jenen Lohn verdiene oder nicht. 

Was den Stüdlohn betrifft, jo nehmen ihn die Arbeiterverbände ohne 
Schwierigkeit an, wenn die Arbeit in gemeinſchaftlichen Werkftätten oder wenig: 
ften® in beftimmten abgegrenzten Stunden verrichtet wird. Dagegen nehmen 
fie großen Anftoß an der umcontrolirten Arbeit der in ihrer eigenen Wohnung 
bejchäftigten Sagonarbeiter, die oft 15 und mehr Stunden thätig find und dadurch 
für die übrigen häufig den Arbeitsmangel verſchärfen. Diefe Hausarbeiter halten 
fi) au) von den Syndicalfammern der Werkftattarbeiter fern, fie können in 
befonderen Fällen, wie die Weber, eigene Verbände bilden, in der Regel aber 
bleiben fie ifolirt und bringen ſich dur ihre jchrantenlofe Goncurrenz oft gänz- 
ih um den Mehrerwerb, der ihrer ausgedehnteren Arbeitäzeit entiprechen würde. 
Die Werkftattarbeiter aber fühlen ebenfalls ihren Lohn fortwährend durch diefe 
Concurrenz bedroht; daher die Beſchwerden gegen die Façonniers, zu deren Ab: 
hülfe fich freilich fein praftiicher Weg darbietet. 

Noch verhaßter aber als die häusliche Stüdarbeit ift den Syndicalkammern 
die „Marhandage”, die Afterunternehnung von Seiten eined Arbeiter, oder 
wie man ſich ausdrückt, die „exploitation de l’ouvrier par l’ouvrier“, Man 
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rühmt freilidy dieſe Methode oft als den richtigen Weg, auf dem beionders 
tüchtige Arbeiter zur Selbftändigkeit gelangen fünnen, Aber die Arbeiter ver: 
fihern, daß gerade Diejenigen, welche eben im Begriffe find, fid auf den Schul- 
tern ihrer Genofjen über ıhre Claſſe zu erheben, weit egoiftiicher und rüdjichts- 
(ofer auftreten, als die eigentlichen Unternehmer. Wir haben gejehen, wie die 
Zimmergefellen die Marchandage befümpften; 1848 murde fie auf dem Papier 
gejetlich verboten, aber fie eroberte fi immer wieder ein gewiſſes Gebiet, das 
allerdingd durch die confequenten Anftrengungen der Arbeiterverbände einiger— 
maßen eingeengt worden if. Der Standpunkt der legteren ift deutlich ausge— 
Iprochen in dem Art. 2 der Statuten der Sattler (Anhang Nr. 11), nad welchem 
ein als Marchandeur auftretender Arbeiter ausgeſchloſſen wird, wenn er nicht 
die in der Werfftätte üblichen Tarifſätze bezahlt. 

Dagegen haben die Eyndicallammern nicht® einzumenden gegen einen 
Öruppenaccord gleichberechtigter Genoffen, alfo die cooperative Marchandage. 
In Wirklichkeit freilich wird ſich diefe wohl nur in folden Fällen vorfinden, in 
denen die Betheiligten über annähernd gleihe Mittel verfügen oder überhaupt 
nur eine fehr geringe Capitalbaſis erforderlich if. Das Commanditefyften der 
Typographen (j. oben) endlich beruht auf einer bloßen Arbeitögenoffenichaft, die 
übrigens nach verſchiedenen Grundſätzen geregelt werben fann. Die Setzer ver- 
langen im Princip die allgemeine Einführung beffelben, find aber noch jehr weit 
von der Verwirklihung diefer Forderung entfernt. 

Das Syſtem der Gewinnbetheiligung findet bei den Eyndicallammern im 
Ganzen ſehr wenig Anklang. Sie betrachten e8 mit Mißtrauen als eine bloße 
Lodung, die fich hinterher als trügeriſch erweiſen würde. Der Delegirte der 
Medaniker zur Auöftellung von Philadelphia z. B. nennt e8 „un systäme 
bätard et non &maneipateur‘‘, das definitiv verurtheilt fe. Die Syndical⸗ 
fammern erftreben eben größere Selbftändigteit der Arbeiter den Unternehmern 
gegenüber, und dieſer Tendenz ift die Geminnbetheiligung in den drei von 
Böhmert unterjchiedenen Formen nicht günftig. 


5. Lehrlingsweſen. 

Bei einigen Gewerben, u. a. bei den Typographen tritt, wie wir geſehen 
haben, die Neigung hervor, den Zugang von Lehrlingen nach den Intereffen der 
Arbeiter zu regeln, d. 5. zu beſchränken. Solche Tendenzen künnen allerdings 
(eicht im monopoliftiihen Sinne ausarten, aber andererſeits ift doch auch nicht 
zu läugnen, daß Die gegenwärtige Art der Vertheilung des Nachwuchſes auf die 
verjchiedenen Gewerbe, die hauptlächlich auf dem Zufall beruht, durch ein Syſtem 
rationeller Nachweiſungen über die Bejegung und die Bedürfniffe der einzelnen 
Gewerbözweige verbejlert werden könnte. Es gilt dies freilich nur für die 
eigentlichen Gewerbe, die eine wirkliche Lehrzeit erfordern, nicht für die wejentlich 
mit Majchinen arbeitende Großinduſtrie. Aber auch in ven erfteren muß ein 
mehr oder weniger großes Gebiet den capitaliftifhen Großbetrieb überlaſſen 
werden, der immer, wenn er auch die individuelle, ausgebildete menjchliche 
Handfertigfeit nicht ganz entbehren kann, darauf ausgeht, die menſchliche Arbeit 
durch ausgedehntefte Theilung und Specialifirung zu einer möglichſt maſchinen— 
mäßigen zu machen. Dadurch wird auch für dieſen Betrieb eine kürzere Lehr— 
zeit mit durchaus einfettiger Ausbildung genügend, und die Lehrlinge nehmen 
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mehr und mehr den Charakter der jugendlichen Arbeiter der Großinduftrie an. 
Die Syndicallammern ſuchen nun zunächſt die übermäßige Verwendung von 
Lehrlingen als directen Concurrenten der erwachſenen Arbeiter zu befämpfen, 
aber fie werben gegen die Macht der Verhältniffe nicht auftommen fünnen. Die 
Production billiger und ſchlechter Waaren wird aud in Frankreich mafjenhaft 
und für eine ſtändige Nachfrage betrieben, und e8 werden ſich daher immer ſo— 
wohl Käufer wie Berläufer von unzulänglic ausgebildeter Arbeitöfraft finden. 
Im Zufammenhang mit dem erwähnten Beftreben verlangen die Syndical— 
fammern allfeitige Ausbildung der Lehrlinge, nicht Heranziehung von 
Specialiften, die hülflos daftehen, wenn ihnen die Gelegenheit zu der Ausübung 
der einzigen Hantterung, auf die fie eingeübt find, genommen worden. Sie 
wünschen jogar für den Lehrling eine Vorbereitungszeit, in welder er mit den 
in einem größeren Kreiſe verwandter Gewerbe vorkommenden Arbeiten und 
Werkzeugen praktiſch vertraut gemacht werden ſoll, jo daß ihm jpäter der Ueber- 
gang von einem Fade zum andern bedeutend erleichtert fein würde. Nach diefer 
Methode verführt man bereit8 in den ſtädtiſchen Lehrwerkftätten in Paris, aber 
e3 ift nicht zu erwarten, daß fie auf die große Maſſe der Lehrlinge ausgedehnt 
werben fünnte, 

Diefe Beftrebungen der Syndicalkammern refumtren fi in der Forderung, 
daß ihnen die Vermittlung der Yehrlingsverträge, die Feftftellung der allgemeinen 
Grundlagen und die Aufficht über die Ausführung verjelben zuſtehen müſſe. 
Auch ift wohl von Yehrlingsprüfungen die Rede, oder wenigſtens von einer Ent: 
ſcheidung darüber, ob der Yehrling genügend ausgebildet ſei, um den tarifmäßigen 
Mintmallohn beanſpruchen zu können. 

Wir ſehen hier wieder, daß die zunftmäßigen Anſchauungen unter den gegen= 
wärtigen Verhältniſſen vermöge des capttaliftiichen Betriebes nicht ſowohl bei 
den Unternehmern als bei den Arbeitern ſich neu entwideln. Jedoch muß con- 
ftatirt werden, daß Diele Tendenzen wenigften® bei den franzöfifchen Arbeitern 
fih immer vor den allgemeinen PBrincipien der Elafjenjolidariät beugen und nicht 
mit der naiven Engherzigfeit auftreten, wie bei manchen Fleinen Handwerks— 
meiftern. Gerade um aud das Lehrlingsweien in das Solidaritätsſyſtem der 
Arbeiterpolitit aufzunehmen, wollen die Arbeiteriyndicate den profeffionellen Un- 
terricht möglichft in ihre eigenen Hände bringen. Die wirfligen Leiter der 
Lehrlingsausbildung in den Pariſer Werkftätten find ja ohnehin die Wrbeiter 
und nicht die Unternehmer, und die Competenz der Syndicalkammern für den 
Sachunterricht ift daher nicht zu beftreiten. Zugleich aber würden dieſe Arbeiter: 
Lehrinftitutionen die junge Generation von Anfang an in der focialpolitifchen 
Atmoſphäre aufziehen, in der ſich die Arbeiterbewegung vollzieht. 

Einige Arbeiterfonbicate haben praftiihe Verſuche in der Lehrlings-Aus- 
bildung unternommen. Bor allem verdient Erwähnung die „Ecole profession- 
nelle de l’ameublement“ (52, rue Sedaine). Sie ift 1875 durch die Arbeiter: 
ſyndicate der Kunfttiichler, der Stuhlichreiner und der Möbelichniger gemein- 
ichaftlidy gegründet worden und begann bejcheiden mit 10 Theilnehmern, wäh— 
vend fie 1877 bereits 45 Schüler zählte und noch 20 Bewerber wegen Raum: 
mangels zurüdweijen mußte. Der Unterricht umfaßt Yinearzeihen, Mobelliven, 
beichreibende Geometrie, Baukunft in ihrer Beziehung zu den Möbelftilen, 
decorative Bildhauerei und die materielle Ausführung der Modelle. Der Unter: 
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richt findet jeden Abend von 8—10 Uhr ftatt. Alle BVierteljahre wird eine 
Ausftellung der Lehrlingsarbeiten veranftaltet; eine Jury erkennt dem Urheber 
der beften Arbeit ein Fähigkeitspiplom zu und vertheilt außerdem als Belob- 
nungen Medaillen und ehrenvolle Erwähnungen. Die Jury-Mitglieder, neun 
an der Zahl, find die tüchtigften Arbeiter der betreffenden Fächer und werben 
als foldhe von ihrer Syndicalfammer in geheimer Abftimmung gewählt. Ein— 
mal in jeder Woche finden Vorträge und Demonftrationen am Werktiſch ftatt, 
an denen aud die nicht zur Schule gehörenden Arbeiter und Lehrlinge theil- 
nehmen können. 

Ale Arbeiter und Lehrlinge ohne Unterichied des Alter und der Nationalität 
können in die Schule eintreten. Die Arbeiter haben monatli einen Beitrag 
von 2 Fred. zu entrichten, die Lehrlinge aber werben unentgeldlih angenommen. 

Die Gejellihaft läßt außer den Gründern auch Ehrenmitglieder zu, die 
jährliche Beiträge leiſten, ſowie Theilnehmer, als welde die zahlenden Arbeiter 
und alle diejenigen angejehen werben, die durch Schenkungen von Geld, Büchern, 
Modellen u, |. w. die Schule unterftügen. Die Leitung der Schule fteht einem 
Bermaltungsrath von 9 Mitgliedern zu, der durch die Syndicaltammern jährlich 
gewählt wird !). 

Auch die fufionirte Syndicallammer der Schuhmacher hat eine Lehrlings- 
ſchule gegründet, die im vorigen Jahre 40 Theilnehmer zählte. Es fand zu= 
nächſt nur einmal wöchentlich ein zweiftündiger Curs im Zuſchneiden ftatt, jedoch 
war Die weitere Ausdehnung des Unterrichts beabſichtigt. Für die Lehrlinge 
war berjelbe umentgeldlih, die unterrichtenden Arbeiter aber erhielten für den 
Abend 5 Fred. _ 

Die Stmdicalfammer der Wagenarbeiter hat ſchon 1872 techniſche Unter- 
rihtscurfe für den Wagenbau organifirt, mit denen auch Preivertheilungen 
verbunden find. Bei der im Mai 1879 veranftalteten führte der Maire des 
XVII. Arrondiffements den Vorſitz. 

Auch die Kammer der Mafchinenführer und Heizer hat im vorigen Jahre 
Borträge organifirt, Die einmal wöchentlich von zwei Ingenieuren gehalten 
werden. Sie veranftaltete vor Kurzem auch eine Preisbewerbung in der 
Technik des Maſchinenheizens. 

Die 1869 gegründete Syndicalklammer der Graveure ſucht ebenfalls die 
Ausbildung der Lehrlinge zu fördern, namentlich durch Preißbewerbungen. Von 
den Unterrichtseinrichtungen der Gefellihaft Union und der Tompagnonager 
Berbände überhaupt ift ſchon die Rede gemelen. 

Mit Rüdficht auf die ſchwachen Mittel der Arbeiterverbände find ihre bis- 
berigen Leiftungen im Intereſſe der Lehrlingsbildung immerhin nicht gering zu 
Ihägen. Duantitativ bleiben fie freilich no in jehr beicheidenen Grenzen, und 
es wird abzuwarten fein, ob die Vereine ihr Programm in größerem Mafftabe 
erfüllen fünnen. Im diejem Falle würde e8 ihnen vielleicht gelingen, den Corps— 
geift des Arbeitertbums bei den Lehrlingen von vornherein joweit zu entwideln, 
daß fie wenigftend nicht freiwillig auf eine vollftändige Ausbildung verzichteten, 
und auch ihre Eltern könnten durch den Einfluß der Syndicaltammern zu der 
richtigen Werthſchätzung einer vollen Lehrzeit gebracht werben. Aber wenn wir 





1) Die obigen Notizen find einem lithographirten Eircular von 1879 entnommen. 
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und auch die Arbeiterorganifation in ihrer idealen Vollendung und Wirkfamteit 
denfen, jo würde doch die materielle Noth bewirken, daß fortwährend unvoll- 
ftändig ausgebildete junge Arbeiter fi in großer Zahl dem Grofbetrieb anböten. 
Und angenommen fogar, daß die Solidaritätsorganilation der Arbeiter mächtig 
genug fer, um bieje® zu verhindern, fo würde bei dem thatlächlichen wirthichaft: 
lichen Bedarf nad) orbinärer und nad ſtreng fpecialifirter Arbeit die Ge— 
fahr einer Kraftverſchwendung entftehen. Was nütt dem Arbeiter die voll- 
ftändige — — wenn er ſein Leben lang in der billigen und ſchlechten 
Maſſenproduction beſchäftigt wird. Er hat allerdings die Chance, eine ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit mehr entſprechende Arbeitsgelegenheit zu finden, aber dieſe 
Chance iſt um ſo geringer, je größer die Zahl der gleich gut ausgebildeten 
Coneurrenten iſt. 

Die Beſtrebungen der Syndicalkammern auf dem Gebiete des Lehrlings— 
wejens mögen daher für viele Einzelne nütlich werben, aber ihre Wirkung für 
die Geſammtheit der Arbeiterclaffe darf man nicht überſchätzen. Es wäre jogar 
möglich, daß fie die Ausſcheidung einer befonderen Schicht der fabrikmäßigen und 
Ipecialiftifchen Arbeiter veranlafte!), oder aber, daß der Lohn der vollitändig 
ausgebildeten Arbeiter gedrüdt würde. Wollte die Arbeiterorganifation dieſe 
Folgen zu vermeiden juchen, jo müßte fie ſich die Aufgabe ftellen, felbft für bie 
Abwechslung und fteigende Qualification der Arbeit ihrer Mitglieder zu forgen, 
etwa durch die Einjchaltung von minbeftens einer hierarchiſchen Stufe zwiſchen 
Lehrling und Vollarbeiter. Eine ſolche Einrichtung freilich paßt ſchlecht zu den 
egalitären Anfchauungen der Syndicalkammern, eher aber wäre fie mit ben 
Traditionen der Compagnonage-Berbände vereinbar. 

Was die weiblihen Lehrlinge betrifft, fo klagt man befonderd über bie 
Flöfterlichen Arbeitsanftalten, ſowohl wegen der Goncurrenz, welche dieje Inftitute, 
ähnlich wie die Gefängniffe, der freien Arbeit machen, al3 auch wegen der, wie 
man verfichert, durchaus ſpecialiſtiſchen Abrichtung, welche die Mädchen dort erhalten. 


6. Arbeitsvermittiung und Hülfeleiftung. 

Die Arbeitövermittlung gehört unzweifelhaft zu den naturgemäßeften Auf: 
gaben der Syndicalkammern. Durd einen artelverband der gleichartigen 
Syndicate im ganzen Pande Tiefe ſich eine für die Arbeiterinterefjen ſowohl wie 
für die ganze Voltswirthichaft nügliche, friedliche Beeinfluffung des Arbeits: 
marktes organifiren, als zeitgemäße Umgeftaltung und Erweiterung der Einrich— 
tungen der Compagnonageverbände. Bei der jeigen Yage der franzöfiichen 
Geſetzgebung würde indeß ein ſolches Unternehmen, wenigftens mit dem Maße 
von Freiheit wie e8 Die Arbeiter verlangen, nicht wohl ausführbar fein. Die 
Arbeiterfyndicate beſchränken fich daher auf unentgeldliche Stellennachweiſung. 
Sie treten in der Regel zu dieſem Zwecke mit den Unternehmern in Verbindung ; 
jedoch verlangt man aud von den Arbeitern jelbft, daß fie dem Nacweifungs- 
bureau Mittheilung machen, wenn fie die Erledigung von Stellen erfahren, 
In Paris fuchen die Arbeiter noch vielfach in der primitiven Weile ein neues 
Unterfommen, daß fie ſich auf gewiſſen Plägen einfinden, die für die verſchiedenen 


1) Wir erinnern 3. B. an die Reibungen zwifchen ben Bollarbeitern und ben 
Specialiften in der Handfchubfabrication. ©. 201. 
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Gewerbe herkömmlich beftimmt find, und wohin ſich auch die Leute Juchenden 
Uuternehmer wenden. Der Parifer Stadtratd hat vor Kurzem an einigen 
diefer „coins“ bededte Räumlichkeiten zum Schug der Arbeitfuchenden gegen 
Wind und Wetter errichten laſſen. inige Gewerbe haben ihre Wartepläge in 
gewifjen Weinfchenfen oder Cafes, was leicht zum Schuldenmachen verführt. 
Auch Die conceffionirten gewerbsmäßigen Placirungsbureaux verurſachen den 
Arbeitfuchenden Koften, die leicht durch die GStellenvermittlung der Syndical- 
fammern vermieden werden fünnten. 

An diefer Bermittlung könnte ſich füglicher Werfe nad Analogie des Ber- 
fahrend der Gefellenverbände eine in beftimmten Grenzen gehaltene Unterftügung 
der unfreiwillig, lediglich durch die Geſchäftslage arbeitslos gewordenen 
Berbandsmitglieder anfchliegen, für die leichter beweglichen jüngeren Mitglieder 
auch in der Form einer Reifeunterftägung. Bisher haben die Syndicalkammern 
diefe Art von „chömage* weniger zum Gegenftande ihrer Fürſorge gemacht, 
al8 die, welche durch Streitigkeiten mit den Arbeitgebern entfteht. Viele wollen 
überhaupt nicht als Hülfscaffen irgend welder Art auftreten, fie juchen viel- 
mehr allgemeine Heilmittel gegen die tieferen Urfachen der Arbeitöftofung; To 
verlangen fie Verkürzung der Arbeitözeit, durch welche eine gleihmäßigere Ver— 
theilung der Beihäftigung der Einzelnen bewirkt werden fol. Manche möchten 
auc die Frauenarbeit beichränfen oder ganz aufheben, in der Hoffnung, daR 
die Löhne des Mannes dann jo hoch gehalten werden fünnten, daß die Frau 
ſich ausichlieglich dem Hausmefen und den Kindern widmen fünne. Andererfeits 
freilih nahm die Gitoyenne inet als Vertreterin der Syndicallammer der Ar- 
beiterinnen in Lyon für die Frauen das „Recht auf Arbeit” in Anſpruch und 
verlangte, daß die Männer ihrerſeits aufhören jollten, in das den Frauen 
naturgemäße Arbeitsgebiet einzubringen. Auch die Concurrenz der Gefängniß- 
arbeit wird als eine Urſache der Arbeitslofigkeit befämpft. Die Mafchinenarbeit 
wird im Princip nicht angefochten, aber man verlangt eben mit Rüdficht auf 
diefelbe Verminderung der Arbeitszeit. Die Anfihten der pofitwiftiichen Gruppe 
über diefen Gegenftand haben wir oben erwähnt. 

Der geringe Erfolg, den das Syftem der directen Unterftügung bei Arbeit= 
ftofung bei den Syndicalkammern gehabt, erflärt fich wohl aus den praftifchen 
Schwierigkeiten deſſelben. Faſt alle Gewerbe haben in Paris eine todte Saifon, 
die einige Monate dauert. Die Arbeitslofigfeit tritt in diefer Periode jo maſſen— 
haft und andauernd auf, daß eine Unterftügungscaffe einen ſpecifiſchen Vortheil 
aus dem Berficherungsprincip kaum noch bietet. Wenn überhaupt die Mehrzahl 
der Mitglieder unterftügungsbedürftig wird, fo kann ein Verein weniger mehr 
leiften, ald was auch durch indiwiduelle Einlagen bei der Sparcaffe erreicht 
werden fan. Gegen diefe Schwierigkeiten könnte man vielleicht durch „Föderation“ 
der Gaffen ankämpfen, ſei e8 derjenigen defjelben Gewerbes an verfchiedenen 
Drten, wenn die Stodungszeit local verſchieden ıft, fer e8 der Gaffen verſchiedener 
Gewerbe, deren ftille Perioden in verſchiedene Jahreszeiten fallen. Zu be: 
grenzter Unterftügung Einzelner bei zufälligem Arbeitsmangel aber reichen 
natürlich Schon die Kräfte der iſolirten Gaffen aus. 

Das eigentliche Hülfscaffenwefen, die Kranfenunterftügung, die Invaliden— 
und Alterverforgung und die Unterftügung der Hinterbliebenen fann nicht mehr 
zu dem unmittelbaren Wirkungsfreis der Syndicalkammern gerechnet werben. 
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Ob aber nicht trogdem eine Anlehnung der Syndicalinftitution an die Hülfs— 
caflen zwedmäßig ſei, darüber find die Meinungen getheilt. Die Vertheidiger 
diefer Combination können fih auf den großen Erfolg des Parifer Setzer— 
verbandes berufen, bei dem fie zur Anwendung gebracht ift. In der Periode 
der Strifes waren die Syndicallammern mit ihrer Gewerkvereinspolitif vollauf 
beſchäftigt; aber im ihrer jegigen Phafe find ihre Leiftungen für die Maſſe der 
Arbeiter nicht augenfällig genug, um das Intereſſe derjelben rege zu erhalten, 
während eine Hülfscaffe fie mit Leichtigkeit zufammenhält. Man fucht aller= 
dings jegt den Syndicalkammern einen praftiichen Hintergrund in den cooperativen 
Unternehmungen zu geben, mit denen man zugleich das Hülfscaffenwelen com: 
biniren will. 


7. Rüchblik auf die Gooperationsbewegung unter dem Kaiſerreich. 


Nach langer Stodung gelangte die Genoſſenſchaftsbewegung unter dem 
Kaiſerreich erft jeit dem Jahre 1863 wieder zu einiger Energie. Die Regierung 
mußte natürlich, nachdem fie ſich feit 1860 auf eine fühnere Socialpolitif ein- 
gelaſſen, zur Affociationsfrage eine ganz andere Stellung einnehmen, al8 in ber 
Reactionsperiode nady dem Staatsſtreich. Es entftand ſogar gewifjermaßen ein 
Wettkampf zwilchen dem Imperialismus und der republifaniichen Partei, in dem 
es jih darum handelte, die Führung der neu gewedten Cooperationsbeftrebungen 
der Arbeiter zu erhalten. Es wurde eine Enquöte über das Genoffenjchafts- 
weſen veranftaltet, aus welder das Gejeg von 1867 mit der neuen Form Der 
Gejellihaft mit veränderlihem Capital hervorging; der Katfer gab 500 000 Free. 
für die „Caisse des associations cooperatives“, er fchenfte der „Cooperativen 
Immobiliar-Geſellſchaft der Parifer Arbeiter” 41 Häufer in der Avenue 
Daumesnil, er veranlaßte bei der Lyoner Kriſis von 1866 gemeinjchaftlich mit 
der Raiferin, daß die Société du Prince Imperial, eine Art von mwohlthätiger 
Ereditgefellichaft, einer in Lyon neu gegründeten Webergenofienihaft ein Dar: 
leben von 300 000 Fred. gewährte und ftellte fir die Bildung weiterer 
Productivaffociationen der Seidenweber noh 300 000 Fred. aus der Civillifte 
zur Verfügung. Auf der anderen Seite aber jtanden Concurrenzunternehmungen 
der republifanifchen Cooperatiften, deren Wortführer, wie Clamageran, E. Veron, 
P. Blanc, Hubert:Ballerour, A. Davaud, H. Briffon u. |. w. im Wefentlichen 
den bürgerlich-öfonomijchen Standpunkt einnahmen, wenn aud Einzelne, wie 
E. Neclus, ſpäter auf vadicalere Bahnen gerathen find. Unter dem Einfluß 
diefer Partei ftand die 1863 gegründete, von Beluze geleitete Soeiet# du Credit 
au travail, ſowie die „Discontocaffe der Cooperativgenoſſenſchaften“ von Leon 
Say und Walras; fie hatte ihre Organe in der „Aſſociation“, an deren Stelle 
bald die „Cooperation“ und |päter die „Neforme” trat, und in dem „Almanach 
de la corperation‘, und fie gewann bei den Arbeitern entſchieden mehr Boden, 
al3 die imperialiftiiche Gegenftrömung. In den erften Jahren dieſes neuen 
Verſuchsſtadiums ſchien das Affoctationsprincip geficherte Fortichritte zu machen. 
Der „Almanach de la Cooperation“ für 1869 zählt 53 Productivgenofjen- 
ihaften in Paris auf, von denen 15 aus den Jahren 1848—51 und 12 aus 
1865 ftammten. Es jollen damals auch 60—70 gegenfeitige Creditgeſellſchaften 
beitanden haben, während die Zahl der Confumvereine (deren der Almanach 
nur fünf nennt) eine verhältnigmäßig geringe war. Für Lyon führt der Almanad) 
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19 Productivgenoſſenſchaften, 24 Eonfumvereine und 4 Creditgeſellſchaften an, 
alle erſt in den letzten Jahren entſtanden. Im Ganzen hatten die Departements 
damals bereits über 200 Cooperativgenoſſenſchaften aufzuweiſen, abgeſehen von 
den 11—1200 Käfereigenoffenfchaften im Jura: und Doub$- Departement. 
Aber mit dem Jahre 1869 trat ein Rückſchlag ein. Die Beluze'iche Credit— 
bank, melde die Gründung der meiften Pariſer Productivgenofienihaften unter 
ftügt. hatte, mußte liquidiren, obwohl ihr Capital (uriprünglihd 20160 Fres.) 
am 1. Januar 1868 auf 318460 Fred, angewachſen war. Nicht befler erging 
e8 den ähnlichen Creditgeſellſchaften, und auch die Zahl der Productivgenoſſen⸗ 
ſchaften war beim Sturze des Kaiſerreichs wieder ſtark zuſammengeſchmolzen. 
Die Poſitiviſten und ihr Wortführer Finance glauben nun, wie wir gejehen 
haben, aus dem Verlauf diejer zweiten Periode der Afiociationsbewegung, wie 
aus ihrem Geſchick unter der Tebruarrepublit den erfahrungsmäßigen Beweis 
liefern zu können, daß das cooperative Princip überhaupt praftiich werthlos jet; 
im beften Falle würden auf diefem Wege einige Arbeiter in die Claſſe der 
Unternehmer übergeführt. 

Diefer Schluß ift indeß felbft für die Productivgenoſſenſchaften bisher noch 
keineswegs genügend erfohrungemißig begründet. Wenn auch nur in einem 
einzigen Falle eine ſolche Genoſſenſchaft wirklich Beftand gewonnen und fi aus— 
gebreitet hat, ohne ihr urſprüngliches Princip aufzugeben und zu einer Unter= 
nehmergejeliichaft zu werben, jo muß man die Frage noch al® eine offene be- 
trachten, ob nicht ein großer Theil der Arbeiter im Stande ift, fich die genügende 
Energie, Bildung und Disciplin anzueignen, um in gewiffen Productionszweigen 
mit gleichem Erfolge, wie in den vereinzelten Beiſpielen das Affoctationsprincip 
zu verwerthen. 

Schon diefe zweite Periode der Affociationsverfuche befundete eine weit 
befjere Vorbereitung der Arbeiter und manche Fortichritte im Vergleich mit der 
eriten. Im manchen von den neuen Genoſſenſchaften trat allerdings das ſociale 
Element ganz zurüd, indem fie einfah auf rein taufchwirthichaftliher Baſis 
al8 private Unternehmungen auftraten !). In anderen jedoch blieb der Gedanke 
der Solidarität der Arbeiterclaffe lebendiger; fie betrachteten e8 als ihre Aufgabe, 
dauernde Inftitutionen zur Hebung des ganzen Arbeiterftande® zu werben, und 
dieſe Anſchauung führte auch zu mancherlet befonderen Einrichtungen, z. B. zur 
Berbindung von Kranfenunterftügungen, Bibliotheken u. f. w., mit den Productivs 
genofienichaften. Diejenige Genoſſenſchaft, welde jo ziemlich al3 die erfte ber 
‚neuen Reihe auftrat und ſich mit ungewöhnlichen Erfolg behauptet hat, Täft 
dem Princip der Glaffenfolidarität weniger Raum, ald der von den. Syndical- 
fammern empfohlene Typus. Es ift dies die „Association gen&rale d’ouvriers 
tailleurs“ (Rue de Turbigo 33) 2), die am 15. October 1863 von 16 Ar- 
beitern mit einem Gejammtcapital von 800 Fres. gegründet wurde. Die Vor: 
— gegen das Aſſociationsweſen waren damals noch fo groß, daß der Ge— 


1) Als Beifpiele “ damals von ber eo. erlich republilaniſchen Partei empfoh— 
lenen Formen kann man die Sammlung von Muſterſtatuten betrachten, die in dem 
„Guide de Passociation“ (Paris 1868) von Cohadon, dem damaligen Gerant der 
a a zufammengeftellt find. 

Die folgenden Angaben find einer bei Gelegenheit des Parifer Arbeitercongrefies 
von diefer Genoſſenſchaft vertheilten Broſchüre entnommen. 
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ſellſchaft ihr erfted Local wegen ihrer Bezeihnung als Affociation gekündigt 
wurde und fie fi) darauf an 17 andere Eigenthümer wenden mußte, bis fich 
einer fand, der fie gegen Vorausbezahlung der Miethe aufnahm. Trotz aller 
Schwierigkeiten aber gewann die Gejellichaft Beftand und Ausdehnung, und am 
1. Januar 1876 hatte fie 228 Mitglieder, ein Capital von 109 687 Fres., 
eine Alterdverforgungscafje mit 80 671 Fred. Capital und eine Bibliothek von 
über 500 Bänden. Urſprünglich trat ſie als Commanditgeſellſchaft auf, 1865 
verwandelte fie fih in eime Actiengeſellſchaft, und gegenwärtig ift fie Actien- 
gefellihaft mit veränderlihen Capital von 100000 Fred. Minimalbetrag. 
Die Actien lauten auf 100 Fred. und find nominativ. 

Wer Mitglied der Gefellichaft werden will, muß eine bereits emittirte Actie 
erwerben oder eine neue zeichnen, in welchem Falle 10 Fres. fofort zu entrichten 
und der Reſt mit monatlich wenigftens 5 Fred. abgetragen werden muß. Das 
ſchriftlich an den Berwaltungsrath zu richtende Aufnahmegefucdh muß von zwei 
Mitgliedern der Gefellfchaft, die fi für die Moralität des Bewerbers verbürgen, 
unterftügt werden; die definitive Entiheidung bleibt der Generalverfammlung 
vorbehalten. Frauen können gleichberechtigt mit den Männern in die Geſellſchaft 
eintreten, aber alle Dlitgliever derjelben müffen das Schneiderhandwerf treiben. 
Die Ulterögrenze für die Aufnahme ift das vollendete 40. Jahr. Jedes Mit- 
glied kann zunächſt eine beliebige Anzahl von Actien zeihnen; wenn aber die 
Geſellſchaft die fernere Ausgabe neuer Actien einftellen jollte, jo müßten bei 
neuer Nachfrage, falls keine freiwillige Ceſſion ftattfände, die Die meiften Stüde 
befisenden Mitglieder nad) der Entſcheidung des Looſes Actien abgeben, bis auf 
feinen Genoffen mehr als fünf Stüd fommen. Dieſer legtere Antheil foll über: 
haupt der normale fein; ſo lange ein Mitglied weniger bat, ‚werben ihm die 
Zinfen und Dividenden zur Erhöhung feiner Gapitalbetheiligung zurüdgehalten, 
Auch werden von allen Yöhnen, welche die Gefellihaft an ihre Mitglieder bes 
zahlt, fünf Procent zurüdgehalten, welches Guthaben ebenfalls in Actien für 
die Berechtigten umgewandelt wird, ſobald es die nöthige Höhe erreicht hat. 
In der Generalverfammlung hat jeder Genoſſe ohne Rüdficht auf feinen Actien⸗ 
befig mur eine Stimme. Im alle des Todes eines Mitgliedes erbalten die 
Erben deſſen ganzen Antheil auf Grund des Inventard. Aus dem Gewinn 
wird zunächft ein Zehntel dem Reſervefonds überwiefen und ein Zehntel für 
PBräjenzmarfen verwendet, dann die nöthige Summe entnommen, um das Xctien- 
capital mit 5%, zu verzinfen. Aus dem Reſte wird eine von der General- 
verfammlung zu beftimmende Quote, jedoch nicht mehr als die Hälfte der Alters— 
cafje überwiefen, und dann dem Gapitale noch eine Zindzulage bis zu 3 %/,, und 
der Arbeit eine Dividende bis zu 10%, (des Jahreslohnes) gezahlt. Ein 
etwaiger Ueberihuß fällt der Alterscaffe zu. Die Geſellſchaft beichäftigt prin- 
cipiell nur Mitglieder; wenn aber ausnahmsweiſe die Verwendung von Hülfs- 
arbeitern nöthig wird, jo erhalten diefe die Hälfte der der Arbeit der Mitglieder 
zufallenden Dividende. Sehr aut hat fih als Mittel zur Vermehrung des 
Betrieböcapital® das von der Gefellihaft eröffnete Contocorrent bewahrt, wo— 
durch fie für ihre Mitglieder auch die Rolle der Sparcafje übernimmt. Sie 
nimmt die ihr angebotenen Summen an auf 1 Jahr oder auf 6 Momate oder 
auf zehntägige Kündigungsfriſt und verzinft fie mit vejp. 6, 5 oder 4 Procent. 
Die Alterscafje iſt äußerlich als befondere Gejellichaft conftituirt, * ihr ganzes 

Schriften XVII. — Lexis, Franz. Gewerlkvereine. 
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Capital, ſowie die laufenden Beiträge ftehen ftatutenmäßig in Contocorrent bei 
der Productivgenofjenihaft, die fie mit 6%, verzinft. Der Beitrag beträgt 
monatlich 1 Fre. und außerdem kommt der Cafje der oben angegebene Gewinn 
antheil zu Gute. Für die Mitglieder, die der Gejellihaft vor der Umformung 
von 1874 angehörten, fol die Penfion, ſoweit Das beigebradhte Capital aus- 
reiht, 1000 Fres. betragen; im Webrigen iſt die Höhe deſſelben nad den 
Mitteln der Caſſe durch die Generalverſammlung feftzufegen. Um penfions= 
berechtigt zu werden, muß man zwanzig Jahre der Productivgenoffenihaft ans 
gehört haben und wenigftens fünfzig Jahre alt fein. Solchen, die durch Krank⸗ 
heit over Unfall arbeitSunfähig geworden, fteht die Berechtigung auf die Hälfte 
refp. drei Viertel der Penfion ſchon zu, wenn fie wenigftens zehn oder fünfzehn 
Jahre Mitglieder geweſen. 

Die Aſſociation der Rue Turbigo iſt ſtets im Zuſammenhang mit der 
ſocialen Bewegung geblieben und hat namentlich auch mit den Anſtoß zur Bil— 
dung der Syndicalkammer der Schneider gegeben. Aber es ſcheint, daß man 
ſie gegenwärtig als nicht mehr auf der Höhe der Zeit ſtehend betrachtet, da 
eine neue Productivgenoſſenſchaft mit vorgerückteren Ideen von der Syndical— 
fammer gegründet worden iſt (j. unten). 


8. Die Gooperativbeitrebungen der Syndicallammern, 


Der abermalige Rüdgang der Cooperativbewegung in den beiden letten 
Jahren des Kaiferreih8 hängt wohl ohne Zweifel auch damit zufammen, daß 
die foctalöfonomishen Bemühungen und Hoffnungen der Arbeiter damals der 
activen Gemwerkvereinspolitit zugewandt war, die ihrem Weſen nad) der Cooperation 
nicht günftig ift. Unter der Republik aber fingen die Syndicalkammern an, 
ihrerſeits das Genoffenihaftöwejen in die Hand zu nehmen, und man kann 
fagen, daß dafjelbe nunmehr in eine dritte Phaſe feiner Entwidlung getreten 
ift, die gerade durch das Verhältniß der Syndicallammern zu den Cooperatio- 
beftrebungen ihren bejonderen Charakter erhält. Brentano!) hat bei Gelegen« 
heit der Verſuche der engliſchen Maſchinenbauer die Gründe aufgeführt, weshalb 
die Verbindung einer Productivgenoffenfhaft mit einem Gewerfverein unzwed- 
mäßig ericheint. Diefelben gelten jedoch hauptſächlich nur für ſolche Induſtrie— 
zweige, welde eine® großen ftehenden Capitals betürfen. 

Die von den franzöfiihen Syndicalfammern vertretenen Gewerbe aber ge 
bören zum bet weitem größten ‘Theil nicht in diefe Claſſe, und aud in ihren 
ſocialen Grundanihauungen und Empfindungen umterfcheiden fie ſich jo jehr von 
den engliichen Vereinen, daß man die Brentano'ſche Kritik nicht ohne Weiteres 
auf ihre Verſuche anwenden fann, zumal einige berjelben gut gelungen find. 

Es war natürlih, daß die Arbeiter, wenn fie die Koften eines mißlungenen 
Strife berechneten, zu dem Gedanfen famen, daß e8 auf alle Fälle beſſer ge: 
wejen wäre, wenn man mit der vergebens ausgegebenen Summe eine eigene 
Productivaffociation gegründet hätte. Man hätte ein anjehnliches Capital für 
diefelbe zur Verfügung gehabt und nöthigenfalls auf die Verzinſung deſſelben 
leicht verzichtet, Da ed ja von vornberein zu jolidaritätspolitiichen Zwecken be= 
ftimmt war. Zugleich befaß man in der Syndicalfammer ein Organ, das die 


1) Arbeitergifben, I. 224. 
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Gründung zwedmäßig vorbereiten und leiten und das Unternehmen auch fpäter 
noch ftügen und fördern konnte. Eine fleine Productivgenoſſenſchaft, angelehnt 
an einen großen Berband; Verwendung des Gewinnes ber erfteren, um das 
Unternehmen joweit auszudehnen, daß es alle VBerbandsmitglieder befchäftigen 
fann: Das wurden die Grundideen des von den Eyndicalfammern geplanten 
Cooperationsiyftens, deren erfte Ausführung allerdings ſchon in die Periode des 
Kaiſerreichs zurüdgeht. 

Das Solidaritätsgefühl zeigte jih in dem franzöfiichen Genofjenichafts- 
weſen nicht etwa in dem Princip der unbeichränkten und ſolidariſchen Haftbarkeit 
der Genoſſen Dritten gegenüber. Das franzöſiſche Gefep von 1867 hat Ddiefe 
Haft befanntlih für die auf die Arbeitergenofjenfchaften berechnete Form der 
Geſellſchaft mit weränderlihem Capital nicht eingeführt und die Arbeiter tragen 
auch fein Verlangen danad)!), Mande Gooperativgejellihaften ziehen ſogar 
auch jetzt noch die gewöhnliche Form der Actiengefelichaft vor. Das franzöfiiche 
Genoſſenſchaftsweſen geht eben nicht von den Kleinbürgern aus, fondern von 
den Urbeitern, die jo wenig befigen, daß die unbeſchränkte Haftbarkeit praftiich 
nicht in Beiracht fommt. Ihnen kommt e8 vor Allem darauf an, ein Capital 
zufammenzufparen, und dieſes Sparen dauert unter der Obhut der Syndical⸗ 
fammer oft mehrere Jahre. Wollte man e8 fo lange fortfegen, bis das 
Capital groß genug wäre, um alle Mitglieder der Genoſſenſchaft in den eigenen 
Werkftätten unterzubringen, jo würde die gegenwärtige Generation wohl darüber 
vergehen; man fängt daher mit einem kleinen Betriebe an; nur wenige Genoffen 
werben zu den normalen Lohnbedingungen auf Rechnung der Gefellichaft be— 
Ihäftigt, die Mehrzahl der Mitglieder befteht aus bloßen Actionären, die Ge— 
ſammtheit der Actionäre aber ift entweder identiſch mit dem Syndicalverband, 
oder fie bilvet eine bejondere Gruppe innerhalb des letzteren, deren Angehörige, 
eben weil fie auch Berbandsmitglieder find, von vornherein der Gemeinfamteit 
ihres ſocialökonomiſchen Standpunttes gewiß find. 

Um zu verhindern, daß die Genofjenfhaft zu einer gewöhnlichen Gruppe 
bürgerlicher Unternehmer werde, knüpft man wieder an die Buchez'ſchen Ideen 
an. Nach den Refolutionen des Parifer Congrefies foll das Capital untbeilbar 
und unveräußerlich fein und wenigſtens ein Theil des Gewinnes dazu verwendet 
werben, das Unternehiuen weiter auszudehnen. Das Letztere aber ſoll nicht etwa 
geichehen, wie in der Schneiberajjociation der Rue Turbigo, indem man für die 
einzelnen Mitglieder ans dem zurüdgehaltenen Gewinne neue Actien bildet, fon- 
dern dieſe Gewinnguote fließt direct dem untheilbaren Capital zu. Jedoch 
machten jene Rejolutionen dem gemöhnlichen mwirtbichaftlihen Egoismus zwei 
Eoncejfionen: ein Theil des Gewinned joll zur Bildung von Altersrenten für 
die Actionäre dienen und die Actien jelbft follen von einem gewiſſen Zeitpunft 
ab Langfam amortifirt werden. Mehrere beftehende Gefellihaften aber berüd- 
fichtigen die menſchliche Herzenshärtigfeit jo weit, daß fie dem Actiencapital einen 
feften Zins gewähren. 





) Eohabon (I. c. p. 87) empfiehlt bie Solibarhaft für gegenfeitige wi ar 
ſchaften und führt als Beifpiel die Statuten einer 1857 in Paris gegründeten Gefell- 
haft dieſer Art an, welche übrigens außerhalb der Formen des Handelsgeſetzbuches 
eonftituirt war. 

16* 
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9, Beiipiele. 


Man kann die oben charakterifirte Art der Cooperation ala eine mutua— 
Liftifche bezeichnen, Dadurch ſoll nur angedeutet werben, daß die Beziehungen 
der Genoffenihaftsmitglieder nicht ausſchließlich taufhmwirtbichaftliher Natur find, 
fondern daß die Einzelnen Einſätze machen und nöthigenfalld Opfer bringen für 
gewiffe unberechenbare Chancen und indirecte Bortheile, die ihnen durch Die 
Förderung ihres Claſſenintereſſes ermachlen können. Dieje mutualiftiichen Elemente 
find jevoh in den verjchiedenen beftehenden Genofienichaften in verſchiedenem 
Maße vorhanden. 

Scharf ausgeprägt finden wir fie 3. B. bei der Syndicallammer der 
Schuhmacher. Diefelbe ift gewilfermaßen der Mutterverein einer Cooperativ- 
genofienihaft, indem fie in ihren Statuten auch die Grundlagen der letteren 
feftftellt und die Beiträge ihrer Mitglieder nach Abzug der allgemeinen Koften 
zur Bildung von Actien für diefelben verwendet. Auch kann jedes Mitglied 
durch größere Zahlungen den Actienbetrag von 50 Fred, vorweg vollmacyen, 
Nach Art. 26 follte die Actiengefellihaft mit veränderlidem Gapital fürmlich 
gegründet werden, fobald 100 Mitglieder ein Zehntel ihrer Actie eingezahlt 
hätten, und diejes ıft ſeitdem auch gejchehen. Kein Mitglied kann mehr als brei 
Aectien erhalten, und in jevem Falle fteht ihm in der Generalverfammlung nur 
eine Stimme zu. Bei Todesfällen wird die Actie den Erben zurüdgezablt. 
Der Borftand und die Angeftellten des Cooperativgejchäftes werben auf Grund 
einer Bewerbung der Mitglieder nad einem von der Syndicallammer aufzu= 
ftellenden Programm gewählt. Aus dem Ertrag des Unternehmens follen feine 
Dividenden vertheilt werben, ſondern der Gewinn fol zur Vergrößerung des 
Capitals und zur Anlegung von Zweiganftalten dienen !). Jedoch jollen die 
Actien einen Zins erhalten, der höchſtens fünf Procent betragen darf. Auch 
fol, ſobald die Verhältniſſe e8 geftatten, ein Fünftel des Gewinnes zur An— 
legung einer Alteröverforgungscafie verwendet werden, und außerdem ift für Die 
Zukunft eine langfame Amortiſirung der Actien in Ausficht genommen, natür- 
lid in der Weije, daß der ausbezahlte Actionär doch alle Rechte eines Gefell- 
Ihaftsmitglieves behält. 

Sp erſcheint alſo auch hier die Buchez'ſche Grundidee wieder einigermaßen 
den praktiſchen Berhältniffen entſprechend mobificirt. 

Sehr ähnlih ift die Einrichtung der 1876 ins Leben getretenen „Union 
syndicale des ouvriers et ouvrieres de la Corporation des Tailleurs de 
Paris“, die mit der Genofjenihaft der Aue Turbigo nicht zu verwechleln ift. Die 
Syndicalkammer der Schneider hatte 1874 beichlofien, aus den Ueberſchüſſen 
der Beiträge ihrer Mitglieder Actien für ein Cooperativunternehmen zu bilden, 





1) Art. 35: Cet etablissement n’est point eréé pour l’avantage d’indi- 
vidualites, ni d’un groupe quelconque d’individus; mais au contraire, il est in- 
stitu6 dans l'intérôt general de la corporation tout entiere et sans exception. 
En consequence, son exploitation ne donnera lieu & aucune repartition de 
benefices ni de dividendes. Les bénéfices viendront s’ajouter au fonds social 
et serviront à cr&er des annexes. Toutefois, il sera payé annuellement aux 
actionnaires un inter&t qui, en aucun cas, ne pourra 1) audessus de einq 
pour cent du montant de leurs actions. 
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die aber auch im Voraus vollbezahlt werben fünnten. Died war bald in ge- 
nügendem Maße gejchehen, umd die Productivgenoffenihaft conftituirte fi dann 
fürmlih, mit dem Zwecke der „emancipation &conomique de tous les tra- 
vailleurs de la corporation“ (Art. 3) und mit der auöbrüdlicyen Bedingung 
(Art. 8), daß fie nie unabhängig von der Syndicalkammer werden könne, fon- 
dern ftet3 umter der Auffiht und Berantwortlichkeit derjelben bleiben müſſe. 
Namentlih hat die Syndicallammer die Anforderumgen Hinfichtlich dev Befähigung 
für die Leiter und Beamten des Geſchäftsunternehmens aufzuftellen. Das Mi- 
nimum des veränderlichen Capitals beträgt 10 000 Fres.; die Aetien find nomi— 
nativ; ein — — fann mehrere übernehmen, aber es erhält dadurch feine 
größere Stimmberechtigung. Wenn ein Mitglied Unternehmer wird und felbft 
Arbeiter beichäftigt, fo muß er feine Actien an andere Mitglieder abtreten, oder 
fie werden ihm in Jahresfrift zurüdgezahlt. Ber Todesfällen werden die Actien 
auf die Erben übertragen, melde „en toucheront les rentes* (Art. 12), eine 
unflare Beftimmung, da nad Art. 46 weder eine Verzinſung des Actiencapitals, 
noch eine Gewinnvertheilung ftattfinden fol. Zunächſt ſoll der Gewinn zur 
Ausdehnung des Unternehmens dienen, in zweiter Linie aber zu Rranfenunter- 
ftügungen und Altersrenten verwendet werden. Wenn diefe Renten im Art. 12 
gemeint find, jo ift die Unflarheit noch immer nicht gehoben. Was die Kranfen- 
caſſe betrifft, jo joll ihr ein Zehntel des jährlichen Geminnes übermiefen werden, 
Die Penfton beginnt mit dem Alter von 60 Jahren unter der Bedingung zehn- 
jähriger Mitgliedihaft. Diefelbe ift proportional der Zahl der Actien, die das 
Mitglied. befist und der Zeit, während welcher e8 der Gefellihaft angehört hat. 
Die Amortifirung der Actien foll erft beginnen, wenn das Capital auf eine 
Million Fred. geftiegen ift, eine Beftimmung die · des mutnaliftifchen Guten wohl 
etwas zu viel thut. 


10. Die „Imprimerie nouvelle**, 


Wenn die Einrihtung diefer Genoffenihaften ziemlid genau den Theſen 
des Eongrefied von 1876 entfpricht, jo läßt fich über die praftifche Zweckmaͤßig⸗ 
feit derjelben aus den bisherigen Erfahrungen noch fein beſtimmtes Urtheil fällen. 
Geſichertere und dauerndere Erfolge aber hat eine andere Affociation anfzumeifen, 
die im Wejentlihen auf denſelben Principien beruht und viefelben ſchon unter 
dem Kaiferreich zur Anwendung brachte. Es ift dies die Buchdruderei-Genofjene 
haft „Imprimerie nouvelle“ !), Die Gründer derfelben brachten zuerft — 
ein großer Fortjchritt gegen 1848 — die Idee zur Anwendung, daß vor Er: 
öffnung eine® Cooperativbetrieb8 durch mehrjähriges Sparen ein Capital zu: 
ſammen zu bringen und, daß auch dann zumächft nur ein Theil der Aetionäre 
in bie Werfftätte aufzunehmen ſei. Dividenden aber follten erft wertheilt werben, 
wenn das Unternehmen jo weit ausgebehnt fei, daß alle Actionäre als Arbeiter 
eingeftellt werben könnten, 

Der Plan der Genoſſenſchaft wurde ſchon 1864 gefaßt, und Tolain, der 
damals noch Cijeleur war, übernahm die Aufftellung der Statuten derjelben als 
Aetiengeſellſchaft in correcter Form. Auch nad) Erlaß des Geſetzes von 1867 





!) Bel. Histoire d’une association ouvrière. L'imprimerie nouvelle 1870 
—1878. Paris 1878 (Ansftellungspnblication). 
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hat man dieſe Gefellichaftöform beibehalten. Im März 1866 wurde die förm— 
liche Subfeription auf die Actien eöffnet, die auf 100 Fres. und ſämmtlich auf 
Namen lauteten und im Ganzen 80 000 Fred. vepräfentiren jollten. Im No— 
vernber 1869 waren 30 666 Fres. angefammelt; da aber noch nicht für alle 
Actien das geſetzlich erforderliche Viertel ihres Betrags eingezahlt war, jo wurbe 
in dem nun abgeichloffenen Gejellichaftsvertrage das Capital zunächſt auf 50 000 
Fres. geſetzt. Nach einer Interpellation Gambetta’8 im gejetsgebenden Körper 
erhielt die Gefellichaft, die Damals 360 Actionäre zählte, von dem Liberalen 
Miniftertum eine außerordentliche Druderei-Eonceflion, und am 10. Mai 1870 
endlich konnte der Betrieb eröffnet werden. Man hatte ausgegeben für bauliche 
Einrihtungen 17 000 Fres., für Mafchinen und Drudmaterial 83 000 Fres., 
für Miethe, Berfiherung u. |. w. 8000 Fres, im Ganzen alio 108 000 Fres., 
während die Einzahlungen nod nicht 40 000 Fred, betrugen. Die jo über: 
nommene bedeutende Schuld follte durch die weiteren Einzahlungen — das 
Capital wurde im Juli auf 80 000 Fres. erhöht — und durch den einbehaltenen 
Gewinn gededt werden. Der Krieg und die Belagerung von Paris, ftellte die 
Ausdauer und Opferwilligfeit der Genoſſenſchaft auf eine harte Probe, die fie 
glänzend beitand. Sie erhielt fich namentlich dur Zeitungsdruck und hatte am 
Ende des Jahres 1870 bereits fur 106 847 Fres. Arbeit geliefert, 53 873 Fred. 
an Löhnen bezahlt und einen Bruttogewinn von 27825 Fred. erzielt. Auch 
das folgende Jahr ergab verhältnißmäßig günftige Reſultate, und im Jahre 
1872 vollends erreichte das Unternehmen feine höchfte Profperität: der Werth 
der Arbeiten betrug 268 679 Fres., an Löhnen wurden 149 502 Fres. bezahlt, 
und der Bruttogewinn betrug 40 792 Fres., von welcher Summe 12 331 Fres. 
für Abnugung des Materials abgeihrieben wurden. Aber die von der Gefell- 
Ihaft gebrudten Journale wurden unter dem Regiment des Belagerungszuftandes 
unterdrüdt, und der Generalgouverneur zeigte große Neigung, der Genoſſenſchaft 
das gleihe Schickſal widerfahren zu Iaffen, Lediglich weil er hörte, daß fie 500 
Mitgliever habe, „presque un regiment“. Indeß auch diefe Schwierigfeiten 
wurden überwunden. Dan erhöhte 1873 das Capital auf 100 000 Fred. und 
beſchloß zugleich, daß jede liberirie Actie ſofort mit fünf Brocent verzinft werben folle, 
während 1872 die Generalverfammlung die Zinszahlung noch abgemielen hatte, 
obwohl die Statuten fie nad dreijährigem Betrieb geftatteten. Durch jenen 
Beſchluß wurden die Einzahlungen auferordentlih bejchleunigt, indem in ber 
gleichen Zeitdauer zehnfac größere Summen eingingen, wie vorher !). 

Je größer aber die Ausdehnung des Gelchäfte® wurde, um fo mehr ſah 
fih die Geſellſchaft auf ihren Wechieleredit angewiefen. Dabei aber fand fie neue 
Schwierigkeiten. Die Banquierd betrachteten die Firma der Genoffenfchaft nicht 
als voll, zumal fi, wie Einer von ihnen fagte, in Allem, was fie thue, „des 
choses que vous appelez sociales“ beimengten. Die Gejellfchaft beſchloß nun, 
gewiſſermaßen ihr eigener Banquier zu werden, indem fie eine größere Summe 
für dringende Gelegenheiten bereit hielte. Zur Beſchaffung berfelben gab fie, 


2) In der eben angeführten Schrift wird biefe Erfahrung conftatirt (p. 82) mit 
ber Bemerkung: Nous avons fait appel au capital ouvrier, exclusivement ouvrier, 
et nous n’avons pu l’obtenir d'une fagon serieuse que le jour où nous l’avons 
remunere „.. L’ouvrier tient autant, si ce n'est plus que le capitaliste, & 
ce que son &pargue soit productive, 
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wie es ſchon in den Statuten vorgejehen war, zweimal (1873 und 1877) eine 
Serie von Obligationen (auf den Inhaber lautend) im Betrage von je 25 000 
Fred. aus. Der Emiffionscourd war 45 Fres., die Rückzahlung erfolgt durch 
Berlofung mit 50 red. und der Zins beträgt für jedes Stüd 2.50 Free. 
jährlich. Bei beiden Subfcriptionen wurde die verlangte Summe mehr als gededt. 

Die gefammten financiellen Ergebniffe der Jahre 1870 bi® 1877 ein- 
Ihlieglih waren folgende: Einzahlungen der Actionäre 112 020 Fred., von 
welcher Summe jedoch 12 870 Fred. an Erben und Ausgejchiedene zurüdbezahlt 
worden find; für bauliche Anlagen, Mafchinen und ftehende8 Material veraus- 
gabt 238 484 Fres., aljo mehr ald das Doppelte des Capitals; Arbeiten ge 
Liefert für 1711102 Fres.; bezahlte Löhne 894 338 ; Bruttogewinn 217 018 Free. 
Bon dem letteren find für Abnutzung des Materiald abgejchrieben morben 
95 409 Fres.; ferner gehen ab für Verzinſung der vollgezahlten Actien (feit 
1873) 18 926 Fred. und für Verzinſung der Obligationen etwa 5000 Fres. 
Es find aljo beinahe 100 000 Fred. für die Erweiterung des Unternehmens 
und den Reſervefonds verwandt morben. 

Nach der Bilanz vom 31. December 1877 waren die Activa ber Gefellichaft 
288 216 Fres., die Paſſiva 173 201 Fres. der Ueberſchuß alſo 115 015 Fres. 
Die Zahl ver Actionäre betrua 614, von denen 65 in dem Unternehmen felbft 
beichäftigt wurden. Dafjelbe war mit ſechs Schnellprefien, einer Handprefje und 
einer Dampfmaſchine ausgeftattet. 

Die fürmliche Verbindung diefer Genofjenihaft mit den Syndicalkammern 
datirt erft vom Februar 1873. Damald wurde in Art. 8 der Statuten die 
Beftimmung aufgenommen, daß Niemand Actionär werden könne, der nicht ber 
Syndicalkammer feiner Specialität, alſo dem Berbande der Seßer ober dem der 
Mafchinenmeifter und Druder angehöre. Dadurch wird die genofienichaftliche 
Druderei zu einer Art von Berfuchöftation für die Tarifpolitit der Verbände 
und zugleih die Verwandlung deſſelben in ein PBrivatunternehmen nod weiter 
erſchwert. 

Von charalteriſtiſchen Beſtimmungen der Statuten heben wir noch folgende 
hervor. Niemand Tann mehr als ſechs (bi8 1873 nur vier) Actien erwerben. 
Die Einzahlungen erfolgen gegenwärtig (bei der offen bleibenden Subfcription) 
mit 1 Fres. wöchentlich , jedoch ift Vorauszahlung geftattet. Die Erben eines 
verftorbenen Actionärs müſſen ihre Actien entweder einem aufnahmefähigen 
Seter oder Druder übertragen oder die Gefellihaft Das derſelben vorbehaltene 
Borkaufsreht ausüben laffen. Im diefem Falle wird ihnen, wenn die Dividenden: 
zablung begonnen hat, der Werth der Actie nad dem letzten Inventar, bis 
dahin aber nad dem Nominalbetrage drei Monate nach dem Sterbefalle aus: 
gezahlt. Der Beſitz einer Actie gewährt nach Art. 14 einen verhältnifmäßigen 
Antheil an dem ganzen Vermögen und dem Refervefonds der Geſellſchaft. Ein 
principiell untheilbares Capital ift alfo in diefer Genoſſenſchaft nicht vorhanden. 
Was den Gewinn betrifft, jo werden 30 %, vefielben dem Reſervefonds über: 
wiefen, der bis auf die Höhe des Grundcapitald gebracht werben fol. Bon dem 
Nefte wird den Actien ein Zins von höchſtens 5 %/, bezahlt und der Ueberſchuß 
joll zur Erweiterung des Unternehmen® und zum Ankauf anderer Drudereien 
verwandt merden. Jedoch kann die Generalverfammlung die Vertheilung von 
Dividenden beichließen, wenn der Refervefonds vollftändig angefammelt ift und 
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alle Actionäre in den Drudereien der Gejellichaft beichäftigt find. Die Divi- 
denden werden jedoch nad Köpfen und ohne Nüdficht auf den Actienbeſitz der 
Mitglieder vertbeilt. 

Der Eintritt in die Druderei wird durch das Loos und die Anciennetät 
entſchieden. Den Grundftod bilden diejenigen Arbeiter, welche 1870 bei ber 
Eröffnung des Betriebs audgeloft worden find; jährlich aber werben weitere 
Dronungdnummern für die Amwartichaft gezogen. Nach diefen Nummern findet 
eventuell bei Arbeitsmangel aud die Entlafjung und wieder die Rückkehr ftatt. 
Wer den Eintritt verweigert, bleibt von der Berlofung ausgeſchloſſen, bis die 
Lifte der noch nicht eingeforderten Mitglieder erichöpft ift. 

Diejes Berlojungsiyften hat allerdings den Nachtheil, daß fehr ungleiche 
Kräfte in der Druckerei zuſammenkommen, was fich bei dem obligatoriich ein= 
geführten Commanditſyſtem doppelt fühlbar macht. Die Zahl der Commandit= 

ppen wird vom Director beftimmt, jede Gruppe aber wählt felbft ihren 

etteur und entjcheidet, ob das Suftem der Lohngleichheit oder das der ver- 
hältnißmäßigen Bertheilung der Bonificationen angenommen werden fol. Nachdem 
eine Zeit lang ein gemifchtes Syſtem in Uebung gewefen, hat man fich ſchließlich 
von der Nothwendigfeit der wirklichen verhältnigmäßigen Bertheilung überzeugt. 
Alle Streitigkeiten über den Preiß der Arbeit werden vor die „Societ& typo- 
graphique“ gebracht und von diefer endgültig entichieden. 

Welches auch das fernere Geſchick diefer Genoſſenſchaft fein mag, fie bat 
ihon durch ihre bisherige Gefchichte den erperimentellen Beweis geliefert, daß 
Cooperativunternehmungen mit mutualiftiihen Beimiſchungen möglih und ent- 
widlungsfühig find. Was auf Grund einer unperfönlihen Kapitalaffociation 
nicht haltbar geweſen wäre, bat ſich bis zu einem gewiffen Grade als ausführbar 
erwiejen in einer Genoſſenſchaft, deren Mitglieder durch das gemeinſame Elaffen- 
interejje in eine perjänlihe Verbindung mit einander gejett find. Es find noch 
andere Verſuche ähnlicher Art gemacht worden, aber die Erfahrungen reichen 
noch nicht aus zur Beantwortung der Trage, ob dieſes Syftem wirflich einer 
Ausdehnung auf eine größere Schicht der Arbeiter fähig und nicht vielmehr nur 
auf eine Elite derſelben berechnet ift. 


11. Verhältniß der Arbeiterverbände zu Staat und Gejeggebung. 

Es ift ein Irrthum, anzunehmen, daß die franzöfiichen Arbeiter ſich jemals 
in bejonderem Grade für den autoritären Staats-Soctalismus oder -Commus 
nismus begeiftert hätten, den einige Theoretifer auserfonnen haben. Unter dem 
zweiten Kaiſerreich namentlich bat fich gezeigt, wie wenig Shympathien die ver 
ſchämten ftaatsjocaliftiichen Anregungen bei der Maſſe der Arbeiter zu gewinnen 
vermochten. Doc, joll Damit nicht gelagt fein, Daß das Katferreih etwa zu der 
Zeit, als es das mertcanifche Abenteuer begann, nicht einen größeren Theil der 
Arbeiter durch irgend ein phantaſtiſches Wagniß mit einer impontrenden 
Machtentfaltung in ihrem Intereſſe Hätte fortreißen können. Der bürgerlichen 
Republik aber Liegt die Idee einer focialpolitifchen Dictatur noch weit ferner, 
als dem Kaiſerreich, und die Arbeiterpartei denkt auch nicht daran, ihr der» 
gleihen zuzumuthen. Die Grundftimmung diefer Partei, wie fie in vielfach 
abgeftuften Auancen in den Stmdicallammern und anderen Arbeitervereinen ver- 
treten, aber nicht politiſch organiſirt ift, entipricht vielmehr überwiegend dem 
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Proudhon’Ihen „Anarchismus“, der übrigens nicht Anardie im Sinne von Un- 
ordnung bedeuten fol, jondern auf möglichite Beichränfung der Zmangsgewalt des 
Staates, vollftändigfte Decentralifation und ausgedehnteſte Selbftverwaltung der 
Gemeinden und aller natürlichen Interefiengruppen hinausläuft. Daher verhält 
fi) die Partei der Geſetzgebung des beftehenden Staates gegenüber der Haupt: 
ſache nach negativ, indem fie nur die Befeitigung von ihr unbequemen Schranten 
fordert. Nur in den Fragen der Kinder= und Frauenarbeit, des Lehrlings— 
weiens und des Normalarbeitstages läßt man ſich herbei, vom Staate ſchützende 
Keftrictionen anzunehmen. Anerkennung jedoch verdient, daß man aud in Bes 
treff der Cooperativgenoſſenſchaften alle Staatshülfe zurücweift, und zwar theil- 
weiſe mit jehr vernünftiger Begründung ?). 

Bezeichnend ift auch die Haltung der Mehrheit der Syndicallammern gegen- 
über der projectirten geſetzlichen Regelung der Stellung derfelben. Der von 
Lodroy und anderen radicalen Deputirten eingebrachte Gejegentwurf jchien an— 
fang® wenigſtens in feinen Grundzügen die Zuftimmung der Arbeiterjyndicate 
zu finden. Am 30. März 1878 hatten 62 Kammern Delegirte zu einer Ver— 
jammlung in der „Salle Petrelle* gejhidt, die eine Commiffion wählten, welche 
jenen Entwurf im Einverftändnig mit den Deputirten der äußerſten Linfen in 
einem ſchon jehr radicalen Sinne amendirten. Durd den Ürtifel 1 in feiner 
neuen Faflung wird nicht nur das Geſetz vom 17. Yuni 1791 abgeichafit 
und die beftehende Vereinsgefegung für die Syndicallammern außer Anwendung 
gefetst, jondern auch die Aufhebung der Artikel 414, 415 und 416 ausgeſprochen, 
wodurch aljo jede befondere Strafbeftimmung für Vergehen, die im Zufammen 
bang mit Coalitionen vorkommen, abgeihafft wäre. Die Frage der Rechts— 
ftellung der Syndicalkammern aber hängt mit jenen Artifeln des Strafgefet- 
buches gar nicht zufammen, und durd die Zumuthung, daß die Geſetzgebung 
nebenbei eine fo wichtige Entfcheidung treffen jolle, fann die Erreihung des Haupt- 
zwedes des Gejegentwurfd nur erjchwert werden. 

Art. 2 des Lockroy ſchen Entwurfs, welcher befagt, daß profejfionelle Verbände 
ohne Autorifation der Regierung in einer Stärke von mehr ald zwanzig Per: 
jonen „fid) conſtituiren“ können, war nad) der neuen Faſſung des Art. 1 eigentlich 
unnöthig. Die Commiffion aber behielt ihn mit einigen redactionellen Er— 
weiterungen bei, weil fie glaubt, wie aus ihrem Commentar hervorgeht, daß 
damit den Syndicallammern auch die volle Rechtöftellung von juriftiichen Per- 
fonen gegeben fei. Irgendwie nähere Bedingungen für den Erwerb biefer 
Stellung aufzuftellen oder ihre Bedeutung zu präcifiren, hält die Commilfion 
wie auch der urfprünglihe Entwurf nicht für nöthig. 

Art. 3, der den Zweck und den Wirkungsfreis der Syndicallammern ans 
gibt, erfuhr nur unerhebliche Abänderungen. 

Art. 4 führt im feiner neuen Yafjung die ſpecifiſchen Befugniffe der Syn— 
dicalfammern in Bezug auf Arbeitsnadweifung, Lehrlingsweien und Expertijen 
an und behält zugleich im Wejentlihen feinen, ürſprünglichen Inhalt bei, nämlich 





) So fagte der Baufchlofjer Nicaife anf dem Parifer —— in einem Berichte, 
ben er im Namen einer Gruppe von Mitgliedern verſchiedener Genoſſenſchaften vor— 
trug: „Largent qu’on n’a pas gagne coule vite dans les mains, on compte 
moins avec lui qu'avec celui qui, preleve sur le necessaire, represente les 
privations qu’on 8’est imposdes pour former son apport social. Seances, p. 366. 
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die Beftimmung, daß die Syndicate der Unternehmer und der Arbeiter deſſelben 
Gewerbes über die Arbeitsbedingungen Berträge jchliegen können, melde für alle 
Mitglieder auf die feftgefegte Dauer, jedoch höchſtens auf drei (ftatt fünf) 
Jahre rechtöverbindlich fein follen. Nach diefem Artikel ericheinen die Syndical- 
fammern al3 gewiffermaßen öffentlichsrechtliche Körperichaften, die aber weder in 
diefer Eigenſchaft, noch in privatrechtlicher Beziehung irgend einer bejonderen 
Controle oder Beſchränkung unterworfen find. Die einzige zu erfüllende Forma— 
Iität ‚bei der Gründung einer Syndicaltammer foll nach dem neuen Artifel 5 
darin beftehen, daß auf der Mairie oder in Paris auf der Seine-Präfectur eine 
Anzeige mit Belegung der Statuten und Angabe der Anzahl der Mitglieder 
gemacht werde. Diefe Angabe iſt im Januar eines jeden Jahres zu erneuern. 
Berfäumniffe werden mit einer Geldbuße von 16—50 Fres. beftraft. 

Diefer amendirte Entwurf wurde nun im Juli 1878 wieder den Syndical— 
kammern zur Prüfung vorgelegt und ſchien anfangs günftige Aufnahme zu finden, 
denu im September berichtete Barberet im „Rappel”, daß 30 von 39 Kam: 
mern ihn ungeändert angenommen und nur ſechs ihm gänzlich abgelehnt hätten. 
Aber bald erhob ſich eine heftige Agitation gegen den Entwurf, nicht etwa, weil 
man ibn für praftiih unausführbar hielt, fondern weil er die freiheit verlete 
und zu viel reglementiree Das Loſungswort wurde immer allgemeiner „voll- 
ftändige Bereind: und Verſammlungsfreiheit“. Daß auch unter dieſer Voraus: 
fegung die privatrechtliche Stellung der Syndicalkammern einer geſetzlichen 
Regelung bedürfen würde, ließ man unbeadhtet, und auch der von vielen Ars 
beitern gehegte Wunſch, daß die Syndicallammern die Befugnig erhalten möchten, 
rechtsträftige Tarifverträge abzufchließen !), kam dem Entwurfe nicht zu Gute. 
In einer Delegirtenverfammlung (im Februar 1879) in der „Salle d’Arras“ 
ſprachen fich die vertretenen 43 Syndicate einftimmig gegen denfelben aus, an— 
dere ftimmten noch bei, auch aus der Provinz famen Kundgebungen in gleicher 
Sinne, und fomit fann das Project als von den Arbeiterigndicaten verworfen 
betrachtet werden. Später haben 53 Syndicate durch Louis Blanc eine Petition 
für Vereins- und Berjammlungsfreiheit bei der Deputirtenfammer einbringen 
laſſen. Im ihrer Endforderung weichen übrigens die Arbeiterfyndicate von ber 
Mehrheit der Unternehmerverbände kaum ab. Es bat ohne Zweifel bei ber 
Behandlung diefer Frage das politiihe Element das Uebergewicht erhalten, und 
die Syndicalfammern follen, anftatt abgefunden zu werben, mit dazu helfen, in 
die beftehende Bereind- und Berfammlungsgefeggebung Breiche zu legen. Aber 
die inftinctive Abneigung der Arbeiterpartei gegen ftaatlihe Reglementation hat 
fih jedenfall wieder fehr deutlich bei diefer Gelegenheit gezeigt. Selbft die 
Zahl derjenigen, melde menigftens fir die Zukunft dem Staate eine größere 
Rolle vorbehalten, ‘wenn er einmal, was bei Republit und allgemeinem 
Stimmrecht ja nicht unmöglich feheint, ganz im Sinne der Arbeiter regiert wer- 
den follte, ift nicht groß. Doc befchränfen ſich foldhe Zukunftspläne hauptſächlich 
auf eine allgemeine ftaatlihe Alters- und Imvalidenverforgung, während die 


1 In biefem Sinne ging 3. B. noch vor Kurzem aus yon eine Petition mit 
über 1200 Unterfchriften an die beiben Kammern. In berfelben wurde auch ein 
„impöt de garantie reciproque‘‘ vorgeihlagen, der gleihmäßig von allen Bürgern 
im Alter von 20 bis 50 Jahren zu entrichten und eine allgemeine Alteröverforgung 
gewähren follte. Revolution frang. vom 21. Mai 1879, 
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Mehrheit der Syndicallammern auch dieſe Inftitutionen ſelbſt in die Hand 
nehmen will. 


12. Bejtrebungen anderer Parteien. 


Nimmt man Helv’8 !) Unterſcheidung von Socialismus und Socialdemokvatie 
an, jo ift trog der vorftehenden Thatſachen die Arbeiterpartei der Syndical⸗ 
fammern bisher nur als eine focialiftiiche zu betrachten. Sie bezeichnet fich 
auch jelbft mit Emphafe als folde, gibt aber dabei diefem Begriffe die weitefte 
Bedeutung, indem fie die ganze Stufenreihe von den einfachen Cooperatiften bis 
zu den Collectiviften zu den Socialiften rechnet ?). Die Partei umfaßt eben die 
Geſammtheit derjenigen Arbeiter, die ſich felbftändig, frei vou aller bürgerlichen oder 
fichlichen Leitung mit den focialen Problemen beichäftigen. Das unterjcheidende 
Mertinal der Angehörigen diefer Partei ift das ausgeprägte Gefühl des Clafjen- 
gegenſatzes gegen die Bourgeoifie und die eiferfüchtige Herworkehrung ihrer Eigen- 
ſchaft als Arbeiter und „Proletarier“, woraus wenigften® das Gute erwächlt, 
dag man fih nad Kräften die bürgerlide Bohöme, die beclafjirten „bour- 
geoisillons* fern zu halten ſucht. Wer aber wirklich Arbeiter ift und die 
Claſſenſolidarität der Arbeiter anerkennt, der findet volle Toleranz hinſichtlich 
der Nuancirung feiner ſocialökonomiſchen Anfihten. Die Partei erfcheint aljo 
als eine weſentlich ſociale; die Drganifation der Syndicallammern iſt ohne po> 
litiſche Bedeutung und vollends nicht zu einem Werkzeug der Revolution beftimmt 
oder geeignet. ine eigentliche ſocialdemokratiſche Partei, d. h. eine organijixte, 
active, politifcherevolutionäre Arbeiterpartei mit foctaliftifchen Zielen, befteht in 
Frankreich nur in Cadres ohne Ausfillung. Das beweift die Thatſache, daß 
es feine eigentliche ſocialdemokratiſche Fraction im Parlament gibt und nie eine 
ſolche gegeben hat, wenn auch einige Arbeiter zu Deputirten und Senatoren ge- 
worden find. Die Beftrebungen, eine unmittelbare Vertretung des Proletariats 
durch Arbeiter= Deputirte in die Kammer zu bringen, haben noch ebenjo wenig 
Ausfiht, wie 1864 bei dem erften von Zolain gemachten Verſuche. Die Maſſe 
der ftäbtifchen Arbeiter folgt bei den Wahlen mohl ober übel der Fahne des 
bürgerlichen Radicalismus, der ſich auch die bier und da gewählten Arbeiter 
bald zu amalgamiren weiß. Die Partei der Syndicalflammern, d. h. die ſocia⸗ 
Yıftifche Partei in dem oben angebeuteten Sinne, ift bisher ber Mehrzahl nad 
dieſem allgemeinen Zuge gefolgt, wenn auch unter jchlecht werhaltenem Aerger 
mancher ihrer eigenen Wortführer. 

Die arbeiterfreundliche Liberale und gemäßigt fortichrittlihe Partei das 
gegen bat mit den Syndicallammern, fofern nicht bier und ba perjönlice 
Einflüfje maßgebend find, fo gut wie gar feine Fühlung. Namentlih haben 
auch die Verſuche des Grafen von Paris, dem Orleanismus eine neue focial- 
politiiche Phyfiognomie zu geben, bei den Mrbeitern feinen Erfolg gehabt. 
Das echte franzöfifche Altbürgertbum aber nad} den Traditionen der Yulimonarchie, 
wie es in charakteriftiichiter Weife durch Thiers repräfentirt war, verfchmäht 
überhaupt den Verſuch, mit der Arbeiterpartei zu verhandeln, ſondern tritt ihr 





ı) Held, Soeialismus, Socialdemokratie und Eocialpolitil. 
2) So führt die oben erwähnte Gefchichte de8 „Imprimerie nouvelle“ die Auf- 
fohrift „Socialisme pratique“, 
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feindlih und mit gänzlicher Abläugnung ihrer Eriftenzberechtigung entgegen. Wir 
haben bereit8 auf den Ducarre'ſchen Enquetebericht über die Lage der Arbeiter 
als einfeitige Kundgebung dieſes Standpunkte hingewiefen ). Es ift Died wieder 
einer der optuniftifchen Monologe der leitenden Elaffe, durch welche fie wohl fich 
felbft beruhigen, aber nicht die Gegenpartei befehren fann. Alles it hiernach 
auf's Beſte beftellt, nur in Paris gibt es einige verfommene Arbeiter, die ſich 
unerreihbare Bedürfnifie geichaffen haben und die im Grunde gar nicht eriftirende 
fociale Frage aufzuwerfen ſuchen. Sonft find die Arbeiter überall mit ihrem 
Loofe zufrieden, denn ihr Lohn iſt in den Ietsten zwanzig Jahren um 40 °%, ges 
ftiegen und fie wiffen, daß die Lohnarbeit nur ein Durdgangsftadium zur 
jelbftändigen Unternehmerftellung ift, da von 100 Unternehmern 90 Arbeiter ge- 
weſen find. Die überwiegende Mehrheit der Arbeiter erkennt an, daß fie diefe 
Fortfhritte der durch die große Revolution gefchaffenen vollen wirthichaftlichen 
Freiheit des Individuums verdankt; einige Unzufrievene und Ehrgeizige agitiren 
gegen dieſe Freiheit, aber alle Vernünftigen proteftiren gegen jede Bergleihung 
Frankreichs mit den Ländern, in denen die Arbeiterverhältniffe erſt im Zuftande 
der Entwidlung, des Kampfes oder des Antagonismus find. Eine ſolche Dar- 
ftellung der Dinge nad allen franzöfiihen Erfahrungen und Kataſtrophen, in 
denen das foctale Element Handgreiflih mitgewirft hat, ift nicht auf Ueber: 
zeugung, jondern auf Ueberredung berechnet. 

Eine cälariftiich-ftaatsfocialiftiiche Partei eriftirt gegenwärtig wenigftens nicht, 
und es ift vorläufig unnöthig, Vermuthungen darüber anzuftellen, ob viele Der 
jet füpderaliftiich gefinnten Arbeiter durch eine erfolgreiche cäfarifche Dictatur in 
autoritäre Socialiften umgewandelt werben könnten. 

AS wirkliche Goncurrenz mit der Partei der Syndicallammern auf dem 
focialen Gebiete könnte nur die katholifh kirchliche Propaganda in Betracht 
fommen. Schon längſt Hat die kirchliche MWohlthätigkeitsorganifation durch 
den Bincenzverein, die Yehrlingspatronate, die Arbeitöinftitute, Arbeitercongre= 
gationen u. |. w. aud eine jocialöfonomiiche Bedeutung gewonnen, und nament- 
lih war die Wiederherftellung von zunftartigen Verbänden, die zugleich Firchliche 
Brüderſchaften ſein jollten, immer eine Lieblingsidee der ultramontanen Partei, 
zumal Pius IX. ſchon 1852 durch ein Motu proprio in diefem Sinne in Rom 
vorangegangen war. Einen neuen Impuls aber erhielten dieſe Beftrebungen 
in Frankreich nah dem Gommmneaufftande. Auf einem Congreſſe von Vor- 
ftänden der verfchiedenen Arten von „Oeuvres ouvrieres* in Neverd (1871) 
beihloß man, eine organifirte Verbindung zwifchen diefen Inftitutionen herzu— 
ftellen, und fo entftand die „Union des oeuvres ouvriöres catholiques“, die 
vom Papfte und ven meiften Bifchöfen miederholt gebilligt und gelobt worden 
ft. Womöglich Toll in jeder Diöcefe ein Diöceſanbureau niedergeſetzt werden, 
deſſen Mitglieder der Bilchof ernennt und in dem er ſelbſt ober durch einen 
Stellvertreter den Borfis führt. Daffelbe fteht mit den Vereinen durch Corre— 
Ipondenten in Verbindung und fucht die Befeftigung und Ausbreitung derjelben 
nah Möglichkeit zu fördern, ohne übrigens direct in die Leitung einzugreifen. 


.9 Bol. die Kritik deſſelben in der Heinen Schrift von Desporte® „La question 
sociale et les syndicats ouvriers, Paris 1876. Auch aus Arbeiterfreifen ift mehr- 
fady geantwortet mworben. 
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In Paris befteht ein Gentralburenu (unter dem Vorſitz des Titularbiichofs und 
Canonicus von St. Denis, Hrn. de Segur), das die Berichte der Diöcefan- 
bureaur empfängt, ein „Bulletin“ herausgibt, Mufterftatuten redigirt und über- 
haupt für die Propaganda wirkt, jedoch Feine eigentliche Autorität gegenüber 
den Diicefanbureaur in Anfprub nimmt. Alljährlich findet in irgend einer 
Stabt ein von dem Gentralbureau vorbereiteter Congreß der Yeiter der einzelnen 
Bereine ftatt, dem fich auch andere Freunde ded Unternehmens anjchließen. Im 
Jahre 1877 beftanden 27 Didcefanbureaur und die Zahl der durch dieſelben 
verbundenen Vereine betrug über 700. ©egemwärtig aber ſoll dieſe Zahl ſchon 
bis 1800 geftiegen fein und das ganze Bereindneg 250—300 000 Mitglieder 
und Theilnehmer umfafjen. Diefe Zahlen geben indeß nur einen Mafftab 
für die Stärke der ſyllabiſtiſchen Partei, nicht aber für die Vetheiligung ber 
Arbeiter; denn viele von diefen Bereinen find nur zur Einwirkung auf bie 
Arbeiter beftimmt, ohne daß fie ſelbſt foldhe aufnehmen. Ueberhaupt liefern die 
Geiſtlichen, die Dames patronesses, ftrenggläubige Adelige und Fabricanten 
und die kirchlich geleitete Bürgerclaffe auch ſchon numeriſch ein großes Contingent 
zu den Unionsvereinen. Aus der Arbeiterclaffe aber find überwiegend die Kinder 
und Lehrlinge vertreten, dann die Frauen, die Männer aber nur in ungleich 
geringerer Zahl. Der Berfuh, die dem Lehrlingsalter entwachenen jungen 
Leute und überhaupt die erwachſenen Arbeiter ebenfalls in kirchlich geleitete Vereine 
zu bringen, ift namentlid; in dem „Oeuvre des cercles ouvrieres“ gemacht 
worden, als deſſen eifrigiter Apoſtel 1872 der eheinalige Dragonercapitän Graf 
A. de Mun aufgetreten iſt. Dieſe „Arbeiterclub8“ haben am meiften Aehnlich— 
keit mit den katholiſchen Gefellenvereinen in Deutſchland, wenn auch ihre Leiter 
mehr mit fühliher Rhetorik al8 mit der derben Kolping'ſchen Voltsthümlichkeit 
ausgeftattet zu fein jcheinen. Der Zwed des Clubs geht zunächſt nur dahin, 
ähnlich wie die Yehrlingspatronate, den Arbeitern Sonntags Gelegenheit zu einer 
unſchädlichen Unterhaltung zu geben und fie zugleich zu kirchlichen Uebungen ans 
zubalten, die durch Aufzüge, muſikaliſche Aufführungen u, |. w. anziehender ge- 
macht werden. Der Club fteht in der Regel unter der Protection eines Comité 
aus Vertretern der leitenden Clafjen, in dem die Geiftlicyfeit aber immer das 
entjcheidende Wort bat. Als ein auf die gebildeten Kreiſe berechnetes ſocial⸗ 
politifche8 Organ dieſes „Oeuvre“ ift 1876 die monatlich ericheinende Revue 
„l’ Association catholique“ gegründet worden, die aber noch jehr an Abonnenten- 
mangel leidet. 


13. Die driftlihen Eorporationen. 


Mit den Syndicalkammern hatten die Arbeiterclub3 alſo uriprünglich keine 
Aehnlichkeit. Aber man fühlte bald das Bedürfniß, denfelben auch eine focial- 
ökonomiſche Rolle anzumweifen und fie zu diefem Zwecke mwenigftens einigermaßen 
fachgenoſſenſchaftlich zu gliedern. Auf dem Congreß der fatholifchen Comité's 
zu Lille ſchlug der Berichterftatter wor !), die Vereine vorläufig in Drei Kate 
gorien zu theilen: die eine fol die Arbeiter der Fabrifen und der großen Werf- 
ftätten umfaffen, die zweite Die in ihrer eigenen Wohnung oder in kleinen Wert- 
ftätten arbeitenden, und die dritte die Arbeiter der Baugewerbe. Bet jeder dieſer 








1) Bulletin de l’Union des oeuvres cath. 1877, p. 36. 
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Claſſen jei trog der fachlichen Unterſchiede eine gemiffe Gemeinfamtfeit der In— 
terefien vorhanden. Es fol diefe Gruppirung eine Vorbereitung fein zur all 
gemeinen Berbreitung der neuen „hriftlihen Corporationen“, zu welchen eben 
jener Berichterftatter, der Spinnereibefiger 2. Harmel in Val des Bois bei 
Reims ein vielgepriefenes Vorbild geliefert hat. Diefe neue Corporation ift 
weit mehr kirchlicher als öfonomijcher Natur; Die „Oeuvres &conomiques“, wie 
Schulen, Confumvereine, Hülfscaffen, VBerfiherungen u. ſ. w. follen zugegeben 
werben, aber Herr Harmel erflärt fie ausdrüdlih für nebenfählih !). Die 
Principien der Corporation find einerfeitS die Opferwilligfeit der Arbeitgeber im 
Intereſſe der Arbeiter, andererſeits die wirklihe Mitwirkung der letteren bei der 
Berwaltung ihrer verjchiedenen Alfociationen, eine Forderung, welche Herr Harmel 
als eine jehr fühne Neuerung anzufehen jcheint, obwohl diefe Mitwirkung unter 
der Leitung eined Directors — in der Regel eines Geiftlihen — erfolgen fol. 
Die Corporation ſoll die „harmoniſche Vereinigung verichiedener Afjociationen‘‘ 
bilden, die den einzelnen Lebensftufen entiprechen: Aloyfiusverein für die fleinen 
Knaben, Philomenaverein für die kleinen Mädchen, Patronat für die Lehrlinge, 
Engelöverein und Marientinder für die Mädchen, der „Gercle oder Club für die 
Männer und der Verein der hriftlihen Mütter. Obenan fteht ein Comit& von 
Arbeitgebern und Patronatsdamen. Zujammenfünfte, Aufzüge, Kirchenfeierlich- 
feiten u. |. w. follen den inneren Zuſammenhang aller diefer Gruppen fichern, 
der auch noch durch die oben erwähnten irdiſch-ökonomiſchen Einrichtungen be= 
feftigt werden fol. Herrn Harmel ift e8 nad) vieljährigen Bemühungen gelungen, 
eine Arbeiterbevölferung nad) diefem Schema einzufchulen, aber diefer Erlolg 
ift ohne Zweifel in ähnlicher Weife auf eine yein perfönliche Charakteranlage 
und Befähigung zurädzuführen, wie das Gebeihen des „Familistöre“ von Godin= 
Lemaire oder das Gelingen der Owen'ſchen Experimente in New-⸗Lanark. Bis 
jetzt wenigften® fteht Val-des⸗Bois noch in feiner Art vereinzelt da. Man bat 
daher gejucht, die Bildung der neuen chriftlihen Gorporationen durch mehr ein= 
eifende öfonomijche Mittel zu befördern, wie namentlich durch das von dem 
apucinerpater Ludovie in Angers ind Leben gerufene Syftem „des Schutzes 
der chriftlichen Arbeit“, da8 von dem Congreß zu Bordeaux (1876) empfohlen 
und ſeitdem vielfach, auch in Paris jelbit, zur Anwendung gelommen if. Dan 
ftellt nämlich gedrudte Liften von „chriſtlichen Arbeitgebern und Arbeitern‘ zu= 
ſammen, die zu verfchiedenen Zweden bemutt werben. Einmal zur Stellen- 
vermittlung in einem gleich gefinnten Kreife, hauptſächlich aber, wie Pater Ludovie 
unumwunden erklärt?), um zu verhindern, daß das Geld der guten Katholiken 
zur Bereicherung der Ungläubigen, Freimaurer und Juden diene. Wenn ein 
Kaufmann oder Gewerbtreibender auf die Lifte kommen fol, jo muß an der 
Spige des Geſchäftes wenigftend eine Perſon ftehen, melde kirchlich gefinnt ift 
(alſo z. B. die Frau) umd diefe muß ohne Widerfprucd der anderen im Namen 
des Geſchäftes ein jchriftlihes Verſprechen hinfichtlich der Beobachtung der Kirchen- 
gebote, der Sonntagsfeier u. |. w. abgeben). Sind die Liſten einmal voll» 
1) Bulletin de l’Union, 1876, p. 87. 
®) Ibid., 1876, p. 683 ff. 
) Pater Ludovie beruft fich für dieſe Methode, die Ungläubigen zu Paaren zu treiben, 
auf den Syllabus, ber überhaupt als oberfte Norm für die Union prockamirt ift: 
„L’eglise & le droit de se defendre et de defendre les faibles autrement que 
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ftändig aufgeftellt, jo wird es nad der Anficht des Congreſſes auch leicht fein, 
Die Arbeitgeber und Arbeiter dejjelben Gewerbes zu Körperichaften zu gruppiren, 
die natürlich vor allen Dingen wieder eine kirchliche Ausftattung mit Schug- 
patron, Feſten, Fahnen u. |. w. erhalten müffen. In Angers, wo Pater Ludovic 
für die Lıftenführung einen befonderen Verein unter dem Name St. Joſephs— 
Geſellſchaft gebildet hat, ift im Anſchluß daran aud eine katholiſche VBorfhuß- 
gejellihaft gegründet worden. 

Im Allgemeinen ift die projectirte fatholiiche Innungsbildung, melde im 
Gegenſatz zu den Syndicallammern Arbeitgeber und Arbeiter umfafjen joll, 
wenig vorgerüdt !). Es gibt wohl eine Anzahl fachgenoffenichaftlicher Brüder: 
Ichaften, wie die der Bleicher, Färber und Appretirer in Reims, die der Fleischer 
in yon u. |. mw., aber e8 find dies mehr kirchliche als gewerbliche Inftituttenen. 
Am meiften Aehnlichkeit mit einer gemiſchten Syndicalkammer befigt der jchon 
1867 gegründete „Cercle d’ouvriers macons et tailleurs de pierres“ in 
Paris, der vor einigen Jahren die Anerkennung als Anftalt von öffentlichem 
Nutzen erhalten bat). Ehrenpräfident ift der Erzbiichof von Paris, drei andere 
Bilhöfe find Ehrenvicepräfidenten, der leitende Präfivent ift ebenfalls ein Geift- 
licher und au ein Damencomit& ift vorhanden. Im Jahre 1877 zählte das 
jogenannte Generalcomite, die Abtheilung der Nicht-Arbeiter, 111 Mitglieder, 
darunter jedvoh nur 41 Baumeifter, Bauunternehmer und Pariſer Hausbeſitzer. 
Die Zahl der dem Arbeiterftande angehörenden Mitgliever betrug 250, an den 


par des paroles; elle peut abattre l’insolence de ses ennemis par des moyens 
coereitifs. Cette verit& sort directement de la XXIV proposition du Syllabus.“ 
Weiter wird der Sat aufgeftellt: „Tout chretien est oblig& de prendre part & la 
defense de l’eglise, et, si la force publique refuse en ceci de remplir son 
devoir, la force privee est alors obligee de multiplier ses efforts pour assurer 
aux faibles la lıbert6 de s’instruire, de croire et de faire le bien.“ Compte 
rendu du Congre&s du Puy, p. 230. 

1) Der principielle Standpunft ber Partei in biefer Frage ift am beftimmteften 
formulirt in ben von dem Jeſuiten Marguigny vorgefchlagenen und von dem Kongreß 
der fatholifchen Comité's ber nörblihen Departements in Lille angenommenen Re— 
folutionen. Zunächſt wird die Nothwendigfeit der Bildung von gewerblichen Verbänden 
ausgeſprochen, die aber, im —— zu den alten —— die Freiheit der Arbeit 
nicht beeinträchtigen folfen. Dann heißt e8: „Les catholiques ne peuvent réclamer 
la libertd et l’existence civile que — des associations qui s’engageraient à 
respecter les rögles de l’ordre social chretien; et ils devraient protester contre 
la reconnaissance legale d’institutions —— comme seraient des cham- 
bres syndicales ayant pour unique fin d’etablir la contrainte pour la fixation 
des salaires.‘“ Es wird dann ferner namentlich fiir die Organifation der Fabrikarbeiter 
ber von Harmel herausgegebene „Manuel d’une corporation ouvriere“, alfo das Syſtem 
des Val des Boi8 empfohlen und der Wunfch ausgeſprochen, daß bie Mitglieder der 
Eomite’8 nach Kräften die Gründung von Corporationen betreiben: „constituees 
d’apres les principes catholiques par des groupes de maitres et d’ouvriers dont 
la conduite sera ostensiblement conforme aux lois de la vie chretienne.“ 
Schließlich folgt der Wunſch, daß „les promoteurs de l’Oeuvre des cercles catholi- 
ques d’ouvriers, si desireux de ramener la paix sociale, ouvrent la voie au 
retour de la corporation, par la creation de comites et de cercles professionnels, 
sortes de Shambess syndicales chretiennes, qui permettent aux ouvriers et aux 
patrons du möme corps de metier de se mieux connaitre pour arriver a mieux 
s’entendre sur leurs inter&ts communs.“ Bulletin de l’Union, 1877, p. 111. 

2) Ausführliche Angaben darüber in dem Bulletin de ’Union, 1877, p. 220. 
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Fachcurſen, zu demen auch Nichtmitglieder Zutritt haben, nahmen 300 Perſonen 
Theil, Dagegen war die Betheiligung an der mit dem Bereine verbundenen 
Hülfscafle ſchwach. 

MWägen wir nun die Verhältniſſe objectiv ab, jo mag die verichiedenartige 
auf die Arbeiter berechnete Vereinsbildung der ſyllabiſtiſchen Partei eine erheb- 
liche Beihülfe für ihre eigene Organifation darbieten, aber die eigentlich jocial- 
öfonomifche Bedeutung derjelben vermögen wir nicht hoch anzuſchlagen, fchon aus 
dem Grunde nicht, weil eben das ökonomiſche Element in den neuen Gorporationen 
neben dem Firchlichen zugeftandenermafen eine untergeordnete Rolle ſpielt. Eine 
innungsartige Verbindung von Arbeitgebern und Arbeitern mag fih auf hrift- 
lichen Boden ftellen, aber ihr eigentliher Zwed ift do die Wahrung gemein- 
ihaftliher wirthſchaftlicher Intereſſen. 

Wenn ſie aber nicht nur Geiſtliche in ihre Mitte aufnimmt, ſondern den— 
ſelben auch eine völlig dominirende Stellung einräumt; wenn ſie ſich unter die 
Oberhoheit des Biſchofs ſtellt und von dieſem einen geiſtlichen „Director“ be— 
ſtellen läßt, ſo nimmt ſie eben den Charakter einer kirchlichen Brüderſchaft an. 
Nun kann man aber mit Beſtimmtheit ſagen, daß in Frankreich von den er— 
wachlenen Arbeitern nur verhältnigmäßig wenige geneigt find, fich einer ſolchen 
geiftlichen Obhut zu unterwerfen; und felbft von denjenigen, die dies äußerlich 
thun, iſt erfahrungsmäßig immer nur ein fleiner Theil von folder Geiftes- 
anlage, daß er innerlih und nachhaltig durch myſtiſchen Ascetismus umd veligiöfe 
Erregung der Phantafie beherricht werden kann; das find dann aber „stille Leute‘, 
die ohnehin den focialen Kämpfen fern geblieben fein würden. Daher finden wir 
aud feine Anzeihen, dag die Syndicallammern fih um die Concurrenz der 
„Cereles“ ernſtlich kümmern. Im den Organen der erfteren wird von den Ar- 
beitern, die fich den Clubs anſchließen, mit einer Art von Mitleid geiprochen ; 
man deutet an, die Leute müßten fich den Uınftänden fügen, auch fei e8 nur 
eine Heine Zahl, die fi) an den „Cereles“ betheilige. Auch aus der ſyllabiſtiſchen 
Partei jelbjt werben Stimmen laut, welde behaupten, Das Unternehmen des 
Arbeiterclubß gehe zu Grunde; es jet mißlungen, weil e8 mit feinen Billards, 
feinen Theaterfpielen u. |. w. viel zu weltlih geworden; man jolle an die Stelle 
der Clubs Büßer-Brüderſchaften gründen ?). 

Die Hoffnung, daß die Lehrlingspatronate eine leichter lenkbare Arbeiter: 
generation liefern würden, wird fi wenig oder gar nicht beftätigen. Das 
ſtädtiſche Leben, die natürliche Abneigung der jungen Leute gegen die Bevor— 
mundung und die den meiften angeborene „Weltlichkeit“ find ftärker als vie 
vorhergegangene Schulung. Um während des Militärdienftes die aus den Ber: 
einen bervorgegangenen jungen Männer einigermaßen im alten Geleiſe zu ers 
halten, find die „Oeuvres militaires“ gegründet worben. 

Gerwerbliche Corporationen auf chriftliher Grundlage, aber ohne Ober- 
berrichaft des kirchlichen Elements find wohl vorgejhlagen, aber unferes Wiſſens 
nicht praftiih erprobt worden. Zu den Befürwortern derſelben kann auch 
Le Play gerechnet werben, der eine ftabile Organilation „auf Grundlage ver 
Sitte und des Decalogs“ verlangt, aber bei der ftrengen Partei nur eine be 
Dingte Zuftimmung findet. Für das Baugewerbe ſchlug Herr Duvert auf dem 


!) Compte rendu du congrös du Puy, p. 373. 
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Architeftencongreß in einem längeren Vortrage freie Innungen mit religiös- 
fittlihen Principien vor, welche Arbeitgeber und Arbeiter umfaſſen, das Gefellen- 
und Lehrlingäwefen regeln und namentlich auch Meifter- und Gefellenprüfungen 
wieberherftellen jollten. Das „Bulletin“ der Union drudte diefe Abhandlung 
zwar lobend ab, verlangte aber wieder die Verbindung einer „„Confrerie‘‘ mit 
der weltlichen Innung ?). 

Einen größeren Spielraum läßt den focialpolitiichen Plänen die Sociste 
d’&conomie charitable, obwohl jhon der Name ihres erften und langjährigen 
Präfidenten des (1877 geftorenen) Vicomte de Dielun ihren nahen Zufammen: 
bang mit der ftreng kirchlichen Partei beweiſt. So unterftüßte fie das von 
Herm Aubry aufgeftellte Project einer „Union des patrons et des ouvriers 
chrötiens‘“, zunächſt für Paris beftimmt, die eine Art von eigentliher Syndi- 
calverbindung fein würde, indem in ihr Arbeitgeber und Arbeiter ſich gemein- 
Ihaftlih bemühen follen, die chriftlichen Grundfäge auf die Abichliefung des 
Arbeitövertrags und die Arbeitöbedingungen anzuwenden. Der Verein foll 
ferner ſchiedsrichterliche Entfcheidungen geben, Arbeitsnachweiſungen liefern u. |. w. 
Diefer Statutenentwirf wurde aud von der Verſammlung der katholiſchen 
Eomite’8 in Paris gebilligt, obwohl er feine ausdrückliche Beftimmung über die 
Mitwirtung der Geiftlichteit enthält. Andererfeit8 aber bat die genannte Gefell- 
haft auch den beftehenden ſehr weltlichen Syndicallammern ein wohlmollendes 
Interefje zugewandt, und in ihrer mehrfach erwähnten Enquete über biefelben, 
fowie in dem von Desportes erftatteten Berichte ift überhaupt eine Firchliche 
Färbung nicht zu bemerken. 


XI. 
Schluß. 


1. Innungen und Syndicalverbände. 

So berechtigt die Beſtrebungen ſind, den ſocialökonomiſchen Beziehungen 
durch Gruppirung verwandter Elemente eine größere Stabilität zu verſchaffen, 
jo müſſen dieſelben doch erfolglos bleiben, wenn fie ji den herrſchenden volks— 
wirthichaftlihen Mächten und namentlich dem Weſen des großcapitaliftiichen Be— 
trieb8 nicht genügend anpafjen. Nur der Großbetrieb kann die im Intereffe der 
Confumtion der befigofen Claſſen unumgänglid nöthige Maffenproduction liefern, 
und es wäre Thorbeit, wenn man die durch Arbeitstheilung und Maſchinen 
gegebene Productionskraft durch einen unter ganz anderen und weit engeren 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen entftandenen Organijationsapparat feſſeln wollte, 
Der großcapitaliftiiche Unternehmer ift fein Handwerksmeiſter; er braucht Die 
Handfertigkeit und Geſchicklichkeit eines folhen gar nicht zu befigen, und wenn 
er fie befähe, würde er fie doch nicht verwerthen fünnen, da jeine Zeit und feine 
Thätigkeit vollftändig durch Die Sorge für den Abſatz, alfo durch den kaufmänniſchen 
Geſchaͤftstheil in Anſpruch genommen wird. Je mehr fih die maſchinenmäßige 


1) Bulletin de !’Union, 1877, p. 381. 
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Production entwidelt, um jo mehr Menſchen werden ftatt mit Handarbeit, mit 
Verkehrsthätigkeit und Handeldvermittlung beichäftigt. Jede große Fabrik muf 
einen ihrer Größe entiprechenden DVerbreitungsfreis im In: und Auslande be: 
figen, und um ihn zu erlangen, bedarf fie nicht nur ihres eigenen Comptoir- 
perfonals, ihrer Agenten und GCommiffionäre, jondern vor allen Dingen auch 
der Berhülfe zahlreicher großer und Feiner Handeldunternehmungen. Es tft 
daher eine ganz natürliche und nicht zu wermeidende Ericheinung, dag im Klein 
gewerbe der Handel immer mehr das Uebergewicht über den eigenen Betrieb 
erhält. Ein gewiſſes Gebiet wird jedoch dem felbftändigen Handwerk immer 
vorbehalten bleiben, und es kann ſich nad einigen Richtungen fogar neuen Boden 
erobern, indem es durch Kunftfertigfeit und Solidität der Handwerksarbeit einen 
Borrang vor der Fabrifarbeit erringt. Jemehr aber das Handwerk feine ver: 
engten, aber fiheren Grundlagen gewinnt, um jo mehr wird e8 dem eigentlichen 
Bereiche der ſocialen Kämpfe entrüdt. Es wird mit feinen Meiftern, Gefellen 
und Lehrlingen eine bejjer fituirte Minderheit bilden, ähnlich mie ber kauf— 
männiſche Stand, und es wird fich vor ernftlichen Gonflicten zwiſchen Capital 
und Arbeit bewahren fünnen, weil die gänzlih Befitlofen ihm in der Regel 
fern bleiben würden; der Geſelle aber wiirde normaler Weile zur Selbftändig- 
feit gelangen, ſich aljo nur in einer Uebergangsftellung fühlen. Im vielem 
Bereich des eriftenze und entwidlungsfähigen Handwerfd mag man durd freie 
Innungen für eine angemefjene Orbnung der hierarchiſchen Stufenfolge, für die 
Entwidlung einer möglihft hoben technitken Leiſtungsfähigkeit und einer ftrengen 
Standesehre forgen; aber neben demjelben wird der großcapitaliftifche Betrieb 
die Mafjenproduction fortjegen und ausdehnen und die eigentliche ſociale Frage 
auf der Tagesordnung erhalten. Die jociale Organifation dieſes Gebietes 
fann ſich nicht mehr am den Typus der alten Zunft anlehnen, was für die neue 
Handwerköinnung wenigſtens bis zu einem gewiffen Grade nod möglich ift. 
Im capitaliftiichen Betriebe fehlt eben die unumgängliche Vorausſetzung jeder 
innungsartigen Berbindung, der Meifter. Hier treten num die Gemerkvereine 
und Syndicalverbände ald neue Typen fachgenofjenichaftliher Affociation ein. 
Bei der Betrachtung der Stellung dieſer Bildungen in Franfreih haben wir 
gefunden, daß fie, ſowohl bei den Arbeitern, wie bei den Unternehmern, im Al- 
gemeinen weder im eigentliben Handwerkerſtande, noch in der in großen Fabrilen, 
Berg: oder Hlittenwerfen concentrirten Induftrie, der mechaniſchen Großinduftrie, 
wie wir fie nennen wollen, verbreitet find. Handwerksgeſellen, welche die Mittel 
haben, ſich etwa in einer Meinen Stadt oder auf dem Lande jelbftändig 
niederzulaffen, werden zwar in ihren Wanderjahren mandmal ihren Meiftern 
auffäffig fein oder auch focialiftiiche Redensarten machen, aber nach überftandenen 
Yugendthorheiten fih als ruhige Kleinbürger entwideln. Die Compagnonage 
diente dazu, diefer Claſſe ihre Uebergangsperiode zu erleichtern, aber fie hatte 
für fie feine tiefergehende Bedeutung. 

Die mechaniſche Großinduftrie Dagegen wird in der Zufunft wohl aud in 
Frankreich mehr als bisher mit der Arbeiteraffociation zu rechnen haben. Wenn 
die Gemerkoereine ſich bisher nur felten an fie herangemagt haben und baber 
für die Unternehmer auch feine Veranlaffung zur Bildung von ftändigen Gegen: 
verbänden vorlag, jo erklärt fich dies wohl dadurch, daß die Arbeiter unter diejer 
ftraffen und mächtigen inbuftriellen Organifation und bei ihrer vollftändigen 
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Abhängigkeit von den Mafchinen nicht den Muth und die Angriffsluft ihrer 
freier geftellten Cameraden beſitzen. An fi) aber eignet jid die Form der 
Syndicalverbände für dieſe Claffe von Arbeitern eben fo gut wie für diejenige, 
in welcher wir Ddiejelbe bisher vorzugsmeile ausgebildet finden. Es find dies 
zunächſt die Arbeiter der großen Werkitatt-Induftrie, in der das umlaufende 
Capital in der Regel überwiegt, die Mafchine zwar in größerem oder geringerem 
Maße Anwendung findet, aber die menjchliche Handfertigfeit und die individuelle 
Begabung nod von größerer Bedeutung ift, in der andererfeits aber die Bor- 
theile der Arbeitstheilung möglihft ausgenugt werden, mas eine durchaus ein- 
feitige Ausbildung der Arbeitögefchielichkeit zur Folge bat. Es gehört ferner 
hierher das großftädtifche, oder überhaupt das — — betriebene 
Baugewerbe mit allen ſeinen Zweigen, bei dem ebenfalls die Theilung der 
Arbeit ſich gegen früher weit entwickelt hat. Endlich kommen auch noch in 
Betracht die hausinduſtriellen Façonarbeiter, ſofern fie, wie in gewiſſen Zweigen 
der Textilinduſtrie, der Kleiderconfeetion u. ſ. w. als zahlreiche Claſſe vorhanden 
find und nicht etwa als vereinzelte „Marchandeurs‘ fich der ſelbſtändigen Unter— 
nehmerichaft nähern. Die Arbeiter diefer drei Kreife des Großbetriebs gehören 
zur directen, ſehr zahlreich gewordenen, aber foctal herabgedrüdten Nachkommen⸗ 
Ihaft des alten Handwerks, daher fi auch in ihren Syndicallammern mehr 
Zunftneigungen erhalten haben, al® bei den Unternehmerverbänden. Mit den 
Angehörigen der mechaniſchen Großinduftrie aber fallen fie deshalb in eine 
Kategorie, weil fie nicht einem Meifter, fondern einem faufmännifchen Unter: 
nehmer oder geradezu einem unperfönlichen Capital gegenüberftehen, das auf 
eigenes Rifico die Arbeit im Großen möglihft billig auffauft, um das Product 
derjelben möglichft theuer zu verkaufen. Diefer kaufmänniſchen Kapitalmacht 
gegenüber muß der Arbeiter das perfönliche Element in der von ihm ver: 
fauften „Waare“ zur Geltung bringen, und darin liegt die Berechtigung und 
die eigenthümliche Aufgabe jener Arbeiteraffociationen, von denen die franzöfiichen 
Arbeiterigndicate eine beſondere Barietät bilden. Die Unternehmerfyndicate aber 
erhalten ihre joctalpolitiiche Bedeutung nur durch ihr Verhältniß zu den Arbeiter- 
verbänden. 

Gemiſchte Stmpikaltammern, d. h. folde, die Unternehmer und Arbeiter 
umfaffen, haben ſich in Frankreich nicht als praktiſch erwiefen. Im eigentlichen 
Handwert kann die Innung vecht wohl Meifter und Gefellen in hierarchiſcher 
Ordnung umfaffen, weil bier perfönliche Beziehungen mit zeitweifer Unterordnung 
der Einen beftehen, nicht aber der jchroffe Gegenfat von Capital und Arbeit 
hervortritt. Auch in der Großinduftrie werden immer einzelne Unternehmer 
im Stande fein, vermöge ihrer perſönlichen Eigenfchaften und ihrer menfchen- 
freundlichen oder religiöfen Gefinnung in ein näheres, menfchliche® und nicht 
blos geihäftsmäßiges Verhältniß zu ihren Arbeitern zu treten und fie mit ihrem 
Looſe zufrieden zu machen. Solche Gruppen treten dann, fo lange die befonderen 
perfönlichen Verhältniffe fortvauern, aus den focialen Gonflicten aus und bes 
dürfen feiner weiteren Schutorganifation. Aber Unternehmer von ſolchem 
Charakter find verhältnigmäßig ** gewiſſermaßen zufällige Erſcheinungen, 
und auch ihre Arbeiter bilden eine nach und nad zuſammengebrachte Ausleſe. 
Die Mehrzahl der Unternehmer bleibt lediglih auf dem Selhäftsftandpuntte 
auf den namentlich aud die Aftiengefellihaften durchaus angewiefen find. Die 
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Drganifation der Arbeiter des Großbetrieb8 kann daher im Allgemeinen nur 
von der Borausfegung ausgehen, daß ein privatwirthichaftliher Intereſſengegen⸗ 
fa zwiſchen ihnen und den einzelnen capitaliftiihen Unternehmern beftehe; fie 
müflen daher gefonderte Berbände bilden, um durch ihre Solidarität eine Macht 
zu Ichaffen, die nöthigenfall® mit der Macht des Capitald einigermaßen auf 
gleichem Fuße verhandeln kann. 


2. Wünſchenswerthe Ziele. 


Wir haben mit Abſicht von dem privatwirthichaftlichen Intereſſengegenſatz 
zwiſchen dem individuellen Capital und dem von dieſem beichäftigten Arbeitern 
geiprochen ; denn diefer Gegenfag ift ebenfo gemiß vorhanden, wie Die Intereſſen 
des Capitals im Ganzen, ohne Rückſicht auf feine Indiwidualifirung, und der 
Arbeit im Ganzen unter fich folidarifch find. Jeder Unternehmer wird wünschen, 
daß in den anderen Imbuftriezweigen die Löhne fteigen und die Arbeiter möglichft 
confumtionsfähig werden, da die Mafjenproduction der großen Imduftrie aud 
eine Dafenconfemtion erfordert; aber durch diefen Wunſch wird er fich nicht 
beftimmen laſſen, den Lohn feiner Arbeiter zu erhöhen, vielmehr in ungünftigen 
Zeiten die Beijerung feiner Lage dur Herabdrüdung deſſelben ſuchen. Schon 
vor dreißig Jahren hat L. Stein dieſen „ökonomiſchen Widerſpruch“ ſcharf hervor: 
gehoben). Es iſt derſelbe unvermeidliche Widerſpruch, der ſich Durch die ganze 
Volkswirthſchaft zwiſchen der individualiſtiſchen oder privatwirthſchaftlichen und 
der geſammtwirthſchaflichen Seite der Erſcheinungen hinzieht, durch den es auch 
möglich wird, daß vom privatcapitaliſtiſchen Geſichtspunkt Ueberproduction vor: 
handen iſt, während die Maſſe der Arbeiter Angeſichts der aufgeftapelten Pro: 
ducte Mangel leidet. Um jene gefammtwirthichaftlihe Solidarität von Capital 
und Arbeit in der Wirklichkeit zur Geltung zu bringen, veicht der gute Wille 
Einzelner nit aus; zur Beichaffung der nöthigen Garantien für ven guten 
Willen der Geſammtheit aber hält Stein das Eintreten des Staates für nöthıg, 
und zwar mitteld einer foctalpolitifchen Verwaltung, welcher dem Arbeiter den 
Erwerb eined gewiljen, wenn auch fleinen eigenen Gaptal® und der nöthigen 
Bildung möglichſt erleichtern fol. Indeß können praftiicher Weiſe durch den 
Staat doch nur allgemeine Richtlinien gezogen werben, nach denen fich der vollb⸗ 
wirthichaftlihe Proceß bewegen fol. Die privatwirtbihaftlihen Beziehungen 
von Capital und Arbeit aber find individueller Art und können ohne folgen: 
ſchwere Verlegung der wirthſchaftlichen Freiheit nicht direct durch den Staat 
geregelt werben. Die gefammtwirtbihaftlihe Interefienfolivarität kann daher 
wohl nur dadurch zu ihrem echte kommen, daß die Einzelnen, die fie nur im 
Princip anerkennen, zu größeren Verbindungen zuſammentreten, in denen fie 
ſich direct fühlbar macht und praftifch bethätigen läßt. Um nur das einfachfte 
Beifpiel anzuführen: würden ſich nicht in vielen Fällen die Unternehmer leichter 
zu einer Lohnerhöhung beftimmen laflen, wenn fie wüßten, daß alle ihre Con: 
currenten denſelben Sag bezahlen würden? Kin Unternehmerwerband mit ge: 
meinjchaftliher Lohnpolitif würde alfo aud den Arbeitern zu ftatten kommen 
können, freilich in der Regel nur unter der VBorausfegung einer gewiſſen Preſſion 
von Seiten der leßteren. Wenn alfo Verbände der Arbeiter und der Unter: 


1) Geſchichte der focialen Yewegung in Frankreich, B. III. ©. 208 fi. 
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nehmer fich jelbftändig und nöthigenfalls fampfbereit organifiren, jo joll doch 
ihr Zweck nicht der Kampf fein, fondern die Berftändigung auf dem Boden 
jener geſammtwirthſchaftlichen Intereſſenſolidarität. Diele Verftändigung wird 
nicht immer durch bloßes Debattiren erreicht werden fünnen, fondern der eine 
Theil wird dem anderen zumeilen feine Macht fühlbar machen müſſen, ohne 
daß aber deshalb immer die fchrofffte Form des Gonflictes nöthig würde. 
Namentlich find die Arbeiterwerbände im Stande, das Arbeitsangebot auch durd) 
andere Mittel zu beeinfluffen, als durch Strites. Kommt es aber auch wirklich 
zu Urbeitseinftellungen, jo bringen diefe für beide Parteien nütliche Erfahrungen 
mit fi, die, wie wir gefehen haben, für die franzöfifchen Arbeiter keineswegs 
verloren gegangen find. 

Während in ſolchen Eonflicten die Unternehmer fi auf ihr Capital ftügen, 
um ihre Pofition zu behaupten, Liegt die Stärke der Arbeiter in ihrer Clafjen- 
ſolidarität. Die Beziehungen, in denen fie vermöge derjelben unter einander 
ftehen, bezeichnen wir als mutualiftifche; diefelben find weder zwangswirt h— 
ſchaftlicher, noch rein tauſchwirthſchaftlicher, noch caritativer Art, jondern ihr 
eigentlihes Welen beruht in dem Princip der nicht berechneten gegenfeitigen 
Berfiherung. Das mutualiftiihe Verhältnig hat eine interejjenwirthichaftliche 
Grundlage, aber e8 befitst zugleich eine ethiſche Seite, Die wenigſtens entwidlung®- 
fähig ift, wenn fi aud über das Maß des Erreichbaren noch nichts jagen 
läßt. Andererſeits aber ift auch die Bereinigung der Unternehmer geeignet, nicht 
nur der Stimme einer weiterblidenden wirthichaftlihen Klugheit, ſondern aud) 
außerwirthichaftlichen Erwägungen, den Rüdfichten auf die allgemeinen Cultur- 
interefien und den Geboten des focialen Pflichtgefühls Geltung zu verſchaffen. 
Demnach wäre wenigſtens die Möglichkeit vorhanden, den fittlihen ſocialen 
Kräften durch die genoſſenſchaftliche Organifation der Vertreter von Capital 
und Arbeit den wünſchenswerthen Einfluß auf das gegenfeitige Verhältniß vieler 
ötonomischen Factoren zu verſchaffen, den fie in dem rein taufchwirthichaftlichen 
Einzeltampf derjelben nicht erlangen können. Der Weg zu diefem Ziele läßt 
fih nicht vorzeichnen, fondern er muß Schritt vor Schritt mühſam aufgefucht 
werben. Borerft wäre ſchon viel gewonnen, wie ſchon in der Einleitung hervor: 
gehoben wurde, wenn die Arbeiter durch ihre Organifation dem Capital gegen- 
über auf den Standpunft einer wirklihen Gejchäftsmäßigfeit gebracht würden, 
die, von Haß und Leidenschaft frei, auf einer vernünftigen Berechnung des praltiſch 
Ausführbaren beruht. Als berechtigtes Ziel ihrer ſoeialökonomiſchen Beftrebungen 
ift anzuerkennen eine größere relative Betheiligung der Arbeiter an der fort 
währenden Vergrößerung der Maſſe des objectiven, gefammtwirthichaftlichen 
Nationalproductes, die Durch die Vervolllommnung der Productionsmethoden und 
Die zunehmende Ausnügung der Naturkräfte ermöglicht wird. Es ſchließt Dies 
nicht aus, daß auch der den Unternehmern und dem Capital zufallende Antheil 
an dem gejammtwirthichaftlichen Erzeugniß ſich abfolut noch vergrößere; denn 
es handelt ſich nicht um eine Befriedigung des Neides der Armen gegen die 
Reichen, ſondern um eine folde Werthihägung der Arbeit, wie fie unter gegebenen 
Gultur-Berhältnifjen der Würde der menſchlichen Perfönlichkeit, deren Ausfluß 
fie ift, nad dem Urtheile der praftifchen Vernunft angemefjen erſcheint. Diele 
anze Entwidlung wird fih außerhalb des Getriebes des eigentlichen taufchwirth- 
—— Proeeſſes vollziehen, der überhaupt nur die niedrigſte Bethätigung 
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des Gulturlebens, gemiffermafßen nur die vegetative Seite deſſelben bildet. Die 
Natur der innern Treibfräfte dieſes Procefied wird ſich nicht ändern, aber feine 
Geſammterſcheinung kann durch außerwirthſchaftliche Culturmächte ebenjo beeinflußt 
und geleitet werden, wie der aufſchießende Baum durch die Hand des Gärtners. 
Dieſe Culturmächte aber ſind in erſter Linie ſittlicher Art und können daher nur 
durch ſociale Selbſterziehung in dem nöthigen Maße entwickelt werden. Zwang 
tann auf dem ſittlichen Gebiete nichts Poſitives ſchaffen, ſondern höchſtens palliativ 
wirken. Daher kann die fünftige lee auch nicht zwangsweiſe Durch den 
Staat geleitet werden, um fo weniger, al8 ihre Einzelheiten erft verſuchsweiſe ermittelt 
werden müfjen und ein ſolches Erperimentiren dem Staate nicht anzurathen tft. 
Seine Aufgabe wird ſich darauf beſchränken müſſen, der freien Initiative zur 
focialötonomischen Gruppirung den Weg zu öffnen, Abtrrungen zu verhindern 
und durch pofitive Förderung wirklich erprobte Reſultate zu fichern. 


3. Ausſichten. 

Die franzöfiichen Verbände beider Kategorien find nun freilich nichts weniger 
al8 dem Ideale einer ſocialökonomiſchen Organifation entſprechend. Die Ge- 
fahren des radicalen Geiftes allerdings, der in den Arbeiterfyndicaten vorherricht, 
Ichlagen wir nicht hoch an, ebenio wenig find die Träume einiger Internatio— 
naliften beforgnißerregend, welche in den Syndicalkammern in der Stille neben 
dem Staate die Organifation zu fchaffen hofften, die ihn und die alte Gefell- 
haft im rechten Augenblide mit oder ohne Gewalt erjegen follte. Die Arbeiter: 
ſyndicate haben zwar eine mehr oder weniger ausgeſprochene focialiftiiche Färbung, 
aber fie find nit darauf angelegt, Organe der Socialdemofratie zu werben. 
Sie werden um fo leichter auf dem rein — * Boden zurückgehalten 
werden können, je mehr ſie auf demſelben Gelegenheit zu einer nützlichen und 
fruchtbaren Thätigkeit finden. Aber freilich, eine ſolche Gelegenheit iſt ihnen 
bisher nicht genügend geboten, und zwar in Folge der ſchon mehrfach hemwor: 
gehobenen Abneigung der Unternehmer, ihrerſeits die Arbeiterorganifation durch 
Entgegentommen und durch Anfnüpfung geregelter Beziehungen zu unterftügen. 
Das Einigungswefen muß, wie es aud von Anfang an in der Theorie der 
Arbeiter geichehen iſt, als die Hauptaufgabe der Syndicallammern betrachtet 
werden. Müfjen die Arbeiter diefer Aufgabe fern bleiben, fo ift zu befürchten, 
daß ihre Verbände theils zerfallen, theil® zu Trägern eines ſchroffen Claſſen— 
haſſes werden, auch wenn fie nicht revolutionär ausarten. 

Auh die Arbeitsvermittlung, eine weitere angemefjene Wirkſamkeit Der 
Syndicaltammern, kann nur bei gutem Einvernehmen der beiden Arten von Ber: 
bänden ihren vollen Nugen entfalten. Die Unterftügung arbeitölofer Genofien, 
die innerhalb beftimmter Grenzen zweckmäßiger Weile von den Arbeiterfyndicaten 
übernommen werden kann, führt unmittelbar zu der Anfammlung einer Caſſe, 
Die auch für freimillige partielle oder allgemeine Arbeitseinftellungen dienen Tann. 
Dieſes Kampfmittel muß den Arbeiterwerbänden vorbehalten bleiben, aber daß 
re den Strike nicht als Zweck betreiben können, haben fie aus der Erfahrung 
gelernt. 

In den Verfuchen, die Cooperativbewegung unter die Leitung der Syndieal⸗ 
fammern zu bringen, hat das Solidaritätögefühl der Arbeiter einige beachtens: 
werthe Erfolge erzielt, die vielleicht den Anfang einer weitergehenden Entwidlung 
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bilden. Aber auch im beften Falle werden die murualiftifhen Productiv— 
aſſoeiationen nur im Stande fein, eine mehr oder weniger beträchtliche Schicht 
der Arbeiterclaffe in eine befriedigende Lage zu bringen, nicht aber die ganze 
Glafje umfaſſen fünnen. Ihr natürliches Feld ift das der großen Werfftatt- 
Induftrie und allenfall$ der Baugewerbe; in dem Gebiete der mechaniſchen 
Großinduſtrie aber werden fie ſchwerlich Eroberungen machen. Auch ſind fie nur 
für Die in feften Geleifen erfolgende Mafjenproduction geeignet, nicht aber zur 
Herporrufung ungewöhnlicher individueller Leiftungen, zur Anregung neuer Er- 
findungen und Fortjhritte, die der Privatunternehmer, angefpornt durch die 
Ausfiht auf einen großen Gewinn, oft mit bebeutendem Riſico und großen Koften 
berbeiführt. Daß das Soltdaritätsgefühl ausreicye, um die höher begabten Indi— 
vidualitäten zur vollen Anſpannung ihrer Leiſtungsfähigkeit zu bringen, ift noch 
zu beweifen. Ueberhaupt laſſen ſich gerade die franzöfifchen Arbeiter durch 
ihre egalitäre Eiferfucht Leicht verleiten, die Thatfache zu verfennen, daß ber 
Weg des Culturfortfhrittes immer num von einzelnen Individualitäten gefunden 
wird, nicht von der Mafie, die nur nachdrängen und bie urſprünglich enge Gaſſe 
durch ihre Wucht erweitern Fann. 

Auch wird e3 immer nur ein theoretifches Poftulat der Solidaritätspolitif 
der Arbeiter bleiben, daß die foctaldtonomifchen Reformen die ganze Maſſe 
ihrer Claſſe gleichmäßig heben müßten. Die Arbeiterbewegung jelbft erzeugt 
unmillfürlih eine neue Schichtenbildung, auf die wir ſchon aus Anlaß ver Be: 
ftrebungen der Syndicallammern in Betreff des Lehrlingsweiens aufmerkfam 
gemacht haben. Aber die Hebung einer ganzen Schicht ift ſchon eine Maſſen— 
bewegung, ein eigentlid focialer Fortſchritt, und als erreichbares Ziel ericheint 
die fortdauernde Verminderung der unterften Schicht nebft jeder thunlichen Ber- 
befferung aud ihrer Lage. Durch diefe Auflöfung der Claſſe in Schichten aber 
verliert die ſociale Frage jene abftracte Einfachheit, die eine abjolute Löfung 
zu fordern jcheint. 

Schon ihre verhältnigmäßig geringe Stärke müßte der Partei der Arbeiter- 
ſyndicate die Einfiht eröffnen, daß auch fie nur eime Schicht, nicht aber die 
ganze Claſſe repräfentirt. Allerdings umfaßt fie diejenigen Elemente des wirklichen 
Arbeiterftantes, die ſich in den focialen Angelegenheiten ihre volle Selbftändig- 
feit und Ynitiative wahren wollen, und ihr Einfluß ift größer, als fih aus 
der Zahl der ftändigen Mitglieder der Syndicalfammern ſchließen ließe. Ob 
der äußere Umfang der Verbände erheblih zunehmen würde, wenn bie jetige 
Geſetzgebung über die Affociationen in liberalem Sinne abgeändert würde, ıft 
ſchwer zu jagen; jebenfall® aber ift eine Reform diefer Gefeggebung und vor 
Allen die Beleitigung des thörichten Ueberbleibjeld von 1791 zu empfehlen. 
Der Staat künnte ohne Bedenken den Syndicaltammern auf dem ſocialökono— 
milchen Gebiete völlig freie Bewegung geftatten unter der Bedingung, daß Die 
Bereine ihre Statuten einreichen und einen verantwortlichen Vorſtand einfegen. 
Befugniffe von öffentlicherehtlihen Charakter wären ihnen vorerft wenigften® 
nicht beizulegen, und ihre privatrechtlihe Stellung könnte etwa nad) Analogie 
der Wirtbichafts-Gefellihaften mit veränderlihem Capital geregelt werben. 

Wenn man den Abftand zwiichen dem Standpunkt der franzöfifchen 
Arbeiteraffoctationen von 1848 und dem der heutigen betrachtet und ferner Die 
große Zähigfeit und Conſequenz erwägt, mit welder die Idee der Syndical= 
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fammern nunmehr feit. zwanzig Jahren unter verfchiedenen Formen feftgehalten 
worben ift, jo wird man es für wahrſcheinlich halten, daß fich dieſe Verbände 
auch in der Zukunft behaupten und entwideln werden. Wenn die Unternehmer- 
ſyndicate ihre eigene fociale Aufgabe beffer verftehen Ternen, werden jie am 
beften im Stande fein, die revolutionäre Entartung der Gemerkvereine zu ver— 
hindern. Denn jemehr fich den letzteren ein eriprießlicher ſocialökonomiſcher 
Wirkungskreis öffnet, um fo mehr wird ſich auch die große Maſſe der bisher 
tbeilnahmlofen und indifferenten Arbeiter den Vereinen zuwenden und den Ein- 
fluß der ungeftümeren und beftigeren Elemente zurückdrängen. Dadurch aller- 
dings erhält auch dieſe Maſſe eine fociale Anregung, die dem furzfichtigen 
individualiftiichen Gapitalintereffe unbequem erjcheinen mag, indem e8 nicht be= 
denkt, daß die fortfchreitende Cultur in jedem Falle im Laufe der Jahrzehnte 
aud jene Maffe mehr und mehr aufrütteln wird, und daß viel darauf anfommt, 
in welcher Art dies geſchieht. 

Aber welches auch das fernere Geſchick der franzöſiſchen Verbände fein 
mag, wie unvollfommen die zu Grunde Tiegende ſociale Idee fih in ihnen aus— 
prägt, dieſe Idee felbft wird unzerftörbar in der menſchlichen Gefellfhaft ihre 
Zriebfraft behalten. Stet8 werben die Arbeiter zur Wahrung ihrer Perlönlich- 
feit in dem capitaliſtiſch-tauſchwirthſchaftlichen Proceß fih auf ihre Claſſen— 
jolidarität zu ftügen ſuchen. Stet8 wird das Capital der Arbeiter nicht nur als 
Producenten, jondern auch als Conſumenten bedürfen; aber die individualiftiiche 
Tauſchwirthſchaft kann für fi der durch dieſe Thatſache bedingten gefammtwirth= 
Ihaftlihen Solidarität von Capital und Arbeit nicht gerecht werden; ebenfo 
wenig wird dies durch unmittelbar zwangsmäßige Eingriffe des Staats zu er- 
reichen fein; es bleibt alfo nichts übrig, als der freien Oruppirung und 
Afjociation der Elafjenintereffen die Aufgabe zuzumeifen, auf einem die enge indi- 
vidualiſtiſche Interefieniphäre überragenden Standpunkte die Benwirklihung jener 
Gejammtfolidarität zu verfuchen, die ihrem Wefen nach ſowohl mit der taufch- 
wirthſchaftlichen Gejelichaftsform, als mit ven für die Eulturentwidlung un: 
entbehrlichen Rechten der menſchlichen Individualität vereinbar ift. 


Anhan g. 


Nr. 1 (S. 118). 
Bereinbarung der Zimmerlente nad dem Strile von 1833 !). 


Les entrepreneurs de charpente de la ville de Paris aux ouvriers charpentiers. 


Paris, le 24. Septembre 1833, 
„Coteries ! 

„Nous avons regu hier, 23 courant, votre lettre en date du même jour, et 
nous vous remercions des temoignages de confiance qu'elle contient pour 
notre desir à vous rendre justice; seulement nous regrettons pour tout le 
monde, que le parti sage et mesurd auquel vous vous ätes tes n’ait pas 
etE pris plus töt. 

„Nous avons toujours compris que les inter@ts des ouvriers et des maitres 
ne pouvaient ätre séparés; nous voyons avec un vif plaisir que vous l’avez 
enfin compris comme nous, 

En cons&quence nous avons pris la resolution suivante: 

„1) D’accorder à tout ouvrier charpentier, capable d’dtablir et travailler 
convenablement la charpente, et porteur d’un livret, le prix de 4 francs 
ge: jour de dix heures de travail; 

„2) Les ouvriers qui par leurs talens meritent un prix plus élevé, les 
vieillards et ceux dont la capacit& ne remplit pas les conditions 
stipuldes pour la journde de 4 francs, s’arrangeront de gre à gre 
avec l’entrepreneur; 

„3) Les heures en sus de la journde, lorsqu’elles seront souvent répétées 
de suite, seront paydes comme dixiè mes, sauf le cas de conditions 
contraires ; 

„4) Il est entendu que, toutes les fois qu’il ne sera pas fait de conditions 
contraires, toute journsde de charpentier sera payde 4 francs; deux 
heures avant ou apr&s la journde seront — pour un tiers de 
jour; nne nuit sera comptée pour deux journées. 

Du reste, coteries, nous voulons oubli du passe, union et paix pour tous; 
en Consequence, nous sommes certains que vous regarderez comme indignes 
de vous toutes menaces contre les chantiers et contre ceux de vos camarades 
qui ont travaill& pendant la gr&ve; de notre cÖte, nous vous promettons tous 
nos efforts etc. 


Nr. 2 (S. 119). 
Zum Strite der Zimmergejellen von 1845 ?). 


Paris le 6 juin 1845. 
Chambre syndicale des entrepreneurs de charpente du d&partement de la Seine. 
Monsieur et cher confrère. 
„Nous avons l’honneur de vous informer que les entrepreneurs de charpente 
du d&partement de la Seine, r6unis en assemblee generale à la chambre syn- 
dicale, au nombre de 126, le 28 Mai dernier, & l’occasion de la demande 


— — —— — — 
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Gazette des tribunaux, 1. c. 
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d’une augmentation de salaire de dix centimes par heure, formee par les 
delögues des ouvriers charpentiers, a été unanimement d’avis de maintenir le 
prix actuel. 

„Cet avis est motive sur ce que: 

„1) Le prix de 4 francs par jour, existant pr6sentement, n’est qu’une base 
& invoquer au cas de contestation entre l’entrepreneur et l’ouvrier; 
mais qu’il est facultatif & Yun et & l’autre de stipuler un prix plus 
on moins &leve, selon la capacit& de l’ouvrier; 

„2) Que le marchandage, suspendu par le fait des ouvriers depuis la 
greve de 1833, n’a jamais été interdit, et qu’il reste aussi facultatif 
tant au maitre qu’& l’ouvrier. 

„Nous nous faisons un devoir de porter & votre connaissance cette delibe- 
ration: vous serez convaincus par lä de l’interöt que porte la chambre aux 
membres de notre profession. 

„Au nom du conseil, les membres du syndicat: (Unterschriften). 


Nr. 3 (©. 123). 
Aus der Einleitung zu den Statuten der Mutualiften in yon '). 


L’au mil huit cent vingt-huit, le vingt neuvi&me jour du mois de juin, 
les statuts du Mutuellisme on du devoir des chefs d’ateliers de soieries ont été 
rediges en acte d’association pour valoir règlement. 

'association prend le nom de Mutuellisme, qui signifie faire mutuellement 
comme l’on voudrait qu’il füt fait à soi-möme, 

Chaque associ6 prend le nom de mutuelliste, qui signifie qui fait toujours 
Sorinse It voudrait qu’il füt fait A lui-m&me. 

Le mutuellisme est base sur l’&quite, l’ordre et la fraternitd: telles sont 
les qualitös que doivent avoir ceux qui le composent. 

but du mutuellisme est indication, secours et assistance; tels sont les 
devoirs de chaque membre. En cons&quence, le but du mutuellisme est done 
entre tous ses fondateurs et ceux qui seront regus freres: 1) de s’indiquer 
avec franchise et loyaute, mutuellement et généralement, tout ce qui peut leur 
ätre utile et ndcessaire concernant leur profession; 2) de se secourir par le 
pröt d’ustensiles autant que possible, et p6cuniairement au moyen de cotisations 
dans des malheurs arrives à Fun d’eux; 3) de s’assister de leur attention, de 
leur amitie et de leurs conseils, et lors de leurs funerailles et celles de leurs 
€pouses, en se regardant et traitant comme frères ——— 

Les nombreux résultats qui font le mérite de l'institution étant trop mul- 
tiplids pour &tre ici detailles, sont l’objet de discours ou d’entretiens, faisant 
prineipalement partie des attributions des chefs et indicateurs des petites loges, 
ainsi que des inspecteurs. 

Afin de doter, régulariser et perpdtuer le mutuellisme, un secret inviolable 
envers les intrus queleonques et l’ex&cution entire de chaque prineipe ou 
article, sont reconnus pour ses @löments; aussi les fondateurs et les fröres qui 
seront regus feront serment en finale reception d’ötre secrets et fid&les aux 
articles qui suivent. 





Nr. 4 (©. 126). 


Einleitung der Statuten des NReform-Gejellenverbandes der Schlofier 
(Soeidte de 1’Union) ?), 


L’'homme appelé par tat à quitter le lieu de sa naissance et & abandonner 
sa famille pour voyager a besoin d’appui. Habitant souvent des contrees ou 





1) Vollftändig abgebrudt im Anhang des 4. Bandes von 2. Blanc's Hist. de dix ans, Rr. 7. 
) Nad) einem 1844 gebrudten Eremplar der 1832 feftgefegten Statuten. 


Anhang. 267 


il est inconnu, il a frequemment à lutter contre les maladies ou contre le defaut 
d’occupation, il est expose & des privations et m&me & des souffrances qu'un 
peu d’aide ferait cesser promptement. Souvent son travail et le developpement 
de son industrie sont paralyses et l’ouvrier qui n’a pas été secouru & propos 
et qui n'est demeurd pourvu que d’un talent mediocre füt devenu un homme 
habile pentötre, si la bienveillance lui cüt accordé son aide. Pour se preter 
un mutuel — les ouvriers serruriers ont pris la resolution de former entre 
eux une societe. Pénètrés des devoirs que l’humanit& impose a l’'homme, con- 
vaincus que chaque individu doit à son semblable tous les @gards que les 
eirconstances commandent, les ouvriers serruriers veulent qu’il y ait reciproque- 
ment entre eux de plus grandes obligations à remplir encore, dans l’inter6t et 
pour le besoin de tous les societaires, D’autres societes existent et peuvent 
exister par la suite et n’avoir aucun rapport avec celle qu’ils vont former. 
Que ces r&unions soient plus ou moins philanthropiques, qu'elles soient dirigées 
par des sentiments d’humanite, ou qu'au contraire un esprit de dominatio 
d’intoleranee et même d’incivilit6 soit leur r&gle, aucune éspèee d’animosit 
ne doit se manifester neanmoins envers leurs societaires. 

Le devoir du citoyen est de se rendre utile autant qu'il le peut a ses 
compatriotes et de plaindre ceux qui par des doctrines fausses, des prejuges 
ridicules ou un fanatisme.... attestent un defaut d’instruction et de eivilisation. 


Nr. 5 (S. 160). 


Statuten der eriten Föderation von Parifer Gewerkvereinen 
La eaisse du sou)!), 


Caisse federative de pr&voyance dite des einq centimes, fondee en 1865. 


Considerant que la loi reconnait le droit de coalition et de gr&ve, par ce motif, 

Art, 1. Il est institad une caisse föderative de prevoyance à l’effet d’aider 
p@cuniairement les corporations adherentes en cas de greve. Bien que cette 
caisse ne soit institude qu’en faveur de ceux qui y participeront, il pourra ötre 
fait des pröts aux corporations en greve non encore participantes,. 

Art. 2. Cette caisse est alimentde par une cotisation de cing centimes 
par semaines et par adherent. 

Art. 3. Les adherents sont groups par professions. 

Art, 4. Chaque corporation reste u. de ses fonds lesquels doivent 
toujours ötre tenus & la disposition de la commission federale. Hors le cas 
de greve, les commissions corporatives ne peuvent disposser de leurs fonds que 
pour leurs frais generaux dont il doit toujours être tenu un compte exacte. 

Art. 5. Chaque profession del&gue un de ses membres pour faire partie 
de la commission federale et dresse au moins tous les trois mois un 6tat de 
sa situation financiöre lequel ätat sera communique à la commission. 


(Die folgenden Artitel betreffen den Hall ber Berbinderung ober des Ausbleibens bes 
Delegirten einer Gewerkichaft.) 

Art. 9. En aucun cas le del&gu& ne peut se soustraire aux decisions de 
la commission federale, c'est & dire que toute commission corporative doit se 
soumettre au vote de la commission federale des que son delegue a eu con- 
naissance du jour et du lieu de la réunion et qu'il y ait ou non assiste. 

Art. 10. Les délégués des corporations president à tour de röle les 
seances de la commission federale. 


(Die Artikel 11—14 betreffen die Cafien- und Rehnungsführung.) 
Art. 15. Lorsqu’une profession adherente se trouve en greve, elle rentre 
de plein droit dans la disposition des sommes par elle versdes. Dans ce cas 


1) Rad) einem Originalegemplar der Statuten, als einzelnes Octabblatt gedrudt. 
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la commission federale doit lui fournir aussitöt que faire se peut une somme 
6gale au montant de toutes ses erdances. Cette somme est fournie & titre 
de pröt, mais la corporation en greve peut attribuer & l’extinction de cette 
dette toutes les Tontrdos qu’elle operera sur les cr&ances en sa possession au 
moment de la greve. 


(Art. 16’ beftimmt, wie weit bie Bundeseommiffion in — in denen es ſich nicht 

um einen Strile handelt, über die Caſſe der einzelnen Gewerkſchaften verfügen kann, 

nämlich bis zu einem Drittel und in — Fällen bis zur Hälfte des Beſtandes 
e 


Art. 17. Afin que les corporations adherentes puissent @tre toujours sou- 
tenues efficacdment en cas de gröve, elles doivent tenir la commission federale 
* — des differents qui se produisent chez elles et qui peuvent entrainer 

greve. 

Art. 18. Les corporations empruntenses doivent operer leur rembourse- 
ment autant que possible en sdances de la commission fédérale. Les rentrees 
sont immediatement réparties entre les corporations qui ont participe au pret 
proportionellement & leur fonds avances. 

Art. 19. Les pertes provenant des pröts sont support6es par les cor- 
porations ayant pris part au pr&t proportionellement a leur participation. 


(Art. 20. Einer als ausgetreten anzufehenden Gewerkfchaft werben ihre Forberungen 
zurüdgezablt, wie ben übrigen.) 

Art. 21. Lorsque les ressources de la caisse federative de prevoyance ex- 
cederont les besoins des greves, il pourra ötre fait des pr&ts aux associations 
de production. Toutefois la commission federale ne pourra voter des prôts 
de ce genre avant que les commissions corporatives en aient reconnu la 
possibilite et qu’elles aient determine par un ou plusieurs articles additionnels 
aux statuts les conditions auxquelles ces pröts seront faits. 


(Die beiden letzten Artikel enthalten nur formale Beftimmungen.) 


Nr. 6 (S. 170). 
Aus dem Berichte des Herrn Devind an den Kaifer (vom 9. März 1868)'). 


. . Le premier de ces voeux est celui qui concerne les chambres syn- 
dieales. Les delegations ouvrieres declarent que la cr&ation des syndicats 
serait un moyen d’eviter la gröve, veritable plaie de l'industrie, qui frappe 
les ouvriers peut-ötre encore plus que les patrons. Dans leur pensde, lors- 
u'une diffieulte s’elöverait, il faudrait proceder par voie de conciliation, et la 

chambre syndicale de la profession se mettrait en rapport avec celle des 
atrons. Les ouvriers ajoutent que ces derniers ont &tabli des chambres syn- 
cales, et qu’ils desirent jouir des mömes avantages. 

La demande me parait fondée; en voici les motifs. , 

Un certain nombre d’ouvriers, mecontent des conditions offertes à la main- 
d’oeuvre, peuvent ätre entraines par quelques-uns d’entre eux, qui se disent 
ou se croient m@me autorises & parler au nom de tous. D'un autre cöte, ces 
individus ne sont & l’&gard du patron que des representants insuffisants, 
n’ayant aupres de leurs camarades qu’une influence relative. De part et 
d’autre il ne peut y avoir une confiance absolue dans les personnes qui vien- 
nent ainsi s’interposer. Une chambre syndicale presente des avantages in- 
contestables. Des hommes choisis, comme les plus capables, avant la naissance 
de la difficulte, agissant ouvertement, tenus de rendre compte de leur mandat, 
offrent bien plus de garanties que d’autres designes preeipitamment, au 
moment de leffervescence, se concertant en secret et n’encourant aucune 
responsabilite morale. 


ı) Abgebrudt als Einleitung des bes b 8 sber ber Arbeiter 
beiegatie 2 8 erften Banbes ber officiellen Ausſtellung ichte der Arbeit 
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Mais si les syndicats peuvent produire de bons effets, c’est à la condition 
de ne porter aucune atteinte & la liberte, ni à celle du patron, ni & celle de 
l’ouvrier. C'est une voie facultative à ouvrir, et non pas une obligation & 
imposer. Chacun doit ätre libre de contracter directement, avoir la faecilite 
d’entrer dans une chambre syndicale ou de rester en dehors de toutes réunions. 
Les syndicats se formeraient, se r&glementeraient eux-mömes comme ils le 
jugeraient convenable, et probablement les faits qui 8’y passeraient auraient 
un grande analogie avec ceux qui ont eu lieu dans les r&unions des delegations 
& Pexposition. En examinant en commun les proc&des qu’on emploie, les in- 
conv£nients qu’on rencontre dans leur application ou les avantages qu’on en 
retire, en recherchant les moyens de se secourir mutuellement dans les cas 
de maladie ou d’infirmite, on travaille evidemment au progrös de liindustrie et 
à l'amelioration de la socidt6. Les chambres syndicales peuvent en outre 
permettre aux ouvriers de propager le savoir pratique qu’ils possèdent, et qui 
est aujourd’hui retenu dans un cercle trop personnel. 


Nr. 7 (©. 177). 


Ans den Statuten der Pariſer „„Chambre federale des soci6tes 
ouvrieres“ von 1869 !). 


Considerant que le but que se proposent d’atteindre les soci6tes ouvrieres 
est de substituer la justice & l’arbitraire en reformant notamment le mode 
de r&partition des produits, en organisant l’&change et en creant le credit; 
considerant que ces reformes ne —— se réaliser qu’avec le concours de 
tous les interessds; considerant que les principes d’&galite sont jusqu’& pr6sent 
restes lettre morte dans les relations sociales; considerant qu’en presence de 
l’entente qui s’etablit entre les possesseurs du capital pour neutraliser les 
efforts des travailleur, il est du devoir de ceux-ci de se grouper; considerant 

ue pour rendre fructueuse leur union les travailleurs doivent s’efforcer de 
aire disparaitre toutes les formes centralisatrices qui n’ont servi qu’& les 
maintenir dans un tat de sujetion absolue, en etablissant entre eux des 
rapports bases sur la reciprocite des services tout en garantissant & chacun 
des adherents la libert & laquelle il a droit avec la responsabilitE de ses 
actes selon les —— de la justice, par ces motifs les soussignes proposent 
aux societes ouvrieres l’adoption des clauses suivantes. 

Art. 1. Il est conclu entre les diverses soci6tes ouvrieres (resistance, syn- 
dicat, etc.) qui adhereront aux presents statuts un pacte federatif. 

Art. 2. Le pacte federatif a pour objet la recherche et la mise en oeuvre 
des moyens reconnus justes par les travailleurs de toute profession pour les 
rendre possesseurs de tout leur outillage et les erediter afin qu’ils puissent se 
soustraire & l’arbitraire du patronat et aux exigences du capital; pour deter- 
miner la valeur des produits de chaque industrie afin d’en faciliter l’Echange; 
—— faire connaitre & titre de renseignement, par une statistique basde sur 
es conditions d’equilibre des diverses specialites le nombre d’apprentis ou 
eleves que chacune d’elles * produire); pour étudier enfin toutes les 
questions interessant le travail. 


— 2* einem gebrudten Originalexemplar des von Drouchon, Soliveau und Theiß ausge⸗ 
arbeiteten, vom 3. März 1869 batirten Entwurfs. Der don Teſtut (L’Internationale, p, 113) mit« 
Maelite Statutenenttous} ber Föderation don Marfeille zeigt im Allgemeinen nur Abweichungen 
er Ausdrucksweiſe. So heißt ed im Eingange: „substituer la justice ä l’arbitraire en creant le 
eredit bass sur la solidarite de toutes les corporations des travailleurs“; weiter unten wird flatt „les 
travailleurs“ gejagt „les chambres syndicales doivent s'efforcer de faire Perg etc.“ 
2) Statt ber Stelle „pour determiner“ bis „produire“ hat der Marfeiller Entwurf: Il a aussi 
en objet de developper le sentiment de la solidaritd parmi les travailleurs de tous metiers et de 
ous pays sans lequel tout eflort individuel de * corporation (pour arroter le flot toujours mon- 
tant du parasitisme appuyd sur lecapital)ne pourra donner que des resultats mediocres et souvent des 
deceptions cruelles.“ — An Urtitel 14, dem Artikel 16 des PBarifer Entwurf entf zechend, heißt es: 


„Le Coneil federal verrait avec plaisir toute corporation se former en Chambre syndicale. 
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Art. 3. La federation à 6galemant pour but d’assurer & chacune des 
soci6tes adherentes, dans le cas de greve, l’appui moral et materiel des autres 
groupes au moyen de pr£ets faits sous la responsabilites des societes 
emprunteuses. 

Art. 4. Les societes conservent toute independance dans leur admini- 
stration et dans la gerance de leurs fonds; elles ne sont tenues qu’& faire 
connaitre tous les mois leur situation financiere par actif et passif ainsi 
que le nombre de leurs soci6taires effectifs. 


Nah Art. 5 wird jede Gefellfhaft nah Berhältniß ihrer Mitgliederzahl durch 
Delegirte im Bunbesrath vertreten. Diefer entfcheidet nach Art. 6 über die Gefuche 
um Darlehen und die von ben einzelnen Gefellfchaften (mach Verhältniß ihrer Mit- 
liederzahl) zu benfelben zu liefernden Beiträge. Art. 7 beftimmt Näheres über bie 
Berpflichtung der Gefellfhaiten zur Ereditgemährung.) 


Art. 8. Lorsque le conflit sera termin® le conseil formulera un rapport 
comprenant l’'historique de la greve et le compte rendu des pr&ts faits par 
chaque societe avec indieation des sommes qui lui avaient été demandees et 
des observations qu’elle a présentées. 


(Die Art. 9 ımb 10 enthalten Beftimmungen über bie Situmgen ımb die Art 
der Beſchlußfaſſung. Nah Art. 11 werben bie Rüdzahlungen und Berlufte auf die 
erebitirenden Gefellichaften nach Verhältniß ihrer Darlehen vertbeilt. Die Art. 12—15 
regeln weitere Kormalien und Nebenpuntte. Nah Urt. 16 wird fi bie Bunbes« 
fammer mit ben Arbeitergefellfchaften und den größeren Verbänden berfelben im ben 
Departement8 in Berbindung fesen, ihnen fortlaufende Berichte über ihre Beſchlüſſe 
und bie allgemeine Lage erftatten unb fie unter der Bedingung der Gegenfeitigfeit bei 
Striles unterftüten.) 


Nr. 8 (S. 178.) 
Aus den Statuten der Solidaritätägejellihaft der Parijer Buchbinder ). 


Association internationale des travailleurs. 
Soeiete de solidariteE des ouvriers relieurs de Paris. 


Projet de statuts, 


Article premier. Entre les ouvrieres et ouvriers relieurs et doreurs sur 
cuir qui adherent aux presents Statuts, il est formed une Societe corporative. 
k Art. 2. Cette Societ6 a pour titre: Socidte de Solidarit6 des ouvriers 
relieurs. 
Art. 3. Elle est adherente aux principes de l’Association internationale des 
travailleurs et en fait partie. 
Art. 4. Elle a pour but: 


A. De faire &lever et de maintenir le salaire à un taux equitablement 

remunerateur; 

D’assurer l’existence de ses societaires sans travail par une indemnite 

de chömage; 

. De faciliter aux soci6etaires les moyens d’epargne; 

. De leur ouvrir des credits; 

. De constituer un jury syndical pour examiner et juger les differents 
qui pourraient survenir entre ouvriers et patrons de la profession 
et qui seraient soumis à son arbitrage; 

. De aan aux societaires, dont les reclamations auraient éêté reconnues 

justes par le jury, les moyens d’obtenir satisfaction ; 


Bon 


* 


T) Rad) einem Originalexemplar ber Statuten, gedruckt in Paris 1870. 
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G. De constituer un fonds de prevoyance et de solidarit@ pour soutenir 
la lutte du travail contre le capital; 

H. Enfin, de poursuivre l’amelioration constante des conditions d’exi- 
stence des ouvriers relieurs en particulier et, en — des travail- 
leurs de toutes professions et de tous pays, et d’amener finalement 
les travailleurs & la possession de leurs instruments de travail et & 
la jouissance de l’integralit€ de leur production. 


Art. 7. Tous les socistaires sont egaux en droits et devoirs devant les 
Statuts et r&glements. 

Il ne peut, sous aucun pretexte, ätre admis de membres honoraires. 

Art. 8. La commission administrative enregistre, à titre provisoire, toutes 
les adhesions de personnes se trouvant dans les conditions de l’article 1er des 
prösents Statuts. 

Art. 9. L’Assemblee generale des societaires prononce sur l’admission 
des adherents, trois mois au moins apres leur inscription. 

Art. 10. Chaque adherent doit faire eonnaitre ses noms, pr@noms, domi- 
eile, lieu et date de naissance, ainsi que l’Epoque et l’endroit où il a appris 
le metier. 

Tous ces renseignements sont inscrits au livre d’adh6sion, sur lequel l’ad- 
hörent doit &galement signer son adhesion aux Statuts de la Société. 

Art. 11. En se faisant inscrire chaque adherent verse un france pour 
frais d’inseription ... . . 

Art. 12. Les adherents sont soumis à un stage de six mois, pendant, 
lequel ils n’ont pas droit & l’indemnit€ de chömage ni aux emprunts. 

Ils profitent, dös leur inscription, des autres avantages de la Société à 
la condition de se maintenir au pair de leur cotisation. 

Art. 13. Dès leur inscription les adherents ont voix consultative dans 
les Assemblees 

Mais ils n’ont pas voix deliberative et ne peuvent pas remplir de fonctions 
avant leur stage completement &coule et le versement des six premiers mois 
de cotisation minimum effectu£. 

Art. 14. Tout adherent peut retirer son adhösion jusqu’au dernier jour de 
son stage. 

Dans ce cas ses versements lui sont rembours6s, sauf le franc d’inscription 
et une retenue de dix centimes, par semaine dcoulde depuis son inscription, 
destinde mi-partie & couvrir les frais gendraux et mi-partie à constituer le 
fonds de solidarit& generale. 

Art. 16 Aussitöt le stage termine, la totalit des cotisations minimum 
versces par l’adherent sont acquises & la societe. 

Si l’adherent ne se trouvait pas au pair à la fin de son stage, il devrait 
completer la cotisation minimum des six mois avant d’avoir droit à l’indemnite 
de chömage. 

Art. 17. La cotisation minimum düe par chaque soci6taire et de 60 cen- 
times par semaine. . 

IUn'y a pas de maximum. 

Art. 20. Lorsqu’un societaire en retard de ses cotisation vient à chömer, 
il lui est retenu sur ses premiöres indemnites de quoi solder ses cotisations 


8. 

Art. 21. Tout societaire qui se laisserait arrierer de trois mois de coti- 
sation minimum serait immediatement prive du droit A l’indemnite de chömage. 

Il ne recouvrerait ce droit que quinze — aprös avoir soldẽᷣ ses arrdrages. 

Art. 22 Après quatre mois de retard le societaire n’a plus droit à aucun 
des avantages de la Sociedte. 

Art. 23. La commission doit prevenir de leur situation les sociétaires 
sur le point de perdre leur droit & l’indemnit& de chömage on d’ötre rayes. 

Toutefois cet avis n’est pas de rigueur pour les soci6taires qui auraient 
neglige de faire connaitre leur changement de domicile. 
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Art. 24. Le societaire qui se laisserait arrierer de six mois de cotisation 
sera rayé d’office. 

Art. 25. L’assurance contre le chömage est de droit pour tous les socie- 
taires travaillant en atelier. 

Les societaires travaillant chez eux ne peuvent pas en faire partie. 

Art. 26. L’indemnite alloude aux societaires sans travail est fixde à 2 fr. 
par jour, 

Art. 27. Les chömages de moins de cing jours ne donnent pas droit & 
l’indemnite. 

Les chömages de cing jours et Du y donnent droit & partir du premier. 

Art 28. De möme les reprises de travail, ou coups de mains, de moins 
de cing jours n’interrompent pas les droits du chömeur qui continue & jouir 
de Findeianite sans avoir besoin d'une nouvelle serie de einq jours de chömage. 

Art. 29. Ne sont pas comptes comme journdes de chömage les dimanches 
et les sept premiers jours de janvier, 

Art. 30. Un soci6taire ne peut pas toucher plus de soixante journdes de 
chömage dans l’&tendue d’une annde...... 

Art. 31. Lorsqu’un soci@taire ayant rempli un mandat au nom de la 
Socidt& sera, pour ce fait, mis arbitrairement dans l’incapacit6 de se procurer 
du travail, il aura droit & l’indemnite et Vartieie 30 ne lui sera pas applicable. 

Art. 32. Des qu’un soci6taire se trouve sans travail, il doit personelle- 
ment en prevenir le caissier du —— 

Art. 33. Les chömeurs doivent, chaque jour, venir au bureau du caissier 
s’enquerir s’il a des places à leur procurer et en même temps signer la feuille 
journaliötre du chömage. Faute par eux de remplir cette formalite, sans rai- 
son serieuse, ils perdraient l’indemnit& pour le jour de leur absence, 

Art. 34. Tous les societaires, dans l’interöt de leurs collegues et de la 
Soeiete, doivent faire connaitre au caissier du chömage les places disponibles 
et les maisons oü l’on pourrait embaucher des ouvrier. 

Ils doivent s’entraider mutuellement pour la recherche et l’obtention 
du travail. 

Art. 35. Un socidtaire sans travail qui accepte une place hors du d&parte- 
ment de la Seine, a droit à l’indemnite d’une journde en plus de celle de son 
depart si la longueur du trajet ne lui permet pas de travailler le lendemain. 

Art. 36. Le caissier du chömage peut avancer & un societaire qui accepte 
une place hors Paris, le montant de son voyage si le patron s’est engage par 
&crit à le rembourser & l’arrivde de l’ouvrier. 

Art. 37. Tous les versements des socidtaires excedant leur cotisation 
minimum, due chaque semaine, constituent leur &pargue. Ils peuvent toujours 
retirer ces fonds & volonte. 

Art. 38. Tout soeidtaire qui est er&diteur de cinquante francs envers la 
Société depuis une semaine, a le droit d’emprunter jusqu'à concurrence de 
cette somme., 

Art. 39. Il peut emprunter une somme superieure & son apport; dans ce 
cas, il doit en adresser la demande & la Commission administrative, qui decide 
dans les huit jours au plus, d’apres la situation de caisse, dans qu’elle mesure 
les pr&ts demandés peuvent ötre accordés. 

Art. 41. La commission peut accorder un renouvellement pour tout ou 

artie de la somme empruntee si la demande lui en est adressdee au moins 
huit jours avant l’Echeance. 

n ne peut ätre accordd qu’un renouvellement. 

Art. 42. Lorsqu’un soeietaire ayant 50 fr. & son avoir voudra voyager, 
le secrdtaire correspondant lui delivrera une autorisation d’emprunter dans 
tous les bureaux de I’Internationale, sous la garantie de la Société, jusqu’&a 
coneurrence de son avoir In j 

S’il a besoin d’un eredit plus eleve, la commission deeidera comme pour 


les autres emprunts, 
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Art. 43. Le jury syndical se compose de neuf membres, dont trois corps 
d’ouvrage, trois couyreurs, trois doreurs, 

Art. 44. Les membres du jury sont &lus pour six mois et sont reeligibles. 

Ils peuvent toujours ötre revoques par l’Assemblee generale des societaires. 

Ils ne peuvent pas faire partie de la commission administrative, 

Art. 45. Le jury syndical examine tous les differents entre ouvriers 
(soci@taires on non) et patrons de la profession qui sont soumis à son arbitrage. 

Il essaie, autant que possible, de coneilier les dissidents. 

Art. 46. Dans le cas oü il ne reussirait pas & coneilier les interäts, il 
donnerait acte de sa deeision aux parties reclamantes pour leur servir au 
besoin. 

Art. 47. Quand le dissident auquel le jury syndical donne gain de cause 
fait partie de la SocidtE (comme soeietaire ou m@me comme adh6rent), il lui 
fournit tous les moyens necessaires pour faire valoir ses droits. 

Art. 48. Le jury syndical doit s’occuper des interets gendraux de la 
corporation. 

A chaque Assemblee generale de la Societe, il presente un rapport sur ses 
travaux et sur la situation morale de la profession, 

Art. 49. Le jury se réunit une fois par mois; il se r&dunit extraordinaire- 
ment chaque fois qwWil y a urgence.... 

Art. 50. Les seances du jury sont presiddes par chacun de ses membres 
à tour de röle. 

Le jury choisit dans son sein un on plusieurs secr6taires, 

Art. 51. En cas de different entre societaires le jury syndical prend 
Vinitiative pour former un jury d’honneur, afin de juger ce different, 

Art. 52, Les adherents et soci6taires sont adherents de fait A la caisse 
federative de prevoyance des cing centimes. Il est preleve sur leur cotisation 
eing centimes par semaine pour constituer cette caisse, 

Art. 53. La Société etudiera, de concert avec les autres groupes de tra- 
vailleurs, toutes les questions de reforme et de reorganisation sociales, et 
poursuivra pratiquement, avec le concours de l’Association internationale, la 
realisation des reformes reconnues necessaires et justes par les travailleurs 
jusqu’& leur affranchissement complet de toute exploitation. 

Art. 54. La Societe est administree par une commission de quinze membres. 

Cette administration est colleetive, c'est-a-dire qu’aucun des membres de 
la commission ne peut engager la Societ€ sans une deliberation de la dite 
commission. 

Art. 55. La commission est nommee pas l'Assemblée generale les socie- 
taires au scrutin de liste et pour six mois, 

Les membres sont toujours reeligibles. 

Ils peuvent toujours ötre revoques par l’Assemblee générale. 

Art. 56. La commission pourra suspendre immediatement un on plusieurs 
de ses membres pour cause de malversation; dans ce cas, elle devra en appeler 
a l’Assemblde generale dans le plus bref delai. 

Art. 57. La commission repartit entre ses membres les diverses fonetions 
adıninistratives. 

Elle n’a pas de president; ses seances sont presidees par chacun de ses 
membres & tour de röle. 

Art. 63. Il y a quatre Assemblees generales ordinaires par annde ,... 

Art. 64. L’Ässemblee generale est souveraine, Elle peut -deliberer quand 
möme elle ne reunirait pas la majorite des membres inscrits, s’il est constate 
que les convocations ont été faites reguli&rement, et & la condition de se 
maintenir dans l'ordre du jour, indique par les lettres de convocation. 

Elle peut deliberer sur les propositions faites seance tenaute, autres que 
celles de modification aux Statuts, si elle reunit la majorite des socittaires actifs. 

Art. 65. Chaque Assemblee generale &lit son president et ses deux assesseurs. 

Art. 66. L’Assemblde generale prononce l’exelusion de tout sociétaire 
qui compromettrait les inter&ts ou la dignite de la Soeiet£. 


Schriften XVII. — Leris, franz. Gewerkvereine. 18 
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Art. 69, Les societaires malades ou au service militaire sont suspendus 
de leurs droits et devoirs. 

Ils reprennent leur complete activit aussitöt le retablissement de leur 
sante ou leur retour du service. 

Art. 70. Les societaires en voyage pourront, & leur gre, se faire suspendre; 
dans ce cas, ils ne reprendront leur activite qu’apr&s avoir retravaille en atelier 
& Paris pendant eing jours au moins. 

Art. 71. Lorsqu’un societaire cessera de travailler en atelier, il sera sus- 
pendu de ses droits et charges du chömage, il ne sera tenu qu’& un versement 
de quinze centimes par semaine pour sa participation au fonds de solidarite 
et aux frais generaux. 

Sa suspension ne cessera que cing jours après qu’il aura recommence & 
travailler .ou atelier. 

Art. 72. En cas de demission, radiation, exclusion, décès, les versements 
exc&dant la cotisation minimum sont rembourses au societaire ou & ses ayants 
droit dans les six mois, 

Les sommes non reclamedes dans ce delai sont acquises & la soeiete. 

Art. 73. Les heritiers, erdanciers ou ayants-droit des societaires ne 
pourront, en aucun cas, faire apposer les scelles sur les biens et les livres 
de la societe; ils devront s’en rapporter, pour la fixation de leurs droits, aux 
eeritures et inventaires de la Société. 

Art. 74. Les presents Statuts sont toujours perfectibles., 

Les propositions de modification doivent être portees à l’ordre du jour 
d’une Assemblee generale et, pour @tre acceptees, doivent réunir la majorite 
des deux tiers des membres presents. 


Nr. 9 (S. 178). 
Aus den Statuten der Syndicallammer der Hutmader in Paris 1869). 


Deelaration de prineipes. 


Prenant pour base l’union, la solidarit€ corporative et surtout federative 
de toutes les professions; 

Pour but, l’affranchissement des travailleurs par les travailleurs eux-mömes; 

Voulant eoncourir & la solution de ce vaste problöme; 

La chambre syndicale des ouvriers chapeliers de Paris declare: 

Que tous les ouvriers chapeliers, sans distinction, peuvent @tre admis dans 
son sein; 

Ou’aucune Societs existante ne doit figurer en nom direcetement ou in- 
directement dans ses Statuts; 

Qu’il ne peut &tre fait de distinetion entre ses adherents; 

Que surtont nulle pression ni restrietion ne pourront ötre exercdes sur un 
on plusieurs ouvriers, soit par la chambre ou un seul adherent; 

Que tous ses efforts tendront A unir et solidariser tous les ouvriers de 
industrie, tant en province qu’& Paris. 

La chambre syndicale syndicale s’occupera immediatement de federer 
toutes les Soci6tes de France et fera appel aux ouvriers chapeliers des diffe- 
rentes nations, afin d’6tablir un lien federal qui permette de faire cesser la 
concurrence que se font entre eux les travailleurs. 

Elle ötudiera et poursuivra la realisation de l’dtablissement d’un tarif pro- 
portionnel, tout en travaillant & l’abolition du salariat. 

Elle &tablira une correspondance avec tous les centres chapeliers, afın 
d’ötre constamment renseignees sur leur &tat social. j 

En ereant une bibliotheque, organisant des cours mutuels et industriels, 
la chambre contribuera puissamment à l’affranchissement intellectuel et moral 
de ses adherents. Par ce moyen ils pourront dtudier les lois, statuts et rögle- 
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wnents dont la connaissance est n&cessaire pour arriver à la solution du pro- 
bl&me social, 

Conform&ment & ses principes, elle repousse tous dons de quelque mains 
qu’ils puissent venir. 

Comprenant que les caisses de retraite ne peuvent avoir une éfficaeité 
reelle si elles ne sont fondees et dirigedes par les travailleurs eux-m&mes, 

Elle organisera cette caisse de retraite pour soutenir tous les ouyriers qui, 
par leur äge ou tout autre cas, seront dans l’impossibilit de travailler. 

Des que ses ressources le lui permettront, elle adoptera les orphelins de 
ses adherents, leur fera donner une instruction en dehors de toute influence 
religieuse, afin d’en faire de bons et honnetes eitoyens. 

La chambre syndicale a pour but immediat: 

De former un Conseil syndical eharg€ de soutenir et defendre, au nom de 
la collectivite, les inter&ts généraux de la corporation, ainsi que les interäts 
particuliers des adherents; 

D'eviter que l’ouvrier soit vietime d’une juste r&clamation (ce qui arrive 
généralement) par le seul fait de son isolement, 

Car une r&clamation faite en bonne forme et au nom de la collectivite ne 
peut qu’ötre acceptee. 

Le syndicat plus competent que les prud’hommes, interviendra fructu- 
eusement (tout en se renfermant dans la plus parfaite impartialit& sans blesser 
la dignite des parties adverses) et arrivera & ce r&sultat: que la justice sera 
rendue dans son integralite la plus parfaite. 

Il maintiendra par tous les moyens legaux le taux des salaires, tout en 
&vitant la greve. 

Il surveillera officieusement la forme et excution des contrats d’apprenti- 
sage, c'est-A-dire Evitera l’exploitation de l’apprenti en renseignant le pere de 
famille sur les conditions acceptables pour le placement de son enfant. Tel est 
le but que doit avoir et que doit poursuivre la chambre syndicale. 

Art. 5. La chambre syndicale protège les interets generaux de la corpo- 
ration et de ses adherents en particulier, tant au point de vue moral que 
materiel. La Chambre interviendra toutes les fois qu’elle y sera appelee, dans 
les diseussions et conflits qui pourront avoir lieu entre patrons et ouvriers. 
Elle se mettra directement en rapports avec les patrons, par voie de delegation, 
et fera tous les efforts pour arrıver & la conciliation des deux parties. 

Art. 6. Lorsque la chambre ne pourra arriver & la conciliation et que 
la r&clamation sera reconnue l&gale par les syndics, elle prendra à sa charge 
l’aflaire en litige, et s’il y a lieu poursuivra par-devant toutes juridietions com- 
petentes. Elle avancera tout ou partie des sommes contestdes par le patron. 

Art. 7. Un conseil syndical sera elu en assembl&e generale, ou dans l’im- 
possibilite d’en reunir une, par le suffrage directe des adhérents. 


(Die Art. S—17 regeln die Functionen des aus 19 Mitgliedern beftehenden Syn« 
dicalratbes. Für die mon der Geſellſchaft aber beiteht ein befonderer Bers 
waltungsratb aus 11 Mitgliedern, über den die Artifel 18—27 bandeln. Der Bei- 
trag wird dur Art. 28 auf 15 Gentimes möcentlich geſetzt. Art. 30 lautet: la 
chambre repoussera tous dons, de quelles mains qu’ils puissent venir; les livres 
seuls seront acceptes pour la bibliotheque. Die Artifel 31—36 betreffen das Ein- 
fammeln der Beiträge, die Art. 37—39 die Generalverfammlungen. Nah Art. 40 
fann die Kammer nicht aufgelöft werben, es fei denn durch höhere Gewalt. Unter 
den allgemeinen Beftimmungen (Art. 41—46) wird durch Art. 42 feftgefett, daß 
die Merkführer weder Mitglieder des Syndikalrathes noch des Berwaltungsrathes 
fein können.) 


Art. 43. Nul sera ray& ou exelu. Ne pourront remplir aucune fonction: 
1) Ceux qui ne pourront justifier de trois mois de pr&ösence dans une chambre 
syndicale, soit à Paris ou dans les departements; 2) ceux qui auraient commis 
des malversations au prejudice soit d'un patron soit d’un camarade; 3) ceux 
qui auraient dt€ condamnes & des peines afflictives ou infamantes, 
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Art. additionel. Ulterisurement un reglement f&deral fixera les rapports 
entre les differentes chambres syndicales, ainsi que l’organisation federative. 
(Datirt vom 12. December 1869.) 


Nr. 10 (S. 182). 


Aus den Statuten de Cercle d’etudes Economiques de 
V’arrondissement de Rouen !). 


Art. 24. Au point de vue des prineipes professes par le cercle la gröve 
est considerde comme une herdsie &conomique, puisque le plus souvent elle 
jette la perturbation dans la production sans produire jamais l’&quilibre que 
recherche et veut la science sociale. Cependant dans l’etat d’anarchie &cono- 
mique oü sont plongees les lois de Péchange, le cerele est forc& d’admettre, 
a son grand regr&t, qu'il est des circonstances oü les travailleurs sont foreés 
de recourir à la greve (qui est la guerre des benefices contre les salaires, 
quelquefois aussi la guerre de ceux-ci contre l’exag6eration du prix des sub- 
sistances dont les causes sont presque toujours synonymes) dans le but d’em- 

&cher de porter atteinte aux intérêts generaux des ouvriers, representes par 
eurs salaires. Dans ces malheureuses eirconstances, le cercle, representant 
dans son ensemble et par la composition de son comite les differentes cor- 
porations de l’arrondissement, se constituera en comite arbitral des greves 
chaque fois qu’elles seront sur le point de se produire, et se portera juge de 
leur opportunite, e’est à dire, examinera les griefs des interesses, determinera 
la valeur de leurs arguments et decidera s’il y a lieu de les soutenir ou de 
les abandonner. Dans le premier cas il fera Iimmediatement appel aux cor- 
porations qu’il represente, pour que les secours soient prompts et nombreus, 
afın que la greve soit de la plus courte durde et son eflet efficace., 

Art. 25. Quand la gröve aura pour motif une augmentation des salaires 
basde sur l’insuffisance des moyens propres à subvenir aux besoins des familles 
des interesses, le cercle examinera attentivement si cette augmentation est 
bien opportune afin que les ouvriers qui en feraient le „desideratum“ de leurs 
interets J fassent bien attention si cette augmentation n'aurait pas pour con- 
sequence la destruction de leur industrie dans nos contrees par la concurrence 
d’etablissements &trangers de production similaire, en mettant en regard de 
leur demande le chiffre des beuefices de ceux qui les occupent. , 

Art. 26. En aucun cireonstance le cerele ne soutiendra des greves qui 
auraient pour but d’augmenter le salaire audessus de la moyenne nationale. 

(Mach Artikel 28 wird der Eercle, wenn ein Strike den Charakter der Allgemein- 
heit annimmt, fi) an die „soeidtes correspondantes“ wenden, um „die Dauer und 
die Wirkungen der Krifiß zu mildern“. Doch follen die Arbeiter nad Art. 29 bie 
ihnen aufliebenben Unterftügungen als Darlehen betrachten, die möglichft bald zurüd- 
en feien. Denn die Beziehungen der Arbeiter folen auf der Gegenfeitigteit der 

tenftleiftungen beruben, nicht auf der Wohlthätigkeit, „qui est le palliatif offensant 
des adversaires de l'affranchissement &conomique du travail.“ 

Art. 31. Le but du cercle 6tant de travailler sans reläche à l’affranchisse- 
ment pacifique du travail par l’&tude qui est le travail par excellence, il sera 
erde, si töt que ces circonstances le permettront, une &cole de professorat pour 
les ouvriers intelligents qui se destineraient à la propagande orale des prin- 
ceipes economiques admis par le cercle. 

(Die Internationale wird gar nicht genannt; aber im Art. 23 beit es im Be— 
trefi der Congrefie: Da die allgemeinen — der Arbeiter des Bezirks logiſcher 
MWeife mit denjenigen der Arbeiter der anderen Länder wirtbfchaftlich verbunden feten, 
fo werde das Comite, fo oft an den Verein eine Einlabung zu einem Congreß oder 
einer vollswirthſchaftlichen Verſammlung in einer franzöfifchen oder einer anderen 
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Stadt des Continents erfolge, ſofort die Generalverſammlung einberuſen und die— 
ſelben über die Betheiligung entſcheiden laſſen.) 


Nr. 11 (S. 200). 
Aus den Statuten der Syudicallammer der Sattler in Paris (1877) 9. 


Preambule. La Chambre syndicale des ouvriers de la sellerie de Paris 
declare que tout ouvrier, de quelque pays qu'il soit, peut ötre adherent à la 
—— syndicale, attendu que la solidarité des travailleurs doit ötre uni- 
verselle. 

Le but de la Chambre syndicale est: d’etablir des rapports constants 
entre les ouvriers de notre profession, leur apprendre & se connaitre, & s’ap- 
precier et les preparer ainsi à la pratique de la solidarit@ morale et materielle; — 
etudier les moyens de constituer des assurances mutuelles contre le chömage, 
la maladie, les infirmites et la vieillesse; — faire tous ses efforts pour ameliorer 
le travail, organiser des societes cooperatives de production et de eredit et en 
un mot, ameliorer tout ce qui touche aux interäts de l’ouvrier; — s’occuper 
de la formation d'une commission mixte, mi-partie d’ouvriers, mi-partie de pa- 
trons, pour traiter les questions de salaite, röglement et salubrite des ateliers, 
l’expertise du travail et toute cause de dissidence entre patrons et ouvriers; — 
etudier l’enseignement professionel pratique, &tudier serieusement les questions 
d’apprentissage à cet égard. Le Conseil donnera tous les renseignements que 
les interesses voudront bien lui demander. Enfin le Conseil ou une commission 
speciale s’oecupera d’etudier les lois qui concernent les ouvriers, afin de les 
porter & la eonnaissance des interesses. 

Constitution. Art. 1. Il est form& entre tous ceux qui adhdreront aux 
presents statuts une Chambre syndicale representde par un Conseil syndical. 

Art. 2. Pour faire partie de la Chambre syndicale, il faut ätre presente 

ar un soci6taire, ou avec des pieces constatant que l’on est ouvrier sellier. 
Un societaire devenant patron sera pour cela seul consider& comme demission- 
naire, de m@me qu’un ouvrier marchandeur, qui ne payerait pas les tarifs 
acceptes par les ouvriers de l'atelier. 

A cet effet, le Conseil statuera sur les plaintes port&es par un ou plusieurs 
socidtaires. 

Art. 4. Le Conseil syndicale ä pour objet de defendre les interäts ma- 
teriels et moraux de la corporation. Il donnera tous ses soins à ce que le 
salaire soit toujours remunerateur, d’un rapport constant avec les progres de 
la eivilisation, et que son taux Frei avec la valeur reelle du travail. 
Il pourra conseiller des mesures qu’il jugera utiles et @quitables, sans porter 
aucune atteinte & la liberte individuelle de ses societaires et au libre exereice 
du travail. 

Art. 6. Le Conseil est composé de dix-huit membres élus A la majorite 
des suffrages. Le Conseil se r&unit le premier et le troisi&me mercredi de 
chaque mois, et, en cas d’urgence, il se reunit plus souvent. Il administre la 
Societe dans les limites tracdes par les statuts. Les Syndics sont élus pour 
un an, et renouvelables par moitie tous les six mois. Le premier semestre, on 
procddera au tirage au sort des neuf membres sortants. Ils sont reeligibles une 
seule fois; ils peuvent être Elus de nouveau, apr&s six mois d’interruption. Pour 
&tre élu il faut jouir de ses droits civils et savoir lire et &crire. Chaque 
membre du conseil est toujours revocable par deeision de l’assembl&e generale, 
et par un vote comptant les deux tiers des membres presents, apres avoir 
entendu le Syndie dans sa defense. 

Art. 7. Le Conseil syndical est preside, & tour de röle, par un Syndie 
et par voie de tirage au sort. Tous syndies manquant à trois r&unions con- 
sceutives du Conseil, sans excuse valable, sont consideres comme demission- 
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naires, Les fonctions de Syndie sont gratuites; cependant le Conseil pourra 
allouer une indemnite & ceux de ses membres qui, par decision, auraient et& 
ee — leurs travaux pour consacrer leur temps aux intöröts de 
a societe.... 

Art. 8. Le bureau de renseignements est ouvert le mercredi et le vendredi 
de chaque semaine de huit heures et demie à dix heures du soir. Chaque 
syndie & tourj de röle fera le service du bureau. Il recevra les demandes et 
offres d’emploi qui seront inserites sur un livre special, et il donnera tous les 
renseignements que les soeietaires voudront bien lui demander. 

Art. 9. Le Conseil syndical nomme dans son sein son seer6taire et son 
adjoint, le secretaire de Ja chambre syndicale et son adjoint, le tresorier, le 
tresorier adjoint et l’archiviste. 

Art. 11. Il est alloud au secretaire de la Chambre syndicale pour retri- 
bution de ses fonctions, une somme de 5 francs par mois ...... Le tresorier 
ne pourra garder en caisse une somme supedrieure & 150 france.... 

Art. 15. Une commission de contröle de sept membres nomme&s en assem- 
blde generule surveille les actes du Conseil syndical. Elle se r&unit une fois 

ar mois. Elle se fait prösenter les proc&s verbaux des r&unions du Conseil. 
a Commission de contröle peut faire ajouter des questions & l’ordre de jour 
et en donne les motifs..... 

Art. 16. Le Conseil syndical, sur la demande d’un soci6taire soutiendra ses 
droits devant les conseils des prud’hommes ou devant toute autre juridiction, 
lorsqu’il s’agira des questions de travail et du salaire. En outre il se chargera 
de faire ex&cuter les jugements des prud’hommes au nom des societaires. Eu 
cas de besoin, une somme d’argent sera avancde à l’ouvrier poursuivant pour 
lui permettre d’attendre la dite ex&cution. En cas de blessures recues pendant 
l’exereice de son industrie, entrainant incapacite de travail, le Conseil syndical 
soutiendra les droits du societaire, poursuivra en son nom, par-devant les 
tribunaux, s’il y a lieu, après avoir pris l’avis de son Conseil judicjaire, les 
auteurs de ces blessures. 

Art. 17. Le Conseil syndical se pr&occupera de maintenir les usages qui 
regissent le contrat d’apprentissage, d’en reformer les abus et d’en assurer 
l'exécution entre les parties. 

Les Syndics devront veiller & ce que les apprentis des professions du 
Syndicat ne fassent pas un apprentissage de speeialite, mais au contraire, qu’ils 
apprennent dans chaque partie de la sellerie tout ce qui se rattache à la 
partie pour laquelle ils ont fait leur contrat. 

Les apprentis pourront ätre admis membres de la Chambre syndicale sans 
payer de cotisation except& le prix du livret pour leur insceription, et ne pour- 
ront prendre part aux discussions, ni aux votes. 

Art. 18, Des que ses ressources le lui permettront, le conseil instituera une 
bibliotheque et des cours professionnels theoriques et pratiques, Des con- 
ferences seront organisees pour l’&tude des lois concernant les interäts pro- 
fessionnels, 

Art. 19. Chaque societaire est astreint au payement d’une cotisation 
mensuelle de 50 centimes.... 

Art. 20. Le Conseil statuera sur les demandes d’admission, sauf recours 
a l’assemblee göndrale.... Un socidtaire qui porterait atteinte à la con- 
sidöration comme aux interöts de la société, pourra ätre exclu apr&s avoir'ete 
convoqu6 et entendu par le Conseil; neanmoins, l’exelusion ne sera definitive 
qu’apres un vote de l’assemblee generale qui statuera sur la durde de l'ex- 
clusion .... 

Art. 21. Les societaires de chaque atelier choisissent leur collecteur 
parmi eux... 

Art. 22. Quand les fonds en caisse seront suffisamment &levds, le Con- 
seil syndical reunira en assemblde generale les soeietaires de la Chambre 
syndicale pour discuter dans quelle partie ou specialitd de la sellerie l’atelier 
eooperatif de production pourra être forme, Une commission de 15 membres 
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sera nommée pour @laborer les statuts de la Société cooperative. Le Conseil 
syndical contrölera les actes de la societe. 

Art. 23. Les fonds de la Société cooperative etant formes par la Chambre 
syndicale, les soci6taires de la Chambre seront tous associes & la societ& pro- 

uctive..... 

Art. 24. Le Conseil syndical fera tous ses efforts pour prevenir les grèves 
— ou partielles, en proposant aux patrons la creation d'un tribunal 

'arbitrage coınpose mi-partie d’ouvriers, mi-partie de patrons, lequel statuera 
sur ce qui pourrait amener des conflits de cette nature et les ecarter... 

Art. 25. Quatre assemblees generales auront lieu chaque annde... 

Art. 31. Nul membre de la Chambre syndicale ne pourra reclamer sa 
quote-part dans la liquidation de la societe, si elle venait & se produire. En 
cas de liquidation les fonds restant en caisse seront déposé provisoirement A 
la caisse * depöts et consignations jusqu’a une prochaine réorganisation. 


Nr. 12 (S. 211). 
Aus den Beihlüffen des Arbeitercongrejles zu Lyon (1878) )). 


Les deux commissions chargees de formuler les resolutions sur les cham- 
bres syndicales et les associations, ayant pris connaissance des conelusions 
de tous les orateurs ayant traite ces sujets, ont deeide, qu’en raison de la 
connexite de ces deux questions il y avait lieu de se fondre en une seule et 
m&me commission. Les chambres syndicales etant le point de depart de 
toutes les autres organisations; leur necessit& ayant été etablie par tous les 
orateurs, nous soumettons au Congrös les revolutions suivantes: 

1. Les delegues au Congrös et tous ceux qui sont convaincus de l’effi- 
cacitE du groupement corporatif, sont invites & faire tous leurs efforts et & 
prendre, au besoin, l'initiative pour l’organisation de Chambres syndicales 
agricoles ou industrielles, uniprofessionelles dans les grands centres, communes 
& plusieurs ou à toutes les professions dans les localites oü cela sera jugè utile. 

2. Le Congrös est d’avis, que les syndicats ne rendront tous les services 
qui en decoulent, que le jour ou toutes les Chambres syndicales seront unies 
— par la federalisation dans chaque centre et entre les différentes 
ocalites. 

3. Les Chambres syndicales doivent avoir pour objet: a) la regularisation 
de la production; — b) le maintien des salaires et la defense des interets 
g@neraux par la resistance juridique, et la mise à l’interdit des etablissements 
reconnus comme rompant l’&quilibre entre les necessites des travailleurs et les 
exigences du capital; — c)le placement des ouvriers et apprentis; — d) l’en- 
seignement professionnel; — e) la surveillance des apprentis; — f) la mise a 
l’etude continuelle des moyens pratiques pour la creation des caisses de 
chömage, d’assurances mutuelles contre les risques de la vie industrielle ou 
agricole, les maladies et la vieillesse. 

4. Les syndicats ne devront pas oublier que le salariat n’&tant que l'état 
transitoire entre le servage et un état innomme, il devront mettre tout en 
oeuyre pour l’etablissement de societes generales de consommation, de eredit 
et de production, appuydes sur un contröle serieux, dont l’absence est la cause 
des insucc&s passes. 

5. Le Congres conclut & l’abrogation de toutes les lois restrictives des 
droit de r&union et d’association. 


I) Seances du (2.) congr&s ouvrier de France, p. 59%. 
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Nr. 13 (©. 230). 


Statuten und Reglement des gemiſchten Syndicalrathes der Schreib- 
papier-Juduftrie in Paris !). 


Art. 1. Il est etabli un Conseil syndical mixte compos& de eing membres 
de la Chambre syndicale du papier, formant le deuxieme Comite, et de eing 
membres du Conseil syndical de la Societ@ des ouvriers papetiers et regleurs. 
Ce Conseil a pour mission de concilier tout different qui pourrait s’elever & 
raison du travail, entre un patron et un ouvrier, et serait volontairement 
port& devant lui, avant tout recours à la — des prud'hommes. Un 
jour fire de chaque semaine sera determine pour les s&ances du Conseil syn- 
dical; mais il ne se reunira que sur convocation et qu'autant qu'il y aurait 
des contestations à examiner. Pour l’examen des dites contestations, il snffira 
de six membres au plus, dont trois patrons et trois ouvriers, Le Conseil 
€tablira lordre de ses sdances, et le roulement des membres qui assisteront à 
chacune d’elles. 

Art. 2. En cas de conflit entre le groupe entier des ouvriers et celui des 
patrons, le Conseil mixte devra se réunir et tenter tous les efforts pour retablir 
la bonne entente et prevenir les greves. 

Art. 3. La Chambre syndicale du papier, instruite que le Conseil syn- 
dicale des ouvriers papetiers et r&gleurs s’oceupe de placer les ouvriers en 
chömage, en donnera avis à ses adherents, en les invitant A s’adresser A ce 
Conseil quand ils auront besoin d’ouvriers. 

Art. 4. Le Bureau du Conseil syndical mixte se compose d’un prösident 
et d’un secretaire, qui seront élus pour un an, et pris indistinetement, l’un 
parmi les patrons, l’autre parmi les ouvriers. 

Art. 5. Les scances du dit Conseil auront lieu à huit heures et demie 
au siege de l’Union nationale du commere et de l’industrie. Le dit conseil ne 
se reunira qu’autant qu’il sera saisi d’une ou de plusieurs affaires, et sur 
convocation Des ordonnee par le president. 

Art. 6. Le service sera fait par quatre membres, deux membres ouvriers 
et deux membres patrons, en outre du president et du secr6taire. Il se fera 
& tour de röle, par ordre alphabetique. Il durera deux mois pour chacun; 
seulement, & la fin du premier mois sortiront, en suivant l’ordre alphabetique 
des noms, un patron et un ouvrier, lesquels seront remplaces, toujours en 
observant le même ordre, par un patron et un ouvrier, et a la fin du second 
mois sortiront le patron et l’ouvrier qui auront deux mois de service, pour ainsi 
continuer chaque mois. 

Art. 7. Une reunion de tous les membres du Conseil aura lieu le deuxieme 
mardi de chaque trimestre, et les questions interessant l’industrie de la pape- 
terie seront portdes A l’ordre du jour, pour y être examindes en commun. 
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arbeiter, ©. 24; bie Granitbauer, ©. 25; der Internationale Ar- 
beiterverein, ©. 26; die Knights of Labor, ©. 28; die Englifchen 

Bereine der Mafchinenbauer und Tifchler, S. 30. 


III. Die Thätigfeit der Getwerfvereine . — —— 
Lebensverſicherung, ©. 30; Lohntarife, ©. 31; allgemeine Bildung 
ber Mitglieder, ©. 41; örtlihe und nationale Verbände, ©. 31; 
Verhältniß zur Bolitil, zum Socialismus und zu Arbeitsein- 
ftellungen, ©. 32; der große Eifenbahnftrife von 1877, ©. 33; Ber- 

gleich der Amerifanifchen und Englifchen Gemwerkvereine, ©. 38. 
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Wer irgend eine Periode der Europäiſchen Geſchichte erforihen will, oder 
irgend eine hiſtoriſche Thatſache aus der Bergangenheit der alten Welt zu be— 
jchreiben unternimmt, findet in der Regel reichlihe Quellen und eine volle Yitera- 
tur. An Büchern fehlt e8 nicht. Oft wird er geradezu von der Zahl ver Werke, 
die er wenigitend erwähnen muß, verwirrt und ermüdet; im jchlimmften Falle 
find Vorgänger da, die ihm den Weg deuten und den Boden vielleiht ſchon für 
jeine Thätigfeit vorbereitet haben. 

Ganz anders, wer ſich vornimmt, ſociale Erjcheinungen in der neuen Welt 
zu jchildern. Hier ift Alles noch vollftändig Urwald. Auch die robeften Vor— 
arbeiten, das Abhauen der Bäume, die Entfernung der Wurzeln und Steine find 
noch nicht beforgt worden; er muß von unten herauf Alles jelber machen. 

Ueber die amerikanischen Gewerfvereine iſt bis jet jo gut wie Nichts ges 
Ichrieben worden, höchſtens finden fi hie und da vereinzelte Angaben. 

In den Berichten der Arbeitöitatiftiichen Büreau's von Maflachufetts, 
Pennſylvania und Ohio ift der Gegenftand zumeilen berührt, aber nicht einmal 
für ein fleines Gebiet erichöpfend behandelt. Die induftrielle Geichichte der 
Vereinigten Staaten von Bolles!) widmet unferm Thema zwei Capitel, ohne 
über Allgemeinheiten hinauszutommen. Das Bud von Herrn von Studnit 
über die amerikanischen Arbeiterverhältniffe ſtützt fich für ſeine Beichreibung der 
Gewerkvereine vornehmlih auf die Schon erwähnten Berichte und auf vereinzelte 
Statuten. Irgend etwas Ausführlices und Syſtematiſches iſt uns in der 
ganzen Literatur nicht begegnet. 

Was dann unfere Quellen betrifft, jo jind fie in der Regel lebende Menſchen. 
Gedruckte Statuten, Zeitungsnotizen x. kommen binzu; ftaatliche Unterfuchungen 
eriftiren aber fat gar nicht, auch find die Berichte der Gewerkvereine jelber nicht 
ausführlich und oftmals nad einigen Jahren nicht leicht aufzufinden. 

Zur Ehre unferer lebenden Uuellen muß nun gefagt werden, daß ſie fich 
meistens durch eine mujterbafte Pünktlichkeit in ihrer Correjpondenz und durch 
eine freundliche Mittheilſamkeit im mündlichen Berkehr, auszeichnen. Mit 
Ausnabme eines Einzigen (der aus dem Berfaffer einen Eleinen Gewinn zu 
zteben hoffte und fich erbot ihm eine Beſchreibung feines Vereins für $ 25.00 
zu jchreiben) haben jich Die Führer im höchſten Grade zuvorfommend und frei= 

!) Albert S. Bolles: Industrial history of the United States. 1879. 
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- gebig gezeigt. Einer erftattete jogar den Abonnementö-Preis feiner Zeitfchrift 
zurüd, ſchrieb den Verfaſſer dennod als Abonnent ein und ſchickt ihm regelmäßig 
die Schrift. Diejen Vorftehern hat der Verfafier viel zu verbanfen. Nichts- 
veftoweniger ift der Briefwechlel ein rohes Mittel der Forſchung; wer aber 
mündliche Ausfagen jucht, muß in unferm großen Yande weit reifen, um wenige 
Yeute zu Sprechen; dann reicht das Gedächtniß auc des älteſten Handwerfers 
nicht ſehr weit zurüd und viel beihäftigte Yeute denken felten daran, die Zeugs 
niffe ihrer Thätigkeit aufzubewahren, furz die Arbeit iſt langſam und das Reſul— 
tat micht immer zuverlälfig. 

Gewöhnlich wünfcht der Gemerkvereinler, daß die Beichreibung feines Ber: 
eins nicht nur wahr, ſondern auch günftig jet, und deßhalb, wo «8 fih um 
Schätzungen handelt, ſchätzt er jelten zu niedrig. Im einigen Fällen babe ich den 
Verdacht, daß die Angaben der Mitgliederzahl bedeuten» zu hoch gegriffen find; 
aber in Ermangelung einer Formel für die Correctur muß man fie jo laſſen, 
wie fie gegeben find. 

Endlih iſt die jetzige Zeit für unfere Unterſuchung jehr ungünftig; alle 
Gewerivereine leiden unter dem Drud ſchlechter Geſchäfte und allgemeiner Ars 
beitölofigkeit und manche Yeute, die fich früher für die Sache bethätigten, haben 
ihr Intereſſe jet verloren. 

Für eine Geſchichte der amerikaniſchen Gewerkoereine Liegt alſo das Meatertal 
nicht wor; auch nicht fir eine Statiftit ihres jegigen Zuftandes. Wir begnügen 
und daher damit, zuerft auf die rehtlihen und wirthſchaftlichen Bedingungen hin— 
zumeifen, unter denen fie aufgewachſen find; darauf folgt eine Schilderung, 
meistens chronologiſch geordnet, der einzelnen Bereine, der fid eine Betrachtung 
ihrer Thätigkeit und Wirkungen anſchließt. 


I. 


Das Amerikaniiche Recht legt den Gewerkvereinen wenige Schranken auf. 
ALS freiwillige Vereine fünnen fie ſich überall organifiren ohne irgend welche 
Genehmigung oder Aufjicht Seitens des Staates. In Commecticut beftummt ein 
bejonderes Geſetz, daß ſolche Vereine, aud ohne corporative Rechte zu erlangen, 
juriftiiche Perſonen find, die in ihrem eigenen Namen klagen und verflagt werben 
türfen und daß das Eigenthum der Mitglieder für Bereinsfchulden nicht in An— 
iprud; genommen werden darf. Die Mehrzahl der Gewerkvereine exiſtiren einfach 
unter Diefen Bedingungen. Es fünnen aber auch corporative Rechte, worunter 
bejonderd das Recht Grundeigenthum zu erwerben verftanden wird, ohne große 
Mühe erlangt werden. Das geſchieht im Allgemeinen durch einen Freibrief 
(Charter) von der Yegislatur des Staates. Die einzelnen Staaten (denn ihnen 
und nicht dem Bunde füllt die Regelung diefer Angelegenheit anheim) haben aber 
vielfach dieſes Berjahren überflülfig gemacht und allgemeine Normen aufgeftellt, 
unter denen auch von untergeordneten Behörden Freibriefe ertheilt werden Dürfen. 
In Connecticut 3. B. wird verlangt, Daß ein Exemplar des Statuts beim 
Secretary of the State und ein anderes bei der Gemeindebehörde des Orts, in 
welchem Der Berein feinen Sitz bat, hinterlegt werde. Dadurd wird unter 
Anderm das Recht erlangt, „bewegliches und unbewegliches Eigenthum zu erwerben, 
deſſen jährliche Nente Die Summe von $ 3000.00 nicht überfteigt.“ Das 
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Recht der Prüfung und Verwerfung liegt den genannten Behörden nicht ob. 
Aehnlich iſt das Geſetz in Ohio. In Pennſylvania werden Freibriefe von den 
Gerichten bewilligt und zwar entweder vom oberſten Gerichte des Staates 
(Supreme Court) oder von den Grafſchaftsgerichten. Im erſteren Falle muß 
das Statut eine Schriftliche Beicheinigung feiner Rechtmäßigkeit zuerft vom Generals 
ſtaatsanwalt und dann vom Gericht felber erlangen; dann wird es dem Gou— 
verneur und von diefem dem Secretary of the State zur Einfchreibung über- 
geben. Wird das Grafichaftsgericht angegangen, Jo muß es das Statut prüfen 
und wenn ed die Zwede rechtmäßig findet, eine Bekanntmachung darüber drei 
Wochen lang in einer Zeitung der Grafſchaft aboruden laſſen. Wird kein Eins 
wand während dieſer Zeit eingebracht, jo wird der Freibrief bewilligt. Der 
Verein hat dann das Recht, Grundeigenthum zu erwerben, deſſen jährliche Nente 
S 20,000.00 nicht überfteigt. In New-Hork exiftirt ein beſonderes Gejeg für 
gelellige Vereine (social and recreative societies), welches folgende Bedingungen 
aufftellt: Ein notariell beurfundeter Schein, der Namen, Zweck, Vorſteher x. 
des Vereins enthält, muß von einem der Nichter des Bezirkä, in dem der Ber: 
ein feinen Sig hat, mit feiner Genehmigung indoffirt werden. Dieſes Schrift— 
ftüfd wird dann ſowohl vom Secretary of the State, als von einem Graf— 
ſchafts beamten eingeichrieben. Der fo inkorporirte Verein darf Grundeigenthum 
bis zum Werthe von $50,000.00 und bewegliches Eigenthum bis zum Werthe 
von $ 75,000.00 erwerben. Tas jährliche Einfommen des Vereins hieraus 
darf aber nicht mehr ald S 10.000,00 fein. Die Curatoren (T’rustees) haften 
für die Schulden der Geſellſchaft, wenn dieſelben innerhalb eines Jahres fällig 
find und wenn innerhalb eines Jahres darauf geklagt wird, 

Diefe Beilptele geben einen Begriff von der Mannigfaltigkeit der Geſetze 
über Corporationen, zugleich aber von der Yeichtigkeit, mit welcher Corporations- 
befugniffe erlangt werden. 

Die öconomiſchen Berbältniffe find der Bildung von Gewerkövereinen viel: 
fach ſehr günftig. Die Tendenz nad) der Großinduſtrie iſt bier noch ausgeprägter 
als in Europa. Der kleine Handwerker kann mit den zahlloſen neuen Maſchi— 
nen, deren Anſchaffung nur dem Gapitaliften möglich ift, nicht concurriven und 
viele Zweige, Die in Europa nod) ziemlich allgemein der Kleininduftrie verblieben 
find, wie die Uhrenfabrication und das Schuhmachergemerbe, werden bier faft 
ausſchließlich im Großen betrieben. Das Alles bringt die Arbeiter glei in 
Maſſen ihren Arbeitgebern gegenüber, wo fie aljo machtlos find, wenn fie fich 
nicht verbinden. Ferner veizt der Tebhafte Concurrenzkampf zwilchen den Cor— 
porationen und die gewöhnlich folgende Combination zur Nadahmung. Der 
Zariffrieg der Eifenbahnen wurde im vorigen Herbft ſoweit geführt, daf die 
Fahrt von Cinecinnati nad New-York, eine Strede von über 750 engl. Meilen, 
bloß 8 1.00 foftete. Das dauerte allerdings nur einige Tage, denn bald ver: 
ftändigten fich die Bahnen, und die Yeute, die durch den niedrigen Tarif verlodt 
wurden, nach New-York zu reifen, mußten für die Rüdfahrt den vollen Betrag, 
8 18, bezahlen. Durch ſolche Borfälle werden den Arbeitern die Vorzüge der 
Berbindung auf das Schlagendite dargethan. 

Wenn aber Diefe Verhältniſſe dazu geeignet find, Gewerkvereine ind Leben 
zu rufen, jo gibt es doch andere, Die ebenſo geeignet find, dieſe Vereine zu 
Ihwächen und ihnen die Feſtigkeit zu entziehen, wenn fie eimmal entftanden find, 
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Der Borrath an unbewohntem Lande im Welten‘ erinöglicht es Jeden, dem ferne 
Stellung als Yohnarbeiter nicht behagt, fich der Tyrannei feines Brodherrn zu 
entziehen und jelbftftändig zu leben. Er wird freilid nicht ummer dadurch an 
Behaglichkeit des Yebens gewinnen, aber er wird wenigften® unabhängig fein; er 
braucht ſich Daher niemals zu beklagen, daß er als LYohnarbeiter zur Sclaverei 
verurtheilt fei. Er hat immer die Ausfiht, Etwas für jich zu beginnen und 
durch die Möglichkeit diefer Zuflucht wird ihm der Gewerfverein entbehrlicher. 
Ferner ift der Uebergang von einem Gewerbe zu einem andern etwas gar nicht 
Seltenes in den Vereinigten Staaten; der Amerikaner lernt raſch und liebt den 
Wechlel, wenn er darin einen pecuniären Bortheil erblidt: er geht alfo mit der 
größten Yeichtigkeit von einem Geſchäft in: andere. Das wirft nun zweifach 
ungünftig für die Gewerkvereine. Einmal tritt feiner dem Verein bei mit der 
Abficht, ſein ganzes Leben lang darin zu bleiben; er kann jederzeit fein Gewerbe 
und feinen Wohnort wechſeln; er muß ſich aljo Leicht davon ablöfen können. 
Unvereinbar mit diefer Möglichieit find aber Einrichtungen, von denen ev erit 
nach Jahren Vortheil ziehen kann, wie Krankencaffen, Alteröverforgungkcaffen, 
Caſſen für Unfälle und vdergleihen, lauter Dinge, welche die Hauptanziehungs: 
mittel der engliihen Vereine find. Daher find ſolche Kaſſen, wenn fie überhaupt 
eriftiren, faft ausnahmslos getrennt von einander und von der Generalcaffe, und 
der Beitritt beruht auf dem Belieben der Mitgliever. Dadurch geht ein wirf: 
ſames Bindemittel und zugleich ein Erhaltungsmittel des Vereins verloren. Denn 
wenn jedes Mitglied die Ausficht Hat, während einer ſchlechten Zeit Unter: 
ftügung von feinem Verein zu befommen, fo wird es feine Beiträge zahlen, jo 
lange es ihm irgend wie möglich ift. Wenn e8 aber feine befommt und jiebt, 
daß es auch feine Ausfiht auf höhern Lohn gibt, jo wird e8 leicht, wenn die 
Geſchäfte jchleht find, abfallen. Daher find unfere Gemwerfvereine jo ſehr 
empfindlich gegen Geſchäftsſtockungen. Viele haben durch die Kriſis von 1873 
einen Schlag erhalten, von dem fie fih wohl nicht wieder erholen werden und 
Ale haben mehr oder weniger gelitten. Es ſcheint ale Mühe ihrer Führer 
umfonft geweſen zu fein. Einer, der vor einigen Jahren als erfter Renner von 
Gemerkvereinen in den Vereinigten Staaten galt, ſchrieb mir neulih: „Seit 
6 Jahren babe ich der Arbeiterbewegung weder Aufmerkſamkeit geſchenkt, noch 
mich mit ihr beichäftigt. Im Februar 1873 zog id) mich vollftändig von meiner 
früheren, regen Arbeit in diefer Richtung zurüd, da ich meinen legten Dollar 
in einer Sache vergeudet hatte, im ter meine ernfte Thätigfeit nicht gewürdigt 
und feine hinreichende Unterjtügung mir gewährt wurde. Ich fehrte dann zu 
meiner Arbeit ald Handwerker zurüd, um mid und meine Frau zu ernähren, in 
der vollen Abficht, nichts mehr mit der Arbeiterbewegung zu thun zu haben.“ 
Diejer Rüchſchritt der Arbeiterbewegung ift aber dafjelbe, wie der Rückſchritt der 
Gewerkvereine; beide leiden von der allgemeinen Geſchäftsſchwüle und ich habe 
feinen Zweifel, daß fobald eine größere Nachfrage nach Arbeit entfteht, beide 
wieder Kraft gewinnen werden. Wenn e8 num möglich wäre, weitgehende Ber: 
fiherungscaffen in die Vereine aufzunehmen, To wären fie ſolchen Stodungen 
nicht ausgelegt, aber bei der Beweglichkeit des wirthſchaftlichen Lebens ſcheint 
das vor der Hand nicht ausführbar. 

Ein zweiter, aus diefer Quelle entipringender Nachtheil tt, daß gerade die 
flügften Führer die erften find, die den Verein verlaffen. Das liegt in der 
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Sache. Wer den Kopf hat, einige Tauſend feiner Mitarbeiter ordentlich zu 
führen, der lann e8 zu etwas Beſſerm bringen, ald die Präſidentſchaft eines Ges) f. P 
werfoereind, und gibt fein Gewerbe auf, ſobald ſich eine befiere Gelegenheit /° 4.07” 
bietet. Diefe Thatlache erklärt das raſche Wachsthum und den plöglichen Verfall! „x 
jo vieler unjerer Vereine; ihr Geſchick ıft oftmals an einen einzigen Mann ges| \ 
fnüpft, und es ift ein Wunder, wenn diefer Einzige mehr als ein paar Jahre 
lang ſich mit feiner Stelle begnügt. So ift z. B. der frühere Präfident des 
Böttchervereind jetzt Advocat in Cleveland, der frühere Präſident des Verein 
der Mafchinenbauer murde zuerft Mitglied des Landtags von Ohio und be= 
fleidet jeßt eine Stellung unter der Regierung der Vereinigten Staaten. De 
Schatmeifter des Vereins der Former iſt im der Stadtregierung von Brooflyn 
angeftellt; der frühere Secretär deſſelben ift Chef des Arbeitsſtatiſtiſchen Büreau's 
von Ohio; der Gründer des einft mächtigen Schuhmachervereind der Knigh 
of St. Crispin ift jetzt jelber Schuhfabricant in Milwaukee; der frühere Secretär 
der Granithauer fittt im Congreß; die tüchtigen Seger werden oftmals Zeitungs- 
redacteure, umd jo Löfen ji immer die begabtejten Elemente von den Gewerk— 
vereinen ab. Daher der unftetige Charakter der Vereine, der Mangel an dem 
gefunden Conjervatismus ‚der Engländer. 

Die Berhältniffe num, die dieſe Zuftände herworbringen, nehmen mit der 
Verdichtung der Bevölkerung fortwährend ab. Aber es wird wohl noch lange 
dauern, bis die Berufsclajien jo feft fich geftalten, wie in der alten Welt, und 
bis dahin kann man nicht erwarten, daß die Gewerfvereine ihren etwas ephemeren 
Sharafter verlieren. 





I. 


Der Anfang uuferer Gewerfvereine fällt in die Zeit, da die Englifchen 
BDereine fih zu amalgamiren und ihren modernen Charakter anzunehmen be 
gannen. Allerdings hatten wir aud früher Gewerkvereine. Es joll fogar eine 
Zeitung gegeben haben, die unter dem Namen „Ihe 'Trades Unionist* in den 
dreißiger Jahren in New: York erichien; aber Diefe Vereine, Die Damals exiftirten, 
waren wohl meiftens Iocale und vereinzelte Bildungen, die daher nur locale 
Spuren binterlafjen haben. 

Unter den großen, vielverzweigten Vereinen, die jegt noch am Leben find, 
iſt der ältefte der Verein der Druder, die „International 'Typographical 
Union“. Gegründet wurde er im Jahre 1850 unter dem Namen „National 
Typographical Union“. Seit 1869 erftredt er fi aud über Canada un 
daher das Prädicat International, welches bei den amerikanischen Gewerfvereine 
allgemein in diefem Sinne gebraucht wird. 

Diefer Berein war vor wenigen Jahren jehr einflußreih und mächtig, ja 
jo jehr feiner Macht bewußt, daß er anfing tyranniſch zu werben und das 
ganze Gewerbe controliren zu wollen. Theils in Folge der dadurch erregten 
Feindſchaft der Drudereibefiger, theils in Folge der allgemeinen Arbeitölofigfeit | 
jeıt der Krifis von 1873 iſt er vielfach zurüdgegangen. Er ſoll noch über | 
100 Zmeige zählen (die höchfte Logennummer war 198), aber die Mitglieder: | 
zahl ıjt von gegen 8000 im Jahre 1876 auf etwa 6000 gefunfen; und mit | 
den Finanzen fteht es nicht beifer, wie aus folgender Weberficht erhellt 
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1974. 1875. 1876. 1577. 1873. 
Einnahmen $ 3.931.27 — 3.668.90 — 4.214.76 — 1.931.01 — 1.386.50. 
Ausgaben 2.155.50 — 1.600.54 — 3.252.20 — 2.109,30 — 1.704,95. 

In den zwei legten Jahren zeigt fich alfo geradezu ein Deficit. Daß der 
Berein fi diefen Rüdgang in großem Maße felber zu verdanken bat, tft faum 
zu bezweifeln, wenn wir einige Beftimmungen ſeines Statut betrachten. Dort 
heißt e8 3. B.: „Ein untergeorbneter Verein hat das Recht zu beftunmen, in 
welcher Werfitatt feine Mitglieder arbeiten dürfen, ungeachtet irgend welcher 
beiondern Umſtände“; ferner: „Ein Mitglied eines Zweigvereins darf nicht in 
einer ftatutwidrigen, oder „rat“ Werkſtatt arbeiten, and wenn er Eigenthümer 
oder Actionär derſelben iſt, ohne die Erlaubniß feines Vereins.“ Noch em 
Beifpiel: „Die Eigenthümer oder Auffeher von Drudanftalten haben das Recht, 
ihre Arbeiter nach Belieben in Dienft zu nehmen und zu entlaffen, injofern 
fte fih nah den Gelesen und Regeln des Zweigvereins, in 
deſſen Sprengel die Werkſtatt ſich befindet, rihten und die Ent: 
laſſung nicht wegen Beſürwortung von Vereinsgrundſätzen geſchieht.“ Die Be: 
figer jollen alfo nicht ſolche Setzer anftellen, die ihnen brauchbar und nützlich 
find, ſondern folde, die unter den Regeln eines rein localen Vereins zuläfjig 
find. Als natürliche Folge haben fie fich entichloffen, ihre Geſchäfte jelbit zu 
verwalten, und viele der größten Zeitungen nehmen jetst gar feine Vereinsmit— 
glieder in Dienft. 

Die Aufnahmebedingungen find etwas ftrenger, als in der Mehrzahl ver 
amerikanischen Gewerkvereine. Es wird eine Lehrzeit von fünf Yahren gefordert 
und c8 wird den Zweigen empfohlen, 20 Jahre als Minimalalter anzunehmen. 
Eine Beihränfung des Gefchlehts exiftirt nicht. Ein weiblicher Druderverein 
ift auf dem Delegatentag vertreten und ein im Jahre 1877 gemachter Antrag, 
Frauen vom Verein auszujchliegen, wurde zurückgewieſen. 

In ihrer allgemeinen Verwaltung ift die Typographical Union der Typus 
amerifantjcher Gemerfocreine. 

Zur jährlich tagenden Delegatenverfammlung endet jeder Localverein 
wenigftens einen Abgeordneten: Vereine mit mehr al8 100 Mitgliedern ſchicken 
zwei, mit mehr ald 500 Mitgliedern drei und mit mehr ald 1000 Mitgliedern 
vier. Die nothwendigen Ausgaben ihrer Delegaten beftreitet jeder Yocalverein 
für fib. Wer einmal als Abgeordneter fungiert hat, bleibt ftändiges Mitglied 
der Berfammlung auch ohne nochmaliges Mandat, darf aber in diefem Falle 
nicht ftimmen. Der Delegatentag hat nun nicht nur die höchſte Macht ın Der 
Union inne, fondern er ıft felbft die Union und wird überall im Statut als 
fotche bezeichnet: für die Geſammtheit der Mitglieder der verichiedenen ſogenann— 
ten. „Untergeordneten Vereine“ gibt ed jomit feinen Namen, nur für den von 
ihnen beſchickten Congreß. Man kann alſo genau genommen nicht von einem 
Internationalen Druderwverein ſprechen, jondern nur vom Congreß einer Inter— 
nationalen Föderation von Yocalvereinen. 

Die jährliche Verſammlung findet im Juni ftatt, in dem Orte, der im 
vorhergehenden Jahre als St derſelben beftimmt worden tft und dauert ges 
wöhnlich mehrere Tage. Dort werden die Berichte der Beamten .entgegen- 
genommen, GStreitfälle entſchieden, Gefege erlaflen und Veränderungen der Ber: 
fafjung vorgenommen; die Abftimmung über legtere geichieht aber erft in ver 
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nächftfolgenden Sitzung nach deren Antrag, und fie müſſen %, der Stimmen er- 
halten, außer wenn die Berfammlung fie gleih einftimmig annimmt. In der- 
jelben Berlammlung werden auch jährlich die Beamten gewählt. Dieſe find ein 
Präfident, zwei Bicepräfidenten, ein Excetär: Schatmeifter und ein correipon= 
dDirender Secretär. Der Präfident führt den Vorſitz bei den Verſammlungen 
des Delegatentages, entfcheidet Streitfälle zwijchen verichiedenen Vereinen Und 
übt eine allgemeine Aufjicht über das Wohl der Organijation aus. Sein Ge: 
halt ift ilein im Bergleih zu dem in andern Vereinen üblichen Gehältern und 
beträgt S 200.00 jährlih, früher $ 300.00. Der Secretär:Schagmeifter 
bezieht jegt $ 400.00, früher $ 600.00. 

Für die regelmäßige Einnahme des Bereind gibt es eine jährliche Kopf— 
jteuer von 25 Gent. Außerdem wird für jeden an einen neuen Zweig ver: 
tiehenen Freibrief eine Gebühr von $ 5.00 entrichtet. 

Die Steuer ſcheint auf den erſten Anblid fehr gering zu fen. Man muß 
aber bevenfen, daß gar feine Wohlthätigkeits- oder Unterftügungscaffen mit dem 
Verein verbunden find; der Entwurf einer Beerdigungscaſſe joll im nächften 
Abgeoronetentag berathen werben; bis jett gibt der Verein Nichts für milde 
Zwede aus. Seine regelmäßige Thätigkeit iſt Daher jehr beichränft. Sein Zweck 
icheint nur darın zu beftehen, die verichtedenen Yocalvereine zu verbinden, um 
gemeinichaftlich beſſere Yohnbedingungen zu erlangen. 

Ein Mittel zu diefem Zweck find nun Arbeitseinftellungen, gegen die der 
Verein fih durchaus nicht unbedingt erklärt. „Der Verein,‘ beißt 88 im 
Statut, „betrachtet Strikes als unzweckmäßig, außer wo die Negeln und 
Grundſätze des internationalen, oder eines untergeordneten 
Vereins verlegt worden Find.” Um in diefem Falle aber mit Erfolg 
fümpfen zu können, wurde auf dem Delegatentage von 1578 ein Fonds be- 
ſonders für diefen Zweck gebildet, „in Erwägung, daß der verderbliche Ausgang 
fait aller Arbeitseinftellungen, die von dem verſchiedenen Zmeigvereinen der 
International 'Typographical Union unternommen worden jind, ausnahmslos 
einem Mangel an den in folchen Fällen nothwendigen Kriegsmitteln, nämlich 
Geld, zugeichrieben wird.“ Zu Ddielem Fonds muß jedes Mitglied jährlich) 
8 1.00 beitragen. Entjteht ein rechtmäßiger Strife, jo wird eine Unterjtügung 
von höchſtens S 7.00,wöchentlic; an jeven Feiernden bezahlt. Um rechtmäßig zu ſein, 
muß der Strife aber von °/, der ftunmenden Mitglieder des betheiligten Local— 
vereind gebilligt werden und tie Genehmigung des Prüfidenten erlangen, aus: 
genommen im Falle eines Strikes gegen Yohnberabiegung. Wenn ver Strife 
Ihon ſechs Wochen lang im Gange iſt, darf ihn der Präfident, nad) feinem 
Ermefjen, für beendet erflären. 

Ein anderes Mittel zur Erlangung von günjtigen Yohnbedingungen iſt Die 
Regelung des Yebrlingäweiens, die aber den Yocalvereinen ganz überlaſſen ift. 
„Es wird jedem Yocalverein anbefohlen, Kegeln zu machen, welde die Zahl 
der in einer Werkjtatt beichäftigten Lehrlinge auf je einen für eine Tolde Zahl 
Geſellen beichränft, die ihnen recht ericheint.” Cine allgemeine Regelung findet 
alfo gar nicht ftatt. 

Was endlich die Stellung der Localvereine dem Gentvalverein gegenüber 
betrifft, To iſt fie eine fehr unabhängige. Dean fann im Allgemeinen Tagen, 
daß alle Befugniffe, die vem Gentralverein nicht ausdrücklich verliehen find, den 
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Localvereinen verbleiben. Das iſt gewiß eine Quelle vielen Uebels. Auf einem 
neulichen Delegatentag des Vereins beklagte ſich der Präſident ſchwer über den 
Mangel an Zuſammengehörigkeit im Verein. „Ich mache darauf aufmerkſam,“ 
ſagte er, „daß die verſchiedenen Zweige unter der Gerichtsbarkeit dieſes Vereins, 
mit wenigen Ausnahmen, einen bedauernswerthen Mangel an der Disciplin 
zeigen, die für die höchfte Wirkfamfeit unſeres Syſtems nöthig ift. Das wich- 
tigfte Moment in Diefer Beziehung ſcheint mir nad) meiner Erfahrung des ver: 
flojjenen Jahres zu fein, daß man die International Typographical Union 
nicht als die Quelle unfere8 Syſtems anfieht und ihren Gefegen nicht die ihnen 
gebührende Achtung zoll. Beſonders iſt dies der Fall in Bezug auf die Bericht: 
erftattung folder Vorgänge innerhalb des Sprengel® eines Zweigvereins an Die 
Beamten diefes Vereins, die für das Gewerbe ein allgemeines Interefle haben 
oder den Beamten bei ihrer Correipondenz mit den verichiedenen Zweigvereinen 
als Richtſchnur dienen fünnten.” Der Präfivent führt dann aus, er habe Frage: 
crreulare über den Zuſtand des Gewerbes und des Vereins an jeden der 125 
Yocalvereine geihidt und bloß 40 Antworten erhalten. Bet folder Theilnahms- 
Iofigfeit muß man fi faft wundern, daß der Verein noch zufammenhält. 

Etwas jünger als die Typographical Union, aber ım Wefen viel alter- 
thümlicher it die Organifation der Hutmader, Die Hutmacher find dariu 
eigentbümlih, daß fie viel conferwativer als die andern Handwerker fich be- 
nehmen, und ihre Vereine mehr mit den alten Zünften verwandt zu fein fcheinen, 
als mit den modernen Trades Unions. In dieſem Gewerbe werden Yehrlinge 
forgfältiger ausgebildet, als in irgend einem andern, und die Regelung des 
Lehrlingsweſens ſcheint die Hauptthätigfeit des Vereins zu bilden. Ya gerade 
über die Zahl der in einer Werkftatt zu erlaubenden Lehrlinge haben ſich vie 
Filzhutmacher und die Seidenhutmadyer entzweit, jo daß ſeit 1868 der im 
Jahre 1854 gegründete Hutmacherverein nicht mehr exiftirt, ſondern an deſſen 
Stelle zwei Nationalvereine getreten find, Die den gleichen Namen führen und 
deren Statuten, in vielen Paragraphen wörtlich übereinftimmend, fid in der ein— 
zigen Beſtimmung über die Zahl der Lehrlinge erheblich unterfcheiden. Die Filz- 
hutmacher erlauben auf 10 Arbeiter in einer Werkftatt zwei Lehrlinge und auf 
je 10 darüber eimen dazu. Die Seidenhutmacher dagegen geftatten höchſtens 
2 Pehrlinge in einer Werfftatt ungeachtet der Zahl der Goefellen. 

Beide Vereine heißen National Trade Association of Hat 
Finishers of the United States of America. Niemand wird 
aufgenommen, der nicht vor dem 21. Jahre eine vierjährige Yehre durchgemacht 
bat. Die Organifation und Berwaltung ift im Allgemeinen die der Druder. 
Die Delegatenverfammlung tritt aber nur alle vier Jahre zufammen und nur 
alle vier Jahre werden die Beamten gewählt. Ihr Gehalt ift mäßig: in dem 
Berein der Filzhutmacher erhält der Schatmetfter $ 50.00 für feine Amtszeit, 
der Secretär $ 150.00 jährlich; bei den Seidenhutmachern erhält der Secretär 
$ 125.00 jährlih. Kranken- oder Unterftügungscafjen irgend welcher Art 
eriftiren nicht. Die Hauptſache in beiden Vereinen iſt das Yehrlingswelen und 
die Abwehr von „foul“, das heißt Dem Verein nicht angehörenden oder die 
Borfchriften des Vereins verletenden Arbeitern. In dieſen beiden Beziehungen 
find die Beftimmungen fehr ftreng. Ein Lehrling muß vier Jahre in die Yebre 
gehen; während diefer Zeit muß er immer bei demjelben Meifter bleiben, außer 
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wenn dieſer das Geſchäft aufgibt. Der Meiſter anderſeits, der einen Lehrling 
ohne gerechten Grund entläßt, darf ohne Einwilligung des Localvereins keinen 
neuen nehmen, bis die Zeit des erſteren abgelaufen iſt. 

Der Lohntarif wird von den Localvereinen beftimmt, die in vielen wichtigen 
Sachen ihre Autonomie behalten haben und in den Beſchränkungen oft weiter 
gehen al8 der Nationalverein. Der Verein der Filzhutmacher in Bofton 3. B. 
erlaubt höchſtens drei Lehrlinge in irgend einer Werfftatt. Jeder ſoll ji) 
wenigſtens drei Monate unter die Aufjicht eines Gejellen ftellen, dem dann feine 
Arbeit zu Gute fommt. Gin Gefelle, der wochenweiſe arbeitet, darf aber keinen 
Lehrling unterrichten, wenn in derſelben Anftalt und in demjelben Face ein 
Anderer ſtückweiſe arbeitet. Die Scheidung zwiſchen Mitgliedern und Nicht: 
mitgliedern iſt ftreng durchgeführt. Jeder Gejelle und jeder Auffeher muß fich 
dem Verein anfchließen, ehe ein Mitglied mit ihm oder unter ihm arbeiten darf. 
Ein Mitglied, das gegen dieſe Regel handelt, wird als „foul“ angejehen, das 
heißt in Berruf erklärt. Mitglieder, welche wochenweiſe axbeiten, müfjen wenig: 
ftend $ 25.00 erhalten (Died galt im Jahre 1875, jet wohl nicht mehr); es 
darf aber höchſtens ein ſolcher in jeder Werkſtatt fein und er Darf fich nicht auf 
einen einzigen Zweig des Gewerbes beichränfen,, wenn ed nicht das Ausbügeln 
weicher Hüte ıft. Für Die Appretur darf nicht weniger als $ 1.25 das Dukend 
bezahlt werben, fonft regelt jede Werfftatt ihre eigenen Preife nach der Qualität. 
Die Seidenhutmader haben fogar eine Beltunmung, daß fein Mitglied einen 
Hut fertig machen darf, der von einem in Verruf Erklärten angefangen worden ift. 

In Norwalf, einem der Hauptjige der Hutinduftrie, fcheinen die Arbeiter 
vollftändig das Heft zu führen. Hier jchreibt das Statut des Yocalvereins vor, 
daß jedes Mitglied, das einen Contract abfchlieft, darin eine bejondere Clauſel 
aufnehinen muß, Fraft welcher der Vertrag nichtig wird, wenn die Werkftatt un 
Berruf erflärt merden follte. Kein Hutmacder, der wochenweiſe arbeitet, darf 
weniger als $ 18.00 erhalten; aud darf er ſich nicht zu einem bejtimmten 
Arbeitdertrag verpflichten. Wenn ein Mitglied wegen Theilnahme an einem 
Comité für die Regelung der Yohnjäte entlaffen wird, jo follen ſämmtliche 
Arbeiter in der Werkitatt ausſtehen, bis er zurüdgenommen worden tft. 

Das Monopol, wie bei den alten Zünften, ift alfo Die Hauptfadhe in dem 
Verein der Hutmacher. Zur beſſeren Ausführung defjelben haben fie jogar ein 
Gartelverhältnifg mit ihren europäiſchen Genoſſen; Cinmanderer aus Frankreich, 
Italien, Dänemark, Norwegen und Schweden werden von den Filzhutmachern 
nicht anerfannt, wenn fie nicht von einem Verein ihres Heimathlandes eine 
Reiſekarte mitbringen. Deutſche Hutmacer müſſen von dem Gentralverein be— 
glaubigt fein, engliiche Vereinsfarten werden aber nicht anerfannt, weil e8 dem 
Berein noch nicht gelungen ift, mit den engliichen Hutmadern Unterhandlungen 
anzufnüpfen. 

An Zahl find dieſe Vereine nicht ſehr ftart. Die Filzhutmacher hatten 
ihrem legten balbjährigen Berichte gemäß in 11 Vereinen 1761 Mitglieder 
und 302 ceingeichriebene Yehrlinge. Die Seidenhutmacer hatten Ende 1877 
13 Vereine, 651 Mitglieder und 84 Lehrlinge. Tiefe zwei Bereine zufammen 
umfaffen aber einen großen Bruchtheil der Hutmacher in den Orten, wo fie 
vertreten find. Jeder Vehrling muß fofort nad feinem Dienftantritt beim 
Secretär des Vereind angemeldet werden, und fein Name, Wlter x. werden in 
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die gedruckten Berichte vejjelben aufgenommen. Somit ijt er halb Mitglied, noch 
_ ehe er audgelernt bat, und ſein ſpäterer Eintritt iſt faſt ſelbſtverſtändlich. 

Der Verein der Eifen:, Stahl, Zinnarbeiter (Amalgamated Association 
of Iron, Steel & Tin- Workers) hat fein Hauptquartier in Pittöburgh, dem 
Gentrum ver Eifeninduftrie der Vereinigten Staaten. Der augenblickliche Verein 
exiſtirt erft fett dem 4. Auguft 1876; er entjtand aus der Berbindung bon 
| drei Vereinen, nämlich den „Sous of Vulean“ (17. April 1858 entjtanden), 


| dein Assoeiated Beotherhood. of Iron and Steel heaters und dein Iron and 
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Steel Rollhands Union (beide vom Jahre 1873). Diefer Berein iſt ein 
nationaler, das heißt, ev erftredt ſich nur über die Vereinigten Staaten und 
umfaßt etwa 120 Zweige, wovon 35 in Pittsburgh und der Umgegend ſich 
befinden. Seine "Mitgliederzahl wurde im Herbſt 1878 vom Gecretär als 
ungefähr 10 000 angegeben. 

Die Aufnahmebedingungen find jehr leiht: Es wird bloß verlangt, daß 
der Candidat von gutem Charakter jei, ordentlicher Arbeiter, über 18 und unter 
100 Jahre alt ſei. Die Eintrittögebühr ſoll wenigſtens $ 1.00 betragen, 
Das ganze Statut zeigt das Beftreben, die Mitgliederzahl auszudehnen und den 
Verein für eimen Conflict mit den Arbeitgebern zu ftärken. 

Das zeigt auch die Eintheilung des Vereins in acht Diftricte, deren jeder 
jein Distriet-executive-committee als Aufjichtsrath bei Arbeitsanftellungen x. 
bat. Der Haupterecutiv-Beamter ift der Präſident, der außer feinen Reiſe— 
foften einen Gehalt von $ 1200 erhält, auf ein Jahr gewählt wird und ziem- 
lich ausgedehnte Befugniffe beſitzt. Seine Entſcheidung von Verfaffungsfragen 
fann nur durch °/, Meajorität der Delegatenverfammlung geändert werden; er 
hat die Aufficht über die Zweigvereine und darf fie mit Geldbußen beftrafen, 
wenn fie fid) meigern, ihre Bücher vorzuzeigen; er erftattet balbjährlih an die 
Vereine einen Bericht über die Yohnverhältuijie, die Zahl der Unbefchäftigten und 
ſonſtige gewerklihe Sachen, ſowie über die Finanzen, und leitet die Verhand— 
lungen der jährlichen Delegatenverlammlung; er ernennt endlich den Secretär. 
Er ſelbſt fteht unter der Auffiht von drei Guratoren (Trustees) und muß eine 
Gaution von $ 5000.00 für die ehrliche Berwaltung feines Amtes leiften. 
Die ganze Organiſation iſt eine viel feftere, als vie der bis jett beichriebenen 
Vereine und der Spielraum für die centrifugale Tendenz geringer. Für alle 
Yocalvereine beſteht ein einziges vom entralverein verfaßte® Statut. Die 
Autonomie erſtreckt fich daher nur auf unmelentlihe Sachen. Die Delegaten 
zur Convention erhalten ein Meilengeld von dem Gentralverein und die Zurück— 
erftattung ihrer Auslagen von dem fie ſchickenden Zweige. 

Eine feſte Einnahme hat der Verein nicht. Die vierteljährlice Tare für 
die Beftreitung der gemöhnlihen Auslagen wird vom Bräfidenten feftgeftellt ; die 
Tare für die Strifecalje beträgt 25 Cents monatlich pro Mitglied. Eine Ber: 
fiherungs= oder Wohlthätigkeitscaffe irgend einer Art befteht nicht. Nur im 
Kothfall joll die Lodge die Beerdigungsfoften eines arınen Mitglieds tragen. 

Aus diefen Angaben geht hervor, daß Diefer Verein vorzüglih auf Die 
Behauptung der Intereſſen der Mitglieder ausgeht; fein Zweck ift, „Durch Ver- 
einbarung oder durch andere gerechte und gelegliche Mittel, die Erlangung einer 
angemefjenen Belohnung der Mitglieder für ibre Arbeit und ver gegenfeitige 
Schutz der Mitglieder gegen Gontractbrud, anftößige Ordnungen, rechtswidrige 
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Entlafjung und andere Arten von Ungerechtigkeit und Unterdrüdung‘. Arbeits— 
einftellungen find daher Divect in Ausficht genommen, Es wird feine ald recht: 
mäßig anerkannt, bis das Exeeutiv-Comité des Diftrictd, in dem der Strife 
ftattfindet, die Umstände unterfucht und an den Präſidenten Bericht erftattet bat, 
Iſt der Strife in diefer Weile legalifirt, fo erhalten die Ausftehenden $ 5.00 
wöchentlich. Jeder Difirict ſoll ferner einen feften Tarif für die Arbeit haben. 
Weigern ſich die Fabricanten, einen zu vereinbaren, fo werden die Arbeiter an— 
gewiefen, einen aufzuzeichnen und den Fabricanten zur Unterfchrift vorzulegen. 
Wollen fie vor dem 1. Juni jedes Jahres den Tarif nicht anerfennen, jo ſollen 
alle betheiligten Arbeiter die Arbeit einſtellen. Die ganze Tendenz des Vereins 
ſcheint nach diefen Regeln eine friegerifhe zu fein. Seine Beamten erklären 
fich aber unbedingt al8 Gegner von Strikes und behaupten, die Wirkung des 
Vereins ſei die Verhinderung derjelben. 

Einen der tüchtigften und ftärkften Vereine in der Eifeninduftrie haben die 
Former. Ihr Verein heit Iron moulders Union of North America; er um: 1 
faßt alſo Canada und die Vereinigten Staaten. 

Gegründet wurde diefer Verein im Yahre 1859 durch die Verbindung 
einer Anzahl Yocalvereine, die bisher ganz von einander getrennt gewirkt hatten. 
William H. Sylvis war der Hauptleiter der Bewegung. Der bald folgende 
Ausbruch des Bürgerfrieges war dem Verein nachtheilig, und es wurden in Den 
erfien Jahren nicht einmal regelmäßige Delegatenverfammlungen gehalten. Im 
Jahre 1863 aber erhielt Sylvis die Präfidentihaft und feitdem fegt die Union 
ihre Thätigkeit ununterbrochen fort. Unter feiner jehsjährigen Verwaltung (er 
ftarb im Jahre 1869) gelangte die Verbindung zu großer Blüthe. Augenblicklich 
joll fie 12000 Mitglieder zählen. Nach dem Bericht vom Yunt 1878 gab e8\/ 
bloß 93 Zweige. Die Nummern laufen aber bis 238; fo viele Zweige haben 
alio im Ganzen jchon eriftirt. 

Zur Aufnahme ift erforderlich, Dak man vier Jahre im Gewerbe gearbeitet 
babe und fähig fer, den üblichen Yohnfas zu erhalten. Die Eintrittsgebühr be: 
trägt 8 3.00, früher $ 5.00. 

Die ausführende Gewalt Liegt in dem Präfidenten und einem Verwaltungs: 
rath (executive board) von fieben Mitgliedern, der die wichtigeren Geſchäfts— 
jachen enticheidet. Der Präfident allein hat aber weitgehende Befugniffe. Er 
darf einen Yocalverein fuspendiven im alle von ftatutwidrigen Handlungen; er 
bewilligt isreibriefe für neue Zmeige, und Ausgaben dürfen nur mit feiner Ein: 
willigung gemacht werden. Er ift Redacteur der Monatsichrift und bezieht 
einen Gehalt von S 1600.00. Der Schatmeifter erhält ein Meilengeld und 
S 4.00 den Tag für die auf die Gonventionen verwandte Zeit; auferdem 
S 400,00 jührlid. Er muß Gaution um Betrage von $ 6000.00 leiſten. 

Die Delegaten verfammeln ſich alle zwei Jahre und erhalten $ 2.00 den 
Tag und ihr Fahrgeld. Im der Zwiſchenzeit fungiren fie als Agenten des 
Gentralvereins und müſſen an den Bräfidenten über die Zahl der aufgenomme- 
nen und ausgejchlofienen Mitglieder, über die Einnahmen und Ausgaben und 
über alle Angelegenheiten ihres Zweiges berichten. Berfaffungsänderungen be 
Dürfen immer °%, Majorität. Zweigvereine machen ſich ihre eignen Regeln, 
müffen jie aber vor dem Trud dem Präfidenten zur Genehmigung vorlegen. 

Die regelmäßige Einnahme liefert ein Beitrag von 25 Cents monatlich) 
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pro Mitglied, der an den Schagmeifter gejchiekt werden muß. Außerdem beftummt 
jeder einzelne Zweig die erforderliche Tare zur Dedung feiner Ausgaben. Die 
gefammten, ordentlichen Ausgaben des Gentralbürenu’8 für die zwei Jahre vom 
Juni 1876 bi8 Juni 1878 betrug $ 19.591.60, wovon $ 3.200 für Gehalt 
des Präfidenten, $ 4.690.10 für Drudtoften, $ 612,50 für Miethe ꝛc. aus: 
gelegt wurden. 

Für die Milothätigkeit vejp. das Unterjtügungsmweien ıft dieſer Berein viel 
thätiger, als die jhon erwähnten. Ber jedem Todesfall werden $ 100.00 an 
die Wittme oder die Erben des Verftorbenen ausgezahlt. Außerdem gibt es 
eine befondere Verſicherungscaſſe (bemeficial association), der die Mitglieder 
nady Belieben beitreten können. Die Eintrittögebühr beträgt $ 2.00. Bei 
jedem Todesfall wird dann eine Beiftener von 50 Cents pro Mitglied erhoben, 
wovon 45 Gentd an die Hinterlaffenen des Berftorbenen ausbezahlt merden. 
Daſſelbe erhält ein arbeitsunfähig gewordenes Mitglied. Diefer Theil Des 
Vereins jcheint aber nicht viel zu Ieiften. In der Convention von 1878 bes 
klagte fi der Präfident, daß Die Mitglieder jo wenig Intereſſe daran nähmen 
und in der That wurden in zwei Jahren nur vier Todesfälle unter den Caſſen— 
mitgliedern verzeichnet, Die, nach den Beiträgen zu urtheilen, etwa 300 gezählt 
haben werden. Dagegen muß freilih in Erinnerung gebradt werden, daß 
Localvereine auf eigne Fauſt Geld für milde Zwede ausgeben. In dem Zweige 
in New-York 3. B. erhält jedes franfe Mitglied $ 5.00 die Woche. 

Was Arbeitseinftellungen betrifit, To erflären fid die Former dagegen, wie 
die Mehrzahl der Gewerkvereine. Sie haben ſogar einen ftändigen Artikel in 
ihren Statuten, „Daß Arbeitseinftellungen unferm Bereine nicht vortheilhaft find, 
und daß e8 in unferm Intereſſe liegen würde, ihnen jo viel als möglih aus- 
zumeichen und nicht eher zu ihnen unfere Zuflucht zu nehmen, al® bis alle uns 
zur Verfügung ftehenden Mittel erichöpft find”. Als Vorſichtsmaßregel ift ferner 
im Statut beftinunt, daß fein Zweig, der die Arbeit einitellt, auf Unterftügung 
rechnen darf, bis 2/, feiner Mitglieder dafür geftimmt haben, und bis ferner 
die Zuftimmung der übrigen Zweige erlangt iſt. Sie geben dabei jeder jo viele 
Stimmen ab, als ihnen in der Convention zufommen; ?;, ſämmtlicher Stimmen 
müſſen die Arbeitseinftelung billigen. Die Wirkfamfeit diefer Vorſchrift zeigt 
fi darin, daß in den Jahren 1876—78 von 20 eingegangenen Geſuchen nur 
fünf bewilligt wurden. Die Kojten find aber doch nicht gering. Die ledigen 
Mitglieder befommen $ 5.00 wöchentlich, die verheiratheten und Diejenigen, Die 
ihre Angehörigen zu unterftügen haben, befommen $ 7.00. Die Geſammt-— 
ausgaben für Strifes während dieſer Periode waren $ 15.068.65. Früher 
hatte der Verein einen Sag im feinem Statut, der für die Einrichtung von 
Scyiedögerichten in Streitfällen Sorge trug. Dieler Sag wurde aber im ber 
Delegatenverfammlung von 1878 als überflüſſig geftrihen. Die Fabricanten 
wollten ſich nicht darauf einlajjen, jagte mir der Se:retär, und daher fiel der 
‚Plan durch. Gegen Die Concurrenz zwilchen Mitgliedern hat der Verein jtrenge 
Vorſchriften. Er verſucht womöglicd die Zahl der Lehrlinge auf einen für acht 
Arbeiter zu beſchränken; es ıft nicht einmal einem Mitglied erlaubt, feinen eignen 
Sohn im Gewerbe zu unterrichten. Kein Mitglied, das ſtückweiſe arbeitet, darf 
einen Gehülfen haben; auf Contract zu arbeiten, iſt ganz unterjagt. 

Der Berein der Majchinenbauer wurde zuerft am 2, März 1859 gebilvet 
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und zwar mit dein Namen „Machinists & Blacksmiths Union of 
North America“ Damald umfaßte er die Gewerbe der Mafchinenbauer 
und Schmieve. Am 19. Sept. 1877 wurden noch die Keſſelmacher und Modell— 
macher Hinzugenommen und der ganze Verein unter dem Wanen „Mecha- 
nical Engineers of North America“ umgeftaltet. Der Berein ift, 
wie Die meiften andern, augenblidlich nicht mehr jo blühend, wie früher. Seine 
jehr tüchtige Monatsichrift, die ſich viel mit wiljenfhaftlichen und techniſchen 
Tragen beichäftigte, iſt jett feit 1877 eingeftellt und Durch ein Fleine®, nur für 
die Mitglieder beftimmtes Blatt, erſetzt. Die Mitgliederzahl ift von 18 000 
im Yahre 1872 auf gegen 5000 zufammengeichrumpft, die Zahl der Zweig— 
vereine, unter demen auch Deutjchredende fi finden, von 196 auf 78. 

Die Aufnahmebedingungen find ziemlich fireng. Der Candidat muß dret 
Jahre lang in feinem Gewerbe gearbeitet haben, gejund fein und den „Ruf 
haben, eine ordentliche Tagesarbeit zu leiſten“. Die Eintrittsgebühr darf nicht 
weniger als $ 3.00 fein; fonft beftimmt jeder Pocalverein die ſeinige. Kränkliche 
Perfonen oder joldye, die das 55. Jahr überjchritten haben, werden aufgenommen, 
aber ohne Anrecht an die Krankencaſſe: dafür bezahlen fie monatlih 25 Gents 
weniger, al8 die übrigen Mitglieder. Ein mit einer Reiſekarte verſehenes Mit- 
glied eine® Zmeiges oder „Couneil.* (mie die Zweige bier genannt werden) 
wird mit bloßer Stimmenmehrheit in eine andere Yoge aufgenommen. 

Der Schwerpunft der Macht des Vereins liegt in einer Delegatenverfamms 
fung (in diefem alle Central Couneil genannt), in der die Logen nad Maß— 
gabe ihrer Zahl vertreten find. Zweigvereine von weniger ald 150 Milgliedern 
haben einen Bertreter; auf je 100 Mitglieder darüber kommt dann ein Ab— 
georbneter hinzu. Der Central Couneil tritt alle zwei Jahre zufammen und 
beichließt Die nothwendigen allgemeinen Gelege. Die Ausführung in der Zwiſchen— 
zeit liegt hauptfächlich in den Händen des Präfidenten und des Schatzmeiſters. 
Beide müfjen eine Caution im Betrage von $ 1500.00 leiſten und beide be— 
fommen eine Vergütung, der Präjident $ 500.00 jährlih, der Schatzmeiſter 
39, aller Einnahmen. Die Befugniffe des Präfidenten jind weit und feine 
Macht fo groß, wie in wohl feinem ähnlichen Verein. Er hat nicht bloß die 
gewöhnlichen Pflichten eines Vorfigenden, er ift auch ex officio Mitglied ſämmt— 
licher Ausſchüſſe und Präſident der Verſicherungscaſſe. Er gibt das Geld aus, 
er bewilligt die Freibriefe neuer Zweigvereine, er bejetst erledigte Beamtentellen 
und darf, wenn ein Beamter drei Monate lang feine Pflicht vernachläſſigt, ſeine 
Stelle für erledigt erflären; er entjcheivet Verfaſſungsfragen; endlich ernennt er 
in jedem Zweigverein einen Vertreter (Deputy), der darauf achtet, daß die 
Berfafjung und das Statut ordentlich ausgeführt werden. Diefe Einrichtung ıft 
ebenjo wichtig wie eigenthünlih. Ste iſt bezeichnend für die ſtark centralijixte 
Verwaltung dieſes Vereins. Dieſer Bevollmächtigte hat etwaige Berlegungen 
des Statut Seitens eines Zweigvereins dem Präfidenten anzuzeigen, und wenn 
ein neuer Verein gebildet werden foll, wird er zur Organijation deſſelben vom 
Präſidenten beitellt. 

Bon einem Spruch des Deputirten wird an den Präfidenten appellirt, von 
feiner Entiheidung an den Aufjichtsrath, den jogenannten Executive Board, 
Diefer Nath bat die allgemeine Ueberwachung der Finanzen; er befichtigt die 
Rechnungen des Schagmeifter® und empfängt die von ihm geleiftete Caution. 
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Außerdem figt er als Gericht und entſcheidet Streitfachen zwiſchen den Zweig— 
vereinen und den Centralbeamten, ſowie Verfaſſungsfragen überhaupt. Für 
außerordentliche Sachen, wie z. B. im Falle von Beruntreuungen Seitens der 
Beamten, darf dieſer Rath an ſämmtliche Zweigvereine den Antrag auf Zu— 
ſammenberufung einer außerordentlichen Cowention ſtellen, und falls eine Mehr— 
zahl dafür ſtimmt, eine ſolche anordnen. Die Mitglieder des Raths erhalten 
als Gage ihr Fahrgeld und $ 5.00 den Tag für Die, wegen ihrer jährlich 
ftattfindenden Verſammlungen, verlorene Zeit. 

Seine regelmäßige Einnahme bezieht der Gentralverein Durd eine Taxe 
von 40 Cents halbjährlih. Außerdem wird von jeder Eintrittögebühr S 1.00 
an die Gentralcafie geſchickt, und für den Freibrief eined neuen Subordinate 
couneil $ 15.00 entrichtet. Jeder Zweigverein beftimmt feine monatliche Tare, 
die wenigfiend 50 Cents betragen muß. Wenn ein Mitglied zwei Monate im 
Verzug it, ſo wird es von der Unterftügungscaffe ausgejchloffen; it es ſechs 
Monate in Verzug, jo wird e& vom Berein ausgeſchloſſen, außer wenn bejondere 
mildernde Umftände vorhanden find. 

Die Berficherungscafie bildet einen bejondern Berein innerhalb des großen 
Vereins. Ihre Einrichtung iſt höchſt einfach. Jedes neu aufzunehmende Mit- 
glied muß ein Geſundheitszeugniß von einem Arzte bringen und ein Eintrittsgeld 
von 8 2.50, ohne Rückſicht auf das Alter, erlegen. Bei jedem Todesfalle wird 
von jedem Mitglied ein Beitrag von $ 1.00 bis 1.75 erhoben. Die zu ent— 
richtende Summe richtet ſich nad dem Alter beim Eintritt. Ein unter 40 Jahren 
Eintretender trägt $ 1.00 bei; unter 45 Jahren S 1.25, unter 50 Jahren 
5 1.50 und über 50 Jahre $ 1.75. Der Marimalbetrag der an die Ver: 
fiherten ausgezahlten Summe ift $ 1500.00. Ein Theil der Beiträge der Mit- 
glieder full ald Fonds für die Altersichwacen auf Zinfen gelegt werden. Um 
hiervon etwas zu erhalten, muß der Betreffende 50 Jahre alt und unfähig 
fein, die gewöhnliche Yöhnung zu verdienen und wenigftens 15 Yahre lang Mit: 
glied der Caſſe geweſen fein. In dieſem Falle erhält ev $ 8.00 monatlich auf 
Yebenszeit. Iſt er 25 Jahre Mitglied geweſen, jo erhält ev $ 9.00; S 10.10 
wenn er 30 Jahre Mitglied geweſen tft. Die Kranfenunterftügung wird von den 
einzelnen LYocalvereinen geleiftet. Wer Durd Krankheit oder Unfall arbeitsunfähig 
geworden ıft, bekommt höchſtens $ 5.00 wöchentlich auf 26 Wochen und mins 
deftend $ 1 während feine Unwohlſeins. Keiner bat Anſpruch auf Unter: 
ftügung, deſſen Krankheit weniger ald 14 Tage dauert, und wenn er fi im 
truntenen Zuftande fehen läßt, jo wird er aller fernern Unterftügung während 
dieſer Krankheit verluftig. 

Die Zwede de8 Vereins werden im Statut mit folgenden Worten aus: 
gedrückt: „Da es aud dem oberflählihen Beobachter augenſcheinlich ift, daß 
alle, oder fait alle mechaniſchen Gewerbe in diefem Yande in ralcher Entartung. 
begriffen find und da dies bejonders der Fall ift bei den Gemwerben, die in 
diefem Verein vertreten werden follen, jo wird e8 unfere heilige Pflicht, als 
Arbeiter mit gemeinfamen Interefjen, als Häupter von Familien, die auf unjere 
Arbeit für’ihren Unterhalt angemwiefen find, die Urſachen des Darniederliegens unferer 
Gewerbe zu erforichen und die Mittel ausfindig zu machen, welche nothmendig 
find, um ihr fernered Sinfen zu hindern und jie womöglich auf die Stufe zu 
heben, zu der ihre Wichtigkeit für Die Geſammtheit fie berechtigt. Und in Ge 
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mäßheit des Grundſatzes „Selbiterhaltung ift Das erfte Naturgefeg‘, indem wir 
Gott als Zeugen für die Aufrichtigkeit unferer Abfichten anrufen, verpflichten 
wir, deren Namen hierunter ftehen, uns, alle paſſenden und ehrenhaften Mittel 
zu gebrauchen, um das durch dieſe Verbindung bezwedte Ziel zu erreichen.“ 

Die angewendeten Mittel jcheinen nun in der Hauptjacdhe friedliche zu fein: 
die Unterftügung von Kranken und Beichäftigung von Arbeitslofen. Ein Verſuch, 
die Yehrlingsverhältniffe zu regeln, wird nicht gemacht, obwohl einflugreiche Mit: 
glieder eine ſolche Negelung als wünſchenswerth anſehen, auch werden für 
Arbeitseinſtellungen keine Vorkehrungen im Statut getroffen; die ganze Politik 
des Vereins iſt dagegen. „Wir erklären hierdurch der Welt,“ heißt es in der 
Einleitung zum Statut, „daß, weit davon entfernt, Feindſeligkeit gegen die Arbeit— 
geber zu begünftigen, alle ordentlich eingerichteten Zweigvereine eine Gemeinſam— 
feıt der Interefien zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer anerkennen und wir 
geben weder Vorſchub, noch Unterftügung irgend einem Plane oder Unternehmen, 
welches das vollfommene Einverſtändniß zwiſchen ihnen ftören wird.“ Im der 
Praxis jcheint der Berein dieſe Grundjäge auch ziemlih gut ausgeführt zu haben. 
Einer, der lange Jahre Präfident geweien war, ſagte mir, es hätte unter jeiner 
Verwaltung bloß drei ordentlich geführte Strikes von Wichtigkeit gegeben und 
diefe ſeien alle zu Gunſten der Arbeiter ausgefallen. 

Der in Europa meiſt befannte unter den amerifantichen Gemerfvereinen ift 
wohl die Brüderjchaft der Yocomotiwführer. Sie ſcheint nicht nur befannt zu 
fein, Sondern bei dem wohlmeinenden aber unkritiſchen „Staats= Socialiften‘ 
aud Bewunderung zu erregen, bejonder8 durch ihre frommen Sprücde und durd) 
ihre Benugung der Bibel ald Inſignie ihres höchiten Beamten. Durd den 
Staats-Socialiſt hat die Brüderfchaft die Aufmerkſamkleit von Emil de Yaveleye 
auf fich gezogen und damit zugleich eine Tchmeichelnde Yobrede in der Revue des 
deux mondes erhalten !. Dort wird neben ihrer Frömmigkeit und Mäßigkeit 
auch ihre gänzliche Enthaltfamteit von Arbeitseinftellungen jehr gepriefen und 
ſchließlich das Endurtheil ausgeſprochen: „Les eonducteurs, le public et les 
compagnies elles-mömes n’ont qu'à se felieiter de ces heureux resultats 
et il serait desirable qu’il se fondät des sociétés semblables dans tous les 
metiers.‘* 

Wenn wir num die Thatfachen betrachten, jo ftellt e8 fich heraus, daß 
unter die Wohlthaten, deren ſich das Publicum erfreut, ſolche Fälle zu rechnen 
find, wie vor einigen Jahren die Einftellung der Arbeit auf einer ganzen Bahn 
um Mitternabt. Gleihgültig, wo er ſich befand, ſobald e8 zwölf jchlug, Lie der 
Locomotivführer feinen Zug anhalten und ging dann ruhig feinen Weg. Und 
das ift nicht einmal, jondern wiederholt vorgefommen, bi8 die Compagnien ener= 
giſche Schritte gegen die ganze Brüderſchaft ergriffen. In Bezug auf Strifes 
iſt der Verein alfo nicht ganz jo mujterhaft, wie in Europa geglaubt wird, und 
wenn er im den legten Jahren an wenigen Theil genommen bat, jo iſt Das 
vielleicht theilweiſe feinen Principien zuzuſchreiben, theilmeile aber auch der großen 
Schwächung des Vereins durd die Geſchäftskriſis, durch den Widerftand der 
Eifenbabnen und durch die Unterichlagung von $ 15,000 Seitens feines Scaß- 
meiſters. 


!) Revue des deux mondes, vom 1. Febr. 1879, ©. 679. 
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Was endlid die Frömmigkeit berrifft, jo ıft fie allerding® vorhanden, ſcheint 
aber keinen ſehr günftigen Einfluß auf das Leben gehabt zu haben. Der Präſi— 
dent des Vereins wird nicht nur in der Prefie als im höchſten Grade rüdjichte- 
[08 und felbftfüchtig betrachtet; eimer feiner eigenen Mitbürger, ver alle Ge: 
legenheit hatte, ihm richtig zu beurtheilen, fagte mir, ev würde feinem Worte 
nicht einmal unter Eid glauben. Durch die Anführung diejer indiwiduellen 
Meinung ſoll natürlih weder der Mann, nod der ganze Berein verdammt 
werden; es joll aber gezeigt werten, daß man fid wohl hüten muß, auf Wahl- 
ſprüche und Principien zu ſehen, ohne auch die Ausführung im Yeben zu fennen. 

Gegründet wurde der Verein am 17. Auguft 1863 in Detroit, ınit dem 
Namen „Brotherhood of the foot-board*“. Ein Jahr jpäter (am 17. Auguft 

1864) wurde er reorganifirt und erhielt feinen jegigen Namen Brotherhood of 
Locomotive Engineers. Seine Zweige erftreden fih über die ganzen Ber: 
einigten Staaten bi8 Californien im Wejten und Texas im Süden und außer 
dem über Canada. Der internationale Berein wurde aber nicht durch Ber: 
ſchmelzung der Yocalvereine gebildet, fondern umgekehrt, die Mehrzahl der letzteren 
traten ind Yeben als Theile der großen Verbindung. Der ältejte derſelben wurde 
nur vier Monate vor dem Gentralverein gegründet, der uriprünglih aus zwölf 
Zweigvereinen beftand. Die Zahl ftieg aber innerhalb des erften Jahres auf 
42 und beträgt gegenwärtig zwiſchen 150 uno 160. Es haben ſeit 1865 um 
Ganzen 191 Zweigvereine der Brüderfchaft angehört. Die Geſchäftskriſis von 
1873 und andere Urſachen haben dem Berein geſchadet und feine Mitglieder: 
ihaft gemindert. Gegenwärtig wird fie auf ungefähr 8000 geichägt. Die Haupt: 
quartivre des Vereins find in Cleveland, mo aud feine Monatsichrift (gegen 
3 Bogen ftark, herausgegeben wird. Mit der Brüderichaft iſt eine Lebens-Aſſe— 
uranz-Gefellichaft verbunden. Sie mürde organijirt am 5. Dec. 1867 mit 
ungefähr 1100 Mitgliedern, deren Zahl bis über 3U00 ftieg. Im legter Zeit 
hat aber die Zahl wieder abgenommen in Folge der jhon erwähnten Unter: 
Ichlagung, und fie beträgt augenblidlid etwas über 1800. Cie joll ſeit ihrer 
Entftehung über $ 1,000,000.00 ausbezahlt haben. 

ALS Bedingungen für die Aufnahme in die Brüderjchaft werden verlangt: 

Alter von 21 Jahren und Erfahrung von einem Jahre als Locomotivführer. 
Der Candidat muß ferner weißer Narbe fein, leſen und fchreiben fünnen und 
fih mäßig und fittlih in feinem Yebenswandel betragen. Sein Gefuh um 
Aufnahme muß von drei Mitgliedern des Zweigvereins unterichrieben, in einer 
regelmäßigen Berlammlung dejjelben und mit der Eintrittögebühr von 8 10.00 
eingereiht werden. Es wird jodann ein Comité ernannt, um feine Anſprüche zu 
unterfuchen und erſt in der folgenden vegelmäßigen Verſammlung darf über ihn 
abgeftimmt werden. Zwei Stimmen fließen aus. Es wird aljo darauf hin— 
geſtrebt, möglichſt tüchtige und ehrenhafte Mitglieder zu befommen. Wegen 
Nichtzahlung der Tare, Trunkſucht, Theilnahme an einem Yiqueurgejchäft und 
anderer Vergeben wird ein Mitglied nad Unteriuchung bejtraft, und zwar mit 
Tadel, Verweis, zeitweiſem Ausihluß vom Verein oder gänzlicher Auöftoßung. 

Die Verwaltung trennt ſich naturgemäß in locale und centrale. Jede Loge 
bejchließt über ihre eigenen Angelegenheiten, und wählt ihre eigenen Beamten 
unter einer für ‚alle gleihmäßigen Verfaſſung. Ueber Sachen von allgemeiner 
Beveutung beichließt eine Delegirtenverfammlung, aus einem Bertreter jedes 
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Zweigvereins beſtehend, die ſogenannte Grand International Division. Dieſe 
Verſammlung tritt jährlich im October zuſammen, erläßt die nothwendigen Ge— 
ſetze und wählt die Beamten. Dieſe beſtehen aus einem Grand Chief Engineer 
(dem Vorfteher der ganzen Gefellichaft), aus zwei Grand Engineers, drei Grand 
Assistant Engineers, einem Grand Guide und einem Grand Chaplain. Nur 
(etwas freimaurerifch ausjehende) Geremonten werben von den zwei leteren Bes 
amten bejorgt; die geſchäftliche Thätigkeit liegt in den Händen des G. C. E., 
des erften G. E. und des erften G. A. E., die alle auf drei Jahre gemählt 
werden, Die Uebrigen nur auf eins. Der erfte G. A. E. fungirt als Secretär. 
Der erfte G. E. ift Gehülfe und Stellvertreter des G. C. I. Alle drei bes 
ziehen einen Gehalt und widmen ihre ganze Zeit den Geichäften des Verein; 
fie handhaben die Correipondenz, geben das Monatsblatt heraus und beforgen 
alle nothwendigen Büreaugeſchäfte. Außerdem bat der G. C. I. eine ziemlich 
ausgedehnte Macht ſogar den Delegirten gegenüber. Ex eröffnet die Verſamm— 
lung mit einer Art Thronrede (Message), in der er feine Vorſchläge macht; in 
Fällen von Stimmengleihheit gibt er die Entſcheidung. Er emennt die fünf 
jtehenden Ausſchüſſe; über Streitigkeiten zwijchen Zweigvereinen fällt er fein 
Urtheil, das maßgebend iſt bis die Grand International Division mit zwei 
Drittel Stimmenmehrheit anders beſchließt. Er darf aub, mit Einwilligung 
einer Mehrheit der Beamten, auferordentlihe Berjammlungen berufen und über— 
wacht die Gejchäfte der Verſicherungscaſſe. ntftehen Streitigkeiten zwiſchen 
Mitgliedern der Brüderfhaft und ihren Arbeitgebern, jo find fie verpflichtet, zu— 
erft alle möglihen Berföhnungsverfuhe zu machen, dann aber den G. C, I 
anzurufen, der fogleich berbeieilen muß und fernen Einfluß geltend machen, um 
den Streit beizulegen. Für feine Mühe erhält er $ 2500.00 jährlich; der 
G. E. $ 2000.00. 

Die Einnahme des Vereind wird von einer jährlich zu beftimmenden Zare, 
augenblidlih S 5.00, auf ſämmtliche Mitglieder der Brüderichaft bezogen. Die 
Verfiherungscaffe, die mit der Brüderſchaft verbunden ift, iſt höchſt einfacher 
Art. Jedes Mitglied, das feinen Verpflichtungen nachgefommen iſt und feine 
körperlichen Gebrechen hat, darf Daran Theil nehmen. Die Eintrittögebühr be- 
trägt $ 3.00 bis $ 10.00 je nad dem Alter; um die Ajjecuranz- Prämie berzus 
jtellen, wird bei jedem Todesfall von jedem Mitaliede 1 Dollar beigetragen. Der 
etwaige Ueberihuß über $ 3000.00 wird dazu verwendet, die Empfänger der 
zu gering auögefallenen Prämien zu entjchädigen. Die letzteren Prämien baben 
aber im Durchſchnitt nur gegen S 1900.00 betragen. 

Die Zwecke des Vereins werden ım Statut jehr allgemein angegeben als 
„Die wirkſamere Verbindung der Intereſſen der Dlitglieder, die Hebung ihrer 
Stellung als Yocomotiwführer und ihres Charakters ald Menichen“. Die Ber: 
fiherung iſt bloß Nebenzwed; eine Regelung des Yehrlingsmwelens tft durch die 
Natur des Gewerbes ausgeſchloſſen. Die Hauptſache iſt aljo die allgemeine 
Cultur und die Erzielung von günftigeren Yohnbedingungen. Officiell mißbilligt 
der Verein Arbeitseinftellungen; ſelbſt das Wort wird im Statut gar nicht ges 
braucht und der Präſident fchreibt mir: „Während es in einigen Fällen noth— 
wendig fein kann, zu Arbeitseinftelungen Zuflucht zu nehmen, belehrt mich doch 
meine Erfahrung, daß fie den beften Interefien, ſowohl der Arbeiter, als auch 
der Arbeitgeber Ihädlih find.” Wir haben geſehen, daß die Praxis fie nicht 
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jo unbedingt verwirft und im Jahre 1877 wurden die Clauſeln, melde für 
Schiedsgerichte Fürforge trafen, aus der Verfafjung entfernt, jo daß dieſes 
wichtige Gegenmittel gegen Strifes jest abgeihafft iſt. Es ift aber nur gerecht, 
zu Tagen, daß dieſe Aenderung gemacht wurde angeblih, weil ſich Die Gelell- 
ſchaften weigerten, an Schiedögerichten Theil zu nehmen, und daß die Vorwürfe, 
die dem Verein emjt gemacht wurden, den großen Eifenbahnftrife von 1877 
angeftiftet zur haben, fi im der officiellen Unterfuhung nicht beftätigt haben. 
Was aud feine Mitglieder und befonders fein Präfident um Stillen gemacht 
haben mögen, ver Verein als ſolcher hat fich von der Bewegung fern gehalten. 

| Dem Berein der Yocomotivführer nahe verwandt, obgleich zehn Jahre jünger, 
ift der Verein der Rocomotivhbeizer (Brotherhood of Locomotive Firemen). 

Er wurde am 1. Dec. 1873 gegründet und ift bei Weitem nicht jo ſtark, 
al8 fein Vorbild. Er entftand überhaupt in einer unglüdlihen Zeit, gerade 
nach der großen Geihäftstrifis, und während er urſprünglich 105 Logen mit einer 
Mitgliederihaft von 4500 zählte, hat er jet bloß 80 Logen mit etwa 4000 
Mitgliedern. Früher beftand noch ein Verein der Yocomotioheizer mit dem Namen 
International Firemen’s Union. Im Laufe des verflofjenen Jahres bat fie ſich 
aber mit der Brüderfchaft verfchmolzen. In feinen allgemeinen Zügen ift dieſer 
Verein ganz nad) dem Mufter der Brüderichaft der Yocomotivführer gebildet. 
Zur Aufnahme wird eine einjährige Probezeit als Heizer und Unbeicholtenheit 
des Charakters verlangt. 

Wenn ein Mitglied in irgend einer Weiſe mit dem Berfauf von gettigen 
Getränken verbunden ift, verliert e8 alle Rechte in dem Verein. Die Strafen 
werden im Monatsblatt veröffentlicht. 

Die Aufnahmegebühr in den Localvereinen beträgt $ 5.00, wovon $ 1.00 
in die Generalcaſſe fließt. Die jährlihen Taren find $ 6.00 für den Localver- 
ein und $ 1.00 für den Eentralverein. j 

Dre wichtigfte Abweichung von der Brüderſchaft der ocomotivführer befteht in 
der Einrichtung der Kranken und Lebens-Berficherungscaffe, die nicht getrennt und 
freiwillig ift, wie in den meiften amerikaniſchen Vereinen, jondern ein Theil des 
Vereins jelber und alle Mitglieder gleich berechtigt und verpflichtet. Ber jedem 
Todesfall entrichtet jedes Mitglied des Vereins eine Beifteuer von 50 Cents, 
wovon die eime Hälfte an die Hinterbliebenen gebt, die andere Hälfte zurüd- 
gelegt wird. Wenn ein Mitglied ganz und gar arbeitsunfähig wird, jo ae se 
er diefelbe Summe. Iſt er bloß zeitweife erfranft, oder ſonſt unfähig zu arbei- 
ten, jo erhält er $ 2.00 die Woche. Er muß aber ſechs Monate lang Mit- 
glied gewejen fein. Das Stipend fängt mit der dritten Woche feiner Krankheit 
an und dauert zwölf Wochen. Kranke werden von den andern Mitgliedern be= 
juht, und im Notbfall werden die Beerbigungstoften eines Geftorbenen vor— 
geſchoſſen. 

In Bezug auf Strikes ſtehen feine Vorſchriften in dem gedruckten Statut. 
Es gibt aber ein Beichwerde-Comit® (Grievance Committee), weldye8 bei 
Streitigkeiten zwilchen Heizern und Eifenbahnen eintreten und eine Verſöhnung 
herbeizuführen ſuchen ſoll. Ueber die Thätigfeit dieſes Comités Tiegen feine 
genauen Angaben vor. Der Secretär fagt, fie hätten 25 Fälle durch Schieds— 
gerichte beigelegt, wo ein Strike ftattgefunden habe, und der Verein rühmt ſich 
(ob mit Recht oder nicht laſſe ih dahin geftellt), die Interefien der Bahnen eben- 
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fofehr, wie die eignen zu wahren. Im Statut wird vorgejchrieben: „Sollte 
irgend ein Bruder jeine Pflicht vernachläſſigen oder das Eigenthum feines Herrn 
beihädigen, oder das Leben von Menſchen in Gefahr bringen, muthwillig, wenn 
unter dem Einfluß von geiftigen Getränfen, oder ſonſt“, jo foll eine Unter— 
ſuchung darüber ftattfinden. 

Der Berein gibt eine ganz lesbare Monatsihrift heraus, die neben amt— 
lichen Bekanntmachungen und Vereinsſachen auch Gedichte, Kurze Gefchichten x. 
enthält. Sein Wahliprud ift „Benevolence, Sobriety, Industry“: Wohlthätig- 
feit, Nüchternheit, Fleiß. 

In ſeinem ganzen Geiſte verſchieden von den bis jetzt beſchriebenen Vereinen iſt \ 
der Verein der Cigarrenmacher. Unſere Cigarrenmacher find vielfach Deutſche. 
Nach der Volkszählung von 1870 waren faſt ein Drittel der ganzen Zahl (9.292 
gegen 28.286) deutſcher Geburt. Wo ſich aber Deutiche in großer Zahl finden, 
bejonder8 Deutjche von niedriger Eultur, da findet fih aud der Socialismus. 
Der Cigarrenmacher-Verein iſt nun zwar officiell weder Deutich, noch ſocialiſtiſch; 
fein Präfident ift aber ein Deuticher, in feinem Monatöhefte erfcheinen oftmals 
deutſche Briefe und die ganze Tendenz des Vereins ift radical und unruhig. 
Mit europätichen Vereinen fteht er in feiner directen Verbindung, wohl aber in 
Beziehungen von Freundſchaft und gegenfeitiger Unterftügung. 

Gegründet wurde der Verein, als nationaler, am 21. Juni 1864. Später 
erftredte er fich auch über Canada und heißt aljo jest „Cigarmakers Inter- 
national Union of America“. Er hat gegenwärtig 56 Zweigvereine; die Mit- 
glieverzahl weigerte ſich der Präfident anzugeben, weil es die Politik des Vereins 
ıft ſeine Macht zu verheimlichen. 

Im Jahre 1875 beſchloß man, ungelernte Arbeiter in den Berein aufzu= 
nehmen. Aufnahmebedingungen gibt e8 alfo eigentlich feine. Das Statut 
Ichreibt jogar vor, es jolle Niemand wegen Geſchlecht oder ArbeitSmethode aus- 
geſchloſſen werben. 

Die Verwaltung bietet nichts Eigenthümliches, außer daß der Schatsmeifter 
und die zwei Guratoren vom Verein ded Vororts gewählt werben, der Präfident 
und die übrigen Beamten von der alle zwei Jahre tagenden Delegirtenver- 
fammlung. 

Der Gehalt des Präfiventen ift $ 250.00 jährlich, die regelmäßige Steuer 
60 Cents. 

Strikes werden in jo fern controllirt, als jeder, an dem mehr als 50 Ar— 
beiter Theil nehmen, die Zuftimmung des Präfiventen und des Berwaltungsratbs 
haben muß, die auch berechtigt find, eine außerorventlihe Tare für die Unter— 
ftügung derfelben umzulegen. Der Berein führt aber eine beftändige Agitation 
für die Kürzungeder Arbeitszeit, die Einführung des achtftündigen Arbeitstages 
und die Abihaffung der „Tenementhäuſer“, d. h. der großen Barraden, in denen 
ganze familien in den engften Quartieren wohnen, ſchlafen und arbeiten. Unter: 
ftügungscaffen irgend welder Art beftehen in dem Gigarrenmacher-Vereine nicht. 
Er gibt aber ein kleines Monatöblatt heraus und fucht durch Vorträge, Lectüre 
und Reden die Bildung zu begünftigen, denn „die Unwiſſenheit, beißt es im 
Statut, iſt die Quelle alle8 Irrthums und nur dadurch, daß wir intelligent 
werden, fünnen wir hoffen, das zukünftige Unglüd abzuwehren‘. 

Ein ſchlagendes Beifpiel des raſchen Wachsthums, ohne eigentliche Kraft, 
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bietet der Verein ver Schuhmacher, die ſogenannten „Knights of St. Crispin“. 

|. einigen Jahren galt er als einer der mächtigften unſerer Gewerfvereine und 
ift meines Wiſſens der einzige, deſſen Geſchichte ſchon geichrieben worden ift!). 
Jetzt friftet er ein elendes Yeben ohne Einfluß und ohne Anfehen. Im Yaufe 
von wenigen Jahren ift er zu großer Macht geftiegen, dann gänzlich ausgeſtorben; 
wieder veorganifirt tft er feit zwei Jahren wieder in rajcher Abnahme begriffen 
und der Gründer defjelben jchreibt, ev glaube nicht, daß der Verein fich je wieder 
emporichwingen werde. Die Schuhmacherei, müſſen wir vorausichiden, iſt im 
Amerika wohl mehr, als im irgend einem andern Yande, von dem Gebiete des 
Kleingewerbed in Das der Großinduftrie übergegangen. Es zeigt ſich ſchon in 
der Verteilung der Schuhmacher, daß nicht jo viel für ven localen, als für den 
allgemeinen Markt gearbeitet wird, und daß daher die Induftrie im Großen be- 
trieben wird. So finden ſich nah der Volkszählung von 1870 von 171,127 
Stiefel- und Schuhmachern in den ganzen Vereinigten Staaten, 48,255 in dem 
Staate Mafjachufetts, 24,309 in New-York und 19,631 in Pennſylvania; alfo 
in diefen drei Staaten allein rund 53%. Die Bevölferung vderfelben Staaten 
war aber 9,362,061 gegen 38,115,641 in den Vereinigten Staaten, alfo rund 
24 %. Oder wenn wir den Staat Mafjachufetts alleın betrachten, fo Iieferte 
er rund 28% der Schufter und weniger als 4% ver Bevölferung. Die be 
dentenden Erfindungen in diefem Zweige machen aber große Fabriken technifch 
nothwendig. Durch die Einführung von Majchinen und die fie begleitende 
Arbeitötheilung ift es dahin gekommen, daß nicht weniger als 64 verjchtedene 
Zweige fi in der Anfertigung unferer Fußbelleidung vereinigen ?). Bedenken wir 
nun, daß in der Statiftit über Wollfpinneret in Maſſachuſetts bloß 35 Zweige 
angeführt werden, in ver Baumwollenſpinnerei 29, in der Clavierfabrication 14, 
jo fieht man, wie ungeheuer beichränft die Sefchictlichfeit eined Schuhmachers jetzt 
fein muß, wie leicht die Erlernung eines einzigen Handgriffs ift, wie ſchwer 
andererjeit8 es für einen jo Beſchäftigten fein muß ——— wenn gerade 
für ſeine beſonderen Dienſte keine Nachfrage beſteht. 

Seine Stellung wird dadurch eine höchſt precäre. Eine andere Eigenthüm⸗ 
lichteit dieſer Induſtrie, die für einen Arbeiter niederen Grades höchſt verderblich 
ift, ıft die Arbeit nad) „Seasons“, Es wird nicht das ganze Jahr ununter: 
brochen fabricirt, fondern die ganze Arbeit geichieht in zwei Stöfen. Somit 
wird im ganzen Jahre vielleicht im Durchſchnitt nur 94, Monate gearbeitet; 
manchmal nod weniger 3). Dies verurfacdht Noth und Unzufriedenheit; es ift 
alſo nicht zu wundern, daß ein Berein, der dem Schuhmacher größere Eontrolle 
über die Arbeitsbedingungen geben jollte, vor Allem ihn vor der Concurrenz der 
großen Maſſe ungelernter Wrbeiter, die jo leicht bei den Maſchinen eine An— 
ſtellung finden, ſchützen ſollte, großen Anklang fand. 

Die erſte Anregung zu dem Vereine der Ritter des heiligen Crispin kam 
im Jahre 1864 von Newell Daniels, der damals in Milford (Maſſ.) wohnte. 
Er zog aber nad dem Welten, ehe eine Organtfation zu Stande gebracht murde, 


” *) Eighth Annual Report of the Bureau of Statistics of Labor of Massa- 
Chusetts. 1877. 

2) Report of the Bureau of Labor Statisties of Mass. 1876. p. 11. 

*) Report of Bureau of Labor Statistics, Mass. 1871. p. 242. 
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und erft im März 1867 gründete er in Milwaukee die erfte Loge der Knights 
of St. Crispin. Im März des folgenden Jahres wurde die erſte Yoge in 
Maſſachuſetts gegründet. Am 23. April 1869 fam die Internationale Loge auf 
einem Congreß in Worcefter (Maff.) zu Stande. Das Hauptziel des Bereind 
war von vorn herein die Regelung der Lohnverhältniffe und die Beichränfung 
der Arbeiterzahl. Etwas ganz Eigenthümliches und dem Mißbrauch bejonders 
Zugängliches war die Aufftellung von Beichwerdegründen oder „Grievances“. 
Man unterjchied nämlich bei der Entlafjung eines Mitgliedes drei Fälle, in denen 
eine Beſchwerde berechtigt war; nämlich ſeine Entlaſſung, 

1) weil ev neue Arbeiter zu unterrichten ſich weigerte, 

2) weil er dem Berein angehörte, 

3) weil er fid) bet der Gründung neuer Yogen oder der Verbreitung der 
Crispin-Grundſãtze auszeichnete. 

Entftand eine Grievance in einer Loge, jo mußten die zwei nächitgelegenen 
Logen mit ihr einen Ausſchuß wählen, um die Sache zu unterfuden und wo— 
möglich eine Verftändigung herbeizuführen. Gelang dies nicht, jo wurde die Groß— 
loge des Staates angerufen und im Notbfalle die Internationale Yoge. Es läßt 
ſich Leicht einjehen, wie die Ausführung einer ſolchen Beftimmung wirken mußte. 
In jeder Entlafjung wurde Grund der Beſchwerde gejehn, eine Unterfuchung 
mußte ftattfinden und die Fabricanten fanden jich fortwährend gereizt und in 
ihrem Geſchäfte geftört durch diefe Eingriffe in die Führung ihrer eigenen Ans 
gelegenheiten. Eine kurze Gejchichte des Vereins in Lynn, dem Mittelpunkt der 
Schuhinduftrie in Maſſachuſetts, wird anfchaulich zeigen, wie Die Ueberſchätzung 
ihrer Macht Seitens der Arbeiter und die höchft angeipannte Goncurrenz der 
Fabricanten zufammenwirften, um den Verein zu Grunde zu richten. Einige 
Fabricanten, die ihre Arbeiter in billiger und verföhnender Weife zu behandeln 
wünfchten, famen im Juli 1870 mit einem Comité der Crispins zulammen 
und vereinbarten nad) langer Debatte einen Lohntarif. Die Fabricanten handel- 
ten zwar auf cigene Yauft, ohne Mandat von ihren Genofien, aber der Tarif 
wurde allgemein anerfannt und im folgenden Jahre ein zweiter, ebenfalls auf 
die Dauer eined Jahres beichräntt, gebildet. Während dieſer Zeit jedoch zeigte 
fi) Unzufriedenheit auf beiden Seiten. Es jcheinen bier viele Gründe zus 
ſammengewirkt zu haben: einmal ftanden die Befonnenen unter den Schuhmachern 
nicht mehr an der Spitze des Vereins, ihre Führer waren übermüthig und 
vadical; die Fabricanten andererjeit3 waren dem Verein nie hold geweſen, und 
ihre Goncurrenz unter einander hatte fie dazu gebracht, Gontracte für emen 
Preid anzunehmen, der das Fortbeftehen ded Tarifs unmöglich machte. Als fie 
um Juni 1872 aufgefordert wurden, wieder einen Ausſchuß zur Regelung der 
Yohnverhältnifje zu ernennen, nahmen fie feine Nücficht darauf. Anfang Juli 
fündigten einige der großen Firmen eine Lohnherabſetzung an. Die Folge war 
eine große Aufregung unter den Erispins und eine Arbeitseinftellung in 35 Werk— 
ftätten. Es war aber nicht eine veine Lohnfrage, um die es fich handelte, ſon— 
dern die Fabricanten hatten fi) vorgenommen, den Verein zu vernichten. Fünf: 
zig derſelben famen zufammen und entichloffen ſich, feine Crispins mehr nad) 
dem 10. Auguft 1872 in ihren Fabriken zu dulden. Diefer Beichluß wurde 
den Arbeitern mitgetheilt und ihnen die Wahl gelaffen, entweder den Verein 
oder den Dienſt zu verlaffen. Sie entichteden ſich für Das Letztere und ein all: 
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gemeiner Aufſtand war die Folge. Die Crispins verſuchten einen Compromiß, 
aber ohne Erfolg. Es wurde klar, daß die Geldmittel für die Unterſtützung ſo 
vieler Unbeſchäftigten nicht ausreichen würden und ſchon am 24. Auguſt war der 
Strile thatſächlich zu Ende. Anfang 1873 wurde die letzte Loge in Lynn formell 
aufgelöft und ihr Freibrief aufgegeben. 

Der Fortgang ded BVereind wird wohl in anderen Orten ein ähnlicher ge— 
weſen fein, wie in Lynn, denn ungefähr um dieſelbe Zeit ftarb auch ber inter- 
nationale Verein thatlählih aus. Zwei Jahre ſpäter machte man aber ven 
Berjuh, den Orden wieder ind Leben zu rufen. In Maffachufetts entftanden 
über dreißig neue Logen und organifirten eine allgemeine Loge für den Staat. 
Im December 1876 wurde dieſe Loge aufgegeben und an ihrer Stelle eine 
internationale gegründet, und fomit fam ber neue Verein der Erispins zu Stande. 
1877 und 1878 wurden Gonventionen gehalten und eine wöchentliche Zeitung, 
„Ihe Vindicator*, wird im Intereſſe des Bereind herausgegeben. Trotzdem 
ſcheint er aber nicht zu blühen. „Seit einem Jahre,‘ jchrieb mir der Redacteur 
des Vindicator, „nimmt er im ganzen Lande ziemlich raſch ab, und was eine 
nationale Organifation betrifft, fo ift fie praftiich jchon todt mit wenig oder gar 
feiner Hoffnung auf baldige Auferftehung. Unterzeichneter hat dieſer letzteren 
nationalen Bewegung fünf Yahre feiner Zeit und viele Hunderte von Dollars 
gewidmet, und Alles umfonft, verſchwendete Mühe, müjfige Träume. Die Leute 
find im Ganzen genommen ganz todt und gleichgültig gegen Bewegungen dieſer 
Art, und es nützt nichts, daß Einer unter Taufenden etwas ſchafft. Im All 
gemeinen haben die amerifanifchen Arbeiter feine Anhänglichkeit für Gewerkver— 
eine und Unterzeichneter glaubt nicht, daß fie jemals in diefem Lande gedeihen 
werden.“ Aehnlich drückt fich felbit der Gründer der Erispins aus. Auf die 
Trage, ob die Crispins wohl bei einem Aufihwung des Handels ihre frühere 
Macht erlangen würden, jchreibt er: „Nein, niemals.” Und er fchreibt ferner: 
„Der Ehrgeiz der Stellenfuher und Eiferfucht trugen mehr zum Untergang des 
Bereind bei, als alled Andere zufammen.‘ Wir dürfen alfo mohl die Ritter 
des heiligen Crispins als ihrem Ende nahe betrachten. 

Was die augenblidlihe Organifation betrifft, fo bietet fie wenig Intereffantes, 
Die eigenthümlichften Einrichtungen des alten Vereins, die ftrengen Vorſchriften 
gegen neue Arbeiter, die dreifache Verwaltung in internationaler, ftaatlicher und 
örtlicher Loge find jett verſchwunden. 

ALS Bedingung der Aufnahme wird eine Lehrzeit von zwei Jahren ver: 
langt; die Beamten werden von dem jährlich tagenden Congreß gewählt. Die 
jährlich an den Centralverein zu zahlende Tare ſoll 50 Cents nicht überfteigen. 
Eine Yebensafjecuranzcaffe ift ſeit 1878 formell eingeführt, ſoll aber noch nicht 
in Thätigteit getreten fein. Die interefjantefte Bejtimmung ift die, daß kein 
Mitglied einen neuen Arbeiter in die Lehre nehmen darf ohne die Zuftimmung 
von Dreiviertel der Loge; ein Bater darf aber feinen Sohn unterrichten und 
ein Mitglied ein anderes. Ein Einigungsamt (Board of Arbitration) bat die 
Entſcheidung über Arbeitseinftellungen und ift befugt, in Verbindung mit den 
Vabricanten, ein Schiedögericht zu ernennen, um Streitfälle zu entſcheiden. Diefe 
Einrihtung ſoll fih aud ſchon bewährt und innerhalb 13 Monate gegen 
100 Fälle entſchieden haben!). Es herrſcht aber trogdem ein gewiſſes Miß— 


1) Report of Bureau of Labor Statistics of Mass. 1877. p. 43. 
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trauen gegen den Berein. Der unglüdlihe Ausfall des Strifes von 1872 hat 
die früheren Mitgliever ganz entinuthigt; fie ſcheuen ſich, von ihrem geringen 
Lohne wieder einen Theil umfonft aufzugeben. 

Der Verein der Böttcher, einer der jüngften unter den großen Vereinen, 
wurde erft 1870 gegründet. Auf dem erften Congreß waren 16 Zweige mit 
einer Mitgliederzahl von gegen 2000 vertreten, und in wenigen Jahren ftieg 
die Zahl der Mitglieder auf 8000. "Der Berein gab eine Monatsichrift heraus, 
und erlangte eine anfcheinend große Macht. Unter fchlechter Führung aber und 
unter dem Drud des Geſchäftsſtillſtandes fing er an zurüdzugehen. Die Monats: 
ſchrift, die fünf Jahre lang herausgegeben worden war, ließ man fallen; die 
Mitgliederſchaft zählt augenblidlih etwa 1500. Im Folge dieſes Berfalls hat 
man im Februar dieſes Jahres auf einer in Chicago. tagenden Delegirtenver- 
ſammlung das Statut geändert und die ganze finanzielle Geihäftsführung auf 
einen bedeutend niedrigeren Fuß geftellt, auch in der Strenge der Borfchriften 
vielfach nachgelaſſen. 

Zur Aufnahme wird jett verlangt einfach guter Charatter; früher ein 
Alter von 18 Jahren und eine Erfahrung im Gewerbe von drei Jahren. 

Der Gehalt des Präfidenten ift von $ 1500.00 auf höchſtens $ 800.00 
beruntergejegt worden; für den Secretär und ben erften Bicepräfidenten, bie 
früher je $ 1000.00 bekamen, ift gar fein Gehalt vorgejchrieben. Die Dele- 
gaten erhalten nicht mehr ein Meilengeld und außerdem eine Gage von wenig: 
ſtens $ 5.00 den Tag, fondern einfach die Koften ihres Unterhalts: ihre übrigen 
Ausgaben werden von ihren Wählern in den Localvereinen getragen; auch ver 
fammeln fie ſich nicht mehr alle zwei Yahre, fondern nur, wenn das Bedürfniß 
es erheiſcht. Die vierteljährliche Tare ift von 20 Cents auf 10 herabgefest. 
Im Fall einer Arbeitseinftellung erhielten die Feiernden früher Unterftügungs- 
foften und dazu $ 2.00 wöcentlih für eine Frau, 50 Cents für jedes Kind 
und $ 1.00 für einen Vater oder eine Mutter. Jetzt find fie auf Die frei- 
willigen Gaben ihrer Genofjen angewieſen. Zu gleicher Zeit find aber Ausſtände 
erleichtert worden. Früher wurde eine Majorität von Vierfünftel der Mitglieder 
des an dem Ort ſich befindlichen Localvereins verlangt, um eine Arbeitseinjtellung 
zu legitimifiren, und nachher die Zuftimmung von Vierfünftel der Localfecretäre. 
Ferner konnte der Präfident nach jeinem Ermeſſen eine Arbeitseinftellung für 
beendet erflären. Dies Alles ift jest anders. Eine einfahe Majorität des 
Localvereind darf eine Arbeitseinftellung anorbnen, und der Präfident hat gar 
feine Controlle darüber. Die Beſtimmung: „Nur nachdem alle mannbaften und 
ehrbaren Verſuche der Verſöhnung gefcheitert find, ſoll es geſetzmäßig fein, eine 
Arbeitseinitellung zu beſchließen“, ift ganz außgelaffen. Die Stellung den Arbeit: 
gebern gegenüber ſcheint überhaupt eine fchroffere geworben zu fein. Es wird 
nicht mehr, wie früher, Fürſorge für Schtedsgerichte getroffen; die verjühnliche 
Borrede ift aus dem Statut entfernt. Darin beißt e8 nämlih: „Wir erklären 
hierdurch der Welt, daß dieſer Verein eine Interefiengemeinichaft zwiſchen Capital 
und Arbeit, zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer anerkennt; und daß anftatt 
Feindfeligkeit gegen Arbeitgeber zu fürdern, es die Politik dieſes Vereins und 
aller Zweigvereine ift, feine Unterftügung irgend einem Unternehmen zu jchenten, 
welches das vollftändige Einverftändniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitneh— 
mer ſtört.“ 
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Die jetzige Einleitung lautet viel kriegeriſcher. Nach einer Klage über die 
ſchlechten Lohnverhältniſſe heißt es: „In Ausführung des Grundſatzes „Lebe 
und laß leben“ und in Gemäßheit des altbewährten Axioms: „die Selbſterhaltung 
iſt das erſte Naturgeſetz“, indem wir auf der breiten Grundlage von Recht und 
Gerechtigkeit uns ſtellen und indem wir Gott den Allmächtigen als Zeuge unſerer 
Aufrichtigkeit anrufen, verpflichten wir uns heilig und feierlih, alle paſſenden, 
erlaubten und ehrenhaften Mittel anzuwenden, um die in diefem Statut vor— 
gejehenen Zwecke auszuführen.“ 

Innerhalb des Vereins eriftirt eine Lebensverſicherungscaſſe. Die Ber: 
fiherungsjumme wird durch einen Beitrag von 60 Cents pro Mitglied bei jedem 
Todesfall erhoben, von denen 50 Gent an die Hinterlajfenen gehen. Im Fall 
von Arbeitsunfähigfeit wird ein Drittel derjelben Summe gezahlt; das Mitglied 
muß aber wenigftens 65 Jahre alt fein und 25 Jahre Mitglied geweſen fein, 
oder 70 Jahre alt und 20 Jahre Mitglied, oder 75 Jahre alt und 10 Jahre 
Mitglied. 

Ein Verein verdient noch bejondere Erwähnung, nicht etwa wegen feines 
Anfehens, oder feiner Macht, jondern wegen feiner eigenthümlichen Verwaltung: 
Es iſt dies die „Gemerkichaftsunion der Möbelarbeiter Nord-Amerifa’s“, 
gegründet im Jahre 1873. 

Diefer Verein tft deutich, fein Statut ift in deutjcher Sprache gedrudt und 
er iſt, wie eines feiner Mitglieder mir mittheilte, der progreffivfte aller Trades- 
Unions in den Vereinigten Staaten, denn die Verwaltung liegt nicht in einer 
Hand, wie bei ven großen Gewerfoereinen der Yocomotivführer, der Former x.; 
jolde Vereine find viel zu confervativ. Die Möbelarbeiter vertrauen die Geſchäfts— 
führung einem Comité von elf Mitgliedern an, die von dem Verein des Vororts 
gewählt werden, und dieſes Comité wählt feine eignen Beamten, Secretär, 
Schatzmeiſter x. Es ift aljo Niemand direct verantwortlih und daher ift die 
Verwaltung jeder neuen Idee leicht zugänglid. Die Theilung der Gemalt 
Icheint überhaupt das Grundprincip der Verwaltung zu ſein. Auf dem Yahres- 
congreß von 1876 „wurde ſofort beichloffen, für jede Sitzung emen andern 
Borfigenden zu wählen. Da ver Congreß aus fieben Abgeordneten beftand 
und ſieben Sigungen hielt, jo muß wohl jeder zufrieden geweſen fein. Die 
Prüfung der Finanzangelegenheiten bejorgt ein ebenfalls von den Vereinen des 
Borortd gewählte® Finanzcomité; die Ueberwachung der agitatorifchen und ge 
Ichäftlichen Thätigkeit beforgt eine Controlleommiſſion von fünf Mitgliedern, die 
von dem Verein des Orts gewählt werden, den der Congreß ald ihren Sit 
beftimmt. Diejer Ort darf aber nicht zugleih Sig des Centralcomité's fein. 
„Wenn die Gontroll-Commilfion grobe Vergeben Einzelner oder des ganzen 
Comité's entdedt, jo hat diefelbe das Recht, die Betreffenden zu juspendiren 
und- eine Neuwahl anzuordnen, und die am Sit des Gentralcomite'8 befind- 
lichen Vereine find verpflichtet, dieſer Anordnung nachzulommen, doch muß die 
Eontroll- Sommiifion zu *, dafür fein. Der nächte Congreß hat über die 
betreffende Suspenfion endgültig zu entſcheiden.“ Alfo da das Gentral-Gomite 
augenblidlih in New-York fist, die Control-Commiffion aber in Chicago, fo 
muß diejelbe grobe Vergehen über eine Entfernung von 1000 engl. Meilen 
entdeden, ſodann müſſen *, der Mitglieder fich von der Wahrheit dieſer 
Entdetung überzeugen, ehe überhaupt Etwas gethan werden fann. 
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Die regelmäßige Tare beträgt 3 Cents monatlich ; außerdem werden 5 Cents 
monatlich zur Beftreitung der Koften des Congreſſes beigetragen. 

Die einzige Wohlthätigkeitsanftalt, in Verbindung mit der Gewerlſchaft, ift 
eine Werkzeugsverfiherungscafie gegen Beſchädigung durch Feuer. Sie wurde 
eingeführt, „Damit den Mitgliedern wenigftend Etwa geboten und damit ein 
Bindemittel geſchaffen werde”. 

Die Hauptthätigkeit des Vereins erftredt fi auf die Einführung des acht: 
ftündigen Arbeitötages. Arbeitseinftellungen werden als Kriegsmittel anerkannt. 
Ste müfjen dem Gentral= Comite gemeldet werden und die Genehmigung der 
Vereine des Vorortd erhalten, um anerfannt zu werben. Es wird aber im 
Statut von diefem Mittel abgerathen, bis der Verein ftärker wird; als wirf- 
ſamere Waffe wird die Politit betrachte. Darum beſchloß der Congreß von 
1876, ſich der Arbeiterpartei anzuichliegen, und in ihrem Intereſſe werden die 
Agitationen jest geführt. Solde Fälle find im Statut beſonders vorgefehen, 
und das Central-Comité hat das Recht, Agitationen vorzunehmen, die die Summe 
von 5 50.00 vierteljährlich nicht überfteigen. Neuerdingd wurde darauf hin- 
gearbeitet, am 5. Juli 1879 allgemein den achtftündigen Arbeitstag einzuführen. 
Der Plan, der von einigen ſocialiſtiſchen Blättern in deutſcher Sprache zuerft 
hervorgebracht wurde, fand aber in den großen, wirklich ſtarken Vereinen feine 
Unterftügung und beichränfte fi in der Ausführung auf Pienies und Rednerei, 
wie eine ähnliche 1876 gemachte Demonftration. 

Andere Zwede verfolgt der Verein auch; Verbot der Kinderarbeit, all- 
gemeiner Schulzwang, Haftpflicht der Fabrikbefiger für Unglüdsfäle, die aus 
Vernachläſſigung der Mafchinen entftehen, Einrichtung von Arbeilsnachweiſungs- 
büreaus, Vertretung der Arbeiterclaffe in der Geſetzgebung und Verbindung der 
Urbeiter aller Yänder. Das find mit Ausnahme der letzten lauter Zwede, die 
fih nur politiih erreichen lafjen und die fehr allgemeiner Natur find. Der 
Verein ſcheint fi mehr um weitgehende Ideale zu kümmern, als um das un: 
mittelbare Wohl feiner eignen Mitglieder und unterfcheidet fid) darin ſchlagend 
von den rein amerikanischen Gewerkvereinen, in denen politiihe Fragen gar nicht 
erörtert werden Dürfen. 

Noch im Werden ift der Verein der Granithbauer, dDie„Granit Cutters 
International Union of the United States and British Pro- 
vinces of America“. Der Geift feines Statuts ift im Ganzen vernünftig; 
das vom Secretär redigirte amtlihe Monatsblatt ift mäßig und bejonnen und 
der Berein bat Anlagen für mehr Unterftügungscaffen, ald irgend ein anderer, 
mir befannter, in Amerika. Keine derjelben iſt freilich bis jest in Thätigkeit 
getreten. 

Die erfte Organiſation diefer Gewerfichaft fand im Anfange des Jahres 
1877 mit fünf Zweigen ftatt. Jetzt zählt fie 34 Zweige und gegen 2400 
Mitglieder. 

Als Bedingung der Aufnahme wird eine Lehrzeit von zwei Jahren ges 
fordert. Einfache Majorität genügt, um ein neues Mitglied zu wählen. Die 
Eintrittögebühr beträgt 8 1.00. 

Die Berwaltung ift darin etwas eigenthünlich, daß die Delegatenverfamm: 
lung feine jo wichtige Rolle ſpielt, als bei den meiſten amerikaniſchen Gewerk⸗ 
ſchaften. Es wird jedes zweite Jahr ein Ort ald Sig der Verwaltung von 
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der geſammten Mitgliederihaft gewählt. Der an diefem Ort fich befindende 
Berein wählt dann aus feiner Mitte den Präfiventen und die fünf Mitglieder 
des Berwaltungsrathd. Der Secretär dagegen wird von der gejammten Mit- 
gliedichaft auf zwei Jahre gewählt. Sein Gehalt wird jährlich feſtgeſetzt und 
beträgt gegenwärtig $ 3.00 den Tag. Ein Abgeorbnetentag wird nur auf 
Wunſch der Zweige gehalten, wenn es fih um Berfafjungsänderungen, Ent- 
ſcheidung von wichtigen Streitigkeiten, Feftfegung der Arbeitszeit und Löhne ꝛc. 
handelt, und die von ihm erlafjenen Gejege bedürfen noch der Genehmigung 
durch Urabftimmung. Die monatlihen Berichte der Zweigſecretäre werben in 
dem Yournal veröffentlicht. 

Die Ausgaben des Vereins werden durch eine monatlihe Tare von 
30 Cents beitritten, die an den Secretär geichidt werden muß und movon 
$ 1000.00 in Staatsobligationen der Vereinigten Staaten angelegt werben 
müſſen, jobald eine Summe von $ 2000.00 vorhanden ift. Hieraus wird den 
in einem vegelmäßigen Strite außftehenden Mitgliedern eine Unterftügung von 
8 6.00 wöchentlich gegeben. Cine befondere Tare von 5 Cents wird bei jedem 
Todesfall erhoben, um das Beerdigungsgeld von $ 50.00 zu zahlen. 

Andere Unterftügungen mit getrennten Caſſen werden in Ausficht genommen, 
nämlid eine Berfiherungscaffe gegen Unfälle, eine Kranfencaffe mit Unterftügung 
von $ 6.00 wöchentlich umd eine Lebensverſicherungscaſſe. Bis jet eriftiren fie 
aber nur auf dem Papiere. 

Arbeitseinftelungen dürfen nur nah Erichöpfung aller Verſöhnungsverſuche 
und mit Einwilligung der Gewerfichaft ftattfinden. Es wird im Statut gelagt, 
„daß diefer Berein jeglicher Böswilligkeit gegen die Arbeitgeber entgegentritt, Da 
er ſich vollftändig bewußt ift, daß die Wohlfahrt des Arbeitnehmers auf der 
Wohlfahrt des Arbeitgebers gegründet ift, und wo irgend welche unferer Geſetze 
in unbilliger oder muthmilliger Weiſe ihre Intereffen berühren, verpflichten wir 
uns, unſer Möglichfte8 zu thun, um die gemünfchte Entihäbigung bereitwillig zu 
machen.“ Als bejonderd gefährliche Angriffe Seitens der Arbeitgeber werden 
angeführt: die Beſchäftigung von Nichtmitgliedern des Vereins, die Kürzung der 
Löhne und die Verlängerung der Arbeitözeit, und der Verein macht es ſich zur 
bejonderen Aufgabe, den achtjtiindigen Arbeitstag womöglich überall einzuführen, 

Mit den Gewerkvereinen verwandt, wenn auch nicht gerade ein Gewerk— 
verein, und charakteriftiih, wenn auch nicht impofant, ift die „International 
Labor Union“, Sie ift wohl zu unterfcheiden von der „Internationale“; auch 
von der „National Labor Union“, die fpäter zu erwähnen ift. 

Im vorigen Jahre trat fie zuerft in die Deffentlichkrit durch den Abdruck 
ihrer Verfafjung in dem Labor Standard, unterzeichnet von einem proviſoriſchen 
Gentral-Comit& und begleitet von einem Aufruf an die Arbeiter Nord-Amerita's. 
Der Präfident war Nedacteur des Labor Standard. In dem Aufrufe werden 
als Zwecke des Vereins angegeben: Kürzung der Arbeitsftunden, Erhöhung des 
Lohne, Inſpection der Fabriken, Bergwerke und Werkftätten, Abſchaffung der 
Verdingung der Gefängnifarbeit und des Truckſyſtems, Haftpflicht der Fabri— 
canten bei Unfällen, die aus Bernadhläfjigung der Mafchinen entftehen, Werbot 
der Kinderarbeit, Einführung von Arbeitsbüreau’s, Propaganda durch die Brefie, 
durch Vortrag und durch die Anftellung eines Organiſators, und ſchließliche Ab— 
ſchaffung des Lohnſyſtems. Zur Erreihung diefer Zwede wird verlangt: Cine 
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allgemeine Organifation der Arbeiter, nicht nur in den einzelnen Gewerben, 
fondern in allen Ländern umd die Errichtung eined Fonds für Unterftütung 
und Schutz. 

Im Laufe des Jahres arbeiteten die Gründer des Vereind an der Bildung 
von Zweigen. J. P. Me. Donnell, einer der leitenden Geiſter, Mit-Redacteur 
an dem Labor Standard. verwertbete eine Arbeitseinftellung in PBaterjon (N. J.), 
um dorthin überzufiedeln, gründete dafelbit eine Anzahl Zweigvereine und zu= 
gleih eine neue Zeitung, den „Paterson Labor Standard“. 

Am 14. November wurde ein veränderte Statut von dem Erecutiv-Comite 
veröffentlicht, und vom 28. Dec. bis zum 3. Yan. tagte der erfte Congreß in 
Baterjon. 

Die Verwaltung dieſes Vereins erinnert an den des Vereins deutjcher 
Möbelarbeiter. Der Eongreß beftimmt jährlih den Sig der Regierung. Die 
an diefem Orte fid) befindenden Vereine wählen dann das Erecutiv-Comit& und 
ven Aufſichtsrath. 

Zur Aufnahme in den Berein ift Jeder berechtigt, „der für feinen Unter— 
halt allein auf den für feine Arbeit erhaltenen Lohn angewiefen iſt“. Die 
Eintrittögebühr beträgt im Ganzen $ 1.00, wovon 25 Cents an die Gentral- 
behörde geichidt werben. Die Beiträge find 10 Cents wöchentlich für den Zweig 
und 10 Cents monatlidh für den Gentralverein. Jeder Zweig fol feinen 
arbeitölofen Mitgliedern $ 3.00 die Woche ſechs Wochen lang auszahlen. 
Außerdem ſoll jeder Zweig eine Begräbniß- und Krankencaſſe haben, zu der ber 
Eintritt den Mitgliedern freifteht. Die Beiträge für dieſe Cafje jind 10 Cents 
wöchentlih. Die Unterftügung für Kranke ift anfangs $ 5.00 wöcentlih und 
wenn die Summe von $ 130.00 ausbezahlt worden ift, bloß 8 2.50. Im 
Todeöfalle werden F 25.00 für die Beerdigungsfoften gegeben. 

Ein Strifefonds befteht nicht, aber die Hälfte der Beiträge zum Central: 
verein ſoll als Gontingentfonds für allerlei außerordentlihe Ausgaben zurüdgelegt 
werden. Das Alles iſt dem Statut entnommen; wie weit ſich dieſe Pläne 
ſchon verwirklicht baben, läßt ſich nicht mit Beftimmtheit fagen. Meine darauf 
bezüglichen ragen find noch nidyt beantwortet worden. 

Seine Hauptſtärke fcheint der Verein unter den Spinnern von Paterfon 
und Fal-River zu haben. In beiden Orten exiftiren eine große Menge armer, 
leicht zu leitender Arbeiter und diefe Thatfache ift von feinen Führern ausge— 
beutet worden. Die großen Vereine verhalten fich aber fehr falt gegen Die 
ganze Bewegung. Und das ift nicht zu wundern, wenn wir feine Gefchichte 
näher betrachten. 

Der Redacteur des Paterson Labor Standard (ein Irländer, der wegen 
Theilnahme an der Fenierbewegung in feinem Heimathsland eingeiperrt wurde 
und erit kurze Zeit fich hier aufhält) Tieß fich gleich in der zweiten Nınmmer 
feiner Zeitung jo heftig aus, daß er wegen Imjurte angeklagt und zu einer 
Buße von $ 500.00 verurtheilt wurde. Diefe ließ er ſich von den verhungerten 
Arbeitern Paterfons bezahlen und ſpielt ſeitdem die Rolle des Märtyrers. 
Seine Zeitung fährt indeflen fort, die Arbeiter aufzureizen. Die fabelhafteften 
Erdichtungen werden gebrudt, um dieſen Zwed zu erreihen. Aus der Be: 
fhreibung des erften Congrefies der I. L. U., des zu feiner Ehre gegebenen 
Bald ꝛc. würde man fi etwas ganz Srofartiges vorftellen. Nach einer andern 
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Zeitung ſollen aber bloß 12 Delegaten im Ganzen dageweſen fein und ber 
Paterfon-Correfpondent des Fall River Labor Standard ſchreibt gerade vor 
dem Tagen des Congreſſes: „Ich Bin oft erftaunt über die Kälte und Theil- 
nahmsloſigkeit der arbeitenden Glafjen für die I. L. U.” Es märe aber in 
der That noch wunderliher, wenn fie fich dafür begeifterten, und wir dürfen 
annehmen, daß nur die Unerfahrenen ſich werden dadurch verleiten laffen. Es 
ift ſehr leicht, in den Vereinigten Staaten einen Verein zu gründen und noch 
leichter, großartige Beichreibungen davon drucken zu laffen, aber wenn nicht ein 
wirkliches Bedürfnig dafür vorliegt, jo wird er ebenfo raſch zu Grunde gehn, 
wie er entitanden mar. 

Schlieglih muß ein großer gebeimer Verein erwähnt werden, der, wenn 
auch vielfach politiſch in feinem Zwed, dod aus Arbeitern befteht, mehrere Ge⸗ 
werbe in ſich incorporirt und daher unter Gewerkvereinen einen Platz hat. Die 

„Knights of Labor“ over „United Workers“ (die aber niemals unter dieſem 
Namen in die Deffentlichkeit traten, jondern nur mit der Bezeihnung *****) 
Icheuen das Tagesliht und daher ift es jehr jchmer, etwas Zuverläſſiges über 
fie zu ermitteln. Das bier Vorgetragene, welches größtentheil3 einem Auflat 
in der New York Tribune vom 17. Augujt 1878 entnommen ift, wird wohl 
in den Hauptzügen richtig fein. 

Der Orden ſoll jo geheim fein, daß er feinen Mitgliedern verbietet, ſogar 
den Namen außerhalb der VBerfammlungen auszufprehen und überhaupt über 
den Berein zu reden ). Damit diefe Regel ausgeführt werde, emennt der 
Präfident drei geheime Detective, von denen feiner weiß, wer Die beiden andern 
find. Es ift alſo Jeder mißtrauifh und muß, wenn er die Vorgänge der 
Geſellſchaft erfahren will, die VBerfammlungen beſuchen. Es wird über die 
Regelmäßigkeit des Beſuchs Bud, geführt, und bei Anmeifung von Stellen an 
Arbeitslofe Demjenigen der Vorzug gegeben, der in dieſem geheimen Bude am 
beften jteht. Ein neues Mitglied erfährt vorher Nichts von dem Weſen der 
Verbindung. Er wird von einem feiner Freunde in die Vorhalle der Yoge ein- 
geführt und, indem ihm Berjchwiegenheit durch einen Eid auferlegt wird, fragt 
man ihn, ob er einem Orden angehören möchte, deſſen einziger Zwed die gegen- 
jeitige Unterftügung jet. Bejaht er, jo wird er weiter geführt und eingemerbt. 
Anfangs ftießen die Knights of Labor auf die Feindſchaft der katholiſchen 
Priefter, von denen einer von der Kanzel herab den Verein rügte. Darauf 
erklärten fie, der Eid jet in der Confeljion nicht verbindlih und eriparten fomit 
ihren fatholiihen Genojjen einen Brud mit der Kirche. Ihre Zahl wurde im 
Herbit 1878 auf 800,000 geihägt. Die Nichtigkeit diefer Zahl wird bier 
nicht verbürgt; es fteht aber feft, dag der Orden ſich weit verzweigt und unter 
jeine Mitglieder viele politiſch thätige und energiiche Führer rechnet. Der 
Secretär figt augenblidlih in dem Abgeorbnetenhaufe von Maſſachuſetts; eines 
der Mitglieder ift Nedacteur der „National Labor Tribune“. Diefe Zeitung 
iſt ihr officielles Organ und befannte ji bis wor Kurzem öffentlich als ſolches. 
Vor einigen Wochen ift die betreffende Ueberichrift „auf Befehl” (mie mir der 
Kedacteur ſchreibt) entfernt worden. Sie tft zugleih eifrige Anhängerin ver 


+) Das ift nicht unbebingt wahr, denn der Verfaſſer hat felber mit einem Mit- 
glied darüber geiprocdhen, allerdings ohne viel zu erfahren. 
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Greenback-Partei und das Beftreben der Knights of Labor geht dahin, diefe 
Partet zu controlliren, um durch fie Einfluß auf die Nationalpolitit auszuüben. 
Verſchiedene Gewerbe find ſchon durch eigene Zweigvereine in der Brüderſchaft 
der fünf Steme vertreten, Glasmacher, Bergleute x. Die erfte Convention 
wurde im Jamuar 1878 in Reading (Pa.) abgehalten. 

Die Tendenz des Vereins ift radical, aber nicht focialiftiih. Die Mit- 
glieder find jedoch iiber die Zwecke defjelben jehr verſchwiegen. Es wird gejagt, 
fie warten nur auf eine beffere Organiſation ihrer Kräfte, um einen allgemeinen 
Strife aller Arbeiter anzufangen. Einer der Führer fagte mir, der Verein 
nähme ſich vor, allen bedrängten Arbeitern Unterftügung zu gewähren, ohne daß 
die Arbeitgeber wühten, woher fie füme, Er fagte aber au, wir ftänden vor 
einer großen Revolution und fügte mit unheimlichem Lächeln hinzu, „ba alle 
Revolutionen Blut vergoffen haben, ſo wird auch diefe wohl nicht blutlos ab: 
laufen”. Die ganze Sache iſt aber noch nicht erforicht und omne ignotum 
pro magnifico est. Man muß fih alfo wohl hüten, einem Zeitungs- 
redacteur, dejjen Erwerb von Kriegen und Gräuelthaten abhängt, zu viel Glauben 
zu ſchenken. Für unſern Zweck genügt «8, auf die Verbindung aufmerffam ges 
macht zu haben. 

Außer den ſchon beichriebenen Gewerkvereinen haben viele andere in den 
Bereinigten Staaten eriftirt. Nach den Berichten des arbeitsjtatiftiichen Büreau's 
von Ohio und Maſſachuſetts ſollen noc folgende Gewerbe Gemerfvereine mit 
nationaler oder internationaler Drganifation befigen oder befeflen haben: 


Ziegelmaurer, Schiffszimmerleute, 
Stubenmaler, Zugbeamten, 
Tiſchler, Glasmacher, 
Stuckarbeiter, Zuſchneider, 
Marroquinarbeiter, Maſchiniſten, 
Schneider, Holzarbeiter, 
Wagenmacher, Schuhmacherinnen. 
Bergleute, 


Ferner exiſtirt ein Verein der Eiſenbahn-Conducteure. 

Die meiſten dieſer Vereine ſind aber in den letzten Jahren entweder unter— 
gegangen, oder ſehr geſchwächt worden. Hie und da findet ſich vielleicht ein 
übriggebliebener Localverein, aber die nationale Organiſation iſt in den meiſten 
machtlos. 

Meine Briefe an die Vorfteher der Ziegelarbeiter, Studarbeiter, Stuben: 
maler, Conducteure, Zugbeamten, Schneider und Bergleute find bis jett 
ohne Antwort geblieben, und da die Vorfteher der amerikaniſchen Vereine 
im Allgemeinen gefhäftsmäßig und pünftlih in ihrer Correipondenz find und 
jehr bereitwillig ad, Auskunft zu geben, jo dürfen wir annehmen, daß Diele 
Bereine entweder untergegangen find, oder daß nichts jehr Erfreuliches über fie 
gelagt werden kann. Dieſe Anfiht wird auch von Herm Jeſſup, dem frühern 
Präfident des Workingmens assembly von New-York, beftätigt. 

Wenn wir daher aud nicht ven Anspruch erheben wollen, eine irgendwie 
genaue Statiftit der amerikanischen Gewerfvereine aufzuftellen, jo find doch wohl 
feine von Bedeutung hier ausgelafjen worden, und die bis jett beichriebenen 
werden ein tm Ganzen genommen treues Bild der einheimifchen Vereine geben. 
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Wir haben aber auch exotiſche Gewerkvereine, die auf unferm Boden ganz 
gut zu gedeihen fcheinen, und die uns in gewilfen Sinne einen Mafftab ge- 
währen, nad weldem wir die rein amerifanifchen Gewerkvereine beurtheilen 
tönnen. Sowohl die Amalgamated Society of Carpenters & Joiners, als 
aud die Amalgamated Society of Engineers ete. haben nämlich bier Zweige 
von ziemlicher Bedeutung. rftere hat nach dem Novemberbericht von 1878 
| 17 Zweige und 363 Mitglieder in den Vereinigten Staaten und Canada, und 
letztere 36 Zweige mit (nach dem Berichte vom März 1879) 1324 Mit- 
gliedern. Der Zimmerer: und Tijchlerverein ift ganz nah dem Mufter ver 
Amalgamated Society gebildet, und dieſes Mufter ift in dem Bude von Pro— 
feffor Brentano über die engliichen Gewerkvereine jo ausführlich befchrieben, daß 
e8 nicht möthig ift, weiter auf die Gejelichaft ald Ganzes einzugehen Es 
müſſen nur zwei Eigenthümlichkeiten der amerifaniichen Zweige erwähnt werben. 
Bei der Umrechnung der Gelder gelten ſowohl für die Beiträge, als auch für 
die Unterftügungen 30 Cents anftatt 25 als ein Schilling. Das tft, um den 
Preifen und Löhnen Rechnung zu tragen. 

Ferner ftehen die amerifanifhen Zweige (die in Canada und den Ber: 
einigten Staaten) unter der Aufficht de8 New York Central Distriet Commitee, 
der ihnen gegenüber eine ähnliche Stellung einnimmt, mie der Local Couneil 
in London gegenüber dem ganzen Verein. Diefer Ausſchuß beſteht aus Ab— 
georpneten von fieben Zweigen in und um New: Morf, Er vertheilt die Strife- 
gelber, mo jolde zu vertheilen find, und erläßt einen monatlichen Bericht über 
die Mitgliederzahl, über die gewährten Unterftügungen, den Zuftand des Ge— 
werbe8 ꝛc. in den amerikanischen Zweigen. 

Wenn man num den Bergleich anftellt, jo fieht man auf den erften Blid, 
daß diejer Verein ungleich höher fteht, ſowohl in technifcher, "wie in finanzieller 
Beziehung, als der ihm entjprechende amerikanische Verein der Mafchinenbauer. 
Er nimmt fein neues Mitglied auf, das nicht vor feinem 21. Yahre eine fünf» 
jährige Lehrzeit durchgemacht hat, während der amerifanijche Verein nur eine 
Erfahrung von drei Jahren verlangt, einerlei ob vor oder nach dem 21. Jahre. 
Seine Anforderungen, wenn man alle auferordentlichen Beifteuern aufer Betracht 
läßt, find 30 Cents wöchentlich, oder $ 15.60 jährlich, während die Koften im 
amertfanifchen Verein ungefähr $ 13.80 fein werben; nämlich für die Tare 
des Gentralvereind 80 Cents, für die Taxe des Localvereind $ 6.00 ober 
50 Cents monatlich und für die durchſchnittlichen Koften der Verficherungscafie 
(nad der Angabe des Secretärd) $ 7.00 jährlih. Der Vergleih läßt fich 
mit Genauigkeit nicht durchführen wegen der total verſchiedenen Verwaltung der 
beiden Vereine, aber das allgemeine Refultat wird wohl richtig fein, und ber 
Secretär des New York Central Distriet Commitee jchreibt, er halte den ame— 
rikaniſchen Verein für keinen Nebenbuhler, da er nicht genug Beifteuern erhalte, 
um ein ordentlicher Verein zu fein. 


III, 


Nachdem wir nun die Organıfation, das Räderwerk gewiſſermaßen, der - 
amerikanischen Gewerkvereine befehrieben haben, bleibt uns noch übrig, die Thätig- 
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feit derſelben zu betrachten. Wie wirken fie auf das Leben ihrer Mitglieder 
ein? Wie treten fie nah Außen auf? 

Für die wirthſchaftliche Sicherſtellung ihrer individuellen Mitglieder thun 
fie verhältnigmäßig wenig. Die großen engliichen Vereine bewirken durch ihr 
ausgebildete Syſtem von Kranken und fonftigen Wohlthätigfeitscaffen die 
Sicherftellung des Handwerkers vor allen gewöhnlichen Unfällen, die ihn möglicher 
Weiſe treten könnten. Dieſes Reſultat allein ift von der größten Bedeutung 
für den Pebensgenuß und das Gedeihen ihrer Mitglieder. Ber uns find diefe 
Unterftügungscafien durchaus nicht allgemein. Sie find auch faft überall ganz 
freiwillig; in Folge deſſen werden fie, wo fie vorhanden find, verhältnigmäßig 
jo wenig in Anſpruch genommen, daß wir fie faft bei der Aufzählung der 
Thätigfeiten der "Trades Unions übergehen können. Die Urſache ihrer kümmer— 
lichen Entwidelung Tiegt theil® in der großen Menge anderer Caſſen, Schuß: 
vereine ꝛc. außerhalb des Gewerkvereins, theild in dem unftäten Charakter des 
amerikaniſchen Erwerbslebens, worauf ſchon verwiefen wurde. 

Die ökonomiſche Sicherftellung ihrer Mitglieder erreichen die Gewerkvereine 
mandmal durch Regelung der Löhne, und einige berfelben machen es ſich zur 
bejondern Aufgabe, Lohntarife zu vereinbaren. Die Hutmacher leiften hierin 
das Meiſte. Auch die Eiſen-, Stahl- und Zinnarbeiter haben Etwas gethan 
und die Knights of St. Crispin, wie ſchon erwähnt, aber im Allgemeinen ift 
aud hierin wenig Erfolg zu berichten. 

Wichtiger ift wohl der Einfluß der Gewerfvereine auf die Bildung der Mit- 
glieder. Die vielen Zeitfchriften, die von ihnen herausgegeben werden und zu 
denen fie Beiträge ſchicken, müſſen wir als ein bedeutendes Mittel der jchrift- 
ftellerijchen Erziehung betrachten. Ferner erhalten viele Handwerker hier ihren erften 
Unterricht in den parlamentarifchen Gebräucen und Kegeln und fie befommen 
eine Nedefertigkeit und ein Selbftvertrauen, die, wenn fie aud nicht Beweiſe 
einer hoben Cultur find, doch die Stellung des Arbeiter welentlih erhöhen. 
Der Gründer der Knights of St. Crispin fagt hierüber: „ALS der Orden 
zuerft gegründet wurde, konnten wir nur mit Mühe Männer zur Befleidung der 
Aemter finden, nachher hatten wir immer zu viele Candidaten. In zwei Jahren 
fühlten ſich faft alle Mitglieder fähig, irgendwelche Aemter zu befleiven. Zuerſt 
mußten viele Mitglieder nicht, wie fie Anträge ftellen follten, aber zulegt wurden 
Anträge und Reden oft läftig. Die Peute lernten die Leitung von Verſamm— 
lungen, fie lernten leſen, fchreiben und öffentlidy reden, und das Alles nenne ich 
Bildung.“ Die Wirkung des Vereins ſcheint auch aus andern Zeugnifjen in 
einer größeren Selbftftändigkeit und Selbftvertrauen zu beftehen. Ein in dem 
Bericht des arbeitsſtatiſtiſchen Büreau's von Maſſachuſetts angeführter Zeuge 
jagt über jeinen Gewerkverein: „Seine Wirkung war die Erhöhung der Yöhne 
und die Hebung der Leute dadurch, daß er ihnen Vertrauen auf fich ſelbſt und 
aufeinander gab,” 

Das Auftreten der Gewerkvereine nach Außen zeigt ſich beſonders in ihren 
örtlihen und nationalen Verbänden, mit dem Zwecke, die öffentlihe Meinung 
oder bie Geſetzgebung zu beeinfluffen, oder gemeinfam in irgend einer Angelegen- 
heit vorzugehen. Die örtlichen Verbände beftehen darin, daß die Vereine einer 
einzigen Stadt oder Grafichaft Vertreter wählen, die in einem "Trades Council 
oder Trades Assembly zufammentreten und zufammen berathen. Solche exriftiren 
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in den meijten großen Städten, wie New-York, Bofton, Walhington, Pittöburg, 
Gincinnatt, Chicago, St. Louis ꝛc. ꝛc. 

Der erfte nationale Delegirtentag amerikaniſcher Oewerkvereine fand in 
Baltimore im Auguft 1866 flat. Sie vereinigten fi) damals unter dem 
Namen National Labor Union und verlangten die Einführung eines „Achtſtunden— 
Gefees und die Einrichtung eined nationalen Büreau's für Arbeitöftatiftik. 
Diefer Verband hielt in den folgenden Jahren Sigungen in Chicago, New: Porf, 
Philadelphia und Gincinnatt. 

‚Auf diefer letzteren Berfammlung aber, die im Jahre 1870 ftattfand, 
fingen bie politifchen Geiſter an, ſich derfelben zu bemächtigen. Sie verlangten 
die Bildung einer neuen Partei. Es ıft befanntlicd gegen die Grundfäge der 
Gewerkvereine, fih irgendwie mit der Politik zu befafjen und diefer Vorſchlag 
hatte daher die. Sprengung der National Labor Union zur Folge. Die Bor- 
jammlungen, welche 1871 ın St. Louis und 1872 in Columbus ftattfanden, 
waren Congreſſe der Arbeiterpartei und nicht der Gewerkvereine. 1873 ver= 
fammelten ſich die Gewerkvereine nochmals in Cleveland und gründeten den 
Industrial Congress, aber die ſchlechten Zeiten famen jegt und nach der Sitzung 
von 1874 in NRochefter hörte auch dieſer auf zu exiftiren. Die Gemwerfvereine 
haben alfo feine permanente Organifation. inige ihrer Forderungen find aber 
Ihon durchgedrungen. Wir Haben jeit 1868 ein nationales Achtſtunden-Geſetz 
und viele der einzelnen Staaten haben jet auch ſolche erlaſſen )y. Wenn bis 
jetst noch fein Antrag auf Gründung eines nationalen arbeitäftatiftiihen Büreau's 
durchgegangen ift, jo haben doch eine Anzahl Staaten, vielfah auf Anregung 
der Gewerkvereine, ftantlihe Büreau's für Arbeitsſtatiſtik ſchon eingeführt. Solche 
eriftiren fett 1870 in Maflachufetts, feit 1872 in Pennfylvania, ſeit 1877 ın 
Ohio und feit 1878 im New-Jerſey, und ein darauf bezügliches Geſetz iſt joeben 
auch in Miſſouri erlaffen worden. Das Büreau von Connecticut, welches zmei 
Berichte für 1874 und 1875 herausgab, ift jet wieder aufgehoben; ebenio das 
von Maine. 

Die amerikanischen Gewerfvereine halten fih, wie ſchon bemerft, grund— 
ſätzlich von der Politit fen. Manchmal werden fie aber doch durch fchlaue 
und ehrgeizige Führer verleitet, daran Theil zu nehmen und das ift eine der 
größten Gefahren, denen fie ausgejegt find. Dffenbar unter dem Eindruck 
trauriger Erfahrung jchreibt der Secretär eines der großen internationalen Ver— 
eine: „Ihe ruin of American 'Trades Unions is political shisters, that git 
at the head of them.“ (Die Ausdrudsweife und die Orthographie lafjen ſich im 
Deutjchen nicht wiedergeben. Der allgemeine Sinn tft: „Der Fluch amerikaniſcher 
Sewerkvereine find pohtiihe Spisbuben, die fi) an die Spite derfelben ſtellen.“) 

Daß die amerikanischen Gewerkvereine mit dem Socialismus nichts zu 
thun haben, braucht kaum hervorgehoben zu werden. Das gilt natürlich nicht 
von ſolchen Vereinen, in denen das deutjche Element überwiegend ift, wie Die 
der Cigarrenmacher und Möbelarbeiter. Letztere erkennen fogar die focialiftiichen 
Zeitungen „Vorbote“ und „Arbeiterftiinme‘ als ihre Organe an. Die andern 
Vereine haben aber feinen Sinn für Utopten. Ste wollen durchaus feine Um— 
wãlzung der beſtehenden Productionsweiſe, keine Aenderung in den Verhältniſſen 
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zwilchen Capital und Arbeit; fie wollen einfadh eine gerechte Behandlung und 
einen ihren Leiftungen entſprechenden Lohn. 

Endlich bethätigen ſich die amerikanischen Gemwerkvereine (und faft aus- 
Ihlieglih von dieſer Seite find fie dem großen Publikum befannt) in zahl: 
reichen Arbeitseinftellungen. 

Irgend etwas Allgemeines über Strike zu jagen, wäre überflüfjig. Etwas 
Specielle8 varüber zu jchreiben, würde ein jahrelanged Studium und Beobachten 
vorausjegen, denn irgend eine Statiſtik darüber ift noch nie aufgenommen worden, 
und die Unterfuhungen, die von den arbeitöftatiftiichen Bureaur von Maſſachu— 
ſetts und Pennſylvania über einzelne Ausftände vorgenommen worden find, wenn 
auch ausführlid und zuverläffig, erftreden ſich nur über ein ſehr beichränftes 
Bebiet. Wie ſchwer es aber ift, fich privatim hierüber zu unterrichten, zeigte 
ſich ſchlagend bei einer Nachfrage, die ich über die Strifes der Mafchinenbauer 
made. Der Secretär des Bereind erzählte mir von einem in .Erie unter: 
nommenen Strike, welden er ın jeder Beziehung als ideal bezeichnete und deſſen 
Berlauf kurz folgender war. 

Der Ausftand entjtand dadurd, daß eine Firma in Erie von ihren Ar: 
beitern einen Eid verlangte, der fie verpflichtete, den Verein zu verlafien. Im 
Weigerungsfalle verloren fie ihre Anftelungen. Died ſchien den dort Beſchäftig— 
ten eine Beleidigung und fie wollten gleich die Arbeit aufgeben. Der Präfident 
des Bereind hielt fie aber zurüd; er wollte womöglich eine Berftändigung ber: 
beiführen und forderte die Mitglieder der Firma auf, mit ihn eine Unterredung 
zu halten, worauf jedoch feine Rücjicht genommen wurde. Der Strife wurde 
aljo angeordnet und den Arbeitern wurde der volle Yohn ausgezahlt, bis die 
Fabricanten nachgaben und die Entlafjenen zurüdnahmen. Einige Monate nad): 
ber machte die Firma, in Folge ihres DVerluftes bei dem Auöftande, Bankerott. 
Eine in allen Einzelheiten übereinftimmende Gefdichte wurde mir fpäter von 
dem damaligen Präjidenten des Vereins erzählt. Während aber der frühere 
Berichterftatter die ganze Sache als einen der gelungenften Erfolge des Vereins 
ſchilderte, ſagte Derjenige, der das Ganze geleitet hatte, er hätte einen großen 
Fehler begangen, den er nachher ſchwer bereute, Es ftellte fid) nämlich heraus, 
Daß die Mitglieder des Localvereins in Erie, in Zuverfiht auf ihre Macht, ſich 
bis zur Umerträglichkeit trogig und übermüthig benommen batten und ihren 
Arbeitgebern einfach dictiren wollten. Das Verbot des Vereind war eine Forde— 
rung. der Selbjterhaltung. ALS aber der Gentralverein die Sache in feine Hand 
nahm und Bermittlungsverfuche anjtellte, befürchtete dad Haupt der Firma, ein 
alter,  friedliebender Herr, eine Wiederholung der unangenehmen Scenen mit feinen 
Arbeitern und nahm feine Nüdfiht darauf. Mein Berichterftatter ſagte mir, er 
hätte den Ausftand verboten, wenn er zur Zeit alle diefe Umftände gefannt 
hätte. Es ift alfo ohne perlönliche Kenntniß der einzelnen Fälle unmöglich, über 
Arbeitseinftellungen etwas Zuverläffiges zu Tagen. 

Ein einziger Strife verdient hier Erwähnung, theils weil er durch Die Zei— 
tungen in der ganzen Welt befannt ift, theil weil eine amtliche Unterfuhung 
Seitens des Staates Pennſylvania darüber vorgenommen worden tft !), und ſich 
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ſomit fichere Behauptungen aufftellen Lafien. Wenn wir die Vorgänge bei den 
Eiſenbahnunruhen vom Juli 1877 in ihrer Neibenfolge betrachten, jo ergiebt fich, 
dag die Berantwortlichkeit für die Zerftörungen von Yeben und Eigenthum 
durchaus nicht auf die Gemwerkvereine zu werfen ift, wie zur Zeit vielfach in 
den Zeitungen angenommen wurde, daß ihr Einfluß vielmehr zu Gunften der 
Ordnung ſich geltend machte und daß die Gewaltthaten, die damals verübt 
wurden, theils einer faft criminellen Ungefchielichkeit und Nachläſſigkeit einzelner 
Perjonen, theils einer höchſt unglüdlihen, aber unberechenbaren Verknüpfung 
von Umftänden zuzufchreiben ift. 

Der erfte Anfang der Ereignifje ded Sommers 1877 war eine Arbeits- 
einftellung der Heizer auf der Baltimore- und Ohio-Bahn am 16. Juli. Mar: 
tinsburg, Weft-Virginia, war die Hauptfcene diefer Demonftration; die Urfache 
war eine Lohnherabfegung von 10%, die an diefem Tage in Kraft treten follte. 
Es ſchloſſen ſich den Heizern bald die in den Wertjtätten beichäftigten Arbeiter 
an und am folgenden Tage erftredte fi) der Strife weftlic längs der Baltimore- 
und Ohio: Bahn bis nah Newart, Ohio, und ſämmtliche Frachtbedienftete 
waren bald dabei betheiligt. Der Gouverneur von Weft-Birginia ſchickte zwei 
Eompagnien Freiwilliger nad) Martinsburg, die aber Nichts ausrichteten. Der 
Präfident wurde angerufen; er erließ eine Proclamation und jchidte 250 Mann 
Bundestruppen bin, die am 19. die Bahn räumten und die Züge wieder in 
Gang bradıten. Am 20. wurden in Baltimore mehrere Compagnien Miliz, die 
nad Cumberland, einer Station der Baltimore: und Ohio-Bahn, befohlen waren, 
vom Pöbel, der mit den Strifern fympathifirte, angegriffen und eine Anzahl 
Leute getödtet oder verwundet. Auch murden einige Eifenbahnfchuppen in ber 
Nähe von Baltimore verbrannt. Someit erftredte fich der Strife auf der Balti- 
more und Ohio⸗Bahn. 

Der Strife, der drei Tage fpäter in Pittsburgh ausbrach, war auf anderen 
Bahnen (der Pennfylvania- und den von ihr gepachteten Bahnen) und hatte eine 
andere Urſache. Die Lohnreductionen auf diefer Bahn waren, wenn aud mit 
Widerwillen, doch ruhig bingenommen. Die lette derfelben (eine Herabiegung 
von 10% der Löhne aller Beamten vom Präfidenten herab) war am 1. Juni 
in Kraft getreten, nachdem eine Deputation der Bedienfteten ſich mit dem Präfi- 
denten der Bahn, Thomas A. Scott, darüber verftändigt hatte. Einige Unzu— 
frievene gab es allerdings noch, welche Widerftand leiften wollten und in Der 
furzen Zeit von weniger als vier Wochen hatten fie, unter der Führung eines 
25 „Jahre alten Bremſers, einen Gewerkoerein gegründet, ber ſich über fünf 
Bahnen erftredte und angeblich Dreiviertel aller Zugbeamten der in Pittsburgh 
und Allegbeny City convergirenden Bahnen in ſich jchloß. Für den 27. Juni 
war eine allgemeine Arbeitseinftellung auf allen diefen Bahnen in Ausficht ge— 
nommen. Am 25. fam e8 aber heraus, daß der Plan den Gefellichaften ver 
rathen worden war; e3 eriftirte auch Unzufriedenheit in dem Verein ſelbſt; der 
Strite wurde abbeftellt und, vajch wie fie gewachſen war, ging die "Trainmen’s 
Union auseinander. Sie hielt keine Verſammlung mehr nah dem 27. und 
von dem beabjichtigten Strike blieb nichts übrig als allerdings eine gewifle Un- 
zufriedenheit. Die Frage der Lohnreduction war erledigt. 

Die Beranlaffung des wirklichen Strife8 war die Ordre, daß vom 19. Juli 
an alle Frachtzüge zwifchen Pittsburgh und Derry (etwa 46 engl. Meilen) 
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„Double headers“ fein jollten. Negelmäßig nämlich beitehen die Frachtzüge 
aus 17 Wagen und einer Yocomotive; ein „double header“ tft ein: Zug mit 
34 Wagen und zwei Locomotiven. Die Erſparniß liegt nun darin, daß auf 
einem ſolchen Zuge nicht mehr Gonducteure und Bremfer ald auf einem gewöhn— 
fihen Zuge gebraucht werden. Es war aljo flar, daß eine Anzahl DBedienfteter 
entlafien werden mußte. 

Der Strife begann damit, daß am Morgen des 19. die Bremſer des 
8.40 Uhr» Zuges fich weigerten zu dienen. Der Pocomotivführer ſchien bereit 
feine Pflicht zu thun, aber die Bremfer und ihre Genoſſen verhinderten theils 
durd Drohungen, theil8 mit Gewalt das Ankoppeln der Yocomotive. Der Zug 
Eonnte nicht auslaufen. Die anfangs fleine Menge erhielt bejtändigen Zuwachs 
von dem Perfonal der zahlreich einlaufenden Züge und beſetzte alle Weichen in 
ver Nähe des Bahnhofs. 

Die Lage der Eifenbahn in Pittsburgh ift eigenthümlih. Bon dem Bahn: 
bofe aus erftveden ſich viele Schtenenwege nad Dften mitten dur die Stadt. 
An der Kreuzung der 26. Straße, ungefähr eine engl. Meile vom Bahnhof, 
liegen die Werfftätten und ein Locomotivenhaus; andere Bauten der Gejellidaft 
erftredfen fi von bier bis zur 28. Straße, wo ein zweited Yocomotivenhaus 
Liegt. Als die erften Unruhen fich in dev Nähe des Bahnhofs zeigten, wurde 
der Bürgermeifter um Schuß angerufen. Nur nad langer Ueberredung ver: 
ftand er ſich dazu, eine außerordentliche Polizeimacht von zehn Mann aufzubieten, 
unter der Bedingung, daß die Eifenbahngejelihaft ſich für ihren Lohn verant- 
wortlid machen wollte. Selbft hinzukommen, weigerte er ſich ganz und gar und 
verließ am Nacmittage die Stadt, um feine kranke Frau zu beſuchen. Die ges 
ſammte Ertramannfchaft, die während des ganzen Aufftandes von ihm verwandt 
wurde, betrug 29 Mann. 

E3 war die Pflichtvergeflenheit dieſes Bürgermeiſters, die der ganzen Be— 
wegung Förderung verlieh. Denn unterdeſſen befam die Menge, die jegt an 
ver 28. Strafe befonders ftart war, beftändigen Zuwachs von Eiſen- und 
Glasarbeitern, Herumziehern („Tramps“) ꝛc. und als ver Scheriff der Graf: 
ſchaft, welchen man erft gegen Mitternacht fand, hinausging und die Leute zum 
Heungehn aufforderte, wurde er mit Hohn empfangen. Eine bewaffnete Macht 
irgend welcher Art ftand ihm nicht zur Berfügung, und eine freiwillige Bürger: 
wehr, ein Posse Comitatus, hätte er unmöglich bei der damaligen Stimmung 
aufbieten können. Es herrſchte nämlih in Pittsburgh große Unzufriedenheit mit 
der Verwaltung der Pennſylvania-Bahn, weil fie angeblich ihre Frachtſätze zum 
Nachtheil der dortigen YFabricanten eingerichtet hatte, und Niemand batte Yuft, 
für die Bahn irgend weldye Opfer zu bringen, da das Wohl der Arbeiter mit 
dem der Fabricanten, und das Wohl der Kleinhändler mit dem der Arbeiter 
eng zufammenhing. Der Scheriff war daher gezwungen, obgleid) die Menge nur 
aus etwa 200 Männern und Knaben beitanden haben fol, die Stantögewalt 
um Militär anzurufen. Aus Harrisburg kam noch in derjelben Nadıt vom 19, 
auf den 20. der Befehl für die Mobilifation eines Regiments und im Notbfalle 
von mehr. In Ausführung diefer Drdre wurden drei Negimenter Infanterie 
und eine Batterie aufgeboten. Die Miliz theilte aber natürlich die Feindſchaft 
der Bürgerichaft überhaupt gegen die Bahn und gehorchte nur Tanglam. Um 
Mittag des 20. rückte ein Regiment von 250 Mann nad der VBorftadt Torrend 
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aus, um die dort befindlichen Viehhöfe der Bahn zu fügen. Erft um 5 Uhr 
Nachmittags ftellten fich drei oder vier Compagnien der andern Negimenter 
ein; jede nur halb vollzählig. Mit ihnen konnte natürlich Nichts ausgerichtet 
werden, und der commandirende General Bearfon telegraphirte um auswärtige 
Truppen. Das war am 20., 6.55 Uhr Nachmittags, und die Menge zählte jetst 
gegen 4—5000. 

Die Truppen von Philadelphia, die der General-Adjutant jegt nach Pitts- 
burgh commandirte, gehorchten pünftlih und famen am 21. um 3 Uhr Nady- 
mittags in Pittsburgh, 600 Mahn ftart, an. Ein Theil der Pittöburgh-Truppen 
hatte jchon an der Kreuzung der 28. Strafe Stellung genommen; fie machten 
aber feinen ernftlichen Berfuch, die Bahn zu räumen, fondern fegten Die Gewehre 
zufammen und layerten meift auf der Erde herum, mit dem Pöbel fraternifirend, 
der, da die Werfftätten am Sonnabend früher ſchließen, um diefe Zeit bedeu— 
tenden Zuwachs aus den Fabriten erhalten hatte. ALS die Truppen von Phila— 
velphta um 4 Uhr hinkamen und Miene machten, die Bahn zu fäubern, zeigten 
ſich die Aufſtändiſchen drohend. Sie ſuchten den Soldaten ihre Bajonnete zu 
entreifen, dann warfen fie mit Steinen und jchoffen mit Piftolen. Hierauf 
feuerte da8 Militär, tödtete eine Anzahl Perfonen und die Menge ging ausein- 
ander. Jetzt zogen fich die Philadelphiſchen Truppen ins Yocomotivenhaus 
zurüd, um die langentbehrte Ruhe und Erholung zu genießen; die Pittsburgh- 
Truppen wurden aber um 10 Uhr Abends nad der Stadt zurüdcommandirt. 

Das war nun ein fo coloflaler Fehler, daß felbft die Dffictere des Regi— 
ment® nur unter Proteft gehorchten. Die fremden Truppen waren ganz obne 
Unterftügung. Die Naht war fürchterlich für das ſomit verlaffene und ein— 
geferferte Militär. In der Dunkelheit verfammelte ſich der Pöbel wieder und 
feuerte durch die Fenſter ind Locomotivenhaus hinein; dann fetten fie bie 
Frachtwagen, die dort in großer Anzahl ftanden, in Brand und ſchoben fie gegen 
das Pocomotivenhaus. Die ganze Naht hindurch Löfchten die Soldaten das Feuer. 
Endlich, am Morgen des 22., gewann es doc die Uebermacht, und fie mußten 
fih zurüdziehen. Ihre Rüdzugslinie nah Often ging durch die Strafen von 
Pittsburgh, deffen Bürger fich nicht ſchämten, von Hinten und aus den Fenftern 
auf die ermübdeten Truppen zu ſchießen. Mit einem Berluft von vier Mann 
gewannen fie das Freie und bivouakirten außerhalb der Stadt. 

Jetzt fing die Plünderung an. Die beladenen” Güterwagen wurden er- 
broden und was ſich nur tragen ließ, wurde hinweggeſchleppt. rauen und 
Kinder betheiligten fi den ganzen Sonntag eifrig dabei. Zu guter Yet er— 
beuteten fie eine Ladung Echnaps, und diefer richtete mehr aus, als Militär und 
Polizei. Betrunfen und erſchöpft hörte der Pöbel auf, einfach, weil er nicht 
mehr fonnte, 

Die Vorfihtsmaßregeln der zu ſpät ermwachenden Bürger maren jetst über: 
flüſſig. Es geſchahen feine Störungen mehr. 

In weniger ald 24 Stunden waren aber gegen 1600 Eifenbabnwagen, 
126 Locomotiven und De Werkftätten der Gefellfchaft zerftärt; die Eifenbahn 
hatte nad) ihrer eigenen, detatlirten Berechnung $2,000,000 an Material allein 
eingebüßt. Der ganze Berluft mit Einrechnung der Fracht und der entbehrten 
Gewinne ſoll gegen 8 5,000,000 betragen haben. Bier Soldaten wurden ge: 
tödtet; 22 Leichen von Aufftändifchen oder Bürgern wurden gerichtlich unterfucht. 
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Während diefe Gewaltthaten in Pittsburgh verübt wurden, fanden auch in 
andern Städten Ausbrücde, durch diefe veranlaßt, ftatt. In Allegbeny City, 
Pittsburgh gegenüber, auf dem nördlichen Ufer des Allegheny-Fluſſes, ftellten die 
Bremfer der Frachtzüge am Morgen des 20. die Arbeit ein. Sie follen Andere 
von der Arbeit nicht abgehalten haben, aber thatjächlih wurden feine Frachtzüge 
erpedirt, theils meil fich ſchwer Leute finden ließen, diefelben zu bedienen, theils 
weil e8 bei der Stodung öſtlich von Pittsburgh nichts genügt hätte, die Züge 
auf den weftlihen Bahnen laufen zu laffen. Hier geichahen aber gar feine 
Gemaltthaten. Der Bürgermeifter der Stadt nahm jogleih alle nöthigen Bor: 
fihtsmafregeln und die Strifenden ftanden unter dem Befehl von Ammon, dem 
Gründer der Trainmen’s Union, der fünf Tage lang den ganzen Paflagierverfehr 
einer Abtheilung der Pittsburgh: Fort Wayne: und Chicago-Bahn als Super: 
intendent dirigirte. Am 24. Juli Tieferte er die Bahn ihren Eigenthümern 
ruhig wieder zurüd. 

In Harrisburg, Philadelphia und Reading ftellten auch um dieſelbe Zeit die 
Eifenbahnbedienfteten ihre Arbeit ein, aber in allen dieſen Städten thaten die 
Behörden ihre Pflicht und nur in Reading fam e8 zum Blutvergießen. 

In der nächſten Woche wurden die mweftlihen Städte von der Strife-Epide- 
" mie ergriffen. Auf den Bahnen, die von Cleveland nah Chicago und von 
Indianopolis nah St. Louis führen, fowie auf der Pacıfic- Bahn und 
vielen andern, von weniger Bedeutung, fanden auch Strifes ftatt. In Buffalo, 
Columbus, Fort Wayne, fogar in San Francisco zeigten fidy Unruhen, dann 
aud in Albany, St. Louis und Chicago, wo die Socialiften die Gelegenheit 
benugten, um ihre Grundfäge in Anwendung zu bringen, und wo am Donner- 
ftag, den 26., blutige Zufammenftöße mit ver Polizei ftattfanden. In Scran- 
ton (Pa.) brach am 25. ein Strife auf der Eilenbahn aus; dann unter den 
Örubenarbeitern, die immer zu Gewaltthaten bereit find. ine energiſche, ent: 
Ichlofjene Bürgerwehr erftidte aber die Bewegung im Keime. 

Sogar ın New-York hielten die Socialiften eine Maffenverfammlung in 
Tompkins Equare am 25., um ihrer Sympathie Ausdrud zu geben. Die Zei- 
tungen machten die Demonftration aber vorher jo lächerlich und es wurde eine 
fo tüchtige Polizeimacht in der Nähe aufgeftellt, daß e8 bei Schimpfmörtern und 
Dravado fein Bemenden hatte. Am 30., 14 Tage nad) dem erften Ausbruch, 
war der Strife überall zu Ende. 

Aus der Schilderung dieſer merkwürdigen Bewegung, für Die fi eine 
paffende Bezeichhung kaum finden läßt, erhellt, daß fie durchaus nicht auf einem 
vorher entworfenen Plane berubte, und auch nicht überall durch diejelben Ur: 
jachen hervorgerufen wurde. Auf jeder Bahn waren die Verhältniſſe anders, das 
einzige Gemeinfame war eine allgemeine Unzufriedenheit der Bedienſteten mit 
ihrer finanziellen Lage. Als nun der erfte Aufruhr auf der Baltimore-Ohio— 
Bahn ftattfand, geriethen die Leute auf den andern Bahnen in eine paniiche 
Aufregung, die dur das Einfchreiten der Truppen noch gefteigert wurde, und 
ohne vorherige Organifation flürzten fie fich im die anfcheinend gewaltige Be: 
wegung hinein. Die große Zerftörung von Menfchenleben und Gütern in Pitts— 
burgh mar meiftend einer criminellen Pflichtvergeffenheit des Bürgermeifterd und 
einer großen Unfähigkeit der Commandirenden ver Truppen zuzuichreiben, theil— 
weife auch dem Umftande, daß die Bürger, wegen ihrer Feindfeligkeit mit der 
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Bahn anfangs eine zweifellofe Sympathie mit den Strifenden hatten. Niemand 
dachte, daß jo viele Bagabunden aus aller Herren Yändern, die mit den Eifen- 
bahnen auch nicht die geringfte Verbindung hatten, ſogleich berbeieilen und 
ſolcher Ausichreitungen ſich ſchuldig machen würden. Man fann aljo nicht 
eigentlih von einem Strife reden, fondern von einer Verbindung einer Menge 
Strites. 

Was uns hier aber beſonders intereſſirt, das ſind die Triebfedern dieſer 
einzelnen Bewegungen. Lagen ſie in den Gewerkvereinen oder nicht? Das 
ganze Zeugniß geht dahin, daß die Vereine als ſolche mit dem Strike wenig 
oder Nichts zu thun hatten. Die Trainmen's Union war überall todt, ehe der 
Strike anfing, alſo kann ſie nicht daran Theil genommen haben. Was die 
Brüderſchaft der Locomotivführer betrifft, jo wurde damals vielfach geglaubt, 
daß fie die ganze Sache angeftiftet habe. Ein Vorfall ſchien auch diefen Verdacht 
zu beftätigen. Es wurde nämlih am 20. Juli ein jchriftliher Antrag Seitens 
der Bedienfteten an die Pennſylvania-Bahn gemacht, der die Ueberichrift trug 
„Brotherhood of Locomotive Engineers, Pittsburgh Division No. 50*, und 
der folgende Forderungen enthielt: Wiederberftellung der früheren Löhne, Ab- 
Ichaffung ver Double headers, Zurüdnahme aller wegen Theilnahme an dem 
Strite Entlafjenen und Abſchaffung der fogenannten Glaffification der Yocomotive 
führer, d. 5. der Regel, kraft welcher der Lohn mit der Dienftzeit fteigt. Hier— 
aus geht hervor, daß die Locomotivführer allerdings einen Gewinn aus den all 
gemeinen Unruhen zu ziehen Hofften, aber im Anfang waren fie bereit zu dienen 
und verfuchten ihre Locomotiven anzukoppeln, trogdem fie won den Bremfern 
bedroht wurden. Sie ftellten ihre Arbeit ein, nur weil fie Dazu gezwungen 
wurden. Aber auch die Unterfuchung zeigte mit ziemlicher Beftimmtheit, daß 
die Brüderſchaft vor dem Ausbruche in feiner Beziehung zu demſelben ftand, 
Was ihr Grand Chief audy unter der Hand und auf eigene Fauft gethan haben 
mag, die Brüderſchaft als ſolche kann nicht dafür verantwortlich gemacht werden. 

Wenn wir nun zum Schluß die amerifanischen Gewerkvereine mit den eng— 
liſchen vergleichen, jo ftellen fich wichtige und bezeichnende Unterſchiede heraus, 
jowohl in der Verwaltung, ald in den Wirkungen. Indem wir die Amalgama- 
ted Society of Engineers al® Vertreter der engliichen Bereine im Allgemeinen 
anfehn, jo zeigt fi in den amerifanifchen eine größere Macht der Vorfteher und 
zugleich eine geringere Controlle derfelben. Sie find der Delegirtenverfammlung 
natürlich verantwortlich und ihre Rechnungen werden immer befichtigt, aber die 
genaue Controlle Schritt für Schritt, die gegenfeitige Aufficht der” verſchiedenen 
Beamten, die jo viele Weitläuftigfeiten in den engliichen Vereinen verurſachen, 
fehlen ganz und gar. Diefem Umftande iſt e8 wohl zuzufchreiben, daß jo viele 
Beruntrenungen der Schatmeifter ftattfinden. Fälle diefer Art aus neuerer 
Zeit find mir befannt in den Vereinen der Druder, der Locomotivführer, der 
Schneider und der Hutmacher. 

Die amerifaniichen Vereine ſcheinen ferner eine große Aufmerkſamkeit der 
rein parlamentarifchen Thätigfeit zu widmen, Es wird mit Delegirtenverfamme 
lungen ein großer Yurus getrieben. Wenn wir bedenken, daß die jährliche Ver— 
ſammlung der Former von $ 5000.00 bis $ 10,000.00 koftet, fo müſſen wir 
die Sparlamkeit der Engländer bewundern, die nur in außerordentlihen Fällen 
ihre Abgeordneten berufen und die amtlichen Geſchäfte alle brieflih abmachen. 
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Troß dieſes feltenen Austaufches von Ideen und Meinungen oder vielleicht ges 
rade deshalb tft die ganze Organifation in den engliſchen Vereinen viel feiter 
und ftärker als in den amerikanischen. Hier ift die Yocal-Autonomie jehr groß; 
fie zeigt fih 3. B. darin, daß ein Candidat nicht ald Mitglied des großen Ber: 
eins, jondern ald Mitglied des Zmweigvereind aufgenommen wird. Daher muß 
bei feinem Umzuge nad einer andern Stadt der Localverein, an den er fid) 
um Aufnahme wendet, noch einmal über ihn abftimmen, trotzdem er im Befite 
einer vom Secretür des Gentralvereind beglaubigten Reiſekarte ift. In dieſem 
Valle genügt zur Aufnahme meiftens einfache Majorität, aber von ſelbſt wird 
er nicht Mitglied. Jeder Zweig erläßt ferner feine eigenen Nebengefege; in 
einigen Vereinen machen fie ſogar ihr eigenes Statut. Im allen bejtehen ges 
trennte Berfaffungen für den Gentralverein und für die Zweige. In England 
Dagegen gilt ein Statut für die ganze Gejellihaft. Die Bedeutung der Zweige 
als Zweige verfchwindet, und die Mitglieder werden feft an den großen Verein 
gebunden durch die Equalisation of Funds, d. h. durdy die jährliche Verthei— 
lung des Ueberfchuffes nad) der Kopfzahl unter alle Vereine. Dieje Einrichtung 
ift in Amerika unbefannt. 

Der Unterſchied ſchließlich in den wirtbichaftlichen Folgen der englifchen und 
amerikaniſchen Vereine befteht mit einem Worte darin, daß erftere ſich auf der 
Seite der Ausgaben bethätigen, legtere auf der Seite der Einnahmen. Die 
amerikaniſchen Vereine bemühen fih vor Allem ihrem Mitgliede hoben Lohn, 
alfo eine gute Einnahme zu verſchaffen. Was er damit macht, ift gleichgültig. 
Die englifchen Vereine arbeiten auch im dieſer Richtung, aber ihre wichtigite 
Thätigkeit befteht doc darin, daß fie das Mitglied zur Sparjamfeit anreizen, 
daß fie ihm möthigen, einen Theil ſeines Einfommens jo anzulegen, daß er bei 
Krankheit, Arbeitslofigkeit oder Unglüdsfällen nie ganz mittellos wird, daß fie 
ihn gewifjermaßen zum Capitaliften machen und ihn der Furcht vor wirthichaft: 
lichem Untergang überheben. Das höchſte Ziel, weldes ſich die Gemwerkvereine 
ſtecken können, ift die Sicherftellung des Arbeiters, und dieſes Ziel haben die 
amerifanifchen Vereine, jo fehr die neuern dahin zu ftreben ſcheinen, noch nicht 
erreicht. 
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